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Für  die  Beurtheilung  des  Staatslebens  der  Römer  ist  die  Erkennt- 
niss  ihrer  Strafgesetze  und  der  Formen  ihres  Strafprocesses  von 
entscheidender  Wichtigkeit  Man  findet  darüber  vielfache  Nach- 
richten, und  berühmte  Denkmäler  der  Literatur  beziehen  sich  dar- 
auf; dennoch  ist  es  schwer,  eine  klare  Anschauung  zu  gewinnen.  m 
Die  alten  Schriftsteller  geben  übereinstimmend  als  ersten  Grund- 
satz des  Strafrechtes  seit  Errichtung  der  Republik  an,  dass 
über  Leben  und  Tod,  ja  über  alle  Leibes-  und  Vermögens- 
strafen von  Römischen  Bürgern  das  Volk  selber  die  höchste 
Entscheidung  hatte.  Dies  Gesetz  preisen  sie  als  das  kostbarste 
Vorrecht  des  Bürgerthums,  als  den  sichersten  Hort  der  Freiheit. 
Aber  wie  dieAusfuhruug  desselben  gewesen  sei , sagen  sie  nicht. 
Man  begreift  dessen  Möglichkeit  in  den  ältesten  Zeiten,  als  der 
Staat  auf  Rom  beschränkt  und  die  Zahl  der  Bürger  gering  war; 
später  als  Rom  die  Welt  beherrschte  und  die  Menge  der  Bürger 
durch  freigiebige  Aufnahme  von  Fremden  wuchs,  bedurfte  es 
besonderer  Veranstaltungen , um  das  Gesetz,  wenn  auch  nur  dem 
Scheine  nach . aufrecht  zu  erhalten.  Indessen  die  Ueberlieferuug  • 


Digitized  by  Google 


VI 


Vorrede. 


lässt  uns  im  Stich.  Es  geht  hierbei , wie  bei  vielen  und  gerade 
den  wichtigsten  Punkten  der  Alterthumskunde:  die  Gewährs- 
männer setzen  diejenigen  Verhältnisse,  in  welchen  sie  selbst  und 
alle  ihre  Mitbürger  leben,  als  bekannt  voraus  uud  fühlen  das 
Bedürfniss  einer  Erläuterung  nicht.  Bei  den  neueren  Gelehrten 
sucht  man  ebenfalls  vergeblich  nach  Auskunft.  Sie  erwähnen 
allerdings  jenen  durch  ein  bestimmtes  Gesetz  ausgesprochenen 
Grundsatz,  erzählen  von  der  Berufung  an  das  Volk  und  stel- 
len die  darauf  bezüglichen  Nachrichteu  zusammen;  aber  wie  die- 
selbe thatsächlich  geübt  uud  neben  der  Freiheit  des  Bürgers  die 
Ordnung  des  Staates  gewahrt  worden  sei , darüber  sprechen  sie 
nicht 

Schwierigkeiten  anderer  Art  bietet  das  spätere  Römische 
Recht,  das  hauptsächlich  in  den  Schwurgerichten  gehandhabt 
wurde.  Die  Bruchstücke  von  Gesetzen,  welche  wir  übrig  haben, 
so  wie  die  Ciceronischen  Reden  sind  eine  reiche,  fast  uner- 
schöptliche  Quelle  für  Untersuchungen,  welche  erst  theilweise 
begonnen,  überall  ungelöste  Räthsel  darbieten.  Von  ihnen, 
welche  am  Meisten  unmittelbare  Belehrung  gewähren , ging  ich 
aus  und  stieg  allmälig,  Früheres  und  Späteres  miteinander  ver- 
knüpfend und  Eines  durch  das  Andere  erläuternd,  zu  den  älte- 
sten Zeiten  des  Staates  auf.  So  kam  ich  dazu,  eine  Darstellung 
des  gesammten  Criminalrechtes  und  Criminalprocesses  der  Römi- 
schen Republik  zu  versuchen,  welche  ich  der  wohlwollenden  Be- 
urtheilung  der  Leser  empfehle. 

Gegen  Ende  des  sechzehnten  Jahrhunderts  gab  Carl  Sigo- 
nius  als  Schluss  seiner  Schilderung  des  Römischen  Staatslebens 
drei  Bücher  de  judiciis  heraus , von  denen  das  zweite  de  judiciis 
publicis,  das  dritte  de  judiciis  populi  handelte.  Es  war  ein 
für  jene  Zeit  ausgezeichnetes  Werk  und  ist  in  vielfacher  Bezie- 
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tmng  bis  jetzt  die  Grundlage  aller  Untersuchungen  geblieben. 
Sigonius  beschäftigte  sich,  seinen  sonstigen  Studien  gemäss, 
ausschliesslich  mit  dem  Criminalreohte  der  Republik  und  gewann 
neuen  Stoff  für  dasselbe  durch  Benutzung  der  uns  erhaltenen 
Bruchstücke  eines  republicanischen  Gesetzes.  Seine  Darstellung 
ist  kurz  und  entbehrt  meist  der  Beweise,  oft  auch  oberflächlich, 
weil  sie  in  die  Einzelheiten  nicht  eingeht;  aber  sie  ist  klar  und 
verräth  eine  bewundernswürdige  Anschauung  der  Römischen  Ver- 
hältnisse. Unter  den  Gelehrten,  welche  nach  ihm  denselben 
Gegenstand  in  seiner  Gesammtheit  umfasst  haben,  ist  keiner, 
der  mit  ihm  wetteifern  könnte. 

ln  neuerer  Zeit  sind  zwei  hierher  gehörige  Werke  erschienen, 
ron  Gustav  Geib  die  Geschichte  des  Römischen  C’riminalprocesses 
bis  zum  Tode  Justinians  (Leipzig  1842)  und  von  Wilhelm  Hein 
(las  Crimiualrecht  der  Römer  von  Romulus  bis  auf  Justinianus 
(Leipzig  1844).  Beide  haben  bedeutende  Verdienste  und  ich  bin 
ihnen,  namentlich  in  Bezug  auf  die  Sammlung  des  Stoffes,  zu 
grossem  Danke  verpflichtet  Indessen  der  Verfasser  des  ersten 
Werkes  hat  selber  nicht  die  Hoffnung,  eine  befriedigende  Bear- 
beitung des  Römischen  Criminalprocesses  zu  liefern : sein  Zweck 
ist  nur,  ein  höheres  und  allgemeineres  Interesse  für  seinen  Ge- 
genstand za  erwecken,  er  will  den  Weg  zeigen,  auf  dem  künf- 
tige Bearbeiter  fortschreiten  können.  Das  zweite  Werk  ist  eine 
höchst  schätzenswerthe  Zusammenstellung,  entbehrt  aber  der 
nöthigen  Schärfe  und  Anschaulichkeit.  Der  Fortschritt  der 
Wissenschaft  verlangt  eine  neue  Bearbeitung  des  Römischen 
Criminalrechtes. 

Fehlte  es  nur  am  Zusammenfassen  des  uns  überlieferten 
Stoffes  und  an  der  Durchdringung  desselben  durch  leitende  Ge- 
danken und  Grundsätze,  so  wäre  die  Aufgabe  eine  leichtere  ids 
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sie  jetzt  ist.  Indessen  es  sind  zwar  viele  Arbeiten  über  ein- 
zelne Punkte  erschienen:  sie  haben  die  Erkenutniss  gefördert 
und  zum  Theil  sichere  Ergebnisse  geliefert.  Die  älteste  Ge- 
schichte Roms  bildet  sogar  seit  lauge  einen  Lieblingsgegeustand 
für  den  Scharfsinn  der  Gelehrten.  Dennoch  sind  wir  von  einer 
befriedigenden  Erkenntniss  der  Einzelheiten  weit  entfernt:  über- 
all begegnen  Zweifel  und  Unklarheiten  und  wer  sie  vermeiden 
will,  darf  eine  fortlaufende  Kette  von  selbständigen  Untersuchun- 
gen nicht  scheuen.  Ja  die  Erfolge  in  der  Untersuchung  der 
Römischen  Verfassungsgeschichte  sind  oft  unglücklich  gewesen  : 
die  Forschungen  waren  einseitig,  die  Ergebnisse  in  Hauptpunk- 
ten unrichtig.  Es  ist  unmöglich,  dass  wer  ihnen  folgt,  zu  eiuer 
klaren  und  mit  der  Ueberlieferung  übereinstimmenden  Anschau- 
ung gelangt.  Unter  den  neuern  Büchern  sind  nur  J.  Rubinos 
Untersuchungen  über  Römische  Verfassung  und  Geschichte  (Cas- 
sel 1839)  zuverlässig,  gleich  ausgezeichnet  durch  critische 
Schärfe  wie  durch  philosophische  Entwickelung  der  schwierig- 
sten Punkte  in  der  Römischen  Geschichte : sie  sind  für  diejenigen 
Zeiten,  auf  welche  sie  sich  beziehen,  ein  sicherer  Führer  und 
liefern  eine  noch  nicht  gebührend  gewürdigte  Grundlage  für  wei- 
tere Untersuchungen.  Für  das  Uebrige  bedarf  es  erneuter  For- 
schung, zum  Theil  der  Auffindung  eines  neuen,  an  die  Ueber- 
lieferung sich  anschliessenden  Weges,  wenn  man  nicht  in  Unklar- 
heiten oder  Gebilde  der  Phantasie  verfallen  will. 

Aus  diesen  Verhältnissen  ergiebt  sich  die  Nothwendigkeit 
einer  geschichtlichen  Darstellung  des  Criminalrechtes.  Jede  Er- 
scheinung musste  da  besprochen  werden,  wo  sie  zuerst  auftritt, 
auch  bei  der  Schilderung  der  Schwurgerichte , ihre  Entwickelung 
nach  den  einzelnen  Gesetzen , welche  sie  hervorriefen , gegeben 
werden.  Oft  war  grössere  Ausführlichkeit  über  die  Gestaltung 


Digitized  by  Google 


Vorrede. 


IX 


des  gesammteu  öffentlichen  Lehens  nöthig.  Wenn  ich  dabei 
Ansichten  ausspreche,  welche  den  jetzt  herrschenden  entgegen- 
gesetzt sind,  so  bitte  ich  die  ineinigen,  auch  wenn  sie  nicht 
begründet  werden,  deshalb  nicht  zu  verwerfen.  Sie  beruhen 
auf  besonderen  Untersuchungen,  die  ich  nur  an  der  betreffenden 
Stelle  nicht  geben  konute.  Ich  werde  anderswo  Gelegenheit 
haben,  sie  wissenschaftlich  auszuführen. 

Meine  Arbeit  betrifft  ein  Juristen  und  Philologen  gemein- 
sames Feld:  die  letztem  haben  an  demselben  mehr  Tlieil,  als 
sie  an  dem  Criminalrecbte  der  Kaiserzeit  in  Anspruch  nehmen 
dürfen.  Denn  in  der  Republik  war  dasselbe  wenig  durch  ge- 
lehrte Thütigkeit  ausgebildet,  überdem  so  eingerichtet,  dass  die 
oberste  Entscheidung  in  streitigen  Fällen  dem  Volke  zufiel.  Zu 
seiner  Auffassung  musste  der  Verstand  des  gewöhnlichen  Man- 
nes, wie  er  durch  das  öffentliche  und  politische  Leben  geschärft 
war,  hinreichen.  Ich  habe  deshalb  absichtlich  öfters  juristische 
Ausdrücke  gemieden:  es  kam  mir  hauptsächlich  darauf  an,  das 
thatsächliche  Verfahren,  wie  es  sich  im  Leben  gestaltete,  zur 
Anschauung  zu  bringen.  Meine  Absicht  war  ferner,  zur  Er- 
klärung der  alten  Schriftsteller  beizutragen  und  die  Processe, 
welche  von  ihnen  erwähnt  werden,  verständlich  zu  machen.  Ich 
habe  deshalb  einige,  durch  die  besten  Denkmäler  der  Römischen 
Literatur  bekannte,  Processe  ausführlich  behandelt  und  gedenke 
dasselbe  namentlich  bei  denen  zu  thun,  über  welche  wir  Reden 
von  Cicero  besitzen.  Meine  Darstellung  vermeidet,  wenngleich 
sie  auf  selbständigen  Untersuchungen  beruht  oder  diese  enthält, 
doch  den  äussern  Schein  der  Gelehrsamkeit.  Einzelne  Ausfüh- 
rungen, Widerlegung  entgegenstehender  Ansichten  und  andere 
Bemerkungen  ähnlicher  Art  habe  ich  an  das  Ende  des  Buches 
verwiesen:  dort  stehen  sie  dem  weiter  Forschenden  zu  Gebote, 
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L':ls  vorliegende  Buch  handelt  über  das  Criminalrecht  der 
Römischen  Republik:  es  soll  in  der  einleitenden  Betrachtung  den 
Zustand  desselben  unter  den  Königen  schildern,  dann  die  Ver- 
änderungen, welche  mit  ihm  bei  der  Errichtung  des  Freistaates 
stattfanden , darstellen  und  seine  weitere  Entwickelung  verfolgen 
bis  zu  Kaiser  August's  Auftreten,  wo  der  Staat  nach  langen  und 
blutigen  Parteikämpfen  sich  wiederum  zu  einer  Monarchie  um- 
bildete. Meine  Arbeit  soll  also  diejenigen  Zeiten  des  Römischen 
Volkes  umfassen , welche  verdienter  Massen  das  Interesse  von 
Gelehrten  und  Ungelehrten  vorzugsweise  in  Anspruch  nehmen. 
Ohne  Zweifel  ist  auch  die  Kaiserregieruug  der  gründlichsten 
Untersuchung  werth : es  galt  in  ihr,  den  Staat,  der  in  beispiellosem 
Wachsthum  die  ganze  bekannte  Welt  unterworfen  hatte,  zu  einem 
wohlgeordneten  Ganzen  zu  vereineu , die  inneren  Verhältnisse  zu 
gestalten,  die  Ungleichheiten,  welche  der  rasche  Siegeslauf  ge- 
schaffen, zu  verwischen  und  in  der  gesammten  Bevölkerung  eine 
neue  Gliederung  herbeizuführen.  In  dieser  Beziehung  zeigen 
auch  die  sonst  traurigen  Zeiten  einen  stetigen  und  für  die  Mensch- 
heit segensreichen  Fortschritt.  In  den  Einzelheiten  entfaltete 
sich  sogar  während  der  Kaiserzeit  das  Leben  reicher  und  viel- 
seitiger: die  Rechtspflege  zumal  erhielt  erst  in  ihr  jene  feine 
wissenschaftliche  Durchbildung,  die  ihr  abgesehen  von  bestimm- 
ten Formen  und  Gesetzen  einen  dauernden  Werth  verleiht  und 
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sie  zur  Grundlage  eines  jeden  tieferen  Rechtsstudiums  macht. 
Dennoch  erscheinen  uns  die  Verhältnisse  des  Freistaates  anzie- 
hender. In  ihm  bilden  sich  die  eigentümlichen  Tugenden  des 
Römischen  Volkes  aus,  in  ihm  tritt  seine  Thatkräftigkeit  auf 
das  Gländzendste  hervor  und  gewann  das  Uebergewicht  über  ge- 
sittete und  ungesittete  Nationen.  Eine  Darstellung  also,  in 
welchen  Formen  und  Grundsätzen  sich  die  Rechtspflege  während 
dieser  Blütlie  des  Römischen  Volkes  entwickelte,  darf  auf  allge- 
meines Interesse  Anspruch  machen.  Andere  mögen  die  Geschichte 
des  Criminalrechtes  während  der  Kaiserregierung  verfolgen:  sie 
werden , wenn  anders  die  hier  entwickelten  Ansichten  richtig 
sind , einen  desto  sicherem  Grund  für  ihre  Untersuchungen  haben. 
Zudem  sind  die  Quellen  für  jlie  Kaiserzeit  verschieden  von  denen 
der  Republik,  die  Rechtsgrundsätze,  welche  sich  alsbald  geltend 
machten,  andere:  wie  in  allen  Verhältnissen,  so  auch  im  Cri- 
minalrecht,  besteht  ein  durchgreifender  Unterschied  zwischen  dem 
Freistaate  und  dem  Kaiserreich  und  wer  nur  einen  Theil  des 
Römischen  Strafrechtes  behandeln  will,  kann  keinen  passenderen 
Abschnitt  als  den  bei  Kaiser  August's  Alleinherrschaft  finden. 

Geschichtsforscher  und  Rechtsgelehrte  haben  ein  gleiches 
Interesse  au  einer  Geschichte  des  Römischen  Criminalrechtes. 
Die  alten  Politiker  unterscheiden  in  jeder  Staatsverfassung  drei 
T heile,  deren  Verschiedenheit,  wie  sie  lehren,  eine  Verschieden- 
heit der  Verfassung  selber  zur  Folge  hat,  den  berathendeu,  dem 
nach  Innen  die  Gesetze,  nach  Aussen  die  Verträge  anheim  fallen, 
den  auf  die  Beamten  bezüglichen,  von  dem  die  Vollziehung  des 
Beschlossenen  ausgeht,  drittens  den  richtenden.*)  Diese  drei 
Theile  mag  man  in  philosophischer  Betrachtung  sondern;  that- 
sächlich  sind  sie  so  mit  einander  verwachsen,  dass  das  Ver- 
ständuiss  des  einen  ohne  den  andern  nicht  möglich  ist.  Von 
den  Gerichten  aber  sind  es  vorzugsweise  die  Criminalgerichte, 
welche  sich  der  gesammten  Staatsverfassung  anschliessen : je 
nachdem  diese  sich  ändert,  werden  auch  die  Formen  des  Ver- 
fahrens, die  Bestimmungen  über  Verbrechen  und  Strafen  andere. 
In  den  Staaten  des  Alterthums  zeigt  sich  die  Zusammengehörig- 
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keit  dieser  drei  Theile  in  noch  höherem  Grade  als  in  den  mo- 
dernen. Durch  die  wissenschaftliche  Behandlung  des  Rechtes 
haben  die  Gerichte  jetzt  eine  Selbständigkeit  gewonnen,  dass 
sie  auch  hei  verschiedenen  Staatsformen  unverändert  bestehen 
können:  dieselbe  Einrichtung  der  Criminalgerichte  findet  sich  in 
Monarchien  und  in  Freistaaten.  Dagegen  im  Alterthum  war  dies 
unmöglich.  Der  Uebergang  Roms  vom  Königthum  zur  Republik 
führte  unmittelbar  eine  Umgestaltung  der  Gerichte,  welche  über 
das  Leben  und  Vermögen  der  Bürger  zu  entscheiden  hatten, 
herbei,  und  als  das  Kaiserthum  sich  bildete,  noch  keinesweges 
vollständig  abgeschlossen  war,  wurden  dem  neuen  Monarchen 
Befugnisse  eingeräumt , welche  einen  wesentlichen  Einfluss  auf 
Handhabung  der  Criminalgerichtsbarkeit  ausübten.  Es  werden 
also  Geschichtsforscher  in  der  Erkenntniss  des  Römischen  Cri- 
minalrechtes nicht  nur  eine  Darstellung  finden,  wie  menschliche 
Verhältnisse  geordnet  und  die  Leidenschaften  gezügelt  wurden, 
sondern  auch  Erläuterungen  über  die  wichtigsten  Vorgänge  in 
der  Römischen  Verfassung.  An  die  Einsetzung  derConsulu,  der 
Volkstribnnen , der  Zehnmänner  knüpfen  sich  unmittelbare  Ver- 
änderungen in  der  Strafrechtspflege  und  der  politische  Theil  die- 
ser Ereignisse  lässt  sich  ohne  gleichzeitige  Betrachtung  ihrer 
Folgen  im  Strafrechte  nicht  richtig  auffassen.  Die  Einsetzung 
der  Schwurgerichte,  die  Schwankungen  im  Stande  der  Geschwo- 
renen stehen  im  genauesten  Zusammenhänge  mit  den  Wechsel- 
fällm  des  Staatslebens:  die  Prooesse  von  Coriolan,  von  Mau- 
lius  Capitolinus,  von  Cicero  sind  nicht  nur  merkwürdig,  weil 
sie  uns  ein  Bild  von  dem  Strafverfahren  geben , sondern  bezeich- 
nen auch  Abschnitte  in  der  politischen  Entwickelung. 

Bei  den  Rechtsgelehrten  hat  das  Römische  Privatrecht  von 
jeher  ein  bei  weitem  grösseres  Interesse  erweckt  als  das  Crimi- 
nalreeht:  jenes  wurde  von  Vielen  und  mit  ausserordentlichem 
Scharfsinne  erforscht , dieses  nur  von  Einzelnen  behandelt.  Den- 
noch ist  es,  wenn  man  von  der  Nützlichkeit  für  practische  Zwecke 
ab?ieht,  der  Erkenntniss  nicht  weniger  wertb.  Schon  die  Be- 
trachtung, wie  bei  einem  weltbeherrschenden  Volke  die  allgemeinen 
Rechts  begriffe  über  die  höchsten  menschlichen  Güter  ins  Leben 
getreten  sind,  verdient  Beachtung ; aber  das  Römische  Strafrecht 
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hat  ausserdem  noch  einige  besondere  Eigentümlichkeiten.  Man 
kann  bei  ihm  die  Entwickelung  wenigstens  in  allgemeinen  Zügen 
von  seinem  Ursprünge  an  verfolgen,  wie  das  Criminalrecht  an- 
fänglich ungetrenut  vom  Privatrechte  bestand  und  von  denselben 
Personen,  in  denselben  Formen,  nach  denselben  Gesetzen  ge- 
übt wurde,  wie  es  sich  allmälig  trennte  und,  wenig  gestört 
durch  fremde  Einflüsse,  seinen  eigenen,  naturgeinässen  Eut- 
wickelungsgang  nahm.  Die  Tugenden  des  Volkes,  welche  seine 
Ueberlegenheit  über  andere  Völker  begründeten,  zeigen  sich  in 
ihm  eben  so  deutlich  wie  in  den  politischen  Ereignissen.  Dahin 
gehört  vor  Allem  eine  wunderbare  Stetigkeit,  die  trotz  der  hef- 
tigsten Parteikämpfe  alle  Sprünge  der  Entwickelung  vermeiden 
und  nur  schrittweise  vorwärts  gehen  liess.  Derselbe  Grundsatz, 
der  im  Beginne  der  Republik,  ja  selbst  unter  den  Königen  für 
das  Criminalrecht  aufgestellt  wurde,  bestand  noch  am  Ende  des 
Freistaates,  wo  schon  Alles  zu  monarchischer  Gestaltung  neigte; 
die  Einsetzung  der  Schwurgerichte  geschah  nicht  plötzlich , nicht 
durch  ein  einziges  Gesetz,  sondern  in  verschiedenen  Abstufun- 
gen und  in  naturgemässem  Gange.  Gewisse  Rechtsformen  finden 
sich  unter  den  Königen  wie  in  der  Blüthe  des  Staates , sie  gehen 
durch  die  ganze  Römische  Geschichte.  Dabei  wurde  das  Alte 
hei  dem  Eintreten  des  Neuen  nie  aufgehoben,  sondern  Zeit  und 
Sitte  bewirkten  das  Verschwinden  des  einen  und  die  volle  Gel- 
tung des  andern.  Bewundemswerth  ist  ferner  die  Geschicklich- 
keit in  practiseher  Gestaltung  des  Vorhandenen , wie  z.  B. 
Rechtsformen,  welche  für  eine  kleine  Stadt  und  für  beschränkte 
Verhältnisse  erfunden  waren,  den  grössten  angepasst  und  mit 
den  Bedürfnissen  eines  Weltstaates  in  Einklang  gebracht,  wie 
die  Kraft  der  Regierung  gewahrt  und  doch  die  Freiheit  des  Bür- 
gers geschützt  wurde.  Hätte  man  diese  Eigenthümlichkeiten  de? 
Römischen  Criminalrechtes  erkannt , so  würde  es  grössere  Aner- 
kennung gefunden,  regeren  Eifer  zur  Erforschung  der  vielen 
schwierigen  und  dunkeln  Punkte,  welche  es  darbietet,  erweckt 
haben. 

Die  Quellen  der  Erkenntniss  sind  für  das  Römische  Crimi- 
nalrecht eben  dieselben,  welche  es  für  die  Römische  Geschichte 
überhaupt  giebt.  Sie  sind  leider  weder  vollständig  noch  mannig- 
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fach , so  dass  seihst  für  das  Yerständniss  der  wichtigsten  Ein- 
richtungen Schwierigkeiten  genug  zu  überwinden  sind.  Diese 
hat  das  Criminalrecht  mit  der  allgemeinen  politischen  Geschichte 
gemeinsam.  Eigentümlich  ist  ihm  der  Umstand,  dass,  wo  wir 
scheinbar  die  glaubwürdigsten  unmittelbaren  Zeugen  in  den  bei 
Criminalprocessen  gehaltenen  Reden  haben,  die  durch  sie  über- 
lieferte Kunde  eine  parteiische,  durch  alle  Mittel,  welche  poli- 
tische Leidenschaft  oder  die  Erfindungskraft  geschickter  Advo- 
raten  an  die  Hand  gab,  entstellte  ist:  es  bedarf  des  schärfsten 
Urtheiles,  um  aus  solchen  rednerischen  Darstellungen  den  wirk- 
lichen Thatbestand  zu  ermitteln.  Dadurch  wird  unsere  Einsicht 
in  die  Vorgänge  selbst  der  blühendsten  Zeit  des  Staates,  aus 
der  wir  die  Berichte  gepriesener  Schriftsteller  übrig  haben,  un- 
sicher. Denn  ein  Geschichtsschreiber,  mag  er  auch  noch  so  ein- 
seitig sein,  bekämpft  'dennoch  seine  Parteilichkeit:  ein  Redner 
und  Advocat  folgt  nur  seiner  Pflicht,  der  Anklage  oder  Vertei- 
digung zu  dienen.  Dazu  kommt,  dass  das  Criminalrecht  am 
häufigsten  seine  Anwendung  findet  in  den  gewöhnlichen  Fällen 
des  bürgerlichen  Lebens,  und  über  sie  ist  unsere  Ueberlieferung 
»ehr  dürftig.  Es  liegt  in  der  Natur  solcher  Fälle,  dass  sie,  so 
grosses  Aufsehen  sie  auch  für  den  Augenblick  erregen,  doch 
rasch  vergessen  werden:  und  Schriftsteller,  welche  eine  Zusam- 
menstellung der  wichtigsten  von  ihnen  oder  überhaupt  die  Dar- 
stellung des  Criminalrechtes  zu  ihrem  besondern  Zweck  gemacht 
hätten , besitzen  wir  aus  der  Zeit  der  Römischen  Republik  nicht. 

Die  Geschichtsschreiber  aber  hielten  es  unter  ihrer  Würde,  sich 
um  dergleichen  zu  kümmern : sie  richteten  ihr  Augenmerk  einzig 
auf  die  grossen  Thaten  im  Kriege  und  im  Frieden.  Also  über 
politische  Vergehen  und  Processe  haben  wir  einige,  wenngleich 
unsichere,  Kunde;  über  den  Verlauf  der  gewöhnlichen  Criminal- 
faJle  sind  wir  auf  einzelne  Bemerkungen,  welche  gelegentlich 
gemacht  werden , beschränkt 

Für  eine  wichtige  Zeit  der  Römischen  Republik,  wo  ihre 
Weltherrschaft  entschieden  war,  aber  innere  Zerwürfnisse  began- 
nen und  immer  hartnäckigere  Bürgerkriege  herbeiführten,  fehlt 
es  bekanntlich  an  zusammenhängenden  Berichten  ausführlicher 
Geschichtsschreiber:  über  die  Bestrebungen  der  Gracehen,  den 
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Marianischen  Bürgerkrieg,  L.  Sulla’s  Einrichtungen  besitzen  wir 
überaus  dürftige  Kunde.  Wie  würden  wir  anders  urtheilen , wie 
viel  richtiger  die  vorhergehenden  und  nachfolgenden  Ereignisse 
erkennen,  wenn  uns  z.  B.  Livius'  grosses  Geschichtswerk  für 
diese  Zeit  erhalten  wäre!  In  sie  fallen  die  bedeutendsten  Ver- 
änderungen des  Strafrechtes.  Die  Volksgerichtsbarkeit  blühte 
in  zahlreichen  und  wichtigen  Processen , daneben  entstanden  die 
Schwurgerichte  und  gewannen  allinälig  die  Gestalt  und  Ausbil- 
dung, welche  uns  in  den  späteren  und  bekannteren  Verhält- 
nissen entgegen  tritt.  Der  Verlust  ausführlicher  Ueberlieferung 
über  diese  Zeit  ist  für  uns  unersetzlich:  von  ihm  kann  man  mit 
Recht  unsere  unsichere  Erkenntniss  des  Römischen  Criminalrech- 
tes  überhaupt  herleiten. 

Von  der  ältesten  Römischen  Geschichte  haben  wir  verhält- 
nissmässig  ausreichende  Kunde,  wenigstens  zwei  Geschichts- 
schreiber, Livius  und  Dionysius,  von  denen  der  eine  in  patrio- 
tischer Absicht  für  seine  Landsleute,  der  andere  für  Griechen 
und  deshalb  ausführlicher  schrieb.  Sie  haben  alle  Nachrichten, 
die  sie  zu  ihrer  Zeit  vorfanden , mit  Eifer  zusammengestellt  und 
wir  dürfen  annehmen,  dass  wir  in  ihren  Berichten  ungefähr 
Alles,  was  man  am  Ende  der  Republik  über  Römische  Ge- 
schichte wusste,  besitzen.  Freilich  ist  damit  für  das  Criminal- 
reeht,  soweit  es  nicht- politische  Verbrechen  betrifft,  wenig  ge- 
wonnen: denn  die  gewöhnlichen  Fälle  des  bürgerlichen  Lebens 
waren  entweder  längst  verschollen  oder  galten  geschichtlicher 
Aufzeichnung  nicht  für  werth.  Aber  für  die  politische  Entwicke- 
lung des  Volkes  und  den  davon  abhängenden  Theil  des  Crimi- 
nalrechtes  war  damit  eine  sichere  Grundlage  der  Erkenntniss 
gegeben.  Es  wäre  wünschenswerth  gewesen,  wenn  die  Gelehr- 
ten von  ihr  nie  abgewichen  wären.  Indessen  vor  ungefähr  fünf- 
zig Jahren  begann  eine  critische  Richtung  in  der  Römischen  Ge- 
schichtsschreibung , deren  üble  Folgen  wir  noch  nicht  überwunden 
haben.  Sie  hatte  ohne  Zweifel  ihre  Berechtigung;  denn  die  frü- 
heren, ohne  Urtheil  und  tieferes  Verständniss  nur  Thatsachen 
sammelnde  Methode  hatte  ihre  grossen  Mängel ; aber  jene  ging 
in  ihrem  Streben  über  das  Rechte  hinaus.  Sie  steckte  sich  zum 
Theil  ein  Ziel,  das  unerreichbar  ist;  sie  verliess,  indem  sie 
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Alles  bezweifelte , den  einzig  möglichen  Weg  der  Erkenntnis« 
in  der  Geschichte;  sie  vernachlässigte  die  erste  Grundlage  der 
Untersuchung,  die  genaue  und  auf  Sprachkenntniss  gestützte  Er- 
klärung der  alten  Schriftsteller,  sie  überhob  sich  endlich  in  wun- 
derbarer Selbstverblendung  über  unverdächtige  und  vollgültige 
Zeugen.  Unter  der  Herrschaft  dieser  Richtung  hat  die  Erfor- 
schung der  Einzelheiten  einen  grossen  Aufschwung  genommen. 
Eben  durch  die  unbegrenzte  Möglichkeit  des  Erkennen«,  welche 
sie  dem  Forschenden  in  Aussicht  stellte,  erregte  sie  dessen 
Eifer.  Aber  in  der  Hauptsache  hat  sie  zu  ungeschichtlichen 
Phantasien  geführt,  welche  wie  durch  einen  mächtigen  Zauber 
das  Urtheil  auch  besonnener  Gelehrten  gefangen  nahmen : sie  hat 
ein  selbstbewusstes  Absprechen  hervorgebracht,  mit  dem  nicht 
nur  in  der  Geschichte , sondern  auch  in  verwandten  Zweigen  der 
Wissenschaft  jedes  Zeugnis«,  selbst  aus  leichtfertigen  Gründen, 
verdächtigt  und  die  Auffindung . der  Wahrheit  erschwert  wird. ') 
Zu  dieser  romantischen  Art  der  Geschichtsschreibung  (so  hat 
man  sie  nicht  unpassend  genannt)  kam  in  neuester  Zeit  bei  dem 
Erwachen  des  politischen  Gefühles  eine  parteiische  Behandlung 
der  Römischen  Geschichte.  Unparteilichkeit  gilt  mit  Recht  als 
eine  Haupttugend  des  Geschichtsschreibers.  Sie  mag  bei  zeit- 
genössischen Ereignissen  oder  überhaupt  Verhältnissen,  welche 
mit  den  unsem  Aehnlichkeit  haben,  sehr  schwer,  vielleicht  un- 
erreichbar sein.  Dennoch  ist  das  Streben  danach  nothwendig 
und  sicherlich  tadelnswerth  ist  es,  auch  auf  die  Darstellung  ver- 
schollener Verhältnisse,  zu  deren  genauer  Erkenntniss  uns  die 
Elemente  fehlen , eine  den  Strömungen  unserer  Zeit  entsprechende 
Parteifärbung  zu  übertragen.  Aber  die  Leidenschaft  gewann  den 
Sieg  über  die  Besonnenheit  Die  Kämpfe  der  Patricier  und  Ple- 
bejer wurden  den  Zerwürfnissen  unserer  Tage  gleichgestellt, 
die  Schlagwörter  der  modernen  Parteien  in  verkehrter,  wenig- 
stens schiefer  Anwendung  auf  altrömische  Vorgänge  übertragen, 
kurz  der  augenblickliche  Beifall  der  Menge  der  gründlichen  Be- 
lehrung, welche  die  ruhige  Betrachtung  der  Vergangenheit  ge- 
währt, vorgezogen.2) 

Der  Weg,  den  eine  besonnene  Forschung  unter  diesen  Um- 
ständen zu  gehen  hat,  ist  voller  Täuschungen  und  Scbwierig- 
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keiten:  es  kann  sie  nur  derjenige  vollständig  würdigen,  der 
seihst  eine  ähnliche  Untersuchung  geführt  hat.  Ausgehend  von 
der  Darstellung  berühmter  Gelehrten  sucht  mim  lange  die  Er- 
klärung von  Erscheinungen,  prüft  die  Berichte  der  Schriftsteller, 
erschöpft  die  verschiedensten  Möglichkeiten,  bis  man  am  Ende 
erkennt  , dass  die  Voraussetzungen,  von  denen  man  ausging,  auf 
Phantasien  beruhen,  wird  wieder  und  wieder  zurückgeführt  und 
findet  nur  im  genauesten  Anschluss  an  die  alte  Ueberliefcrung 
diejenige  Klarheit  und  Uebereinstimmung , welche  man,  geleitet 
von  den  Meinungen  der  Neueren,  vergebens  sucht.  Der  erste 
Schritt  ist  hierbei  der  entscheidende:  weicht  er  auch  nur  ein 
wenig  von  dem  richtigen  Pfade  ab,  so  führt  er,  naturgemässer 
Weise,  je  weiter  die  Untersuchung  geht,  um  so  weiter  abseits 
und  lässt  den  Forscher  zu  vollständiger  Abweichung  von  der 
Wahrheit  gelangen.  In  der  ältesten  Römischen  Geschichte  zu 
einer  genauen  Erkenntniss  des  Geschichtlichen  und  zu  wissen- 
schaftlichen Beweisen  dafür  zu  kommen  ist  vielleicht  nicht  mög- 
lich: nach  den  bisherigen  unglücklichen  Versuchen  muss  man  es 
bezweifeln.  Indessen  bei  der  Untersuchung  über  das  Criminal- 
recht  war  eine  solche  Sonderung  des  Geschichtlichen  und  Fabel- 
haften nicht  nöthig;  denn  Rechtsgrundsätze  und  Processe  sind 
bei  fabelhaften  Personen  und  Verhältnissen  eben  so  beweisend 
wie  bei  geschichtlichen.  Sie  zeigen,  was  die  Römer  selbst  über 
ihre  Vorgeschichte  dachten.  Ueber  dieses  werden  wir  auch  durch 
die  scharfsinnigsten  Vermuthungen  nicht  hinaus  kommen  können ; 
zudem  war  die  Stetigkeit  des  Römischen  Rechtes  so  gross,  dass 
die  Nachkommen  aus  den  Einrichtungen  ihrer  Zeit  mit  Recht 
Schlüsse  auf  die  ihrer  Vorfahren  machen  durften.  Aber  Eines 
ergab  sich  im  Gegensatz  zu  der  bisherigen  Geschichtsschreibung 
als  besonders  zu  beachten,  an  dem  von  den  alten  Schriftstellern 
Ueberlieferten  festzuhalten,  mag  es  sich  um  Thatsachen,  welche 
man  als  fabelhaft  und  ungeschichtlich  verwerfen  möchte,  oder 
um  Nachrichten  von  sonst  sicheren  Einrichtungen  oder  Gesetzen 
handeln.  Ohne  Zweifel  sind  Irrthümer  der  Berichterstatter  vor- 
gekommen; aber  die  Fälle  sind  so  selten,  haben  so  bestimmte 
und  nachweisbare  Gründe,  dass  sie  die  Aufstellung  keiner  Regel 
erlauben.  Bei  scheinbaren  Widersprüchen  in  der  Ueberliefcrung 
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ist  es  das  Leichteste,  einen  Irrthum  in  der  einen  oder  andern 
Nachricht  anzunehmen,  und  man  hat  viel  über  die  grössere  oder 
geringere  Glaubwürdigkeit  der  Zeugen  gesprochen;  aber  richtig 
ist  dieser  Weg  sehr  selten.  Meist  gehen  die  Berichterstatter  von 
verschiedenen  Gesichtspunkten  aus  und  unsere  mangelhafte  Er- 
kenntnis des  Einzelnen  macht,  dass  wir  ihre  Ansichten  nicht 
richtig  auffassen:  sehr  oft  beruhen  die  Anschuldigungen  wegen 
Irrthums  auch  auf  unserrn  Missverständnis  der  Berichte.  Keinen 
Zeugen  für  die  alte  Römische  Geschichte  hat  man  mehr  ge- 
schmäht als  Dionysius : man  hat  ihm  theils  als  Griechen,  theils 
als  absichtlichen  Verfälscher  alle  Glaubwürdigkeit  abgesprochen. 

Indessen  diese  Beschuldigungen  sind  ungerecht.  Er  ist  ein  si- 
cherer und,  eben  weil  er  aus  einem  fremden  Volke  stammte  und 
für  Fremde  schrieb,  überaus  lehrreicher  Führer:  was  man  als 
Missverständnisse  von  ihm  ausgab,  beruht  auf  Missverständnissen 
der  Neueren. 

Die  nachfolgenden  Untersuchungen  umfassen  Strafrecht  und 
Strafprocess  gemeinsam.  Zwar  die  heutige  Wissenschaft  sondert 
beide,  nicht  nur  in  unsern  Zeiten,  sondern  auch  in  der  Römi- 
schen. Schon  unter  den  Königen  lassen  sich  bestimmte  Process- 
formen  nachweisen,  welche  sich  während  der  ganzen  Republik 
erhalten:  sie  kehren  in  allen  Gerichten,  bei  gänzlich  verän- 
dertem Strafrecht,  wieder.  Dennoch  fehlte  den  Römern  das  Be- 
wusstsein von  der  Trennung  beider  Rechtselemente,  und  je  hö- 
her wir  in  ihrer  Geschichte  aufsteigen,  desto  geringer  ist  die 
Sonderung  zwischen  den  Formen  und  dem  Inhalte  des  Rechtes. 

Ihre  Gesetze  bezogen  sich  auf  Beides  zusammen,  oder  vielmehr 
sie  machten  gesetzliche  Bestimmungen  meist  nur  über  die  Pro- 
cessformen,  indem  sie  die  Fortbildung  des  Rechtes  selbst  der 
Zeit  und  der  Gewohnheit  überliessen.  Mit  der  Gerichtsbarkeit 
der  Volksversammlung  und  später  der  tribunicischen  wurde  nicht 
nur  eine  neue  Processform  geschaffen , sondern  es  bildete  sich 
auch  wirklich  ein  neues  Recht,  und  man  würde  Zusammenge- 
höriges trennen,  wenn  man  von  diesen  Einrichtungen  nur  eine 
Seite  ausschliesslich  betrachten  wollte.  Bei  Einsetzung  der 
Schwurgerichte  kam  es  zunächst  nur  darauf  an,  einen  neuen 
Gerichtshof  zu  gründen;  aber  die  Gesetze,  wodurch  sie  ausge- 
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bildet  wurden,  bezogen  sieh  auf  die  Form  und  den  Inhalt  des 
Hechtes  gleichmässig.  Deshalb  war  es  unzweckmässig,  den  Cri- 
minalprocess  allein  zu  behandeln  oder  eine  Darstellung  nur  des 
Criminalrechtes  zu  versuchen,  dessen  Entwickeluug  oltne  beglei- 
tende Betrachtung  der  Formen,  in  welchen  es  geübt  wurde, 
nicht  begriffen  werden  kann.  Denn  die  Untersuchung  soll  eine 
vorwiegend  geschichtliche  sein,  das  Hecht  nach  allen  Seiten  hin 
nicht,  wie  es  gewesen,  sondern  wie  es  geworden  ist,  erläutert 
werden,  weshalb  auch  auf  die  politischen  Veränderungen  der 
Verfassung,  namentlich  in  der  ältesten  Zeit,  wo  das  Recht  am 
wenigsten  selbständig  war,  eingegangen  werden  muss.  Der 
Umfang  dieser  Aufgabe  ist  sehr  ausgedehnt,  die  Vorarbeiten  we- 
nig zahlreich : es  konnte  also  nicht  meine  Absicht  oder  Hoffnung 
sein,  Alles  zu  erschöpfen.  Viele  Fragen  werden  zweifelhaft, 
viele  unerörtert  bleiben , und  ich  bitte  die  Aufmerksamkeit  nicht 
sowohl  auf  das,  was  fehlen  möchte,  sondern  auf  das,  was  aus- 
führlich erläutert  und  zu  einem  gewissen  Abschlüsse  gebracht 
wird,  zu  richten. 

Für  die  Eintheilung  des  Stoffes  war  es  unzweckmässig,  Zeit- 
abschnitte zu  machen  und  dann  in  den  einzelnen  das  Strafrecht 
darzustellen.  Bei  den  Römischen  Alterthümem  überhaupt  ist 
diese  Methode  nicht  zu  billigen.  Die  Eigenthümlichkeit  des  Rö- 
mischen Volkes  besteht,  wie  wir  schon  angegeben,  darin,  dass 
es  nicht  alte  Einrichtungen  abschaffit  und  neue  an  deren  Stelle 
setzt,  sondern  mit  bewunderungswürdiger  Zähigkeit  an  dem  ein- 
mal Hergebrachten  festhält.  Selbst  jener  grosse  Abschnitt,  den 
die  Einrichtung  der  Monarchie  in  dem  Verfassungsleben  macht, 
unterbricht  nicht  die  naturgemäss  fortschreitende  Entwickelung. 
Der  Senat  der  Kaiserzeit  ist  in  jeder  Hinsicht  eine  Fortsetzung 
des  Senates  der  Republik:  man  darf  weder  seine  Einrichtung 
noch  seine  Befugnisse  in  gesonderten  Zeitabschnitten  darstellen. 
Die  alten  Beamten  der  Republik  bestanden  auch  unter  den  Kai- 
sern, und  nur  allmälig  verminderte  sich  ihre  Bedeutung  bei  der 
wachsenden  Macht  der  neuen  kaiserlichen  Beamten.  Aehnlich 


erging  es  in  dem  Rechtsleben  der  Römer.  Wie  viel  weniger 
würde  ein  Abschnitt  während  der  Republik  selbst  statthaft  sein ! 


's^insetzung  der  Zehnmänner,  die  ersten  Schwurgerichte,  die 
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Gracchen,  Sulla's  Gesetzgebung  bilden  gewissermassen  Unter- 
abtheilungen  und  gleichsam  Ruhepunkte  in  der  Geschichte;  aber 
die  Veränderungen,  welche  sie  herbeiführten , waren  gering 
ge<jen  das,  was  sie  beibehielten.  Dagegen  bietet  sich  ein  genü- 
gender Eintheilungsgrund  dar  in  sachlicher  Verschiedenheit  Die 
späteren  Schwurgerichte  beruhen  in  Form  und  Inhalf  des  Rech- 
tes auf  wesentlich  andern  Grundsätzen  als  die  früheren  Criminal- 
gerichte:  sie  werden  somit  naturgemäss  den  zweiten  Theil  un- 
serer Untersuchungen  bilden.  Der  erste  Theil  umfasst  die  vom 
Beginn  der  Republik  an  bestehenden  Gerichte  der  Beamten  und 
der  Volksversammlung:  die  Wirksamkeit  beider  vermindert  sich 
durch  die  Gründung  der  Schwurgerichte , die  der  letzteren  in  ge- 
ringerem Grade  als  die  der  ersten.  Aber  rechtlich  bestehen 
beide  bis  zum  Ende  der  Republik  und  haben  thatsäehlich  eine 
Zeit  lang  gleiche  Thätigkeit  mit  den  Schwurgerichten.  Diese 
Eintheilung  ist,  wie  gesagt,  eine  sachliche;  mit  der  Zeit  steht 
sie  insofern  in  Verbindung,  als  der  erste  Theil  die  uns  nur  aus 
den  Berichten  der  Geschichtsschreiber  bekannte  Zeit  des  Staa- 
tes, der  zweite  dagegen  die  classisehe  Zeit  der  Republik  behan- 
delt, über  die  wir  in  den  Ciceronischen  Reden  und  andern 
Schriftwerken  ausführliche  Kunde  haben.  Ausserdem  war  es 
zweckmässig,  in  besonderem  Abschnitte  eine  Darstellung  des 
Römischen  Strafprocesses  zu  geben.  Dies  bei  beiden  Theilen 
einzeln  zu  thun  ist  nicht  nöthig.  Denn  sehr  Vieles  in  Gewohn- 
heiten und  Grundsätzen  ist  beiden  gemeinsam,  kann  überdem 
erst  in  der  classischen  Zeit,  wo  eine  grössere  Menge  von  Bei- 
spielen zu  Gebote  steht,  nachgewiesen  werden.  Ich  habe  des- 
halb diesen  Abschnitt  dem  zweiten  Theile  zugewiesen:  der  erste 
wird  dafür  mehr  auf  die  Entwickelung  der  gesammten  Römi- 
schen Verfassung  eingehen  müssen,  auch  als  Vorbereitung  eine 
Darstellung  der  Königszeit  geben. 
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Die  Zeit  der  Könige. 

Erstes  Capitel. 

Yorrömische  Yerhiltnisse. 

Es  ist  eine  bisher  noch  nicht  versuchte  Aufgabe,  die  Ent- 
stehung des  Römischen  Rechtes  zu  untersuchen,  die  Elemente, 
aus  denen  es  sich  bildete,  zu  sondern  und  von  ihren  ersten 
Quellen  herzuleiten.  Latiner,  Etrusker  und  andere  Italische 
Stämme  haben  die  Bestandteile  geliefert,  aus  denen  der  Rö- 
mische Staat  selbst  sich  gestaltete  und  somit  auch  sein  Recht: 
auch  Griechische  Sitte  und  Bildung  ist  auf  Rechtsgrundsätze, 
noch  mehr  vielleicht  auf  die  Darstellung  des  Rechtes  von  Ein- 
fluss gewesen.  Für  diese  Untersuchung  giebt  es  Vorarbeiten  ge- 
nug und  der  besondere  Eifer , mit  dem  in  neuester  Zeit  die  Vor- 
geschichte Roms  behandelt  worden  ist,  würde  befruchtend  dar- 
auf einwirken.  Indessen  sie  lässt  sich  nicht  unternehmen,  ohne 
auf  sprachliche  und  geschichtliche  Forschungen  verschiedener  Art 
einzugehen  und  ihre  Ergebnisse  würden  immer  einzeln  und  un- 
sicher bleiben,  wie  es  bei  der  Erkenntniss  so  wenig  geschicht- 
lich überlieferter  Zeiten  nothwendiger  Weise  der  Fall  sein  muss.3) 

Ich  habe  mich  deshalb  solcher  Untersuchungen  enthalten.  Ich 
betrachte  das  Römische  Criminalrecht,  wie  es  beim  Beginn  des 
Staates  erscheint,  ohne  zu  fragen,  woher  es  kommt:  bei  seiner 
allmäligen  Entwickelung  werden  ohnehin  Bemerkungen  über 
fremde  Einflüsse  nöthig  sein. 

Die  l’eberlieferung  nimmt  als  Gründer  des  Römischen  Staa- 
' '#wnuiu'  an:  ihm  schreibt  sie  die  Einrichtung  des  Senates, 
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der  Volksversammlung,  der  nothwendigsten  Beamten,  kurz  der 
ganzen  Staatsverfassung  zu,  insofern  dieselbe  nicht  auf  spätere, 
bestimmte  Urheber  zurückgeführt  werden  konnte.  Also  auch  das 
Römische  Recht  und  mit  ihm  das  Criminalrecht  soll  Romulus 
begründet  haben.  Diese  Ueberlieferung  kann  indessen  nicht  so 
verstanden  werden,  als  ob  vor  Romulus  bei  den  Völkerbestand- 
theilen,  die  durch  ihn  zu  einem  neuen  Reiche  geeinigt  wurden, 
kein  Recht  oder  ein  von  dem  späteren  wesentlich  verschiedenes 
bestanden  habe.  Das  ist  undenkbar.  Ein  Recht  wird  nicht  von 
einem  einzelnen  Menschen  geschaffen,  und  der  hohe  Grad  poli- 
tischer Bildung , der  sich  in  den  ersten  Einrichtungen  des  neuen 
Staates  zeigt , spricht  gegen  einen  früher  rechtlosen  Zustand.  Es 
muss  eine  Anzahl  von  Rechtsgrundsätzen  und  Rechtsformen  bei 
den  Stämmen,  aus  welchen  Rom  geschaffen  wurde,  vorhanden 
gewesen  sein;  namentlich  muss  es  ein  Strafrecht  gegeben  haben, 
in  dem  die  Verbrechen  nach  ihren  Gattungen  geschieden  und  mit 
verschiedenen  Strafen  belegt,  nach  dem  ferner  auch  einige  be- 
stimmte Formen  für  das  Sprechen  des  Urtheils  beobachtet  wur- 
den. Die  Schriftsteller,  welche  die  Anfänge  Roms  dargestellt 
haben,  äussem  sich  nicht  recht  deutlich:4)  sie  haben  die  Nei- 
gung, alle  Römischen  Einrichtungen  auf  Romulus  zurückzufüh- 
ren, sind  aber  doch  genöthigt,  wo  sie  auf  ausführlichere  Schil- 
derung vorrömischer  Zustände  eingehen,  ein  wohlgeordnetes,  dem 
spätem  Römischen  gleichartiges  Recht  anzuerkennen.  Am  weit- 
läuftigsten  hat  bekanntlich  Dionysius  über  diese  Vorzeit  Roms 
gesprochen,  ohne  Zweifel  Vieles  nach  den  geringen  Zügen,  welche 
die  Ueberlieferung  melden  konnte,  ergänzend:  seine  Darstellung 
macht  im  Einzelnen  auf  keine  historische  Sicherheit  Anspruch ; 
aber  seine  allgemeine  Ansicht  muss  die  zu  seiner  Zeit  herrschende 
gewesen  sein.  Es  musste  den  Römern  selbst,  wenn  sie  sich  ein 
Bild  von  der  Urzeit  ihres  Volkes  machen  wollten,  unmöglich 
erscheinen,  dass  der  erste  König  ein  neues,  nicht  auf  früheren 
Zuständen  beruhendes  Recht  geschaffen  habe.  Dionysius  also 
schreibt  den  Arcadern  die  Einführung  der  Gesetze  zu,*)  d.  h., 


a)  Dionys.  1,  33  (XCpvrat  'ApxaSc«)  v<5|aoo{  tc  Ötaöat  xal  xijv  Sfaitav 
tx  Toi  fafrub'i'yj;  tat  itXctorov  ti«  iptpitrpu  nt-ayayciv. 
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wie  sieh  aus  der  Zusammenstellung  mit  den  Religionsgebräuelien, 
den  Künsten  und  Einrichtungen  des  gesitteten  Lebens  ergiebt, 
nicht  solcher  Gesetze,  durch  welche  die  Staatsverfassung  geord-* 
net  wurde,  sondern  der  Gesetze  im  engeren  Sinne,  hauptsächlich 
wohl  derer,  welche  sieh  auf  Verbrechen  und  ihre  Bestrafung 
beziehen.  In  dem  Gerichte,  das  er  den  König  Ainulius  über 
die  Vestalin  Rhea  Silvia  abhalten  lässt,  nimmt  er  dieselben 
Rechtseinrichtungen  der  Vorzeit  an,  die  später  galten.  Der  König 
selbst  richtet,  aber  er  hat  neben  sich  einen  Beirath,  jene  eigen- 
tümlich Römische  Einrichtung.  Er  beruft  in  den  Beirath , wen 
er  will:  er  fragt  seine  Beisitzer  um  ihre  Meinung,  stimmt  der- 
selben aber,  als  sie  abgegeben  wird,  nicht  bei,  und  erzwingt 
am  Ende  ihre  Beistimmung  zu  seinen  eigenen  Ansichten.  Der 
Vater  der  Angeklagten  bietet  seine  Sclavinneu  au,  um  durch 
ihre  Aussagen  die  Wahrheit  aufzufinden.  Es  besteht  ein  Gesetz 
über  die  Bestrafung  der  Vestalischen  Jungfrauen,  wenn  sie  die 
Keuschheit  verletzen.  Dies  Gesetz  ist  zwar  von  dem  später  gel- 
tenden, wie  ausdrücklich  bemerkt  wird,  verschieden;  aber  sein 
Bestehen  beweist  , dass  die  Bestrafung  der  Verbrecher  nicht  von 
der  Willkür  des  Richters  abhing,  dass  die  Verbrechen  selbst  in 
ihrer  Eigenthüinliehkeit  mehr  oder  minder  bestimmt  und  durch  - 
Verschiedenheit  der  Strafen , welche  auf  ihnen  standen , getrennt 
waren.*)  Auch  die  Ueberlieferung  von  Remus'  Process  trägt  die 
characteristischen  Züge  der  spätem  Zeit : er  wird  vor  den  König 
Ainulius  geführt,  die  Beschädigten  klagen  an.b) 

Aus  dieser  Kunde,  so  gering  sie  auch  ist,  ergiebt  sich,  dass 
zu  der  Zeit,  in  welche  die  Gründung  des  Römischen  Staates 
fällt,  bei  den  Stämmen,  welche  die  neue  Stadt  bildeten,  eine 


a)  Dionys.  I,  78  über  den  Beirath  (consilium):  oötöc  8t  xaXicaj  töv 
dScXtpöv  tis  tö  <rjvt8piov,  was  sich  auf  Vorführung  von  Numitor  vor  das 
consilium  bezieht.  Ferner  taoxa  Xiy<mos  aÖToö  (als  Numitor  zur  Verthei- 
digung  seiner  Tochter  sprach)  to  ptv  <j'jvi8pu>v  wXf(8o;  t-zittcro  und  <üt  8i 
t))V  yvib[i»)v  toö  {taoiXicos  ipattov  oioovtopot  d-apaiTV)TU)  ififfi  yptopfvou,  i8ixxtw- 
oav  xal  aÖToi.  xaöa-ep  ix tivoc  i/Stoo.  Ueber  das  Anbieten  der  Sclav innen : 
-apt8t'So'j  8t  xxt  tx;  (puXarrooooi  -rijv  xdpr(v.  Endlich  über  die  Bestrafung 
der  Vestalinuen : iStxaöooav...  ypf(ottai  tu)  vdfitp  xcXtöovTt  tt(v  utv  aio yj- 
vaoav  to  aiüpa  (idßoott  aixisöeiaav  dnoöavtiv. 

b)  Siehe  z.  B.  Dionys.  I,  81. 
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Art  Strafrecht  und  Formen  für  die  Ausübung  desselben  bestan- 
den : beides  war  im  Wesentlichen  übereinstimmend  mit  den  Ver- 
hältnissen der  Römischen  Zeit  Damit  ist  der  Zusammenhang 
dieser  mit  der  Vorzeit  festgestellt.  Dies  Strafrecht  war,  wie  man 
ferner  erkennt,  theils  durch  Gewohnheit,  theils  aber  durch  ge- 
setzliche Bestimmungen  entstanden:  auf  gleiche  Weise  bildete  es 
sich  nach  der  Gründung  Roms  durch  die  Könige  fort  : nur  er- 
folgte die  Fortbildung  zunächst  rascher,  da  es  auf  die  Einigung 
und  Kräftigung  des  neuen,  aus  verschiedenen  ßestandtheilen  zu- 
sammengesetzten , Gemeindewesens  ankam. 


Zweites  Capitel. 

Begriff  der  Gesetze.  Die  gesetzgebende  Gewalt  der  Könige  durch  die 
Volksversammlung  beschränkt. 

lieber  den  Einfluss  der  Sitte  auf  das  Recht  kann  erst  nach 
längerem  Zeiträume  Rechenschaft  gegeben  werden:  bei  den  Ge- 
setzen fragt  es  sich  zuerst,  wer  dieselben  gegeben  habe.  Dabei 
sind  für  das  Römische  Königthum  nur  zwei  Fälle  denkbar:  ent- 
weder hatte  der  König  die  gesetzgebende  Gewalt  selbstständig 
oder  er  war  bei  ihrer  Ausübung  an  die  Volksversammlung  ge- 
bunden. Denn  dass  der  König  überhaupt  dabei  eine  wesentliche 
Thätigkeit  hatte  und  nicht  etwa  nur  ausführender  Beamter  war, 
ist  bei  der  hohen  Stellung  des  Königthums  und  der  eigenthüm- 
lichen  Einrichtung  der  übrigen  Staatsgewalten,  denen  jede  selbst- 
schaffende Wirksamkeit  fehlte,  nothwendig,  auch  von  Nieman- 
den bezweifelt,  und  wiederum,  wenn  irgend  ein  Staatskörper 
dabei  mitwirkte,  konnte  es  uur  die  Volksversammlung  sein. 

Die  gesetzgebende  Gewalt  besteht  in  der  Befugniss,  Gesetze 
(leges)  zu  erlassen.  Der  Name  lex  ist  im  Lateinischen  sehr 
vieldeutig:  er  bezeichnet  nicht  nur  eine,  von  den  Staatsgewalten 
ausgegangene,  allgemeine  Vorschrift,  wonach  Handlungen  und 
Verhältnisse  der  Bürgerschaft  geregelt  werden,  sondern  auch  von 
Privatpersonen  für  Privatverhältnisse  aufgestellte  Regeln  und 
Vorschriften.  Wir  sprechen  hier  natürlich  nur  von  jenen  erste- 
reu, den  öffentlichen  Gesetzen,  die  auch  von  den  Römern  zu- 
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weilen  als  leges  public®  bezeichnet  werden.5)  Indessen  auch  un- 
ter den  öffentlichen  Gesetzen  ist  ein  Unterschied.  Die  einen  be- 
ziehen sich  auf  Einsetzung  und  gegenseitige  Abgrenzung  der 
Staatsgewalten;  es  sind  Verfassuugsgesetze : die  andern  regeln 
das  eigentlich  so  genannte  Recht,  sowohl  Civil-  als  Criminal- 
recht  Die  Römer  haben  bis  in  späte  Zeiten  diese  beiden  Gat- 
tungen nicht  unterschieden:  es  überwog  bei  ihnen,  da  sie  das 
höchste  Interesse  für  den  Staat  und  politisches  Leben  hatten, 
durchaus  die  Bedeutung  der  Verfassungsgesetze.  Einen  merk- 
würdigen Beleg  dafür  giebt  Tacitus,  “)  der  an  einer  classischen 
Stelle  vorder  lex  Papia  Poppaea,  also  einem  auf  das  eigentliche 
Recht  bezüglichen  Gesetze,  spricht,  durch  dessen  strenge  Durch- 
führung bekanntlich  zu  seiner  Zeit  grosse  Uebel  herbeigefuhrt 
wurden.  Dabei  macht  er  eine  Abschweifung,  um  überhaupt  den 
Ursprung  des  Rechts  und  die  Entstehung  der  Gesetze  zu  erläu- 
tern. Er  geht  also  von  Criminalgesetzen  aus  und  bleibt  anfangs 
auch  bei  ihnen:  „Die  ältesten  unter  den  Sterblichen  lebteu,  da 
es  noch  keine  böse  Lust  gab,  ohne  Vorwurf,  ohne  Verbrechen, 
und  deshalb  ohne  Strafe  oder  Zwang:  weder  Belohnungen  waren 
nöthig,  da  das  Gute  um  seiner  selbst  willen  erstrebt  wurde,  noch 
brauchte,  da  sie  nichts  wider  die  Sitte  begehrten,  ihnen  irgeud 
etwas  mittelst  Furcht  verboten  zu  werden.”  Aber  bald  kommt 
Tacitus  auf  jene  Griechischen  Gesetzgeber,  Minos,  Lvcurgus, 
Solon,  deren  Hauptverdienst  in  ihren  politischen  Gesetzen  be- 
stand, und  wo  er  dann  von  den  Römern  spricht,  hebt  er  nur 
das  Verfassungsleben  hervor.  „Uns  hatte  Romnlus,  wie  es  ihm 
beliebte,  geboten : dann  fesselte  Numa  das  Volk  durch  Religions- 
gebräuche und  göttliches  Recht,  und  auch  von  Tullus  und  Ancus 
wurde  Einiges  erfunden ; aber  der  hauptsächlichste  Stifter  von 
Gesetzen,  denen  auch  die  Könige  gehorchen  sollten,  war  Servius 
Tullius.”  Darauf  werden  die  Streitigkeiten  der  Patricier  und 

a)  Tac.  Ami.  III,  25  Relatum  deiudc  de  moderanda  Papia  Poppaea. 
Ea  res  admonet,  ut  de  prineipiis  iuris  et  quibus  modis  ad  hanc  wultitudi- 
ncm  inänitam  ac  varietatera  legum  perventutn  sit,  altius  disserain.  Vetu- 
stissimi  mortalium  nulla  adliuc  tnaia  libidine  sine  probro,  scelere,  eoque 
sine  p<ena  aut  correctiouibus  agebant;  neque  pnemiis  opus  erat,  cum  ho- 
nesta suopte  iugenio  peterentur  et  ubi  nihil  contra  moreui  cuperent,  nibil 
per  metum  vetabantur,  u.  s.  w. 
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Plebejer,  die  Zehnmänner,  die  Gracchen,  Saturninus,  Drusus, 

Sulla  und  Augustus  erwähnt.  So  sehr  betrachtete  er  die  politi- 
schen Gesetze  und  diejenigen,  durch  welche  das  eigentliche  Recht 
fortgebildet  wurde,  als  zu  derselben  Gattung  gehörig:  die  erste- 
ren  hatten  nach  der  Anschauung  eines  Römers  nur  die  grössere 
Wichtigkeit. 

Sicherlich  indessen  wären  die  Römer  zu  dem  Bewusstsein 
des  Unterschiedes  gekommen,  der  zwischen  denjenigen  Gesetzen 
besteht,  auf  welchen  die  Staats  Verfassung  beruht,  und  denen, 
welche  den  Schutz  des  Eigenthums  und  die  Verbrechen  betreffen, 
wäre  dieser  Unterschied  irgend  wie  thatsächlich  hervorgetreten. 

Davon  hören  wir  jedoch  in  der  Römischen  Geschichte  nichts.  Es 
wird  niemals  berichtet,  dass  z.  B.  der  Erlass  eines  Gesetzes, 
welches  die  Macht  des  Senates  einschränkte,  oder  die  Form  von 
Volksbeschlüssen  änderte,  auf  eine  andere  Art  erfolgt  wäre,  als 
der  eines  Gesetzes  über  Mord  oder  über  Regelung  von  Eigen- 
thumsverhältnissen. Die  Staatsgewalten,  welche  über  beide  Gat- 
tungen von  Gesetzen  entschieden,  waren  dieselben,  die  Formen, 
in  denen  sie  entschieden,  gleich.  Natürlich  also,  dass  die  Römer 
diesen  Unterschied,  der  für  sie  höchstens  ein  wissenschaftliches 
Interesse  haben  konnte,  vernachlässigten.  Als  Cicero  sein  Werk 
über  die  Gesetze  schrieb,  behandelte  er  im  zweiten  Buche  die 
über  die  Religion,  im  dritten  die  auf  die  Verfassung  bezüglichen; 
in  den  folgenden,  die  zum  Theil  verloren  gegangen,  zum  Theil 
nicht  vollendet  worden  sind,  die  über  das  Criminal-  und  Privat- 
recht6): er  erkannte  das  Wesen  aller  dieser  Gesetze  als  ein  und 
dasselbe  und  schied  nur  Unterabtheilungen  derselben  Gattung. 

Der  Schluss,  den  man  aus  dieser  durchgehenden  Betrach- 
tungsweise der  Römer  ziehen  muss,  ist  der,  dass  die  Könige 
eben  so  wenig  wie  später  die  an  ihre  Stelle  getretenen  Beamten 
eine  andere  Befugniss  über  die  Verfassungsgesetze  als  über  die 
auf  das  Privat-  oder  Criminalreeht  bezüglichen  gehabt  haben 
können.  Und  doch  hat  man  eine  solche  Verschiedenheit  der  kö- 
niglichen Gewalt  für  die  beiden  Gattungen  der  Gesetze  ange- 
nommen.7) Man  hat  unterschieden  zwischen  der  sogenannten 
„eonstituirenden“  Gewalt  der  Könige,  die  man  ihnen  im  vollsten 
Masse  und  ihnen  allein  zuschrieb,  und  ihrer  gesetzgebenden 
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Gewalt,  bei  der  man  eine  Mitwirkung  der  Volksversammlung 
für  nothwendig  erachtete.  An  sich  ist  ohne  Zweifel  jenes  die 
höhere  Gewalt:  wer  die  Befugnisse  der  Volksversammlung  er- 
weitern oder  verringern,  wer  den  Senat  oder  die  Ritter  umge- 
stalten kann,  übt  ein  höheres  Recht  aus  als  derjenige,  welcher 
ein  Civil-  oder  Criminalgesetz  giebt.  Man  würde  also  geneigt 
sein,  eher  das  letztere  als  das  erste  in  die  alleinige  Machtvoll- 
kommenheit des  Königs  zu  stellen:  es  ist  auffallend,  dass  der 
umgekehrte  Fall  stattfinden  soll.  Als  Beweise  für  die  uneinge- 
schränkte „constituirende”  Macht  der  Könige  werden  folgende 
zwei  angegeben.  Erstlich,  sagt  man,  finde  sich  niemals  die  Er- 
wähnung einer  solchen  durch  Volksbeschluss  erfolgten  Bestäti- 
gung, weder  in  Dionysius'  weitläufiger  Darstellung,  noch  bei 
Römischen  Autoren,  die  im  Gegeutheil  Ausdrücke  brauchten, 
welche  auf  eine  selbständige  „constituirende"  Befugniss  der 
Könige  sehliessen  Hessen.  Dieser  Beweis  ist  also  vom  Still- 
schweigen der  Schriftsteller  hergenommen:  man  darf  demselben 
keine  Bedeutung  beilegen.  Zuerst  über  Romulus'  Einrichtungen 
können  wir  solche  Kunde  nicht  verlangen.  Er  galt  als  Gründer 
des  ganzen  Staates  und  somit  auch  des  Senates  und  der  Volks- 
versammlung: er  wies  ihnen  die  Grenzen  der  Gewalt,  (He  sie 
stets  inne  gehalten  haben,  an.  Der  übrigen  Könige  Macht  wird 
auf  Wahl  und  ein  darauf  folgendes  Curiatgesetz  zurückgeführt. 
Beides  fällt  bei  Romulus  fort  und  nicht  minder  als  seine  Macht 
galten  die  von  ihm  geschaffenen  Gnmdeinrichtungen  des  Staates 
als  ursprünglich.  Auch  bei  Numas  religiösen  Anordnungen  darf 
man  bezweifeln,  ob  nach  den  Anschauungen  der  Römer  Bestäti- 
gung durch  das  Volk  nöthig  oder  auch  nur  möglich  war.  Der 
König  war  zugleich  oberster  Priester  und  durfte  als  solcher  die 
Ceremonien  des  Gottesdienstes  festsetzen:  er  gab  überdem  dabei 
göttliche  Befehle  vor  und  ersetzte  dadurch  eine  bei  weltlichen 
Angelegenheiten  nöthige  Theilnahme  des  Volkes.  Von  den  übri- 
gen Königen  traf  Servius  Tullius  die  wichtigsten  Staatsverände- 
rungen: bei  ihm  berichtet  die  Ueberlieferung  von  Beistimmung 
und  Bestätigung  durch  das  Volk.  Dionysius  erzählt  von  einem 
Gesetze  jenes  Königs,  dass  die  Freigelassenen  das  Bürgerrecht 
erhalten  sollten.  Die  Patrieier,  wie  er  sich  ausdrückt,  waren 
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damit  unzufrieden:  der  König  berief  eine  Volksversammlung  und 
der  Erfolg  einer  Verhandlung  in  derselben  war,  dass  mit  Be- 
willigung der  Patrieier  jene  Sitte  als  Grundsatz  des  Staates  an- 
genommen wurde.*)  Dies  Gesetz  war  ein  Verfassungsgesetz  der 
wichtigsten  Art.  Mag  Dionysius  zu  seinem  Berichte,  es  sei  vom 
Volke  angenommen  worden,  auch  nicht  durch  ausdrückliche  un- 
mittelbare Ueberlieferung  bewogen  worden  sein,  so  musste  er 
doch  entweder  durch  mittelbare  Nachrichten  oder  durch  eiuen 
ähnlichen  Vorgang  bei  gleicher  Veranlassung  geleitet  werden, 
und  wir  sind  nicht  berechtigt,  uns  über  sein  Zeuguiss  hinweg- 
zusetzen. Indessen  auch  Livius,  wo  er  von  dem  Census  dessel- 
ben Königs  spricht,  erwähnt  ein  gegen  die  ihren  Census  Ver- 
heimlichenden beantragtes  Gesetz,  in  denjenigen  Ausdrücken, 
welche  für  die  Berathung  und  Bestätigung  durch  die  Volks  Ver- 
sammlung hergebracht  sind.b)  Für  den  Census  selbst,  welchen 
Servius  vornahm,  war  wahrscheinlich  nach  Römischem  Recht 
Befragung  und  Beistimmung  des  Volkes  nicht  nothweudig:  der 
König  unternahm  ihn  zunächst  als  oberster  Heerführer  und  in 
militärischer  Hinsicht;  die  politischen  Folgen  der  neuen  Einthei- 
long  traten  erst  später  hervor.  Dennoch  mussten  auch  bei  einer 
neuen  militärischen  Gliederung  manche  allgemeine  Staatsfragen 
angeregt  werden,  und  dass  bei  ihrer  Lösung  die  Volksversamm- 
lung eine  bestimmte  Thätigkeit  hatte,  ergiebt  sich  durch  das 
Zeogniss  zweier  Berichterstatter.8) 

Der  zweite  Beweis  für  die  Macht  der  Könige  über  die 
Staatsverfassung  soll  darin  liegen,  dass  wir  weder  bei  den  ari- 
stoeratiscb,  noch  bei  den  volkstümlich  gesinnten  Königen  jemals 
von  einem  erfolgreichen  Widerstande  gegen  ihre  Neuerungen  hö- 
ren. Er  ist  schon  durch  das  angeführte  Beispiel,  wo  von  Wider- 


a)  Dionys.  IV,  22  '0  TöAAiO«  xal  tot«  iXevö tpoopi£von  tiüv  8epa r.6v- 

:»'i  — (icd/ttv  xifi  iooroXiTtiac  tnfrpe'Jie.  c.  23  ' A'/boptviuv  8i  tiüv  naxpi- 
xtiuv  iz\  Tip  -p5f|xaTi  xai  iu;avaoyiTO'ivTiuv , oyjxxAiozc  xft  ttXfjöos  tt{ 
txxAr(ofav  - ; nachher  als  Erfolg  Toiaota  Xifovxo«  atiToO  ooviyüipTjoav  ol 

rxrpixioi  to  efto;  ti{  TJjv  roX iTt?av  iropfAÖetv.  In  des  Königs  Rede  selbst 
heisst  es:  dH  xal  toütov  xaTaarVjaovTat  töv  vöpov,  roXXr(v  oötoU  l/.vji't 
o.  s.  w.,  wo  also  dem  Volke  ein  Einsetzen  der  Gesetze  zugesehrieben  wird. 

b)  Liv.  I,  44  (Jensu  perfccto,  quem  maturaverat  metu  legis  de  inccnsis 
latae  cuin  vinculorum  minis  mortisque,  edixit  u.  s.  w. 
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stand  gegen  den  König  gesprochen  wird,  widerlegt.  Dass  derselbe 
erfolgreich  gewesen,  ist  nicht  nöthig.  Wäre  er  es  gewesen,  so 
würde  die  betreffende  Massregel  nicht  zu  Stande  gekommen  sein 
und  in  der  Ueberlieferung  keine  Stelle  gefunden  haben.9) 

Auf  der  andern  Seite  giebt  man  zu , dass  die  rconstitui- 
rende“  Gewalt  der  Könige  nicht  mit  der  übrigen  königlichen 
Macht  auf  die  Consuln  übergegangen  sei.  Gewiss  ist,  dass  die 
Consuln  sie  nicht  gehabt  haben ; aber  dies  ist  ein  Beweis,  dass 
auch  die  Könige  sie  entbehrt  haben.  Denn  es  heisst,  wie  wir 
später  sehen  werden,  ausdrücklich,  die  ganze  königliche  Macht 
sei  auf  die  Consuln  übergegangen;  nur  die  Lebeuslänglichkeit 
habe  einen  Unterschied  gemacht.  Erst  die  Gestattung  der  Pro- 
voeation  schmälerte  ihre  Macht,  uud  die  Dictatoren,  von  denen 
anfänglich  keine  Berufung  an  das  Volk  stattfand,  hatten  wie- 
derum zeitweise  die  Vollgewalt  der  Könige.  Wäre  bei  Errich- 
tung der  Republik  ein  so  wichtiger  Theil  der  bisherigen  Regie- 
rungsgewalt den  Consuln  genommen  worden,  so  wäre  eine  Gleich- 
stellung derselben  mit  den  Königen  unmöglich  gewesen:  in  ihr 
liegt  der  stärkste  Beweis  für  eine  Beschränkung  der  königlichen 
Macht. 

Wir  haben  die  Gründe,  welche  für  eine  unumschränkte 
„constituirende“  Gewalt  der  Könige  angeführt  worden  sind,  wi- 
derlegt und  andere  Beweise  beigebracht,  aus  denen  sich  ergab, 
dass  die  Könige  bei  dem  Erlass  von  Verfassungsgesetzen  an  die 
Einwilligung  der  Volksversammlung  gebunden  waren.  Ohne  wei- 
tere Zeugnisse  wird  man  geneigt  sein,  eben  dieselbe  Beschränkung 
für  Civil-  und  Criminalgesetze  anzunehmen.  Denn  diese  unter- 
scheiden sich,  wie  erwähnt,  nach  der  Anschauung  der  Römer 
nicht  von  Verfassungsgesetzen.  Wir  haben  nun  die  bestimmtesten 
Nachrichten  darüber,  dass  unter  den  Königen,  urunittelbar  von 
Gründung  der  Stadt  an,  die  Volksversammlung  eine  Mitwirkung 
bei  dem  Erlassen  von  gewöhnlichen  Gesetzen  hatte:  nicht  so, 
dass  sie  dabei  selbständig  aufgetreten  wäre,  sondern  die  Kö- 
nige waren  nur  bei  ihrer  Theilnahme  im  Stande,  ein  förmliches 
Gesetz  zu  erlassen.  Dionysius*),  wo  er  von  der  Romulischen 


a)  Dionys.  II,  14  Tip  hi  rJJflti  xpi'a  Taöta  ap/at- 
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Verfassung  spricht,  giebt  die  Befugnisse  der  drei  Staatsgewalten 
genau  an.  Er  legt  dem  Könige  den  Schutz  der  Gesetze  und 
väterlichen  Sitten,  nicht  das  Recht,  neue  zu  schaffen,  dagegen 
der  Volksversammlung  drei  Befugnisse  bei,  die  Wahl  der  Beam- 
ten, die  Bestätigung  der  Gesetze,  die  Entscheidung  über  Krieg 
und  Frieden,  und  zwar  setzt  er  bei  der  letzten  Befugniss  hinzu, 
das  Volk  habe  sie  nur,  wenn  der  König  sie  ihm  gestatte1,  ein  Zu- 
satz, der  die  Ueberlegung  des  Schriftstellers  und  sein  Bewusst- 
sein von  der  Bedeutung  seiner  Worte  anzeigt.  Diese  Erklärung 
wiederholt  Dionysius  bei  der  Schilderung  von  Servius  Tullius’ 
Verfassung:  „Ich  habe  schon  früher  gesagt,  dass  nach  den  alten 
Gesetzen  das  Volk  über  drei  Sachen  Herr  war,  die  Beamten  zu 
erwählen,  Gesetze  theils  zu  bestätigen,  theils  aufzuheben,  und 
über  Krieg  und  Frieden  zu  entscheiden.“4)  Er  erweitert  hier  so- 
gar dessen  Befugniss,  indem  er  das  Aufheben  der  Gesetze  er- 
wähnt ; aber  diese  Erweiterung  ist  nur  scheinbar.  Denn  mit  dem 
Geben  eines  neuen  Gesetzes  ist  das  Aufheben  eines  alten  noth- 
wendiger  Weise  verbunden,  und  wer  die  Befugniss  zu  dem  einen 
hat,  der  hat  sie  auch  zu  dem  andern. 

Dionysius  spricht  von  Gesetzen  im  Allgemeinen , ohne 
zwischen  Verfassungsgesetzen  und  den  auf  das  Recht  bezüglichen 
zu  unterscheiden : er  nimmt  also  für  beide  gleichmässig  die  Be- 
willigung durch  das  Volk  als  nothwendige  Bedingung  an.  Da 
dies,  wie  er  hinzusetzt,  von  Gründung  der  Stadt  an  der  Fall 
war,  so  denkt  er  sich,  nachdem  Romulus  den  Staat  eingerichtet 
und  die  Gewalten  in  demselben  abgegränzt  habe , sei  später  jede 
gesetzliche  Veränderung  in  irgend  einem  Theile  desselben  mit 
Beistimmung  des  Volkes  erfolgt.  Er  führt  auch  ein  Beispiel  an, 
wo  das  Volk  beim  Erlass  von  Gesetzen,  welche  sich  auf  das 


pcaix^tiv  t«  xal  vdpiouc  imx'jpoäv  xal  rcpl  jioX^|xou  Siafiyvitaxeiv,  itav  6 
jiaai/t'j«  l«pjj. 

a)  Dionys.  IV,  20  efpr(xat  jxoi  xal  rpdxepov,  8xt  xpuüv  itpayndxiov  6 
ix  xiüv  raXauüv  vvj.iuv  xvpio«  — dpyas  djio?tl£ai  — xal  v<S(*o'J{ 
■»!»{  (iiv  inxjpüisai  xot»«  8i  dvtXtiv,  xal  irtpl  roXtpio'j  — Stayvtüvai.  Vergl. 
VI,  66  fax*  vdptov  'j-dpyovxa,  <5  «5  xVjv&’  oixoüpitv  xijv  rdXtv, 

-dvxojv  tlvai  xuplav  xljv  ßouXtyv,  rcXtjv  dpyat  xal  ydpiou«  i^r^loai 

xsl  rdXtfxov  iStvtyxtlv  — toOtiuv  hl  tiüv  xpiütv  xöv  8r(fxov  lyttv  xXjV  ijoualav. 
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Recht  bezogen,  mitgewirkt  habe:  Servius  Tullius,  sagt  er,  habe 
fünfzig  Gesetze  über  Privat-  und  Criminalreeht  durch  die  Curie» 
bestätigen  lassen.“)  Dies  ist  allerdings  das  Zeugniss  eines  Grie- 
chischen Schriftstellers  und  eines  spät  lebenden,  der  einen  gros- 
sen Theil  seiner  Erzählung  rhetorisch  ausschmückte.  Indessen 
wird  es  schwerlich  zu  verwerfen  seiu.  Eine  Ueberlieferung, 
welche  die  Rechte  der  Volksversammlung  und  der  übrigen  Staats- 
gewalten auseinander  setzte , gab  es  kaum : nur  Thatsachen  wusste 
man  aus  der  Königszeit.  Also  Lateinische  Schriftsteller  würden 
eine  solche  Nachricht  eben  so  wenig  aus  unmittelbarer  Ueber- 
lieferung haben  schöpfen  können  als  Griechische,  und  mittelbar 
sie  aus  Thatsachen  abzuleiten,  waren  diese  eben  so  geschickt 
als  jene,  vielleicht  noch  geschickter,  da  sie  den  Römischen 
Staat  als  einen  fremden  betrachteten.  Dionysius'  Bericht  über 
Servius  Tullius  gewinnt  überdem  an  Glaubwürdigkeit,  weil  er 
die  Bestätigung  von  Gesetzen  durch  das  Volk  nur  in  diesem  einen 
Falle  erwähnt  ; er  muss  dazu  Veranlassung  in  seinen  Quellen  ge- 
funden haben ; sonst  würde  er  überall , wo  er  von  gesetzlichen 
Einrichtungen  spricht,  ihre  Bestätigung  durch  das  Volk  erwähnt 
oder  angedeutet  haben.  Zu  Dionysius’  Zeugniss  kommt  aber 
noch  die  Nachricht  eines  Lateinischen  Schriftstellers,  der  zwar 
nicht  die  Geschichte  Roms  geschrieben,  aber  seine  Verfassung 
in  kurzem  Abriss  dargestellt  hat.  Pomponius  über  den  Ursprung 
des  Rechts  in  den  Digesten  erwähnt  die  Einrichtung  der  Curiat- 
comitien  durch  Romulus  und  setzt  hinzu:  „und  so  brachte  er 
ebenfalls  einige  Curiatgesetze  an  das  Volk:  es  haben  dies  auch 
die  folgenden  Könige  gethau,  welche  Gesetze  sich  verzeichnet 
finden  in  dem  Buche  von  Sex.  Papirius“.b)  Man  hat  jedoch  auch 
dieses  Zeugniss  verdächtigt,  und  zwar  aus  zwei  Gründen. 
Erstens,  sagt  man,  es  stamme  aus  später  Zeit,  Freilich:  Ha- 
drians Zeit  liegt  weit  ab  von  den  Anfängen  Roms;  aber  unsere 


a)  Dionys.  IV,  13  Ir.ti-za  -oüj  v<5p.oy«,  toöj  t*  o’jvaXXaxxixobc  xal  xoi>s 

Jtipl  TÖIV  d?lXT)pdt<OV  , tX'ipUJOE  Tdt{  opaTpCtlC. 

b)  PompoD.  de  orig,  iur  (Dig.  I,  2)  2,  2 Posten  — ipsuin  Roinulum 
traditur  populmn  in  triginta  partes  divisisse,  quas  partes  curias  appellavit 
— et  ita  leges  qnasdam  et  ipse  curiatas  ad  populum  tulit.  Tulcrunt  et 
sequentes  reges,  quae  omnes  conscriptae  extant  in  libro  Sex.  Papirii. 
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Zeit  noch  viel  weiter.  Damals  gab  es  viele  Quellen  und  Mittel 
der  Erkenntniss,  welche  wir  jetzt  nicht  haben,  und  Pomponius 
hatte  Roms  Verfassung  zum  Studium  und  zum  Gegenstände 
seiner  Schriften  gemacht:  es  wäre  eine  wunderbare  Selbstver- 
blendung, nicht  sein  Zeugniss  der  Ansicht  jedes  neueren  Gelehr- 
ten vorziehen  zu  wollen.  Ferner  führt  man  an,  es  fänden  sich 
viele  Irrtbümer  bei  Pomponius.  Dies  hat  man  allerdings  geglaubt, 
bewegt  sich  aber  dabei  in  einem  Zirkel  der  Beweisführung. 
Man  beruft  sich  immer  von  einer  Stelle , die  man  falsch  auslegt, 
und  in  der  man  deshalb  einen  Irrthum  findet,  auf  die  andere. 
Wir  werden  im  Verlaufe  dieser  Untersuchungen  auf  manche 
solcher  angeblichen  Irrthümer  von  Pomponius  kommen  und  er- 
weisen, dass  alle  seine  Nachrichten  richtig  sind.10)  Diese  über  die 
C'uriatgesetze  wird  durch  das  bestimmte,  aus  früherer  Zeit  stam- 
mende, Zeugniss  von  Dionysius  bestätigt 

Es  ergiebt  sich,  dass  seit  der  Gründung  Roms  ein  eigent- 
liches Gesetz,  mochte  es  sich  auf  die  Verfassung  oder  auf  das 
engere  Recht  beziehen,  nur  unter  Mitwirkung  des  Volkes  erlas- 
sen werden  konnte.  Dies  war  ein  Hauptgrundsatz  des  Römischen 
Staatslebens  und  man  hat  ihn  festgehalten,  so  lange  überhaupt 
ein  Rest  von  Römischem  Geiste  übrig  war.  In  der  Republik  erhob 
sich  die  Macht  der  Plebs  und  man  musste  ihr  eine  selbständige 
Gewalt  im  Staate  zugestehen.  Deshalb  legte  man  den  Beschlüs- 
sen der  Plebs,  trotzdem  dass  dabei  nicht  alle  Theile  des  seit 
uralter  Zeit  berechtigten  Volkes  mitwirkend  auftraten,  die  Kraft 
von  Gesetzen  bei:  den  Namen  von  Gesetzen  im  eigentlichen 
Sinne  gab  man  ihnen  aber  nicht.  Ebenso  machte  man  es  in 
der  Kaiserzeit,  als  die  Versammlungen  des  Volkes  oder  auch 
der  Plebs  ausser  Gebrauch  kamen:  die  Senatsbeschlüsse,  die 
Anordnungen  der  Kaiser  erhielten  Gesetzeskraft,  aber  den  Namen 
von  Gesetzen  gab  man  ihnen  nicht.  So  sehr  galt  auch  damals 
noch , als  alle  thatsächliche  Gewalt  auf  Einen  übergegangen  war, 
die  Sitte  der  Vorfahren. 

Die  Könige  waren  also  in  Bezug  auf  die  Gesetzgebung  be- 
schränkt: und  für  diese  Beschränkung  spricht  Roms  ganze  Ver- 
fassung in  der  königlichen  Zeit  Es  war  keine  erbliche  Herr- 
scherfamilie, die  an  der  Spitze  des  Staates  stand,  sondern  ein 
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Wahlkönigthum,  und  das  Volk  hatte  bei  der  Wahl  unzweifelhaft 
die  höchste  Bestätigung,  lieber  Krieg  und  Frieden  wurde  die 
Volksversammlung  befragt:  sie  durfte  bei  der  Gesetzgebung, 
durch  welche  der  Zustand  der  Gesammtheit  wie  des  Einzelnen 
verändert  werden  konnte,  nicht  übergangen  werden.  Bei  der 
Gerichtsverfassung  endlich,  wo  der  Einfluss  des  Königs,  als 
Staatsoberhauptes,  am  grössten  sein  musste,  war  der  König 
eben  so  wenig  unumschränkt.  Uralte  Sitte  gab  ihm  einen  Bei- 
rath, dessen  Urtheil  für  ihn  massgebend  war.  Dieser  Vergleich 
indessen  mit  der  Gerichtsverfassung  giebt  eine  Andeutung  dar- 
über, wie  man  sich  die  Einschränkung  der  Könige  in  der  Ge- 
setzgebung zu  denken  hat:  man  darf  nicht  moderne  Anschauun- 
gen auf  die  ganz  verschiedenen  Römischen  Verhältnisse  übertra- 
gen. Bei  der  Gerichtsbarkeit  war  der  König  trotz  seines  Beirathes 
gewissermassen unumschränkt,  sein  Ausspruch  allein  entscheidend, 
und  selbst  wenn  er  ohne  Beirath  oder  gegen  dessen  Meinung 
erfolgte,  gültig.  Aehnlich  ist  es  in  der  Gesetzgebung.  Der 
König  nämlich  ist  ohne  Verantwortung,  wie  sich  schon  aus 
seiner  lebenslänglichen  Gewalt  ergiebt:  es  findet  gegen  ihn  kein 
gesetzlicher  Widerstand  Statt.  Der  Senat  wird  nur  von  ihm  be- 
rufen, entscheidet  nur  über  die  ihm  vorgelegten  Fragen:  seine 
Entscheidung  ist  nur  vorhanden,  in  so  fern  der  König  sie  billigt 
und  annimmt.  Die  Macht  des  Volkes  ist  noch  beschränkter: 
es  tritt  nur  auf  Befehl  des  Königs  zusammen,  beräth  nur  über 
die  ihm  vorgelegten  Fragen,  entscheidet  nur  mit  Ja  oder  Nein, 
kurz  es  existirt  nur  durch  den  Willen  des  Königs.1')  Daraus 
folgt,  dass  derselbe,  so  wenig  er  auch  im  Stande  ist,  ohne  die 
Mitwirkung  des  Volkes  ein  Gesetz  zu  erlassen , dennoch  in  allen 
Handlungen  unbeschränkt  und  über  die  Gesetze  erhaben  ist. 
Nehmen  wir  an,  dass  der  König  eine  Verordnung  vom  Volke 
bestätigen  iiess  und  dadurch  zum  Gesetz  erhob , so  war  es  natür- 
lich, dass  er  sie  selbst  beobachtete.  Denn  ohne  seine  ausdrück- 
liche, nicht  bloss  Einwilligung,  sondern  Veranstaltung  konnte 
sie  nicht  bestätigt  werden.  Aber  seinen  Nachfolger  konnte 
Niemand  im  Staate  anhalten,  sie  ebenfalls  zu  beobachten,  und 
er  beobachtete  sie  nicht  immer.  Z.  B.  Tarquinius  Superbus  hob  die 
von  Servius  Tullius  über  das  Recht  gegebenen  Gesetze  auf,  sicher- 
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lieh  nicht  durch  Volksbeschluss,  sondern  er  beobachtete  sie  nicht 
und  liess  die  Tafeln,  auf  denen  sie  standen,  vom  Markte  ent- 
fernen.*) Niemand  konnte  ihn  daran  hindern,  seine  neuen  Ver- 
fügungen waren  vollkommen  gültig:  er  zog  sich  nur  dadurch 
üble  Nachrede,  den  Ruf  eines  Tyrannen,  am  Ende,  als  er  Alle 
gegen  sich  erbittert,  die  Verbannung  zu , in  der  Niemand  eine 
gesetzliche,  die  Mehrzahl  vielleicht  eine  durch  die  Noth  gerecht- 
fertigte, aber  gewaltsame  Massregel  erblickte.  Moralisch  war 
der  König  verpflichtet,  die  von  dem  Volke  angenommenen  Ge- 
setze zu  beobachten,  eben  so  gut  wie  die  Sitte  der  Vorfahren: 
man  konnte  ihm  Vorstellungen  machen,  ähnlich  wie  sie  der 
Augur  dem  König  Tarquinius  machte,  aber  es  stand  in  seinem 
Belieben,  ob  er  denselben  nachkommen  wollte.  Rechtlich  war 
er  unumschränkt. 

Das  Gesetz  bestand  nicht  des  Königs,  sondern  des  Volkes 
halber.  Dies  prägt  sich  in  den  Lateinischen,  bei  der  Gesetz- 
gebung hergebrachten,  Ausdrücken  deutlich  aus.  Von  dem,  der 
das  Gesetz  beim  Volke  beantragt,  dem  Könige  also,  später  dem 
an  seine  Stelle  getretenen  Beamten,  heisst  es  legem  fert,  von 
dem  Volke  dagegen  legem  accipit  „es  nimmt  das  Gesetz  an“, 
d.  b.  es  übernimmt  die  Verpflichtung,  demselben  zu  gehorchen 
und  im  Falle  es  nicht  gehorcht,  sich  der  im  Gesetze  ausge- 
sprochenen Strafe  zu  unterwerfen.  Ferner  heisst  es  vom  Volke 
tenetur  lege,  es  ist  durch  das  Gesetz  gebunden:  der  König 
wird  nicht  dadurch  gebunden.12)  Als  nach  Vertreibung  der 
Könige  ein  Wechsel  der  Regierenden  und  Regierten  eintrat, 
waren  demnach  auch  die  Beamten,  trotzdem  dass  sie  die  Gewalt 
der  Könige  ungeschmälert  überkommen  hatten,  gebunden:  denn 
nach  Ablauf  ihres  Amtes  traten  sie  unter  die  Regierten  zurück 
und  konnten  dann , unter  den  allgemeinen  Gesetzen  stehend , für 
Nichtbeachtung  derselben  zur  Verantwortung  gezogen  werden. 
Der  König  also  konnte,  daran  ist  kein  Zweifel,  auch  gegen  die 
bestehenden  Gesetze  Anordnungen  treffen,  sowohl  indem  er 
neue  Einrichtungen  im  Staate  machte,  als  auch  indem  er  in 
einzelnen  Fällen  gegen  die  Gesetze  entschied.  Aber  er  musste 

a)  Dionys.  IV,  43. 
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darauf  achten,  dies  im  Geiste  der  Römischen  Verfassung  zu 
thun  und  nicht  die  Neigungen  des  Volkes  zu  verletzen. 

Es  ist  ein  eigenthümliches  Bild,  das  sich  aus  diesen  Ver- 
hältnissen des  Königthums  zusammensetzt.  Auf  der  einen  Seite 
die  höchste  Beschränkung  desselben  durch  Mangel  an  Erblich- 
keit, durch  religiösen  Aberglauben,  der  das  einmal  unter  Zu- 
stimmung der  Götter  Eingeführte  nicht  zu  ändern  oder  aufeu- 
heben  gestattete,  durch  die  Sitte,  welche  Befragen  des  Senates, 
bei  gewissen  Sachen  des  Volkes,  überall  einen  Beirath  aus  den 
Vornehmen  des  Staates  gebietet:  auf  der  andern  Seite  die  höchste 
Unbeschränktheit,  die  Alles  vom  Könige  ausgehen  lässt,  ihn  an 
die  Spitze  der  Religion  stellt,  keinen  gesetzlichen  Widerstand 
erlaubt,  keine  Verantwortung  vorschreibt  Aber  ein  ähnliches 
Bild  gewährt  die  Römische  Verfassung  überhaupt  , auch  während 
des  Freistaates,  so  dass  der  grosse  Bewunderer  derselben,  Po- 
lybius,  erklären  konnte,  sie  vereinige  in  sich  alle  drei  möglichen 
Staatsformen:  wenn  man  auf  die  Beamten  sehe,  erscheine  sie 
monarchisch,  wenn  auf  den  Senat,  aristocratisch,  wenn  auf 
die  Volksversammlung,  als  Democratie. 

Drittes  Capitel. 

Sammlung  der  königlichen  Gesetze.  Ihr  allgemeiner  Inhalt.  Ihre  Aecht- 
heit.  Termnthnng  Aber  ihre  Eintheilnng.  Art  der  Ueberliefernng. 

Nachrichten  der  Geschichtsschreiber  Aber  die  Gesetze  der  Könige. 

Gewinn  (Ar  die  Erkenntniss  des  Strafrechts. 

Wir  haben  über  die  eigentlich  so  zu  nennenden  Gesetze  der 
Königszeit  und  den  Einfluss,  welchen  die  Könige  auf  dieselben 
ausübten,  gesprochen.  Es  gab  indessen  noch  andere  Satzungen 
aus  jener  Zeit,  welche  ebenfalls  Gesetze  genannt  wurden.  Bis 
in  die  späten  Zeiten  des  Römischen  Kaiserreiches  hatte  man 
eine  Sammlung  königlicher  Gesetze  (lege*  regiae):  sie  führte  den 
Namen  ius  Papirianum.  Ihre  bestimmte  Erwähnung  geschieht 
von  dem  classischen  Juristen  Paulus,*)  der  ein  Buch  von  Gra- 

a)  Paul.  Dig.  L,  16  (de  verb.  signif.)  144  Granius  Flaccus  in  libro  de 
iure  Papiriano  seribit  pellicem  nunc  vulgo  vocari , quae  cum  eo , cui  uxor 
sit,  corpus  misceat. 
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nius  Flaccus  über  das  itm  Papirianum  anführt.  Es  ist  kein 
Grund,  diesen  Granius  Flaccus  für  verschieden  zu  halten  von 
jenem,  dessen  an  den  Dictator  Cäsar  gerichtetes  Buch  de  indi- 
gitameiitis  Censorinus*)  erwähnt  und  zwar  mit  der  Bezeichnung, 
er  gehöre  zu  den  alten.  Er  wird  deshalb  auch  von  Macrobius1’) 
in  Verbindung  mit  Varro,  aber  nach  demselben  als  Autorität 
für  eine  antiquarische  Bemerkung  angeführt.13)  Es  ergiebt  sich 
also,  dass  am  Ende  der  Republik  eine  Sammlung  der  königlichen 
Gesetze  unter  dem  Namen  Um  Papirianum  vorhanden  war:  sie 
wurde  von  den  Römischen  Alterthumsforschern  der  damaligen 
Zeit,  wo  man  die  Urgeschichte  Roms  mit  grossem  Eifer  zu 
ergründen  versuchte,  anerkannt  und  erklärt.  Als  ihren  Urheber 
ergiebt  ihr  Name  einen  Papirius,  als  Zeit  der  Entstehung  muss 
die  unmittelbar  nach  Vertreibung  der  Könige  angenommen  wer- 
den. Denn  damals  blühte  das  Papirische  Geschlecht  durch  prie- 
sterlh-he  Wissenschaft  und  die  damit  verbundene  Rechtskenntniss. 
Als  erster  rar  sacrorum  wird  bei  Dionysius')  M\  Papirius,  und 
etwas  später  als  Oberpriester  M.  Papirius d)  genannt.  Es  ist 
wahrscheinlich  und  der  Römischen  Sitte  entsprechend,  dass  sich 
mehrere  Generationen  hindurch  oder  bei  mehreren  gleichzeitig 
lebenden  Mitgliedern  desselben  Geschlechts  Rechts-  und  prie- 
sterliche  Wissenschaft  erhielt.  Leber  die  Person  des  Sammlers 
selbst  ist  die  Ueberliefening  unsicher.  Man  kann  nicht  bestimmt 
entscheiden,  ob  auf  denselben  die  Nachricht  von  Dionysius") 


a)  Onsorin.  de  die  nat  3 Eundcm  esse  genium  et  larem  multi  vetores 
meraoriae  prodiderunt , in  quis  etiam  Granius  Flaccus  in  libro,  quem  ad 
Caesarem  de  indigitamentis  scriptum  reliquit. 

b)  M aerob.  Sat.  I,  18  Quod  cum  et  Varro  et  Granius  Flaccus  affirment. 
V«gl.  M aerob.  Sat.  111,  11,  5 ln  Papiriano  iure  evidenter  relatum  est, 
arae  vicem  praestare  posse  mensain  dicatam;  Serv.  ad  Virg.  Aen.  XII,  836 
Qaod  ait  morem  ritusque  sacrorum  adiieiam,  ipso  titulo  legis  Papiriae  usus 
est,  quam  sciebat  de  ritu  sacrorum  publicatam. 

e)  Dionys.  V,  1. 

d)  In  Asconius’  Commentar  zu  Ciceros  Cornel.  p.  77  Orell. 

e)  Dionys.  III,  36  xi;  vrept  xiiv  iepdiv  0077p a^d«,  Hop-IXio;  oovtox^oaxo, 
ttf  5j-rtüv  (den  Priestern)  Xaß«bv  ivi-jpaiJ/tv  (der  König  Ancus  Marcius) 
lii  Jö.xovt,  — p.txd  ii  TTjv  ixßoXljv  tiüv  ßaotXiiov  ei{  dvafpacpljv  ?qpo- 
4ti  löib.s  ^yfhr,oav  öi:’  äv?pö{  iepcüpdvTOU  Tat ou  Ilanipfou,  xljv  4ti<£vtujv 

itp «v  re j’tptovlav  lyovxos. 
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geht,  nach  Vertreibung  der  Könige  habe  C.  Papirius,  der  oberste 
unter  den  Priestern,  die  religiösen  Satzungen  Numas,  die  schon 
der  König  Ancus  Marcius  wieder  gesammelt  und  öffentlich  aus- 
gestellt hatte,  von  Neuem  öffentlich  bekannt  gemacht.  Denn 
erstlich  handelt  es  sich  in  dem  einen  Fall  nur  um  Numas  Satzun- 
gen, im  andern  um  alle  königlichen  Gesetze,  zweitens  kam  es 
bei  jenen  auf  die  öffentliche  Bekanntmachung  als  auf  etwas 
Wesentliches  an , und  dass  dies  bei  dem  itu  Papirianum  Statt 
gefunden,  ist  wenigstens  nicht  bezeugt.  Dennoch  ist  es  sehr 
wohl  möglich,  ja  nach  unserer  spätem  Auseinandersetzung  wahr- 
scheinlich, dass  hi  beiden  Fällen  ein  und  dieselbe  Persönlichkeit 
gemeint  ist.  Ferner  ist  es  möglich,  dass  dieser  Sammler  der 
königlichen  Gesetze  und  der  religiösen  Satzungen  Numas  eben 
jener  erste  von  Dionysius  erwähnte  rex  sacrorum  M\  Papirius 
sei;  denn  oberster  der  Priester  kann  der  rex  sacrorum  eben  so 
gut  genannt  werden  wie  der  pontifex  maximus.  Dann  würde 
bei  Dionysius  an  einer  Stelle  eine  falsche  Lesart  und  an  beiden 
der  Vorname  entweder  Gajus  oder  Manius  zu  lauten  haben.  In- 
dessen dies  ist  unsicher,  gewährt  auch  nur  geringen  Vortheil 
für  die  Vereinigung  der  Ueberlieferung.  Denn  dieselbe  Namens- 
verschiedeuheit  über  den  Urheber  der  Sammlung,  welche  sich 
bei  Dionysius  findet,  trifft  man  auch  bei  Pomponius,*)  der  ihn 
an  der  einen  Stelle  Sextus,  an  der  andern  Publius  nennt  Diese 
Verschiedenheit  ist  so  auffallend  und  findet  in  einem  so  kleinen 
Raume  Statt,  dass  man  versucht  wird,  einen  durch  die  Ab- 
schreiber entstandenen  Fehler  anzunehmen.  Vielleicht  darf  man 
auch  an  ein  Versehen  dessen,  der  die  Excerpte  aus  Pomponius 
für  die  Digesten  besorgte,  glauben,  wobei  man  die  Glaubwür- 


a)  Pompon.  Di«,  de  orig.  iur.  (I,  2)  § 2 Tulerunt  (leges)  et  sequentes 
reges,  quae  omues  conscriptae  extant  in  libro  Sexti  Papirii,  qui  fhit  illis 
temporibus , quibus  Superbus,  Demarati  Corinthii  filius,  ex  principalibus 
viris.  Is  über,  ut  diximus,  appeliatur  ius  civile  Papirianum,  non  quia 
Papirius  de  suo  quicquam  adiecit,  sed  quod  leges  sine  ordine  latas  in 
uDum  composuit.  Nachher  führt  derselbe  § 36  ihn  als  ersten  Römischen 
Rechtsgelehrten  an:  Fuit  autem  in  primis  peritus  Publius  Papirius,  qui 
leges  regias  in  unum  contulit  Auffallend  ist  übrigens  an  der  ersten  Stelle 
noch , dass  Tarquinius  Superbus  ein  Sohn  des  Corintliiors  Demaratus  ge- 
nannt wird,  ein  Versehen,  dessen  Ursprung  imgewiss  ist 
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tigkeit  von  Pomponius  selbst  aufrecht  erhalten  kann.  Keines 
Falls  aber  darf  mau  aus  dieser  Unsicherheit  des  Vornamens 
auf  die  Unsicherheit  der  ganzen  Ueberlieferung  über  die  Samm- 
lung der  königlichen  Gesetze  einen  Schluss  macheu.  Man 
wusste,  dass  das  ins  Papirianum  von  einem  Sammler,  Namens 
Papirius,  herrühre;  man  wusste,  dass  das  Papirische  Ge- 
schlecht sich  im  Anfänge  der  Republik  durch  seine  Wissenschaft 
in  Religion  und  Recht  ausgezeichnet  habe,:  dabei  war  es  sehr 
leicht , dass  man  über  die  bestimmte  Person , der  die  Sammlung 
zuzuschreiben  sei,  schwankte.14)  Eine  noch  natürlichere  Er- 
klärung wird  die  Unsicherheit  des  Namens  finden,  wenn  die 
königlichen  Gesetze,  wie  wir  es  wahrscheinlich  machen  werden, 
nicht  von  einem,  sondern  von  mehreren  Mitgliedern  des  Papi- 
rischen Geschlechtes  gesammelt  wurden. 

l'eber  den  Inhalt  des  ins  Papirianum  haben  wir  nur  wenige 
sichere  Kunde:  wir  können  nur  durch  wahrscheinliche  Ver- 
muthungen uns  ein  ungefähres  Bild  zusammenstellen.  Wir  habeu 
kein  bestimmtes  Citat  aus  dem  ius  Papirianum , ausser  bei  Ma- 
erobius , »)  wo  es  heisst:  „im  Papirianischen  Recht  ist  deutlich 
berichtet,  dass  ein  geweihter  Tisch  die  Stelle  eines  Altars  ver- 
treten kann“  und  daun  eine  längere  Auseinandersetzung  folgt, 
in  der  antiquarisch  der  Gebrauch  eines  Tisches  statt  eines  Altars 
erläutert  wird.  Diese  Worte  stammen,  wie  ihre  Fassung  zeigt, 
nicht  aus  einem  Gesetze,  wie  es  in  Papirius’  Sammlung  stehen 
konnte,  sondern  aus  einem  Erklärer  derselben,  wahrscheinlich 
dem  oben  genannten  Granius  Flaccus:  im  Gesetze  selbst  war 
nur  von  irgend  einem  heiligen  Tische,  an  dem  Opfer  verrichtet 
werden  sollten , die  Rede : es  bezog  sich  also  auf  Opfer  und  reli- 
giöse Ceremonien.  Aber  ausser  diesem  Citat  wird  uns  der  In- 
halt vorschiedener  königlichen  Gesetze  angeführt,  ohne  Angabe 
der  Quelle,  aus  der  sie  entnommen  seien.  Es  sind  sieben  von 
Romulus,  dreizehn  von  Numa,  eines  von  Servius  Tullius.,s) 
Die  ersten  sprechen  den  Bannfluch  der  Religion  und  die  bürger- 
liche Acht  aus  über  den  Verrath  am  Clienten  und  über  Miss- 
handlung der  Eltern  (und  über  den  letztem  Gegenstand  handelt 


»)  M aerob.  III,  11,  5,  welche  Stelle  S.  27  angeführt  worden  ist. 
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auch  das  einzige  uns  bekannte  Gesetz  von  Servius  Tullius):  sie 
bestimmen  das  Güterrecht  in  der  Ehe,  sprechen  von  der  häus- 
lichen Gerichtsbarkeit  über  die  Frau  und  die  Gründe  der  Schei- 
dung, endlich  von  dem  Hechte  des  Hausvaters  über  seine  Kiu- 
der.  Die  Gesetze  Numas  enthalten  religiöse  Vorschriften  mit 
Ausnahme  eines,  welches  das  väterliche  Verkaufsrecht  rücksicht- 
lich des  verheiratheteu  Sohnes  beschränkt.  Diese  Anführungen, 
nahm  man  an,  stammen  aus  dem  ins  Papirianum  und  indem 
man  den  Inhalt  der  Gesetze  erwog,  k;un  man  zu  dem  Ergebniss, 
sie  könnten  nicht  vom  Könige  beim  Volke  beantragte  und  von 
diesem  genehmigte  Gesetze  sein.  Es  sind  entweder  Gewohn- 
heitsrechte, die  unbestimmten  Ursprungs,  an  den  Namen  eines 
Königs,  der  sie  zur  Geltung  und  Anerkennung  gebracht  oder 
sich  sonst  durch  Erlass  ähnlicher  Verordnungen  bekannt  gemacht 
hatte,  geknüpft  wurden,  oder  siebestehen  aus  religiösen  Satzun- 
gen , wie  sie  von  den  Königen  als  obersten  Priestern  selbständig 
erlassen  werden  kounten  und  der  Ueberliefemng  nach  erlassen 
worden  sind.  In  beiden  Fällen,  sagt  man,  sind  es  nicht  Ge- 
setze nach  der  spätem  und  eigentlichen  Bedeutung  des  Wortes, 
d.  h.  nicht  Rogationen,  vom  Könige  an  das  Volk  gebracht  und 
von  diesem  angenommen.  Es  lässt  sich  auch  ohne  Schwierig- 
keiten nachweisen,  dass  diese  angeblichen  Gesetze  von  den 
Römern  späterer  Zeit  nicht  als  eigentliche , vom  Volke  bestätigte, 
Gesetze  betrachtet  wurden.  Durch  diese  Gründe  kam  mau  zu 
dem  Schlüsse,  dass  Pomponius’  oben  angeführte  *)  Nachricht , die 
Könige  hätten  vermittelst  der  Volksversammlung  Curiatgesetze 
gegeben  und  diese  seien  in  dem  ius  Papirianum  gesammelt, 
falsch,  mithin  Pomponius  überhaupt  ein  unzuverlässiger  Gewährs- 
mann sei.16) 

Man  kann  die  einzelnen  Sätze  dieser  Beweisführung  als 
richtig  anerkennen  und  dennoch  ist  der  daraus  gezogene  Schluss 
nicht  richtig.  Pomponius  sagt,  alle  Curiatgesetze  der  Könige 
fänden  sich  verzeielmet  iu  dem  Buche  von  Papirius;  aber  daraus 
folgt  nicht,  dass  auch  alle  in  Papirius'  Buche  verzeichneten  Ge- 
setze nur  Curiatgesetze  sind.  Diese  Sammlung  konnte  sowohl 


a)  Siehe  S.  28  Anm.  a. 
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das  Gewohnheitsrecht  und  religiöse  Satzungen,  welche  beide 
ihren  Ursprung  uieht  dem  Mitwirken  der  Volksversammlung 
verdanken , als  auch  ausserdem  noch  die  auf  das  wirkliche  Hecht 
bezüglichen  Curiatgesetze  enthalten.  Der  Umstand,  dass  die  uns 
erhaltenen  Bruchstücke  nur  dem  ersten  Theile  angeboren,  be- 
weist nicht,  dass  sich  auch  das  Ganze  nur  auf  diesen  bezog. 

Es  konnte  blosser  Zufall  sein , der  uns  die  einen  Bruchstücke  er- 
hielt, von  den  eigentlichen  Rechtsgesetzen  alle  Spur  verloren  gehen 
liess:  es  konnte  dies  aber  auch  darin  seinen  Grund  haben,  dass  das 
Gewohnheitsrecht  und  die  religiösen  Gebote  dauernde  Grundsätze 
des  Römischen  Staates  bildeten  und  deshalb  auch  später  der 
Erwähnung  mehr  werth  erscheinen  als  die  auf  das  Recht  bezüg- 
lichen Gesetze,  welche  mannigfache  Umgestaltungen  erfuhren 
and  zum  Theil  ganz  abgeschafft  wurden:  die  spätere  Gesetz- 
gebung der  zwölf  Tafeln  machte  sie  für  das  practisehe  Leben 
werthlos. 

Es  lässt  sieh  indessen  über  die  Verbindung  beider  Arten 
von  Gesetzen  und  das  Verhältniss,  das  sie  im  ius  Papirianum 
Annahmen , noch  eine  weitere  Venn  uthung  aufstellen.  Pomponius 
sagt  von  den  durch  die  Volksversammlung  bestätigten  Curiat- 
gesetzen,  sie  seien  im  ius  civile  Papirianum  enthalten,  dagegen 
Macrobius  und  Paulus,  die  von  antiquarischen  Bemerkungen 
reden,  beziehen  sich  auf  das  ius  Papirianum.  Unzweifelhaft 
können  beide  Ausdrücke  gleichbedeutend  sein,  der  eine  uur 
etwas  ausführlicher  als  der  andere.  Aber  es  ist  nicht  nothwen- 
•iig,  dass  sie  es  sind  und  wer  genau  erklärt,  wird  bemerken, 
dass  die  Verschiedenheit  des  Namens  mit  der  des  Inhaltes  zu- 
sammenfallt und  daraus  auf  einen  tiefer  liegenden  Grund  der 
Xamensverschiedeuheit  schliessen.  In  diesem  Falle  würde  ius 
Papirianum  das  allgemeine,  ius  civile  Papirianum  das  beson- 
dere sein.  Non  haben  wir  ferner  bei  Servius  die  früher  ange- 
führte, allerdings  nicht  ganz  klare  Bemerkung  über;  den  Titel 
einer  lex  Papiria , der  de  ritu  sacrornm  gelautet  habe.  Der 
Ausdruck  lex  Papiria  kann  nur  missbräuchlich  seiu;  denn  an 
eine  eigentliche,  aus  Volksbeschluss  hervorgegangene,  lex  kann 
wegen  des  Inhaltes  nicht  gedacht  werden,  da  das  Volk  über 
religiöse  Ceremonien  keinen  Beschluss  fassen  konnte.  Auch 
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wissen  wir  von  keinem  Papirischen  Gesetz , das  hierauf  bezogen 
werden  könnte:  ein  bei  Cicero  und  Livius1)  erwähntes  enthält 
nur  das  Verbot,  ohne  Volksbeschluss  einen  Grundbesitz  den 
Göttern  zu  weihen,  aber  nichts  über  die  Art  der  Weihe  selber. 
Ich  finde  keine  andere  Möglichkeit  als  diese  hx  Papiria  auf  das 
in  andern  Quellen  so  genannte  ins  Papirianum  zu  beziehen: 
damit  stimmt  selbst  die  Gelegenheit,  bei  der  es  Servius  an- 
führt. Es  war  ganz  passend,  wenn  er  Virgil'»  Worte  durch  den 
Titel  einer  uralten  Römischen  Gesetzsammlung  erläuterte:  viel 
weniger  passend,  wenn  er  den  gleichen  Ausdruck  aus  einem 
einzelnen  Gesetze  anführte:  dergleichen  hätte  er  vieles  anführen 
können.  War  aber  ein  Titel , d.  h.  ein  Abschnitt , des  ius  Papi- 
rianum „über  die  Gebräuche  der  Opfer“,  so  konnte  das  Ganze 
nicht  über  diese  allein  handeln:  es  musste  andere  Titel  geben 
mit  andern  Inhalt  und  andern  Benennungen.  Dauach  kommt 
man  auf  die  Vermuthung,  dass  der  allgemeine  Name  dieser 
königlichen  Gesetze  ius  Papirianum  war.  Dasselbe  zerfiel  in 
Abtheilungen , von  denen  eine  ius  civile , eine  andere  de  ritu 
8acrorum  hiess.  So  vereinen  sich  die  zwei  verschiedenen  An- 
gaben , welche  wir  über  seinen  Inhalt  haben , die  von  Dionysius, 
dass  nach  Vertreibung  der  Könige  ein  Papirius  die  religiösen 
Vorschriften  Numas  von  Neuem  zusammeugestellt  habe,  und  die 
von  Pomponius,  dass  ein  Papirius  die  Curiatgesetze  der  Könige 
gesammelt  habe.  Möglich,  ja  sogar  sehr  wahrscheinlich,  dass 
die  Sammlungen  der  verschiedenen  Arten  von  Königsgesetzeu 
nicht  durch  eine  Person  erfolgten:  ein  Mitglied  des  Papirischen 
Geschlechtes  konnte  die  religiösen,  ein  anderes  die  weltlichen 
Vorschriften,  noch  ein  anderes  das  Gewohnheitsrecht  sammeln. 
Dennoch  konnten  diese  vereinten  Sammlungen  den  gemeinsamen 
Titel  Papirisches  Recht  führen  und  es  würde  sich  zugleich  er- 
klären, wie  die  Ueberlieferung  in  Bezug  auf  die  Vornamen  der 
Sammler  auseinandergehen  konnte , je  nachdem  die  eine  oder  die 
andere  Art  von  Gesetzen  berücksichtigt  wurde. 

Nehmen  wir  also  die  eben  aufgestellte  Vermuthung,  bei 
der  sich  alle  scheinbaren  Widersprüche  der  Berichterstatter  löseu, 

a)  Cic.  de  dom.  49  und  50;  Liv.  IX,  46. 


Digitized  by  Google 


Seine  Einteilung. 


33 


an.  Das  Papirianische  Recht  oder  Gesetzbuch,  mochte  es  von 
einem  oder  mehreren  Sammlern  ausgegangen  sein,  zerfiel  in 
mehrere  Abschnitte  nach  den  Materien , die  abgehandelt  wurden : 
wie  die  Anordnung  innerhalb  dieser  Abschnitte  war,  kann 
zweifelhaft  sein.  Denn  Pomponius’  Bemerkung  über  die  Thätig- 
keit  von  Papirius:  „er  stellte  die  ohne  Ordnung  gegebenen  Ge- 
setze in  eins  zusammen“  ist  gerechtfertigt,  wenn  nur  die  Haupt, 
eintheilung  eine  sachliche  war:  über  die  weitere  Vertheilung  des 
Stoffes  beweist  sie  nichts.  Auch  wenn  Festus*)  z.  B.  ein  Ge- 
setz des  Königs  Pompilius  über  »polia  opima  anführt,  so  folgt 
daraus  nur,  dass  bei  jedem  einzelnen  Gesetze  der  Name  des 
betreffenden  Königs  vorangesetzt  war.  Aber  dennoch  scheint  es, 
dass  die  Gesetze  nach  den  Königen  in  den  Abtheilungen  zusammeu- 
gestellt  waren.  Festus ü)  sagt,  „in  den  Gesetzen  des  Königs 
Nurna  Pompilius“  stände  etwas  und  ähnlich  Paulus0)  in  seinem 
Auszuge  aus  Festus;  derselbe  Festusd)  führt  auch  die  Gesetze 
des  Romulus  und  Tatius,  sowie  die  von  Servius  Tullius  an. 
Daraus  muss  man  den  Schluss  ziehen,  dass  die  Gesetze  von 
Romulus  und  Tatius,  von  Romulus  allein,  von  Numa  und  der 
Reihe  nach  von  den  übrigen  Königen  die  Unterabtheilungen  der 
sachlich  geordneten  Abschnitte  bildeten. 

Ueber  das  Verhältniss,  das  zwischen  der  Bearbeitung  durch 
Granius  Flaccus  und  der  ursprünglichen  Sammlung  des  Papiri- 
scben  Geschlechtes  stattfand,  lässt  sicli  nur  ein  unsicheres  Ur- 
theil  fallen.  Es  war  natürlich,  dass  man,  als  Granius  Flaccus’ 


a)  Festus  s.  v.  opima  s]x>lia  p.  189:  esse  etiaiu  Pompili  regis  legem 
opimorum  spoliorum  taleui:  Cuius  auspicio  ('lasse  producta  opima  spolia 
capiuntur,  lovi  Feretrio  darier  oporteat  etc.,  wo  die  Worte  Pompili  regis 
auf  sicherer  Verbesserung  beruhen.  Aehnlich  s.  v.  parrici(di)  quaestores 

p.  221. 

b)  Festus  s.  v.  oceisum  p.  178:  Itaque  iu  Niunac  Pompili  regis  legi- 
bus scriptum  esse:  si  hominem  fulmen  lovis  occisit,  ne  supra  genua  tol- 
litor,  et  alibi:  homo  si  fulinine  occisus  est,  ei  iusta  uulla  fieri  ojmrtet. 

c)  Paulus  Esc.  Fest  s.  v.  aliuta  p.  6:  Hine  est  illud  in  legibus  Numae 
Pompili:  Si  quisquam  aliuta  faxit,  ipsos  lovi  sacer  esto. 

d)  Festus  s.  v.  plorare  p.  230:  ln  regis  Romuli  et  Tatii  legibus:  si 

nurus sacra  di  vis  pareutum  estod.  in  Servi  Tulli  liaec  est:  si  pa- 

rentem  puer  verberit,  ast  ille  plorassit,  puer  di  vis  parentum  sacer  esto. 
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neues,  verständlicheres  Werk  existirte,  dieses  gebrauchte  und 
nicht  auf  die  uralte  Arbeit  der  Papirier  zurückging.  Fast  alle 
Erwähnungen  königlicher  Gesetze,  welche  wir  haben,  bei  Dio- 
nysius, Festus,  Pouipouius,  stammen  aus  einer  Zeit,'  wo  Gra- 
liius’  Sammlung  benutzt  werden  konnte  und  es  wahrscheinlich 
auch  wurde.  Kur  Cicero  erwähnt  zweimal")  die  Gesetze  des 
Königs  Numa  und  zwar  nicht  aus  Granius17);  aber  seine  Er- 
wähnungen sind  so  kurz,  dass  sie  keinen  Anhalt  geben,  über 
den  Zustand  derselben  zu  seiner  Zeit  auch  nur  eine  Vermuthung 
aufzustellen.  In  zwei  Beziehungen  jedoch  können  wir  eine  Ver- 
änderung der  alten  ursprünglichen  Sammlung  nachweisen.  Erstens 
ist  es  nicht  glaublich,  dass  man  im  Anfänge  der  Republik  von 
einem  ins  Papirianum  gesprochen  habe:  diese  Ausdrucksweise 
kam  anerkanntermassen  erst  zur  Zeit  Caesars  auf.  Man  wird 
daher  diesen  Namen  auf  Granius  Flaccus  zurückfuhren  müssen 
und  damit  erscheint  auch  die  ganze  Gliederung  der  Sammlung, 
wie  wir  sie  oben  dargestellt  haben,  als  ein  Werk  eben  desselben 
Granius.  Vor  ihm  gab  es  wohl  nur  einzelne  Sammlungen  von 
verschiedenen  Papiriern  abgefasst  und  über  verschiedene  Mate- 
rien handelnd,  in  denen  die  betreffenden  Gesetze  der  Könige 
zusammengestellt  waren.  Vielleicht  deutet  Servius'  oben  ange- 
führter Titel  lex  Papiria  auf  den  ursprünglichen  Namen  einer 
Sammlung:  er  konnte  sich  auch  in  Granius’  Ueberarbeitung  er- 
balten haben.  Zweitens  die  Anführungen , welche  sich  bei  Festus 
aus  den  königlichen  Gesetzen  finden,  machen  darauf  Anspruch 
wortgetreu  zu  sein,  nicht  bloss  den  Sinn  derselben  wiederzu- 
geben. Indessen  es  bedarf  keines  Beweises,  dass  wir  in  ihnen 
nicht  die  Worte  der  Papirier,  viel  weniger  die  der  Könige  selbst 
haben.  Die  Römer  haben  in  dergleichen  Sachen  diplomatische 
Treue  nicht  beobachtet  und  die  Gesetze,  die  ein  Gemeingut  des 
Volkes  sein  sollten,  als  etwas  betrachtet,  das  sich  in  seinem 
Ausdrucke  mit  dem  Volke  fortbilden  müsste.  Man  mochte  in 


a)  Cic.  de  rep.  V,  2,  3 lila  autera  diutuma  pax  Numae  inater  huic 
urbi  iuris  et  rcligionis  fuit,  qui  legum  etiam  scriptor  fuit,  quas  scitis  extare ; 
de  rep.  11,  14,  26  Numa  aniuios  propositis  legibus  bis,  quas  iu  mouuwentis 
habemus,  witigavit. 
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der  Wortstellung  und  einzelnen  besoudern  Ausdrücken  den  alten 
Text  beibehalten:  im  Uebrigen  scheute  man  sich  nicht,  eine 
förmliche  Art  von  Uebersetzuug  vorzunehmen,  um  verständlich 
zu  sein.  Es  bildete  sich,  wie  man  aus  Ciceros  Büchern  vou 
den  Gesetzen  sieht,  eine  eigene  Sprache,  welche  Altes  und 
Neues  mischte.  So  mögen  zuerst  die  Papirier  mit  den  Satzun- 
gen der  Könige  verfahren  sein:  sicherlich  verfuhr  so  Granius 
Flaccus,  aus  dessen  Sammlung  die  uns  erhaltenen  Bruchstücke 
stammen.18)  Wie  viel  aber  beide  Sammler  sich  bei  der  Umfor- 
mung erlaubt  haben,  ist  uns  zu  bestimmen  unmöglich. 

Unsere  Darstellung  ergiebt,  was  man  über  die  Verdächti- 
gungen zu  urtheilen  hat,  die  in  neuester  Zeit  gegen  das  Papi- 
rianische  Gesetzbuch  erhoben  worden  sind.  Während  mau  frü- 
her Alles,  was  den  Namen  der  ältesten  Geschichte  trug,  gläubig 
liinnahm,  ja  noch  anderes  hinzudichtete  ,ia)  ist  man  jetzt  in  der 
Kritik  zu  weit  gegangen  und  vermuthet  überall  Fälschung  uud 
Betrug.  Ein  klares  Bild  darüber,  wie  eine  Täuschung  stattge- 
funden haben  könnte,  und  eine  bestimmte  Meinung,  was  man 
von  den  uns  erhaltenen  Bruchstücken  und  den  Nachrichten  über 
das  Papirianische  Recht  denken  solle,  baireich  bei  keinem  Neueren 
gefunden:  man  begnügt  sich,  allgemeine  Verdächtigungen  aus- 
zugpreehen.20)  Dass  es  auch  zur  Zeit  der  ältesten  Könige  Mit- 
tel zum  Aufschreiben  und  Bekanntmachen  gab,  bezeugt  Diony- 
sius,*) der  von  eichenen  Tafeln  spricht:  sie  waren  allerdings 
vergänglich,  konnten  aber  von  Zeit  zu  Zeit  erneut  werden. 
Unter  Servius  Tullius  grub  man  schon  in  Erz.  b)  Es  konnten 
also  die  Papirier , als  sie  im  Anfänge  der  Republik  ihre 
Sammlungen  machten,  bestimmte  Denkmäler  benutzen.  Selbst 


a)  Dionys.  III,  36  xd;  rtpi  xd>v  Isptüv  trjyypatpd; , 5«  IIop.j:().io;  auvt- 
srijoaxo,  jrap’  aöxtüv  Xaßtuv  dviypatJiEv  i;  8£X xo'j;  xal  j:po56»jx£v  iv  dyopij 
~4o!  tot;  ßouXopivot;  oxojteTv.  d;  dtpavto8f,vat  oyvißj)  Ttp  ypdvtp-  ydXxEai 
yip  oxrjXai  o jirto  Tdrt  f(8av,  dXX’  iv  Jputvat;  iyapdxxovxo  aavfatv  of  xe 
vduoi  xai  at  jttpt  xtüv  teptüv  diaypotsat. 

b)  Dionys.  IV,  26  "va  it  prjosl;  ypovo;  aöxoä;  dcpavt'<ri|),  ot^Xt,v  xaxa- 
axtodaa;  yaXxr^v  lypaij/ev  iv  taj-üQ  xd  te  titSavxa  xot;  ooviopot;  xai  xd;  p.E- 
xaoyo'iaa;  xt(;  auvdSou  rM.uc  auxi)  8i£|xeivev  i)  ox^Xtj  p.iypt  X7j;  ip.r(;  i(Xt- 
xta;. 
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wenu  sie  dabei  mit  sehr  geringer  Kunst  verfuhren,  mussten  sie 
Besseres  leisten  als  wir  jetzt  mit  der  höchsten  zu  erreichen  im 
Stande  sind.  Auch  der  Gallische  Brand  zerstörte  nicht  alle 
Denkmäler  der  früheren  Zeit:  unter  den  geretteten  werden  aus- 
drücklich königliche  Gesetze  genannt.'1)  Wenn  sie  diesen  Sturm 
überdauert  , werden  sie  auch  noch  später  sich  im  Original  er- 
halten haben , die  übrigen  in  Abschriften  mehr  oder  minder  treu 
den  Nachkommen  überliefert  worden  sein.  Ob  Cicero  unter  den 
Denkmälern,  die  er  bei  einem  Gesetze  Numas  erwähnt ,b)  die 
Pontificalbücher  oder  wirkliche  Denkmäler  in  Holz  oder  Erz  ver- 
steht, ist  unsicher.2*)  Danach  ist  kein  Zweifel,  dass  die  Papirier 
mannigfache  Verordnungen  der  Könige  vorfanden,  aus  denen 
sie  eine  das  Leben  nach  allen  Seiten  hin  umfassende  Sammlung 
zusammenstellten:  ferner  auch  dass  Granius  Flaccus  zur  Zeit  des 
Dictator  Cäsar  sich  auf  bestimmte  Urkunden  und  Zeugnisse 
stützte.  Sein  Werk  hat  sich  bis  spät  in  die  Kaiserzeit  erhalten. 
Ein  Theil  der  königlichen  Gesetze  mag  überdem  in  den  priester- 
lichen  Büchern  aufbewahrt  worden  sein.22) 

Man  findet  indessen  einen  Widerspruch  in  der  Ueberlieferung 
selbst,  der  gegen  die  Sammlung  und  Geltung  wenigstens  der- 
jenigen Gesetze  zu  zeugen  scheint,  welche  sich  auf  das  eigent- 
liche Privat-  und  Criminalrecht  bezogen.  Wo  Dionysius')  von 
dem  Zustande  Korns  vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln 
spricht,  erzählt  er:  „damals  war  noch  nicht  alles  Recht  schrift- 
lich bestimmt,  sondern  in  alten  Zeiten  bestimmten  die  Könige 
aus  eigener  Machtvollkommenheit  den  Hülfesuchenden  das  Recht 
und  das  von  ihnen  als  Recht  Ausgesprochene  war  Gesetz.“  Aber 
tlabei  hat  Dionysius  das  Recht  der  Volksversammlung  in  Bezug 
auf  die  Gesetzgebung  schon  unter  den  Königen  anerkannt,  hat 
die  Gesetzsammlung  von  Papirius  erwähnt,  hat  ausdrücklich  bei 
den  Königen  Gesetze  angeführt  und  zwar  solche,  die  vom  Volke 


a)  Liv.  VI,  1 In  primis  foedera  et  lege»  (erant  autem  eae  duodecim 
tabulae  et  quaedara  regiae  legcs)  conquiri  quae  comparerent  iusserunt. 

b)  Cic.  de  rep.  II,  14,  26  au  der  früher  angeführten  Stelle. 

c)  Dionys.  X,  1 o5no  ydp  ....  iv  ypoepal?  Sitavra  t4  St'xata  tt- 
tayfitvot  • dXAi  tö  [xlv  dpyaTov  ol  ßxoiXeTc  i’f'  ootiüv  Itxttov  toi?  8top.<vot^ 
Tdj  8tx«;  xal  xit  Sixauuttlv  int’  txcivaiv  toüto  vdpoc  iv. 
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bestätigt  worden  waren:  er  kann  also  hier  unmöglich  den  Zu- 
stand vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  als  einen  gesetz- 
losen bezeichnen  wollen.  Denn  an  einen  Irrthum  von  ihm  bei 
einer  der  beiden  Behauptungen  darf  man  doch  auch  nicht  glau- 
ben. Er  kann  demnach  nur  meineu,  was  eine  genaue  Erklärung 
seiner  Worte  besagt,  nicht  alles  Recht  sei  damals  durch  schrift- 
liche Gesetze  bestimmt  gewesen.  Die  Römer  betrachteten  den 
Znstand  vor  der  Gründung  Roms  als  gesetzlos:  die  ganze  Ge- 
setzgebung begann  erst  mit  den  Königen.  Dieselbe  hätte  sehr 
umfangreich  sein  müssen,  hätte  sie  alle  Theile  des  Staates  um- 
fassen und  alles  ungeschriebene  Herkommen  in  geschriebenes 
Recht  verwandeln  sollen.  Sie  war  aber,  wie  die  Geschichts- 
schreiber selbst  andeuten,  nicht  bedeutend.  Daher  mussten  die 
meisten  Rechtshändel  von  den  Königen  nach  dem  Herkommen 
entschieden  werden,  oder  vielmehr  nach  Grundsätzen,  welche  sie 
selbst,  aber  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Herkommen  bei  dem 
einzelnen  Falle  aufstellten.  Ueberdem  ist  der  Zustand  vor  der 
Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  nicht  mit  dem  unmittelbar  nach 
Vertreibung  der  Könige  gleich  zu  setzen.  Wir  werden  später 
sehen,  dass  bei  dem  Kampfe  der  Stände  eine  Art  von  Gesetz- 
losigkeit eintrat,  der  erst  durch  die  Zehnmänner  abgeholfen 
wurde. 

Auch  Tacitus  hat  bei  den  neuem  Gelehrten  Bedenken  er- 
regt. An  der  schon  früher  angeführten  Stelle  *),  wo  er  bei  der 
Schilderung  der  Gesetzgebung  den  Begriff  eines  Gesetzes  in  dem 
weitesten  Sinne  fasst,  schreibt  er  Tullus  Hostilius  und  Ancus 
Marcius  Gesetze  zu1,  sagt  auch  von  N uma , er  habe  das  Volk 
durch  religiöse  Gebräuche  und  göttliches  Recht,  gebunden , von 
Romulus  aber  berichtet  er:  „Leber  uns  hatte  Romulus,  wie  es 
ihm  gut  dünkte,  geherrscht.”  Daraus  zu  folgern,  Romulus  habe 
kein  Gesetz  gegeben , die  Erwähnungen  von  Gesetzen  des  Romu- 
lus (»der  des  Romulus  und  Tatius  seien  falsch,  die  Nachricht 
von  Pomponius  ein  Irrthum,  wäre  nicht  richtig.  Denn  Tacitus’ 
Ausdruck  bezieht  sich  hauptsächlich  auf  Verfassungsgesetze  zur 
Beschränkung  der  königlichen  Macht,  und  dann  hat  Romulus 


a)  Tae.  Aon.  III,  26.  S.  oben  S.  16. 
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auf  jeden  Fall  nur  wenige  Gesetze  erlassen,  durch  deren  Beob- 
achtung auch  seine  richterliche  Gewalt  nicht  wesentlich  beschränkt 
wurde.  Damit  besteht  sehr  wohl  Pomponius’  Bericht,  Anfangs 
habe  Romulus  unumschränkt  geherrscht,  später  nach  dem  Wach- 
sen des  Staates,  d.  h.  nacli  der  Vereinigung  mit  den  Sabinern, 
sei  die  Einsetzung  des  Senates,  die  Einteilung  des  Volkes  in 
Curien  erfolgt  und  einige  Curiatgesetze  seien  erlassen  worden. 
Von  Servius  Tullius  erzählt  Taeitus:  „ein  hauptsächlicher  Stif- 
ter von  Gesetzen  war  Servius  Tullius,  denen  auch  die  Könige 
gehorchen  sollten.’  Dies  darf  man  nicht  so  verstehen,  als  habe 
dieser  König  eine  besondere  Art  von  Gesetzen  zur  Einschränkung 
der  königlichen  Macht  gegeben.  Denn  die  Centuri  en Verfassung, 
welche  die  zur  Regierung  berufene  ('lasse  etwas  umformte,  trat 
erst  nach  der  Vertreibung  der  Könige  in  politische  Wirksamkeit  : 
wir  wissen  durch  ausdrückliches  Zeugniss,  dass  die  Centimen 
unter  den  Königen  kein  Gesetz  bestätigt  haben  und  hätten  sie 
es  bestätigt,  so  hätte  es,  da  die  Centurien  ebenfalls  von  den 
Königen  berufen  wurden  und  keine  grössere  Befugniss  als  die 
Curien  besassen,  in  keiner  Weise  bindender  sein  können.  Von 
andern  Verfassungsgesetzen  aber  wird  nichts  berichtet.  Die 
Eigenthümlichkeit  von  Servius’  Gesetzen  scheint  vielmehr  nur  in 
der  grösseren  Anzahl  derselben  bestanden  zu  haben,  durch 
welche  die  wichtigsten  Punkte  des  Privat-  und  Strafrechtes  be- 
stimmt und  so  der  willkürlichen  Entscheidung  in  den  einzelnen 
Fällen  vorgebeugt  wurde.  Damit  wird  Taeitus’  absichtlich  ge- 
suchter Ausdruck  genügend  erklärt  und  so  hat  sich  Dionysius 
das  Verhältniss  gedacht:  darin  erkannte  er  den  grossen  Fort- 
schritt, den  der  Staat  durch  Servius  Tullius  zur  Freiheit  machte.23) 
Aus  demselben  Grunde  hob  Tarquinius  der  Uebermüthige,  als  er 
die  Despotie  gründen  wollte , vor  Allem  Servius  Gesetze  auf.*) 
Es  steht  hiernach  durch  die  übereinstimmenden  Zeugnisse 
aller  Gewährsmänner  fest,  dass  die  Könige  von  Anfang  an  Ge- 
setze über  Privat-  und  Strafrecht  gegeben  und  durch  das  Volk 
haben  annehmen  lassen.  Der  Gewinn  indessen,  den  wir  aus 
den  uns  erhaltenen  Bruchstücken  für  die  Kenntniss  der  einzelnen 

a)  Dionys.  IV,  43. 
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Gesetze  dieser  Art  ziehen  können,  ist  sehr  gering.  Strafrechte 
lieber  Xatnr  ist  unter  ihnen  kaum  eines.  Wir  können  dahin 
nicht  zählen  Romulus’  Gesetz  über  Verrätherei*),  noch  seine  Be- 
stimmungen über  die  Ehe  und  das  Verhältnis»  der  Frauen b), 
über  die  väterliche  Gewalt')  und  die  Aufziehiuig  der  Kinder*1), 
wenngleich  bei  letzterem  als  Strafe  die  Einziehung  des  halben 
Vermögens  angeführt  wird.  Auch  Numas  Gesetze  über  Ileilig- 
haitung  der  Grenzsteine*)  und  überden  parricida ,f)  wenngleich 
sie  die  wichtigsten  Folgen  für  das  Strafrecht  hatten,  gingen  zu- 
nächst von  religiösen  Anordnungen  aus.  Von  Tullns  Hostilius 
werden  religiöse  Gesetze  erwähnt;*)  die  Einrichtung  der  Beru- 
fung an  das  Volk  scheint  nicht  durch  ein  Gesetz  erfolgt  zu  sein. 
Von  Ancns  Marcius  hören  wir  nur,  dass  er  Numas  Gesetze 
wieder  sammelte  und  öffentlich  ausstellte. h)  Den  beiden  Tar- 
quiniem,  welche  in  Rom  regierten,  werden  nirgends  Gesetze 
beigelegt.  Dies  ist  bei  dem  ältern  Tarquinius  um  so  beraerkens- 
werther,  als  er  Vieles  in  der  Staatsverfassung  geändert  haben 
soll;  bei  dem  jüngern  lag  der  Grund  darin,  dass  er  allein  herr- 
schen wollte  und  auf  Beseitigung  aller  Schranken,  durch  welche 
der  königliche- Wille  gebunden  werden  konnte,  ausging.  Dagegen 
Servius  Tullius  soll  im  Anfänge  seiner  Regierung,  um  die  Nei- 
gung der  Menge  zu  gewinnen,  Anordnungen  zum  Besten  der 
Verschuldeten  und  zur  gerechteren  Verkeilung  des  Staatsackers 
getroffen  haben:  zu  diesem  Zwecke  erneute  er  theils  früher  von 
Romulus  und  Numa  gegebene  Gesetze,  welche  mit  der  Zeit  in 


a)  Dionys.  II,  10  spricht  über  das  Verhältnis»  der  Clienten  und  Patrone, 
and  fügt  hinzu,  wer  dasselbe  verletzt  habe,  sei  nach  Romulus’  Gesetz 
über  Verrätherei  bestraft  worden , ti  -i;  ISeXtyy&tö)  tootiov  ti  Siacnpa xxi- 
|mvc4,  evo/o;  ip  Tip  vdjjup  -rijs  rpoSoai'a; , 8v  ixoptuaev  8 'PaipciXo;.  Ver- 
rätherei im  militärischen  Sinne  scheint  er  darunter  nicht  zu  verstehen. 

b)  Dionys.  II,  25;  Plut.  Rom.  22;  Plin.  nat.  hist.  XIV,  89. 

c)  Dionys.  II,  26. 

d)  Dionys.  II,  15.  ^ 

e)  Dionys.  II,  74;  Paul  Diac.  Exc.  p.  368  s.  v.  termino. 

f)  Paul.  Diac.  Exc.  p.  221  s.  v.  parrici(di)  quaestores. 

g)  Bim  Tac.  Ann.  XII,  8,  wo  Kaiser  Claudius  uaeh  einem  Incest  Sühn- 
opfer ex  legibus  Tulli  darbringt. 

li)  Dionys.  III,  36. 
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Vergessenheit  gerathen  waren,  theils  fügte  er  neue  hinzu.*)  Es 
waren  also  Anordnungen  über  die  Schuld  Verhältnisse,  die  er  traf 
und  als  Grundsätze  für  seine  richterlichen  Entscheidungen  auf- 
stellte. Als  er  später  durch  die  Volksversammlung  förmlich  zum 
Könige  ernannt  war,  erhob  er  sie  zu  Gesetzen:  er  Hess  sie,  er- 
weitert und  vermehrt,  durch  die  Curiatcomitien  annehmen.  Sie  be- 
trafen nun  nicht  mehr  nur  die  Schuldverhältnisse , sondern  über- 
haupt den  ganzen  Verkehr:  es  waren  ungefähr  fünfzig  an  Zahl. b) 
Wenngleich  sie  durch  Servius'  Nachfolger  aufgehoben  und  sogar 
die  Tafeln,  auf  denen  sie  standen,  vom  Markte  entfernt  wurden, 
waren  sie  doch  noch  am  Ende  der  Republik  bekannt : Dionysius 
deutet  an,  er  könne  über  ihren  Inhalt  ausführlicher  berichten. 

Das  Ergebniss  der  über  die  königlichen  Gesetze  geführten 
Untersuchung  ist  folgendes.  Von  der  Gründung  der  Stadt  an  ha- 
ben die  Könige  theils  mannigfache  Anordnungen,  durch  welche 
sie  das  Herkommen  feststellten  oder  über  religiöse  Gebräuche 
Vorschriften  gaben,  erlassen,  theils  unter  Mitwirkung  der  Cu- 
riatcomitien eigentliche  Gesetze  gegeben..  Beide  zusammen  heis- 
sen im  weiteren  Sinne  königliche  Gesetze.  Als  man  nach  Ver- 
treibung der  Könige  das  Bedürfniss  fühlte,  die  willkürliche  Re- 
gierung eines  Einzelnen  abzustreifen,  veranstalteten  Mitglieder 
des  durch  Rechtskunde  und  Priesterweisheit  ausgezeichneten  Pa- 
pirischen Geschlechtes  eine  Sammlung  aller  königlichen  Gesetze, 
der  eine  diese,  der  andere  jene  Gattung  derselben  zusammen- 
stellend.  Ueber  die  Einrichtung  dieser  Sammlung  haben  wir  keine 
Nachricht  : sie  war  während  der  ganzen  Zeit  der  Republik 
bekannt  und  wurde  in  dem  Theile,  welcher  die  religiösen  Ge- 
bräuche betraf,  nicht  nur  von  Alterthumsforschern  benutzt.  Zur 
Zeit  des  Dictator  Caesar  unternahm  Granius  Flaccus  eine  Ueber- 
arbeitung  der  Papirischen  Sammlungen:  er  nannte  sie  nach  dem 
Gebrauche  seiner  Zeit  ius  Papirianum.  Dies  hatte  sachliche  Ab- 


a)  lÜonys.  IV,  10  v<5p.ouc  te  oov<ypa<pev  ix  tüjv  ap/aftuv  xai  raprJp.EXr/(xi- 
v<ov  avav£o-i[«v<i{ , <&c  'Pu>[riXos  xe  eijTj-^arro  xai  Nofiä;  IIojittO.ioc  , oü« 
?e  aüiTÖj  xaÖtarajjLtvos.  Vergl.  c.  9. 

b)  Dionys.  IV,  13  £- scra  to'js  vdpious  toü«  te  ajvaXXax-nxobc  xal  tov; 
itEpl  -üv  aStxrjjxa-tov  £;r£X'ipt»0E  rate  tppdtpais.  9)oav  TiEvr^xavTc!  ttou  pia- 
Xiora  töv  apiftpiov  , u»v  o68iv  Scop-ai  ixEjivfjaöai  xaxd  tö  itapdv. 
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theilungen.  von  denen  die  eine  itu  dvile,  eine  andere  de  ritu 
tacrorum  hiess : innerhalb  derselben  waren  die  ladreffenden  Ge- 
setze der  Könige  zusammengestellt.  Leber  die  Grundsätze  dieser 
Bearbeitung  sind  wir  nicht  unterrichtet:  nur  dies  eine  wissen 
wir.  dass  Gramus  durch  Umbildung  der  Sprache  das  allgemeine 
Verständnis«  der  alten  Satzungen  förderte.  In  dieser  Gestalt  er- 
hielten sich  die  königlichen  Gesetze  bis  in  die  späte  Kaiserzeit, 
and  aus  ihr  sind  alle  uns  erhaltenen  Anführungen  von  Gesetzes- 
worten entnommen.  Der  Gewinn  aus  diesen  letztem  für  die  Er- 
kenntniss  des  Römischen  Strafrechtes  ist  nicht  bedeutend : er 
beschränkt  sich  auf  einige  religiöse  Anschauungen,  welche  auf 
die  Betrachtung  imd  Bestrafung  der  Verbrechen  von  Einfluss 
gewesen  sind. 


Viertes  Cupitel. 

Die  richterliche  Gewalt  der  Könige.  Aendernng  durch  Servius  Tullius  und 
Ursprung  des  Criminalrechtes.  Geholfen  des  Königs  beim  Rechtsprechen. 

Ueber  die  älteste  Gerichtsverfassung  des  Römischen  Staates 
finden  wir  bei  Livius  keine  unmittelbare  Nachricht  und  auch  die 
n®  ihm  erzählten  Thatsachen  gestatten  nur  unsichere  Schlüsse. 
Dagegen  giebt  Dionysius  da,  wo  er  von  den  Befugnissen  der 
Staatsgewalten  in  der  Königszeit  überhaupt  spricht,  folgende 
Bestimmungen:  der  König  habe  über  die  Gesetze  und  väterlichen 
Sitten  die  Aufsicht  zu  führen  und  für  alles  natürliche  oder  ver- 
tragsinässige  Recht  Sorge  zu  tragen,  und  von  den  Verbrechen 
die  wichtigsten  selbst  als  Richter  zu  entscheiden,  die  geringeren 
den  Senatoren  zu  überlassen,  dabei  jedoch  Fürsorge  zu  tragen, 
dass  in  den  Processen  kein  Versehen  vorfiele.*)  Wir  können 
hierbei  von  der  Frage  absehen,  ob  die  Persönlichkeit  von  Romu- 
lns,  dem  Dionysius  jene  Begrenzung  der  königlichen  Macht  zu- 
sciireibt,  wirklich  so  zu  denken  ist,  wie  sie  in  der  Ueberlieferung 


a)  Dionys.  II,  14:  ßaaiXei  jtiv  oöv  iJr]pr(TO  zibt  xd  flpa  • — littera  vd- 
es  xal  raxpüov  ühcaiüv  ©oXaxljv  jxoietaftat  aal  itavtoc  t o~j  xati  <p'ietv 
' xizi  O’j-rftyxas  ötxaio'j  ixpovotlv  tiüv  xt  aiixrjfidnuv  xd  pi-jurta  piv  aitöv 
ttEilsr»,  xd  ti  tXaxrova  xoic  ßoyXio-ai;  irtTpirtiv,  Ttpovooypsvov,  fva  prjötv 
T^xr-at  repi  tdj  oixa;  nXr^ipeXi;. 
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erscheint,  ob  die  richterliche  Befugnis«  der  Könige  wirklich  eine 
Einrichtung  von  Romulus  war  oder  auf  dem  Herkommen  der  zur 
Stadt  Rom  vereinigten  Stämme  beruhte:  jeden  Falls  sollen  Dio- 
nysius’ Worte  die  Stellung  bezeichnen,  welche  der  König  seit 
Gründung  der  Stadt  als  oberster  Richter  eiunahm.  Ob  diese 
Nachricht  sich  auf  bestimmte  Ueberlieferung  gründet  oder  das 
Ergebnis«  von  Schlüssen  und  eigener  Meinung  ist,  wissen  wir 
nicht.  Das  Letzte  ist  allerdings  wahrscheinlich;  denn  Linus, 
welcher  sich  der  Ueberlieferung  treuer  anschliesst,  berichtet 
nichts  derartiges.  Dennoch  haben  wir  keinen  Grund,  Dionysius' 
Ansicht  zu  verwerfen.  Es  standen  ihm  aus  uns  unbekannten 
Quellen  und  Thatsachen  so  viele  Folgerungen  zu  Gebote,  dass 
wir  mit  ihm  nicht  wetteifern  dürfen : er  hatte  Roms  Geschichte 
eifrig  studirt  und  wollte  ihre  Entwickelung  seinen  Lesern  schil- 
dern. Zudem  bleibt  er  sich  in  seiner  Ansicht  gleich,  wie  sich 
später  aus  seinem  Berichte  über  König  Servius’  Neuerangen  er- 
geben wird,  und  findet  endlich  seine  Bestätigung  durch  den  voll- 
gültigsten Römischen  Zeugen.  Cicero  in  seiner  Schrift  über  den 
Staat  spricht  sich  so  aus:  nichts  sei  so  sehr  die  Pflicht  der 
Könige  als  das  Auffinden  ber  Billigkeit,  wozu  die  Erklärung  des 
Rechts  gehöre,  und  dieses  Recht  hätten  die  Privatleute  von  den 
Königen  zu  holen  gepflegt.  — „Und  es  gab  keinen  Privatmann  als 
Entscheider  oder  Schiedsrichter  über  einen  Process,  sondern  Al- 
les wurde  durch  die  Gerichte  der  Könige  abgemacht”*)  Die 
Ueberzeugung  also  von  der  oberrichterlichen  Gewalt  der  Könige 
war  im  Alterthum  eine  allgemeine.  Demgemäss  schildert  Diony- 
sius die  Regierangsweise  von  Romulus  so:  er  hätte  die  Urtheile 
über  die  Vergehungen  der  Bürger  gegen  einander  nicht  lange 
anstelien  lassen,  sondern  schnell  gefällt,  theils  selbst  entschei- 
dend, theils  Anderen  es  überlassend;  auch  die  Strafen  für  die- 


a)  Cicero  de  rep.  V,  2,  3 (Nihil  esse  tarn)  regale  quam  explanationem 
»quitatis,  in  qua  iuris  erat  interpretatio,  quod  ius  privati  petere  solehant 
a regibus  ob  easque  causas  agri  arvi  et  arbusti  et  pascui  lati  atque  uberes 
definiebantur,  qui  essent  regii  eolerenturque  sine  regum  opera  et  labore, 
ut  cos  nulla  privati  negotii  cura  a populorum  rebus  abdueeret.  Nec  vero 
quisquam  privat us  erat  disceptator  aut  arbiter  litis,  sed  omnia  conficiebaa- 
tur  iudiciis  regiis. 
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selben  nach  der  Grösse  der  Schuld  bemessen.  Ferner,  um  vom 
Unrechtthun  abzuschrecken  und  seinen  richterlichen  Entschei- 
dungen Würde  zu  verleihen,  hätte  er  sich  auf  dem  Markte  ein 
Tribunal  eingerichtet  und  mit  den  zwölf  Lieferen,  die  Ruthen- 
bündel und  Beile  trugen,  umgeben,  als  Vollstreckern  der  von  ihm 
verhängten  Strafen.*)  Also  nach  der  allgemeinen  Anschauung 
vereinte  sich  vom  Ursprünge  des  Staates  an  alle  richterliche  Ge- 
walt im  Könige.  Wie  er  Anführer  im  Kriege,  Vorsteher  des 
Staates.  Leiter  der  Volksversammlung  war,  so  besass  er  auch 
die  richterliche  Gewalt  und  besass  sie  allein,  ohne  Verantwor- 
tung. Er  übte  sie  natürlich  dem  Herkommen  folgend;  aber  es 
blieb  ihm  bei  der  Entscheidung  der  einzelnen  Fälle  ein  weiter 
Spielraum,  ein  desto  weiterer,  je  weniger  Gesetze  es  gab.  Je 
mehr  diese  Zunahmen,  je  mehr  sie  im  Bewusstsein  des  Volkes 
Wurzel  fassten,  desto  mehr  wurde  seine  Gewalt  beschränkt. 

Zwei  Bestamltheile  unterscheidet  Dionysius  in  dem  richter- 
lichen Amte  des  Königs.  Der  erste  ist,  dass  er  persönlich  rich- 
tet, in  Privatstreitigkeiten  eben  so  wohl  wie  über  Verbrechen. 
Von  Romains  wird  erzählt,  er  habe  die  Einwohner  Laviniums, 
welche  den  König  Tatius  getödtet  hatten,  vor  sein  Gericht  gezo- 
gen, aber  freigesprochen b),  ferner,  er  habe  angesehene  Männer, 
die  wegen  Räuberei  angeklagt  wurden,  von  einem  Felsen  stürzen 
lassen. r)  Dem  Könige  Numa  schreibt  Cicero"1)  ganz  besondere 
Sorgfalt  bei  der  Entscheidung  von  Privatstreitigkeiten  zu.  Die 
Ermordung  des  ältern  Tarquinius  erfolgte,  während  er  über  das 
Eigenthuna  an  Ziegen  zu  Gerichte  sass.c)  Horatius,  der  seine 
Schwester  getödtet  hatte,  wurde  vor  den  König  geschleppt,  um 
von  ihm  seine  Strafe  zu  erhalten.  Servius  Tullius  sprach,  als 
Tarquinius  schon  todt  war,  iu  seinem  Namen,  mit  den  könig- 


a)  Dionys.  II,  29  lüiv  8’  tlz  d?ixr(fAdT(ov  o'j  ypovfoot,  4AAi 

tor/ttac  It.'j ittvo  ~&z  xptsti«,  zi  ptv  aiizoz  ittXiuv,  zi  ST  ir.npir.tuv, 

xxi  txj  Ttuoupia;  aütöiv  -p6s  zi  t<öv  ipxpTTjjuiTujv  ^roistTO  u.  s.  w. 

Auch  Livius  I,  8 schreibt  schon  Romulus  Lictoren  zu. 

b)  Dionys.  II,  53. 

c)  DioDys.  II,  50. 

d)  Gc.  de  rep.  V,  2,  3. 

e)  Liv.  I,  40;  Dionys.  III,  73;  Zon.  VII,  8. 
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liehen  Abzeichen  angethan,  über  Privatstreitigkeiten  und  Ver- 
brechen Hecht.*)  Dasselbe  wird  von  Tarquinius  dem  Uebermü- 
thigen  berichtet. b) 

Zweitens  besteht  des  Königs  richterliche  Gewalt  in  der  Auf- 
sicht über  die  Gesetze  und  väterlichen  Sitten,  so  wie  in  der 
Fürsorge,  dass  in  den  Processen  kein  Unrecht  geschehe.  Diese 
Ausdrücke  können  nur  verstanden  werden  bei  der  Annahme,  die 
Könige  hätten  nicht  alle  Processe  selbst  in  eigener  Person  ent- 
schieden, sondern  an  ihrer  Stelle  Andere  zu  Richtern  eingesetzt. 
Dass  dies  geschehen,  davon  haben  wir  eben  ein  Beispiel  von 
Senilis  Tullius  angeführt,  der  hei  der  angeblichen  Krankheit 
von  Tarquinius  dessen  Stelle  vertrat:  dies  musste  in  den  mei- 
sten Fällen  Statt  finden.  Man  denkt  sich  die  Verhältnisse  des 
Römischen  Königthumes  zu  einfach:  der  König,  wenngleich  er 
die  Macht  dazu  hatte,  konnte  nicht  alle  Streitigkeiten  persönlich 
schlichten,  nicht  alle  Verbrechen  selbst  strafen,  und  je  mehr  der 
Staat  zunahm,  je  häufiger  die  Kriege  wurden  und  die  politischen 
Geschäfte  wuchsen,  desto  mehr  musste  der  König  die  ihm  zu- 
stehende Gewalt  Andern  übertragen.  Deshalb  sagt  auch  Diony- 
sius, der  König  entschied  die  grössten  Verbrechen  selbst,  die 
kleineren  überliess  er  der  Entscheidung  der  Senatoren.  Dieser 
Unterschied  ist  nicht  wissenschaftlich  ausgedrückt:  was  grössere, 
was  kleinere  Verbrechen  sind,  weiss  man  nicht.  Dionysius 
scheint  ihn  sich  selbst  erdacht  zu  haben : seine  Meinung  ist  wohl 
nur,  nach  seinem  Belieben  habe  der  König  Einiges  selbst  ent- 
schieden, Anderes  an  stellvertretende  Richter  überlassen.  Es  ist 
ein  durch  die  ganze  Römische  Geschichte  gehender  Grundsatz, 
dass  der  Inhaber  einer  von  dem  Volke  übertragenen  Gewalt  die- 
selbe einem  Stellvertreter  übertragen  darf : er  findet  sich  bei  den 
republicanischen  Magistraten  und  kam  zu  ausgedehntester  An- 
wendung bei  dem  Kaiser  und  seinen  Beamten.24)  Auch  die  kö- 
nigliche Macht  ist  trotz  ihrer  Unumschränktheit  von  dem  Volke 
übertragen:  sie  kann  in  ihrer  Gesammtheit  oder  in  einzelnen 
Theilen  Anderen  aufgetragen  werden,  und  zwar,  wie  es  scheint, 


a)  Liv.  I,  41 ; Cic.  de  rep.  II,  21 ; Dionys.  IV,  5. 

b)  Dionys.  IV,  42. 
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( bne  besondere  Förmlichkeit.  Als  nach  der  Ermordung  des  älte- 
ren Tarquinius  Servius  Tullius  die  königliche  Macht  an  sich  zu 
reissen  beschlossen,  erschien  er  in  königlichem  Schmucke,  mit 
den  Lieturen,  nahm  den  Sitz  des  Königs  ein,  und  auf  die  münd- 
liche Erklärung  der  Tanaquil,  Tarquinius  habe  ihn  während 
seiner  Krankheit  zu  seinem  Stellvertreter  ernannt,  fand  er  wil- 
ligen Gehorsam.  Er  berief  den  Senat,  lud  die  Mörder  des  Königs 
vor  sein  Gericht,  bestrafte  sie,  entschied  Processe  aller  Art  : es 
gab  kernen  Theil  der  königlichen  Gewalt,  den  er  nicht  unbe- 
stritten geübt  hätte,  bis  der  Tod  dessen,  der  ihm  den  Auftrag 
ertheilt  hatte,  bekannt  wurde.25) 

Aus  diesem  Grundsätze  erklären  sich  nicht  nur  die  Beam- 
ten der  Könige,  von  denen  wir  später  sprechen  werden,  sondern 
auch  die  Möglichkeit,  wie  einzelne  Processe  besondern  Richtern 
überwieseu  werden  konnten.  Dionysius  nennt  als  Stellvertreter 
des  Königs  die  Senatoren.  Es  scheint,  dass  er  damit  zweierlei 
gemeint  hat,  einmal,  der  König  habe,  wenn  er  einzelue  Processe 
nicht  selbst  entscheiden  konnte,  sie  einzelnen,  von  ihm  ausge- 
wählten Senatoren  zur  Entscheidung  übertragen,  und  dann  auch, 
er  habe  die  Richter,  denen  er  ganze  Gattungen  von  Processen 
überwies,  die  er  also  zu  seinen  richterlichen  Gehülfen  und  Beam- 
ten machte,  aus  den  Senatoren  gewählt.  Darüber,  in  welchen 
Fällen  das  eiue,  in  welchen  das  andere  geschah,  spricht  sich 
Dionysius  nicht  aus.  Indessen  wir  werden  später  finden,  dass  es 
schon  unter  den  ersten  Königen  Beamte  für  die  Aburtheilung 
von  Verbrechen  gab,  während  für  die  Entscheidung  von  Privat- 
processen solche  nicht  erwähnt  werden.  Danach  nehmen  wir  an, 
dass  der  König,  wo  er  nicht  selbst  entscheiden  konnte,  in  ihnen 
einzeln  aus  den  Senatoren  Privatrichter  ernannte : es  stimmt  da- 
mit das  Verfahren,  das,  wie  wir  wissen,  später  angeweudet 
wurde.  Aber  in  allen  Fällen  wahrte  der  König  seine  oberrich- 
terliche Gewalt : er  sorgte,  wie  Dionysius  sagt,  dafür,  dass  beim 
Rechtsprechen  ordentlich  verfahren,  Recht  und  väterliche  Sitte 
lieobachtet  würde.  Daraus  folgt,  dass  er  bei  jedem  Processe  ein- 
greifen  konnte,  dass  er  nicht  nur,  wo  er  selbst  das  Recht  ver- 
letzt glaubte,  sondern  auch  wo  eine  der  Parteien  mit  dem  Ur- 
Üieilsspruche  nicht  zufrieden  war,  ein  neues  Urtheil  fällen 
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konnte : an  ihn,  als  an  die  Quelle  alles  Rechtes,  ging  die  Ap- 
pellation. 

Hiernach  können  wir  uns  wenigstens  ein  allgemeines  Bild 
von  der  Gerichtsverfassung  unter  den  ersten  Königen  machen. 
Der  König  war  der  Idee  nach  alleiniger  Richter ; wo  er  es  in  der 
Wirklichkeit  nicht  sein  konnte,  stand  es  ilnn  frei,  in  jedem  Au- 
genblicke einzugreifen:  Privat-  und  Criminalrecht  waren  nicht 
geschieden,  beide  wurden  nach  denselben  Gesetzen  und  Gebräu- 
chen geübt  uud,  wenn  sie  auch  auf  einer  niedern  Stufe  vielleicht 
nach  den  Personen  der  Richter  verschieden  waren,  vereinten  sie 
sich  doch  auf  einer  hohem  in  dem  Könige,  als  der  alleinigen 
Quelle  alles  Rechtes. 

Eine  Aenderuug  in  diesen  Verhältnissen  nahm  Servius  Tul- 
lius  vor : sie  ist,  wenngleich  sie  unmittelbar  keinen  Bestand  hatte, 
dennoch  von  den  bedeutendsten  Folgen  für  die  Zukunft  gewesen. 
Dionysius,  der  einzige  Berichterstatter  darüber,  erzählt  so:  die 
früheren  Könige  hätten  den  Grundsatz  gehabt,  alle  Processe  vor 
sich  selbst  zu  bringen  und  über  alle  Klagen,  sowohl  Privat-  als 
öffentliche,  nach  ihrem  Gutdünken  gerichtlich  zu  entscheiden. 
Jener  habe  die  öffentlichen  von  den  Privatklagen  getrennt  und 
über  die  auf  das  Gemeinwohl  bezüglichen  Vergehen  selbst  die 
Entscheidung  gefällt,  für  die  Privatsachen  aber  Privatrichter  ein- 
gesetzt, denen  er  als  Regel  und  Richtschnur  die  von  ihm  abge- 
fassten Gesetze  gab.“)  Servius  nahm  also  die  grosse  Veränderung 
vor,  dass  er  das  Verfahren  in  öffentlichen  und  Privatklageu 
trennte.  Was  er  unter  diesen,  was  unter  jenen  versteht,  giebt 
Dionysius  nicht  an  imd  die  Begriffe  haben  sich  im  Laufe  der 
Zeiten  geändert;  im  Ganzen  aber  werden  wir  jene  als  Criminal- 
klagen  ansehen  können.  Früher  konnte  der  Begriff  unmöglich 
schon  existiren,  da  die  Behandlung  aller  Processe  die  gleiche  und 

a)  Dionys.  IV,  25:  8tj|j.oxixö«  üiv  48VjXtuo£  — xal  4v  oh  xt(v  ßastXixljv 
dpyrjv  4[i£i'u)Otv  a'jxö;  aöxoü  xtyv  f(|i<sctav  xij«  4£oua(a;  dtpeXdpevo;.  xüiv  ydp 
7TpÄ  aixoö  j3aoiX4u>v  djtdaa;  djiouvxtuv  4<p’  iauxoii«  äy*iv  xdc  8t'xa{  xal 
itavxa  xd  iyxXd(piaxa  xd  xt  fSia  xal  xd  xotvd  xtpoc  xöv  tauxüiv  xpdixov  8t- 
xajdvxtuv  4xtivo;  StfXtüv  ir.b  xüiv  (Suoxtxüiv  xd  8rj|jidaia,  xüiv  päv  4;  xo  xot- 
vöv  (pepdvxtuv  dJixTjpidxiov  aixit  4jxoiüxo  xd{  Siayvtuaet:,  xüiv  o’  {Stumxtüv 
iSttiixac  lxa$tv  tlvat  oixaaxdj,  Äpou{  aüxotj  xal  xavdvas  xd£ac  o5c  aixöt 
lypad/t  vdptous.  Vergl.  Dionys.  IV,  36. 
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für  alle  gemeinsam  der  König  einziger  Richter  war  : es  gab  keinen 
thatsächlichen  Unterschied,  der  zu  einer  Trennung  hätte  führen 
können.  Jetzt  machte  Servius  Tullius  die  Privat processe  vom 
Könige  unabhängig.  Er  setzte,  wie  Dionysius  sagt,  Privatleute 
als  Richter  in  denselben  ein,  d.  h.  wie  es  früher  gewesen  war 
und  auch  später  blieb,  Senatoren.  Unter  Richtern  aber  hat  man 
nicht  Beamte  zu  verstehen  oder  eine  Art  von  Beamten,  welchen 
die  Leitung  und  Entscheidung  der  Processe  übertragen  worden 
sei:  von  ihnen  hat  man  durchaus  keine  Spur  und  sie  waren  zu 
dem  Zwecke,  den  der  König  verfolgte,  die  Rechtspflege  unpar- 
teiisch zu  machen,  weder  nöthig  noch  auch  zweckmässig.  Unter 
Richtern  muss  man  sich  also  nach  dem  eigeuthümlichen  Römi- 
schen Begriffe  des  Wortes  einzelne  Senatoren  denken,  welche 
für  jeden  Fall  ernannt  wurden  und  zwar  nach  Uebereinkunft  der 
Parteien.  Um  sie  in  ihren  Entscheidungen  selbständig  zu  ma- 
chen, gab  der  König  Gesetze  und  stellte  Rechtsregeln  auf,  nach 
denen  geurtheilt  werden  sollte.  Er  selbst  hatte  daher  fortan  nichts 
weiter  zu  thun,  als,  wenn  eine  Streitigkeit  vor  ihn  gebracht 
wurde,  nach  Anhörung  der  Parteien  den  Richter  zu  bestimmen 
und  mit  den  nöthigen  Anweisungen  zu  versehen.  Natürlich  hörte 
damit  auch  die  Möglichkeit  der  Appellation  an  den  König  in 
Privatsachen  auf:  derselbe  konnte  nur  eingreifen,  wenn  es  sich 
um  die  Verletzung  der  von  ihm  aufgestellten  Gesetze,  um  Be- 
strafung eines  ungerechten  Richters  handelte.  Kurz,  Servius  Tul- 
lius ist  damit  der  Erfinder  des  Römischen  Privatprocesses  gewe- 
sen, folglich  mittelbar  auch  der  des  Criminalproeesses,  der  sich 
von  jetzt  an  trennte  und  seinen  eigenen  Entwickelungsgang  nalun. 
Es  blieb  für  ihn  das  alte,  seit  den  früheren  Königen  hergebrachte 
Verfahren  bestehen:  entweder  entschied  der  König  selbst  oder 
die  dafür  eingesetzten  Beamten  oder  auch  natürlich  für  den  ein- 
zelnen Fall  ernannte  Stellvertreter;  aber  dabei  blieb  die  Appel- 
lation an  den  König  und  bei  ihm  war  die  höchste  Entscheidung. 

Die  Wichtigkeit  dieser  Aenderung  und  die  Beschränkung 
der  königlichen  Macht,  welche  in  derselben  lag,  ist  ersichtlich. 
Als  Tarquinius  der  Uebermüthige  zur  Regierung  kam  und  eine 
Despotie  gründen  wollte,  war  eine  seiner  ersten  Massregeln, 
dass  er  denjenigen  Theil  der  königlichen  Macht,  welchen  sein 


Digitized  t 


48 


Die  Könige  als  Richter. 


Vorgänger  freiwillig  aufgegeben  hatte,  wieder  zurücknahm.  Er 
hob  die  vou  Servius  gegebenen  Gesetze  auf  und  entfernte  selbst 
die  Tafeln,  auf  denen  sie  standen,  vom  Markte.*)  Die  Folge  da- 
von war,  dass  er  oder  die  von  ihm  Beauftragten  wieder  die  ein- 
zigen Richter  im  Staate  waren  und  dass  die  höchste  Entschei- 
dung in  allen  Processen  in  seinem  Belieben  stand. b)  Die  Form 
der  öffentlichen  Processe  brauchte  er  nicht  zu  ändern ; dass  er 
aber  auch  in  ihnen  von  der  hergebrachten  Sitte  abwich  und  ty- 
rannisch verfuhr,  werden  wir  später  erwähnen.26) 

Die  richterlichen  Pflichten  der  Könige  waren  sehr  ausge- 
dehnt und  konnten  von  ihnen  nicht  persönlich  besorgt  werden. 
Sie  bedurften  also  der  Unterstützung  Anderer,  denen  sie  ihre 
ganze  Gewalt  oder  Theile  derselben  übertrugen.  Insofern  sie  die 
Entscheidung  einzelner  Processe  Senatoren,  welche  sie  entweder 
selbständig  oder  nach  Uebereinkunft  der  Parteien  ernannten, 
überwiesen,  lassen  sich  Beispiele  nicht  anführen;  denn  die  Ueber- 
lieferung  hielt  diese  der  Aufzeichnung  nicht  für  werth.  Ueber 
diejenigen  aber,  mit  denen  sie  dauernd  ihr  Richteramt  theilten, 
muss  eine  besondere  Untersuchung  angestellt  werden.  Es  giebt 
von  ihnen  zwei  Classeu.  Die  erste  enthält  diejenigen  Beamten, 
welche  neben  andern  Pflichten  auch  richterliche  Befugnisse  ha- 
ben, die  andern  diejenigen,  welche  ausschliesslich  oder  vorzugs- 
weise auf  die  richterliche  Gewalt  beschränkt  sind. 

Zu  den  erstem  gehört  der  tribunue  celerum,  der  Befehls- 
haber der  Reiterei,  der  unter  der  Benennung  magister  equitum 
auch  in  republicanischer  Zeit  fortdauerte;  denn  wie  der  Dictator 
zeitweise  die  königliche  Macht  in  vollem  Umfange  besass,  so 
hatte  der  „Reiteroberst“  die  des  tribunue  celerum.0')  Er  wurde 


a)  Dionys.  IV,  44  Tovt  re  ydp  vdp out  Tobt  ürö  TuXX/ou  ypa^vta«, 
xad’  ot»s  £t  foo'j  Ta  Stxaia  irap’  dXXVjXtuv  iXdppavöv  xai  oö&ev  urö  t<üv  m- 
Tpixfinv,  tue  rpdtepov.  IßXdjrrovTO  — epl  tö  oufißdXaia,  itdvTat  dvttXt  xal  ov»6£ 
xd;  aaviSat,  £v  att  f(aav  fEypaptpi^vot,  xotD.ihev.  dXXd  xai  TaviTat  xaöaipt- 
Ofjvai  xtXriaac  £x  rijt  dyopat  SiitpÖEtpEv. 

b)  Dionys.  IV,  41  xai  Tat  areptl  tü>v  djjL^toßTjTTjpidTiov  cupploXatiov  dirt- 
xpfoett  oüx  i~\  tö  tixaia  xai  Tobt  vdpout,  dXX’  Im  Tobt  eaurtfö  Tpdnout 
dvatpipujv  ijioitiTO. 

c)  Pompon.  Dig.  I,  2 (de  orig,  iur.),  19:  Et  bis  dictatoribus  magistri 
equitum  iniungebantur  sic,  quomodo  regibus  tribimi  celerum. 
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von  dem  Könige  auf  beliebige  Zeit  ernannt:  daher  in  der  Repu- 
blik das  Amt  des  magister  equitum  zugleich  mit  dem  des  jedes- 
maligen Dictators,  der  ihn  sich  erwählt  hatte,  erlosch  und  der 
Diktator  Cäsar,  als  er  seine  Macht  auf  Lebenszeit  erhalten  hatte, 
daran  dachte,  seine  magistri  equitum  jährlich  wechseln  zu  las- 
sen.77) Aber  das  Amt  des  tribunus  celerum  war  ein  beständiges 
und  ebenso  der  „ Reiteroberst“  zu  einem  Dictator  notli wendig. 
Daher  einmal,  als  der  magister  equitum  während  der  Amtszeit 
seines  Dictators  gestorben  war,  ein  neuer  magister  ernannt 
wurde,*)  und  jeder  Dictator'  sich  ordnungsmässig  sogleich  nach 
seinem  Amtsantritte  einen  magister  equitum  ernannte. b)  Von 
Tanjuinius  Priscus  erzählt  Dionysius')  bei  zwei  verschiedenen 
Kriegen,  er  sei  Reiteroberst  gewesen,  gerade  so  als  ob  er  in  der 
Zwischenzeit  dies  Amt  nicht  bekleidet  habe,  und  Dio  Cassiusd) 
sagt,  er  hätte  sich  das  Vertrauen  von  Ancus  Mamas  in  so  ho- 
hem Grade  erworben,  dass  er  von  demselben  öfters  zum  Anfüh- 
rer im  Kriege  ernannt  worden  sei.  Auch  Servius  Tullius  soll 
vor  seinem  Regierungsantritt  öfters  Reiteroberst  gewesen  sein.*) 
Es  war  das  nächste  Amt  nach  dem  Könige,  ebenso  wie  der 
magister  equitum  später  den  zweiten  Rang  im  Staate  einnahm. f) 

Es  ist  kein  Zweifel,  dass  das  Amt  des  tribunus  celerum 
zunächst  ein  militärisches  war;  dennoch  war  es  aber  auch  ein 
politisches  und  man  hat  dies  mit  Unrecht  in  Frage  gestellt.29) 
Es  ist  eine  unrömische  Anschauung,  die  militärische  und  poli- 
tische Gewalt  in  den  höchsten  Staatsbeamten  zu  trennen:  der 


a)  Liv.  IX,  23. 

t>)  Trotz  einzelner  Ausnahmen  spricht  dies  als  Grundsatz  aus  Dionys. 
V,  75. 

c)  Dionys.  III.  40  und  41. 

d)  Dio  Cassius  fragm.  22,  1 oütto  töv  NHpxiov  Sirihjxtv.  wate  sTparrj- 
70;  r.'ttj-ix  1;  äits5*c/ftrjvai. 

e)  Dionys.  IV,  3 £v  Tip  «poj  SaßGouj  «oXEptp  tu)  «pump  o'jorrfvtt  tiuv 

fertm»  i«o8*i^8ti{  r^cpubv  wjc  tüiv  itoXtpdiuv  (ibid.  III, 

36)  — uiv  \r~lmi  rjoopcvo;.  r.o~i  8t  «tliüv. 

f)  Pompon.  Dig.  I,  2 (de  orig,  iur.)  15  (tribunus  celerum)  equitibus 
pneerat  et  veluti  secundum  locum  a regibus  obtinebat;  Plut  Anton,  c.  8: 
E*n  8'  Tt  apyrj  SeorEpa  toü  StxTtiTiupo;  «apiivToj'  8i  «apij,  -ptonj  xal 
|»öv t,  ayiöov. 
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lieber  den  Stadtpräfecten. 


König,  sowie  später  die  Consuin,  Prätoren  und  Dictatoren 
haben  ein  Imperium,  das  nicht  minder  zu  Hause  wie  im  Felde 
gilt.  Es  ist  aber  die  politische  Gewalt  des  tribunus  celerum  auch 
ausdrücklich  bezeugt.  L.  Brutus  hatte  unter  l'arquinius  Superbus 
diese  Würde  und  als  unter  den  Verschworenen  Bedenken  dar- 
über entstanden,  dass  keiner  von  ihnen  die  Volksversammlung 
berufen  könne,  erklärte  Brutus,*)  er  könne  dies  als  tribunus  ce- 
lerum thun.  Auch  von  dem  späteren  magister  equitum  ist  es 
sicher,  dass  er  politische  Befugnisse  aller  Art  übte,  welche  z.  B. 
bei  den  Reiterobersten,  die  der  Dictator  Cäsar  hatte,  auffallend 
hervortreten.  Wahrscheinlich  war  auch  die  Stellvertretung,  die 
Servius  Tullius  für  den  getödteten  König  Tarquinius  führte, 
leichter  und  erschien  dem  Volke  glaublicher,  weil  derselbe  tri- 
bunus celerum  w'ar.  Wenn  aber  das  Amt  eines  solchen  auch  zu 
andern  als  militärischen  Pflichten  befähigte,  so  gehörte  dazu  auch 
die  Gerichtsbarkeit:  der  tribunm  celerum  übte  daun  die  ganze 
richterliche  Gewalt,  wie  sie  dem  Könige  selbst  zustand:  so  Ser- 
vius Tullius  in  dem  schon  angegebenen  Falle. 

Eine  etwas  verschiedene  Bewandtuiss  hat  es  mit  dem  zwei- 
ten königlichen  Beamten,  der  liier  zu  erwähnen  ist,  dem  Stadt- 
präfecten. Er  ist  kein  stehender  Beamter,  sondern  wird,  wenn 
es  nöthig  ist,  von  dem  Könige  für  die  Zeit  seiner  Abwesenheit 
von  Rom  ernannt,  so  dass  sein  Amt  mit  der  Rückkehr  desselben 
von  selbst  erlischt:  der  König,  so  ist  der  ordnungsmässige  Aus- 
druck, lässt  einen  Präfeeten  zurück.29)  Sein  Amt  erhielt  sich 
während  der  Republik  lange  als  wichtig:  später  imd  in  der 
Kaiserzeit  dauerte  es  fort  in  dem  Schattenbilde  des  Stadtpräfe- 
cten, der  für  die  Dauer  des  Latinerfestes  ernannt  w urde.  Tacitusb) 
fuhrt  solche  Stadtpräfecten  unter  den  Königen  namentlich  an, 
unter  Romulus  den  Denter  Romulius,  unter  Tullus  Hostilius  den 
Nurna  Marcius,  unter  Tarquinius  Superbus  den  Sp.  Lucretius; 
aber  bei  den  fortwährenden  Kriegen,  welche  die  meisten  Könige 
führten,  gab  es  ihrer  wahrscheinlich  viel  mehr  und  nur  jene 


a)  Man  sehe  die  ausführliche  Erzählung  bei  Dionys.  IV,  71.  Auch  Liv. 
I,  59  deutet  dasselbe  Verhältniss  an. 

b)  Tacitus  Ann.  VI,  11. 
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Namen  haben  sich  in  der  Ueberlieferung  erhalten,  lieber  die 
Amtsbefagnisse  des  Stadtpräfecten  kann  kein  Zweifel  sein:  er 
hat  für  die  Sicherheit  der  Stadt  bis  zur  Rückkehr  des  Königs 
zu  sorgen*)  und  ist  in  der  Zwischenzeit  sein  vollständiger  Stell- 
vertreter. Er  führte,  wenn  es  nöthig  war,  den  militärischen  Ober- 
befehl in  der  Stadt,  berief  den  Senat,  auch,  wie  es  scheint,  die 
Volksversammlung.  Ganz  besonders  wird  die  Rechtspflege  als  in 
der  Befugniss  des  Präfecten  liegend  hervorgehoben b)  und  sie 
blieb  es  stets,  nicht  bloss  bei  jenen  alten,  die  wirklichen  Be- 
dürfnisses halber  ernannt,  Geschäfte  führen  sollten,  sondern  auch 
bei  den  Sehattenpräfecten  des  Latinerfestes,  zu  denen  man  junge 
Männer  vornehmen  Standes,  aber  nicht  senatorischen  Alters 
wählte.  Als  der  spätere  Kaiser  Nero  Präfect  am  Latinerfest  war, 
wetteiferten  die  Anwälte  Roms,  trotz  des  entgegensteheuden 
Edictes  des  Kaisers,  bei  ihm  die  wichtigsten  Rechtsfälle  vorzu- 
bringen,') und  unter  Tiberius  bemerkt  Tacitusd)  zum  Jahre  25 
n.  Chr.,  die  Anklagen  seien  so  zahlreich  gewesen,  dass  als  Dru- 
sus,  Germanicus'  Sohn,  das  Amt  eines  Stadtpräfecten  bekleidete 
und,  um  es  feierlich  zu  beginnen,  das  Tribunal  bestiegen  hatte, 
Calpumius  Salvianus  bei  ihm  eine  Anklage  gegen  Sex.  Marius 
anbrachte.  Der  Kaiser  tadelte  und  strafte  dies  zwar,  der  blosse 
Versuch  beweist  indessen  die  Hauptbeschäftigung  des  Präfecten. 
Also  es  ist  kein  Zweifel,  die  Stadtpräfecten  unter  den  Königen 
hatten  Gerichtsbarkeit;  aber  der  Umfang  derselben  richtete  sich 


a)  Darauf  beziehen  sich  die  Worte  bei  Tacitus  a.  a.  0.  subitis  mede- 
retur. 

b)  Tac.  1.  1.  in  tempus  deligebatur,  qni  ius  redderet  ac  subitis  mede- 
retur;  Pompon.  Dig.  I,  2 (de  orig,  iur.)  33  quotiens  — proficiscuntur  (ma- 
gistratus),  unus  relinquitur,  qui  ius  dioat.  1s  vocatur  praefectus  urbi:  qui 
pnefeetiLs  olim  constituebatur,  postea  fere  Latinarum  feriarum  causa  intro- 
ductus  est  et  quotannis  observatur. 

c)  Suet  Ner.  7 Auspieatus  est  et  iurisdietionem  pnefectus  urbi  sacro 
Latinarum,  celetierrimis  patronis  non  translaticias,  ut  assolet,  et  breves,  sed 
maximas  plurimas(|ue  postulationes  certatim  ingerentibus,  quamvis  inter- 
dktuin  a Claudio  esset. 

d)  Tac.  Ann.  IV,  36  Ceterum  postulandis  reis  tarn  continuus  annus 
fuit.  ut  feriarum  Latinarum  diebus  prsefectum  urbis  Drusum,  auspicaudi 
gratia  tribunal  ingressum,  adierit  Calpuruius  Salvianus  in  Sex.  Marium, 
quod  a Cssare  palatu  increpituin  causa  exilii  Salviano  fuit. 
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nach  dem  Character  des  Königs  und  dem  Zutrauen,  das  er  in 
den  vou  ihm  Erwählten  setzte:  bald  wird  er  endgültig  entschie- 
den, bald  nur  ein  vorläufiges  Urtbeil,  von  dem  Berufung  an  den 
König  stattfand,  gesprochen  haben. 

Fünftes  Capitel. 

Die  königlichen  Quästoren.  — Ursprung  und  Art  der  Wahl,  die  eine  dop- 
pelte war.  Amtsdaner.  Schatzquästoren  der  Republik.  Geschichte  ihrer 
Entstehung.  Amtsgeschäfte  der  Quästoren  und  die  Veränderungen  darin. 

Zusammenfassung  der  Ergebnisse. 

Die  beiden  erwähnten  Beamten  vereinten  mit  ihren  rich- 
terlichen Pflichten  noch  ausgedehnte  militärische  und  politische 
Thätigkeit.  Ausser  ihnen  gab  es  andere  königliche  Beamte,  de- 
ren ausschliesslicher  Amtskreis  die  Rechtspflege  und  zwar  das 
Strafrecht  war.  Es  sind  die  Quästoren.  Wir  haben  über  sie  zaltl- 
reiche,  aber  mit  einander  scheinbar  nicht  übereinstimmende  Be- 
richte, welche  eine  grosse  Verschiedenheit  in  deu  Ansichten  und 
Vermuthungen  der  neuern  Gelehrten  hervorgerufen  haben.  Dies 
nöthigt  uns  zu  einer  längeren  Untersuchung,  die  wir  sogar  über 
die  Grenzen  der  Königszeit  hinaus  ausdehnen  müssen. 

Die  allgemeine  Ueberlicferung  setzt  deu  Ursprung  der  Quä- 
storen in  die  Zeit  der  Könige.  Ulpian  sagt:  „der  Ursprung  für 
die  Wahl  von  Quästoren  ist  sehr  alt  und  liegt  beinahe  vor  allen 
Beamten.  Graechanus  Junius  berichtet  im  siebenten  Buche  von 
den  Amtsgewalten,  auch  Romul us  selbst  und  Nuina  Pompilius 
hätten  je  zwei  Quästoren  gehabt,  welche  sie  nicht  selbst  durch 
ihre  Stimme,  sondern  durch  die  Abstimmung  des  Volkes  erwählt 
hätten.  Aber  wenngleich  es  zweifelhaft  ist,  ob  es  unter  der  Re- 
gierung von  Romulus  und  Numa  einen  Quästor  gegeben  hat,  so 
ist  es  doch  sicher,  dass  unter  dem  Könige  Tullus  Ilostilius 
Quästoren  dagewesen  sind.  Die  häufigere  Meinung  bei  den  Alten 
ist  in  der  That,  Tullus  Hostilius  habe  zuerst  in  die  Staatsver- 
fassung  Quästoren  eingeführt.’'*)  Dies  ist  eine  sehr  genaue,  auf 

a)  Ulpian.  de  off.  qua?stor.  (L>ig.  I,  13):  ürigo  qusestoribu.s  ereandis 
autiquissima  est  et  p*ne  ante  oumes  magistratus.  Graechanus  deuique  Iu- 
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sorgfältiges  Studium  namhaft  gemachter  Quellen  begründete  Nach- 
richt eines  Gelehrten,  dem  man  weder  die  Fähigkeit,  noch  den 
Willen,  die  Wahrheit  zu  erforschen,  absprechen  darf.  Indessen 
wir  haben  noch  eine  andere,  eben  so  sorgfältige  Nachricht  bei 
Tai'itus.  Er  erzählt  von  dem  Versuche,  den  man  im  Jahre  47 
n.  Chr.  unter  Kaiser  Claudius  machte,  die  Quästur,  d.  h.  den 
Eintritt  in  die  Staatslaufbalm  überhaupt,  an  ein  bestimmtes  Ver- 
mögen und  an  Spiele,  die  dem  Volke  daraus  gegeben  würden, 
zu  knüpfen.  Dies  veranlasst  ihn,  die  Geschichte  der  Quästur  von 
ihrem  Anfänge  an  zu  berichten.»)  Ueber  die  Zeit,  wann  die 
Quästoren  entstanden  seien,  stimmen  diese  beiden  Berichterstat- 
ter überein,  ülpian  sagt,  ihr  Amt  wurde,  sicherer  Ueberlieferung 
nach,  unter  Tullns  Hostilius  geschaffen,  vielleicht  aber  gab  es 
deren  schon  unter  den  ersten  Königen:  Tacitus,  die  Einzelheiten 
übergehend  nml  den  sicheren  Nachrichten  folgend,  sagt,  sie  seien 
.uoch  unter  den  Königen”  entstanden,  d.  h.  nicht  zu  Anfang  der 
Königszeit.  Auf  die  Meinung  von  Junius  Graechanus,  schon  die 
ersten  Könige  hätten  Quästoren  gehabt,  werden  wir  später  zu- 
rückkommen und  ihre  Begründung  und  die  Art,  wie  sie  verstan- 
den werden  muss,  aus  anderweitiger  l'eberlieferung  darthun. 
Aber  über  die  Wahl  der  Quästoren  besteht  scheinbar  zwischen 
Upian  und  Tacitus  ein  gerader  Widerspruch:  der  erste,  auf  Ju- 
nius Graechanus  sich  berufend,  meldet,  das  Volk  hahe  sie  er- 
wählt, Tacitus  sagt  oder  deutet  wenigstens  an,  die  Könige  und 
später  in  der  Republik  bis  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkte  die 


nios  libro  septirao  de  potestatibus  etiam  ipsum  Romulum  et  Numam  Pom- 
pilimn  binos  quxstores  babuisse,  quos  ipsi  non  sua  voce,  sed  populi  suf- 
fagio  erearent,  refert.  Sed  sicuti  dubium  est,  an  Romulo  et  Numa  rognan- 
tibtu  qoaestor  fuerit,  ita  Tullo  Hostilio  rege  quxstores  ftiisse  certum  est. 

Sane  irebrior  apud  veteres  opinio  est,  Tidlum  Ilostilium  primuni  in  rein- 
puhlicaan  induxisse  quxstores.  Et  a genere  quxrendi  qua’stores  initio  dictos 
ft  [anius  et  Trebatius  et  Fenestella  seribunt. 

a)  Die  ganze  Stelle,  auf  welche  wir  öftere  zurückkommen  werden, 
batet  bei  Tacitus  Ann.  XI,  22  so:  Sed  quxstores  rogibus  etiamtum  irnpe- 
raotibus  instituti  sunt  quod  lex  curiata  ostendit  ab  L.  Bruto  repetita, 

Bansitque  consulibus  potestas  deligendi,  donec  eum  quoque  honorem  popu- 
hs  mandaret.  Creatique  primum  Valerius  Potitus  et  Aemilius  Mamercus, 
tertio  et  sexagesimo  anno  post  Tarquinios  exactos,  ut  rem  militarem  co- 
■itarmtur ; dein  gliscentibus  negotiis  duo  additi,  qui  Romx  curarent. 
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Consuln,  die  Erben  der  königlichen  Macht.  Der  Widerspruch 
scheint  nicht  lösbar  und  er,  sowie  andere  Unsicherheiten  in  der 
Ueberlieferung  über  die  Quästoren  haben  einen  der  neuesten 
Forscher,  dem  es  sonst  an  Selbstvertrauen  und  entschiedener 
Ueberzeugung  auch  auf  gewagte  Vermuthungen  hin  nicht  fehlt, 
zu  dem  Entschlüsse  gebracht,  keine  eigene  Behauptung  aufzu- 
stellen, sondern  nur  die  Gründe  zu  entwickeln,  welche  für  die 
eine  und  für  die  andere  Ansicht  vorgebracht  worden  sind  und 
geltend  gemacht  werden  können.30)  Mau  hat  aber  auch  den  Wi- 
derspruch unserer  Gewährsmänner  über  die  Wahl  der  Quästoren 
so  zu  heben  versucht,  dass  man  dem  einen  derselben  Mangel  an 
Glaubwürdigkeit  zuschrieb.  Entweder  verwarf  man  Ulpians  Nach- 
richt, indem  man  dessen  Quelle  Junius  Gracchauus  als  leicht- 
gläubig oder  gar  als  absichtlichen  Fälscher  darstellte,  oder  die 
von  Tacitus,  indem  man  ihm  zwar  für  die  Geschichte  seiner 
Zeit  volles  Vertrauen  zu  schenken  erklärte,  aber  ihm  Unkennt- 
niss  in  der  früheren  Geschichte  seines  Volkes  Schuld  gab.31) 
Keine  von  diesen  beiden  Ansichten  kann  den  Beifall  besonnener 
Critiker  erhalten:  sie  heben  sich  sogar  gewissermassen  gegensei- 
tig auf.  Weder  Ulpian  noch  Tacitus  können  geirrt  haben : es  muss 
eine  Verständigung  gefunden  werden,  zu  deren  Behufe  eine  ge- 
naue Erklärung  der  beiden  Nachrichten  nöthig  ist. 

Tacitus  erwähnt  zuerst  die  Einsetzung  der  Quästoren  unter 
den  Königen,  dann  fügt  er  hinzu:  „es  blieb  den  Consuln  das 
Recht  der  Auswahl,  bis  auch  diese  Ehrenstelle  das  Volk  über- 
trug.’* Es  ist  also  ersichtlich,  dass  die  Befugniss,  welche  früher 
die  Consuln  und  vor  ihnen  die  Könige  hatten,  später  an  das 
Volk  überging:  diese  Befugniss  aber  bezeichnet  Tacitus  mit  dem 
Ausdruck : „auswählen"  (deligere).  Möglich  wäre  es,  dass  dieser 
ungenau  ist  und  überhaupt  so  viel  wie  „wählen”  bedeutet;  aber 
nothwendig  ist  es  nicht.  Er  kann  mit  Absicht  gebraucht  sein, 
um  eine  Auswahl,  welche  der  Consul  traf,  zu  bezeichnen,  neben 
der  noch  eine  Thätigkeit  des  Volkes  zur  vollkommenen  Ein- 
setzung des  Quästors  in  sein  Amt  bestehen  konnte.  Die  Worte 
von  Junius  Gracchanus,  welche  Ulpian  an  der  oben  erwähnten 
Stelle  anführt,  lauten:  „die  Quästoren,  welche  sie  selbst  (die 
Könige)  nicht  durch  ihre  Stimme,  sonderu  durch  die  Abstitn- 
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mung  des  Volkes  wählten.”  Soll  in  ihnen  nur  der  Gedanke  lie- 
gen, die  Quästoren  seien  vom  Volke  erwählt  worden,  so  sind 
sie  unpassend  und  beinahe  unverständlich;  ja  es  ist  sogar  ein 
Widerspruch  zwischen  dem  Selbstwählen  nnd  der  Abstimmung 
durch  das  Volk.  Auch  konnte  Gracchanus  nicht  meinen,  die 
Könige  hätten  selbst  die  Wahlversammlung  des  Volkes  gehalten. 

Denn  das  war  natürlich,  da  die  Könige  allein  das  Recht  der 
Volksversammlung  hatten  oder  es  ihren  Stellvertretern  übertrugen. 

Man  erwartet  vielmehr:  „die  sie  nicht  selbst  durch  eigene 
Stimme,  sondern  durch  die  Abstimmung  des  Volkes  wählten”: 
dann  erst  tritt  der  vermeintliche  Gegensatz  zwischen  der  Wahl 
durch  das  Volk  und  der  durch  die  Könige  hervor.  Ueberhaupt 
aber  ist  es  auch  ein  eigentümlicher  Ausdruck  „durch  eigene 
Stimme.”  Man  kann  ihn  nur  verstehen,  wenn  zur  Vollziehung 
der  Wahl  die  Stimme,  das  Aussprechen  gewisser  feierlicher 
Worte  gehörte,  welches  Aussprechen  der  König  nicht  selbst, 
nicht  eigenmächtig,  sondern  nach  Abstimmung  des  Volkes  vor- 
nahm. Das  Ergebniss  einer  genauen  Erklärung  der  beiden  frag- 
lichen Stellen  ist  also,  dass  Tacitus  die  Möglichkeit  lässt,  es 
habe  neben  der  Auswahl  durch  die  Consuln  bei  der  Wahl  der 
Quästoren  noch  eine  Thätigkeit  des  Volkes  bestanden,  und  Grac- 
chanus nicht  eine  Thätigkeit  der  Consuln  ausschliesst , sondern 
nur  die  des  Volkes  erwähnt.  Hierin  liegt  der  Vereinigungspunkt 
der  beiden  Zeugnisse:  jedes  von  ihnen  bezieht  sich  auf  einen 
verschiedenen  Vorgang  bei  der  Wahl  und  der  scheinbare  Wider- 
spruch entstand  nur  durch  die  neueren  Forscher,  welche  ent- 
weder die  ganze  Wahl  als  nur  aus  einem  einzigen  Vorgänge  be- 
stehend annahmen  oder  die  Worte  der  Berichterstatter  auf  ein 
und  denselben  Vorgang  bezogen. 

Nun  wissen  wir,  dass  nach  uralter,  aber  bis  spät  in  die 
Kaiserzeit  hineinreichender  Römischer  Sitte  zur  vollständigen 
Wahl  eines  Beamten  zweierlei  gehörte,  erstens  die  Auswald, 
mochte  dieselbe  durch  das  Volk  oder  irgend  einen  Andern  ge- 
schehen, zweitens  eine  Bestätigung  des  Ausgewählten  durch  das 
in  uralter  Versammlung  dargestellte  Volk.  Dies  Letztere  geschah 
durch  eine  lex  curiata , durch  welche  das  Volk  dem  Erwählten 
huldigte,  d.  h.  ihm  Gehorsam  gelobte  und  ihn  als  Beamten  au- 
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erkannte.  Z.  B.  der  König  Numa»)  wurde  zuerst  in  seiner  Ab- 
wesenheit durch  den  Senat,  dem  die  Volksversammlung  diesen 
Auftrag  ertheilt  hatte,  zum  König  erwählt;  als  er  daun  nach 
Rom  gekommen,  liess  er  sich  durch  ein  Curiatgesetz , das  er 
seihst  beantragte,  vom  Volke  huldigen.32)  Ebenso  geschah  es 
später  bei  den  folgenden  Königen  und  in  der  Republik  bei  den 
Beamten,  welche  die  königliche  Macht  ganz  oder  theilweise  er- 
erbten. Ein  ähnliches  Verhältniss  fand  bei  den  Quästoren  Statt. 
Die  erste  Wahl,  die  Auswahl,  wie  Tacitus  sich  ausdrückt,  die 
Bestimmung  der  geeigneten  Persönlichkeit , geschah  durch  den 
König,  später  durch  die  Consuln:  die  zweite  Wahl,  die  eigent- 
liche creatio , geschah  durch  das  Volk  in  Curiatcomitieu.  Dass 
diese  letztere  durch  eine  lex  curiaia  bei  den  Quästoren  beob- 
achtet worden  sei,  fand  Gracchanus  für  nöthig  zu  bemerken: 
er  wollte  damit  beweisen , dass  die  Quästoren  unter  den  Königen 
wirklich  den  Character  von  Beamten  gehabt  hatten,  nicht  bloss 
den  von  Stellvertretern,  welche  der  König  selbständig  ein-  und 
absetzen  konnte. 

Somit  ist  der  Widerspruch,  der  zwischen  den  beiden  Zeug- 
nissen über  die  Wahl  der  ältesten  Quästoren  zu  bestehen  schien, 
gehoben  und  dabei  zugleich  eine  bemerkenswerthe  Einsicht  in 
die  Vorgänge  bei  der  Wahl  der  Könige  und  der  republikanischen 
Beamten  gewonnen.  Für  diese  war,  wie  sich  durch  viele  Bei- 
spiele darthun  lässt,  die  Einbringung  eines  Curiatgesetzes  ausser 
der  durch  das  Volk  geschehenen  Wahl  zur  vollständigen  Ein- 
setzung in  ihr  Amt  nothwemlig.  Die  son§t  unverständlichen 
Ausdrücke  von  Gracchanus  und  Ulpian  sind  gerechtfertigt,  und 
Tacitus  orte  erklärt : er  sprach  für  seine  Zeitgenossen  deutlich 
genug  und  gebrauchte  die  Worte:  „ auswählen”  und  „wählen 
(deligere  und  creare)  in  ihrem  engsten  und  eigenthümlichsten 
Sinne.  Tacitus  sagt,  die  Einsetzung  der  Quästoren  unter  den 
Königen  würde  bewiesen  durch  das  Curiatgesetz  , das  von 
L.  Brutus  wiederholt  worden  sei:  er  deutet  zugleich  an,  es  er- 
gebe sich  daraus , dass  die  Könige  und  später  die  Consuln  die 


a)  Liv.  I,  17 ; Cic.  de  rep.  II,  13,  25. 
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Answahl  der  Quästoren  gehabt  hätten.  Der  Ausdruck  ist  kurz 
und  für  uns,  die  wir  den  Inhalt  eines  Curiatgesetzes  nur  im 
Allgemeinen  ahnen  können,  etwas  undeutlich.  Die  Frage  ist, 
was  man  sich  unter  dem  „wiederholten"  Curiatgesetz  zu  denken 
bat.  Das  einfache  und  natürliche  Verständnis»  führt  darauf,  an 
ein  Gesetz  zu  denken,  das  zürn  zweiten  Male  gegeben  war.  Die 
Könige  pflegten  sich  nach  ihrer  Ernennung  ein  Curiatgesetz  zu 
holen  und  beantragten  dann,  so  oft  sie  Quästoren  ernannten, 
ein  neues  für  diese.  Ebenso  machte  es  Brutus.  Als  er  durch 
Centoriatcomitien  erwählt  war,  beantragte  er  für  sich  und  seinen 
Collegen , da  sie  jetzt  gemeinschaftlich  die  früher  einem  Einzigen 
übertragene  Regierungsgewalt  führten,  das  Curiatgesetz.  Ehe 
sie  Quästoren  ernennen  konnten , wurde  Collatinus  zur  Abdankung 
und  freiwilligen  Verbannung  bewogen:  so  kam  es,  dass  Brutus 
allein  die  ersten  Quästoren  erwählte  und  dann  für  sie  ein  zwei- 
tes Curiatgesetz,  worin  vielleicht  auch  wieder  seines  eigenen 
Imperium  gedacht  wurde,  einholte.33)  In  diesem  Gesetze  wurden 
die  neuen  Quästoren  namentlich  angeführt  und  das  Volk  ver- 
pflichtete sich,  ihnen  eben  so  gehorsam  und  ergeben  zu  sein, 
wie  es  früher  den  königlichen  Quästoren  gewesen  wäre.  Neh- 
men wir  diesen  Inhalt  des  Curiatgesetzes,  wie  wir  es  nach  wahr- 
scheinlicher Vermuthung  thun  dürfen,  an,  so  ergiebt  sich,  in 
wie  fern  eiu  von  Brutus  erlassenes  Gesetz  die  Existenz  von 
Quästoren  unter  den  Königen  beweisen  konnte.  Dass  sich  aber 
dieses,  sei  es  im  Originale  oder  in  Abschriften,  bis  auf  Tacitus’ 
Zeit  oder  auch  nur  auf  die  classisehe  Zeit  der  Römischen  Lite- 
ratur, in  der  man  die  Denkmäler  der  Vorfahren  zu  sammeln 
und  sorgfältig  aufzubewahren  begann,  erhalten  habe,  braucht 
man  au»  seiner  Erwähnung  nicht  zu  folgern.  Wie  Brutus  in  sei- 
nem Curiatgesetze  der  königlichen  Quästoren  Erwähnung  that, 
ebenso  erwähnten  die  folgenden  Consuln,  welche  alljährlich  für 
die  Quästoren  zugleich  mit  den  übrigen  Beamten  ein  gemein- 
sames Curiatgesetz  beantragten,  ihrerseits  wiederum  des  Brutus 
und  der  Könige:  es  gab  also  über  den  ungefähren  Inhalt  und 
Mch  wohl  über  die  ungefähren  Worte  eine  fortlaufende,  jährlich 
erneuerte , Ueberlieferung  von  den  ältesten  Zeiten  her.  Denn 
dass  noch  am  Ende  der  Republik  und  somit  auch  in  der  Kaiser- 
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zeit  ein  jährliches  Curiatgesetz  fiir  die  Beamten  erlassen  wurde, 
wissen  wir  durch  die  bestimmtesten  Zeugnisse.54) 

Es  deuten  aber  die  angeführten  Worte  von  Tacitus  auch 
die  abhängige  Stellung  des  Quästors  zum  Consul  an.  Die 
Könige  hatten,  wenn  sie  erwählt  waren,  das  Curiatgesetz  über 
ihre  Gewalt  selbst  beantragt  ; später  beantragten  es  die  Consuln  für 
sich  ebenfalls  in  eigener  Person,  und  als  die  königliche  Gewalt 
weiter  getheilt  wurde,  jedesmal  die  Beamten,  welche  einen  Theil 
derselben  erhielten.  Selbst  bei  ausserordentlichen  Beamten  be- 
antragten es  die  ihnen  an  Gewalt  gleichstehenden.  Dagegen  für 
die  ersten  Quästoren  beantragte  es  der  Consul  Brutus,  ein 
Zeichen,  dass  derselbe  jene  gleichsam  in  seiner  Gewalt  und  in 
Abhängigkeit  hatte.  Daher  schliesst  Tacitus  daraus,  der  Consul 
und  früher  der  König  habe  sie  „ausgewählt,”  und  die  Nachricht 
von  der  Auswahl  durch  die  Könige  und  Consuln  gewinnt  allein 
durch  diese  überlieferte  Thatsache  die  höchste  Wahrscheinlich- 
keit. Indessen  änderte  sich  das  Amt  der  Quästoren  wesentlich 
durch  die  Einsetzung  jährlicher  Consuln.  Wir  sehen  von  den 
Quästoren  der  ersten  beiden  Könige  ab:  als  Tullus  Hostilius  sie 
schuf,  war  ihr  Amt  sicherlich  nicht  ein  jährliches.  Denn  wir 
wissen  von  keinem  jährlich  wechselnden  Beamten  unter  den 
Königen  und  ein  solcher  Wechsel  selbst  entspricht  nicht  dem 
Begriffe  einer  königlichen  Regierung.  Die  Quästoren  wurden 
also  erneut,  so  oft  es  dem  Könige  beliebte,  und  für  jedes  Paar 
(denn  dass  immer  zwei  zusammen  das  Amt  führten,  beweisen 
Gracchanus’  Worte)  wurde  ein  besonderes  Curiatgesetz  erlassen. 
Dagegen  unter  den  Consuln  wurde  ihr  Amt  nothwendiger  Weise 
jährlich,  weil  diejenigen,  welche  sie  ernannt  hatten,  in  diesem 
Zeitraum  zu  wechseln  pflegten:  ihr  Amtsantritt  fiel  mit  dem  der 
Consuln  zusammen.35) 

Wir  haben  über  die  Wahl  und  Amtsdauer  der  Quästoren 
gesprochen.  Bei  der  Schilderung  ihrer  Amtsgewalt  müssen  wir 
ebenfalls  in  die  republicanischen  Zeiten  übergreifen  und  Unklar- 
heiten und  scheinbare  Widersprüche  der  Ueberlieferung  zu  heben 
suchen.  Zonaras,  der  bekanntlich  die  Geschickte  von  Dio  Cas- 
sius  im  Auszuge  erhalten  hat,  erzählt  von  P.  Valerius  Publicola, 
dem  Consul  des  ersten  Jahres  der  Republik,  und  seinen  Eiurich- 
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tungen . welche  die  unumschränkte  Macht  der  höchsten  Beamten 
ermäßigten  und  so  der  neuen  Verfassung  die  Neigung  des  Vol- 
kes gewinnen  sollten.  Er  sagt  Folgendes:*)  .die  Verwaltung  der 
Gelder  wies  er  Andern  zu,  damit  nicht  die  jedesmaligen  Con- 
«uln . als  Herren  über  diese,  grosse  Macht  hätten.  Zu  dieser 
Zeit  zuerst  fingen  Schatzmeister  an  erwählt  zu  werden:  man 
nannte  sie  Quästoren.  Sie  pflegten  zuerst  in  Capitalprocessen 
zu  richten,  woher  sie  auch  diese  Benennung  erhalten  haben 
wegen  der  Untersuchungen  und  der  Erforschung  der  Wahrheit 
durch  die  Untersuchungen.  Später  aber  bekamen  sie  auch  die 
Verwaltung  (1er  Gemeindegelder  und  den  Beinamen  Schatzmeister. 
Darauf  wurden  Andern  die  Gerichte  anvertraut , jene  aber  waren 
Verwalter  der  Gelder.’’  So  ausführlich  dieser  Bericht  scheint, 
so  bedarf  er  doch  der  Ergänzung  und  diese  findet  sich  bei  Plu- 
tarch.  der  ebenfalls  von  jenen  Anordnungen  Publicolas  und  seiner 
Beförderung  der  allgemeinen  Freiheit  spricht  :b)  „Gelobt  wurde 
er  auch  wegen  des  Gesetzes  über  die  Schatzbeamten.  Denn  da 
die  Bürger  von  ihrem  Vermögen  Geld  für  den  Krieg  steuern 
mussten,  wollte  er  weder  selbst  die  Verwaltung  davon  anrüh- 
ren noch  es  seinen  Freunden  erlauben , noch  überhaupt  öffent- 
liches Geld  in  ein  Privathaus  gelangen  lassen.  Er  bestimmte 
also  den  Saturn ustempel  als  Schatzhaus,  das  man  noch  bis 
heute  gebraucht,  und  gab  dem  Volke  das  Recht,  zwei  von  den 
jüngeren  zu  Schatzmeistern  zu  ernennen.  Und  es  wurden  er- 


aj  Zonaras  VII,  13  xai  rt(v  xd>v  /ßijpdxtuv  StoC/^aiv  äXXotc  anövtiptv, 
tiTj  xo-ixtuv  tyxpaxtij  övxt;  ol  u-axtvovxt?  utya  8‘jv(ovxai  • oxe  irpüixov 
ä xaptai  ytveaüai  f,p;avxG , xoaioxopa;  8’  ixa'Xouv  aöxoö«.  oi  zpäixov  piv 
*i;  üavaatpouc  Stxa?  iZ txaCov,  8#cv  xai  xl(v  rpoc7(yop(av  xa'jxT,v  8ta  rät 
r>ixptstt;  iayijxaoi  xal  xijv  xf({  dXrjfttta;  ix  xtüv  ävaxpiacu>v  JV(T7)oiv  • uoxtpov 
ti  xr,v  x«üv  xotvtüv  ypTjpa'-tov  SioixTjSiv  IXayov  xal  xaptai  rpotiovopaaS^oav. 
wxa  xaOxa  8 exöpots  piv  tiuxpä-T,  xa  8ixaatV(pta , txcivoi  8£  xü>v  yprjpdxuiv 
»,Jr<  8ioixT(xat. 

b)  Plut.  Publ.  c.  12  Eix$v<#t)  8t  xal  Sta  xöv  xapitvxtxöv  vöpov.  ’Esrtl 
jap  I8ti  ypf,paxa  tt;  xöv  r.öXtuov  ticcvtyxctv  är.Z  xtüv  oöw iv  xo;jj  roXtxa;, 
vn  n:r:Zt  l-iaoilat  rffi  otxovoptac  oöxe  tp iXooe  ääaai  jäovXöptvo«  o5tP  8X(»c 
•t»  elxov  (Stcbxov  -aptAÖtiv  8rj p<Jata  yp/jpaxa , xapitlov  ptv  arCSti-e  xöv  xoü 
Kpövoj  vaöv,  <n  p£ypi  vuv  ypwpcvoi  SiaxeXoöst,  xapla;  8t  xtjj  6£,p«p  8<io  xtüv 
■ii®v  totuxtv  dro8ti5ai‘  xal  drc8tty8rJoav  oi  itpüixot  Ilov-Xto;  Ovuxo'ipiot 
**i  Mivoönuo;  Mdpxo;  xai  ypf(paxa  svvfjytbj  itoXXa. 
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nannt  als  die  ersten  P.  Veturius  und  M.  Minueius  und  viel  Geld 
zusammengebracht.”  Von  diesen  Zeugnissen  verrätli  dtts  von 
Zonaras  zwar  durch  seine  abgerissene  Ausdrucksweise  deutlich, 
dass  es  nur  Auszug  eines  ausführlicheren  Berichtes  ist,  stimmt 
alter  im  Wesentlichen  mit  Plutarch  überein.  Durch  beide  ge- 
meinsam steht  fest,  dass  Publieola,  um  die  Macht  des  Volkes 
zu  heben  und  die  der  Consulu  zu  verringern,  im  ersten  Jahre 
der  Republik  die  Verwaltung  des  durch  ein  Tributum  gesam- 
melten Geldes  an  Andere  überliess  und  deswegen  das  Amt  von 
öffentlichen  Schatzmeistern,  Quästoren,  schuf,  lieber  die  Zahl 
derselben  giebt  Zonaras  keine  Auskunft , schweigt  auch  über  die 
Art  ihrer  Wahl.  Denn  wenn  er  sagt,  Andere  hätten  die  Ver- 
waltung des  Tributum  erhalten,  so  kann  man  daraus  nicht 
sehliessen,  diese  Andern  hätten  nicht  von  dem  Consul  erwählt 
oder  bestimmt  werden  können.  Diese  beiden  Punkte  ergänzt 
Plutarch.  Indem  er  die  Namen  der  beiden  zuerst  ernannten 
Quästoren  nennt , giebt  er  die  Zahl  derselben  überhaupt  auf  zwei 
an.  Ferner  sagt  er,  Publieola  hätte  weder  selbst  noch  durch 
seine  Freunde  das  Geld  verwalten  wollen:  er  hätte  also  dem 
Volke  das  Recht  gegeben,  die  zwei  neuen  Quästoren  zu  bestim- 
men, und  zwar  aus  den  jüngeren  Patriciern.  Danach  muss  man 
annehmen,  die  Wahl  sei  frei  gewesen,  d.  h.  das  Volk  habe, 
wenn  es  wollte  zu  Quästoren  ernennen  dürfen,  und  für  die  Er- 
nannten sei  dann , vielleicht  vom  Consul , das  Curiatgesetz  be- 
antragt worden. 

Hier  tritt  indess  der  Widerspruch  mit  Ulpians  und  Taei- 
tus’  Nachrichten,  die  wir  im  Früheren  beleuchtet  haben,  zu 
Tage.  Dieser  Widerspruch  besteht  erstens  darin,  dass  jene  die 
Quästoren,  wie  sie  später  bestanden,  aus  der  Königszeit  her- 
leiten, zweitens  darin,  dass  sie  die  Wahl  derselben  ausdrücklich 
dem  Consul  zuschreiben:  erst  63  Jahre  nach  Vertreibung  der 
Könige,  sagt  Tacitus,  d.  h.  447  v.  Chr.,  wurde  das  erste  Quä- 
storenpaar, das  er  ebenfalls  mit  Namen  nennt,  vom  Volke  er- 
wählt. Man  hat  diesen  Widerspruch  zu  lösen  versucht  durch 
die  Annahme,  die  erstem  sprächen  von  den  Quästoren  als  rich- 
terlichen Beamten,  Zonaras  und  Plutarch  dagegen  von  Scliatz- 
quästoren : diese  beiden  Aemter  seien  von  einander  verschieden, 
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könnten  also  auch  einen  verschiedenen  Anfang  genommen  haben, 
das  eine  schon  unter  den  Königen,  das  andre  zugleich  mit  der 
Republik;  auch  die  Art  der  Wahl  könne  dann  verschieden  ge- 
wesen sein.  Man  übersieht  dabei,  dass  Ulpian  sowohl  wie  Ta- 
citus  die  Quästoren  ihrer  Zeit , wo  sie  nur  Schatzbeamten  warem 
von  den  Königen  herleiten  und  einen  ununterbrochenen  Zusam- 
menhang dieses  Amtes  annehmen:  die  Lösung  ist  also  keine 
Lösung.  Umgekehrt  hat  man  auch  versucht,  die  Autorität  von 
Ulpian  und  Tacitus  aufrecht  zu  erhalten  und  die  Zeugnisse  von 
Zouaras  und  Plutarcb  zu  verwerfen:  man  behauptete  den  Zu- 
sammenhang der  königlichen  mit  der  republicanischeu  Quästur, 
nahm  aber  dabei  eine  Veränderung  der  amtlichen  Pflichten  an, 
uud  legte  damit  das  Geständniss  ab,  dass  man  eine  Lösung 
der  Frage  nicht  wüsste. 

Es  kommen  andere  Widersprüche  hinzu,  welche  die  Ent- 
scheidung noch  verwickelter  machen.  Pomponius,  jener  viel- 
geschmähte  Darsteller  der  Römischen  Verfassung,  spricht  von 
der  Einsetzung  derCensoren,  Didatoren,  Reiterobersten,  Volks- 
tribunen, plebejischen  Aedilen  und  sagt  dann:  „Darauf  als  der 
Staatsschatz  des  Römischen  Volkes  sich  zu  mehren  angefangeu 
hatte,  wurden,  um  ihm  vorzustehen,  die  Quästoren  eingesetzt ’’•) 
Die  Aedilen  wurden  nach  übereinstimmender  Ueberlieferung  etwa 
gleichzeitig  mit  den  Volkstribunen  eingesetzt:  spräche  also  Poin- 
punius  von  den  Beamten  in  derselben  Reihenfolge,  wie  sie  der 
Zeit  nach  gegründet  sind,  so  würde  er,  da  er  nach  den  Quästo- 
ren die  Decemvim  erwähnt,  die  Errichtung  der  Quästur  zwi- 
schen 494  und  450  v.  Uhr.  setzen.  Indessen  er  beobachtet  diese 
Reihenfolge  nicht  durchgängig ; denn  die  Censur,  welche  er  an 
die  Spitze  stellt,  wurde  als  stehendes  Amt  bekanntlich  erst  443 
v.  Chr.  eingeführt.  Er  befolgt  also  einen  andern  Grundsatz  der 
Aufzählung.  Aber  dennoch  kann  er  an  eine  Einsetzung  der 
Quästur  durch  Publicola  nicht  denken:  seine  Bezeichnung:  „als 


a)  Pompon.  Dig.  I,  2 (de  orig,  iur.)  22  Deinde  cum  aerarium  populi 
Romani  auctius  esse  coepisset , ut  essent  qui  illi  praeesseut , constituti  sunt 
qaaestores,  dieti  ab  eo,  quod  inquirendae  et  conservandae  pecuniae  causa 
ertaii  erant. 
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der  Staatsschatz  reicher  zu  sein  angefangen  hatte”,  passt  weder 
auf  den  Anfang,  noch  auf  die  ersten  Jahre  der  Republik.  Stände 
dieses  Zeugniss  von  Pomponius  allein  da,  so  würde  man  es  bei 
der  Missachtung,  welche  man  gegen  diesen  Berichterstatter  hat, 
alsbald  bei  Seite  geworfen  haben,  indessen  es  wird  unterstützt 
durch  eine  ähnliche  Nachricht  bei  Livius1)  in  der  Rede  des 
Volkstribuueu  Canulejus.  Derselbe  schildert  die  Veränderungen, 
welche  die  Römische  Verfassung  allmälig  erlitten  hat,  und  führt 
als  Beispiele  an  die  Einsetzung  der  Priester  und  Augurn  durch 
Numa,  die  Einführung  der  Censur  durch  Servius  Tullius,  die 
der  Consuln , der  Dictatoren , daun  zusammen  in  einem  Satz  die 
der  Volkstribunen,  der  Aedileu,  der  Quästoren,  den  Beschluss 
bilden  die  Zehnmänner  zur  Abfassung  von  Gesetzen.  Diese 
Stelle  liefert  dasselbe  Ergebniss,  wie  die  von  Pomponius.  Sie 
schliesst  eine  Einsetzung  der  Quästur  durcli  Publicola  aus,  ver- 
legt sie  auch  nicht  vor  die  Zehnmänner.  Denn  diese  letztem 
werden  besonders  und  ausser  der  Reihe  behandelt  und  nicht  nur 
ihre  Einführung , sondern  auch  ihre  Aufhebung  angegeben.  Dies 
Sichere  folgt  aus  ihr,  dass  im  Jahre  445  v.  Chr.,  als  Canulejus 
seine  Rede  hielt,  die  Quästur  schon  im  Staate  bestehen  musste. 

Also  drei  Anfangspunkte  der  Quästur  haben  wir  in  der 
Ueberlieferung  gefunden,  nämlich  erstens  unter  den  Königen, 
zweitens  unter  Publicola  im  ersten  Jahre  der  Republik,  drittens 
um  die  Zeit  der  Zehnmänner.  Dieser  letzte  lässt  sich  näher 
bestimmen.  Es  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  auf  ihn  sich  die 
früher  angeführten  Worte  von  Tacitus,  mit  denen  er  eine  be- 
deutende Veränderung  der  Quästur  andeutet,  beziehen:  „und  es 
wurden  zum  ersten  Male  erwählt  Valerius  Potitus  und  Aemilius 
Mamercus  im  63.  Jahre  nach  Vertreibung  der  Tarquinier",  d.  h. 
447  v.  Chr.  Dieser  Zeitpunkt  erfüllt  alle  Bedingungen,  welche 


a)  Liv.  IV,  4 Pontifices , augures  Romulo  regnante  nulli  erant : ab 

Numa  Pompilio  creati  sunt.  Census  in  civitate  et  descriptio  centuriaruiu 
classiumque  non  erat:  ab  Servio  Tullio  est  facta.  Consules  nunquam  fuerant : 
regibus  exactis  creati  sunt.  Dictatoris  nec  imperium  nee  nomen  fuerat : 
apud  patres  esse  coepit.  Tribuni  plebis,  aediles,  quaestores  nulli  erant: 
institutuin  est  ut  fierent.  X viros  legibus  scribendis  intra  decem  hos  anuos 
et  creaviuus  et  e republica  sustulimus. 
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nach  den  Zeugnissen  von  Pomponius  und  Livius  nötbig  sind: 
die  Volkstribunen  und  Aedilen  bestanden  längst,  Canulejus  hält 
seine  Rede  bei  Livius  zwei  Jahre  später  und  dass  diese  Verän- 
derung mit  den  Quästoren  nach  der  Herrschaft  der  Zelmmänner 
fällt,  lassen,  wie  wir  gesehen,  Pomponius'  und  Livius'  Erzählun- 
gen zu.  Au  den  zwei  letzten  von  diesen  Zeitpunkten  sollen 
scheinbar  dieselben  Einrichtungen  in  Bezug  auf  die  Quästoren 
getroffen  worden  sein.  Es  handelt  sich  an  beiden  um  Beamte 
für  den  Staatsschatz:  das  sagen  für  die  Zeit  von  Publicola  aus- 
drücklich Zonaras  und  Plutarch,  für  das  Jahr  447  v.  Chr.  folgt 
es  aus  Tacitus’  Worten:  „die  Quästoren  hätten  das  Heer  beglei- 
ten sollen'’,  auch  aus  Pomponius  uud  Livius,  welche  sie  den 
spätem , gewöhnlich  so  genannten  Quästoren  gleichstellen.  An 
beiden  Zeitpunkten  werden  sie  frei  erwählt,  an  beiden  sind  es 
zwei,  au  beiden  heissen  sie  zum  ersten  Male  erwählt,  an  beiden 
werden  sie  namhaft  gemacht.  Es  scheint  schwer  möglich,  dass 
hier  kein  Irrthum  der  Ueberlieferung  vorwalte,  sondern  dass 
wirklich  im  ersten  Jahre  der  Republik  und  447  v.  Chr.  zum 
ersten  Male  zwei,  Quästoren  genannte,  Schatzbeamte  vom  Volke 
gewählt  worden  seien.  Dennoch  muss  es  möglich  sein:  die 
Ueberlieferung  ist  so  genau,  dass  sie  beide  Male  die  Namen  der 
Gewählten  angiebt,  ein  Beweis,  dass  sie  sich  auf  bestimmte , bis 
zu  ihrer  Zeit  erhaltene,  Documente  stützt. 

Ich  muss  hier  auf  eine  eigentümliche  Sitte  der  Römer  bei 
Aemtem  und  Beamten  aufmerksam  machen.  Wenn  ein  neues 
Amt  gegründet  wird,  so  pflegen  diejenigen,  welche  es  zuerst  er- 
halten, es  als  etwas  Besonderes  hervorzuheben,  dass  sie  es  zu- 
erst erhalten  haben  und  in  den  öffentlichen  Beamten -Verzeich- 
nissen wird  bei  den  Namen  der  zuerst  Erwählten  bemerkt: 
„welche  zuerst  erwählt  worden  sind’.36)  Aber  dies  geschieht 
nicht  nur,  wenn  ein  neues,  noch  nicht  vorher  dagewesenes  Amt 
geschaffen,  sondern  auch,  wenn  irgend  eine  Veränderung  mit 
dem  Amte  vorgenommen  wird.  Z.  B.  von  den  Consuln  wird 
bestimmt,  es  solle  künftig  wenigstens  einer  derselben  ein  Ple- 
bejer  sein:  dann  wird  zu  dem  Namen  des  zuerst  erwählten  Ple- 
bejers in  den  Fasten  hinzugesetzt:  „der  zuerst  aus  der  Plebs 
erwählt  wurde”;  und  später  als  zuweilen  beide  Consuln  Plebejer 
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zu  sein  anfingen  „die  zuerst  beide  aus  der  Plebs  waren”.  Prä- 
toren gab  es  zuerst  einen,  dann  zwei,  vier,  acht:  alle  diese 
Veränderungen  wurden  auf  tlie  angegebene  Weise  in  den  öffent- 
lichen Beamten -Verzeichnissen  bemerkt  und  die  zuerst  nach 
jeder  Veränderung  Gewählten  hatten  ein  Recht,  sich  „erste"  zu 
nennen.  So  konnte  es  also  auch  bei  den  Quästoren  mehrere 
„erste”  geben,  die  einen  zu  dieser,  die  andern  zu  jener  Zeit, 
und  die  Frage  entsteht,  ist  im  Jahre  447  v.  dir.  eine  Verän- 
derung mit  der  Quästur  vorgenommen  worden,  welche  von 
Neuem  zur  Bezeichnung  „die  ersten”  berechtigte.  Zonaras  und 
Plutareh , indem  sie  von  Publicolas  Quästoren  berichten , sprechen 
über  ihre  Amtspflichten,  ihre  Wahl,  ihre  Anzahl;  aber  sie  sagen 
nicht,  dass  ihr  Amt  jährlich,  nicht  dass  es  ein  stehendes  gewe- 
sen wäre.  Im  Gegentheil  deutet  Plutareh  an,  die  Veranlassung 
sie  zu  wählen,  sei  eine  ausserordentliche  gewesen.  Es  handelte 
sich  um  den  Krieg  gegen  die  vertriebenen  Tarquinier,  zu  dessen 
Führung  ausserordentlicher  Weise  Geld  von  den  Bürgern  beige- 
steuert werden  musste,  gewiss  keine  geringe  Last.  Um  sie  zu 
erleichtern  und  dem  Volke  Theil  an  der  neuen  Freiheit  zu  geben, 
schuf  Publicola  das  neue  Amt;  aber  es  zu  einem  stehenden  zu 
machen  und  die  gewöhnliche  Verwaltung  des  Staatsschatzes , die 
regelmässigen,  ordentlichen  Ausgaben  und  Einnahmen  der  Auf- 
sicht der  Consuln  zu  entziehen  und  einer  vom  Volke  unmittelbar 
eingesetzten  Behörde  zu  übertragen,  dazu  war  keine  Veranlas- 
sung. Das  geschah  erst  nach  dem  Sturze  der  Decemviru,  als 
in  Folge  der  eben  beendeten  Umwälzung  eine  weitere,  überall 
sichtbare  Verminderung  der  consularischen  Gewalt  und  Erweite- 
rung der  Volksrechte  stattfand.  Einen  unmittelbaren  Beweis  oder 
ein  bestimmtes  Zeugniss  dafür,  dass  Publicolas  Quästoren  ausser- 
ordentliche Beamte  waren,  giebt  es  allerdings  nicht:  es  ist  nur 
eine  Annahme,  aber  eine  notwendige.  Ihre  Begründung  findet 
sie  in  der  Möglichkeit,  auf  diese  Weise  eine  Vereinigung  der 
scheinbar  widersprechenden  Angaben  der  zuverlässigsten  Ge- 
währsmänner zu  bewerkstelligen.  Einen  weitem  ähnlichen  Be- 
weis für  ihre  Wahrscheinlichkeit  werden  wir  später,  wto  wir  von 
dem  Namen  und  der  Amtstätigkeit  der  Quästoren  sprechen, 
anführeu. 
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Es  ist  kein  Zweifel,  dass,  als  man  nach  dem  Sturze  der 
Zehumäuner  die  Quästur  als  stehendes  Amt  einrichtete,  mau 
sich  auf  den  Vorgang  des  volksfreundlichen  Consuls  Valerius 
berief  und  wie  in  den  übrigen  Punkten  der  Staatsverfassung, 
so  auch  in  diesem,  seine  Anordnungen  erweiterte  und  befestigte. 
Es  war  ein  und  dasselbe  Amt  vom  Beginn  der  Republik  an  und 
doch  auch  wieder  verschieden,  weil  es  Anfangs  ausserordentlich, 
erst  seit  447  v.  Chr.  ein  ordentliches  geworden  war:  mit  Recht 
kounte  der  eine  Schriftsteller  es  von  Publicola,  der  andere  von 
den  Zehnmännern  an  beginnen  lassen : mit  Recht  konnten  in  den 
Fasten  zu  verschiedenen  Zeiten  zwei  verschiedene  Quästorenpaare 
als  die  ersten  hervorgehoben  werden.  Man  kann  annehmen,  dass 
in  den  einen  Fasten  nur  die  regelmässigen  jährlichen  Beamten 
verzeichnet  waren:  in  diesen  fanden  sich  die  Quästoren  von 
447  v.  Chr.  als  die  ersten.  Dagegen  andere  Fasten  enthielten 
auch  die  ausserordentlichen  Beamten:  in  ihnen  fanden  sich  die 
Quästoren  Publieolas  mit  dem  Beisatz  „die  ersten  ”,  die  von  447 
mit  dem  Beisatze:  „die  ersten  jährlichen”.  Bei  Livius  erschei- 
nen Quästoren  als  Schatzbeamte  nicht  vor  den  Zehmännern : erst 
446  v.  Chr.  werden  sie  als  Vorsteher  des  Staatsschatzes,  welche 
die  Palmen  in  Verwahrung  haben,  genannt,*)  also  eben  diesel- 
ben, welche  im  Jahre  vorher  als  die  ersten  ordentlichen  Beam- 
ten der  Art  erwählt  waren.  Dagegen  Dionysius  erwähnt  schon 
vor  den  Zelmmäunern  öfters  Quästoren , zuerst  507  v.  Chr.,  die 
Schatzbeamten  hätten  die  vom  Könige  Porsena  zurückgelassenen 
Zelte  verkauft, b)  dann  493  v.  Chr.,  beim  Leichenbegängnisse 
von  Menenius  Agrippa  hätte  der  Senat  die  Kosten  aus  dem 
Staatsschätze  zu  tragen  beschlossen  und  Quästoren  den  Auftrag 
zur  Besorgung  desselben  gegeben,')  ferner  491  v.  Chr.,  wo  es 
hei  der  Anklage  von  Marcius  Coriolanus  heisst,  die  Kriegsbeute 
müsste  von  Quästoren  verkauft  werden,  Coriolan  aber  hätte  sie 
weder  einem  Quästor  überliefert  noch  selbst  verkauft  ;d)  dann 


a)  Liv.  111,  69. 

b)  Dionys.  V,  34.  Er  nennt  sie  Tajdai. 

c)  Dionys.  VI,  96. 

d)  Dionys.  VII,  63. 
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485,  wo  der  Consul  Q.  Fabius  Quästoren  befiehlt,  die  Kriegs- 
beute zu  verkaufen  und  den  Erlös  an  Geld  nach  Rout  zu  schaf- 
fen*); 459  v.  Chr.,  wo  der  Consul  L.  Cornelius  nach  der  Erobe- 
rung von  Antium  die  Beute  an  Gold,  Silber  und  Erz  in  den 
Schatz  abliefert,  die  au  Sclaven  und  sonstigen  Sachen  durch 
Quästoren  verkaufen  lässt  ;b)  endlich  449  v.  Chr.  beim  Processe 
der  gestürzten  Zehumänner,  deren  Vermögen  von  Quästoren  für 
das  Aerarium  eingezogen  wird.*-)  Die  Beurtheilung  dieser  Er- 
wälmungen  ist  zweifelhaft  erschienen.  Bei  Dionysius’  Streben, 
die  älteste  Geschichte  in  allen  Einzelheiten  auszumalen , hielt 
man  es  für  glaublich,  dass  er  die  Quästoren  nicht  in  seinen 
Quellen  erwähnt  fand,  sondern  nach  eigener  Erfindung  hinzu- 
setzte,  weil  er  wusste,  dass  sie  später  in  den  von  ihm  ange- 
führten Fällen  tlnitig  gewesen  sein  würden.37)  Dafür  spricht  auch 
der  Umstand,  dass  er  nirgends  den  Namen  eines  solchen  Quä- 
stors anführt.  Wenn  er  den  Tribunen  in  seiner  Anklage  Corio- 
lans  sagen  lässt,  es  sei  Gesetz,  dass  kein  Privatmann,  selbst 
nicht  der  Feldherr  über  die  Beute  verfüge,  sondern  der  Quästor 
habe  sie  zu  übernehmen,  zu  verkaufen  und  in  den  Staatsschatz 
abzuliefern,  so  klang  das,  als  sei  es  des  Schriftstellers  eigene 
Erwägung,  aus  den  spätem  Verhältnissen  in  die  frühere  Zeit 
übertragen.  Endlich  Liviusd)  sagt  z.  B.  von  dem  Vermögen  der 
verurt heilten  Decemviru,  die  Güter  von  Claudius  und  Oppius 
hätten  die  Tribunen,  dieselben  welche  sie  angeklagt  hatten,  für 
den  Staatsschatz  eingezogen.  Dies  kann  nur  ein  kürzerer  Aus- 
druck sein,  statt  zu  sagen,  sie  hätten  beim  Volke  auf  Einziehung 
des  Vermögens  angetragen,  dieselbe  durchgesetzt  und  durch 
Quästoren  ausführeu  lassen;  aber  freilich  kann  auch  Livius  wirk- 
lich au  einen  Verkanf  durch  die  Tribunen  denken  und  das  An- 
dere Ausschmückung  von  Dionysius  sein.  Aehnlich  kann  bei 
Livius  zum  Jahre  485  v.  Chr.*):  „Alles,  was  den  Feinden  ab- 


a)  Dionys.  VIII,  83. 

b)  Dionys.  X,  21. 

c)  Dionys.  XI,  46. 

d)  Liv.  III,  68  Bona  Ciaudii  Uppiique  tribuni  publicavere. 

e)  Liv.  II,  42  quiequid  captum  ex  hostibus  est,  vendidit  Fabius  con- 
sul ac  redegit  in  publicum. 
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genommen  wurde,  verkaufte  der  Consul  und  brachte  es  in  den 
Staatsschatz",  an  ausdrückliche  Ausschliessung  der  Quästoren, 
aber  auch  an  unabsichtliches  Stillschweigen  gedacht  werden. 
Dennoch  ist  die  Annahme  einer  Ausschmückung  der  Geschichte 
durch  Dionysius  voreilig  und  seine  Nachrichten  sind  wahrschein- 
lich wohl  begründet : er  wird  auch  vor  den  Zehnmännern  in  den 
Geschichtsquellen  Quästoren  erwähnt  gefunden  haben ; ihre  Natnen 
gab  er  nicht  an,  weil  er  sie  in  den  gewöhnlichen  Verzeichnissen 
der  stehenden  Beamten  nicht  fand.  Hatte  einmal  Publicola  bei 
ausserordentlicher  Veranlassung  das  Beispiel  zur  Wald  von  Quä- 
storen gegeben,  so  kamen  öfters  ähnliche  Gelegenheiten  vor. 
Erwartete  man  die  Eroberung  einer  feindlichen  Stadt  oder  stand 
sonst  eine  ausserordentliche  Einnahme  bevor,  wie  beim  Lager 
des  Königs  Porsena  oder  dem  Vermögen  der  Zehnmänner,  selbst 
bei  besonderu  Ausgaben®)  lag  es  nahe,  ein  ähnliches  Verfahren 
zu  beobachten,  durch  das  der  Hass  der  Plebs  und  üble  Nach- 
rede vermieden  wurde.  Ja  es  ist  nothwendig , dass  dies  geschehen 
sei:  sonst  würde  kein  Zusammenhang  zwischen  den  späteren 
jährlichen  und  den  früheren  ausserordentlichen  Quästoren  bestehen, 
nicht  die  Schriftsteller  diesen  anerkennen,  nicht  die  von  Publi- 
cola eingesetzten  als  erste  bezeichnet  werden.  Das  häutiger  wer- 
dende Bedürfhiss  führte  allmälig  von  selbst  auf  die  Einrichtung 
eines  stehenden  Amtes. 

Aehnlieh  wie  die  Zeugnisse  der  Schriftsteller  über  die  Grün- 
dung und  allmälige  Einführung  der  republicanischen  Schatz- 
quästoren zu  erklären  sind,  muss  eine  früher“)  erwähnte  Nach- 
richt über  die  Entstehung  der  königlichen  Quästoren  verstanden 
werden.  Junius  Gracchauus  sagt  bei  Ulpian : es  habe  schon 
unter  Romains  undNuma  Quästoren  gegeben;  gewiss  sei  es,  dass 
Tullus  Hostilius  Quästoren  gehabt  habe.  Nämlich  die  beiden 
ersten  Könige  wählten  gelegentlich  Quästoren,  für  besondere 
Fälle  und  ohne  sie  durch  die  Curiatcomitien  des  Volkes  bestäti- 
gen zu  lassen : Tullus  machte  daraus  ein  stehendes  Amt , bei 
dessen  Besetzung  er  dem  Volke  eine  bestimmte  Rolle  zuertlieilte. 
Daher  die  Unsicherheit  und  der  scheinbare  Widerspruch  der  Ueber- 


a)  S.  oben  S.  52  Anm.  a. 
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lieferung.  Eine  Spur  von  diesen  ältesten  Quästoren  findet  sich 
bei  Plutarch,  der  schon  unter  Romulus  Beamte  über  todeswür- 
dige Verbrechen  erwähnt.*) 

Einen  Theil  der  Ueberlieferung  über  die  Quästoren  haben 
wir  mit  einander  in  Uebereinstimmung  gebracht  und  daraus  wich- 
tige Ergebnisse  für  die  Geschichte  der  Quästur  sowohl  unter  den 
Königen  als  auch  unter  der  Republik  gewonnen.  Um  so  schär- 
fer tritt  der  Gegensatz  in  dem  andern  Theile  der  Ueberlieferung 
hervor.  Die  Quästoren  der  spätem  Republik  waren,  wie  be- 
kannt, nur  Beamte  des  Staatsschatzes.  Diese  Schatzquästoren 
leiten  ihrem  Ursprünge  und  ihrer  Einsetzung  nach  Zonaras  und 
Plutarch , ferner  Pomponius  und  Livius  aus  der  Republik  her. 
Damit  scheinen  unvereinbar  die  Zeugnisse  von  Tacitus  und  Ul- 
pian,  von  denen  jener  sie  aus  der  Königszeit  überhaupt,  dieser 
sogar  von  Romulus  und  Numa  ableitet.  Sie  deuten  keine  Ver- 
schiedenheit des  Amtes  an,  sondern  ihre  Darstellung  gewährt 
den  Eindruck,  als  habe  die  Quästur  in  ununterbrochener  Folge 
von  den  Königen  an  bis  in  die  spätesten  Zeiten  der  Kaiser  be- 
standen. Um  hierüber  zu  einem  richtigen  Urtheil , das  die 
Glaubwürdigkeit  keines  Zeugen  verwirft  , sondern  nur  eines  jeden 
Standpunkt  und  Anschauungsweise  klar  macht,  zu  gelangen, 
gehen  wir  von  dem  Namen  der  Quästoren  und  ihrem  Amte  aus. 

Es  giebt  in  der  classischen  Zeit  der  Republik  zwei  Aus- 
drücke, quaestor  uud  qaaesitor.  Sie  werden  durch  den  Sprach- 
gebrauch so  geschieden,  dass  die  Beamten  des  Staatsschatzes 
quaestorcs  hiessen,  diejenigen,  welche  strafrechtliche  Unter- 
suchungen und  die  Gerichte  leiten,  quaesitores  genannt  werden. 
Indessen  dieser  Sprachgebrauch  ist  nicht  fest:  auch  die  richter- 
lichen Beamten  heissen  quaestores,  umgekehrt  aber  die  Schatz- 
beamten nie  quaesitores.  Es  ist  ein  und  dasselbe  Wort , bei  dem 
nur  die  Gewohnheit  für  gewisse  Fälle  eine  bestimmte  Form 
wählte.39)  Das  Amt  eines  Schatzbeamten  heisst  quaestura,  da« 
Geschäft  des  richterlichen  quacstio : eine  Vertauschung  dieser  bei- 
den Ausdrücke  findet  nicht  statt  Es  ergiebt  sich  aus  diesem 


a)  Plutarch.  Rom.  20  Sütrjv  tptuyitv  napä  tot;  int  -tüv  tpovtxtäv 
ortLat. 
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Sprachgebrauche,  (biss  die  Quästoren  der  Königszeit,  wenn  sie 
von  den  erst  beim  Beginn  der  Republik  eingesetzten  Sclmtzbe- 
amten  ihren  Amtspflichten  nach  verschieden  waren , eine  richter- 
liche Behörde  gebildet  haben  können.  Der  Name  quaestores 
kommt,  wie  allgemein  anerkannt  wird,  von  quaerere  her  und 
Varro*)  sagt:  rdie  Quästoren  habeu  ihren  Namen  vom  Suchen, 
weil  sie  öffentliches  Geld  und  Verbrechen  zusammensuchen, 
welche  jetzt  die  III  viri  capitales  zusammensuchen.  Von  diesen 
sind  später  diejenigen  Quästoren  benannt  worden,  welche  die 
L ntersuchungsgerichte  leiteten.”  Diese  Erklärung  ist  in  doppelter 
Beziehung  von  neuern  Gelehrten  angegriffen  worden.40)  Der 
Name  Quästor,  sagt  man,  kann  nur  herkommen  vom  Aufsuchen 
der  Verbrechen:  er  mochte  später  uneigentlicher  und  ungeschick- 
ter Weise  auf  die  Schatzbeamten  übertragen  werden,  als  man 
für  sie  einen  Namen  suchte  und  keinen  passenderen  fand;  aber 
es  sei  unnatürlich  und  gezwungen,  ihn  von  dem  Aufsuchen  von 
Geldern  herzuleiten.  Damit  verwirft  man  auch  die  Erklärung, 
welche  Pomponiusb)  von  dem  Namen  der  Schatzquästoren  giebt. 
Wie  wenig  dieser  Tadel  gegründet  ist,  ergiebt  sich  aus  der  von 
uns  geschilderten  Entstehung  der  Schatzbeamten  unter  Publicola. 
In  der  spätem  Zeit  der  Republik  mochte  der  Name  „Aufsncher” 
für  die  Quästoren  nicht  passen,  für  Publicolas  Zeit  war  er  der 
richtige.  Es  wurde  eine  neue  Steuer  ausgeschrieben,  es  war  Beute 
gemacht  oder  wurde  erwartet  , es  sollten  umfangreiche  Güter  für 
den  Staatsschatz  eingezogen  werden:  in  allen  diesen  Fällen 
kommt  es  auf  das  Aufsuchen  von  Geld  an.  Man  denke  an  die 
ältesten  Zeiten,  wo  der  Staat  klein  und  die  Verhältnisse  einfach 
waren,  wo  diese  Beamten,  mit  Absicht  aus  jungen  Leuten  beste- 
hend, vielleicht  von  Haus  zu  Haus  umhergingen  und  persönlich 
alle  Geschäfte  ihres  Amtes  verrichteten:  dann  w'ird  man  finden, 
dass  der  Name  überaus  richtig  und  passend  war.  Man  behielt 


a)  Varro  de  ling.  lat.  V,  14  Quaestores  a quaerondo,  qui  conquirerent 
pnblicas  pecunias  et  malcficia,  quae  III  viri  capitales  nunc  conquirant. 
Ab  his  postea,  qui  quaestionum  iudicia  exercerent,  quaestores  dicti. 

b)  Pompon,  de  orig.  iur.  (Dig.  I,  2)  § 22  quaestores  dicti  ab  eo,  quod 
inquirendae  et  couservandae  pecuniae  causa  creati  sunt. 
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ihn  später  hei,  als  die  Verhältnisse  sich  erweitert  und  die  Ge- 
schäfte geändert  hatten.  Zweitens  fand  inan  es  undenkhar,  dass 
man  zwei,  ihrem  Wirkungskreise  nach  ganz  verschiedenen,  Be- 
amten einen  und  denselben  Namen  in  verschiedener  Bedeutung 
beigelegt  habe.  Dies  Bedenken  ist  nur  scheinbar  begründet. 
Viele  Namen  der  Römischen  Beamten  bestehen  aus  zwei  Thei- 
len,  einem  gleichsam  allgemeinen,  z.  B.  II vir,  III vir  u.  s.  w., 
praefectus,  curator,  und  einem  andern , welcher  den  besondern 
Amtskreis  anzeigt.  Aehnlich  ist  quaevtor  der  allgemeine  Name. 
Er  genügt,  sobald  es  nur  eine  Art  von  Quästoren  im  Staate 
giebt:  sind  mehrere  vorhanden,  so  wird  entweder  bei  allen  ver- 
schiedenen Arten  oder  bei  mehreren  die  besondere  Beschäftigung 
durch  einen  Zusatz  bezeichnet. 

In  der  aus  Varro  angeführten  Stelle  werden  drei  Arten  von 
Quästoren  angegeben.  Die  jüngsten  sind  die  Vorsteher  ordent- 
licher und  ausserordentlicher  Gerichte,  eigentlich  quaesitores  ge- 
nannt: sie  haben,  wie  er  bemerkt,  ihren  Namen  erhalten  von 
den  früheren  richterlichen  Beamten.  Dies  sind  diejenigen,  welche 
„die  Verbrechen  aufsuchen”,  die  dritte  Art  endlich  sind  die, 
welche  „öffentliche  Gelder  aufsuchen“.  Darnach  müssen  sich  die 
Vorsteher  der  Gerichte  und  die  richterlichen  Quästoren  der  Zeit 
nach  berühren,  aber  dergestalt,  dass  die  ersten  später  sind  und 
bei  ihrem  Eintritt  die  andern  entweder  verschwanden  oder  schon 
verschwunden  waren.  Nun  wissen  wir  von  einer  besondern  Gat- 
tung von  Quästoren,  welche  die  Leitung  von  Criminalgeriehten 
hatten  und  später  eingesetzt  wurden.  Pomponius*)  hat  von  der 
Errichtung  der  Volkstribunen,  der  Aedilen,  der  Schatzquästoren 
gesprochen,  und  zwar,  wie  wir  früher  gesehen,  die  geschicht- 
liche Reihenfolge  beobachtend.  Demnächst  berichtet  er  von 
quaestores  parricidii , deren  Amt  die  Leitung  von  Criminalpro- 
cessen  gewesen  sei.  Sie  müssen  also  nach,  höchstens  gleich- 
zeitig mit  den  Schatzquästoren,  447  v.  Ohr.,  eingesetzt  worden 


a)  Pompon.  Dig.  de  orig,  iuris  (1,  2)  §.  23  Et  quia,  ut  diximus,  de 
eapite  eivis  Romani  iniussu  populi  non  erat  lege  pennissum  consulibus  ius 
dicere,  propterea  quaestores  constituebantur  a populo,  qui  capitalibus  robus 
praeessent.  Hi  appellabantur  quaestores  parricidii,  quorum  etiain  meminit 
lex  Xll  tabulanuu. 
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sein.  Damit  stimmt  auch  die  von  Pomponius  angegebene  Ver- 
anlassung zur  Einsetzung,  das  Gesetz  über  den  persönlichen 
•Schutz  der  Römischen  Bürger,  das  ungefähr  um  jene  Zeit  er- 
lassen wurde:  es  widerspricht  auch  nicht  die  Erwähnung  dieser 
Quästoren  in  den  zwölf  Tafeln.  Man  kann  dieselbe  allerdings 
so  auffassen,  als  ob  sie  schon  vor  dieser  Gesetzgebung  bestan- 
den hätten  und  in  ihr  als  bestehend  erwähnt  wurden.  Allein 
eine  Nöthignng  zu  solcher  Auffassung  ist  nicht  vorhanden.  Eine 
Erwähnung  der  quaestores  parricidii  fand  auch  statt,  wenn  es 
in  den  zwölf  Tafeln  hiess,  sie  sollten  in  Zukunft  erwählt  werden 
und  bestimmte  Befugnisse  haben,  und  so  hat  Pomponius  seinen 
Ausdruck  sicherlich  gemeint;  denn  er  führte  diese  Quästoren 
nach  den  Schatzquästoren  auf  und  wir  sind  nicht  berechtigt, 
einen  andern  Sinn  in  seine  Worte  zu  legen  als  er  selbst  wollte. 

Um  die  angegebene  Zeit  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln 
berührten  sich  also  drei  Gattungen  von  Quästoren,  die  alten 
ehemals  königlichen,  die  447  v.  Ohr.  errichteten  Schatzquästoren 
und  die  qtiaeatorea  parricidii.  Jedoch  die  zuerst  genannten  hörten 
auf,  so  dass  nur  die  beiden  letzten  neben  einander  bestanden. 

Von  diesem  gleichzeitigen  Bestehen  giebt  auch  der  Umstand 
Zeugniss,  dass  mau  es  für  nöthig  erachtete,  durch  Hinzufugung 
eines  Beinamens  die  beiden  Arten  der  Quästoren  zu  scheiden: 
die  letzten  hiessen  parricidii  quaestores.  Selbst  dies  ist  bemer- 
kenswerth,  dass  mau  nur  der  einen  Art  einen  Beinamen  gab, 
die  andere  schlechtweg  mit  dem  allgemeinen  Namen  als  Quästo- 
ren bezeichnete.  Daraus  darf  man  folgern,  dass  sie  die  gewöhn- 
lichen, die  wichtigeren  w’aren,  an  die  Jedermann,  sobald  er  von 
Quästoren  hörte,  von  selber  dachte.  Die  Richtigkeit  dieser  Fol- 
gerung ergiebt  sich  aus  einer  Betrachtung  des  Amtes  der  quac- 
etfrres  parricidii.  Wenn  es  nach  Varro  seinen  Namen  von  dem 
der  früheren  königlichen  Quästoren  erhielt,  musste  es  mit  dem- 
selben eine  gewisse  Aehnlichkeit , aber  auch  eine  Verschieden- 
heit haben.  Diese  Verschiedenheit  in  der  Zeit  imd  der  Veran- 
lassung der  Entstehung  haben  wir  schon  bemerkt.  Aber  auch 
die  Art  der  Wahl  war  verschieden.  Denn  die  königlichen  wur- 
den von  den  Königen , später  von  den  Consuln , dagegen  diese 
quautom  parricidii  frei  und  selbständig  von  dem  Volke  er- 
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wählt.  Auch  die  Zahl  war  wahrscheinlich  nicht  dieselbe.  Denn 
der  königlichen  gab  es  immer  zwei,  die  letztem  wurden  ein- 
zeln erwählt,  konnten  es  wenigstens  werden.  Endlich  bildeten 
die  quaestores  parricidii  kein  stehendes,  jährliches  Amt,  son- 
dern wurden  gelegentlich  und  für  bestimmte  Zwecke  erwählt, 
nach  deren  Erfüllung  ihr  Amt  erlosch.  Dies  zeigt  unzweifelhaft 
der  Ausdruck  bei  Pomponius41)  und  beweist  auch  die  Nachricht 
über  sie  im  Auszuge  von  Festus  :*)  „Parricidii  quaestores  hiessen 
diejenigen,  welche  zur  Untersuchung  von  Capitalsachen  erwählt 
zu  werden  pflegten".  Man  kann  fragen,  weshalb  Tacitus  an 
der  oben”)  angeführten  Stelle,  wo  er  die  Geschichte  der  Quästo- 
ren von  ihrem  Ursprünge  an  schildert,  diese  quaestores  parrici- 
dii nicht  erwähne.  Auch  die  königlichen  Quästoren  waren  von 
den  spätem  durch  ihren  Wirkungskreis  verschieden:  in  seinem 
Stillschweigen  über  jene  andern  richterlichen  Beamten,  die  mit 
den  Schatzquästoren  gleichzeitig  bestanden , kann  man  einen  Feh- 
ler, eine  Art  von  Irrthum,  wenigstens  Mangel  an  Genauigkeit 
finden.  Ich  glaube,  er  hat  den  Grund  gehabt,  weil  die  quaesto- 
res parricidii , wie  wir  eben  gesehen,  nicht  stehende  Beamte, 
sondern  ausserordentlich  für  bestimmte  Geschäfte  vom  Volke 
Beauftragte  waren:  damit  fehlt  ihnen  das  wesentliche  Merkmal, 
das  zu  einem  Beamten  gehört.  Die.  Schatzquästoren  zu  Tacitus' 
Zeit  waren  regelmässig  und  jährlich  erwählt,  sie  hatten  eine  be- 
stimmte und  dauernde  Stellung  im  Staate:  sie  konnten  mit  den 
quaestores  parricidii , welche  zufällig,  für  kurze  Zeit  und  mit 
fest  bestimmtem  Aufträge  eingesetzt  wurden,  nicht  verglichen 
werden.  Wenn  aber  Tacitus  diesem  Grundsätze,  die  ausser- 
ordentlichen Beamten  nicht  zu  erwähnen,  folgte,  so  war  es  natür- 
lich, dass  er  auch  die  Schatzquästoren  von  Publicola  bis  447  v. 
Chr.  und  eben  so  die  frühesten  königlichen  Quästoren  überging. 
Denn  beide  waren  nicht  dauernde,  nicht  jährliche,  sondern 
ausserordentliche  Beamte. 

Die  Aehnlichkeit , welche  nach  Varros  Andeutung  zwischen 


a)  Paul.  Diac.  p.  221  Parrici(di)  quaestores  appellabantur,  qui  solebant 
ereari  causa  rerum  capitalium  quaerendarum. 

b)  S.  oben  S.  53  Anm.  a. 
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den  königlichen  Quästoren  und  den  quaestores parricidii  bestand, 
lag  in  dem  gleichen  Geschäftskreise,  in  der  gemeinsamen  rich- 
terlichen Thätigkeit  und  es  bezeichnet  sie  Varro,  indem  er  von 
den  ersteren  sagt,  ihr  Amt  sei  gewesen,  die  Verbrechen  aufzu- 
snchen.  Zu  demselben  Ergebniss  führt  auch  folgende  Erwägung. 
Quästoren  können,  wie  ihr  Name  besagt  und  die  Schriftsteller 
bei  dessen  Erklärung  angeben,  nur  ein  zwiefaches  Amt  haben, 
entweder  Schatzbeamte  sein  oder  r Aufsucher'’  von  Verbrechen. 
Wären  die  königlichen  Quästoren  Schatzbeamte  gewesen  oder 
batten  sie  nur  irgend  eine  Beziehung  zur  Verwaltung  öffentlicher 
Gelder  gehabt,  so  wäre  es  von  Publicola  thöricht  gewesen,  neue 
Beamte  dieser  Art  zu  gründen : er  hätte , wenn  er  jede  Betheili- 
gung an  den  öffentlichen  Geldern  ablehnen  wollte , die  Wahl  der 
Quästoren  von  den  Consuln  auf  das  Volk  übertragen  und  diesem 
die  volle  Selbständigkeit  bei  dem  Aufdnden  der  ihm  genehmen 
Personen  lassen  können.  Dass  er  neue  Beamte  schuf,  beweist 
die  verschiedene  Amtstätigkeit  der  früheren  Quästoren,  welche 
demnach  nur  eine  richterliche  sein  konnte.  Zur  vollen  Sicher- 
heit wird  dies  erhoben  durch  die  Nachrichten  aus  der  republi- 
ranischen  Zeit.  Bei  dem  Process  von  Sp.  Gassi  us , 48G  v.  Chr., 
wurden  zwei  Patricier  aus  den  vornehmsten  Geschlechtern,  K. 
Fabius  und  L.  Valerius  zu  Quästoren  ernannt:  sie  sollen  nach 
der  wahrscheinlichsten  Ueberliefening  den  gewesenen  Consul  an- 
geklagt, verurteilt  und  bestraft  haben.“)  Ferner  dieselben 
Quästoren  werden  erwähnt  beim  Process  des  falschen  Zeugen 
M.  Volscius,  durch  welchen  K.  Fabius  gestürzt  worden  war. 
Zuerst  459  v.  Chr.  waren  A.  Cornelius  und  Q.  Servilius  die 
Quästoren:  sie  setzen  dem  Angeklagten  einen  Termin  beim 
Volke,  können  aber,  gehindert  von  den  Volkstribunen,  nicht 


a)  Liv.  II,  41  propius  fidem  cst,  a quacstoribus  K.  Fabio  et  L.  Vale- 
ro dkm  dktam  perduellionis  damnatumque  populi  iudicio;  Cic.  de  rep. 

II.  35.  60  Sp.  Cassium  — qunestor  accusavit  eumque,  ut  audistis,  cum 
pater  in  ea  culpa  esse  coinpcrisse  se  dixisset.  cedente  populo  morte  ma- 
rtavit:  Dionys.  VIII.  77  Kafaoiv  «bäßio;  — xal  Afixtoc  OuaX^ptos  I1ojtXix<{- 
)i;  — TTj-v  xapue'jxixrjv  lyovx*;  i;oco<av  xaxa  xov  a öxAv  yp<5vov  xai 
xxw  txxXrjSi’av  suvdytiv  ‘ivrtc  X'iptoi,  xöv  üitaxeioavxa  iv  xul  Ttp^oScv  ivi- 
Ixiptov  Ka'asiov  — »if^yyEiXav  tij  xiv  6f,p.ov  ir.\  xypavvfSot  aixüf. 
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durchdringen.  Im  folgenden  .Jahre  sind  M.  Valerius  und  T. 
Quinctius  Capitolinus  Quästoren  und  sie  setzen  die  Verurteilung 
des  Angeklagten  durch.  •)  Hier  haben  wir  zweimal  zwei  Quästo- 
ren, mit  richterlichen  Befugnissen:  ihr  Amt  wechselt  jährlich : 
sie  verteidigen  die  Partei  der  Patrieier,  sind  also  von  denCon- 
suln  ernannt:  sie  sind  nicht  junge  Leute,  wie  es  die  Schatzbe- 
amten unter  Publicola  gewesen  sein  sollen;  der  eine  von  ihnen 
war  sogar  schon  dreimal  Consul  gewesen.  Dies  sind  also  die 
Quästoren,  von  deren  Existenz  im  Anfänge  der  Republik  Taci- 
tus  spricht,  dieselben,  welche  es  schon  unter  den  Königen  ge- 
geben, regelmässige  Beamte,  Gelmlfen  der  Könige  und  Consuln 
bei  der  Criminalgerichtsbarkeit,42)  Indessen  folgt  daraus  nicht, 
dass  sie  nicht  zuweilen  neben  ihrem  eigentlichen  Beruf  auch  an- 
dere Geschäfte  hätten  besorgen  können.  Wie  in  späterer  Zeit 
die  Schatzquästoren,  welche  den  Consuln  beigegeben  wurden, 
nicht  nur  die  Kriegskasse  führten,  sondern  auch,  sooft  es  nöthig 
war,  als  militärische  Gehülfen  oder  als  Verwaltungsbeamte  auf- 
traten: ebenso  musste  es  auch  mit  jenen  ältesten  Quästoren  der 
Fall  sein.  Ein  deutliches  Beispiel  der  Art  haben  wir  im  Jahre 
459  v.  Chr.,  in  dem,  wie  wir  gesehen,  T.  Quinctius  Capitolinus, 
ein  schon  berühmter  Feldherr,  richterlicher  Quästor  war  und  als 
solcher  sein  Amt  in  der  Stadt  führte.  Dennoch  wurde  er,  als 
der  Consul  Minucins  von  den  Aequern  eingeschlossen  war,  mit 
einer  eilig  aufgebotenen  Heeresabtheilung  den  Bedrängten  zu 
Hülfe  gesendet. b)  So  werden  die  Quästoren  öfters  den  Consuln 
zu  jeder  Art  von  Hülfsleistung  gedient  haben. 

Freilich  darf  man  aus  ihren  Befugnissen  während  der  Re- 
publik nicht  unmittelbar  auf  ihre  Stellung  unter  den  Königen 
schliessen.  Denn  das  Strafrecht  wurde  im  Begiune  des  Frei- 
staates sogleich  bedeutend  geändert.  Aber  eine  Aelmlichkeit  der 
Befugnisse  ist  sicher.  Die  Könige  waren  die  obersten  und  alleini- 
gen Richter:  sie  entschieden  entweder  persönlich  oder  durch  ihre 

a)  Liv.  111,  24  A.  Cornelius  et  Q.  Servilius  qnaestores  M.  Volseio.  quod 
falsus  haud  dubie  testis  in  Icaesonem  extitisset,  diem  dixenmt;  ibid.  c.  25 
Cum  M.  Valcrio,  M\  Valerii  filio,  Volesi  nepote,  quaestor  erat  T.  Quin- 
ctius Capitolinus,  qui  ter  consul  fuerat. 

b)  Dionys  X,  23. 
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Beauftragten,  indem  sie  sieh  jedoch  dabei  die  Oberaufsicht  über 
die  Rechtspflege  vorbehielten.  Demnach  waren  die  Quästoren 
wirklich  Richter:  sie  hatten  ihren  Beirath  und  sprachen  das 
l'rtheil,  von  dem  jedoch  Berufung  an  das  höhere  Gericht  des 
Königs  frei  stand.  Ausserdem  aber  hatten  sie  eine  Art  polizei- 
licher Aufsicht  in  der  Stadt  und  die  Pflicht,  die  Verbrechen  zu 
verhüten  und  die  Verbrecher  aufzusuchen.  Dies  besagt  ihr  Name, 
der,  wenngleich  er  später  vielleicht  nicht  mehr  mit  ihrer  Thä- 
tigkeit  in  vollkommenem  Einklang  stand,  doch  ursprünglich  in 
derselben  seine  Begründung  haben  musste.  Es  beweist  es  auch 
ihre  Vergleichung  mit  den  spätem  III  viri  capitale »,  welche  wir 
bei  Varro  gefunden  haben.  Nähere  Angaben  über  ihre  Geschäfte 
und  ihre  Stellung  unter  den  Königen  können  wir  bei  der  Unzu- 
länglichkeit der  Ueberlieferung  nicht  machen. 

Es  bleibt  noch  übrig,  auf  das  früher")  angeführte  Zeugniss 
von  Zonaras  zurückzukommen  und  zu  zeigen,  dass  es  mit  denen 
der  übrigen  Schriftsteller  übereinstimmt.  Er  erwähnt  die  Ent- 
stehung der  Schatzbeamten  unter  Publieola  mit  folgenden  Wor- 
ten: „zu  dieser  Zeit  begannen  zuerst  die  Schatzbeamten  erwählt 
zu  werden.  Man  nannte  sie  aber  Quästoren*’.  Daran  knüpft  er 
eine  Bemerkung  über  die  früheren  Quästoren:  „diese  pflegten 
anfangs  die  todeswürdigen  Verbrechen  abzuurtheilen,  woher  sie 
auch  diese  Benennung  wegen  der  Untersuchungen  bekommen 
haben”.  Dies  bezieht  sich  auf  die  Zeit  der  Könige  und  auf  ihre 
richterlichen  Geholfen,  welche,  wie  man  hieraus  sieht,  nur  den 
Namen  quaestores  hatten.  „Später  aber  bekamen  sie  auch  die 
Verwaltung  der  öffentlichen  Gelder  und  erhielten  den  Beinamen 
Schatzmeister”.  Diese  Worte  hat  man  zu  der  Behauptung  be- 
nutzt, ein  und  dieselben  Beamten  seien  Schatzmeister  und  Rich- 
ter gewesen,  hätten  also  zwei  verschiedene  Befugnisse  vereinigt. 
Ohne  Zweifel  kann  dieser  Sinn  in  ihnen  liegen;  aber  nothwen- 
dig  ist  es  nicht.  Sie  können  auch  bedeuten,  später  hätten, 
nicht  jene  schon  bestehenden  Quästoren,  sondern  andere,  über- 
haupt Quästoren  auch  die  Verwaltung  des  Schatzes  bekommen, 
nicht  dieselben  Beamten,  sondern  nur  Beamten  desselben  Namens. 


a)  S.  oben  S.  59  Amn.  a. 
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Diese  Erklärung  stimmt  mit  den  aus  den  andern  Schriftstellern 
stammenden  Berichten  und  ist  deshalb  die  richtige.  Neu  ist 
nur  die  Bemerkung  von  Zonaras , sie  hätten  den  Beinamen 
Schatzmeister  bekommen;  aber  sie  enthält  wahrscheinlich  eine 
begründete  Nachricht.  Wir  haben  oben  gesehen,  dass  seit  447 
v.  Ohr.,  als  es  zwei  Arten  von  Quästoren  gab,  die  regelmässig 
gewählten  Schatzquästoren  und  die  quaestores  parricidii,  die 
letztem,  als  die  seltnem,  einen  Beinamen  führten,  die  erstem 
dagegen  schlechtweg  Quästoren  hiessen.  In  der  Zeit  von  Publi- 
cola  bis  447  v.  dir.  gab  es  ebenfalls  zwei  Arten  Quästoren, 
ebenfalls  die  einen,  nämlich  die  alten  königlichen,  regelmässige 
Beamten,  die  andern  die  gelegentlich  gewählten  Schatzquästoren. 

Es  ist  sehr  glaublich,  dass  auch  in  diesem  Falle  jene  nur  den 
Namen  Quästoren,  diese  einen  Beinamen  hatten,  wie  Zonaras 
angiebt  Welches  dieser  Beiname  war,  sagt  derselbe  nicht. 
Man  pflegt  sie  jetzt  quaestores  aerarii  zu  nennen;  aber  ohne 
einen  alten  Gewährsmann  und  der  Beiname,  so  sehr  er  für  die 
regelmässigen  Quästoren  der  spätem  Republik  passend  ist,  war 
für  die  Publicolas  nicht  recht  geeignet.  Denn,  wie  das  Beispiel  der 
für  das  Leichenbegängniss  von  Menenius  Agrippa  gewählten») 
beweist  , standen  sie  zuweilen  im  Gegensatz  zu  dem  Staatsschatz. 
Wahrscheinlich  wurde  das  besondere  Geschäft,  zu  dem  sie  er- 
wählt waren,  im  Dativ  hinzugesetzt,  „Wiederum  in  späterer 
Zeit,  fährt  Zonaras  fort,  d.  h.  447  v.  Chr.,  wurden  die  Gerichte 
Andern  anvertraut jene  alte,  zuerst  königliche,  dann  eonsula- 
rische,  mit  den  Gerichten  beschäftigte  Quästur  hörte  auf;  „jene 
aber , d.  h.  Publicolas  Quästoren , waren  Verwalter  des  Schatzes”, 
wurden  ein  stehendes  Amt  und  pflanzten  sich  zu  den  allbekann- 
ten Quästoren  der  spätem  Republik  fort.  Die  quaestores  parri- 
cidii erwähnt  somit  Zonaras  nicht.43) 

Unsere  Untersuchung  über  die  Quästoren  ist  umfangreich 
geworden  und  hat  sich  weit  über  die  Grenzen  der  Königszeit 
ausgedehnt.  Aber  sie  war  nothwendig  bei  der  Meinungsverschie- 
denheit der  Gelehrten  und  der  Neigung  unserer  Zeit,  die  Ueber- 
lieferung,  ohne  auf  ihre  genaue  Erklärung  einzugehen,  leichthin 

a)  S.  oben  S.  67  Anm.  38. 
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als  nicht  glaubwürdig  zu  verwerfen.  Wir  fassen  die  Haupter- 
gebnisse kurz  zusammen.  Schon  die  ersten  beiden  Könige,  Ku- 
mulus und  Numa,  erwählten  als  Geholfen  in  ihrem  Richteramte 
zuweilen  zwei  Beamte  unter  einem  uns  nicht  bekannten  Namen. 

Tullus  Hostilius  schuf  daraus  ein  stehendes  Amt  unter  dem 
Namen  Quästoren,  dessen  Dauer  indessen  nicht  jährlich  war, 
sondern  nach  dem  Belieben  der  Könige  beendet  wurde:  die  Quä- 
storen erwählte  der  König,  Hess  sie  aber  dann  durch  ein  Curiat- 
gesetz  von  der  Volksversammlung  bestätigen.  Die  Consuln  uach 
Vertreibung  der  Könige  wählten  sich  ebenfalls  Quästoren  und 
liesseu  sie  bestätigen : ausser  einer  ausgedehnteren  Wirksamkeit 
als  Richter  war  der  einzige  Unterschied  gegen  früher,  dass  die 
Quästoren,  wie  die  Consuln  selbst,  jährlich  wechselten.  Daneben 
entstanden  durch  Publieola  im  ersten  Jahre  der  Republik  andere 
Quästoren,  als  Beamte  für  öffentliche  Gelder  und  Güter:  sie 
worden  ausserordentlich  vom  Volke  für  bestimmte  Bedürfnisse 
erwählt  und  hatten  von  denselben  wahrscheinlich  einen  Beinamen : 
ihr  Amt  war  weder  jährlich  noch  dauernd.  So  gingen  diese 
beiden  Aemter,  das  eine  ein  ordentliches,  das  andere  ein  ausser- 
ordentliches, neben  einander  fort  bis  zur  Einsetzung  der  Zehn- 
männer,  welche  für  die  Abfassung  von  schriftlichen  Gesetzen 
»mannt  wurden.  Mit  ihnen  hörten  bekanntlich  alle  andern  Aem- 
ter auf,  also  auch  beule  Arten  von  Quästoren.  Nach  deren  Ab- 
setzung und  Bestrafung  wurde  zwar  die  alte  Verfassung  wieder 
bergestellt,  aber  doch  die  Gewalt  der  Consuln,  namentlich  die 
richterliche,  sehr  beschränkt.  Damit  hörte  das  Bedürfhiss  zu 
Quästoren , als  richterlichen  Gehülfen  der  Consuln , auf  und  dies 
Amt  wurde  nicht  wieder  hergestellt.  Dagegen  die  Schatzquästur 
wurde  ein  ordentliches  Amt:  jährlich  wurden  vom  Jahre  447  v. 

Chr.  an  vom  Volke  zwei  Gehülfen  für  die  Consuln  im  Kriege 
erwählt,  welche,  weil  kein  Amt  gleichen  Namens  neben  ihnen 
bestand,  fortan  nur  quaeatores  hiessen.  Für  die  Gerichtsbarkeit 
des  Volkes  aber  wurden  von  demselben  Zeitpunkte  au  ausser- 
ordentlich für  einzelne  Fälle  quaeatores  parricidii  erwählt:  wir 
werden  später  über  sie  ausführlicher  zu  sprechen  haben.  Im 
Jahre  402  v.  Chr.  wurde  die  Zahl  der  Schatzquästoren  verdop- 
pelt und  sie  verblieben  am  Ende,  da  die  quaeatores  parricidii 
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allraälig  entgingen,  die  einzigen  Beamten  ihres  Namens  im 
Staate,  nur  dass  derselbe  noch  als  Geschäftsname  auf  die  Vor- 
steher der  Geschworengerichte  angewendet  wurde. 

Aus  dieser  Darstellung  ergiebt  sich  unsere  Stellung  zu  den 
Zeugnissen  der  alten  Schriftsteller  über  die  Quästoren:  wir  er- 
kennen sie  selbst  bis  in  die  Einzelheiten  als  richtig  und  wohl 
begründet  au.  Auch  Tacitus  in  seiner  Geschichte  der  Quästur 
ist  genügend  erklärt.  Er  konnte  mit  vollem  Rechte  die  Quästur 
als  stehendes  Amt  von  den  Königen  bis  zu  seiner  Zeit  fortführen, 
ohne  auf  die  Verschiedenheit  der  Amtspflichten , welche  mit  der- 
selben vor  und  nach  447  v.  Chr.  verbunden  waren , Rücksicht 
zu  nehmen.  Er  wusste,  welche  Veränderungen  mit  allen  repu- 
blicauischen  Aemteru  im  Laufe  der  Zeit,  besonders  durch  den 
Uebergang  zur  Monarchie,  nicht  nur  in  Bezug  auf  ihre  Wichtig- 
heit,  sondern  auch  in  der  Art  ihrer  Amtstätigkeit  vorgegangen 
waren,  und  namentlich  hatte  die  Quästur  solchen  Wechsel  er- 
fahren. Dennoch  fiel  es  keinem  Römer  ein,  die  Aemter  auch 
der  späteu  Kaiserzeit  nicht  in  unmittelbarem  Zusammenhänge 
von  denen  der  frühesten  Republik  herzuleiten.  Aber  mit  gleichem 
Rechte  durften  andere,  nicht  minder  zuverlässige  Schriftsteller 
die  richterliche  Quästur  von  der  Schatzquästur  scheiden  und  für 
diese  bald  das  erste  Jahr  der  Republik,  bald  die  Zeit  der  Zehn- 
männer, für  jene  bald  die  Könige,  bald  ebenfalls  die  Zehnmän- 
ner als  Anfangspunkt  angeben.  Es  sind  verschiedene  Gesichts- 
punkte, welche  die  einzelnen  Gewährsmänner  wählen:  sie  zn 
vereinen,  nicht  den  einen  oder  den  andern  zu  verwerfen  ist  die 
Aufgabe  und  diejenige  Darstellung  ist  die  richtige,  bei  welcher 
diese  Vereinigung  vollständig  gelungen  ist.44) 


Sechstes  Capitel. 

Berufung  an  das  Volk.  Freiwilliges  Zugeständnis  der  Könige. 
Allgemeines  Verhältnis  derselben.  Art  der  Entstehung. 

• Die  Ueberlieferung  stellt  die  Römischen  Könige  als  Anfang-« 
in  jeder  Hinsicht  unumschränkt  hin,  lässt  sie  dann  freiwillig 
andere  Staatsgewalten  neben  sich  schaffen  und  freiwillig  an  tlie- 
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selben  einzelne  Zweige  ihrer  Gewalt  abtreten,  jedoch  immer  so, 
dass  den  Königen  selber  die  höchste  Würde  und  die  Oberhoheit 
öl»er  den  Staat  erhalten  bleibt.  Romulus  gründet  den  Senat 
und  weist  ihm  bestimmte  Befugnisse  zu,  richtet  ihn  aber  dennoch 
so  ein,  dass  nur  der  König  ihn  beruft,  ihn  befragt,  seine  Be- 
schlüsse, wenn  er  sie  billigt,  ausführt.  Romulus  richtet  auch 
die  Volksversammlung  ein.  Freiwillig  holen  von  ihr  die  folgen- 
den Könige  die  Bestätigung  ihrer  Wahl  ein:  freiwillig  legen  sie 
dem  Volke  das  Recht  bei,  Gesetze,  welche  der  König  vorlegt, 
anzuuehmen,  über  Krieg  und  Frieden,  wenn  der  König  fragt, 
zu  beschliessen.  Aehnlich  ist  es,  wie  wir  gesehen*);"  mit  der 
richterlichen  Gewalt  der  Könige  gegangen.  Sie  war  unumschränkt; 
aber  freiwillig  Hessen  die  Könige  ihre  richterlichen  Geholfen 
durch  das  Volk  bestätigen,  freiwillig  schränkten  sie  durch  Ge- 
setze, welche  sie  gaben,  die  Freiheit  ihrer  Urtheile  ein,  freiwil- 
lig gab  Servius  Tullius  die  ganze  Civilgerichtsbarkeit  auf.  Der 
gerechtfertigte  Schluss  hieraus  ist,  dass  auf  gleiche  Weise  die 
Könige  freiwillig  die  Berufung  an  die  Volksversammlung  geschaf- 
fen und  dieselbe  so  eingerichtet  haben,  dass  sie  ihrer  Würde 
und  ihrer  Aufsicht  über  das  Recht  nichts  vergaben.  Von  dieser 
Berufung  an  das  Volk,  der  Provocation,  ist  uns  unter  den  Köni- 
gen nur  ein  Fall  überliefert;  aber  dieser  Fall  ist  der  Ausgangs- 
punkt geworden  für  die  Entwickelung  der  Provocation,  welche 
später  in  der  Republik  die  höchste  Wichtigkeit  gewann;  es  ist 
deshalb  eine  ausführliche  Erörterung  nötliig. 

Das  Wort  provocatio  bedeutet  die  an  den  Gegner  erlassene 
Aufforderung,  sich  zur  Entscheidung  des  Streites  vor  einen  an- 
dern Richter  zu  begeben,  unterscheidet  sich  also  wesentlich  von 
appellatio,  der  Anrufung  eines  mit  der  Macht  zum  Helfen  ver- 
sehenen Richters,  den  man  wegen  erlittenen  Unrechtes  zu  Hülfe 
ruft.  Es  kann  daher  eine  pt'ovocatio  an  alle  diejenigen  stattfin- 
den, welche  die  Macht  haben  ein  entscheidendes  Urtheil  zu  er- 
lassen; vorzugsweise  indessen  wird  der  Ausdruck  von  der  Be- 
rufung an  das  Volk  gebraucht,45)  Auf  ihr  beruhte  in  der  repu- 
blicanischen  Zeit  die  Freiheit  des  Römischen  Bürgers,  sie  wird 


a)  Vergleiche  oben  S.  42  flgd. 
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als  Schutz  gegen  Beamten  will  kür,  als  sicherste  Gewährleistung 
einer  unparteiischen  Gerechtigkeit  gepriesen.  Sie  bestand  aber 
auch  schon  zur  Zeit  der  Könige.  Dies  war  früher  bei  den  Ge- 
lehrten bestritten46);  seit  man  Ciceros  Bücher  über  den  Staat 
aufgefunden  hat,  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein.  Cicero  erwähnt 
den  Freiheitssinn,  der  nach  Vertreibung  der  Könige  in  Rom  ge- 
herrscht und  den  Consul  Valerius  Publicola  theils  zu  andern 
Massregeln,  ganz  besonders  aber  zu  seinem  Gesetze  über  die 
Berufung  an  das  Volk  veranlasst  habe : er  fährt  dann  fort:  „Dass 
aber  eine  Berufung  an  das  Volk  auch  von  den  Königen  stattge- 
fuuden  hat,  beweisen  die  priesterlichen  Schriften,  deuten  auch 
die  der  Augurn  an“.")  Wir  kennen  die  von  Cicero  angeführten 
Quellen  nicht  genauer,  aber  wahrscheinlich  handelten  die  prie- 
sterlichen Schriften  von  der  Berufung  an  das  Volk,  weil  sie  über- 
haupt das  alte  Gerichtsverfahren  darstellten,  und  die  Augural- 
bücher  berührten  sie,  weil  sie  über  die  Auspicien  der  Volksver- 
sammlungen, in  denen  Berufungen  vorkamen,  handelten.  Einen 
Grund,  Ciceros  Nachricht  zu  bezweifeln,  giebt  es  nicht. 

Indessen  kann  es  dessen  Meinung  nicht  sein,  die  Berufung 
an  das  Volk  habe  unter  den  Königen  denselben  Umfang  und  die- 
selbe Bedeutung  gehabt,  wie  später  in  der  Republik.  Seine 
Worte:  „auch  von  den  Königen  habe  es  Berufung  au  das  Volk 
gegeben”  besagen  nur , die  Provocation  in  der  Königszeit  sei  ge- 
wissermassen  der  spätem  ähnlich  gewesen , ihr  Ursprung  sei  von 
jener  Zeit  herzuleiten:  er  bemerkt  dies  als  eine  Merkwürdigkeit. 
mit  einer  Art  von  Verwunderung  und  hält  es  für  nöthig,  seine 
Bemerkung  durch  Anführung  von  Urkunden  zu  begründen. 
Dass  die  spätere  Berufung  an  das  Volk  unter  den  Königen  noch 
nicht  bestand , geht  ans  andern  Zeugnissen  deutlich  hervor. 
Pomponius  spgt  nach  Erwähnung  der  ersten  Cousuln : „damit  sie 
nicht  durchweg  eine  königliche  Macht  für  sich  in  Anspruch  neh- 
men möchten,  bestimmte  man  durch  ein  Gesetz,  dass  von  ihnen 


a)  Cic.  de  rep.  II,  31,  54  Provocationem  auteiu  etiaro  a regibus  fuis»*» 
declaraut  pontifieii  libri,  signifikant  nostri  ctiam  augurales.  Aus  dieser 
Stelle  wiederholt  Seneca  cpist.  108  diese  Bemerkung,  fügt  auch  die  gleich^. 
Ansicht  anderer  Alterthumsforscher  hinzu. 
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Berufung  stattfinden  sollte  und  dass  sie  gegen  das  eaput  eines 
Römischen  Börgers  nicht  ohne  Befehl  des  Volkes  verfahren  durf- 
ten."*) Also  die  oonsularisehe  und  die  königliche  Macht  unter- 
schieden sich  dadurch,  dass  von  jener  Berufung  an  das  Volk 
stattfand,  von  dieser  nicht.  Will  man  diese  Nachricht  mit  der 
Ciceros  vereinen,  so  muss  die  Berufung  von  den  Königen  der 
Art  gewesen  sein,  dass  ihre  Macht  dadurch  nicht  eingeschränkt 
wurde.  Wie  durch  die  königlichen  Gesetze  keine  unbedingte  Be- 
schränkung der  Könige1*),  sondern  nur  eine  festgesetzte  Normfürihre 
Entscheidungen  eintrat,  ebeuso  muss  es  mit  der  Berufung  an  das 
Volk  gewesen  sein.  Damit  stimmt  auch  die  Ueberlieferung  über 
die  Dictatur.  Man  beabsichtigte  damit  eine  der  königlichen  gleiche 
Gewalt  zu  schaffen'),  und  der  Grund,  weshalb  man  sie  schäften 
wollte,  war,  wie  Dionysius  sagt,  das  Valerisehe  Gesetz  über  die 
Berufung  an  das  Volk,  wodurch  die  Macht  der  Consulu  ge- 
schwächt und  zur  Entfaltung  von  Kraft  nach  innen  und  aussen 
unfähig  gemacht  wurde. d)  Also  'der  Dictator  wurde  von  diesem 
Gesetze  befreit:  er  konnte  urtheilen  und  tödten,  in  der  Stadt 
uml  im  Felde,  den  höchsten  wie  den  niedrigsten  Bürger:  Nie- 
mand durfte  ihn  anklagen,  ihm  Widerstand  leisten,  selbst  nicht 
die  Volkstribunen.  Es  gab  von  ihm  keine  Berufung  und  durch 
diese  Befugniss  stand  er  den  Königen  gleich.')  Als  äusseres 


a)  Pompon,  de  orig.  iur.  (Dig.  I,  2)  §.  16  Exactis  deinde  regibus  con- 
sules  constituti  sunt  duo,  penes  quos  summurn  ius  uti  esset,  lege  rogatuui 
est,  — qui  tarnen  ne  per  oninia  regiam  potcstatem  sibi  vindicarent,  lege 
lata  factum  est,  ut  ab  eis  provocatio  esset  neve  possent  in  eaput  eivis 
Romani  animadvertere  iniussu  |>opuli. 

b)  S.  oben  S.  23. 

c)  Cic.  de  rep.  II,  31,  56  Atque  bis  temporibus  dictator  etiani  est  in- 
sthutus  — T.  Larcius  novumque  id  genus  imperii  Visum  est  et  proxiiuum 
similitudini  regiae. 

d)  Dionys.  Vr,  70  ~i  o’  avafxaoavxa  aöxijv  (xijv  ßouX^v)  irrt  xtp  xaxaXöoai 

■an  xopawixöv  ro'Xipov  aö8a(ptxov  uxopttvai  xopawfSa , noXXd  piv  xai  äXXa 
t,v,  öxrfp  aixavxa  ii  & X'jpu>8ti;  iep’  £vö;  xöiv  üjtdxtuv  floicXIoo  (KtaXtplou, 
xoj  xXr(8iVxos  HoTtXix'iXa,  viJjxoc.  ixepl  ou  xax’  apyi«  3xt  xä;  xu>v  ü- 

~i-mi  yvtupat  ixjpo'Jj  , pöj  xiucupciiHai  'Ptupialu)'/  xiv<i  -pö  Hxtfi 

mxpfia;  u.  s.  W. 

e)  Man  sehe  die  längen*  Stelle  bei  Zon.  VII,  13,  wo  die  Aehnlichkeit 
mit  der  königlichen  Macht  genau  angegeben  und  die  Befugnisse  des  Dicta- 
tors  aufgezählt  werden. 

6 ..  . 
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Zeichen  dieser  obersten,  unbeschränkten  Gerichtsbarkeit  hatte 
der  Dictator  die  Beile  der  Fasces  in  der  Stadt.  Danach  muss 
man  annehmen,  dass  es  unter  den  Königen  keine  Berufung  an 
das  Volk  gab:  soll  es  sie  dennoch  gegeben  haben,  so  muss  sie 
anderer  Art  als  unter  der  Republik,  muss  sogewesen  sein,  dass 
sie  die  richterliche  Macht  der  Könige  nicht  beschränkte.47) 

Also  eine  irrige  Annahme  ist  es,  die  Berufung  an  das  Volk 
habe  vom  Anbeginn  des  Staates  eines  der  Grundrechte  der  Rö- 
mischen Bürgerschaft  gebildet.48)  Sie  widerspricht  den  eben 
angeführten  Zeugnissen,  welche  ausdrücklich  eine  Berufung  von 
den  Königen  in  Abrede  stellen,  und  zwar  nicht  gelegentlich, 
sondern  in  einer  nur  zu  diesem  Zweck  angestellten  Untersuchung: 
Zeugnisse,  die,  wenn  nicht  jene  Aeusserung  Cieeros  vorhanden 
wäre,  hinreichen  würden,  die  Berufung  an  das  Volk  unter  den 
Königen  zu  läugnen.  Jene  Annahme  widerspricht  aber  auch  der 
gesummten  Ueberlieferung  über  die  Königszeit;  denn  diese  kennt 
weder  unter  den  Befugnissen  der  Volksversammlung  das  Recht, 
auf  Berufung  zu  entscheiden,  noch  bei  der  königlichen  Macht 
eine  Beschränkung  derselben  durch  die  Erlaubnis  der  Berufung.*) 
Endlich  steht  es  durch  die  bestimmten  Zeugnisse  von  Dionysius, 
Cicero  und  Liviusb)  fest,  dass  unter  Tullus  Hostilius  zuerst  die 
Volksversammlung  in  einem  Gerichte  über  Leben  und  Tod  ent- 
schieden hat.  Also  von  einem  Grundrechte  des  Römischen  Vol- 
kes kann  nicht  die  Rede  sein:  unter  Romulus  und  Noma  hat  es 
keine  Berufung  an  das  Volk  irgend  einer  Art  gegeben,  von  Tul- 
lus an  bis  zur  Einführung  der  Republik  konnte  es  nur  eine 
solche  geben , welche  die  Gewalt  der  Könige  nicht  beeinträchtigte. 

Es  entsteht  die  Frage,  wie  diejenigen  Fälle,  in  denen  Be- 
rufung an  das  Volk  stattfand,  von  denen  gesondert  werden  konn- 
ten, in  welchen  sie  nicht  erlaubt  war.  Man  könnte  die  Grenzen 
anuehmen  nach  der  Verschiedenheit  der  Gewalten,  welche  die 

a)  Man  sehe  die  classischc  Stelle  von  Dionys.  11,  14  über  die  Befug- 
nisse der  drei  Staatsgewalten,  des  Königs,  des  Senates,  der  Volksver- 
sammlung. 

b)  Dionys.  111,  22,  welche  Stelle  wir  später  anführen  werden;  ebenso 
Liv.  VIII,  33.  Cic.  p.  Mil.  3,  7 In  qua  tandem  urbe  hoc  homines  stnltissimi 
disputant?  Nempe  in  ea,  quae  prim  um  iudicium  de  capite  vidit  P.  Horatii. 
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Könige  in  sieh  vereinten.  Denn  z.  B.  die  Kriegsgewalt  w'ar 
frei  von  aller  Berufung  und  ist  es,  so  lange  der  Staat  bestand, 
immer  geblieben.  Die  Könige  hatten  aber  nicht  nur  richterliche, 
sondern  auch  Zwangsgewalt,  vermöge  deren  sie  ihren  Befehlen 
Gehorsam  verschafften.  Zwar  werden  diese  Gewalten  nach  Römi- 
scher Anschauung  sonst  nicht  getrennt,  nehmen  wir  indessen 
diese  Unterscheidung  an.  Die  Zwangsgewalt  wird,  wenn  auch 
immerhin  mit  einem  Beirath,  dennoch  freier  geübt  und  kann  eher 
zu  Willkürlichkeiten  Anlass  geben  als  die  richterliche,  die  nicht 
nur  an  einen  Beirath  und  feste  Formen  gebunden  ist,  sondern 
auch  Anklage,  Vertheidigung,  Abhörung  von  Zeugen,  endlich 
Beobachtung  der  für  jedes  Verbrechen  herkömmlichen  Gesetze 
voraussetzt.  Dennoch  darf  man  sich  nicht  die  Berufung  an  das 
Volk  bei  jener  gestattet,  bei  dieser  nicht  gestattet  denken.  Denn 
das  einzige  durch  Ueberlieferung  auf  uns  gekommene  Beispiel 
findet  sich  gerade  bei  der  richterlichen  Gewalt  der  Könige.  Fer- 
ner Livius  erzählt  zum  Jahre  494  v.  dir.  von  der  Widersetz- 
lichkeit der  Plebs,  welche  sich  Kriegsdienste  zu  thun  weigerte. 
Den  Grund  der  Widersetzlichkeit  findet  in  der  darauf  folgenden 
Senatssitzung  der  für  Strenge  stimmende  Patricier  Appius  Clau- 
dius in  der  Berufung  an  das  Volk:*)  die  Consuln  könnten  nicht 
mehr  strafen,  sondern  nur  drohen.  Es  wird,  um  diesem  Un- 
gehorsam abzuhelfen,  ein  Dictator  erwählt,  dessen  Gewralt  der 
Provocation  nicht  unterworfen  und  die  alte  königliche  war.  Hier- 
aus ergiebt  sich  mittelbar,  dass  die  Könige  in  ihrer  Zwangsge- 
walt nicht  durch  Berufung  an  das  Volk  beschränkt  waren.  Aus- 
drücklicher noch  lässt  dies  Dionysius b)  denselben  Appius  sagen. 
Hieraus  muss  man  den  Schluss  ziehen,  dass  es  bei  der  Einführung 
der  Provocation  unter  den  Königen  nicht  auf  Beschränkung  et  waiger 


a)  Liv.  II,  29  lässt  ihn  so  sprechen:  Id  adeo  malum  ex  provocatioue 
natum.  Quippe  niinas  esse  consulum,  non  imperium,  ubi  ad  eos,  qui  uua 
peecaverint , provoeare  liceat.  Agedum,  inquit , dictatorem , a quo  provo- 
catio  non  est , creemus.  — Pulset  tum  mihi  lictorem , qui  seiet , ius  de  tergo 
vitaque  sua  penes  unum  illum  esse,  cuius  maiestatem  violarit, 

b)  Dionys.  VI,  24  Kal  fdp  vüv  — n^pa  toü  piitploo  xpj'ptöoi  — ttüv  l e 
awjvi  -rquopnüv,  atj  ixoXä'o'no  btt’  ai>T<üv,  ircitt  pq  zx/tui;  br.r^cz^- 

miv  zi  tiöv  texarrofilvojv , O.rifttpot  ytyovdrtc. 

D * 
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Willkür  ankam49)  und  ferner,  dass  dieselbe,  da  sie  überhaupt 
die  königliche  Gewalt  nicht  mindern  sollte,  nur  bei  dem  Rieb" 
teramte  gestattet  war. 

Von  den  Privatstreitigkeiten  der  Bürger  unter  einander 
kann  nicht  die  Rede  sein ; denn  über  solche  hat  das  Volk  nie 
entschieden.  Aber  auch  nicht  in  allen  strafrechtlichen  Processen 
konnte  es  zum  Richten  berufen  werden.  Soll  man  nun  unter 
diesen  einen  Unterschied  annehmen  nach  der  Verschiedenheit  der 
Strafen,  so  dass  geringere  Strafen  ohne  Berufung  an  das  Volk 
gewesen  wären , Lebensstrafen  aber  derselben  unterlegen  hätten? 
oder  nach  der  Verschiedenheit  der  Verbrechen,  so  dass,  um 
neuere  Begriffe  anzuwenden,  gemeine  Verbrechen  nicht  vor  das 
Volk  kamen,  solche  aber,  die  sich  auf  die  Sicherheit  des  Königs 
oder  Staates  bezogen,  durch  Provocation  entschieden  wurden? 
Es  konnte  im  Interesse  des  Staates  liegen,  selbst  der  König 
konnte  der  Unparteilichkeit  halber  wünschen,  dass  öffentliche 
oder,  so  zu  sagen,  politische  Verbrechen  vor  das  Volk  gebracht 
wurden.  Dennoch  würde  dies  dem  Römischen  Geiste  wider- 
sprechen: auch  später  unter  der  Republik  ist  ein  solcher  Unter- 
schied der  Verbrechen  nie  thatsächlich  hervorgetreten.  Der 
König,  wissen  wir,  entschied  über  die  schwersten  und  über  po- 
litische Verbrechen  selbständig,  ohne  seine  Befugnisse  zu  über- 
schreiten. Von  Tarquinius  dem  Uebermüthigen  berichtet  Livius,») 
er  hätte  Entscheidungen  über  todes würdige  Verbrechen  für  sich 
allein,  ohne  Beirath,  gefällt  und  auf  diese  Weise  nicht  nur  Ver- 
dächtige oder  offenbare  Widersacher,  sondern  auch  Wohlhabende, 
deren  Güter  er  dann  einfcng,  tödten,  in  die  Verbannung  jagen, 
ihrer  Habe  berauben  können.  Hier  handelt  es  sich  um  Ver- 
brechen gegen  König  und  Staat,  und  die  Ueberlieferuug  tadelte, 
dass  der  König  über  sie  allein  geurtheilt,  nicht  dass  er  die  von 
ihnen  eingelegte  Berufung  an  das  Volk  unbeachtet  gelassen  hätte. 

Noch  eine  andere  Erwägung  muss  mau  anstellen.  Die  Be- 
rufung fand  mi  das  Volk  statt,  das  Volk  aber  kann  sich  nach 

a)  Liv.  I,  49  cognitioues  cupitalium  re  rum  sine  consiliis  per  sc  solus  exer- 
cebat  peri|ue  eam  causam  ocoidere,  in  exilium  agere,  bouis  multare  poterat 
non  suspectos  modo  aut  invisos,  sed  unde  nihil  aliud  quam  praedain  spc- 
rare  posset. 
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feststehender  Römischer  Sitte  nicht  anders  versammeln,  nicht 
anders  irgend  eine  Entscheidung  fassen  als  unter  Vorsitz  eines 
Beamten.  In  der  Königszeit  war  dies  der  König  seihst,  dann 
der  tribunua  celerum,  der  indess  mit  der  Gerichtsbarkeit  wenig 
zu  schaffen  hat.  Die  Quästoren  haben  in  republicanischer  Zeit 
allerdings  die  Befugniss,  eine  Volksversammlung  zu  berufen,  zu 
dem  Zwecke,  um  über  Gerichtssachen  abstimmen  zu  lassen:  dass 
sie  dieselbe  aber  unter  den  Königen  gehabt  , ist  nicht  bezeugt, 
auch  nicht  wahrscheinlich.  Man  müsste  sonst  eine  regelmässige 
und  ausgedehnte  Berufung  an  das  Volk  annehmen,  die  es  unmöglich 
gegeben  haben  kann.  Indessen  selbst  wenn  die  Quästoren  das 
Recht  einer  richterlichen  Volksversammlung  hatten,  so  standen 
sie  doch  in  Abhängigkeit  von  den  Königen  und  konnten  es  nur 
unter  Zustimmung  und  mit  Erlaubuiss  derselben  ausüben.  So 
kommt  man  immer  wieder  auf  die  Erlaubnis  des  Königs  zurück. 
Von  ihr  allein,  ohne  Unterschied  der  Processe,  hing  es  ab,  ob 
und  wann  eine  Berufung  an  das  Volk  eintreten  sollte.  Tarqui- 
nins  der  Uebermüthige  wird  sie  schwerlich  zugelassen  haben  und 
konnte  dennoch  deshalb  nicht  einmal  getadelt  werden.  Zu  die- 
ser Ansicht  über  die  Provocation  unter  den  Königen  sind  auch 
die  meisten  der  neuem  Gelehrten  gelangt:50)  nur  einige,  welche 
überhaupt  der  königlichen  Macht  in  einem  Wahlreiche  eine  ge- 
ringe Ausdehnung  zuschreiben  zu  dürfen  glaubten,  haben  durch- 
gängige Beratung  an  das  Volk  als  mit  derselben  verträglich  an- 
gesehen. 

Nach  dieser  von  uns  entwickelten  und  durch  die  Zeugnisse 
der  Schriftsteller  beglaubigten  Anschauung  von  der  Provocation 
unter  den  Königen  wird  die  früher  ■)  angeführte  Stelle  von  Ci- 
cero etwas  anders  aufzufassen  sein,  als  man  nach  den  Worten  zu 
thun  geneigt  ist.  Er  sagt  „es  gab  Berufung  auch  von  den  Kö- 
nigen.“ Das  kann  nicht  heissen,  zuerst  hätten  die  Könige  ihr 
l'rtheil  gesprochen  und  daim  hätte  es  den  Verurtheilten  freige- 
standen, von  diesem  Urtheil  Berufung  an  das  Volk  eiuzulegen. 
Da  es  in  dem  freien  Willen  des  Königs  stand,  ob  er  die  Beru- 
fung gestatten  wollte  oder  nicht,  so  konnte  derselbe  ein  solches 


a)  S.  oben  S.  80  Note  u. 
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Verfahren,  durch  welches  seine  Macht  sehr  eingeschränkt  wurde, 
nicht  zulassen.  Ja,  es  war  sogar  an  sich  unausführbar.  Ange- 
nommen, der  König  hätte  zuerst  entschieden,  dann  hätte  die 
Volksversammlung  das  Endurtheil  abgeben  sollen.  Sie  musste 
dazu  von  einem  Beamten  berufen  und  geleitet  werden,  d.  h.  vom 
Könige  selbst;  denn  ein  von  diesem  ernannter  Beamter  konnte 
doch  nicht  über  seinen  Oberen , konnte  in  keinem  Falle  selbst- 
ständig urtheilen.  Der  Vorsitzende  einer  Volksversammlung  aber 
hat  die  ausgedehntesten  Befugnisse,  nicht  nur  in  Bezug  auf  die 
Ansetzung  des  Termines,  sondern  auch  auf  die  ganze  Führung 
des  Processes:  er  spricht  endlich  selber  das  Urtheil.  Welchen 
Sinn  hätte  es  nun  gehabt,  wenn  bei  der  Berufung  an  das  Volk 
der  König  über  den  König  als  ersten  Richter  geurtheilt  hätte? 
Ein  solches  Verhältniss  war  unmöglich  und  findet  sich  auch  nicht 
in  dem  uns  durch  genaue  Ueberlieferung  bekannten  einzigen 
Beispiele  einer  Berufung  an  das  Volk  unter  den  Königen.  Ci- 
cero hat  also  seinen  Ausdruck  „Berufung  von  den  Königen 
eben  so  gebraucht,  wie  man  in  der  Republik  von  einer  Beru- 
fung von  den  Consuln  sprach:  worin  ebenfalls  nicht  lag,  dass 
zuerst  der  Consul  und  dann  nach  ihm  das  Volk  geurtheilt  hätte. 
Demnach  geht  der  Berufung  nicht  ein  richterliches  Urtheil  vor- 
aus und  sie  hat  nicht  zum  Zweck  die  Einrichtung  einer  zweiten 
Instanz.  Unmittelbare  Rechtspflege  wird  durch  sie  geübt  und 
die  ganze  Idee  einer  Auffindung  des  Rechtes  durch  mehrere  auf 
einander  folgende  und  über  einander  stehende  Processe  ist  dem 
Römischen  Königthum  fremd. 

Man  hat  gesagt,  die  Erlaubniss  zur  Provocation  sei  von  den 
Königen  gewährt  worden,  wo  es  sich  um  Begnadigung  gehan- 
delt hätte:  wenn  das  strenge  Recht  die  Verurtheilung  des  Ange- 
klagten verlangte,  aber  Milderungsgründe  Vorlagen,  dann  hätte 
der  König  diesen  Weg,  um  Begnadigung  eintreten  zu  lassen, 
gewählt.51)  Gegen  diese  Ansicht  ist  eingewendet  worden,  eine 
solche  Form  der  Begnadigung  wäre  zu  weitläuftig  und,  wenn 
der  König  wirklich  so  grosse  Macht  besass,  unnütz  gewesen. 
Man  kann  auch  entgegnen,  in  republicanischer  Zeit  sei  die  Pro- 
vocation ein  Schutzmittel  gegen  Beamtenwillkür,  unmöglich  könne 
sie  unter  den  Königen  eine  Form  der  Begnadigung  gewesen  sein, 
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und  ferner,  die  ganze  Idee  einer  Begnadigung  in  Fällen,  wo  die 
Entscheidung  zwischen  Recht  und  Billigkeit  schwanke,  sei  dem 
altrömischen  Staate  fremd,  sei  viel  spätem  Rechtsbegriffen  ent- 
nommen. Erst  unter  den  Römischen  Kaisern  bildete  sich  all- 
malig die  Idee  von  der  Nothwendigkeit  einer  Ausgleichung  zwi- 
schen Recht  und  Gerechtigkeit:  unter  der  Republik  gab  es  eine 
Begnadigung  nur  als  politische  Massregel.  Statt  dessen  stand 
es  unbezweifelt  in  der  Macht  des  Richters , wo  Milderungs-  oder 
Entschuldigungsgründe  sich  fanden,  Freisprechung  eintreten  zu 
lassen:  an  den  Buchstaben  des  Gesetzes  war  er  nicht  gebunden. 
Man  muss  sieb  vielmehr  die  Entstehung  der  Provocation  anders 
erklären.  Die  Könige  hatten  dem  Volke  Theilnahme  an  der 
Gesetzgebung,  an  der  Wahl  der  Beamten,  an  der  Entscheidung 
über  Krieg  und  Frieden  gewährt  : es  lag  nahe,  dasselbe  auch  bei 
der  Aburtheilung  schwieriger  Rechtslalle  heranzuziehen.  Sie  tha- 
ten  dies  im  Einklänge  mit  den  Gewohnheiten,  welche  sie  über- 
haupt beim  Rechtsprechen  beobachteten.  Wo  sie  nicht  selbst 
entscheiden  konnten  oder  mochten , setzten  sie  Andere  als  Richter 
ein,  sowohl  Beamte  als  Privatleute : an  die  letztem  hatte  Servius 
Tullius  die  ganze  Civilgerichtsbarkeit  abgetreten.  Selber  indessen 
behielten  die  Könige  die  Oberaufsicht  über  das  Recht,  Beides, 
die  l'ebertragung  der  Verantwortlichkeit  an  Andere  und  die 
Wahrung  der  eigenen  Richterwürde,  erreichten  die  Könige  da- 
durch, dass  sie  die  Volksversammlung  zum  Richter  bestellten. 
Niemand  konnte  mit  dem,  was  das  ganze  Volk  beschlossen 
hatte,  unzufrieden  sein  und  doch  bestätigten  und  verkündeten 
die  Könige  den  Spruch.  Auf  diese  Weise  findet  die  Provoca- 
tion selbst  bei  uneingeschränkter  königlicher  Macht  ihre  passende 
Erklärung:  es  begreift  sich  auch,  wie  sie  später,  in  bestimmten 
Fällen  zur  Nothwendigkeit  erhoben,  ein  Schutzmittel  gegen  Be- 
amtenwillkür und  ein  Hort  der  Freiheit  werden  konnte. 
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Siebentes  Capitel. 

Process  von  P.  Horatius.  Weitere  Bemerkungen  über  die  Provocation. 

Der  einzige  Fall,  wo  in  der  Königszeit  Berufung  an  das 
Volk  erwähnt  wird,  ist  der  bekannte  Process  über  den  Mord  von 
P.  Horatius,  welcher  von  dem  Zweikampfe  mit  den  Curiatiern 
im  Triumphe  zurückkehrend  seine  Schwester,  die  über  den  Tod 
des  einen  Curiatiers,  ihres  Bräutigams,  trauerte,  erzürnt  tödtete. 
So  oft  dieser  Process  auch  von  filtern  und  neuern  Gelehrten  be- 
sprochen worden  ist,  erscheint  es  doch  nöthig,  auf  densel- 
ben zurückzukommen,  theils  um  an  ihm  die  Form  der  Provo- 
cation, wie  sie  unter  den  Königen  und  später  bestand,  so  wie 
den  von  uns  angegebenen  Ursprung  derselben  nachzuweisen, 
theils  um  einige  von  den  gangbaren  verschiedene  Ansichten  vor- 
zutragen. Etliches  hiebei  hergebrachte  werden  wir  übergehen, 
z.  B.  die  Entwickelung  des  Begriffs  der  perduellio.  Sie  ist  nicht 
wesentlich  für  die  Erkenntnis  des  richterlichen  Verfahrens  in 
der  Volksversammlung  und  wird  später  eine  andere  Stelle 
finden.52) 

Unter  den  Quellen  der  Erzählung  hat  geringe  Bedeutung 
die  kurze  Erwähnung  bei  Valerius  Maximus,  •)  in  der  man  einem 
nur  vom  moralischen  Standpunkte  aus  gemachten  Auszug  er- 
kennt: die  Angabe,  Horatius  sei  vom  Könige  verurtkeilt  worden, 
habe  sich  aber  dann  an  das  Volk  gewendet  und  sei  von  ihm 
freigesprochen  worden , stellt  sogar  mit  der  Möglichkeit  und  den 
Zeugnissen  der  ausführlicher  berichtenden  Schriftsteller  in 
Widerspruch.  Sie  beruht  neben  dem  Streben  nach  Kürze  auf  dem 
früher b)  erwähnten  Sprachgebrauche , der,  trotzdem  dass  kein 
Urtheil  des  Königs  vorangegangen  war,  doch  von  einer  Provo- 
cation von  dem  Könige  spricht.  Einige  Ausbeute  schätzens- 


a)  Val.  Max.  VIII,  1,  1 M.  Horatius  interfectae  sororis  crimine  a Tullo 
rogo  damnatus  ad  |K>pulum  provocato  iudicio  absolutus  est.  Auch  Flor.  I, 
3,  5;  auct.  de  vir.  Ul.  4 sind  nicht  zu  berücksichtigen, 
b;  S.  oben  S.  85. 
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weither  Bemerkungen  bietet  Festus  dar.*)  Er  berichtet  nämlich 
erstens,  der  Mörder  Horatius  sei  von  seinem  Vater  freigesprochen 
worden.  Dass  dieser  ein  förmliches  Gericht  über  seinen  Sohn 
gehalten,  sagt  Festus  nicht:  die  Freisprechung  konnte  in  der 
blossen  Erklärung,  dass  er  ihn  für  unschuldig  halte,  bestehen, 
anch  in  der  Weigerung,  ein  Familiengericht  über  ihn  zu  halten 
oder  als  Ankläger  vor  einem  andern  Gerichte  gegen  ihn  aufeu- 
treten.  Zweitens,  Horatius  sei  von  Zweimännem  wegen  Ver- 
wandtenmordes angeklagt  worden  und  endlich,  von  ihnen  ver- 
urteilt habe  er  Berufung  an  das  Volk  eingelegt  und  sei  nach 
dessen  Entscheidung  Sieger  geblieben.  Alle  diese  Einzelheiten 
werden  sich  als  vollkommen  richtig  erweisen:  nur  in  einem 
Punkte  scheint  der  Ausdruck  nicht  genau  zu  sein.  Festus  sagt, 
Horatius  sei  wegen  Verwandtenmord,  d.  h.  in  diesem  Falle  we- 
gen Schwestemmord,  angeklagt  worden,  und  die  Lateinischen 
Worte,  genau  grammatisch  erklärt,  besagen,  dass  die  Anklage 
darauf  gelautet  habe.  Wir  werden  aber  später  aus  einem  aus- 
führlichen Zeugnisse  erfahren,  dass  die  Anklage,  wenngleich  sie 
in  Folge  des  Schwesternmordes  geschah,  dennoch  selbst  auf 
perduellio  gerichtet  war.  Darin  muss  man  nicht  eine  Abweichung 
der  Ueberlieferung  und  somit  einen  Irrthum  von  Festus  finden, 
«mdern  eben  nur  einen  ungenauen  Ausdruck  von  ihm,  indem 
er  die  Veranlassung  der  Anklage  statt  der  wirklichen  Anklage 
naunte,  eine  L'ngenauigkeit,  die  auch  sonst  , wo  nicht  mit  juristi- 
scher Schärfe  gesprochen  wird,  öfters  vorkommt.  Merkwürdig 
ist  eine  gelegentliche  Aeusserung  von  Livius,b)  der  den  alten 
M.  Fabius  zum  Dictator  L.  Papirius  Cursor , welcher  seinen  Sohn 
Q.  Fabius,  damals  magister  equitum , wegen  Ungehorsams  stra- 
fen wollte,  sagen  lässt:  „ich  rufe  die  Volkstribunen  zu  Hülfe 
und  berufe  mich  auf  das  Volk:  ich  will  sehen,  ob  du  der  Be- 


a)  Festus  s.  v.  sororiuin  tigillum  p.  297  Horatius  ioterfecit  sororeni,  et 
«juannjuam  a patre  absolutus  sceleris  erat,  uccusatus  turnen  parricidii  apud 
Ilviros  damnatusque  provocavit  ad  popuhun,  euius  iudicio  Victor  cet. 

b)  Liv.  VIII,  33  tribunos  plebis  up|iello  et  provoco  ad  populmn  eum- 
'|W  tibi  fugienti  exercitus  tui , fugienti  senatus  iudiciurn  iudieem  fero, 
')oi  mtc  unus  plus  quam  tua  dictatura  |x)tost  |>ollctque.  Videro  cessurusne. 
provocationi  sis.  cui  rex  Hoiuauus  Tullus  Hostilius  cessit. 
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rufung  an  dasselbe  nacligeben  wirst,  welcher  Tullus  Hostilius, 
der  Römische  König,  nachgegeben  hat".53)  Es  ist  kein  Zweifel, 
dass  diese  Worte  sich  auf  den  Process  von  Horatius  beziehen. 
Wie  bei  ihm  der  Vater  seinen  Sohn  vom  Verbrechen  des  Schwestern- 
mordes freispricht,  so  spricht  hier  der  alte  Fabius  seinen  Sohn, 
den  Reiterobersten,  wegen  seines  Ungehorsams  gegen  den  Dicta- 
tor  frei:  dort  und  hier  tritt  das  Volk  für  den  Strafbaren  ein, 
dort  durch  wirklich  ihm  übertragenes  Richteramt,  hier  durch 
Mitgefühl,  das  im  Nothfalle  sich  auch  thätig  äussern  würde; 
dort  ist  der  Strafende  der  König,  hier  der  Dictator. 

Ausführliche  Erzählungen  über  Horatius'  Process  haben  wir 
von  Dionysius*)  und  Liviusb);  aber  die  Ausführlichkeit  ist  bei 
dem  einen  verschieden  von  der  des  andern.  Dionysius  führt  den 
Widerstreit  der  Empfindungen  und  Meinungen  rhetorisch  aus  und 
ist  also  weitläuftig  in  den  Dingen,  die  unser  Interesse  hier  we- 
niger berühren ; Livius  erzählt  kurz , aber  gerade  in  den  Haupt- 
sachen juristisch  genau.  Im  Uebrigen  ist  die  Ueberlieferung  bei 
beiden  dieselbe  und  war  somit  wahrscheinlich  im  ganzen  Alter- 
thum einstimmig.  Man  kann  vier  Theile  des  Proeesses  unterschei- 
den, erstens  die  Einleitung  desselben,  zweitens  die  Vorunter- 
suchung durch  den  König,  drittens  die  eigentlich  richterlichen 
Verhandlungen  im  Volksgericht  , viertens  endlich  die  Ausführung 
des  gefällten  Spruches,  l'eber  die  Einleitung  des  Proeesses  sagt 
Dionysius,  einige  angesehene  Bürger  hätten  den  jungen  Horatius 
des  Mordes  angeklagt  und  ihn  an  die  Gerichtsstätte  zum  Könige 
gebracht,  wo  der  Vater  ihn  vertheidigte.  Die  Anklage  stützt 


a)  Dionys.  III,  21. 

b)  Liv.  I,  26.  Die  ganze  Stelle  lautet  so:  Tarnen  raptus  in  ius  ad 
regem.  Rex  ne  ipse  tarn  tristis  ingratique  ad  vulgus  iudicii  ac  secundum 
iudicium  supplicii  auctor  esset,  eoncilio  populi  advocato,  llviros,  inquit, 
qui  Horatio  perduellinnem  iudicent  secundum  legem,  facio.  Lex  horrendi 
carminis  erat:  llviri  perduellionem  iudieent.  Si  a llviris  provoeärit,  pro- 
vocatione  certato : si  vineent,  eaput  obnubito,  infelici  arbore  reste  suspendito. 
verberato  vol  intra  pomoerium  vel  extra  pomoerium.  Hae  lege  llviri  creati, 
qui  se  absolvere  non  rebantur  ea  lege  ne  innoxium  quidem  posse , cum 
condemnasseut,  tum  alter  ex  bis,  P.  Horati , tibi  perduellionem  iudico. 
inquit  I,  lictor,  colliga  manus.  Accesserat  lictor  iniieiebatque  laqueum.  Tum 
Horatius  auctore  Tullo,  clemcnte  legis  interprete,  provoco,  inquit.  Ita  de 
provocatione  certatum  ad  ]>opulum  est. 
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sich  hauptsächlich  auf  den  religiösen  Grund,  dass  die  Nichtbe- 
strafung eines  Mordes  Unheil  über  den  Staat  bringe.  Livius 
sagt  über  diesen  Theil  des  Processes  nur:  „er  wurde  vor  Gericht 
zum  Könige  geschleppt”,  die  Ankläger  nennt  er  nicht;  aber 
dass  es  nicht  der  Vater  war,  ergiebt  sich  aus  dem  Folgenden. 
Beide  Schriftsteller  stimmen  also  in  ihrer  Erzählung  überein: 
sie  setzen  voraus,  dass  der  Einleitung  des  öffentlichen  Processes 
ein  häusliches  Gericht  des  Vaters  vorausgegangen  sei,  wenn 
auch  nicht  förmlich,  doch  wenigstens  in  so  fern,  als  dieser  sich 
weigerte  den  Sohn  zu  bestrafen.  Und  dies  war  nach  Römischer 
Sitte  natürlich,  da  beide,  Sohn  und  Tochter,  in  der  väterlichen 
Gewalt  gewesen  waren. 

Ueber  die  Voruntersuchung  beim  Könige  schreibt  Dionysius,  *) 
der  König  sei  in  Verlegenheit  gewesen  über  die  Entscheidung. 
Jener  religiöse  Gmnd  hielt  ihn  von  der  Freisprechung,  die  Ver- 
dienste des  Angeklagten  von  seiner  Verurtheilung  ab.  Er  überlässt 
also  die  Entscheidung  dem  Volke.  Livius  dagegen  giebt  als 
Grund,  weshalb  der  König  nicht  selbst  urtheilt,  an,  derselbe 
habe  nicht  Urheber  eines  so  traurigen  und  beim  Volke  unbelieb- 
ten Urtheileg  und  nach  dem  Urtheile  der  Todesstrafe  sein  wollen. 
Indessen  diese  Verschiedenheit  in  der  Erzählung  ist  unbedeu- 
tend. Wahrscheinlich  enthielt  die  Ueberlieferung  nur  die  That- 
sachen:  die  Beweggründe  des  Königs  konnten  verschieden  sein 
und  der  eine  Schriftsteller  hob  diesen,  der  andere  jenen  hervor. 
Beide  aber  deuten  an,  dass  der  König  die  Befugniss  hatte,  den 
Process  selbständig  zu  entscheiden:  es  sind  nur  die  besonderen 
Umstände,  welche  ihn  bewegen,  nicht  das  Endurtheil  zu  sprechen 
und  im  Falle  der  Verurtheilung  die  Hinrichtung  zu  vollziehen. 
Dionysius  sagt  ausdrücklich,  der  König  habe  dem  Volke  das 
Urtbeil  überlassen:  Livius  spricht  dies  nicht  aus,  deutet  es  aber 
an,  indem  er  die  Art  und  Weise  der  Ueberlassung  schildert: 
beide  stimmen  also  mit  der  Erklärung  überein , welche  wir  oben b) 


a)  Dionys.  I.  1.  a-r/y tüv  51  Adytuv  ^TjJMvtiuv  utp’  txa-rtpcuv  (d.  h.  den  An- 
klägern und  dem  Vater)  TtoXXX)  tgv  flaoiXta  xatiiytv  apT(/av{a,  t(  t<Xo; 
i'tvtpwt  stpl  TTjC  8ixr(s  — dropoöpLtvo?  5t  t ( '/p^otrai  xolt  «pdyptaoi  TtX*y- 
T«r.  xpafttstov  tlvai  biijvai  Ttü  8Vjpu|>  vry  Sia'fvtuotv  imtpäirtiv. 

b)  S.  oben  S.  87. 
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von  der  Entstehung  der  Provocation  und  dem  Zusammenhänge, 
in  dem  sie  mit  der  gesammten  damaligen  Rechtspflege  steht, 
gegeben  haben. 

Dieser  Zusammeidiang  wird  noch  deutlicher  durch  die  Art 
und  Weise  der  Ueb  rlassung  und  das  Verfahren  vor  dem  N olks- 
gerichte , das  den  dritten  und  wichtigsten  1 heil  des  Processes 
bildet.  Darüber  ist  Dionysius  sehr  kurz : *)  er  fand  darin  keinen 
Stoff  zu  rhetorischer  Darstellung.  „Das  Volk,  sagt  er,  welches 
damals  zuerst  einen  strafrechtlichen  Process  über  das  Leben 
eines  Bürgers  zu  entscheiden  hatte,  stimmte  der  Meinung  des 
Vaters  bei  und  sprach  den  Angeklagten  vom  Morde  frei  . Er 
lässt  damit  vollständig  für  die  Einzelheiten,  welche  wir  durch 
Livius'  Erzählung  kennen  lernen,  Raum.  Aus  beiden  indessen, 
aus  Livius  und  Dionysius,  ergiebt  sich,  dass  der  König,  ehe  es 
zum  Volksgericht  kam,  keinen  richterlichen  Ausspruch  that:  eben 
um  ihn  nicht  zu  thun,  sei  es  aus  politischen  oder  religiösen 
Gründen,  setzte  er  dasselbe  ein  und  es  ist  dies  ein  wichtiges 
Merkmal  des  Provocationsverfahrens.  Es  bildet  dies  keines- 
weges  eine  zweite  Instanz  und  verlangt  nicht  den  vorausgegan- 
genen Richterspruch  des  Beamten,  sondern  nur  dessen  Erklä- 
rung, nicht  selbst  entscheiden  zu  wollen  oder  zu  können.  Wir 
werden  hierauf  später,  wo  wir  von  der  Provocation  der  Republik 
sprechen,  zurückkoramen.  Livius  also  ist  bei  der  Schilderung 
des  Verfahrens,  welches  vor  dem  Volke  stattfand,  sehr  genau. 
Der  König  beruft,  als  er  sich  entschlossen  hat  das  Volk  zu 
Rathe  zu  ziehen,  die  Volksversammlung,  d.  h.  die  damals  allein 
übliche,  die  Curiat Versammlung54),  und  erklärt  Zweimänner  er- 
wählen zu  wollen.  Man  fragt,  wer  sie  erwählen  soll,  der  König 
oder  die  Volksversammlung.  Allgemein  nimmt  inan  jetzt  das 
Erste  an55);  indessen  in  Livius'  Worten  liegt  dazu  keine  Nöthi- 
gung.  Denn  nach  bekanntem  Römischen  Sprachgebrauch  heisst : 
„ich  erwähle  Zweimänner"  (facio  II  viros),  von  dem  gesagt, 
welcher  die  Volksversammlung  leitet,  eben  so  gut:  „ich  lasse 


B)  Dionys.  1.  1.  yivifitvos  Jt  #avan)<p«5poo  xpfstioc  tote  ~p«ütov  6 
1'uip.atuiv  xuptoj  ti)  Trd~J  r.a-zpöt  -posiütvo  xoi  «htokici  toü 

tov  avSpct. 
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vom  Volke  erwählen”,  und  für  diese  Auffassung  giebt  es  be- 
stimmte Gründe.  Erstlich  erwähnt  Livius  zuerst  die  Berufung 
der  Volksversammlung  und  dann  erst  den  Entschluss  des  Königs, 
Zweimänner  zu  wählen.  Wollte  er  sie  selbst  erwählen,  so  be- 
dnrfie  es  nicht  zuvor  des  Berufens  der  Comitien:  diese  müssen 
also  irgend  einen  Theil  an  der  Erwählung  gehabt  haben,  wenn- 
gleich dem  Könige  ohne  Zweifel  der  Vorschlag  und  die  Bestäti- 
gung verblieb.  Zweitens  heissen  die  Zweimänner  nachher  „nach 
diesem  Gesetze  erwählt”,  wo  der  Ausdruck  „erwählt”  (creati) 
eine  Thätigkeit  des  Volkes,  nicht  bloss  eine  Ernennung  durch 
den  König  andeutet.  Drittens  wissen  wir  aus  spätem  ähnlichen 
Pruvoeationsprocessen , dass  die  Erwählung  durch  das  Volk, 
nicht  durch  einen  Einzelnen  geschehen  musste.  Von  dem  Pro- 
fesse von  M.  Manlius  Capitolinus  erzählt  Livius:*)  „Einige  be- 
richten, er  sei  durch  Zweimänner,  erwählt  um  über  perduellio 
za  richten , verurtheilt  worden.”  Hier  fehlt  zwar  eine  bestimmte 
Erwähnung  der  Volksversammlung,  sie  wird  indessen  durch  das 
Wort  „erwählen”  (creare)  wahrscheinlich  gemacht.  Eine  aus- 
drückliche Erwähnung  findet  sich  bei  dem  Process  von  C.  Ra- 
birios.  Die  Zweimänner , welche  ihn  richteten , waren  vom  Prä- 
tor erwählt;  aber  Dio  Cassius1’)  sagt  , dies  sei  gegen  die  väter- 
liche Sitte  gewesen . sie  hätten  vom  Volke  erwählt  werden  müssen. 
Aach  Cicero')  wirft  diesen  Zweimännern  ihre  Ernennung  durch 
den  Prätor  vor  und  doch  wäre  dieselbe  gesetzlich  gewesen , wenn 
in  Horatius’  Processe  der  König  sie  selbst  erwählt  hätte.  Dar- 
nach werden  wir  also  eine  Erwählung  der  Zweimänner  durch  die 
turiatcomitien  annehmen  müssen. 

Man  fragt,  weshalb  der  König  überhaupt  die  Vermittelung 
der  Zweimänner  wählte.  Er  .beantragte  Gesetze  beim  Volke, 
lies?  durch  dasselbe  Beamte  wählen  und  über  Krieg  und  Frie- 


a)  Liv.  VI,  20  Sunt  qui  per  Ilvirus  qui  de  perduelliouc  anquirerent, 
wato«,  auctores  sint  dainnatum. 

b)  Dio  Cass.  XXXVL1I,  27  xot-i'}ir(!p(o<xvTo  aötoö , xa(-oi  Ttpö;  toö 
tyjuyj  xi-i  zi  -df-rpia.  dX>. d rpö;  a frtrö  toö  oTparrjCiO,  oöx  4?iv,  atptft4vTEj. 

e)  Cic.  p.  Rab.  4,  12  liie  popularis  a llviris  iniussu  vestro  non  iudi- 
•■ari  de  dve  Romano,  »cd  indicta  causa  civem  Romanum  capitis  coude- 
ttwri  cuegit. 
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den  entscheiden : es  erscheint  als  das  natürlichste,  dass  er,  wenn  er 
dasselbe  in  diesem  Falle  zu  Rathe  ziehen  wollte,  die  Sachlage 
vortrug  und  dann  gemäss  der  Entscheidung  durch  die  Curieu 
den  Spruch  that.  Indessen  daun  hätte  er  selbst  thätig  auftreten 
müssen:  es  lag  ihm  dann  ob,  die  Zeugen  zu  verhören,  das  Ver- 
fahren zu  leiten,  ein  Urtheil  vorzuschlagen:  er  hätte  Partei  er- 
griffen und  wäre  die  religiösen  oder  politischen  Bedenken  nicht 
los  geworden.  Deshalb  beauftragte  er  das  Volk,  wie  er  vermöge 
seiner  oberrichterlicheu  Gewalt  jeden  Process  einem  beliebigen 
Richter  zuweisen  konnte  und  wie  Servius  Tullius  die  Civilpro- 
cesse  einzelnen  Senatoren  zur  Entscheidung  übertrug.  Das  Volk 
in  seiner  Gesammtheit  kann  keine  Untersuchung  führen:  er 
musste  zugleich  Organe  für  dasselbe  schaffen  und  dies  sind  die 
Zweimänner,  welche  demgemäss  auch  aus  Volkswahl  hervor- 
gehen  mussten.  Von  ihnen  lässt  Livius  den  König  sagen:  „ich 
erwähle  Zweimänuer,  welche  das  Urtheil  über  perduellio  fällen 
sollen  nach  dem  Gesetz”.  Was  dies  für  ein  Gesetz  ist,  wird 
nicht  hinzugesetzt.  Man  hat  es  also  für  ein  Gesetz  erklärt,  das 
zur  Zeit,  wo  der  Process  von  Horatius  geführt  wurde,  schon 
bestand.56)  Romulus  und  Numa  können  nicht  dessen  Urheber 
gewesen  sein;  denn  Cicero,*)  welcher  den  Inhalt  desselben  an- 
führt, erklärt,  es  rühre  von  ihnen  nicht  her.  Es  müsste  also 
von  Tullus  Hostilius  und  zwar  im  Anfänge  seiner  Regierung 
erlassen  worden  sein.  Gegen  diese  Auffassung  erheben  sich  be- 
deutende Bedenken.  Man  müsste  annehmen , Tullus  habe  im 
Anfänge  seiner  Regierung  ein  Gesetz  gegeben  über  das  Perduel- 
lionsverbrechen und  darin  den  Fall  vorgesehen,  dass  er  nicht 
selbst  richten  wolle,  sondern  die  Provocation  gestatte:  er  müsste 
die  besondern  Eigeuthümlichkeiten  des  Processes  vorher  gesehen 
haben.  Von  einem  solchen  Gesetze  wissen  wir  nichts:  es  be- 
ruht nur  auf  Vermutlmng.  Im  Gegentheil  sprechen  die  Schrift- 
steller so,  als  ob  bei  Horatius'  Verbrechen  zuerst  die  Provoca- 
tion erfunden  worden  sei.  Sodann  bedurfte  es  keines  Gesetzes. 


a)  Cie.  p.  Rab.  4,  13  Narnque  haec  tua  — I,  lictor,  colliga  manus. 
non  modo  huius  libertutis  uiansuctudinisque  non  sunt,  sed  nc  Romuli  qui- 
dem  aut  Nunme  Pompiiii. 
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Der  König  war,  wie  unzweifelhaft  feststeht,  der  oberste  Richter 
und  konnte  auch  über  Horatius  entscheiden,  auch  eine  Form  der 
Entscheidung  wählen , wie  er  sie  wollte : weshalb  sollte  er  also 
lür  diesen  Fall,  dessen  Möglichkeit  er  in  seiner  Hand  hatte,  ein 
allgemeines  Gesetz  geben?  Es  wäre  selbst  kaum  ein  Gesetz  ge- 
wesen, wenn  es  geheissen  hätte,  der  König  solle,  wenn  er  es 
für  gut  halte,  nicht  selbst  zu  richten,  ein  bestimmtes  Provoca- 
tionsverfahren  einsehlagen  dürfen.  Auch  Livius  selbst  wider- 
spricht dieser  Auffassung.  Als  die  Zweimänner  geurtheilt  hat- 
ten, sagt  er,  „darauf  hätte  Horatius  auf  Veranlassung  des  Kö- 
nigs Tüll us,  des  gnädigen  Erklärers  des  Gesetzes,  provocirt.” 

Soll  hier  „auf  Veranlassung  des  Königs  Tullus"  bedeuten  „nach 
dem  früher  gegebenen  Gesetze",  so  ist  eine  gnädige  Auslegung 
des  Gesetzes  nicht  denkbar.  Heisst  aber  das  Letztere,  der  Kö- 
nig habe  das  allgemeine  Gesetz  über  Mord  gnädig  ausgelegt, 
so  kann  jenes  nur  bedeuten  „wie  er  für  den  besondern  Fall  ge- 
stattet hatte"  mid  dann  existirte  kein  allgemeines  Gesetz  über 
das  Perduellionsverfahren.  Demnach  ist  ein  eigentliches,  vom 
Könige  Tullus  Hostilius  über  die  Provocatiou  erlassenes,  Gesetz 
nicht  anzunehmen , sondern , was  Livius  Gesetz  nennt , ist  der 
Auftrag,  den  der  König  dem  von  ihm  beauftragten  Richter  giebt. 

So  wie  im  Privatprocesse  der  Beamte  dem  Richter  den  Punkt 
angiebt,  auf  den  er  seine  Entscheidung  zu  richten  hat,  ebenso 
muss  der  König  den  von  ihm  eingesetzten  Criminalrichter  die 
Formel,  auf  welche  sein  Urtheil  gehen  soll,  vorschreiben  und 
das  Verfahren,  das  in  diesem  Falle  ein  zusammengesetztes  war, 
bestimmen.  Dass  eine  solche  Vorschrift  Lateinisch  Gesetz  (lex) 
genannt  werden  kann,  ist  kein  Zweifel.  Von  ihr  heisst  es  „sie 
sei  in  fürchterliche  Ausdrücke  gefasst”  gewesen  (horrendi  car- 
minig ),  was  sich  auf  die  in  ihr  angedrohte  Art  der  Todesstrafe 
bezieht,  ferner  „mit  dieser  Vorschrift,  dieser  Formel  seien  die 
Zweimänner  erwählt  worden” ; auf  sie  beziehen  sich  auch  die 
Worte  „wie  Tullus  erlaubt  hatte”  (auctore  Tullo),  der  in  gnä- 
diger Auslegung  des  allgemeinen  Gesetzes  über  Mord  für  diesen 
Fall  dem  Angeklagten  die  Berufung  an  das  Volk  gestattet  batte. 

ln  diesem  vom  Könige  gegebenen  Aufträge  werden  die  Zwei- 
männer angewiesen,  die  Tliat  des  Horatius  aus  dem  Gesichts- 
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punkte  der  perdueüio  zu  betrachten.  Unzweifelhaft  hatte  der- 
selbe eigentlich  ein  parricidium  begangen , als  er  seine  Schwe- 
ster tödtete,  ein  Verbrechen,  das  auch  schon  bei  den  ältesten 
Hörnern  bekannt  war  und  unter  seinem  eigentlichen  Namen  be- 
straft wurde:  der  König  aber  heisst  die  von  ihm  beauftragten 
Richter  entscheiden,  ob  er  als  perduellis  gehandelt  habe  oder 
nicht.  Nämlich  über  die  That  als  parricidium  hatte  nach  Römi- 
schem Brauche  zunächst  der  Vater  zu  urtheilen:  der  Thäter  war 
sein  Sohn,  die  Getödtete  seine  Tochter.  Der  Vater  aber  hatte 
den  Sohn  freigesprocheu , wenigstens  für  nicht  strafbar  erklärt. 

In  dieser  Beziehung  konnte  sich  der  König  damit  einverstanden 
erklären.  Aber  eine  andere  Beziehung  war  die  Frage , ob  der 
Thäter  nicht  durch  Ermordung  einer  Bürgerin  ohne  vorangegau- 
genes  Urtheil  sich  als  perduellis , als  Staatsfeind,  gezeigt  habe 
und  als  solcher  zu  bestrafen  sei.  Diese  Frage  ging  den  Staat 
an,  sie  hatte  der  König  nicht  entscheiden  wollen,  sie  sollte  jetzt 
von  dem  Volke  beantwortet  werden,  lieber  die  Art  und  Weise, 
wie  die  Zweimänner  sich  über  den  Thatbestaud  unterrichten  soll- 
ten, war  in  dem  „Gesetze"  des  Königs  nichts  enthalten:  das 
war  ihnen  theils  selber  überlassen,  theils  durch  die  damals  üb- 
liche Gerichtssitte  vorgeschrieben.  Livius  bemerkt  „die  Zwei- 
männer hätten  Horatius  verurtheilt,  weil  sie  geglaubt,  nach  der 
ihnen  gegebenen  Formel  auch  einen  Unschuldigen  nicht  frei- 
sprechen zu  dürfen".  Daraus  hat  man  den  Schluss  gezogen,  die 
Zweimänner  hätten  überhaupt  nur  die  Befugniss  zu  verurtbeileu, 
nicht  auch  die,  freizusprechen,  gehabt.57)  Damit  zerstört  man 
überhaupt  ihren  Character  als  Richter;  denn  Richter  können 
Beides,  freisprecheu  und  verurtbeilen:  Untersuchung  von  ihrer 
Seite  wäre  sonst  unnütz  gewesen.  Selbst  die  spätem  Beamten, 
welche  die  Befugniss  zu  urtheilen,  verloren  hatten,  behielten 
dennoch,  weil  sie  die  Voruntersuchung  leiteten,  die  des  Frei- 
sprechens. Und  auf  die  durch  die  Untersuchung  der  Zweimän- 
ner ans  Licht  gebrachten  Thatsachen  musste  sich  das  Urtheil  des 
Volkes  gründen , da  es  selber  sonst  keine  Möglichkeit  hatte,  sieh 
über  die  Verhältnisse  aufzuklären.  Also  die  Thätigkeit  der  Zwei- 
männer wäre  unnütz,  die  des  Volkes  unmöglich  geworden.  Ks 
liegt  aber  in  Livius’  Worten  nicht  der  Sinn,  welchen  die  neuem 
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Gelehrten  darin  gefunden  haben.  Unschuldig  kann  nicht  nur 
derjenige  heissen,  welcher  ein  Verbrechen  nicht  begangen  hat, 
Sündern  auch  derjenige,  welcher,  trotzdem  er  es  begangen,  deu- 
noeh  schuldlos  ist,  für  den  Entschuldigungsgrunde  sprechen.  Die- 
sen, sagt  Livius,  glaubten  die  Zweimänner  nicht  freisprechen  zu 
dürfen,  weil  sie  eine  Formel  für  das  Processverfahren  vom  Kö- 
nige erhalten  hatten , uaeh  der  es  dem  Verurtheilteu  frei  stand, 
sich  auf  das  Volk  zu  berufen.  Sie  nahmen  an,  sie  selbst  sollten 
das  strenge  Recht  wahren,  dem  Volke  sei  Berücksichtigung  der 
Billigkeit  Vorbehalten.  Auch  in  Rabirius'  Process  konnten  die 
Zweimänner  freisprechen.  Dio  Cassius  •)  sagt  von  ihnen,  sie 
hätten  den  Angeklagten  verurtheilt,  Sueton  b),  Caesar  als  einer 
der  Zweimänner  hätte  in  so  parteiischer  Weise  verurtheilt,  dass 
dem  Verurtheilten  bei  der  Berufung  an  das  Volk  nichts  so  sehr 
genutzt  hätte,  als  das  ungerechte  Verfahren  des  Richters.  Beide 
Berichte  sind  unverständlich,  wenn  es  den  Zweimännern  uur 
freistand  zu  verurteilen.58) 

Bei  dem  Verfahren  vor  den  Zweimännern  führten  die  An- 
klage eben  jene  Bürger,  welche  früher  den  Angeklagten  vor  den 
König  gebracht  hatten,  die  Verteidigung  der  Angeklagte  und 
sein  Vater.  Dies  kann  man  mit  höchster  Wahrscheinlichkeit 
aunehmeu.  Im  Falle  der  Verurteilung  standen  den  Zweimän- 
neru  die  königlichen  Lictoren  zu  Befehl,  um  sogleich  die  Kreu- 
zigung zu  vollziehen.  Die  Verurteilung  wurde  ausgesprochen 
and  der  Befehl  zur  Todesstrafe  gegebeu,  als  der  Verurteilte 
Berufung  an  die  Volksversammlung  einlegte.  Vor  dieser  also 
fanden  weitere  Verhandlungen  statt,  es  wurde  vor  ihr,  wie  Li- 
dos sich  ausdrückt , über  die  Provocation  „ gestritten  “.  Es 
scheint,  dass  der  Köuig  die  Versammlung  leitete.  Dies  sohlies- 
sen  wir  aus  dem  Verfahren,  wie  es  bei  dem  Process  von  C.  Ra- 
birius stattfand,  wo  nicht  die  Zweimänner,  sondern  der  Prätor 
den  Vorsitz  in  den  Comitien  führte,  so  wie  daraus,  dass  der 
König  bei  der  Bestätigung  des  Volksurtheils  Bedingungen  hin- 


a)  Dio  Cass.  XXXVU,  27. 

b)  Säet  Caes.  12  »orte  iudex  in  reum  ductus  tarn  cupide  condemnavit, 
® ad  populum  provocanti  nihil  aeque  ac  iudicis  acerbitas  profuerit. 
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zufügte.  Die  Vertheidiger  waren  dieselben  wie  bei  der  ersten 
Verhandlung,  wohl  auch  die  Ankläger,  nur  dass  auch  den  Zwei- 
männern, welche  die  erste  Verurtheilung  ausgesprochen,  das  Wort 
verstattet  werden  musste. 

Der  vierte  Theil  des  Proeesses,  die  Verhandlungen  nach  dem 
vom  Volke  gefällten  Urtheilsspruch,  wird  ausführlicher  von  Dio- 
nysius ")  geschildert  : der  König  sei  mit  dem  Urtheile  des  Volkes 
nur  unter  der  Bedingung  zufrieden  gewesen,  dass  eine  öffentliche 
Sühne  des  Mordes  durch  die  Priester  veranstaltet  würde  und 
diese  Sühne  wird  demnächst  beschrieben.  Livius h)  drückt  sieh 
kürzer  aus:  „man  befahl  dem  Vater,  den  Sohn  auf  öffentliche 
Kosten  zu  sühnen,“  wobei  er  die  Mitwirkung  des  Königs  nur 
mittelbar  dadurch,  dass  er  die  Sühnung  auf  Staatskosten  gesche- 
hen lässt,  andeutet.  Der  König  bildet  also  das  Ende  des  Pro- 
eesses, wie  von  ihm  der  Anfang  desselben  ausgeht,  ein  vollgül- 
tiger Beweis,  dass  die  Zweimänner  und  das  Volk  in  seinem 
Aufträge  und  nach  seinen  Anweisungen  gehandelt  hatten,  und 
somit  trotz  gestatteter  Berufung  an  das  Volk  des  Königs  Stel- 
lung als  oberster  oder  vielmehr  einziger  Richter  im  Staate  ge- 
wahrt worden  war.  Er  giebt  die  Erlaubuiss  zur  Provoeation  und 
bestimmt  das  dabei  zu  beobachtende  Verfahren,  er  schreibt  die 
Formel  vor,  auf  welche  das  Gericht  sein  Augenmerk  zu  rich- 
ten hat,  er  verordnet  im  Falle  der  Verurtheilung  im  Voraus  die 
Strafe,  er  bestätigt  endlich  das  gefällte  Urtheil  und  kann  an  des- 
sen Aufrechthaltung  Bedingungen  knüpfen.  So  wenig  entwi- 
ckelt war  unter  den  Königen  die  richterliche  Gewalt  des  Volkes. 
Dennoch  ging  von  diesen  Anfängen  dessen  spätere,  Alles  um- 
fassende, Gerichtsbarkeit  aus  und  wer  deren  Entwickelung  ver- 
folgen wollte,  musste  bis  zu  den  Königen  aufsteigen. 


a)  Dionys.  III,  21  oü  jjltjV  o ye  ßaaiXev»«  drrojfp^vai  urD.aßt  -rols  ßouXo- 
fiivoi;  td  jtp&c  l)eo'j{  Som  tpuXaruiv  r/jV  iiro  dv8pü>7:<i>v  owreXtsBEtjav  vnXp 
aÜTOü  xplciv,  dXXä  fUTaicip.'j/rfpLSvo;  xoi>c  icpotpdvxa;  ixü.vj oev  £;iXdaaottat 
Sio'jj  te  xal  Safpovag. 

b)  Liv.  I,  26  Non  fulit  populus  nee  patris  lacriraos  nee  ipsius  parem 
in  omni  periculo  auimum  absolveruutque  admiratione  magis  virtutis  quam 
iure  causae.  Itaque  ut  caedes  manifesta  aliquo  tarnen  piaculo  lueretur, 
imperatum  patri,  ut  filium  expiaret  peeunia  publica. 
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Die  Frage,  in  welchem  Verhältnis«  die  in  Horatius’  Process 
erwähnten  Zweimänner  zu  den  königlichen  Quästoren  stehen,  ist 
durch  unsere  obige  Darstellung  entschieden.  Jene  werden  vom 
Volke  erwählt,  diese  von  den  Königen,  jene  sind  für  den  einzel- 
nen Fall,  diese  stehende  Beamte,  von  jenen  findet  Berufung  an 
das  Volk,  von  diesen  an  den  König  statt.  Ob  die  Provokation 
an  das  Volk  auch  in  andern  Processen  als  in  denen  über  per- 
dudlw  geschehen  sei,  wissen  wir  nicht  durch  die  Ueberlieferung, 
welche  eben  nur  dies  eine  Beispiel  aufbewahrt  hat ; aber  an  sich 
ist  es  wahrscheinlich.  Denn  war  einmal,  ohne  Beeinträchtigung 
(kr  Könige,  eine  Form  gefunden,  um  das  Volk  zu  richterlicher 
Thätigkeit  heranzuziehen  und  ihm  die  Verantwortlichkeit  für  un- 
liebsame Urtlieile  zuzuschieben,  so  wird  man  sie  öfter  angeweu- 
det  haben,  zumal  da  das  Streben  der  Könige  dabin  ging,  die 
Rechte  des  Volkes  allmälig  zu  erweitern.  Nur  der  letzte  Tar- 
quinios,  der  überhaupt  die  Tyrannei  gründete,  wird  sicherlich 
diese  Entwickelung,  soweit  sie  auch  fortgeschritten  war,  gehin- 
dert haben.  Von  der  perduellio  aber  wissen  wir  durch  viele 
uns  bekannte  Fälle,  dass  sie  auch  durch  eine  andere  Processform 
tot  Gericht  gezogen  werden  konnte.  Die  von  Tullus  Hostilius 
erfundene  Form  veraltete,  die  darin  festgesetzte  Strafe  galt  für 
barbarisch : es  war  eine  gesuchte  Absonderlichkeit,  als  sie  gegen 
C.  Kabirius  aas  uralter  Vorzeit  wieder  hervorgesucht  wurde. 


Achtes  Capitol. 

Stellung  des  Senates  za  den  Gerichten.  Geistliche  Gerichtsbarkeit,  nnter 
fci  Königen  mit  der  weltlichen  vereint.  Trennung  derselben  in  der  Re- 
publik.  Stellung  des  Oberpriesters  zu  seinem  Collegium.  Allmälige  Un- 
terwerfung der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  nnter  die  des  Volkes.  An- 
wendung der  weltlichen  Gerichte  auf  geistliche  Verbrechen. 

Wir  haben  die  Theilnahme,  welche  der  Volksversammlung 
an  der  Gerichtsbarkeit  in  königlicher  Zeit  gewährt  wmrde , be- 
trachtet: die  Frage  ist,  ob  dieselbe  auch  dem  Senate,  der  dritten 
Gewalt  im  Staate,  zugestanden  worden  ist.  Die  Möglichkeit  dazu 
kt  iu  der  Römischen  Gerichtsverfassung  gegeben.  Der  König 
kann  das  Urtheil,  wie  er  es  den  Comitien  überträgt,  so  auch 
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dem  Senate  auftragen:  er  hat  ferner  nach  alter  Sitte  als  Richter 
seinen  Beirath,  in  den  er  wählen  kann,  wen  er  will.  Es  ist  ihm 
also  unbenommen,  statt  einzelner  Senatoren,  die  er  in  gewöhn- 
lichen Fällen  wählt,  in  besonders  wichtigen  Processen  den  ge- 
summten Senat  als  Beirath  zu  nehmen.  Aber  dadurch  verliert 
der  Senat  seinen  Character  als  Senat:  er  wird  gleichsam  in  seine 
einzelnen  Bestandtkeile  aufgelöst  und  die  einzelnen  Mitglieder 
als  ein  neues  Collegium  zusammengesetzt.  Unter  den  Senatoren 
sind  in  königlicher  Zeit  eben  so  wohl,  wie  in  republicanischer 
bestimmte  Rangunterschiede,  welche,  w'enn  auch  die  Stimmen 
sonst  gleich  viel  gelten,  doch  in  der  Ordnung  des  Stirnmens  her- 
vortreten: diese  Unterschiede  fallen  in  dem  königlichen  Beirathe 
fort.  Der  König  feiner  hält  öffentlich  auf  dem  Markte  Gericht, 
die  Sitzungen  des  Senates  sind  weder  öffentlich,  noch  finden  sie 
auf  dem  Markte  statt.  Der  Senat  als  solcher  kann  also  nicht 
den  richterlichen  Beirath  des  Königs  bilden.  Er  konnte  sich  bei 
wichtigen  Sachen  mit  dem  Senate  berathen,  welchen  Spruch  er 
als  Richter  fällen  wollte;  aber  beim  Urtheilssprechen  selbst  ver- 
fuhr er  auf  die  herkömmliche  Art.  So  machte  es  nach  Diony- 
sius*) der  König  Tullus  Ilostilius  bei  der  Verrätherei  des  Alba- 
ners Mettus  Fufetius.  Er  versammelte  vorher  den  Senat,  berieth, 
nachdem  er  die  Zeugen  verhört,  mit  ihm,  wie  er  den  Verräther 
strafen,  wie  die  Strafe  ausführen,  wie  Alba  selbst  für  die  Zu- 
kunft unschädlich  machen  sollte.  Nachdem  er  für  alle  seine 
Massregeln  im  Voraus  die  Billigung  des  Senates  erhalten  hatte, 
sitzt  er  dann  zu  Gericht  und  führt  das  Beschlossene  aus.  Ein 
ähnliches  Verfahren  fand  in  demjenigen  Falle  statt,  den  man 
allein  für  die  Verwendung  des  Senates  als  richterlicher  Behörde 
unter  den  Königen  anführt.50)  Der  König  Tarquinius  war  auf 
Anstiften  der  Söhne  von  Ancus  Marcius  durch  Hirten  getödtet 
worden;  aber  man  hatte  den  Tod  des  Königs  verheimlicht  und 
Servius  Tullius  als  dessen  Stellvertreter  die  Macht  an  sich  ge- 
rissen. Livius b)  berichtet  nicht  über  die  Strafe  der  Mörder, 
von  den  Anstiftern  des  Mordes  nur,  sie  seien  nach  Suessa  Po- 


a)  Dionys.  III,  26  und  27  und  30. 

b)  Liv.  I,  41. 
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metia  in  die  Verbannung  gegangen.  Zonaras  erzählt,  *)  Servius 
habe  die  Mörder  vor  den  Senat  geführt:  sie  seien  verurtheilt  und 
lungerichtet  worden.  Aber  er  sagt  damit  nicht,  sie  seien  im  Se- 
nate verurtheilt  worden.  Servius  mochte  im  Senate  die  Sache 
erzählen,  auch  die  Mörder  und  andere  Zeugen  dort  vernehmen; 
aber  die  förmliche  Verurtheilung  geschah  ohne  den  Senat  an  or- 
dentlicher Gerichtsstätte.  Aus  Dionysius’  Erzählung  ergiebt  sich 
über  die  Mitwirkung  des  Senates  nichts b);  im  Gegentheil  die 
Verurtheilung  der  Söhne  von  Ancus  Marcius  (und  auch  über  sie 
musste,  wenn  überhaupt  eine  Verhandlung  im  Senate  stattfand, 
dort  gesprochen  worden  sein)  geschah  auf  dem  Markte:  sie  wur- 
den durch  den  Herold  vor  Gericht  geladen  und  als  sie  nicht 
erschienen,  ihre  Verbannung  als  gesetzmässig  ausgesprochen, 
ihre  Güter  eingezogen. 

Also  der  Senat  hatte  unter  den  Königen  keinen  Theil  an 
der  richterlichen  Gewalt.  Aber  den  Priestern  hat  man  Theil- 
nalime  daran  zugeschrieben  und  von  geistlichen  Gerichten  ge- 
sprochen, denen  Bestrafung,  ja  sogar  in  gewissen  Fällen  die 
Hinrichtung  Römischer  Bürger  und  Bürgerinnen,  ohne  Zuziehung 
der  weltlichen  Gerichtsbarkeit,  zugestanden  hätte.  Die  Frage  ist 
interessant  und  von  den  Gelehrten  auf  verschiedene  Weise  be- 
antwortet worden:  einige  haben  sie  bejaht,  andere  wenigstens 
für  die  Königszeit  verneint.  Auch  wir  müssen  sie  hier  behan- 
deln, wollen  aber,  tun  nicht  Zusammengehöriges  zu  trennen,  die 
königliche  mit  der  republicanischen  Zeit  verbinden  und  über  die 
sogenannte  geistliche  Gerichtsbarkeit  bei  den  Römern  überhaupt 
sprechen. 

Freilich  ist  dieser  Ausdruck,  wenn  man  ihn  im  heutigen 
Sinne  nimmt,  nicht  passend.  Denn  es  hat  in  Rom  niemals,  was 
wir  sagen,  einen  geistlichen  Stand  gegeben.  Die  niedem  Priester- 
ämter  mögen  zum  Theil  von  Leuten  verwaltet  worden  sein, 
welche  daraus  eine  Beschäftigung  machten  und  ihren  Lebens- 


a)  Zonaras  Vü,  9 tob;  ai>x<5y_ttpa;  xoü  Tapxuvtou  irpo;  tt]v  ftp ouofav 

’p'tiifiift,  ?ti  Ttjv  Iirtjio'jXijv  totya  • Ixi  fäp  JfjV  ixt Tvov  irpojEroteixo  xx\  ol 
fav  ditldavov,  ol  8d  xoü  Mapxto’j  olot  tpoßrjttlvxEt  t(«  OioXoi- 

«ox  xaxltpuyov. 

b)  Dionys.  III,  73  und  IV,  5. 
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unterhalt  zogen:  sie  beanspruchten  aber  deshalb  nie,  einen  be- 
sondern,  oder  gar  einen  vor  den  übrigen  ausgezeichneten  Stand 
zu  bilden.  Die  bCtheru  Priesterämter  waren  stets  Ehrenauszeich- 
nungen  von  Staatsmännern,  welche  deshalb  nicht  aufhörten, 
Staatsmänner  zu,  sein.  Es  konnte  daher  auch  keine  geistliche 
Gerichtsbarkeit  geben,  vermöge  welcher  die  Mitglieder  des  geist- 
lichen Standes  bei  allen  Vergehungen  vor  geistliche  Gerichtshöfe 
gezogen  worden  wären:  es  kann  nur  die  Frage  sein,  ob  und  in 
wie  weit  die  Priester  ( pontifices)  in  Sachen,  welche  die  Religion 
angingen,  eine  Gerichtsbarkeit  gehabt  haben.  Die  neuere  An- 
sicht60) darüber  ist  folgende.  Unter  den  Königen , nimmt  man 
an,  habe  keine  Gerichtsbarkeit  der  Priester  über  Religionsverge- 
hen bestanden:  die  Machtfülle  der  Könige  sei  im  Rechtsprechen 
unbeschränkt  und  gleicherweise  über  Religions-  und  weltliche 
Verbrechen  ausgedehnt  gewesen.  Dagegen  in  der  republicauischen 
Zeit  hätten  die  Priester  freier  gestanden : sie  hätten  eine  umfang- 
reiche, selbst  bis  zur  Todesstrafe  sich  erstreckende,  Gerichtsbar- 
keit auch  über  Personen  nicht  priesterliehen  Standes  gehabt.  Diese 
Verschiedenheit  in  den  Rechten  der  Priester,  welche  in  der  kö- 
niglichen und  republicanischen  Zeit  bestehen  soll,  ist  bemerkens- 
werth.  Sie  ist  an  sich  nicht  wahrscheinlich,  so  sehr  die  Priester 
auch  durch  die  Vertreibung  der  Könige  thatsächlich  einen  unab- 
hängigeren Einfluss  auf  den  Staat  gewinnen  mochten.  Es  herrscht 
bei  den  Römern  durch  alle  Zeiten  hindurch  solche  Gleichmässig- 
keit  der  Rechtsanschauungen,  dass  eine  so  starke  Veränderung 
in  einem  der  wichtigsten  Theile  des  Staatslebens  schwerlich  ein- 
getreten sein  wird. 

Dass  in  der  königlichen  Zeit  keine  abgesonderte  geistliche 
Gerichtsbarkeit  irgend  einer  Art  bestand,  ist  sicher.  Der  Ueber- 
lieferung  nach  schuf  der  König  die  Priester,  wies  ihnen  ihre  Ob- 
liegenheiten an  und  war  nicht  minder  kundig  des  geistlichen, 
wie  des  weltlichen  Rechtes.  Unter  seinen  ersten  Pflichten  wird 
die  Sorge  für  die  Religion  genannt  *)  und  in  deren  Ausübung 
war  er  nicht,  wie  in  seinen  weltlichen  Pflichten,  an  die  Mitwir- 
kung der  andern  Staatsgewalten  gebunden.  Dionysius,  wo  er 

a)  Dionys.  II,  14. 
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ron  der  Einsetzung  der  Priester  durch  Numa  erzählt,  sagt  aus- 
drücklich:*) „sie  sind  Herren  über  die  wichtigsten  Sachen. 
Denn  sie  richten  über  alle  religiösen  Fälle  sowohl  für  Privat- 
leute, als  für  die  Beamten,  als  für  die  Diener  der  Götter“,  und 
später : „sie  sind  unverantwortlich  gegen  jedes  Gericht  und  jede 
Strafe,  weder  dem  Senate  Rechenschaft  gebend  noch  dem  Volke“. 
Also  die  Könige  verpflichtete  nicht  das  Herkommen,  bei  ihren 
Entschlüssen  über  religiöse  Sachen  den  Rath  des  Senates  einzu- 
holen,  noch  dachten  sie  je  daran,  in  dieser  Beziehung  ihre  Macht 
mit  dem  Volke  zu  theilen.  Es  war  ein  durchgehender  Grundsatz 
des  Römischen  Staates,  die  Kenntniss  der  Religion  und  der  Ce- 
rimonien  als  besondere  Wissenschaft  anzusehen,  und  sie  dem- 
gemäss der  Aufsicht  der  weltlichen  Behörden  zu  entziehen.  Un- 
ter den  Königen  gab  es  noch  keinen  Oberpriester  (ponti/ex  >rm- 
zimu*):  der  König  führte  als  solcher  die  Aufsicht  über  das 
Collegium  der  Pontitices, 61)  und  war  zugleich  das  erste  Mitglied 
desselben.  Somit  lag  in  ihm  die  höchste  richterliche  Gewalt  mit 
der  höchsten  geistlichen  vereinigt  und  von  der  Frage,  ob  die 
eine  die  andere  beherrscht  habe,  kann  in  königlicher  Zeit  eigent- 
lich nicht  die  Rede  sein. 

Bei  Errichtung  der  Republik  trat  eine  Trennung  ein:  die 
weltliche  Macht  ging  auf  die  Consuln  über,  die  geistliche  auf 
denjenigen,  welcher  nicht  sogleich,  aber  allmälig  den  Namen 
Oberpriester  erhielt.  Denn  der  für  die  Opfer  an  des  Königs 
Stelle  ernannte  rex  sacrißculua  wurde  ausdrücklich  von  der  Aus- 
übung aller  politischen  Macht  ausgeschlossen.  Der  Zusammen- 
hang der  Staatsgewalten  begründet  die  Vermuthung,  dass  der 
neue  Oberpriester  zu  dem  Collegium  der  Pontitices  eben  so  wie 
«inst  der  König  gestanden  habe.  Die  Erben  der  weltlichen 
Macht,  die  Consuln,  änderten  auch  nicht  die  Stellung,  welche 
ehemals  die  Könige  zu  dem  Senate,  als  einer  berathenden  Körper- 
schaft eingenommen  hatten.  Frühere  Gelehrte  stellten  sich  das 
Whältniss  anders  vor:  sie  meinten,  der  Oberpriester  habe  nach 

»5  Dionys.  U,  73  etoi  5 t [xEpotiuv  rpafpa'-iuv  x'ipior  xxi  pip  5tx«tCou- 
*'  o-Vroi  -rii  iepx;  &;xa{  izdait  iöufciaic  te  xai  xpyro'jot  xxt  XtiTOup-yol; 

— Etat  te  «Ivurfiftovoi  rrfar,;  5lxr(?  xal  Cx/fua;.  oüte  Xdytiv  dzo- 
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nothwendiger  Zuziehung  des  nach  Stimmenmehrheit  entscheiden- 
den Collegiums  gleich  dem  Vorsitzenden  eines  Gerichtshofes 
seine  Entscheidungen  gefallt.  Indessen  ein  solches  Verhältnis 
zwischen  einem  Beamten  und  einer  Versammlung  gab  es  zu 
Anfang  der  Republik  noch  nicht  im  Römischen  Staate:  es  bil- 
dete sich  erst  später  in  den  Geschworengerichten.  Daher  hat 
man  in  neuerer  Zeit  jene  Ansicht  verworfen.62)  Der  Hauptgrund 
gegen  dieselbe  liegt  in  dem  Umstande,  dass  keine  Anzahl  von 
Pontifit  •es  bestimmt  war,  welche  zum  Fassen  einer  gültigen  Ent- 
scheidung nötliig  gewesen  wäre,  eine  Bestimmung,  ohne  welche 
das  Collegium  nicht  nach  Art  eines  Richtercollegiums  entschei- 
den konnte.  Zwar  findet  sich  bei  Cicero  •)  die  Aeusserung,  die- 
jenigen religiösen  Entscheidungen,  welche  drei  Priester  getroffen 
hätten,  seien  immer  vom  Römischen  Volke  und  allen  Staatsge- 
walten geachtet  worden.  Diese  Sitte  ist  entstanden  aus  der 
Beobachtung  der  Mehrheit  ; denn  das  älteste  Collegium  der  Pon- 
tifices bestand  aus  fünf  Mitgliedern.  Dass  es  aber  eben  nur  eine 
Sitte,  ein  Gebraucli  ist,  beweist  Ciceros  Ausdruck  selbst,  wenn 
er  sagt  , die  Ansicht  von  drei  Mitgliedern  sei  dem  Römischen 
Volke  immer  „hinreichend  ehrwürdig  und  heilig“  erschienen; 
darin  liegt  nicht  die  Bezeichnung  einer  festen  Regel,  einer  gesetz- 
lichen Bestimmung.  Auch  an  sich  war  eine  Festsetzung  der 
Mehrheit  auf  drei  zu  Ciceros  Zeit  unmöglich;  denn  die  Zahl  der 
Mitglieder  war  seit  dem  Ogulnischen  Gesetz  bis  auf  Sulla  acht, 
später  fünfzehn,  unter  den  Kaisern  unbestimmt.  Hätten  auch 
damals  drei  Priester  endgültig  entscheiden  können  und  musste 
der  Oberpriester  diese  Entscheidung  annehmen,  so  hätte  eine 
sehr  geringe  Zahl  alle  Gewalt  gehabt  und  die  l'rtheile  des  Col- 
legiums wären  zufällig  geworden.  In  den  Worten  Ciceros  kann 
daher  nur  der  Sinn  liegen,  drei  Pontifices  genügten,  uni  das 
Collegium  darzustellen;  aber  die  gültige  Entscheidung  konnte 
nicht  in  den  Händen  eines  solchen  Collegiums,  sondern  uur  bei 
dem  Erben  der  königlichen  Macht,  dem  Oberpriester  selbst,  lie- 


a)  Cicero  de  har.  respotis.  6,  12  quod  trcs  pontifices  statuissent,  id 
semper  popuio  Romano,  semper  senatui,  semper  ipsis  dis  immortalibus  satis 
sanctum,  satis  augustum,  satis  religiosum  esse  Visum  est. 
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gen.  Diesem  Verhältnis»  widerspricht  auch  nicht  die  Erzählung 
von  dem  Oherpriester  Licinius  hei  Livius.  *)  Es  handelte  sich 
im  Senate  darum,  dass  ein  Staatsgelübde  in  der  Höhe  einer 
nicht  bestimmten  (»eidsumme  (ex  pecunia  incerta)  geschehen 
sollte:  der  Oberpriester,  der  zugegen  war,  erklärte,  dies  sei 
nach  religiösen  Grundsätzen  nicht  erlaubt.  Darauf  bekommt  der 
Consul  den  Auftrag,  das  Collegium  der  Pontifices  zu  fragen: 
dieses  entscheidet  gegen  den  Oberpriester,  das  Gelübde  wird 
gethan  und  der  Oberpriester  selbst  vollzieht  dabei  die  religiösen 
Cerimonien.  Müsste  man  dies  so  verstehen,  als  ob  der  Ober- 
priester zuerst  seine  Meinung  abgegeben  und  dann  das  Colle- 
gium gegen  ihn  entschieden  habe,  so  käme  man  in  der  That 
zu  dem  Ergebniss,  dass  die  Entscheidung  nicht  von  dem  Ober- 
priester, sondern  nur  von  seinen  Collegen  abgehangen  habe, 
dass  die  Stimmenzahl  das  Massgebende  gewesen  sei:  man  ver- 
misste dann  eine  Nachricht  über  die  zu  einem  Beschlüsse  nöthige 
Zahl  der  Anwesenden,  man  schriebe  dem  Collegium  der  Ponti- 
fices einen  richterlichen  Charakter  zu.  Indessen  Livius’  Bericht 
kann  man  auch  als  abgekürzt  betrachten.  Bei  den  Verhandlun- 
gen im  Senate  machte  der  Oberpriester  den  Einwurf,  ein  Staats- 
gelübde könnte  nur  auf  eine  bestimmte  Summe  gerichtet  werden : 
er  machte  ihn  in  der  Sitzung  selbst,  ohne  die  Sache  und  das 
Herkommen  untersucht  zu  haben.  Ohne  Zweifel  widersprachen 
sogleich  Einige  und  der  Senat,  aus  Achtung  vor  der  Aeusse- 
rung  des  Oberpriesters,  trug  dem  Consul  auf,  die  Sache  den 
ordnungsmässigen  Weg  gehen  zu  lassen  und  der  Begutachtung 
der  Pontifices  und  des  Oberpriesters  zu  überweisen:  das  Resul- 
tat ihres  Gutachtens  war,  dass  Beide,  das  Collegium  und  der 
Oberpriester  selbst,  sich  für  die  Zulassung  des  Gelübdes  ausspra- 
ehen.  Wir  haben  also  bei  Livius  nicht  eine  Nachricht  über  die 
Art  der  Besdilussfassung  oder  die  Abstimmung  des  Collegiums 
der  Pontifices,  sondern  über  eine  Uebereilung  des  Oberpriesters 
und  die  Rücksicht,  welche  man  demselben  von  Seiten  der  übri- 
gen Staatsbehörden  zeigte. 

Die  Stellung  des  Oberpriesters  war  demnach  dieselbe,  wie 


»}  Liv.  XXXI,  4. 
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diejenige  der  übrigen  Beamten,  der  Consuln  und  der  Prätoren. 
Diese  entscheiden  selbständig;  aber  die  Sitt  - giebt  ihnen  einen 
selbstgewählten  Beirath,  auf  den  sie  hören  uud  iu  dem  sie  nach 
Stimmenmehrheit  entscheiden  lassen.  Der  Oberpriester  entschei- 
det auelt  selbständig,  hat  aber  seinen  stehendeu  Beirath  in  dem 
Collegium  der  Pontifices,  das  ihm  durch  R'-ligion  und  Sitte  bei- 
geordnet ist.  Die  übrigen  Beamten  sind  für  ihre  Entscheidungen, 
selbst  wenn  sie  dieselben  nach  dem  Gutachten  ihres  Beirathes 
gegeben  haben,  persönlich  verantwortlich,  der  Oberpriester  ist  in 
keinem  Fall  weder  dem  Volke  noch  dem  Senate  Rechenschaft 
schuldig.  In  seiner  eigenen  Sache,  erzählt  Cicero  *),  hätten  sehr 
viele  Pontifices  der  Sitzung  beigewohnt  und  ihre  Stimme  zu  seinen 
Gunsten  abgegeben.  „Leber  keine  Sache,  sagt  er,  hat  jemals 
eine  so  zahlreich  besuchte  Sitzung  der  Pontifices  statt  gefunden, 
nicht  einmal,  wo  es  sich  um  Leben  und  Tod  von  Vestalischen 
Jungfrauen  handelte.  Und  doch  ist  es  bei  der  Untersuchung 
eines  Verbrechens  wichtig,  dass  so  viele  als  möglich  zugegen 
sind;  denn  dabei  haben  die  Pontifices  die  Macht  nicht  bloss  von 
Auslegern  des  Herkommens,  sondern  auch  von  Richtern.  Die 
Auslegung  des  religiösen  Rechtes  kann  selbst  von  einem  einzigen 
erfahrenen  Priester  richtig  geschehen;  aber  es  wäre  hart  und 
unbillig,  wenn  dies  auch  bei  einem  Gerichte  über  Leben  und 
Tod  geschähe."  Hier  erklärt  Cicero  ausdrücklich,  wenngleich 
in  seiner  Sache  das  zahlreich  versammelte  Collegium  geurtheilt 
hätte,  reichten  doch  sonst  wenige , ja  selbst  ein  Pontifex  hin  und 
dieser,  wahrscheinlich  der  Oberpriester,  dürfe  sogar  über  das 
Leben  einer  Vestalischen  Jungfrau  absprechen  — ein  vollkom- 
mener Beweis,  dass  collegialische  Behandlung  der  unter  den 
Spruch  der  Pontifices  fallenden  Gegenstände,  wenn  gleich  viel- 
leicht herkömmlich,  doch  nicht  nothwendig  war.  Herkömmlich 


a)  Cic.  de  har.  resp.  7,  13  an  der  schon  oben  angeführten  Stelle: 
Nego  unquain  ]K>st  sacra  constituta , quorum  eadem  est  antiquitas  quae 
ipsius  urbis,  ulla  de  re.  ne  de  capitc  quidem  virginum  Vestalium,  tarn  fre- 
quens  eollegium  iudirasse:  quaniquaui  ad  facinoris  disquisitionem  interest 
adesse  quam  plurimos;  ita  enim  est  interpretatio  illa  pontifieum,  ut  eidem 
potestatem  habeant  iudieum.  Rcligionis  explanatio  vel  ab  uno  potitifice  p<»- 
rito  recte  fieri  potest,  quod  idem  in  iudicio  capitis  durum  atque  iniquum  est. 
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war  es  auch,  dass  eine  förmliche  Untersuchung  stattfand;  es 
sprachen  Anwälte  von  beiden  Seiten,  die  Verhandlung  war 
öffentlich.  *)  Ais«  der  Oberpriester  sprach  die  Entscheidung, 
aber  nach  der  Ansicht  des  Collegiums  (de  collet/ii  sententia), 
nach  ordentlich  untersuchter  Sache : er  selbst  vertrat  den  Spruch, 
mochte  derselbe,  wie  es  gewöhnlich  war,  von  der  Mehrheit  sei- 
ner Collegen  ausgeheu,  oder,  wie  es  ohne  Zweifel  auch  öfter 
geschah,  von  ihm  allein  herrühreu.63) 

Demnach  kann  man  bei  der  Untersuchung  über  die  geist- 
liche Gerichtsbarkeit  das  Collegium  der  Pontifices  unerwähnt 
lassen:  es  kommt  nur  auf  die  Amtsgewalt  des  Oberpriesters  an. 
Diese  war,  wie  die  der  andern  Beamten,  eine  doppelte,  erstlich 
eine  Zwangsgewalt,  welche  ihm  die  Mittel  darbot,  um  seinen 
Befehlen  Gehorsam  zu  verschaffen,  zweitens  die  richterliche  Ge- 
walt, vermöge  deren  er  über  bestimmte  Verbrechen  entschied. 
Das  erste  ist  das  geringere.  Wenn  der  Oberpriester  in  ihm  be- 
fchränktund  einer  höheren  Gewalt  unterworfen  ist,  so  darf  man 
mit  Sicherheit  eine  noch  grössere  Beschränkung  bei  seiner  rich- 
terlichen Gewalt  annehmen.  Freilich  machen  wir,  wie  wir  aus- 
drücklich bemerken,  diesen  Unterschied  in  der  Amtsgewalt  des 
Oberpriesters  nach  der  Anschauung  unserer  Zeit,  nicht  nach  der 
Ansicht  des  Römischen  Alterthums.  Dieses  nannte  das  Entschei- 
den in  beiden  Fällen  „urtheileu". b) 

Die  Zwangsgewalt  also  konnte  geübt  werden  entweder  ge- 
?en  die  Mitglieder  des  eigenen  Collegiums  oder  gegen  ausser- 
halb desselben  stehende  Priester,  Beamte  und  Privatpersonen. 
Es  wird  uns  von  vier  Fällen  berichtet,  in  denen  der  Oberprie- 
■tcr  gegen  Mitglieder  seines  Collegiums  wegen  Ungehorsam  Stra- 
fen verhängte.  Alle  Fälle  sind  aus  der  besten  Zeit  der  Repu- 


»5  Cic.  1.  1.  6,  12  causa  cognita,  duobus  locis  dicta,  maxirna  frequentia 
«aptissimonrm  ac  sapientissimorutn  civium  astante. 

b)  Dionys.  II.  73  Etat  tiüv  peyiartov  rpxYpxTtuv  x'iptot  • xxl  yap  Stxct- 
.«jsr»  vjtot  aä;  tepa;  ?(xa;  änxaa;  tSuÖTat?  -t  xat  ofpyouat  xai  XEtToopyotj 
Paul.  Ejtc.  Fest.  p.  126  maximus  |K)ntifcx  dicitur,  quod  maximus 
Rra®.  quae  ad  sacra  et  religioncs  pertinent,  iudex  sit  vindexque  coutu- 
Sjfiae  privatorum  magistratuumque.  Cicero  an  der  angeführten  Stelle, 
^ bar.  resp.  7,  13  sagt  von  der  Entscheidung  der  Priester  über  sein  Haus : 
-Vgo-uIU  de  re -tarn  frequens  Consilium  iudicasse. 
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blik.  ln  drei  derselben  bandelt  es  sich  darum,  dass  der  Ober- 
priester einem  Flamen,  dem  Martialis  und  Quirinalis,  nicht 
gestatten  will,  in  die  Provinz  zu  gehen.  Der  erste  Fall  ist  vom 
Jahre  242  v.  dir.,  des  Oberpriesters  Q.  Caecilius  Metellus  gegen 
den  Consul  A.  Postumius  Albinus*) ; der  zweite  von  189  v.  dir. 
des  Oberpriesters  P.  Licinius  gegen  den  Prätor  Q.  Fabius  Pi- 
ctor;h)  der  dritte  von  131  v.  Chr.  des  Oberpriesters  P.  Licinius 
Crassus,  der  seinem  Collegeu  im  Cousulat  L.  Valerius  Flaceus 
nicht  erlauben  will,  den  Krieg  gegen  Aristonicus  zu  führen.') 
Der  vierte  Fall  endlich  vom  Jahre  180  v.  Chr.  ist  ähnlich.  Der 
Oberpriester  C.  Servilius  wollte  den  zum  rex  sacrorum  bestimm- 
ten L.  Cornelius  Dolabella  nicht  anders  einweihen,  als  wenn  der- 
selbe ein  von  ihm  bekleidetes  Amt  (er  war  Ilvir  navalis ) nie- 
derlegte. ln  allen  diesen  Fällen  legte  der  Oberpriester  denen,  die 
seinem  Befehl  nicht  nachkommen  wollten,  eine  Geldstrafe  auf,  die 
mit  Strafe  Bedrohten  riefen  die  Volkstribunen  zu  Hülfe  und  legten 
Berufung  an  die  Volksversammlung  ein.  Das  Volk  entschied 
am  Ende,  durch  religiöse  Gründe  bewogen,  immer  zu  Gunsten 
des  Oberpriesters,  erliess  aber  die  Geldstrafe.  Dies  Letztere 
sagen  ausdrücklich  Cicero  und  Livius. <l)  Es  war  also  des  Ober- 
priesters Gewalt  in  dieser  Beziehung  nicht  unumschränkt:  es 
konnten  die  Volkstribunen  eingreifen,  es  konnte  von  ihr,  wie 
von  dem  L’rtheil  jedes  andern  Beamten , Berufung  an  das  Volk 
eingelegt  werden  und  dieses  hatte  die  höhere  Entscheidung.  In 
dem  einem  Falle,  wo  der  rex  sacrorum  sein  weltliches  Amt  nicht 
hatte  niederlegen  wollen,  war  die  Sache  eigen  gegangen.  Es  war 
bei  der  Volksversammlung  der  Antrag  gestellt  worden,  der  zu 
Weihende  solle  sich  dem  Oberpriester  fügen  und  dafür  die  Geld- 
strafe erlassen  bekommen:  die  Mehrzahl  der  Tribus  hatte  dies 
genehmigt,  als  die  Comitien  wegen  Unwetters  aufgehoben  wur- 
den. Eine  neue  Volksversammlung  fand  nicht  statt  und  der 
Oberpriester  weihte  nicht  den  Anfangs  dazu  Bestimmten,  sondern 


a)  Liv.  ep.  XIX;  Val.  Max.  I,  1,  2. 

b)  Liv.  xxxvn,  51. 

c)  Cic.  Phil.  XI,  8,  18. 

d)  Liv.  XL,  42. 
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einen  Andern.  Er  wich  also  von  der  Entscheidung  des  Volkes 
ab,  aber  nur  deshalb,  weil  dieselbe,  wenngleich  thatsächlich 
vorhanden,  dennoch  nicht  in  der  gehörigen  Form  erlassen  und 
gesetzlich  nicht  abgegeben  war  — ein  bemerkenswerthes  Bei- 
spiel, dass  das  Urtheil  der  Volksversammlung  von  der  durch 
den  Vorsitzenden  erlassenen  Bekanntmachung  abhing.  Der  Se- 
nat batte  in  allen  diesen  Fällen  keine  Entscheidung.  Er  konnte 
allerdings  sein  Gutachten  abgeben  und  Vermittelung  versuchen: 
in  so  weit  wird  er  bei  dem  Streite  des  Prätor  Q.  Fabius  mit 
dem  Oberpriester  erwähnt.  Aber  die  endgültige  Entscheidung 
ging  vom  Volke  aus. 

Wenn  die  Zwangsgewalt  des  Oberpriesters  gegeu  die  Mit- 
glieder seines  eigenen  Collegiums  und  in  unzweifelhaft  religiösen 
Fragen  auf  diese  Weise  beschränkt  war,  so  konnte  sie  nicht 
grösser  sein  gegen  andere  Priester  oder  gar  gegen  Beamte  und 
Privatpersonen:  immer  musste  es  den  Betrotfeuen  frei  stehen, 
die  Volkstribunen  zu  Hülfe  zu  rufen  und  sich  des  Rechtsmittels 
der  Provocation  zu  bedienen.  Der  Oberpriester  konnte  thatsäch- 
lich  mehr  Einfluss  haben  auf  niedrig  stehende  Bürger,  denen 
es  nicht  leicht  war,  die  Hülfe  der  Tribunen  zu  gewinnen.  Aber 
gesetzlich  musste  seine  Gewalt  am  meisten  in  der  Leitung  seines 
eigenen  Collegiums  hervortreten.  Wir  linden  einen  Fall  erwähnt, 
wo  der  Oberpriester  einem  Augur  eine  Geldstrafe  auferlegte: 
dieser  legte  Berufung  an  das  Volk  ein.1)  Für  Einwirkung  auf 
Beamte  und  Privatpersonen  fehlte  es  dem  Oberpriester  selbst 
an  äussern  Mitteln : er  hatte  nicht  Lictoren  oder  andere 
Diener,  denen  Zwang  erlaubt  gewesen  wäre.  Er  musste  sich 
daher  auf  Beschlüsse  beschränken  und  zu  ihrer  Ausführung  die 
weltliche  Macht  in  Anspruch  nehmen.  Diese  folgte  ihm  in  der 
Regel  willig,  wie  war  denn  auch  iu  den  schon  angeführten  Bei- 
spielen gesehen  haben,  dass  die  Volksversammlung,  trotzdem 
die  selbstsüchtigen  Absichten  der  Oberpriester  nicht  zu  verken- 
nen waren,  dennoch  ihr  Ansehen  sorgfältig  schonte,  aus  religi- 
öser Scheu,  nicht  aus  gesetzlichem  Zwange.  Gleicherweise  hol- 
ten die  Beamten,  wo  religiöse  Fragen  vorkamen,  das  Gutachten 


a)  Festus  p.  343  s.  v.  Saturuo. 
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der  Pontifices  ein,  schalteten  aber  sonst  unumschränkt  nicht 
minder  in  geistlichen  Sachen  als  in  der  weltlichen  Regierung  des 
Staates. M) 

Die  richterliche  Gewalt  der  Pontifices,  wie  wir  sie  genannt 
haben,  beschränkt  sich  auf  diejenigen  Fälle,  in  denen  über  reli- 
giösen lucest  Vestalischer  Jungfrauen  zu  entscheiden  war.  Dass 
die  Stellung  des  Oberpriesters  seinen  Collegen  gegenüber  hierbei 
dieselbe  war,  wie  bei  der  Ausübung  der  Zwangsgewalt , ist  na- 
türlich : es  wird  ausdrücklich  bestätigt  durch  die  oben  *)  ange- 
führte Stelle  Ciceros,  in  der  er  keinen  Unterschied  zwischen 
sonstigen  Entscheidungen  des  Collegiums  und  den  Urtheilen  über 
Vestalische  Jungfrauen  macht  und  nur  bemerkt,  es  würde  hart 
und  unbillig  sein,  wenn  die  letztem  nur  von  einem  einzigen  Priester 
gefällt  würden.  Daher  wurde,  als  in  einem  Falle  das  Volk  mehr 
religiösen  Aberglauben  als  die  Pontifices  selber  zeigte  und  mit 
der  Freisprechung  von  Vestalinnen  unzufrieden  war,  der  Ober- 
priester, trotzdem  dass  er  seinen  Spruch  in  Uebereinstimmung 
mit  seinem  Collegium  gefällt  hatte,  gauz  besonders  getadelt  und 
angegriffen : b)  diese  Angriffe  wären  unmöglich  gewesen,  wenn 
er  an  das  Urtheil  seiner  Collegen  gebunden  war:  er  musste  ge- 
setzlich unumschränkt  und  allein  verantwortlich  sein.  Leber  das 
richterliche  Verfahren  vor  den  Pontifices  haben  wir  wenig  Nach- 
richt: es  scheint  dem  sonst  bei  weltlichen  Vergehen  geltenden 
nachgebildet  gewesen  zu  sein.  Es  fand  ein  Verhör  und  Foltern 
der  Sclaven,  die  der  Vestalin  angehörten,  statt, c)  auch  die  aus- 
reichendste Vertheidigung  der  Angeklagten:  der  Termine  gab  es 
so  viele,  als  nöthig  waren.  d) 

Indess  die  Hauptfrage  ist,  ob  die  Gerichtsbarkeit  des  Ober- 
priesters mit  seinem  Beirath  von  Pontifices  eine  unumschränkte 


a)  S.  oben  S.  106. 

b)  Ascon.  in  Mil.  p.  46  Sex.  Pedueaeus  tribunus  plebis  criininatus  est 
L.  Metellum.  pontificem  maximum,  totumque  collegium  pontificuin  male  iu- 
dicasse  de  incessto  virginuni  Yestalium. 

c)  Lfv.  VIII,  15;  Dionys.  Ylll,  89:  IX,  40. 

d)  Liv.  IV,  44  vom  Jahn’  420  v.  Chr.  Ampliatam , deinde  absolutam 
pro  collegii  sententia  pontifex  moximus  abstinere  iocis  colique  sancte  potius 
quam  scite  iussit. 
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war  oder  ob  es  eine  höhere  Instanz  über  ihr  gab.  Die  Berichte 
der  Schriftsteller  sind  schwankend  und  liefern  kein  sicheres  Er- 
jebniss.  Die  königliche  Zeit,  wo  der  oberste  Richter  auch  ober- 
ster Pontifex  und  die  höchste  weltliche  Macht  mit  der  geistlichen  - 
Gerichtsbarkeit  in  einer  Person  vereinigt  war,  kann  für  die  Ver- 
hältnisse der  Republik  nicht  massgebend  sein.  Wo  Dionysius“) 
von  der  Einsetzung  der  Vestalischen  Jungfrauen  durch  Numa 
berichtet,  sagt  er,  bei  Vergehungen  derselben  seien  Untersucher 
und  Vollzieher  der  Strafe  die  Pontifices:  er  beschreibt  dann  den 
Hergang  bei  Bestrafung  der  wegen  Unkeuschheit  Verurtheilten, 
die  lebendig  begraben  wurden.  Er  meint  nicht,  diese  Strafe  sei 
von  Numa  eingesetzt  worden:  er  hat  nur  die  Beschreibung  der 
Strafe,  wie  sie  später  und  überhaupt  während  der  längsten  Zeit 
des  Römischen  Staates  bestand,  sogleich  mit  der  Erzählung  von 
der  Einsetzung  der  Vestalinnen  verbunden.  Denn  dass  eine  Ver- 
änderung in  der  Strafe  der  Jungfrauen  eingetreten  sei,  berichtet 
er  selbst,  b)  wo  er  von  dem  Vergehen  der  Rhea  Silvia  erzählt, 
welche  ihr  Oheim  Amulius  mit  Ruthen  peitschen  und  hinrichten 
lassen  wollte:  das,  sagt  er,  wäre  damals  die  Strafe  der  Vesta- 
linnen  für  verletzte  Keuschheit  gewesen.  Ferner  erwähnt  er  spä- 
ter von  Tarquinius  Priscus, c)  derselbe  habe  die  Zahl  der  Vesta- 
linnen vermehrt  und  für  ihre  Unkeuschheit  eine  andere  Bestra- 
fung durch  die  Pontifices  angeordnet,  sie  auch  alsbald  selber  an 
der  Pinaria  vollzogen.  Denselben  Fall  erzählt  Zonaras,  d)  eben- 
falls mit  der  Bemerkung,  diese  Strafe  hätte  damals  Tarquinius 
zuerst  angewendet  Also  der  König  ändert  die  Strafe,  er  ver- 
mehrt die  Zahl  der  Vestalinnen:  es  heisst,  er  selbst  habe  eine 
Vestalin  verurtheilen  lassen  und  doch  auch  wieder,  die  Pontifices 


a)  Dionys.  LI,  67  u>v  £;txaaxat  x*  xai  xoXaaxai  xaxä  vrfpov  tlolv  oi 
wpo^dvxai. 

b)  Dionys.  I,  78  >0v  plvxoi  C<üaa;  xaxop'ixxtoöai  xajxa;  ö xd»v  iepituv 
«ijispt'ijt  vXuoj. 

e)  Dionys.  III,  67  Joxii  ii  xai  xd;  xipmpfa;,  al;  xoXctJovxat  itpö;  xüv 
wpoxavxiv  ai  pr(  (p'jXdaa&'jaat  xtjv  itapBtvlav,  ixttv o;  i;toptiv  rpo>xo;  — xp<S- 
ü xipwpta;  <5axi;  iuxtv,  x&XdJovai  xa;  Sia-pBapilaa;,  iv  x$  itpo  xauxTj; 
tstyoxai  uot  YpaorT. 
d)  Zon.  VII,  8. 
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hätten  Beides  gethan.  Alles  dies  ist  erklärlich,  wenn  man  fest- 
hält, dass  der  König,  wie  wir  auseiuandergesetzt  haben,  der 
höchste  Priester  war  und  das  Collegium  der  übrigen  Pontifices 
zu  seinem  Beirath  hatte.65)  Ganz  besonders  bemerkenswert!)  ist 
es,  dass  unter  den  Königen  eine  doppelte  Art  der  Strafe  für  die 
Vergehen  der  Vestalischen  Jungfrauen  bestand.  Die  eine  Art, 
die  in  der  vorrömischen  Zeit  und  unter  den  ersten  Königen  galt, 
war  eine  weltliche.  Sie  wurde  von  dem  Könige  als  weltlichen 
Herrscher  verhängt  und  ausgeführt,  und  war  derjenigen  gleich, 
welche  bei  vielen  Verbrechern  gegen  das  weltliche  Recht  ange- 
wendet wurde.  Die  zweite  geistliche  Art  der  Bestrafung,  von 
Tarquinius  erfunden,  wurde  von  den  Pontifices  ausgesprochen 
und  vollzogen:  sie  findet  sich  nur  bei  diesem  religiösen  luceste. 
Dieselbe  Vertauschung  der  weltlichen  und  geistlichen  Strafe,  nur 
in  umgekehrter  Ordnung,  fand  während  der  Republik  statt:  sie 
wird  durch  die  Vorgänge  der  ältesten  Zeit  erklärt. 

Es  ist,  wie  gesagt,  zweifelhaft,  in  welches  Verhältniss  die 
geistlichen  Gerichte  traten,  als  nach  Vertreibung  der  Könige  eine 
Trennung  der  weltlichen  und  geistlichen  Macht  stattfand.  Livius*) 
erwähnt  bei  der  Anklage  der  Postumia  ein  geistliches  Gericht 
der  Pontifices  mit  dem  Oberpriester  als  Vorsitzenden,  Dionysius6) 
bei  der  Verurtheiluug  der  Opimia  und  Orbilia  ebenfalls  ein  geist- 
liches Gericht  und  als  Vollzieher  der  Strafe  die  Pontifices,  Li- 
vius c)  später  bei  der  Verurtheilung  der  Minucia  und  Sextilia  ein 
gerichtliches  Verfahren,  ferner  bei  der  Verurtheilung  der  Opimia 
und  h loronia,  die  Ausführung  der  Strafe  sei  durch  die  Pontifices 
geschehen.'1)  Bei  zwei  andern  Vestalinnen,  der  Oppia  *)  und 
Tuceiaf),  heisst  es  nur,  sie  seien  verurtheilt  worden.  Nirgends 
finden  sich  Ausdrücke  oder  Nachrichten,  welche  eine  Abhängig- 
keit oder  Unabhängigkeit  des  geistlichen  Gerichtes  der  Pontifi- 
ces von  den  weltlichen  Behörden  beweisen.  Die  neueren  Gelehr- 

a)  Liv.  IV,  44. 

b)  Dionys.  VIII,  89  und  IV,  40. 

c)  Liv.  Vül,  15  und  ep.  XIV. 

d)  Liv.  XXII,  57. 

e)  Liv.  II,  42. 

f)  Liv.  ep.  XX. 
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len  haben  angenommen,  die  Gewalt  des  Oberpriesters  über  die 
Vestalinnen  sei  unumschränkt  gewesen : die  Vestalin , welche 
durch  die  Weihe  aus  der  väterlichen  Gewalt  trat,  sei  in  die  vä- 
terliche Gewalt  des  Oberpriesters  gekommen,  und  wie  der  Vater 
das  Recht  hatte,  seine  Tochter  zu  bestrafen  und  namentlich, 
wenn  er  sie  im  Ehebruch  ertappt  hatte,  zu  tödten,  so  habe  der 
Oberpriester  dasselbe  Recht  gegen  die  Vestalinnen  geübt.  Ja 
man  geht  noch  weiter  in  der  Annahme  dieser  Aehnlichkeit.  Der 
Vater  hatte  in  gewissen  Fällen  das  Recht,  den  Buhlen  seiner 
Tochter  zu  strafen:  ebenso  soll  der  Oberpriester  den  Buhlen  ei- 
ner Vestalin  haben  strafen  können.66)  Ausser  der  Erwähnung 
der  alten  Schriftsteller,  dass  und  wie  der  Buhle  einer  Vestalin 
bestraft  werden  sollte,  finden  wir  drei  Fälle  in  der  ältem  Römi- 
schen Geschichte  überliefert,  wo  die  Verführer  auf  barbarische 
Weise  bestraft  worden  sein  sollen,  bei  den  Processen  der  Opimia, 
der  Orbinia  und  der  Floronia:  das  alte  Gesetz  des  Königs  Tar- 
quinius  ist  also  in  geschichtlicher  Zeit  ausgeführt  worden.  Die 
Ausdrücke  von  Livius  und  Dionysius  sind  die  gleichen  bei  den 
Verführern,  wie  bei  den  Vestalinnen  selbst:  die  Pontifices 
sollen  auch  bei  jenen  die  Strafe  bestimmt  und  ausgeführt  haben. 

Demnach  kann  man  unmittelbar  aus  der  Ueberlieferung 
weder  für  noch  gegen  die  Abhängigkeit  der  geistlichen  Gerichts- 
höfe Gründe  anführen.  Indessen  an  sich  ist  es  wenig  glaublich, 
dass  der  Oberpriester  in  seiner  Criminalgerichtsbarkeit  selbstän- 
dig und  unumschränkt  gewesen  sein  soll,  während  die  Gerichts- 
barkeit der  weltlichen  Beamten,  welche  ebenfalls  als  Erben  der 
königlichen  Macht  galten,  seit  Einführung  der  Republik  beschränkt 
und  der  Aufsicht  des  Volkes  unterworfen  wurde.  Freilich  ist  es 
nicht  wahrscheinlich,  dass  das  Volk,  welches  in  dem  Vergehen 
einer  Vestalin  ein  Staatsunglück  sah,  sich  für  eine  von  den 
Priestern  für  schuldig  erklärte  verwendet  haben  sollte:  es  war 
eher  zu  grösserer  Strenge  geneigt  und  daraus  ist  zu  erklären, 
dass  sich  kein  Beispiel  einer  durch  das  Volk  bewirkten  Straf- 
milderung findet.  Aber  auch  in  anderer  Beziehung  konnte  sich 
die  Unselbständigkeit  des  geistlichen  Gerichtes  zeigen,  z.  B. 
darin,  dass  das  Volk  und  seine  Tribunen  auf  die  Führung  des 
Proeesses  Einfluss  übten.  Man  darf  nicht  zweifeln,  dass  sie  die 
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Macht  dazu  hatten.  Sonst  müsste  man  annehmen,  bei  den  Ge- 
setzen, welche  die  Tödtung  eines  Römischen  Bürgers  ohne  die 
Genehmigung  des  Volkes  untersagten,  und  denen,  welche  den 
Tribunen  die  Hülfeleistuug  an  Bedrängte  gestatteten,  sei  mit  den 
Vestalinneu  und  deren  Verführern  eine  Ausnahme  gemacht  wur- 
den: von  einer  solchen  Ausnahme  aber  wird  nicht  berichtet.  Im 
Gegentheil,  wie  wenig  man  der  geistlichen  Macht  Vorrechte  vor 
der  weltlichen  bewilligte,  beweist  die  oben  erläuterte*)  Stellung 
der  Oberpriester  in  Ausübung  ihrer  Zwangsgewalt.  War  sie 
beim  Auflegen  von  Geldstrafen  wegen  religiöser  Vergehen  an  die 
Einwilligung  des  Volkes  gebunden,  so  konnte  die  richterliche 
Gewalt  nicht  nur  über  die  Vestalinnen,  sondern  auch  über  deren 
Verführer  nicht  selbständig  sein,  eine  verhängte  Strafe  nicht 
ohne  Mitwirkung  der  weltlichen  Behörden  ausgeführt  werden. 
Dass  die  Pontifices  der  übereinstimmenden  Ueberlieferung  zufolge 
die  Vollziehung  der  Strafe  leiteten,  ist  kein  Beweis  für  die  Un- 
abhängigkeit ihrer  Entscheidung.  Denn  z.  B.  auch  bei  dem 
Process  des  Horatiers  wurden  nach  der  Freisprechung  Priester 
hinzugezogen b)  und  Aehnliches  geschah  in  vielen  Fällen,  wo  die 
Pontifices  auf  Veranlassung  oder  wenigstens  mit  Einwilligung 
der  Staatsbehörden  auftraten.  Die  väterliche  Gewalt,  welche 
der  Oberpriester  über  die  Vestalinnen  hatte,  reicht  nicht  aus, 
um  die  Bestrafung  nicht  nur  der  Vestalinnen  selbst,  sondern 
auch  ihrer  Verführer  zu  erklären.  Denn  nur  beim  Ergreifen  auf 
frischer  That  hatte  der  Vater  ein  Recht,  den  Verführer  seiner 
Tochter  zu  strafen.  Die  Pontifices  aber  verfolgten  die  Spuren 
des  religiösen  lneestes  ganz  wie  andere  Gerichte:  sie  verhörten 
Zeugen,  folterten  Sclaven,  suchten  alle  Beweise  auf,  um  längst 
geschehene  Verbrechen  aus  Licht  zu  bringen. 

Es  wird  aber  auch  durch  die  Ueberlieferung  bezeugt , dass 
das  Volk  sich  in  die  Gerichtsbarkeit  des  Oberpriesters  über  die 
Vestalimieu  einmischen  durfte  und  eingemischt  hat.  Cicero 
spricht  von  seinem  Hause,  das  in  Folge  des  Clodischen  Gesetzes 
den  Göttern  geweiht  worden  war  und  ihm  wieder  zum  Privat- 


a)  S.  oben  S.  109. 

b)  S.  oben  S.  98. 
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eigenthum  gegeben  werden  sollte:  er  sagt,  das  Römische  Volk, 
welches  die  höchste  Macht  über  alle  Sachen  bgsässe,  habe  iu 
Ceuturiatcoinitien  erklärt,  es  solle  ihm  wieder  gehören  und  die  re- 
ligiöse Weihe  gelöst  seiu. l)  Er  erkennt  selbst  iu  einer  nur  reli- 
giösen Frage  des  Volkes  Hoheit  an  und  schreibt  ihm  ohne  Aus- 
nahme in  allen  Sachen  die  höchste  Gewalt  zu.  Demgemäss  hat 
sicli  das  Volk  in  das  Urtheil  der  Pontifices  über  Vestalinnen 
eingemischt  im  Jahre  114  v.  Chr.  Damals  wurden  drei  Vesta- 
linnen,  Aemilia,  Licinia  und  Marcia  auf  Anzeige  eines  Selaven 
der  L nkeuschheit  beschuldigt : b)  die  Sache  wurde  von  dem  Ober- 
priester L.  Metellus  und  dem  Collegium  der  Pontifices  verhan- 
delt und  Aemilia  im  Monat  December  verurteilt,')  die  beiden 
andern  iu  darauf  folgenden  Processen  freigesprochen.  Indessen 
der  Volkstribun  Sex.  Peducaeus  beschuldigte  den  Oberpriester 
zu  grosser  Milde  und  setzte  beim  Römischen  Volk  ein  Gesetz 
durch,  iu  Folge  dessen  der  seiner  Strenge  wegen  berühmte  L. 
Cassius  als  Vorsitzender  mit  einem  besondern  Gerichtshöfe  ein- 
gesetzt wurde,  um  von  Neuem  die  Untersuchung  de  incestu  zu 
führen,  und  zwar  nicht  nur  gegen  Bürger,  welche  bei  dem  In- 
eest  betheiligt  gewesen  wären,  sondern  auch  gegen  die  Vesta- 
liuneu,  selbst  gegen  die  von  den  Pontifices  schon  freigesproche- 
neu.  Dieser  Gerichtshof  bestand  ohne  Zweifel  aus  Römischen 
Kittern  als  Richtern,  die  Formen  der  Verhandlung  waren  die- 
selben wie  bei  andern  Geschworengerichteu  damaliger  Zeit. 
Wir  wissen,  dass  die  Verteidigung  der  Licinia  von  dem  be- 
rühmten Redner  L.  Crassus  geführt  wrurde,d)  dass  Folterung  der 
Selaven  zur  Beweisführung  stattfand , *)  dass  für  die  des  In- 
eestes  angeklagten  Verführer  die  allgemein  gesetzliche  Vorschrift, 
wonach  im  Dienste  des  Staates  Befindliche  nicht  angeklagt  wer- 
den durften,  galt:  der  Redner  M.  Antonius  wurde  angeklagt, 

a)  Cic.  de  har.  resp.  6,  11  deinde  eandem  doinum  populus  Romanus, 
coins  est  summa  potestas  ornnium  re  rum , comitiis  centuriatja  oran  iura  aeta- 
tum  ordiuumque  suffrugiis  eodem  iure  esse  iussit,  quo  fuisset. 

b)  Lho  Cass.  fragm.  91,  92;  Obscq.  97;  Liv.  ep.  LXJI1. 

c)  Macrob  Sat.  I,  10. 

d)  Cic.  Brut.  48. 

e)  Val.  Max.  VI,  8.  1. 

f)  Val.  Max.  11J,  7,  9. 
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aber  freigesprochen.  Ueber  die  Strafe,  welche  dieser  Gerichts- 
hof verhängte,  wird  nichts  ausdrücklich  gemeldet.  Es  war  aber 
sicherlich  nicht  dieselbe,  welche  der  Oberpriester  aussprach  und 
vollzog,  dass  die  Vestalinuen  lebendig  begraben,  ihre  Verführer 
zu  lode  gegeisselt  wurden.  Sie  hätte,  da  die  Pontifices  ein 
freisprechendes  U rt heil  gefallt  hatten,  selbst  nicht  ausgeführt 
werden  können.  Es  war  also  wohl  nur  die  härteste,  welche  ein 
Geschworengericht  damals  verhängen  konnte,  Aechtung,  Unter- 
sagung von  Wasser  und  Feuer,  aber  mit  der  Erlaubniss,  durch 
freiwillige  Verbannung  dein  bösesten  Theile  der  Strafe  zu  ent- 
gehen. Denn  es  wurden  jetzt  nicht  nur  jene  beiden  Vestalinnen, 
welche  vom  Oberpriester  freigesprocheu  waren,  verurtheilt,  son- 
dern noch  mehrere  andere. a)  Welche  Berichte  würden  wir  haben, 
wäre  an  ihnen  allen  die  alte,  grausame  Strafe  vollzogen  wor- 
den! Wir  hören  aber  nichts  von  ihrer  Bestrafung,  ein  deut- 
licher Beweis,  dass  nichts  ausserordentliches  geschah,  sondern 
nur  eine  Strafe,  wie  sie  vielfach  vorkam,  verhängt  wurde. 

Nach  diesem  sicher  überlieferten  Eingriffe  der  Volksversamm- 
lung in  die  von  dem  Oberpriester  und  den  Pontifices  entschie- 
denen Processe  lässt  sich  nicht  zweifeln,  dass  dem  Volke  über- 
haupt eine  oberrichterliche  Aufsicht  über  die  geistlichen  Gerichte 
zustand.  Trotz  der  ausserordentlichen  Scheu,  mit  der  es  jeden 
religiösen  Anstoss  vermied  und  trotz  des  allgemeinen  Aberglau- 
bens, der  die  Wohlfahrt  des  Staates  an  die  gewissenhafte  Beob- 
achtung der  hergebrachten  Cerimonien  knüpfte,  musste  es  die 
Macht  haben,  die  Bürger  vor  der  Willkür  einzelner,  noch  dazu 
lebenslänglicher  und  unverantwortlicher  Pontifices  zu  schützen, 
mussten  die  Tribunen  das  Verfahren  des  geistlichen  Gerichts 
beaufsichtigen  und  nöthigeu  Falls  nach  Befragung  der  Volksver- 
sammlung ändern  können.  Wie  die  Wahl  der  Pontifices  auf  die 
Volksversammlung  überging,  ohne  dass  dabei  die  eigenthüm- 
licheu  Förmlichkeiten  der  Cooptation  und  die  sonstigen  religiö- 
sen Gebräuche  verletzt  wurden , so  gab  es  auch  eine  Möglichkeit 
für  die  weltlichen  Behörden  und  das  Volk,  etwaige  Ungerechtig- 
keiten und  Härten  des  geistlichen  Gerichtes  zu  mildern.  Das 


a)  Attcou.  ad  Cic.  p.  Mil.  p.  46  Orell. 
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Pedueäische  Gesetz , welches  wir  so  eben  erwähnt  haben , scheint 
in  dieser  Beziehung  eine  weitgreifende  Aenderung  herbeigeführt 
zu  haben.  Ich  vermutlie,  es  ist  nicht  eine  vorübergehende 
Massregel  gewesen  und  hat  sich  nicht  allein  auf  den  einzelnen 
Fall  jener  drei  Vestalinnen  bezogen.  Allmälig  war  die  grausame 
Strafe,  welche  das  geistliche  Gericht,  seinem  Gesetze  nach  über 
Vestalinnen  und  deren  Verführer  verhängen  musste,  mit  den 
Gewohnheiten  und  Rechtsanschauungen  des  Volkes  in  Wider- 
sprach gerathen:  es  erschien  barbarisch,  dass,  während  alle 
übrigen  Verbrechen  durch  die  leichteste  Art  der  Todesstrafe  oder 
durch  Verbannung  geahndet  wurden,  bei  den  Vestalinnen  allein, 
die  noch  dazu  den  vornehmsten  Geschlechtern  angehörten,  die 
Rohheit  der  ältesten  Zeit  beibehalten  wurde.  Eine  Abhülfe  da- 
gegen gab  es  nicht,  ausser  in  der  Milde  des  geistlichen  Gerich- 
tes selbst,  das  wo  möglich  die  Angeklagten  freisprach:  so  ist 
die  Freisprechung  der  beiden  Vestalinuen,  welche  das  Volk 
nachher  rückgängig  machte,  zu  erklären.  Zudem  war  die  geist- 
liebe  Bestrafung  der  Vestalinnen  erst  durch  Tarquinius  einge- 
fnhrt ; früher  gab  es  nur  eine  weltliche  und  von  weltlichen  Be- 
hörden vollzogene.*)  Wahrscheinlich  ging  Sex.  Peducaeus  in 
seinem  Gesetze  auf  dieses  Beispiel  zurück.  Er  behandelte  den 
religiösen  Incest  der  Vestalinnen  überhaupt  und  führte  ein  neues, 
mit  der  übrigen  damaligen  Rechtspflege  übereinstimmendes  Ver- 
ehren vor  weltlichen  Gerichten  ein : dadurch  wurde  das  alte 
geistliche  Verfahren  vor  den  Pontifices,  an  dem  die  barbarische 
Strafe  haftete,  zwar  nicht  aufgehoben,  aber  thatsächlich  abge- 
schafft.  Zwar  haben  wir  keine  weiteren  Nachrichten  über  das 
Pedncäische  Gesetz , aber  wohl  über  das  Verfahren  bei  religiösem 
Inceste.  Freilich  von  dem  Process  von  Servius  Fulvius,  den  der 
ältere  C.  Scribonius  Curio  in  einer  hochberühmten  Rede  verthei- 
digte,  wissen  wir  nichts  Näheres b);  aber  einige  Zeit  nach  jenem 
Gesetz  (das  Jahr  ist  unbekannt)  wurde  M.  Crassus , der  spätere 
Trinmvir,  augeklagt  wegen  unerlaubten  Umganges  mit  einer 


a)  S.  oben  S.  111. 

b)  Cie.  Brut.  32:  Schol.  Bob.  p.  330  Orell.;  ein  kleines  Fragment  der 
Rede  bei  Cic.  de  invent.  I,  43  und  auet.  ad  Heren.  11,  20. 
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Vestalin  Licinia,  aueli  die  Vestalin  seihst : beide  wurden  freige- 
sprochen.  Es  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  (’rassus  damit  in 
die  Gefahr  kam,  die  alte  Strafe  der  Verführer  von  Vestalinnen 
zu  erleiden  oder  dass  die  Vestalin  selbst  hätte  lebendig  begraben 
werden  sollen:  Verbannung  und  Geldstrafe  hätte  beide  getroffen. 
Zudem  wissen  wir,  dass  das  Gericht  ein  weltliches  war;  denn 
Plutarch  *)  berichtet,  Crassus  sei  von  den  Richtern  freigesprochen 
worden  und  so  können  die  Pontifices  nicht  heissen.  Ferner  Ci- 
ceros  Schwägerin  Fabia,  eine  Vestalin,  wurde  wegen  verladenen 
Umganges  mit  dem  berüchtigten  Catilina  verdächtig:  Asconiusb) 
sagt,  sie  sei  wegen  lncestes  angeklagt,  aber  freigesprochen  wor- 
den. Aber  deswegen  war  sie  nicht  in  Gefahr  gewesen,  lebendig 
begraben  zu  werden : es  war  ein  Judicium  publicum  der  gewöhn- 
lichen Art;  sonst  wäre  darüber  weitere  Nachricht  auf  uns  ge- 
kommen. 

Am  Ende  der  Republik  gab  es  also  ein  doppeltes  Verfah- 
ren über  die  Vergehungen  der  Vestalinnen  und  ihrer  Buhlen. 
Das  alte  vor  dem  geistlichen  Gerichte  des  Oberpriesters  stand 
durch  die  barbarische  Strafe,  welche  es  verhängte,  in  "Wi- 
dersprach mit  der  milderen  Sitte  derZeit:  es  wurde,  wenngleich 
gesetzlich  nicht  aufgehoben,  doch  nicht  mehr  angewendet.  Statt 
seiner  war  ein  neues  Verfahren  nach  dem  Peducäiscben  Gesetze 
eingetreten  mit  den  sonst  für  Verbrechen  üblichen  Strafen.  Die 
Kaiser  fanden  demnach  beide  Arten  des  Verfahrens  vor  und 
konnten,  da  sie  die  oberste  geistliche  und  weltliche  Macht  ver- 
einten, beide  beliebig  anwenden.  Indess  erst  unter  Domitian 
wird  uns  von  vier  Fällen  berichtet.  Er  verurtheilte  zuerst  durch 
weltliches  Gericht  drei  Vestalinnen;  denn  er  erlaubte  ihnen,  sich 
selbst  ihren  Tod  zu  wählen:  ihre  Verführer  strafte  er  mit  Ver- 
bannung. Später,  um  seine  Regierung  zu  verherrlichen,  zog  er 
die  älteste  der  Vestalinnen  Cornelia  vor  sein  geistliches  Gericht 
als  Oberpriester,  hielt  eine  Berathung  mit  den  übrigen  Pontifi- 
ces, verurtheilte  die  Vestalin  als  schuldig  und  Hess  sie  nach  al- 


a)  Plut.  Crass.  1 ; de  capienda  ex  inimicis  utilitate  p.  89. 

b)  Ash'oi).  in  orat.  in  tog.  cand.  p.  93  causam  incesti  dixerat  ei-aujuo 
absoluta.  Vergl.  Sali.  Cat.  15;  Cic.  Brut.  67. 
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ler  Sitte  mit  Hülfe  der  Pontifices  lebendig  begraben.  Grausam 
zeigte  er  sieh  dabei  auch  insofern,  als  er  die  Vestalin  selbst  nicht 
vorfbrderte  und  hörte.  An  dem  einen  ihrer  Verführer  liess  er 
ebenfalls  die  alte  Strafe  durch  die  Pontifices  vollziehen : der  an- 
dere, Valerius  Licinianus,  ein  gewesener  Praetor,  der,  wenngleich 
er  nur  Hehler  und  Mitwisser  gewesen  war,  dennoch  dasselbe 
Schicksal  fürchtete,  gestand  seine  Schuld,  flehte  die  Gnade  des 
Kaisers  an  und  kam  mit  Verbannung  davon.  Denn  Anfangs 
hatte  auch  ihn  Domitian  vor  sein  geistliches  Gericht  als  Ober- 
priester ziehen  und  mit  grausamen  Tode  strafen  wollen.  Von 
den  Schriftstellern.  *)  welche  diese  Vorgänge  erzählen,  tadeln 
Plinins  und  Dio  Cassius  den  Kaiser  wegen  seiner  tyrannischen 
Grausamkeit,  und  mit  Recht;  denn  sein  Beweggrund  war  Eitel- 
keit. Sueton  dagegen  lobt  ihn,  dass  er  die  von  seinem  Vater 
und  Bruder  vernachlässigten  Verbrechen  streng  geahndet  hätte, 
l'ebertretung  des  Gesetzes  wirft  ihm  Niemand  vor. 

Es  ist  interessant,  mit  diesem  Verfahren  gegen  die  Vesta- 
linnen die  Nachrichten  von  dem  bekannten  Inceste  beim  Feste 
der  guten  Göttin,  den  P.  Clodius  im  December  des  Jahres  62 
v.  Chr.  sich  zu  Schulden  kommen  liess,  zu  vergleichen.97)  Der 
Ineest  war  begangen  und  das  allgemeine  Gerücht  der  Stadt  be- 
zeichnet« als  Uebelthäter  den  so  eben  zur  Quästur  erwählten 

P.  Clodius,  der  sich  aus  Liebe  zur  Pompeja  verkleidet  in  das 
Haus  des  Praetor  und  Oberpriesters  Caesar  geschlichen  hatte. 

Q.  Comificins,  ein  gewesener  Praetor,  brachte  die  Sache  im  Se- 
nate zur  Sprache b)  und  die  Folge  davon  war  der  Auftrag  des 
Senates  an  die  Consuln,  das  Collegium  der  Pontifices  zu  befra- 
gen, ob  eine  Religionsverletznng  vorliege.  Die  Entscheidung 
war.  sie  liege  vor,  ein  nefae  sei  begangen. r)  Hätten  die  Pon- 
tifices eine  geistliche  Gerichtsbarkeit  über  religiöse  Vergehen 
besessen,  so  hätten  sie  jetzt  gegen  Clodius  einschreiten  müssen. 
Indessen  geschah  nichts  der  Art.  Zwar  stand  der  Oberpriester 
Cäsar  nicht  feindlich  mit  Clodius  und  griff  denselben  auch  spä-  * 


a)  Dio  Cass.  LXVII,  3;  Plin.  epist.  IV,  11;  Suet.  Dom.  8. 

b)  Cic.  ad  Att.  1,  13,  3. 

c)  Cic.  1.  1. 
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ter  vor  Gericht  «als  Zeuge  nicht  an,  vielleicht  würde  er  ihn  also 
aus  Parteilichkeit  auch  vor  dem  geistlichen  Gerichtshöfe  geschützt 
haben.  Indessen  würde  dann  diese  Parteilichkeit  von  Cicero,  der 
auf  Clodius'  Verbrechen  vielfach  und  in  den  gehässigsten  Aus- 
drücken zurückkommt,  sicherlich  getadelt  werden.  Da  dies  nicht 
geschieht,  ist  der  Schluss  gerechtfertigt,  dass  für  diesen  Fall 
eine  geistliche  Gerichtsbarkeit  entweder  nicht  existirte,  oder, 
wenn  sie,  wie  wahrscheinlich,  früher  existirt  hatte,  durch  die 
Sitte  aufgehoben  war.  Der  Senat,  nach  Anhörung  des  Gutach- 
tens der  Pontifices,  beauftragte  die  beiden  Consuln,  M.  Piso  und 
M.  Valerius  Messala,  ein  besonderes  Gesetz  über  den  vorliegen- 
den Incest  zu  erlassen,  d.  h.  es  sollte  ein  besonderer  Gerichtshof 
über  den  Fall  niedergesetzt,  ein  Prätor  als  Vorsitzender  erwählt 
und  von  diesem  dann  die  Richter  in  bestimmter  Anzahl  erloost 
werden.  Aus  diesem  Vorschläge  ergiebt  sich,  dass  kein  beson- 
derer Gerichtshof  für  Incest  bestand  und  dass  auch  das  Pedu- 
cäische  Gesetz,  dessen  dauernde  Geltung  wir  angenommen  haben, 
sich  nicht  auf  Entweihung  des  Festes  der  bona  dea,  wahrschein- 
lich nur  auf  die  Vestalinnen  bezog.  Sonst  würde  die  mächtige 
und  gewaltthätige  Partei,  welche  Clodius  in  Rom  besass,  darauf 
gedrungen  haben,  denselben  vor  diesen  stehenden  Gerichtshof  zu 
verweisen.  Das  Streben  derselben  ging  aber  nur  dahin,  den  con- 
sularischen  Gesetzesvorschlag  zu  hindern;  dadurch  glaubte  sie 
eine  Verurtheilung  von  Clodius  überhaupt  zu  hintertreiben.  Es 
gelang  ihr,  dies  zu  bewirken:  die  für  das  Zustandekommen  des 
Gesetzes  anberaumten  Centuriatcomitien  wurden  nicht  zu  Ende 
geführt.  Bei  neuen  Verhandlungen  im  Senate  machte  Q.  Hor- 
tensius  den  Vermittelungs Vorschlag,  durch  ein  tribunicisches  Ge- 
setz den  Incest  vor  die  gewöhnlichen  Gerichte  zu  verweisen. 
Q.  Fufius  Calenus  brachte  dies  Gesetz  ein,  das  einen  von  den 
Prätoren  zum-  Vorsitzenden  des  Gerichtshofes  ernannte  und  ihm 
die  gewöhnlichen,  aus  dem  Richterverzeichnisse  erloosten  Ge- 
schworenen beigab.  Es  ist  bekannt,  dass  vor  diesem  Gerichts- 
höfe Clodius  von  L.  Cornelius  Lentulus  Crus  und  seinen  Ge- 
nossen angeklagt,  aber  durch  offene  Bestechung  freigesprochen 
wurde. 

Das  Ergebniss  unserer  Untersuchung  ist  hiernach,  dass  die 
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geistliche  Gerichtsbarkeit  in  Rom  niemals  selbständig  und  von 
der  weltlichen  Macht  unabhängig  gewesen  ist.  Sie  ging  aus 
Anfangs  von  dem  Könige,  später  von  dem  Oberpriester,  der  aber 
der  Sitte  nach  den  Beirath  der  übrigen  Pontifices  hinzuzog.  In 
den  Königen  vereinte  sich  die  höchste  weltliche  mit  der  höchsten 
speistlichen  Macht  nnd  deshalb  waren  ihre  Urtheile  auch  in  geist- 
lichen Sachen  unwiderruflich.  Nach  der  Gründung  der  Republik 
wurde  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  von  demselben  Schicksale, 
wie  die  weltliche,  betroffen:  sie  kam  unter  die  Oberhoheit  des 
Volkes,  welches  die  Gewalt  des  Oberpriesters,  Geldstrafen  zu 
verhängen,  mannigfach  beschränkte  und  auch  gegen  seine  son- 
stige richterliche  Macht  einschreiten  konnte,  wenngleich  es  das- 
selbe aus  religiösem  Aberglauben  meist  unterliess.  Gegen  Ende 
des  zweiten  Jahrhunderts  v.  Chr.  war  die  geistliche  Gerichtsbar- 
keit und  ihre  Strafen  in  offenen  Widerspruch  mit  dem  Geiste  der 
Zeit  gerathen:  sie  musste  weichen.  Zwar  wurde  sie  gesetzlich 
ni«-bt  abgeschafft,  aber  neben  ihr  eine  weltliche  Gerichtsbarkeit 
über  religiöse  Verbrechen  eingerichtet,  die  allein  thätig  blieb. 


Neuntes  Capitel. 

Strafprocess  unter  den  Königen.  Anklage.  Beirath.  Oeffentllchkeit. 
Strafen.  Strafrecht.  Religiöses  Element.  Rechtsgleichheit  der  Bürger 
Entwickelung  der  Rechtsbegriffe. 

Wir  haben  oben,  *)  wo  wir  von  der  vorrömischen  Zeit  spra- 
chen, aus  den  geringen  Spuren  der  Ueberlieferung  als  Form  des 
strafrechtlichen  Verfahrens  den  Anklageprocess  erwiesen.  Unter 
den  Königen  erscheint  derselbe,  sei  es  weil  er  sich  mit  der  Zeit 
entwickelt  hatte,  sei  es,  weil  wir  genauere  Nachrichten  haben, 
ziemlich  ansgebildet.  Bei  dem  Process  des  Horatiers,  den  wir 
ausführlich  dargestellt  haben,  treten  zuerst  einige  Bürger  als 
.Ankläger  vor  dem  Könige  auf  und  führen  nachher  den  Process 
vor  den  vom  Volke  ernannten  Zweimännern,  b)  vielleicht  auch 


a)  Siehe  S.  14. 
bj  Siebe  S.  97  flgd. 
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noch  weiter  vor  der  Volksversammlung.  Das  Amt  der  Anklage 
erscheint  hier  als  ein  allgemeines,  allen  Römischen  Bürgern  zu- 
kommendes:  es  sind  nicht  die  Beschädigten  allein,  die  sich  mit 
ihrer  Klage  an  den  Richter  wenden,  sondern  Jeder  hat  das  Recht 
und  die  Pflicht,  den  l'ebelthäter  vor  Gericht  zu  bringen,  durch 
Bestrafung  desselben  den  göttlichen  Zorn  von  der  Gemeinde  ab- 
zuwenden. Daher  wird  auch  bei  der  Schilderung  des  Patronats- 
verhältnisses, welches  auf  eine  Einrichtung  von  Romulus  zurück- 
geführt wird,  erwähnt,  Clienten  und  Patrone  dürften  gegen  ein- 
ander keine  Klage  erheben,  kein  Zeugniss  ablegen.  •)  Weitere 
Folgen  des  Anklageprocesses  werden  bei  Tarquinius  Superbus 
berichtet.  Er  Hess,  wie  es  heisst, h)  die  mit  seiner  Regierung 
Unzufriedenen  durch  seine  Anhänger  bei  sich  anklagen  und  ver- 
urteilte sie  dann  zum  Tode  oder  zur  Verbannung.  Von  den 
Gütern  der  Verurteilten  gal)  er  den  Anklägern  nur  einen  kleinen 
Theil  als  Belohnung,  das  übrige  behielt  er  selbst  und  sammelte 
dadurch  Schätze.  Also  wie  in  späterer  Zeit  die  Ankläger  Ehren 
und  namentlich  Anteil  an  den  Gütern  der  Verurteilten  hatten, 
und  auf  diesem  Systeme  von  Belohnungen  die  Sicherheit  des 
Staates  gegen  Verbrechen  gegründet  war,  ebenso  soll  es  schon 
unter  den  Königen  gewesen  sein.  Denn  Tarquinius  mag  inso- 
fern tyrannisch  gewesen  sein,  als  er  selbst  falsche  Ankläger 
aufstellte,  ungerecht  verurteilte,  kärgliche  Belohnungen  gab : (He 
Form  des  Verfahrens  an  sich  wird  nicht  als  ungerecht  oder  un- 
gesetzlich geschildert.  Keinesweges  indessen  gab  es  unter  den 
Königen  nur  den  Anklageproeess:  auch  der  Staat  als  solcher  hat 
das  Recht  und  die  Verpflichtung,  unmittelbar  gegen  Verbrecher 
einzuschreiten.  Dies  beweisen  die  Quästoren,  eigens  vom  Könige 
zum  Aufsuchen  von  Verbrechen  ernannte  Beamte. c)  Je  mehr 
allmälig  die  Verhältnisse  mannigfach  wurden,  desto  mehr  musste 
der  Anklageproeess  überwiegen , namentlich  in  wichtigeren  Fäl- 
len; dennoch  bestand  immer  das  Recht  des  Königs  und  der 
königlichen  Beamten  zu  selbständigem  Einschreiten. 


a)  Dionys.  II,  10. 

b)  Dionys.  IV,  42. 

c)  S.  oben  S.  68. 
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Die  den  Römern  eigentümliche  Einrichtung  eines  Beiratlies 
(fonrilimn ).  rlen  der  richtende  Beamte  hat,  haben  wir  schon  in 
vorrömischer  Zeit  angedeutet  gefunden.  Unter  den  Königen  wird 
er  bestimmter  erwähnt : die  Könige  selbst  haben  ihn.  Von  Ro- 
mulus  erzählt  Dionysius*'),  er  habe  einige  Räuber  hinrichten  las- 
sen, .selbst  allein  das  Urtheil  sprechend d.  h.  ohne  Zuzie- 
hung eines  ßeirathes,  mit  der  Andeutung,  dass,  wenngleich 
durch  das  Fehlen  desselben  der  Richterspruch  nicht  ungültig 
oder  ungesetzlich  wurde,  doch  das  Herzuziehen  Sitte  gewesen 
sei.  Daher  wird  bei  dem  tyrannischen  Verfahren  des  jüngern  Tar- 
quinins  vonLiviusb)  angeführt:,  „Die  Entscheidungen  über  Capr 
talsachen  pflegte  er  ohne  Beirath  allein  für  sich  zu  fällen",  dasselbe 
auch  von  Dionysius  angedeutet.98)  Wenn  aber  der  König  einen 
Beirath  von  Senatoren  zu  haben  pflegte,  so  mussten  ihn  sicher- 
lich in  noch  höherm  Grade  des  Königs  Stellvertreter,  die  Quä- 
storen, haben,  wenngleich  die  Ueberlieferuug  uns  davon  keinen 
Fall  auf  bewahrt  hat.  Das  Verhältnis  des  Königs,  der  die 
höchste  richterliche  Gewalt  und  die  Aufsicht  über  die  gesummte 
Rechtspflege  hatte,  muss  in  bestimmten  Formen  geregelt  gewe- 
sen sein.  Von  welcher  Ausbildung  zeugt  das  Verfahren  beim 
Processe  des  Horatiers,  wo  der  König  zuerst  die  Berufung  an 
das  Volk  gestattete  und  damit  das  Vorbild  schuf,  nach  dem  spä- 
ter in  der  Republik  die  Gewalt  der  Consuln  beschränkt  wurde ! 
Der  König  gicbt  den  Zweimännern  die  Formel , nach  der  sie  das 
Urtheil  sprechen  sollen:  die  Ausdrücke,  in  denen  die  Verurthei- 
lung  ausgesprochen,  die  Bestrafung  anbefohlen  wird,  sind  genau 
durch  Gesetz  oder  Herkommen  bestimmt.  Eben  dasselbe  wird 
der  Fall  gewesen  sein,  wenn  den  Quästoren  das  Richten  aufge- 
tragen und  die  Berufung  an  das  höhere  Gericht  des  Königs  ge- 
stattet wurde.  Ferner  Clienten  und  Patronen  war,  wie  schon 
erwähnt,  das  Ablegen  von  Zeugniss  gegen  einander  verboten: 
dies  setzt  ein  bestimmtes  Herkommen  über  die  Pflicht  der  Zeu- 
genaussage voraus.  Denn  das  Patronatsverhältniss  ist  in  dieser 


a)  Dionys.  II,  26. 

b)  Liv.  I,  49  cognitiones  capitalium  rerum  sine  consiliis  per  se  solus 
WMcebat:  Dionys.  IV,  42. 
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Hinsicht  nach  dem , welches  zwischen  Mitgliedern  derselben  Fa- 
milie bestand,  geregelt.  Ein  Herold  wird  erwähnt,  welcher  den 
Angeklagten  vor  Gericht  ladet*):  erscheint  dieser  nicht,  so  wird 
gegen  den  Abwesenden  erkannt.  Der  Ort  der  Verhandlung  ist 
der  Markt.  Dort  öffentlich  vor  allem  Volke,  von  seinen  Lieto- 
ren  umgeben , mit  den  Zeichen  seiner  Würde  angethan , sitzt 
der  König  zu  Gericht  , wie  Servius  Tullius  es  bei  seinem  Regie- 
rungsantritte tliut. b)  Wenn  es  heisst,  - Tarquinius  Priscus  sei 
von  Hirten,  die  bei  ihm  Recht  zu  suchen  vergaben,  in  seiner 
Wohnung  ermordet  worden'),  so  handelte  es  sich  nicht  um  ein 
förmliches  Urtheil,  sondern  um  die  Einleitung  des  Processes; 
auch  mochte  der  Ort  der  Gerichtsverhandlungen  damals  noch 
nicht,  wie  später,  gesetzlich  bestimmt  sein.  Von  Tarquinius 
Superbus  wird  es  als  Beweis  von  Tyrannei  angeführt  , dass  er 
nicht  auf  dem  Markte,  sondern  in  seinem  Hause  Staatsgeschäfte 
verhandelt,  d.  h.  Recht  gesprochen  habe.d)  Bei  dem  Processe 
über  die  Ermordung  des  Königs  Tarquinius  wird  die  Folter  er- 
wähnt'), welche  gegen  die  Thäter  des  Verbrechens  angewendet 
worden  sei : ob  dieselbe  aber  gegen  Freie  ebenso  gut  wie  gegen 
Selaven,  und  ob  bei  jedem  Verbrechen  gebraucht  werden  konnte, 
darüber  fehlen  Nachrichten. 

Die  Strafen,  welche  gegen  die  Verurtheilten  verhängt  wer- 
den, sind  mannigfach,  aber  nicht  zufällig,  sondern  von  Gesetz 
oder  Herkommen  für  jedes  Verbrechen  bestimmt  und  in  ihrer 
Ausführung  hergebracht.  In  wie  festen  und  bestimmten  Aus- 
drücken wird  bei  dem  Processe  des  Horatiers  die  Strafe  des 
Kreuzigens  beschrieben!  Man  sieht,  dass  sie  nicht  aus  Laune 
oder  Willkür,  sondern  in  gesetzlichen  Formen  vollzogen  zu  wer- 
den pflegte  : es  zeigt  sich  in  den  Worten  sogar  das  Bestreben, 
durch  Milde  des  Ausdrucks  die  Grausamkeit  der  Hinrichtung  zu 
verdecken.  Es  wird  ferner  als  Strafe  erwähnt  die  Gütereinzie- 


a)  Dionys.  IV,  5. 

b)  Dionys,  ibid. ; Liv.  I,  41. 

c)  Dionys.  III,  73. 

d)  Dionys.  IV,  41. 

e)  Dionys.  111,  73. 
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bang,  in  Verbindung  mit  andern  Strafen,  bei  dem  Process  der 
Söhne  von  Aneus  Martins,  welche  den  König  hatten  ermorden 
lassen,*)  und  der  von  Tarquinius  Superbus  Verurtheilteu.  b) 
Vielleicht  fand  sie  also  nur  bei  Anklagen  wegen  Hochverrat!) 
statt.  Die  Verbannung  erscheint  theils  an  sich  als  Strafe  gegen 
staatsgefährliche  Verbrecher0),  theils  wird  sie  gegen  diejenigen 
ausgesprochen,  welche  sich  dem  Gerichte  durch  Flucht  entzogen 
haben. 0)  Was  die  Todesstrafen  anbetrifft,  so  ist  zu  bemerken, 
dass  sie  im  Anfänge  der  königlichen  Zeit  gelinder  gewesen,  aber 
allmälig  grausamer  und  strenger  geworden  zu  sein  scheinen. 

Z.  ß.  die  Strafe  gegen  Vestalische  Jungfrauen  war  ursprünglich 
Todesstrafe  durch  Geisselung;  erst  durch  Tarquinius  Priscus 
wurde  die  spätere  Strafe,  dass  sie  lebendig  begraben  wurden, 
eingeführt.')  Der  jüngere  Tarquiuius  wandte  die  Strafe  der 
Vatermörder,  welche  in  einen  Sack  eingenäht  und  in  das  Meer  ' 
geworfen  wurden,  auf  einen  der  Zweimänner  für  die  Sibylli- 
nischeu  Bücher  an. f)  Derselbe  Tarquinius  *)  erfand  die  später 
gebräuchliche  Hinrichtungsart,  dass  die  Verurtheilten  auf  dem 
Markte  an  einen  Pfahl  gebunden  und  mit  Ruthen  zu  Tode  ge- 
peitscht wurden.  *)  Dies  war  nicht  ein  Beweis  seiner  besondera 
Tyrannei,  wie  andere  Grausamkeiten,  welche  ilim  namentlich 
von  spätem  Schriftstellern  zugeschrieben  wurden h) : diese  Ver- 
schärfung der  Strafen  muss,  da  sie  in  der  Republik  beibehalten 
wurde,  in  dem  Eutwickelungsgange  des  Strafrechtes  gelegen 
haben. 

Diese  wenigen  und  zerstreuten  Züge,  welche  wir  aus  der 

a)  Dionys.  IV,  5. 

b)  Dionys.  IV,  42. 

c)  Dionys,  ibid. 

d)  Dionys.  IV,  5. 

e)  Dionys.  I,  78  und  III,  67.  Vergl.  oben  S.  112. 

f)  Dionys  IV,  62. 

g)  Dio  Cass.  fragrn.  23. 

h)  So  Ilieron.  Ohron.  p.  340  idem  Tarquinius  Superbus  excogitavit 
vincula.  taureas,  fustes,  lautumias,  carceres , exilia,  inetalla,  compedes  et 
catenas.  Chron.  Vindob.  ed.  Mommsen  p.  645;  Jo.  Lydus  de  mens.  IV,  24; 
Isidor.  Orig.  V,  27,  23;  Joann.  Antioch.  fr.  36  (Müller  fragin.  hist.  gr.  IV 
P-  563);  Suid.  s.  v.  Z&ÖMpßo«. 
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Ueberlieferung  zusammengestellt  haben,  geben  zwar  ein  unvoll- 
kommenes Bild  von  dem  Strafverfahren  der  Königszeit  : sie  be- 
weisen indessen,  dass  es  einen  gesetzlieh  geordneten  Zustand 
desselben  gab,  dass  Willkür  fern  und  bestimmte,  geregelte  For- 
men vorhanden  waren,  welche  auf  bedeutende  Ausbildung  und 
Civilisation  schliessen  lassen.  Zu  demselben  Ergebniss  gelangt 
mau  bei  einer  Betrachtung  des  Strafrechts  selbst. 

Bei  allen  Völkern  erscheint  als  älteste  Stufe  der  Rechts- 
entwickelung  die  Privat-  oder  Blutrache.  Die  innerhalb  des 
Staates  bestehenden  Genossenschaften  der  Familie  und  am  Ende 
der  Staat  selbst  schützen  sich  in  der  Art,  dass  sie  im  Fall  der 
Verletzung  oder  Beeinträchtigung  eines  ihrer  Mitglieder  irgend 
einem  Mitgliede  derjenigen  Genossenschaft,  zu  welcher  der  Ver- 
letzende gehört , eine  gleiche  Verletzung  oder  Beeinträchtigung 
zufügen.  Dieser  Grundsatz  hat  im  Römischen  Staate  niemals 
gegolten:  er  war  schon  im  Anfänge  desselben  überwunden. 

Nur  in  drei  Erscheinungen  des  spätem  Rechts  hat  man  Spuren 
desselben  entdecken  wollen,  in  der  gesetzlichen  Erlaubniss,  deu 
nächtlichen  Dieb  zu  tödten,  in  der  Befugniss  des  Ehemannes, 
den  Verführer  seiner  Ehefrau  zu  strafen,  endlich  in  dem  Vor- 
züge, der  nach  Römischer  Rechtssitte  beim  Anklagen  von  Ver- 
brechern den  Angehörigen  des  durch  dieselben  Verletzten  oder 
überhaupt  den  Privatfeiuden  des  Angeklagten  gegeben  wird. 
Sind  dies  wirklich  Ueberbleibsel  der  Privatrache,  so  sind  es 
sehr  unbedeutende:  sie  sind  auch  in  der  Köuigszeit  niemals 
bedeutender  gewesen.  Aber  es  lässt  sich  bezweifeln,  ob  sie  es 
sind.  Die  unmittelbare  Bestrafung  des  Diebes  und  Ehebrechers 
kann  sehr  wohl  aus  der  Nothwehr  erklärt  werden , welche  ge- 
setzlich gestattet  war,  um  der  Beschädigung  des  Eigenthums 
vorzubeugen:  der  Vorzug  beim  Anklagen  ergiebt.  sich  aus  dem 
Grundsatz  des  Anklageverfahrens  mit  Nothweudigkeit.  Dem 
Staat  lag  daran,  den  besten  Ankläger  zu  gewinnen,  er  setzte 
ihm  Belohnungen  aller  Art  aus : der  Richter  hat  also  die  Aus- 
wahl unter  deu  zur  Anklage  sich  Meldenden  und  zog  natürlich 
denjenigen  vor,  welcher  vermöge  seiner  äusseru  Verhältnisse 
und  seiner  durch  menschliche  Rücksichten  bestimmten  Gesinnung 
die  sicherste  Gewähr  für  eine  strenge  Anklage  darbot.  Eigeu- 
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thümlich  ist  dabei  dem  Römischen  Staatsweseu  der  Begriff  der 
mmici  und  inimicituu , der,  wenn  auch  nicht  gesetzlich,  doch 
(tatsächlich  durch  Sitte  und  Gesinnung  der  Bürger  anerkannt 
»ar.  Indessen  er  verdankt  seinen  Ursprung  nicht  der  Privat- 
rache,  sondern  der  Leidenschaft  der  politischen  Parteien,  welche 
sich  Familienweise  fortzupflanzen  pflegten:  er  verbreitete  sich 
um  so  mehr,  je  stärker  diese  sich  entwickelte.  Wäre  die  Privat- 
rache  vorhanden  gewesen,  so  müssten  sich  im  Römischen  Staate 
sehr  deutliche  Spuren  derselben  zeigen.  Denn  in  keinem  Staate 
war  die  Familie  in  sich  so  streng  abgeschlossen , durch  die  väter- 
liche Gewalt,  durch  die  unbedingte  Herrschaft  des  Mannes  über  die 
Frau,  durch  die  tief  im  Römischen  Leben  wurzelnde  Sitte  der  Fa- 
miliengerichte, welche  nicht  nur  über  die  Vergeben  der  Familienmit- 
glieder unter  einander,  sondern  auch  über  die  gegen  andere  Familien 
uudgegen  den  Staat  entschieden.  Es  musseine  starke  Gewalt  gewesen 
»ein,  die  trotz  der  strengen  Familienbanden,  welche  sie  vorfand  und 
bestehen  liess,  dennoch  die  Privatrache  unterdrückte;  aber  diese 
Unterdrückung  war  vollzogen,  als  die  Römische  Geschichte  begann. 

Eine  weitere  Stufe  der  Rechtsentwickelung  ist  es,  wenn 
der  Beschädigte  seinen  Bescliädiger  vor  den  Richter  ladet  und 
von  diesem  als  Strafe  erkannt  wird,  es  solle  dem  Bescliädiger 
Gleiches  mit  Gleichem  vergolten  werden.  Dies  ist  die  talio, 
welche  im  Römischen  Recht  hei  der  körperlichen  Beschädigung, 
der  iniuria,  erscheint,  indessen  nicht  in  ihrer  ursprünglichen 
Form,  sondern  nach  liöhern  Rechtsansichten  ausgebildet,  ln 
den  zwölf  Tafeln  wird  für  die  Verletzung  eines  Gliedes,  so  wie 
für  andere  Beschädigung  eine  bestimmte  Geldsumme  angesetzt 
Dies  ist  keine  materielle  Wiedervergeltung,  sondern  ein  Abkau- 
feu  derselben , wie  es  erst  bei  weiterer  Rechtsentwickelung  statt- 
finden konnte.  Es  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  dies  ein  neu 
erfundenes  Gesetz  der  Zehnmänner  war,  sondern  älteres,  viel- 
leicht gar  nicht  oder  nur  wenig  verändertes  Recht.  Für  den 
Mord  eine  Entschädigung  iu  Gehl  festzusetzen  ist  nicht  Römisch, 
auch  nicht  in  der  ältesten  Zeit.  Das  zeigt  deutlich  der  Process 
des  Horatiers,  wo,  wenn  es  überhaupt  ein  Blutgeld  im  Römi- 
schen Rechte  gegeben  hätte,  kein  Process  nöthig  gewesen  wäre ; 
deun  der  Vater  selbst  war  mit  der  Bestrafung  seiner  Tochter 
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zufrieden  und  sprach  den  Sohn  los.  Aber  dagegen  standen  re- 
ligiöse Gründe  und  die  Furcht  vor  der  Strafe  der  Götter. 

Dies  führt  auf  dasjenige  Element,  durch  welches  die  roheren 
Rechtsanschauungen  von  Blutrache  und  materieller  Wiederver- 
geltung überwunden  worden  waren,  das  religiöse  Element,  ver- 
möge dessen  man  im  Verbrechen  eine  Sünde,  eine  Schuld  gegeu 
die  Götter  erblickte,  weichet  durch  Opfer  und  die  Busse  des  Ver- 
brechers gesühnt  werden  musste.  Dies  religiöse  Element  war 
in  der  Kön  gszeit  nicht  mächtiger  als  später.  Ein  Beweis  dafür 
liegt  darin,  dass  der  Ueberlieferung  zufolge  der  Staat  bestanden 
haben  soll,  ehe  es  durch  Numa  gesetzlich  geregelt  wurde:  es 
war  also  etwas,  das  hinzukam,  das,  so  grossen  Einfluss  es  auch 
haben  mochte , dennoch  nie  über  das  Interesse  des  Staates 
herrschte.  Daher  bestanden  die  geistlichen  Gerichte  nie  selbst- 
ständig, hatten  ohne  die  Hülfe  der  weltlichen  Macht  keine  Mög- 
lichkeit, sich  zur  Geltung  zu  bringen.  Beim  Proeesse  des  Ho- 
ratiers ist  es  der  König,  welcher  religiöse  Bedenken  hat,  und 
auf  seine  Anordnung  wird  die  Entsühnung  vorgenommen,  ähn- 
lich wie  noch  der  Kaiser  Claudius  nach  einem  entdeckten  Inceste 
besondere  Sühnopfer  austeilen  liess,  „nach  den  Gesetzen  des 
Königs  Tullus",  wie  es  heisst.  ■)  Bei  der  sacratio  capitis , der 
Strafe  der  schwersten  Verbrechen,  steht  die  Religion  im  Dienste 
des  Staates:  so,  sagt  Dionysius b),  sei  es  nach  einem  Gesetze 
von  Romulus  mit  demjenigen  geschehen,  welcher  gegen  das 
Clientei-  oder  Patronatsverhältniss  gefrevelt  hatte:  er  musste 
zuerst  von  dem  weltlichen  Gerichte  überführt  und  verurtheilt 
sein.  Es  ist  also  ersichtlich,  dass  die  Ueberwindung  der  rohe- 
ren Rechtsansichteu  durcli  das  religiöse  Element  in  die  vorrömi- 
sche Zeit  fällt.  Die  Stämme,  welche  die  Stadt  Rom  bildeten, 
brachten  weit  vorgeschrittene  Rechtsideen  mit:  der  Staat  um- 
fasste von  seinem  Entstehen  an  jede  Art  von  Privatrache  und 
die  gesammte  Religion:  die  Veränderungen  darin  sind  im  Laufe 
der  Geschichte  verhältnissmässig  gering  gewesen. 

Man  kann  die  Frage  aufwerfen,  ob  in  der  Königszeit  unter 


a)  Tac.  Ann.  XII,  8. 

b)  Diouys.  II,  10. 
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den  Römischen  Bürgern  eine  Rechtsungleichheit  bestanden  hat. 

Eine  solche  ist  für  die  Republik  nicht  nachzuweisen.  So  gross 
auch  die  tatsächlichen  Unterschiede  der  Bürger  sein  mochten, 
die  gesetzliche  Gleichheit  Aller  war  auerkuunt  und  auch  in  viele 
Verhältnisse  des  bürgerlichen  Lebens  auf  eine  für  uns  befremd- 
liche Weise  übergegangen.  Nur  unter  Bürgern  und  Nichtbürgern 
kennt  das  spätere  Gesetz  eine  Ungleichheit  ; die  Bürger  behandelt 
es  in  allen  Verhältnissen  gleich:  erst  die  Kaiserzeit  fing  allmälig 
an,  einen  Unterschied  zwischen  Hoch-  und  Niedrigstehenden  zu 
machen  und  bildete  denselben  vielfältig  aus.  Man  könnte  in- 
dessen diese  Gleichheit  für  das  Ergebuiss  der  freieren,  republi- 
canischeu  Staatsform  halten  und  demgemäss  unter  den  Königen 
eine  gesetzliche  Ungleichheit  der  Bürger  annehmen.  Im  Allge- 
meinen konnte  eine  solche  Rechtsungleichheit  doppelter  Art  sein. 

Erstlich  steht  es  fest,  dass  die  Bevölkerung  Roms  sich  aus  ver- 
schiedenen Stämmen  bildete.  Zu  der  Stadt,  welche  Romul us 
gegründet  hatte,  kamen  zuerst  die  Sabiner,  dann  theils  einzelne 
Ankömmlinge,  theils  ganze  Staatsgenossenschaften  der  Latiner, 
der  Etrusker:  es  war  der  Grundsatz  der  Könige,  die  Einwande- 
rung auf  alle  Weise  zu  erleichtern.  Unter  diesen  verschieden- 
artigen Bestaudtheilen  der  Bürgerschaft  konnte  eine  Rechtsun- 
gleichheit bestehen:  jeder  brachte  seine  Sitten  und  Gebräuche 
mit,  welche  erst  allmälig  sich  verwischen  konnten.  Deshalb 
linden  wir  im  Anfänge  der  Republik  Spuren,  welche  auf  eine 
Verschiedenheit  nicht  nur  des  Privat-,  sondern  auch  des  Crimi- 
nalrechtes  innerhalb  der  Bürgerschaft  deuten:  unter  den  Königen 
fehlen  auch  solche  Spuren  und  es  ist  nur  eine  durch  den  Ver- 
lauf der  Verhältnisse  gerechtfertigte  Vermuthung,  dass,  je  kür- 
zere Zeit  die  Vereinigung  gedauert  hatte,  desto  stärker  die  Be- 
sonderheiten der  einzelnen  Bestandteile  hervortraten.  Jedenfalls 
*ar  es  das  Streben  der  Regierung,  sie  zu  verwischen  und  na- 
mentlich im  Strafrecht  eine  Gleichheit  aller  Bürger,  welches  Ur- 
sprunges sie  auch  sein  mochten,  herbeizuführeu.  Unterstützt 
wurde  diese  Rechtsgleichheit  dadurch,  dass  die  Bestandtheile 
grössten  Theils  stammverwandt  waren  und  in  ihren  allgemeinen 
Recktsanschauuugen  nicht  auseinander  gingen,  ferner  durch  die 
königliche  Macht,  welche,  über  dem  ganzen  Staate  stehend,  das 

9 
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Hervortreten  der  Besonderheiten  verhüten  und  doch  dabei  ein- 
zelnen Eigentümlichkeiten  Rechnung  tragen  konnte.  Ganz  be- 
sondere Aufmerksamkeit  widmete  diesem  Punkte  Servius  Tullius: 
alle  seine  politischen  Einrichtungen,  namentlich  auch  seine  Ge- 
setze über  das  Privatrecht,  bezweckten  ein  Umfassen  des  ge- 
sammten  Volkes,  und  was  er  auf  verfassungsmässigem  \Y  ege 
erstrebt  hatte,  förderte  nicht  minder  der  letzte  Tarquinier  durch 
seine  Despotie. 

Indessen  an  diese  Unterschiede  in  der  Bevölkerung  Roms 
dachte  man  nicht,  wenn  man  eine  Rechtsungleichheit  in  dersel- 
ben annahm:  sie  sollte  unter  den  verschiedenen  Ständen  dersel- 
ben, d.  h.  unter  Patrieieru  und  Plebejern,  bestanden  haben.  Es 
ist  schwer  möglich,  an  eine  solche  zu  glauben:  niemals  war  bei 
dem  einen  Stande  strafbar,  was  bei  dem  andern  erlaubt  war, 
die  Strafen  waren  bei  beiden  dieselben,  der  Process  hatte  die- 
selben Formen.  Nur  in  einem  Punkte  glaubte  man  in  neuerer 
Zeit  eine  Verschiedenheit  zu  entdecken.  Die  Berufung  an  das 
Volk,  d.  h.  an  die  Curien,  als  an  die  Versammlung  ihrer  Standes- 
genossen, sagte  man,  sei  von  jeher  nur  den  Patriciern  gestattet 
gewesen.  Diese  Meinung  war  aber  nur  die  Folge  der  falschen 
und  mit  der  Ueberlieferung  im  Widerspruche  stehenden  Yermu- 
thung  über  die  Curien  und  Curiatcomitien , ist  auch  von  den 
neuesten  Gelehrten  aufgegeben  worden.71)  Etwas  anderes  ist  für 
jene  vermeintliche  Rechtsungleichheit  weder  angeführt  worden, 
noch  lässt  es  sich  anführen.  Dagegen  Vieles  steht  mit  derselben 
in  Widersprach.  Z.  B.  in  den  Mord  des  Königs  Tarquinius 
Priscus  waren  Leute  verschiedenen  Standes  verflochten.  Die 
eigentlichen  Urheber  waren  die  Söhne  des  Königs  Ancus  Mar- 
cius,  also  Patricier,  die  Thäter  für  Geld  gedungene  Mörder, 
Hirten,  also  Plebejer.  Kein  Schriftsteller  giebt  eine  Andeutung 
darüber,  dass  Gericht  oder  Strafe  bei  ihnen  verschieden  gewesen 
sei  oder  hätte  sein  müssen.  Die  Thäter  wurden  ergriffen,  die 
Söhne  von  Ancus  Marcius  flüchteten.  Servius  Tullius  befragte 
alleidings  den  Senat,  aber  wegen  der  ergriffenen  Thäter*):  sie 
wurden  \or  Gericht  gestellt  und  hingerichtet,  die  Söhne  von 

a)  Zou.  VII,  9.  S.  oben  S.  100. 
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Ancus,  als  sie  nicht  erschienen,  mit  Verlust  der  Güter  bestraft 
und  ihre  Verbannung  für  rechtmässig  erklärt.  Bei  den  Hinrich- 
tungen, welche  Tarquinius  Superbus  zur  Sicherung  seiner  Herr- 
schaft vornahm,  werden  mächtige  Männer,  d.  h.  Patricier,  und 
auch  Plebejer  erwähnt , *)  aber  ohne  dass  in  Bezug  auf  Process 
oder  Strafe  der  geringste  Unterschied  zwischen  ihnen  angedeutet 
wird.  Den  einen  der  Zweimänner,  welche  die  Sorge  für  die 
Sibyllini sehen  Bücher  hatten,  M.  Attilius,  einen  Patricier,  belegte 
derselbe  König  mit  der  Strafe  der  Vatermörder,  Hess  ihn,  in 
eine  Ochsenhaut  genäht,  ins  Meer  werfen.  b)  Jener  P.  Horatius, 
bei  dessen  Process  Tullus  Hostilius  die  besondere,  mit  Berufung 
au  das  Volk  verbundene,  Form  des  Perduellionsgericlites  erfand, 
war  ohne  Zweifel  Patricier.  Dennoch  wurde  zu  Ciceros  Zeit  die- 
selbe Processform  mit  derselben  Strafe  auf  C.  Rabirius,  einen 
Plebejer,  angewendet  und  unter  den  ausführlichen  Nachrichten, 
welche  wir  über  den  Letztem  haben,  findet  sich  keine  Andeutung, 
dass  die  Verschiedenheit  des  Standes  einen  Unterschied  mache. 
Wo  Dionysius c)  von  dem  Verhältniss  zwischen  Patronen  und 
Clienten  spricht,  zählt  er  die  Pllichten  der  einen  und  der  andern 
auf  und  setzt  hinzu,  wer  dieselben  verletzt  habe,  sei  für  aacer 
erklärt  worden:  es  fällt  ihm  nicht  ein,  dem  Patron,  der  doch  in 
der  Regel  ein  Patricier  war,  mehr  Recht  oder  geringere  Strafe 
zuzuschreiben  als  dem  Clienten:  ja  ein  Berichterstatter11)  führt 
ausdrücklich  als  Worte  des  Romulischen  Gesetzes  an:  „der  Pa- 
tron, welcher  seinem  Clienten  Schaden  zugefügt  hat,  soll  aacer 
sein".  Wo  von  der  väterlichen  Gewalt  der  Römischen  Bürger, 
von  der  richterlichen  Befugniss  des  Hausvaters  über  seine  An- 
gehörigen erzählt  wird,  nirgends  wird  ein  Unterschied,  der  zwi- 
schen Patricieru  und  Plebejern , zwischen  Reichen  und  Armen 
bestanden  hätte,  angedeutet  Daraus  muss  man  den  Schluss 
ziehen,  dass  es  in  Bezug  auf  Gesetz,  auf  Process,  auf  Strafe 
durchaus  keinen  Standesunterschied  unter  den  Römischen  Bür- 


a)  Dionys.  IV,  42  und  43. 

b)  Dionys.  IV,  62. 

c)  Dionys.  JJ,  10. 

d)  Serv.  ad  Virg.  Aen.  VI,  609. 
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gern  gegeben  hat  Freilich  in  einer  Hinsieht  war  ein  Unter- 
schied in  der  Lage  der  Patricier  und  Plebejer,  in  so  fern  näm- 
lich jene  die  Regierenden,  diese  die  Regierten  waren,  das  Rich- 
teramt  aber  gehörte  zur  Regierung.  Demnach  wurden  die  Patri- 
cier von  ihren  Standesgenossen  gerichtet,  die  Plebejer  nicht 
Denn  der  König  war  Patricier,  seine  Quästoren  waren  Patricier, 
zum  Beirath  wurden  Patricier  berufen.  Dies  brachte  eine  that- 
sächliche  Ungleichheit  in  den  Ständen  hervor,  oline  dass  sich  in 
den  Gesetzen  und  Prozessfurmen  irgend  eine  gefunden  hätte. 

Und  doch  ging  später  das  Streben  der  Republik  dahin,  diese 
aufzuheben:  mit  der  Gleichstellung  der  Stände  traten  die  Sena- 
toren an  die  Stelle  der  Patricier  und  mit  C.  Gracchus’  Gesetz- 
gebung gelangten  auch  die  Regierten  zum  Richteramt. 

Einen  bedeutenden  Fortschritt  machte  das  Cfiminalrecht 
unter  den  Königen  durch  Servius  Tullius,  der  es  vom  Privat- 
rechte schied:  es  wurde  dadurch  eigentlich  erst  geschaffen  und 
ihm  die  Möglichkeit  einer  selbständigen  Entwickelung  gegeben.“) 
Mochte  auch  Servius"  Nachfolger  diese  Unterscheidung  wieder 
aufbeben,  sie  trat  dennoch  nach  Vertreibung  der  Könige  aufs 
Neue  hervor  und  befestigte  sich  durch  die  spätere  Gesetzgebung. 

Es  ist  der  bedeutendste  Schritt , den  die  Ausbildung  des  Rechtes 
bis  auf  Sulla  gethau  hat:  die  Republik  beschäftigte  sich  zunächst 
damit,  beim  Criminalrecht,  das  in  der  Befugniss  der  Beamten, 
der  Erben  der  königlichen  Macht,  geblieben  war,  die  neuen 
Ideen  der  hreiheit  zum  Schutze  der  Bürger  auszuführen  und 
dem  \olke  einen  geregelten  Einfluss  auf  die  Entscheidung  aller 
schweren  Proeesse  zu  verschaffen.  Die  Auffassung  der  Ver- 
brechen selbst  zeigt  schon  unter  den  Königen  eine  bemer- 
kenswerthe  Entwickelung  der  Begriffe.  Es  kann  z.  B.  kein 
Zweifel  sein,  dass  P.  Horatius,  der  seine  Schwester  tödtete, 
sich  damit  eines  parricidium  schuldig  machte  b) : dies  war  die 
natürliche  Betrachtung  seiner  That.  Indessen  der  König,  der 
die  Milderungsgründe  für  die  Beurtheilung  derselben  erkannte 
und  den  Verklagten  zu  retten  wünschte,  erklärte  das  Verbrechen 

a)  Vergl.  obeu  S.  40. 

b)  Vergl.  S.  90. 
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für  perduellio , (1.  h.  für  die  That  eines  perduellis,  in  so  fern 
der  Horatier  eine  Bürgerin  ohne  gerichtliche  Verurtheilung  ge- 
tödtet  hatte.75)  Man  hatte  also  schon  die  Verbrechen  in  ver- 
schiedene Gruppen  abgetheilt,  die  Begriffe  und  Namen  dersel- 
ben aufgestellt  und  konnte,  indem  man  juristische  Erklärung 
anwendete  und  von  den  Verbrechen  bald  die  eine,  bald  die  an- 
dere Seite  hervorhob , dieselbe  That  auf  verschiedene  Weise  auf- 
fassen — ein  Verfahren,  das  eine  Eigentümlichkeit  des  spä- 
tem Römischen  Rechtes  bildet.  Schon  unter  Romulus  wird  ein 
Gesetz  über  Verrath  erwähnt*),  unter  Tullus  Ilostilius  ein  an- 
deres gegen  Ausreisser.'1)  Von  Tarquiuius  Superbus  heisst  es, 
er  habe  einen  der  Zweimänner  für  die  Sibyllinischen  Bücher 
mit  der  Strafe  der  Vatermörder  belegt'),  eine  arge  Willkür, 
wie  die  Schriftsteller  sagen,  welche  aber  die  Sitte,  nach  den 
Beweggründen  der  That  die  Verbrechen  in  Gassen  zu  theilen 
und  ihre  Strafen  zu  bestimmen,  beweist.  Von  Numa  wird  ein 
Gesetz  angeführt:  „wenn  Jemand  einen  freien  Mann  in  böser 
Absicht  wissentlich  zu  Tode  bringt,  so  soll  er  ein  Vatermörder 
sein."1*)  Wie  man  dasselbe  auch  betrachten  mag,  ob  als  An- 
gabe, wer  „Vatermörder”  sei,  oder  als  Vorschrift,  welche  den 
gewöhnlichen  Mord  vor  das  Gericht  über  Vatermord  verweist, 
es  ergiebt  sich  daraus,  dass,  der  Ueberlieferung  zufolge,  schon 
unter  den  ersten  Königen  eine  Sonderung  der  Verbrechen  statt- 
fand, ihre  Begriffe  bestimmt  waren  und  die  Thätigkeit  des 
Rechtsprechens  sich  darauf  wendete,  die  einzelnen  Fälle  den 
Bestimmungen  der  Gesetze  unterzuordnen.  Ferner  geht  daraus 
hervor,  dass  „böse  Absicht”  als  Merkmal  des  Verbrechens  an- 
erkannt, endlich  aus  dem  Zusatz  „wissentlich”,  dass  der  Unter- 
schied zwischen  dolus  und  seien«  zum  Bewusstsein  gekommen 
war.  Selbst  ausgebildetere  juristische  Ideen  müssen  der  Römi- 
schen Königszeit  nicht  fremd  gewesen  sein. 

a)  Dionys.  II,  10.  Vergl.  UI,  30. 

b)  Dionys.  III,  30. 

c)  Dionys.  IV,  62;  Zon.  VII,  11. 

d)  Festns  s.  v.  parr.  quaest  p.  221  Si  quis  hominem  liberum  dolo 
söens  morti  duit,  parricida  esto. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Von  der  Vertreibung  der  Könige  bis  zur  Gesetz- 
gebung der  zwölf  Tafeln. 


Erstes  Capitel. 

Die  Vertreibung  der  Könige  und  ihre  unmittelbaren  Folgen  für  das  Straf- 
recht. Theilung  der  höchsten  Gewalt  unter  Mehrere.  Jährlicher  Wechsel 

der  Beamten. 

Die  Vertreibung  der  Könige  bildet  einen  natürlichen  Abschnitt 
in  der  Geschichte  des  gesammten  Römischen  Staates  und  führte 
auch  für  das  Strafrecht  alsbald  die  bedeutendsten  Veränderungen 
herbei:  sie  ist  ein  nothwendiger  Ruhepunkt,  von  dem  aus  man 
einen  neuen  Lauf  der  Darstellung  beginnen  muss.  Dagegen  die 
Zeit  der  Republik  selber  zu  zerlegen  empfiehlt  sich  nicht.  Zwar 
treten  in  ihr  einzelne  Funkte  besonders  hervor,  die  Gesetzge- 
bung der  Zehnmänner,  das  Tribunat  von  C.  Gracchus,  am  mei- 
sten Sullas  Dictatur:  sie  bezeichnen  Anfangspunkte  für  be- 
stimmte Erscheinungen  im  Criminalrecht  Aber  gemäss  dem 
Charakter  des  Römischen  Volkes  erwarb  sich  das  Neue  erst  all- 
mälig  Geltung,  das  Alte  wurde  nicht  sogleich  ganz  verdrängt: 
eine  Weile  bestand  Beides  neben  einander.  Wollte  man  bei 
einem  bestimmten  Zeitpunkte  abschliessen,  so  käme  man  in 
Gefahr,  das  Alte  über  denselben  hinausführen,  das  Neue  vor 
demselben  beginnen  zu  müssen.  Wir  haben  also  eine  sachliche 
Abtheilung  in  zwei  Theile  gemacht  Der  erste  soll  das  ältere, 
von  der  Königszeit  her  überkommene,  aber  eigenthümlich  ent- 
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wickelte  Strafrecht,  der  zweite  die  Schwurgerichte  umfassen.  *) 
Für  das  erste  bildet  die  Gesetzgebung  der  Zehnmänner  einen 
Ruhepunkt;  denn  sie  brachte  das  frühere,  auf  schriftlichen  Ge- 
setzen und  dem  Herkommen  beruhende  Strafrecht  zu  einem  Ab- 
schluss. Selbst  der  Strafprocess  vor  den  Zehnmännern  war  in 
einem  wichtigen  Theile,  der  uns  noch  dazu  fast  allein  durch  die 
Überlieferung  bekannt  ist,  wesentlich  von  dem  später  geltenden 
verschieden.  Deshalb  wird  der  nächste  Abschnitt  die  Zeit  bis 
zu  den  Zehnmännem  behandeln  und  sowohl  die  Gesetzgebung 
und  die  politischen  Veränderungen,  welche  auf  das  Strafrecht 
von  Einfluss  waren,  als  auch  die  während  dieses  Zeitraumes 
bekannten  Strafprocesse  umfassen.  Die  beiden  übrigen  Ab- 
schnitte sollen  über  die  Zeit  von  den  Zehnmänneru  bis  zum 
Intergange  der  Republik  handeln  und  zwar  dergestalt,  dass  der 
dritte  die  Gesetzgebung  und  die  auf  das  Strafrecht  bezüglichen 
politischen  Anordnungen , der  vierte  die  verschiedenen  Arten  des 
altrömischen  Strafprocesses  und  das  Verfahren  in  demselben, 
soweit  es  nicht  der  Zweckmässigkeit  halber  mit  der  Schilderung 
der  Schwurgerichte  verbunden  werden  soll , darstellt. 

Als  man  die  Könige  aus  Rom  vertrieb  und  den  Entschluss 
fasste,  die  königliche  Macht  nicht  wieder  herzustellen,  beabsich- 
tigte mau  nicht  einen  Brach  mit  der  Vergangenheit:  nicht  eine 
neue  Regierung,  nicht  neue  Gesetze  sollten  geschaffen  werden. 
Nur  die  Despotie  des  letzten  Tarquiniers  wollte  man  vertilgen. 
Er  hatte  mit  Verletzung  der  hergebrachten  Sitte,  auf  ungesetz- 
liehe Weise  die  Königsgewalt  an  sich  gerissen,  die  von  früheren 
Königen  zugestandenen  Rechte  des  Senates  und  der  Volksver- 
sammlung missachtet,  eigenmächtig  und  mit  eigennützigen  Ab- 
sichten Recht  gesprochen,  seinen  Thron  auf  fremde  Söldner  ge- 
stützt. Diese  Tyrannei  sollte  auf  hören.  Daher  knüpfte  man  mit 
Uebergehung  der  Regierungszeit  von  Tarquinius  an  Servius  Tul- 
lius  an:  nach  seinen  Verfügungen  wurden  in  Centuriatcomitien 
die  beiden  ersten  Consuln  erwählt b) , man  führte  Alles  auf  den 


a)  Vergl.  oben  die  Einleitung  S.  11. 

b)  Liv.  1,  60  duo  consules  indo  comitiis  centuriatis  a pracfecto  urbis 
M commentanis  Scrvii  Tullii  creati  sunt. 
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Zustand,  wie  er  bei  seinem  Tode  gewesen  war,  zurück.  Die 
Erben  also  der  königlichen  Macht,  wie  er  sie  besessen,  waren 
die  Consuln:  es  wird  öfter  von  den  alten  Schriftstellern  ausge- 
sprochen, dass  deren  Gewalt  eine  königliche  war  und  sein  sollte.  •) 
Selbst  in  späterer  Zeit  blieb  diese  Vorstellung  bei  den  Römern 
gewöhnlich,  als  die  consularisehe  Macht  durch  Gesetze  und  die 
Gründung  des  Tribunals  geschwächt,  auch  durch  die  Wahl  an- 
derer Beamten  getheilt  worden  war.  Einen  Ausdruck  der  An- 
erkennung fand  diese  Idee  von  dem  Uebergange  der  alten  könig- 
lichen Macht  auf  die  consularisehe  der  Republik  in  dem  Curiat- 
gesetz  über  das  imperium.  Es  war  Sitte  gewesen,  dass  die 
Könige  bei  ihrem  Regierungsantritt  ein  Gesetz  bei  dem  Volke 
beantragten,  wodurch  dieses  sich  verpflichtete,  dem  Könige  und 
seinen  Beamten  gehorsam  zu  sein.  Diese  Sitte  wurde  von  der 
Republik  beibehalten,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass,  da  die 
königliche  Gewalt  jährlich  auf  andere  Personen  überging,  jähr- 
lich ein  solches  Gesetz  von  den  jedesmal  erwählten  Consuln 
beantragt  wurde.  Als  später  die  königliche  Macht  unter  mehrere 
Beamten  vertheilt  wurde  und  neben  den  Consuln  auch  Prätoren 
und  Aedilen  entstanden,  wurden  auch  diese,  d.  h.  alle  curuli- 
schen  Beamten,  namentlich  in  das  jährliche  Curiatgesetz  aufge- 
nommen; ebenso,  wenn  einzelne  Zweige  der  nach  Römischer 
Anschauung  einigen  Staatsgewalt  auf  besondere,  ausserordentliche 
Beamten  zeitweise  übertragen  wurden,  gab  man  diesen  durch  ein 
einzelnes  Curiatgesetz  den  ihnen  gebührenden  Antheil  an  denn 
Gehorsam,  den  man  der  königlichen  Gewalt  schuldete.  So  suchte 
man  auch  äusseriieh  die  Macht  der  republieanischen  Beamten  in 
ununterbrochener  Folge  von  der  durch  den  Willen  der  Götter 


a)  Liv.  II,  1 Libcrtatis  autem  originem  inde  magis,  quia  annuum  im- 
perium consulare  factum  est,  quam  quod  demimitum  quiequam  sit  ex  regia 
potestatc,  numeres:  omnia  iura,  onmia  insignia  primi 'consules  tenuere.  Id. 
IV,  3 consules  iu  locum  regum  successisse?  nec  aut  iuris  aut  maiestatis 
quiequam  habere,  quod  non  in  regibus  ante  fuerit  ? Cic.  de  rep.  II,  32,  5(5 
consules  potestatem  habebant  tempore  dimtaxat  annuam,  genere  ipso  ac 
iure  rcgiäm;  Cic.  de  leg.  III,  3,  8 regio  iroperio  duo  sunto.  Pompon,  de 
orig.  iur.  (Dig.  I,  2)  16  (consules)  ne  per  omnia  regiam  potestatem  sibi 
vindicarent,  lege  lata  factum  est,  ut  ab  eis  provocatio  esset.  Vergl.  Liv 
IU,  9;  IV,  2;  VIU,  32;  Dionys.  VI,  65;  VII,  35;  IX,  41;  X,  34. 
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gegründeten  Königsgewalt  herzuleiten , und  mochten  auch  die 
Formen,  durch  welche  dies  geschah,  in  späterer  Zeit  ein  leerer 
Schein  sein,  so  dass  man  selbst  das  Fehlen  des  Curiatgesetzes 
künstlich  ersetzte,  es  sprach  sich  doch  in  ihnen  auf  das  Bestimm- 
teste die  Idee  aus,  dass  das  Königthum  nur,  insofeni  es  in  einer 
Person  äusserlich  dargestellt  wurde,  untergegangen  war,  insofern 
es  eine  bestimmte  Summe  von  Rechten  lind  Pflichten  umfasste, 
fortdauerte. 73) 

Indessen  es  lag  nicht  im  Interesse  weder  des  regierenden 
Standes,  der  Patricier,  noch  der  regierten  Plebejer,  den  Consuln, 
welche  man  nach  Vertreibung  der  Patricier  zu  wählen  beschloss, 
die  ganze  Machtfülle  der  Könige  zu  übertragen.  Man  benutzte 
zunächst  den  religiösen  Aberglauben  und  trennte  davon  die  geist- 
liche Macht : man  übertrug  sie,  wie  oben  gezeigt,  worden  ist,  *) 
demjenigen  Priester,  welcher  später  Oberpriester  genannt  wurde. 

Seine  Stellung  zu  dem  Collegium  der  Pontifices  war  gesetzlich 
dieselbe,  welche  der  König  zu  ihnen  gehabt  hatte,  thatsächlich 
eine  ganz  andere.  Da  er  nicht  mehr  in  seiner  Person  auch  die 
weltliche  Macht  vereinte  und  mit  deren  Hülfe  seinen  Beschlüssen 
unbedingte  Geltung  verschaffen  konnte,  musste  er  sich  an  die 
Meinung  der  Pontifices  halten  und  mit  ihnen  vereint  Einfluss 
auszuüben  suchen.  Die  Einbusse,  welche  die  Consuln  durch  den 
Verlust  der  geistlichen  Gewalt  erlitten,  war  nicht  unbedeutend; 
denn  sie  verloren  denjenigen  Theil  der  Macht,  der  grundsätzlich 
stets  von  jeder  Verantwortung  ‘frei  gewesen  ist.  Der  Erfolg  der 
Trennung  im  Allgemeinen  war,  dass  die  geistliche  Gewalt  trotz 
aller  Achtung,  die  man  ihr  zollte,  an  Einfluss  verlor  und  Diene- 
rin der  weltlichen  Beamten  und  der  Volksversammlung  wurde. 

Noch  wichtiger  jedoch  war  es,  dass  die  weltliche  Macht  der 
Könige  nicht  wieder  auf  eine  Person,  sondern  auf  zwei  Consuln 
übertragen  wurde.  Den  Grund  davon  schreibt  die  allgemeine 
leberlieferung  der  Befürchtung  zu,  wenn  ein  einziger  Beamter 
an  die  Spitze  des  Staates  gestellt  würde,  möchte  derselbe  seine 
Macht  missbrauchen,  um  von  Neuem  eine  Tyrannis,  wie  der 
letzte  Tarquinier,  zu  gründen.74)  Unter  den  beiden  Consuln 

a)  Siehe  oben  S.  103. 
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wechselte  zwar  die  Amtsführung,  d.  h.  hauptsächlich  der  Vorsitz 
in  den  regelmässigen  Senats-  und  Volksversammlungen,  monat- 
lich, sie  waren  aber  an  Macht  in  jedem  Augenblicke  gleich75): 
beide  hatten  dieselben  Befugnisse,  dieselben  Ehren.  Sollte  trotz 
dieser  Spaltung  eine  Regierung  möglich  sein,  so  musste  derjenige 
Grundsatz  zur  Anwendung  kommen,  welcher,  ohne  durch  ein 
besonderes  Gesetz  ausgesprochen  zu  sein,  dennoch  vom  Beginn 
der  Republik  an  in  der  Römischen  Verfassung  von  dem  höchsten 
Einfluss  gewesen  ist : par  maiorve  potestas  plus  videto.  *)  Nur, 
was  beide  Collegen  gemeinschaftlich  bestimmten,  oder  der  eine 
mit  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Zustimmung  des  an- 
dern, hatte  Gültigkeit:  beim  Widerspruch  seines  Collegen  konnte 
der  Consul  keine  Massregel  ausführen,  keine  Strafe  vollziehen. 
Als  später  einzelne  Theile  der  königlichen,  von  den  Consuln  er- 
erbten, Macht  abgezweigt  und  besondern  Beamten  übertragen, 
auch  diese  aber  theils  sogleich,  theils  allmälig  in  der  Mehrzahl 
geschaffen  wurden,  so  fand  auch  auf  sie  derselbe  Grundsatz  An- 
wendung, nur  mit  der  Erweiterung,  dass  von  den  höher  stehen- 
den Beamten  jeder  einzelne  die  Amtshandlungen  jedes  niedriger 
stehenden  aufheben  konnte.  Also  der  Prätor  z.  B.  war  an  die 
Einwilligung  nicht  nur  seiner  Collegen,  sondern  auch  der  Con- 
suln gebunden.  Ein  collegialisches  Zusammenwirken  der  Beam- 
ten, wobei  die  Mehrheit  der  Stimmen  entschied,  war  im  Allge- 
meinen der  Römischen  Verfassung  fremd.  Es  konnte  anfangs  bei 
den  curulischen  Beamten,  deren  es  nur  zwei  gab,  nicht  stattfin- 
den, und  war  auch  später  nur  zuweilen,  »nach  besonderer  frei- 
williger Uebereinkunft  möglich.  Jeder  handelte  selbständig,  musste 
es  sich  aber  gefallen  lassen,  durch  den  gleich  berechtigten  Wil- 
len seines  Collegen  gehindert  zu  werden. 

Welche  Gewähr  in  diesem  Verhältniss  gegen  Willkür,  wie 
sie  alle  Könige  üben  konnten  und  der  jüngere  Tarquinius  wirk- 
lich geübt  hatte,  lag,  ist  ersichtlich.  Cicero  spricht  sich  in  sei- 
ner Schilderung  der  allgemeinen  Grundsätze  der  Römischen  Ver- 
fassung folgendermassen  aus  b) : „ der  Beamte  soll  den  ungehor- 


a)  Cic.  de  leg.  III,  4,  11. 

b)  Cic.  de  leg.  III,  3,  6 magistratus  nec  obedientem  et  noxiurn  civem 
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samen  and  schädlichen  Bürger  durch  Geldstrafe,  GefÄngniss  oder 
körperliche  Züchtigung  im  Zaum  halten,  wenn  nicht  eine  gleiche 
oder  höhere  Gewalt  oder  das  Volk  ihn  hindert,  an  welche  Be- 
rufung statt  linden  soll.”  Hierin  liegt  das  Recht  der  Appellation, 
das  jeder  von  einem  Ausspruche  der  Beamten  Betroffene  hat76): 
es  gewährt  zunächst  Aufschub,  im  Falle  der  Gewährung  Auf- 
hebung der  drohenden  Strafe.  Dionysius a)  erzählt  unmittelbar 
nach  Einsetzung  der  Consuln  einen  Fall , in  dem  dasselbe  bei 
einem  Criminalprocesse  zur  Anwendung  kam.  Zu  denen,  welche 
sich  zur  Wiedereinsetzung  der  vertriebenen  Könige  verschworen 
hatten,  gehörten  auch  die  Aquilii,  Schwestersöhne  des  Consids 
Collatinus.  Brutus,  der  andere  Consul,  hatte  die  Verschwörung 
entdeckt,  seine  eigenen  Söhne,  welche  Theil  daran  genommen, 
mit  dem  Tode  bestraft  und  zog  dann  die  Aquilier  vor  sein  Ge- 
richt. Die  Beweise  waren  offenbar,  er  verurtheilte  sie  und  wollte 
sie  zur  Hinrichtung  führen  lassen.  Die  Verurtheilten  wandten 
«ich  um  Schutz  an  den  andern  Consul,  ihren  Oheim,  der  zuerst 
seinen  Collegen  bat,  die  Strafe  nicht  zu  vollziehen  oder  zu  mil- 
dem, dann,  als  die  Bitten  nichts  fruchteten,  erklärte,  er  mache 
von  seiner  Gewalt  als  Consul  Gebrauch  und  verbiete  die  Bestra- 
fung der  Verschworenen.  Brutus,  so  erzürnt  er  auch  über  sei- 
nen Collegen  ist,  muss  doch  seinem  Einspruch  weichen : er  ver- 
schiebt die  Hinrichtung  und  lässt  die  Verurtheilten  in  das  Ge- 
föngniss  führen.  Dort  wurden  sie  später,  als  auch  Collatinus 
vertrieben  und  P.  Valerius  zum  Consul  gewählt  war,  hingerich- 
tet.b)  Ich  spreche  nicht  von  den  abweichenden  Darstellungen 
anderer  Schriftsteller,  lasse  auch  die  Frage  bei  Seite,  ob  die 
Ueberlieferung  diese  Einzelheiten  über  den  Proeess  der  Ver- 
schwomen  erhalten  oder  Dionysius  selbst  sie  ausschmückend 
kinzugefügt  hat:  selbst  wenn  sie  ersonnen  sind,  müssen  die 
Vorgänge  dem  Gerichtsverfahren  entsprechen.  Die  Appellation 
hob  das  lirtheil  des  Consuls  auf:  es  war  nur  mit  Einwilligung 


malta  viuculis  verberibusve  coerccto , ni  par  majorvc  potestas  populusve 
pruhibessit,  ad  quos  provocatio  esto. 

a)  Dionys.  V,  9. 

b)  Dionys.  V,  13. 
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des  Collegen  ausführbar.  Auch  Livius  •)  erwähnt  schon  zum 
Jahre  495  v.  Chr.  die  Wirkung,  welche  die  Theilung  der  ober- 
sten Richtergewalt  hatte:  diejenigen,  welche  von  dem  einen 
Cousul  Ap.  Claudius  zur  Schuldknechtschaft  verurtheilt  wurden, 
wandten  sich  um  Hülfe  an  dessen  Collegen  Servilius.  Er  hätte 
sie  durch  seinen  Einspruch  retten  können,  wenn  er  nicht  vor 
dem  offenen  Bruche  mit  den  Patriciern  zurückgewichen  wäre. 
Als  die  ersten  Decemvirn  gewählt  waren,  bezeugte  das  Volk 
keine  Unzufriedenheit  darüber,  dass  von  ihrem  Urtheil  keine  Be- 
rufung au  das  Volk  stattfand.  Denn  die  höchste  Gewalt  war 
unter  zehn  Personen  getheilt  und  die  Appellation  von  einem  an 
den  andern  ersetzte  die  Hülfe,  welche  sonst  bei  den  Tribunen 
und  der  Volksversammlung  zu  finden  war. b) 

Die  zweite  Verminderung,  welche  die  königliche  Gewalt  bei 
ihrem  Uebergange  auf  die  Consuln  erfuhr,  war  die  Beschränkung 
auf  den  Zeitraum  eines  Jahres.  Sie  verhinderte  die  Rückkehr 
zur  Monarchie,  erhöhte  die  Machtstellung  des  Senates  und  der 
Volksversammlung,  der  bleibenden  Gewalten  gegenüber  den  in 
kurzen  Zwischenräumen  wechselnden  Beamten,  sie  führte  end- 
lich auch,  indem  sie  in  gleicher  Weise  auf  alle  spätem  Beam- 
ten angewendet  wurde,  zu  einem  ausgedehnten  Systeme  der 
Verantwortlichkeit,  ohne  deshalb  die  Kraft  der  jedesmal  Regie- 
renden zu  lähmen.  Dieser  letzte  Punkt  war  auch  von  Einfluss 
auf  das  Strafrecht.  Mochte  ein  Beamter  noch  so  sehr  in  seinem 
Amtsjahr  alle  seine  Collegen  gewinnen,  so  dass  er  von  Nieman- 
den in  der  Ausführung  seiner  Massregeln  gehindert  wurde; 
mochte  er  sich  selbst  die  Volkstribunen  sei  es  durch  Furcht  oder 
durch  andere  Mittel  befreunden:  er  war  dennoch  bei  keiner  Ge- 
setzesübertretung, bei  keiner  Staatshandlung  sicher.  Mit  dem 
Ablaufe  des  Jahres  trat  ein  vollständiger  Wechsel  der  Beamten 
und  für  ihn  selbst  die  Möglichkeit  ein,  wie  jeder  andere  Bürger 
vor  Gericht  gezogen  zu  werden.  Beispiele  dieser  Art,  die  wegen 
des  Verhaltens  in  der  Rechtspflege  stattfanden,  sind  in  der  frü- 


a)  Liv.  II,  27. 

b)  Liv.  III,  34  Iam  plebs  praeterquam  quod  consulum  nomen  baud 
secus  quam  regnum  perosa  erat,  ne  tribunicium  quidem  auxilium  cedenti- 
bus  inviccm  appellationi  Xviris  quaerebat 
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bereu  Geschichte  der  Republik  die  Strafen,  welche  die  abgesetz- 
ten Deceinvim  trafen,  in  der  spätem  die  Verurtheiluug  Ciceros 
wegen  der  Hinrichtung  der  überführten  Genossen  Catilinas. 
Aber  noch  andere  Folgen  für  die  Handhabung  des  Strafrechtes 
mussten  sich  an  den  jährlichen  Wechsel  der  Beamten  knüpfen, 
wenngleich  wir  dieselben  mehr  durch  Schlüsse  aus  den  Verhält- 
nissen auffinden,  als  durch  geschichtliche  Thatsachen  belegen 
können.  In  so  fern  die  Beamten  Ankläger  waren  (und  wir  wer- 
den später  sehen-,  dass  sie  es  in  vielen  und  in  den  wichtigsten 
Fällen  waren)  hing  das  Schicksal  eines  Processes  davon  ab,  dass 
derselbe  von  dem  betreffenden  Beamten  innerhalb  seines  Amts- 
jabres  zu  Ende  geführt  wurde:  sonst  war  es  Zufall,  ob  die  neu 
eintretenden  Beamten  denselben  wieder  aufnehmen  wollten  oder 
nicht;  jedenfalls  musste  er  von  Neuem  beginnen,  ln  so  fern  die 
Beamten  Richter  waren,  galt  ein  ähnliches  Verhältniss.  Auch 
sie  mussten  das  Streben  haben , alle  begonnenen  Processe  inner- 
halb ihres  Amtsjahres  zu  Ende  zu  führen.  Konnten  sie  es  uicht, 
so  hörte  der  augefangene  mit  dem  Ende  des  Jahres  zwar  nicht 
auf,  musste  doch  aber,  da  ein  anderer  Richter  da  war,  um  die- 
sem bekannt  zu  werden,  gewisse  Stadien  von  Neuem  durehma- 
chen,  konnte  auch  in  vieler  Beziehung  einen  andern  Verlauf  neh- 
men. Die  Unsicherheit  der  so  von  einem  Jahre  in  das  andere 
fibergeleiteten  Processe  musste  um  so  grösser  sein,  je  lücken- 
hafter das  geschriebene  Recht,  je  zweifelhafter  das  Herkommen 
war,  also  im  Anfänge  der  Republik.  Es  ist  uns  nicht  möglich, 
auch  nur  annähernd  anzugeben,  wie  viele  Processe  aus  diesem 
Imstande  entweder  nicht  unternommen  oder  mit  geringerer 
Sorgfalt  zu  Ende  geführt  worden,  wie  viele  Verbrechen  unge- 
ahndet geblieben  oder  bald  strenger  bald  milder  bestraft  worden 
sind.  Denn  da  das  Uebel  der  gesammten  Republik  gemeinsam 
war,  betrachteten  es  die  Schriftsteller  als  natürlich  und  schwie- 
gen darüber:  wir  können  auf  dasselbe  nur  aus  Vergleichung  mit 
unsem  Zuständen  schliessen.  Auf  der  andern  Seite  ging  aber 
hieraus  auch  im  Allgemeinen  eine  rasche  Beendigung  der  Pro- 
cesse hervor:  jeder  Beamte,  mochte  er  freisprechen  oder  verur- 
theilen  wollen,  hatte  das  Interesse  die  von  ihm  begonnenen  Ge- 
schäfte zu  Ende  zu  bringen. 
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Zweites  Capitel. 

Wiedereinführung  der  Gesetze  von  Servius  Tullius.  Einbrechende 
Gesetzlosigkeit.  Nachrichten  von  Pomponins. 

Wir  haben  erwähnt,  dass  die  Consuln  durch  die  Beschrän- 
kung ihrer  Amtsdauer  auf  ein  Jahr  der  Verantwortlichkeit  un- 
terworfen wurden:  ihre  Stellung  zu  den  Gesetzen  musste  dem- 
nach eine  andere  sein  als  es  die  der  Könige  gewesen  war.  Diese 
standen  tlmtsächlich  über  den  Gesetzen.  Niemand  konnte  sie 
zur  Beobachtung  derselben  zwingen,  Niemand  wegen  ihrer  Ver- 
letzung zur  Strafe  ziehen : Tarquinius  Superbus  wurde  nicht  ver- 
jagt, weil  er  die  Gesetze  seiner  Vorgänger  uingestossen  hatte, 
sondern  als  er  wegen  seiner  Despotie  vertrieben  war , wurde  ihm 
dieses  unter  vielem  andern  vorgeworfen..  Höchstens  war  ein 
König  an  diejenigen  Gesetze  gebunden,  welche  er  selbst  bean- 
tragt hatte.*)  Dagegen  die  Anzahl  der  Gesetze,  welche  ein  Con- 
sul  während  seines  Amtsjahres  geben  konnte,  war  im  günstig- 
sten Falle  gering:  es  wäre  unerträgliche  Willkür  eingetreteu, 
wenn  nicht  jeder  Nachfolger  verpflichtet  gewesen  wäre,  die  An- 
ordnungen seiner  Vorgänger  zu  beobachten.  Die  Consuln  selbst 
hatten,  um  sich  vor  Verantwortlichkeit  zu  schützen,  ein  luteresse 
an  der  Bewahrung  und  Mehrung  der  Gesetze.  Bei  der  Wahl 
der  Consuln  war  man,  wie  die  Schriftsteller  bemerken,  auf  die 
Staatsverfassung  vou  Servius  Tullius  zurückgegangen:  auf  eben- 
dieselben ging  man  bei  der  Gesetzgebung  zurück.  Jener  König 
hatte  zuerst  das  Privat-  vom  Criminalrecht  getrennt,  jenes  an 
feste  Gesetze  gebunden  und  die  Entscheidung  der  Processe  un- 
parteiischen Richtern,  welche  namentlich  auch  eine  Uebervorthei- 
lung  der  Plebejer  durch  die  Patricier  verhüteten,  übertragen: 
das  Criminalrecht  hatte  er  sich  selbst,  wie  es  die  früheren  Könige 
gehabt  hatten , Vorbehalten ; er  entschied  die  Processe  theils  per- 
sönlich, theils  durch  die  von  ihm  eingesetzten  Quästoren.  Diese 
ganze  Einrichtung  hatte  Tarquinius,  der  alle  Macht  in  seiner 

a)  Vergl.  oben  S.  24. 
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Person  zu  vereinigen  suchte,  aufgehoben,  Criminal-  und  Privat- 
reiht wieder  auf  alle  Weise  von  sich  abhängig  gemacht,  die  von 
Servius  gegebenen  Gesetze  abgeschafft , die  eichenen  Tafeln,  auf 
deneu  sie  standen,  vom  Markte  entfernt.*)  Unter  den  ersten 
Massregeln,  welche  man  nach  Vertreibung  desselben  ergriff,  wird 
auch  die  angeführt,  man  habe  die  von  Servius  Tullius  gegebenen 
Gesetze  erneuert  und  somit  die  Trennung  von  Privat-  und  Cri- 
minalrecht  wieder  anerkannt.1’)  Dabei  mag,  wie  es  heisst,  die 
Absicht  gewesen  sein,  durch  unparteiische  Verwaltung  desjeni- 
gen Theiles  der  Rechtspflege,  welcher  die  Interessen  jedes , auch 
des  geringsten  Bürgers  unmittelbar  berülirte,  die  Neigung  des 
Volkes  für  die  neue  Regierung  zu  gewinnen:  sicherlich  erkannte 
mau  aber  auch,  dass  bei  den  jährlich  wechselnden  Beamten  eine 
gesetzliche  Grundlage  des  Rechtes  nothwendig  sei.  Man  musste 
noch  weiter  gehen  und  auch  für  das  Criminalrecht,  welches 
nach  des  Königs  Servius’  Anordnungen  in  der  Gewalt  der  Con- 
suln  verblieb,  die  Willkür  verbannen  und  einen  gesetzlichen 
Zustand  schaffen.  Die  Ueberlieferung  hat  ihren  guten  Grund  da- 
für, dass  sie  das  jus  Papirianum  um  diese  Zeit  entstehen  lässt. 
Es  mussten  nicht  nur  die  eigentlich  so  zu  nennenden  Gesetze, 
welche  auf  Volksbeschlüssen  beruhten,  sondern  auch  das  Herkom- 
men und  die  religiösen  .Anordnungen  der  Könige  gesammelt  wer- 
den. Alle  diese  ßestandtheile  enthielt  das  Gesetzbuch,  welches 
von  dem  Papirischen  Geschlecht«  zusammengestellt  wurde. c)  Die 
Veranlassung  dazu  gab  nicht  die  gelehrte  Liebhaberei  eines  Pri- 
vatmannes, sondern  das  Bedürfniss  des  Staates  und  es  ist  wahr- 
scheinlich , dass  die  Sammlung  für  die  damalige  Zeit  selbst  eine 
gesetzlich  anerkannte  Geltung  hatte. 

Wenn  einmal  das  Streben  nach  gesetzlicher  Regelung  der 
Staatsverhältnisse  vorhanden  war,  so  scheint  es,  musste  sich 
die  Zahl  der  Gesetze  mehren,  zumal  da  bei  der  neuen  Verfas- 
sung die  früheren  auf  die  königliche  Gewalt  berechneten  Satzun- 


a)  Dionys.  IV,  43.  Vergl.  oben  S.  47. 

b)  Dionys.  V,  2 xal  yäp  tcj«  vdpiooc  toüs  itept  -<üv  ovp.ß<5).uiv  toi;  b-6 

Imjmj  |p , (fiXavöptürrooj  xai  clvat  ioxoövtac,  oü«  äitav- 

tas  xaxiX'jst  Tapx’ivtos , dvcvtüioavxo. 

c)  Vergl.  oben  S.  40. 
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gen  nicht  ausreichen  konnten.  Dennoch  hören  wir  nicht  von 
solchen.  Zunächst  hinderte  der  lange  andauernde  Kampf  mit 
der  vertriebenen  Königsfamilie,  später  innere  Streitigkeiten  der 
Stände  die  weitere  Ausbildung  der  auf  die  Rechtspflege  bezüg- 
lichen Gesetze.  Es  soll  sogar  ein  Rückschritt  in  dieser  Bezie- 
hung geschehen  sein.  Wir  haben  darüber  eine  bemerkenswerthe 
Nachricht  bei  Pomponius*):  T Drauf  nach  Vertreibung  der  Kö- 
nige kamen  durch  ein  tribunicisches  Gesetz  alle  diese  Gesetze 
ab  und  zuiu  zweiten  Male  fing  das  Römische  Volk  an  mehr  nach 
unbestimmtem  Recht  und  Gewohnheit  zu  leben  als  nach  ange- 
nommenem Gesetz  und  dies  hielt  es  beinahe  zwanzig  Jahre  aus." 
Vorher  hatte  er  von  den  Gesetzen  der  Könige  und  ihrer  durch 
Papirius  veranstalteten  Sammlung  gesprochen : unmittelbar  nach- 
her erzählt  er  von  der  Gesetzgebung  der  Zehumänner.  Diese 
Nachricht,  so  merkwürdig  sie  auch  ist,  steht  doch  einzeln  da: 
sie  wird  durch  keinen  ähnlichen  Bericht  eines  andern  Schrift- 
stellers bestätigt.  Darin  hegt  indessen  kein  Grund,  an  ihrer 
Richtigkeit  zu  zweifeln;  es  ist  sehr  wohl  möglich,  dass  Pompo- 
nius, der  beim  Abfasseu  seines  Handbuches  besondem  juristi- 
schen Gesichtspunkten  folgte,  Bemerkungen  gemacht  hat,  welche 
die  Geschichtsschreiber  uyd  andere  Schriftsteller,  die  der  Gesetze 
nur  gelegentlich  Erwähnung  tlmn,  nicht  der  Mühe  für  werth 
achteten.77)  Zwanzig  Jahre  also  vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf 
Tafeln  soll  eine  Veränderung  in  dem  Rechtszustande  eingetreten 
sein , welche  eine  allmälige  Abschaffung  der  königlichen  Gesetze, 
die  beim  Beginne  der  Republik  wieder  hergestellt  und  von  den 
Papiriem  gesammelt  worden  waren,  zur  Folge  hatte:  diese  Ver- 
änderung soll  durch  ein  tribunicisches  Gesetz,  d.  h.  durch  das 
eines  Volkstribunen , geschehen  sein.  Die  Zehumänner  began- 
nen ihr  Amt  451  v.  Chr. : w ir  kommen  somit  auf  das  Jahr  471 
v.  Chr.,  dasselbe,  in  welchem  das  berühmte  Gesetz  des  Volks- 
tribunen Publilius  Volero  vom  Volke  angenommen  wurde.  Wenn  I 
durch  dieses  jene  Veränderung  geschehen  ist,  so  würde  der 

a)  Pompon,  de  orig.  iur.  (Dig.  I.  2)  § 2 und  3 Exactis  deinde  regibus 
lese  tribunicia  oumes  leges  hae  exolevorunt  iterumque  coepit  populus  Ro- 
uiauus  OH-eilo  magis  iure  et  consuetudiue  uti  quam  per  lataui  legem  idque 
propo  ugiuti  aunis  pa&sus  est. 
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Ausdruck  von  Pompouius  ganz  genau  sein.  Es  wäre  das  Gesetz 
eines  Tribunen,  das  die  Rechtsunsicherheit  verursacht  hätte  und 
der  Staat  wäre  in  derselben  beinahe  zwanzig  Jahre,  d.  h.,  wenn 
die  .Annahme  des  Gesetzes  etwa  in  der  Mitte  des  Jahres  erfolgte, 
ungefähr  neunzehn  und  ein  halbes  Jahr  geblieben. 

Die  Frage  ist,  ob  sich  eine  solche  Wirkung  des  Publilischen 
Gesetzes  erweisen  oder  wahrscheinlich  machen  lässt.  Das  erstere 
kann  man  nicht : es  fehlt  au  Zeugnissen,  welche  dem  Publilischen 
Gesetze  diesen  Erfolg  zuschreiben.  Aber  mau  darf  sie  auch  nicht 
verlangen.  Unsere  Nachrichten  über  dasselbe  sind  überhaupt 
dürftig,  und  dass  in  ihnen  von  einer  Wirkung,  welche  nur  zwan- 
zig Jahre  dauerte,  erzählt  werden  sollte,  ist  nicht  glaublich:  wir 
können  zufrieden  sein,  wenn  die  Ueberlieferung  Kuude  von  dem- 
jenigen Einfluss  erhalten  hat,  den  es  auf  die  Gesammtgestaltung 
der  Römischen  Verfassung  übte.  Indessen  die  Wahrscheinlichkeit 
einer  durch  dasselbe  hervorgebrachten  Rechtsunsicherheit  lässt 
sieh  naehweisen.  Livius  *)  giebt  als  Inhalt  des  Publilischen  Ge- 
setzes an,  die  plebejischen  Beamten  sollten  in  Tributcomitien 
erwählt  werden,  und  setzt  liinzu,  eine  nicht  unbedeutende  Sache 
sei  unter  diesem  unscheinbaren  Namen  beantragt  worden;  denn 
dadurch  hätten  die  Patricier  allen  Einfluss  auf  die  Wahl  der 
Volkstribunen  verloren,  den  sie  bis  dahin  durch  die  Abstimmung 
ihrer  Clienten  ausgeübt  hätten.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  dies 
der  Hauptinhalt  des  Gesetzes  war,  der  zumal  in  der  Entwicke- 
lung der  Verfassung  allmälig  als  der  bedeutendste  hervortrat. 
Dass  es  indessen  sein  einziger  war,  ist  an  sich  höchst  unwahr- 
scheinlich : es  war  die  Natur  Römischer  Gesetze,  viele  und  selbst 
scheinbar  verschiedenartige  Gegenstände  zu  umfassen  und  nicht 
nur  allgemeine  Grundsätze  aufzustellen , sondern  auch  die  Ein- 
zelheiten mit  höchster  Genauigkeit  auszuführen.  Deshalb  haben 
>diun  andere  Gelehrte  auch  für  das  Publilische  Gesetz  eine  gleiche 
Mannigfaltigkeit  des  Inhaltes  vermuthet.78)  Darauf  führen  selbst 


a)  Liv.  II,  66  rogationem  tnlit  ad  popohnn,  ut  plebeii  magistratus  tri- 
Iratis  comitiis  fierent.  Haud  parva  res  suh  titulo  prima  specie  minime 
atro«  ferebatur,  sed  quae  patrieiis  omnem  potestatem  per  clientium  suffra- 
gia  creandi,  quos  velleut,  tribunos  auferret. 
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bestimmte  Zeugnisse.  Dionysius  •)  erzählt,  im  ersten  Jnhre  sei- 
nes Tribunates  hätte  Publilius  Volero  nur  beantragt,  dass  die 
Volkstribunen  in  Tributeomitien  erwählt  wurden,  als  er  damit 
uieht  durehgedrungen,  hätte  er  in  seinem  zweiten  Tribunale  «len 
Zusatz  gemacht,  auch  die  plebejischen  Aedilen  sollten  in  Tnbnt- 
comitien  erwählt  und  in  gleicher  Weise  alles  Uebrige,  was  beim 
Volke  an  Verhandlungen  und  Kälteleistungen  vorkäme,  von  die- 
sen Comitien  beschlossen  werden : darin  hätte  eine  offenbare  V er 
nichtung  des  Senates  und  Herrschaft  des  Volkes  gelegen.  Dio- 
nysius erwähnt  nicht , dass  von  diesen  Anträgen  etwas  um  ht. 
angenommen  worden  sei;  wäre  indessen  Alles  angenommen  wor- 
den, so  hätten  nicht  später  noch  andere  ähnliche  Gesetze,  'en 
denen  wir  wissen,  gegeben  werden  könneu.  VV  ahrecheiuli«  h ging 
ein  Theil  von  Publilius*  neuen  Forderungen  durch  und  wir  ha- 
ben somit  ein  Zeugniss  dafür,  dass  in  seinem  Gesetze  ausser 
der  Wahl  der  Volkstribunen  noch  andere  Bestimmungen  getroffen 
wurden,  welche  eine  Rechtsunsicherheit  erzeugen  konnten.  Einen 
genaueren  Bericht  haben  wir  von  Zonaras,  b)  der  ohne  das  Ge- 
setz von  Publilius  mit  Namen  zu  nennen,  doch  nach  dem  Zu- 
sammenhänge seiner  Erzählung  dieses  meint,  wenn  er  sagt,  ei- 
nige der  Volkstribuuen  hätten  theils  andere  Bestimmungen  gegen 
die  Patricier  durchgesetzt,  theils  besonders  folgende,  die  Tribus 
sollten  für  sich  und  ohne  die  Patricier  zusammentreten  und 
über  Alles,  worüber  sie  wollten,  Beschlüsse  fassen  dürfen  uml 
wenn  Jemand  wegen  einer  Schuld  von  den  Consulu  bestraft 
würde,  so  sollte  über  diese  das  Volk  in  zweiter  Instanz  richten. 
Die  volle  Bedeutung  dieser  Bestimmungen  werden  wir  erst  spä- 


a)  Dionys.  IX,  43  oi  81  -tpi  töv  llörtXtov  ÖT(papyot  O'jütv  eti  Siaji.tXX/j- 
aavxc;  töv  cv  Tip  — pösdev  Iviaurtu  o'J  8'jvT,HlvTa  £— tx'vpuitlijvai  vdpov  — dXtv 
sist^spov,  rpo;Ypdi}iavTes  aöxtp  xai  tö  tiüv  dyopavdfi.u)v  dpytlov  ix  Tat;  a'J- 
-ai;  iJiTj-po^optiattai  ExxXr,siai;  xai  r.ix-:a  tö  dXXa,  8aa  ix  Tip  5Vjp.tp  npdrr*- 
ot)ai  Tt  xai  littxo'jpttj&ai  8er( att,  uno  tiüv  tpuXcTtüv  int'j/r(:ptjes9ai  xaTÖt  TaÜTÖ, 
S-tp  apa  Tf(;  plv  ßavXi,;  xaTdXuoi;  tpxvEpa,  toü  Je  SovaaTtia. 

lv  Zonarus  \II,  17  xai  ttve;  81  tiüv  ÖT^papytov  dXXa  te  xaxä  täv  *■!- 
raTpiöiv  ojvEypa^av  xai  tö  t;Eiva«  Tip  rXV.Sci  xai  xatf  tavTÖ  aWvat  xai 
avtj  exEivmv  ßoaXtäcaftai  xai  ypr^axt^tv  jtdvtf  Saa  dv  cX^.  xäv  ti;  in' 

at.iqi  tvi  TTapa  tiüv  orpaTTj-jiüv  rposTtpioprjUr,  IxxXriTov  im  to-Xtoi;  TÖv  8f;pov 
Oixa.Eiv  tTa;av. 
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ter,  wo  wir  bei  der  Schilderung  des  Einflusses  der  Verfassungs- 
änderungen auf  das  Rechtsverfahren  zum  Publilisehen  Gesetze 
kommen,  erläutern  können:  für  jetzt  bemerken  wir  nur,  dass 
dieses  eine  ganze  Reihe  von  Vorschriften  über  die  Einrichtung 
und  Befugnisse  der  Tributcomitien  enthalten  hat,  von  denen  Li- 
vius  nur  die  eine,  welche  die  Wahl  der  Volkstribunen  betraf, 
erwähnte.  Namentlich  gab  Publilius  Anordnungen  über  die  Hülfe- 
leistung,  welche  den  Plebejern  gegen  die  patriciscben  Strafgerichte 
gewährt  werden  sollte:  er  schuf  eine  Besclwerdeinstanz  über 
alle  Strafen,  welche  von  den  Consulu  gegen  einen  Plebejer  ver- 
hängt wurden.  Darin  liegt  die  Wahrscheinlichkeit,  ja  die  Noth- 
wendigkeit  einer  solchen  Wirkung,  wie  sie  Pompouius  zwanzig 
Jahre  vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  aus  einem  tribu- 
nicisehen  Gesetze  hervorgehen  lässt.  Bis  auf  Publilius  war  die 
gesetzgebende  Gewalt  in  den  Händen  der  Patricier  und  patrici- 
schen  Beamten  gewesen,  und  mochten  dieselben  auch  auf  die 
Plebejer  Rücksicht  nehmen,  so  mussten  sie  doch  ebenso  sehr  wie 
die  Könige,  w elche  den  Staat  gründeten,  darauf  sehen,  die  Ein- 
heit des  Rechtes  zu  erhalten.  Jetzt,  als  die  Volkstribunen  und 
die  Tributcomitien  eine  richtende  Gewalt  über  die  Plebejer  er- 
hielten, war  es  natürlich,  dass  sie  die  früheren  Rechtsgrundsätze 
und  Gesetze  mannigfach  verletzten  und  veränderten,  ln  jedem 
einzelnen  Falle  konnten  die  Tributcomitien  das  von  dem  Gonsul 
über  einen  Plebejer  gesprochene  Urtheil  anfheben.  Das  alte  kö- 
nigliche Recht  wurde  nicht  durch  ein  Gesetz  beseitigt,  sondern 
indem  man  einzelne  Ausnahmen  machte  und  neue  Rechtsgewohn- 
heiten bildete,  erlosch  es  allmälig.  Es  fand  nicht  die  Schöpfung 
eines  neuen  Rechtes  statt:  dies  hätte  sich  erst  im  Verlauf  län- 
gerer Zeit  und  bei  vollkommener  Einigung  zwischen  den  Con- 
suln  und  Volkstribunen  bilden  können.  Es  entstand,  wie  Pom- 
ponius  sich  richtig  ausdrückt,  ein  Zustand  der  Rechtsunsicherheit, 
wo  der  Consul  nicht  wusste,  ob  und  w ie  ein  Verbrecher  bestraft 
werden  sollte.  Denn  bei  der  Schärfe  des  Gegensatzes  zwischen 
Patricieru  und  Plebejeru,  wie  sie  damals  bestand,  war  die  Be- 
rechnung der  Entscheidungen,  welche  das  Volk  fällen  würde, 
unmöglich.  Bis  zum  Publilisehen  Gesetze  gab  es  für  den  Rö- 
mischen Staat  ein  einziges  Gesetz,  das  vielleicht  durch  die  Form 

10' 
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des  Processes  den  Stand  der  Plebejer  gegen  die  Patricier  zurück- 
setzen mochte,  aber  die  Einheit  der  Rechtsgrundsätze  unter  allen 
Bürgern  wahrte.  Das  Publilische  Gesetz  gewährte  den  Tribut- 
coinitien  nicht  das  Recht,  neue,  für  Patricier  und  Plebejer  ge- 
meinschaftlich geltende  Bestimmungen  zu  treffen,  sondern  nur 
die»  Befugniss,  iu  einzelnen  Fällen  für  die  Plebejer  das  Recht 
aufzulösen. 

Wir  knüpfen  an  diese  Rechtfertigung  eines  für  die  Geschichte 
des  Strafprocesses  wichtigen  Zeugnisses  eine  andere  Nachricht 
eben  desselben  Schriftstellers,  welche  zwar  das  Criminalrecht 
nicht  unmittelbar  angeht,  aber  doch  für  den  Privatprocess  und 
für  den  Verlauf  der  Streitigkeiten  zwischen  Patriciem  und  Ple- 
bejern von  Bedeutung  ist.  Pomponius  “)  spricht  nach  der  eben 
erläuterten  Bemerkung  von  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln, 
dann  von  der  juristischen  Erklärung  derselben,  aus  welcher  das 
sogenaunte  ins  civile  hervorging,  endlich  von  den  legis  actiones. 
Diese,  sagt  er,  entstanden  ungefähr  um  dieselbe  Zeit.  „Und  so, 
fahrt  er  fort,  entstanden  fast  um  ein  und  dieselbe  Zeit  folgende 
drei  Rechte,  die  Gesetze  der  zwölf  Tafeln:  aus  diesen  fing  das 
ius  civile  hervorzugehen  an:  nach  eben  denselben  wurden  die 
legis  actiones  zusammengestellt.  Bei  allem  diesen  indessen  hatte 
das  Collegium  der  Pontifices  die  Wissenschaft  der  Erklärung  und 
die  Actionen:  aus  ihm  wurde  alljährlich  einer  aufgestellt,  um 
den  Privatprocessen  vorzustehen  und  im  Allgemeinen  blieb  das 
Volk  beinahe  hundert  Jahre  bei  dieser  Gewohnheit.”  Diese 
Nachricht  versteht  man  jetzt  so,  dass  man  die  erwähnten  hun- 
dert Jahre  rechnet  von  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln,  d.  h. 
etwa  451  v.  Chr.,  bis  zur  Einsetzung  der  Prätur,  367  v.  Chr. 
Von  diesem  Zeitpunkte  an  hätte  der  Prätor  die  Abfassung  der 


a)  Pompon,  de  orig.  iur.  § 6 Deiude  ex  his  legibus  eodem  fere  tempore 
legis  actiones  compositae  sunt,  quibus  inter  se  homincs  disceptarent  — Et 
ita  eodem  pacnc  tempore  tria  baee  iura  nata  sunt:  leges  duodecim  tabu- 
larum : ex  his  ttuere  coepit  ius  civile : ex  eisdem  legis  actiones  compositae 
sunt.  Omnium  tarnen  liarum  et  interpretandi  scientia  et  actiones  apud 
Collegium  pontiticum  erant,  ex  quibus  eonstituebatur,  quis  quoque  anno 
praeesset  privatis.  Et  fere  populus  annis  prope  centum  hae  consuetudine 
usus  est.. 
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Klagformulare  in  Gemässheit  der  legis  actione#  zu  besorgen  ge- 
habt, während,  als  noch  den  Consuln  die  Jurisdiction  zugestan- 
den, einem  Pontifex  dies  Geschäft  übertragen  gewesen  wäre.79) 
Diese  Annahme  erscheint  jedoch  nicht  begründet.  Denn  die  Zeit 
von  den  zwölf  Tafeln  bis  zur  Einsetzung  der  Prätur  beträgt  nur 
84  Jahre,  also  bedeutend  weniger  als  hundert  Jahre;  so  unge- 
nau konnte  Pomponius,  dessen  Angabe  im  vorigen  Falle  sich 
als  genau  erwies,  hier  nicht  sprechen.  Ja  dieser  Zeitraum  muss 
noch  verringert  werden.  Es  heisst,  in  Folge  der  zwölf  Tafeln 
seien  die  legis  actione s zusammen  gestellt  worden,  beinahe  zu 
derselben  Zeit:  diese  können  also  nicht  aus  dem  ersten  Jahre 
des  Decemvirates  stammen,  sondern  müssen  einige  Jahre  nach 
Vollendung  jener  entstanden  sein:  erst  nach  ihrer  Aufstellung 
konnte  die  jährliche  Wahl  eines  Pontifex  für  die  Leitung  der 
Privatprocesse  geschehen.  Daraus  folgt,  dass  diese  Wahl  auch 
nicht  mit  den  Verfassungsveränderungen,  welche  unmittelbar 
nach  dem  Sturz  der  Zehnmänner  bei  Wiederherstellung  der  alten 
Verfassung  geschahen,  Zusammenhängen  kann:  ebenso  wenig 
kann  in  den  actiones  selbst  die  Nothwendigkeit,  jährlich  einen 
Pontifex  für  die  Privatstreitigkeiten  zu  ernennen,  gelegen  haben. 
Denn  dieselben  bestanden  später,  als  kein  Pontifex  mehr  ernannt 
wurde,  in  gleicher  Weise  fort.  Und  dennoch  müssen  Verfassungs- 
änderungen den  Anlass  zur  Einsetzung  des  jährlichen  Pontifex 
gegeben  haben.  Ein  solcher  bot  sich  bald  nach  den  Zehnmän- 
nera  dar,  als  der  Volkstribun  Canulejus  das  Consulat  auch  den 
Plebejern  zugänglich  machen  wollte  und  es  durchsetzte , dass  im 
Jahre  444  Kriegstribunen  und  unter  ihnen  ein  Plebejer  gewählt 
wurde.  Damals,  als  die  höchste  Würde  im  Staate  und  mit  ihr 
die  höchste  richterliche  Gewalt  den  Plebejern  geöffnet  wurde, 
war  eine  passende  Gelegenheit,  denjenigen  Theil  der  Rechts- 
pflege, welcher  auf  patricischer  Wissenschaft  beruhte,  einem 
Pontifex  zu  übertragen;  denn  die  priesterlichen  Würden  erhiel- 
ten sich  am  längsten  im  Alleinbesitze  der  Patricier.  Wenn  dies 
aber  der  Anfang  jener  von  Pomponius  erwähnten  (mildert  Jahre 
ist,  so  kann  das  Ende  derselben  noch  viel  weniger  die  im  Jahre 
366  erfolgte  Wahl  eines  Prätors  sein.  Dieselbe  erfolgte  auch, 
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wie  Pomponius’11)  ausdrücklich  bemerkt,  nur  deshalb,  w'eil  die 
Consuln  in  Kriegen  abwesend  waren,  und  nichts  berechtigt  zu 
der  Annahme,  dass  des  Prätors  Stellung  im  Civilprocess  an- 
fangs eine  andere  gewesen  ist  als  es  die  der  Consuln  gewesen 
war.  Es  ist  indessen  nicht  möglich,  das  Ereiguiss,  durch  wel- 
ches das  Aufhören  der  jährlichen  Wahl  eines  Pontifex  veran- 
lasst wurde,  sicher  anzugeben:  es  muss  um  344  v.  Chr.  fallen. 
Vielleicht  hängt  es  mit  den  etwas  räthselhaften  Plebisciten, 
welche  Liviusb)  zum  Jahre  342  v.  Chr.  erwähnt,  zusammen: 
durch  sie  wurden  in  Folge  einer  Empörung  des  Heeres  in  Ca- 
pua  den  Patriciem  neue  Zugeständnisse  abgenöthigt,  darunter 
dies,  Niemand  solle  zwei  Aemter  in  einem  Jahre  bekleiden 
und  es  solle  freistehen,  aucli  zwei  plebejische  Consuln  zu  er- 
wählen. 

Wir  kehren  zur  ersten  von  uns  erläuterten  Nachricht  von 
Pomponius  zurück:  es  ergiebt  sich  aus  ihr  mit  der  höchsten 
Wahrscheinlichkeit,  dass  die  Gesetzgebung  von  der  Vertreibung 
der  Könige  bis  zu  den  zwölf  Tafeln  in  Bezug  auf  das  Criminal- 
recht  unthätig  gewesen  ist.  Anfänglich  nahm  man , um  die  will- 
kürliche Rechtspflege,  welche  unter  dem  letzten  Tarquinius  ge- 
herrscht hatte,  los  zu  werden,  die  ganze  Gesetzgebung  von  Ser- 
vius  Tullius  und  den  früheren  Königen  anl:  man  sammelte  sie 
und  suchte  mit  ihr  den  Process  auszubilden.  Es  folgten  die  aus- 
wärtigen Kriege,  dann  der  Kampf  der  Stände:  dadurch  wurde  alle 
Aufmerksamkeit  von  der  Verbesserung  der  Rechtspflege  abge- 
wendet. Seit  dem  Gesetze  von  Publilius  Volero  wurde  überdem 
für  die  Plebejer  die  Möglichkeit  geschaffen , in  jedem  einzelnen  Falle 
die  Meinung  der  Plebs  einzuholen  und  Abhülfe  zu  schaffen:  es 
bildeten  sich  mannigfache  neue  Rechtsgrundsätze,  ohne  dass  die 
alten  königlichen  Gesetze  aufgehoben  wurden,  und  es  entstand 
eine  Ungleichheit  und  Unsicherheit  im  Rechte,  welche  der  Staat 
zwanzig  Jahre  aushielt,  welche  dann  aber  wesentlich  dazu  bei- 
trug, die  neue  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  hervorzurufen. 

a)  Pomp,  de  orig.  iur.  § 27. 

b)  Liv.  Vn,  42. 
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Drittes  Capitel. 

Die  Volksversammlung  als  richterliche  Behörde.  Stellung  der  Beamten. 
6esetz  von  P.  Valerius.  Es  handelt  von  der  Berufung  an  das  Volk  und 
von  dem  Schutz  der  Plebejer  gegen  die  Patricier.  Seine  Wichtigkeit. 

Wir  haben  oben  bei  der  Schilderung  der  Königszeit  gesehen, ») 
dass  schon  in  ihr  dem  Volke  ein  gewisser  Antheil  nicht  nur  an 
den  höchsten  politischen  Entscheidungen  des  Staates,  welchen 
es  von  der  Gründung  der  Stadt  an  gehabt  haben  soll,  sondern 
auch  an  den  richterlichen  Urtheilen  eingeräumt  wurde,  ein  An- 
theil, der,  so  gering  und  unsicher  und  abhängig  er  auch  an- 
fangs war,  doch  nach  Entfernung  der  höchsten  lebenslänglichen 
Behörde  und  bei  dem  jährlichen  Wechsel  der  Consuln  beträcht- 
lich wachsen  musste.  Fortan  nimmt  die  Volksversammlung  un- 
ter den  richterlichen  Gewalten  des  Staates  die  höchste  Stelle 
ein:  die  wichtigsten  Entscheidungen  über  die  Einzelnen  gehen 
von  ihr  aus,  die  Berufung  an  dieselbe  gilt  als  ein  Hort  der 
Freiheit,  sie  ist,  wie  die  Römischen  Staatsmänner  lehren,  allein 
Herrin  über  Tod  und  Leben  der  Bürger.  Unsere  nächste  Auf- 
gabe wird  sein,  die  Art  und  Weise,  wie  dieselbe  zu  solcher 
Macht  gekommen  ist,  und  die  Formen,  in  welchen  sie  ihre 
Macht  geübt  hat,  zu  betrachten.  Diese  Aufgabe  ist  sehr  schwie- 
rig, besonders  deshalb,  weil  die  alten  Schriftsteller,  nur  für 
ihre  Zeitgenossen  und  Mitbürger  schreibend,  von  einer  Einrich- 
tung, welche  von  unsern  Rechtsgewohnheiten  gänzlich  abweicht, 
uns  nur  geringe  Kunde  überliefert  haben.  Es  fanden  aber  auch 
mannigfache  Veränderungen  statt,  welche  sich  theils  auf  die  Be- 
amten, welche  das  Volk  leiteten,  theils  auf  die  Versammlungen 
desselben  bezogen,  und  somit  auf  die  Formen  der  Verhandlung 
und  die  Handhabung  des  Rechtes  überhaupt  von  Einfluss  waren. 
Die  neueren  Gelehrten  waren  alle  gezwungen  über  die  Provoea- 
tion  zu  sprechen,  aber  sie  thaten  es  in  allgemeinen  Schilderun- 
gen, ohne  auf  die  Einzelheiten  einzugehen,  und  haben  deshalb 
vielfach  das  Rechte  verfehlt. 


a)  S.  oben  S.  78  flgd. 
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Man  hat  gesagt,  nach  Abschaffung  der  königlichen  Gewalt 
sei  im  Römischen  Staate  die  Souveränetät  auf  das  Volk  über- 
gegangen und  hat  von  dieser  Ansicht  aus  die  Entstehung  und 
Entwickelung  der  Provocation , d.  h.  der  Berufung  an  das  Volk, 
als  höchste  richterliche  Behörde,  auszuführen  versucht. *)  Es 
steht  dies  mit  Römischer  Auffassungsweise  im  Widerspruch  und 
kann  nur  dazu  dienen,  die  Begriffe  zu  verwirren.  Gab  es  über- 
haupt eine  Souveränetät  des  Volkes  bei  den  Römern,  so  hat  sie 
unter  den  Königen  ebenso  bestanden  wie  unter  der  Republik. 
Denn  auch  die  Könige  wurden  von  dem  Volke  gewählt,  auch 
unter  ihnen  hatte  das  Volk  ungefähr  dieselben  Rechte  wie  spä- 
ter: selbst  unter  den  Kaisern  wurde  seine  in  dem  Wesen  des 
Staates  liegende  Stellung  äusserlich  .lange  nicht  geändert.  Man 
muss  vielmehr  den  ganzen  Begriff  der  Volkssou veräuetät  als  für 
den  Römischen  Staat  unpassend  abweisen.  Es  geschah  Alles 
für  das  Volk,  Alles  in  seinem  Namen,  es  wurde  seine  Hoheit 
hervorgehoben,  sein  Ansehen  gepriesen:  durcli  dasselbe  geschah 
im  Grunde  sehr  wenig.  Die  Volksversammlung  Griechischer 
Staaten  mag  man  als  souverän  im  modernen  Sinne  des  Wortes 
hinstellen:  sie  war  selbständig,  sie  konnte  handeln.  Die  Römi- 
sche darf  man  zu  keiner  Zeit  so  betrachten  und  den  Römern 
diese  Idee,  welche  sie  niemals  hatten,  beilegen  und  sie  in  Aus- 
prägung derselben  Gesetze  geben  und  Einrichtungen  für  die 
Rechtspflege  treffen  lassen,  kann  nur  zu  falschen  Folgerungen 
führen. 

Die  Meinungen  der  Gelehrten  über  die  Gerichtsbarkeit  der 
Römischen  Volksversammlung  sind  sehr  verschieden.  Einige 
hielten  dieselbe  nur  für  eine  mittelbare:  jeder  Volksprocess, 
sagten  sie , sei  ein  Process  in  zweiter  Instanz  gewesen.  Andere 
trennten  eine  mittelbare  von  einer  unmittelbaren.  Einige  legten 
nur  den  Centuriatcomitien,  Andere  auch  den  Tributcomitien  die 
höchste  richterliche  Gewalt  bei,  noch  Andere  machten  in  dieser 
Beziehung  mannigfache  Unterschiede.  Wir  werden  im  Verlaufe 
unserer  Untersuchungen  auf  die  Verschiedenheit  dieser  Ansichten 
wenigstens  in  so  fern  eingehen  müssen,  als  wir  die  durch  die- 
selben betroffenen  Punkte  einer  genauen  Besprechung  unterziehen. 
Darin  aber  sind  Alle  einig  und  ihre  Ansicht  wird  durch  die 
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übereinstimmende  Ueberlieferung  bestätigt,  dass  die  Gerichtsbar- 
keit über  Leib  und  Lebeu,  über  das  sogenannte  caput  Römischer 
Bürger  uur  (iem  Volke  zustand,  dass  ohne  dessen  Einwilligung 
eine  Vollziehung  der  höchsten  Strafen  nicht  stattfinden  konnte. 
Es  wird  nirgends  ein  Unterschied  gemacht  zwischen  den  Ver- 
brechen, die  begangen,  nirgends  zwischen  den  Verbrechern,  die 
vor  Gericht  gezogen  werden;  sondern  alle  Römischen  Bürger, 
heisst  es,  aus  welchem  Grunde  sie  auch  vor  Gericht  erscheinen, 
dürfen  nur  mit  Einstimmung  des  Volkes  an  Leib  und  Leben  ge- 
richtet werden.  Also  jeder  gemeine  Verbrecher  musste,  ehe  er 
bestraft  werden  konnte,  vor  dem  Volke  erscheinen:  es  musste 
seinetwegen  namentlich  mit  dem  Volke  verhandelt  werden.  Dies 
Gesetz  soll  nicht  blos  zu  Anfang  der  Republik,  als  die  Stadt 
klein  und  die  Zahl  der  Bürger  gering  war,  sondern  auch  später, 
als  das  Reich  schon  ganz  Italien  umfasste,  bis  in  die  Mitte  des 
zweiten  Jahrhunderts  oder  bis  zu  den  Gracchen  oder  in  noch 
späterer  Zeit  gegolten  haben : es  soll  selbst  da  noch  das  beson- 
dere Vorrecht  des  Römischen  Bürgers  gebildet  haben.  Dies 
glauben  heisst  eine  Unmöglichkeit  annehmen.  In  der  ältesten 
Zeit,  da  die  Verhältnisse  beschränkt  und  damit  die  Theiluahme 
der  Bürger  an  den  gegenseitigen  Schicksalen  rege  war , mag  es 
ausführbar  gewesen  sein,  dass  das  Volk  selbst  über  alle,  politi- 
sche wie  unpolitische,  Verbrechen  entschied;  aber  dies  musste 
sich  ändern  als  Rom  wuchs.  Es  ist  undenkbar,  dass  bei  der 
Menge  von  Bürgern,  welche  nach  der  Besiegung  von  Italien  und 
Africa  auch  nur  die  Bevölkerung  der  Stadt  Rom  ansmachte,  alle 
schwereren  Verbrechen  durch  Provocation  vor  das  Volk  gekom- 
men seien.  Wenn  man  sich  die  Römer  jener  Zeit  auch  noch 
so  moralisch  vorstellt,  wenn  man  die  Zahl  der  Sclaven  und 
Fremden,  aus  denen  die  untersten  Schichten  der  Bevölkerung 
bestanden,  in  Anschlag  bringt,  dennoch  ist  ein  gerichtliches  Ver- 
fahren unmöglich,  nach  dem  die  Menge  der  gewöhnlichen,  kei- 
nen Zweifel  veranlassenden  imd  auf  Politik  nicht  bezüglichen, 
Criminalfälle  vom  Volke  entschieden  worden  wäre. 

Indessen  auch  angenommen,  die  Volksversammlung  hätte 
über  alle  Criminalverbrecben  Römischer  Bürger  in  nothwendiger 
Instanz  richten  müssen,  so  ist  es  sehr  die  Frage,  ob  dies  Ver- 
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fahren  für  den  Angeklagten  und  für  den  Staat  die  nöthige  Si- 
cherheit darbot.  Für  jenen  soll  der  Ueberlieferung  zufolge  in 
ihm  der  grösste  Schutz  gegen  Beamtenwillkür  gelegen  haben. 
Ich  vermag  denselben  darin  nicht  zu  finden.  In  der  ältesten  Zeit 
mochte  vielleicht  ein  schwereres  Verbrechen  so  sehr  das  allge- 
meine Interesse  erregen,  dass  die  Mehrzahl  der  Bürger  zur  Ver- 
sammlung erschien  und  die  Versammelten  die  Meinung  des  Vol- 
kes darstellen  konnten.  Aber  man  bedenke  die  späteren  Zeiten. 
Zum  Erscheinen  in  der  Volksversammlung  war  Niemand  gezwun- 
gen, wenigstens  thatsächlich  nicht.  Zu  den  Centuriatcomitien 
befahl  allerdings  der  Beamte,  der  sie  hielt,  das  Volk,  wie  zum 
Erscheinen  als  bewaffnetes  Heer;  aber  wir  hören  niemals  von 
einem  Zwange,  den  er  geübt,  oder  davon,  dass  die  Gültigkeit 
der  Beschlüsse  von  einer  bestimmten  Anzahl  der  Anwesenden 
abhängig  gewesen  sei.  Das  freiwillige  Interesse  der  Bürger 
musste  dies  ersetzen.  Es  war  der  Zufall,  der  bald  mehr  bald 
weniger  Leute  zusammenfübrte  und  Volksversammlungen,  in 
denen  das  Schicksal  von  Verbrechern  entschieden  wurde,  gehör- 
ten in  den  seltensten  Fällen  zu  den  zahlreich  besuchten.  Wir 
haben  zwar  aus  älterer  Zeit  keine,  aus  späterer  sehr  geringe 
Andeutungen  über  den  Besuch  der  Volksversammlungen;  indessen 
Cicero  *)  erwähnt  doch,  es  würden  oft  viele  Gesetze  gegeben,  bei 
denen  kaum  fünf  Leute  und  noch  dazu  aus  einer  fremden  Tribus 
sich  zum  Abgeben  ihrer  Stimme  einfänden.  Und  doch  war  das 
so  Beschlossene  ein  für  Alle  bindendes  Gesetz.  Wie  leicht  konnte 
bei  solchen  Verhältnissen  der  Angeklagte  durch  seine  Freunde 
eine  Volksversammlung  zusammenbringen , die  ihn  freisprach ! 
Wie  leicht  der  Beamte,  von  dessen  Urtheil  Berufung  eingelegt 
war,  dasselbe  vom  Volke  bestätigen  lassen!  An  und  für  sich 
also  lag  in  der  Nothwendigkeit,  dass  die  höchsten  Strafen  nur 
durch  das  Volk  ausgesprochen  werden  durften,  weder  eine  grös- 
sere Sicherheit  für  den  Angeklagten,  noch  für  den  Staat  die 
Gewähr,  dass  Gerechtigkeit  gehandhabt  würde.  Bei  den  politi- 


a)  Cic.  p.  Sest.  51,  109  Venio  ad  comitia  sive  magistratuum  placet 
sive  leguin.  Leges  vidomus  sappe  ferri  multas.  Oraitto  eas  quae  ferutiCur 
ita,  vix  ut  quini  et  ii  ex  aliena  tribu  qui  suffraginm  ferant,  reperiantur. 
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sehen  Massregeln  gab  es  vielfache  Vorkehrungen  gegen  den 
Missbrauch  der  Volksversammlungen;  auch  bei  richterlichen  Ur- 
teilen waren  sie  nothwendig:  wenigstens  für  die  spätere  Zeit 
der  Republik  muss  der  Schwerpunkt  des  Provocationsverfahrens 
nicht  in  der  Volksversammlung,  sondern  in  anderen  Einrichtun- 
gen gesucht  werden. 

Er  kann  nur  liegen  in  dem  Systeme  der  Beamten,  wie  es 
sieh  bei  dem  Kampfe  der  Stände  allmälig  entwickelte.  Man 
muss  den  Charakter  der  Römischen  Volksversammlung,  der  wäh- 
rend der  ganzen  Republik,  ja  während  der  ganzen  Römischen 
Geschichte  unverändert  blieb,  festhalten;  wir  haben  denselben 
schon,  als  wir  dessen  Souveränetät  läugneten,  angedeutet.  Das 
Volk  tritt  nur  zusammen  auf  Berufung  des  dazu  befugten  Beam- 
ten und  nur  deijenige,  welchem  derselbe  das  Wort  verstattet, 
darf  vor  ihm  reden.  An  sich  ist  das  Volk  ein  leerer  Begriff,  der 
nur  durch  den  Beamten  eine  Wirklichkeit  erhält  und  ins  Leben 
tritt  Daher  gehen  die  Beschlüsse,  welche  von  der  Volksver- 
sammlung gefasst  werden,  formell  von  dem  leitenden  Beamten 
aas:  wie  bei  den  Wahlversammlungen  die  Wahl  in  der  Hand 
des  Vorsitzenden  liegt  und  erst  seine  Verkündigung  des  Gewühl-  • 
teil  den  nothweudigen  Abschluss  der  Handlung  bildet  und  die 
Gültigkeit  der  Wahl  bedingt,  so  ist  bei  der  zu  richterlichen  Ge- 
schäften berufenen  Volksversammlung  der  Beamte  Herr  der  Ver- 
handlung, das  gefällte  Urtheil  wird  erst  durch  ihn  zum  Urtheil. 

Ifären  nun  die  Beamten  so  geblieben,  wie  sie  zu  Anfang  der 
Republik  bestanden,  so  hätte  die  Provoeation  an  das  Volk  bei 
dem  Wachsen  des  Staates  nicht  als  oberster  Grundsatz  des  Straf- 
rechts beibehalten  werden  können : es  hätten  sich  wahrscheinlich 
frühzeitig  Stellvertreter  des  Volkes,  Geschworene,  gebildet.  Es 
zenügte  nicht,  dass  eine  Beschränkung  der  Fälle,  in  denen  sie 
lässig  war,  eintrat : unter  den  Beamten  selbst  musste  ein  Ge- 
gensatz geschaffen  werden,  der  die  nöthige  Gewähr  für  Gerech- 
tigkeit darbot  und  es  möglich  machte,  dass,  so  selten  auch  die 
Vilksversammlung  wirklich  zur  Entscheidung  gelangte,  dennoch 
l-r  Grundsatz  von  ihrer  alleinigen  Befugniss,  die  höchsten  Stra- 
«äi  über  Bürger  auszusprechen,  festgehalten  wrerden  konnte. 

Das  erste  Provocationsgesetz  stammt  allgemeiner  Ueberlie- 
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ferung  zufolge  aus  dem  ersten  Jahre  der  Freiheit,  509  v.  Chr., 
und  wurde  gegeben  vom  Consul  P.  Valerius,  der  hauptsächlich 
durch  dieses  sieh  den  Beinamen  Publieola  erwarb.  Der  Bericht 
davon  bei  Livius  *)  ist  sehr  kurz:  „Vor  allem  waren  seine  Ge- 
setze über  die  Berufung  an  das  Volk  gegen  die  Beamten  und 
über  die  Verfluchung  des  Hauptes  und  der  .Güter  desjenigen, 
der  Pläne  fasste,  um  die  Königsherrschaft  an  sich  zu  reissen, 
beim  Volke  beliebt/’  Etwas  ausführlicher  spricht  Cicerob)  in 
seiner  Erzählung  von  der  Entwickelung  der  Römischen  Verfassung: 
„Ebenderselbe  brachte  (und  darin  war  er  am  meisten  volksfreund- 
lich)  dasjenige  Gesetz  au  das  Volk , welches  zuerst  in  Centuriat- 
comitieu  gegeben  worden  ist,  kein  Beamter  solle  einen  Römi- 
schen Bürger  der  Provocation  entgegen  tödten  noch  geissein.'’ 
Er  fügt  also  hinzu,  dies  Gesetz  sei  das  erste  in  Centuriatcomi- 
tien  gegebene  gewesen,  es  habe  den  Schutz  der  Bürger  gegen 
Hinrichtung  und  Geisselung  enthalten.  Ganz  besonders  ist  fer- 
ner zu  beachten,  dass  er  die  durch  Valerius’  Gesetz  angeord- 
nete Provocation  mit  der  früher  unter  den  Königen  bestehenden 
in  Verbindung  setzt,  auch  die  weitere  Entwickelung,  welche  sie 
• durch  die  zwölf  Tafeln  und  das  spätere  Valerische  Gesetz  er- 
hielt, andeutet  Er  betrachtet  also,  so  sehr  er  auch  fernere 
Veränderungen  anerkennt  , dennoch  die  ganze  Einrichtung  als 
ein  und  denselben  Character  habend  und  auf  denselben  Grund- 
sätzen beruhend.  Am  genauesten  giebt  Dionysius0)  den  Inhalt  des 
Gesetzes  an:  „Wenn  ein  Beamter  einen  von  den  Römern  tödten 
oder  geissein  oder  an  seinem  .Vermögen  strafen  will,  so  steht 
es  dem  Privatmanne  frei,  den  Beamten  vor  das  Gericht  des  Vol- 


a)  Liv.  II,  8 Ante  omnes  de  provocatioue  ad  versus  magistratus  ad  po- 
puluni  saerandoque  cum  bonis  capite  eius , qui  regni  occupandi  consilia 
inisset,  gratae  in  vulgus  leges  fiiere. 

b)  Gie.  de  rep.  II,  31,  53  Idemquc,  in  quo  fuit  publieola  maximc, 
legem  ad  populum  tulit  eam,  quac  centuriatis  comitiis  prima  lata  est , ne 
quis  magistratus  civem  Roman  um  adversus  provoeationem  necaret  neve 
verberaret 

c)  Dionys.  V,  19  ’E4v  Ttc  ap/tuv  ’PwpLaüuv  Ttvd  droxttivtiv  tj  (xaffwyoäv 

CiJ|MOÜv  ti(  8tX^  , c£eivat  Tqi  (ouutr,  rpoxa/cis8ai  tt(v  4p yif»  tri 

t1,v  toü  cr-uoj  xpfotv , rduytiv  &’  i\  T«ji  pttaj!»  ypdvtu  ur(?iv  ur6  rfj{  4p/f(;. 
tu»;  av  i 8f(p.<ic  ÜTtip  airoü  <j/7)5p(ar(Tat. 
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kes  zu  rufen  und  in  der  Zwischenzeit  nichts  von  dem  Beamten 
zu  leiden,  bis  das  Volk  über  ihn  abgestimmt  hat.”  Das  sind, 
wie  der  Augenschein  lehrt,  nicht  die  Worte  des  Gesetzes  seihst, 
sondern  der  Schriftsteller  wollte  in  ihnen  den  Hauptinhalt  des- 
selben wiedergebeu.81) 

Indessen  wie  mangelhaft  ist  auch  sein  Bericht ! Wir  wer- 
den später  den  Punkt  berühren,  worin  Dionysius  ausführlicher 
ist  als  Livius  und  Cicero  bei  ihren  kurzen  Erwähnungen : in  der 
Hauptsache  stimmen  die  drei  Gewährsmänner  überein.  Es  sind 
die  Beamten,  welche  durch  das  Provocationsgesetz  beschränkt 
»erden  sollen:  ihnen  wird  die  Befugnis«,  selbständig  au  eiuem 
Römischen  Bürger  die  höchsten  Strafen  zu  vollziehen,  genommen. 
Indessen  so  einfach,  so  kurz,  wie  es  nach  diesen  Nachrichten 
scheint,  konnte  das  Gesetz  nicht  sein.  Das  passt  weder  zu 
dem  Charaeter  Römischer  Gesetze  überhaupt,  welche  ausführlich 
bis  in  das  Einzelne  einzugehen  pflegten,  noch  insbesondere  zu 
diesem  Gesetze , welches  nicht  nur  des  letzten  Königs  tyrannische 
Regierungsweise,  sondern  die  ganze  Allgewalt  der  königlichen 
Macht  fortan  unmöglich  machen  sollte:  es  wäre  nicht  für  alle 
Zeit  der  Grundstein  der  Freiheit  gewesen , wenn  es  nur  jene 
«iae  Bestimmung  enthalten , wenn  es  diese  nicht  wenigstens  wei- 
ter ausgeführt  hätte.  Die  Dürftigkeit  der  angegebenen  Berichte 
ist  Zufall  oder,  wenn  man  will,  Schuld  der  Schriftsteller,  welche 
üiwr  eine  ihren  Zeitgenossen  bekannte  Einrichtung  jede  weitere 
Erörterung  für  überflüssig  erachteten.  Die  Ueberlieferung  meldete 
von  dem  Valerisehen  Gesetze  mehr.  Dies  beweisen  Bemerkun- 
gen, welche  gelegentlich  in  Bezug  auf  dasselbe  gemacht  werden. 

Wir  wählen  zum  Ausgange  unserer  Untersuchung  eine  von 
Dionysius.  Er  lässt  im  Jahre  493  v.  Chr.  M'Valerius,  Publicolas 
Bruder,  eine  Rede  im  Senate  halten  zur  Versöhnung  der  Patri- 
zier und  Plebejer.  Dieser  erwähnt  die  Leiden  der  Plebs,  dann 
besonders  die  Einsetzung  der  Dictatnr  *) : durch  sie  sei  jenes  die 

a)  Dionys.  VI,  58  xaxaXtXüo8<u  fiiv  ydp , d<p  o'j  raprjXötv  f(  xoü  Jtxxd- 
xiv  «piXaxa  ri^c  dXeuftepia;  aüxoü  vdpiov , o;  oW  droxx ttvtiv 
dxptxov  oüJiva  a-jvtytüpti  xot;  xotoöxoi;,  o5x*  ye  ixapd  xd;  xpfaei;  iXctx- 
{*xJ  xmv  Ttaxptxfiov  Srjpioxixci’j;  itapxJiJostlai  toi;  xaxaJtxaaa|x^- 
ty*oiv  Je  xoi;  ßouXopUvot;  £JtJou  (itxotpipeiv  xd;  xpioei;  anJ  xäiv  naxpt- 
li»<  i~i  xdv  Srjjiov,  xai  oxi  ye  dv  6 01,1x0;  yvijj,  xoüx’  elvai  xipiov. 
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Freiheit  schützende  Gesetz  aufgehoben  worden,  welches  weder 
erlaubte  einen  Bürger  ohne  Process  zu  tödten,  noch  gestattete, 
dass  in  Processen  die  Plebejer,  von  deu  Patriciern  überwunden, 
denen,  welche  sie  verurtheilt , überliefert  würden,  sondern  Jedem, 
der  es  wollte,  Berufung  gewährte,  so  dass  die  Entscheidung  von 
den  Patriciern  an  das  Volk  übertragen  würde  und  was  das  Volk 
entschieden  hätte,  gültig  wäre.  Dionysius  spricht  hier,  wie 
seine  Zeitangaben  und  auch  die  Erwähnung  der  Dictatur  beweist, 
von  dem  ersten  Valerischen  Provocationsgesetz  und  es  muss 
hiernach  weit  ausführlicher  gewesen  sein  als  die  früheren  Be- 
richte andeuten.  Es  werden  zwei  verschiedene  Wirkungen  des- 
selben angegeben.  Die  erste  derselben  ist,  es  dürfe  gegen  einen 
Bürger  keine  Todesstrafe  ohne  Gericht  erfolgen.  Es  kann  frag- 
lich sein,  was  unter  Gericht  zu  verstehen  sei,  ob  das  Volksge- 
richt, welches  neu  angeordnet  wird,  oder  ein  vor  dem  Beamten 
allein  anzustellendes  Verfahren.  Vergleicht  man  indessen  die 
folgenden  Worte,  in  denen  von  den  Gerichten  vor  den  Patriciern 
und  der  Verurtheilung  der  Plebejer  durch  dieselben,  sowie  von 
der  erst  daun  zu  bewilligenden  Berufung  an  das  Volk  die  Rede 
ist,  so  kann  man  nicht  zweifeln,  dass  hier  von  einem  gericht- 
lichen Verfahren,  das  vor  dem  Beamten  stattfinden  soll,  die 
Rede  ist.82)  Demnach  war  die  erste  Bestimmung  des  Valeri- 
schen Gesetzes,  ein  Bürger  dürfe  von  dem  Beamten  nicht  ohne 
vorhergehendes  gerichtliches  Verfahren  mit  dem  Tode  bestraft 
werden , eine  Bestimmung , von  der  sich  in  den  früheren  Berich- 
ten von  Livius  und  Cicero  und  Dionysius  selbst  keine  Erwäh- 
nung findet.  Dennoch  ist  sie  an  sich  sehr  wahrscheinlich.  Oie 
Könige,  besonders  der  letzte,  welchem  eine  tyrannische  Herr- 
schaft zugeschrieben  wird , hatten  bei  der  unumschränkten  Macht, 
welche  ihnen  zu  Gebote  stand,  vielfach  die  herkömmlichen  For- 
men der  gerichtlichen  Verhandlung  vernachlässigt:  sie  mochten 
Widerspenstigkeit  selbst  mit  augenblicklicher  Strafe  geahndet 
haben.  Einen  Fall  der  Art,  wo  sie  ohne  den  üblichen  Beirath 
von  Senatoren  Urtheile  gesprochen,  haben  wir  nach  den  Berich- 
ten der  Schriftsteller  früher11)  angeführt:  ähnliche  Rechts  ver- 


a)  S.  oben  S.  123. 
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letzonge»  mögen  oft  vorgekommen  sein.  Der  erste  Schritt  zur 
Freiheit  war,  diese  Möglichkeit  einer  Nichtbeachtung  der  richter- 
lichen Formen  aufzuheben.  Die  Könige  waren  frei  gewesen, 
ihre  Handlungen , wie  sie  auch  geschehen  mochten , waren  ge- 
setzlich, nur  die  Scheu  vor  der  Sitte  und  das  Streben  nach 
gutem  Rufe  hatte  sie  gebunden.  Fortan  mussten  die  Beamten 
gesetzlich  verpflichtet  werden , gewisse  Formen  bei  ihren  Ent- 
scheidungen inne  zu  halten,  ebenso  wie  sie  durch  die  Beschrän- 
kung auf  einjährige  Amtszeit  und  die  dadurch  erzeugte  Noth- 
weudigkeit,  sich  nach  Ablauf  derselben  zu  rechtfertigen,  an  die 
Beobachtung  der  Gesetze  selbst  gebunden  waren.  Die  Form  der 
Provoeation,  von  der  wir  später  sprechen  werden,  setzt  einen 
solehen  über  die  Beachtung  bestimmter  Formen  auferlegten  Zwang 
sogar  nothweudig  voraus.  Patrider  und  Plebejer  hatten  gleieh- 
mässig  unter  der  uneingeschränkten  Allgewalt  des  letzten  Königs 
gelitten,  sie  hatten  ein  gleichinässiges  Interesse  an  genauer  Ge- 
setzmässigkeit auch  in  dieser  Hinsicht 

Worin  diese  durch  Valerius'  Gesetz  vorgeschriebenen  For- 
men und  das  fortan  nothwendige  richterliche  Verfahren  bestan- 
den hat,  wissen  wir  nicht  durch  bestimmte  Ueberlieferung.  Man 
darf  jedoch  wohl  annehmen,  dass  es  die  später  bei  Entschei- 
dungen von  Beamten  üblichen  waren.  Gestattung  der  Verthei- 
digung,  förmliches  Aussprechen  des  Urtheils  waren  die  haupt- 
sächlichsten Theile  desselben,  wahrscheinlich  auch  Zuziehen  eines 
Beirathes,  ohne  den  von  jetzt  an  schwerlich  jemals  ein  Beamter 
verhandelt  hat,  vor  allen  Dingen  aber  Oeffentlichkeit  auf  dem 
Markte,  damit  das  ganze  Volk  Zeuge  des  Verfahrens  sein  könnte. 

Schon  unter  den  Königen  war  dies  Sitte  gewesen,  jetzt  wurde 
es  Nothwendigkeit,  welche  für  alle  Verhandlungen  der  Beamten, 
ganz  besonders  für  diejenigen,  in  denen  es  sich  um  Bestrafung 
von  Bürgern  handelte,  gegolten  hat.®)  Es  ist  einleuchtend,  wie 
viele  Vorschriften  das  Valerische  Gesetz,  wenn  es  die  neue  Ord- 
nung auch  nur  nothdürftig  sicheni  wollte,  umfassen  musste. 

Dennoch  darf  es  nicht  auffallend  erscheinen,  dass  eine  solche 
gesetzliche  Bestimm  ung  trotz  ihrer  Wichtigkeit  in  der  Ueberlie- 
ftrung  bis  auf  Dionysius’  gelegentliche  Erwähnung  keine  Stätte 
gefunden  hat.  Es  war  nichts  Neues,  das  eiugeführt  wurde,  son- 
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dem  nur  die  gesetzliche  Regelung  einer  schon  früher  üblichen 
Sitte,  die  sich  zudem  fortan  im  Römischen  Leben  so  festsetzte, 
dass  die  Schriftsteller  sie  als  ursprünglich  betrachteten.  Es  liegt 
in  der  Gestattung  der  Provocation  gewissermassen  die  Noth Wen- 
digkeit eines  mit  bestimmten  Förmlichkeiten  verbundenen  rich- 
terlichen Verfahrens  vor  dem  Beamten.  Wenu  ein  höchstes  Ge- 
richt vor  dem  Volke  eingerichtet  wurde , so  übte  dies  ohne 
Weiteres  Einfluss  auf  das  niedere:  der  Beamte  selbst  hat  ein 
Interesse  daran,  das  Verfahren,  welches  er  leitet,  zweckmässig 
anzuordnen  und  dem  Volke  ein  Urtheil  darüber  zu  ermöglichen. 
Mittelbar  also  berichten  die  Schriftsteller,  wenn  sie  über  die 
Volksgerichtsbarkeit  sprechen,  auch  über  das  richterliche  Ver- 
fahren vor  den  Beamten:  wir  würden  die  Nothwendigkeit  dessel- 
ben annehmen  müssen , auch  wenn  wir  keine  Nachricht  von  des- 
sen Einführung  durch  das  Valerisehe  Gesetz  hätten. 

Die  zweite  Wirkung  desselben , welche  Dionysius  den  Bruder 
des  Gesetzgebers  an  der  angeführten  Stelle  erwähnen  lässt,  war 
die , dass  bei  den  Processen  die  Plebejer  von  den  Patriciern  nicht 
ohne  Einwilligung  des  Volkes  bestraft  wurden , sondern  von  ihnen 
an  dieses  Berufung  einlegen  durften.  Diese  Nachricht  über  das 
Valerisehe  Gesetz  ist  abweichend  von  denen,  welche  uns  die 
andern  Schriftsteller  geben.  Jene  sprechen  nur  von  Vorkehrun- 
gen gegen  die  Urtheile  der  Beamten,  hier  erwälmt  Dionysius 
das  Gesetz  als  einen  Schutz  gegen  die  Patricier  überhaupt. 
Ganz  ähnlich  sind  seine  Ausdrücke  au  einer  andern  Stelle.  Im 
Jahre  491  v.  dir.  bei  der  Darstellung  von  Coriolans  Process 
lässt  er  einen  zur  Nachgiebigkeit  rathenden  Redner  so  sprechen:*) 
„Auf  Vorschlag  des  einen  Consuls  P.  Valerius  nahmt  ihr  das 
Gesetz  au,  es  sollte  den  von  den  Patriciern  bedrängten  Plebe- 
jern erlaubt  sein,  sich  über  die  Entscheidung  auf  das  Volk  zu 
berufen,  und  durch  kein  anderes  Mittel  so  sehr  als  durch  die- 


a)  Dionys.  VII,  41  (Utovexxoüvxa;  dv  toi;  tfxaic  xo:j{  Stjjjiotixous  ipür.- 
xcc,  aopißaiT)  xi  tidtpopov  aüxot«  rpo«  xolij  raxpixfous  (noXXä  5'  d(v  xa5xi) 
viijxov  dx’jptuaaxc  llonXIoo  IKiaXtplou  ttaxdpo'j  x«Lv  üjtdxiov  yv<i>fi7j  ypTjoapnv'.i 
d£cTvai  to?{  xa-tayjo|idvot{  ünö  xiüv  -axptxüuv  tr^xats  irpoxaXstoDai  ti{ 
xp (otu  dnt  xiv  tf^piov  xai  rcap  oiitiv  ouxuj;  dxcpov,  tbj  xöv  wJjjlov  xdvit. 
xjjv  xi  rcöXtv  dv  bpoWqt  SittpuXäjaxt  xai  xoi»c  ßaotXits  d~«5vxaj  drtuaacüt. 
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ses  Gesetz,  hieltet  ihr  den  Staat  in  Eintracht  und  wehrtet  die 
Angriffe  der  Könige  ab.”  Auch  hier  spricht  Dionysius  #von  dem 
Drucke  der  Patricier,  gegen  sie  hätten  die  Plebejer  bei  den 
Processen  den  Kürzeren  gezogen  und  deshalb  sei  das  Provoca- 
tionsgesetz  erlassen  worden.  Es  wäre  möglich,  dass  au  diesen 
beiden  Stellen  der  Ausdruck  ungenau  und  Patricier  statt  der 
Beamten  genannt  sind.  Denn  alle  Beamten  waren  damals  Pa- 
tricier. Indessen  dies  würde  noch  nicht  berechtigen,  den  Na- 
men Patricier,  der  weit  umfassender  ist,  für  die  Beamten  zu 
gebrauchen.  Es  gab  an  ordentlichen  Beamten  nur  die  beiden 
Consuln , allenfalls  auch  die  beiden  Quästoren , zusammen  vier 
Beamte  jährlich,  für  deren  geringe  Anzahl  Dionysius  unmöglich 
den  allgemeinen  Ausdruck  anwenden  konnte.  Mau  mag  noch 
ausserordentliche,  ebenfalls  aus  den  Patriciern  gewählte,  Beamte 
hinzunebmen , z.  B.  die  Schatzquästoren,  von  denen  wir  ge- 
sprochen,*) auch  andere  Commissarien,  welche  zur  Besorgung 
besonderer  Geschäfte  mannigfach  eruannt  werden  konnten  und 
wohl  auch  ernannt  worden  sind,  man  mag  endlich  die  Mitglie- 
der des  Beirathes , den  Consuln  und  Quästoren  und  ausser- 
ordentliche Beamte  aus  den  Patriciem  sich  zu  wählen  pflegten, 
mitzählen:  immerhin  wird  man  sich  Dionysius’  Ausdruck,  der 
Patricier  statt  Beamte  nennt,  nicht  erklären  können.  An  einen 
Irrtbum  aber  wird  man  deshalb  nicht  denken  dürfen,  da  er  ihn 
zweimal  braucht  und  hinzusetzt,  wegen  der  Unterdrückung  der 
Plebejer  durch  die  Patricier  hätte  Valerius  jenen  gegen  diese 
sein  Gesetz  als  Schutz  gegeben.  Wir  haben  überdem  ein  Bei- 
spiel, welches  beweist,  dass  Patricier,  ohne  Beamte  zu  sein, 
nach  dem  Provocationsgesetze  angeklagt  werden  konnten.  Corio- 
lan  war  nach  einstimmiger  Ueberlieferung  ein  junger  Patricier 
ohne  Amt:  sein  Zorn  gegen  die  Plebs  stammte  zum  Theil  da- 
her, dass  er  nicht  zu  einem  Amte  gewählt  worden  war.  Den- 
noeh  behauptete  bei  den  Verhandlungen  über  seinen  Process  ein 
den  Plebejern  günstiger  Redner,  er  müsse  wegen  der  den  Volks- 
tribunen zugefügten  Beleidigungen  nach  dem  Valerisehen  Provo- 
cationsgesetze bestraft  werden1*):  in  diesem  würden  zwar  nur 


a)  S.  oben  S.  65. 

b)  Dionys.  VII,  41. 
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die  Plebejer  im  Allgemeinen,  nicht  namentlich  die  Tribunen  ge- 
nannt; indessen  diese  seien  in  jenen  inbegriffen  und  dürften  m 
Hinsicht  auf  Rechtsschutz  nicht  schlechter  als  die  Masse  der 
Bürger  stehen.  Die  Ansicht  dieses  Redners  dringt  zwar  am 
Ende  wegen  des  Widerstandes  der  Patricier  nicht  durch;  sie 
muss  aber  doch  m dem  Gesetze,  wenigstens  in  den  Worten  des- 
selben, ihre  Berechtigung  gehabt  haben. 

Das  Römische  Staatsrecht  zeigt  eine  wunderbare  Gleich- 
förmigkeit in  Erscheinungen  und  Grundsätzen:  die  Verhältnisse 
der  spätem  Republik  und  die  unmittelbar  nach  Vertreibung  der 
Könige  dürfen  unbedenklich  zur  gegenseitigen  Erklärung  auge- 
wendet  werden.  Wir  finden  aber  in  der  Gesetzgebung  der  tolge- 
zeit  eine  ganz  ähnliche  Erscheinung,  wie  liier  beim  \ alerisehen 
Gesetz,  das  gegen  die  Willkür  der  Beamten  erlassen  sein  soll 
und  von  dem  es  zugleich  durch  Zeugnisse  und  ein  glaubhaftes 
Beispiel  festgestellt  ist,  dass  es  den  Unbilden  aller  Patneier 
steuerte.  Die  Gesetze  über  Erpressungen,  welche  den  Ausgangs- 
punkt für  die  spätem  Schwurgerichte  bildeten,  waren  gegen 
Beamtenwillkür  gegeben;  dennoch  umfassten  ihre  Strafbestim- 
mungen nicht  nur  die  Beamten,  sondern,  wie  bekannt,  alle  1 er- 
soneu  senatorischen  Standes:  es  wurden  in  ihnen  zuerst  alle 
Beamten  namentlich  angeführt,  am  Ende  aber  die  Senatoren  iui 
Allgemeinen  angegeben.  Die  Senatoren  nämlich  Stauden  damals 
in  einem  ähnlichen  Verhältnisse  zu  den  Beamten , wie  zu  ^ ale- 
rius"  Zeit  die  Patricier:  die  Gründe,  weshalb  man  zu  beiden 
Zeiten  den  ganzen  Stand,  aus  dem  die  Beamten  hervorgingeu, 
nicht  die  jedesmaligen  Beamten  allein  umfasste,  werden  ungefähr 
dieselben  gewesen  sein.  Es  ist  schwer,  alle  Aemter,  welche  ge- 
schaffen werden  können,  aufzuzählen,  alle  Fälle,  in  denen  die 
zur  Regierung  Berufenen  zur  Ausübung  der  Gewalt  gelangen 
können,  anzugeben:  es  war  zweckmässig,  durch  Nennung  des 
ganzen  Standes  jeder  Möglichkeit  einer  missbräuchlichen  Gewalt 
vorzubeugen.  Die  Hauptsache  jedoch  ist,  dass  sich  bei  jedem 
bevorzugten  Stande,  der  ausschliesslich  die  Regierung  in  Besitz 
hat,  der  überdem  durch  verwandtschaftliche  Bande  in  sich  ab- 
geschlossen ist,  ein  Hochmuth  bildet,  welcher  willkürliche  Unter- 
drückung der  Regierten  zur  Folge  hat.  Die  Macht  der  Köuige 
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hatte  in  gleicher  Weise  auf  Patricier  und  Plebejer  gedrückt: 
nach  ihrer  Vertreibung  wäre  der  Zustand  der  Plebejer  ohne  das 
Valeriscke  Gesetz  unerträglich  geworden.  Wir  hören  ohnehin 
geung  von  dein  Uebermuthe  der  Patricier,  namentlich  der  jün- 
geren Mitglieder  unter  ihnen:  wenngleich  er  in  seinen  rohesten 
Ausbrüchen  durch  die  neuen  Strafen  beschränkt  wurde,  trat  er 
doch  vielfach  hervor  und  verschonte  selbst  die  Führer  der  Plebs, 
die  Volkstribunen  nicht.  Coriolan  und  Käso  Quinctius  werden 
namentlich  angeführt,  aber  wir  werden  bei  den  Processeu,  welche 
gegen  Patricier  in  den  ältesten  Zeiten  geführt  wurden,  npcb  an- 
dern Beispielen  begegnen.  Erst  allmälig  mit  dem  Wachsen  des 
politischen  Einflusses  der  Plebejer  verschwand  der  Uebcrmuth 
des  einzelnen  Patriciers  den  Plebejern  gegenüber  und  nach 
Gleichstellung  der  Stände  hören  wir  nichts  mehr  davon.  Damit 
waren  die  Bestimmungen  des  Valerisehen  Gesetzes  gegen  die 
Patricier  als  Stand  überflüssig  geworden,  während  die  gegen  die 
Beamten  gerichteten  in  Geltung  bleiben  und  durch  spätere  An- 
ordnungen ausgebildet  und  erweitert  fortwährend  die  Grundlage 
des  Strafrechtes  bildeten.  Es  ist  demnach  zu  entschuldigen,  dass 
die  Schriftsteller  von  den  letztem  allein  sprechen:  sie  erzählen, 
was  ihnen  als  das  Bleibende,  als  das  Bedeutendste  erschien. 

Selbst  der  Griechische  Geschichtsschreiber,  welcher  die  meiste 
Veranlassung  hatte,  auf  eine  Darstellung  der  Provocationsgesetze 
eiuzugeheu,  verschweigt  die  eine,  für  die  Erkenntniss  der  dama- 
ligen Zustände  so  wichtige  Bestimmung,  wo  er  den  Inhalt  des 
Valerisehen  Gesetzes  kurz  angebeu  will:  nur  beiläufig  erwähnt 
er  Züge,  welche  uns  ein  ungefähres  Bild  desselben  gewinnen 
lassen. 

Wir  machen  in  seiner  gelegentlichen  Bemerkung  noch  auf 
einen  Punkt  aufmerksam,  welcher  für  die  Bedeutung  der  Volks- 
gerichte und  die  Stellung  der  Beamten  zu  ihnen  von  Wichtigkeit 
ist  Das  Gesetz,  sagt  er,  hätte  bestimmt,  die  Entscheidung  des 
Volkes,  wenn  es  auf  Berufung  urtheilte,  sollte  gültig  sein.  Diese 
Bestimmung  war  wesentlich  und  änderte  den  Character  der  Pro- 
voeation,  wie  sie  unter  den  Königen  bestanden  hatte.  Es  war 
natürlich,  dass  die  Entscheidung  der  Volksversammlung  von  dem 
höchsten  Gewichte  war:  jeder,  welcher  dieselbe  berufen  hatte, 
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musste  sich  ihr  fügen,  wenn  er  sich  nicht  der  öffentlichen  Mei- 
nung entgegen  stellen,  nicht  die  öffentliche  Ruhe  gefährden 
wollte.  Dennoch  ist  ein  rechtlicher  Unterschied,  ob  der  Vor- 
sitzende verpflichtet  ist,  sich  der  Meinung  des  Volkes  zu  fügen 
oder  nicht.  In  des  Uoratiers  Proeess  wird  ausdrücklich  erzählt, 
der  König  habe  sich  dein  Urtheile  des  Volkes  gefügt,  aber  mit 
der  Bedingung,  es  sollte  für  den  Mord  eine  Sühne  von  Seiten 
des  Volkes  eintreten.  Darin  liegt,  dass  er  nicht  nöthig  hatte, 
sicli  der  Entscheidung  der  Volksversammlung  zu  fügen,  und  diese 
Uugebundeuheit  des  Königs  steht  mit  seiner  sonstigen  Stellung 
in  vollkommenem  Einklänge.  Dagegen  die  Stellung  der  Beamten 
in  der  Republik  war  gebunden  und  musste  es  sein,  wenn  nicht 
bei  den  leidenschaftlichen  Streitigkeiten  der  Stände  das  Provo- 
cationsrecht  und  die  Entscheidung  des  Volkes  nur  dem  Namen 
nach  bestehen  sollte.  Die  Beamten  waren  gezwungen,  das  L’r- 
theil  der  Volksversammlung  anzunehmen  und  als  endgültig  zu 
verkünden:  wir  müssen  nach  Dionysius’  Bericht  glauben,  dass 
diese  ihre  veränderte  Stellung  auf  ausdrücklichen  Worten  des 
Gesetzes  beruhte,  wie  sie  denn  auch  allein  zu  dem  ganzen  da- 
imdigen  Streben,  das  Gesetz  an  die  Stelle  der  persönlichen  Ent- 
scheidung treten  zu  lassen,  passt. 

Also  zu  Gunsten  der  Plebejer  und  um  ihre  Neigung  für  die 
neue  Regierungsforin  zu  gewinnen,  hatte  Valerius  sein  Gesetz 
gegeben:  das  beweist  der  geschichtliche  Zusammenhang,  in  dem 
es  erlassen  wurde,  und  die  ganze  Ueberlieferung  spricht  es  mit 
der  grössten  Entschiedenheit  aus. 84)  Aber  deshalb  darf  man  nicht 
annehmen,  es  sei  nach  ihm  nur  den  Plebejern  die  Provoeatiun 
gestattet  worden.  Dies  widerlegt  schon  des  Uoratiers  Beispiel, 
der  unter  den  Königen  zuerst  die  Provocation  benutzt  haben  soll. 
Aber  die  Schriftsteller  erzählen  auch  sämmtlich,  sie  sei  den  Rö- 
mischen Bürgern  gestattet  gewesen  und  darunter  sind  beide 
Stände,  Patricier  und  Plebejer,  zu  verstehen.  Der  erste  Fall, 
wo  der  Ueberlieferung  nach  ein  Patricier  Provocation  einlegt, 
ist  der  des  Decemvirn  Ap.  Claudius  ■)  und  wir  hören  bis  zu 
seiner  Zeit  von  keinem  Gesetz,  durch  welches  das  Recht  der 


a)  Liv.  III,  56. 
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Provocation  auf  die  Patricier  hätte  ausgedehnt  werden  können, 
wenn  es  dieselben  nicht  gleich  anfangs  umfasst  hätte.  Deshalb 
hat  auch  kein  neuerer  Gelehrter,  wenngleich  manche  eine  erst 
allmälig  erfolgte  Ausdehnung  der  Provocation  auf  die  Plebejer 
annahmen,  umgekehrt  die  Behauptung  aufgestellt,  den  Patriciern 
sei  sie  jemals  verschlossen  gewesen.  Das  Valerisehe  Gesetz 
hatte  zwei  Theile:  der  eine  verbot  im  Allgemeinen  eine  Bestra- 
fung der  Römischen  Bürger  ohne  Entscheidung  der  Volksver- 
sammlung, der  andere  gewährte  den  Plebejern  besondern  Schutz 
gegen  die  Patricier.  Der  erstere  allein  fand  sich,  wenngleich 
unentwickelt,  in  dem  Provocationsverfahren  der  Königszeit,  wo 
die  beiden  Stände  in  gleichmässiger  Abhängigkeit  von  einem 
lebenslänglichen  Oberhaupte  neben  einander  lebten.  Als  nach 
Veränderung  der  Verfassung  das  Gesammtvolk  in  Regierende 
und  Regierte  sich  trennte,  wurde  der  zweite  Theil  des  Gesetzes 
nothwendig. 

Sonach  erscheint  die  Bedeutung  des  Valerischen  Provoca- 
tionsgesetzes  als  eine  weit  grössere,  wie  man  bisher  angenom- 
men hat.  Wäre  in  ihm  nur  das  Recht  enthalten  gewesen,  gegen 
die  Entscheidungen  der  Consuln,  auch  der  Quästoren  und  ande- 
rer ausserordentlichen  Beamten  das  Urtheil  des  Volkes  zu  Gun- 
sten aller  Bürger  anrufen  zu  dürfen,  so  bliebe  es  unerklärt,  wie 
Valerius  sich  durch  eine  solche  Massregel  den  Beinamen  Publieola 
verdient  habe,  wie  durch  sie  die  Liebe  der  Plebs  für  die  ver- 
triebenen Könige  vernichtet  worden  sei.  Jetzt  sehen  wrir,  war  es 
wirklich  der  grosse  Freibrief  des  Römischen  Volkes : es  verord- 
nte Gesetzmässigkeit  und  Gericht  statt  der  früheren  Willkür, 
es  schuf  einen  höchsten  Gerichtshof,  dem  sich  Alle  beugen 
mussten  nnd  der  die  Möglichkeit  einer  zeitgemässen  Fortbildung 
des  Strafrechtes  bot,  es  gewährte  endlich  dem  regierten  Stande 
der  Plebejer  besonderen  Schutz,  durch  welchen  es  dessen  Selbst- 
gefühl weckte  und  die  Ausgleichung  der  Stände  anbahnte,  wel- 
cher sich  das  Staatsleben  der  nächsten  Zeit  zuwendete. 
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Viertes  Capitel. 

ümfang  der  Berufung  an  das  Volk,  Zwangsgewalt  der  Consnln.  Strafe 

gegen  Dawiderhandelnde.  Welche  Volksversammlung  entschied. 

Den  Hauptuuterschied  zwischen  der  Provoeation  der  Königs- 
zeit und  derjenigen  der  republ iranischen  Zeiten  haben  wir  an- 
gedeutet ») : in  jener  war  sie  von  dem  Ermessen  des  Richters  ab- 
hängig, in  diesen  gesetzlich  gestattet.  Unter  den  Königen  be- 
durfte es  deshalb  keiner  Bestimmung,  wo  sie  erlaubt  , wo  nicht 
erlaubt  sein  sollte ; dagegen  Publicola  musste  eine  Vorschrift 
darüber  erlassen,  in  welchen  Fällen  sie  stattfinden  sollte.  Diese 
Vorschrift  traf  er  auf  doppelte  Weise. 

Erstlich  wenn  der  Angeklagte  sein  Verbrechen  eingestellt 
und  sich  auf  die  Frage  des  Beamten  für  schuldig  erklärt,  kann 
von  Provoeation  eben  so  wenig  die  Rede  sein,  wie  von  einer 
gerichtlichen  Untersuchung  und  von  einem  Urtheil,  das  der  Be- 
amte zu  erlassen  hätte:  das  Gesetz  ist  da,  die  Strafe  in  ihm 
bestimmt.  Es  wäre  ein  Widerspruch,  wenn  Jemand,  der  seine 
Schuld  bekennt,  dennoch  sich  auf  die  Entscheidung  des  Volkes 
berufen  wollte.  Aber  das  Gesetz  ist  auch  nicht  dazu  da,  um 
dem  verstockten  Verbrecher  ein  muthwillig  zu  gebrauchendes 
Mittel  zur  Straflosigkeit  oder  zu  ungehörigem  Aufschub  der 
Strafe  zu  gewähren.  Also,  wenn  die  Schuld  offenbar,  der  Ver- 
brecher auf  der  That  ergriffen  ist,  kann  ebenfalls  Provoeation 
nicht  stattfinden.  Wir  werden  im  Verlaufe  unserer  Untersuchun- 
gen b)  zeigen,  dass  diese  Begriffe  des  geständigen  und  auf  der 
That  ertappten  Verbrechers  im  spätem  Römischen  Recht  herrsch- 
ten und  von  entscheidendem  Einfluss  auf  Process  und  Strafe 
waren:  es  gab  in  diesen  Fällen  kein  Urtheil,  kein  Gericht.  \\  ir 
werden  auch  nachweisen c),  dass  in  den  spätem  Provoeations- 
gesetzen,  welche  zur  Ausführung  dieses  ersten  von  Publicola 
dienten,  diese  Bestimmungen  über  die  Erlaubniss  zur  Provoca- 


a)  Vergl.  oben  S.  85. 

b)  S.  unten  Abschnitt  4 Cap.  3. 

c)  S.  unten  Abschnitt  3 Cap.  8. 
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tion  Vorkommen.  Man  ist  also  berechtigt,  dieselben,  zumal  da 
sie  in  der  Natur  der  Sache  begründet  sind,  schon  für  das  erste 
Provocationsgesetz  Publicolas  anzunehmeu  und  sie  als  Haupt- 
grundsatz desselben  aufzustellen.  Ueberall,  wo  der  Angeklagte 
seine  Schuld  eingestand  oder  dieselbe  offenbar  war,  konnte  Be- 
rufung an  das  Volk  nicht  möglich  sein:  von  Gericht  war  nicht 
die  Rede,  es  kam  nur  auf  die  Anwendung  der  gesetzlich  fest- 
stehenden Strafe  an,  mochte  dieselbe  hoch  oder  niedrig  sein , in 
Geld  oder  in  körperlicher  Züchtigung  oder  Hinrichtung  bestehen. 

Demnach  kamen  nur  Fälle,  wo  die  Entscheidung  über  die 
Schuld  oder  Unschuld  des  Angeklagten  zweifelhaft  war,  vor  das 
Volk,  aber  auch  von  diesen  nicht  alle:  es  musste  eine  gewisse 
Befugnis»  über  die.  Regierten  bleiben,  eine  gewisse  Zwangsgewalt, 
mit  der  die  Beamten  für  ihre  Befehle  Gehorsam  erwirken  konn- 
ten. Wo  wir  von  der  Provocation  unter  den  Königen  sprachen, 
unterschieden  wir  zwischen  der  richtertichen  und  der  Zwangs- 
gewalt: es  ergab  sich,  dass  die  Provocation  uur  bei  jener  vor- 
kommt. »)  Dies  war  natürlich,  da  die  Beschränkung  damals  eine 
freiwillige  war;  aber  von  Valerius  heisst  es  ausdrücklich,  er 
habt  die  Hoheit  der  Volksversammlung  anerkannt  und  die  Ab- 
sicht gehabt,  die  Gewalt  der  Consuln  zu  beschränken.  Dazu 
trag  ohne  Zweifel  die  früher b)  erwähnte  Anordnung  bei , dass 
fortan  keine  Bestrafung  irgend  einer  Art  ohne  ein  bestimmtes 
und  zwar  öffentliches  Verfahren,  bei  welchem  das  ganze  Volk 
Zeuge  sein  konnte,  eintreten  durfte ; aber  dies  genügte  nicht.  Die 
Könige  mochten  zum  Theil  jeden  Ungehorsam  gegen  ihre  Be- 
fehle mit  den  härtesten  Leibesstrafen  geahndet  haben;  dass  dies 
nach  dem  Valerischen  Gesetze  nicht  mehr  möglich  war,  beweist 
die  Entfernung  der  zum  Bestrafen  nöthigen  Werkzeuge  aus  den 
Fasces  der  Lictoren : die  Zwangsgewalt  der  Consuln  musste  ver- 
ringert werden.  In  früherer  Zeit  war  dieselbe  mit  der  richter- 
lichen zusammengefallen,  von  jetzt  an  wurde  sie  von  derselben 
wenigstens  thatsäcblich  getrennt.  Man  kann  bei  den  Consuln 
eine  dreifache  Gewalt  unterscheiden,  erstens  diejenige,  vermöge 


a)  Man  »ehe  oben  S.  83. 

b)  S.  S.  159. 
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deren  sie  über  geständige  und  offenbare  Verbrecher  die  gesetz- 
liche Strafe  aussprachen,  zweitens  diejenige,  vermöge  deren  sie 
Gehorsam  gegen  ihre  Befehle  erzwangen,  die  Zwangsgewalt,  drit- 
tens diejenige  beim  Entscheiden  von  Criminalprocessen , welche 
der  Provocation  unterworfen  war.  Die  Grenze  der  beiden  letz- 
teren war  nicht  nach  der  Art  und  Weise  der  zu  strafenden  Ver- 
gehen bestimmt,  sondern  nach  der  Höhe  der  anzuwendenden 
Strafe:  sobald  diese  ein  bestimmtes  Mass  überschritt,  sollte  das 
Urtheil  der  Volksversammlung  zustehen.  Dies  war  bei  der  da- 
mals schon  ausgebildeten  juristischen  Erklärung,  welche  ein 
und  dieselben  Verbrechen  von  verschiedenen  Seiten  zu  betrach- 
ten und  verschiedenen  Begriffen  unterzuordnen  lehrte,  das  wirk- 
samste Mittel,  um  jeden  Missbrauch  zu  verhüten. 

Freilich  ist  die  Ueberlieferung  hierüber  nicht  gleichlautend. 
Cicero*)  sagt:  „kein  Beamter  dürfe  einen  Römischen  Bürger  gegen 
die  Provocation  weder  tödten  noch  schlagen”;  ebenso  Valerius 
Maximus. b)  Beide  berichten  also,  es  sei  die  Tödtung  und  die 
körperliche  Züchtigung  eines  Römischen  Bürgers,  mochte  die- 
selbe zum  Tode  führen  oder  nicht,  verboten  worden:  ebendas- 
selbe scheint  auch  Pomponius  zu  meinen,  der  den  aus  dem  spä- 
tem Staatsrecht  entnommenen  Begriff  von  dem  caput  eines  Bür- 
gers erwähnt.')  Dagegen  Dionysius  führt  als  Inhalt  des  Gesetzes 
an,  ein  Beamter  solle  gegen  die  Provocation  nicht  tödten  oder 
geissein  oder  um  Geld  strafen  könnend)  und  erwähnt  als  Folge 
davon  die  Sicherheit,  welche  die  Bürger  mit  ihrem  Körper  und 
ihrem  Vermögen  gehabt  hätten.*)  Diesen  Widerspruch  löst« 
man,  indem  man  einen  Irrthum  von  Dionysius  annahm,  der  als 
Grieche  kein  Gewicht  gegen  zwei  oder  drei  Römer  haben  könnte.95) 


a)  Cic.  de  rep.  II,  31  ne  quis  magistratus  civem  Romanum  adversus 
provocationem  necaret  neve  verberaret. 

b)  Val.  Max.  IV,  I,  1 ne  quis  magistratus  civem  Romanum  adversus 
provocationem  verberare  aut  necare  vcllet.  Die  Stelle  bei  Liv.  X,  9 scheint 
sich  auf  das  jüngere  Valerische  Gesetz  zu  beziehen. 

c)  Pompon,  de  orig.  iur.  § 16  neve  possent  in  caput  civis  Romani  ani- 
madverterc  iniussu  populi. 

d)  Dionys.  V,  19  inox-elvtiv  fjLaartyoüv  ij  Crjpioüv  ii  ypi^aza. 

e)  id.  V,  70  auificm  xai  ßfot{  datpaXic  lyetv. 
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Indessen,  genauer  besehen,  ist  es  kein  Widerspruch:  es  ist  nicht 
nöthig,  dass  Cicero  Alles  anfuhrt,  was  sich  bei  Dionysius  findet. 
Jener  wollte  nur  die  Hauptsachen  angeben,  in  denen  die  Ent- 
scheidung des  Volkes  nothwendig  war;  dieser  setzt  etwas  Neues 
hinzu,  ist  aber  vielleicht  ebenfalls  nicht  vollständig:  beide  müs- 
sen vereint  werden , um  die  möglichst  vollständige  Ueberlieferuug 
über  den  Inhalt  des  Valerischen  Gesetzes  zu  gewinnen.  An  sich 
ist  es  nicht  wahrscheinlich,  dass  die  Provoeation  nur  bei  Hinrich- 
tung und  körperlicher  Züchtigung  von  Bürgern  gestattet  gewe- 
sen sei.  Unter  den  Königen  bestand  die  Strafe  der  Verban- 
nung*) und  Geldstrafen  waren  seit  Gründung  der  Stadt  in  ge- 
wöhnlichem Gebrauche. b)  Es  ist  nicht  denkbar,  dass  man  den 
Consuln  gestattete,  diese  beliebig  zu  erhöhen,  und  dadurch,  wenn 
auch  nicht  unmittelbar,  doch  mittelbar  eine  Einziehung  der  Gü- 
ter zu  verhängen:  noch  viel  weniger  konnte  es  ihnen  freistehen, 
die  Verbannung  gegen  einen  Bürger  auszusprechen.  Dadurch 
würde  sogar  das  caput  desselben  vernichtet  worden  sein  und 
soweit  ging,  wie  Pomponius  bemerkt,  die  Macht  der  Consuln 
ohne  Zuziehung  der  Volksversammlung  nicht.  Es  bestände  also 
ein  Widerspruch  auch  zwischen  Pomponius  und  Cicero,  von 
denen  jener  jede  Verletzung  des  caput  der  Provoeation  unter- 
wirft, dieser  nur  die  Leibes-  und  Lebensstrafen.  Es  muss  die 
Provoeation  sich  weiter  erstreckt  haben  als  dieser  angiebt:  er 
kann  nicht  die  Absicht  gehabt  haben,  sie  vollständig  zu  schil- 
dern, sondern  war  damit  zufrieden,  einen  einzigen  Fall,  welcher 
besonders  hervortrat,  namhaft  zu  machen,  seine  Nachricht  muss 
ergänzt  werden  zuerst  durch  Pomponius',  dann  durch  Dionysius’ 
Angabe. 

Es  giebt  aber  auch  bestimmte  Zeugnisse,  welche  auf  eine 
sehr  ausgedehnte  Erlaubniss  zur  Provoeation  schliessen  lassen. 
Dazu  gehören  selbst  die  früher  von  uns  angeführten  Nachrichten 
von  Dionysius,  welche  zu  der  Annahme  veranlassen,  nicht  die 
Beamten  allein , sondern  alle  Patricier  seien  von  dem  Valerischen 


a)  S.  oben  S.  125. 

b)  Von  Romul us  sagt  Cic.  de  rep.  II,  9,  16  multae  dictione  ovium  et 
Iwviuu  — non  vi  et  suppliciis  coerecbat. 
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Gesetze  betroffen  worden.  Zwar  an  der  ersten  von  diesen  Stel- 
len") spricht  er  nur  von  den  Plebejern,  welche  bei  einer  Ver- 
urteilung nicht  den  Patriciem  überantwortet  werden  sollten : 
man  könnte  dies,  wenngleich  dann  der  Ausdruck  nicht  zweck- 
mässig wäre,  allenfalls  von  einer  Verurteilung  nur  zur  Todes- 
strafe verstehen.  Aber  die  zweite  Stelle b)  lässt  eine  solche, 
selbst  gezwungene,  Erklärung  nicht  zu.  Bei  den  Streitigkeiten, 
heisst  es , der  Plebejer  und  Patricier  (und  dergleichen  seien  viele 
vorgekommen)  hätte  das  Valerische  Gesetz  den  von  den  Patri- 
ciern  überwundenen  Plebejern  gestattet  die  Entscheidung  der 
Volksversammlung  anzurufen.  Von  vielfachen  Streitigkeiten 
konnte  unmöglich  die  Rede  sein,  wenn  es  sich  nur  um  Todes- 
strafe oder  derselben  gleichkommende  Leibesstrafe  handelte:  die 
Provocation  an  das  Volk  muss  den  Plebejern  auch  bei  geringe- 
ren Strafen  gestattet  gewesen  sein  und  da,  wie  wir  gezeigt,  die 
Plebejer  darin  kein  Vorrecht  besassen,  sondern  nur  die  that- 
sächliche  Anwendung  des  Gesetzes  auf  sie  häufig,  auf  die  Pa- 
tricier selten  geschah,0)  allen  Bürgern  auch  bei  niedrigeren 
Strafurtheilen , namentlich  bei  den  auf  Geldbusse  lautenden, 
frei  gestanden  haben.  Auch  Cicero  deutet  dies  an.  An  dersel- 
ben Stelle,  wo  er  von  dem  Valerischen  Gesetze  spricht,  das 
Tödtung  oder  körperliche  Züchtigung  eines  Römischen  Bürgers 
gegen  die  Provocation  verboten  habe,  fährt  er  fort  von  der  Pro- 
vocation zu  sprechen  und  erklärt,  die  zwölf  Tafeln  zeigten  durch 
mehrere  Gesetze  an,  dass  dieselbe  von  jedem  Strafurtheile  frei 
stehe.11)  Zwischen  den  zwölf  Tafeln  aber  und  Publicola  ist  uns 
von  keinem  Gesetze  überliefert,  das  eine  Ausdehnung  der  Pro- 
vocation ungeordnet  haben  könnte.  Ebensowenig  könuen  dies 
die  zwölf  Tafeln  selbst  gethan  haben,  wie  wir  später  bei  der 
Schilderung  derselben  darthun  werden:  selbst  Ciceros  Worte, 
genau  erklärt,  sprechen  gegen  eine  solche  Annahme.  Sie  besa- 
gen, aus  den  Gesetzesworten  der  Decemvim  ergebe  sich  die 

a)  Dionys.  VI,  58.  S.  oben  S.  157. 

b)  Dionys.  VII,  41.  S.  obeu  S.  160. 

c)  S.  S.  164. 

d)  Cic.  de  rep.  U,  31,  54  itemque  ab  omni  iudicio  poenaque  provocari 
licere  indicant  XII  tabulae  eompluribus  legibus. 
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Erianbniss,  gegen  jedes  Strafurtheil  zu  provociren:  gelegentlich 
also  wird  diese  Erianbniss  erwähnt,  nicht  durch  neue  Verord- 
nung eingeführt.  Aus  diesen  Umständen  folgt,  dass  Valerius 
in  seinem  ersten  Provoeationsgesetz  bei  jeder  Strafe,  mochte  sie 
Todes-  o<ler  Leibes-  oder  Geldstrafe  von  irgend  einer  Höhe  sein, 
die  Berufung  an  das  Volk  gestattete. 

Diese  Ausdehnung  des  Provocationsrechtes  wird  auch  ander- 
weitig bestätigt.  Pomponius  giebt,  wie  wir  kurz  vorher  bemerkt, 
als  Grenze  der  Provocation  das  Verfahren  gegen  das  caput  eines 
Römischen  Bürgers  an.  Er  fährt  fort,  in  Folge  davon  sei  den 
Consuln  nur  das  Recht  geblieben,  Zwangsgewalt  zu  üben  und 
in  das  öffentliche  Gefängmss  zu  setzen.  *)  Also  gar  keine  selbst- 
ständige Richtei^ewalt  behielten  sie,  alle  Strafen,  welche  sie  ver- 
hängten, unterlagen  der  Bestätigung  durch  das  Volk.  Das  stimmt 
vortrefflich  mit  den  eben  angeführten  Worten  Ciceros,  sowie  mit 
der  Nachricht  von  Dionysius,  welcher  solche  Provocat ionsfälle 
häufig  verkommen  lässt  und  von  dem  Recht  der  Provocation  die 
Freiheit  der  Plebejer  im  Allgemeinen,  nicht  bloss  ihre  Sicherung 
gegen  ungesetzmässige  Hinrichtung,  herleitet.  Ebenfalls  stimmt 
mit  der  Römischen  Sitte  die  Nachricht,  den  Consuln  sei  das 
Recht  des  Gefangensetzens  geblieben.  Dies  ist  durchgehendes 
Recht:  Gefaugnisshaft  ist  nicht  Strafe,  sondern  dient  nur  zum 
Festhalten  des  Angeklagten  bis  zum  Urtheil ; nur  missbräuchlich 
kann  sie,  ohne  gesetzlich  angeordnet  zu  sein,  die  Stelle  der 
Strafe  vertreten.  Aus  diesem  Grunde  ist  auch  die  Gesetzgebung 
nie  darauf  ausgegangen,  sie  zu  beschränken  oder  aufzuheben : 
man  erfand  andere  Mittel,  um  ihren  Missbrauch  zu  verhüten. 

Auch  von  der  Zwangsgewalt,  welche  den  Consuln  frei  von 
jeder  Provocation  verblieb,  wird  uns  berichtet  und  damit  mittel- 
bar von  den  Grenzen  der  Provocation.  Plutarch  erzählt  von  den 
Massregeln,  w'elche  Publicola  nach  Vertreibung  der  Könige  traf, 
am  das  Volk  zu  gewinnen  und  die  Freiheit  der  Bürger  zu  be- 
gründen: er  führt  unter  denselben  vier  Gesetze  an,  zuerst  das- 


a)  Pompon,  de  orig.  inr.  § 16  unmittelbar  nach  den  früher  angeführ- 
ten Worten:  solum  relictum  est  illis,  ut  coercere  possent  et  in  vincula  pu- 
blica duci  iuberent. 
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jenige,  welches  die  Provocation  gestattete.  Er  giebt  seinen  In- 
halt allgemein  an,  es  hatte  dem  Angeklagten  erlaubt,  sich  von 
den  Consuln  auf  das  Volk  zu  berufen,  Ausdrücke,  welche,  wenn- 
gleich sie  nach  keiner  Seite  hin  einen  sichern  Schluss  gestatten, 
doch  bei  genauer  Erklärung  eher  für  die  Nachricht  derjenigen, 
welche  eine  möglichst  grosse  Ausdehnung  der  Provocation  an- 
nehmen, sprechen. ")  Als  zweites  Gesetz  führt  er  das  unmittelbar 
zur  Verhütung  der  Monarchie  erlassene  an,  als  drittes  ein  Finanz- 
gesetz, welches  den  Armen  Erleichterung  verschaffte,  als  viertes 
endlich  eines,  das  gegen  die  den  Consuln  Ungehorsamen  gegeben 
worden  sei : es  wäre  volksfreundlich  gewesen  und  abgefasst  mehr 
zu  Gunsten  der  grossen  Menge  als  der  Mächtigen.  Denn  als 
Strafe  für  den  Ungehorsam  hätte  er  bestimmt  “eine  Geldbusse 
von  fünf  Ochsen  und  zwei  Schafen. b)  Es  ist  bemerkenswert!), 
dass  Plutareh  diese  Gesetze  einzeln  aufführt  und  namentlich  tritt 
dies  bei  dem  ersten  mid  vierten  hervor;  aber  man  würde  irren, 
wenn  man  daraus  schliessen  wollte,  sie  seien  abgesondert  von 
einander  erlassen  worden.  Vielleicht  konnte  man  zu  Plutarchs 
Zeit  die  Frage,  wie  viele  einzelne  Gesetze  Publicola  erlassen 
habe,  gar  nicht  oder  nur  nach  weitläufigen  Forschungen  ent- 
scheiden: sicherlich  kam  es  ihm  nur  darauf  an,  die  einzelnen 
gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  Valerius  für  das  Volk  traf, 
ohne  Rücksicht  auf  deren  äussern  Zusammenhang  anzugeben, 
und  wir  dürfen  deshalb  unbedenklich  die  von  ihm  an  vierter 
Stelle  angeführte  mit  der  ersten,  dem  eigentlichen  Provocations- 
gesetze,  in  Verbindung  bringen.  Zwar  wird  sie  von  einigen  Ge- 
lehrten als  Irrthum  angesehen  und  als  ungeschichtlich  verworfen, 
indessen  in  critischem  Uebermuthe,  ohne  besondere  Gründe.86) 
Es  ist  kein  Zweifel,  dass  Plutarchs  Angabe  von  der  Bestrafung 
der  Ungehorsamen  auf  die  Zwangsgewalt  (coercitio),  welche  nach 
Pomponius  den  Consuln  geblieben  sein  soll,  bezogen  werden 

a)  Plut.  Publ.  11  jjexa  81  xsnxa  vdj. no'Jt  uiv  jjdXiaxa  jj.1v  ivy-j. 

poüs  to'jj  -oXXo'js  i xöv  Srjjiov  drö  xüiv  itza x<uv  Ttp  tptufOVTi  filxrjV 

litixaXcToSat  8i8o!>s. 

b)  Plut.  1.  1.  8 81  YpocpsU  xaxd  xtüv  dnnftoivTojv  xoij  üreaxote  o'jy 
f(XTOv  fSoJt  Stjjjoxixci«  tlvai  xxi  Ttpo;  xtüv  roXXüiv  jiäXXov  7)  Suvaxtüv  ■ycypd- 
cpHatt  - Cr,pitav  Y*p  d-etöiaj  £xct$c  ßoäiv  -Ivxe  xal  8voiv  Kpofldxtuv  djlav. 
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muss.  Denn  es  war  uralte,  von  den  guten  Königen  hergebrachte 
Sitte,  die  Zwangsgewalt  durch  Geldbussen,  welche  in  Vieh  auf- 
erlegt wurden,  zu  üben*):  der  letzte  Tarquinier  mochte  davon 
abgewichen  sein,  ein  um  so  grösserer  Grund,  nach  dessen  Ab- 
setzung zum  alten  Brauche  zurückzukehren.  Plutareh  bemerkt 
ausdrücklich,  Valerius  hätte,  um  die  Plebejer  zu  gewinnen,  die 
Sätze  der  dem  Consul  selbständig  erlaubten  Geldstrafen  niedrig 
bestimmt  Es  waren  natürlich  damit  die  höchsten  Multen,  wel- 
che der  Consul  verhing,  angegeben.  Es  scheint,  dass  zwei  Stufen 
bestanden:  für  kleinere  Vergehungen  konnte  die  Strafe  steigen  » 
bis  auf  zwei  Schafe,  gleich  zwanzig  As,  wie  Plutareh  bemerkt: 
daraus  ging  später  durch  eine  Erhöhung  das  sogenannte  gacra- 
mentum  minus  von  50  As  hervor.  Für  stärkere  Vergehen  durfte 
die  Busse  steigen  bis  auf  5 Ochsen,  gleich  500  As,  den  Betrag 
des  späteren  sacramentxlki  rnaius.  Ueber  die  Fälle,  in  denen 
das  eine  oder  das  andere  Muss  angewendet  wurde,  ist  uns  nichts 
überliefert. 

Hiernach  war  das  Verhältniss  seit  dem  Valerischen  Provo- 
eationsgesetz  folgendes:  die  Consuln  waren  selbständig  und  un- 
beschränkt nur  in  der  Ausübung  der  Zwangsgewalt,  d.  h.  in 
dem  Auferlegen  von  Geldbussen,  welche  500  und  20  As  nicht 
überschreiten  durften.  Diese  verfügten  sie  zwar  in  einem  öffent- 
lichen, bestimmten  Verfahren,  aber  frei.  Für  alle  übrigen  Stra- 
fen, mochten  dieselben  in  Geld  bestehen , oder  in  Leibes-  und 
Lebensstrafen,  waren  sie  der  Berufung  an  das  Volk  unterworfen, 
vorausgesetzt,  dass  das  Vergehen  nicht  offenbar  und  die  Schuld 
unzweifelhaft  war.  Geschichtliche  Beispiele  von  der  Ausübung 
der  Zwangsgewalt  durch  die  Consuln  sind  nicht  überliefert;  die 
uns  berichteten  Fälle,  in  denen  Widerstand  gegen  deren  Befehle 
und  in  Folge  davon  Bestrafung  stattfand  oder  stattfinden  sollte^ 
sind  anders  zu  beurtheilen.  Es  sind  diejenigen,  wo  bei  Soldaten- 
aushebungen die  Plebs  sich  weigerte,  sich  zu  stellen,  zuerst  im 
Jahre  494  v.  Chr.,b)  dann  öfter,  z.  B.  damals,  als  Publilius 


a)  Man  sehe  Cic.  de  rep.  II,  9,  16,  welche  Stelle  S.  169  angeführt  wor- 
den ist 

b)  Uv.  II,  29. 
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Volero  zuerst  hervortrat.  *)  Ohne  Zweifel  konnten  die  Consuln 
den  Widerspenstigen  auch  in  diesem  Falle  jene  Geldbusse  auf- 
erlegen, welche  sie  selbständig  einzieheu  durften;  sie  hätten  da- 
durch Viele  zum  Kriegsdienste  gezwungen,  aber  nicht  Alle,  auch 
mochten  politische  Freunde  den  Gestraften  ihre  Busse  ersetzen 
oder  die  Tribunen  dazwischen  treten.  Die  Consuln  sahen  sich 
also  veranlasst,  die  gegen  Verweigerung  des  Kriegsdienstes  ge- 
setzlich bestimmten  Vermögens-  und  Leibesstrafen  zu  verhängen, 
und  da  die  Vergehen  der  Säumigen  offenbar  waren,  konnte  Pro- 
vocation  und  Volksurtheil  nicht  stattfinden.  So  hielten  im  Jahre 
455  v.  dir.  die  Consuln  T.  Romilius  und  C.  Veturius,  um  den 
innern  Aufruhr  zu  dämpfen,  eine  besonders  strenge  Aushebung: 
sie  nahmen  keine  Entschuldigung  an,  sondern  wandten,  wie  Dio- 
nysius sagt,  die  gesetzlichen  Strafen  gegen  den  Körper  und  das 
Vermögen  der  Ungehorsamen  an. b)  Von  Provocation  ist  dabei 
nicht  die  Rede,  nur  von  dem  Widerstande,  welchen  die  Volks- 
tribunen  leisteten.  Anders  waren  die  Consuln  im  Jahre  483 
v.  Chr.  verfahren.  Die  gesetzlich  bestimmte  Strafe  gegen  Ver- 
weigerung des  Kriegsdienstes  war,  wie  gesagt,  eine  doppelte, 
Leibes-  und  Vermögensstrafe. c)  In  jenem  Jahre  zogen  die  Con- 
suln, an  der  Aushebung  in  der  Stadt  von  den  Tribunen  gehin- 
dert, vor  die  Stadt,  wohin  die  tribuniciscbe  Gewalt  nicht  reiehte, 
und  beschieden  die  Kriegspflichtigen  dorthin.  Körperliche  Strafe 
an  den  Ungehorsamen  konnten  sie  nicht  vollziehen;  denn  diese 
erschienen  nicht;  aber  sie  hielten  sich  au  die  Grundstücke  und 
das  Vieh  der  Vorgeforderten  und  brachten  auf  solche  Weise  ein 
Heer  zusammen. '')  Provocation  war  auch  hier,  da  die  Säumigen 
auf  der  That  ertappt  wurden  und  ihr  Vergehen  offenbar  war. 


a)  Liv.  II,  56. 

b)  Dionys.  X,  33  Irl  -i  ßt’a  rcposavayxcijeiv  wj;  ä-eiDeiOvtac  i-päjrov-ro. 
o5ti  TOjpa(TT)Siv  oÜtc  a'jyyviuaTjV  oöStvl  Siö'ivxes  oölepuav,  i).)A  Tote  ix  t<7»v 
v<5pt<uv  Ttpuupi’at;  etc  ~t  ti  oöipm-a  xat  xot;  oooia;  a'jtüiv  Tttxpä»;  ypwiACvot. 

e)  Man  vergleiche  auch  Diouys.  X,  43  von  der  Aushebung  des  Jahrvs 
4M  v.  Chr.,  die  von  den  Tribunen  gehindert  wurde:  ivavno’jjxivmv  x«j. 
Taypa'pfj  tü>v  Srjpidpytuv  xal  xä{  ix  Ttüv  vöjituv  npiuipiaj  oü  ooyyiupo  jvToav 
xottioBai  xaxi  tiuv  axeitto’ivriuv. 
d)  Dionys.  VIII,  87. 
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ausgeschlossen.  Anders  war  die  Stellung  der  Decemvim:  auch 
sie  hielten  sicli  bei  einer  Aushebung  an  das  Vermögen  der  Wi- 
derspenstigen *) ; aber  ihre  Gewalt  war  tler  Provocation  nicht 
unterworfen.  Diese  Beispiele  geben  also  keinen  Anhalt,  um  die 
Ausdehnung  des  Provocatiunsrechtes  aufzufinden;  aber  die  von 
uns  angeführten  Beweise  sind  dafür  entscheidend.  Nur  wenn 
alle  Strafen  ausser  den  geringen  Geldbussen  der  Zwangsgewalt 
der  Provocation  unterworfen  waren,  ist  verständlich,  was  Livius b) 
einen  strengen  Patricier  noch  vor  der  Gründung  des  Volkstribu- 
uates  sagen  lässt:  „die  Consulu  könnten  nicht  mehr  befehlen, 
soudem  uur  drohen,  wenn  es  freistehe,  sich  auf  diejenigen  zu 
berufen,  welche  zusammen  gefehlt  hätten.”  Wäre  ihnen  die 
selbständige  Auferlegung  von  Geldstrafen  gestattet  gewesen,  so 
hätten  sie  Mittel  genug  gehabt,  um  sich  Gehorsam  zu  verschallen. 
Aber  die  kleinen  Geldbussen,  welche  ihnen  ihr  Zwangsrecht  auf- 
zuerlegen  erlaubte,  konnten  keinen  Widerstand  bezwingen. 

Man  wird  den  Fortschritt  in  der  Rechtsentwickelung,  so 
bedeutend  er  auch  ist,  natürlich  und  den  Fortschritten  des  Rö- 
mischen Lebens  überhaupt  entsprechend  linden.  Servius  Tullius 
legte  den  ersten  Grund  zum  Strafrecht  dadurch , dass  er  die 
Privatstreitigkeiten  von  den  Processen  wegen  Vergehungen  trennte, 
jene  seiner  unmittelbaren  Einwirkung  entzog,  diese  theils  per- 
sönlich, theils  durch  seine  Beamten  entschied.  Aber  er  sonderte 
nicht  den  Ungehorsam  gegen  seine  Befehle  von  den  wirklichen 
l'riminalverbrechen  und  Gesetzesübertretungen:  die,  so  zu  sa- 
gen, polizeiliche  Gewalt  war  mit  der  Strafgewalt  vereint,  die 
Begriffe  für  beide  noch  nicht  gefunden.  Einen  Rückschritt  machte 
die  Rechtsentwickelung  unter  Tarquinius  dem  Uebermüthigen, 
welcher,  um  die  Despotie  zu  gründen,  die  Verwaltung  des  Privat- 
ond  Strafrechtes  wieder  in  seiner  Hand  vereinte.  Mit  der  Er- 
richtung der  Republik  trat  der  schon  erfundene  Unterschied 
wieder  hervor:  Servius'  Gesetze  wurden  wieder  hergestellt,  das 


a)  Dionys.  XI,  22. 

b)  Liv.  II,  2t*  Id  adeo  malum  ex  provocatione  ortum : quippe  minas 
etse  consiilum,  nou  imperium,  ubi  ad  eos,  qui  una  |»eeeaverint,  provoeare 
lieeat 
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Privatrecht  wiederum  geschaffen.  Einen  Schritt  weiter  ging  das 
Valerisehe  Provocationsgesetz : es  sonderte  die  consularische 
Zwangsgewalt,  welche  selbständig  verblieb.  Damit  war  es  der 
eigentliche  Schöpfer  des  Strafrechts  und  Strafproeesses  und  be- 
stimmte den  Charaeter,  den  es  dem  obersten  Grundsätze  nach 
während  der  ganzen  Zeit  des  Freistaates  beibehielt.  Alles,  was 
mit  Strafe  irgend  einer  Art  über  eine  bestimmte  Geldbusse  hin- 
aus geahndet  wird,  ist  fortan  ein  Criminalverbrechen : die  Pro- 
cesse  darüber  heissen  öffentliche  (iudicia  publica),  weil  sie  , so- 
bald es  überhaupt  bei  zweifelhafter  Schuld  eines  Urtheils  bedarf, 
vom  Volke  entschieden  werden.  Es  ist  bemerkenswertb , wie 
gering  das  den  Beamten  selbständig  überlassene  Strafmass  war. 
Den  Anlass  dazu  mag  die  uuter  den  guteu  Königen  herkömm- 
liche Milde  gegeben  haben;  aber  Valerius  scheint  ausserdem  eine 
bestimmte  Entwickelung  des  Strafrechtes  im  Auge  gehabt  zu 
haben.  Hätte  er  sich  damit  begnügt  anzuordnen,  dass,  wer  zur 
Hinrichtung  oder  körperlicher  Züchtigung  oder  harter  Geldstrafe 
verurtheilt  wäre,  an  das  Volk  provocireu  dürfe,  so  würde  bei 
der  Schwierigkeit,  welche  das  Einholen  eines  Volksurtheiles 
machte,  die  thatsächliche  Folge  nur  die  Herabsetzung  der  Strafe 
für  viele  Verbrechen  gewesen  sein. 

lieber  die  Strafe,  welche  das  Valerische  Gesetz  gegen  die 
dawider  Handelnden  bestimmt  habe,  giebt  es  scheinbar  eine 
doppelte,  sich  widersprechende  Ueberlieferung.  Livius  und  Dio- 
nysius*), wo  sie  von  der  Einführung  des  Gesetzes  reden,  er- 
wähnen keine  in  demselben  enthaltene  Strafandrohung  und  ihr 
Stillschweigen  ist  um  so  bemerkensw'erther,  als  beide  bei  dem 
zweiten  Valerischeu  Gesetze  zur  Verhütung  des  Königthumes, 
das  sie  an  derselben  Stelle  erwähnen,  die  höchste  Strafandro- 
hung, welche  es  geben  konnte,  die  öffentliche  Aeehtung,  hinzu- 
fügen. Dagegen  an  einer  andern  Stelle,  wo  Dionysius  von  der  Ein- 
setzung der  Dictatur  spricht,  welche  zur  Umgehung  dieses  Va- 
lerischen  Provocatiousgesetzes  geschaffen  wurde,1“)  setzt  er  hinzu. 


a)  Liv.  II,  8;  Dionys.  V,  19. 

b)  Dionys.  V,  70  töv  hi  Ttapb  taOta  n itotelv  im/Hpoüvra  vr^Ttotvl  — t. 
ävdvai  xtht'ituv.  Vergl.  die  Anführung  unten  S.  179. 
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es  hätte  bestimmt,  dass,  wer  etwas  dagegen  zu  thun  versuchte, 
angestraft  getödtet  werden  könnte,  nennt  also  genau  dieselbe 
Strafe,  welcher  er  früher  bei  demjenigen,  der  eine  Tyrannis  in 
Rum  versuchen  würde,  angegeben  hatte.  Gegen  die  Richtigkeit 
dieser  einzigen  unmittelbaren  Nachricht  über  die  Strafbestimmung 
des  ersten  Provocatiousgesetzes  erheben  sich  bedeutende  Beden- 
ken. Im  Jahre  300  v.  Chr.  wurde  bekanntlich  das  dritte  Vale- 
rische  Gesetz  über  Provocation  gegeben,  mit  genaueren  Bestim- 
mungen im  Einzelnen,  wie  Livius  sagt*):  in  diesem  Gesetze 
hiess  es  aber  nur,  wer  gegen  dasselbe  handele , handele  schlecht ; 
Livius  selbst  drückt  seine  Verwunderung  über  diese  Milde  der 
Strafbestimmung  aus.  Wenn  aber  mehr  als  zweihundert  Jahre 
später  die  Consuln  durch  keiue  andere  Strafe  als  durch  den 
Ausdruck  der  öffentlichen  Missbilligung  zur  Beobachtung  der 
Provocation  verpflichtet  wurden,  so  ist  es  undenkbar,  dass  im 
ersten  Jahre  der  Republik  die  consularische  Gewalt,  die  Erbiu 
des  unbegrenzten  Königthums,  durch  die  höchste  auffindbare 
Strafe  beschränkt  worden  sei.  Ferner  war  ein  bedeutender  Un- 
terschied zwischen  dem  Gesetze  zur  Verhütung  des  Königthums 
und  dem  über  die  Provocation.  Jenes  lag  im  Interesse  der  ge- 
dämmten Patricier  und  es  ist  erklärlich,  dass  sie  die  Aufrecht- 
erüaltung  desselben  mit  der  höchsten  Strafe  zu  sichern  suchten. 
Dieses  war  ein  Zugeständnis  an  die  Plebejer  und  dass  bei  die- 
-em  die  höchsten  patricischen  Beamten  dem  Tode  und  zwar  dem 
Tode  durch  die  Plebejer  ausgesetzt  w orden  wären , ist  nicht  glaub- 
lich. Selbst  die  Ausführung  einer  solchen  Strafbestimmung  wäre 
in  der  ersten  Zeit  der  Republik  ohne  gewaltsame  Erschütterung 
des  Staates  unmöglich  gewesen.  Später  gab  es  allerdings  die 
Volkstribunen,  welche  auf  gesetzliche  Weise  die  Missachtung  der 
Provocation  hätten  strafen  können ; aber  als  Valerius  sein  Gesetz 
erlief,  gab  es  ausser  den  Consuln  keine,  weder  patricischen  noch 
plebejischen  Beamten:  bei  der  Gefahr  der  Tyrannis  konute  man 
die  Möglichkeit  eines  Aufruhrs  zuhissen , bei  der  Verletzung  eines 

a)  Liv.  X,  9 Eodem  anno  M.  Valerius  consul  de  provocatione  legem  tu- 
l«t  diligentia»  sanctam.  — Valeria  lex  cum  eum,  qui  provocasset,  virgis 
<aedi  securique  necari  vetuisset,  si  qui»  adversus  ea  fecisset,  nihil  ultra 
quam  improbe  factum  adiecit. 
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eben  erst  zugestandenen , und  immer  noch  eingeschränkten  Volks- 
rechtes nicht.  Deshalb  ist  es  wahrscheinlich , dass  jede  Straf- 
bestimmung gegen  die  Cousuln  fehlte;  vielleicht,  dass  es,  wie 
im  dritten  Valerischen  Gesetze,  hiess,  eine  Verletzung  der  Pro- 
vocation  sei  schlecht  (improbe  factum).  Wie  der  Consul  durch 
keine  Strafe  gezwungen  war,  den  Senat  zu  berufen  oder  dessen 
Rath  zu  befolgen,  ebensowenig  konnte  er  durch  Strafen  auge- 
halteu  werden,  eine  Mitwirkung  des  Volkes  bei  der  Rechtspflege 
eintreten  zu  lassen.  Zu  diesem  Ergebuiss  führt  auch  eine  Be- 
trachtung der  historischen  Entwickelung  des  Provocationsverfah- 
rens  seit  den  Königen.  Diese  hatten  in  jedem  einzelnen  Falle 
nach  eigenem  Ermessen  bestimmt,  ob  das  Urtheil  des  Volkes 
eingeholt  werden  sollte  und  das  eingeholte  bestätigt  oder  ver- 
worfen: die  Consuln  versprachen  freiwillig,  in  bestimmten  Fal- 
len, welche  sie  namhaft  machten,  dem  Volke  das  Urtheil  zu 
überlassen  und  sich  diesem  Urtheil  zu  fügen.  Das  ist  Fort- 
schritt genug  und  an  Hinzufügung  einer  Strafbestimmung  braucht 
man  nicht  zu  denken. 

Indessen  ist  es  schwerlich  erlaubt,  aus  diesen  Gründen 
Dionysius’  Nachricht  ganz  zu  verwerfen,  sie  einem  Irrthum  oder 
einer  Verwechselung  zuzuschreiben:  sie  muss  einen  thatsäch liehen 
Grund  haben,  und  es  muss  zugleich  erklärlich  werden,  wie  er 
und  Livius  au  der  Hauptstelle,  wo  sie  den  Inhalt  des  Provo- 
cationsgesetzes  angeben,  einen  so  wesentlichen  Theil  desselben, 
wie  es  die  Strafandrohung  ist,  mit  Stillschweigen  übergehen 
konnten.  Das  Gesetz  war,  wie  wir  gesehen,  umfangreich  : es 
bezog  sich  nicht  nur  auf  die  Cousuln  und  die  von  ihnen  er- 
wählten Quästoren,  sondern'  auch  auf  den  ganzen  Stand  der 
Patricier,  den  es  von  Gewaltthätigkeiten  gegen  die  Plebejer  al>- 
schrecken  wollte.  Deshalb  setzte  es  für  Criminalverbrechen  eiu 
Verfahren  ein , dessen  Spitze  die  Volksversammlung  bildete ; für 
andere  Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ordnung  und  für  Ungehor- 
sam gegen  die  Beamten  ein  verschiedenes  Verfahren,  an  deä&en 
Spitze  der  Consul  stand:  er  allein  hatte  das  Recht,  eine  Geld- 
busse aufzuerlegen  und  das  Mass  dieser  Geldbusse  war  bestimmt. 
Es  ist  wahrscheinlich,  dass  das  Valerische  Gesetz  gegen  dieje- 
nigen Patricier,  welche  ohne  die  gerichtlichen  Formen  zu  t>eol>- 
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achten , sieh  Gewalttätigkeiten  gegen  Plebejer  erlauben  würden, 
Strafen  bestimmte  und  zu  diesem  Zwecke  war  die  Strafe , welche 
auch  den  Tyrannen  treffen  sollte,  angemessen  und  natürlich:  es 
war  tyrannischer  Uebermuth,  der  gezügelt  werden  sollte.  Die- 
ser herrschte  aber,  der  Ueberlieferung  zu  Folge,  zur  Zeit  der 
Gründung  der  Freiheit  unter  den  Patriciern,  besonders  dem  jün- 
geren Theile  derselben:  das  beweist  die  Verschwörung,  die  zur 
Zurücktuhrung  der  Könige  angezettelt  wurde.  Gerade  über  die- 
sen Punkt  waren  die  Verschworenen  erzürnt:  bei  dem  Schutze 
des  Gesetzes , der  Allen  auf  gleiche  Weise  gewährt  wurde , ver- 
missten sie  die  frühere  Zügellosigkeit.*) 

Dieser  Auffassung  fügen  sich  Dionysius’  Worte  ungezwun- 
gen und  vollkommen;  denn  er  berichtet  keinesweges,  gegen  die 
Consuln  oder  andern  Beamten  sei  bei  Verletzung  des  Provoca- 
tiousgesetzes  öffentliche  Aechtuug  verhängt  worden.  Er  will  die 
Notbwendigkeit  der  Dictatur  begründen.  Hauptsächlich,  sagt  er, 
lag  dieselbe  in  dem  Valerischen  Gesetz:  dieses  verordnete  die 
Berufung  von  den  Consuln  an  das  Volk  und  hob  damit  den 
Gehorsam  der  Bürger  gegen  diese  damals  einzigen  Beamten  auf. 
Es  war  uicbt  nöthig,  dass  die  Beachtung  der  Provocation  bei 
Strafe  geboten  war:  auch  die  sittliche  Verpflichtung,  welche 
Valerius  für  sich  und  seine  Nachfolger  eingegangen  war , musste 
die  Consuln  und  den  Senat  an  einer  Aufhebung  der  Provocation 
der  (konsularischen  Gewalt  gegenüber  hindern.  Hätte  sich  nun 
das  Gesetz  nur  auf  die  Consuln  oder  bestimmte,  namhaft  ge- 
machte, Beamten  bezogen,  so  wäre  es  dem  Senate  möglich  ge- 
wesen, andere  Beamten,  von  denen  dann  keine  Berufung  statt- 
land, zu  ernennen.  Es  umfasste  aber  alle  Patricier,  indem  es 
für  Jeden , der  gegen  dasselbe  handelte , d.  h.  der  einen  Bürger 
ohne  Volksurtheil  an  Leib  und  Leben  beschädigte,  die  härteste 
Strafe  verordnete.  Dies  meint  Dionysius,  wenn  er  sagt:  „das 
Gesetz  hätte  bestimmt,  wer  dagegen  handele,  solle  ungestraft 
getödtet  werden.”  Somit  blieb  dem  Senate  nichts  übrig,  als  für 

a)  Liv.  II,  3 aequales  sodalcsque  adolescentiuni  Tarquiniorum,  assueti 
■Bore  regio  vivere.  Eam  taue  aequato  iure  ornnium  licentiani  quaerentes 
übertatem  aliorum  in  suam  vertisse  servitutem  inter  se  conquerebantur. 
Vergl.  Dionys.  V,  6. 
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die  von  ihm  zn  diesem  Zwecke  geschaffene  Dictatur  durch  ein 
besonderes  Gesetz  Befreiung  von  der  Provocation  an  das  Volk 
festzusetzen.  Man  darf  ferner  annehmen,  dass  die  von  Dionysius 
erwähnte  Bestimmung,  wer  gegen  das  Provoeationsgesetz  han- 
dele, solle  der  Aeehtung  verfallen,  eigentlich  nicht  dem  Provo- 
cationsgesetz  im  engern  Sinne  angehörte , sondern  jenem  andern, 
welches  mit  ihm  zu  gleicher  Zeit  und  ebenfalls  zum  Schutze  der 
Plebs  und  des  Volkes  überhaupt  erlassen  worden  war.  Livius*) 
erwähnt  zwei  von  Valerius  erlassene  Gesetze:  das  erste  sei  das 
Provoeationsgesetz  gewesen,  das  zweite  habe  den  Tod  und  Aeeh- 
tung gegen  denjenigen  ausgesprochen,  der  Pläne  zur  Erlangung 
der  Königswürde  fasste.  Das  letztere  ging  indessen  nicht  gerade- 
zu gegen  das  Königthum:  das  war  auch  nicht  nöthig,  da  schon 
früher  ein  besonderes  Gesetz  dagegen  erlassen  war,  sondern  es 
traf  Massregeln,  um  jede  tyrannische  Regierung,  welche  zum 
Königthum  führen  konnte,  zu  verhüten.  Denn  Dionysius  und 
Plutarch b)  geben  übereinstimmend  als  seinen  Inhalt  an , wer  ein 
Amt  führe,  ohne  es  vom  Volke  erhalten  zu  haben,  solle  geäch- 
tet sein.  Es  scheint,  dass  Livius  nur  einen  etwas  kürzeren 
Ausdruck  gewählt  hat,  in  der  That  sind  die  Berichte  gleich- 
lautend. Denn  nach  antiker  Anschauung  ist  derjenige,  welcher 
ohne  Volkswahl  die  Regierung  führt,  König.  Zu  dem  Inhalte 
dieses  Gesetzes  passt  vortrefflich  jene  von  Dionysius  angeführte 
Bestimmung,  dass,  wer  gegen  die  Provocation  handele,  geäch- 
tet sein  solle:  nicht  nur,  wer  ein  Amt  ohne  Volkswahl  führt, 
sondern  ein  Jeder,  der  ohne  vom  Volke  ermächtigt  zu  sein,  die 
Handlung  eines  Beamten  übt  und  namentlich  einen  Bürger  an 
Leib  und  Leben  oder  Vennögeu  beschädigt , sollte  geächtet  sein. 
Ferner  passt  hierzu  jene  allgemeine,  gegen  alle  Patricier  gerich- 
tete Bestimmung,  welche  den  Plebejern  gegen  sie  Schutz  ver- 

a)  Liv.  II,  8 ante  oranes  de  provoeatione  advereus  magistratus  ad  po- 
pulum  sacrandoque  cum  bonis  capite  eius,  qui  regni  occupandi  consilia 
inisset,  gratae  in  vulgus  leges  fuere. 

b)  Dionys.  V,  19  Eva  p.tv  iv(5pov  et) sto).  Ev  <p  otappr^qv  drttJtev,  apysv- 
Ta  |x7)9Eva  dvat  ‘Ptupatiuv  , oj  •äv  jjlvj  sapi  toö  SEjfioo  Xößjj  ttjv  dpytjv . #dva- 
tov  iriOele  fr/pdav , Erfv  xt{  Ttapd  tsOto  noejj . xal  TÖv  ditoxTcEvavra  -ovTfuv 
Tiva  -ouüv  dttüav  ; Piut.  Publ.  11  ätixtpos  (vopio;)  i>  xoöc  äpytjv  Xaßdvt«t, 
J(v  6 tfjpos  oüx  ESuixcv  , dj:ot>vE|Sxeiv  xeXeliuiv. 
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lieh;  denn  natürlicher  Weise  wurden  damals  unter  denen,  welche 
eine  ungesetzmässige  Regierungsgewalt  ausüben  konnten,  nur 
Patricier  gedacht.  Wir  hätten  also  zwei  Gesetze,  das  eine  über 
die  Provoeation,  wodurch  das  gerichtliche  Verfahren  geregelt 
wurde,  das  andere  gegen  alle  Patricier  gerichtet,  über  Verhü- 
tung ungesetzmässiger  Regierungsgewalt  und  damit  mittelbar  der 
Wiederkehr  des  Königthums:  das  erste  enthielt  gegen  den  da- 
wider Handelnden  keine  Strafandrohung , das  zweite  die  höchste, 
welche  denkbar  war,  die  öffentliche  Acht.  Beide  Gesetze  stan- 
den mit  einander  in  der  engsten  Verbindung:  vielleicht  waren 
es  nur  verschiedene  Abschnitte  ein  und  desselben  Gesetzes, 
sicherlich  von  ein  und  demselben  Consul  zu  gleicher  Zeit  und 
zu  gleichem  Zwecke  gegeben.  Bei  dieser,  mit  der  Ueberlieferung 
vollkommen  übereinstimmenden  Annahme  erklärt  es  sich,  wie 
Livius  und  Dionysius  bei  ihren  Berichten  über  das  Valerisehe 
Provocationsgesetz  von  keiner  Strafandrohung  erzählen  und  wie 
dennoch  später  Dionysius,  wo  er  von  der  durch  Valerius’  Ge- 
setz geschmälerten  Regierungsgewalt  spricht,  die  darin  gegen 
Zuwiderhandelnde  bestimmte  höchste  Strafe  erwähnen  kann. 

Jedenfalls  beweisen  auch  die  geschichtlichen  Beispiele  der 
Ueberlieferung,  dass  Missachtung  der  Provoeation  von  Seiten  der 
gesetzmässigen  Obrigkeit  ohne  Strafe  blieb.  Wir  führen  einen 
berühmten  Fall  an.*)  Bei  der  Aushebung  von  473  v.  Chr.  wollte 
sich  Publilius  Volero  nicht  zum  Soldaten  stellen  und  legte,  als  die 
Lictoren  im  Begriff  waren  ihn  zu  strafen,  Berufung  an  das  Volk 
ein.  Indessen  Consuln  und  Lictoren  beachten  diese  nicht,  er 
befreit  sich  durch  eigene  Kraft  und  die  Hülfe  des  Volkes.  Hätte 
nun  für  die  Consuln  eine  Strafe  auf  Verletzung  der  Provoeation 
bestanden,  so  hätte  jetzt  irgend  ein  Verfahren  gegen  sie  begin- 
nen müssen ; aber  davon  wird  nichts  erzählt,  im  Gegentheil  kla- 
gen sie  über  die  Gewaltthätigkeit  des  Volkes.  Der  ganze  Cha- 
racter  der  Provoeation,  wie  wir  ihn  später  erläutern  werden, 
spricht  gegen  eine  Strafe,  die  den  Beamten  bei  ihrer  Missach- 
tung getroffen  hätte.  Dagegen  ebenso  bestätigt  die  Ueberlieferung, 
dass  andere  Patricier,  welche  das  Provocationsgesetz  übertraten, 

a)  Liv.  U,  56. 
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d.  h.  ohne  Volksurtheil  einen  Bürger  beschädigt  hatten,  mit  der 
härtesten  Strafe  belegt  wurden:  dies  erhellt  aus  dem  Processe 
Coriolans,  über  den  wir  später  ausführlich  sprechen  werden.®) 
Zweifelhaft  ist  es  erschienen,  in  welcher  Art  von  Volks- 
versammlungen die  Entscheidung  über  Provocationsprocesse  er- 
folgte: die  l'eberlieferung  nennt  bei  Valerius*  Gesetz  keine  be- 
stimmte Art  derselben.  Für  den  Anfang  der  Republik  kann  es 
sich  nur  um  die  Curiat-  und  die  Centuriatcomitien  handeln; 
denn  die  Tributcomitien  kamen  erst  später  zur  Geltung.  Bei 
jenen  beiden  aber  muss  man  festhalteu  im  Gegensatz  zu  den 
Vermuthungen  der  Neueren,  was  die  alten  Schriftsteller  über- 
einstimmend berichten,  dass  die  Curienversammlung  diejenige 
ist,  in  der  die  Menge,  also  die  Plebejer,  das  U ebergewicht  hat, 
dagegen  bei  der  Abtheilung  nach  Centurien  die  Wohlhabenden, 
also  im  Allgemeinen  die  Patricier,  die  Entscheidung  haben.  Es 
ist  an  sich  wahrscheinlich,  dass,  als  die  ersten  Consuln  sich 
entschlossen,  einen  Theil  der  von  den  Königen  ererbten  Macht 
aufzugeben,  sie  dies  nicht  thaten,  um  den  Einfluss  der  Menge 
zu  vergrössem,  das  Volk  aber  wird  zufrieden  gewesen  sein, 
überhaupt  nur  eine  Gewähr  gegen  Willkür  zu  erhalten.  Ferner 
waren  die  Centuriatcomitien,  wenngleich  schwerfälliger  als  die 
spätem  Tributcomitien,  doch  kürzer  als  die  Curiatcomitien, 
welche  wegen  der  dabei  nöthigen  religiösen  Cerimonien  nicht 
an  einem  Tage  beendet  werden  konnten,  ein  Umstand,  der  die 
Rechtspflege  nicht  nur  erschwert,  sondern  in  den  hergebrachten 
Formen  unmöglich  gemacht  hätte.  Wenig  Gewicht  ist  darauf 
zu  legen,  dass  die  Consuln  selbst  in  Centuriatcomitien  erwählt 
und  das  Valerische  Gesetz  in  solchen  angenommen  war,  dass 
überhaupt  im  Anfänge  der  Republik  das  Streben,  die  Einrich- 
tungen des  Königs  Servius  Tullius  durchzuführen,  hervortritt; 
denn  demungeachtet  fanden  bei  wichtigen  Massregeln  Curiatco- 
mitien  statt,  wie  z.  B.  die  Rückgabe  der  Güter  des  Königs  Tar- 
quinius  in  solchen  beschlossen  wurde.*)  Aber  von  entscheiden- 
der Bedeutung  ist  der  Umstand,  dass  in  späterer  Zeit  die  Cen- 
turiatcomitien für  diejenigen  gelten,  die  allein  zu  richterlichen 


a)  Dionys.  V,  6. 
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Entscheidungen  über  Leib  und  Lel)en  der  Bürger  berechtigt  sind. 
Schon  bei  Coriolans  Process,  der  in  Tributeomitien  geführt 
wurde,  nennt  Dionysius*)  die  Centuriatcomitien  nach  väterlicher 
Sitte  allein  dazu  berechtigt  und  lässt  den  Verurtheilten  später 
in  der  Versammlung  der  Volsker  klagen b),  sein  Process  sei 
nicht,  wie  es  das  Herkommen  gefordert  habe,  in  Centuriatcomi- 
tien geführt  worden.  Wenngleich  also  aus  der  frühesten  Zeit  der 
Republik  kein  Beispiel  eines  von  Centuriatcomitien  entschie- 
denen Criminalprocesses  überliefert  ist,  werden  wir  doch 
ihnen  allein  von  Anfang  an  die  Berechtigung  dazu  zuschreiben 
müssen  und  den  Grund  davon  in  dem  Valerischen  Provocations- 
gesetze  finden.88) 


Fünftes  Capitel. 

Form  der  Provocation.  Zusammenhang  mit  der  unter  den  Königen  und 
Verschiedenheit  davon.  Betrachtungen  darüber. 

Die  Form  der  Berufung  an  das  Volk  ist  in  ihren  wesent- 
lichen Grundzügen  zu  allen  Zeiten  dieselbe  gewesen;  diejenige, 
welche  der  König  Tullus  Hostilius,  als  er  zuerst  dem  Volke 
Theilnahme  an  der  Rechtspflege  gewährte,  erfand,  erhielt  sich 
auch  während  der  Republik  und  es  findet  sich  bei  den  Schrift- 
stellern keine  Andeutung,  dass  damit  eine  Aendenmg  vorge- 
nommen worden  sei. 

Wo  Dionysius®)  von  der  Einsetzung  der  Dictatur  erzählt, 
welche  zur  Umgehung  des  Provocationsgesetzes  geschah,  sagt 
er  von  diesem,  es  hätte  die  Entscheidungen  der  Consuln  ungül- 
tig gemacht  und  nicht  erlaubt,  einen  Römischen  Bürger  vor 
stattgefundenem  Gerichte  zu  bestrafen,  sondern  verstattet,  dass 
sie,  während  sie  zur  Bestrafung  abgeführt  wurden , von  den 


a)  Dionys.  VII,  59. 

b)  Dionys.  VW,  6. 

C)  Dionys.  V,  70  S~i  xdc  xiüv  !>-axuiv  yv(u|ici?  dx-ipooc  pr)  n. 

|»«>ptisitoi  ’ P«u(i.«t(u>v  xtvd  rpd  ttxTj« . i-txp^ibat  xoi{  dyopivoic  M xd?  xo- 
■js‘  aÜTiüv  TtpoxaXticÜai  xrjv  Jidyviuoiv  iTiixöv  8f,piov  xat  tu»;  Sv  nXrj- 
Hdt  Cit-jrxTj  ifjtpov  'j-£p  av)-«üv,  SMjaatt  xat  jltoi«  xö  do<paXi{  ü/tiv. 
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Consuln  auf  die  Entscheidung  des  Volkes  sich  beriefen  und  bis 
die  Menge  über  sie  abgestimmt,  Sicherheit  für  ihr  Leben  und 
Vermögen  hatten.  Also  der  Spruch  des  ersten  Richters  musste 
gefällt  sein;  er  musste  ferner  den  Befehl  gegeben  haben,  die 
Strafe  zu  vollziehen:  während  der  Abführung  zu  derselben 
wurde  die  Provocation  eingelegt.  Deshalb  ist  Dionysius'  Aus- 
druck, mit  dem  er  das  Verfahren  der  Provocation  an  einer  an- 
der Stelle  beschreibt*),  genau  zu  nehmen:  „Wenn  ein  Beamter 
einen  Römer  tödten  oder  geissein  oder  um  Geld  strafen  will, 
steht  es  dem  Privatmann  frei,  den  Beamten  vor  die  Entschei- 
dung des  Volkes  zu  rufen”,  d.  h.  wenn  der  Beamte  nach  ge- 
sprochenem Urtheil  im  Begriff  steht,  eine  jener  Strafen  zu  voll- 
ziehen. Und  so  finden  wir  in  den  uns  geschichtlich  von  den 
ältesten  Zeiten  an  überlieferten  Beispielen , dass , wo  es  sich  um 
Leibesstrafen  handelte,  der  Diener  des  Beamten  herangetreten 
war,  um  die  Bestrafung  zu  beginnen,  wo  um  Geldstrafen,  die 
Pfänder  genommen  waren,  um  aus  ihnen  den  Erlös  der  Strafe 
zu  zahlen,  als  die  Provocation  von  den  Verurtheilten  erhoben 
wurde.89)  So  sehr  war  bei  den  Römern  die  Idee  der  unmittel- 
bar bevorstehenden  Hinrichtung  oder  Bestrafung  mit  dem  Pro- 
vocationsverfahren  verbunden,  dass,  als  dasselbe  zur  Zeit  Cice- 
ros  gegen  C.  Rabirius  wieder  hervorgesucht  wurde,  damit  auch 
die  Fesseln,  das  Kreuz,  der  Nachrichter  erschien.  Wenngleich 
sicherlich  damals  auch  im  Falle  der  Verurtheilung  nicht  eine 
so  grausame  Strafe  vollzogen  worden  wäre,  so  gehörte  doch  die 
Gegenwart  jener  Werkzeuge  der  Hinrichtung  nothwendiger  Weise 
zu  den  Formen  des  Processes.b) 

Die  Berufung  selbst  wurde  von  dem  Verurtheilten  eingelegt 
mit  dem  Worte  provoco  oder  vollständiger  provoco  ad  populum . W) 
Indessen  das  Aussprechen  dieses  Wortes  genügte  nicht  zum 

a)  Dionys.  V,  19  ’Edv  tu  äpyuiv  'Pu><.ia(tuv  tivä  djioxTtfvttv  jj  pio-nfM 
rj  Ct(|moüv  eit  yp^paxa  , £;tivni  tuj  iiuorj  rpoxaXeioftai  ttjv  ip/rp  tri 
rijv  toO  !V) (iou  xpioiv,  rdoyttv  S'£v  xuj  ptta£v>  ypdviu  jj-röiv  uro  ttji 

ecot  äv  6 oijpot  ürip  a'JTOÖ  tiqtpiarjTat. 

b)  Cic.  p.  C.  Rab.  4,  11  Quam  ob  rem  utcr  nostrum  tandem , Labiene, 
popularis  est?  tune,  qui  civibus  Romanis  in  contione  ipsa  caraifieem,  qui 
vincula  adhiberi  putas  oportere,  qui  in  eampo  Martio,  comitiis  ceuturiatis, 
auspieato  in  loco  crucem  ad  civium  supplicium  defigi  et  constitui  iubes? 
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Durchsetzen  der  Provoeation;  der  Verurtheilte  provocirte  natür- 
lich stets,  sobald  er  nicht  sein  Vergehen  eingestand  und  sich 
als  schuldig  bekannte.  Es  konnte  aber  nicht  die  Absicht  des 
Gesetzes  sein,  offenbaren  Uebelthätern  Vorschub  zu  leisten.  Wir 
haben  oben*)  bemerkt,  dass  bei  offenbaren,  bei  den  auf  der  That 
ertappten  Verbrechern  (der  Lateinische  Ausdruck  dafür  war  nuv- 
mfestug)  die  Provoeation  grundsätzlich  ausgeschlossen  war,  weil 
es  keiner  Entscheidung  über  die  Schuld  bedurfte.  Wäre  dieser 
Begriff  des  offenbaren  Verbrechens  in  seinen  Einzelheiten  genau 
bestimmt  gewesen,  so  hätten  weniger  Zweifel  entstehen  können. 

Aber  dies  war  er  nicht  und  selbst  bei  genauen  Bestimmungen 
mussten  zweifelhafte  Fälle  Vorkommen.  Zudem  mochte  es,  na- 
mentlich bei  den  politischen  Streitigkeiten,  vielfach  Vorkommen, 
dass  der  Angeklagte  die  Thatsaehe  des  Vergehens  zugab,  aber 
die  Schuld  dabei  läugnete.  Hier  entstand  eine  rechtliche  Un- 
sicherheit, ein  Streit  zwischen  dem  Angeklagten  und  dem  Be- 
amten. Der  Letztere  war,  wenigstens  zu  Anfang  der  Republik, 
nicht  geneigt,  die  Gerichtsbarkeit  des  Volkes  öfters  als  er 
musste,  eintreten  zu  lassen,  besonders  da  er  im  Falle  der  Miss- 
achtung des  Provocationsrechtes  keine  Strafe  zu  fürchten  hatte: 
es  kam  ihm  darauf  an,  sein  Urtheil,  das  öffentlich  gefällt  und  voll- 
zogen wurde,  durchzusetzen.  Man  fragt,  wer  die  Entscheidung 
darüber  hatte,  ob  ein  Fall  für  das  Volksgericht  geeignet  war 
oder  nicht,  wer  zwischen  dem  Beamten,  der  ohne  gerichtliches 
Urtheil  die  gesetzliche  Strafe  anwenden  wollte,  und  dem  Ange- 
klagten, der  sich  auf  das  Volk  berief,  vermittelte.  Es  war  das 
Volk,  und  zwar  in  der  ungeordneten  und  formlosen  Versamm- 
lung, wie  es  den  öffentlich  geführten  Verhandlungen  des  Proces- 
ses  beiwohnte:  das  Provocationsrecht  enthielt  das  gesetzlich  an- 
erkannte Recht  des  Volkes,  demjenigen,  der  sich  auf  seine  Ent- 
scheidung berief,  thätlich  gegen  die  Diener  des  Beamten  bei- 
zustehen. Der  Verurtheilte  rief  die  Hülfe  seiner  Mitbürger  an 
und  that  Alles,  was  in  Bedrängniss  Befindliche  thun,  um  das 
Mitleid  der  Anderen  zu  erregen  und  dadurch  Aufschub  oder 
Straflosigkeit  zu  erlangen.  Beim  Process  des  Horatiers  war  dies 

a)  S.  oben  S.  166. 
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nicht  nöthig  gewesen,  weil  die  oberste  Macht  im  Staate,  der 
König,  selbst  die  Erlaubniss  zur  Provooation  gegeben  hatte; 
aber  Publilius  Volero,  den  die  Consuln  mit  Gewalt  zum  Solda- 
ten ausheben  wollten,  lässt  Livius,  als  die  Beamten  auf  die  Pro- 
vocation  nicht  achten,  den  Schutz  der  Plebs  anflehen,  dann  diese 
ihm  thätlich  Hülfe  bringen  und  die  Lictoren  der  Consuln  mit 
Gewalt  abwehren.  *)  Dies  wird  nicht  als  ungesetzlicher  Wider- 
stand, sondern,  wenngleich  sich  Gewaltthätigkeit  daran  knüpfte, 
als  im  Wesen  der  Provoeation  liegend , dargestellt.  Man  ver- 
gleiche den  Bericht,  welchen  derselbe  Livius  von  der  Aushebung 
giebt,  die  der  patrieisch  gesinnte  Consul  Ap.  Claudius  495  v.  Chr. 
halten  wollte:  „der  Consul  befahl  einen  besonders  kenntlichen 
Führer  der  Aufstände  zu  ergreifen.  Jener  berief  sich,  als  er 
schon  von  den  Lictoren  fortgeschleppt  wurde,  auf  das  Volk,  und 
der  Consul  hätte  der  Berufung  nicht  nachgegeben,  weil  die  Ent- 
scheidung des  Volkes  nicht  zweifelhaft  war,  wenn  nicht  seine 
Hartnäckigkeit  mit  Mühe  überwunden  worden  wäre,  mehr  durch 
den  Rath  und  Einfluss  der  Vornehmen  als  durch  des  Volkes 
Geschrei.” b)  Der  Verurtheilte  legt  Berufung  an  das  Volk  ein: 
kein  Beamter  würde  sich  um  diese  Provoeation  gekümmert  ha- 
ben, hätte  er  bei  dem  umherstehenden  Volke  Theilnamlosigkeit 
bemerkt.  Ein  volksfreundlicher  Consul  hätte  der  Stimmung  des 
Volkes  nachgegeben,  Ap.  Claudius  wollte  eben  deshalb  von  einem 
Aufschübe  der  Strafe  nichts  wissen:  er  wich  erst  bei  den  Vor- 
stellungen der  angesehenen  Patricier.  Zur  Wirksamkeit  der  Pro- 
voeation gehört  also  wesentlich  die  Theilnahme  des  Volkes. 
Zeigt  sich  dieses  gleichgültig,  so  hat  der  Beamte  keinen  Grund, 
mit  der  Strafe  zu  warten;  äussert  es  dagegen  sein  Mitgefühl, 
so  ist  er  verpflichtet,  durch  Ansetzung  eines  Gerichtstennines 


a)  Liv.  II,  55  Tum  Volero  repulso  lictore  — se  in  turbam  confertissi- 
mam  recipit,  claraitans:  Provoeo  et  fidem  plebis  imploro,  adeste  eives,  ad- 
este  commilitones  — Concitati  horaincs  vcluti  ad  proelium  se  expediunt 

b)  Liv.  II,  27  Cum  circumstaret  cotidiana  multitudo  liccntia  accensa, 
arripi  unum  insiguem  dueem  seditiouum  iussit.  Ille  cum  a lictoribus  iam 
traheretur,  provocavit  nec  cessisset  prnvocationi  consul.  quia  non  dubium 
erat  populi  iudieium,  nisi  aegre  vieta  pertinacia  foret , consilio  magis  et 
auctoritate  principum  quam  populi  clamore. 
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die  Umstimmung  desselben  zu  versuchen : nöthigen  Falls  wird 
er  durch  thätliches  Einschreiten  der  Menge  dazu  gezwungen. 

Aus  dieser  eigenthümliehen  Mitwirkung  des  Volkes  bei  der 
Provooation  entsprang  die  Sitte,  dass  mit  Strafe  Bedrohte  über- 
haupt den  Schutz  des  Volkes  anriefen,  auch  wenn  sie  zur  Pro- 
voeation  kein  Recht  hatten:  sie  suchten  die  Gefühle  der  Menge 
zu  erregen  und  dadurch  entweder  den  Beamten  zu  schrecken 
oder  durch  Widersetzlichkeit  einstweilige  Befreiung  zu  erzwingen, 
eine  Sitte,  die,  so  sehr  sie  auch  mit  Gesetzlichkeit  in  Wider- 
spruch steht , doch  von  der  gesetzlich  gestatteten  Provooation 
ausging.  Als  Sp.  Maelius  von  dem  Reiterobersten  C.  Servilius 
vor  den  Dictator  geladen  wurde,  konnte  er  nicht  provociren; 
denn  er  wurde  erst  vor  Gericht  geladen  und  ein  Spnich  war 
Doch  nicht  gefallt : es  heisst  auch  nicht,  dass  er  provocirte ; aber 
er  flüchtete  unter  das  Volk  und  rief  die  Hülfe  desselben  an.  •) 
Als  im  dritten  Jahre  der  Decemviralherrschaft  L.  Valerius,  der 
Vcrtheidiger  der  alten  Freiheit,  von  den  Zehnmännern  verhin- 
dert wurde,  im  Senate  zu  sprechen,  wandte  er  sich  auf  den 
Markt  und  rief  den  Schutz  der  Quiriten  an. b)  Als  M.  Fabius 
seinen  Sohn,  den  Reiterobersten,  gegen  den  Zorn  des  Dictator 
L.  Papirius  schützte,  wurde  der  Streit,  wenngleich  keine  Provo- 
calion  gestattet  war,  doch  am  Ende  in  der  Volksversammlung 
verhandelt : ilire  Hülfe  rief  der  Vater  an  und  durch  ihr  Mitgefühl 
besiegte  er  zuletzt  die  Strenge  des  Dictators.  c)  Dies  muss  viel 
häufiger  vorgekommen  sein,  als  uns  berichtet  wird.  Es  bildete 
sich  daraus  das  Wort  quirüare,  d.  h.  die  Hülfe  der  Quiriten 
anrufen,  das  später,  als  die  Provocation  abgekommen  war,  in 
die  allgemeine  Bedeutung  „schreien,  um  Hülfe  rufen"  überging. d) 


a)  Liv.  IV,  13  fugicnsque  fidem  plebis  Romanac  imploraro. 

b)  Liv.  III,  39  L.  Valerium  Potitum  prodi tum  memoriae  est  postulando 
ut  de  republiea  liceret  dicerc  prohibentibus  minaciter  Xviris  proditurum  sc 
ad  plcbem  denuntiantem  tumultum  excivisse.  Vergl.  c.  41. 

c)  Liv.  VIII,  33  und  35. 

d)  Asin.  Poll,  bei  Cic.  epist.  X,  32,  3 cum  quidem  — inambularet  ct 
misero  illi  quiritanti  civis  Romanus  »um  (denn  so  muss  es  heissen)  respon- 
dere*:  Abi  nuuc,  populi  fidem  implora.  Varro  de  ling.  Lat.  VI,  7 § 68 
quiritare  dicitur  is,  qui  Quiritum  fidem  clamans  implorat. 
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Fand  sich  in  Folge  dieses  Mitgefühles  des  Volkes  der  Be- 
amte bewogen,  die  Vollziehung  des  Urtheils  aufzuschieben , so 
sagte  man  von  ihm : „er  weicht  der  Provocation”  (cedit  provo- 
cationi),  ein  Ausdruck,  in  dem  die  Anerkennung  von  der  Hoheit 
des  Volkes  mit  der  von  der  Machtfülle  des  Beamten  verbunden 
ist.*)  Drauf  wurde  die  Volksversammlung  berufen  und  es  fand 
zwischen  dem  Beamten,  welcher  das  Urtheil  gefallt,  und  dem 
von  ihm  Verurtheilten  eine  cerUUio  statt,  ein  Wettstreit  darüber, 
wer  beim  Volke  Recht  behalten  sollte.91)  Wem  das  Volk  durch 
seine  Abstimmung  Recht  gab,  der  siegte.  Entweder  gab  das 
Volk  nach  und  der  Beamte  vollzog  die  von  ihm  ausgesprochene 
Strafe b)  oder  der  Beamte  wich  von  Neuem  dem  Willen  des  Vol- 
kes. Diese  Ausdrücke  werden  dem  Könige  Tullus,  welcher  die 
Provocation  erfand,  zugeschrieben:  sie  werden  gleicherweise  in 
den  Processen  der  Republik  angewendet,  ein  deutlicher  Beweis, 
dass  die  der  Volksgerichtsbarkeit  zu  Grunde  liegende  Rechtsan- 
sekauung ein  und  dieselbe  blieb.  Das  Wesentliche  unter  den 
Königen  war  gewesen,  dass  sie,  wo  die  Stimmung  des  Volkes 
hervortrat,  ihr  Richteramt  auf  die  Volksversammlung  übertrugen 
und  deren  Entscheidung  als  Vorsitzende  derselben  annahmen: 
die  Consuln  versprachen  in  allen  das  Leben  und  Vermögen  der 
Bürger  angehenden  Fällen,  wenn  das  Volk  es  verlangen  würde, 
sein  Urtheil  einzuholen  und  sich  demselben  zu  fügen.  So  wurde, 
ohne  der  Würde  des  Beamten  zu  nahe  zu  treten,  tkatsächlich  seine 
Entscheidung  an  die  des  Volkes  gebunden. 

Die  Provocation  beruht,  wie  wir  gesehen,  auf  der  unmittel- 
baren Hülfe,  welche  das  Römische  Volk  einem  aus  seiner  Mitte 
leistet:  sie  ist  also  nur  denkbar,  wo  es  das  Römische  Volk  giebt 
und  dieses  giebt  es  nur  in  der  Stadt  Rom:  sie  kann  also  nur 
innerhalb  derselben  gelten,  ausserhalb  ist  sie  unmöglich.  Es 
liegt  dies  so  sehr  in  der  Natur  der  ganzen  Einrichtung,  dass  es 
deshalb  keiner  gesetzlichen  Vorschrift  bedurfte,  und  es  lässt  sich 


a)  Liv.  II,  27,  welche  Stelle  S.  186  angeführt  ist;  Liv.  VIII,  33  Videro, 
cessurusne  provocationi  sis,  cui  rex  Romanus  Tullus  llostilius  cessit. 

b)  So  soll  es  nach  der  Ueberlieferung  Einiger  geschehen  sein  beim 
Process  von  Sp.  Cassius:  Cic.  de  rep.  II,  35,  60  quacstor  accusavit  eumque 
— cedente  populo  inorte  mactavit. 
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bezweifeln,  ob  es  eine  solche  gegeben  hat.  Dass  aber  dennoch 
der  Grundsatz  galt,  tausend  Sch  itt  von  der  Stadt  höre  die  Pro- 
vocation auf,  d.  h.  da,  wo  auch  die  Gewalt  der  andern  rein 
städtischen  Obrigkeit,  des  Volkstribunates,  erlosch,  bezeugt  Li- 
vius,  der  im  Jahre  460  v.  Ohr.,  als  das  Gerücht  ging,  die  Con- 
suln  würden  mit  dem  Heere  eine  Volksversammlung  am  See 
Regillus  halten,  das  Volk  die  Befürchtung  aussj>rechen  lässt: 
„Alle  würden  gutbeissen,  was  die  Cousuln  wollten;  denn  die 
Provocation  gebe  es  nicht  weiter  als  tausend  Schritt  von  der 
Stadt  und  die  Tribunen  würden,  wenn  sie  dorthin  kämen,  mit 
dem  andern  Haufen  der  Quiriten  dem  Befehle  der  Consuln  un- 
terworfen sein."  *)  Die  fcnge  Verbindung,  in  der  hier  die  Pro- 
vocation mit  dem  Tribunat  erwähnt  wird,  scheint  anzudeuten, 
dass  die  Beschränkung  der  ersteren  nur  w'egen  der  gesetzlich 
ausgesprochenen  Beschränkung  der  letztem  angenommen  wird. 
Im  Grande  hätte  eine  solche  räumliche  Einengung  des  Provoca- 
tionsrechtes  nichts  genutzt;  denn  es  setzt  nicht  nur  die  Stadt, 
sondern  auch  den  Markt  als  Ort  voraus,  an  dem  es  geübt  werden 
kann:  eine  Menschenmenge,  welche  das  Römische  Volk  darstel- 
len kann,  ist  zu  ihr  nothwendig.  Hätten  die  Beamten  in  ihrem 
Hause  oder  an  irgend  einem  einsamen  Orte  der  Stadt  ihre  Ent- 
scheidungen gefällt,  so  hätte  das  Volk  sich  nicht  äussem,  die 
Beamten  sich  nicht  von  dessen  Stimmung  unterrichten  können: 
die  ganze  Einrichtung  wäre  vergeblich  gewesen.  Es  war  daher 
folgerichtig,  dass  Valerius  in  seinem  Provocationsgesetze  zugleich 
Bestimmungen  über  die  Formen  des  Processes  gab  und  nament- 
lich die  Oeffentliehkeit  des  Verfahrens  auf  dem  Markte,  welche 
schon  von  den  gesetzmässig  regierenden  Königen  beobachtet 
worden  war,  fortan  als  Nothwendigkeit  aufstellte. b) 

Noch  eine  weitere,  wenigstens  thatsächliche,  Einschränkung 
des  Provocationsrechtes  war  nothwendig:  es  konnte  unmöglich 
auf  den  Krieg  ausgedehnt  werden.  Das  Heer  war  das  Volk  in 


a)  Liv.  III,  20  Omnes  id  iussuros,  quod  consules  vellcnt;  neque  enim 
provocationem  esse  longius  ab  urbe  mille  passuum  et  tribunos,  si  eo  ad- 
venissent,  in  alia  turba  Quiritium  subiectos  fore  consulari  imperio. 

b)  Vergl.  oben  S.  160. 
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Waffen  und  es  hat  nicht  an  Versuchen  gefehlt,  dasselbe  zur 
Durchbringung  politischer  Massregeln  zu  berufen:  die  Provoca- 
tion  aber  in  demselben  zu  gestatten  konnte  selbst  den  Plebejern 
niemals  einfallen.  Es  wäre  eine  Auflösung  der  Kriegszucht  ge- 
wesen, wenn  die  Soldaten  dem  Feldherrn  gegenüber  ihre  Nei- 
gungen hätten  geltend  machen,  wenn  sie  einem  Verurtheilten 
hätten  beistehen  dürfen.  Deshalb  hat  Cicero*)  in  seinem  Gesetz- 
entwurf für  den  Römischen  Staat  folgende  Bestimmung:  „lm 
Kriegsdienst  soll  von  dem,  welcher  den  Oberbefehl  führt  , keine 
Provokation  stattfinden  ” ; aber  dass  diese  in  dieser  Form  sich  in 
den  Provocationsgesetzen  gefunden  hat,  ist  nicht  wahrscheinlich. 
Lehrreich  ist  dafür  der  Streit  zwischen  dem  Dictator  L.  Papi- 
rius  und  seinem  Reiterobersten  Q.  Fabius  im  Jahre  325  v.  Chr.  b), 
den  jener  wegen  militärischen  Ungehorsams  strafen  wollte.  Der 
Verurtheilte  flüchtet  sich  nach  Rom:  er  gewinnt  die  Hülfe  der 
Volkstribunen  und  versucht,  da  ihm  das  Volk  seine  Gunst  offen 
zeigte,  die  Berufung  an  dasselbe:  es  entstand  die  Frage,  soll 
diese  gelten.  Das  Vergehen  war  ausserhalb  Roms,  wo  sie  nicht 
galt,  begangen,  der  Schuldige  befand  sich  zur  Zeit  in  Rom. 
Wäre  die  gesetzliche  Bestimmung  gewesen , dass  für  den  Kriegs- 
dienst keine  Provocation  gelten  sollte,  so  hätte  davon  auch  in 
Rom  selbst  nicht  die  Rede  sein  können:  aber  es  ist  davon  die 
Rede,  der  Dictator  setzt  auseinander,  dass,  wenn  die  Tribunen 
bei  ihrer  Hülfeleistung,  das  Volk  bei  seinem  Dazwiseheutreten 
verharre,  die  Kriegszucht  zu  Grunde  gehen  würde  und  dieser 
Schlussfolgerung  geben  Tribunen  und  Volk  am  Ende  nach. 
Daraus  ergiebt  sich,  dass  der  von  Cicero  ausgesprochene  Grund- 
satz nicht  in  einem  Gesetze,  sondern  nur  mittelbar  entweder  in 
der  Beschränkung  der  Provocation  auf  die  Bannmeile  um  die 
Stadt  oder  in  irgend  einer  'andern  Bestimmung  enthalten  war. 

Wir  haben  schon  früher')  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass 
die  Gerichtsbarkeit  der  Volksversammlung  zu  unbehülflich  war. 


a)  Oie,  de  leg.  III,  3,  6 Militiae  ab  eo,  qui  imperabit , provocatio  ne 
esto  quodque  is  qui  bellum  geret,  imperassit,  ius  ratumque  es  tu. 

b)  Bei  Liv.  Vlll,  31.  Vergl.  S.  187. 

c)  S.  obeu  S.  löö. 
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nrn  bei  dem  Wachsen  der  Stadt  und  des  Reiches  lange  bestehen 
zu  kennen:  noch  mehr  tritt  diese  Uubehülfliehkeit  hervor,  wenn 
in  der  Provocatiou  eine  Art  gesetzlicher  Gewalttätigkeit , eiu 
thätliehes  Eingreifen  in  die  Handlungen  der  Beamteu  lag.  Ab- 
gesehen von  den  unlautern  Elementen , welche  sich  in  die  Volks- 
menge mischten  und  eine  ordentliche  Rechtspflege  erschwerten 
— auch  für  das  Volk  selbst  lag  in  der  Provocatiou  keine  Ge- 
währ gegen  Willkür.  Denn  es  blieb  der  Beurteilung  des  Be- 
amten überlassen,  ob  sich  das  Mitgefühl  des  Volkes  zeige,  und 
die  oben  angeführten  Beispiele  beweisen,  wie  verschieden  das 
Urtheil  nach  den  verschiedenen  politischen  Standpunkten  ausfal- 
len  konnte.  Wäre  die  Provocatiou  so  eingerichtet  gewesen , dass 
bei  jedem  Criminalurtheil  der  Hülferuf  des  Verklagten  erhört 
werden,  bei  jedem  die  Entscheidung  der  Volksversammlung  er- 
folgen musste,  so  hätten  alle  Bedrückungen  durch  die  Beamten 
sofort  aufgehört;  wir  hören  aber  auch  nach  Valerius'  Gesetz  von 
fortwährenden  Klagen  darüber,  ja  dieselben  wurden  so  stark  und 
so  häufig,  dass  sie  die  Auswanderung  der  Plebs  und  in  Folge 
davon  andere  Massregeln  veranlassten , um  den  Regierten  einen 
gleiehmässigen  Rechtsschutz  zu  gewähren. 

Die  Provocatiou  der  Republik  stand  mit  der  des  Königthums 
iu  genauer  Verbindung  durch  den  Rechtsgruudsatz , dass  in  zwei- 
felhaften Fällen  über  die  höchsten  Güter  der  Bürger  nur  die 
Gesammtheit  der  Bürger  zu  entscheiden  hätte,  sowie  durch  die 
Form,  in  der  sie  eingelegt  wurde:  das  Verfahren  selbst  war  eiu 
verschiedenes.  Bei  dem  Process  des  Horatiers,  das  der  König 
Tullns  Hostilius  einrichtete,  fand  eine  doppelte  Instanz  statt, 
die  Instanzen  waren  in  den  Personen  des  Richters  und  des  An- 
klägers verschieden.*)  Dieses  Verfallen  wurde  nicht  beibehal- 
ten, wenigstens  nicht  als  das  gewöhnliche.  Es  wurde  ab  und 
zu  angewendet,  aber  als  Ausnahme,  verscholl  allmälig  und 
wurde  erst  am  Ende  der  Republik  als  alterthümliche  Absonderheit 
fär  einen  einzelnen  Fall  wieder  hervorgesucht.  Das  Verfahren  seit 
Valerius'  Gesetz  hatte  nicht  zwei  Instanzen,  sondern  nur  eine:  es 
ist  nur  von  einer  einzigen  gerichtlichen  Untersuchung,  nur  einem 


a)  Vergl.  oben  S.  97  flgd. 
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gerichtlichen  Urtheil  die  Rede.  Dies  ergiebt  sich  mit  voller  Ge- 
wissheit aus  den  uns  überlieferten  Rechtsfällen.  Sp.  Cassius 
und  der  falsche  Zeuge  Volscius  Fictor  hatten  zu  Richtern  die 
Quästoren»):  diese  fällten  das  erste  vorläufige  Urtheil  und  leite- 
ten nachher  die  Volksversammlung,  welche  die  Entscheidung 
gab.  Bei  andern  Straffällen,  z.  B.  Aushebungen,  waren  es  die 
Consuln,  welche  zuerst  die  Strafe  verhängten  und  es  ist  un- 
möglich, dass  sie  nachher  ihre  Quästoren  die  Volksversammlung 
über  das  von  ihnen  verhängte  Urtheil  hätten  halten  lassen. 
Dies  gesummte  Verfahren  bildet  nur  eine  Instanz,  wie  wir  es 
nennen:  man  darf  höchstens  ein  vorläufiges  Verfahren  vor  den 
Beamten  von  dem  vor  dem  Volke  scheiden.  Die  Consuln 
haben  durch  das  Valerische  Gesetz  alle  eigentlich  richterliche 
Thätigkeit  verloren:  diejenigen  Fälle,  in  denen  sie  selbständig 
eine  Strafe  verhängen  konnten,  waren  eben  solche,  in  welchen 
es  wegen  des  Geständnisses  des  Verbrechers  oder  seiner  Ergrei- 
fung auf  frischer  That  keines  Urtheiles , sondern  nur  der  An- 
wendung der  gesetzlich  feststehenden  Strafe  bedurfte.  Die  Be- 
amten haben  fortan  in  Criminalprocessen  nur  ein  Verfahren  in 
iure,  nicht  in  iudicio,  wie  wir  später,  wo  wir  von  dem  Pro- 
cesse  handeln b) , ausführlicher  darthun  werden.  Wie  Servius 
Tullius  beim  Civilprocesse  diese  beiden  Theile  geschieden  und 
den  in  iudicio  Privatrichtern  überwiesen  hatte-,  so  trennte  Publi- 
cola  den  Criminalprocess  auf  gleiche  Weise,  indem  er  die  Ent- 
scheidung in  iudicio , wo  dieselbe  nöthig  war,  dem  Volke  über- 
trug. Es  ist  ein  und  derselbe  Grundsatz,  der  auf  beide  Arten 
des  Processes  angewendet  wird  und  in  der  Gleichheit  desselben 
zeigt  sich  die  Zusammengehörigkeit  des  Privat-  imd  Criminal- 
rechts. 

Die  Römische  Ansicht  ist  durchgehends  die,  dass  nur  der 
vor  dem  Volke  geführte  Process  für  einen  Process  im  eigent- 
lichen Sinne  des  Wortes  gilt:  wer  von  den  Beamten  allein  ver- 
urtheilt  und  bestraft  wird,  der  wird  ohne  Process  bestraft.92)  Dies 
schliesst  ein  Verfahren,  ehe  es  zum  Volksgerichte  kommt,  nicht 


a)  Dionys.  VUI,  77;  Liv.  II,  41;  Liv.  VIII,  24  und  25. 

b)  Vergl.  unten  Abschn.  4 Cap.  1 und  3. 
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aas : e.s  konnten  Zeugen  verhört,  Verteidigung  geführt,  andere 
srerichtliche  Formen  beobachtet  werden.  *)  Dennoch  erschien  die 
vor  dem  Volke  geführte  Verhandlung  als  der  eigentliche  Process. 
In  den  meisten  Fällen  hatte  der  Beamte  selbst  das  grösste  Inter- 
esse, schon  vor  Berufung  der  Volksversammlung  den  Fall  auf  das 
Genaueste  zu  untersuchen , damit  sein  Urtheil  richtig  wäre  und 
vom  Volke  gebilligt  würde:  ebenso  musste  dem  Angeklagten  daran 
liegen,  sich  sobald  als  möglich  zu  rechtfertigen;  aber  ein  ge- 
setzlicher Zwang  dazu  konnte  von  beiden  Seiten  nicht  stattfin- 
deu.  Diese  Ansicht  ging  später  auf  die  Gerichtsbarkeit,  welche 
die  Tribunen  übten,  über  und  dauerte  bis  in  die  spätesten  Zei- 
ten der  Republik,  wo  nur  die  im  Namen  des  Volkes  richtenden 
Geschworenen  noch  den  Vorzug  hatten,  dass  ihre  Urtheile  als 
gerichtliche  Urtheile  angesehen  wurden.  Einen  Instanzenzug, 
dass  dieselbe  Sache  zu  wiederholten  Malen  gerichtlich  behandelt 
wurde,  haben  die  Römer,  so  lange  ihr  Staat  frei  war,  nicht  ge- 
kannt oder  vielmehr  nicht  haben  wollen:  es  kam  darauf  an, 
dass  der  Beamte  seine  Entscheidung  dem  Volke  annehmbar 
machte  und  dessen  Gefühl  nicht  verletzte.  Einer  späteren  Zeit, 
als  die  Ausbildung  der  Rechtswissenschaft  überwog,  war  es  Vor- 
behalten, durch  erneutes  richterliches  Verfahren  die  Auffindung 
des  juristisch  Richtigen  zu  versuchen.93) 

Und  doch  hatten  die  Römer,  wie  man  aus  dem  Processe 
des  Horatiers  und  der  ganzen  Einrichtung  des  Gerichtswesens 
unter  den  Königen  sieht,  von  Anbeginn  an  die  Elemente,  um 
ein  durch  verschiedene  Instanzen  gehendes  richterliches  Verfah- 
ren auszubilden:  man  kann  fragen,  weshalb  sie  dies  nicht  ge- 
than,  sondern,  trotzdem  dass  sie  die  höchste  richterliche  Gewalt 
dem  Volke  zusprachen,  dennoch  nur  eine  Instanz,  ein  richter- 
liches Verfahren  beibehalten  haben.  Der  Hauptgrund  scheint  in 
der  Analogie  mit  dem  Privatprocesse  zu  liegen,  welchen  der 
König  Servius  Tullius  geordnet  hatte.  Das  ganze  Streben  im 
Anfänge  der  Republik  ging  dahin,  nach  Vernichtung  der  Tyran- 
nei des  letzten  Tarquiniers  zu  den  Einrichtungen  von  Servius 
zurückzukehren,  sie  auszuführeu  und  zu  erweitern.  Bei  derEin- 


a)  Yerel.  oben  S.  15H. 
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Setzung  verschiedener  Instanzen  hätte  man  die  richterliche  Ge- 
walt von  der  verwaltenden  trennen , jede  verschiedenen  Beamten 
anvertrauen  und  den  richterlichen  eine  unabhängige  Stellung  ge- 
ben müssen:  ein  Gedanke,  welcher  der  Römischen  Republik  fremd 
geblieben  ist.  Man  nehme  au , Ungehorsam  gegen  den  Cousul 
hätte  bestraft  werden  sollen,  so  hätte  der  Consul,  auch  weuu 
ihm  selber  die  zweite  Instanz  geblieben  wäre , doch  in  der  ersten 
vor  einem  andern  Richter  als  Ankläger  und  demselben  gewisser- 
massen  untergeordnet  auftreten  müssen.  Zudem  hätte  die  Zahl 
der  Beamten  vermehrt  werden  müssen.  Die  Quästoren  als  Ge- 
hülfen  bei  der  Rechtspflege  hatten  schon  die  Könige  gehabt*): 
vielleicht  nahm  man  mit  ihnen  die  Veränderung  vor,  dass  mau 
ihuen,  um  den  Consuln  die  Geschäfte  zu  erleichtern  und  eine 
häufigere  Befragung  des  Volkes  möglich  zu  machen,  das  Recht, 
Volksversammlungen  zum  Behuf  richterlicher  Entscheidungen  zu 
halten,  übertrug.  Denn  dieses  Recht  hatten  sie  später1*),  wäh- 
rend man  nicht  weiss,  ob  sie  es  früher  gehabt  haben.  Aber 
weiter  wollte  man  nicht  gehen:  die  königliche  Gewalt  erschien 
noch  zu  sehr  als  Einheit  , um  sie  unter  mehr  Beamten  zu  zer- 
splittern. Oder  man  hätte  die  Zwangsgewalt  der  Oonsuln  unan- 
getastet lassen,  dagegen  alle  andern  Verbrechen  zuerst  etwa 
den  Quästoren,  dann  in  höchster  Instanz  den  Consuln  überwei- 
sen können.  Aber  dann  wäre  ein  Theil  der  consulariscben 
Macht  und  zwar  gerade  derjenige,  welchen  man  am  meisten 
fürchtete,  ungeschmälert  geblieben,  es  hätte  mannigfacher  Be- 
griffsbestimmungen, welche  noch  nicht  geläufig  waren,  bedurft. 
Kurz,  man  begnügte  sich  dem  thatsächlichen  Uebelstande,  dass 
die  Macht  der  Consuln  den  Bürgern  gefährlich  sein  konnte,  ab- 
zuhelfen und  liess  die  Anfänge  zu  einer  andern  Entwickelung, 
welche  mau  ebenfalls  in  der  früheren  Geschichte  hatte,  unbe- 
achtet Hätte  man  sie  ausgebildet,  so  hätte  man  auch  für  den 
Begriff  des  Criminalrechts  einen  festeren  Halt  gewonnen.  Man 

a)  S.  oben  S.  52  flgd. 

b)  Dionys.  VIII,  77  xapiE'jTixijv  Iyovtes  i;ouo(av  xatä  töv  a&viv 
ypdvov  xai  Sei  toüto  £xxXT(ai'av  oovayetv  5v-ej  xiptot ; Varrode  ling.  lat.  VI, 
90  sed  ad  coraitia  tum  vocatur  populus  ideo,  quod  alia  de  causa  hic  ma- 
gistratus  non  potost  exercitum  urbanuni  convocare.  Vergl.  oben  S.  74. 
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hätte  die  Zwangsgewalt  der  Consuln  vielleicht  weniger  einengen 
können,  aber  dafür  durch  Bestimmung  der  dem  richterlichen 
Verfahren  zu  überweisenden  Verbrechen  einen  festen  Umfang  für 
das  l'riininalrecht  selbst  erhalten:  jetzt  kann  man  nur  sagen, 
es  gehörten  zu  ihm  alle  Handlungen,  welche  mit  Strafen,  bei 
denen  eine  Berufung  an  das  Volk  erlaubt  war,  gebüsst  wurden. 

Von  den  ältesten  Zeiten  her  bestand,  wie  wir  früher  be- 
merkt*), der  Anklageproeess  bei  den  Körnern,  aber  daneben 
auch  die  Befugniss  des  Beamten,  wo  er  Straffälliges  bemerkte, 
einzuschreiten  und  ohne  Anregung  von  Privatpersonen  zu  ver- 
fahren. Beide  Proeessweisen  entwickelten  sich,  ohne  einander 
auszusehliessen.  Das  Einschreiten  von  Amtswegen  kam  noth- 
wendiger  Weise  zur  Anwendung,  wo  es  sich  um  Ungehorsam 
gegen  die  Beamten,  z.  B.  bei  Aushebungen,  handelte,  fand  aber 
auch  in  andern  Fällen  statt.  In  den  beiden  uns  überlieferten 
Beispielen,  in  denen  die  Quästoren  richteten,  ist  es  bei  dem 
einen,  dem  des  falschen  Zeugen  Volscius  Fictor,  möglich,  dass 
der  Proeess  auf  die  Anklage  der  Freunde  des  durch  ihu  ver- 
bauuten  Käso  Quinctius  erfolgte,  dagegen  bei  Sp.  Cassius  ist  es 
wahrscheinlich,  dass  der  Proeess,  wenn  er  überhaupt  von  den 
Quästoren  geführt  wurde,  ohne  Privatauklage  von  Amtswegeu 
begann.  In  beiden  Fällen  war  das  Verfahren  ein  gleiches.  Die 
von  dem  Beamten  gegebene  Entscheidung,  bei  welcher  sich  der 
Angeklagte  beruhigen  konnte  und  oft  musste,  war  kein  richter- 
liches Urtheil : dies  wurde  von  den  Consuln  auf  die  Volksver- 
sammlung übertragen.  Deshalb  drücken  sich  alle  Schriftsteller, 
welche  über  die  Provocation  sprechen,  so  aus,  sie  sei  den  Bür- 
gern „von  den  Consuln"  oder  „gegen  die  Consuln"  gegeben  wor- 
den1’), und  dieser  Ausdruck  ist  genau:  von  ihm  kam  es  her, 
dass  man  auch  von  einer  Provocation  „von  den  Königen"  sprach, 


a)  S.  oben  S.  121. 

b)  Pomi>on.  de  orig.  iur.  § 16  lege  lata  factum  cst,  ut  ab  eis  (eonsu- 
libus)  provoeatio  esset;  Flor.  I,  9 ius  provoeationis  adversus  consules;  Plut. 

Publ.  11  vtfpooc  EYPa'l’£V'  (’)v  |i.rf>.i<rra  piv  (ayjpob;  Ir.olr^t  to'j;  t:o)Ao'j?  6 
to*  irpov  irJj  t<üv  ÜTzärtuv  T<j>  'friyov-i  öixrjv  iitixaletoftcti  Siioöj.  Vergl. 
auch  Liv.  11,  29  Agedum,  inquit,  dictatorem,  a quo  provoeatio  non  est, 
ownus. 
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wenngleich  damals  das  Verhältniss  anders  gewesen  war  uud  die 
Könige  freiwillig  die  ihnen  zustehende  Entscheidung  der  Volks- 
versammlung überlassen  hatten.  *)  Bemerkenswert  ist  es  übri- 
gens, dass  die  Beamten  meistenteils  in  den  Centuriatcomitieu 
ihre  Entscheidung  durchgesetzt  zu  haben  scheinen.94)  Ich  will 
nicht  Sp.  Cassius  anführen,  der  nach  anderer  Ueberlieferung 
durch  seinen  eigenen  Vater  verurteilt  worden  sein  soll;  aber  auffal- 
lend ist  der  Process  des  eben  erwähnten  falschen  Zeugen  Volseius 
Fictor.  Er  muss  unter  der  Plebs  und  deren  Vorstehern,  den 
Tribunen,  einen  grossen  Anhang  gehabt  haben  und  deshalb  be- 
stand die  Schwierigkeit  für  die  Quästoren,  welche  ihn  anklagten, 
darin,  die  Centuriatversammlung,  in  der  sein  Process  verhandelt 
werden  sollte,  zu  Stande  zu  bringen;  aber  als  sie  nach  einiger 
Zeit  mit  Hülfe  eines  Dictators  zu  Stande  gekommen  war,  wurde 
er  verurteilt  und  bestraft.  So  grosser  Einfluss  war  den  Con- 
sulu  geblieben. 


Sechstes  Capitel. 

Die  Volkstribunen.  Das  Recht  der  Httlfeleistnng.  Auch  die  Patricier  be- 
nutzen es.  Wie  Hülfe  geleistet  wird.  Das  Collegium  der  Volkstribunen. 
Mehrheit  und  Minderheit.  Wie  der  Widerstand  Einzelner  beseitigt  wer- 
den kann.  Berathungen  und  Entscheidungen  des  Collegiums. 

Ein  wie  bedeutendes  Zugeständnis  die  Regierenden  gegen- 
über den  Regierten  durch  das  Valerisehe  Provocatiousgesetz  ge- 
macht hatten,  ergiebt  sich  aus  den  von  uns  geschilderten  Be- 
stimmungen desselben.  Der  durch  dasselbe  aufgestellte  Grund- 
satz, dass  über  den  Leib  und  das  Vermögen  eines  Römischen 
Bürgers  die  Gemeinde  der  Bürger  entscheiden  müsse,  hatte  das 
Selbstgefühl  der  Plebejer  geweckt  uud  die  nächsten  Folgen  waren 
für  die  Regierenden  entmutigend.  Die  an  die  Strenge  der  kö- 
niglichen Regierung  und  den  pünktlichen  Gehorsam  der  Bürger 
gewöhnten  Bürger  sahen  mit  Befremden  den  neuen  Geist,  der 
sich  in  dem  Widerstande  gegen  die  Befehle  der  Consuln  zeigt  e : 


a)  Vergl.  ubt»n  S.  85. 
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sie  zweifelten,  ob  die  Regierung  unter  schwierigen  äussem  Ver- 
hältnissen auf  diese  Weise  fortgehen  könnte.  Livius  lässt  bei 
den  Unruhen  der  Plebejer,  welche  sieh  nicht  zum  Kriegsdienste 
stellen  wollten,  Ap.  Claudius,  den  Vertheidiger  alter  Sitte,  so 
sprechen:  „Dieses  Uebel  sei  aus  der  Provocation  entstanden. 
Nämlich  Drohungen  gebe  es  von  den  Consuln,  nicht  Befehle, 
wenn  man  sich  auf  diejenigen,  welche  sich  mit  einem  vergangen 
hätten , berufen  dürfe."  •)  Mochte  der  Consul  immerhin  die 
Macht  haben,  theils  durch  die  Gefängnissstrafe,  durch  die  er 
Angesehene  schrecken  konnte,  theils  durch  die  geringen,  in  sei- 
ner eigenen  Befugniss  stehenden  Geldbussen,  welche  gegen 
Aermere  genügten , theils  endlich  durch  seinen  Einfluss  auf  die 
Volksversammlungen,  welche  er  leitete  und  für  welche  er  die 
Unterstützung  der  Wohlhabenden  in  Anspruch  nehmen  konnte, 
die  Ungehorsamen  zu  zügeln : es  entstand  dennoch  oft  ein  län- 
gerer Verzug,  der  die  Ausführung  beschlossener  Massregeln  hin- 
derte und  die  Regierung  lähmte.  Dies  war  der  hauptsächlichste 
Grand,  der  im  Jahre  501  v.  Chr.  die  Einsetzung  der  Dietatur 
veranlasse : von  ihr  gab  es  keine  Provocation  und  die  Zwangs- 
gewalt wurde  von  ihr,  wie  ehedem  von  der  königlichen  Macht, 
wieder  mit  der  eines  obersten  Richters  vereinigt.95) 

So  war  die  Ansicht  des  regierenden  Standes,  der  Patricier, 
die  der  Regierten  W'ar  entgegengesetzt.  Jene  suchten  durch 
häufige  Anwendung  der  Dietatur  das  alte,  ungeschmälerte  Im- 
perium iu  der  Stadt  wieder  herzustellen , diesen  erschien  die 
geschmälerte  Macht  des  Consulates  noch  zu  drückend.  Es  ent- 
stand im  Jahre  493  v.  Chr.  das  Volkstribunat  und  zur  Unter- 
stützung desselben  die  Aedilität  des  Volkes,  welche  letztere  nach 
eingeholter  Bewilligung  der  Patricier  sogleich  nach  der  Wahl  der 
ersten  Tribunen  geschaffen  wurde. b)  Die  Veranlassung,  welche 
die  Plebs  zunächst  zur  Einsetzung  des  Tribunates  bewog,  lag  in 
den  drückenden  Schuldverhältnissen;  die  Folgen  aber  waren  für 


a)  Liv.  II,  29  Id  adeo  mal  um  ex  provocationo  natum.  Quippe  ininas 
es#e  consul  um , non  imperium , ubi  ad  eos , qui  una  peecaverint,  provocare 
ficcat. 

b)  Dionys.  VI,  90. 
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die  ganze  Staatsverfassung  und  auch  für  das  Criminalreclit  sehr 
bedeutend.  Indem  ich  mich  anschicke,  über  diese  Bedeutung 
eine  Untersuchung  anzustellen,  bin  ich  mir  bewusst,  einen  der 
schwierigsten  Punkte  der  Römischen  Alterthumskunde  zu  berüh- 
ren, der  nicht  nur  wegen  mangelhafter  Ueberlieferung  dunkel 
ist,  sondern  auch  bei  den  Römern  selbst  vielfach  bestritten  war. 
Er  hat,  wie  natürlich,  in  hohem  Grade  auch  die  Aufmerksamkeit 
der  neuern  Gelehrten  erregt  und  es  ist  eine  grosse  Aufgabe,  die 
verschiedenen  Meinungen  nur  zusammenzustellen.  Die  Einwir- 
kung der  Volkstribunen  auf  das  Recht  ist  seltener  ins  Auge  ge- 
fasst worden : sie  wird  uns  hier  vorzugsweise  beschäftigen , wo- 
bei es  aber  nöthig  sein  wird,  auch  auf  die  allgemeine  Stellung 
der  Tribunen  im  Staate  Rücksicht  zu  nehmen. 

Die  Tribunen  erhielten  nach  übereinstimmender  Nachricht 
bei  ihrer  Einsetzung  das  ins  auxilii96),  d.  h.  das  Recht,  deu 
von  dem  Imperium  der  Consuln  Betroffenen  Hülfe  zu  bringen. 
Um  sie  wirksam  leisten  zu  können,  wurden  sie  während  ihrer 
Amtszeit  von  dem  imjwrium  ausgenommen97),  waren  also  damit 
für  die  Consuln  und  die  Patricier  unerreichbar,  wurden  ferner 
ihren  eigenen  Standesgenossen  gegenüber,  den  Plebejern,  für 
unverletzlich  erklärt.  So  übten  sie,  während  sie  selbst  sowohl 
während  ihres  Amtes  unantastbar  waren  als  auch  nach  demsel- 
ben nicht  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  konnten**),  den 
grössten  Einfluss  auf  die  Wirksamkeit  der  übrigen  Beamten  aus. 
Die  Tribunen  waren  eingesetzt  zur  Beschränkung  des  Imperium 
consulare.  Das  sagt  am  bestimmtesten  Cicero*);  aber  auch  alle 
übrigen  Schriftsteller  geben,  wo  sie  von  der  Gründung  ihrer  Ge- 
walt sprechen,  dasselbe  an.  Somit  erschien  trotz  des  Provoca- 
tionsrechtes  den  Plebejern  die  Macht  der  Consuln  zu  gross,  ihr 
eigener  Schutz  gegen  Willkür  zu  gering.  Es  kam  dies  nicht  nur 
daher,  dass  die  Consuln  als  Leiter  der  Volksversammlungen  die 
Möglichkeit  hatten,  in  den  meisten  Fällen  ihren  Willen  durch- 
zusetzen, sondern  aus  der  Form  der  Provocation  selbst,  die,  wie 
wir  gesehen,  b)  auf  einer  selbsttätigen  und  fest  gewaltsamen 

a)  Cic.  de  rep.  II,  33,  58  contra  consulare  imperiuin  tribuni  plebis  — 
constituti. 

b)  S.  oben  S.  186. 


Digitized  by  Google 


Das  Rocht  der  Hülfeleistung. 


199 


Mitwirk  an?  des  Volkes  beruhte.  Wie  oft  mochte  das  Volk  nicht 
in  genügender  Anzahl  versammelt  sein  oder  sein  Mitgefühl  nicht 
laut  genug  bezeugen,  um  den  Consul  zum  Nachgehen,  zum  Auf- 
schub der  Bestrafung,  zum  Berufen  der  Volksversammlung  zu 
bewegen ! Darin  lag  das  Fehlerhafte  der  ganzen  Einrichtung, 
die  in  einem  kleinen  Kreise  und  bei  Erregung  der  Leidenschaf- 
ten Schutz  gewähren  mochte,  aber  in  dem  gewöhnlichen  Laufe 
des  Staatswesens  unwirksam  war.  Man  muss  demnach  in  der 
Einsetzung  des  Volkstribunates  das  Geständniss  finden,  dass  die 
Provoeation  zur  Sicherung  der  Regierten  nicht  ausreichte:  es 
mussten  andere  Vorkehrungen  getroffen  werden,  um  sie,  wenn 
sie  nöthig  war,  ohne  Erregung  der  Leidenschaften  zu  erzwingen, 
wo  sie  unnöthig  war  und  zur  nutzlosen  Aufregung  oder  Belästi- 
gung des  Volkes  führte,  die  Möglichkeit  dazu  aufzuheben.  Die 
Einsetzung  der  Tribunen  ist  der  erste  Schritt  , den  man  that, 
um  den  Schwerpunkt  der  Provoeation  in  die  vom  Volke  gewähl- 
ten Beamten  zu  legen.  Denn  die  genaue  Verbindung,  welche 
zwischen  der  Provoeation  und  der  Hülfeleistung  der  Volkstribu- 
nen bestand,  ergiebt  sich  leicht  und  wird  durch  die  überliefer- 
ten Fälle,  in  denen  Beides  regelmässig  zusammen  auftritt,  be- 
stätigt. 

Das  consularische  Imperium  wurde  durch  Einsetzung  der 
tribunicischen  Gewalt  beschränkt,  mit  Ausnahme  des  militäri- 
schen, das  auch  der  Provoeation  nicht  unterworfen  war.  Denn 
der  Tribunen  Gewalt  reichte  nicht  über  die  Bannmeile  Roms 
hinaus.*)  Aber  das  städtische  Imperium  der  Consuln  wurde 
vollständig  und  in  seinem  ganzen  Umfange  von  der  tribunici- 
schen Gewalt  getroffen.  Dies  wurde  beim  Entstehen  des  Tribu- 
nale« dargestellt  durch  die  beiden  jährlich  aus  den  Patrieiern 
erwählten  Consuln , verzweigte  sich  aber  durch  die  beiden  jähr- 
lichen Quästoren  und  durch  die  von  den  Consuln  oder  dem  Se- 
nate oder  auch  dem  Volke  mit  einzelnen  Verrichtungen  beauf- 
tragten Patricier.  Später  wurde  das  consularische  Imperium 
weiter  getheilt:  es  entstanden  Prätoren,  Censoren,  Aedilen: 
alle  diese  Beamten  wurden  auf  gleiche  Weise  durch  die  Hülfe- 


a)  Liv.  IIJ,  20;  Dionys.  VIII,  87.  Vergl.  oben  S.  189. 
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leistung  der  Tribunen  beschränkt  und  es  ist  wahrscheinlich,  dass 
die  Ausdrücke  der  lex  sacrata,  welche  das  Tribunat  schuf,  der- 
artig waren,  dass  bei  dem  Entstehen  der  spätem  Aemter  das- 
selbe ohne  Weiteres  seine  Hülfe  auch  gegen  sie  leisten  konnte. 
Wir  hören  wenigstens  nichts  von  einer  durch  besonderes  Gesetz 
verfügten  Ausdehnung  der  tribunicischen  Gewalt  auch  auf  sie. 

Ursprünglich  erstreckte  sich  die  Hülfe,  welche  die  Tribu- 
nen brachten,  nur  auf  die  Plebejer:  um  sie,  die  Regierten,  zu 
schützen  war  das  Amt  geschaffen.  Indessen  war  dies  eine  t hat- 
sächliche,  in  der  Natur  der  damaligen  Verhältnisse  liegende 
Beschränkung.  Die  Patricier  bedurften  der  Hülfe  nicht : sie  hat- 
ten gleiche  Standesinteressen  mit  den  Regierenden  und  fügten 
sich  im  Uebrigen  den  Anordnungen,  welche  aus  ihrer  eigenen 
Mitte  hervorgingen,  konnten  auch  etwaige  Beschwerden  im  Se- 
nate geltend  machen,  der  zwar  nicht  das  unmittelbare,  gesetz- 
liche Recht  der  Abhülfe,  aber  das  nöthige,  stets  wachsende, 
Ansehen  dazu  hatte.  Die  Worte  in  dem  Vertrag  der  Stände, 
welcher  die  Gewalt  der  Volkstribunen  gründete,  berechtigten, 
wie  es  scheint,  jeden  Römischen  Bürger,  bei  ihnen  Hülfe  zu 
suchen:  wir  hören  nichts  von  Ausdehnung  eines  Anfangs  nur 
den  Plebejern  zustehenden  Rechtes  auf  die  Patricier.  Es  mag 
indessen  lange  gedauert  haben,  ehe  sich  die  Patricier  entschlos- 
sen, was  ihnen  gesetzlich  frei  stand,  auch  wirklich  zu  benu- 
tzen. Die  erste  geschichtliche  Erwähnung  finde  ich  325  v.  Chr., 
wo  M.  Fabius  gegen  das  Imperium  des  Dictators  den  Schutz 
eines  Tribunen  anrief  oder  anrufen  wollte.*)  Davon  war  es 
freilich  verschieden,  wenn  die  Patricier  sich  durch  die  Hülfe 
des  einen  Tribunen  gegen  die  Angriffe  des  andern  zu  schützen 
suchten:  dies  geschah  frühzeitig  und  musste  sogleich  eintreten, 
als  die  Tribunen  das  Recht  Patricier  vor  Gericht  zu  ziehen,  er- 
langten. Schon  im  Jahre  471  v.  Chr.,  heisst  es,  versuchte  ein 
Tribun  seine  Amtsgewalt  an  Patrieiern. b)  Damals  lesen  wir 
noch  nicht  von  einer  Berufung  an  die  andern  Tribunen;  aber 
beim  Processe  von  K.  Quinctius')  schützen  die  andern  Tribunen 

a)  Liv.  VIII,  33. 

b)  Liv.  II,  56. 

c)  Liv.  III,  13. 
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gegen  die  Gewaltthat  des  einen,  Verginins,  der  den  Angeklag- 
ten ins  Gefängniss  werfen  will,  und  Appius  Claudius,  der  ab- 
gesetzte Decemvir,  ruft  gegen  seinen  Ankläger,  den  Tribunen 
Verginius,  die  Hülfe  der  übrigen  Tribunen  vergeblich  an.*) 
Ebenso  allmälig  und  ohne  besonderes  Gesetz  vollzog  sieh 
eine  andere  Erweiterung  der  tribunicischen  Macht.  Anfangs  war 
die  Form  ihrer  Hülfeleistung  die,  dass  sie  persönlich  Beistand 
gewährten:  dadurch  dass  sie  den  Bedrohten  in  ihren  unmittel- 
baren Schutz  nahmen,  ihn  anfassten,  wurde  dieser  der  Unver- 
letzlichkeit, welche  sie  selbst  dem  Imperium  gegenüber  hatten, 
theilhaftig.  So  sagt  es  ausdrücklich  Gellius.h)  Deshalb  wurde 
ihnen  verboten,  mit  Ausnahme  des  Latinerfestes,  einen  ganzen 
Tag  lang  ausserhalb  der  Stadt  zu  sein,  deshalb  standen  die 
Thören  ihrer  Häuser  Tag  und  Nacht  offen,  damit  jeder  Hülfe- 
snebende  sie  für  sich  und  die  Seinen  in  Anspruch  nehmen 
könnte.  Noch  im  Jahre  455  v.  Chr.  machen  die  Patricier  in 
einer  plebejischen  Volksversammlung  die  tribunicische  Hülfe  un- 
wirksam, indem  sie  zwar  den  Tribunen  selbst  ausweicheu  und 
auch  diejenigen,  welche  von  ihnen  angefasst  waren,  nicht  be- 
lästigten, aber  das  ihnen  nachfolgende  Volk  zurückstiessen  und 
sich  so  an  verschiedenen  Stellen  eindrängten,  dass  die  Tribu- 
nen nicht  überall  erscheinen  konnten. c)  Allmälig  indessen , als 
die  Tribunen  an  den  Senatssitzungen  Theil  nahmen  und  viel- 
fache Geschäfte  bekamen,  überdem  ihr  Einfluss  so  gewachsen 
war,  dass  aus  dem  Rechte  der  Hülfeleistung  ein  allgemeines, 
politisches  Recht  des  Einschreitens,  der  Intercession , geworden 
war,  genügte  es  sie,  auch  wenn  sie  abwesend  waren,  um  Hülfe 
anzugehen,  um  dadurch  Sicherheit  der  Person  und  des  Eigen- 
thums zu  erlangen.  Dies  bezeugt  in  bestimmten  Worten  Zona- 
res. ■*)  Dennoch  scheint  dies  nur  in  Bezug  auf  das  Imperium 


a)  Liv.  III,  56. 

b)  Gell.  XIII,  12,  9 Tribuni  plebis  antiquitus  creati  videntur  non  iuri 
dicundo  nec  causis  querelisque  de.  abseutibus  noscendis,  sed  iutcrcessioni- 
bu*  faciendi*,  quibns  praesentes  fuissent,  ut  ininria,  quae  corani  fieret, 
aiceretur. 

c)  Diony*.  X,  41  dvio^fXIjc  ?(v  Tip  SVjpup  t<üv  dp^dyteuv  ßoVjfttta. 

d)  Zon.  VII,  15  fl  Tic  xal  d-dvTac  auToü;  f-exa/.faaTo. 
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der  curulischen  Beamten  Geltung  gehabt  zu  haben.  Denn  sie 
konnten  nach  Ablauf  ihrer  Amtszeit  wegen  Missachtung  der  In- 
tercession  und  Provocation  angeklagt  werden.  Dagegen  andern 
Tribunen  gegenüber,  die  unverantwortlich  waren,  galt  immer 
nur  das  persönliche  Dazwischentreten  eines  Tribunen.  Dies  er- 
kennt man  aus  der  Erzählung  vom  Volkstribunen  C.  Atiuius 
Labeo  im  Jahre  130  v.  dir.,  der  den  Censor  Q.  Metellus  Mace- 
donicus,  weil  er  von  demselben  nicht  in  den  Senat  aufgenom- 
men worden  war,  beinahe  vom  Tarpejischen  Felsen  gestürzt 
hätte.  Er  traf  ihn  um  die  Mittagszeit,  als  alle  Beamten  sich 
schon  entfernt  hatten,  auf  dem  Markte  und  schleppte  ihn  nach 
dem  Capitol,  um  ihn  hinabzustürzen : es  sammelte  sich  zwar 
eine  Menge  Menschen,  aber  Niemand  wagte,  an  die  geheiligte 
Person  des  Tribunen  Hand  Zu  legen  und  auch  ein  Hülferuf  an 
die  abwesenden  Tribunen  muss  dem  in  Todesgefahr  Schweben- 
den nichts  geholfen  haben.  Es  musste  Jemand  aus  der  Menge 
zu  einem  Volkstribunen  eilen  und  dieser  persönlich  herbeikom- 
men, um  dem  unsinnigen  Beginnen  seines  Collegen  Einhalt  zu 
tbun. *)  Indessen  dies  war  eine,  seltene  Ausnahme,  die  Miss- 
billigung fand:  es  mag  auch  hier  der  Brauch  gewesen  sein,  dass 
eine  Provocation  an  die  Collegen  dem  Verfahren  eines  Tribunen 
Einhalt  that. 

Der  Volkstribunen  gab  es  von  ihrer  Einsetzung  an  mehrere, 
seit  457  v.  dir.  regelmässig  zehn.b)  Indessen  hatte  inan  sie  aus 
einem  andern  Grunde  in  der  Mehrzahl  geschaffen  als  die  andern 
Beamten.  Zu  Consuln  erwählte  man  zwei,  um  die  Macht  des 
einen  durch  den  andern  zu  beschränken  und  dadurch  die  Einzel- 
herrschaft zu  verhüten:  dagegen  Tribunen  setzte  man  mehrere 
ein,  damit  die  Menge  der  Plebejer  desto  leichter  durch  das  per- 
sönliche Dazwischentreten  derselben,  dessen  es  anfänglich  be- 
durfte*), vor  den  Unbilden  der  Patricier  geschützt  werden 
könnte.  Jedoch  der  Erfolg  war  derselbe.  Wie  jeder  der  beiden 
Consuln  die  volle  consularische  Macht  besass,  so  hatte  jeder 


a)  Ausführlich  erzählt  von  Plin.  nat.  hist.  VII,  143.  VergL  Liv.  ep.  59. 

b)  Liv.  III,  30;  Dionys.  X,  25. 

* c)  S.  oben  S.  201. 
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einzelne  der  fünf  oder  später  der  zehn  Tribunen  die  ganze  tri- 
bunicische  Macht.  Von  Mehrheit  kann  also  bei  dem  Collegium 
der  Volkstribunen  eben  so  wenig,  wie  bei  den  übrigen  Collegien 
der  rnrulischen  Beamten  die  Rede  sein:  sie  kann  nur  bei  be- 
rathenden  Versammlungen  gelten,  dem  Senate,  dem  Volke,  den 
Richtercollegien,  bei  denen  die  Gesammtheit,  nicht  der  Einzelne 
eine  bestimmte  Macht  hat.  Man  hat  allerdings  früher  angenom- 
men, in  der  ersten  Zeit  des  Tribunates  habe  nur  die  Meinung 
der  Mehrheit  gegolten  und  bei  Intereessionen,  sowie  Beschlüssen, 
die  Minderheit  sich  fügen  müssen ; indessen  diese  Ansicht  wider- 
spricht dem  Wesen  der  Römischen  Beamten  überhaupt  und  dem 
Zwecke  des  Tribunates  insbesondere,  wird  durch  Beispiele  wi- 
derlegt, durch  ausdrückliche  Zeugnisse  verworfen“)  und  wird 
jetzt  auch  unter  den  Gelehrten  wohl  kaum  mehr  Vertheidiger 
finden.99)  Jeder  einzelne  von  den  Tribunen  kann,  auch  wenn 
er  allein  steht,  die  volle  Macht  des  Tribunates  geltend  machen 
und  besteht  er  auf  seiner  Meinung,  ebenso  wie  seine  etwaigen 
Gegner  unter  den  Tribunen,  so  entsteht  ein  Verfassungsstreit, 
der  die  ganze  Staatsmaschine  zum  Stehen  bringen  kann..  Z.  B. 
im  Jahre  410  v.  Chr.  will  der  Consul  eine  Aushebung  halten h), 
wird  aber  daran  von  dem  Volkstribunen  M.  Maenius  gehindert. 
Da  kommt  die  Nachricht  von  dem  Anrücken  der  Feinde  und 
neun  Tribunen  fassen  den  Beschluss,  sie  wollten  den  Consul 
C.  Valerius  bei  dem  Bestrafen  der  den  Kriegsdienst  Verweigern- 
den schützen.  Auf  diesen  Beschluss  gestützt,  straft  der  Consul 
diejenigen,  welche  sich  weigern  in  das  Heer  zu  treten,  und 
bringt  dadurch  die  Aushebung  zu  Stande.  So  lautet  die  Erzäh- 
lung: aber  es  ist  ersichtlich,  dass  jener  eine  Tribun,  der  zuerst 
die  Aushebung  gehindert  hatte,  durch  freiwilliges  Nachgeben  die 


a)  Die  beiden  hauptsächlichen  sind  hei  Liv.  II,  44,  wo  Appius  Clau- 
dius spricht:  Nequc  enim  unquam  defuturum,  qui  et  ex  collega  victoriam 
sibi  et  gratiam  melioris  partis  bono  publico  velit  quaesitam.  Et  plures,  si 
piuribus  opus  sit,  tribunos  ad  auxilium  consuluin  paratos  forc  et  unum  vel 
adversus  omnes  satis  esse;  id.  11,  56  Iluic  actioni  (dem  Gesetzesvorschlag 
des  Publilius  Volero)  gratissimae  plebi  cum  summa  vi  resisterent  patres, 
nee  quae  una  via  ad  resistendum  erat,  ut  intercederet  aliquis  ex  collegio 
auctoritate  aut  consulum  aut  principum  adduci  posset. 

b)  Siehe  Liv.  fV,  53. 
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verfassungsmässige  Regierung  ermöglichte.  Hätte  er  nicht  nach- 
gegeben und  die  Widerspenstigen  in  seinen  Schutz  genommen, 
so  musste  entweder  die  Aushebung  unterbleiben  oder  der  Con- 
sul  sich  an  dem  Tribunen  vergreifen  und  darin  hätte  eine  Ver- 
letzung des  „geheiligten  Gesetzes”  gelegen,  die,  selbst  wenn  sie 
an  dein  Urheber  nicht  geahndet  wurde,  einer  Aufhebung  des 
staatlichen  Rechtslebens  gleichkam.  Ein  Nachgeben  muss  von 
einer  Seite  stattfinden  und  dieses  wird  veranlasst  durch  die  öf- 
fentliche Meinung,  durch  die  zu  Tage  tretende  Stimme  des  Vol- 
kes. Dieses  hört,  da  alle  Verhandlungen  auf  dem  Markte  ge- 
schehen, zu  und  wohin  sich  seine  Meinung  neigt,  das  müssen 
auch  seine  Vertreter,  die  Volkstribunen,  entweder  thnn  oder 
geschehen  lassen.  Es  kommt  auch  hier,  wie  bei  der  Provocation, 
auf  ein  thätiges  Eingreifen  des  Volkes  selbst  an : es  muss  deut- 
lich und  vernehmbar  seinen  Willen  äussern,  dadurch  bestimmt 
es  die  eine  oder  die  andere  Partei  zum  Nachgeben.  Es  ist  er- 
sichtlich, dass  auch  die  Einrichtung  des  Tribunates,  wie  die  der 
Provocation,  ursprünglich  für  eine  kleine  Gemeinde  berechnet 
war,  in  der  die  Einzelnen  fortwährend  den  lebhaftesten  Antheil 
an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  nahmen.  Als  der  Staat  ge- 
wachsen war,  bedurfte  es  grosser  Klugheit  der  Leiter  und  pa- 
triotischer Hingebung,  um  Zwietracht  und  Aufruhr  zu  vermeiden 
und  diese  brachen  ungesehen!  hervor,  als  bei  den  Staatsmännern 
Leidenschaft,  bei  dem  Volke  Mangel  an  Vaterlandsliebe  überwog. 

Aehnliche  Fälle  von  offen  einander  gegenüber  tretendem  Wi- 
derstreit der  Volkstribunen  ereigneten  sich  bei  der  Truppenaus- 
hebuug  des  Jahres  481  v.  Uhr.  und  des  folgenden.  *)  Es  setzte 
hier  die  Mehrheit  ihren  Willen  durch,  nicht  weil  sie  die  Mehrheit 
war,  sondern  weil  die  Minderheit,  durch  den  Umschwung  der  öf- 
fentlichen Meinung  bewogen,  am  Ende  nachgab.  Dagegen  im 
Jahre  294  v.  Chr.  siegte  die  Minderheit. b)  Der  Consul  L.  Postu- 
mius  konnte  vom  Senate  nicht  die  Erlaubniss  zum  Triumphe 
erhalten  und  wollte  ihn  ohne  dieselbe  feiern.  Die  Volkstribunen 
theilten  sich:  die  übrigen  stimmten  dem  Senate  bei,  wollten  also 


a)  Liv.  II,  43  und  44;  Dionys.  IX.  2. 

b)  Liv.  X,  37. 
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die  Feier  stören ; drei  aber  sagten  dem  Consul  ihre  Hülfe  zu  und 
dieser  triumphirte.  Auch  hier  wäre  ein  unlösbarer  Widerstreit 
entstanden,  wenn  jene  sieben,  Einspruch  timenden  Tribunen  bei 
ihrem  Vorsatz  verharrt  wären,  wenn  sie  ihre  Erklärung,  den 
Triumph  hindern  zu  wollen,  wahr  gemacht  hätten:  es  wäre  eine 
geheiligte  Macht  auf  die  andere  geheiligte  Macht  gestossen  und 
Gewaltthat  oder  Stillstand  des  Staates  die  Folge  gewesen.  Aber 
die  Mehrheit  gab  nach,  als  ihre  Absicht,  die  Gegner  zu  schrecken, 
misslungen  war,  ohne  Zweifel,  weil  sie  erkannte,  dass  das  Volk 
nicht  auf  ihrer  Seite  war.  Leichter  gestaltete  sich  die  Ausglei- 
chung im  Jahre  310  v.  dir.,  als  sechs  Tribunen  den  Censor 
Ap.  Claudius  hindern  wollten , sein  Amt  nach  achtzehn  Monaten 
weiterzuführen.  Unmittelbar  konnten  sie  ihn  nicht  zur  Nieder- 
legung desselben  zwingen;  mittelbar  versuchten  sie  es  dadurch, 
dass  sie  ihn  ins  Gefangniss  zu  führen  befahlen.  Indessen,  wäh- 
rend ein  Tribun  unentschieden  blieb,  leisteten  drei  dem  Censor 
Hülfe  und  die  Gefaugnissstrafe  konnte  nicht  vollzogen  werden. 
Aber  man  erneuerte  auch  nicht  die  Versuche,  den  Censor  zur 
Abdankung  zu  bringen,  ohne  Zweifel,  weil  das  Volk  für  ihn 
war:  dies  deutet  yvius  selbst  au.*)  Ich  führe  noch  einen  Fall 
vom  Jahre  169  v.  dir.  an1')  f weil  derselbe  Bedenken  erregt  hat. 
Die  Censoren  hatten  dem  Freigelassenen  eines  Volkstribunen, 
P.  Rutilius,  befohlen,  eine  Mauer  niederzureissen , weil  sie  auf 
öffentlichem  Grund  und  Boden  erbaut  sei.  Der  Freigelassene 
rief  P.  Rutilius  um  Hülfe  an;  da  aber  nur  jener  eine  Tribun 
widersprach,  die  übrigen  wahrscheinlich  den  Censoren  beistimm- 
ten, kehrten  sich  diese  nicht  an  den  Einspruch,  sondern  erzwan- 
gen durch  Geldstrafen  die  Ausführung  ihres  Befehls.  So  erzählt 
die  Ueberlieferung , auf  die  Einzelheiten  nicht  eingehend.  Ohne 
Zweifel  beruhigte  sich  der  Tribun,  als  er  vergeblich  versucht 
hatte,  die  Censoren  durch  seinen  Widerspruch  zu  schrecken. 
Hätte  er  seinem  Freigelassenen  wirklich  Hülfe  gebracht,  so  hät- 
ten die  Censoren  vor  der  Hand  zurückweichen  müssen.  Denn 
auch  einen  leisen  Widerstand  gegen  seine  tribunicische  Hoheit 


a)  Liv.  IX,  33  tigd. 

b)  Liv.  XL III,  16. 
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rächt  eben  derselbe  Tribun  später  auf  das  Stärkste:  in  diesem 
Falle  gab  er,  der  öffentlichen  Stimme,  nicht  der  Mehrheit  seiner 
Collegen  weichend,  nach. 

Wir  haben  bisher  Beispiele  angeführt,  wo  die  tribunicisobe 
Macht  sich  gegen  curulische  Beamten  wendete  und  in  sich  ge- 
theilt  war.  Bald  siegt  die  Mehrheit,  bald  die  Minderheit.  Giebt 
keine  von  beiden  nach,  so  entsteht  ein  unlösbarer  Widerstreit, 
an  dem  die  öffentliche  Stimme,  das  Volk,  Autheil  nimmt  und 
der  demgemäss  selbst  zu  Gewaltthätigkeiten  führen  kann,  ln 
der  Regel  jedoch  behielt  die  Aeusserung  des  Volkswillens  die 
Oberhand  und  brachte  den  einen  Theil  zum  Nachgeben.  Ganz 
ähnlich  ist  das  Verhältniss,  wenn  die  Volkstribunen  bei  Mass- 
regeln,  welche  sie  nicht  zum  Hindern  anderer  Beamten,  sondern 
selbständig  zum  Durchführen  von  Anklagen,  Gesetzen  oder  zu 
andern  politischen  Zwecken  unternehmen,  getheilter  Ansicht  sind. 
Wie  ein  Consul  nichts  durchsetzen  kanu,  wenn  sein  College 
ihm  entgegen  steht,  eben  so  ist  es  bei  den  Volkstribunen:  nur 
ist  es  bei  ihrer  grossen  Anzahl  schwieriger,  Uebereinstiinraung 
Aller  hervorzubringen,  ein  Umstand,  in  dem  die  hauptsächlichste 
Gewähr  gegen  Ueberstürzung  und  Umwälzung  lag.  Deshalb  be- 
stand die  Kunst  der  Patricier  und  »später  der  Optimaten  darin, 
stets  einen  oder  mehrere  aus  dem  Collegium  der  Volkstribunen 
zu  gewinnen : gelang  es  auch  nur  mit  einem,  der  entschlossen 
auf  ihrer  Seite  stand,  so  waren,  wenn  die  Gegner  auch  einstim- 
mig handelten,  alle  Neuerungsversuche  vergeblich.  Diesen  Grund- 
satz lässt  Livius  *)  den  Vertreter  der  Patricier,  Appius  Claudius, 
schon  frühzeitig  aussprechen  und  die  Richtigkeit  desselben  wird 
durch  die  Geschichte  aller  Streitigkeiten  zwischen  Patriciem  und 
Plebejern  bestätigt.  Dabei  lässt  sich  die  moralische  Wirkung, 
welche  die  Mehrheit  ausübte,  nicht  läugnen ; aber  gesetzlich  hatte 
sie  nicht  mehr  Macht  als  ein  einziger.  Als  Publilius  Volero  bei 
dem  ersten  Einbringen  seines  Gesetzes  über  die  Wahl  der  Tri- 
bunen in  Tributcomitien  die  Mehrheit  seiner  Collegen  auf  seine 
Seite  gebracht  hatte b),  gelang  es  ihm  dennoch  nicht,  den  Wider- 

a)  Liv.  II,  44  an  der  oben  S.  203  angeführten  Stelle. 

b)  Dionys.  IX,  41. 
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stand  der  Patrieier  zu  brechen : das  ganze  Collegium  musste 
einstimmig  sein.  Fortgesetzte  Einstimmigkeit  .der  Tribunen  er- 
zwang Alles,  aber  hartnäckiger  Widerstand  auch  nur  eines  ein- 
zigen unter  ihnen  binderte  alle  Massregeln  der  Uebrigen.  So 
war  es  nach  dem  Sturze  der  Zehnmänner:  die  übrigen  Tribunen 
wollten,  nachdem  zwei  der  abgesetzten  Gewalthaber  bestraft  wa- 
ren, in  ihrer  Rache  weiter  gehen:  M.  Duilius  allein  erklärte:  „ich 
werde  nicht  leiden,  dass  in  diesem  Jahre  irgend  ein  Anderer 
angeklagt  oder  ins  Gefängniss  gefühl  t werde”,  *)  und  damit 
war  die  Bestrafung  der  übrigen  gestürzten  Zehnmänner  un- 
möglich. 

Freilich  gab  es  ein  Mittel,  um  den  Widerstand  eines  Volks- 
tri bunen  zu  brechen,  den  Volkswillen.  Wir  haben  schon  er- 
wähnt, b)  dass  die  lebhafte  Aeusserung  desselben  in  der  Regel 
durch  die  Nachgiebigkeit  der,  Widersprechenden  die  Entscheidung 
berbeiführte:  das  war  nicht  etwas  Ungesetzliches,  nicht  Aus- 
nahme, sondern  der  in  der  ganzen  Einrichtung  liegende  Zweck. 
Das  Volk  hatte  die  Tribunen  nicht  zu  Vertretern  gewählt,  die 
dann  nach  ihrer  eigenen  Ansicht  handeln  sollten,  sondern  nur, 
um  in  ihren  Personen  .äusserlich  die  Gesammtheit  der  Plebs 
dargestellt  zu  haben  und  jeden  Augenblick  benutzen  zu  können: 
es  hatte  sich  seines  eigenen  Rechtes,  Massregeln  zu  seinem 
Schutze  zu  treffen  und  jeden  andern  beliebigen  Beschluss  zu 
hissen,  nicht  begeben.  Insofern  standen  die  Volkstribunen  anders 
als  die  curulischen  Beamten,  die  Erben  der  königlichen,  dem 
Volke  gleich  berechtigten  und  von  ihm  unabhängigen  Macht.  So 
finden  wir  bei  den  Tribunen  als  eigentümliches  Merkmal  ein 
wunderbares  Nachgebeu  gegen  die  öffentliche  Meinung:  sie  stell- 
ten dieselbe  iu  allen  ihren  Schwankungen  dar.  Dadurch  war 
trotz  der  Gleichberechtigung  der  Einzelnen  aus  dem  vielköpfigen 
Collegium  doch  eine  gewisse  Einmütigkeit  in  demselben ; da- 
durch geschah  es  aber  auch,  dass  einzelne  charactervolle  Tribu- 
nen. welche  die  Kunst  besassen,  die  Menge  zu  fesseln  und  mit 


a)  Liv.  UI,  59  hoc  anno  uec  dient  dici  aliquant  nee  in  viucula  duci 
qn^mquatn  sunt  passurus. 

b)  Siebe  S.  “204. 
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sich  fortzureissen , eine  fast  tyrannische  Macht  erlangten.  Wenn 
aber  ein  Tribun  sich  offenbar  dem  deutlicli  hervortretenden 
Volkswillen  entgegenstellte,  so  hatte  das  Volk  das  Recht,  den- 
selben abzusetzen,  und  dies  Recht  war  nicht  ein  Missbrauch, 
sondern  eine  Nothwendigheit,  da  die  Tribunen  nicht  verantwort- 
lich waren.*)  Durch  diese  Betrachtungen  werden  manche  Vor- 
gänge der  Römischen  Geschichte,  welche  noch  nicht  genügend 
aufgeklärt  sind,  verständlich:  am  berühmtesten  ist  das  Beispiel 
von  Ti.  Gracchus,  dem  bei  seiuem  Ackergesetze  einer  seiner 
Collegeu  M.  Octavius  hartnäckigen  Widerstand  entgegen  stellte. 
WTeder  Bitten  noch  der  offen  zu  Tage  tretende  Wille  des  Volkes 
konnten  ihn  besiegen:  da  wählte  Gracchus  das  ihm  gesetzlich 
zustehende  Mittel,  dem  keiner  seiner  Collegen  oder  der  andern 
Beamten  widersprechen  konnte,  und  trug  beim  Volke  auf  Ab- 
setzung von  Octavius  an.  Die  Schriftsteller  sagen  nicht,  dies 
wäre  ungesetzlich  gewesen;  aber  freilich  war  es  gegen  die  Sitte, 
gegen  die  Religion  und  brachte  dem,  der  es  wagte,  Unglück. 
Gesetzlich  stand  auch  kein  Hinderniss  im  Wege , dass  ein  Tri- 
bun auf  die  Absetzung  mehrerer  seiner  Collegen,  nöthigen  Falls 
der  Mehrzahl,  autrug;  natürlich  aber  wäre  bei  dem  Nachgeben 
gegen  die  öffentliche  Meinung,  das  den  Character  der  tribunici- 
schen  Gewalt  bildet,  ein  solcher  Antrag  ohne  Erfolg  geblieben. 
Wo  möglich , beseitigte  man  den  Widerspruch  im  Collegium  durch 
Unterhandlungen,  sonst  hinderte  er,  mochte  er  von  Vielen  oder 
von  Wenigen  ausgehen,  die  beantragten  Massregeln. 

Die  Volkstribunen  selbst  hatten,  wie  man  erkennt  , ein  In- 
teresse daran,  Uebereinstimmuug  in  ihrem  Auftreten  herbeizu- 
führen:  sie  mussten  in  Berathung  mit  einander  treten  und  durch 
gegenseitiges  Nachgeben  ihren  Entschlüssen  diejenige  Einstim- 
migkeit zu  geben  suchen,  welche  allein  ihnen  Wirkung  verlieb. 
So  entstand  eine  Art  von  Staatsrath , der  im  ganzen  politischen 
Leben  der  Römer  den  bedeutendsten  Einfluss  übte  und  auch  für 
alle  Processe  von  der  höchsten  Wichtigkeit  war.  Denn  es  gab 
keinen  Gegenstand,  auf  den  er  nicht  einwirken  konnte.  Bei 
den  Processen  bildete  er  nicht  eine  neue  Instanz:  er  könnt* 


a)  Siche  oben  S.  198  und  Anm.  98. 
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weder  ein  gefälltes  Urtheil  auf  heben,  noch  ein  neues  fällen. 
Aber  er  konnte  überall  der  Ausführung  entgegen  treteu  — so 
lauge  er  nämlich  selbst  bestand.  Denn  er  wurde  mit  jedem 
Jahre  gänzlich  erneuert  und  es  war  von  Bedeutung,  dass  der 
.Amtsantritt  der  Volkstribunen  (10.  December)  nicht  mit  dem 
der  andern,  der  eurulischen,  Beamten  zusammenfiel : es  wurde  die- 
sen dadurch  die  Möglichkeit  gegeben,  wenn  sie  bei  einem  Tri- 
bunencollegium Schwierigkeiten  gefunden  hatten,  es  mit  eiuem 
andern  zu  versuchen  und  für  Fälle,  in  denen  sich  persönliche 
Rücksichten  geltend  gemacht  hatten,  lag  in  diesem  Umstande, 
die  beste  Abhülfe.  Fühlte  sich  ein  Römischer  Bürger  durch  einen 
Beamten  gekränkt,  so  rief  er  die  Hülfe  der  Tribunen  an,  tribu- 
uot  appdlabat.  So  heisst  es  immer  in  der  Mehrheit;  denn  der 
Anrufende  weiss  nicht,  ob  und  wer  von  den  Angerufenen  ilim 
helfen  wird:  er  wendet  sich  also  nicht  an  einen  Einzelnen,  son- 
dern au  Alle.100)  Demgemäss  wird  die  Bitte  um  Hülfe  vor  das 
Collegium  gebracht,  das  sich  täglich  zu  bestimmten  Stunden 
an  einer  bestimmten  Stelle  des  Marktes  zu  versammeln  pflegt : 
bei  Plutarch*)  wird  die  Porcische  Säulenhalle  als  Versammlungs- 
ort angegeben.*01)  Dort  wurde  die  Frage,  ob  Hülfe  geleistet, 
ob  die  tribunicische  Macht  in  Bewegung  gesetzt  werden  sollte, 
ebenso  verhandelt,  wie  sonst  eine  Staatssache  oder  wie  ein  Pro- 
cess  vor  einem  Gerichtshöfe.  *0!!)  Es  erschien  der  Hülfesuchende 
und  der  Beamte,  gegen  den  die  Hülfe  nachgesucht  wurde:  selbst 
ein  Consul,  der  eine  Aushebung  veranstalten  wollte,  stellte  sich 
vor  dem  Collegium  der  Tribunen. b)  Beide  Parteien  konnten 
Reden  halten,  Beweise  vorlegen,  Zeugen  anführen:  selbst  Advo- 
eaten  konnten  sie  mitbringen , wie  denn  Cicero')  erzählt,  er  habe 
über  die  Frage,  ob  eine  durch  Verres  geschehene  Verurtheilung 
Gültigkeit  haben  sollte,  vor  dem  Collegium  der  Tribunen  ge- 
sprochen. Wer  den  Vorsitz  führte,  wird  nirgends  berichtet: 
wahrscheinlich  wechselte  er.  Indessen , abgesehen  von  der 
Nichtgültigkeit  der  Stimmenmehrheit,  war  doch  ein  wesentlicher 


a)  Plut  Cat  min.  5. 

b)  Liv.  XLD,  33. 

c)  Cic.  in  Verr.  II,  41. 
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Unterschied  zwischen  dem  Collegium  der  Tribunen  und  einem 
Richtercollegium.  Dieses  galt  nur  als  conailium  und  der  Vor- 
sitzende, als  wirklicher  Richter,  verkündete  das  Urtheil  in  sei- 
nem Namen  und  unter  eigner  Verantwortlichkeit,  leitete  auch 
die  Untersuchung  nach  seinem  Ermessen.  Dagegen  im  Colle- 
gium der  Tribunen  standen  alle  gleich  und  von  einander  unab- 
hängig. Herrschte  Einstimmigkeit,  so  wurde  ein  gemeinschaft- 
licher Beschluss  (decretum)  abgefasst,  den  Alle  unterschrieben“): 
war  Meinungsverschiedenheit,  so  fassten  beide  Theile,  jeder  sei- 
nen besondern  Beschluss  abh):  wer  nicht  wollte,  entschied  sich 
natürlich  auch  gar  nicht.  Man  bewilligte  die  uachgesuchte  Hülfe 
oder  schlug  sie  ab  oder  knüpfte  sie  an  Bedingungen.  Der  schrift- 
lich abgefasste  Beschluss  enthielt  in  der  Einleitung  die  Gründe 
desselben.  Eine  juristische  Streitfrage  war  es,  ob  die  Volks- 
tribunen das  Recht  liätteu,  Jemanden  vor  ihr  Gericht  rufen  zu 
lassen,  d.  h.  ob  sie  die  vocatio  hätten.  Antistius  Labeo,  der 
berühmte  Jurist,  läugnete  es,  mehr  in  theoretischer  Consequenz 
als  mit  thatsächlichem  Resultate.')  Denn  es  hatten  die  Par- 
teien das  eigene  Interesse  zu  erscheinen  und  ihre  Sache  so  gut 
wie  möglich  zu  fuhren:  das  Urtheil  wurde  gefällt,  mochten  sie 
zugegen  sein  oder  nicht  Die  Entscheidungen  der  Tribunen,  so- 
wohl einzelner,  als  des  gesammteu  Collegiums,  wurden  nicht 
minder  als  die  Verhandlungen  aller  Beamten  aufbewahrt  und 
waren  wichtige  Urkunden  für  die  Geschichte..  Durch  Vermitte- 
lung der  Jahrbücher  kannte  noch  Gelliusd)  den  Wortlaut  der 
Entscheidungen,  welche  von  den  Tribunen  im  Processe  der  Sei- 
pioueu  abgefasst  worden  waren. ,lH) 

Die  von  uns  angegebene  Form  der  Verhandlungen  des  Colle- 
giums der  Yolkstribuneu  bildete  sich  in  ihren  Einzelheiten  na- 
türlich allmälig  aus,  in  gleichem  Schritte  wie  die  der  übrigen 
Beamten : aber  in  ihren  Hauptzügeu  gründet  sie  sich  auf  die 
Natur  des  Amtes  und  musste  vou  Anbeginn  an  bestehen.  Lesen 


a)  Liv.  XXXVIII.  52. 

b)  Liv.  XXXVIII,  60. 

c)  Gell.  XI1L  12. 

d)  Geil.  VII,  19.  Vergl,  Ascoo.  p.  47. 
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wir  doch  in  der  Ueberlieferung*)  schon  des  Jahres  456  v.  Chr., 
also  noch  vor  der  Decemviralgesetzgebung,  die  Tribunen  hätten 
am  nicht  die  Macht  ihres  Amtes  gegenseitig  zu  schwächen,  die 
l'ebereinkunft  getroffen  und  durch  feierlichen  Eid  bekräftigt,  die 
Mehrheit  gelten  zu  lassen , so  dass  die  Minderheit  sich  freiwillig 
lugte  und  das  Collegium  nach  Aussen  hin  einmöthig  und  als 
Ganzes  auftrat  Nahm  man  damals  schon  zu  diesem  zwar  wirk- 
samen, aber  dem  Geiste  der  Verfassung  widerstrebenden 
Mittel  seine  Zuflucht,  so  wird  man  die  in  der  Verfassung  lie- 
genden, nothwendigen  Formen  sicherlich  gekannt  und  angewen- 
det haben. 


Siebentes  Capitel. 

Die  Tributcomitien.  Unbeschränkter  Verkehr  der  Tribnnen  mit  dem 
Volke.  Intercessionsrecht  der  Tribnnen.  Ihr  Einfluss  im  Criminal- 
process  und  auf  die  Fortbildung  des  Griminalrechtes.  Ihr 
Verhältnis  zur  Provocation. 

Eis  ist  kein  Zweifel,  dass  die  Volkstribunen  von  ihrer  Ein- 
setzung an  das  Recht  gehabt  haben,  Versammlungen  der  Plebs, 
deren  Vertreter  sie  waren,  zu  halten  (jus  agendi  cum  plebe) 
und  dass  es  also,  seit  es  Volkstribunen  gab,  auch  Tributcomi- 
tien gegeben  hat.  Man  ist  sogar  noch  weiter  gegangen  und  hat 
plebejische  Volksversammlungen  vor  der  Einsetzung  der  Tribu- 
nen angenommen.  Versteht  man  darunter  Versammlungen  ein- 
zelner Theile  der  Plebs,  so  mag  man  Recht  haben:  denkt  man 
aber  an  Versammlungen  der  gesammten  Plebs,  so  ist  dies  we- 
der bezeugt  noch  an  sich  wahrscheinlich.104)  Aber  seit  dem 
Vertrage  der  Stände  auf  dem  heiligen  Berge  gab  es  Tributco- 
mitien. Nach  Römischen  Begriffen  lässt  sich  kein  Beamter  den- 
ken, der  sich  nicht  auf  das  Volk  stützt,  nicht  nur  in  so  fern  er 
aus  dessen  Wahl  hervorgeht,  sondern  auch  in  so  fern  er  das- 
selbe bei  bestimmten  Sachen  zu  Rathe  zieht.  Die  Könige  hol- 
ten in  den  wichtigsten  Angelegenheiten  die  Meinung  der  Volks- 
versammlung ein,  die  Consuln,  welche  an  ihre  Stelle  traten, 


a)  Bei  Dionys.  X,  31. 
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hatten  sich  freiwillig  noch  mehr  an  ihre  Beistimmung  gebun- 
den: die  Tribunen,  welche  von  Anfang  an  mit  bedeutender 
Machtvollkommenheit  ausgestattet  wurden,  konnten  unmöglich 
dazu  bestimmt  werden,  nach  eigenem  Ermessen  zu  handeln. 
Sie  sollten  ein  ganz  eigentlich  volkstümliches  Element  bilden: 
sie  konnten  also  des  Rechtes  und  der  Verpflichtung,  die  Plebs 
zu  versammeln  und  ihren  Willen  zu  erfragen,  nicht  entbehren. 
Sie  waren  für  ihr  Amt  unverantwortlich , während  die  patriei- 
schen  Beamten  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  konnten:  um 
so  weniger  war  es  folgerecht,  ihnen  die  Möglichkeit  einer  fort- 
währenden  Verbindung  mit  der  Plebs  zu  entziehen,  sie  nicht 
unter  die  Aufsicht  derselben  zu  stellen.  Daher  erwähnt  auch 
die  Ueberlieferung  Versammlungen  der  Plebs  gleichzeitig  mit  der 
Einsetzung  der  Tribunen.  Selbst  Livius*)  trotz  der  Kürze  sei- 
ner Erzählung  deutet  dieselben  an.  Er  spricht  über  den  Zwie- 
spalt der  Ueberlieferung  hinsichtlich  der  anfänglichen  Zahl  der 
Tribunen:  einige,  sagt  er,  geben  als  ursprünglich  erwählt  zwei 
an , welche  sich  drei  andere  cooptirt  hätten ; andere,  fügt  er  hin- 
zu, erzählen,  nur  zwei  Tribunen  seien  auf  dem  heiligen  Berge 
erwählt  und  das  geheiligte  Gesetz  dort  gegeben  worden.  Er 
meint,  die  Verschiedenheit  der  Ueberlieferung  beziehe  sich  nur 
auf  die  Zahl  der  Tribunen:  dass  ihre  Wahl  und  die  Annahme 
der  lex  sacrata  auf  dem  heiligen  Berge  geschah , wurde  überein- 
stimmend angegeben,  damit  also  auch  von  Verhandlungen  der  Plebs 
bei  und  nach  Einsetzung  des  Tribunates  berichtet.  Ausführlicher 
und  bestimmter  ist  Dionysius.  Ich  erwähne  nicht  die  Versamm- 
lungen der  Plebs,  welche  auf  dem  heiligen  Berge  vor  der  An- 
kunft der  Gesandten  des  Senates  stattfanden,  auch  nicht  dieje- 
nigen, vor  denen  die  Verhandlungen  über  die  Rückkehr  geführt 
wurden:  es  mögen  formlose  Versammlungen  gewesen  sein,  wie 
sie  das  Römische  Staatsrecht,  wo  es  nicht  auf  Fassen  von  Be- 
schlüssen oder  gesetzgebende  oder  richterliche  Thätigkeit  ankam. 
stets  gekannt  hat.  Die  Versammlungen  ferner,  in  denen  die 
Wahl  der  Volkstribunen  selbst  vollzogen  wurde,  waren  Curiat- 
eomitien. b)  Aber  der  zu  den  ersten  Tribunen  gehörige  L.  Bru- 


a)  Liv.  II,  33. 

b)  Dionys.  VI,  89. 
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tos  hielt*)  dann  eine  Volksversammlung  und  beantragte,  die 
Plebs  möchte  ihre  neuen  Beamten,  die  Tribunen,  für  heilig  und 
unverletzlich  erklären  und  sich  zur  Haltung  dieses  Plebiscites 
durch  einen  Eidschwur  verpflichten.  Dionysius  fuhrt  darauf  die 
Worte  des  Gesetzes  an,  welches  Festus  das  erste  von  einem 
Tribunen  gegebene  Gesetz  nennt. b)  Auf  einem  zweiten  solchen 
Gesetze,  das  ebenfalls  noch  auf  dem  heiligen  Berge  gegeben  war, 
beruht  die  Einsetzung  der  plebejischen  Aedilen , bei  der  Festus®) 
den  Ausdruck  Plebiscit  gebraucht.  Von  noch  andern  auf  dem 
heiligen  Berge  entstandenen  Gesetzen  sprechen  Festus  und  Ci- 
cero. d) 

Also  ohne  Zweifel  hatten  die  Tribunen  von  Anfang  an  das 
Recht,  Versammlungen  der  Plebs  zu  halten:  die  Schriftsteller 
haben  es  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  weil  es  sich  nach  Römi- 
schen Begriffen  von  selbst  versteht,  dass  ein  Beamter  mit  einer 
entsprechenden  Volksversammlung  in  Verbindung  gesetzt  wird. 105) 
Indessen  war  es  bei  dem  Vertrage,  welcher  die  Eintracht  der 
Stände  wiederherstellte,  nicht  die  Absicht,  dass  die  Versamm- 
lnngen  der  Plebs  fortan  über  alle  im  Staatsleben  vorkommenden 
Fragen  entscheiden  sollten,  sicherlich  nicht  von  Seiten  der  Pa- 
tricier;  aber  auch  die  Plebejer  erstreckten  ihre  Wünsche  noch 
nicht  so  weit.  Das  wäre  einer  Theilung  des  Staates  gleichge- 
kommen und  hätte  schlimmere  Folgen  gehabt  als  die  Auswan- 
derung der  Plebs.  Denn  ganz  richtig  lässt  Dionysius®)  den 
Gesandten  des  Senates  Menenius,  als  ihm  auf  dem  heiligen 
Berge  die  Forderung  der  Plebs,  eigene  Beamte  zu  haben,  mit- 
setheilt  wird,  die  Befürchtung  aussprechen,  es  möchte  dadurch 


a)  DioDys.  a.  a.  0. 

b)  Festus  p.  318  s.  v.  sacer  mons:  nam  lege  tribunicia  prima  cavetur, 
si  i|uis  cum.  qui  eo  plebei  scito  sacer  sit,  occiderit,  parricida  ne  sit. 

e)  Festus  p.  230  in  einer,  sonst  freilich  lückenhaft  überlieferten  Nach- 
richt 

d)  Festus  p.  318  s.  v.  sacratae:  sunt,  qui  esse  dieant  sacratas,  quas 
plebs  iurata  in  monte  sacro  seiverit;  Cic.  p.  Tüll.  § 49  lex  sacrata,  quam 
tolerant  armati ; id.  p.  Cornel.  p.  450  Orell.  tauta  in  illis  virtus  fuit,  ut  — 
secederent,  leges  sacratas  ipsi  sibi  restituerent. 

e)  Dionys.  VI,  88. 
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der  Staat  in  zwei  Theile  zerfallen:  deshalb  erbittet,  er  sich  zur 
Ueberlegung  der  Forderung  Bedenkzeit.  Indessen  berichtet  die 
Ueberlieferung  nirgends  von  Beschränkungen,  die  den  Tribut- 
comitien  auferlegt  oder  von  Befugnissen,  welche  ihnen  anfäng- 
lich eingeräumt  worden  seien : wir  müssen  daraus  schliessen, 
dass  keines  von  beiden  der  Fall  war.  Es  konnte  auch  nicht  sein. 
Denn  nach  Römischen  Grundsätzen  wirkt  eine  Volksversamm- 
lung nur  passiv,  nie  activ:  sie  tritt  zusammen  nur  auf  den  Ruf 
eines  Beamten,  sie  entscheidet  nur  die  ihr  von  dem  Beamten 
vorgelegten  Fragen.  Man  konnte  also  wohl  gesetzlich  feststellen, 
ein  Beamter,  der  über  bestimmte  Sachen  entscheiden  wolle,  sei 
verpflichtet,  vorher  die  Meinung  der  Volksversammlung  einzu- 
holen imd  auf  dergleichen  Gesetzen  beruhte  die  Römische  Frei- 
heit; aber  man  konnte  kein  Gesetz  der  Art  geben,  die  Volks- 
versammlung solle  nur  das  Recht  haben,  über  bestimmte  Ge- 
genstände zu  beschliessen.  Es  wäre  selbst  unmöglich  gewesen, 
die  Befolgung  eines  solchen  Gesetzes  zu  sichern : man  konnte  der 
Volksversammlung  keine  Strafe  auferlegen.  Nothwendiger  Weise 
also  musste  man,  wenngleich  die  Befugnisse  der  Volkstribunen 
eingeschränkt  wurden,  doch  den  Verkehr  derselben  mit  dem 
Volke  freigeben.  Und  so  geschah  es,  wie  man  selbst  aus  einem 
mittelbaren  Zeugnisse  der  Ueberlieferung  schliessen  kann.  Im 
Jahre  nach  Einsetzung  der  Volkstribunen  (492  v.  Chr.)  lässt 
Dionysius«)  den  einen  Aedilen  L.  Brutus  zu  den  Patriciern  so 
sprechen:  „wurde  uns  nicht  von  Euch  das  Recht  zugestanden, 
wenn  die  Volkstribunen  über  irgend  einen  Gegenstand  das  Volk 
versammelten,  wollten  die  Patricier  bei  der  Versammlung  nicht 
zugegen  sein  und  sie  nicht  stören?"  Also  Dionysius  sagt,  über 
alle  möglichen  Gegenstände  hätten  die  Tributcomitien  von  An- 
fang an  heruthen  können;  er  nimmt  an,  die  Gegenstände  ihrer 
Berat  hung  seien  in  dem  Stände  vertrage  nicht  bestimmt  gewesen, 
und  diese  Annahme  ist  in  dem  Römischen  Staatsrecht  begründet. 
Nur  durch  die  Grenzen  der  tribuuicischen  Macht  selbst  konnte 

UU'uvs.  Vit,  16  ’ Apx  |t,  (»ipivTjjdt,  OTt  8iaA’jo|iivoit  V^piiv  xijv  «rrs- 

OuMijriypT^Tj  to  SixasoK  lup  jutiv , Jtov  o'i  ör 

v*«ip  ÖTO'jtf'n'.Oi  , a r,  rtaptivat  cjv<58*p  touj  raTpixtou»  |*^> 
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eine  Beschränkung  der  Comitien  herbeigeführt  werden.  Den 
Tribunen  aber  war,  wie  wir  erwähnt,  das  Recht  der  Hülfelei- 
stang  gegen  die  Consuln  und  die  Patricier  gegeben  worden: 
hierauf  also  bezog  sich  auch  ihr  Recht  mit  dem  Volke  zu  ver- 
handeln. Dies  deutet  Dionysius  an  der  eben  angeführten  Stelle 
ebenfalls  an.  Nachdem  Brutus  jene  Frage  an  die  Patricier  ge- 
richtet, bejahen  sie  die  Consuln,  behaupten  aber,  die  gegen- 
wärtige Volksversammlung  6ei  von  ihnen,  den  Consuln,  beru- 
fen, folglich  hätten  sie  das  Recht,  darin  Jedem  das  Wort  zu 
verweigern:  die  Tribunen  möchten  eine  eigene  Versammlung 
berufen,  dann  würden  sie  nicht  von  den  Consuln  gestört  wer- 
den. Dabei  beruhigt  sich  Brutus,  da  er  die  Tribunen  zur  Be- 
rufung einer  eigenen  Versammlung  zu  veranlassen  entschlossen  ist. 
Aber  die  Patricier  sind  über  das  Zugeständnis  der  Consuln  er- 
schrocken, trösten  sich  indessen  mit  dem  Gedanken,  den  Tri- 
bunen sei  vom  Senate  nur  das  Recht  der  Hülfeleistung  zuge- 
standen*): daraus  schlossen  sie  also,  dieselben  würden  auch 
über  keinen  andern  Gegenstand  als  diese  Fälle  mit  dem  Volke 
verhandeln.  Nach  dieser  Darstellung  von  Dionysius106),  der 
wir  zu  misstrauen  keinen  Grund  haben,  waren  demnach  die 
Ausdrücke  des  Ständevertrages  über  die  Tributcomitien  allge- 
mein und  die  Patricier  hatten  geglaubt , durch  Beschränkung  der 
tribunicischen  Gewalt  auch  die  Volksversammlungen  in  densel- 
ben Grenzen  halten  zu  können.  Sie  irrten  darin  und  bedachten 
nicht,  welche  Macht  in  jeder  Volksversammlung  liegt,  zumal 
wenn  dieselbe  gesetzlich  anerkannte  und  persönlich  unverletz- 
liche Führer  hat 

Den  Tribunen  war  bei  ihrer  Einsetzung  die  Hülfeleistung 
(auxilii  laiio)  gegen  die  consularische  Gewalt  verliehen  worden: 
wir  müssen  die  Folgen  dieses  Rechtes  auf  das  Criminalrecht 
und  Gerichtsverfahren  näher  betrachten.  Unter  Hülfeleistung 
ist  zunächst  die  Hülfe  zu  verstehen,  welche  Einzelnen,  von  der 
consularischen  Macht  betroffenen,  sei  es  Plebejer  oder  Patricier,6) 
gewfdirt  wird ; aber  die  Ausdrücke  des  auf  dem  heiligen  Berge 

a)  Dionys.  Y1I1,  17. 

b)  S.  oben  S.  200. 
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geschlossenen  Bündnisses  müssen  allgemeiner  gewesen  sein  und 
sich  auf  Widerstand  gegen  die  consularische  Macht  überhaupt 
bezogen  haben.  Wir  finden  nämlich,  dass  die  Hülfeleistung  der 
Tribunen  sehr  bald  in  das  ausgedehntere  Recht  der  Intercession 
überging,  und  zwar  ohne  ein  besonderes  Gesetz,  ohne  Kampf 
mit  den  patricischen  Beamten,  ja  vielleicht  mit  deren  bereit- 
willigem Entgegenkommen.  Da  die  Tribunen  das  Recht  besas- 
sen,  die  Amtshandlungen  der  Beamten,  sobald  sie  sich  an  Ein- 
zelnen äus8erten,  unwirksam  zu  machen,  so  musste  den  Beam- 
ten selbst  daran  liegen,  sich  vor  dem  Beginn  einer  Massregel 
des  Einverständnisses  der  Tribunen  zu  vergewissern:  auch  der 
Senat,  vor  dem  alle  wichtigen  Sachen  der  Verwaltung  verhan- 
delt wurden,  suchte  ihre  Einwilligung  nach.  Wann  hiernach 
das  Intercessionsrecht  sich  entwickelte  und  anerkannt  wurde, 
ist  nicht  genau  zu  bestimmen:  Dionysius1)  erwähnt  dasselbe 
schon  483  v.  C’hr.,  wo  die  Tribunen  die  Wahlversammlungen 
gehindert  haben  sollen;  Liviush)  etwas  später,  459  v.  Chr., 
beide  vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln. 

Aus  diesen  Befugnissen  der  Tribunen  erwuchs  im  Crimi- 
nalprocess  ein  neben  dem  sonstigen  Verfahren  befindlicher  Ge- 
richtshof, der  bei  jedem  Punkte  eingreifen  konnte,  auf  Anrufen 
des  Verklagten  oder  ohne  dasselbe,  der  ohne  höher  zu  stehen 
oder  die  Machtvollkommenheit  eines  andern  Urtheils  zu  besitzen, 
doch  überall  Zögerung  und  Stillstand  herbeiführte.")  Zuvörderst 
die  eigentliche  Disciplinargewalt  der  Consuln,  soweit  sie  in 
Geldbussen,  welche  ohne  Mitwirkung  des  Volkes  auferlegt  wur- 
den, bestand,  wurde  ganz  an  die  Beistimmung  der  Tribunen  ge- 
bunden; denn  wir  hören  nirgend,  dass  ihr  Einschreiten  von  der 
Grösse  der  Strafe  abhing.  Dadurch  wurde  das  Provocationsreeht 
gleichsam  noch  weiter  ausgedehnt.  Freilich  Beispiele  von  sol- 
chen Fällen  hat  die  Ueberlieferung  als  zu  unwichtig  übergangen. 
Aber  von  dem  Einflüsse  der  Tribunen  auf  eigentliche  Criminal- 
processe  sind  uns  Beispiele  überliefert.  Im  Jahre  314  v.  Chr. 


a)  Dionys.  VIII,  90. 

b)  Liv.  III,  24. 

c)  Vergl.  oben  S.  209. 
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war  wegen  Parteiamtriebe , die  ausserhalb  der  Stadt  gegen  die 
Oberhoheit  Roms,  innerhalb  derselben  zur  Erlangung  von  Ehren- 
stellen entstanden,  C.  Maenius  zum  Dictator  ernannt  worden, 
der  also  auch  in  Rom  ausserordentliche  Criminaluntersuchungen 
führte.  Die  Vornehmen,  welche  verklagt  wurden,  riefen  die 
Hülfe  der  Tribunen  an,  damit  die  Klage  gegen  sie  nicht  ange- 
nommen würde:  sie  behaupteten,  der  Auftrag  des  Dietators 
ginge  nicht  auf  die  Parteiungen  innerhalb  der  Stadt  Die  Tri- 
bunen gewährten  zwar  nicht  die  erbetene  Hülfe ; aber  der  an  sie 
gerichtete  Antrag  beweist  ihre  Berechtigung  dazu.*)  Im  Jahre 
414  v.  Chr.  war  ein  Militärtribun  M.  Postumius  von  den  Solda" 
ten  im  Aufruhr  getödtet  worden:  seine  Collegen  stellten  im  Se- 
nate den  Antrag  auf  eine  ausserordentliche  Untersuchung  des- 
halb, aber  die  Volkstribunen  verhinderten  dieselbe,  wenigstens 
für  einige  Zeitb)  Im  Jahre  459  v.  Chr.  wollten  die  Quästoren 
dem  M.  Volscius  Fictor,  der  durch  sein  falsches  Zeugniss  die 
Verurtheilung  von  K.  Quinctius  herbeigeführt  hatte,  den  Process 
machen.  Sie  luden  ihn  vor  und  verurtheilten  ihn,  als  er  schuldig 
erschien;  aber  als  sie  darauf  die  Volksversammlung  zur  endgül- 
tigen Verurtheilung  ansetzten,  traten  ihnen  die  Tribunen  entge- 
gen und  verhinderten  den  Process  für  jenes  Jahr.0)  Diese  In- 
tereessionen  fanden  gegen  eurulische  Beamten  statt;  aber  eben 
so  gut  können  die  Tribunen  natürlich  gegen  die  von  ihren  eige- 
nen Collegen  erhobenen  Anklagen  auflreten.  Als  von  den  ge- 
stürzten Zehnmännern  zwei  durch  Tribunen  verurtheilt  waren, 
erklärt  der  Tribun  M.  Duilius,  er  werde  nicht  erlauben,  dass 
Jemand  weiter  bei  dem  Volke  angeklagt  oder  ins  Gefängniss  ge- 
worfen werde  und  damit  sind  Anklagen  gegen  die  übrigen  Zehn- 
männer  unmöglich  gemacht. d)  In  dem  bekannten  Processe,  den 
Tribunen  gegen  P.  Scipio  anstellten,  erliess  einer  von  ihnen, 
Ti.  Gracchus,  die  Entscheidung,  er  nähme  nicht  nur  die  Ent- 
schuldigung durch  Krankheit,  die  Scipio  für  sein  Nichterschei- 


a)  Liv.  IX,  26. 

b)  Liv.  IV,  50. 

c)  Liv.  Ifl,  24. 

d)  Liv.  III,  59. 
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nen  im  T ermine  anführte , an , sondern  er  werde  ihn  auch , wenn 
er  sich  vor  Gericht  stelle,  schützen,  dass  er  sich  nicht  zu  ver- 
theidigen  brauche.*)  Als  C.  Caesar  in  Gallien -den  Oberbefehl 
führte,  wurde  er  von  dem  Volkstribunen  L.  Antistius  angeklagt, 
aber  er  wandte  sich  an  das  Collegium  der  Tribunen  und  dieses 
schützte  ihn,  weil  er  im  Staatsauftrage  abwesend  wäre,  vor  der 
Anklage. b)  Die  angeführten  Fälle  beziehen  sich  auf  die  Einlei- 
tung des  Processes,  sowohl  des  ordentlichen  als  des  ausser- 
ordentlichen: sie  war,  wenn  nicht  alle  Volkstribunen  damit  über- 
einstimmten , unmöglich.  Aber  auch  beim  ferneren  gerichtlichen 
Verfahren  können  die  Tribunen  überall  dazwischen  treten,  wie 
z.  B.  in  dem  schon  mehrfach  erwähnten  Processe  von  K.  Quin- 
ctins,  den  ein  Tribun  A.  Verginius  angeklagt  hatte,  der  Anklä- 
ger nach  der  Voruntersuchung  den  Angeklagten  ins  Gefängnis* 
werfen  wollte,  die  übrigen  Tribunen  aber  durch  ihr  Einschrei- 
ten bewirkten,  dass  der  Angeklagte  gegen  Bürgschaft  auf  freiem 
Fuss  gelassen  wurde.')  Selbst  nach  gefälltem  Urtheil  ist  bei 
der  Ausführung  desselben  noch  ein  Einschreiten  der  Tribunen 
möglich.  L.  Scipio  Asiaticus  war  durch  ein  Gericht  unter  Vor- 
sitz des  Prätor  Q.  Terentius  Culleo  zu  einer  Geldstrafe  verur- 
theilt  und  dieser  wollte  den  Verurtheilten , der  die  Zahlung  ver- 
weigerte, ins  Gefängniss  führen  lassen.  Da  wurde  die  Hülfe 
der  Tribunen  .angerufen.  Sie  konnten  den  Spruch  des  Gerichtes 
nicht  umstossen,  auch  die  Ausführung  desselben  nicht  hindern, 
aber  wohl  auf  die  Art  und  Weise  der  Ausführung  einwirken. 
Nur  einer  von  ihnen,  Ti.  Gracchus,  tliat  es  und  verliinderte  das 
Gefängniss:  die  Güter  Scipios  wurden  eingezogen. d) 

Dies  führt  uns  auf  den  Punkt,  wo  die  tribunicische  Gewalt 
unwirksam  war.  Sie  wurde  bei  ihrer  Gründung  gegen  das  Im- 
perium consulare  gerichtet,  und  hatte  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  des  Römischen  Staatsrechtes,  weil  sie  mehreren 
inwohnte,  auch  gegen  die  Tribunen  selbst  Geltung*);  aber  sie 

a)  Liv.  XXXVIII,  52. 

b)  Suet.  Caes.  23. 

c)  Liv.  III,  13. 

d)  Liv.  XXXVIII,  60;  Val.  Max.  IV,  1,  8;  Plut.  Cat  uiai.  15. 

e)  Vergl.  oben  S.  199  und  202. 
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vermag  nicht«  gegen  das  Volk.  Wenn  die  Volksversammlung, 
fei  es  nach  Centurien  oder  nach  Tribus,  entschieden  oder  der 
ton  dem  Volke  mit  besonderer  Machtvollkommenheit  Bekleidete 
gesprochen  hat,  so  hört  das  Recht  der  Tribunen  auf:  darauf 
gründet  sich  später  die  Bedeutung  der  Criminalgerichtshöfe, 
welche  ihren  Auftrag  vom  Volke  erhalten  haben.  Die  Tribunen 
können  die  Berufung  an  das  Volk  hindern ; denn  diese  geschieht 
von  den  Beamten  vermöge  desjenigen  Rechtes,  gegen  welches 
Einspruch  gestattet  ist;  aber  wenn  es  berufen  und  befragt  wor- 
den ist,  müssen  sie  seine  Entscheidung  annehmen.  Es  liegt  dies 
in  der  Natur  der  Sache  und  es  ist  kein  Fall  bekannt,  wo  die 
Volkstribunen  sich  einem  Volksbeschlusse  widersetzt  hätten.107) 

Der  Einfluss,  welchen  hiernach  das  Volkstribunat  auf  das 
Criminalreeht  ausübte,  war  sehr  bedeutend.  Aber  er  zeigte  sich 
nicht  nur  in  einzelnen  Fällen,  wo  die  Unrecht  Leidenden  die 
Hülfe  der  Tribunen  anriefen  und  ein  einziger  unter  ihnen  hin- 
reichte, um  Aufschub  und  nach  Befinden  der  Umstände  Ahbülfe 
zu  gewähren,  sondern  auch  in  der  Fortbildung  des  gesammten 
Rechts.  Wir  haben  z.  B.  den  Process  von  K.  Quinctius  ange- 
führt. Er  war  wegen  eines  politischen  Vergehens  angeklagt, 
aber  als  er  durch  falsches  Zeugniss  der  absichtlichen  Tödtung 
eines  Plebejers  überführt  wurde,  erklärte  der  Vorsitzende  Tri- 
bun, er  werde  ihn  bis  zur  Entscheidung  des  Processes  ins  Ge- 
fängniss  werfen  lassen:  „damit  das  Römische  Volk  die  Möglich- 
keit hätte,  an  dem  Mörder  die  Todesstrafe  zu  vollziehen’,  d.  h 
damit  er  sich  nicht  durch  Flucht  der  Strafe  entziehen  könnte. 

Ohne  Zweifel  war  es  bis  dahin  Sitte  gewesen,  dass  diejenigen, 
bei  deren  Process  es  sich  um  das  Leben  handelte,  eingekerkert 
wurden;  aber  in  diesem  Falle  hindern  die  übrigen  Tribunen,  zu 
Hülfe  gerufen,  die  vorläufige  Haft:  entweder  glaubten  sie  nicht 
der  Anschuldigung  oder  fürchteten  die  Macht  der  Patricier  oder 
wollten  überhaupt  ein  neues  Verfahren  einführen.  Es  wurde 
bestimmt,  Kaeso  sollte  Bürgen  stellen  und  „er  war  der  erste, 
welcher  in  einem  Criminalprocesse  Bürgen  stellte”.*)  Sicher- 
lich stand  dieser  Fall  nicht  einzeln  da,  er  diente  später  als  Vor- 

a)  Liv.  UI,  13. 
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bild , indem  die  Beamten , selbst  ohne  Dazwischentreten  der  Tri- 
bunen, bei  andern  Criminalproeessen  von  der  vorläufigen  Ver- 
haftung der  Angeklagten  absahen:  selbst  die  Tribunen  mussten 
sieh  beim  Gebrauche  des  Verhaftungsrechtes  von  Widerspensti- 
gen in  Acht  nehmen.  So  bildete  sich  eine  Rechtsregel,  bei  der 
man  doch  den  Vortheil  hatte,  jeden  einzelnen  Fall  an  sich  be- 
urtheilen  zu  können.  Härte  und  Unbilligkeit,  die  einmal  gehin- 
dert worden  waren,  mussten  es  immer  werden,  und  an  dem 
Mitgefühl  des  Volkes,  vor  dem  alle  richterlichen  Verhandlungen 
stattfanden,  hatten  die  Tribunen  einen  sichern  Masstab  für  das, 
was  sie  zu  tliun  hatten : selbst  in  dem  Wetteifer  um  Volkstüm- 
lichkeit, der  bei  ihrer  Mehrzahl  entstehen  musste,  lag  eine  Ge- 
währ für  zeitgemässen  Fortschritt.  Ein  anderes  Beispiel  giebt 
Cicero,  das  ihren  Einfluss  auf  die  Gerichtsbarkeit  selbst  über 
die  Grenzen  des  städtischen  Weichbildes  hinaus  beweist.*)  Der- 
selbe erzählt,  alle  zehn  Tribunen  hätten  ein  Edict  erlassen , kein 
wegen  Capitalverbrechen  Verurteilter  sollte  sich  in  Rom  auf- 
halten können,  d.  h.  kein  von  den  Gerichten  ausserhalb  Roms 
Verurteilter;  denn  von  den  in  Rom  Verurteilten  versteht  es 
sich  von  selbst.  Ausgegangen  war  die  Anordnung  von  den  cu- 
rulischen  Beamten:  die  Tribunen  hatten  nur  ihrerseits  erklärt, 
sie  würden  keinem  solchen  Verurteilten,  wenn  er  von  den  an- 
dern Beamten  ausgewiesen  oder  bestraft  würde,  beistehen.  Nun 
fragte  es  sich  in  den  einzelnen  Fällen,  ob  Jemand  als  ein 
wegen  Capitalverbrechen  Verurteilter  anzusehen  sei:  darüber 
fanden  Verhandlungen  vor  dem  Collegium  der  Tribunen  statt 
und  in  dem  von  Cicero  angeführten  Beispiele  hatten  alle  Tribu- 
nen das  Urteil  gefallt,  ein  von  Verres  in  Sicilien  Verurteilter 
würde  nach  ihrer  Ansicht  durch  jenes  Edict  nicht  gehindert,  sich 
in  Rom  aufzuhalten,  ln  diesem  Ausspruche  lag  ein  Eingriff  in 
die  Criminalgerichtsbarkeit,  eine  mittelbare  Autebung  des  durch 
Verres  gesprochenen  Urteils:  mehr  konnten  die  Tribunen,  weil 
der  Process  ausserhalb  Roms  geführt  worden  war,  nicht  tun. 
Ob  dieses  tribunicische  Edict  von  den  Tribunen  des  Jahres  70 
v.  Chr.  oder  schon  von  früheren  herrührte,  wird  nicht  besou- 


a)  Cic.  in  Verr.  II,  41,  100. 
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ders  bezeugt:  nach  Ciceros  Ausdruck  ist  das  erstere  wahrschein- 
lich. ,a?)  Vom  Jahre  70  v.  Chr.  an  galt  also  die  erwähnte  poli- 
zeiliche Vorschrift  über  die  ausserhalb  Roms  Verurtheilten : die 
Nachfolger  erkannten  die  Grundsätze  ihrer  Vorgänger  an  und  mau 
braucht  deshalb  nicht  anzunehmen,  dass  die  Tribunen  beim  An- 
tritte ihres  Amtes  ein  Ediet  zu  erlassen  pflegten.  Denn  von 
einem  solchen  wissen  wir  nichts , es  ist  sogar  nicht  wahrschein- 
lich, da  sich  sonst  ein  eigenes  tribunicisches  Recht  gebildet 
hätte,  ähnlich  dem  prätorischen.  Dennoch  darf  man  den  Ein- 
fluss des  Tribunates , den  wir  bei  der  Anklage  und  der  Ausfüh- 
rung der  Strafe  nachgewiesen  haben,  nicht  zu  gering  anschla- 
gen: es  wird  überall  mildernd  eingeschritten  sein,  um  die  Hand- 
habung der  Gesetze  den  Umständen  und  dem  Geiste  der  Zeit 
gemäss  zu  regeln  und  manche  Erscheinungen,  die  uns  plötzlich 
entgegen  treten,  ohne  dass  wir  ihren  Ursprung  nachweisen  kön- 
nen, werden  auf  diese  Quelle  zurückzuführen  sein. 

Einen  besondern  Einfluss  musste  die  von  uns  besprochene 
Befngniss  des  Volkstribunates  auf  das  Provocatiousverfahren  aus- 
üben: wir  haben  denselben  schon  angedeutet a),  müssen  aber 
auf  ihn  noch  einmal  zurückkommen.  Das  Tribunat  machte  die 
Provoeation  nicht  überflüssig.  Es  konnte  nur  Aufschub  in  der 
Vollstreckung  des  vom  Beamten  gefällten  Urtheils,  auch  viel- 
fache sonstige  Milderung  im  Verfahren  gewähren;  aber  bei  an- 
dern Tribunen  oder  einer  Veränderung  der  politischen  Verhält- 
nisse stand  es  dem  Beamten  frei,  den  durch  die  Hülfeleistung 
der  Tribunen  Befreiten  von  Neuem  vorzuladen  und  seine  Bestra- 
fung durchzusetzen,  wie  der  schon  angeführte  Process  von  Vol- 
scius  Fictor  beweist.0)  Dagegen  das  durch  die  Provoeation  ver- 
anlasste  Volksgericht  konnte  Aenderung  des  Urtheils,  wirkliche 
Lossprechung  bringen.  Daher  diente  die  Anrufung  der  Tribu- 
nen zur  Unterstützung  der  Provoeation:  sie  beseitigte  das  Auf- 
rührerische, das  in  dieser  lag  und  sie  für  grossartigere  Verhält- 
nisse und  eine  geregelte  Rechtspflege  unpassend  machte.  Es 
war  nicht  mehr  nöthig,  dass  sich  eine  Volksmenge  um  den  Ver- 


a)  Vergl.  oben  S.  193. 

b)  Liv.  III,  24.  Vergl.  oben  S.  217. 
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urtheilten  sammelte,  ihre  Theilnahme  für  denselben  ausdrückte, 
den  Beamten  moralisch  oder  selbst  physisch  zwang,  der  Provo- 
cation  nachzugeben:  es  genügte  die  Anrufung  der  Tribunen, 
deren  Gewalt  im  Staate  so  gross  war,  dass  sie  an  jedem  Be- 
amten die  Verachtung  ihres  Namens  rächen  konnten.  Wenn  die 
Tribunen  keine  Hülfe  brachten,  blieb  die  Provocation  noch  immer 
übrig.  So  that  es  Publilius  Volero  bei  der  Truppeuausbebung: 
er  rief  zuerst  die  Tribunen  an  und  als  von  diesen  keiner  Hülfe 
leistete,  erzwang  er  auf  die  früher  gebräuchliche  Weise  durch 
Gewalttätigkeit  des  Volkes,  die  an  Aufruhr  grenzte,  das  Durch- 
gehen der  Provocation.“)  Aehnlich  geschah  es  nach  dem  Sturze 
der  Zehmnäuner,  wo  die  Gonsulu  L.  Valerius  und  M.  Horatius 
sich  beeilten  Tribunat  und  Provocation  wiederherzustellen b),  und 
demgemäss  der  ehemalige  Decemvir  Ap.  Claudius  bei  seinem 
Process  zuerst  die  Volkstribunen  um  Hülfe  anrief  und  als  keiner 
derselben  sie  brachte,  ebenso  vergeblich  die  Provocation  ver- 
suchte.0) Auch  in  andern  Fällen  finden  wir  Anrufung  der 
Tribunen  und  Provocation  vereint:  jene  ging  voraus,  diese  folgte, 
wenn  es  nöthig  war,  nach.109) 

Aber  noch  eine  Folge  hatte  in  dieser  Beziehung  das  Tribu- 
nat: es  hinderte  die  unnützen  Provocationen  und  machte  die 
ganze  Einrichtung  für  den  Staat  und  das  Volk  selbst  erträglich. 
Angenommen,  die  Tribunen  verweigerten  ihre  Hülfe  und  keiner 
der  zehn  schritt  ein:  so  war  für  den  Provocirenden  keine  Aus- 
sicht auf  Erfolg  und  die  Beamten  konnten  im  Vertrauen  auf  de- 
ren Hülfe  und  Schutz  die  Provocation  vernachlässigen.  Es  muss- 
ten sich  nothwendiger  Weise  bei  dem  Collegium  der  Tribunen 
gewisse  Grundsätze  darüber  bilden,  in  welchen  Fällen  sie  ihre 
Hülfe  gewähren  wollten:  diese  Grundsätze  waren  dem  richten- 
den Beamten  bekanut  und  er  konnte,  wenn  sie  vorkamen,  trotz 
Protestationen,  Anrufen  der  Tribunen  und  des  Volkes  au  den 
Verurt heilten  die  Strafe  ohne  Weiteres  vollziehen.  Durch  das 
Entstehen  eines  solchen  Gewohnheitsrechtes  erklären  wir  es,  dass 


a)  Liv.  II,  55. 

b)  Liv.  UI,  55. 

c)  Liv.  III,  56. 
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i.  B.  der  Begriff  des  Ergreifens  auf  frischer  That  sich  allmälig 
feststellte , dass  er  immer  mehr  erweitert  und  dadurch  die  Zahl 
der  Provocationsprocesse  verringert  wurde.  Selbst  die  nöthige 
Sicherheit  für  die  zweckmässige  Handhabung  der  Volksversamm- 
lung gewährte  das  Collegium  der  Tribunen : sagte  auch  nur  einer 
von  den  zehn  seine  Hülfe  zu,  so  standen  ihm  Mittel  genug  zu 
Gebote,  um  in  der  berufenen  Volksversammlung  den  Ausdruck 
des  allgemeinen  Volkswilleus  erscheinen  zu  lassen.  Freilich  er- 
kennt man , dass  bei  diesen  Verhältnissen  das  Volk  eiue  sehr 
untbätige  Rolle  spielte : der  ganze  Schwerpunkt  der  Rechtspflege 
lag  nicht  in  ihm,  sondern  in  der  Uebereinstimmung  oder  Mei- 
aungsverschiedenheit  der  nach  verschiedenen  Grundsätzen  ge- 
wählten und  in  sich  wieder  durch  ihre  Gleichberechtigung  be- 
schränkten Beamten.  Aber  nur  unter  dieser  Bedingung  konnte 
sich  die  Provoeation  in  einem  grossen  und  wohlgeordneten  Staats- 
wesen erhalten,  und,  weil  in  gewissen  zweifelhaften  Fällen  die 
Mitwirkung,  in  allen  die  Hoheit  des  Volkes  gewahrt  wurde,  den- 
noch als  höchster  Schutz  und  schönster  Schmuck  des  Römischen 
Bürgerrechtes  hoch  geachtet  werden. 


Achtes  Capitel. 

Unmittelbare  Gerichtsbarkeit  der  Tribunen.  Sie  ist  herzuleiten  erstlich 
tu  ihrer  Unverletzlichkeit.  Deren  Ursprung  nnd  Entwickelung.  Ge- 
schichtliche Beispiele.  Zweitens  herzuleiten  ans  dem  Icilischen  Plebiscit. 
Dessen  Ursprung  nnd  Bedentnng.  Form  des  daraus  entsprungenen  Ge- 
richtsverfahrens. Geschichtliche  Beispiele.  Nnr  die  Plebejer  werden  von 
beiden  Arten  der  Gerichtsbarkeit  betroffen. 

Ausser  der  besprochenen  Hilfeleistung  an  Bedrängte  und 
der  daraus  hervorgehenden  Intercession  haben  die  Volkstribunen 
von  Anfang  an  andere  Rechte  gehabt,  welche  ihnen  eine  un- 
mittelbare richterliche  Thätigkeit  in  Criminalsaehen  zuwiesen. 
Bas  erste  derselben  bezog  sich  auf  ihre  eigene  Person.  Die  Tri- 
bunen waren  innerhalb  der  Bannmeile  Roms,  welche  überhaupt 
ihren  Amtskreis  begrenzte*),  heilig  und  unverletzlich.  Livius 


a)  Liv.  III,  20;  Dio  Cass.  LI,  19. 
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erzählt  ganz  kurz , nach  der  Auswanderung  der  Plebs  habe  man 
auf  die  Bedingung  hin  Frieden  geschlossen,  dass  die  Plebs  ihre 
eigenen , unverletzlichen  Beamten  haben  sollte , indem  er  nicht 
hinzufugt,  wie  diese  Unverletzlichkeit  zu  Stande  gekommeu  sei.*) 
Ausführlicher  berichtet  den  Hergang  Dionysius b):  nach  dem  Zu- 
geständnis und  erfolgter  Wahl  der  Volkstribuneu  hätte  die 
Plebs  auf  Antrag  eines  der  erwählten  Tribunen,  L.  Brutus,  fol- 
gendes Gesetz  beschlossen:  „Niemand  soll  einen  Volkstribuneu, 
wie  einen  der  übrigen  Bürger,  etwas  wider  seinen  Willen  zu 
thun  zwingen , noch  geissein , noch  einem  Andern  ihn  zu  geis- 
seln  befehlen,  noch  tödten  noch  zu  tödteu  befehlen.  Wenn  aber 
einer  etwas  von  diesen  verbotenen  Sachen  tliut,  so  soll  er  ver- 
flucht sein  und  sein  Vermögen  der  Ceres  verfallen  und  wer  einen, 
der  dieses  gethan  hat,  tödtet,  soll  vom  Morde  rein  sein’’. 
Damit  dieses  Gesetz  immer  unverletzt  bliebe,  wurde  be- 
stimmt, dass  „alle  Römer"  es  für  sich  und  ihre  Nachkommen 
auf  ewige  Zeiten  beschwören  sollten  mit  den  heiligsten  und 
fürchterlichsten  Formeln.  Dass  diese  Erzählung  uicht  Aus- 
schmückung von  Dionysius,  sondern  der  Ueberlieferung  vollkom- 
men entsprechend  ist,  deutet  Livius  später,  wo  er  von  der  Er- 
neuerung der  tribunieiseheu  Gewalt  nach  dein  Sturze  der  Decem- 
virn  spricht,  ebenfalls  an:  die  Juristen  behaupteten,  die  Tribu- 
nen seien  nach  dem  alten  Eidschwur  der  Plebs  zu  der  Zeit,  wo 
sie  zuerst  diese  Gewalt  schuf,  unverletzlich.')  Wir  erkennen 
überdem  aus  seinen  Worten,  dass  Dionysius,  der  von  einem 
Eidschwur  „aller  Römer”  spricht,  darunter  nur  die  Plebejer, 
nicht  auch  die  Patricier,  versteht.110)  Wahrscheinlich  hat  Dio- 
nysius die  von  ihm  angeführten  Gesetzesworte  aus  dem  ihm  vor- 


a)  Liv.  II,  33  eoncessumquc  in  condiciones , ut  plcbi  sui  magistratu.' 
ment  sacrosancti. 

b)  Dionys.  VI.  89.  Die  Gesetzesworte  lauten : Sri  Sifjuapyov  äxovix, 

ÜKJJiEp  Iva  rtüv  roAXüiv . pT,8eic  prj81v  dvxTrxa£lrm  opäv  fj.aarifoj":o) 

[AT($E  Intra— Irtu  ptaartyoüv  trlpi«  p.T(8i  droxrivvirto  p.7j81  «weoxt»(v«iv  xcXculrtu' 
idv  81  ne  riüv  dTTTjYope'jjjLlvtuv  rt  itoi^arj,  Ü-dyurto;  larw  xal  ra  pVjfxaTa  a-j- 
roö  äVjjjLTjTpoc  iepä,  xai  8 xretvac  rtva  rtüv  raOra  tipyaaplvtuv  tpövou  xaÖa- 
pöc  faru). 

c)  Liv.  111,  55  (iuris  interpretes  dicunt)  tribunos  vetere  iureiuramk 
plebis,  cum  priinum  eam  potestatem  creavit,  sacrosanctos  esse. 
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liegenden  Texte  der  lege s sacratae  entnommen.  Denn  wäre  er 
seiner  Einbildungskraft  gefolgt,  so  hätte  er  sieb  begnügt,  den 
Inhalt  des  Gesetzes  anzugeben : in  den  ausführlichen  Reden  trägt 
er  nach  antiker  Sitte  seine  eigenen  Betrachtungen  vor;  aber  dass 
er  dasselbe  in  wörtlich  angeführten  Gesetzen  thut,  ist  nicht 
glaublich.  Zudem  tragen  die  Worte  den  Cliaracter  der  Zeit, 
welcher  sie  zugeschrieben  werden.  Es  heisst:  „Niemand  solle 
einen  Volkstribunen  geissein  oder  geissein  lassen  und  in  spä- 
terer Zeit,  als  die  Geisselung  Römischer  Bürger  längst  aufge- 
hört hatte,  wäre  Niemanden  ein  solcher  Gedanke  in  den  Sinn 
gekommen : nur  im  Anfänge  der  Republik , wo  wirklich  die  Ple- 
bejer der  Geisselung  durch  die  Consuln  unterworfen  und  durch  die 
Provocation  nur  nothdürftig  geschützt  waren,  konnten  solche 
Worte  in  einem  Gesetze  Vorkommen,  Ueberdem  wissen  wir  end- 
lich, dass  zu  Ciceros  Zeit  die  leges  sacratae  dem  Wortlaute 
nach  erhalten  und  bekannt  waren*):  ein  Geschichtsschreiber 
musste  sie  benutzen. 

Indessen  wie  es  auch  mit  dem  genauen  Wortlaute  jenes 
ersten  Plebiscites  sich  verhalten  mag,  der  Inhalt  desselben  steht 
auch  durch  andere  Zeugnisse111)  fest:  die  Volkstribunen  waren 
unverletzlich.  Diese  Unverletzlichkeit  aber  besteht  unabhängig 
vom  Stäudevertrage  und  von  den  religiösen  Cerimonien,  unter 
denen  derselbe  geschlossen  worden  war.  Denn  der  Vertrag  war 
der  Ueberlieferung  zufolge  von  den  Patriciern  und  Plebejern 
schon  angenommen  und  unter  Zuziehung  von  Fetialen  beschwo- 
ren worden,  ehe  die  Plebs  den  von  ihr  gewählten  Tribunen  die 
Heiligkeit  zusprach  und  durch  einen  Eid  bekräftigte:  die  Patri- 
cier  konnten  demnacli  sehr  wohl  die  Heiligkeit  des  Vertrages 
anerkennen,  ohne  damit  auch  die  der  Tribunen  anzunehmen.1*2) 
Auch  wird  nicht  erzählt  , dass  sie  das  darauf  bezügliche  Plebi- 
scit  angenommen  haben,  die  Ueberlieferung  bei  Dionysius  ist 
sehr  genau  und  berichtet  beim  Stäudevertrage  ausdrücklich  des- 


a)  Cic.  de.  leg.  II,  7,  18  sagt,  um  seiueu  eigenen  Gesetzesstil  zu  ent- 
schuldigen: Sunt  certa  legum  verba,  Quinte,  neque  ita  prisca,  ut  in  vete- 
ribus  XII  sacratisque  legibus,  et  tameu  quo  plus  auctoritatis  babeant,  paulo 
autiquiora  quam  hic  serrno  est. 


15 
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sen  Annahme  durch  die  Patricier : daraus  müssen  wir  sehliessem 
diese  seien  dem  Plebiscite  fremd  geblieben,  hätten  die  Unver- 
letzlichkeit der  Volkstribunen  nicht  anerkannt,  seien  auch  folg- 
lich durch  die  Strafen,  welche  gegen  die  Zuwiderhandelnden 
festgesetzt  waren,  nicht  gebunden  worden,  eine  Ansicht,  welche 
durch  die  späteren  Ereignisse  durchaus  bestätigt  wird.  Es  be- 
durfte einer  politischen  Umwälzung,  um  die  Patricier  zur  Aner- 
kennung der  von  den  Plebejern  längst  beschlossenen  und  beob- 
achteten Heiligkeit  des  Volkstribunates  zu  bewegen. 

Dennoch  aber  müssen  der  Senat  und  der  Patricierstand  das 
Plebiscit  vom  heiligen  Berge  in  Bezug  auf  die  Plebejer  gewisser- 
rnassen  anerkannt  haben.  Bis  dahin  war  die  Staatsverwaltung 
und  mit  ihr  die  Rechtspflege  in*  den  Händen  der  Consuln  und 
Patricier  gewesen,  auf  welche  sie  von  den  Königen  vererbt  war: 
wir  haben  keine  Spuren,  dass  es  früher  für  Processe  unter  den 
Plebejern  besondere  plebejische  Gerichtshöfe  gegeben  hätte,  und 
keine  Nachrichten  von  plebejischen  Beamten,  welche  dieselben 
hätten  leiten  können.  Jetzt  erklärten  die  Plebejer  jede  Belei- 
digung eines  Volkstribunen  für  ein  todeswürdiges  Verbrechen  und 
bestimmten  die  Bestrafung  desselben,  welche  ohne  Zuziehung 
der  patricischen  Obrigkeit  geschehen  sollte.  Dies  war  ein  Ein- 
griff in  die  Rechte  des  regierenden  Standes,  den  dieser,  wenn 
er  nicht  eine  Auflösung  des  Staates  herbeiführen  wollte,  als  ge- 
setzlich anerkennen  musste.  Er  mochte  einerseits  die  Nothwen- 
digkeit  eiusehen,  den  Tribunen  genügenden  Schutz  zu  gewäh- 
ren und  dieses  Mittel  der  förmlichen  Anerkennung  als  Beamte 
vorziehen,  andrerseits  vor  der  Entschlossenheit  der  Plebs  zurück- 
weichen; denn  der  Eidschwur,  durch  den  sich  alle  Plebejer  ge- 
genseitig verpflichteten,  deutet  eben  so  sehr  auf  eine  ausser- 
ordentliche Massregel,  wie  auf  ihren  Entschluss , dieselbe  durch- 
zusetzen. Dabei  blieb  indessen  die  sonstige  Gerichtsbarkeit  der 
Patricier  über  die  Plebejer  bestehen:  Dionysius  selbst  giebt  dies 
au,  indem  er  die  letztem  trotz  der  zugesicherten  Straflosigkeit 
fürchten  lässt,  sie  möchten  einzeln  von  deu  Patriciern  wegen 
ihres  Aufstandes  bestraft  werden.  Diese  mussten  also  diese  eine 
Ausnahme  ihrer  Gerichtsbarkeit  stattfinden  lassen;  aber  sich  ihr 
selber  zu  unterwerfen,  dazu  war  kein  Grand  vorhanden:  sie 
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batten  sich,  indem  sie  die  Tribunen  während  ihres  Amtes  von 
Jem  imperium  der  Consuln  ausnahmen1),  aller  gesetzlichen 
Einwirkung  auf  dieselbe  begeben,  ja  sie  hatten  wohl  noch  mehr 
ertban.  Wahrscheinlich  war  in  dem  Ständevertrage  eine  beson- 
dere Verwahrung  getroffen  worden,  dass  die  Tribunen  wegen 
ihrer  Amtshandlungen  nicht  von  den  patricischeu  Obrigkeiten 
sollten  zur  Rechenschaft  gezogen  oder  sonst  gekränkt  werden 
dürfen:  ich  beziehe  darauf  die  besonders  bezeugte  Un Verantwort- 
lichkeit der  Tribunen b),  so  wie  die  bemerkenswerthe  Thatsache, 
dass  sich  in  der  ganzen  Ueberlieferung  keine  Spur  von  gesetz- 
licher oder  ungesetzlicher  Verfolgung  abgetretener  Tribunen  fin- 
det. Freilich  entwickelte  sich  aus  dieser  einen  beim  Ständever- 
trage von  den  Patriciern  zugestaudenen  Ausnahme  die  weitere 
•jcriehtsbarkeit  der  Tribunen,  welche  in  Folge  des  Publilischeu 
Gesetzes  zu  einer  Theilung  des  Staates  und  zur  Gesetzlosigkeit 
führte.') 

Nach  dem  Beschlüsse,  welchen  die  Plebejer  auf  dem  heili- 
gen Berge  unter  den  grössten  Feierlichkeiten  angenommen  hat- 
ten, war  Jeder,  der  einem  Tribunen  durch  Wort  oder  Tliat  zu 
sähe  trat,  verflucht  (» acer ),  d.  h.  er  selbst  vogelfrei,  sein  Hab 
und  Gut  der  Ceres  verfallen;  demi  verflucht  sein  war  der  Tod.d) 
Eine  fürchterliche  Strafe,  die  härteste,  die  es  nach  Römischen 
begriffen  gab,  und  man  sollte  meinen,  bei. ihr  hätte  ein  beson- 


a)  S.  oben  S.  198  und  Anm.  97. 

b)  Vergl.  oben  S.  198  und  Anm.  98. 

c)  Man  sehe  unsere  Ausführung  oben  S.  145  und  die  spätere  Sehilde- 
ning  des  Publilischen  Gesetzes  Cap.  12. 

d)  So  sagt  Zonaras  VII,  15  -6  8t  tspöv  slvxt  d^oXtuXtvai  7jV  ou-io  yip 
’sr.lp  älSTTEp  Tt  SOpa  lli  O'fTfTj'/  XaölEptuÖTj.  (!)v8p 357(5  ; Festus  p.  318 

*■  t.  sacratac  leges  sunt,  quibus  sanctum  est,  qui  quid  adversus  eas  fe- 
«rit  sacer  alicui  deorum  sit  cum  familia  pecuniaque;  id.  ibid.  s.  v.  sacer: 

At  homo  sacer  is  est , quem  populus  iudieavit  ob  maleficiuni  neque  fas  est 
«i®  immolari , sed  qui  occidit,  parrieidii  non  damnatur:  nain  lege  tribu- 
aida  prima  cavetur:  si  quis  eiun , qui  eo  plebei  scito  sacer  sit,  occiderit, 
i«ncida  ne  sit;  Liv.  111,  35  von  der  Erneuerung  dieses  Gesetzes:  ut  qui 
tnbnnis  plebis  — noeuisset,  eius  caput  lovi  sacrurn  esset,  familia  ad  ae- 
'fem  Cereris  Liberi  Liberaeque  veuum  iret.  Auch  Gic.  p.  Tüll.  § 47  lex 
tttiqua  de  legibus  sacratis  iubet  iuipune  occidi  cum,  qui  tribunum  plebis 
l'oktvrrit. 

15* 
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ders  sorgfältiges  richterliches  Verfahren  vorgeschrieben  werden 
müssen.  Der  Staat  hatte  schon  angefaugen,  die  Sicherheit  des 
einzelnen  Bürgers  gegen  die  Willkür  der  Beamten  zu  schützen: 
freiwillig  hatten  die  Patricier  den  Plebejern  für  alle  schwereren 
Strafen  die  Provocation  dargebracht,  die  Plebs  selber  hatte,  we- 
nigstens zum  Theil  wegen  solcher  Bedrückung,  das  verzweifelte 
Mittel  der  Auswanderung  ergriffen:  es  scheint  natürlich,  dass 
dem  Uebeltbäter,  der  sich  an  einem  Tribunen  vergriff,  auch  eine 
Gewähr  gegen  den  Missbrauch  der  tribunicischen  Macht  gegeben 
wurde.  Dieselbe  Strafe  der  Verfluchung  und  Aechtung  stand 
nach  uralter  Sitte  auf  Verletzung  des  Cljentel-  und  Patronatver- 
hältnisses;  aber  davon  meldet  Dionysius*),  der,  welcher  dieses 
Vergehens  überführt  worden,  sei  vogelfrei.  Dies  setzt  die  For- 
men eines  Processes  und  gerichtlichen  Verfahrens  voraus.  Fer- 
ner Streben  nach  der  Königsherrschaft  war  mit  Aechtung  bedroht; 
aber  auch  hier  fand,  wie  wir  aus  Sp.  Cassius'  und  Coriolans 
Processen  ersehen , ein  richterliches  Verfahren  statt  und  ein  förm- 
liches Urtheil  wurde  gefallt:  und  wurde  der  Tyrann  ohne  ein 
solches  getödtet,  so  fand  dies  in  der  Nothwehr  seine  Entschul- 
digung. Trotzdem  finden  wir  gegen  denjenigen , der  sich  an  der 
Unverletzlichkeit  eines  Tribunen  vergriff,  kein  besonderes  ge- 
richtliches Verfahren  als  nothwendig  vorgeschrieben.  Es  galt 
dieselbe  Rechtsregel,  welche  überhaupt  bei  dem  Crimiualprocess 
Anwendung  fandb),  nämlich  die,  dass  es  bei  dem  Eingeständ- 
nis und  dem  Ergreifen  auf  frischer  That  keines  gerichtlichen 
Verfahrens,  keines  Urtheiles  bedürfe.  Durch  dieselbe  entstand 
in  diesem  halle  eine  ganz  ausserordentliche  Härte.  Denn  in  den 
meisten  hüllen  konnten  wohl  die  Beleidiger  von  Tribunen  Ent- 
schuldigungsgründe anführen , dass  sie  entweder  nicht  die  Ab- 
sii  lit  gehabt  hätten  zu  beleidigen  oder  dass  das,  was  der  Tri- 
bun als  Beleidigung  auffasste , eine  solche  nicht  wäre.  Aul 
diese  und  ähnliche  Fragen  konnte  der  Tribun  eingehen,  wenD 
er  seiue  Macht  mit  Mässigung  gebrauchen  wollte,  aber  gesetz- 


a)  ttiojlj S.  II,  10  TOV  AAgvT 2 Tlü  3g'j>.OUEVu)  XTCIVEIV  0310V  f V,  luC  tv- 

(*a  xaxax&ovko  1 

b)  Vergl.  oben  S.  166. 
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lieb  dazu  gezwungen  war  er  nicht:  es  genügte  die  einfache 
Thatsache , dass  er  dem  Tribunen  in  Wort  oder  That  entgegen 
»treten  war,  und  die  Entscheidung  darüber  stand  beim  Tribu- 
nen. Zudem  galt  natürlich  die  Provocation  nicht,  welche  nur 
gegen  das  consularische  imperium  erfunden  war:  das  einzige 
Hülfemittel  blieb  die  Einsprache  eines  andern  Tribunen,  die 
deswegen  nicht  immer  half,  weil  die  Tribunen  nicht,  wie  die 
andern  Beamten  bei  gewöhnlichen  Criminalprocessen , au  den 
Markt  als  Stätte  aller  öffentlichen  Verhandlungen  gebunden 
waren.  Der  Erfolg  war,  dass  der  verletzte  Tribun,  Partei  und 
Richter  in  einer  Person,  ohne  Weiteres  denjenigen,  der  ihm  zu 
nahe  trat,  mit  dem  Tode  bestrafen  und  sein  Vermögen  einzie- 
hen durfte.  So  gross  war  die  Furcht  der  Plebejer  vor  den  Pa- 
triciern,  so  hoch  schien  ihnen  die  aus  ilrnen  selbst  hervorgegan- 
gene Beamtengewalt  erhoben  werden  zu  müssen,  dass  sie  in 
democratischem  Streben  einen  Beamten  mit  Befugnissen  schufen, 
wie  sie  kein  anderer  im  Staate  hatte  oder  in  einem  freien 
Staate  haben  durfte,  unter  dessen  Allgewalt  am  Ende  das  Volk 
selbst  am  meisten  zu  leiden  hatte. 

Der  Beweis  für  die  merkwürdige  Thatsache,  dass  die  Tri- 
bunen Jeden  ihnen  zu  nahe  tretenden  ohne  Process,  ohne  Ver- 
ortheilung  sogleich  mit  dem  härtesten  Tode  bestrafen  durften, 
liegt  in  einigen  geschichtlich  überlieferten  Beispielen,  die  zu- 
gleich zeigen,  dass  man  auch  später,  als  der  Rechtssinn  des 
Volkes  sich  mehr  entwickelte  und  der  Schutz  des  Lebens  und 
der  Freiheit  Römischer  Bürger  ausgedelmter  wurde,  dennoch 
nicht  daran  dachte,  diese  gesetzliche,  aus  besonderer  Veranlas- 
-ung  entsprungene  Anomalie  zu  beseitigen.  Im  Jahre  456  v. 
Chr.  war  zwischen  den  Consuln  und  Tribunen  ein  Streit  entbrannt 
über  die  Vertheilung  des  Aventinus  an  die  Plebs.  Um  in  die- 
sem zu  siegen,  hatten  sich  die  Tribunen  gegenseitig  durch  einen 
Eid  verpflichtet,  ihr  Amt  nach  den  Beschlüssen  der  Mehrheit 
ihres  Collegiums  zu  führen  und  sich  nicht  einer  den  andern 
durch  Einspruch  zu  hindern.*)  Da  geschah  es,  dass  der  Tri- 
bun lcilius  seinen  Viator  gegen  den  Consul  schickte  und  dieser 


a)  Vergl.  oben  S.  210. 
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seinem  Lictor  den  Befehl  gab,  den  Viator  zurückzustossen.  Dies 
erklärten  die  Tribunen  für  einen  ihnen  angethanenen  Zwang  und 
Hessen  den  Lictor  ergreifen  und  fortführen,  um  ihn  vom  Tarpe- 
jischen Felsen  zu  stürzen.  Die  Consuln  wagten  nicht  weiter 
gegen  die  Diener  des  Tribunen  Gewalt  zu  gebrauchen;  sondern 
wandten  sich  mit  der  Bitte  um  Hülfe  an  das  Collegium  der 
Tribunen.  Sie  konnten  mit  Recht  den  Einwand  geltend  machen, 
der  Lictor  habe  auf  Befehl  des  Consuls  gehandelt  und  sei  per- 
sönlich ohne  Absicht  der  Beleidigung  gegen  die  geheiligte  Ge- 
walt gewesen.  Auch  erkannten  die  Tribunen  die  Unbilligkeit 
des  Verfahrens,  wiesen  indessen  das  Gesuch  um  Hülfeleistung 
wegen  der  eidlichen  Verpflichtung  Aller  ab.  Erst  den  Bitten 
der  vornehmsten  Senatoren  gelang  es,  die  Tribunen  zum  frei- 
willigen Nachgeben  zu  bewegen.  Diese  bedachten  auch,  die 
Volksstimme  könnte  sich  gegen  sie  erheben,  wenn  sie  einen 
Unschiddigen  mit  dem  Tode  straften:  es  scheint,  dass  es  der 
erste  derartige  Fall  war:  sie  fürchteten  überdem,  durch  ihre 
Unbilligkeit  Verzweiflung  und  offene  Gewaltthat  von  Seiten  der 
Consuln  hervorzurufen.  *)  Dieses  Beispiel  ist  für  die  Allmacht 
der  Tribunen  in  diesem  Falle  entscheidend.  Wären  dieselben, 
wie  die  Consuln  in  Folge  des  Provocationsgesetzes , zur  Hinzu- 
ziehung der  Volksversammlung  verpflichtet  gewesen,  so  würden 
die  Consuln  sich  auf  diese  berufen  haben:  die  Tribunen  fürch- 
ten sogar  die  Missbilligung  des  Volkes;  dennoch  ziehen  sie  es, 
wo  sie  einen  offenen  Bruch  ihrer  Unverletzlichkeit  sahen,  aber 
die  Verhältnisse  sonst  zweifelhaft  waren,  nicht  zu  Rathe. 

Lin  anderes  Beispiel  von  gleichem  Verfahren  ist  das  schon 
früher b)  erwähnte  vom  Jahre  130  v.  Chr.  Q.  Metellus  hatte  in  seiner 
Censur  den  Volkstribunen  C.  Atinius  Labeo  nicht  in  den  Senat 
aufgenommen  und  dieses  erklärte  derselbe  für  eine  persönliche 
Beschimpfung.  Als  er  den  Censor  um  die  Mittagszeit  auf  dem 
menschenleeren  Markte  traf,  Hess  er  ihm  einen  Strick  um  den 
Hals  werfen  und  ihn  so  nach  dem  Tarpejischen  Felsen  schlep- 
pen, um  ihn  hinabzustürzen.  Niemand  von  der  zusammenlau- 


a)  Ausführlich  beschreibt  den  Hergang  Dionys.  X,  31. 

b)  Vergl.  oben  S.  202. 


Digitized  by  Google 


Allgewalt  derselben  bei  der  Bestrafung. 


231 


fenden  Menge  wagte  dem  geheiligten  Tribunen  entgegen  zu  tre- 
ten, nur  dadurch,  dass  er  sich  am  Stricke  schleifen  liess,  hielt 
Metellus  die  Vollziehung  der  Todesstrafe  auf,  bis  er  am  Ende 
durch  das  Einschreiten  eines  andern,  eilig  herbeigeholten  Tribu- 
nen von  der  Gefahr  errettet  wurde.  Wäre  Berufung  auf  die 
Volksversammlung  möglich,  wäre  die  Förmlichkeit  eines  Pro- 
cesses  nöthig  gewesen,  so  wäre  Metellus  solcher  Gefahr  entgan' 
gen:  höchstens  hätte  er  in  das  Gefänguiss  geworfen  werden 
können.  Augenblicklich,  ohne  alle  Förmlichkeit  stand  es  dem 
Tribunen  frei,  an  Jedem,  der  sich  an  ihm  vergriffen,  mochte 
derselbe  auch  der  höchste  Beamte  sein,  die  Todesstrafe  zu  voll- 
ziehen. Denn  Labeo  wurde  nach  Metellus'  Rettung  nicht  etwa  zur 
Rechenschaft  gezogen : man  schalt  sein  Verfahren  als  tyrannisch, 
als  verrückt,  aber  es  blieb,  wie  Plinius  ausdrücklich  sagt,  unge- 
straft. Ja,  der  Tribun  verharrte  in  seinem  Zorne:  da  er  die 
Hinrichtung  nicht  hatte  vollziehen  können,  weihte  er  wenigstens 
die  Güter  des  Censors  den  Göttern , so  dass  derselbe  nachher 
«durch  fremde  Wohlthat“  lebte.113) 

Es  ist  uns  schwer  zu  glauben,  dass  eine  allgewaltige,  so 
tyrannische  Macht  im  Streben  nach  Freiheit  geschaffen  wurde, 
auch  trotz  der  allmälig  in  Zügellosigkeit  ausartenden  persönlichen 
Freiheit  bestehen  blieb  und  doch  lässt  sich  nicht  daran  zweifeln. 
Ja,  sicherlich  sind  auch  viele  Fälle  vorgekommen,  wo  sie  wirk- 
lich ausgeübt  wurde:  die  Geschichte  hat  uns  nur  diejenigen 
Beispiele  aufbewahrt,  in  denen  sie  an  hochstehenden  Beamten 
versucht  und  mit  vieler  Mühe  abgewehrt  wurde.  Der  Schutz 
Regen  sie  lag  einzig  und  allein  in  der  Theilung  der  tribuniciscben 
Gewalt  unter  zehn  Personen:  ausserdem  wirkte  in  der  guten 
Zeit  des  Staates  die  Sitte  und  die  öffentliche  Meinung  dem  Miss- 
brauch entgegen.  Aber  zu  voller  Geltung  gelangte  die  auf  dem 
heiligen  Berge  durch  das  erste  Plebiscit  geschaffene  Unverletz- 
lichkeit der  Volkstribunen  bei  ihrer  Uebertragung  auf  die  Kaiser: 
immer  dauernd  und  ungetheilt  in  einer  Person  vereinigt,  be- 
rechtigte sie  dieselben,  Jeden,  der  ihnen  in  That  oder  Wort  zu 
nahe  trat,  ohne  Untersuchung,  ohne  Process,  mit  den  härtesten, 
augenblicklich  vollziehbaren  Lebensstrafen  gesetzlich  heimzusu- 
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chen, IM)  und  es  ist  nicht  zu  verwundern,  dass  sie  in  dieser  Um- 
wandelung den  Schlussstein  der  kaiserlichen  Macht  bildete. 

Indessen,  wie  schon  bemerkt,  die  ganze  Unverletzlichkeit 
der  Volkstribunen  bezog  sich,  als  sie  beschlossen  wurde,  nur 
auf  ihr  Verhältnis  zur  Plebs:  sie  war  durch  ein  Plebiscit  fest- 
gestellt, das  erst  durch  vielfache  und  heftige  Kämpfe  auch  auf 
die  Patricier  und  die  patricisehen  Beamten  Geltung  gewinnen 
sollte.  Dieselbe  Bewandtniss  hat  es  mit  dem  Icilischen  Plebiscit, 
das  ein  Jahr  nach  dem  Ständevertrage,  492  v.  Chr. , erlassen 
worden  sein  soll:  es  diente  dazu,  die  Gewalt  der  Tribunen  als 
plebejischer  Beamten  zu  befestigen  und  sie  in  dem  ihnen  von 
den  Patriciem  zugewiesenen  Wirkungskreise  mit  den  nothwen- 
digen  Befugnissen  auszurösten.  Dieses  Icilische  Plebiscit  hat 
bei  den  neueren  Gelehrten  ein  eigenthümliches  Schicksal  gehabt. 
Es  ist  uns  nur  von  Dionysius“),  aber  in  ausführlicher  Erzählung 
überliefert  worden,  kein  anderer  Schriftsteller  erwähnt  es  und 
trotzdem  dass  so  die  Möglichkeit  einer  Zusammenstellung  mit 
anderen  Berichten  fehlt,  hat  man  dennoch  Dionysius  vorgeworfen, 
nicht  nur,  er  habe  es  in  eine  viel  zu  frühe  Zeit  verlegt,  sondern 
auch,  er  habe  seine  Bedeutung  verkannt,  seine  Darstellung  ent- 
behre des  innem  Zusammenhanges  und  sei  mit  lächerlichen  Wi- 
dersprüchen behaftet. m)  Wir  wollen  uns  auf  eine  so  kühne 
und  aller  Möglichkeit  des  Beweises  entbehrende  Kritik  nicht  ein- 
lassen, sondern  Dionysius’  Erzählung,  d.  h.  der  einzigen  vorhan- 
denen, folgen  und  nachzuweisen  suchen,  dass  dieselbe  in  jeder  Be- 
ziehung wahrscheinlich  ist  und  mit  den  Ergebnissen  der  sonstigen 
Forschung  übereinstimmt.  Sie  erscheint  um  so  zuverlässiger, 
als  er  auch  hier  das  Gesetz  wörtlich  anfuhrt  und  wir  aus  dieser 
Anführung  schliessen  dürfen,  dasselbe  sei  zu  seiner  Zeit  selbst 
seinem  Wortlaute  nach  bekannt  gewesen.13) 

Dionysius  also  erzählt  zum  Jahre  492  v.  Chr.  von  Streitigkei- 
ten, die  zwischen  den  Consuln  und  Volkstribunen  vorfielen.  Der 
Consul  T.  Geganius  Welt  eine  Volksversammlung:  man  weiss 
nicht  genau,  ob  nur  eine  eigentlich  so  genannte  contio , die  nicht 


a)  Dionys.  VII,  lßflgtL 

b)  Vergl.  oben  S.  225. 
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in  Cnrien  gesondert  war,  oder  eine  wirkliche  Curiatversammlung, 
wahrscheinlich  aber  das  erstere;  denn  vom  Abstimmen  ist  nicht 
die  Rede.  Die  patricischen  und  plebejischen  Beamten  geriethen 
in  Streit:  jene  wollten  den  Tribunen  nicht  das  Wort  verstatten, 
diese  behaupteten,  die  Volksversammlung  sei  ihre  eigentliche 
Stätte,  ebenso  wie  die  Consuln  unumschränkt  den  Senat  be- 
herrschten. Beinahe  wäre  es  zu  Thätlichkeiten  gekommen.  Diese 
verhinderte  indessen  der  plebejische  Aedil  L.  Brutus,  der  den 
Consul  um  das  Wort  bat,  mit  dem  Versprechen,  die  Aufregung 
besänftigen  zu  wollen.  Er  fragte  darauf  den  Consul,  ob  nicht 
die  Patricier  im  Ständevertrage  den  Tribunen  erlaubt  hätten, 
Volksversammlungen  zu  halten  und  versprochen,  sie  dabei  nicht 
zu  stören.  Als  der  Consul  dies  bejaht,  fragte  Brutus  weiter, 
weshalb  der  Consul  jetzt  die  Tribunen  bindere,  das  Wort  zu 
nehmen;  der  Consul  antwortete,  die  gegenwärtige  Volksver- 
sammlung sei  von  den  Consuln  berufen  und  gehöre  ihnen:  sie 
dürften  in  ihr  Jedem  das  Wort  verweigern.  Wenn  dagegen  die 
Tribunen  für  sich  eine  eigene  Volksversammlung  beriefen,  sollten 
sie  darin  von  den  Consuln  oder  Patriciem  nicht  gestört  werden. 

Mit  dieser  Zusage  der  Consuln  war  Brutus  zufrieden,  beruhigte 
die  Plebs  und  veranlasste  die  Tribunen,  auf  den  folgenden  Tag 
eine  eigene  Volksversammlung  zu  berufen. 

Wahrscheinlich  ist  die  Erzählung  von  Dionysius  künstlerisch 
aasgeschmückt  : das  Zwiegespräch  der  Consuln  und  der  Tribunen 
fand  er  sicherlich  nicht  in  der  Ueberlieferung.  Aber  die  Motive 
seiner  Darstellung  konnte  er  sehr  wohl  in  ihr  vorfinden  und 
diese  selbst  ist  in  den  damaligen  Verhältnissen  vollkommen  be- 
gründet. Die  Patricier  hatten  den  Tribunen  das  Recht  mit  der 
Plebs  zu  verhandeln  zugestanden,  aber  die  Art  und  Weise,  wie 
diese  Verhandlungen  geschehen  sollten,  nicht  näher  bestimmt. 

Vielleicht  dachten  sie,  es  würde  möglich  sein,  dass  in  den  von 
den  Consuln  berufenen  und  geleiteten  Volksversammlungen  die 
Tribunen  das  Wort  erhielten,  ihre  Einwendungen  machten,  ihre 
Anliegen  vorbrächten:  dies  war  auch  möglich,  so  lange  der 
Streit  der  Stände  und  der  beiderseitigen  Beamten  nicht  heftiger 
entbrannte.  Die  Tribunen  hatten  sich,  wie  Dionysius  andeutet, 
eingebildet,  die  Consuln  würden  sich  aus  der  Volksversammlung 
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zurückziehen,  würden  allenfalls  nur  die  Leitung  der  Abstimmun- 
gen behalten,  sonst  aber  mit  dem  ausschliesslichen  Rechte,  die 
Senatssitzungen  zu  leiten,  zufrieden  sein.  Aber  es  gab  noch 
eine  andere  Möglichkeit,  dass  nämlich  Consuln  und  Tribunen, 
jede  ihre  eigenen  Volksversammlungen  hielten,  ein  Verhältnis», 
das  später  im  Römischen  Staatsrechte  galt.  Es  war  viel  ge- 
eigneter, um  kleinlichen  Hader  zu  vermeiden:  deshalb  wurde 
es,  als  der  Streit  der  Stände  von  Neuem  ausbrach,  von  den 
Consuln  vorgeschlagen,  von  den  Tribunen  angenommen. 

Das  Weitere  seiner  Erzählung  konnte  Dionysius  in  seinen 
Quellen  der  Ueberlieferung  vorfinden.  Als  am  folgenden  Tage 
die  Volksversammlung  zusammen  gekommen  war,  trat,  nach 
Verabredung  mit  seinen  Collegen  der  Volkstribun  Icilius  auf  und 
beantragte  folgendes  Gesetz:  „Wenn  der  Volkstribun  vor  dem 
Volke  spricht,  soll  Niemand  etwas  entgegen  reden  noch  seine 
Rede  unterbrechen.  Wenn  aber  einer  dagegen  handelt,  soll  er 
den  Volkstribunen  auf  Verlangen  Bürgen  stellen  für  die  Bezah- 
lung der  Geldstrafe,  welche  sie  ihm  auferlegen.  Wer  aber  keinen 
Bürgen  stellt,  soll  mit  dem  Tode  bestraft  werden  und  sein  Ver- 
mögen geweiht  sein.  Das  Urtheil  über  die,  welche  wegen  dieser 
Geldstrafe  einen  Rechtsstreit  führen  wollen,  soll  beim  Volke 
sein."'*)  Dieser  Antrag  wurde  von  der  Plebs  angenommen,  von 
dem  Senate  aber,  wie  Dionysius b)  ausdrücklich  sagt,  nicht: 
folglich  band  er  auch  nur  die  Plebejer,  nicht  die  Patrieier.  Die 
Letzteren  waren  in  den  Volksversammlungen  der  Tribunen  nickt 
zugegen : Dionysius c)  lässt  den  Aedilen  Brutus  das  in  dem  Stän- 
devertrage  gegebene  Versprechen  der  Patrieier  erwähnen,  sie 
wollten,  wenn  die  Tribunen  eine  Volksversammlung  hielten,  weder 
zugegen  sein  noch  dieselben  stören.  Erst  später  wurden  die 


a)  Die  Worte,  des  Gesetzes  sind  bei  Dionys.  VII,  17  folgende:  Ar^«- 

yo'j  ifOfiE'iovTO«  Iv  firmele  (i.r(5Ev  tvavTi’ov  |at(?e  p£3&- 

XafJtrrio  TOv  X<5yov  • iav  Tic  Jtapä  toOto  iroifjOT) . 5t8ÖTtu  toIc 

atTTjfteis  eic  Ixtioiv  ^c  av  aÜTijj  ejrtÄüiai  Cratae  • 6 6e  jirj  8i8w 
*T7'JTiTkv'  itavciTip  xat  t 4 '/p^jj.ata  aÖToO  Dpi  lariu  • tiüv  8 ip- 

(fioßTjTO'jvTiuv  jrpöc  Ta'itac  Ta;  C^jxiat  al  xpfoEic  loriooav  ir\  toö  8/jjiou. 

b)  Dionys.  VTI,  18. 

e)  Dionys.  VII,  17. 
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Tribunen  Beamte  des  gesummten  Volkes,  ihre  Volksversamm- 
lungen von  den  Patriciern  besucht,  das  Icilische  Plebiscit  ein 
allgemeines  Staatsgesetz.  Es  wird  von  Plinius  und  Cicero,  ohne 
es  namentlich  zu  nennen  oder  seinen  Ursprung  anzugeben , er- 
wähnt und  man  sieht  aus  ihren  Worten,  dass  in  ihm  der  Aus- 
druck inter/ari  „dazwischen  reden”  als  eigenthfimlicker  für  die 
Unterbrechung  des  die  Versammlung  leitenden  Tribunen  ge- 
braucht war.*) 

Der  Zweck  des  Icilischeu  Gesetzes  war  hiernach  den  Tri- 
bunen, welche  fortan  eigene  Volksversammlungen  halten  sollten, 
mit  den  für  einen  Vorsitzenden  derselben  nöthigen  Rechten  aus- 
zustatten. Der  Leiter  einer  Volksversammlung  musste  die  Be- 
fugniss  haben,  Ordnung  in  ihr  zu  erhalten:  nach  Römischen 
Grundsätzen  durfte  nur  derjenige  sprechen,  dem  der  Vorsitzende 
das  Wort  gegeben,  und  nur  in  so  weit  als  er  es  ihm  gegeben: 
Niemand  durfte  den  Vorsitzenden  unterbrechen,  Niemand  dem 
Tribunen,  der  eine  Volksversammlung  anberaumt , dieselbe  ab- 
berufen; denn  dies  Letztere  war  im  Ständevertrage  festgesetzt 
iuhI  so  eben  von  den  Patriciern  neuerdings  zugestanden  worden. 
Also  mussten  die  T ribunen  ein  unmittelbares  Strafrecht  über  die 
Mitglieder  der  Versammlung,  welche  sie  leiten  sollten,  erhal- 
ten: bisher  hatten  sie  dasselbe  nicht  gehabt,  sondern  waren 
nur  für  andere  Amtshandlungen  unverletzlich  gewesen.  Will 
man  dies  Icilische  Gesetz  als  Erweiterung  des  auf  dem  heiligen 
Beige  beschlossenen  Gesetzes  über  ihre  Unverletzlichkeit  an- 
seben, so  kann  man  dies  in  so  fern  thun,  als  die  Macht  der 
Tribunen  durch  dieses  vergrössert  wurde  und  die  Strafen  des 
Icilischen  Gesetzes  sind  den  früheren  nachgebildet;  aber  unzwei- 
felhaft bestehen  beide  Gesetze  ein  jedes  für  sich,  und  der 
nächste  Zweck  des  gegenwärtigen  war  nicht  auf  Verstärkung 
oder  Ausdehnung  der  tribunicischen  Unverletzlichkeit  gerichtet. 

Die  Strafe  gegen  den  Störer  einer  tribunicischen  Volksver- 
sammlung besteht  in  Geld : die  Höhe  derselben  wurde  wahr- 

a)  Plin.  ep.  I,  23  tribunus,  quem  interfari  nefas;  Cic.  p.  Sest.  37,  79 
Sestius  fretus  sanetitate  tribunatus  cum  se  non  modo  contra  vim  et  fu- 
rorem,  sed  etiam  contra  verba  et  intcrfationem  legibus  sacratis  armatum 
putarct. 
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scheiulich  im  Gesetze  nicht,  angegeben,  sondern  der  Ueberein- 
kunft  der  Tribunen  überlassen.  Sie  ist  viel  gelinder  als  die- 
jenige, welche  auf  Verletzung  der  Tribunen  steht,  und  sie  musste 
es  sein.  Denn  es  ist  ein  weit  schwereres  Vergehen,  dem  Be- 
amten der  Plebs  zu  nahe  zu  treten,  als  ihn  bloss,  vielleicht  un- 
absichtlich, während  einer  Rede  zu  unterbrechen  oder  sonst  in 
der  Volksversammlung  zu  stören.  Dennoch  lehnt  sich  das  Ici- 
lische  Plebiscit  an  das  vom  heiligen  Berge  an.  Denn  wer  nicht 
Bürgen  für  die  Geldstrafe  stellt  , wird  wie  deijenige,  der  einen 
Tribunen  verletzt  hat,  mit  dem  Tode  bestraft,  sein  Vermögen 
eingezogen,  und  zwar  ohne  weitern  Process,  ohne  Berufung  an 
die  Volksversammlung,  nur  nach  Entscheidung  der  Tribunen. 
Es  erscheint  wenigstens  zweifelhaft,  ob  Dionysius'  Ausdruck: 
„das  Urtheil  über  diejenigen,  welche  wegen  dieser  Strafen  einen 
Rechtsstreit  führen  wollen,  soll  beim  Volke  sein”  auf  die  Geld- 
strafe und  die  etwaige  Todesstrafe  oder  auf  jene  allein  zu  be- 
ziehen ist.  Die  letzte  Erklärung  ist  wahrscheinlich.  Denn  wer 
nicht  Bürgen  stellt,  erklärt  sich  damit,  gegen  die  Amtsgewalt 
der  Tribunen  überhaupt,  ist  ihr  Verächter  und  demjenigen,  der 
sie  mit  Wort  oder  That  verletzt,  gleich.  Wie  der  Consul  bei 
seinen  Amtshandlungen  durch  das  imperium  geschützt  ist , so  ist 
es  der  Tribun  durch  seine  Unverletzlichkeit,  und  er  muss  die 
Macht  besitzen,  sich  auch  bei  Volksversammlungen  augenblick- 
lichen Gehorsam  zu  verschaffen.  Die  Gewaltthätigkeiten , welche 
spätere  Tribunen  sich  in  Folge  des  Icilisc.hen  Gesetzes  erlaubten, 
sprechen  ebenfalls  für  diese  Auslegung.  Fraglich  kann  es  auch 
sein,  ob  unter  denjenigen,  welche  nicht  Bürgen  stellen,  nur  die- 
jenigen verstanden  werden,  welche  Bürgen  nicht  stellen  wollen, 
also  Verächter  der  tribuuicischen  Gewalt  sind,  oder  auch  die- 
jenigen, welche  es  aus  Armuth  nicht  können.  Ich  glaube,  nur 
die  ersteren;  doch  mochten  die  Worte  des  Gesetzes  zweifelhaft 
sein  und  dazu  benutzt  werden,  um  gegen  Ruhestörer  aus  dem 
niederen  Volke  rücksichtslos  und  besonders  streng  einzuschrei- 
ten. Uebrigens  entsteht  hier  ein  scheinbarer  Widerspruch  mit 
der  sonstigen  geschichtlichen  Ueberlieferung.  Erst  beim  Proeesse 
von  Kaeso  Quinctius,  461  v.  Chr.,  bemerkt  Livius*),  er  sei  der 
h)  Liv.  III,  13. 
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erste  gewesen,  der  in  einem  öffentlichen  Processe  Bürgen  ge- 
stellt und  bis  zum  Endurtheil  auf  freiem  Fusse  gelassen  worden 
sei.  Und  doch  werden  schon  in  diesem  Icilischen  Gesetze  Bür- 
gen erwähnt,  und  zwar  ebenfalls  in  einem  öffentlichen  Processe. 
Indessen  sie  siud  praedes,  Bürgen  für  die  Bezahlung  einer  Geld- 
snmme:  sie  siud  ohne  Zweifel  eine  uralte  Römische  Einrichtung 
uud  zu  allen  Zeiten  oft  gegeben  worden;  dagegen  die  andere 
Art  von  Bürgen , welche  das  Erscheinen  des  Angeklagten  vor 
Gericht  sichern  sollten  (vades),  kamen  erst  seit  Quiuctius'  Pro- 
fess auf. 

Es  entstand  durch  das  Icilische  Plebiscit  eine  neue  Art  von 
Gerichtsbarkeit  für  die  Volkstribunen.  Das  Gesetz  auf  dem  hei- 
ligen Berge  hatte  ihnen  die  Befugniss  gegeben,  jeden,  der  ihnen 
durch  Wort  oder  That  entgegen  trat,  an  Leben  und  Gut  zu 
■trafen,  hatte  auch  die  übrigen  Plebejer  eidlich  verpflichtet,  sie 
dabei  zu  unterstützen.  Damit  war  ihnen  ein  Schutz  für  ihre 
Persuu  verliehen,  aber  ein  gerichtliches  Verfahren  in  den  wenig- 
sten Fällen  geschaffen.  Unzweifelhaft  wurde  dasselbe  in  Folge 
davon  später  häufiger,  indessen  die  nächste  Absicht  des  Gesetzes 
»ar  es  nicht.  Dagegen  dies  neue  Plebiscit  schuf  eine  Gerichts- 
barkeit, indem  es  bestimmte,  dass  der  von  den  Tribunen  Ver- 
artlieilte  nach  Stellung  von  Bürgen  auf  die  Entscheidung  des 
Volkes  über  die  Höhe  der  Geldstrafe  sich  berufen  durfte.  Der- 
jenige Volkstribun,  der  beim  Abhalten  der  Volksversammlung 
gestört  worden  war  uud  deshalb  die  vorläufige  Geldstrafe  fest- 
gesetzt hatte,  berief  dann  eine  neue  Volksversammlung,  leitete 
in  derselben  die  gerichtliche  Untersuchung,  veranlasste  die  Ab- 
stimmung und  sprach  endlich  nach  der  Entscheidung  der  Tri- 
butcomitien  das  Urtheil,  welches  er  demnächst  auch  vollzog. 
Dies  Verfahren  ist  dem,  welches  die  Cousuln  in  Centuriatcomi- 
tien  über  diejenigen,  welche  Provocation  an  das  Volk  einlegten, 
nachgebildet  und  die  Volkstribunen  selbst  waren  damit,  so  viel 
an  den  Plebejern  big,  den  Consulu  gleichgestellt:  statt  des  im- 
perium  hatten  sie  die  Unverletzlichkeit,  welche  ihnen  augenblick- 
liche Rache  und  den  Schutz  ihrer  Standesgenossen  verlieh,  statt 
der  ordentlichen,  in  Ceuturiatcoinitien  geübten,  Gerichtsbarkeit 
uiese  neue  der  Tributcomitieu , welche  zwar  zunächst  auf  wenige 


238 


Beispiele  vou  Processen  nach  dem  leih  Plebiscit. 


Fälle  beschränkt  war,  aber  die  Möglichkeit  einer  weiteren  Aus- 
dehnung in  sich  trug.  Aus  späterer  Zeit,  als  die  Macht  der 
Tribunen  den  ganzen  Staat  umfasste,  haben  wir  ein  paar  Bei- 
spiele, welche  ihr  Verfahren  bei  einer  Verletzung  des  lcilischen 
Gesetzes  erläutern.  Im  Jahre  169  v.  Chr.  hatte  der  Censor  C. 
Claudius  in  einer  von  dem  Tribunen  P.  Kutilius  berufenen  Volks- 
versammlung das  Wort  erhalten,  und  als  Lärmen  entstand,  durch 
seinen  eigenen  Herold  Stille  gebieten  lassen.  Dies  fasste  der 
Tribun  als  ordnungswidrig  auf:  der  Censor  hätte  sich  an  ihn 
wenden  müssen  und  er  hätte  dann  durch  seinen  Viator  Ruhe 
gebieten  können.  Der  Censor  batte  gethan,  als  ob  es  seine 
Volksversammlung  sei,  hatte  sie  also  gewissennassen  vom  Tri- 
bunen abberufen.  Deshalb,  sagt  Livius,  weil  er  die  Versamm- 
lung von  ihm  abberufeu  hätte , setzte  der  Tribun  ihm  einen  Ter- 
min in  der  Volksversammlung*):  er  hatte  ihm  also  eine  Geld- 
strafe auferlegt  und*  um  diese  sollte  unter  Vorsitz  des  Tribunen 
in  einer  Tribusversammlung  gestritten  werden.  Ferner  der  Tri- 
bun M.  Drusus  Hess  den  Consul  L.  Philippus,  der  ihn  in  einer 
Volksversammlung  zu  unterbrechen  gewagt  hatte,  gewaltsam  und 
unter  arger  Körperverletzung  in  das  Gefängnis»  werfen. b)  Wahr- 
scheinlich hatte  sich  der  Consul  der  Aufforderung,  Bürgen  für 
eine  Geldstrafe  zu  stellen,  nicht  gefügt  oder  sonst  den  Tribunen 
erzürnt.  Der  Tribun  L.  Saturninus  ging  noch  weiter.  Als  er 
eine  Volksversammlung  hielt,  sass  der  Prätor  Glaucia  zu  Ge- 
richt. Dies  erklärte  der  Tribun  für  ein  Abberufen  der  Ver- 
sammlung und  störte  das  Gericht  mit  Gewalt:  von  verhängter 
Strafe  wird  nicht  erzählt*)  Dies  sind  einige  wenige  Fälle, 
welche  , die  Ueberlieferung  ihrer  Merkwürdigkeit  halber  aufbe- 


a)  Liv.  XLIII,  16  C.  Claudio  dicm  dixit  quod  contionem  a so  avo- 
casset. 

b)  Val.  Max.  IX,  5,  2 Parvi  onirn  habuit  (M.  Drusus)  L.  Philippum 
cousulem , quia  interfari  se  contionautcm  ausus  fuerat , obtorta  gula  et  qui- 
dern  non  per  viatoreui,  sed  per  clieutem  suum  adeo  violenter  in  earcerein 
praecipitem  egisse,  ut  multus  e naribus  eius  eruor  profunderetur. 

c)  Aurel.  Vict  73  (ilaueiae  praetori,  quod  is  eo  die,  quo  ipse  eontio- 
uem  habebat,  ius  diceudo  partem  populi  avocasset,  seil  am  concidit,  ut 
rnagis  populuris  videretur. 
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wahrt  hat,  die  grosse  Menge  der  gewöhnlichen  Fälle  sind  ver- 
gessen. 

Indessen  diese  Anwendung  des  Icilischen  Gesetzes  gegen 
Ifaunte  gehört,  wie  ieh  eben  bemerkt,  einer  späteren  Zeit  an, 
fben  so  wie  auch  das  Hecht,  Jemanden  greifen  zu  lassen  (iu# 
j/rmeionü) , welches  die  Tribunen  unzweifelhaft  seit  ihrer  Ein- 
setzung gegen  die  Plebejer  gehabt  hatten,  erst  später  auf  die 
Patricier  ausgedehnt  wurde.  Man  könnte  sich  wundern,  dass 
bei  dem  Erlassen  dieser  die  Tribunen  betreffenden  Plebiscite, 
sowohl  des  ersten  auf  dem  heiligen  Berge  als  auch  dieses  zweiten 
Icilischen,  von  keinem  Widerstande  der  Patricier  berichtet  wird, 
ich  halte  das  nicht  für  eine  Schuld  der  Ueberlieferung,  sondern 
glaube,  dass,  so  aufmerksam  auch  dieselben  die  Fortschritte  der 
tribunicischeu  Macht  verfolgten,  dennoch  von  ihnen  kein  Widerstand 
»tattgefunden  hat  noch  stattfinden  konnte.  Einmal  waren  es  die 
uothwendigen  Folgerungen,  welche  die  Plebejer  aus  dein  feierlich 
beschworenen  Ständevertrage  zogen.  Die  Tribunen  mussten,  weim 
de  Beamte  sein  sollten,  wie  die  Patricier  zugegeben,  irgend  eine 
Art  von  Schutz  haben,  sie  mussten  auch,  wenn  sie  plebejische 
Versammlungen  leiten  sollten,  die  dazu  nöthige  Disciplinargewalt 
besitzen:  das  lag  am  Ende  im  Interesse  des  gesummten  Staates. 
Zweitens,  die  Patricier  wurden  durch  die  Plebiscite  nicht  be- 
troffen: für  sie  gab  es  weder  eine  Unverletzlichkeit  noch  ein  ple- 
bejisches Gericht:  das  waren  innere  Angelegenheiten  des  Stan- 
des. dem  sie  eine  gewisse  Selbständigkeit  zugesprochen  hatten. 
Ganz  anders  gestaltete  sich  das  Verhältniss,  als  die  Tribunen, 
innerlich  erstarkt,  Einfluss  auf  die  Patricier  zu  gewinnen  suchten: 
ca  entbrannte  der  Kampf,  der  für  lange  Zeit  alle  Kräfte  des 
Staates  in  Anspruch  nahm. 
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Neuntes  Capitel. 

Anklage  Coriolans.  Bericht  von  Livins  nnd  Dionysius.  Des  Letzten 
Glaubwürdigkeit.  Wichtigkeit  dieses  Processes.  Rechtspunkt.  Streitig- 
keiten der  Stünde  bis  zur  Vereinbarung.  Process.  Senatsbeschluss. 

Volksversammlung.  Verurtheilnng. 

Die  Befürchtung,  welche  Menenius  auf  dem  heiligen  Berge 
bei  der  Forderung  der  Plebs,  sich  eigene  Beamten  wählen  zu 
dürfen,  ausgesprochen  hatte,  der  Staat  möchte  in  zwei  Theile 
zerfallen,*)  hatte  sich  früher  als  man  dachte,  erfüllt.  Die  Tri- 
bunen, welchen  der  militärische  Oberbefehl  und  die  altherge- 
brachte Scheu,  die  das  Consulat  umgab,  fehlte,  hatten  sich  mit 
einer  in  ihrem  Kreise  unumschränkten  Macht  bekleidet:  sie  er- 
innert an  die  Tyrannis,  welche  in  den  Griechischen  Staaten  aus 
der  Democratie  hervorzugehen  pflegte.  So  war  der  Staat  ge- 
spalten und  es  musste  uothwendiger  Weise  zu  einem  Kampfe 
kommen,  schlimmer  als  er  bei  der  Auswanderung  auf  den  heiligen 
Berg  stattgefunden  hatte.  Es  war  die  Frage,  ob  das  Consulat. 
gestützt  auf  die  alte  Ehrfurcht  des  Volkes  und  militärische 
Macht,  den  Sieg  erringen  würde;  dann  wäre  zunächst  eine 
Aristocratie,  wie  in  den  Griechischen  Staaten,  entstanden,  mit 
ähnlichem  Verlaufe : hätte  das  neu  geschaffene  Tribunat  durch 
die  Gewalt  der  democratisehen  Strömung  vollständig  gesiegt, 
so  wäre  der  Kreislauf  zur  Tyrannis  ein  rascherer  gewesen.  Es 
war  das  eigentümliche  Glück  des  Römischen  Staates,  dass  das 
Volk  Liebe  zur  hergebrachten  Staatsverfassung  und  Scheu  vor 
offener  Gewalt,  die  Beamten  und  besonders  der  Senat  Nachgie- 
bigkeit und  Klugheit  besass.  Dadurch  gelang  es,  die  beiden 
einander  feindlichen  Elemente  zu  verschmelzen  imd  die  bewun- 
derungswürdige gemischte  Römische  Verfassung  zu  schaffen. 
Der  Process  Coriolans  bildet  den  Anfang  dieses  Kampfes,  der 
auf  keiner  von  beiden  Seiten  einen  entschiedenen  Sieg  zur  Folge 
hatte,  sondern  zu  einem  Vergleiche  führte,  welcher  ein  neue? 
Verhältuiss  der  Stände  zu  einauder  begründete:  er  ist  indessen 

a)  Dionys.  VI,  88. 
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für  die  Entwickelung  des  Rechtes  eben  so  wichtig  wie  in  politi- 
scher Beziehung.  Auf  die  chronologischen  Bedenken,  welche  in 
«euerer  Zeit  gegen  die  Ueberlieferung  von  Coriolan  erhoben  wor- 
den sind,  gehe  ich  nicht  ein:  sie  beruhen  auf  critischen  Phan- 
tasien, die  zu  widerlegen  oder  überhaupt  zu  erwähnen  unnütz 
ist.  Mit  besonderem  Nachdruck  aber  hat  man  den  Rechtspunkt 
hervorgehoben  und  die  Frage  aufgeworfen,  ob  die  Tribunen  ein 
Recht  zur  Anklage  Coriolans  hatten  oder  ob  es  ein  Gewaltstreich 
war,  als  sie  erst  ihn,  später  andere  Beamten  und  Patricier  vor 
ihr  Gericht  zogen.  Ohne  Zweifel  hat  man  diese  Frage  schon 
im  Alterthum  aufgeworfen,  trotzdem  dass  Cicero  in  seinen  Bü- 
chern vom  Staate»)  eilig  über  diese  Zeit  und  über  das  Tribunat, 
als  einen  schwierigen  und  zweifelhaften  Punkt  hinweggehend 
nichts  davon  erwähnt116) 

Die  Erzählung  von  diesem  Processe  bei  Livius  ist  kurz:  es 
kam  ihm  mehr  darauf  an,  in  dem  Feldzuge  Coriolans  und  der 
darauf  folgenden  wunderbaren  Errettung  der  bedrängten  Stadt 
die  altrömischen  Tugenden  der  Tapferkeit  und  Hochherzigkeit 

Licht  zu  stellen  als  den  Verlauf  der  Verfassungseilt  Wickelung 
m schildern.  Nachdem  er  früher  schon  von  den  Heldenthaten 
1 oriolans  erzählt,  berichtet  er  dann»)  von  der  Pest  in  Rom,  von 
der  I heuerung,  von  der  Ankunft  des  Sicilischen  Getreides.  Es 
folgt  die  Berathung  des  Senates  über  die  Vertheilung  des  Ge- 
treides und  bei  ihr  macht  Coriolan  den  Vorschlag,  das  Volks- 
tribunat  aufeuheben.  Indessen  der  Senat  billigt  den  Vorschlag 
weht  und  die  Tribunen  setzen  dem  aus  der  Curie  tretenden  Co- 
nolan  einen  Termin  vor  der  Plebs.  Coriolan  stützt  sich  auf 
da>  mangelnde  gesetzliche  Recht  der  Tribunen  und  verachtet 
die  Ladung;  aber  der  Senat  glaubt  dem  Zorne  der  Plebs  gegen- 
über nachgeben  zu  müssen,  versucht  Drohungen  gegen  einzelne 
Plebejer,  dann  Bitten:  Coriolan  wird,  als  er  beim  Termin  nicht 
erschien,  abwesend  verurtheilt,  Livius  erkennt  also  kein  gesetz- 
b'hes  Recht  der  Tribunen,  Coriolan  und  überhaupt  Patricier 
zar  Verantwortung  zu  ziehen,  an;  aus  Klugheit  und  um  dem 


»)  Cic.  de  rep.  II,  34. 
b)  Uv.  U,  34  und  35. 
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Sturme  auszuweichen,  geben  die  Patricier  nach*):  im  Uebrigeu 
ist  sein  Bericht  so  dürftig,  dass  er  der  vollständigeren  Ueber- 
lieferung  nur  in  Betreff  des  Nichterscheinens  beim  Termin 
widerspricht,  sonst  allen  Vermuthungen  über  die  Form  der  An- 
klage Raum  gewährt : deshalb  wird  er  von  den  neueren  Gelehrten 
vorgezogen. 

Dagegen  sehr  ausführlich  ist  die  Darstellung  bei  Dionysius, 
der  sich  Plutarchb)  anschliesst;  aus  Dio  Cassius"®)  Geschichte 
besitzen  wir  eine  kurze  auf  Coriolan  bezügliche  Bemerkung,  die 
aber  mit  Dionysius  übereiustimmt.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass 
ein  grosser,  vielleicht  dem  Umfange  nach  der  grössere  Theil 
von  Dionysius’  Erzählung  schriftstellerische  Bearbeitung  und  zwar 
Bearbeitung  in  einem  uns  wenig  zusagenden  Geschmacke  ist 
Die  Reden,  welche  er  von  den  Consuln,  Tribunen,  am  Ende  vou 
Coriolan  selbst  halten  lässt,  sind  seine  eigene  Erfindung;  in  den 
Annalisten,  so  weitläuftig  sie  auch  sonst  sein  mochten,  kann  er 
dieselben  nicht  gefunden  haben.  Aber  eben  so  wenig  kann  man 
läugnen,  dass  er  sie  im  Geiste  derjenigen  Personen,  welche  er 
sie  halten  lässt , gearbeitet  hat , dass  er  nicht  willkürlich  dem 
einen  diese,  dem  andern  jene  Worte  leiht,  sondern  nach  antiker 
Sitte  die  eigenen,  aus  dem  Studium  der  Quellen  geschöpften 
Betrachtungen  in  Reden  von  handelnden  Personen  einkleidete. 
Seine  Darstellung  verliert  also  an  unmittelbarer  Glaubwürdigkeit, 
gewinnt  aber,  weil  sie  von  seiner  Sorgfalt  zeugt.117) 

Dionysius  erkannte  den  Wendepunkt,  der  in  Coriolans  Pro- 
cesse  für  die  Entwickelung  der  Römischen  Verfassung  liegt:  mit 
ihm  beginnen  die  tribunicischen  Anklagen,  welche  bald  so  grossen 
Einfluss  gewannen,  dass  sie  eine  durchgreifende  Controlle  der 
Regierenden  durch  die  Regierten  herbeiführten.  Coriolan  wurde 
wegen  Verletzung  der  Tribunen  oder  des  Stäudevertrages  oder 
einer  ähnlichen  Sache  angeklagt,  die  nächste  Anklage  fand  wegen 
Nichtausführung  eines  den  Plebejern  günstigen  Gesetzes  statt. 


a)  Livius  1.  I.:  sed  adco  infensa  erat  coorta  plebs,  ut  unius  poena 
defungendum  esset  patribus. 

b)  Dionys.  Vll,  21  — 67;  PluL  Cor.  16  — 20. 

c)  Dio  fr.  Vat.  15.  Vergl.  Zouaras  VII,  16. 
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die  dritte  wegen  unglücklicher  Kriegführung:  es  gab  am  Ende 
keine  Regierungshaudlung,  für  die  nicht  nach  Ablauf  des  Arnts- 
jabres  von  den  Tribunen  und  dem  in  Tributcomitien  versammel- 
ten Volke  Rechenschaft  gefordert  werden  konnte.  Es  ist  ein  be- 
deutendes Verdienst  von  Dionysius , diesen  Wendepunkt  deutlich 
erkannt  und  klar  ausgesprochen  zu  haben.  Er  sagt  am  Ende 
seiner  Erzählung:  „dies  ist  der  erste  Fall,  wo  ein  Patricier  vor 
das  Volk  berufen  wurde , um  gerichtet  zu  werden , und  seit  jener 
Zeit  wurde  es  bei  den  Vorstehern  des  Volkes  Sitte , jeden  Bür- 
ger, den  es  ihnen  gut  schien,  vorzufordern,  um  sich  gerichtlich 
vor  dem  Volke  zu  verantworten".*)  Gegen  die  Plebejer  hatten 
die  Tribunen  schon  früher  eine  Gerichtsbarkeit,  nicht  nur  in  den 
bestimmten  Fällen,  welche  ihre  Unverletzlichkeit  angingen  und 
durch  das  Icilische  Plebiscit  bestimmt  waren,  sondern  wahr- 
scheinlich in  idlen  Fällen,  über  die  sie  erkennen  wollten;  als 
sie  jetzt  dasselbe  Recht  gegen  die  Patricier  ausüben  konnten, 
war  die  Folge  die,  welche  Dionysius  angiebt:  sie  konnten  jeden 
Bürger  vor  das  Gericht  der  Plebs  laden.  Er  hat  sich  über  die 
Bedeutung  von  Goriolans  Process  zwar  kurz,  aber  richtig  ausge- 
drückt. Um  so  mehr  werden. wir  ihm,  wenngleich  wir  die  Ein- 
zelheiten seines  Berichtes  nicht  als  geschichtlich  überliefert  be- 
trachten , dennoch  in  den  Hauptsachen  allen  Glauben  schenken 
müssen.  Namentlich  scheint  es  ihm  darauf  angekommen  zu  sein, 
bei  diesem  ersten  Processe  die  Form  und  das  Verfahren  in  allen 
ähnlichen,  später  häufig  vorkommenden  Processen  darzustellen: 
vielleicht  sind  diese  sogar  die  Quelle  gewesen,  aus  der  er  den  - 
Gang  seiner  Erzählung  entnahm.  Man  kann  in  dieser  Hinsicht 
Coriolaus  Process  mit  dem  früher  von  uns  besprochenen  Pro- 
cesse von  P.  Horatius  vergleichen,  dessen  Darstellung  bei  Li- 
viu<  uns  die  eine  Form  des  gerichtlichen  Provocationsverfahrens 
giebt.  Wir  unterscheiden  demnach  in  Dionysius’  Erzählung  zwei 
Theile:  der  erste  umfasst  die  Streitigkeiten  der  Volkstribunen 


a)  Dionys.  VII,  65  Autt)  rpärrrj  xav  dvBpo?  7ta-pix(ou  ei; 

vov  ifjiiv,  tftviro  iiti  Sfxjj,  xal  i-'  ixetvoo  toü  ypfivoj  Toi«  uorEpov  Xap.ßd- 
‘<0.151  t tjv  tou  jtpooTaolav  xalhaTTj  xaXeiv  oii;  8<5£»it  tiöv  zoXitüiv 

''1V  wUovraj  ’jrcö  toö  inp-OJ. 


16* 
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mit  dem  Senate  bis  zur  Feststellung  des  gerichtlichen  Verfah- 
rens, der  zweite  dies  Verfahren  selbst. 

Die  Veranlassung  der  Streitigkeiten  war  nach  Dionysius 
folgende.  Bei  den  Beratungen  des  Senates  über  die  Vertei- 
lung des  während  einer  Tlieuerung  aus  Sicilien  angekommenen 
Getreides  that  sich  C.  Marcius  Coriolanus  hervor:  er  war  ein 
Feind  der  Plebs  theils  seiner  ganzen  politischen  Gesinnung  nach 
theils  persönlich  auf  sie  erbittert,  weil  er  bei  der  Consulwahl 
durchgefallen  war:  er  hatte  sich  grossen  Kriegsruhm  und  durch 
denselben  zahlreiche  Clienten  erworben.  Coriolan  also  rieth,  die 
Theuerung  zu  benutzen,  um  das  Volkstribunat,  das  dem  Staate 
Gefahr  drohe,113)  zu  beseitigen.11)  Die  entschlossenen  unter  den 
Senatoren  stimmten  ihm  bei  und  trotzdem  dass  die  Volkstribu- 
uen , welche  von  den  Consuln  berufen  im  Senate  zugegen  w aren, 
heftigen  Widerspruch  erhoben,  gewann  es  den  Anschein,  als 
würde  der  Senat  Coriolans  Vorschlag  annehmen. b)  Ob  in  die- 
ser Darstellung,  selbst  abgesehen  von  der  Rede  Coriolans,  das 
Uebrige  sich  in  der  Ueberlieferung  vorfand  oder  von  Dionysius 
erdacht  wurde,  lässt,  sich  nicht  entscheiden.  Seine  Erzählung 
unterscheidet  sich  von  der  bei  Livius  darin,  dass  bei  ihm  das 
Bemühen  hervortritt,  das  Vergehen  Coriolans  nicht  als  in  der 
Rede  allein  liegend  darzustellen:  die  meisten  Senatoren  stimm- 
ten ihm  bei  und  es  hatte  gewissermassen  die  Ausführung  des 
von  ihm  beantragten  Senatsbeschlusses  begonnen.  Dies  scheint 
richtiger  als  Livius'  Darstellung.  Bei  den  fortwährenden  Strei- 
tigkeiten der  Patrieier  und  Plebejer,  wo  von  beiden  Seiten  die 
heftigsten  Reden  vorkamen,  wäre  es  unbillig  gewesen,  Worte 
allein  bestrafen  zu  wollen,  und  die  Strenge  späterer  Gesetze, 
nach  denen  selbst  Vorschläge  über  Veränderung  von  bestimmten 
Staatseinrichtungen  mit  Strafe  bedroht  wurden , war  damals  noch 
unbekannt:  sonst  hätte  es  weiter  keines  Streites,  sondern  nur 
der  Ausführung  der  gesetzlich  bestehenden  Strafen  bedurft 

In  dem  Vorschläge  Coriolans,  das  Tribunat  aufzuheben, 
liegt  ohne  Zweifel  eine  Verletzung  des  Stäudevertrages ; aber  es 

a)  Dionys.  VII,  21—24. 

b)  Dionys.  VII,  25. 
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zeigte  sieh  eine  Lücke  in  der  Gesetzgebung.  Der  Vertrag  war 
m den  beiden,  damals  getrennt  stehenden,  Ständen,  den  Pa- 
triciern  und  den  Plebejern,  beschworen  worden»),  w'ie  zwischen 
zwei  kriegführenden  Mächten  Frieden  geschlossen  wird,  vermit- 
telst der  Fetialen. b)  Aber  eben  so  wenig  wie  in  diesem  Falle 
eine  Strafe  für  den  Uebertreter  festgesetzt  wird,  deswegen  weil 
dieselbe  ohne  erneuten  Kriegszustand  nicht,  vollzogen  werden 
kann,  eben  so  wenig  war  es  möglich,  für  den  Bruch  des  Ständever- 
trages eine  Strafe  zu  bestimmen.  Selbst  eine  Auslieferung  Corio- 
lans an  die  Plebejer , ein  Mittel , wodurch  sonst  Staaten  bei  dem 
Brache  eines  Vertrages  sich  gegenseitig  Genugtuung  zu  geben 
pflegten119),  wäre  in  diesem  Falle  nicht  anwendbar  gewesen.  Denn 
Coriolan  allein  war  nicht  im  Stande  den  Vertrag  zu  brechen  und 
das  Tribunat  aufzuheben:  er  war  nicht  einmal  Beamter.  Höch- 
stens konnte  er  vermöge  seines  Ratlies  und  Ansehens  Veran- 
lassung sein,  dass  seine  Standesgenossen  ihn  nach  gemeinsamen 
Entschlüsse  brachen:  dann  aber  waren  diese,  die  Thäter,  nicht 
er,  der  den  Rath  gegeben,  schuldig.  Das  natürlichste  wäre  ge- 
wesen, Coriolan  vor  Gericht  zu  stellen,  wie  jeden  andern  Ver- 
brecher, der  die  Gesetze  des  Staates  übertreten.  Jedermann 
aus  dem  Volke  und,  wenn  sie  wollten,  die  Tribunen  selbst  konn- 
ten ihn  bei  den  Consuln  belangen:  diese  mussten  dann  das  Ver- 
brechen in  einen  bestimmten  juristischen  Begriff,  etwa  den  der 
perduellio,  fassen  und  ein  Gericht  entweder  vor  den  Quästoren 
oder  unter  ihrem  eigenen  Vorsitze  niedersetzen.  Wurde  er  in  die- 
sem Gerichte  verurteilt,  so  stand  ihm  die  Berufung  an  die  Cen- 
turiatcomitien  frei.  Ein  solches  Verfahren  verlangte  Coriolan 
später  selbst'),  auch  die  Tribunen  wären  damit  zufrieden  ge- 
wesen, wenn  er  so  verurtheilt  worden  wäred);  aber  sie  sahen 


a)  Dionys.  VII,  50.  Die  Patricier  beschwören  den  Vertrag:  mctvret  ir.i 
■ü»  topäov  xat  E-jioXria;  t airrüiv  te  xai  tiüv  djioydvuiv  uijidoa te. 

b)  Dionys.  VI,  89. 

c)  Dionys.  VII,  34  spricht  Coriolan : ti  ?e  ßouXV;oetet(  tt;  ircl  t<I>v  özotuiv 
*;>toi  xxtTj'yopEiv  Eit  Ipyiov  EÖÖ'jva;  d-attetv  »ftt  Xdyouv , £vi)a  vdjxo;  iotiv, 
tfwoos  tlvat  Sixijv  iiriyciv, 

d)  Unmittelbar  nachdem  Coriolan  im  Seuate  seinen  Vorschlag  über 
Aufhebung  des  Tribunates  gemacht  hatte,  sagen  die  Tribunen  im  Senate 
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seine  Freisprechung  voraus,  selbst  wenn  die  Consuln  die  Klage 
annehmen  sollten.  Denn  er  würde  von  denjenigen  gerichtet 
worden  sein,  deren  Mehrheit  mit  ihm  übereinstimmte. 

Die  Tribunen  schlugen  also  einen  andern  Weg  ein.  Recht- 
lich konnten  sie  nichts  thun:  sie  eröffneten  also  gleichsam  den 
Krieg  gegen  die  Patricier , wie  es  wenige  Jahre  vorher  die  Plebs 
bei  der  Auswanderung  auf  den  heiligen  Berg  gethan  hatte:  nur 
war  diese  jetzt  in  so  fern  im  Vortheil,  als  sie  bestimmte,  mit 
grosser  Macht  ausgestattete,  Führer  hatte.  Die  Tribunen  berie- 
fen das  Volk,  setzten  das  Geschehene  auseinander  und  luden  Co- 
riolan  vor  sich  zur  Verantwortung,  nicht  um  das  Volk  über  ihn 
abstimmen  zu  lassen  (dies  ergiebt  sich  aus  dem  Folgenden),  son- 
dern um  selbst  ihn  zu  verhören.  Als  er  nicht  erschien,  gingen 
sie  mit  den  Aedilen  und  einer  Volksmenge,  um  ihn  zu  greifen. 
Dionysius*)  sagt  nicht,  aus  welchem  Grunde  oder  unter  wel- 
chem Vorwände  die  Tribunen  Coriolan  verhören,  dann  strafen 
wollten.  Er  hatte  sich  nichts  weiter  gegen  die  Plebs  zu  Schul- 
den kommen  lassen  als  seine  Abstimmung  im  Senate.  Den 
Ständevertrag  hatten  die  Patricier  einzeln  beschworen , Verderben 
von  den  Göttern  und  Menschen  auf  sich  herabwünschend,  wenn 
sie  ihn  brächen:  nun  erklärten  die  Tribunen,  Coriolan  habe  ihn 
gebrochen,  sie  dürften  ihn  also  als  einen  Geächteten  tödten.b) 
Wäre  dieser  Grundsatz  angenommen  worden,  so  hätte  Gewalt 
statt  des  Rechtes  in  Rom  geherrscht;  denn  ohne  dass  eine  Ver- 
urtheilung  zur  Aechtimg  in  bestimmten  gesetzlichen  Formen  ge- 
schieht, darf  selbst  ein  der  Aechtung  schuldiger  nicht  bestraft 
werden.  Die  Plebejer  aber  hatten  bisher  kein  Recht  gehabt, 
über  einen  Patricier  ein  Urtheil  zu  fällen,  während  das  Umge- 
kehrte uralte  Römische  Verfassung  war.  Deshalb  setzte  Corio- 
lan der  Gewalt  wiederum  Gewalt  entgegen : die  Patricier  hielten 


bei  Dionys.  VII,  25  ti  fiVj  xuiXiotiav  o'jtöv  o’i  rcarpfxioi , r<5Xt|j.ov  eusjXi®> 
ei;  t))v  raiXtv  eijrfyovta  üavatip  trjpLuöoavTt;  X)  cpufj  , aitot  roirjativ  -roiro 
IXcyov. 

a)  Dionys.  VII,  26. 

b)  Dass  dies  die  Schlussfolgerung  der  Tribunen  war,  deutet  Dionys. 
VII,  31  an,  wo  er  den  Consul  Minucius  dieselbe  von  Seiten  der  Patricier 
gegen  Plebejer,  welche  deu  Stäudevertrag  brächen,  anweuden  lässt 
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es  für  Unrecht,  einen  der  Ihrigen  ohne  ordentliches  Gericht  den 
Tribünen  Preis  za  gehen*)  und  wehrten  die  Augreifenden  ab: 
darüber  entstand  ein  Aufruhr  des  Volkes,  den  die  Consuln  mit 
Muhe  für  jenen  Tag  besänftigten.  Aber  es  war  ein  Kriegszu- 
stand zwischen  den  Ständen.  Hätte  Coriolan  sich  in  die  Forde- 
rang der  Tribunen  gefügt  , so  hätte  er  damit  auch  ihre  Gewalt 
über  ihn  und  alle  Patricier  anerkannt,  und  diese  hätten  mittel- 
bar auf  einem  Umwege  erreicht,  was  auf  geradem  Wege  zu  er- 
reichen ihnen  unmöglich  war,  eine  Unterwerfung  der  Patricier 
imter  ihre  Gerichtsbarkeit:  diese  hätten  sich  der  von  der  Plebs 
beschlossenen  tribunicischen  Unverletzlichkeit,  sowie  dem  Irdi- 
schen Piebiscite  fügen  müssen.  Deshalb  leistete  Coriolan  den 
Tribunen  Widerstand.  Freilich  wurde  dadurch  die  Rechtsfrage 
wieder  eine  andere:  es  handelte  sich  nicht  mehr  um  Verletzung 
des  Ständevertrages,  von  welcher  die  Streitigkeiten  ausgegangen 
waren,  sondern  um  Verletzung  der  Heiligkeit  der  Volkstribunen: 
das  Letztere  wurde,  wie  das  nächste  Verfahren  der  Tribunen 
zeigt,  vorzugsweise  hervorgehoben.  Es  zeigte  sich  wieder  eine 
Lücke  in  der  Verfassung.  Die  Tribunen  waren  von  dem  eon- 
salarischen  imperium  ausgenommen,  d.  h.  die  Consuln  hatten 
ihnen  nichts  zu  befehlen,  konnten  sie  nicht  zur  Rechenschaft 
riehen.  Aber  die  Unverletzlichkeit  derselben  war  von  den  Pa- 
triciem  nicht  anerkannt:  wenn  also  ein  anderer  Patricier  ausser 
den  Consuln  ihnen  zu  nahe  trat,  so  gab  es  keine  anderen  als 
die  gewöhnlichen,  von  den  Patriciem  verwalteten,  Gerichte: 
allenfalls  konnte  man  sich  auf  das  Valerisehe  Provocationsgesetz 
berufen. b)  Dies  mochte  genügen , so  lange  das  Amt  der  Tribunen 
ein  untergeordnetes,  nur  eben  zur  Hülfeleistung  für  Unglückliche 
bestimmtes,  blieb;  da  es  sich  aber  unerwartet  zu  Macht  und  An- 
sehen emporgeschwungen,  musste  dieser  Schutz  gegen  die  Pa- 
tricier ungenügend  erscheinen:  es  war  nothwendig,  dass  diese 
Verfassungslücke  bald  nach  Einsetzung  des  Tribunates  ausgefüllt 


a)  Dionys.  VII,  26  ol  81  r.a-cplxioi  8eivov  iflr jadptvoi  ToSpyov,  uitö  tcüv 

npi  5otr({  iytoÄat  asöiv  ß(i j u.  s.  w.  ÄötTj  ist  hier  das  .ordent- 
hriie , vor  den  patricisehen  Beamten  anzustellende , Gerichtsverfahren. 

b)  S.  oben  S.  160. 
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wurde,  und  wahrscheinlich  benutzten  die  Tribunen  den  ihnen 
von  Coriolan  gegebenen  Anlass  mit  Freuden.  Aber  ebenso  natür- 
lich war  der  Widerstand  der  Patricier,  welche  zwar  gern  den 
Tribunen  allen  Schutz  gegen  Unbill  gewährt  hätten,  aber  sich 
ihrerseits  nicht  ihrer  Gerichtsbarkeit  fügen  wollten.  Es  blieb 
nur  die  Möglichkeit  des  gegenseitigen  Nachgebens  und  des  Ver- 
gleiches übrig. 

Am  folgenden  Tage,  erzählt  Dionysius“)  weiter,  hielten  die 
Tribunen  eine  Versammlung  des  Volkes,  die  Consuln  eine  des 
Senates.  Der  letztere  beschloss  eine  Aussöhnung  der  Stände  zu 
versuchen : die  Consuln  sollten  in  so  fern  dem  anfänglichen 
Verlangen  der  Tribunen  nachkommen,  als  sie  mit  Coriolan 
sich  vor  dem  Volke  rechtfertigten.  Diesen  Schritt  konnten  sie 
thun,  ohne  den  Tribunen  irgend  ein  Recht  zuzugestehen:  sie 
konnten  die  Beruhigung  ertheilen,  dass  man  eine  Aufhebung  des 
Tribunates  nicht  beabsichtige,  dass  somit  Coriolans  Worte  im 
Senate  nur  Worte  bleiben  würden.  Eine  solche  Rede  lässt  Dio- 
nysius den  Consul  M.  Minucius  in  der  Volksversammlung  halten. 
Dieser  erklärt  ausdrücklich,  der  Senat  wolle  das  Volkstribunat 
aufrecht  erhalten:  demnach  treffe  Coriolan  nur  die  Schuld  einer 
freimüthigen  Rede.  Was  die  von  den  Tribunen  versuchte  Strafe 
Coriolans  anbetrifft,  so  erwähnt  er  die  beiden  der  Plebs  auf 
dem  heiligen  Berge  verliehenen  Sachen,  den  Schuldenerlass  und 
das  zur  Hülfe  für  Bedrängte  eingesetzte  Volkstribunat,  und  fahrt 
dann  fort:  „Nach  welchem  Gesetze  verlangen  eure  Vorsteher, 
die  Tribunen,  einen  von  den  Patriciern  mit  dem  Tode  oder  der 
Verbannung  zu  bestrafen?  Denn  weder  die  alten  Gesetze  geben 
euch  diese  Gewalt  noch  der  neuliche  Vertrag  mit  dem  Senate.  *’)" 
Auch  Coriolan  erklärt  später  vor  dem  Volke,  die  Plebejer  in 
keiner  Sache  zu  Richtern  haben  zu  wollen,  weil  sie  keine  ge- 
setzliche Macht  hätten. Wenn  wir  von  Dionysius'  Aus- 

a)  Dionys.  VII,  27. 

b)  Dionys.  \ II,  30  (oi  rpoeaxTjx4xe;  yuiüv)  rotu>  ypTjs dpicvoi  vouluj  8a- 
vdxio  C^P'ioOv  fj  -pyyij  tüiv  Ttaxptxiouv  xivd  a-uöaojoiv ; oyx«  ydp  ol  saXatoi 
v<ip.oi  xayxx^v  ö«maiv  ujaiv  TTyv  ££ oyai'av  o5xt  ai  VEinsrxt  xcvduEvat  zpo;  xXv 

flo'jXijv  6p.oXoy(ai. 

c;  Dionys.  VII , 34  5ixaaxatc  ay-oit  ypr(o8at  üEpt  oäitv&i 
7ipdy|xaxo{,  «u{  ouSe^tsv  £/oyai  vdpupiov  i£oya(av. 
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sehmückung  abseheu  und  uns  nur  au  die  von  ihm  erwähnten 
Thatsaehen  halten,  so  war  durcli  diese  Rechtfertigung  der  Con- 
soln,  namentlich  auch  durch  ihre  entschiedenen  Erklärungen  in 
Betreff  des  Tribunates  der  ursprüngliche  Streitpunkt  aufgehoben: 
die  Verletzung  des  Ständevertrages  durch  den  Vorschlag  zur  Auf- 
hebung des  Tribunates  wird  zwar  noch  erwähnt,  aber  nicht  weiter 
zur  Begründung  eines  Strafantrages  benutzt. 

l'm  so  hartnäckiger  zeigen  sich  die  Tribunen  in  Betreff 
des  zweiten  Punktes,  der  Verletzung  ihrer  Unantastbarkeit.  Das 
übrige  Volk  zeigt  sich  zufriedengestellt  mit  den  Erklärungen  des 
Consuls,  die  Tribunen  nicht,  besonders  nicht  der  Ilauptankläger 
unter  ihnen , C.  Sicinnius.  Das  Collegium  beräth  und  erklärt, 
es  verurtheile  Coriolan,  weil  er  an  die  auf  Befehl  der  Tribunen 
handelnden  Aedilen  Hand  gelegt  hätte,  zum  Tode:  es  versucht 
Coriolan  greifen  zu  lassen,  um  ihn  vom  Tarpejischen  Felsen  zu 
stürzen.  Dies  war  keine  Drohung  künftiger  Strafe,  kein  Schein- 
urtheil,  da*s  die  Behandlung  der  Sache  vor  dem  Volke  nach  sich 
ziehen  sollte:  es  war  ernstlich  gemeint  und  sollte  augenblicklich 
vollzogen  werden.  Wir  haben  früher*)  gezeigt,  dass  Fälle  sol- 
cher rascher  Bestrafung  vorgekommen  sind  und  den  Verurtheil- 
ten  nichts  Hülfe  bringen  konnte,  als  Zwiespalt  im  Collegium, 
ln  diesem  Falle  sagt  Dionysius  mehrere  Male  ausdrücklich11),  die 
Tribunen  hätten  Coriolan  „ohne  Gericht",  d.  h.  ohne  Volksge- 
richt, tödten  wollen,  und  das  Vergehen  war,  wenn  es  -ein  Verge- 
hen war,  offenbar  und  vor  Aller  Augen  geschehen.  Indessen 
die  Tribunen  drangen  mit  ihrer  Forderung  nicht  durch:  die  Pa- 
tricier  setzten  ihnen  entschlossenen  Widerstand  entgegen,  weil 
sie  ihre  Gerichtsbarkeit  nicht  anerkannten;  auch  die  Plebejer 
sahen  die  Unbilligkeit,  welche  in  der  augenblicklichen  Bestrafung 


a)  Siehe  oben  S.  229. 

b)  Dionys.  VII,  31  äxprtov  iitoxTctvetv  inr/ttpoüvTi;  , 5v  äv  iüD.tuaiv 
i:  ijuLäro  sagt  der  Consul  zum  Volke  von  den  Tribunen;  c.  36  toü 

w xapTtpui-mo'v  pifpo?  äv8 otdjov  xsl  oöx  «yairrjTÜ);  5ey_<ifj.cvov  ivSpöc  Ira- 
T.apdi'jaii  ir.i  üatd-u>  xat  -raö-a  ‘ixptToo.  Darauf  beziehen  sich 
noch  die  Worte  des  Patriciers  Ap.  Claudius  c.  51  8(xt(v  ütpfstma,  a6-6c 
tjaX/.t  xaT^yopöt  tc  xai  pufp-ot  xat  itxxorij«  loeoüat  xat  toü  xf(j 

ttatopia;  xipto;. 


Digilized  by  Google 


250 


Erneute  Anklage  Coriolans. 


Coriolans  lag,  ein.  Denn  vor  ihm  war  kein  Patricier  von  den 
Tribunen  gestraft  worden  und  die  heftigsten  Gegner  mussten  zu- 
geben,  dass,  da  der  Angeklagte  die  Berechtigung  der  Richter 
bestritt,  der  Rechtspunkt  mindestens  zweifelhaft  sei.  Die  Tri- 
bunen, der  Strömung  des  Volkswillens  folgend,  gehen  von  ihrer 
Forderung  ab:  sie  nehmen  das  ausgesprochene  Todesurtheil  zu- 
rück und  erkennen  damit  an,  dass  weder  die  Unverletzlichkeit 
der  Tribunen  noch  das  leilisehe  Plebiscit  für  die  Patricier  gilt. 
Sie  setzen  Coriolan  einen  Termin  vor  dem  Volke.  Sie  begrün- 
den dies  Verfahren  mit  dem  Valerischen  Provocationsgesetze.*) 
Damit  müssen  sie  zugeben,  dass  sie  ein  neues  Recht  für  das 
Tribnnat  in  Anspruch  nehmen.  Denn  jenes  Gesetz  bezieht  sieb 
nur  auf  die  Urtheile  patriciseher  Richter : sie  selber  konnten  nur 
nach  der  Aehnlichkeit  jenes  Verfahrens  ein  neues  begründen 
wollen,  rechneten  aber  darauf,  dass  die  Patricier  und  der  Senat, 
um  die  Lücke  in  der  Verfassung  auszufüllen,  dasselbe  als  ge- 
setzlich anerkennen  würden.  Bei  dem  neuen  Processe  vor  dem 
Volke  sollte  die  Schuld  Coriolans  untersucht  werden.  Dionysius 
lässt  die  Tribunen  zum  Volke  sagen:  „Wenn  ihr  nach  dem  Ge- 
setze Herren  über  die  Abstimmung  werdet,  dann  bestimmt  ihm 
die  Strafe,  deren  ihr  ihn  schuldig  tindetb)'';  also  auch  eine  ge- 
ringere Strafe  wollen  sie  für  ihn,  wenn  er  verurtheilt  wird,  zu- 
lassen. 

Inzwischen  folgte  die  freigiebige  Getreidevertheilung  an  die 
Plebs  und  der  Feldzug  gegen  Antium,  wodurch  die  Patricier  die 
Gunst  der  Menge  zu  gewinnen  und  den  Sturm  der  innern  Un- 
ruhen zu  beschwören  suchten.0)  Ihr  Bemühen  war  vergeblich. 
Nach  hergestelltem  Frieden  berief  der  Tribun  Sicinnius  eine 
Volksversammlung  und  beraumte  den  Tag  für  das  Volksgericht 
gegen  Coriolan  an.  Deswegen  beriefen  die  Consuln  den  Senat. 
Man  kann  fragen,  weshalb  sie  nicht  die  Tribunen  rulüg  gewäli- 


a)  Dionys.  VII,  36  dXA’  t-etörj  itpd’paoiv  iüjrpitrij  itpoßrfXAovral  Ttvtt  w 

vdjjLov  — , o’jx  ii  T(üv  ro/axäiv  oiSiva  drroxTtlvat  ixpitov,  Tjyympijsout’ 
a&xois  tci  Sfxatov  toöto. 

b)  Dionys.  VII,  36  oxav  Trjc  *axd  xöv  vd(iov  xipi«. 

TipL^uaTE  aÖTiü  tjs  av  «upTjTS  Cr)pi(a{. 

c)  Dionys.  VII,  37. 
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n>n  Hessen:  deren  Verfahren  war,  wie  sie  selbst  erkennen  mussten, 
Echt  gesetzlich,  folglich  eben  so  wenig  eine  etwaige  Verurtei- 
lung durch  sie,  der  rechtliche  Folgen  nicht  beizulegen  waren, 
fcnnoch  drohte  von  einem  Volksurtheil  die  höchste  Gefahr. 
Narb  Römischer  Anschauung  war  das  Volk  der  höchste  Richter 
and  wenn  dasselbe  einen  Börger  zum  Tode  verurteilt  hatte,  so 
'lass  es  Jedem  erlaubte  ihn  zu  tödten  und  den  Mörder  in  seinen 
vhntz  zu  nehmen  versprach,  oder  ihn  verbannt,  also  für  un- 
würdig erklärt  hatte  im  Staate  zu  leben,  so  blieb,  mochte  es 
jesetzlich  oder  ungesetzlich  berufen  sein,  nichts  übrig  als  sich 
ihm  zu  fügen.  Strafen  kann  man  das  Volk  nicht.  Entweder 
musste  man  also  das  Zusammentreten  des  Volkes  hindern  und 
das  konnte  in  diesem  Falle,  da  die  Tribunen  vom  imperinm  der 
Consuln  ausgenommen  waren,  nur  durch  verfassungswidrige  Ge- 
walt geschehen,  oder  man  musste  den  Volksbeschluss  anerkennen 
and  damit  für  immer  die  Patricier  der  Gerichtsbarkeit  der  Tri- 
bunen unterwerfen.*)  Die  Consuln  beschlossen  nach  dem  Gut- 
achten des  Senats  eine  Vermittelung  und  traten  mit  den  Tribu- 
nen in  Unterhandlung.  Beide  Theile  gaben  nach:  die  Consuln 
verzichteten  auf  die  bisherige  Straflosigkeit  der  Patricier  den 
ribunen  gegenüber,  die  Tribunen  auf  die  unmittelbare  Gerichts- 
barkeit des  Volkes.  Die  Consuln  gaben  das  Volksgericht  zu, 
'erlangten  aber  einen  vorherigen  Senatsbeschluss,  weil  ohne 
einen  solchen  keine  Volksversammlung  entscheiden  könne.  Dazu 
verstanden  sich  die  Tribunen,  machten  aber  dabei  die  Bedin- 
gungen, erstens  es  sollte  im  Senate  eine  förmliche  Verhandlung 
über  Coriolans  Schuld  mit  Anklage  und  Verteidigung  statttin- 
ien,  zweitens  die  Senatoren  sollten,  wie  in  einem  Gerichtshöfe, 
ihr  Urtheil  eidlich  abgeben,  wie  auch  das  Volk  nach  einem  Eide 
lie  Entscheidung  sprechen  sollte b),  drittens  der  Senatsbeschluss 
sollt«  nach  Stimmenmehrheit  gefasst  werden.  Damit  war  eine 
l ebereinstimmung  zwischen  Patriciern  und  Plebejern  erreicht: 


a)  Dionys. VII,  38  sagt:  xot;  8'  ün^toic  difoet  ßouXeooctpiivoic  iiexa  toü 
-■rrtZct’jj  |*t(  rtpiopav  -röv  Jfjjiov  f jo'jota;  T7)Xixa6Ti)s  veipiov  ytv<5|«vov. 
t)  Dionys.  VII,  45. 
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nur  ein  Punkt  über  die  Art  der  Volksversammlung  kam  nach 
Dionysius*)  erst  später  zur  Sprache. 

Die  Volkstribunen  waren  mit  allen  ihren  anfänglichen  For- 
derungen durchgefallen.  Sie  hatten  einen  Patricier  wegen  Ver- 
letzung des  Stände  Vertrages  vor  ihren  Richterstuhl  gefordert,  er 
war  nicht  erschienen : sie  hatten  einen  Patricier  wegen  Verlez- 
zung  der  tribunicischen  Heiligkeit  verurtheilt,  aber  das  Urtheil 
nicht  vollziehen  können:  sie  hatten  selbständig  einen  Patricier 
vor  das  Gericht  der  Tributcomitieu  stellen  wollen,  waren  aber 
nicht  durchgedrungen.  Damit  hatten  sie  auerkannt,  dass  ihre 
Amtsgewalt  sich  nicht  auf  die  Patricier  erstrecke.  Dennoch  hat- 
ten sie  ihren  Hauptzweck,  den  sie  bei  den  einzelnen  Forderun- 
gen im  Auge  gehabt,  erreicht:  ihre  Berechtigung,  Patricier  zur 
Rechenschaft  zu  ziehen , war  von  den  Patriciern  selbst  zugestan- 
den und  eine  bestimmte  Form  dafür  gefunden  worden.  Die? 
war  zwar  nicht  durch  ein  Gesetz  erfolgt,  aber  doch  durch  eine 
Uebereinkunft  der  beiden  Stände,  deren  Führer,  die  Consuln 
und  Tribunen,  sich  nach  langen,  beinahe  zu  Aufruhr  führenden 
Streitigkeiten  geeinigt  hatten.  Es  war  kein  Zweifel , dass  diese 
Uebereinkunft  gesetzliche  Kraft  hatte  und  für  die  Folge  eine  aus- 
reichende Rechtsgewohnheit  begründete.  Indem  die  Consuln  den 
Senat,  die  Tribunen  das  Volk  vertraten,  hätte  leicht  auch  ein 
Gesetz  zu  Stande  gebracht  werden  können.  Aber  ich  glaube, 
die  Letztem  wollten  es  nicht:  sie  betrachteten  die  ihnen  jetzt 
zugestandene  Befugniss  nicht  als  etwas  Besonderes  und  Neues. 
Sie  war  es  auch  kaum , sondern  nur  die  weitere  Ausführung  und 
Ergänzung  des  vier  Jahre  alten  Ständevertrages  vom  heiligen 
Berge.  Ebenso  wenig,  wie  wir  die  einzelnen  gesetzlichen  Stu- 
fen verfolgen  können,  in  denen  das  Recht  der  tribunicischen 
Hülfeleistung  in  das  allgemeine  Einspruchsrecht  überging  oder 
das  Recht  der  Tribunen  im  Senate  zu  erscheinen  und  mitzuwir- 
ken sich  ausbildete,  eben  so  wenig  dürfen  wir  uns  wurden), 
dass  die  bei  Coriolans  Processe  neu  errungene  Befugniss  der 
Tribunen  nicht  durch  ein  besonderes  Gesetz  bezeichnet  wird. 
Der  Stäudevertrag  hatte  die  T ribunen  geschaffen  als  unabhängig 


a)  Dionys.  VII,  38  und  39. 
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von  den  patricisoben  Beamten:  selber  hatten  sie  sich  Unverletz- 
lichkeit den  Plebejern  gegenüber  und  das  Recht,  in  plebejischen 
Volksversammlungen  unumschränkt  zu  sein , beigelegt  : sie  mach- 
ten auch  Anspruch  darauf,  in  gleichem  Verhältniss  dem  gesamm- 
ten  patricischeu  Stande  gegenüber  zu  stehen.  Dies  erreichten 
sie  nicht,  aber  wohl,  dass  sie  durch  Vermittelung  des  patrici- 
schen  Senates  jeden  Patricier  über  jede  Sache  zur  Rechenschaft 
ziehen  konnten.  Durch  Uebereinkunft  also  wurde  dies  festgesetzt : 
von  einem  Gesetze  spricht,  wie  eben  bemerkt,  die  Ueberliefe- 
rung  grösstentheils  nicht,  weder  Livius  noch  Dionysius  in  seinem 
ausführlichen  Berichte  über  Coriolans  Process.  Ja  der  Letztere 
sehliesst  gewissermassen  die  Möglichkeit  dazu  aus.  Nachdem 
er  von  der  Uebereinkunft  der  Consuln  und  Tribunen  gesprochen,*) 
lässt  er,  ohne  eine  inzwischen  gehaltene  Volks-  und  Senatsver- 
'ammlung  zu  erwähnen,  unmittelbar  am  folgenden  Tage  dieje- 
nige Senatssitzung  halten,  in  der  es  sich  um  das  Vergehen  Co- 
riolans handelte.  ,2°)  Dennoch  nennt  eben  derselbe  Dionysius 
später  einmal  gelegentlich  diese  Uebereinkunft  ein  Gesetz b),  in 
uneigentlichem  Sinne,  weil  sie  die  Wirkung  eines  Gesetzes 
hatte. 

Denn  dass  dies  der  Fall  war  und  sein  sollte,  dass  die  Ueber- 
-inkanft  wirklich  eine  Verordnung  für  die  Zukunft  bilden  sollte, 
ergiebt  sich  auf  das  deutlichste  sowohl  aus  den  Verhandlungen 
über  Coriolan  als  aus  den  späteren  Processen  älmlicher  Art. 
Erstlich , wenn  die  Vereinbarung  nicht  einen  allgemeinen  und 
für  alle  Fälle  gültigen  Charaeter  gehabt  hätte,  würde  nicht, 
nachdem  sie  getroffen  war,  noch  nachher  eine  Senatssitzung  ge- 
halten und  in  ihr  dann  im  Besonderen  über  Coriolans  Schuld 
verhandelt  worden  sein'-):  es  hätte  nach  geschehenem  Vertrage 
sogleich  das  Volksgericht  stattgefunden.  Zweitens  bei  den  Ver- 
handlungen über  Coriolans  Anklage  verhehlte  sich  der  Senat, 
wenigstens  nach  Dionysius’  Darstellung,  keinesweges,  welches 


a)  Dionys.  YD,  39. 

b)  Dionys.  IX,  46  toIk  IrccSitxvoTO.  6 Srjjxot  Ircxopiuaev  oü 

vpo  toÄ).oö . -<5v  tt  irepl  tiüv  oiy.aaTT(pi'(ov  Tfj{  pitTaycuyr,; . ip  ISwxtv  r(  ßouXi) 
"•Of  S^aui  TTjV  ijo'jot'av  xpfveiv , ob;  äv  aitoi«  xüiv  Ttaxpixunv  u.  S.  w. 

c)  Dionys.  VII,  39. 
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dauernde  Hecht  er  der  Plebs  und  deren  Tribunen  zugestände, 
dass  diese  fortan  in  so  fein  eiuen  wenigstens  negativen  Antheil 
an  der  Staatsverwaltung  nehmen  würden , als  sie  jeden  Patrider 
zur  Rechenschaft  ziehen  könnten.  Er  lässt  den  bekannten  Volks- 
freund M‘.  Valerius  darüber  im  Senate  reden:  dieser  giebt  zu, 
es  sei  eine  neue  Einrichtung,  dass  die  Plebejer  über  Patrieier 
richteten,  setzt  aber  die  Vortheile  auseinander,  die  darin  lägen: 
denn,  wenn  das  Volk  auf  diese  Weise  am  Staate  Tlieil  nähme, 
würde  sich  weder  eine  ausschliesslich  aristocratische  Verfassung 
noch  je  eine  Tyrannis  bilden  können.")  Valerius  erkennt,  dass 
damit  ein  Rechtsverfahren  über  Amtsverbrechen  geschaffen  war. 
wie  es  bisher  noch  keines  gegeben  hatte  und  doch  ein  Bedürf- 
nis« war.  Bisher  hatten  die  Consuln  zwar  auch  schon  nach 
Beendigung  ihres  Amtes  angeklagt  w erden  dürfen  und  w ir  be- 
gegnen wenige  Jahre  nach  Coriolan  dem  auffallenden  Beispiele 
von  Sp.  Cassius.  Allein  dies  war  nur  für  eine  Art  von  Ver- 
brechen geeignet;  denn  die  Anklage  musste  in  den  Formen  des 
gew  öhnlichen  Criminalprocesses  und  bei  denen  geschehen  , welche 

als  Standesgenossen  und  Inhaber  gleicher  Macht  auch  gleiche 

% 

Interessen  hatten.  Jetzt  gab  es  ausserhalb  der  Patrieier  stehende 
Beamte,  welche  durch  ihre  Entstehung  selbst  zur  Eifersucht  ge- 
gen die  Consuln  angewiesen  waren:  die  Anklagen  werden  also 
häutiger,  die  Freisprechungen  schwieriger.  Auch  die  spätere 
Römische  Geschichte  beweist  die  allgemeine  Gültigkeit  der  bei 
Coriolans  Processe  getroffenen  Vereinbarung  zwischen  den  Patri- 
ciern  und  Plebejern.  Es  folgten  vielfache  tribunicisehe  Ankla- 
gen gegen  Patrieier,  aus  den  verschiedensten  Gründen:  die  eineu 
wegen  schlechter  Staatsverwaltung,  die  andern  wegen  Vernach- 
lässigung der  plebejischen  Interessen,  noch  andere  wegen  Belei- 
digung der  Volkstribunen.  Die  einen  Angeklagten  wurden  zu 
Geldstrafen,  andere  zur  Verbannung  verurtheilt.  Bei  keiner  die- 
ser Klagen  hören  wir  von  einem  Streite,  der  sicli  zwischen  Pa- 
triciern  und  Plebejern  über  die  Berechtigung  der  Tribunen  zur 
Auklage  erhoben  hätte,  bei  keiner  von  einer  Unsicherheit  über 
das  einzuschlagende  Verfahren ; bei  einigen  lässt  sich  dieselbe 


a)  Dionys.  VII,  55  und  56. 
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Form  des  Processes,  welche  bei  Coriolan  stattfand,  durch  die 
geschichtliche  Ueberlieferung  nachweisen.  Der  nothwendige 
Schluss  hieraus  ist,  dass  die  bei  Coriolans  Fall  zwischen  den 
Patriciern  uud  Plebejern  getroffene  Uebereinkunft  den  Volkstri- 
bunen erlaubte,  jeden  Patricier,  aus  welchem  Grunde  es  auch 
sein  mochte,  vor  dem  Volke  anzuklagen  und  die  Formen  des 
dabei  zu  beobachtenden  Verfahrens  feststellte. 

Demnach  begingen  die  Tribunen , als  sie  zuerst  Coriolan 
vor  ihren  Richterstuhl  luden,  eine  Anmassung,  zu  der  sie  keine 
gesetzliche  Berechtigung  hatten;  und  wir  haben  gesehen,  dass 
sie  der  Ueberlieferung  nach  mit  ihrem  Vorhaben  nicht  durch- 
drangen, bis  sie  durch  Aufruhr  und  die  Befürchtung  bürger- 
lichen Zwistes  die  Patricier  zum  Nachgeben  gezwungen  und  sel- 
ber ebenfalls  nachgebend  eine  gesetzliche  Regelung  herbeigeführt 
batten:  die  spätem  Tribunen  hatten  zu  ihren  Anklagen  ein  von 
Niemanden  bezweifeltes  Recht.  Und  doch  kann  man  auch  jenen 
ersten  eine  gewisse  Berechtigung  der  Billigkeit  bei  ihrem  Vor- 
haben nicht  absprechen.  Nicht  nur  war  es  für  ihr  Amt  eine  unab- 
weisbare Notbwendigkeit,  ihr  Verhältnis  zum  ganzen  regieren- 
den Stande  zu  regeln,  sondern  sie  hatten  auch  einen  gesetzlichen 
Anhalt  in  dem  Valerischen  Provoeationsgesetze , das  zum  Schutze 
aller  Plebejer  gegen  alle  Patricier  erlassen  worden  war:  wir 
werden  hierauf  später,  wo  wir  von  den  Senatsverhandluugeu 
über  Coriolans  Schuld  sprechen,  zurückkommen.  Für  die  Ver- 
knüpfung der  neuen  Vereinbarung  mit  dem  alten  Grundgesetze 
des  Staates  spricht  noch  der  Umstand , dass  von  den  Tribunen 
fortan  alle  Patricier,  der  ganze  regierende  Stand,  angeklagt 
werden  konnten,  aber  nicht  die  patricischen  Beamten,  damals 
die  Consuln.  Wir  werden  freilich  von  einem  Versuche  büren, 
den  die  Tribunen  auch  gegen  sie  während  ihrer  Amtszeit  mach- 
ten; aber  er  misslang  und  musste  misslingen.  Es  lmt  im  Rö- 
mischen Staatsrecht  immer  der  Grundsatz  gegolten,  dass  Be- 
amte nie  während  ihres  Amtes,  sondern  nur  nach  Niederlegung 
desselben  zur  Rechenschaft  und  Strafe  gezogen  werden  konnten. 
Zunächst  nach  Vertreibung  der  Könige  war  dies  natürlich,  da 
der  Consul  seine  Unterbeamteu  nach  Gefallen  regierte,  bei  sich 
selbst  aber  unmöglich  angeklagt , noch  von  sieb  selbst  verurtheilt 
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werden  konnte.  Aber  auch  gegen  tribunicische  Anklagen  blieb 
der  Beamte,  so  lauge  er  Beamter  war,  unangreifbar.  Erstens 
war  es  ungereimt , die  Consuln  über  sich  selbst  die  zur  Anklage 
erforderliche  Senatssitzung  halten  zu  lassen,  sodann  aber  hatte 
es  sich  bei  Coriolans  Proeesse,  der  den  Anlass  zur  neuen  gesetz- 
lichen Bestimmung  gab,  um  Unterwerfung  nicht  mit  einem  Amt 
bekleideter  Patricier  unter  die  tribunicische  Macht  gehandelt 
Erst  wenn  der  Beamte  nach  Niederlegung  seines  Amtes  wieder 
einfacher  Patricier  geworden  war,  konnte  er  von  den  Tribunen 
belangt  werden.  Später  hat  man  allerdings  die  Vortheile  für 
eine  strenge  Regierung,  die  in  der  Unangreifbarkeit  der  Beam- 
ten lagen,  erkannt  und  deshalb  die  Sitte  festgehalten:  ihr  Ur- 
sprung aber  liegt  iu  den  angegebenen  Verhältnissen  und  auch 
der  Wortlaut  der  Uebereinkuuft  muss  so  gewesen  sein,  dass  er 
bei  genauer  Erklärung  nur  auf  die  Nichtbeamten  passte.  Eine 
andere  Wirkung  schloss  sich  daran  für  die  Folge.  Anklagen 
gegen  Patricier,  die  eben  nichts  als  Patricier  gewesen  waren, 
kamen  selten  vor;  meist  wurden  sie  gegen  gewesene  Beamte 
gerichtet:  man  gewöhnte  sich,  tribunicische  Anklagen  gegen  Pa- 
tricier als  Anklagen  wegen  Amtsverbrechen  zu  betrachten.  Dies 
trug  mit  dazu  bei,  dass  man  später,  als  man  Gesetze  wegen 
wirklicher  Amtsverbrechen  gab,  dennoch  in  ihnen  nicht  nur  ge- 
wesene Beamten,  sondern  den  ganzen  Stand,  aus  dem  die  Be- 
amten gewählt  werden  konnten,  d.  h.  anfangs  den  patrieischen. 
später  den  senatorischen  Stand  umfasste.*) 

Wir  kommen  zu  der  Form  des  Verfahrens,  das  für  tribuni- 
cische Anklagen  gegen  Patricier  vorgeschrieben  wurde.  Das 
erste  dabei  ist  ein  Senatsbeschluss:  der  Senat  wird  auf  Antrag 
eines  Tribunen,  der  die  Anklage  übernommen,  von  den  Consuln 
berufen,  natürlich  unter  Zustimmung  des  gesaminten  Tribunen- 
collegiums. Der  Senatsbeschluss  soll  zweierlei  entscheiden,  erst- 
lich ob  überhaupt  der  Process  vor  dem  Volksgericht  begonnen 
werden  soll,  zweitens  wegen  welchen  Verbrechens  und  unter 
welchem  Strafantrage.  Beide  Theile  werden,  bei  dem  Proeesse 


a)  Man  vergleiche  oben  S.  162  die  Ausführungen  über  das  Valerische 
Provocationsgesetz. 
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Coriolans,  welches  der  einzige  uns  genau  überlieferte  ist,  deut- 
iiili  unterschieden.  Es  kann  fraglich  sein,  ob  überhaupt  trotz 
fa  Forderung  des  Tribuueu  eine  Anklage  gegen  einen  Patricier 
zulässig  ist,  wenn  z.  B.  derselbe  ein  Amt  bekleidet,  ein  Fall, 
der  iu  den  uns  überlieferten  Beispielen  verkommt.  Demnächst 
wird  die  Anklage  genau  bestimmt,  dergestalt  dass  die  Ver- 
tändlungen vor  dem  Volke  sich  nur  auf  das  darin  bezeiehnete 
Verbrechen  richten  und  der  Angeklagte,  wenn  er  dessen  un- 
shulilig  befunden  wird , frei  gesprochen  werden  muss.  Auch 
der  Strafantrag  musste  gestellt  werden,  ob  Capital-  oder  Geld- 
strafe beantragt  wurde,  was  sich  übrigens  meist  aus  dem  Anklage- 
stände selbst  ergab.  Durch  den  Senatsbeschluss  wurde  der  Pu- 
trider den  Tribunen  gleichsam  überantwortet.*)  Daraus  darf 
man  nicht  schliessen , Coriolan  sei  wegen  Verletzung  des  Stände- 
vertrages augeklagt  worden : da  dieser  in  der  Form  eines  Büud- 
uisses  zwischen  zwei  feindlichen  Völkern  geschlossen  worden, 
«i  nach  der  Bestimmung  des  alten  Völkerrechtes  Coriolan  als 
Friedensbrecher  dem  beleidigten  Theile  ausgeliefert  worden. b) 
Dann  müsste  man  einen  Irrthum  von  Dionysius  annehmen,  der 
ausdrücklich  von  Ueberantwortung  spricht  und  doch  als  Anklage- 
gund  einen  andern  als  den  Bruch  des  Ständevertrages  angiebt, 
und  könnte  trotzdem  noch  keine  Aehnliehkeit  finden,  da  Corio- 
lan nicht,  wie  es  nach  Völkerrecht  geschieht,  zu  beliebiger  Be- 
strafung, sondern  zu  einem  in  bestimmten  Formen  Und  unter 
bestimmter  Anklage  zu  führenden  Verfahren  ausgeliefert  wurde. 
Die  Anschauung  der  Römer  war  vielmehr  die,  Tribunen  und 
Plebejer  hätten  kein  Recht  über  einen  Patricier,  nur  ausnahms- 
weise könnte  er,  wenn  er  ihnen  von  seinen  Standesgenossen 
ausgeliefert  wäre,  durch  sie  gerichtet  werden.  Weil  es  hierbei 
auf  den  Stand  ankommt , der  einen  der  Seinen  preisgiebt , nicht 
auf  die  höchste  berathende  Staatsbehörde,  welche  den  Process 
eines  Bürgers  gut  heisst,  könnte  man  glauben,  der  patricische 


a)  Dionys.  VIII,  8 sagt  Coriolan:  Ixooxov  xf,;  ßouXijC  oov  i-i 

Ur-itw  /.ajitt. : VIII,  30  derselbe:  ßouXf) — (j.£  tot;  iydpoZ;  und: 

Owiptcc  i r2p3it?<5vat  fit  xip  8r(|iiu  jtapaivtüv;  VII,  53:  j^pfj  ”opa8oöva( 
vox  Ix8ox^>  kr. t xtfuopla  xoi;  iyÖpoic. 

b)  S.  oben  S.  245. 
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Tlieil  des  Senates,  die  eigentlichen  patres , hätten , ehe  der 
Senatsbeschluss  zu  Stande  kommen  konnte,  ihre  besondere  Ein- 
willigung geben  müssen.  Und  es  mag  so  gewesen  seiu.  In- 
dessen eine  geschichtliche  UeberlieferUug  haben  wir  darüber  nicht 
und  unsichere  Vermuthungen  über  diesen  schwierigen  Punkt  zu 
begründen  ist  hier  nicht  der  Ort.. 

Wichtiger  ist  es,  die  Art  und  Weise,  wie  nach  der  Ueber- 
einkuuft  der  Patricier  und  Plebejer  die  Berathung  und  der  Be- 
schluss des  Senates  in  diesem  Falle  erfolgen  soll,  zu  betrachten. 
Sie  ist  ganz  abweichend  von  der  sonstigen  Sitte  des  Senates 
und  bestand  nur  so  lange,  als  überhaupt  die  Unabhängigkeit  der 
Patricier  von  den  Volkstribunen  dauerte,  bis  zur  Gesetzgebung 
der  zwölf  Tafeln.  Der  Senat  wurde  aus  einer  berathenden  Be- 
hörde in  ein  Richtercollegium  verwandelt  und  darnach  die  Art 
seiner  Verhandlungen  und  Beschlussfassung  geändert  Sonst  hat  der 
Vorsitzende  Consul  das  Recht,  nicht  nur  den  Gegenstand  der  Bera- 
thung  zu  bestimmen,  sondern  auch  das  Wort  zu  ertheileu  und  zu  ent- 
ziehen: namentlich  hing  es  damals  von  seinem  freien  Ermessen 
ab,  ob  er  den  Volkstribunen  die  Anwesenheit  und  die  Rede  im 
Senate  verstatten  wollte.  Jetzt  aber  wurde  ausdrücklich  be- 
stimmt, die  Tribunen  sollten  ihre  Anklage  halten  dürfen  und 
jedem  von  den  Senatoren,  der  für  oder  gegen  Coriolau  sprechen 
wollte,  sollte  das  Wort  verstattet  sein.  Zweitens  kam  inai 
überein  „ die  Stimmenmehrheit  unter  den  Senatoren  sollte  ent- 
scheiden: was  diese  beschlossen  hätte,  das  solle  der  Consul  ah 
Senatsbeschluss  verkünden.*)  Man  nahm  diesem  damit  allei 
Einfluss  auf  die  Abstimmung  und  Hess  ihm  nur  die  Ehre,  al 
Vorsitzender  die  äussere  Ordnung  dabei  aufrecht  zu  erhalten 
Drittens  sollten  die  Senatoren  schwören  und  zwar  muss  mal 
nach  Dionysius*  Worten  sich  das  Verfahren  so  denkeu,  das 
jeder  Senator  einzeln  aufgerufen  wurde,  den  Eid  leistete  uiv 
dann  mündlich  seine  Stimme  abgab h):  es  fand  also,  entgege 


a)  Dionys.  VII,  39. 

b)  Dionys.  VII,  39  spipEiv  81  rr(v  yvtüpTjv  äjiovxaj . a>ar.ep  £v  Sixoan-jp« 
töv  v o [jl t (jl o v Spxov  ipidoavTat.  Vergl.  C.  47  iraot  oi  “posttciTxtTO  -Jv 
-apoüai.  xafta'iicp  Iv  öixaarT;p(ip . (itt)’  öpxou  ilf^ov  ijntpdpEc*. 
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der  sonst  im  Senate  herrschenden  Sitte,  namentliche  Abstim- 
mung statt  Dionysius  sagt,  dies  sei  geschehen  „wie  in  einem 
Gerichtshöfe  ” : er  meint  damit  die  Schwurgerichtshöfe  seiner 
Zeit;  denn  zu  Coriolans  Zeit  gab  es  keine  Versammlung  vou 
Richtern,  wo  so  abgestimmt  worden  wäre,  es  war  eine  neue 
Erhudung.  Sie  hörte  auf,  als  nach  der  Gesetzgebung  der  zwölf 
Tafeln  die  Tribunen  Beamte  des  Gesammtstaates  wurden,  erhielt 
sich  wenigstens  nur  für  einzelne,  seltene  Gelegenheiten.  Es 
werden  bei  Livius  drei  Fälle  erwähnt,  wo  der  Senat  ebenfalls 
nach  einem  Eidschwur  abstimmte:  der  erste  im  Jahre  210  v. 
Chr.,  wo  ihm  durch  Volksbeschluss  die  Entscheidung  über  die 
Canipauer  übertragen  wurde“);  der  zweite  201  v. Chr.,  als  ihm 
ebenfalls  durch  das  Volk  die  Entscheidung  über  die  Provinzen 
zuiiel ; der  dritte  172  v.  Chr.,  wo  er,  auch  nach  einem  Plebiscite 
über  die  Ligurer  zu  urtheileu  hatte. r)  ln  diesen  Fällen  wurde 
der  Senat  als  eine  Art  von  Gerichtshof  eingesetzt  und  deshalb 
den  anfgerufenen  Senatoren  nicht  nur  der  Eidschwur,  sondern 
auch,  wie  ausdrücklich  bezeugt  ist,  namentliche  Abstimmung 
und  Entscheidung  nach  der  Mehrheit  auferlegt.  Es  ist  kein 
Zweifel,  dass,  wie  die  Schwurgerichte  in  Rom  überhaupt  vom 
Senate  herzuleiten  sind,  so  auch  der  Schwur  und  die  Art  des 
Schwörens  vom  Senate  auf  die  für  die  Gerichte  erbosten  Rich- 
ter übergegaugeu  sind.121) 

Nach  diesen  Vereinbarungen  über  das  Verhältniss  der  Pa- 
tricier  und  der  plebejischen  Beamten  begann  der  Proeess  Corio- 
lans  und  zwar,  wie  vorgeschrieben  war,  im  Senate.  Dio- 
nysius lässt  hier  zuerst  die  Ankläger,  die  Tribunen,  auftre- 
ten:  der  eine  von  ihnen  hält  die  Hauptrede,  die  andern  fügen 
einzelnes  hinzu.*1)  Die  übrige  Rede  des  Hauptanklägers,  welche 
über  die  Stellung  der  Plebs,  den  Character  Coriolans  und  an- 
dere für  den  Proeess  minder  erhebliche  Punkte  handelt,  über- 
gehen wir:  vou  Wichtigkeit  dagegen  ist  der  Anfang  der  Rede, 


a)  Liv.  XXVI,  33. 

b)  Liv.  XXX,  40. 

c)  Liv.  XLÜ,  21. 

d)  Dionys.  VII,  39  Bgd. : c.  47. 
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in  welcher  er  über  den  Rechtspunkt  spricht.*)  Er  erzählt  hier 
von  der  Zeit  unmittelbar  nach  Vertreibung  der  Könige  und  von 
dem  Provoeationsgesetz  des  Consuls  P.  Valerius,  das  den  be- 
drängten Plebejern  Schutz  gegen  den  regierenden  Stand  der 
Patricier  gewährt  habe.  Dies  Gesetz,  behauptet  er,  sei  von  der 
Art,  dass  darnach  Coriolan  wegen  des  Unrechts  und  der  Gewalt- 
thätigkeit,  welche  er  allen  Plebejern  mit  Einschluss  der  Tribunen 
zugefügt  habe,  vor  Gericht  gezogen  werden  müsse:  selbst  ohne 
Senatsbeschluss  könnte  er  ihn  deshalb  eigentlich  vor  die  Volks- 
versammlung laden.  Wir  haben  früher1*)  gezeigt,  dass  dieses 
Gesetz  die  Beleidigungen  aller  Patricier  gegen  Plebejer  untersagte, 
dass  es  solche  Beleidigungen  für  tyrannisch  erklärte  und  mit 
demselben  Fluche  und  derselben  Acht  belegte,  welche  auf  das 
Streben  nach  Alleinherrschaft  gesetzt  war:  es  hatte  den  Rechts- 
grund gebildet,  weshalb  die  Tribunen  schon  vor  der  Vereinba- 
rung mit  den  Patriciern  Coriolans  Bestrafung  gefordert  hatten.') 
Die  Widerlegung  dieses  von  den  Tribunen  angeführten  Rechts- 
grundes, welche  von  Dionysius  in  der  Rede  von  Appias  Claudius, 
dem  Vertheidiger  des  patricischen  Standes,  gegeben  wird,  ist 
sehr  schwach*1):  das  Valerische  Gesetz  sei  nicht  gegen  die  Pa- 
tricier, sondern  zu  Gunsten  der  Plebejer  gegeben  worden.  Wich- 
tiger ist,  was  ebenderselbe  anführt,  das  Gesetz  sei  in  der  ziem- 
lich langen  Zeit  seines  Bestehens  noch  nicht  gegen  einen  Patri- 
cier angewendet  worden.  Die  Rede  von  M\  Valerius,  der  als 
Volksfreund  und  Friedenstifter  auftritt,  enthält  nichts  Besonderes 
auf  den  Rechtspunkt  bezügliches,  solidem  beschäftigt  sich  damit, 
die  Vortheile  der  neuen  auf  eine  durchgängige  Beaufsichtigung 
der  Regierenden  durch  die  Regierten  abzielenden  Einrichtung 
auseinander  zu  setzen.0)  Ohne  Zweifel  enthalten  diese  Reden 
Betrachtungen  von  Dionysius,  verrathen  aber  dem  aufmerksamen 
Beobachter  deutlich,  worauf  bei  Coriolans  Processe  Gemacht  ge- 


a)  Dionys,  VII,  41  ’Kpiü  8s  repi  toü  Sixaiou  rpiütov  u.  s.  w. 

b)  Siehe  oben  S.  160  flgd. 

c)  Vergl.  oben  S.  225. 

d)  Dionys.  VII,  52. 

e)  Dionys.  VII,  54  — 57. 
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legt  werden  muss  und  dieses  wichtige  kann  sehr  wohl  als  ge- 
schichtliche  Ueberlieferung  gelten. 

Es  entsta'nd  darauf  die  Frage,  wie  die  Anklage  lauten,  auf 
welches  bestimmte  Verbrechen  die  Untersuchung  vor  dem  Volke 
gerichtet  werden  sollte.  Coriolan,  bemerkt  Dionysius,  erwartete, 
wegen  seiner  im  Senate  über  den  Ständevertrag  abgegebenen 
Meinung  vor  Gericht  gestellt  zu  werden:  dies  würde  der  Senat 
nicht  bewilligt  haben , um  nicht  die  Redefreiheit  im  Senate  zu 
beschränken.  *)  Dies  ist  wohl  nur  ein  Kunstgriff  des  Geschichts- 
schreibers, um  bemerklich  zu  machen , dass  der  ganze  Streit- 
punkt, von  dem  Coriolans  Process  ausging,  später  aufgegeben 
wurde:  nach  seiner  eigeneu  Darstellung  konnten  die  Tribunen 
nicht  mehr  darauf  zurückkommen.  Sie  erklärten,  Coriolan  we- 
gen Streben«  nach  Alleinherrschaft  beim  Volke  belangen  zu 
wollen:  dies  wurde  bewilligt.  Coriolan  selbst  verlangte  sich 
von  solchem  Vorwurfe  reinigen  zu  können.  Es  muss  geschicht- 
liche Ueberlieferung  gewesen  sein,  dass  er  wegen  Strebens  nach 
der  Tyrannis  angeklagt  wurde:  auch  Dio  Cassius  in  einem  uns 
erhaltenen  Fragmente  «•zählt  es.b)  Darauf  folgte  das  Volksge- 
richt. Auch  über  dieses  waren  vorher  einige  Vereinbarungen 
zwischen  den  Patriciem  und  Plebejern  getroffen  worden.  Man 
hatte  bestimmt,  der  Gerichtstennin  sollte  erst  an  dem  dritten 
Markttage  anberaumt.  werden:  es  ist  das  erste  Mal,  dass  das 
genannte  trinundinum , über  welches  wir  später  mehr  zu  sagen 
laben  werden,  erscheint.  Es  war  im  Interesse  des  Angeklagten, 
damit  er  Zeit  hätte  die  Vertheidigung  vorzubereiten  und  alle 
nöthigen  Beweismittel  herbeizuschaffen,  aber  auch  im  Interesse 
der  Ankläger,  um  die  Aufmerksamkeit  des  Volkes  zu  erregen. c) 
Ohne  Zweifel  galt  die  damit  zusammenhängende  Bestimmung, 
dass  das  Gericht  an  jenem  einen  Tage  beendet  werden  musste: 
trat  irgend  eine  Störung  ein,  so  war  der  Angeklagte  freigespro- 
chen.  Die  zweite  Vereinbarung  war,  dass  die  Volksversammlung 
mit  einem  Eidschwur  ihre  Stimmen  abgeben  sollte“*),  eine  höchst 

a)  Dionys.  VH,  58. 

b)  Dio  Dass.  fr.  Vat.  15. 

c)  Dionys.  VII,  58  und  59. 

d)  Dionys.  VII,  45  Ivopxov  IroIsci  -rijv  tpfjtpov  und  c.  63. 
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bemerkenswertlie  Bestimmung,  .von  der  sieh  sonst,  soviel  ich 
weiss,  bei  der  Volksversammlung  keine  Spur  findet.  Auch 
lässt  sich  aus  Dionysius'  Worten  nicht  sehliessen,  auf  welche  \\  eise 
die  Vereidigung  geschah,  wahrscheinlich  ähnlich  wie  bei  den 
Senatoren,  dass  die  Bürger  einzeln  hervortraten,  den  Eid  schwu- 
ren und  ihre  Stimme  abgaben.  Dies  ist  freilich  von  dem  son- 
stigen Verfahren  einer  Römischen  Volksversammlung  abweichend, 
setzt  auch  eine  verhältnissmässig  geringe  Zahl  der  Abstimmen- 
den voraus. 

Indessen  über  die  wichtigste  Sache  war  noch  keine  feste 
Bestimmung  getroffen,  nämlich  darüber,  welche  Art  von  Volks- 
versammlung das  Urtheil  fällen  sollte.  Die  Tribunen  beraumten 
den  Termin  auf  den  dritten  Markttag  an  und  richteten  Alles 
für  Tributcomitien  ein:  da  erhoben  sich  Coriolans  Anhänger  und 
verlangten  Centuriatcomitien.  Sie  führten  ohne  Zweifel  als  Grund 
für  ihre  Forderung  das  Valerisehe  Provocationsgesetz  an*):  nach 
ihm  richteten  die  Centimen  und  es  hatte  den  Rechtsgrund  für 
die  ganze  gegen  Coriolan  imgestellte  Verfolgung  gegeben,  ln 
den  Centurien,  wo  das  Uebergewieht  in  den  Händen  der  Pa- 
tricier  und  der  Wohlhabenden  lag,  hoffte  man,  würde  Coriolan 
freigesprochen  werden.  Aber  eben  dies  war  für  die  Tribunen 
der  Grund,  auf  Tributcomitien  zu  bestehen:  sie  behaupteten, 
gerade  das  gemeine  Volk  sei  durch  Coriolan  beleidigt  worden 
und  müsse  über  ihn  richten b),  wahrscheinlich  auch,  das  Valerische 
Gesetz  sei  durch  die  neue  Uebereinkunft  verändert  worden.  Kurz, 
sie  setzten  ihre  Forderung  durch  und  Tributcomitien  wurden  zn 
Richtern  über  Coriolan  bestimmt.  Es  ist  höchst  befremdend, 
dass  dieser  Streit  über  die  Comitien  sich  überhaupt  jetzt  noch 
erheben  konnte.  Erstlich  muss  man  eine  so  wichtige  Sache  bei 
der  Uebereinkunft  der  Patricier  und  Plebejer  übergangen  haben, 
während  man  unwichtigere  Sachen  in  Bezug  auf  die  Abstimmung 
anordnete.  Zweitens  fragt  man,  wie  man  in  dem  Senatsbeschluss, 
wodurch  das  Gericht  bestimmt  wurde , die  Volksversammlung 
bezeichnet  habe.  \V enn  man  den  Ausdruck  plebs  brauchte,  so 

a)  Vergl.  oben  S.  182. 

b)  Dionys.  VII,  59. 
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war  kein  weiterer  Streit  möglich:  man  hatte  also  populus  ge- 
sagt. womit  man  Centuriat-  und  Curiatoomitien  bezeichnen  konnte. 
Indessen,  wie  auffallend  dies  auch  ist,  ein  Grund , an  der  rich- 
tigen üeberlieferung  bei  Dionysius  zu  zweifeln,  ist  nicht  da:  ja, 
eben  der  Umstand,  dass  der  Streit  über  die  Comitien  hier  auf- 
fallend ist,  macht  es  wahrscheinlich,  dass  der  Geschichtsschreiber 
treu  seinen  Quellen  folgte.  Auch  ist  kein  Zweifel,  dass  sich 
seine  Nachrichten  vollkommen  erklären  lassen,  dass  trotz  der 
vorangehenden  Vereinbarung  dennoch  der  Streit  über  die  Volks- 
versammlungen sich  erheben  konnte:  nur  muss  man  die  Phan- 
tasien der  neueren  Gelehrten,  welche  diesen  Punkt  der  Römischen 
Alterthümer  behaudelt  haben,  aufgeben  und  von  der  Ueberliefe- 
rung  ausgehen.  Jedoch  diese  Auseinandersetzung  ist  schwierig 
and  sehr  weitläuftig:  sie  würde  uns  von  dem  eigentlichen  Ge- 
genstände abführen  und  eine  besondere  Arbeit  verlangen.  Wir 
begnügen  uns  hier  die  geschichtliche  üeberlieferung  angegeben 
und  durch  äussere  Gründe  wahrscheinlich  gemacht  zu  haben. 
Wir  bemerken  nur  noch  die  Worte,  welche  Dionysius")  später 
in  Bezug  auf  Coriolans  Process  einem  Tribunen  bei  anderer  Ge- 
legenheit in  den  Mund  legt.  Er  lässt  ihn  zwei  vom  Volke  be- 
stätigte Gesetze  erwähnen.  Durch  das  erste  habe  der  Senat 
dem  Volke  das  Recht  gegeben,  über  jeden  Patricier  Recht  zu 
sprechen:  damit  meint  er  die  von  uns  erwähnte  Uebereinkunft, 
welche  die  Consuln  und  Tribunen  im  Namen  ihrer  Stände  ge- 
schlossen hatten. b)  Auch  das  zweite  Gesetz,  das  den  Curiatco- 
mitien  statt  der  Centurien  das  Recht  der  Entscheidung  über- 
tragen habe,  muss  bei  eben  derselben  Gelegenheit  erlassen  sein. 
Es  bedarf  indessen  einer  weiteren,  hier  nicht  zulässigen,  Erklä- 
rung, um  die  beiden,  mit  einander  scheinbar  in  Widerspruch 
stehenden,  Zeugnisse  von  Dionysius  zu  vereinigen. 

Abgesehen  von  der  Verschiedenheit  der  Abstimmung  hatten 


a)  Dionys.  IX,  46  xobj  ijteJ ttxvuxo . ou;  6 ö^u-o;  irtx'iptoaEv 

vj  üpö  r.o O.o'j.  -it  xt  xxepl  xtüv  5ixaoxTjp(u>v  xr({  pttxayu» . tu  I4ujxev 
jSwM)  xtji  ÖTju.t>)  rijv  ijouatctv  xpivttv.  oüj  äv  aüxoic  4 8;eie  xtüv  Traxptxitov, 
Ml  X*V  ÜTltp  XTj{  ')(7)!pTjtpOpta«  , 8j  O'JX^Tl  X7)V  XoytXtV  tXxX7jo(oV,  dXX«  X7)V 
xwptdxiv  trottt  xtüv  tj^tptuv  xopfav. 

b)  Vcrgl.  oben  S.  153. 
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die  Tributcomitien,  welche  von  den  Tribunen  (lurchgesetzt  wur- 
den, auch  einen  andern  Vorsitzenden  als  die  Centuriat-  und  Cu- 
riatcomitien.  Diese  wurden  von  den  Consuln  geleitet  und  das 
war  ebenfalls  ein  Grund  gewesen,  weshalb  die  Tribunen  sich 
gegen  dieselben  erklärt  hatten : in  jenen  führten  sie  selbst  den 
Vorsitz,  also  auch  bei  Coriolans  Process,  was  Dionysius  zwar 
nicht  ausdrücklich  bemerkt,  aber  aus  den  Einzelheiten  seiner 
Erzählung  mit  Sicherheit  geschlossen  werden  kann.*)  Darnach 
leiteten  den  Process  die  Tribunen,  welche  die  Anklage  vor  dem 
Senate  geführt  hatten,  wahrscheinlich  einige  der  Hauptankläger 
abwechselnd.  In  den  Verhandlungen  der  Volksversammlung  un- 
terscheidet Dionysius  zwei  Theile.  Zuerst  tritt  der  Consul  Mi- 
nucius  auf  und  erzählt  in  seiner  Rede,  die  Patricier  hätten  den 
Plebejern  nachgegeben  und  die  Anklage  Coriolans  zugestanden: 
mit  diesem  neu  erworbenen  Rechte  möchten  sie  zufrieden  sein 
und  Coriolan,  der  sonst  ein  verdienter  Bürger  sei,  ohne  Ab- 
stimmung, ohne  weiteres  gerichtliches  Verfahren  lossprecheiv 
Indessen  die  Tribunen  widersetzen  sich  diesem  Vorschläge  und 
so  wird  die  förmliche  Untersuchung  gehalten. b)  Es  ist  schwer  zu 
sagen,  ob  Dionysius  diese  Einzelheit  in  seinen  Quellen  gefunden: 
möglich , dass  er  nur  bei  Coriolans  Process  angeben  wollte , was 
in  solchem  Volksprocesse  geschehen  konnte.  In  beiden  Fällen 
ist  es  sicher,  dass  die  Volksversammlung,  auch  ohne  nähere 
Untersuchung,  durch  allgemeinen  Zuruf,  durch  laute  Aeusseruns? 
ihres  gesummten  Willens,  dem  die  Tribunen  nachgeben  muss- 
ten, die  Freisprechung  des  Angeklagten  herbeifuhren  konnte 
Die  Verurtheilung  wohl  nicht  Bei  Coriolan  also  kam  es  zui 
förmlichen  Verhandlung,  bei  der,  wie  der  Consul  Minucius  be- 
merkt, nur  auf  die  Anschuldigung  wegen  Strebens  nach  Allein 
herrschaft  eingegangen  werden  durfte.  Darüber  sprechen  di( 
anklagenden  Tribunen:  dagegen  vertheidigt  sieh  Coriolan.  E 


a)  Z.  ß.  der  Tribun  Sicinnius  erklärt  bei  Dionys.  VH,  61,  er  werd 
die  Abstimmung  veranlassen  (dva?iüattv  -rtjv  'l/r(tpav)  und  c.  63  gebietet  de 
Tribun  Decius  Stillschweigen,  und  gestattet  dem  Angeklagten  das  Wor 
Beides  kann  nur  der  Vorsitzende  thun.  Man  vergleiche  auch  c.  64  ai 
Ende. 

b)  Dionys.  VII,  60  und  61. 
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gewann  durch  die  Aufzählung  seiner  Heldentliaten  sichtlich  die 
Zuneigung  des  Volkes,  als  einer  der  Tribunen  Decius  in  erneu- 
ter Anklagerede  einen  andern  Beweis  für  das  Streben  nach  der 
Tyrannis*)  beibrachte:  Coriolan  habe  bei  dem  Feldzuge  gegen 
Antium  die  Kriegsbeute  nicht,  wie  es  seine  Pflicht  war,  in  den 
Staatsschatz  abgeliefert,  sondern,  um  die  Beistimmung  seiner 
Genossen  für  seine  hochverrätherischen  Pläne  zu  gewinnen,  an 
dieselben  vertheilt:  eine  Thatsache,  welche  der  Angeklagte, 
wenngleich  er  andere  Beweggründe  hatte,  doch  als  richtig  zu- 
geben musste. m)  Deshalb  zürnte  ihm  das  Volk  und  als  der 
Zorn  sich  in  Toben  und  Lärmen  äusserte,  schlossen  die  Tribu- 
nen die  Verhandlung  und  beantragten  nach  gemeinsamer  Bera- 
thung  ewige  Verbannung;  denn  eine  Capitalstrafe  fürchteten  sie 
nicht  .durchführen  zu  können.  Aber  die  Verbannung,  ich  glaube 
ohne  Vermögensverlust,  wurde  über  Coriolan  mit  zwölf  Stim- 
men der  Tribus  gegen  neun  ausgesprochen. ,23) 

Wir  haben  Dionysius'  Darstellung  von  Coriolans  Process 
(inrehgenommen.  Es  ist  kein  Zweifel , dass  sie,  wie  erwähnt, 
nach  antikem  Geschmacke  rhetorisch  bearbeitet  ist;  aber  eben 
so  wenig  ist  es  zweifelhaft  , dass  dies  nicht  nach  willkürlicher 
Erfindung  geschehen  ist,  sondern  quellenmässig , wenigstens 
nach  dem  Verfahren  anderer  Hoch verrathsproeesse,  in  denen  die 
Tribünen  als  Untersucher,  die  Tribus  als  Richter  Vorkommen : Dio- 
nysius wollte  in  diesem  ersten  Volksproeesse  ein  Muster  geben, 
wie  man  sich  überhaupt  deren  Verlauf  zu  denken  habe.  Er  er- 
kennt die  Wichtigkeit  des  Proeesses,  löst  alle  dem  Geschichts- 
schreiber aufstossenden  Fragen,  ist  in  sich  vollkommen  harmo- 
nisch und  hat  überdem  in  allen  Hauptsachen , z.  B.  der  Anklage, 
der  Stimmenanzahl  der  Verurtlieilenden , bestimmte  Zeugnisse 
der  Quellen  vor  sich.  In  Bezug  auf  die  Anklage  wird  er  von 
Dio  Cassius  bestätigt:  wo  er  von  Livius  abweicht,  in  dem  Er- 
scheinen Coriolans  beim  Termin,  hat  er  wahrscheinlich  Recht. 
Vielleicht  ist  Livius  durch  das  Nichterscheinen  Coriolans  bei 
den  anfänglichen  Terminen  vor  dem  Volke  irregeführt  worden: 
keines  Falls  hätte  Dionysius  den  Termin  so  ausführlich  schil- 

a)  So  sagt  es  austlrücklieb  Dionys.  VII,  63. 
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(lern  können,  wenn  er  bestimmte  Erwähnung  gefunden,  dass 
Coriolan  sich  zu  demselben  nicht  gestellt  hatte. 


Zehntes  Capitel. 

Weitere  tribunicische  Anklagen.  T.  Menenius.  Sp.  Servilius.  C.  Manilas 
und  L.  Furius.  Ap.  Claudias.  Process  von  Kaeso  Cluinctius.  Versuch  die 
regierenden  Consuln  anzuklagen.  T.  Romilius  und  G.  Veturius.  Ergeb- 
nisse über  die  tribunicische  Gerichtsbarkeit.  Ihre  Givilgerichtsbarkeit. 

Die  Aedilen  als  Gehülfen  der  Tribunen. 

Bei  Coriolans  Anklage  war  das  Recht  der  Volkstribunen, 
Patricier  vor  dem  Volksgericht  zur  Rechenschaft  zu  ziehen,  an- 
erkannt und  in  seinen  Formen  festgestellt  worden:  nicht  ein 
einzelner  Zweig  der  Staatsverwaltung  war  fortan  der  Controlle 
der  Plebejer  unterworfen,  sondern  die  gesummte;  nicht  allein 
gewesene  Beamten  konnten  von  den  Tribunen  vorgeladen  wer- 
den, sondern  überhaupt  alle  Patricier,  welche  den  regierenden 
Stand  bildeten  uud  an  der  Verwaltung  Theil  nahmen;  zum  Be- 
ginn eines  solchen  Processes  war  ein  Senatsbeschluss,  der  den 
Grund  der  Anklage  enthielt  , nothwendiges  Erforderniss.  Indes- 
sen machten  die  Plebejer,  wenigstens  so  viel  die  Ueberlieferung 
erzäldt,  nicht  alsbald  von  ihrem  neu  gewonnenen  Rechte  Ge- 
brauch. Es  folgte  der  schwere,  durch  Coriolans  Verurtheilung 
herbeigeführte  Krieg,  die  Ackerstreitigkeiten  und  die  Macht  des 
Fabischen  Geschlechtes.  Erst  als  dieses  an  der  Cremera  um- 
gekommen  war,  beginnen  die  tribunicischen  Anklagen  von  Pa- 
triciern. 

Der  erste  Angeklagte  war  T.  Menenius  Lanatus,  der  Con- 
sul  des  Jahres  477  v.  dir. : er  wurde  nach  Ablauf  seines  Amts- 
jahres von  zwei  Tribunen,  Q.  Considius  und  T.  Genucius,  vor 
das  Volksgericht  gefordert.  Der  Grund  der  Anklage  scheint  die 
schlechte  Kriegführung,  welche  den  Untergang  der  Fabier  her- 
beiführte, geweseu  zu  sein.  So  sagen  es  Dionysius  und  Dio 
Cassius*),  und  auch  Livius  giebt  dies  als  Grand  der  Verurthei- 

a)  Dionys.  IX,  25;  Dio  Cass.  fr.  26.  * 
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Jung  an*),  wenngleich  er  hinzusetzt,  er  sei  von  den  Tribunen, 
welche  das  Ackergesetz  betrieben,  angeklagt  worden,  lieber  den 
Gang  des  Processes  erfahren  wir  nur  eines,  dass  die  Ankläger 
Anfangs  auf  Capitalstrafe hatten  antragen  wollen,  aber  nach  dem 
Ausfälle  der  Untersuchung  nur  auf  eine  Geldstrafe  von  2000  As 
antrugen. b)  Nach  dem  Verfahren  in  Coriolans  Process  werden 
wir  also  annehmeu') , dass  durch  den  Senatsbeschluss  eine  Ca- 
{litalauklage  von  Menenius  gestattet  war,  dass  diese  auch  im  Ge- 
richtstennin  festgehalten  wurde,  bis  nach  der  Untersuchung  und  vor 
der  Abstimmung  die  Aenderung  in  einen  Antrag  auf  Geldstrafe  ge- 
schah. Ueber  die  Strafe  selbst  ist  die  Nachricht  von  Dionysius 
bemerkenswerth.  Als  Menenius  sie  bezahlt,  sagt  er,  hätte  er 
sieh  wieder,  wie  früher,  den  Staatsgeschäften  widmen  können, 
er  habe  sich  aber  aus  Kummer  über  die  Verurtheilung  in  das 
Privatleben  zurückgezogen.  Daraus  ersieht  man,  dass  diese 
Verurtheilung  durch  das  Volk  auf  tribunicische  Anklage  an  sich 
keine  Schande  brachte  und  keine  andern  Folgen  als  eben  die 
Strafe  hatte : es  war  eine  politische  Massregel.  Dagegen  eine 
Verurtheilung  im  ordentlichen  Gerichtswege  hätte  bürgerliche 
Strafe  zur  Folge  gehabt. 

Sogleich  im  folgenden  Jahre  wurde  Sp.  Servilius,  als  er 
vom  Consulate  abgetreten  wrar,  durch  zw'ei  Volkstribunen  L.  Cae- 
dirius  und  T.  Statius  angeklagt  , nach  übereinstimmender  Ueber- 
lieferung,  wegen  Ungeschicks  im  Kriege:  der  nöthige  Senatsbe- 
srhluss  muss  erlassen  worden  sein.  Aber  die  Anstrengungen 
der  Patricier,  des  Angeklagten  Unerschrockenheit  bei  der  Ver- 
theidigung,  auch  die  Reue  der  Plebejer  über  die  Verurtheilung 
von  Menenius  bewirkten,  dass  er  von  allen  Tribus  freigesprochen 
wurde.11)  Wiederum  im  folgenden  Jahre , 473  v.  Chr.,  beschloss 


a)  Liv.  11,  52  sagt:  Q.  Considius  et  T.  Genucius.  auctores  agrariae 
kgit,  T.Mcnenio  diem  dicunt.  lnvidiae  erat  amissum  Cremerae  praesidium. 
Aber  bald  nachher  bei  der  Anklage  von  Sp.  Servilius:  Et  huic  proelium 
l*um  Tuscis  ad  ianicuhun  erat  crimini,  cl.  h.  dieser  ebenfalls,  wie  früher 
lteoeniiut,  wurde  wegen  Unglücks  im  Kriege  angcklagt. 

b)  Liv.  11,  52;  Dionys.  IX,  27. 

c)  Vergl.  oben  S.261:  Dionys.  VII,  64. 

d)  Liv.  II,  52;  Dionys.  IX,  28  flgd. 
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der  Tribun  Cn.  Genucius,  die  Controllc  der  Staatsverwaltung, 
welche  die  Plebejer  üben  durften,  als  Mittel  zur  Durchführung 
des  Ackergesetzes  zu  benutzen:  er  klagte  die  eben  abgetretenen 
Consuln  C.  Manlius  und  L.  Furius  an,  weil  sie  nicht  gemäss 
des  zwölf  Jahre  vorher  erlassenen  Ackergesetzes  von  Sp.  Cas- 
sius  Zehnmänner  zur  Ausführung  desselben  ernannt  hätten.*) 
Interessant  sind  die  Betrachtungen,  welche  Livius  bei  dieser 
Gelegenheit  von  den  Consuln  anstellen  lässt. b)  Sie  ermahnen 
die  jungen  Patricier  nicht  nach  dem  Consulate  zu  streben:  das 
sei  nicht  eine  Ehre,  sondern  bringe  die  höchste  Gefahr.  Der 
Consul  müsse,  wie  ein  Diener,  Alles  auf  den  Wink  und  den 
Befehl  des  Tribunen  thun:  wenn  er  sich  rege  und  an  irgend 
etwais  anderes  als  die  Plebs  denke,  so  müsse  er  die  Verbannung, 
wie  Coriolan,  oder  eine  Verurtheilung,  wie  Menenius,  erwarten. 
Es  spricht  sich  darin  die  Klage  aus,  dass  das  Consulat  ganz 
unter  der  Controlle  der  Tribunen  stehe  und  ihnen  in  jeder  Hin- 
sicht Rechenschaft  zu  geben  verpflichtet  sei.  Ueber  die  Anklage, 
welche  Genucius  anstellte,  selber  haben  wir  nicht  nähere  Nach- 
richten; den  Senatsbeschluss  muss  er  sich  verschafft  haben. 
Nur  dies  eine  meldet  die  Ueberlteferung , die  Patricier  seien  ent- 
schlossen gewesen,  auf  jede  Weise  die  Verurtheilung  zu  hindern 
und  nicht  zu  gestatten,  dass  die  Tribunen  ihr  Anklagerecht  zur 
Durchführung  politischer  Massregeln  missbrauchten.  Am  Ge- 
richtstage , als  der  Process  entschieden  werden  sollte  und  musste, 
erschien  der  Ankläger  nicht;  er  war  gestorben,  sei  es  eines  natürli- 
chen Todes,®)  oder  durch  die  Gewaltthätigkeit  der  Patricier. d)  Da- 
mit war  die  Anklage  gefallen  und  sie  wurde  von  keinem  andern 
T ribunen  erneuert. 


a)  Dionys.  IX,  37. 

b)  Liv.  II,  54  Uonsulares  — fasces,  praetextam  curuleuiquo  sellam  ni- 
hil aliud  quain  pompum  funeris  putent.  — eonsulatum  captuin  et  oppressuin 
ab  tribunicia  potestate  esse;  eonsul i,  velut  apparitori  tribunicio,  omtiia  ad 
nutum  imperiumque  tribuui  agendu  esse,  Si  se  eoramoverit , si  respexerit 
patres,  si  aliud  quam  plcbeni  esse  in  republiea  erediderit,  exilium  C.  Mar- 
cii,  Menenii  damnationem  et  mortem  sibi  propouat  aute  oculos. 

c)  Dionys.  IX,  38. 

d)  Liv.  II,  54;  Dionys.  X,  38. 
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Auch  von  Ap.  Claudius’  Process  im  Jahre  470  v.  Chr.  ist 
nur  unvollkommene  Kunde  auf  uns  gekommen.124)  Er  war 
im  vorhergehenden  Jahre  Consul  gewesen  und  wurde,  als  er  sich 
mit  aller  Gewalt  dem  Ackergesetze  entgegen  stellte,  von  zwei 
Tribunen,  M.  Duilius  und  C'n.'Siccius,  angeklagt.  Als  Anklage- 
gründe giebt  Dionysius*)  an,  Appius  pflegte  schlimme  Meinun- 
gen im  Senate  gegen  das  Volk  abzugeben  und  hätte  dadurch 
Aufnihr  in  den  Staat  gebracht:  er  hätte  Hand  an  einen  Volks- 
tribunengelegt: er  hätte  in  einem  Feldzuge  unglücklich  gekämpft. 
Indessen  Dionysius  stellt  dies  als  Inhalt  einer  Hede  auf,  welche 
die  Tribunen  vor  Abhaltung  des  eigentlichen  Gerichtstennines 
hielten:  also  möglich,  dass  die  Anklage  noch  anders  war,  nur 
soll  der  Strafantrag  auf  Tod  gelautet  haben.  Es  bemühten  sich 
für  den  Angeklagten  die  Putrider,  Claudius  selbst  that  nichts, 
am  den  Zorn  des  Volkes  zu  besänftigen,  änderte  nichts  in  seiner 
früheren  Lebens-  und  Redeweise.  Von  dem  Process  erfahren 
wir  nichts  Genaueres  und  der  Senatsbeschluss,  der  für  densel- 
ben erlassen  sein  muss,  wird  nicht  ausdrücklich  erwähnt.  Li- 
nusb),  dem  Zonaras  beistimmt  , berichtet,  der  Angeklagte  habe 
sich  an  dem  Termine  vor  dem  Volke  unerschrocken  vertheidigt, 
und  die  Tribunen  hätten  ihm  freiwillig  einen  andern  längeru 
Termin  gesetzt.  Dies  stimmt  nicht  mit  dem  sonstigen  Verfahren 
bei  Volksgerichten,  wo  an  dem  entscheidenden  Termine  der  Pro- 
zess zu  Ende  gebracht  werden  musste,  wenn  nicht  die  Anklage 
fallen  und  der  Angeklagte  freigesprochen  werden  sollte.  Diony- 
sius erwähnt  zwar  auch  eine  Volksversammlung,  in  der  Appius 
zu  seiner  Verteidigung  gesprochen,  sagt  aber  nicht,  es  sei  dies 
der  von  den  Tribunen  förmlich  anberaumte  Gerichtstennin  ge- 
wesen. So  werden  wir  also  auch  Livius'  Nachricht  erklären 
müssen  und  die  Ausdriicke  desselben  gestatten  esc):  nach  Er- 

a)  Dionys.  IX,  54 

b)  Liv.  II,  61.  Vergl.  Zon.  VII,  17. 

c)  Liv.  11,  54  Seinel  causam  dixit,  quo  semper  agere  omnia  solitus 
erat,  aceusatorio  spiritu,  adeoque  Constantia  sua  et  tribunos  obstupefecit  et 
plebem,  ut  dieni  ipsi  sua  voluiitate  prodicerent:  trahi  deinde  rem  sinereut. 
Hier  könnte  mau  auch  an  die  Ansetzung  eines  zweiten  Gerichtstermines 
denken,  aber  notwendig  ist  es  nicht;  auch  Zonaras’  Worte  lassen  eine 
doppelte  Erklärung  zu. 
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lassung  des  Senatsbeschlusses  hielten  die  Tribunen  eine  Volks- 
versammlung, in  der  auch  Appius  erschien  und  sich  so  ent- 
schlossen vertheidigte,  dass  die  Ankläger  absichtlich  die  Ent- 
scheidung hiuzogen  und  den  eigentlichen  Gerichtstermin  auf 
eiuen  spätem  Tag,  als  es  nüthig  war,  ausetzten.  Ehe  dieser 
Tag  erschien,  starb  Appius  durch  eigene  Hand. 

Ergiebiger  für  die  Erkenntuiss  der  tribunicischen  Gerichts- 
barkeit ist  der  Process  von  Kaeso  Quinctius,  im  Jahre  461  v. 
Chr.  Erstlich  war  er  der  Ueberlieferung  zufolge  jung,  zwar 
ausgezeichnet  im  Kriege  und  zu  den  höchsten  Hoffnungen  be- 
rechtigend, hatte  aber  doch  noch  keine  Ehrenstellen  bekleidet. 
Er  stand  also  in  dieser  Beziehung  eben  so  wie  Coriolan  uml 
seine  Anklage  beweist,  dass  alle  Patricier,  mochten  sie  Aemter 
bekleidet  haben  oder  nicht,  vor  das  plebejische  Volksgericht  ge- 
zogen werden  konnten.  Seine  Vergehen  bestanden  ferner  in 
hochmüthigem  und  gewaltsamem  Verhalten  gegen  einzelne  Plebe- 
jer, ganz  besonders  aber  in  dem  Widerstande,  welchen  er  au  der 
Spitze  der  patricischen  Jugend  den  Volkstribunen  beim  Durch- 
führen des  Terentilischen  Gesetzvorschlages  entgegen  gestellt 
hatte.4)  Der  Anfang  des  Streites  begann,  wie  Livius  erzählt, 
immer,  wenn  die  Tribunen  die  Plebs  Behufs  der  Abstimmung 
auseinander  treten  Messen:  daun  stand  die  patricische  Jugend 
im  Wege,  Hess  sich  von  den  Dienern  der  Tribunen  nicht  ent- 
fernen, es  kam  zu  Wortwechsel  und  Thätlichkeiten , bei  denen 
die  Tribunen  selbst  Misshandlungen  erfuhren.  Diese  Vorkomm- 
nisse beweisen  auf  das  Deutlichste,  dass  jenes  auf  dem  heiligen 
Berge  angenommene  Plebiscit  über  die  Unverletzlichkeit  der  Tri- 
bunen, ferner  das  leilisehe  Plebiscit  über  die  Ordnung  der  ple- 
bejischen Volksversammlungen  die  Patricier  nicht  band:  sonst 
wäre  es  den  Tribunen  ein  Leichtes  gewesen,  augenblicklich  sol- 
chen Unordnungen  der  patricischen  Jugend  zu  steuern,  ja  sie 
wären  aus  Furcht  vor  sofortiger  Todesstrafe  gar  nicht  vorge- 
kommeu.  Als  bei  ähnlicher  Gelegenheit  471  v.  Chr.  der  Tribuu 
Laetorius,  um  die  Abstimmung  zu  beginnen,  die  Plebs  ausein- 
ander treten  hiess,  standen  patricische  Jünglinge  im  Wege:  der 


a)  Liv.  Ui.  11;  Diouys.  X.  5. 
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Tribun  wollte  sie  entfernen  lassen;  aber  der  Consul  Ap.  Claudius 
erklärte,  jener  habe  kein  Recht  über  Patricier:  es  sei  überhaupt 
gegen  die  Sitte  der  Vorfahren,  dass  er  dabei  Gewalt  brauchen 
wolle.  Denn  die  alte  Formel,  mit  der  die  Abstimmung  unge- 
ordnet wurde,  lautete:  „wenn  es  euch  beliebt,  Quiriten,  tretet  aus- 
einander."*) Also  da  den  Tribunen  andere  gesetzliche  Mittel, 
nm  den  sich  in  den  plebejischen  Versammlungen  zeigenden  Wi- 
derstand zu  brechen,  nicht  zu  Gebote  standen,  beschloss  der 
eine  von  ihnen,  A.  Verginius,  den  Hauptwidersacher  Kaeso 
Quiuctius  vor  das  plebejische  Volksgericht  zu  laden. 

Hier  tritt  uns  eine  andere  Erscheinung  in  auffallender  Weise 
entgegen.  Wäre  das  plebejische  Volksgericht  eine  regelmässige 
Erscheinung  gewesen  und  nur  auf  Ladung  eines  der  zehn  Tri- 
bunen zusammengetreten,  so  wäre  ein  solches  Bctrageu  der  Pa- 
tricier ebenfalls  unmöglich  gewesen.  Sie  hätten  sich  in  Acht 
genommen,  hätten  Anstoss  bei  der  Plebs  vermieden,  geheime 
Künste  dem  offenen  Auftreten  vorgezogen.  Jetzt  aber  werden 
die  Angeklagten,  von  denen  wir  gesprochen,  ganz  besonders  aber 
Kaeso  Quinctius  als  übermüthig  vor  der  Anklage  geschildert: 
sie  schmähen  die  Tribunen,  erklären,  sie  ständen  nicht  unter 
ihrer  Gerichtsbarkeit,  wollen  sich  vor  dem  ordentlichen  Richter 
»teilen b),  kurz  sie  scheinen  gar  nicht  zu  denken,  dass  sie  vor 
eia  plebejisches  Gericht  unter  Leitung  der  Tribunen  kommen 
können.  Aber  wenn  sie  dann  von  einem  Tribunen  beim  Volke 
angeklagt  worden  sind,  tritt  ein  plötzlicher  Umschlag  in  Meinung 
uud  Betragen  ein.  Sie  bekommen  Furcht,  suchen  die  Gunst 
des  Volkes  zu  gewinnen,  bitten  um  Aufschub  des  Termines, 
ihre  Freunde  und  der  ganze  Stand  der  Patricier  bemühen  sich. 

Dieser  plötzliche,  für  Jeden,  welcher  die  Geschichte  dieser  Ankla- 
gen liest,  auffallende  Wechsel  kommt  von  dem  Senatsbeschlusse  her, 
der,  wie  wir  bei  Coriolans  Processe  nachgewiesen,  zur  Anklage 
eines  Patriciers  vor  der  plebejischen  Volksversammlung  nöthig 
ist.  Vor  diesem  Senatsbeschluss  hat  kein  Patricier  etwas  von 
deu  Tribunen  zu  fürchten;  ist  aber  derselbe  entweder  durch 

a)  Liv.  II,  56  si  vobis  videtur,  discedite,  Quirites. 

b)  So  erklärt  es  Kaeso  Quinctius  bei  Dionys.  X,  5. 
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Furcht  vor  Aufruhr  erzwungen  oder  aus  anderen  Rücksichten 
gegeben,  so  verwandelt  sich  der  Trotz  in  Besorgniss:  der  Patri- 
cier  ist  dann  der  Volksrache  Preis  gegeben. 

Von  diesem  Senatsbeschluss  und  seiner  Nothweudigkeit  ha- 
ben wir  bei  Kaeso  Quinctius’  Process  noch  eiue  andere,  nicht  zu 
verkennende  Andeutung.  Er  war  einer  der  ersten  unter  deu 
jungen  Palricieru  und  ihr  Führer  bei  dem  Widerstande  gegen 
die  Tribunen  und  das  Terentilische  Gesetz  gewesen,  als  A.  Ver- 
ginius  seine  Anklage  begann : der  Senatsbeschluss,  durch  welchen 
dieselbe  auf  ein  Kapitalverbrechen  hin  erlaubt  wurde,  war,  mau 
weiss  nicht  in  welcher  Weise,  gegeben,  und  das  Betragen  aller 
Patricier  änderte  sich.  Er  selbst  ging  beim  Volke  umher,  uui 
sich  zu  empfehlen,  noch  mehr  seiu  Vater  und  seine  Verwandten, 
aber  mit  geringem  Erfolge.  Es  erschien  der  Termin,  wo  die 
Untersuchung  gegen  ihn  geführt  werden  sollte,  die  Zeugen  traten 
auf,  unter  andern  auch  ein  ehemaliger  Volkstribun  M.  Volseius 
Fictor“),  der  Kaeso  beschuldigte,  seinen  Bruder  muthwilliger 
Weise  erschlagen  zu  haben.  Dadurch  wird  das  Volk  erbittert 
und  der  Ankläger  lässt  den  Angeklagten  greifen,  um  ihn  in  das 
Gefängniss  zu  führen.  Indessen  die  Patricier,  heisst  es,  leisteten 
Widerstand. b)  Sie  waren  nämlich  berechtigt  dazu.  In  dem  Se- 
natsbeschlusse , der  die  Anklage  erlaubte,  musste,  wie  wir 
gesehen,  der  Grund  der  Anklage  bestimmt  angegeben  wer- 
den: dieser  Anklagegrund  allein  kam  beim  Termine  zur  Sprache. 
Wurde  uoeh  ein  anderes  Verbrechen  hei  der  Untersuchung  er- 
mittelt, so  konnte  dies  mit  dazu  beitragen,  um  die  Venirtheilung 
wegen  des  eigentlichen  Anklagegrundes  herbeizuführen,  aber  es 
durfte  nicht  an  sich  benutzt  werden,  um  ein  besonderes  Verfah- 
ren einzuleiten.  Dies  aber  wäre  geschehen,  wenn  Verginius  den 
Angeklagten  wegen  des  angeblichen  Mordes  ins  Gefängniss  ab- 
geführt hätte.  Deshalb  traten  die  andern  Tribunen,  deren  Hülfe 


a)  Liv.  III,  13.  Dagegen  Dionys.  X,  7 neuut  ihn  einen  Collegc-n  des 
auklagenden  Tribunen:  er  sagt  von  Verginius  dvlar^oiv  ix  töv  auvapy<4>Ttuv 
Mtfpxov  ÜödXaxtov.  wohl  nur  ein  ungenauer  Ausdruck. 

b)  Liv.  III,  13  Verginius  arripi  iubet  homincm  et  in  vincula  duci,  pa- 
tricii  contra  vi  resistuut. 
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angerufeu  wird,  dazwischen:  sie  hindern,  wie  Livius  *)  sagt,  das 
Gefängniss  und  erklären,  Kaeso  gegen  Bürgschaft,  dass  er  beim 
Termin  erscheinen  werde,  auf  freiem  Fuss  lassen  zu  wollen:  die 
Höhe  der  Bürgschaft  solle  der  Senat  bestimmen.  Hier  wird 
plötzlich  der  Senat  erwähnt:  eine  blosse  Höflichkeit  wird  man 
in  der  Nachgiebigkeit  der  Tribunen  und  in  ihrer  Erklärung, 
sich  dem  Willen  desselben  fügen  zu  wollen  nicht  finden.  Hätten 
sie  die  Befugniss  gehabt,  ohue  dessen  Erlaubniss  gegen  einen 
Patricier  einzuschreiten  oder  nach  geschehener  Auslieferung  des- 
selben eine  Klage,  wie  sie  wollten,  zu  veranstalten,  so  hätte  es 
genügt,  dass  sie  sich  selbst  über  das  Verfahren  einigten.  Nein, 
ae  müssen  den  Senat  hinzuziehen,  und  zwar  so  oft,  wie  sie 
wegen  eines  neuen  Verbrechens  einen  neuen  Strafantrag  stellen 
und  einen  neuen  Termin  ausetzen.  Dies  war  bei  Kaeso  gesche- 
hen: an  dem  Termine,  wo  über  seine  politischen  Verbrechen  Un- 
tersuchung gehalten  wurde,  kam  ein  gemeines  Verbrechen  von 
ihm,  ein  Mord,  angeblich  zu  Tage:  der  Ankläger  übergeht  also 
die  erstereu,  als  die  geringeren,  lässt  den  Termin  für  dieselben 
ohne  Ergebniss  verstreichen,  wodurch  Kaeso  von  ihnen  freige- 
sprochen wird,  will  aber  den  Mord  zum  Gegenstände  eines  neuen 
Processes  machen.  Dazu  bedarf  es  einer  Erlaubniss  des  Senates, 
durch  welche  die  Art  und  Weise  des  Verfahrens  bestimmt  wird. 
Der  Ausdruck  von  Livius  ist  zweideutig  und  vielleicht  ungenau: 
man  darf  ihn  nicht  so  auffassen,  als  ob  die  Tribunen  sich  nur 
wegen  der  Höhe  der  Bürgschaft  au  den  Senat  gewandt  hätten. 
Richtiger  bezieht  Dionysius  den  Senatsbeschluss  auf  Freilassung 
und  Bürgschaftsstellung  des  Angeklagten  überhaupt. b)  Also  die 
Tribunen  machten  gemeinschaftlich  einen  Antrag  beim  Senate, 
erstlich,  die  neue  Anklage  gegen  Kaeso  wegen  Mordes  zu  ge- 
statten, zweitens  ihn  bis  zum  Termine  gegen  Bürgschaft  frei  zu 
lassen;  aber  über  die  Höhe  der  Bürgschaft  stellten  sie  keinen 

a)  Liv.  III,  13  Appellati  tribuni  medio  decreto  ius  auxilii  sui  expediunt. 
la  vincula  coniici  vetant:  sisti  reum  pecuniamque  nisi  sistatur  populo  pro- 
aitti  placere  pronuntiaut.  Sumniam  pecuniae  quaiitam  aequum  esset  pro- 
fflitti  veniebat  in  dubium : id  ad  senatum  reiieitur. 

b)  Dionys.  X,  8 xal  it  ßauXi)  ouveXttoüoa  iiprjtpfaaTO  yp^paai  SiefjUTjiliv 

utittpov  «tvai  xcp  aüiLta  fi£/pt  Sixrj;. 
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Antrag,  sondern  überliessen  es  dem  Senate  dieselbe  zu  bestim- 
meu.,2ä) 

Der  Senat  bestimmte,  Kaeso  solle  zehn  Bürgen,  jeden  zu 
3000  As  stellen : er  stellte  sie  und  wurde  freigelassen,  ging  aber, 
ehe  am  folgenden  Tage  der  neue  Termin  gehalten  wurde,  in 
die  Verbannung  uaeh  Etrurien,  er  fürchtete  nicht  bloss  Verur- 
theilung, sondern  wirkliche  Hinrichtung,  lieber  das  Weitere  ist 
die  Ueberlieferung  scheinbar  nicht  einstimmig.  Livius  erzählt, 
am  Gerichtstage  hätte  der  Tribun  Verginius,  trotzdem  dass  der 
Angeklagte  nicht  erschienen,  dennoch  eine  Volksversammlung 
halten  wollen , aber  die  andern  Tribunen , zu  Hülfe  gerufen, 
hätten  die  Volksversammlung  entlassen.  Dionysius  sagt  uur, 
die  Tribunen  hätten  am  folgenden  Tage  das  Volk  versammelt 
und  als  Kaeso  nicht  erschien,  den  Spruch  gegen  ihn  bestätigt. 
Dieser  Widerspruch  ist  nur  scheinbar:  Livius  setzt  etwas  hinzu, 
was  der  andere  Schriftsteller  nicht  erwähnt.  Es  versteht  sieb 
von  selbst,  dass  Kaeso,  weil  er  sich  nicht  zum  Termin  gestellt, 
als  geständig  galt  und  somit  die  Anklage  als  begründet  erschien; 
der  Strafantrag  wurde  dadurch  Gesetz,  ohne  Befragung,  ohne 
Abstimmung  des  Volkes.  Die  Capitalstrafe  wurde  von  dem  au- 
klageuden  Tribunen  allein  über  Kaeso  ausgesprochen.  Indessen 
es  scheint,  dass  Verginius,  der  auch  gegen  die  Bürgscbaftsstellune 
des  Angeklagten  gewesen  war,  noch  besondere  Massregeln  beim 
Volke  beantragen  wollte,  vielleicht  förmliche  Aechtung,  Einziehung 
des  Vermögens,  wenn  er  ausser  dem,  was  sein  Vater  besass, 
etwas  hatte,*  und  ähnliches.  Dies  hinderten  die  andern  Tribunen, 
wiederum,  wie  ich  glaube,  weil  es  gegen  den  Senatsbeschluss 
und  somit  ungesetzlich  gewesen  wäre.  Dass  Kaeso  später  wirk- 
lich in  der  Verbannung  war  und  nicht  etwa,  nachdem  die  Bür- 
gen das  Geld  bezahlt  hatten,  zurückkehren  durfte,  ergiebt  sich 
schon  aus  dem  Begriffe  der  Bürgschaft,  die  er  geleistet  hatte: 
Livius")  bemerkt  sogar,  es  wäre  später  unmöglich  gewesen,  ihn 
seiner  Familie  und  dem  Staate  wiederzugeben,  d.  h.  zu  begna- 
digen. Kurz  und  nicht  recht  genau  berichtet  ferner  ebenderselbe b), 


a)  Liv.  III,  25. 

b)  Liv.  III,  13  peeuuiu  a patre  exaeta  erudeliter. 
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das  Geld  für  die  Bürgschaft  sei  von  dem  Vater  auf  grausame 
Weise  eingetrieben  worden,  richtiger  Dionysius*),  man  habe 
das  Geld  von  den  zehn  gestellten  Bürgen  eingetrieben,  aber  der 
Vater  habe  es  diesen  aus  seinem  eigenen  Vermögen  wiederer- 
stattet und  sei  dadurch  verarmt.126) 

Die  weiteren  Kämpfe  um  den  Terentilischen  Gesetzesvor- 
schlag liefern  noch  andere  Beispiele  über  das  Verfahren  bei  tri- 
buniciächeu  Anklagen  von  Patriciern  und  gewesenen  .patricischen 
Beamten.  Im  Jahre  455  v.  Chr.  suchten  die  Consuln  T.  Komi- 
lius  and  C.  Veturius  den  innern  Streitigkeiten  durch  kriegerische 
Unternehmungen  zu  entgehen,  wurden  aber  bei  den  Aushebun- 
gen vielfach  von  den  Tribunen  gehindert.  Die  Tribunen  klag- 
ten, ihr  Einspruch  sei  nicht  beachtet,  sie  selbst  und  ihre  Diener 
gemisshandelt  worden:  deshalb  machten  sie  den  Versuch,  die 
Consuln  vor  dem  Volke  zur  Rechenschaft  zu  ziehen.  Indessen 
diese  verstanden  sich  nicht  dazu  und  die  Tribunen  wandten 
sich  au  den  Senat,  bei  dem  sie  die  Forderung  aufstellten,  ent- 
weder sollten  sich  die  Consuln  in  der  Volksversammlung  durch 
einen  Eid  von  den  Vergehungen  gegen  die  Tribunen  und  die 
Plebejer  reinigen,  oder,  im  Falle  sie  den  Eid  aus  Schuldbewusstsein 
nicht  leisten  könnten,  sich  vor  dem  Gerichte  der  Plebs  stellen, 
la  diesem  ungewöhnlichen  Verfahren  zeigt  ksich  erstlich  die 
Ueberzeugung  der  Tribunen,  dass  sie  gesetzlich  keine  Anklage 
gegen  die  Consuln,  so  lange  sie  im  Amte  sind,  erheben  dürfen. 
Denn  sonst  würden  sie  es  thun,  und  nur  um  die  Erlaubnis 
zur  Anklage  eiukommen.  Aber  sie  verlangen  von  den  Consuln 
eben  öffentlichen  Eid.  Sie  sind  gesetzlich  von  dem  imperium 
der  Consuln  befreit b):  schwören  nun  die  Consuln,  sie  hätten 
ihnen  vermöge  ihres  imperium  nichts  zu  Leide  gethan,  so  er- 
klären sie  damit  mittelbar,  was  sie  gethan,  hätten  sie  nicht  amt- 
lich, sondern  als  einfache  Patricier  gethan  und  setzen  sich  dadurch 


a)  Dionys.  X,  8 xat  toi»!  iyyv>7)xä{  lixa  <fvxa{  inpafcavro  ~a  irtpl  xoü 
Z'uyiv,\  xij;  anoxaxsirnjatuj;  6|aoX oyT^vxa  — 6 Si  iratrjp  aöxoü 

xa  izhlrca  xij«  oöai'a«  ajupocoX^oa«  xal  xd  6p.oXo,)prjiHvxa  urö  xtüv  tyyuTjxüv 
ixoSoüs  — iittnovov  xal  xaXatTiujpov  ICrj  ßtov. 

b)  S.  oben  S.  198. 
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einer  tribunieischen  Anklage  aus.  Leisten  sie  den  Eid  nicht, 
so  erkennen  sie  au , das  imperium  gegen  die  Tribuueu  gebraucht 
und  den  Ständevertrag  vom  heiligen  Berge  gebrochen  zu  habeu: 
damit  geben  sie  ebenfalls  die  Möglichkeit  zu  einer  tribunieischen 
Anklage,  freilich  einer  andern,  als  gegen  Privatleute  unter  den 
Patriciern  gerichtet  wurde.  Jedenfalls  aber  erkeuuen  die  Tribu- 
nen an,  dass  der  Senat  die  vermittelnde  Behörde  ist,  ohne  dereu 
Beistimmung  sie  nichts  Gesetzliches  ausrichten  können.  Dio- 
nysius erzählt  noch  weiter  ausführlich,  Livius“)  erwähnt,  obue 
von  diesen  Verhandlungen  zu  sprechen , nur  im  Allgemeinen 
innere  Streitigkeiten.  Bei  der  Berathung  des  Senates  wurden 
die  Ankläger  und  die  Cousuln  gehört.  Die  Letztem  weisen  die 
Beschuldigungen  zurück  und  behaupten , gegen  die  Consulu 
stände  den  Tribunen  gar  kein  Recht  zur  Auklage  zu;  selbst 
gegen  die  andern  Patricier,  welche  kein  Amt  hätten,  hätten  sie 
das  Recht  der  Anklage  nur  in  Folge  eines  Senatsbeschlusses11): 
sie  drohten  deshalb,  wenn  jene  ein  Gericht  hielten  und  die  Ple- 
bejer abstimmen  liessen,  d.  h.  auch  wenn  der  Senat  seine  Er- 
laubuiss  zum  Gericht  gäbe  und  dieses  so  berufen  würde,  danu 
würden  sie,  die  Cousuln,  dennoch  mit  Waffengewalt  Widerstand 
leisten.  Das  Verfahren  des  Senates  bei  dieser  Gelegenheit  ist 
bemerkenswerth : es  war  ein  Fall,  der  noch  nicht  dageweseu 
war.  Bisher  waren  nur  Privatleute  angeklagt  worden,  Beamte 
erst  nach  Ablauf  ihres  Amtes.  Jetzt  sollten  die  regierenden 
Consulu  angeklagt  werden  und  damit  wurde  ein  schlimmes  Bei- 
spiel gegeben,  das  die  Kraft  der  Regierung  zu  lähmen  drohte: 
deshalb  trug  die  Mehrheit  der  Senatoren,  so  sehr  auch  die  jün- 
geren Mitglieder,  in  diesem  Falle  mit  den  ältesten  gleichberech- 
tigt'), gleiche  politische  Gesinnung  mit  den  Plebejern  haben 
mochten , dennoch  Bedenken.  Ueberdem  waren  die  Consuln  dem 


a)  Dionys.  X,  34:  Liv.  IIJ,  31. 

b)  Dionys.  X,  34  (lj  Sr^ipyixij  dpyr,)  Tj  toooutO'J  otiv  IJcivat  xaxi  Tor. 

OTtdiiuv  Ttvö;  'j/fjCf'jv  dvaStidvat  toi;  i/Xot; , oiote  xatd  Ttüv  iXÄoiv 

Ttaxpixhov  to ü (payXotdTOu  TOt'jTTjV  dTioStSdaöot  ttjv  i£o’jab*v , pi!j  it  po'äi, 
^Tj.p(ar(xxi  • ^7Ti(Xouv  re,  Stov  extivoi  (jrijipov  dvxöüisjt  toü  i^pidTaij , aurol  t* 
-epiö^ociv  toi«  itaxpixfots. 

c)  S.  oben  S.  25b. 
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Senate  nicht  untergeben : sie  hatten  ein  gesetzliches  Recht , mit 
Waffengewalt  zu  drohen,  wenn  wirklich  ein  Senatsbeschluss 
aber  sie  erlassen  und  die  Klage  angestellt  wurde:  und  sie  beru- 
fen sich  bei  Dionysius  ausdrücklich  auf  ihre  königliche  Gewalt. 
Auf  der  andern  Seite  drohten  die  Tribunen  und  das  Volk,  moch- 
ten auch  mit  Recht  klagen,  dass  ihnen  die  auf  dem  heiligen 
Berge  gewährleisteten  Rechte  geschmälert  würden.  In  dieser 
Verlegenheit  zog  der  Senat  die  Verhandlung  in  die  Länge  und 
trennte  sich  ohne  Beschluss.  Die  Tribuneu  erkannten,  dass  es 
unmöglich  sei,  einen  Capitalprocess  gegen  die  Consuln  durch- 
setzen, sie  versuchten  eine  Geldstraft;  gegen  dieselben  und 
beraumten  dazu  einen  Termin  der  plebejischen  Volksversamm- 
lung auf  den  dritten  Markttag  an.  Indessen  auch  diesen  Plan 
führten  sie  nicht  aus , wie  sie  selbst  erklärten , auf  Bitten  vie- 
ler angesehenen  Bürger : der  wahre  Grund  war  ohne  Zweifel, 
dass  sie  auch  für  diesen  Process  den  nöthigen  Senatsbeschluss 
nicht  zu  erlangen  und  auch  mit  ihm  den  Widerstand  der  Con- 
suln nicht  zu  beseitigen  hofften.  *) 

Jedoch  in  demselben  Jahre  erlitten  die  Tribuneu  bei  ihrer 
Betreibung  des  Terentilisehen  Gesetzvorschlages  neue  Kränkungen 
durch  die  Patricier,  welche,  um  die  Abstimmung  einer  plebe- 
jischen Volksversammlung  zu  bindern,  die  Urnen  mit  den 
Stimmtäfelchen  gewalttätiger  Weise  fortgenommen  hatten:  sie 
beschlossen  die  Urheber  dieser  Störungen  zur  Strafe  zu  ziehen.127) 
Nach  gepflogener  gemeinschaftlicher  Beratung  Hessen  sie  die 
übrigen  Strafen,  welche  nach  dem  Icilischen  Plebiscite  dem 
Plebejer  bei  Störung  der  plebejischen  Volksversammlungen  droh- 
ten, fallen  und  beantragten  nur  Einziehung  der  Güter  zum 
Besten  der  Ceres  gegen  Mitglieder  des  Postumischen,  Sempro- 
nischen  und  Cluilischen  Geschlechtes.  Zuvörderst  wandten  sie 
sich  also  au  den  Senat  und  dieser  erlaubte,  um  den  Zorn  der 
Plebs  zu  besänftigen,  die  gerichtliche  Verfolgung  unter  den  an- 
gegebenen Bedingungen. h)  Indessen  beschlossen  die  Stimm- 

a)  Dionys.  X,  35. 

b)  Dies  sagt  ausdrücklich  Dionys.  X,  42,  der  hier  ■wiederum  der  eiu- 
ßge  Gewährsmann  ist. 
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führer  unter  den  Senatoren,  den  Verurtheilten  ihren  Schaden  zu 
ersetzen.  So  geschah  es:  die  Angeklagten  wurden  abwesend 
verurtheilt,  die  Patricier  kauften  ihnen  ihre  Güter  von  denjeni- 
gen, welche  sie  beim  öffentlichen  Verkaufe  erstanden  hatten, 
zurück. ,29) 

Der  Versuch,  die  regierenden  Consuln  vor  dem  Volksge- 
richte anzuklagen,  war  misslungen;  aber  als  sie  ihr  Amt  nie- 
dergelegt hatten,  konnten  oder  mochten  die  Patricier  sie  nicht 
schützen.  Als  Ankläger  gegen  T.  Romilius  trat  ein  Volkstribun, 
den  Livius*)  C.  Claudius  Cicero,  Andere15)  L.  Siccius  Dentatus 
nennen,  gegen  dessen  ehemaligen  Collegen  C.  Veturius  der  Ae- 
dil  L.  Alienus  auf.  Den  Grund  der  Anklage  giebt  Livius  nicht 
an ; jener  sei  verhasst  gewesen,  sagt  er,  weil  er  die  Kriegsbeute 
zn  Gunsten  des  Staatsschatzes  verkauft  hatte.')  Dionysius 
giebt  im  allgemeinen  Staatsvergehen  als  den  eigentlichen  An- 
klagegrund an,  lässt  dann  aber  den  Ankläger  in  seiner  Rede 
vor  dem  Volke  zwei  verschiedene  Sachen  erwähnen,  erstens  Ge- 
waltthätigkeit  gegen  die  Tribunen,  zweitens  Arglist  und  Unge- 
schick im  Kriege u):  das  letztere  allein  führt  Plinius  an.  Man 
erkennt,  die  Ueberlieferung  war  nicht  einstimmig:  die  eigent- 
liche Anklage  mochte  etwas  anderes  sein  als  dasjenige,  was 
den  Angeklagten  den  Volkshass  zuzog  und  ihre  Verurtheilung 
bewirkte.  Zweierlei  ist  bei  diesem  Process  zu  bemerken.  Er- 
stens vor  der  Anklage  sind  die  beiden  von  den  Tribunen  Be- 
drohten guten  Mutlies ') : sie  setzten  ihre  Hoffnungen  auf  den 
Senat  und  achteten  die  Gefahr  gering,  da  ihnen  die  älteren  und 
die  jüngern  unter  den  Senatoren  versprachen,  „sie  würden  den 
Kampf  nicht  zu  Ende  kommen  lassen”.  Sie  rechneten  also 


a)  Liv.  111,  31. 

b)  Dionys.  X,  48;  Plin.  nat.  hist.  VII,  102. 

c)  Liv.  a.  a.  0.  Praeda  parta  ingens.  Eam  propter  inopiam  aerarii 
consules  vendiderunt  Invidiae  tarnen  res  ad  exercitum  fuit  caque  tribmrn 
materiein  criminandi  ad  plebetn  consules  praebuit. 

d)  Dionys.  X,  49. 

e)  Dionys.  X,  48  ol  |itv  üitcmxol  jtoXXäj  tXrliac  tlyov  iiA  tj  ßo'J-i 
Xa  r°  Xly5'-*vtup.a  iv  iXonppij»  litoioövro  umsy'noopivtov  aitots  irpcoji-JTfp«' 
ts  xai  vta,v  oöx  li ottv  TÖv  dyüiva  iiriTtXtotHjvat. 
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darauf,  der  Senat  würde  den  zum  Volksgerichte  nothwendigen 
Beschluss  nicht  fassen.  Dennoch  gab  der  Seuat,  man  weiss 
nicht  aus  welchen  Gründen , nach  und  Romilius  wurde  zu  10000, 
Yeturius  zu  15000  As  Geldbusse  verurtheilt.  Zweitens , die 
Verurtheilten  blieben,  als  sie  die  Geldbusse  bezahlt,  im  Senate 
und  allen  ihren  Würden.  Die  Ueberlieferung  erzählt“),  bald 
nachher  sei  es  im  Senate  zur  Berathung  über  den  Terentilischen 
Gesetzesentwurf  gekommen,  der  von  den  Tribunen  eifrig  betrie- 
ben wurde:  Romilius  gewitzigt  durch  das  erfahrene  Unglück  rieth 
zur  Nachgiebigkeit  und  setzte  es  durch,  dass  der  Senat  das 
Gesetz  annalim.  Dafür  dankbar  erklärt  sein  früherer  Ankläger, 
der  Tribun,  er  wolle  ihm  die  vom  Volksgerichte  auferlegte 
Geldbusse  erlassen  und  die  übrigen  Tribunen  stimmten  dem  bei. 
Romilius  aber  nahm  es  nicht  an : er  bezaldte  die  Busse , weil 
dieselbe  schon  den  Göttern,  d.  h.  der  Ceres,  verfallen  sei.  Es 
liegt  hierin  also  ein  deutlicher  Beweis,  dass  eine  Verurtheilung 
durch  das  plebejische  Volksgericht  für  die  Patricier  keine  Schande 
irgend  einer  Art  mit  sich  brachte,  und  ferner,  dass  wie  das 
Vermögen  der  von  den  Tribunen  Bestraften  zum  Besten  der  Ce- 
res eingezogen  wurde,  so  auch  die  von  ihnen  auferlegten  Geld- 
bussen zu  gleichem  Zwecke  verwendet  wurden. 

Wir  haben  die  Entwickelung  des  tribunicischen  Strafrechts 
bis  zur  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  verfolgt  und  in  den  Bei- 
spielen, welche  die  Ueberlieferung  darbietet,  uachgewiesen : wir 
halten,  ehe  wir  in  unserer  Untersuchung  weitergeheu , inne,  um 
die  bisherigen  Ergebnisse  zu  überblicken.  Die  Gewalt  der  Tri- 
bunen war  in  der  kurzen  Zeit  seit  ihrem  Entstehen  so  gewachsen, 
dass  sie  einen  bedeutenden  Einfluss  auf  den  ganzen  Staat  tlieils 
mittelbar  theils  unmittelbar  ausübten. 

Die  ursprüngliche  Gewalt  der  Volkstribuneu  bestand  in  dem 
Recht  der  Hülfeleistung  gegen  das  consularische  imperium  und 
wurde  in  dieser  ganzen  Zeit  zum  Besten  bedrängter  Plebejer 
geübt.  Deswegen  waren  sie  selbst  von  dem  imperium  der  Con- 
suln  ausgenommen,  und  ihnen  die  Befugniss  mit  der  Plebs  zu 
verhandeln,  zugestanden  worden:  die  Patricier,  ohne  bestimmte 


a)  Dionys.  X,  50  flgd. 
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Strafen  oder  ein  ordentliches  Verfahren  gegen  den  Uebertreter 
aus  ihrem  Stande  festzusetzen , hatten  sich  doch  eidlich  verpflich- 
tet, die  tribunicische  Macht  anzuerkennen  und  zu  schützen.  Es 
war  das  Verhältnis»  ähnlich  wie  bei  der  Provocation : diese  hat- 
ten die  Consnln  den  Plebejern  gewährt,  aber  ohne  für  sich,  wenn 
sie  dieselbe  missachteten,  eine  Strafe  festzusetzen.  Ueberdem 
genossen  die  Tribunen,  in  Gemeinschaft  mit  allen  Plebejern, 
durch  das  Valerischc  Provocationsgesetz  gegen  alle  Patricier  einen 
genügenden,  wenngleich  nicht  anders  als  durch  das  gewöhnliche 
Gerichtsverfahren  gesicherten  Schutz.  Der  Einfluss  der  Tribu- 
nen auf  den  Strafprocess  war  darnach  ein  sehr  bedeutender. 
Die  Provocation,  welche  früher  durch  die  Erregung  der  Volks- 
masse erzwungen  werden  musste , erhielt  eine  leichte  und  sichere 
Ausführung.  Denn  das  Volk  hatte  bestimmte  und  gesetzlich  an- 
erkannte Führer,  welche  durch  ihr  persönliches  Einschreiten, 
ohne  mit  der  Gewalttätigkeit  der  Menge  zu  drohen,  Verzug 
herbeiführen  und  dadurch  ein  Volksgericht  mittelbar  erzwingen 
konnten.  Namentlich  galt  dies  von  denjenigen  Fällen,  wo  der 
Angeklagte  zwar  die  Schuld  läugnete,  aber  die  Beweise  doch 
so  offenbar  waren,  dass  er  dem  Beamten  als  auf  der  Tbat  er- 
tappt und  deshalb  die  Provocation  unzulässig  erseliien.  Der  Be- 
griff der  Ergreifung  auf  frischer  That  war  auch  in  späterer  Zeit*) 
nicht  bestimmt  und  damit  dem  jedesmaligen  Ermessen  des  Beamten 
ein  weiter  Spielraum  gegeben,  ob  er  die  Berufung  an  das  Volk 
zulassen  wollte  oder  nicht.  Hier  traten  die  Tribunen  wirksam 
ein.  Fand  sich  aus  ihrem  Collegium  Niemand,  der  dem  Ange- 
klagten beistand,  so  war  von  Provocation  trotz  aller  Protesta- 
tionen des  Angeklagten  keine  Rede:  er  galt  für  überfuhrt  und 
ein  gerichtliches  Verfahren  fand  nicht  statt  Selbst  wenn  nur 
einige  von  den  Tribunen  auf  die  Seite  des  Beamten  traten , konnte 
derselbe  in  den  meisten  Fällen  im  Vertrauen  auf  den  ihm  zuge- 
sagten Schutz  die  Strafe  vollziehen,  ohne  ein  Volksurtheil  ein- 
zuholen. Es  ist  ersichtlich , wie  auf  diese  Weise  die  Weitläuf- 
tigkeit  einer  Volksversammlung  und  die  Verzögerung,  welche 
mit  ihrer  Berufung  und  Befragung  verbunden  war,  vermieden 


a)  Vergl.  unten  Absehn.  3,  Cap.  5. 
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wurde.  Die  Provocation  war  trotz  des  allgemeinen  Grundsatzes, 
auf  dem  sie  beruhte,  sehr  selten:  der  Schwerpunkt  des  richter- 
lichen Verfahrens  lag  in  dem  Systeme  der  in  sich  einen  Gegen- 
satz bildenden  Beamten.*) 

Noch  wichtiger  war  der  Einfluss  der  Tribunen  in  denjeni- 
gen Fällen,  wo  die  That  des  Angeklagten  offenbar,  aber  die 
Schuld  desselben  fraglich  war,  namentlich  bei  politischen  Ver- 
gehen, z.  B.  bei  Truppenaushebungen,  von  denen  wir  friiher 
einige  Beispiele  angeführt  haben. b)  Hier  wäre  ohne  Volkstri- 
bunen kein  Widerstand  gegen  die  Consuln  möglich  gewesen: 
jetzt  batten  diese  ein  Interesse  daran , jede  politische  Massregel, 
welche  sie  vorhatten,  mit  dem  Collegium  der  Tribunen  zu  ver- 
einbaren. Indessen  auch  bei  jedem  Punkte  eines  Processes  durf- 
ten diese  dem  Angeklagten  zu  Hülfe  kommen:  sie  konnten  die 
Einleitung  des  Processes  hindern,  vor  den  Folgen  des  Nichter- 
scheinens beim  Termine  schützen,  die  persönliche  Freiheit  bis 
zur  Entscheidung  durch  das  Urtheil  bewirken,  in  der  Führung 
des  Processes  alle  mögliche  Begünstigung  gewähren , bei  der 
Ausführung  des  Urtheils  auf  Gerechtigkeit  und  Milde  halten: 
nur  das  Urtheil  des  Volkes  selber,  wenn  es  gesprochen  war, 
mussten  sie  achten.  Die  tribunicische  Gewalt  gewährte  also 
dem  Römischen  Strafrecht  zweierlei,  einmal  die  Beachtung  der 
Billigkeit  in  jedem  einzelnen  Falle  und  zweitens  dadurch  die 
Möglichkeit  einer  dem  Zeitgeiste  entsprechenden  Fortbildung  des 
Rechtes.  Die  Nachtheile,  die  in  einer  so  grossen  Amtsgewalt 
lagen,  wurden  durch  die  Theilung  derselben  unter  verschiedene 
Personen,  welche  alle  unter  einander  gleich  standen  und  sich 
gegenseitig  hindern  konnten,  aufgehoben:  was  zehn  Tribunen 
einstimmig  verlangten , konnte  kaum  ungerecht  oder  dem  Staate 
schädlich  sein. 

Dies  war  der  Umfang  der  tribunicisehen  Gewalt,  welcher 
sich  unmittelbar  aus  dem  Vertrage  zwischen  den  Patriciern  und 
Plebejern  ergab  oder  alsbald  entwickelte.  Die  Tribunen  selbst 
schufen  sich  indessen  noch  eine  andere  Gerichtsbarkeit,  erstens 


a)  Vergl.  oben  S.  155  und  222. 

b)  Siehe  S.  174. 


Digitized  by  Google 


282 


Verhältnis»  der  Tribunen  zu  den  Patriciem. 


durch  das  auf  dem  heiligen  Berge  erlassene  Plebiscit  über  ihre 
eigene  Unverletzlichkeit:  es  gewährte  ihnen  eine  unumschränkte 
und  tyrannische  Macht  über  das  Leben  und  die  Güter  eines  je- 
den Plebejers,  der  ihnen  zu  nahe  trat.  Zweitens  gab  ihnen  das 
Icilische  Plebiscit  über  die  Ordnung  der  plebejischen  Volksver- 
sammlungen eine  richterliche,  erforderlichen  Falls  in  Gemein- 
schaft mit  den  Tributcomitien  zu  übende  Gewalt  über  diejenigen 
Plebejer,  welche  sie  in  den  plebejischen  Versammlungen  unter- 
brechen oder  sonst  deren  Ordnung  stören  würden.  Eine  Ge- 
währ für  die  gerechte  Ausübung  dieser  ausserordentlichen  Ge- 
walten über  die  Plebejer  lag  ebenfalls  nur  in  der  Theilung  der 
Macht  unter  zehn  Tribunen. 

Zu  den  Patriciern  standen  die  Volkstribunen  Anfangs  in 
gar  keinem  andern  Verhältnis  als  die  übrige  Menge  der  Plebe- 
jer: sie  waren  Beamte  nur-  der  Plebs  und  konnten  Patricier  we- 
der, wenn  sie  von  denselben  persönlich  beeinträchtigt  noch  wenn 
sie  in  der  Leitung  der  plebejischen  Versammlungen  gehindert 
worden  waren,  zur  Strafe  ziehen:  es  standen  ihnen  nur,  wie 
allen  Bürgern,  die  gewöhnlichen  patricischen  Gerichte  zu  Ge- 
bote. Freilich  übten  sie  dabei  einen  grossen  moralischen  Eiu- 
fluss  auf  sie  aus,  in  so  fern  sie  die  Masse  des  Volkes  hinter 
sich  hatten.  Erst  bei  Coriolans  Process  wurde  ein  neues  Ueber- 
einkommen  unter  den  beiden  Ständen , gleichsam  als  Ergänzung 
des  Valerischen  Provocatiousgesetzes  und  des  Vertrages  vom  hei- 
ligen Berge,  geschlossen:  die  Volkstribunen  erhielten  das  Recht, 
durcli  die  Vermittelung  des  Senates  jeden  Patricier  wegen  jedes 
Vergehens  vor  das  Gericht  der  plebejischen  Volksversammlung  zu 
ziehen.  Für  diese  Fälle  wurde  der  Senat  als  erster  Staatsge- 
richtshof eingesetzt,  der  in  richterlichen  Formen  über  die  Zuläs- 
sigkeit der  Anklage  entschied  und  die  Punkte  der  Anklage,  so- 
wie im  Allgemeinen  den  Strafantrag  festsetzte.  Die  Tributeo 
mitien  unter  dem  Vorsitze  der  Tribunen  bildeten  den  zweiten 
endgültig  entscheidenden  Gerichtshof,  dem  ebenfalls  bestimmt 
richterliche  Formen  vorgeschrieben  waren. 

Dies  waren  die  strafrechtlichen  Befugnisse  der  Volkstribunei 
bis  zur  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln;  aber  dazu  kamen  allgt 
meine  richterliche  Befugnisse  anderer  Art,  welche  hier  wenigsten 
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erwähnt  werden  müssen.  Es  kann  naeli  den  neuesten  Unter- 
suchungen129) kein  Zweifel  sein,  dass  die  Tribunen  aJs  Beamte 
der  Plebs  von  Anfang  an  eine  ausgedehnte  Civilgerichtsbarkeit 
hatten.  Als  die  verschiedenen  Bestandteile,  welche  die  Römische 
Plebs  bildeten,  zu  einem  staatlichen  Ganzen  vereint  wurden,  be- 
hielten dieselben  zunächst , ein  jeder  unter  seinen  Mitgliedern 
ihr  auf  Herkommen  begründetes  und  für  sich  ausgebildetes  Recht: 
es  entspricht  dies  ganz  der  Römischen  Regierungsweise,  welche 
unterworfenen  oder  zum  Staate  neu  hinzutretenden  Völkerschaf- 
ten ihr  Recht  und  ihre  Gesetze  nicht  aufdrängte,  sondern  es 
der  Zeit  und  dem  Bedürfnisse  des  gesteigerten  Verkehrs  über- 
liess,  allmälig  eine  Ausgleichung  herbeizuführen,  welche  bei  der 
inneru  Tüchtigkeit  und  der  äussern  Machtstellung  des  Römischen 
Elementes  natürlich  zu  dessen  Gunsten  ausschlug.  Ja  es  fehlt 
nicht  an  Spuren,  welche  auf  besondere  Beamten  jener  einzelnen 
Bestandteile  deuten:  sie  würden  die  Streitigkeiten  innerhalb 
derselben  zu  schlichten  gehabt  haben.  Nur  wo  das  allgemeine 
Staatsinterresse  ins  Spiel  kam,  griffen  die  Regierer  des  Ge- 
samnitstaates,  die  Patricier,  ein.  Der  Versuch  des  Königs  Ser- 
vius  T ullius,  eine  grössere  Einigung  herbeizuführen,  hatte  wegen 
der  darauf  folgenden  Regierung  von  Tarquinius  keinen  dauernden 
Bestand,  und  nach  Einführung  der  Republik  hatten  die  Patricier 
kein  Interesse,  eine  Verbindung,  die  ihnen  grössere  Kräfte  ent- 
gegen stellen  konnte,  zu  fördern.  Bei  der  Auswanderung  auf 
deu  heiligen  Berg  wurde  eine  dauernde  Vereinigung  der  ver- 
schiedenen Bestandteile  der  Plebs  herbeigeführt  und  durch  die 
ifahl  gemeinsamer  Beamten,  der  Tribunen,  befestigt.  Es  war 
folgerichtig,  dass  die  Tribunen  auch  die  Rechtspflege  innerhalb 
der  Plebs  erhielten.  Wir  haben  darüber  mittelbare,  aber  durch- 
aus vollgültige  Zeugnisse.  Zonaras*)  erzählt  von  der  Einsetzung 
der  Tribunen  auf  dem  heiligen  Berge  und  fügt  dann  hinzu:  „Zu 
Uesen  hinzu  wählten  sie  noch  zwei  Aedilen,  die  ihnen  gleich- 

a)  Zod.  VII,  15  a.  E.  öl«  xai  dyopav(5(iouc  860  jtpotttXovxo.  olov  üjnjpl- 

3-ststv  iaopivouc  Jtpot  Ypdp.fj.x7a-  jxdvxa  yxp  xd  xc  irapä  Tip  rjjftu  xai 
tx  rapi  Tip  8^pup  xat  xj  ßouXjj  ypaip'äfi.eva  XafJißdvovxec , tuaxe  pojolv  aipäc 
civ  Tparcoplvtuv  Xavftctvttv,  iip'iXaaaov  • xö  pi.lv  ouv  dp^aiov  in\  xoixtp  5- 
Wrrx’,  xai  Ir. I Tip  itxd'tiv. 
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sam  Diener  für  die  Schriftstücke  sein  sollten.  Denn  Alles,  was 
bei  der  Plebs  und  beim  Volke  und  Senate  geschrieben  wurde, 
nahmen  sie  in  Empfang  und  bewahrten  es,  so  dass  ihnen  nichts 
von  dem,  was  geschah,  entging.  Anfänglich  also  wurden  sie 
dazu  gewählt  und  zum  Rechtsprechen.”  Also  Rechtsprechen  ge- 
hörte von  Anfang  an  zu  den  Pflichten  der  Aedilen,  welche  gleich- 
sam Diener  der  Volkstribunen  waren.  Noch  etwas  bestimmter 
drückt  sich  Dionysius*)  aus,  ebenfalls  von  der  Einsetzung  der 
Aedilen  sprechend:  „die  Plebejer  baten  ferner  den  Senat  ihnen 
zu  erlauben,  aus  den  Plebejern  jährlich  zwei  Mäuner  zu  ernennen, 
um  den  Volkstribunen  zu  helfen,  worin  dieselben  es  bedürfen 
möchten,  und  die  Processe,  welche  jene  ihnen  überliessen,  zu 
entscheiden.”  Darnach  steht  es  durch  Zeugnisse  von  Schrift- 
stellern, welche  die  von  der  Plebs  durch  den  Ständevertrag  er- 
worbenen Rechte  genauer  angeben,  fest,  dass  die  Volkstribunen 
von  Anfang  an  eine  Gerichtsbarkeit  natürlich  über  die  Plebejer, 
ausübten:  es  bedarf  nicht  der  minder  bestimmten  Angaben  von 
späteren  Schriftstellern,  von  denen  Isidorusb)  die  Tribunen  „der 
Plebs  eigenste  Richter"’  nennt  und  ihre  Namen  verkehrter  Weise 
vom  Rechtspreeheu  herleitet,  Lydus*)  sie  zweimal  als  Schieds- 
richter der  Plebejer  und  Aufseher  des  Marktes  bezeichnet  Dass 
die  andern  Schriftsteller  diese  richterliche  Thätigkeit  der  Tribu- 
nen nicht  hervorheben,  kommt  daher,  weil  deren  politische 
Wirksamkeit  überwog  und  es  interessanter  war  zu  schildern. 


a)  Dionys.  VI,  90  £8e/;8r,!jav  fti  rqj  ßo'jXrjc  E-iTp^at  o»(oiv  ivipi; 
ix  Tuiv  5T||iO'ixöiv  6'jo  xaff  txao-ov  ivtauxov  azoietxvivat.  ?o"js  üzcpTjTTjaov- 
T3{  tolt  «T^cip/ott  Soiuv  av  oiiuvrai,  xal  oixa;,  3;  3v  £zr:p£<}/u>vTai  ixttvoi. 
xpivoüvtac  — Xa3<5vte;  81  xal  toüto  to  o,jyyu)p71p.a  zapä  rr,(  ßo’jXr,«  dr.o- 
SctxvOouaiv  av8pa{,  o"j(  üzTjplTai  rcüv  ST/pidpyiuv  xal  ouva'pyovtaj  xat  Stxaari; 
ixdXouv. 


b)  Isid.  Orig.  IX,  4,  18  Tribuni  dicti  eo,  quod  plcbi  vel  iura  vel  opom 
tribuunt  — ipsa  sibi  (plebs)  tribunos  quasi  jtroprios  iudices  et  defensores 
creavit;  IX,  3,  29  Tribuni  vocati,  quod  militibus  sive  plebibtis  iura  tri- 
buunt. 

c)  Lyd.  de  mag.  I,  38  8'io  tö  zXt(8oj  rpocyitptoxTo  o^fxipyoj; . wori 
a?jTo:j;  öiaitäv  -roic  87]p.<kai{.  *al  tqv  ciyopdv  £ztax£zTta8at ; I,  44  iy ttpo- 
t vTjatv  6 5ij|xo{  8uo  Srjudpyo'j;  ta'JTM»  — Sia-rVioovTa?  Ttu  rXi.Sei  xal  tt ti  irooiy 
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wie  durch  dieselben  eine  Umänderung  der  Staatsverfassung  her- 
beigeführt wurde. 

Also  eine  Gerichtsbarkeit  haben  die  Volkstribunen  von  ihrer 
Einsetzung  au  gehabt.  Von  welcher  Art  dieselbe  war,  darüber 
fehlen  uns  die  Nachrichten:  nur  dies  wissen  wir,  dass  dieselbe 
hauptsächlich  au  den  alle  neun  Tage  wiederkehreuden  Marktta- 
gen, an  denen  die  Landleute  in  die  Stadt  kamen,  geübt  wurde. 
Es  ist  wahrscheinlich,  dass  es  Privatstreitigkeiten  waren:  sobald 
der  Staat  oder  ein  Patricier  dabei  betheiligt  oder  eine  Sünde 
begangen  war,  w’elcbe,  nicht  gesühnt,  dem  Staate  den  Zorn  der 
Götter  zuzieheu  konnte,  mussten  notbwendiger  Weise  die.  patri- 
eischen  Beamten  eintreten.  Dennoch  musste  der  Kreis  der  rich- 
terlichen Thätigkeit,  welche  den  Tribunen  zufiel,  ein  ausgedehn- 
ter sein:  mit  Rücksicht  auf  ihn  hatten  die  Plebejer  die  Unver- 
letzlichkeit der  Tribunen  beschlossen.  Diese  sollten  ihnen  dazu 
dienen,  um  mit  Leichtigkeit  ihre  Urtheilssprüche,  meist  persön- 
lich, ausführeu  zu  können.  Wie  die  patricischen  Beamten  das 
Imperium  hatten,  so  erzwangen  sie  die  Vollziehung  ihrer  Befehle 
durch  die  ihnen  beigelegte  Heiligkeit,  und  nach  der  Aehnlichkeit 
mit  jenen  schufen  sie  auch  die  Aedilität.  Die  Consuln  hatten 
als  Gehülfen,  namentlich  für  das  Rechtsprechen,  die  Quästoren: 
so  sollten  die  Tribunen  zur  Unterstützung  in  allen  Geschäften, 
besonders  aber  für  die  Gerichtsbarkeit,  die  Aedilen  haben.  Sie 
waren  mit  den  Tribunen  au  den  Markttagen  anwesend : entweder 
wurden  ihnen  einzelne  Zweige  der  Streitigkeiten  ein  für  allemal 
selbständig  übertragen  oder  man  wendete  sich  an  die  Tribunen 
und  wurde  von  diesen  für  jeden  einzelnen  Fall  an  die  Aedilen 
gewiesen.  Diese  waren  also  die  niedriger  stehenden  (Jollegen 
der  Tribunen;  denn  sie  wurden  ebenfalls  von  der  Plebs 
erwählt,  jährlich  zwei.  Sie  vollziehen  die  ihnen  von  den 
Tribunen  gegebenen  Aufträge.*)  So  erscheinen  sie  in  Coriolans 
Process,  wo  sie  theils  allein,  aber  auf  Befehl  der  Tribunen, 
theils  in  Begleitung  der  Tribunen  den  Angeschuldigten  zu  grei- 


a)  Man  sehe  die  oben  angeführten  Stellen  bei  Dionys.  VI,  90  und 
VII,  15.  Auch  Dionys.  VI,  95  sagt  von  ihnen  ol  Sr^apyiuv  »jtitj- 
M-*. 
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fen  suchten*),  ebenso  bei  dem  Versuch,  die  Consuln  T.  Romilias 
und  C.  Veturius  ins  Geföngniss  zu  führen b);  auch  kann  kein 
Zweifel  sein,  dass  der  Aedile,  welcher  C.  Veturius  am  Ende 
anklagte,  dies  auf  Geheiss  eines  Tribunen  tliat  Ebendaher 
schreibt  sich  auch  die  Unverletzlichkeit  der  Aedilen:  sie  ist  für 
jeden  einzelnen  Fall  ein  Ausfluss  der  tribuuirisohen  Heiligkeit. 
Von  ihnen  selbst  lesen  wir  erst  nach  der  Gesetzgebung  der  Zehu- 
männer,  dass  ihnen  Unverletzlichkeit  beigelegt  wurde.')  ln 
späterer  Zeit  wurde  ihr  Wirkungskreis  etwas  verändert:  sie 
wurden  selbständiger  und  verloren  den  Character  als  blosser 
tribuuieischer  Geholfen. 


Eilfles  Capitel. 

Ordentliches  Gerichtsverfahren.  Process  von  Sp.  Cassins.  Ton  dei 
Quästoren  angeklagt  nnd  vernrtheilt.  Process  von  Tolscins  Fictor.  Die 

Einleitung  Jedes  Griminalprocesses  geschieht  bei  den  Consuln. 

Nachdem  wir  die  Anordnungen,  welche  das  Strafrecht  durch 
die  Einsetzung  der  plebejischen  Beamten  erfuhr,  dargestellt  ha- 
ben, kehren  wir  zu  dem  ordentlichen  Gerichtsverfahren  zurück, 
das  auf  der  alten  Sitte  und  den  alten  Gesetzen  beruhte.  Von 
ihm  ist  bis  zur  Zeit  der  Decemviralgesetzgebung  durch  die  Leber- 
lieferung die  Kunde  von  nur  zwei  Fällen  auf  uns  gekommen 
und  auch  sie  würden  sich  nicht  erhalten  haben,  wenn  sie  nicht 
mit  den  politischen  Streitigkeiten  der  Stände  in  Verbindung 
ständen. 

Der  erste  Fall  ist  der  berühmte  Process  im  Jahre  485  v. 
Chr.  von  Sp.  Cassius,  der  dreimal  Consul  gewesen  war  und  in 
seinem  zweiten  Consulate  das  fiündniss  mit  den  Latinern  ge- 
schlossen hatte,  auf  welchem  das  ganze  spätere  Rechtsverhältnis 
sowohl  dieser  als  anderer  Völkerschaften  beruhte.130)  In  seinem 
dritten  Consulate  hatte  er  ein  Ackergesetz  gegeben  und  dadurch 
den  Zorn  nicht  nur  der  Patricier,  sondern,  da  er  darin  die  Bun- 


a)  Dionys.  VII,  26  und  35. 

b)  Dionys.  X,  31. 

c)  Liv.  UI,  55. 
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fcgenossen  begünstigte,  auch  der  andern  Römischen  Bürger 
erregt.  Deshalb  wurde  er  nach  Ablauf  dieses  Consulates  ange- 
klagt  und  verurtheilt.  Leber  seinen  Process  und  seine  Hinrich- 
taiig  gab  es  schon  im  Alterthum  eine  verschiedene  Ueberlieferung, 
wenn  gleich  Alle  darin  übereinkamen,  er  sei  wegen  Strebeus 
Mrli  Alleinherrschaft  getödtet  worden.  Indessen  die  Einen  er- 
allten,  sein  eigener  Vater,  der  des  Sohnes  verbrecherisches 
Streben  erkannt,  habe  die  Sache  untersucht,  dem  Seuate  mitge- 
tkeilt  und  den  Schuldigen  veruriheilt:  aus  dem  besoudern  Ver- 
®jgeu  des  Sohnes  habe  er  dann  im  Tempel  der  Ceres  eine 
Nalue  geweiht.*)  Die  beiden  Hauptschriftsteller  der  Römischen 
Grsebichte,  Livius  und  Dionysius, b)  erwähnen  diese  Nachricht, 
verwerfen  sie  aber  als  weniger  wahrscheinlich,  der  Letztere,  wie 
tr  kinzufügt , besonders  deshalb , weil  des  Verurtheilteu  Haus 
ftplümlert  und  sein  Vermögen  eingezogeu  worden  sei.  Beide 
teilen  als  glaublicher  die  andere  Leberlieferung  hin,  nach  der 
'issius  durch  ein  Volksgericht  verurtheilt  worden  sei.  Ihr 
ebliesst  sich  auch  Cicero')  an,  sucht  aber  doch  beide  Nachrich- 
i«i  gewissennassen  zu  vereinen.  Er  nimmt  eine  Verurtheilung 
‘iarck  das  Volk  an,  setzt  aber  hinzu,  dieselbe  sei  erfolgt,  weil 
der  Vater  erklärt  hätte,  er  habe  durch  Untersuchung  gefunden, 
'ein  Sohn  sei  schuldig.  Für  uns  ist  es  ein  eben  so  thörichtes, 
»ie  vergebliches  Bemühen,  die  Wahrscheinlichkeit  der  einen  oder 
4er  andern  Ueberlieferung  darthun  zu  wollen.  Wenn  Livius  und 
Wonysius  die  Wahrheit  nicht  ergründen  konnten , so  wird  es 
Ws  noch  weniger  gelingen:  sehr  viel  hat  indessen  der  Ver- 
'ßittelungsversuch  von  Cicero  für  sich.  Eben  so  thöricht  ist  es 
fär  uns,  über  die  Schuld  oder  Unschuld  von  Cassius  ein  eigenes 
Grtheil  fällen  zu  wollen.  Man  sucht  zwar  in  neuester  Zeit  mit 
' '»Hiebe  ihn  als  ein  unschuldiges  Opfer  patricischer  Eifersucht 
ind  patrieischen  Hasses  darzustellen,  indem  man  die  Sympathien 
®nd  Antipathien  der  heutigen  Zeit  auf  die  Beurtheilung  des  Al- 


a)  Val.  Max.  V,  8,  2;  Plin.  nat.  hist.  XXXIV,  15.  Au  einer  andern 
VI,  3,  i,  f0igt  Valerius  der  ändern  Ueberlieferung. 

b)  Liv.  II,  41;  Dionys.  VIII,  79. 
e)  Cic.  de  rep.  II,  35,  60. 
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terthums  überträgt  und  die  unparteiische  Stellung  eines  Ge- 
schichtsschreibers aufgiebt.  Indessen  eben  so  leicht  könnte  mau 
von  einem  andern  Standpunkte  aus  eben  so  viele  Gründe  für 
Cassius'  Schuld  auffinden.  Für  diese  spricht  die  übereinstim- 
mende Ansicht  der  alten  Schriftsteller,131)  die,  welcher  Partei 
sie  auch  angehören  mögen,  ihm  einstimmig  Streben  nach  der 
Alleinherrschaft  zuschreiben.  Es  wäre  wunderbar,  wenn  nicht 
auch  in  Rom,  wie  vielfach  in  den  Griechischen  Staaten,  nach 
Errichtung  der  Republik  Männer  aufgetreten  wäreu,  die  durch 
Begünstigung  des  nicht  regierenden  Standes  wieder  eine  Monar- 
chie aufzurichten  versucht  hätten:  der  Römische  Adel  war  nur 
wachsamer  und  entschlossener. 

Indessen  diese  Fragen  gehören  nicht  hierher.  Mag  Cas- 
sius unschuldig,  mag  er  von  seinem  eigenen  Vater  hiugerichtet 
worden  sein , die  Ueberlieferung , welche  seinen  Tod  einem  öffeut- 
Gerichtsverfahren  zuschreibt,  ist  an  sich  eine  Thatsache:  sie  be- 
weist, dass  man  ein  solches  Verfahren  als  damals  möglich  und 
gebräuchlich  ansah.  Die  Anklage  von  Cassius  lautete  auf  per- 
duellio11), worunter  mau  also  in  diesem  Falle  Streben  nach  dev 
Alleinherrschaft  verstand:  denn  dieses  wird  ihm  von  der  Ueber- 
lieferung einstimmig  Schuld  gegeben.b)  Es  ist  dem  Character 
des  Römischen  Gerichtsverfahrens  ganz  angemessen,  dass  man 
unter  perduellio  (d.  h.  der  Handlung  eines  perduellis)  verschie- 
dene Verbrechen  umfasste,  bei  P.  Horatius  Schwesternmord. 
bei  Cassius  Streben  nach  der  Monarchie.  Denn  perduellio  ist 
der  allgemeine,  dem  Römischen  Rechte  seit  uralter  Zeit  geläufige 
Begriff:  unter  ihn  fallen  verschiedene  Verbrechen,  seit  Einfüh- 
rung der  Republik  auch  das  Streben  nach  Tyrannis.  Wäre  gegen 


a)  So  sagt  Liv.  II,  41  a quacstoribus  dieui  dictani  perduellionis. 

b)  Cic.  de  rep.  11,  35,  60  quo  iu  statu  reipublicae  Sp.  Cassium  de  oc 
cupando  regno  molieutcm  quaestor  accusavit  eumque  — cedeute  popul  > 
morte  mactavit;  id.  Phil.  II,  44,  114  propter  suspicionem  regni  appeteudi 
Liv.  IV,  15  propter  consilia  iuita  de  regno;  Val.  Max.  V,  8,  2 affectati  re 
gni  crimiue;  id.  VI,  3,  1 suspicio  concupitae  dominationis ; Diouys.  Ylll 
77  int  -rupavvtöo«  akla;  id.  VII,  87  und  IX,  1 und  3 int  T’jpawföi  ; id.  13 
51  tue  inr/ttpoüv-a  ßctaiXtny;  id.  X,  38  Tupavvtöi  int/tepEi'v  a<Tttxoa{x*vo; 
Diod.  Sic.  XI,  37  545a;  £7tttUoÖai  TupavvISt. 
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Cassius  nicht  das  ordentliche,  auf  alten  Gesetzen  beruhende, 
Strafverfahren  angewendet  worden,  sondern  das  bald  nach  dem 
Ständevertrage  entstandene  ausserordentliche  durch  Anklage  der 
Tribunen  vor  der  Plebs,  so  hätte  es  der  Unterordnung  des  be- 
sonder!) Verbrechens  unter  den  allgemeinen  Begriff  der  perduellio 
nicht  bedurft:  bei  Coriolau,  der  wegen  eben  desselben  Strebens 
uacb  der  Tyrannis  verurtheilt  wurde,  erwähnt  kein  Schriftsteller 
die  perduellio.  Denn  das  tribunicische  Anklagerecht  konnte  we- 
gen jedes  Verbrechens  geübt  werden  uud  die  Strafe  wurde  für 
den  einzelnen  Fall  nach  den  Umstanden  bestimmt:  im  ordent- 
lichen Gerichtsverfahren  gab  es  bestimmte  Abtheilungen  von  Ver- 
brechen mit  den  für  eine  jede  festgesetzten  Strafen.  Wir  wür- 
den eben  so  wenig  vou  perduellio  hören,  wenn  die  Beweise  für 
die  Schuld  von  Cassius  vollkommen  klar  und  überzeugend  ge- 
wesen wären  oder  Cassius  dieselbe  eingestanden  hätte.  Es 
hätte  dann  keines  Processes  bedurft,  der  Cousul  hätte  ohne 
Weiteres  die  Todesstrafe  an  ihm  vollzogen,  wie  es  das  eid- 
lieh beschworene  Gesetz  des  ersten  Consuls  Valerius  ge- 
bot.») Wahrscheinlich  würden  die  Beamten  auch,  wenn  Cassius 
ein  geringer  Manu  gewesen , ohne  Process  eingeschritten  sein. 
Aber  er  war  der  angesehenste  Bürger,  hatte  viele  Anhänger, 
läugnete  die  Beschuldigung:  deshalb  war  ein  gerichtliches  Ver- 
fahren nöthig  und  dieses  konnte,  da  das  alte  Römische  Recht 
natürlicher  Weise  Streben  nach  Alleinherrschaft  nicht  kannte, 
nur  auf  perduellio  gerichtet  werden. 

Der  Process  war  ein  Provocationsprocess.  Dies  kann  man 
aus  der  Todesstrafe,  welche  in  demselben  verhängt  wurde, 
sehliessen,  es  ergiebt  sich  aber  auch  aus  Ciceros  Ausdruck,  das 
Volk  habe  nackgegeben.b)  Die  Quästoren  werden  von  Allen  als 
thätig  bei  dem  Processe  genannt.  Cicero  sagt,  der  Quästor  habe 
angeklagt  und  die  Strafe  vollzogen;  ähnlich  drückt  sich  Livius 
aus , am  ausführlichsten  erzählt  Dionysius.  Er  nennt  die  beiden 
Quästoren  mit  Namen , sagt , sie  hätten  von  Amtswegen  die  Be- 
fupiss  gehabt,  eine  Volksversammlung  zu  berufen,  Sp.  Cassius 


a)  Liv.  II,  8. 

b)  Cic  de  rep.  II,  35,  CO  cedente  populo.  Vergl.  oben  S.  188. 
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einen  Termin  vor  dem  Volke  angesetzt:  er  giebt  dann  den  In- 
halt der  Anklagerede,  die  sie  gehalten,  und  erwähnt,  sie  hät- 
ten Zeugen  für  ihre  Beschuldigungen  vorgebraeht.  Das  ganze 
Verfahren  also  wurde  von  den  Quästoren  geleitet , und  wenn  dies 
der  Fall  war,  so  wird  daraus  folgen,  dass  die  Criminalgerichts- 
barkeit  überhaupt  damals  von  den  Quästoren  geübt  wurde.  Hät- 
ten die  Consuln  sich  mit  derselben  befasst,  so  würden  sie  einen 
so  wichtigen  Process  wie  den  des  gewesenen  Consuls , selbst  ge- 
führt haben;  aber  Kriege  und  andere  politische  Thätigkeit  nah- 
men ihre  Zeit  in  Anspruch  und  entwöhnten  sie  der  Beschäftigung 
mit  dem,  was  ihnen  rechtlich  ohne  Zweifel  zustand.  Von  den 
Einzelheiten  des  Verfahrens  wird  nur  wenig  gemeldet,  nament- 
lich nichts  von  den  Verhandlungen,  welche  der  förmlichen  Ein- 
leitung des  Processes  vorausgehen  mussten.  Ob  einer  oder  meh- 
rere von  den  Patrieiern  die  Anklage  begannen  oder  die  Quästo- 
ren von  Amtswegen  einschritten,  wird  nicht  erzählt;  nur  dies 
darf  man  aus  den  Berichten  schliessen,  dass  als  die  Quästoren 
die  Ueberzeugung  von  der  Schuld  des  Angeklagten  gewonnen 
hatten,  sie  ohne  Anregung  von  Privatleuten  verfuhren:  auch  in 
der  ausführlicheren  Schilderung  des  Verfahrens  vor  dem  Volke 
wird  kein  Ankläger  erwähnt.  Cicero  sagt:  „der  Quästor  klagte 
Sp.  Cassius  an”  und  ähnlich  drückt  sich  Dionysius  aus,  d.  h. 
der  Quästor  beantragte  bei  dem  Volke  die  Bestrafung  von  Cas- 
sius und  um  dieselbe  zu  begründen,  hielt  er  eine  Anklagerede 
und  führte  Belastungszeugen  vor:  er  leitete  die  ganzen  Verhand- 
lungen vor  dem  Volke.  Von  einer  bestimmten  Frist,  welche 
zwischen  der  Voruntersuchung  und  dem  Termine  verflossen  sei, 
hören  wir  nicht.  Ohne  Zweifel! bestand  eine  solche:  das  lag  in 
dem  Herkommen  und  der  Billigkeit;  aber  es  war  nicht  das  tri- 
nundinum , das  bei  tribunicischen  Anklagen  durch  das  Abkom- 
men zwischen  den  Ständen  festgesetzt  war.  In  Bezug  auf  die 
Straff  bemerkt  Dionysius*):  „das  Volk  sei  gegen  Cassius  bei 
dem  Namen  der  Alleinherrschaft  so  erbittert  gewesen,  dass  es 


a)  Dionys.  VIII,  78  ou-to  i’ipa  mxpöe  ~pö;  to  rjpavvißoc  ivouo, 

tuor’  oiii  tV  T(ü  TlUu/)[i2Tl  TT)J  SlXTjJ  [XtTpfa  Äpyf,  QptjOaTO  Ttpö?  S&TOv,  d)  Xi 
ÖovcItO'J  itipiTjOEV. 
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aucb  bei  der  Schätzung  des  Processes  keinen  geringen  Zorn  ge- 
gen den  Angeklagten  gezeigt,  sondern  auf  den  Tod  geschätzt 
hätte’-.  Hieraus  wird  man  nicht  auf  eine  selbständige  Thätig- 
keit  des  Volkes  schliessen  dürfen:  sie  würde  mit  dem  Römischen 
Staatsrecht  nicht  zu  vereinen  sein.  Nach  der  Aehnliehkeit  mit 
tribnnicischen  Anklagen,  von  denen  wir  genauere  Kunde  haben, 
z.  ß.  der  von  Coriolan,  von  Käso  Quinctius,  kann  man  darin 
nur  die  Andeutung  finden,  dass  die  Volksversammlung  laut  ihren 
Hass  gegen  Cassius  äusserte  und  dem  von  den  Quästoren  aus- 
gegangenen Anträge  beistimmte. 

Die  L'eberlieferung  berichtet  seine  Hinrichtung,  Dionysius 
insbesondere,  er  sei  vom  Tarpejischen  Felsen  gestürzt  worden.*) 

Er  erlitt  also  die  härteste  Strafe,  welche  möglich  war,  und  ihre 
Vollziehung  wäre  unmöglich  gewesen,  wenn  sich  der  Angeklagte 
bis  zum  Aussprechen  derselben  auf  freiem  Fusse  befunden  hätte: 
er  würde  sich  derselben  sonst  durch  die  Flucht  entzogen  haben. 

Hätten  die  Quästoren  beim  Beginne  des  Tennines  auf  eine  ge- 
lindere Capitalstrafe,  etwa  auf  Verbannung  angetragen,  und  erst 
im  Verlaufe  der  Verhandlungen  die  Todesstrafe  vorgeschlagen, 
so  wäre  Cassius  nicht  im  Gefängniss  gewesen  und  hätte  sich 
dächten  können.  Wenige  Jahre  früher  war  Coriolan  desselben 
Verbrechens,  dass  er  nach  der  Alleinherrschaft  gestrebt,  ange- 
klagt und  nur  in  die  Verbannuug  geschickt  worden.  Dionysius 
erklärt  die  grössere  Strenge  bei  Cassius  aus  der  Befürchtung, 
die  man  gehegt,  er  möchte,  wenn  er  am  Leben  bliebe  und  seine 
Verbindungen  mit  den  Bundesgenossen  benutzen  könnte , ähnlich 
wie  Coriolan,  einen  Krieg  gegen  sein  Vaterland  erregen.  Es 
mag  diese  Ueberlegung  dazu  beigetragen  haben,  keine  Milde  zu 
üben,  sondern  die  Strenge  des  Gesetzes  anzuwenden;  das  Ge- 
setz befahl  im  FaUe  der  Verurtheilung  ohne  Zweifel  die  Todes- 
strafe. In  Coriolans  und  Cassius’  Process  erkennt  man  den  Un- 
terschied des  ordentlichen  Gerichtsverfahrens  und  der  ausser- 
ordentlichen, auf  einer  Vereinbarung  der  Stände  beruhenden, 
Gerichtsbarkeit  der  Tribunen.  Diesen  wollten  die  Patricier , als 
sie  die  Bedingungen  des  Processes  aufstellteu,  nicht  die  Hiu- 

a)  Dionys.  VIII,  78. 
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richtung  eines  der  Ihrigen  gestatten:  bei  Cassius  schrieb  das 
Gesetz  den  wirklichen  Tod  vor,  die  Quästoren  mussten  darauC 
antrageu  und  fanden,  da  politische  Gründe  dazu  riethen  und 
das  Volk  seine  Einwilligung  gab,  keinen  Gmnd  eine  mildere 
Strafe  eintreten  zu  lassen.  Dazu  kam,  dass  Cassius  als  Patri- 
cier  die  Hülfe  der  Tribunen  nicht  anflehen  mochte  oder  konnte: 
sonst  hätte  er  durch  deren  Schutz  dem  GefÜngniss  entgeheu  und 
die  Möglichkeit  der  Flucht  erhalten  können.  Bei  Cassius  kam 
also  die  gesetzliche  Strafe  zur  Anwendung,  in  Folge  der  vou 
den  ersten  Consuln  gegen  die  Wiedererrichtung  der  Monarchie 
erlassenen  Verordnungen;  aber  auch  auf  ältere  Gesetze  wollte 
man  zurückgehen.  Dionysius*)  erzählt,  Einige  hätten  auch  die 
drei  Söhne  von  Cassius  hinrichten  wollen;  aber -dies  habe  Miss- 
billigung gefunden.  Der  Senat  habe  sich  deshalb  versammelt 
und  denselben  Straflosigkeit  zugesichert:  seit  jener  Zeit  wäre  es 
Römische  Sitte,  die  Kinder  von  Verurtheilten , selbst  von  Tyran- 
nen, Vatermördern  und  Verräthern,  zu  verschonen.  Das  alte 
Gesetz  muss  also  bei  einigen  besonders  schweren  Verbrechen 
die  Bestrafung  der  Kinder  eines  Verurtheilten  angeordnet  haben. 
Cassius'  Bestrafung  erfolgte  nicht  nach  dem  alten  Gesetz , das 
Streben  nach  Alleinherrschaft  nicht  als  Verbrechen  kannte , aber 
auch  das  neue,  seit  dem  Begiun  der  Republik  geltende  setzte 
jenes  Streben  dem  schwersten  Verbrechen  gleich;  daher  der 
Zweifel  entstand,  ob  auch  bei  ihm  eine  Bestrafung  der  Kinder 
stattfinden  sollte.  Hier  trat  der  Senat  dazwischen : er  hatte  zwar 
weder  die  Befugniss,  ein  Gesetz  zu  erlassen,  noch  eine  richter- 
liche Thätigkeit;  aber  sein  Beschluss  bestimmte  die  Consuln  unt1 
folglich  auch  die  Quästoren,  diesen  Theil  der  Strafe  nicht  zr 
vollziehen , der  damit , ohne  gesetzlich  aufgehoben  zu  sein , docl 
thatsächlich  aufhörte.  Welche  Volksversammlung  über  Cassiu: 
geurtheilt  hat,  wird  nicht  erzählt,  und  die  Ausdrücke  de 
Schriftsteller  sind  so  schwankend,  dass  sie  sich  eben  so  wob 
auf  die  Centuriat-  als  auf  die  aus  der  Königszeit  stammende 
Curiatcomitien  beziehen  können.13*)  Indessen  die  Verhandlung*1 


a)  Dionys.  VIII,  «0, 
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bei  Coriolans  Process*)  beweisen,  dass  man  die  Centurien  als 
die  gesetzliche  Versammlung  für  Entscheidung  von  Capitalpro- 
cessen  ansah:  man  wird  sie  deshalb  auch  in  Cassius'  Pro- 
fess, wie  überhaupt  in  allen  Provocationsprocessen,  annelimen 
müssen. h ) 

Der  zweite  Process,  von  dem  uns  die  Ueberlieferung  er- 
zählt, ist  vielfach  lehrreich,  nämlich  der  von  M.  Volseius  Fi- 
rtor.  Bei  dem  Processe  von  Kaeso  Quinctius  trat  unter  den  Zeu- 
gen, welche  dessen  Gewalttätigkeiten  gegen  die  Plebejer  be- 
kondeten,  ein  ehemaliger  Volkstribun  Volseius  auf0):  er  sagte 
aas,  Kaeso  habe  seinen  Bruder  mutwillig  getödtet  und  bewirkte 
durch  diese  Anschuldigung  hauptsächlich  dessen  Verurteilung 
durch  das  Volk.  Er  erzählte,  wie  Liviusd)  berichtet,  er  habe 
seine  Klage  schon  öfter  an  bringen  wollen,  aber  wegen  der  Con- 
suln  der  früheren  Jahre  es  nicht  tun  können.  Dionysius e) 
führt  dies  im  Einzelnen  weiter  aus:  bei  ihm  sagt  Volseius,  er 
habe  den  Tod  seines  Bruders  an  Kaeso  auf  gesetzlichem  Wege 
rächen  wollen,  aber  er  habe  es  im  Jahre  463  v.  Chr.  nicht  ge- 
konnt, weil  damals  beide  Consuln  an  der  Pest  gestorben  seien, 
im  folgenden  Jahre  hätte  er  Anfangs  ebenfalls  seine  Klage  nicht 
anbringen  können,  weil  beide  Consuln  in  den  Krieg  gezogen 
wären,  nach  ihrer  Rückkehr  habe  er  es  öfter  versucht,  sei  aber 
von  ihrem  Richterstuhl  durch  Kaeso  mit  Schlägen  fortgebracht 
worden.  Aus  diesen  Gründen  wende  er  sich  jetzt  notgedrungen 
an  die  Tribunen  und  die  Volksversammlung.  Aus  dieser  Er- 
zählung, deren  Einzelheiten,  wie  die  gleichlautenden  Berichte 
bei  Livius  und  Dionysius  beweisen,  von  der  Ueberlieferung  er- 
halten waren,  müssen  wir  schliessen,  dass  die  Einleitung  eines 
ordentlichen  Criminalprocesses  damals  nur  bei  den  Consuln  ge- 
schah. Au  sie  wandte  sich  der  Kläger,  sie  nahmen  die  Anklage 


a)  S.  oben  S.  262. 

b)  VergL  S.  182. 

c)  VergL  oben  S.  272. 

d)  Liv.  III,  13  nec  sibi  rera  exequi 
riomm  antiorum  licnisse. 

e)  Dionys.  X,  7. 


tarn  atrocem  per  eonsules  supe- 
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an  oder  wiesen  sie  zurück  und  sie  beauftragten  die  Quästoren, 
die  Voruntersuchung  vorzunehmen , auch  nach  Befinden  der  Um- 
stände die  zur  Gültigkeit  des  Spruches  nöthige  Volksversamm- 
lung zu  halten.  Denn,  wie  wir  eben*)  bei  Cassius’  Proeess  ge- 
sehen, wurde  die  Führung  des  Processes  selbst  von  den  Quä- 
storen besorgt.  Auf  eben  dies  Verhältniss  deutet  eine  andere 
Aeusserung  von  Dionysius b) : er  lässt  Kaeso  Quinctius  an  die- 
jenigen Plebejer , welche  sich  über  seine  Gewalttätigkeit  beklag- 
ten, die  Aufforderung  richten,  ihn  bei  dem  Consul  zu  belangen: 
vor  ihm  als  seinem  ordentlichen  Richter  wolle  er  sich  stellen. 

Indessen  das  Zeugniss  von  Volscius  war  falsch  und  nur. 
um  den  Sturz  von  Kaeso  Quinctius  herbeizuführen,  erlogen  ge- 
wesen: sein  Bruder  war  an  Krankheit  gestorben,  Kaeso  zu  der 
Zeit,  wo  der  Mord  geschehen  sein  sollte,  von  der  Stadt  abwe- 
send und  beim  Heere  gewesen.  Man  beschloss  den  falschen 
Zeugen  vor  Gericht  zu  ziehen.  Dionysius')  erwähnt  die  That- 
sache  ganz  kurz,  Liviusd)  giebt  Einzelnes  von  dem  Verfahren 
an.  Der  verurteilte  Kaeso,  sagt  er,  hatte  viele  Freunde,  welche 
die  einzelnen  Umstände  des  Falles  untersuchten  und  die  Lüge, 
durch  welche  der  Zorn  des  Volkes  erregt  worden  war,  bald  ent- 
deckten. Viele  von  ihnen  boten  Volscius  eine  gerichtliche  Wette 
bei  einem  Privatrichter  an,  darüber  dass  Kaeso  während  der 
angegebenen  Zeit  nicht  in  Rom,  sondern  beim  Heere  gewesen 
sei.  Aber  Volscius  wagte  nicht  auf  einen  solchen  Privatprocess 
einzugehen:  dadurch  gestand  er  mittelbar  seine  Schuld  ein  und 
seine  Verurteilung  im  ordentlichen  Gerichtsverfahren  war  sicher. 
Ohne  Zweifel  wandten  sich  Kaesos  Freunde  an  die  Consuln, 
diese  nahmen  die  Klage  an  und  beauftragten  die  Quästoren  mit 
der  Führung  des  Processes;  denn  diese  werden  als  dabei  thätig 
erwähnt.  Jetzt  indessen  entstand  ein  Hinderniss  für  die  Bestra- 
fung des  Schuldigen.  Auf  falsches  Zeugniss  stand  nach  altem 


a)  S.  oben  S.  290. 

b)  Dionys.  X,  5. 

c)  Dionys.  X,  8. 

d)  Liv.  III,  24,  25  und  29. 
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Gesetze  die  Todesstrafe.*)  Die  Schuld  mochte  trotz  der  Ver- 
sicherung von  Kaesos  Freunden  doch  nicht  zweifellos,  das  Ver- 
brechen nicht  offenbar  sein.  Jedenfalls  läugnete  Volscius  und 
war  beim  Volke  angesehen:  es  musste  über  ihn  eine  Volksver- 
sammlung gehalten  werden.  Es  war  auch  billig,  dass  er  bis 
zum  endlichen  l'rtheil  im  Gewahrsam  gehalten  wurde.  Jedoch 
beides  hinderten  die  Volkstribunen:  der  Angeklagte  blieb  bis  zu 
Ende  des  Processes  auf  freiem  Fusse  und  die  Volksversammlung 
wollten  die  Tribunen  nicht  gestatten,  ausser  wenn  ihnen  zugleich 
erlaubt  würde,  die  Comitien  über  das  Terentilische  Gesetz  zu 
halten.  So  blieb  die  Sache  unentschieden  bis  zum  folgenden 
Jahre,  458  v.  Chr.,  wo  wahrscheinlich  dieses  Processes  wegen 
M.  Valerius  und  T.  Quinctius  Capitoliuus,  der  dreimal  Consul 
gewesen  war,  zu  Quästoren  ernannt  wurden.  Indessen  auch  sie 
bemühten  sich  vergeblich  den  Widerstand  der  Tribunen  zu  über- 
winden: da  wurde  wegen  der  Bedrängnisse  im  Kriege  L.  Quin- 
ctins  Cincinnatus,  Kaesos  Vater,  zum  Dictator  ernannt.  Er  be- 
siegte die  Feinde,  behielt  aber  dann  nach  glücklichem  Kriegs- 
zuge die  Dictatur,  um  den  Process  gegen  Volscius  zu  Ende  zu 
führen.  Die  Tribunen  wagten  nicht,  die  Comitien  zu  hindern 
and  Volscius  wurde  verurtheilt  Eines  indessen  hatten  sie  den- 
noch durchgesetzt:  der  Angeklagte  war  nicht  verhaftet  worden, 
er  ging,  als  er  verurtheilt  wurde,  in  die  Verbannung  nach  Etru- 
rien. ,33) 


Zwölftes  Capitel. 

Fortgang  des  Kampfes  der  Stände.  Publilisches  Gesetz.  Der  erste  Ent- 
wirf dazn  and  schliesslicher  Inhalt.  Nachrichten  der  Schriftsteller  dar- 
Iber.  Einfluss  auf  die  Criminalgerichtsbarkeit.  Gesetzesvorschlag  von 
G.  Terentilius  Arsa,  sein  anfänglicher  Inhalt  und  die  später  damit 
vorgenommenen  Veränderungen. 

Wir  haben  gesehen,  welche  Veränderungen  im  Crimmal- 
reehte  der  erste  Streit  der  Plebejer  und  Patricier,  welcher  die 


a)  Und  zwar  Hinabstürzen  vom  Tarpejischen  Felsen,  wie  Gell.  XX,  1, 
M sagt. 
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Einsetzung  der  Volkstribunen  zur  Folge  hatte, . herbeifuhrte , und 
müssen  auch  den  weiteren  Fortgang  dieses  Streites,  wenigstens 
in  seinen  Hauptpunkten,  verfolgen.  Denn  das  Criminalrecht 
war  im  Alterthum  ganz  eigentlich  ein  öffentliches  Recht  und 
jede  Veränderung  des  politischen  Lebens  brachte  eine  Um- 
gestaltung desselben  mit  sich.  Erst  nach  dem  Untergange  der 
Republik  hatte  es  in  seinen  obersten  Grundsätzen  eine  solche 
Stetigkeit  gewonnen,  dass  es  eine  selbständige  Entwickelung  be- 
ginnen konnte. 

Durch  die  Vertreibung  der  Könige  waren  die  verschiedenen 
Bestandteile  der  Römischen  Bürgerschaft.,  die  Patricier  und  Ple- 
bejer, zu  einem  selbständigen  Leben  angeregt  worden:  die  er- 
stem hatten  sich  vergeblich  bemüht,  die  auf  sie  gekommene 
Machtfülle  über  den  ganzen  Staat  ungeschmälert  zu  erhalten. 
Der  Ständevertrag  vom  heiligen  Berge  hatte  den  Plebejern  gesetz- 
massige  Führer  gegeben,  deren  Streben  auf  Erweiterung  des 
Gegensatzes  zu  den  patricischen  Beamten  gehen  musste.  Sie 
begannen  damit,  sich  unmittelbar  nach  ihrer  Einsetzung  in  dem 
Kreise  der  Plebejer  eine  unumschränkte  Gewalt  zu  verschaffen, 
und  gewannen  dann  bei  dem  Processe  Coriolans  eine  zwar  nicht 
regelmässige  und  nicht  selbständige,  aber  doch  zuweilen  mit 
entschiedenem  Erfolge  auszuübende  Controlle  über  den  regieren- 
den Stand.  Diese  Spaltung  musste  sich  noch  mehr  erweitern, 
ehe  das  Bedürfniss  nach  Wiedervereinigung  sich  geltend  machen 
konnte.  Einen  wesentlichen  Schritt  zur  Trennung  des  Staates 
in  einen  patricischen  und  plebejischen  bildet  das  Publilische 
Gesetz,  das  im  Jahre  472  v.  Chr.  zuerst  angeregt,  im  folgen- 
den durchgesetzt  wurde.  Ueber  dasselbe  zu  sprechen  ist  um  so 
nöthiger,  als  es  darauf  ankommt,  seine  Darstellung  aus  dem  un- 
geschichtlichen  Gebiete  von  Vermuthungen  und  Phantasien,  wo- 
hin neuere  Forschungen  sie  gebracht  haben,  auf  das  der  Ueber- 
lieferung  zu  verlegen.  Von  unmittelbaren  Quellen  für  die  Er- 
kenntniss  desselben  giebt  es  nur  zwei,  Livius  und  Dionysius: 
der  erste  erzählt  seiner  Gewohnheit  nach  kurz , der  andere  etwas 
weitläufiger;  aber  ihre  Berichte  stimmen  überein. 

Die  ersteu  Tribunen  waren  auf  dem  heiligen  Berge  von  der 
ausgewanderten  Plebs  allein  gewählt  worden;  aber  es  kann  kein 
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Zweifel  sein,  dass  für  die  Wahl  und  die  Gewählten  später  ein 
Senatsbesrhlnss  und  das  Uebrige,  das  bei  der  tumultuarisehen 
Versammlung  der  Plebs  gefehlt  hatte,  nachgeholt  wurde.  Denn 
es  steht  durch  die  ausdrücklichen  Zeugnisse  von  Cicero  und 
Dionysias*)  fest,  dass  die  Volkstribunen  seit  dem  Ständevertrage 
in  Curiatcomitien  erwählt  wurden.  Wir  nehmen  diese  Nachricht, 
ihr  Livius  durch  sein  Stillschweigen  nicht  entgegensteht,  hier 
einfach  an,  ohne  auf  die  verschiedenen  Meinungen  der  neueren 
Gelehrten,  welche  die  unbegründetsten  Vermuthungen  aufstellen, 
einzugehen.  ln  dieser  Wahl  brachte  das  Publilische  Gesetz  eine 
Aenderung  hervor.  Livius  schildert  ausführlich  und  in  lebhaf- 
ten Farben  das  Schicksal  von  Volero  Publilius,  wie  er  bei  einer 
Aushebung  sich  weigerte,  als  gemeiner  Soldat  einzutreten,  weil 
er  schon  centurio  gewesen  war : wie  er  bestraft  werden  sollte, 
sich  aber  durch  Körperkraft  und  den  Beistand  der  aufgeregten 
Menge  der  Strafe  entzog;  wie  der  Senat  nachgab  und  Publilius 
so  grosses  Vertrauen  beim  Volke  gewann,  dass  er  zum  Tribunen 
rwfihlt  wurde ; wie  er  endlich  in  diesem  Amte  nicht  Befriedigung 
meiner  Privatrache,  sondern  das  Beste  seines  Standes  suchte. 
Livius  erzählt  dann:  „Volero  beantragte  beim  Volke,  es  sollten 
■Be  plebejischen  Beamten  in  Tributcomitien  erwählt  werden.” 
Dies,  fügt  er  hinzu,  war  eine  scheinbar  nicht  schlimme,  in  der 
That  nicht  unbedeutende  Sache;  dadurch  wurde  den  Patriciern 
alle  Möglichkeit  genommen,  durch  die  Stimmen  ihrer  Clienten, 
*en  sie  wollten,  zu  Volkstribunen  zu  wählen. b)  Weiter  erzählt 
er  von  den  Kämpfen  um  das  Gesetz,  welche  im  ersten  Jahre  die 
.Annahme  desselben  hinderten;  im  folgenden  Jahre  fanden  neue 
Kämpfe  statt,  namentlich  durch  die  Hartnäckigkeit  des  einen 
Konsuls  Ap.  Claudius;  aber  der  andere  Consul  T.  Quinctius  rieth 
zur  Mässigung  und  bewirkte  die  Annahme  des  Vorschlags.  Li- 
'ins  sagt:  „Damals  zuerst  wurden  die  Tribunen  in  Tributcomi- 


a)  Cic.  p.  CorneL  p.  451  OrelL;  Dionys.  VI,  89. 

I>)  Liv.  II,  56  rogationem  tulit  ad  populum,  ut  plebeii  magistratus  tri- 
totis  comitiis  fierent.  Haud  parva  re»  sub  titulo  prima  specie  minime  atroci 
KTebatur,  tsed  quae  patriciis  omnem  potestatem  per  clientinra  suffragia  cre- 
äwti,  <|uos  veilent.  tribunos  auferret. 
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tien  gewählt")  und  am  Ende  des  Jahres  die  Ereignisse  desselben 
zusammenfassend:  „das  vergangene  Jahr  machen  hauptsächlich 
merkwürdig  die  Tributcomitien,  eine  Sache  wichtiger  wegen  des 
Sieges  in  dem  unternommenen  Kampfe  als  wegen  des  Nutzens. 
Denn  den  Comitien  selbst  wurde  mehr  an  Würde  genommen 
durch  Entfernung  der  Patricier  aus  der  Versammlung  als  Macht 
der  Plebs  gegeben  oder  den  Patriciem  entzogen." b)  Hier  ist  ein 
leichter  Widerspruch.  Zuerst  sagt  Livius,  das  Gesetz  habe  eine 
nicht  unbedeutende  Sache  enthalten,  da  die  Patricier  ihren  Ein-, 
fluss  auf  die  Wahl  der  Tribunen  verloren  hätten,  nachher,  der 
Schade  sei  für  die  Patricier,  der  Gewinn  für  die  Plebejer  nicht 
bedeutend  gewesen.  Aber  der  Widerspruch  ist  unbedeutend  und 
bezieht  sich  nicht  auf  Thatsachen,  sondern  auf  die  Betrachtungen 
des  Schriftstellers.  An  beiden  Stellen  sagt  Livius,  die  Patricier 
hätten  fortan  in  den  Comitien  für  die  Wahl  der  Tribunen,  in 
den  Tributcomitien,  nicht  mehr  mitgestimmt,  an  beiden  giebt 
er  als  Inhalt  des  Gesetzes  nichts  als  die  Einsetzung  der  Tribut- 
comitieu  an. 

Ausführlicher  ist  Dionysius'  Bericht.  Nach  ihm  beantragte 
Publilius  nebst  zwei  seiner  Collegen  das  Gesetz,  dass  fortan  die 
Volkstribunen  in  Tribut-,  nicht  mehr  in  Curiatcomitien  gewählt 
werde  i sollten0):  er  spricht  dann  von  dem  Unterschiede  der  bei- 
den Volksversammlungen,  jene  hätten  nicht  eines  vorhergehenden 
Senatsbeschlusses,  nicht  der  Opfer  und  der  Auspicien  bedurft 
und  hätten  deshalb  an  einem  Tage  beendet  werden  können. 
Nach  den  fruchtlosen  Streitigkeiten  des  ersten  Jahres  und  einem 
Feldzuge  im  zweiten  Jahre  wiederholte  Publilius  sein  Gesetz, 
aber  mit  dem  Zusatze,  auch  die  Aedilen  sollten  in  eben  densel- 
ben Comitien  erwählt  und  alles  übrige,  was  beim  Volke  verhan- 


a)  Liv.  II,  58  Tum  primuni  tributis  comitiis  creati  tribuni  sunt 

b)  Liv.  II,  60  annum  exactum  insignem  maximc  comitia  tributa  cffici 
unt  res  maior  victoria  suscepti  certaminis  quam  usu.  Plus  enim  dignita- 
tis  comitiis  ipsis  detractum  est  patribus  ex  concilio  submotendis  quam  ri- 
rium  aut  plebi  additum  aut  demptum  patribus. 

c)  Dionys.  IX,  41  vdpov  tippet  rrtpi  ttüv  tijpapytxdW  dpyaiptouuv,  ur- 
dytuv  ativä  ix  tt(j  (ppaTptaxfjt  <|*Tj<pippop(#s,  t,v  oi  'Piupaiot  xoopufajv  xiÄo'X- 
oiv,  iltl  vijv  <p’jX«-ixi^v. 
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delt  und  zur  Hülfe  Jemandes  bestimmt  werden  müsste,  sollte 
auf  gleiche  Weise  von  den  Tributgenossen  beschlossen  werden. 
.Dies,  fügt  er  hinzu,  war  eine  offenbare  Zerstörung  der  Macht 
des  Senates  und  Herrschaft  des  Volkes.’’*)  Hierin  findet  sich 
zwar  kein  Widerspruch  mit  Livius,  aber  doch  eine  Ergänzung 
von  dessen  Nachrichten.  Denn  Livius  sagt  nichts  von  Zusätzen, 
welche  Publilius  im  zweiten  Jahre  zu  seinem  ursprünglichen 
Gesetzentwürfe  gemacht  habe,  Dionysius  erzählt,  die  Zusätze 
seien  sehr  wichtig  gewesen:  sie  wären  auf  offenbare  Vernichtung 
der  Macht  des  Senates  und  Erhebung  der  Tributcomitien  aus- 
gegangen. Es  könnte  scheinen,  dass  Livius  der  Nachlässigkeit 
schuldig  ist  und  gerechten  Tadel  verdient,  weil  er  so  erhebliche 
Bestimmungen  des  Publiiischen  Gesetzes,  die  viel  wichtiger  waren 
als  die  Wald  der  Tribunen  in  Tributcomitien,  mit  Stillschweigen 
übergangen  hat:  diese  Nachlässigkeit  würde  bei  einem  Schriftsteller, 
welcher  die  Verfassungsänderungen  zwar  nicht  weitläuftig,  aber 
doch  aufmerksam  verfolgt,  unerklärlich  sein:  es  lässt  sich  aus 
Dionysius'  ausführlicher  Darstellung  nackweisen,  dass  Livius 
zwar  Einzelnes  übergeht,  die  Hauptsachen  aber  richtig  erzählt 
Die  Erneuerung  von  Publilius'  Gesetzesvorschlag,  fahrt  Dionysius 
zu  berichten  fort,  verursachte  die  heftigsten  Streitigkeiten,  be- 
sonders der  eine  der  Consuln,  Ap.  Claudius,  glaubte  den  Ueber- 
griffen  der  Plebs  auf  keine  andere  Weise  steuern  zu  können  als 
durch  entschiedenen  Widerstand  gegen  alle  Neuerungen.  Es 
kam  zu  Thätlichkeiten,  sogar  gegen  die  Tribunen  selbst,  welche 
deshalb  eine  Klage  beim  Volke  anstellen  wollten  und  den  Senat 
um  die  nöthige  Erlaubniss  dazu  angingen. b)  Die  Mässigung 
des  andern  Consuls  T.  Quinctius  stellte  den  Frieden  her.  Er 
überredete  beide  Parteien,  ilire  gegenseitigen  Anklagen  aufzuge- 


a)  Dionys.  IX,  43  Äirtp  tjv  ptiv  ßo'jXfjc  xaxdX'joic  cpavcpd,  toO  5e 
t'JWSTtl«. 

b)  Dionys.  IX,  48  tiö  it  ürdiu,)  (ivtxdXouv)  ot  S^ap/ot , <!>{  iptptpXr)- 

wi  cuipiasiv  itpolc  xat  xaäinoKupiZvot;  ujto  toü  vdptou  und  c.  49  5oa 

piv  aXX^Xoic  iyxaXoOotv  ul  tt  trjixapyoi  xai  4 UTtaxo; , i>Tttp  uiv  teaöov  jj 
Rp»s«v  £v  rjj  xapayj.  oix  £$  i-ißouXfjs  oui’  oixctac  nXcovcglac  lut- 

«'<  t{  aüxd  xa-iarrjoav,  dXX’  jr.tp  rr(s  l;  ~i  xotvä  <piXo7ip.ta{,  d<p*Ta8at 

xai  p.T(5c|M2v  Or-lp  aöxiüv  ilvai  Jixrjv. 
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hen  und  die  in  der  Hitze  des  Streites  vorgefallenen  Gewalttä- 
tigkeiten zu  vergessen,  die  Entscheidung  aber  über  den  Gesetz- 
entwurf dem  Senate  zu  überlassen.  Im  Senate  aber  beschloss 
man  nachzugeben,  nahm  das  Gesetz  wenigstens  theilweise  an, 
und  so  wurde  dasselbe  von  der  plebejischen  Volksversammlung 
bestätigt.  „Seit  jener  Zeit,  schliesst  Dionysius*)  seine  Erzählung, 
bis  auf  den  heutigen  Tag  beschliessen  die  Tributeomitien  über 
die  Wahlen  der  Volkstribunen  und  Aedilen,  ohne  Auspieien  und 
sonstige  religiöse  Cerimonien.”  Er  sagt  zwar  nicht  ausdrück- 
lich , jener  erweiterte  Gesetzvorschlag  von  Publilius  sei  nicht  in 
seiner  ganzen  Ausdehnung  zum  Gesetz  erhoben  worden,  aber  er 
deutet  es  doch  an.  Wo  er  von  der  Vermittelung  des  Consuls 
T.  Quinctius  spricht,  sagt  erb),  derselbe  sei  gesonnen  gewesen, 
dem  Volke  den  gemässigten  Theil  seiner  Forderungen  zuznge- 
stehen:  aber  dass  die  Zusätze  zum  Gesetze  vom  zweiten  Jahre 
nicht  gemässigt  waren,  sondern  eine  unbillige  Beschränkung  des 
Senates,  so  wie  eine  Alleinherrschaft  des  Volkes  enthielten, 
hatte  er  früher  bemerkt  : mittelbar  giebt  er  damit  zu  verstehen, 
dass  sie  nur  zum  geringen  Theile  vom  Senate  bewilligt  wurden. 
Zweitens  als  Folge  des  Publilisehen  Gesetzes  giebt  er  am  Ende 
seiner  Erzählung  die  Wahl  der  Tribunen  und  Aedilen  in  Tribut- 
comitien  an.  Dies  muss  also  die  Hauptsache  gewesen  sein,  das 
Uebrige,  was  durch  das  Gesetz  erreicht  wurde,  muss  dagegen 
zurückgestanden  haben : Bestimmungen,  welche  eine  Vernichtung 
der  Macht  des  Senates  enthielten,  können  nicht  angenommen 
worden  sein. 

Es  ist  nicht  leicht  anzugeben,  was  nun  wirklich  der  Inhalt 
des  Publilisehen  Gesetzes,  wie  es  schliesslich  angenommen  wurde, 
gewesen  ist,  und  in  Ermangelung  bestimmter  Zeugnisse  müssen 
wir  zu  Schlussfolgerungen  aus  mittelbaren  Andeutungen  unsere 
Zuflucht  nehmen.  Dionysius  sagt,  Publilius  habe  im  zweiten 


a)  Dionys.  IX,  49  iii  Ixtlv ou  TOu  ypivo'j  xi  T<öv  Srjpdp'/tuv  xai  4p- 
pavdfiiuv  äpyatpiota  |iC/v.  TOrj  tittf  ■fjp.äs  ypdvo'j  itya  oituväiv  tc  xal 
irztin  inaoTj«  al  «puXfTixal  ^Tjtpr^opoüaiv  ^xx/.rjotat. 

..  ^ Dionys.  IX,  48  6 pev  yäp  Kotvtto;  tfxetv  t<ü  %t(p<p  Ta  ptrpta 
& o "Attjuoc  pr/pi  öavotTou  dvTtiyev. 
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Jahre  den  Zusatz  über  die  Wahl  der  plebejischen  Aedilen  in 
Tributcomitien  gemacht  und  giebt  am  Ende  seiner  Erzählung 
an,  diese  Bestimmung  sei  angenommen  worden.  Sie  war  in  der 
That  so  unbedeutend  und  hing  so  sehr  mit  der  neuen  Regelung 
der  Comitien  für  die  Tribunen  zusammen,  das  Livius  sie,  ohne 
sieb  den  Vorwurf  der  Nachlässigkeit  zuzuziehen,  übergehen  durfte. 

Es  ist  möglich,  dass  die  Zusätze  zum  anfänglichen  Publilischen 
Gesetz  nur  in  dieser  Bestimmung  über  die  Wahl  der  Aedilen 
bestanden;  aber  wir  haben  Andeutungen,  dass  sie  noch  weiter 
gingen.  Die  Forderung  von  Publilius  war,  wie  Dionysius  be- 
merkt, gewesen,  alles  übrige,  was  vor  dem  Volke  verhandelt 
werden  müsste,  sollte  von  den  Tributcomitien  auf  gleiche  Weise 
beschlossen  werden,  d.  h.  ohne  vorhergehenden  Senatsbeschluss 
and  ohne  patricische  Opfer.  Man  fragt,  was  vor  dem  Volke 
verhandelt  werden  musste  und  was  die  rechtliche  Folge  eines 
Beschlusses  der  Tributcomitien  sein  sollte.  Hätte  Publilius  ver- 
langt. die  Tributcomitien  sollten  über  alle  Staatsangelegenheiten 
und  mit  voller  Verbindlichkeit  für  den  ganzen  Staat,  Patricier 
sowohl  wie  Plebejer,  entscheiden  können,  so  wäre  das  einer 
Imwälzung  gleich  gekommen:  die  Patricier  wären  aus  dem  re- 
gierenden Stande  in  den  regierten  verwandelt  worden,  ihre  Be- 
amten unnütz  gewesen.  Zu  solcher  Forderung  gab  es  in  der 
frühereu  Entwicklungsgeschichte  des  Staates  keinen  Anhalt: 
sie  konnte  von  den  Tribunen  nicht  einmal  aufgestellt  wer- 
den. Dagegeu  bemerken  wir,  dass  seit  dem  Stäudevertrage  die 
Plebs  das  Streben  hat,  sich  selbständig  zu  gestalten : sie  schützte 
zuerst  ihre  einzelnen  Mitglieder  vor  der  Unbill  der  Patricier, 
stattete  ihre  Führer  mit  der  nöthigen  Amtsgewalt  aus,  schuf 
sich  eine  Ordnung  ihrer  Versammlungen,  gewann  ;un  Ende  das 
Recht  einer  Controlle  über  den  regierenden  Stand:  ihre  weiteren 
Schritte  mussten  in  ebenderselben  Richtung  liegen;  ohne  eine 
Herrschaft  über  die  Patricier  zu  beanspruchen  musste  sie  ihre 
eigene  Selbständigkeit  zu  vergrössem  suchen.  Darauf  ging  Pu- 
blilius' Gesetzes  Vorschlag : er  verlangte,  die  Plebs  sollte  in  Tri- 
butcomitien alle  auf  die  einzelnen  Mitglieder  und  die  Gesammt- 
heit  der  Plebs  bezüglichen  Angelegenheiten  endgültig  entscheiden 
können.  Dies  war  eine  Vernichtung  der  patricischen  Regierung: 
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die  Patririer  behielten  zwar  noch  die  eigene  Selbständigkeit, 
verloren  aber  ihre  Macht  über  die  Plebejer  und  den  Gesammt- 
staat:  die  Ausdrücke,  in  denen  Dionysius  von  Publilius'  Forde- 
rungen spricht,  sind  vollständig  gerechtfertigt.  Eben  so  sehr 
ist  es  der  Bericht,  den  Zonaras  von  ihnen  giebt.*)  Er  nennt 
zwar  nicht  Publilius  mit  Namen  und  sein  Zeuguiss  kann  daher 
nicht  für  so  bestimmt  gelten  als  das  von  Dionysius;  dennoch  ist 
kein  Zweifel,  dass  er  diesen  Gesetzesvorschlag  meint.  Er  sagt: 
einige  Volkstribunen  hätten  unter  andern  Gesetzesvorschlägen 
gegeu  die  Patricier  auch  den  gethan,  es  solle  dem  Volke  er- 
laubt sein,  selbständig  für  sich  ohne  jene,  die  Patricier,  über 
Alles,  was  sie  wollten,  zu  berathen  und  zu  besehliessen. 131 ) Er 
sagt  ausdrücklich,  die  Patricier  hätten  bei  diesen  Volksversamm- 
lungen nicht  zugegen  sein  sollen.  Unmöglich  aber  können  die 
Plebejer  verlangt  haben , allein , ohne  Zuziehen  des  andern  Stan- 
des, über  den  ganzen  Staat  und  die  Patricier’  selbst  verfügen  zu 
wollen:  dadurch  wären  sie  nicht  die  Regierenden,  sondern  Her- 
ren, wie  über  Sclaven,  geworden.  Die  Forderung  der  Tribunen 
ging  also  nur  dahin,  in  Tributversammlungen  selbständig  alle 
möglichen  Beschlüsse  über  die  Plebejer  und  die  plebejischen  In- 
teressen fassen  zu  dürfen. 

Indessen  die  Patricier  thaten  recht  daran,  diese  Anträge 
nicht  zu  genehmigen:  sie  hätten  eine  Trennung  des  Staates  und 
ein  Zerfallen  der  mühsam  von  den  Königen  geschaffenen  Römi- 
schen Macht  unfehlbar  zur  Folge  gehabt.  Die  Gleichberechtigung 
der  Plebejer  musste  auf  eine  andere  Weise  erfüllt  werden.  Je- 
doch das  Auftreten  der  Plebs  und  seiner  Tribunen  war  drohend 
und  der  Senat,  treu  seinem  Grundsätze,  es  nicht  zu  innerem 
Kampfe  kommen  zu  lassen,  beschloss  etwas  zu  bewilligen,  um 
nicht  die  Leitung  des  Staates  gänzlich  zu  verlieren.  Er  bewil- 
ligte nicht  nur  die  Wahl  der  plebejischen  Beamten  in  Tribut- 
comitien,  sondern  auch  noch  etwas  anderes,  wodurch  die  einzel- 
nen Plebejer  eine  grössere  Unabhängigkeit  von  dem  regierenden 


a)  Zon.  VII,  17  xa(  ttvt;  51  -tüv  5rj(iap^uiv  äXXa  tc  xati  tüiv  cisarpt- 
5<üv  0'jv^Ypa(lav  xal  fö  IJttvat  tiü  rX^ütt  xal  xaö  ht'jTO  auvtlvai  xai  äxt'J 
ix tlviov  ßouXriioHat  xal  ypr^aTtCeiv  Saa  xv  ISkX^ar,. 
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Stande  gewannen  und  doch  der  Zusammenhang  des  ganzen  Staa- 
tes nicht  zerrissen  wurde.  Auch  darüber  finden  wir  in  unsern 
Quellen  Andeutungen,  welche  eine  der  historischen  Wahrheit  sich 
nähernde  Muthmassung  gestatten.  Theilen  wir  die  Befügniss  der 
Volksversammlung  überhaupt  in  drei  Theile,  in  die  Wahl  von 
Beamten,  in  die  richterliche  und  die  gesetzgebende,  so  verlang- 
ten die  Tribunen  für  die  von  ihnen  erstrebten  Tributcomitien 
alle  drei  Theile,  nur  in  Beschränkung  auf  die  Plebejer:  das  be- 
weisen die  Ausdrücke  von  Dionysius  und  Zonaras:  „die  Tribut- 
comitien  sollten  über  alles,  was  sie  wollten,  Beschlüsse  fassen 
dürfen  ".  Wie  die  Centuriatversammlungen  die  höchste  Entschei- 
dung über  die  Angelegenheiten  des  Gesammtstaates  hatten,  so 
sollten  sie  die  Tribus  fortan  über  die  plebejischen  Sonderinter- 
essen haben.  Von  jenen  drei  Theilen  wurde  der  erste,  die 
Wald  der  Beamten,  den  Tribunen  zugestanden  und  Tribunen, 
sowie  Aedilen,  sind  fortan  in  Tributcomitien  gewählt  worden. 
Die  zweite  Befügniss  der  Comitien , Gesetze  zu  geben , wrurde 
den  Tribus  nicht  zugestanden.  Dies  ergiebt  sich  aus  dem  spä- 
teren Terentilischen  Gesetzes  vorschlage,  dessen  Absicht  Anfangs 
dahin  ging,  neue  Gesetze  für  die  Plebejer  zu  schaffen : er  würde 
unnütz  gewesen  sein,  w’enn  die  Tributcomitien  schon  durch  Pu- 
blilius  die  Macht  erhalten  hätten , gesetzliche  Anordnungen  für 
die  Plebejer  zu  treffen.  Es  bleibt  somit  nur  noch  die  dritte  Be- 
fugniss,  die  richterliche,  übrig,  welche  den  Tribus  von  den  Pa- 
tririem  bewilligt  werden  konnte,  und,  wie  man  aus  sichern 
Anzeichen  schliessen  darf,  wirklich  bewilligt  worden  ist.  Dio- 
nysius erwähnt,  wo  er  von  den  Fordeningen  der  Tribunen 
spricht,  nicht  nur  das  Verlangen,  Alles  in  den  Tributcomitien 
beschliessen  zu  dürfen,  sondern  fügt  ausdrücklich  hinzu,  sie 
sollten  auch  Hülfe  bringen  dürfen.*)  Bestimmter  spricht  Zona- 
rasb),  der  ebenfalls  nach  Erwähnung  der  andern  tribunicischen 
Forderungen  hinzusetzt:  „sie,  die  Tribunen,  verordneten,  dass 


a)  Dionys.  IX,  43  a.  a.  ü.  5oa  iv  tui  8^p.tp  rpÖTTtaftaf  Tt  xal  iirtxou- 

pttJÜai  itrfitt. 

b)  Zon.  VII,  17  xav  Tts  ix'  alrlf  Tivi  rapä  xtüv  OTpaTT(y<üv  zpotxiuouprj- 
IxxXiftO'v  ixl  TO'JT&i;  ~6v  8r(pi0v  itxcf'uv  fta;av. 
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wenn  Jemand  wegen  einer  Schuld  von  den  Consuln  bestraft 
würde,  auf  Berufung  in  diesen  Fällen  das  Volk,  d.  h.  die  Tri- 
butoomitien,  urtheilen  sollte”.  Das  besondere  Hervorheben  die- 
ser Bestimmung  hei  beiden  Schriftstellern  beweist,  dass  sie  in 
dem  Gesetzesvorschlage  einen  besondern  Abschnitt  bilden  musste: 
ja  Zonaras  spricht  von  ihr  anders  als  von  den  nicht  bewilligten 
Forderungen  der  Tribunen.  Von  jenen  sagt  er,  die  Tribunen 
fassten  sie  ab,  stellten  sie  auf,  von  dieser  dagegen,  die  Tri- 
bunen verordneten  — eine  Verschiedenheit  der  Ausdrücke, 
welche  ein  verschiedenes  Schicksal  der  Forderungen  anzudeuteu 
scheint. 

Bestätigt  wird  diese  Erklärung  unserer  Quellen  durch  eine 
bisher  räthselhafte  Nachricht  iu  den  Auszügen  aus  Pomponius 
Werke  über  den  Ursprung  des  Rechtes,  welche  wir  schon  früher 
behandelt  und  erklärt  haben.1)  Pomponius  erzählt  nämlich, 
zwanzig  Jahre  vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  sei  in 
Folge  eines  tribunicischen  Gesetzes  eine  allmälige  Abschaffung 
der  früheren  Gesetze,  und  somit  ein  Zustand  der  Rechtslosigkeit 
eingetreten.  Der  angegebene  Zeitpunkt  kann  nur  auf  das  Publi- 
lische  Gesetz  bezogen  werden  und  wenn  dasselbe  somit  Einfluss 
auf  das  Recht  und  die  Gesetze  hatte,  muss  es  auch  Anordnun- 
gen darüber  getroffen  und,  da  es  sich  nur  auf  die  neuen  Tri- 
buteomitien  bezog,  über  deren  richterliche  Befugnisse  gehandelt 
haben:  man  hat  keinen  Grund  zu  zweifeln,  dass  die  von  den 
Schriftstellern  besonders  hervorgehobene  Forderung  der  Tribuneu 
über  die  richterliche  Gewalt  der  Tributcomitien  von  den  Patri 
eiern  augenommen  und  zum  Gesetz  erhoben  worden  sei.  Eis  fin- 
det selbst  Livius'  und  Dionysius'  Schweigen  über  dieselbe  bei  dei 
Angabe  des  Inhaltes  vom  Publilischen  Gesetze  seine  Rechtferti 
guug.  Denn  zwanzig  Jahre  später  wurden  durch  die  Zehnmän 
ner  neue  Anordnungen  getroffen  und  eine  Einrichtung,  welch 
so  kurze  Zeit  bestand , zu  erwähnen  war  kein  Grund.  Demnac 
hat  man  sich,  hauptsächlich  nach  den  Andeutungen  von  Zorn 
ras,  das  peinliche  Verfahren  gegen  Plebejer  iseit  dem  Publil 
scheu  Gesetze  folgendermassen  zu  denkeu.  Die  Anklage  wege 


a)  Vergl.  oben  S.  144  Hgd. 
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eines  Verbrechens  ging  zunächst  an  den  Consul,  von  diesem 
wurde  sie  nach  Umständen  angenommen  und  an  die  Quästoren 
überwiesen.  Diese  hielten  die  Voruntersuchung,  eine  Verurthei- 
iung  in  zweifelhaften  Fällen,  wo  weder  ein  Eingeständniss  des 
Angeklagten  noch  Ergreifiuig  auf  frischer  That  erfolgte,  durften 
sie  aber  nach  dem  Valerisehen  Provocationsgesetze  nur  mit  Hin- 
zuziehung der  Centuriatcomitien  vornehmen.  Nach  dem  Publi- 
lischen Gesetze  stand  es  indessen  dem  angeklagten  Plebejer  frei, 
sich  auf  die  Tributcomitien  zu  berufen  und  begreiflicher  Weise 
that  er  dies  immer.  Daun  fanden  keine  Centuriatcomitien  statt: 
es  war  unmöglich,  dass  zwei  Volksversammlungen  über  eben 
dieselbe  Sache  entschieden.  Die  Quästoren  gaben  also  den  Pro- 
fess an  die  Tribunen  für  die  Tributcomitien  ab.  Diese  stellten 
eiue  neue  Untersuchung  an,  verhörten  die  Zeugen  und  sprachen 
das  endgültige  Urtheil,  welches  sie  auch  vollzogen.  Ja  selbst 
in  denjenigen  Fällen,  wo  bei  der  Ergreifung  auf  frischer  That 
an  der  Schuld  des  Angeklagten  kein  Zweifel  sein  konnte,  musste 
fortan  das  Publilische  Gesetz  eine  Milderung  und  Befreiung  von 
den  alten  patricischen  Strafen  bewirken.  Die  Tributcomitien 
batten  über  das  Mass  der  Strafe  zu  entscheiden , konnten  dieselbe 
verringern  oder  verändern. 

Dies  schuf  eine  grosse  Umänderung  im  Recht.  Die  Ent- 
scheidung des  Volkes  hing  wesentlich  von  dem  Vorsitzenden  ab ; 
zadein  hatten  in  der  Centurienversammlung  die  Wohlhabenden 
das  Uebergewieht.  Nach  Valerius’  Gesetz  also  blieb  der  Einfluss 
der  patricischen  Beamten  bis  auf  wenige  Fälle  ungeschmälert: 
sie  beobachteten  das  alte,  von  den  Königen  ererbte  Recht.  Von 
jetzt  an  lag.  die  Entscheidung  in  den  Händen  der  Tribunen, 
welche  die  nach  der  Kopfzahl  stimmenden  Tribus  leicht  zu  den 
ihnen  genehmen  Entschlüssen  bewegen  konnten : sie  kümmerten 
sich  nicht  um  das  patricische  Recht,  nicht  um  die  königlichen 
Gesetze  und  so  entstand  jene  Rechtsunsicherheit,  von  der  Pom- 
ponius  berichtet.  Ein  Fall,  in  dem  dies  Verfahren  zur  Geltung 
gekommen  wäre,  ist  uns  durch  die  Ueberlieferung  nicht  bekannt. 
Der  Proeess  von  Volscius  Fictor,  welchen  wir  besprochen,*) 


a)  S.  oben  S.  293  flgd.. 
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fallt  nach  dem  Publilischen  Gesetz:  aber  dasselbe  kam  bei  ihm 
nicht  zur  vollen  Anwendung.  Die  Tribunen,  heisst  es,  binderten  die 
Quästoren,  die  zur  Verurtheilnng  von  Volscius  nöthigen  Centu- 
riateomitien  zu  lialten.  Dies  erscheint  auffallend.  Ohne  Zweifel 
hatten  die  Tribunen  die  Berechtigung,  jede  Volksversammlung 
zu  verbieten;  aber  es  wäre  gegen  alle  Billigkeit  gewesen  und 
hätte  ihnen  einen  üblen  Ruf  zugezogen,  wenn  sie  davon  Ge- 
brauch gemacht  hätten,  um  einen  wegen  Meineides  Angeklagten 
zu  schützen.  Jetzt  erkennt  man,  dass  zwischen  den  Tribunen 
und  Quästoren  ein  Streit  über  die  Art  der  Volksversammlung 
war.  Jene  wollten  nicht  den  Schuldigen  dem  Gerichte  entziehen, 
behaupteten  aber,  nach  dem  Publilischen  Gesetze  müssten  die 
Tributcomitien  über  ihn  entscheiden;  diese  wollten  das  alte  Ver- 
fahren, bei  dem  sie  selbst  den  Vorsitz  führten,  in  Anwendung 
bringen.  Sie  siegten  am  Ende  mit  Hülfe  des  Dictators;  den- 
noch ist  die  verhältnissmässig  gelinde  Bestrafung  von  Volscius 
dem  Einflüsse  der  Tribunen  zuzuschreiben. ,3ä) 

Die  Tributcomitien,  welche  nach  dem  Publilischen  Gesetze 
für  die  Wahl  der  plebejischen  Beamten  und  die  endgültige  Ent- 
scheidung über  Criminalverbrechen  von  Plebejern  anerkannt  wur- 
den, fanden,  wie  Dionysius  sagt,  ohne  vorhergehenden  Senats- 
beschluss und  ohne  Opfer  und  Auspicien  statt“),  so  dass  sie 
an  einem  Tage  beendet  wurden.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  das 
Publilische  Gesetz  noch  viele  andere  Bestimmungen  enthielt, 
welche  nöthig  waren,  um  den  Tributcomitien  fortan  den  Charak- 
ter von  selbständig  und  endgültig  beschliessendeu  Volksversamm- 
lungen zu  geben.  Sicherlich  wurde  z.  B.  angeordnet,  dass  die  Volks- 
tribunen in  ihnen  den  Vorsitz  führen  sollten,  den  sie  bei  den  Wahlen 
der  Tribunen  immer  gehabt  haben:  eben  deswegen  fielen  die  patrici- 
scheu  Auspicien  fort.  Die  Tribunen  mussten  ferner  als  Vorsitzende 
von  Volksversammlungen  die  Gewalt  bekommen,  Ordnung  in  ihnen 
zu  erhalten  und  Störer  zu  bestrafen.  Damit  wurde  also  das  lcilisehe 


a)  Hierauf  gehen  auch  die  Worte  bei  Dionysius  X,  4 ojte  yip 
Srfyiia  üu.'äc  ojxETt  dnoÖEtVvJOtv  int  tt^v  apyrjv . o'jte  ai  tppaxpat  xr(v 
uiiip  j(j.tüv  iitttfipojaiv . o'jte  tEpi  r.potKiETE  toi;  ÜEot;  npd  Ttüv  dpyatpi5t«v. 
ä xaxd  vdpiojs  i/pfjV  irttTE/.Etaüai , ouf  äkX o tüij  npd;  tou;  dtoj;  ejsi?»v 
rj  npö;  dvöpiünoj;  &a(u>v  oüftiv  irrt  xr(;  dp/f(;  T7jj  jp-Exipa;  yhrzui. 
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Plebiseit,  *)  das  einst  die  Plebejer  sieh  selbst  gegeben,  von 
den  Putriciem  anerkannt,  aber  freilich  ebenfalls  nur  für  die  Ple- 
bejer. Denn  von  Patrieiern  wissen  wir  durch  bestimmte  Bei- 
spiele, dass  sie  auch  nach  diesem  Gesetze  nur  ausserordentlich 
nach  Einholung  eines  Senatsiteschlusses  für  dergleichen  Vergehen 
zur  Rechenschaft  gezogen  werden  konnten.1')  Ob  die  Strafen 
des  Irdischen  Plebiscits  beibehalten  oder  vielleicht  in  allen  Fäl- 
le» die  Entscheidung  der  Comitien  eingeholt  werden  musste,  ist 
fraglich:  die  Patricier  werden  in  diesem  Punkte  keine  Schwie- 
rigkeiten erholten  haben,  da  es  sich  nur  um  Plebejer  handelte. 
Livius  erzählt  nämlich,  die  Patricier  hätten  fortan  nicht  mehr 
an  den  plebejischen  Comitien  Tlieil  genommen:  ob  dies  aus- 
drückliches Verbot  des  Gesetzes  oder  nur  eine  Folge  von  dessen 
Bestimmungen  war,  wird  nicht  berichtet.  Ich  halte  das  Krstere 
nicht  für  wahrscheinlich.  Die  Zahl  der  Patricier  war  im  Ver- 
bältniss  zur  Menge  der  übrigen  Bürger  gering  und,  wie  über- 
einstimmend angegeben  wird,  wo  die  Abstimmung  nach  der 
Kopfzahl  geschah,  die  Mehrheit  aufSeiten  der  Plebejer:  es  lohnte 
«ich  also  kaum,  das  Erscheinen  der  Patricier  in  den  Tributco- 
mitien  zu  verbieten.  Ferner  nahmen  dieselben  später,  als  die 
Tribunen  Beamte  des  gesummten  Volkes  geworden  waren  und 
auch  über  die  Patricier  unmittelbare  Gewalt  erhalten  hatten, 
an  den  plebejischen  Versammlungen  Tlieil,  und  zwar,  wie  es 
scheint,  ohne  besonderes  Gesetz.  Wir  halten  demnach  die  Ab- 
wesenheit der  Patricier  bei  den  Wahlversammlungen  für  plebe- 
jische Beamten  in  damaliger  Zeit  nur  für  eine  mittelbare  Folge 
des  Publilischen  Gesetzes : weil  dieses  den  Tribunen  Gewalt  über 
alle  Abstimmenden  ertheilt  hatte  und  die  Patricier  sich  dieser 
Gewalt  nicht  fügen  wollten,  enthielten  sie  sich  der  Theilnahme 
an  den  Versammlungen.  Die  oben*)  angeführten  Ausdrücke 
von  Livius  stimmen  zu  diesem  Verhältnisse  vollkommen : die  Pa- 
trieier  wurden  thatsächlich  aus  den  Tributcomitien  entfernt  und 
diese  Entfernung  hatte  auch  zur  Folge,  dass  ihr  Einfluss  in  den- 


s)  Siehe  oben  S.  232  flgd. 

l>)  Die  Beispiele  finden  sicli  S.  275  flgd. 

e)  Siehe  oben  S.  298  die  Stelle  aus  Liv.  II,  60. 
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selben  schwand.  Derselbe  kann  nie  überwiegend  gewesen  sein, 
da  auch  in  den  Curiatcomitien  so  oft  Tribunen  gewählt  worden 
sind,  deren  den  Patriciern  feindliche  Gesinnung  vorher  bekannt 
war;  aber  etwas  hatten  sie  doch  vermocht,  wenn  sie  selbst  für 
den  eiueu  oder  den  andern  Candidaten  stimmend  durch  ihr  Bei- 
spiel auf  die  von  ihnen  abhängigen  Clienten  einwirkten.  Diese  per- 
sönliche Einwirkung  hörte  mit  ihrer  Entfernung  aus  denTribut- 
comitien  auf.*) 

Das  Publilische  Gesetz,  dessen  allgemeine  politische  Be- 
deutung und  dessen  besonderen  Einfluss  auf  das  Strafrecht  wir 
geschildert  haben , hatte  die  unter  den  beiden  Ständen  bestehende 
Trennung  erweitert.  So  sehr  auch  schon  früher  die  Bestrebun- 
gen der  Volkstribunen  und  der  Cousuln  auseinander  gegangen 
waren , so  bestand  doch  in  so  fern  ein  gemeinsames  Band  unter 
ihnen,  als  auch  die  erstem  nach  einem  Senatsbeschluss,  mit 
patricischen  Opfern  und  Auspicien  erwählt  waren  und  nur  unter 
eben  diesen  Bedingungen  gültige  Beschlüsse  fassen  konnten. 
Seit  dies  aufgehört,  standen  sich  zwei  feindliche  Gewalten, 
verschiedenen  Ursprunges  und  verschiedener  Richtung,  gegen- 
über: der  Staat  musste  zerfallen  oder  wiederum  ausschliesslich 
entweder  den  Patriciern  oder  den  Volkstribunen  anheim  fallen, 
wenn  nicht  eine  Verständigung  gefunden  wurde.  Trotzdem  war 
den  Beschwerden  der  Plebejer  nicht  abgeholfeu.  Das  Valerisohe 
Provocationsgesetz  war  vermöge  der  eigentümlichen  Auffassung 
der  Provocation  in  vielen  Fällen  unwirksam,  die  Hülfeleistuug 
der  Tribunen  reichte  nicht  überall  aus,  auch  das  Publilische 
Gesetz,  das  die  Bestrafung  der  Plebejer  durch  die  Versa  mm- 
lung  der  Plebejer  selbst  verordnete,  kann  nicht  immer  zur  Gel- 
tung gekommen  sein.  Das  beweist  der  Process  von  Volseius 
Fictor,  dessen  Strafe  durch  die  patricischen  Beamten  in  patrici- 
scher  Volksversammlung  erfolgte.  Die  Plebejer  fanden  zu  ihrer 
vollständigen  Sicherstellung  zunächst  kein  anderes  Mittel  als  das 
Streben,  die  Trennung  der  Stände  noch  zu  vergrössem. 

Es  war  im  Jahre  462  v.  Chr.  (292  der  Stadt),  als  C.  Te- 
rentilius  seinen  berühmten  Gesetzesvorschlag  einbraohte,  der  die 

a)  Vergl.  Liv.  II,  56. 
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erbittertsten  Streitigkeiten  zwischen  Patriciem  und  Plebejern  her- 
Torrief  und  am  Ende  nach  vielen  Kämpfen  das  allgemeine  Rö- 
mische Gesetzbuch,  die  zwölf  Tafeln,  zur  Folge  hatte.  Die 
l'eberlieferung  über  diesen  Gesetzesvorschlag  ist  bei  den  beiden 
hauptsächlichsten  Quellenschriftstellern  nicht  gleich  ausführlich  und 
zwar  in  diesem  Falle  bei  Livius  etwas  genauer  als  bei  Diony- 
sius. Der  Erstere  lässt  den  Volkstribunen  folgende  Gründe  für 
'einen  Vorschlag  anführen“):  „die  consularisehe  Herrschaft  sei 
nur  dem  Namen  nach  weniger  hassenswerth  als  die  königliche, 
der  Sache  nach  fast  schlimmer.  Nämlich  statt  eines  Herren 
hätte  mau  zwei  bekommen  von  unbeschränkter,  ungemässigter 
Macht,  welche  alle  Furchtbarkeit  der  Gesetze  und  alle  Strafen 
gegen  die  Plebs  kehrten.  Deshalb  werde  er  ein  Gesetz  Vorschlä- 
gen, dass  Fünfmänner  (QuinqueviriJ  ernannt  würden,  um  Ge- 
setze über  die  consularisehe  Herrschaft  abzufassen.  Das  Recht, 
welches  das  Volk  gegen  sich  ihm  gegeben  hätte , solle  der  Con- 
juI  haben,  nicht  selber  seine  eigene  Lust  und  Willkür  als  Ge- 
setz ansehen”.  Also  der  Tribun  klagt  über  die  zu  grosse  Macht 
derConsuln,  welche  weder  durch  das  Provocationsgesetz , noch 
die  von  den  Plebejern  ausgegangenen  Einrichtungen,  die  Tribu- 
nen und  die  Tributcomitien,  dem  Volke  erträglich  geworden  sein 
muss.  Der  Tribun  will  eine  Beschränkung  derselben , nicht  in 
einzelnen  Fällen,  in  denen  schon  bisher  geholfen  werden  konnte, 
sondern  eine  durchgehende,  gleichmässige , und  diese  konnte  nur 
in  einem  Gesetzbuche  gefunden  werden , welches  die  Beamten 
zu  Werkzeugen  des  Allen  bekannten  Rechtes  machte.  Ebenfalls  eine 
Begründung  des  Gesetzvorschlages  findet  sich  bei  Dionysius b); 


a)  Liv.  DI,  9 Nomine  enim  tantum  minus  invidiosum,  re  ipsa  prope 
tfrocius  quam  regiuin  esse  (consulare  imperium).  Quippe  duos  pro  uno 
domino  acceptos  immoderata,  infinita  potestate,  qui  soluti  atque  effrenati 
ipsi  omnes  metus  legum  omniaque  supplicia  verterent  in  plebem.  Quae  De 
aeterna  Ulis  licentia  sit,  legem  se  promuigaturum , ut  Vviri  creentur  legibus 
de  imperio  consulari  scribendis.  Quod  populus  in  se  ius  dederit,  eo  con- 
silem  usurum,  non  ipsos  libidinem  ac  Iicentiam  soam  pro  lege  habituros. 

b)  Dionys.  X,  1 und  3.  Dionysius  gebraucht  auch  sonst  öfter  den 
Ausdruck  iar(yopi'!i  und  ioovopfa . so  X,  15  £v  lor,yöpQ  -olixeyjaüai  und  v<4- 
!«>,  8v  tijiotpov  'j-lp  rfjj  isovopdat;  X,  26  vSpuov , Sv  jjrip  rij{  ioTjjopfa; 

itpov;  X,  35  tAy  -tpi  foovopdac  vApiov. 
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nur  hebt  derselbe  eine  andere  Seite  des  Uebelstandes , au  dem 
der  Staat  damals  litt,  hervor.  Er  spricht  nicht  von  der  allzu- 
grossen Gewalt  der  Consuln  und  ich  glaube , er  hat  darin  Hecht. 
Alle  Gesetze  seit  detn  Ständevertrage  hatten  eine  Beschränkung 
derselben  zum  Zwecke  gehabt  und  bei  den  Mitteln,  welche  den 
Volkstribunen  zu  Gebote  standen,  konnten  sie  mit  einiger  Sorg- 
samkeit jede  wirkliche  Bedrückung  «1er  Plebs  verhindern:  Livius 
hat  die  Betrachtungen,  in  denen  er  die  Begründung  des  Teren- 
tilisehen  Gesetzes  giebt,  aus  der  Zeit  der  Auswanderung  der 
Plebs  genommen:  für  jene  passen  sie,  für  die  Zeit  unmittelbar 
vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  passen  sie  nicht  mehr. 
Aber  bei  aller  Sorgfalt  konnten  die  Tribunen  doch  nicht  eine 
gleichmässige  Gerechtigkeitspflege  hervorbringen:  es  mochten 
viele  Fälle  Vorkommen,  wo  die  Hülfeleistung  der  Tribunen  und 
die  Entscheidung  der  Tributcomitien  nicht  eintreten  konnte  und 
die  Consuln  nach  dem  alten  strengen  Recht  verfuhren,  und  die 
Ungleichheit  war  um  so  auffallender,  je  melir  in  anderen  Milde 
waltete.  Deshalb  lässt  Dionysius  die  Ungleichheit  des  Rechtes 
beklagen  und  Gleichheit  im  ganzen  politischen  Leben  verlangen, 
dass  Privat-  mul  Staatsangelegenheiten  nach  Gesetzen  verwal- 
tet würden : er  setzt  dann  als  eigene  Bemerkung  hinzu , es  hätte 
damals  bei  den  Römern  noch  keine  Gesetzesgleichheit , überhaupt 
nur  wenig  geschriebene  Gesetze  und  diese  nur  in  den  Büchern 
der  Priester  gegeben:  die  Entscheidungen  der  Consuln,  wie  ehe- 
mals die  der  Könige,  seine  Gesetze  gewesen.  Unter  Rechtsun- 
gieichheit  versteht  Dionysius  hier  nicht  eine  Ungleichheit,  die 
unter  den  verschiedenen  Ständen  der  Bürgerschaft  geherrscht 
habe,  dass  die  Patrieier  vor  den  Plebejern  bevorzugt  gewesen 
seien.  Denn  von  einer  Bedrückung  der  Plebejer,  von  einer  bes- 
seren Stellung  des  regierenden  Standes  sagt  er  kein  Wort  und 
er  konnte  es  nach  den  Begünstigungen,  welche  die  Plebs  erreicht 
hatte,  nicht  sagen:  es  war  wirklich  die  von  zufälligen  Umstän- 
den abhängige  Ungleichheit  des  Rechtes  allen  Bürgern  gegenüber, 
welche  das  Verlangen  nach  einem  Gesetzbuch  hervorrief,  jene 
Gesetzlosigkeit,  welche  die  Römer,  wie  Pomponius4)  sagt,  seit 
dem  Publilischen  Gesetze  zwanzig  Jahre  lang  aushielten. 


ft)  S.  oben  S.  144. 
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In  der  Geschichte  der  Kämpfe,  welche  um  das  Terentilische 
Gesetz  geführt  wurden,  ist.  Livius,  wie  sclion  bemerkt,  genauer 
als  Dionysius,  welcher  auch  später,  wo  er  von  dessen  Annahme 
erzählt») , nicht«  anderes  von  seinem  Inhalte  als  zu  Anfänge  er- 
zählt. Dagegen  Livius  trägt  den  allmäligen  Veränderungen,  die 
mit  demselben  bis  zu  seiner  endlichen  Annahme  vorgingen, 
Rechnung:  er  giebt,  wie  wir  erwähnt,  als  Vorschlag  von  Teren- 
tilius  an,  fünf  Männer  sollten  erwählt  werden  und  der  Consul 
sollte  so  viel  Recht  haben,  als  ihm  das  Volk  gegeben  hätte. 
Dagegen  Dionysius  erzählt,  es  sollten  zehn  Männer  erwählt  und 
die  Gesetze  öffentlich  zur  Beachtung  für  alle  Beamten  auf  dem 
Markte  ausgestellt  werden.  Erst  später  zum  Jahre  454  erzählt 
Livius b),  die  Tribunen  hätten  den  alten  Terentilischen  Gesetzes- 
vorschlag bei  Seite  geworfen  und  bei  den  Patrieiern  einen  mil- 
deren Antrag  gemacht : wenn  sie  plebejische  Gesetze  nicht  haben 
wollten,  so  möchten  sie  gemeinschaftlich  aus  Patrieiern  und  Ple- 
bejern Gesetzgeber  wählen,  welche  für  beide  Stände  Gesetze  ab- 
fassten und  die  gewünschte  Rechtsgleichheit  herbeiführten. 
Hieraus  muss  man  den  Schluss  ziehen,  dass  das  Terentilische  Gesetz 
Anfangs  nur  die  Abfassung  von  Gesetzen  für  die  Plebejer  beab- 
sichtigte: die  fünf  Männer  sollten  aus  den  Plebejern  und  von 
den  Plebejern  erwählt  werden,  sie  sollten  die  Gesetze  aufstellen, 
unter  denen  die  Consuln  über  die  Plebejer  regieren  sollten:  die 
Patricier  sollten  bei  der  ganzen  Gesetzgebung  aus  dem  Spiele 
bleiben.  Diese  Forderung  scbliesst  sich  unmittelbar  an  die  früher 
von  den  Plebejern  erworbenen  Rechte  an  und  zeugt  von  dem- 
selben Streben:  zuerst  erlangten  sie  durch  Einsetzung  der  Tri- 
bunen Hülfeleistung  und  Aufschub  für  einzelne  Fälle,  dann  durch 
das  Publilische  Gesetz  endgültige  Entscheidung  der  Besehwerde- 
tälle  durch  ihre  eigene  Volksversammlung;  jetzt  strebten  sie 
darnach,  die  so  gefundenen  Grundsätze  und  neu  entstehenden 


a)  Dionys.  X,  52. 

b)  Liv.  III,  31  Tum  abiecta  lege,  quae  promulgata  conseuuerat,  tribuni 
lenius  agero  cum  patribus.  Finem  tandem  certaminum  facerent.  Si  ple- 
boiae  lege»  displicerent , ut  illi  eommuniter  legum  latores  et  ex  plebe  et 
ex  patribus,  qui  utrisque  utilia  ferrent,  quaeque  aoquandac  libertatis  essent, 
sinerent  ferri. 
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Rechtsgewohnheiten  in  einem  Gesetzbuche  zu  vereinen  und  für 
immer  geltend  zu  machen.136)  Indessen  diese  Forderung  haben 
die  Plebejer  nicht  durchgesetzt.  Nach  langen  Kümpfen , durch 
welche  die  Hartnäckigkeit  der  Patrieier  dennoch  nicht  bezwun- 
gen wurde,  änderten  sie  ihren  Vorschlag  dahin,  Regierende  und 
Regierte  sollten  gemeinschaftlich  ein  Gesetzbuch  abfassen,  aber 
dann  natürlich  ein  für  die  beiden  Stände  gemeinschaftliches, 
d.  h.  es  sollten  nicht  mehr  fünf  Männer  aus  den  Plebejern  allein 
und  von  den  Plebejern,  sondern  ausserdem  noch  fünf  aus  den 
Patriciern  und  von  den  Patrieiern  erwählt  werden.  Auch  diesen 
Vorschlag  nahmen  die  Patrieier  nicht  an.  Zwar  ein  gemeinsa- 
mes Gesetzbuch  für  beide  Stände  und  damit  eine  Beschränkung 
der  consularischen  Gew’alt  gaben  sie  zu*):  darauf  hin  wurden  die 
Vorbereitungen  für  die  neue  Gesetzgebung  begonnen.  Aber  sie 
hestanden  darauf,  dass  alle  zehn  Männer,  denen  die  Abfassung 
der  Gesetze  aufgetragen  werden  sollte,  aus  den  Patriciern  er- 
wählt werden  müssten:  so  wenig  wollten  sie  die  Regierung,  zu 
welcher  das  Abfassen  von  Gesetzen  gehört,  aus  den  Händen  ge- 
ben. Diese  Forderung  haben  sie  bekanntlich  durchgesetzt 

Es  muss  als  ein  Glück  für  den  Römischen  Staat  erscheinen, 
dass  die  Tribunen  mit  ihren  Gesetzesvorscldägen  nicht  durch- 
gedrungen sind.  Wäre  der  erste  Entwurf  von  C.  Terentilius 
angenommen  werden,  so  hätten  die  Plebejer  ihre  eigenen 
Gesetze  erhalten:  die  Streitigkeiten  der  Stände  hätten  damit 
nicht  aufgehört.  Entweder  musste  der  Staat  in  zwei  ver- 
schiedene Gemeinwesen  zerfallen,  deren  Feindschaft  um  so  stär- 
ker gewesen  wäre,  je  näher  früher  die  Verbindung  gewesen 
war,  oder  die  Patrieier  mussten  sich,  wenngleich  nach  langem 
Kampfe,  den  Plebejern  fügen  und  deren  Gesetzbuch  annehmen: 
dies  hätte  die  Einheit  gerettet,  aber  zu  innern  Zwistigkeiten 
anderer  Art  geführt.  Dadurch  dass  die  Patrieier  das  für  beide 
Stände  geltende  Landrecht  entwarfen  und  ohne  Einwirkung  der 
Tribunen  in  patrieisehen  Volksversammlungen  durchführten,  er- 
hielt sich  in  der  Gesetzgebung  der  eigentümlich  Römische  Geist, 


a)  Liv.  III,  31  Rem  non  aspernabantur  patres : datunuu  Jeges  nemi- 
nem nisi  ex  patribus  aicbant. 
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der,  weil  er  in  der  Vergangenheit  wurzelte,  auch  für  die  Zukunft 
Dauer  versprach:  die  Plebejer,  auf  Verminderung  der  eonsu- 
lari sehen  Gewalt  und  freiere  Einrichtungen  dringend,  hätten 
wahrscheinlich  ein  minder  dauerhaftes  Werk  geschaffen. 

Dreizehntes  Capitel. 

Zugeständnisse  der  Patrieier  an  die  Plebqjer.  Gesetz  der  Gonsuln  A. 
iternius  nnd  Sp.  Tarpejus.  Ausdehnung  des  Rechtes,  Geldbussen  aufzu- 
legen, auf  alle  Beamten.  Bestimmungen  über  das  sacramentum.  Geld- 
bussen, ihre  Höhe  und  Steigerung.  Bezahlung  der  Bussen  in  Geld  oder 
Vieb.  Gesetzliches  Schwanken  und  endliche  Gleichförmigkeit  durch  ver- 
schiedene Gesetze.  Vereinigung  der  darüber  uns  überlieferten  Nachrichten. 

Endergebnisse. 

Während  des  Kampfes  um  das  Gesetz,  welches  zuerst  der 
Tribun  C.  Terentilius  Arsa  entworfen,  seine  Nachfolger  weiter 
fortgebildet  hatten,  bemühten  sich  die  Patrieier,  so  wenig  sie 
auch  in  der  Hauptsache  nachzugeben  entschlossen  waren,  dennoch 
mittelbar  die  Forderungen  der  Plebejer  zu  befriedigen.  Sie  such- 
ten, ohne  im  Einzelnen  von  ihren  Gegnern  gedrängt  zu  werden, 
dem  Rechte  mehr  Gleichförmigkeit  und  Stetigkeit  zu  geben,  auch 
überhaupt  durch  Freigiebigkeit  mit  dem  öffentlichen  Gute  das 
Wohlwollen  der  Regierten  zu  gewinnen.  Die  erste  dieser 
der  Plebs  gemachten  Bewilligungen  wrar  die  im  Jahre  457  v. 
Chr.  erfolgte  Vermehrung  der  Volkstribunen  von  fünf  auf  zehn, 
welche  vom  Senate  als  Preis  für  die  Erlaubnis  einer  Aushebung 
zugestanden  wamle.*)  Dies  war  nicht  ohne  Bedeutung  für  das 
Rechtsverfahren.  Es  war  damals  noch  persönliches  Dazwischen- 
treten der  Tribunen  nöthig,  um  bedrängten  Plebejern  Hülfe  zu 
bringen  und  die  bisherige  Zahl  der  Tribunen  mochte  für  das 
Bedürfnis  nicht  ausreichen.  Dieser  Vortheil  überwog  den  Nach- 
theil, der  in  Bezug  auf  die  Spaltung  des  Collegiums  aus  der 
vennehrten  Anzahl  der  Mitglieder  desselben  entsprang. b)  Das 
zweite  Zugeständnis  an  die  Plebejer  geschah , um  ihre  Gunst 
zu  gewinnen.  Der  Tribun  Icilius  verlangte  die  Vertheilung  des 

a)  Liv.  II],  30;  Dionys.  X,  30. 

b)  Dieser  Vortheil  wird  besonders  hervorgehoben  von  Zonaras  VH,  17. 
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öffentlichen  Landes  auf  dem  Aventin  zu  Bauplätzen  für  arme 
Plebejer.  Der  Senat  bewilligte  es,  die  Consuln  beantragten  es 
in  Centuriatcoraitien 137)  und  überwiesen  dann  den  Berg  an  die 
Tribunen  zur  Verloosung  unter  die  Plebejer.») 

Viel  bedeutender  und  für  die  Rechtspflege  wichtiger  war 
das  dritte  Zugeständnis , welches  die  Consuln  des  Jahres  454 
v.  Chr.,  dieselben , welche  die  Abfassung  eines  beiden  Ständen 
gemeinsamen  Landrechtes  beim  Senate  befürworteten,  machten: 
es  scheint  sogar,  dass  dieses  Zugeständnis  in  genauem  Zu- 
sammenhänge mit  der  Nachgiebigkeit  steht,  welche  die  Plebs 
bewies,  indem  sie  den  ursprünglichen  Terentilischen  Antrag 
fällen  liess  und  auch  Pafricier  als  Mitglieder  des  Gesetzgebungs- 
ausschusses annahm,  ja  am  Ende  mit  der  Aussicht  bloss  auf 
ein  beiden  Ständen  gemeinsames  Recht,  wenn  dasselbe  auch 
von  den  Patrieiern  allein  abgefasst  würde,  sich  zufrieden  gab. 
Die  Patricier  wollten  an  einem  Beispiel  zeigen,  dass  sie  gesonnen 
seien,  auch  gegen  die  Plebejer  Recht  zu  üben  und  beschränkten 
deshalb  freiwillig  denjenigen  Theil  der  consularischen  Gewalt, 
welcher  auf  die  zahlreichen  Fälle  des  gewöhnlichen  Lebens  von 
dem  grössten  Einflüsse  war.  Dies  Gesetz  im  Jahre  454  v.  Chr. 
von  den  Consuln  A.  Aternius  und  Sp.  Tarpejus  (daher  lex  Ater- 
nia  Tarpeja  genannt)  in  Centuriatcomitien  beantragt  und  durch- 
gesetztb)  bezog  sich  auf  die  Geldstrafen,  welche  die  Beamten 
verhängen  durften.  Leider  sind  unsere  Nachrichten  sehr  man- 
gelhaft und  lassen  uns  über  viele  der  wichtigsten  Punkte  im  Un- 
klaren. Livius  schweigt  über  das  ganze  Gesetz,  eine  Flüchtigkeit, 
die  nur  damit  entschuldigt  werden  kann,  dass  es,  wenngleich 
von  der  grössten  Wichtigkeit  für  die  Rechtsentwickelung,  doch 
auf  das  politische  Leben  von  geringem  Einfluss  war.  Dionysius 
berichtet  über  dasselbe  am  ausführlichsten  und  theilt  zwei  Be- 
stimmungen desselben  mit.  Die  erste  lautet,  „es  solle  allen  Be- 
amten freistehen,  die  Ungehorsamen  oder  gegen  ihre  Amtsge- 
walt sich  Vergehenden  zu  strafen.”')  Er  setzt  hinzu,  bis  dahin 

a)  Liv.  II J,  31;  Dionys.  X,  31  — 32. 

b)  Dionys.  X,  50;  Cic.  de  rep.  II,  35. 

e)  Dionys,  a.  a.  0.:  fva  xalc  dpyatc  itdsaic  £cf(  xoüc  dxoogoüvTac 
JtapavopoOvTas  cic  la'jTtuv  i£b'jo(av  Jrjpnouv  yäp  oiiy  anxatv  icr,*. 

äXXd  tote  üitdioic. 
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hätte  dies  nicht  allen  Beamten,  sondern  nur  den  Consuln  frei- 
Rätanden.  Daraus  ergiebt  sich,  dass  es  sich  in  dem  Gesetze 
nur  um  diejenigen  Geldstrafen  handelte,  welche  von  Beamten 
selbständig  bald  in  grösserer,  bald  in  geringerer  Höhe  auferlegt 
wurden,  also  nicht  von  denjenigen,  welche  durch  besondere  Ge- 
setze bestimmt  waren,  auch  nicht  von  denjenigen,  welche  ausser- 
ordentlicher Weise  von  dem  Volke  auf  Antrag  von  Beamten  zu- 
erkanut  wurden.  Denn  Dionysius  sagt.,  bis  dahin  wären  nur 
die  Consuln  befugt  gewesen,  dergleichen  zu  verhängen:  wir 
wissen  aber  durch  Gesetze  und  zahlreiche  Beispiele,  dass  die 
Volkstribunen  schon  vor  diesem  Gesetze  sowohl  gegen  Plebejer 
Geldstrafen  verhängt  als  auch  gegen  Patricier  solche  bei  dem 
Volke  beantragt  und  durchgesetzt  haben.  Also  solche  ausser- 
ordentlicher Weise  verhängten  Geldstrafen  kann  Dionysius  nicht 
meinen.  Aber  auch  die  von  einzelnen  Gesetzen  für  die  l'eber- 
tretung  einer  bestimmten  Sache  festgesetzten  Strafen  konnte  er 
nicht  meinen;  für  sie  konnte  es  keine  allgemeine  Norm  geben, 
»eder  wie  hoch  sie  sein,  noch  von  wem  sie  verhängt  werden 
sollten : das  war  die  Sache  des  besonderen  Gesetzes,  welches 
das  Vergehen  und  die  Strafe  mul  denjenigen  Beamten,  der  sie 
verfügen  sollte,  bestimmte.  Also  nur  um  diejenigen  Geldstrafen 
handelte  es  sich,  welche  der  Beamte,  ein  jeder  in  dem  Kreise 
M-iner  Amtstätigkeit,  gegen  die  seinem  Befehle  Ungehorsamen 
selbständig  in  verschiedener  Höhe,  je  nach  der  Grösse  des  Un- 
gehorsams, festsetzen  konnte.  Die  Consuln,  als  Erben  der  kö- 
niglichen Macht,  hatten  diese  anfänglich  unumschränkt,  seit  dem 
Yalerischen  Pro vocationsgesetze  innerhalb  beschränkter  Grenzen  ge- 
habt.1) Jetzt  verlieb  dies  Recht  die  lexAternia  Tai'jyeja,  wie  Diony- 
sius sagt,  allen  Beamten.  Von  patricischen  Beamten  gab  es 
damals  ausser  den  Consuln  nur  noch  die  Quästoren,  welche  von 
den  Consuln  erwählt,  vom  Volke  bestätigt  eine  Art  abgeleiteter 
Gewalt  hatten : ihrethalben  ein  solches  Gesetz  zu  erlassen  lohnte 
sich  kaum.  Denn  da  sie  an  Stelle  der  Consuln  und  unter  ihrem 
Einflüsse  handelten,  konnten  sie  von  ihnen  leicht  die  Berechti- 
gung zu  Geldbussen  herleiten.  (Man  erkennt,  dass  das  Gesetz 


a)  Yergl.  oben  S.  172. 
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hauptsächlich  zum  Besten  der  plebejischen  Beamten  erlassen 
war,  der  Volkstribunen  und  Aedilen.  Freilich  hatte  den  ersteren 
schon  das  Icilische  Plebiscit  die  Befugnis«,  Geldbussen  aufeu- 
legen,  gegeben:  es  hiess  in  ihm,  sie  sollten  denen,  welche  die 
plebejischen  Versammlungen  störten,  Geldstrafen  auflegen  dür- 
fen, von  denen  Benifung  an  die  Versammlung  der  Plebs  erlaubt 
war.  “)  Aber  dies  war  ein  Plebiscit  gewesen,  das  nur  die  Ple- 
bejer, nicht  die  Patricier  band,  und  wir  haben  in  der  bisherigen 
Geschichte  vielfache  Beispiele,  dass  die  Letztem  ungestraft  ple- 
bejische Volksversammlungen  störten  und  nur  in  einzelnen  Fäl- 
len mit  Erlaubnis«  des  Senats  zur  Rechenschaft  gezogen  werden 
konnten.  Also  nur  den  Aedilen  hätte  jetzt  die  Befugniss  gege- 
ben werden  können.  Dazu  bedurfte  es  aber  nicht  eines  patrici- 
schen  Gesetzes,  nicht  der  Centuriatcomitien : die  Plebejer  allein 
in  ihren  Versammlungen  hätten  ihnen  das  Recht  über  Plebejer 
Geldstrafen  zu  verhängen,  geben  können.  Wenn  die  Consuln 
jetzt  eine  solche  Strafbefugniss  den  plebejischen  Beamten  zuge- 
standen, so  muss  man  annehmen,  dass  sie  ihnen  dieselbe  über 
die  Patricier  einräumten.  Indessen  erkannten  sie  ihnen  das  Straf- 
recht nicht  in  demjenigen  Masse  zu,  das  sie  vermöge  des  Ple- 
biscits  auf  dem  heiligen  Berge  und  später  des  Icilischen  über 
Plebejer  hatten:  nicht  mit  dem  Tode  sollten  die  Tribunen  stra- 
fen dürfen,  nicht  die  Güter  eines  Patriciers  einziehen,  sondern 
nur  eine  in  ihrer  Höhe  bestimmte  Geldbusse  auflegen.  Damit 
hatten  jedoch  die  Patricier  den  ersten  Schritt  zur  Vereinigung 
der  beiden  Stände,  zur  Beseitigung  der  täglich  drohender  wer- 
denden Spaltung  mit  den  Plebejern  gethan:  sie  hatten  den 
Grundsatz  ausgesprochen,  dass  die  plebejischen  Beamten  auch 
über  den  andern  Stand  eine  gewisse  selbständige  Gewalt  haben 
sollten;  die  weitere  Ausführung  dieses  Grundsatzes  führte  dazu, 
dass  die  Tribunen  als  Beamte  des  Gesammtstaates  anerkannt 
wurden  und  über  Patricier  und  Plebejer  gleiche  Rechte  erhielten. 
Noch  ein  anderer  Grundsatz  wurde  durch  das  Aternische  Gesetz 
zur  Geltung  gebracht,  dass  nämlich  alle  Beamten,  um  die  Voll- 
ziehung ihrer  Befehle  zu  erzwingen,  das  Recht  haben  müssten, 


a)  S.  früher  S.  234. 
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Geldstrafen  aufzuerlegen:  weshalb  denn  später,  als  neue  Aemter 
geschaffen  wurden,  Prätoren,  Censoren,  curulische  Aedilen, 
Quästoren,  diesen  dasselbe  sogleich  beigelegt  wurde:  dadurch 
wurde  die  Theilung  der  Regierungsgewalt , welche  bisher  die 
Consuln  allein  geliabt  hatten,  durchgeführt. 

Auch  Cicero  spricht,  wie  wir  gesehen , von  dem  Aternisch- 
Tarpejischen  Gesetze:  er  sagt*):  „Jene  beliebte  Massregel  über 
vi ii f Ui  und  sacramentum  haben  ungefähr  vier  und  fünfzig  Jahre 
nach  den  ersten  Consuln  die  Consuln  Sp.  Tarpejus  und  A.  Ater- 
nius  in  Centuriatcoinitien  beantragt".138)  Er  unterscheidet  also 
einen  doppelten  Inhalt  des  Gesetzes,  erstlich  die  Bestimmungen 
älter  Geldstrafen,  zweitens  die  über  das  Succumbenzgeld , wel- 
ches bei  Civilprocessen  von  der  unterliegenden  Partei  gezahlt 
werdeu  musste ; denn  dies  heisst  mit  einem  im  Römischen  Rechte 
üblichen  Ausdrucke  sacramentum.  Dionysius  spricht  nur  von 
dem  ersten  die  Geldstrafen  betreffenden  Theil  des  Gesetzes,  den 
zweiten  Theil  über  die  neue  Ordnung  der  Privatprocesse  über- 
geht er,  und  nicht  ohne  Grund,  da  sie  mit  der  politischen  Ent- 
wickelung des  Staates  in  gar  keiner  oder  nur  sehr  geringer 
Verbindung  steht.  Wir  wissen  also  über  die  Bestimmungen  des 
Atemischen  Gesetzes  in  dieser  Beziehung  nichts  sicheres  als  die 
die  dürftige  Bemerkung  Ciceros,  sie  seien  beim  Volke  beliebt 
gewesen,  und  diese  Beliebtheit  können  wir  nicht  begründen, 
sondern  nur  eine  unsichere  Vermuthung  aussprechen.  Wir  haben 
früher  bei  der  Besprechung  des  Valerischen  Provocationsgesetzes 
gesehen1'),  dass  dasselbe  den  Consuln  das  selbständige  Aufer- 
legen von  Geldbussen  nahm,  bis  auf  solche  von  der  Höhe  von 
fünf  Ochsen  und  zwei  Schafen,  d.  h.  wie  es  von  Plutarch,  der 
diese  Nachricht  mittheilt,  erklärt  wird,  von  fünfhundert  As  und 
von  zwanzig  As.  Es  ist  eine  wahrscheinliche  Vermuthung  neue- 
rer Gelehrten,  dass  diese  Summen  das  seit  den  ältesten  Zeiten 
gebräuchliche  Succumbenzgeld  in  Privatprocessen  darstellen,  ln 


a)  Cie.  de  rep.  II,  35  Gratamque  etiaiu  illam  rem  ejuarto  circiter  et 
quiuquagesimo  anuo  post  prirnos  consules  de  niultu  et  sacrauiento  Sp. 
Tarpejus  et  A.  Ateruius  consules  comitiis  centuriatis  tulerunt. 

b)  Vergl.  oben  S.  172. 
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späterer  Zeit  gab  es  bekanntlieh  ein  doppeltes  xacrammtum. 
von  50  und  von  500  As,  je  nachdem  der  Gegenstand  des  Pro- 
cesses  unter  oder  über  1000  As  betrug.“)  Wann  die  Festsetzung 
desselben  geschehen  ist,  weiss  man  nicht;  alter  möglich,  dass 
es  dieses  Gesetz  gethan  hat.  Es  würde  dann  eine  Erhöhung 
der  bisher  gültigen  Strafgelder  bei  Privatprocessen  ungeordnet 
haben,  eine  Massregel,  die,  wie  es  uns  erscheint,  kaum  beim 
Volke  beliebt  sein  konnte.  Indessen  andere  Bestimmungen  über 
das  saerameiüum  konnten  den  Beifall  des  Volkes  haben;  jeden- 
falls auch,  wenn  man  von  diesen  Festsetzungen  absah,  das 
ganze  Gesetz  von  dem  Entgegenkommen  der  Patricier  und  ihrem 
Streben,  eine  milde  Regierung  einzufuhren,  zeugen. 

Wir  kehren  zu  den  Geldbussen  zurück,  über  deren  Höhe 
uud  Anwendung  uns  noch  einige  andere  Nachrichten  erhalten 
sind.  Dionysius b)  erzählt  ferner  vom  Ateruisch -Tarpejischen 
Gesetze:  „Die  Schätzung,  d.  h.  Ansetzung  der  Geldstrafe,  über- 
liessen  sie  nicht  den  Strafenden  selbst,  sondern  bestimmten 
selbst  den  Werth  dadurch,  dass  sie  für  die  äusserste  Grenze 
der  Geldstrafe  zwei  Ochsen  und  dreissig  Schafe  erklärten.  Und 
dieses  Gesetz  blieb  lange  bei  den  Römern  in  Geltung''.  Er 
giebt  also  die  Höhe  der  grössten  Geldbusse  an.  Auch  Gellius') 
thut  das;  aber  er  nennt  als  höchste  Strafe  zwei  Schafe  und 
dreissig  Ochsen,  und  es  ist  kein  Zweifel,  dass  seine  Angabe  die 
richtige  ist.  Denn  er  wundert  sich  selbst  über  die  Menge  der 
Ochsen  im  Verhältnis  zu  der  geringen  Zahl  der  Schafe,  und 
führt  als  Grund  davon  den  Reichthum  Italiens  an  Rindvieh  an: 
er  muss  demnach  diese  Angabe  so  in  seinen  Quellen  gefunden 


a)  Gajus  IV,  15. 

b)  Dionys.  X,  50  a.  a.  O.  xö  pivxoi  xöiqjj.a  oöx  in  i'jt'A;  toIj 
oöoiv  , öjtdoov  tlvat  3ti,  xaxO.uxov , dXX’  aütoi  Gjv  djiav  tuptaav  pifisxo* 
djx6?E!;avxt;  öpov  Jrjjju'a;  5io  ßdaj  xai  xptdxovxa  rpd^axa , xai  ooxo;  i vöp.&; 
aypt  itoXXoü  St^iuivtv  :jtJi  'Piopiaöov  tpoXaxxdp.cvo(. 

c)  Gell.  XI,  1 multam . quae  appellatur  suprema , instituttun  in  singu- 
los  dies  duaruin  ovium , triginta  boum , pro  copia  scilieet  boum  proque 
ovium  penuria.  — Minima  auteni  inulta  est  ovis  nnius.  Suprema  multa 
est  eius  uumeri , euius  diximus,  ultra  quem  mnltam  dicere  in  dies  sin- 
gulos  ius  non  est,  et  propterea  suprema  appellatur,  id  est  summa  et 
maxima. 
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haben.  Sie  wird  überdem  durch  andere  mittelbare  und  unmit- 
telbare Zeugnisse  bestätigt:  es  ist  wahrscheinlich,  dass  bei  Dio- 
nysius nur  ein  Irrthum  der  Abschreiber  vorliegt.  Jedenfalls  be- 
trug die  höchste  Geldbusse  zwei  Schafe  und  dreissig  Kinder.139) 
Auch  die  kleinste  Geldbusse  giebt  Gellius  an:  sie  betrug  ein 
Schaf  und  es  war  natürlich,  dass,  da  die  Brächten  überhaupt 
in  Stücken  Vieh  bestanden,  man  mit  einem  Stück  der  kleineren 
Art  begann.  Dadurch  indess  wird  das  System,  welches  die 
Beamten  beim  Aullegen  von  Geldbussen  beobachteten,  nicht 
deutlich,  und  auch  Gellius'  Bemerkung,  die  höchste  Busse  sei 
.für  jeden  Tag”  bestimmt  worden,  gewährt  nicht  genügende 
Aufklärung.  Man  hat  dies  von  stufenweiser  Steigerung  erklärt: 
mit  einem  Schafe  als  der  kleinsten  Busse  wäre  begonnen  und 
diese  bei  fortdauernder  Widerspenstigkeit  Tag  für  Tag  gesteigert 
wurden,  so  lange  bis  die  grösste  Höhe  der  erlaubten  Busse  erreicht 
war.  Die  Andeutung  eines  solchen  Verfahrens  liegt  indessen 
nicht  in  Gellius’  Worten.140)  Er  spricht  nicht  einmal  von  einer 
Steigerung  der  Geldbussen,  geschweige  denn  in  einer  Tag  für 
Tag  vorzunehmenden:  er  erwähnt  nur,  die  höchste  Strafe  dürfe 
für  jeden  Tag  oder  vielmehr  für  jeden  Termin  nicht  mehr  be- 
tragen. Er  kann  damit  nicht  meinen,  der  Beamte  dürfe  für 
einen  Termin  die  höchste  Geldbusse  autlegen,  und,  wenn  der 
Vorgeladene  bei  seinem  Ungehorsam  verharre,  für  den  nächsten 
Tennin  noch  einmal  dieselbe  aussprechen , und  so  weiter.  Denn 
auf  diese  Weise  würde  der  Beamte  die  Macht  haben,  auch  den 
Reichsten  zu  verderben.  Der  Sinn  des  Gesetzes  konnte  nur  sein, 
er  dürfe  überhaupt  keine  höhere  Geldstrafe  als  die  augegebene 
auflegeu:  hielt  er  Jemanden  einer  grösseren  Strafe  für  schul- 
dig, so  musste  er  sie  beim  Volke  beantragen,  ln  der  Erwäh- 
nung des  Tages  oder  Termiues  kann  nur  der  Sinn  liegen,  dass 
für  jede  einzelne  Vorladung,  für  jedes  Vergehen,  welches  einem 
Vorgeladenen  Schuld  gegeben  wurde , die  Strafe  nicht  grösser 
sein  dürfe;  denn  dass  für  verschiedene  Vergehen  auch  besondere 
Strafen  eintraten,  ist  natürlich.  Wer  den  Befehlen  des  Beamten 
ungehorsam  'war,  w'urde  vor  dessen  Richterstuhl  geladen  und 
ihm  eine  Geldbusse  auferlegt,  welche  bei  der  Verweigerung  des 
Gehorsams  bis  auf  zwei  Schafe  und  dreissig  Rinder  gesteigert 
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werden  durfte,  und  zwar  in  demselben  Termin.  Es  wäre  un- 
erträgliche Zögerung  entstanden,  wenn  für  jede  Steigerung  eiu 
neuer  Termin  nöthig  gewesen  wäre:  der  Beamte  musste  sieh 
raschen  Gehorsam  verschaffen,  auch,  wenn  er  mit  Geldstrafen 
nichts  ausrichtete,  rasch  andere  Massregelu  ergreifen  köunen. 

Dass  eine  Steigerung  in  den  Geldbussen  stattfand  und  der- 
gestalt durch  das  Gesetz  geboten  war,  dass  nicht  sogleich  die 
höchste  verhängt  werden  durfte,  wissen  wir  ans  einein  andern 
Zeugniss.  Plinius*)  lobt  die  Milde  der  alten  Gesetze,  nach  de- 
nen beim  Auflegen  einer  Geldbusse  zuerst  die  Schafe,  und 
dann  erst  die  Rinder  genannt  werden  mussten.  Wollte  man  dies 
so  auffassen , der  Beamte  hätte  beim  Anssprechen  der  aus  Scha- 
fen und  Rindern  bestehenden  Geldbusse  die  Anzahl  der  ersteren 
voranstellen , also  z.  B.  zwei  Schafe  und  dreissig  Rinder,  nicht 
umgekehrt  sagen  müssen,  so  wäre  das  allerdings  ein  bemer- 
keuswerther  Sprachgebrauch,  für  dessen  Entstehung  es  auch 
einen  sachlichen  Grund  geben  würde,  indessen  doch  sicherlich 
nicht  eine  besondere  Milde.  Es  kann  nur  den  Sinn  haben,  dass 
der  Beamte  zuerst  auf  eine  Geldbusse  in  Schafen , sodann  erst 
in  Schafen  und  Rindern  erkennen  durfte:  dadurch  ergab  sich  die 
Ordnung  beim  Aussprechen  der  Busse  von  selbst  Wir  liaben  ein 
Beispiel  überliefert  von  einem  Beamten,  man  weise  nicht  von 
welchem,  der  einem  vor  seinen  Richterstuhl  Geladenen,  der  nicht 
erschienen  war,  sicli  auch  nicht  entschuldigt  hatte,  eine  Geld- 
busse von  einem  Schafe  auferlegte. b)  Darnach  haben  wir  uns 
das  Verfahren  so  zu  denken.  Bei  irgend  einem  Ungehorsam 
gegen  seine  Befehle  sprach  der  Beamte  gegen  den  Vorgeladenen 
eine  Geldbusse  von  einem  oder  von  zwei  Schafen  aus;  erzwang 
er  dadurch  nicht  Gehorsam,  so  fügte  er  eine  Anzahl  von  Rin- 
dern, die  erlegt  werden  sollten,  hinzu,  bis  zu  dreissig  Stück. 


a)  Plin.  nat  hist.  XVIII.  11  Multatio  quoque  non  nisi  ovinm  boumque 
impendio  dicebatur . non  omittenda  priscarum  legum  benevolentia : caatum 
quippe  est.  ne  bovem  prius  quam  ovein  noiniuaret,  qui  indiccret  multam. 

b)  Bei  Gell.  XI,  1 M.  Terentio,  quando  citatus  neque  respondit  neque 
excusatus  est,  ego  ei  unum  ovein  multam  dico.  Dass  ovis  in  diesem  Falle 

als  Masculinum  gebraucht  wurde,  bemerkt  Gellius. 
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Festus*)  giebt  die  Nachricht,  bei  den  Alten  hätte  man  geringere 
Vergehen  mit  einer  Busse  von  zwei  Schafen,  grössere  mit  der 
von  dreissig  Hindern  bestraft.  Dies  scheint  in  Widerspruch  zu 
stehen  mit  allen  Ergebnissen,  welche  wir  aus  den  sonstigen 
Angaben  der  alten  Schriftsteller  gewonnen  haben;  denn  diese 
neunen  als  höchste  Geldbusse  zwei  Schafe  und  dreissig  Rinder,  da- 
gegen als  niedrigste  die  von  einem  Schaf,  deuten  darauf,  dass 
auch  alle  Mittelstufen  zwischen  der  niedrigsten  und  höchsten 
Busse  benutzt  werden  konnten,  wissen  endlich  auch  nichts  von 
eiuem  Unterschiede,  der  zwischen  grösseren  und  kleineren  Ver- 
gehen gemacht  worden  sei.  Einen  solchen  Unterschied  auch 
nur  durch  Muthmassuug  aufzulinden  wird  schwer  sein.  Ich 
deuke,  Festus  meint  gar  nicht,  dass  ein  solcher  im  Römischen 
Rechte  unter  den  Vergehen  gemacht  worden  sei:  er  versteht  un- 
ter einem  kleineren  Vergehen  jeden  Ungehorsam,  welcher  gegeu 
die  Befehle  eines  Beamten  begangen  wird,  mag  er  bestehen, 
worin  er  will.  Dagegen  ein  grösseres  Vergehen  ist  ihm  jeder 
fortgesetzte  Ungehorsam , wenn  der  mit  Geldbusse  Bedrohte  sich 
trotz  derselben  weigert,  dem  Befehle  nachzukommen : bei  dem 
letzteren  trat  als  Busse  noch  die  Strafe  eines  leichteren  Ver- 
gehens hinzu.  Auch  besagen  Festus1  Worte  nicht  nothwendiger 
Weise,  dass  ein  leichteres  Vergehen  nur  mit  einer  Busse  von 
zwei  Schafen,  nicht  auch  mit  der  eines  Schafes,  die  schwereren 
Vergehen  nur  mit  dreissig  Rindern,  nicht  auch  mit  weniger  be- 
straft werden  konnten.  Der  Ausdruck  ist  zwar  etwas  unbe- 
stimmt, lässt  aber  doch  die  Möglichkeit  geringerer  Bussen  zu. 
Zudem  ist  es  möglich , dass , wenngleich  gesetzlich  Geldstrafen 
von  einem  Schaf  und  von  einer  geringeren  Anzahl  von  Rindern 
als  dreissig , erlaubt  waren , die  Sitte  der  Beamten  sich  doch  an 
die  höchsten  Sätze  hielt.  Die  Bussen  waren  auch  für  jene  alte 
Zeit  nicht  hoch  und  wurden  mit  dem  steigenden  Wohlstände 
immer  geringer.  Auf  diese  Weise  gewinnen  wir  zwar  aus 
Festus'  Nachrichten  nichts  Neues,  finden  aber  doch  darin  keinen 
Widerspruch  mit  der  sonstigen  Ueberlieferung. 

a)  Festus  p.  202  Ovibus  duobus  multabantur  apud  antiquos  in  rnino- 
ribus  delictis,  ut  in  maioribus  XXX  bobus  nee  hunc  numerum  ultra  exce- 
<lebat  multatio. 
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Fragen  wir  nach  den  Veränderungen,  welche  das  Atemisch- 
Tarpejische  Gesetz  in  dem  Strafrechte  hervorbrachte,  so  scheinen 
diese  in  einer  Milderung  der  Strafen  für  viele  Vergehen,  sowie 
in  einer  Erhöhung  nicht  nur  der  tribunicischen , sondern  auch 
der  consularischen  Gewalt  bestanden  zu  haben.  Durch  das  Va- 
lerische  Provocationsgesetz  war  den  Consuln  die  Befugniss  zu 
Geldbussen,  bis  auf  das  früher  erwähnte  Strafgeld  in  Privatpro- 
cessen, genommen:  Ungehorsam  gegen  ihre  Befehle  alindeteu  sie 
mit  Gefangniss  und  körperlichen  Strafen,  bei  denen  Berufung 
an  das  Volk  eintrat.  Jetzt  traten  statt  dieser  Strafen  in  vielen 
Fällen  Geldbussen  ein,  über  welche  die  Consuln  frei  verfugen 
durften.  Dies  war  eine  nicht  unbedeutende  Erhöhung  der  con- 
sularischeu  Macht,  zumal  da  es  sich  um  den  Verkehr  des  ge- 
wöhnlichen Lebens  handelte:  die  Tribunen  würden  dieselbe  nicht 
zugegeben  haben , wenn  sie  nicht  trotzdem  in  dem  Gesetze  einen 
milderen  Geist  des  Strafrechts  gefunden  mul  zugleich  selber  au 
der  Machterweiterung  Theil  genommen  hätten.  Man  könnte  mei- 
nen, es  sei  bei  den  Geldbussen  ein  Unterschied  gemacht  worden 
zwischen  denjenigen,  welche  die  Consuln,  und  denjenigen, 
welche  die  andern  Beamten  auferlegten : jene  seien,  entsprechend 
der  hohem  Würde  der  Consuln , höher  gewesen , diese  niedriger. 
Indessen  von  einem  solchen  Unterschiede  findet  sich  keine  Spur: 
so  sehr  galt  den  Römern  die  Regierungsgewalt,  wenngleich  sie 
unter  mehrere  Personen  verschiedenen  Ranges  getheilt  war,  als 
einig  und  überall  dieselbe.  Eben  so  wenig  bestand  ein  Unter- 
schied in  den  Geldbussen  zwischen  den  verschiedenen  Ständen 
der  Bürger:  nach  der  Schwere  des  Vergehens,  nacli  dem  Wi- 
derstände , der  den  Befehlen  des  Beamten  entgegengesetzt  wurde, 
richtete  sich  die  Höhe  der  Strafe.  Dies  lag  in  dem  Grundsätze, 
alle  Bürger  als  gleich  zu  betrachten : thatsächlieh  musste  es  den 
Erfolg  haben , die  Armen  folgsamer  und  unterthäniger  zu  machen. 
Dionysius  sagt,  dieses  Gesetz  und  seine  Bestimmungen  über  die 
Höhe  der  Geldbussen  habe  lange  bestanden.  Wie  lauge,  wissen 
wir  nicht:  die  Ueberlieferung  hat  uns  auch  nicht  die  später  gül- 
tigen Ansätze  aufbewahrt.141) 

Noch  eine  mit  dem  Ateruisch- Tarpejischen  Gesetze  zusam- 
menhängende Frage  bleibt  zu  erörtern  übrig,  ob  nämlich  die 
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Geldstrafen  in  Vieh  oder  in  Geld  bezahlt  wurden,  und  die  Be- 
antwortung derselben  ist  deshalb  schwierig,  weil  trotz  mancher 
Nachrichten,  welche  wir  darüber  haben,  die  Ueberlieferung  den- 
noch lückenhaft  und  scheinbar  widersprechend  ist.  Es  ist  frei- 
lich leicht,  diesen  scheinbaren  Widerspruch  so  aufzulösen,  dass 
man  die  eine  oder  die  andere  Nachricht  eines  alten  Schriftstel- 
lers für  falsch  und  irrthümlich  erklärt;  allein  ein  richtiges  Er- 
gebniss  lässt  sich  auf  diese  Weise  niemals  gewännen.  Wir  gehen 
deshalb  von  dem  Grundsätze  aus,  keinen  Berichterstatter  des 
Irrthums  zu  zeihen,  sondern  durch  genaue  Erklärung  ihrer  Nach- 
richten , sowie  durch  richtige  Auswahl  unter  den  verschiedenen 
Möglichkeiten,  wie  sie  aufgefasst  werden  können,  ein  mit  der 
Ueberlieferung  übereinstimmendes  Bild  zu  geben,  dessen  Rich- 
tigkeit hauptsächlich  auf  eben  dieser  Debereinstimmung  sich  grün- 
det. Bei  dieser  Untersuchung  werden  sich  zugleich  noch  einige 
nähere  Bestimmungen  des  schon  besprochenen  Aternisch- Tarpe- 
jischen Gesetzes  ergeben.  Wir  bemerken  zuvörderst  zweierlei. 

Erstlich  ist  es  kein  Zweifel , dass  das  Aussprechen  der  Geldbusse 
iu  Vieh  mit  der  Sitte,  dieselbe  in  Vieh  zu  bezaldeu,  und  mit 
der  Lebensweise  der  ältesten  Römer  überhaupt  zusammenhängt. 

Aber  es  ist  nicht  nothwendig,  dass  ein  Aussprechen  der  Straf- 
summe  in  Stücken  Vieh  verbunden  war  mit  einem  Bezahlen  der- 
selben in  wirklichem  Vieh.  Trotzdem  dass  gesetzlich  die  Be- 
zahlung der  Busse  in  Geld  entweder  erlaubt  oder  sogar  geboteu 
war,  konnte  der  Beamte  dieselbe  dennoch  in  Vieh  aussprechen, 
indem  jedes  Stück  Vieh  eine  bestimmte  entweder  herkömm- 
liche oder  gesetzlich  augeordnete  Geldsumme  bezeiclmete.  Ja  es 
entspricht  sogar  der  Hartnäckigkeit,  mit  welcher  die  Römer  ge- 
rade im  Processe  althergebrachte  Formen  und  Ausdrücke  festhiel- 
ten, dass  lange,  nachdem  die  Bezahlung  der  Bussen  in  Geld 
aufgekommen  war,  dennoch  das  Auferlegen  derselben  in  einer 
Anzahl  von  Vieh,  wie  sie  die  Gesetze  kannten,  geschah.  Zwei- 
tens ist  es  ebenfalls  nicht  nothwendig,  ja  sogar  nicht  wahr- 
scheinlich, dass  mit  einem  Male  die  Bezahlung  in  Geld  auting 
and  die  in  wirklichem  Vieh  auf  hörte.  Es  konnte  lange  Zeit  ein 
Schwanken  stattfinden , indem  entweder  der  Beamte  die  Bezali- 
luug  iu  Vieh  oder  in  Geld  fordern  oder  der  Bestrafte  sie  in  dem 
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einen  oder  dem  andern  leisten  konnte.  Wie  die  Geldprägung 
nicht  mit  einem  Male  so  allgemein  wurde,  dass  dadurch  die 
früheren  Arten,  den  Verkehr  zu  vermitteln,  aufhörteu,  ebeuso 
wenig  musste  oder  konnte  es  auch  nur  bei  der  Bezahlung  der 
Geldstrafen  der  Fall  sein.  Auch  dies  war  also  nicht  nöthig, 
dass  selbst  zur  Zeit,  wo  die  Strafen  noch  in  Vieh  bezahlt  zu 
werden  pflegten,  alle  Strafen  so  und  keine  in  wirklichem  Gelde 
auferlegt  wurden:  es  würde  nur  in  jener  Zeit  eine  in  Geld  zu 
bezahlende  Busse  ungleich  schwerer  gewesen  sein  und  das 
konnte  von  demjenigen,  welcher  dieselbe  auflegte,  beabsichtigt 
werden. 

Wo  Plutarch*)  von  Publicolas  Provoeatiousgesetze  spricht 
und  die  Beschräukuug  der  unabhängigen  consularischen  Strafge- 
walt auf  zwei  Schafe  und  fünf  Rinder  erwähnt,  setzt  er  hinzu: 
„der  Preis  eines  Schafes  war  10  Oboleu  oder  Asse,  der  eines 
Rindes  hundert,  da  die  Römer  damals  noch  nicht  viel  Geld  be- 
sassen,  an  Schaf-  und  Rinderheerden  aber  Ueberfluss  hatten’’. 
In  dieser  Bemerkung  finden  wir  keine  bestimmte  Zeitangabe, 
keine  Beziehung  auf  ein  einzelnes  Gesetz,  das  jene  Schätzung 
geboten  hätte:  es  liegt  in  ihr  nur  die  Charaeterisirung  des  Zu- 
standes , der  nach  Vertreibung  der  Könige  längere  Zeit  in  Rom 
bestand:  es  ist  also  kein  Widerspruch  mit  Plutarch,  wenn  an- 
dere Schriftsteller  die  gesetzliche  Schätzung  eines  Schafes  auf 
zehn  As,  eines  Rindes  auf  hundert  As  einer  spätem  Zeit  zu- 
schreiben. Es  ist  wahrscheinlich,  dass  Publicola,  als  er  in  sei- 
nem Provocationsgesetze  den  Consuln  erlaubte,  nur  auf  eine 
Busse  von  zwei  Schafen  und  fünf  Rindern  selbständig  zu  erken- 
nen, eine  Bezahlung  derselben  in  wirklichen  Stücken  Vieh  an- 
ordnete. Dadurch  erhält  die  von  Plutarch  hinzugefügte  Bemer- 
kung über  den  danndigen  Werth  des  Viehes  vollständig  Erklä- 
rung und  das  ganze  Gesetz  einfache  Bestimmungen.  Es  erlaubte 
den  Bürgern,  welche  am  Leibe  oder  an  ihren  Gütern  gestraft 
werden  sollten,  durchweg  Berufung  an  die  Volksversammlung: 


a)  Piut.  Publ.  11  ’Hv  äs  ti(at)  jipo^cfto'j  (xev  ijioXol  öixa , ßoo;  öe  cxt- 
töv  . o’Stiu»  Y'sjj.taij.'aTi  ypui|i.iv<uv  noXXoi  -:6~t  Ptopiiuiv , iXX'i  *al 
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ausgenommen  war  nur  der  Fall,  wenn  der  Consul  eine  in  Vieh 
m entrichtende  Busse  bis  zu  der  genannten  Höhe  auflegte.*) 
Noch  über  vierzig  Jahre  nach  dem  Valerisehen  Gesetze  lag  in 
einer  Geldbusse , welche  in  Geld  und  nicht  in  Vieh  bezahlt 
»erden  musste,  eine  Härte  und  veranlasste  gesetzliche  Massre- 
geln  zur  Abhülfe  derselben.  Bei  dem  Processe  von  T.  Menenius, 
476  v.  Chr.,  bemerkt  Dionysius h),  derselbe  sei  zu  einer  Geld- 
-trafe  von  2000  As  verurtheilt  worden : diese  sei  zu  seiner,  Plu- 
tarchs,  Zeit  sehr  gering,  wäre  aber  damals  ungeheuer  gross  und 
drückend  erschienen.  Dies  hätte  man  ändern  wollen  und  des- 
halb die  in  Geld  zu  erlegenden  Bussen  abgeschafft  und  dafür  Bus- 
■en  in  Vieh  angesetzt  , auch  von  diesem  eine  bestimmte  Anzahl 
iar  die  späteren  Strafen  von  Beamten  gegen  Privatleute  ange- 
rinet.  Die  Strafe  gegen  Menenius  war  also  deshalb  besonders 
schwer,  weil  sie  auf  Geld  lautete:  eine  Busse  in  Vieh  hätte  er 
viel  leichter  zahlen  können. 

Um  diese  Härte  zu  mildern,  sagt  Dionysius,  seien  zwei  Mass- 
eln getroffen  worden,  erstlich  habe  mau  die  Bussen  in  Geld 
geschafft  und  dafür  andere  in  Vieh  eingeführt,  zweitens  habe 
ian  auch  für  die  letzteren  die  höchste  Anzahl  des  Viehes,  auf 
»eiche  die  Busse  lauten  durfte,  bestimmt.  Leider  ist  diese  Nach- 
richt sehr  allgemein  gehalten,  und  eben  so  allgemein  ist  eine 
andere  von  Festes c),  welcher  meldet,  in  alten  Zeiten  hätte  man, 
»eil  es  wenig  Erz  und  Silber  gegeben  hätte,  die  Bussen  in 
fleh  ausgesprochen.  Dionysius  giebt  nur  eine  Schilderung  über 
’i»  System  der  Geldstrafen  nach  dem  Processe  von  Menenius; 
‘her  man  vermisst  bei  ihm  erstens  eine  Angabe  darüber,  ob 


a)  Vergl.  oben  S.  172. 

b)  Dionys.  IX,  27  iripijaav  ixTiapaTb«.  6 jrpo«  (tiv  tou«  vüv  d« tTx£dpt- 
•w  Jlt&’j;  ylXiuTo;  av  ijtov  cpavct’j),  toI«  tii  töt  avftpwrcot«,  aiiTO’-ipyoi«  ouai 
M!  spö;  a&T<i  Ta  'ivayxxia  Cuiai,  pciXtaTa  8’  ixeivtt)  Tii)  iv?pl  ztviav  xXtj- 
Y ^lüpijCavTi  rapä  toO  naTpÄ«  dtpu ii  f,v  xat  ßap’i  — xal  inavopHtöaaoBai 

t-jto  Ta«  pdv  ypr^uaTixas  Ijtauaav  Crjpia«.  peTijveYxav  ?’  ei«  itpo- 
ixriapaTa  xal  ßodrv,  Td;avT«{  xal  tovitcov  apitipöv  Tai«  uaTtpox  iao- 

ü'««  bare»  täv  apydvTiuv  toI«  i?uuTai«  iitißoXai«.  Vergl.  oben  S.  266. 

c)  Festu»  p.  213  s.  v.  peculatus:  Nara  etiam  noxii  pecore  raultabantur, 
1™»  neque  aeris  adbuc  neque  argenti  erat  copia. 
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die  beiden  Massregeln,  welche  er  erwähnt,  durch  ein  einziges 
Gesetz  getroffen  wurden  oder  durch  zwei  oder  mehrere.  Seine 
Ausdrücke  lassen  beide  Erklärungen  zu ; die  letztere  ist  indessen 
wahrscheinlich,  weil  wir  erst  zur  Zeit  des  Aternisch-Tarpejisohen 
Gesetzes  eine  Bestimmung  über  die  Schätzung  des  Viehes  und 
zwar  als  neu  erwähnt  finden,  jene  Verwandelung  der  Geldbussen 
in  Viehbussen  aber  auf  keinen  Fall  auf  so  späte  £eit  verscho- 
ben w'erden  kann.  Ferner  ist  in  Dionysius’  Nachricht  die  Dar- 
stellung der  einzelnen  Massregeln  schwankend  und  ungenau. 
Er  sagt,  man  habe  die  Geldbussen  in  Bussen  an  Vieh  verwan- 
delt, Darin  liegt  nicht  uothwendig,  dass  man  verboten  habe, 
die  Strafe  in  Geld  zu  bezahlen:  man  kann  nur  den  Zwang  in 
Geld  zu  bezahlen,  aufgehoben  haben.  Eben  so  gut,  wie  man 
später,  als  die  Bussen  von  den  Beamten  in  einer  Anzahl  von 
Vieh  ausgesprochen  wurden,  dennoch  in  Geld  zahlte,  konnte  in 
früherer  Zeit  die  Strafe  in  Geld  ausgesprochen,  aber  in  Vieh 
geleistet  werden.  Bei  den  tribunicischen  Anklagen,  w elche  auf 
Menenius’  Verurtheilung  folgten,  werden  öfters  Geldhussen  er- 
wähnt, zum  Theil  beträchtlichere  als  jene  erste  gewesen  war : dass 
sie  besonders  hart  gewesen,  wird  nicht  gesagt,  eben  so  wenig, 
wie  sie  bezahlt  wurden.  Es  scheint  ein  Schwanken  stattgefun- 
den  zu  haben  und  die  ausserordentlichen,  durch  die  Volksver- 
sammlung auferlegten  Geldstrafen  entweder  in  Vieh  oder  in 
Geld  oder  in  Beidem  bezahlt  worden  zu  sein : Bestimmteres 
lässt  sich  darüber  nicht  sagen.  Die  von  den  Consuln  selbständig 
nach  dem  Provocationsgesetze  ausgesprochenen  Bussen  wurdet 
wahrscheinlich  in  Vieh  entrichtet  Auch  über  die  zweite  Mass 
regel  ist  Dionysius'  Augabe  nicht  genau.  Es  soll  die  Höhe  de 
Bussen,  welche  die  Beamten  den  Privatleuten  auflegen  durftet 
bestimmt  worden  sein.  Damit  können  nicht  die  ausserordentli 
chen  Strafen,  welche  die  Beamten  nach  Zuziehung  der  Voll- 
versammlung aussprachen,  gemeint  sein.  Es  widerspricht  di 
Natur  der  Sache,  deren  grösste  Höhe  im  Voraus  zu  bestimmer 
folglich  werden  diejenigen  Strafen  gemeint,  welche  die  Beamte 
selbständig  verhängten.  Von  dem  Provocationsgesetze  kann  Di< 
nysius  nicht  sprechen : denn  es  wurde  vor  Menenius’  Proce 
gegeben.  Von  einem  späteren  ähnlichen  Inhalts  wissen  wir  nieh 
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bis  auf  das  Aternisch  - Tarpejische  oder  vielmehr  ein  ihm  der 
Zeit  nach  sehr  nahe  stehendes  Gesetz.  Spricht  er  aber  von  diesem, 
so  ist  noch  mehr  ersichtlich,  dass  seine  Schilderung  von  dem 
System  der  Geldbussen  eine  allgemeine  ist  und  zwar  allen  An- 
spruch auf  Richtigkeit,  aber  keinen  auf  chronologische  Bestimmt- 
heit der  Einzelheiten  hat. 

Wir  haben  oben*)  als  einen  Theil  des  Atemisch-Tarpeji- 
schen  Gesetzes  die  Aufstellung  einer  höchsten  Geldbusse  von 
zwei  Schafen  und  dreissig  Rindern  angenommen,  und  um  den 
Zusammenhang  nicht  zu  unterbrechen,  diese  Bestimmung  mit 
den  übrigen  zusammen  betrachtet.  Indessen  Gewährsmann  für 
dieselbe  ist  nur  Dionysius  und  seine  Nachricht  steht  in  geradem 
Widerspruch  mit  einer  Stelle  von  Festusb):  dieser  bemerkt  zuerst, 
vor  der  Prägung  von  Erz  und  Silber  habe  die  schwerste  Strafe 
für  Vergehen  zwei  Schafe  und  dreissig  Rinder  betragen  und 
dieses  Gesetz  sei  von  den  Consuln  T.  Menenius  Lanatus  und 
P.  Sestius  Capitolinus,  452  v.  Chr.,  gegeben  worden.  Unmit- 
telbar darauf:  dieses  Vieh  sei,  seitdem  das  Römische  Volk  ge- 
prägtes Geld  zu  haben  angefangen,  nach  einer  Bestimmung  des 
Tarpejischen  Gesetzes,  das  Rind  zu  hundert,  das  Schaf  zu  zehn 
As  geschätzt  worden.  Ohne  Zweifel  ist  die  geschichtliche  Be- 
gründung der  beiden  mitgetheilten  Thatsachen  verkehrt;  denn 
das  Atemisch-Tarpejische  Gesetz  fällt  zwei  Jahre  vor  das  der 
Consuln  Menenius  und  Sestius:  es  ist  daher  unmöglich,  bei  dem 
späteren  Gesetze  zu  sagen,  es  sei  vor  der  Prägung  von  Erz  und 
Silber,  bei  dem  früheren,  es  sei  nach  der  Einführung  von  ge- 
prägtem Erze  erlassen  worden.  Aber  aus  dieser  verkehrten 
Begründung  folgt  nicht,  dass  die  angeführten  Thatsachen  von 
dem  Inhalte  der  beiden  Gesetze  falsch  seien.  Dem  Atemi- 


a)  S.  oben  S.  319. 

b)  Festus  p.  237  s.  v.  pecnlatus:  ante  aes  aut  argentum  signatum  ob 
delieta  poena  gravissima  erat  duarum  ovium  et  XXX  bovum.  Kam  legem 
saoxerunt  T.  Menenius  Lanatus  et  P.  Sestius  Capitolinus  cos.  Quae  pecu- 
des  post<)uam  aere  signato  uti  coepit  p.  r.,  Tarpeia  lege  eautum  est,  ut 
bos  centusibus,  ovis  decusibus  aestimaretur.  Vergl.  Paulus  excerpt.  p.  24 
*•  v.  aestimata,  wo  jedoch  kein  bestimmtes  Gesetz  mit  Namen  angeführt 
wird. 
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sehen  Gesetze  wird  derselbe  Inhalt,  wie  von  Festus,  auch  von 
Gellius*)  zugeschrieben ; das  andere  ist  sonst  unbekannt.  Wahr- 
scheinlich hat  Festus  seine  Bemerkungen,  wie  es  auch  sonst 
öfters  bei  ihm  der  Fall  ist,  nur  äusserlicb  zusammengestellt  und 
der  handgreifliche  Fehler  entsteht  erst,  wenn  man  eine  innere 
Verbindung  der  einzeln  gemachten  Bemerkungen  versucht.  Sein 
Widerspruch  mit  Dionysius  ist  scheinbar  gross.  Die  Nachricht, 
welche  dieser  von  dem  Aternisch- Tarpejischen  Gesetze  gieht, 
lässt  sich  unzweifelhaft  so  auffassen,  als  ob  er 'demselben  so- 
wohl die  Ertheilung  des  Strafrechtes  an  alle  Beamten  als  auch 
die  Festsetzung  der  höchsten  Strafsumme  zuschriebe;  aber  auch 
eine  andere  Erklärung  ist  möglich.  Als  Inhalt  des  Gesetzes 
giebt  Dionysius  eigentlich  nur  die  erste  Bestimmung  an:  als  be- 
sondere Bemerkung  fügt  er  dann  hinzu,  sie,  d.  h.  entweder  die 
C'onsuln,  Atemius  und  Tarpejus,  oder  überhaupt  die  Römer 
hätten  auch  den  Betrag  der  höchsten  Geldstrafe  festgesetzt.  Dies 
letztere  kann  also  auch  als  Inhalt  eines  andern  Gesetzes  aufge- 
fasst werden  und  zwar  um  so  leichter,  wenn  dasselbe  in  Folge 
des  Atemiscben  Gesetzes  und  bald  nachher  erlassen  wurde. 
Auf  diese  Weise  verschwindet  der  Widerspruch  zwischen  Diony- 
sius und  Festus,  wir  verlieren  für  das  Atemische  Gesetz  die 
Feststellung  der  höchsten  Geldbusse,  gewinnen  aber  für  eben- 
dasselbe eine  andere  Bestimmung  über  die  Schätzung  des  als 
Busse  zu  entrichtenden  Yiehes,  sowie  die  Kenntniss  eines  sonst 
nicht  zu  erklärenden  Gesetzes.  Die  Schätzung  des  Viehes  war 
allerdings  schon  in  dem  Valerischen  Provocationsgesetze  gewe- 
sen, indessen  nur  für  die  besonderen  Geldbussen,  welche  die 
Consuln  in  Folge  desselben  auferlegen  durften : für  die  neue  Straf- 
berechtigung aller  Beamten  musste  sie  von  Neuem  wiederholt 
werden. 

Freilich  darf  auch  diese  Bestimmung  nicht  so  aufgefasst 
werden,  als  ob  fortan  seit  dem  Aternischen  Gesetze  alle  Geld- 
bussen in  Geld  nach  der  angegebenen  Schätzung  hättet  entrichtet 
werden  dürfen:  es  muss  immer  noch  in  dem  Belieben  des  Be- 


a)  Gell.  XI,  1 Idcirco  postea  lege  Aternia  constituti  sunt  in  oves  sin- 
gulos  aeris  deni,  in  boves  aeris  eenteni. 
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amten  gestanden  haben,  wirkliches  Vieh  und  nicht  dafür  Geld 
nach  der  angeordneten  Schätzung  zu  verlangen.  Cicero*)  erzählt, 
20  oder  richtiger  24  Jahre  nach  dem  Aternisch  - Tarpejischen 
Gesetze,  430  v.  Chr.,  hätten  die  Censoren  L.  Papirius  und  P. 
Pinarius  heim  Brächten  der  Straffälligen  Privatleuten  eine  Menge 
Vieh  abgenommen  und  dem  Staate  zugesprochen : dadurch  sei 
grosse  Noth  entstanden  und  deshalb  hätten  die  Consuln  C.  Julius 
und  P.  Papirius  durch  ein  Gesetz  eine  geringe  Schätzung  für 
Vieh  bei  Geldbussen  festgesetzt.  Auch  Liviusb)  berichtet  zum 
genannten  Jahre,  die  Consuln  hätten  ein  dem  Volke  sehr  ange- 
nehmes Gesetz  über  die  Schätzung  der  Geldbussen  gegeben. 
Also  auch  nach  dem  Atemischen  Gesetze  stand  es  den  Beam- 
ten noch  frei,  die  Bezahlung  der  Strafen  in  wirklichem  Vieh 
zu  verlangen.  Man  muss  also  entweder  annehmen,  dasselbe 
habe  sich  nicht  auf  die  Censoren  bezogen;  aber  dies  ist  nicht 
wahrscheinlich , da  dasselbe  allen  Beamten,  und  folglich  auch 
den  Censoren,  das  Recht  zu  Geldstrafen  ertheilte  und  sie,  wie 
es  Bestimmungen  über  die  Schätzung  enthielt,  alle  auf  gleiche 
Weise  behandeln  musste.  Oder  die  Schätzung  war  nur  als 
Möglichkeit,  nicht  als  Nothwendigkeit  hingestellt.  Das  Letztere 
geschah  erst  durch  das  Julisch  Papirische  Gesetz,  das  die 
Preise  des  früheren  Atemischen  beibehielt  und  damit  eine  ge- 
ringe Schätzung  des  Viehes  allgemein  einführte.  Denn  die 
Zeiten  hatten  sich  inzwischen  geändert,  bei  der  fortgesetzten 
Geldprägung  waren  die  Preise  des  Geldes  und  des  Viehes  aus- 
einander gegangen  und  was  früher  als  vollkommen  genügend 
erschienen  war,  konnte  jetzt  als  gering  gelten. 

Die  neueren  Gelehrten,  welche  überhaupt  mit  der  Ueberlie- 


a)  Cic.  de  rep.  II,  35  Annis  postea  XX  es  eo,  quod  L.  Papirius  P. 
Pinarius  ccnsores  multis  dieendis  vim  armentorum  a privatis  in  publicum 
averterant,  levis  aestimatio  pccudum  in  multa  lege  G.  luli  P.  Papiri 
consuluin  constituta  est.  üb  annis  XX,  als  ungenauer  Ausdruck,  wirk- 
lich von  Cicero  herriihrt  oder  dafür  annis  XXIV  zu  verbessern  ist,  bleibt 
dahingestellt. 

b)  Liv.  IV,  30  Legem  de  multarum  aestimatione  pergratam  populo 
cum  a tribunis  parari  consuJes  uuius  ex  collegio  proditione  excepissent, 
*P*i  praeoccupaverunt  ferre. 


Digitized  by  Google 


330 


Zusammenstellung  der  Ergebnisse 


ferung  frei  schalten  zu  dürfen  vermeinen,  haben  hei  den  verein- 
zelten Nachrichten  über  die  Geldbussen,  welche  auf  uns  gekom- 
men sind , Irrthümer  in  denselben  angenommen u2) : wir  haben 
uns  bemüht  in  ausführlicher  Erörterung  zu  zeigen,  dass  man 
auch  bei  getreuer  Beobachtung  aller  auf  uns  gekommenen  Zeug- 
nisse ein  ungefähres  Bild  von  dem  Systeme  der  Geldstrafen,  auf 
dem  hauptsächlich  die  Römische  Verwaltung  beruht,  gewinnen 
kann.  Wir  fassen  noch  einmal  die  Ergebnisse  der  einzelnen  Un- 
tersuchungen zusammen.  Der  Römische  Staat  kannte  in  den 
ältesten  Zeiten,  weil  es  kein  Geld  gab,  nur  Bussen  in  Vieh  und 
daher  schreibt  sich  das  Herkommen  auch  späterer  Zeiten,  Bus- 
sen überhaupt  in  einer  Anzahl  von  Stücken  Vieh  auszu- 
sprechen. Das  Valerische  Provocationsgesetz , welches  den  Con- 
suln  das  Recht,  Strafen  über  Römische  Bürger  selbständig  aus- 
zusprechen nahm,  liess  denselben  doch  die  Befugniss,  Bussen 
bis  zur  Höhe  von  zwei  Schafen  und  fünf  Rindern  auszusprechen : 
diese  Bussen  wurden  in  wirklichem  Vieh  erlegt,  und  waren  in 
jenen  Zeiten,  als  man  Uebertluss  an  Vieh,  aber  wenig  Geld  hatte, 
gewiss  nicht  drückend.  Inzwischen  kamen  .auch  andere  Geld- 
strafen auf,  namentlich  die  tribunicischen , und  für  ihre  Bezah- 
lung in  Vieh  gab  es  weder  Herkommen  noch  Gesetz:  sie  wur- 
den also  in  Geld  verlangt  und  waren  dadurch  sehr  hart.  Des- 
halb scheint  eine  sonst  unbekannte  Verordnung  erlassen  worden 
zu  sein , welche  die  Bezahlung  auch  derjenigen  Bussen , welche 
in  Geld  ausgesprochen  wurden,  in  Vieh  gestattete,  aber  die 
Schätzung  dabei  den  Beamten  überliess.  Das  Aternisch- Tarpe- 
jische Gesetz  brachte  zwei  Aenderungen:  es  gab  allen  Beamten 
das  Recht  auf  Bussen  zu  erkennen , man  weise  nicht  bis  zu  wel- 
cher Höhe,  wahrscheinlich  bis  zu  derjenigen,  welche  bei  dem 
sogenannten  sacrcmentum  den  Consuln  verstattet  winde:  ausser- 
dem bestimmte  es,  wenn  die  Bussen  in  Geld  erlegt  wurden, 
einen  festen  Preis  für  das  Vieh,  in  welchem  sie  ausgesprochen 
wurden,  überliess  aber  doch  dem  Beamten  die  Anordnung,  ir 
welcher  Weise  die  Bezahlung  stattfinden  sollte.  Das  Meneniseh- 
Sestische  Gesetz  verordnete  überdem , dass  die  Beamten  selbst 
ständig  ohne  Berufung  an  das  Volk  eine  Strafe  bis  zur  llöb 
von  zwei  Schafen  und  dreissig  Rindern  sollten  verhängen  dür 
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fea:  das  Iuliseh- Papirische  Gesetz  endlich  hob  die  Willkür  der 
Beamten  in  der  Bestimmung,  ob  die  Bussen  in  Vieh  oder  in 
Geld  bezahlt  werden  sollten,  auf:  es  verordnete  gleichmässig 
Bezahlung  in  Geld  nach  der  schon  bisher  üblichen  Schätzung 
and  diese  musste  in  einer  Zeit,  wo  schon  die  Menge  des  Gel- 
des sich  gemehrt  hatte,  als  geringerscheinen.  Es  bleiben  aller- 
dings zum  vollständigen  Verständnis  der  Römischen  Geldbussen 
noch  manche  dunkle  und  schwierige  Punkte  übrig;  aber  diese 
Schuld  trägt  die  lückenhafte  Ueberlieferung. 
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Dritter  Abschnitt. 


Die  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  und  die  Voll- 
endung der  Römischen  Gerichtsverfassung. 


Erstes  Capitel. 

Die  Zehnmänner.  Ihr  Amtsantritt.  Ihre  Gewalt.  Die  Absicht  bei  ihrer 
Einsetzung  und  ihre  Aufgabe.  Nichterfüllung  derselben  in  Bezug  anf  die 
Veränderung  der  Verfassung.  Quellen  der  Gesetzgebung.  Anordnung  der 

Tafeln. 

AVir  haben  schon  von  dem  Gesetzvorschlage,  den  der  Volks- 
tribun C.  Terentilius  Arsa  im  Jahre  462  v.  Chr.  über  die  Ab- 
fassung eines  geschriebenen  Gesetzbuches  machte,  gesprochen.*) 
Hartnäckige  und  lange  Kämpfe  erhoben  sich  darüber  zwischen 
den  Patriciern  und  Plebejern.  Es  handelte  sich  zunächst  um 
die  schriftliche  Abfassung  von  Gesetzen  überhaupt:  sie  wurde 
am  Ende  von  den  Patriciern  zugestanden , aber  freilich  in  einem 
andern  Sinne,  als  sie  von  den  Plebejern  vorgeschlagen  worden 
war.  Es  sollten  allgemeine,  für  beide  Stände  gültige,  Gesetze  sein. 
Grössere  Schwierigkeit  machte  die  zweite  Frage,  wer  die  Ge- 
setze abfassen  sollte.  Die  Plebejer  verlangten,  seitdem  es  sich 
um  allgemeine  Gesetze  handelte,  die  Hälfte  des  zu  ernennenden 
Ausschusses  sollte  aus  Plebejern,  die  andere  Hälfte  ans  Patri- 
ciern bestehen:  die  Patricier  dagegen  bestanden  darauf,  der 
ganze  Ausschuss  sollte  aus  Patriciern  bestehen  und  setzten  am 

a)  Vergl.  oben  S.  308. 
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Ende  ihren  Willen  wenigstens  vor  der  Hand  durch.  Das  Gesetz 
kam  im  Jahre  451  v.  Chr.  zur  Ausführung.  Die  Vorbereitun- 
gen dazu  waren  schon  gegen  Ausgang  des  vorigen  Jahres  be- 
endet worden.  Nach  der  Wahlversammlung  der  Cousuln  für 
das  Jahr  451  waren  die  Forderungen  der  Tribunen  im  Senate 
zur  Erwägung  gekommen  und  mit  der  Aeuderung,  dass  nur 
Patrizier  zum  Amt  der  Gesetzgebung  erwählt  werden  sollten, 
angenommen  worden:  zugleich  ,war  im  Senate  die  Gewalt  der 
künftigen  Zehnmänner  festgestellt.  Dieser  Senatsbeschluss  wurde 
dann  von  den  Volkstribuneu  in  Tributcomitieu  bestätigt  *)  Wir 
wissen  aus  den  Capitolinischen  Fasten,  dass  das  Jahr  451  v. 
Chr.  mit  den  Consuln  begann,  welche,  wie  sie  erwählt  worden 
waren,  ihr  Amt  am  15.  Mai  antrateu:  wahrscheinlich  waren 
auch  plebejische  Beamten , Volkstribunen  und  Aedileu , erwählt 
worden,  welche  ihr  Amt  bis  zum  Antritt  der  Zehnmänner  führ- 
en. Die  Tributcomitien,  welche  das  endliche  Gesetz  annahmen, 
liatten  auch  über  die  Art  und  Weise,  wie  die  Zehnmänner  ihr 
oenes  Amt  beginnen  sollten , zu  entscheiden.  Sie  hatten  Macht 
über  die  plebejischen  Beamten,  bestimmten  daher  wahrschein- 
lich, dass  deren  Amtsgewalt  mit  dem  Augenblicke,  wo  die 
klmmänner  erwählt  wären,  auf  hören  sollte,  lieber  die  Con- 
suln hatten  sie  keine  Gewalt;  aber  diese  erschienen  in  eben 
derselben  Volksversammlung  und  schworen,  unmittelbar  nach 
der  Wahl  der  Zehnmänner  ihr  Amt  niederlegen  zu  wollen ; sie 
fegten  es  gewissennassen  schon  im  Voraus  für  den  bestimmten 
Zeitpunkt  nieder. b)  So  erschien  der  15.  Mai:  die  Consuln  Ap. 
Claudius  und  T.  Genucius  traten  ihr  Amt  au  und  hielten  bald 
nachher  Centuriatcomitien , welche  die  Zehnmänner  erwählten. 
Diese  traten  unmittelbar  nach  der  Wahl  ihr  Amt  auf  ein  Jahr, 
d.  b.  bis  zum  15.  Mai  des  nächsten  Jahres,  an:  alle  übrigen 
Beamten , sowohl  patricische  als  plebejische  hörten  damit  auf.143) 

Die  Gewalt  der  Zehnmänner  war  die  alte  königliche,  ohne 


a)  Dionys.  X,  55;  Liv.  III,  32. 

b)  Dies  ist  die  ohne  Zweifel  richtige  und  sehr  genaue  Nachricht  hei 

bwnya.  X,  5tj,  wo  es  von  den  erwählten  Consuln  (ä-oSeiyöivTEs  üitaTt«) 
beis»t:  xäx* ivoi  i;tu|x<53xvTE;  öitaTita«. 
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eine  andere  Einschränkung  als  diejenige,  welche  in  der  Wahl 
auf  ein  Jahr  und  in  der  Zald  von  zehn  mit  gleicher  Macht  aus- 
gestatteteu  Beamten  lag.  Denn  der  bei  der  Theilung  der  ober- 
sten Gewalt  sofort  angenommene  und  demnächst  fortwährend 
beibehaltene  Grundsatz,  dass  das  Dazwischentreten  eines  Colle- 
gen  den  Collegen  hindere,  galt  auch  bei  den  Zehnmännern  uud 
dib  Beschränkung  auf  die  Amtsdauer  eines  Jahres  war  wenig- 
stens bei  den  ersten  Decemvirn  unzweifelhaft;  dass  bei  den 
zweiten  besondere  Umstände  walteten,  werden  wir  später  be- 
merken. Aber  das  Valerische  Provocatiousgesetz  galt  bei  den 
Zehnmännern  nicht:  es  war  aufgehoben  und  ihnen  die  volle, 
selbständige  Gewalt,  alle  Bürger  mit  den  höchsten  Strafen  zu 
züehtigen,  übertragen  worden:  wir  werden  später  davon  ein 
Beispiel  anführen.  Ferner  gab  es  nicht  Volkstribunen:  ja  die 
Zehnmänner  Hessen  sich  ausdrücklich  selbst,  die  tribuuieische 
Gewalt  ertheilen.  Wir  können  dies  nachweisen  von  denen  des 
zweiten  Jahres.  Es  wird  erwähnt,  dass  sie  die  Befugniss  hatten. 
Tributcomitien,  d.  h.  also  Versammlungen  der  Plebs  alleiu,  zu 
berufen,  zu  leiten  und  durch  sie  Senatsbeschlüsse  bestätigen  zu 
lassen.*)  Ferner  wird  die  tribuuieische  Heiligkeit  als  ihnen  bei- 
gelegt angeführt : sie  wollen  sie  und  die  aus  ihr  hervorgehenden 
augenblicklichen  und  schrecklichen  Todesstrafen  geltend  machen 
nicht  uur  gegen  Plebejer b),  sondern  auch  gegen  Patricier. c ) Uud 
zwar  haben  sie  nicht  bloss  diejenigen  unter  ihnen,  welche  selbst 
Plebejer  sind,  sondern  auch  die  Patricier:  Appius  Claudius  will 
sie  in  Anwendung  bringen.  Es  ist  dies  bemerkenswert h und 
in  seinem  Einflüsse  auf  die  spätere  Römische  Geschichte  noch 
nicht  erkannt  Man  darf  nicht  zweifeln,  dass  es  das  Vorbild 
gewesen  ist,  nach  dem  die  Kaiser  die  tribunicische  Gewalt  be- 
kleideten : auch  sie  waren  Patricier  und  verbanden  die  Machtvoll- 
kommenheit der  Tribunen  mit  der  ihnen  übertragenen  Gewalt 
der  andern  Beamten.  Indessen  wir  sprechen  hier,  wie  bemerkt 
nur  von  den  Zehnmännern  des  zweiten  Jahres:  bei  denen  des 

a)  Dionys.  XI,  17. 

b)  Dionys.  XI,  39. 

c)  Dionys.  XI.  7. 
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ersten  Jahres  lässt  sieh  die  tribunicische  Gewalt  nicht  nachwei- 
sea,  wiewohl  das  nur  daran  liegen  kann  und  daran  zu 
liegen  scheint,  dass  uns  von  ihnen  überhaupt  weniger  überlie- 
fert ist 

Man  hat  vielfach  in  neuerer  Zeit,  die  Ansicht  aufgestellt,  es 
sei  bei  der  Einsetzung  der  Zehnmäuner  die  Absicht  gewesen, 
die  bisherige  Verfassung  abzuschaffen  und  an  Stelle  der  Con- 
suln  und  Tribunen,  welche  abgesondert  von  den  Ständen  er- 
nannt wurden,  eine  aus  Patriciern  und  Plebejern  zusammenge- 
setzte Regierungsgewalt  zu  schaffen.  Mau  hat  diese  Ansicht 
lebhaft  vertbeidigt,  aber  auch  angegriffen  und  geltend  gemacht, 
<*  sei  bei  der  Deeemviralherrschaft  von  Anfang  an  nur  eine 
»orübergehende  Regierungsform  und  die  Erreichung  eines  be- 
stimmten Zweckes,  die  Gesetzgebung,  beabsichtigt  gewesen:  als 
dieser  erreicht  war,  sei  gleichsam  von  selbst  die  frühere  Ver- 
fassung ins  Leben  getreten  und  nur  noch  zum  Uelmrfluss  durch 
erneute  Gesetze  bestätigt  worden.  Es  ist  nöthig,  über  diesen 
Punkt  eine,  wenn  auch  kurze,  Untersuchung  anzustellen ; denn 
dme  ein  bestimmtes  Ergebniss  darüber  ist  auch  keine  Einsicht 
a das  Wesen  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  möglich.144) 
Meint  man,  die  Decemviralregierung  sei  mit  der  Absicht  einge- 
setzt worden,  um  als  solche  dauernd  zu  bestehen,  so  ist  das 
eine  Vermuthung  und  sie  wird  durch  nichts  bestätigt.  Man 
müsste  dann  glauben,  die  Plebejer,  welche  bisher  mit  solcher 
Hartnäckigkeit  für  die  Erhaltung  und  Erweiterung  ihrer  Rechte 
»kämpft  hatten,  seien  plötzlich  durch  ein  uns  unbekanntes  Er- 
dgniss  eingeschüchtert  worden,  hätten  freiwillig  das  mühsam 
errungene  Tribunat  aufgegeben,  sich  einer  ganz  patricischen  Re- 
gierung unterworfen,  die  Hoffnung  auf  Theiluahrae  an  der  ober- 
sten Gewalt  verloren:  aus  Gnade  sei  ihnen  im  zweiten  Jahre 
der  Zehnmänner  ein  Theil  der  Regierung  eingeräumt  und  durch 
Zufall  der  Sturz  der  patricischen  Gewalthaber  herbeigeführt  wor- 
den. Kurz,  mag  man  auch  noch  eine  Reihe  anderer  Vcrmuthun- 
s$en  zu  Hülfe  nehmen,  es  werden  immer  Thatsachen  übrig  blei- 
ben, welche  unerklärlich  und  unbegreiflich  erscheinen.  Meint 
mau  dagegen,  mit  der  Einsetzung  der  Zehnmänner  habe  mau 
die  alte  Verfassung  abgeschafft  und  nicht  beabsichtigt,  dieselbe 
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Abschaffung  der  früheren  Verfassung. 


nach  einem  bestimmten  Zeiträume,  etwa  nach  Vollendung  der 
Gesetzgebung,  wieder  einzuführen,  so  ist  dies  nicht  eine  blosse 
Vermuthung,  sondern  die  übereinstimmende  Ueberlieferung  aller 
Schriftsteller,  welche  durch  gewichtige  innere  Gründe  bestätigt 
wird  und  wesentlich  zur  Erkenntniss  des  Verlaufes  der  Decem- 
viralgesetzgebung  beiträgt. 

Alle  Zeugnisse  betrachten  mit  der  Einsetzung  der  Zehn- 
männer die  frühere  Verfassung  als  abgeschufft  und  für  immer 
beseitigt.  Am  deutlichsten  tritt  dies  bei  Livius  hervor  in  den 
Worten,  mit  denen  er  die  Geschichte  der  Decemviralherrschaft 
entführt*):  „Im  Jahre  302  nach  Roms  Gründung  wird  zum  zwei- 
ten Male  die  Staatsform  verändert,  indem  man  die  Herrschaft, 
wie  sie  früher  von  den  Königen  auf  die  Consuln  gekommen 
war,  von  den  Consuln  auf  die  Zehnmänner  übertrug.  Die  Ver- 
änderung war,  weil  sie  nicht  dauerte,  weniger  bemerkenswerth." 
So  kann  nur  derjenige  sprechen,  der  eine  wirkliche  Veränderung 
der  Staatsverfassung  schildern  will:  keine  Andeutung  von  dem 
vorübergehenden  Cbaracter  der  Einrichtung  wird  gegeben:  der 
Vergleich  mit  der  Vertreibung  der  Könige  beweist  genügend  die 
Anschauung  von  Livius.  Aehnlich  drückt  sich  Cicero  aus,  der 
wenigstens  die  nicht  von  Anfang  an  beabsichtigte  Dauer  der 
Zehnmänner  nicht  ahnen  lässt b);  kürzer,  aber  doch  bestimmter 
von  einer  Staatsänderung  sprechen  Tacitus  und  der  Kaiser  Clau- 
dius0), welcher  die  Zehnmänner  mit  den  anderen  Verfassungs- 
Veränderungen  vergleicht.  Auch  Dionysius  betrachtet  allein  die 
Ungerechtigkeit  der  zweiten  Decemvim  als  Ursache  von  dem 
Sturze  der  neuen  Behörde  und  die  Wiedereinführung  der  alten 
Verfassung  als  Ergebniss  von  besonderen,  zu  diesem  Zwecke 
gegebenen  Gesetzen.  Somit  kann  kein  Zweifel  sein,  dass,  als 


a)  Liv.  111,  33  Anno  trecentesimo  altera  qnam  condita  Roma  erat, 
iterum  mutatur  forma  civitatis  ab  consulibus  ad  Xviros,  quemudmoduro 
ab  regibus  ante  ad  consules  venerat,  translato  imperio.  Minus  insignis  quia 
non  diuturna  mutatio  fuit. 

b)  Cic.  de  rep.  II,  36  iuita  ratio  est,  ut  et  consules  et  tribuni  plebis 
magistratu  se  abdiearent  atque  ut  Xviri  inaxima  potestate  sine  provoea- 
tione  crearentur,  qui  et  simnnuin  imperium  liaberent  et  leges  scribereut 

c)  Tac.  Anu.  1,  1;  irnp.  Claudii  orat.  Lugdun.  1 sub  fin. 
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matt  sieh  über  die  Wahl  von  Zehnmännern  einigte,  die  Absicht 
wirklich  war,  die  alte  Verfassung  dauernd  abzuschaffen.  Iudessen 
daraus  folgt  nicht,  dass  man  in  Zukunft  immer  Zehnmänner  zu 
haben  beschloss.  Diese  hatten  vielmehr  einen  ganz  besondem 
Auftrag:  man  lobte  die  des  ersten  Jahres,  dass  sie  denselben 
schnell  erfüllten,  man  tadelte  die  später  erwählten,  dass  sie  mit 
der  Aufstellung  der  noch  übrigen  Gesetze  zögerten,  und  verlangte 
ihre  Abdankung.  So  sehr  dachte  man  sich  das  Deeemvirat  mit 
der  Gesetzgebung  verbunden  und  wenn  dieser  Zweck  erfüllt  wäre, 
wollte  man  eine  andere  Regierung. 

Wir  haben  von  den  Kämpfen  um  den  Terentilischen  Ge- 
setzesvorschlag gesprochen“).  Die  Plebejer  verlangten  zuerst 
Gesetze  für  sich  selbst:  diesen  Vorschlag  verwarfen  die  Patricier, 
weil  er  das  Bestehen  des  Gesammtstaates  gefährdete:  dann 
forderten  die  Plebejer  gemeinsame  Gesetze  und  als  Gesetzgeber 
einen  Ausschuss  aus  beiden  Ständen.  Den  ersten  Theil  des 
Vorschlages  bewilligten  die  Patricier,  den  zweiten  nicht  und 
plötzlich  gaben  die  Plebejer  nach,  obwohl  sie  während  der  gan- 
zen Zeit,  wo  die  Vorbereitungen  zur  Gesetzgebung  getroffen  wur- 
den, auf  ihrem  Verlangen  beharrt  hatten.  Als  es  zur  Wahl  der 
Decemvirn  kam,  wurden  nur  Patricier  ernannt.  Dies  deutet  auf 
einen  besondem  Umstand,  der  die  Plebejer  zur  Nachgiebigkeit 
bewogen  habe:  die,  Ueberlieferung  hat  ihn  verschwiegen.  Ferner, 
als  die  Zehnmänner  des  ersten  Jahres  die  zehn  Gesetzestafeln 
vollendet  und  die  Bestätigung  des  Volkes  für  dieselben  erlangt 
batten,  beriefen  sie  den  Senat  zur  Berathung,  welche  Beamten 
für  das  folgende  Jahr  zu  erwählen  seien.  Man  stritt  lange,  kam 
aber  am  Ende  zu  dem  Beschlüsse,  von  Neuem  Zehnmänner  und 
zwar  mit  derselben  Machtvollkommenheit,  wie  im  ersten  Jahre, 
zu  erwählen.  Dieser  Beschluss  wurde  dann  von  dem  Volke, 
wahrscheinlich  wie  der  frühere  über  die  Wahl  der  ersten  De- 
cetnvirn,  in  Tributcomitien  angenommen.  So  erzählt  Dionysius, 
genau  diu  einzelnen  Umstände  angebend b),  während  Livius  nur 


a)  Man  sehe  oben  S.  308. 

b)  Dionys.  X,  57  im tifj  ßpaybc  aotoit  (den  Zehnmännern)  -?jv  6 Xiiitögevo; 

ipyfjs  yp'ivoc,  oovaya^vie;  -o'j;  ßooXtoTä;  zpoööcoav  ürcip  äpyaiptofuiv, 
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die  Thatsache  der  erfolgten  Wahl  berichtet.  Diese  Erzählung 
bestätigt  erstens,  was  wir  kurz  zuvor  als  die  allgemeine  Ueber- 
lieferung  angegeben  haben,  dass  vor  der  Wahl  der  ersten  Zehn- 
uiäuuer  zwar  die  Abschattung  der  alten  Verfassung,  aber  keines- 
wegs die  dauernde  Einsetzung  des  Decemvirates  beschlossen 
worden  war.  Mit  dem  Ablauf  des  Jahres  erlosch  das  Decemvi- 
rat  von  selbst,  es  hing  von  einem  erneuten  Beschluss  der  Stände 
ab,  wer  fernerhin  die  Regierung  führen  sollte  und  Viele  im  Se- 
nate stimmten  für  eine  andere  Behörde:  nur  weil  man  mit  dem 
ersten  Decemvirate  zufriedeu  war,  beschloss  man  dasselbe  für 
einen  bestimmten  Zweck  von  Neuem  einzusetzeu.  Aber  es  bedurfte 
dazu  einer  neuen  Einigung  der  Stände,  welche  in  den  Beschlüssen 
des  Senates  und  der  Tributcomitien  dargestellt  wird.  Zweiteus 
erkennt  mau,  dass  in  den  Beschlüssen  des  Senates  und  Volkes 
nicht  nur  die  Zahl  der  zu  ernennenden  Beamten  angegeben, 
sondern  auch  ihre  Macht  auf  das  genaueste  bestimmt,  sowie  an- 
geordnet werden  musste,  ob  sie  aus  den  Patriciem  allein,  oder 
aus  den  Plebejern  zu  erwählen  seien.  Bei  den  ersten  Decem- 
vim  waren  über  den  letzten  Punkt,  wie  wir  gesehen,  die  heftig- 
sten Kämpfe  unter  den  Patrieiern  und  Plebejern  gewesen:  die 
letzteren  hatten  nachgegebeu.  Jetzt  wurden  die  zweiten  Decemvirn 
theilweise  aus  den  Plebejern  erwählt  und  wir  hören  von  keinen 
Kämpfen,  welche  deshalb  stattgefunden  hätten:  als  ob  sich  das 
von  selbst  verstände,  wurden  Plebejer  zur  höchsten  Regierung 
des  Staates  zugelassen. ,45)  Und  doch  ist  kein  Zweifel,  dass  die 
Patricier  bei  einem  darüber  begonnenen  Streite  den  Sieg  davon 
getragen  haben  würden,  da  sie  die  unumschränkte  Macht  in 
Händen  hatten.  Mau  darf  daraus  schliessen,  dass  über  diesen 
Punkt  kein  Streit  weiter  möglich,  sondern  derselbe  vorher  schon 
durch  eine  Einigung  unter  den  Ständen  festgestellt  war. 

Der  Hauptgrund,  welcher  die  Patricier  zum  Abweisen  des 


ota  ypi)  ytvioöat,  axoztiv.  [loXXröv  8t  Xtyfftvrujv.  {vtX7j3tv  Tj  yvoifii)  'ä>'> 
Ttapaivo'jvTtov  ScxaSapylav  auihj  dro8tt;at  x tüv  xotviüv  xuptav.  — Nachher 
dyajTTjxä»;  8£  xoü  S^piou  xd  Sdjavxa  x^  ßouX£  SiSapivou  xat  jttxd  TtÄetaxr,; 
-poit'jpita;  ir.‘. yr('p(aavxo;,  aüxoi  ptv  ol  8 txa  dvSpt;  itpotir&v  xdv  täv  dfy*>- 
ptoiujv  xatpdv. 
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Terentilischen  Gesetzvorschlages  bewog,  lag,  wie  wir  gesehen, 
in  der  Furcht  vor  dem  Zerfallen  des  Staates.  Es  war  die  fort- 
während sich  erweiternde  Trennung  zwischen  der  alten  patrici- 
schen  Obrigkeit,  den  Consuln,  und  den  plebejischen  Beamten, 
welche  Gefahr  drohte:  daraus  war  die  Gesetzeslosigkeit  überhaupt 
hervorgegangen.  Es  bedurfte  also  vor  Allem  einer  neuen  Be- 
gründung des  Staatsrechtes  und  es  wäre  wunderbar  gewesen, 
wenn  die  Römer  die  Ursache  des  Uebels  übersehen  hätten,  als  sie 
dasselbe  zu  heilen  beschlossen  hatten.  Selbst  wenn  sie  dies 
nicht  von  selbst  erkannten,  mussten  sie  darauf  durch  die  Be- 
trachtung der  Griechischen  Staaten,  deren  Einrichtungen  sie  stu- 
dirt  haben  solleu,  geführt  werden.  Im  gesummten  Alterthume 
Meuten  Gesetze  vorzugsweise  Verfassungsgesetze:  das  verstan- 
den darunter  Lycurg  und  Solon  und  die  andern  Griechischen 
Gesetzgeber,  das  die  Römer  selbst:  noch  Cicero  behandelte  in 
seiner  Schrift  von  den  Gesetzen  zuerst  und  vorzugsweise  die 
Gesetze  über  die  Verfassung.  Ohne  Zweifel  also  sollte  die  Ge- 
setzgebung der  Zehnmänner  alle  Theile  des  Staats-  wie  des  Pri- 
vatrechtes umfassen  und  die  Schriftsteller  erkennen  dies  wieder- 
holt an.*)  Selbst  die  für  die  Ausführung  der  Gesetzgebung  er- 
griffieuen  Massregeln  beweisen , dass  man  hauptsächlich  das 
Staatsrecht  im  Auge  hatte.  Hätte  es  sich  nur  um  das  Privat- 
recht gehandelt,  so  bedurfte  es  vielleicht  auch  ausserordentlicher 
Beamten,  um  dasselbe  in  seiner  ganzen  Ausdehnung  zu  umfassen, 
aber  keinesweges  einer  ausserordentlichen  Gewalt  für  dieselben, 
zumal  da  die  Annahme  durch  das  Volk  jedenfalls  nothwendig 
war;  dagegen  die  Verfassung  konnte  nur  von  einer  Behörde  ge- 
ändert werden,  welche  aller  Verantwortung  überhoben  war  und 
über  den  gewöhnlichen  Beamten  stand.  Indessen  der  Inhalt  der 
zwölf  Tafeln  entspricht  den  Anforderungen,  welche  man  nach 
diesen  Voraussetzungen  an  dieselben  machen  muss,  keinesweges.* 
Wir  kennen  denselben  zwar  nur  unvollkommen,  haben  aber  doch 


a)  Dionys.  X,  3 lässt  den  Tribunen  Terentilius  bei  seinem  ersten  Ge- 
setzesentwurfe  diesen  Gedanken  haben:  -ro&rouc  84  (d.  h.  die  zur  Gesetzge- 
bung Berufenen)  ouYTP°‘'l',‘VTa{  vout  ü~4p  ctaavriov  v8(xoJt,  tüiv  xt  xoiviüv 
Mi  *a>v  iituiv,  tiv  jTjpiov  4£«v cyxtlv.  Liv.  III,  34  nennt  bekanntlich  die 
Tafeln  fons  omnis  publici  privatique  iuris. 
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Bruchstücke  genug,  um  ein  ungefähres  Urtheil  bilden  zu  kön- 
nen. Wir  dürfen  aus  ihnen  den  Schluss  ziehen,  dass  das 
Staatsrecht  in  den  zwölf  Tafeln  nicht  behandelt  war:  unter  den 
etwa  hundert  Anführungen  aus  denselben,  welche  uns  bald  wört- 
lich bald  dem  Sinne  nach  erhalten  sind , befindet  sich  kein  einzi- 
ges, das  auf  die  Verfassung  Bezug  hätte,  und  alleiu  unglück- 
licher Zufall  kann  dies  nicht  sein,  lieber  die  Aernter,  das 
Recht  sie  zu  bekleiden,  die  Zahl  der  Beamten,  die  Abgrenzung 
der  Gewalten  mussten,  wenn  die  Verfassung  behandelt  wurde, 
genaue  Vorschriften  gegeben  werden  und  doch  besitzen  wir  kein 
Bruchstück , was  sich  auf  diese  Punkte  bezöge.  Ganz  anders 
macht  es  Cicero  in  der  schon  erwähnten  Schrift  von  den  Geset- 
zen: er  giebt  in  kurzen  Umrissen  eine  vollständige  Darstellung 
der  Verfassung.  Nur  ein  Bruchstück  aus  den  zwölf  Tafeln  ist 
uns  erhalten,  das  eine  staatsrechtliche  Bedeutung  hat,  das  Ver- 
bot der  Ehe  zwischen  Patriciern  und  Plebejern:  es  befand  sich 
in  einer  der  beiden  letzten  Tafeln.  *)  In  ihnen  können  noch  an- 
dere ähnliche  Bestimmungen  gestanden  haben,  in  den  zehn  ersten 
Tafeln,  soviel  uns  auch  von  ihnen  erhalten  ist,  nicht. 

Um  diese  verschiedenen  von  den  Schriftstellern  überlieferten 
Thatsachen  und  in  der  Natur  der  Verhältnisse  begründeten  Um- 
stände in  einen  innern  Zusammenhang  zu  bringeu  und  den  gan- 
zen Verlauf  des  Decemvirates  zu  verstehen,  bedarf  es  der  Ver- 
muthung,  welche  die  lückenhafte  Ueberlieferung  ergänzt.  Als 
man  im  Jahre  452  v.  Chr.  das  Gesetz  über  die  Abfassung  eines 
schriftlichen  Gesetzbuches  annahm,  bestimmte  man  darin  genau 
den  Auftrag,  der  den  neu  zu  erwählenden  Beamten  ertheilt 
wurde:  es  war  ein  ausführlicher,  zwischen  den  beiden  Ständen 
geschlossener  Vertrag.  Man  beschloss  das  gesammte  öffentliche, 
wie  Privatrecht  schriftlich  abzufassen  uud  nach  Erfordern  zu  ver- 
ändern. Aus  diesem  Grunde  mussten  die  Zehnmänner  eiue  un- 
umschränkte, durch  kein  Gesetz  gebundene,  Gewalt  haben:  aus 
demselben  die  ganze  frühere  Verfassung  und  alle  bisherigen 
Gesetze  abgeschabt  werden.  Aber  über  die  künftige  Verfassung 
wurde  nichts  beschlossen  und  konnte  nichts  beschlossen  werdeu : 


a)  Cie.  de  rep.  II,  37. 
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denn  sie  hing  eben  von  den  Erwägungen  der  neuen,  zu  diesem 
Zwecke  erwählten  Beamten  ab.  Man  konnte  vielleicht  die  Ab- 
sicht haben,  die  tribunieische  Gewalt,  als  Vertreterin  des  ple- 
bejischen Standes,  künftig  in  die  Regierung  selbst  aufzunehmen, 
auch  vielleicht,  die  Beamten  nicht  mehr,  wie  bisher,  jährlich, 
sondern  in  längeren  Zeiträumen  wechseln  zu  lassen;  allein 
schwerlich  machte  man  darüber  eiue  genauere  Bestimmung. 
Man  sagte  nur , es  sollte  ein  den  beiden  Ständen  gemeinsames 
Recht  geschaffen  werden.  Bei  der  Aufstellung  desselben  muss- 
ten Vertreter  der  Plebejer  hinzugezogen  werden:  sie  hatten  all- 
mälig  einen  wesentlichen  Antheil  an  den  Staatsgeschäften  errun- 
gen , den  sie  aufzugeben  keine  Ursache  hatten ; selbst  die  Pa- 
tricier  mussten  die  Gerechtigkeit  dieser  Forderung  anerkennen. 
Der  Antheil  der  beiden  Stände  an  der  Gesetzgebung  musste 
nach  dem  Antheile,  den  sie  nach  der  bisherigen  Verfassung  am 
Staate  hatten,  bemessen  werden.  Indessen  an  der  eigentlichen 
Gerechtigkeitspflege  hatten  die  Plebejer  noch  keinen  Theil:  sie 
beruhte  auf  priesterlichen  Satzungen  und  war  eine  durchaus  pa- 
tricische  Wissenschaft:  bei  ihr  konnten  die  Patricier  mit  Recht 
jede  Theilnahme  der  Plebejer  verweigern.  Deshalb  wurde  in 
dem  Gesetze  der  Auftrag  des  Gesetzgebungsausschusses  getrennt : 
zuerst  sollte  das  Privat-  und  Criminalrecht  verfasst  und  dazu 
zehn  Patricier  ernannt,  nachher  sollte  die  Verfassung  von  einem 
aus  den  beiden  Ständen  gemischten  Ausschüsse  festgestellt  und 
in  schriftlichen  Gesetzen  niedergelegt  werden.  Mit  dieser  Tren- 
nung und  der  daraus  hervorgehenden  Zusammensetzung  der  ober- 
sten Regierungsgewalt  erklärten  sich  die  Plebejer  einverstanden 
und  so  wurde  das  Gesetz  im  Jahre  452  v.  Chr.  angenommen. 

Der  Erfolg  war  bei  den  beiden  Theilen  der  • Gesetzgebung 
ein  verscliiedener:  der  erste  Theil  wurde  zur  Zufriedenheit  der 
beiden  Stände  erreicht  und  bildete  in  der  ganzen  Römischen 
Geschichte  die  Grundlage  des  Rechtes,  der  zweite  scheiterte. 
Im  ersten  Jahre  waren  die  Zehnmänner  alle  Patricier“)  und  mit 
Ausnahme  von  Sp.  Veturius  Crassus  alle  Consulare. b)  Die  Ple- 

a)  Liv.  IV,  3. 

b)  Dionys.  X,  56.  Man  vergleiche  Bart.  Borghesi  Nuovi  frauimenti  dei 
fasti  Capitolini  I,  106. 
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bejer  hatten  in  die  Ausschliessung  ihres  Standes  von  der  höch- 
sten Regierungsgewalt  gewilligt  und  sich  nur  eine  Bedingung, 
wahrscheinlich  eidlich,  zusichern  lassen,  dass  nämlich  das  Va- 
lerische  Gesetz  über  den  Aventin  und  andere  geheiligte  Gesetze 
nicht  sollten  abgeschafft  werden.*)  Welche  geheiligte  Gesetze 
liier  gemeint  werden,  ist  nicht  recht  klar:  an  die  über  die  ple- 
bejischen Beamten  und  die  damit  zusammenhängenden  Plebi- 
scite  kann  nicht  gedacht  werden.  Denn  Tribunen  gab  es  that- 
sächlich  in  den  beiden  nächsten  Jahren  nicht:  sie  wurden  erst 
beim  Sturz  der  Decemvim  mit  der  ganzen  alten  Verfassung  wie- 
der eingeführt.  Es  ist  wahrscheinlich  an  Gesetze  über  die 
Schuldverhältnisse  und  andere,  welche  den  Plebejern  Privatvor- 
theile zusicherten,  zu  denken.  Die  patricischen  Zehnmänner 
suchten  durch  Gerechtigkeit  die  Neigung  des  Volkes  zu  gewin- 
nen, die  der  Patricier  erwarben  sie  leicht  , da  sie  das  stets 
neue  Ansprüche  erhebende  und  fortwährende  Unruhen  verur- 
sachende Tribunat  beseitigten.  Früher  hatten  die  Tribunen  Jedem 
bereitwillig  Hülfe  gewährt,  jetzt  thaten  es  die  Zehnmänner,  in- 
dem sie  Berufung  von  ihren  Collegen  annahmen. b)  Selbst  die 
Provocation  an  das  Volk,  von  der  sie  gesetzlich  entbunden  wa- 
ren, Hessen  sie  zu,  ähnlich  wie  es  die  Könige  gethan  hatten. 
Es  wird  uns  davon  ein  Fall  berichtet.  Ein  vornehmer  Patricier 
P.  Sestius  wurde  bei  dem  Decemvir  C.  Julius  des  Mordes  ange- 
klagt ; der  Decemvir  begab  sich  zur  Untersuchung  persönlich  an 
Ort  und  Stelle  und  in  seiner  Gegenwart  wurde  der  Leichnam 
des  Ermordeten  im  Hause  des  Mörders  aufgefunden.  Dieser 
konnte  aus  zwei  Gründen  unmittelbar  hingerichtet  werden,  erstens 
weil  er  auf  der  That  ertappt  und  sicherlich  auch  des  Verbrechens 
geständig  war,0)  zweitens  weil,  selbst  wenn  die  Schuld  erst 
durch  einen  Urtheilsspruch  hätte  festgestellt  werden  müssen, 
die  Zehnmänner  unbeschränkte  Gewalt  über  Leben  und  Tod 


a)  Liv.  111,  32  Postremo  concessum  patribus,  modo  ne  lex  Valeria  d< 
Aventino  aliaeque  sacratae  lege»  abrogarentur. 

b)  Liv.  III,  34  Iam  plebs  — ne  tribunicium  quidem  auxiiium  cedeu 
tibus  invicem  appellatione  Xviris  quaerebat. 

c)  Denn  Liviu»  III,  33  sagt  in  re  iuxta  inanifesta  atque  atroci. 
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batten.  Aber  C.  Julius  erklärte,  er  werde  das  Valerische  Pro- 
voeationsgesetz  nicht  vernachlässigen ,4fi) : er  liess  den  Angeklag- 
ten Bürgen  für  sein  Erscheinen  beim  Termine  stellen8)  und  hielt 
das  Volksgericht  Von  dem  Ausgange  des  Processen  wissen  wir 
nichts:  wahrscheinlich  wurde  der  Angeklagte  verurtheilt,  ging 
aber,  weil  er  auf  freiem  Fusse  geblieben,  in  die  Verbannung. 

Ihren  Auftrag,  das  Privat-  und  Criminalrecht  für  Patrieier 
und  Plebejer  gemeinschaftlich  zusammenzustellen , erfüllten  die 
Decemvim  des  ersten  Jahres : es  ist  bekannt , dass  sie  am  Ende 
desselben  zehn  Gesetzestafeln  vollendet  hatten,  welche  in  Cen- 
turiatcomitien  angenommen b),  öffentlich  aufgestellt  und  fortan 
als  Gesetzbuch  anerkannt  wurden.  Aber  damit  war  nur  ein 
Theil  der  beabsichtigten  Aufgabe  erfüllt  und  zwar  der  leichtere : 
ungleich  schwieriger  war  der  zweite  Theil,  die  Umbildung  und 
Feststellung  der  Verfassung.  Zwar  an  Umfang  war  derselbe  ge- 
ringer: zwei  Tafeln,  erklärten  die  Decemvirn,  fehlten  noch. c) 
Bei  ihrer  Abfassung  sollten  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen 
des  Gesetzes,  durch  welches  die  ganze  Gesetzgebung  hervorge- 
rufen worden  war,  die  Plebejer  mitwirken;  es  bedurfte  indessen 
noch  eines  neuen  Gesetzes,  um  die  Einzelheiten  über  die  An- 
zahl der  Beamten  und  die  Art  der  Wahl  festzustellen.  Die  Zu- 
friedenheit mit  der  bisherigen  Verwaltung  machte,  dass  man 
wieder  Zehnmänner  zu  wählen  beschloss.  Es  wurden  unter  ihnen 
drei  Plebejer  ernannt147),  mit  gleichem  Rechte  wie  ihre  patrici- 
schen  Collegen,  wie  denn  auch  diese  an  der  tribunicischen  Ge- 
walt Theil  hatten. d)  Und  doch  ist  es  bemerken« werth,'  dass 
man  trotz  der  gleichen  Gewalt,  welche  man  allen  verlieh,  den- 
noch den  Unterschied  der  Stände  nicht  vernachlässigt  zu  haben 
scheint  Als  diese  Decemvim  sich  zur  Besorgung  der  verschie- 
denen Regierangsangelegenheiten  theilten,  wurde  jeder  der  drei 
Abtheilungen  ein  Plebejer  beigegeben.  Diejenigen , welche  gegen 


a)  Cic.  de  rep.  II,  36  vades  poposcit. 

b)  Liv.  in,  34;  Dionys.  X,  57. 

<0  Liv.  III,  34  Vulgatur  deinde  rumor  duas  deesse  tabulas,  quibus  ad- 
lectis  absolvi  posse  velut  corpus  omnis  Romani  iuris. 

4)  Vergl.  oben  S.  334. 
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die  Sabiner  zu  Felde  zogen,  nahmen  Q.  Poetelius,  diejenigen, 
welche  nach  dem  Berge  Algidus,  K.  Duilius  mit  : in  der  Stadt 
blieb  Ap.  Claudius  mit  seinem  plebejischen  Collegen  Sp.  Oppins. 
Diese  Theilung  konnte  nur  die  Absicht  haben,  dem  Volke  die 
Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dass  die  Zehnmänner,  mit  Besei- 
tigung der  bisherigen  Spaltung  unter  den  Ständen,  einmütbig 
seien.  Denn  es  heisst,  die  Decemvirn  hätten  von  Anfang  an. 
im  Gegensatz  zu  ihren  Vorgängern,  das  einzige  Mittel,  welches 
den  Bürgern  zum  Schutze  ihrer  Freiheit  übrig  blieb,  die  Beru- 
fung von  einem  Decemvir  an  den  andern,  thatsächlich  aufgeho- 
ben. Wie  früher  schon  die  Collegien  der  Tribunen  es  gemacht, 
hatten  sie  sich  eidlich  untereinander  verpflichtet,  sich  gegenseitig 
nicht  zu  hindern,  sondern,  was  einer  beschlossen  hätte,  gemein- 
sam aufrecht  zu  erhalten.*)  So  halfen  also  die  den  einzelnen 
Abtheilungen  zugesellten  Plebejer,  selbst  wenn  sie  besondere 
Gewalt  ziun  Hindern  gehabt  hätten,  nichts. 

Die  Ueberlieferung  schildert  mit  lebhaften  Farben  die  Unge- 
rechtigkeiten imd  Gewaltthaten  des  zweiten  Decemvirates , wie  sie 
keine  Berufung  an  das  Volk  gestatteten b) , wie  sie  alle  zehn 
mit  dem  Zeichen  der  consularischen  Macht,  den  Ruthenbündeln, 
in  denen  zum  Merkmale  der  aufgehobenen  Provocation  die 
Beile  drohten,  auftraten,  wie  sie  die  Richtersprüche  zu  Hause 
abfassten  und  höchstens  auf  dem  Markte  aussprachen , us) 
damit  also  die  Hauptgrundlagen  der  Römischen  Rechtspflege, 
welche  P.  Valerius  geschaffen , vernichteten,  wie  sie  Ungerechtig- 
keiten aller  Art  übten  und  auf  offenbare  Tyrannei  ausgingen. 
Hiervon  leitet  die  Ueberlieferung  den  Sturz  der  Zehnmänner 
her  und  sie  mag  darin  Recht  haben.  Indessen  sie  erwähnt 
nicht,  wie  schwierig  die  Aufgabe  war,  welche  sie  zu  lösen  hat- 
ten. Sie  sollten  einem  Volke,  das  durch  Ursprung  und  lange, 
erbitterte  Parteikämpfe  in  zwei  Theile  zerfallen  war,  eine  ein- 
heitliche Verfassung  geben,  und  um  dies  zu  thun,  hatten  sie  den 
kurzen  Zeitraum  eines  Jahres.  Das  war  eine  unmögliche  Auf- 
gabe, und  wäre  sie  möglich  gewesen,  so  konnte  sie  nur  durch 


a)  Dionys.  X,  59;  Liv.  III,  36. 

b)  Dionys.  X,  60. 


Digitized  by  Google 


Deber  die  Quellen  der  zwölf  Tafeln. 


345 


eine  übermächtige,  allen  Widerstand  und  alles  Parteitreiben  ge- 
waltsam niederdrückende  Despotie  erfüllt  werden.  Diese  ver- 
pachten die  Decemvirn , mussten  aber  dabei  scheitern.  Die  Ent- 
wickelung der  Komischen  Verfassung  und  die  Einigung  der 
Stände  sollte  einen  andern  Weg  nehmen.  Unter  dem  Frohlocken 
der  Mehrheit  des  Volkes,  welche  eine  politische  Einigung  nicht 
auf  Kosten  der  bürgerlichen  Freiheit  wollte,  wurden  die  Zehn- 
männer zur  Abdankung  gezwungen,  ehe  sie  ihr  Werk  vollendet 
hatten.  Man  kehrte  zur  alten  Verfassung  zurück  und  beendete 
die  Gesetzgebung  in  stürmischer  Eile.  Diese  blieb  dann  die 
Urandlage  alles  öffentlichen  und  Privatrechtes. 

Ueber  die  Quellen  der  zwölf  Tafeln  zu  sprechen  verlohnt 
sich  kaum  der  Mühe:  das  Ergebniss  wird  immer  unsicher  blei- 
ben. im  Ganzen  aber  dahin  gehen,  dass  dieselben -einheimischen 
Ursprunges  sind.  Es  ist  bekannt  , dass  durch  einstimmige  Ueber- 
üefenmg  dem  Griechischen  Elemente,  wie  es  sich  damals  nicht 
allein  in  dem  eigentlichen  Griechenland , sondern  auch  in  Italien 
ffl  hoher  Blüthe  erhoben  hatte , ein  grosser  Einfluss  auf  die  Rö- 
mische Gesetzgebung  zugeschrieben  wird.  Um  die  Griechischen 
''Erfassungen  kennen  zu  lernen,  waren  die  kundigsten  Männer 
ds Gesandte  dorthin  geschickt  worden  anderst  nach  ihrer  Rück- 
kehr begann  die  Gesetzgebung:  sie  selbst  waren  Mitglieder  des 
ersten  Zehnmännercollegiums.  Der  Ephesier  Hermodorus  unter- 
stützte die  Decemvirn  bei  dieser  Benutzung  der  Ergebnisse  Grie- 
chischer Cultur  und  wurde  dafür  öffentlich  belohnt.*)  Es  wer- 
den sogar  einzelne  Gesetze  angeführt,  welche  den  Solonischen, 
die  damals  den  höchsten  Ruf  genossen , nachgebildet  sein  sol- 
len. *>)  Es  ist  also  nicht  möglich , einen  Einfluss  der  Griechischen 
Gesetze  auf  die  Abfassung  der  zwölf  Tafeln  zu  läugnen:  die 
Verbindung  der  Staaten  im  Alterthum  überhaupt,  wenn  gleich 
weniger  lebhaft  und  anders  vermittelt  als  heut  zu  Tage,  war 
dennoch  viel  inniger  als  man  es  sicli  gewöhnlich  vorstellt  und 


»)  Pompon,  de  orig.  iur.  § 4;  Plin.  nat.  hist  XXXIV,  21;  Strab.  XIV, 
L 25. 

b)  Dig.  X,  1 (fin.  regund.)  13;  ibid.  XLVII,  21  (de  colleg.  etcorpor.)  4; 
de  leg.  II,  23,  59  ; 25,  64. 
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der  Einfluss,  welchen  die  damals  an  der  Spitze  der  Gesittung 
stehenden  Griechen  auf  die  stammverwandten  Römer  ausübten, 
auch  ohne  besondere  Veranlassung  jederzeit  sehr  bedeutend. 
Ihn  indessen  ausser  jenen  wenigen,  ausdrücklich  überlieferten 
Beispielen  im  Einzelnen  nachzuweisen  ist  nicht  möglich.  Man 
kommt  auf  die  Vermuthung,  die  Römer  hätten  im  Anfänge, 
dem  allgemeinen  Rufe  von  der  Vortrefflichkeit  der  Griechischen, 
besonders  der  Solonischen,  Gesetze  nachgebend  Gesandte  nach 
Griechenland  geschickt,  später  aber,  als  sie  dessen  Staaten  ken- 
nen gelernt,  und  an  das  Werk  der  Gesetzgebung  gingen,  bis  auf 
wenige  und  unbedeutende  Sachen  alles  Fremde  bei  Seite  gelegt 
und  aus  dem  alten  Herkommen  ein  Gesetzbuch  zusammengestellt, 
das,  weil  es  in  Römischem  Grund  und  Boden  wurzelte,  den 
Sturz  der  Gesetzgeber  selbst  überdauerte  und  die  Grundlage 
aller  Gesetze  blieb.  Möglich  auch,  dass  die  Decemvirn  bei  der 
Gestaltung  der  Verfassung  hauptsächlich  Griechische  Muster  nach- 
zuahmen beabsichtigten:  dann  ist  für  uns,  da  dieser  Theil  der 
Gesetze  nicht  ausgeführt  wurde,  die  Erkenntniss  ihrer  Bestre- 
bungen verloren  gegangen. 

Ueber  die  Anordnung  der  Gesetztafeln  ein  Urtheil  zu  fällen 
ist  nicht  möglich:  der  uns  erhaltenen  Bruchstücke,  deren  Ort 
angegeben  wird,  sind  zu  wenige.  Wir  wissen  nur,  dass  das 
ganze  Gesetzbuch  mit  der  Vorladung  vor  Gericht  begann*),  dass 
in  der  zweiten  Tafel  von  der  Verlängerung  der  Frist  die  Rede 
warb),  dass  über  die  väterliche  Gewalt  in  der  vierten  Tafel  ge- 
handelt wurde6),  über  Leichenbegängnisse  in  der  zehnten0), 
über  das  Verbot  der  Ehe  zwischen  Patriciem  und  Plebejern  in 
einer  der  beiden  letzten. e)  Aus  diesen  dürftigen  Ueberlieferun- 
gen  lässt  sich  kein  sicherer  Schluss  ziehen,  zumal  da  die  zwölf 
Tafeln  als  allgemeines.  Privat-  und  Criminalreeht  gleicher  Weise 
umfassendes,  Gesetzbuch  in  republicanischer  Zeit  allein  dastehen 


a)  Cic.  de  leg.  El,  4,  9. 

b)  Festus  p.  273  s,  v.  reus. 

c)  Dionys.  II,  27. 

d)  Cic.  de  leg.  II,  25,  B4. 

e)  Cic.  de  rep.  II,  37. 
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und  erst  der  Kaiser  Augustus  eine  neue  Processordnung  für  die 
beiden  Theile  des  Rechtes,  aber  freilich  nach  wesentlich  andern 
Gesichtspunkten  schuf:  es  lässt  sich  also  auch  nichts  über  die 
Beschaffenheit  der  zwölf  Tafeln  aus  der  Aehnlichkeit  späterer 
gleichartiger  Gesetze  folgern.  Selbst  dies  ist  unsicher,  ob  die 
Gesetzgeber  ein  bestimmtes  System  und  welches  sie  befolgt  haben. 
Nach  einer  Nachricht  bei  Festus*)  welcher  das  zweite  Gesetz 
der  zweiten  Tafel  anführt,  scheint  es,  dass  jede  Tafel  in  eine 
Anzahl  von  Paragraphen  getheilt  war,  welche  nach  ihrer  Reihen- 
folge benannt  wurden. 


Zweites  Capitel. 

Bestimmungen  der  zwölf  Tafeln  Aber  die  Priester  nnd  die  priesterllchen 
Gerichte.  Vergleichung  mit  der  Darstellung  Ciceros  in  den  Büchern  von 
den  Gesetzen.  Bestätigung  der  Familiengerichte  durch  die  zwölf  Tafeln, 
der  väterlichen  Gewalt  über  Söhne,  der  hausherrlichen  über  Ehefrauen. 

Formen  des  Familiengerichtes. 

Das  Staatsrecht,  auf  dem  die  Römische  Verfassung  beruhte, 
wurde  durch  die  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  nicht  geändert. 
Die  Pläne , welche  in  Beziehung  darauf  die  beiden  Stände  ge- 
habt und  später  die  Zehnmänner  verfolgt  hatten,  kamen  nicht 
zur  Ausführung.  Nur  das  eigentliche  Privat-  und  Criminalrecht 
erfuhren  gelegentliche  Abänderimg  und  schriftliche  Zusammen- 
stellung. Unsere  Aufgabe  ist  es,  die  Bestimmungen  über  das 
Criminalrecht  im  Zusammenhänge  mit  der  früheren  Gesetzgebung 
und  der  späteren  Rechtsentwickelung  zu  betrachten.  Die  Stel- 
lung der  Priester  im  Staate  und  mit  ihr  die  geistliche  Gerichts- 
barkeit, wie  wir  sie  genannt  haben, b)  wurde  durch  die  neue 
Gesetzgebung  wahrscheinlich  nicht  berührt.  Die  zehnte  Tafel 
enthielt,  wie  man  vermuthet,  die  Bestimmungen  über  das  ius 
worum : man  entnimmt  sie  aus  den  Gesetzen,  welche  Cicero  in 
seinem  zweiten  Buche  von  den  Gesetzen  über  diesen  Gegenstand 


a)  Festus  p.  273  s.  v.  reus.  Vergl.  oben  S.  33. 

b)  Vergl.  oben  S.  101  flgd. 
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Riebt  uud  aus  seinen  Erläuterungen  dazu*);  nur  eine  Bestim- 
mung wird  ausserdem  von  Pliniusb)  angeführt.  Man  wird  dar- 
aus schliessen  dürfen , dass  Cicero  seinen  Gesetzen  über  .das 
heilige  Recht”  ungefähr  denselben  Character  gegeben  hat,  wel- 
chen er  in  den  zwölf  Tafeln  vorfand,  und  es  ist  dies  nicht  zu 
verwundern , da  dies  das  ihm  zunächst  liegende  Gesetz  über  die- 
sen Punkt  war,  das  alte  Papirische  Gesetz  lag  ihm  ferner.  Man 
braucht  damit  nicht  anzunehmen,  die  zwölf  Tafeln  seien  gleich 
ausführlich  gewesen  wie  Cicero , sie  hätten , wie  er,  in  allgemei- 
nen Grundsätzen  die  Götter,  welche  verehrt  werden  sollten, 
aufgezählt  und  ihre  Verehrung  selbst  beschrieben;  aber  in  den 
polizeilichen,  mit  dem  Gottesdienst  zusammenhängenden,  An- 
ordnungen wird  sich  eine  gewisse  Aehnlichkeit  nicht  läugnen 
lassen,  und  dieselbe  Aehnlichkeit  würde  sich  in  den  übrigen 
Theilen  des  Rechtes  finden,  wenn  die  zwölf  Tafeln  das  Staats- 
recht enthalten  oder  Cicero  das  Privat-  und  Crimiualrecht  be- 
handelt hätte.  Freilich  wird  man  auch  hier  unterscheiden  müs- 
sen. Z.  B.  wenn  Cicero  das  Einsammeln  von  milden  Gaben 
nur  den  Priestern  der  idäischeu  Mutter  und  nur  an  bestimmten 
Tagen  erlaubt  und  wenn  er  nächtliche  religiöse  Feste  für  Frauen 
untersagt,  so  sind  das  Bestimmungen,  auf  welche  er  durch  Vor- 
gänge der  spätem  Römischen  Geschichte  geleitet  worden  ist: 
Cicero  würde  es  erwähnt  haben,  wenn  sie  in  den  zwölf  Tafeln 
standen.  Sie  begriffen  das  Verbot  nächtlicher  Feste  unter  dem 
allgemeinen  Verbote  nächtlicher  Versammlungen  überhaupt. r) 
Aber  Alles  auf  die  Bestattungen  und  Leichenfeierlichkeiten  Be- 
zügliche war  in  den  zwölf  Tafeln  ausführlich  behandelt 

Von  eigentlicher  Gerichtsbarkeit  der  Priester  handelt  nur 
ein  kurzes  Gesetz  bei  Cicero d):  „den  Incest  sollen  die  Priester 
mit  höchster  Todesstrafe  ahnden”.  Es  bezieht  sich  auf  die  t’n- 
keuschheit  Vestalischer  Jungfrauen  und  deren  Verführer.  Wahr- 
scheinlich stand  es  auch  in  den  zwölf  Tafeln,  gebot  aber  nichts 


a)  Cic.  de  leg.  11,  23  und  24. 

b)  Plin.  nat.  hist  XXI,  7. 

c)  Pore.  Latr.  decl.  in  Cat.  19. 

d)  Cic.  de  leg.  11,  9,  22. 


Digitized  by  Google 


Bestimmungen  über  die  geistlichen  Gerichte. 


349 


Neues.  Denn  schon  von  den  ältesten  Zeiten  an  hatten  die  Priester 
und  der  König  in  seiner  Eigenschaft  als  Oberpriester  überVesta- 
lische  Jungfrauen  zu  Gericht  gesessen:  ob  diese  Gerichtsbarkeit 
unabhängig  war  und  nicht  auch  das  Volk  eingreifen  konnte, 
darüber  erfahren  wir  aus  Cicero  nichts.“)  Bei  den  andern  reli- 
giösen Bestimmungen,  welche  aus  den  zwölf  Tafeln  angeführt 
werden,  wird  nicht  hinzugesetzt,  wem  das  Urtheil  über  Ver- 
gehen dagegen  znstand ; aber  eben  aus  diesem  Stillschweigen 
wird  man  folgern  dürfen,  dass  es  die  gewöhnlichen  weltlichen 
Gerichte  waren  und  den  Priestern  nur , wenn  es  erfordert  wurde, 
ein  Gutachten  zustand:  bei  der  einen  von  Plinius  angeführten 
Bestimmung  über  die  Kräuze  ersehen  wir  es  aus  den  Beispielen 
von  Uebertretung,  welche  er  selbst  hinzufügt.  Das  Ergebniss 
dieser  Untersuchung  ist,  dass  die  zwölf  Tafeln  in  der  geistlichen 
Gerichtsbarkeit  nicht  änderten , sondern  nur  das  früher  Gebräuch- 
liche schriftlich  feststellten. 

Eine  den  Römern  eigentümliche  Einrichtung  waren  die 
Fannliengerichte , welche  einen  grossen  Theil  der  Bürger  den 
öffentlichen  Gerichten  und  den  Urteilen  der  Beamten  entzogen: 
cs  fragt,  sich,  welches  Verhältniss  die  zwölf  Tafeln  zu  ihnen 
einualimeu.  Es  kann  hier  nicht  von  den  Gerichten  über  Sda- 
ven  tlie  Rede  sein.  Denn  diese  galten . nacli  der  Strenge  des 
Rechtes  nicht  als  Personen  und  waren  unbedingt  dem  Gutdün- 
ken ihrer  Herren  unterworfen:  sie  konnten  nur  in  ihrem  Ver- 
hältuiss  zu  dritten  Personen  Gegenstand  der  Gesetzgebung  wer- 
den. Ihr  Loos  im  Allgemeinen  zu  mildern  und  die  Herren  durch 
gesetzliche  Vorschriften  in  ihrer  Willkür  zu  binden,  daran  dachte 
man  noch  nicht.  Wenn  wir  also  von  diesen  absehen,  so  bleibt 
die  Gerichtsbarkeit  übrig,  welche  der  Hausvater  über  die  Haus- 
kinder und  die  in  deren  Verhältniss  getretene  Ehefrau  hatte. 

ir  wissen,  dass  beiderlei  Gerichtsbarkeit  in  den  zwölf  Tafeln 
behandelt  worden  ist,  aber  so,  dass  kein  neues  Recht  geschaf- 
fen, sondern  nur  das  alte  Herkommen  gesetzlich  festgestellt 
wurde.  Die  Gerichtsbarkeit  der  Hausväter  beruht  auf  der  väter- 
lichen Gewalt,  welche  bekanntlich  bei  den  Römern  der  Aus- 


a)  Mau  vergleiche  oben  Seite  110  flgd. 
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delmung  und  Zeit  nach  unbeschränkt  war.  Wo  Dionysius*)  die 
Verfassung  von  Romulus  schildert,  erwähnt  er  diese  Sitte,  es 
habe  dem  Vater  freigestanden,  den  Sohn  in  Fesseln  zu  werfen, 
zu  schlagen,  und  auf  das  Land  zu  verbannen,  ja  zu  tödten, 
mochte  derselbe  auch  erwachsen,  im  Staate  angesehen  und  mit 
Ehren  geschmückt  sein.  Er  spricht  dann  noch  weiter  von  dem 
Rechte  des  dreimaligen  Verkaufes.  Dieses  Gesetz,  fährt  Diony- 
sius fort,  sei  es  dass  es  schriftlich  abgefasst  gewesen  sei  oder 
ungeschrieben,  d.  h.  nur  in  der  Sitte,  bestanden  habe,  hätten 
schon  die  ältesten  Könige  beobachtet,  später  nach  Aufhebung  des 
Königthums  die  Zehnmäuner  in  die  vierte  Gesetztafel  aufgeuom- 
men.  Sie  hätten  dieses  Gesetz  nicht  neu  erfunden,  sondern,  da 
es  uraltes  Recht  war,  nicht  aufzuheben  gewagt:  dies  beweist  er 
durch  ein  Gesetz  Numas,  das  im  Fall  der  Verheirathung  des 
Sohnes  das  Verkaufsrecht  des  Vaters  aufhob.  Diese  Auseinan- 
dersetzung von  Dionysius  ist  so  verständig  und  begründet,  dass 
ihr  nichts  hinzugefügt  zu  werden  braucht1*):  sie  beweist,  dass 
die  Zehnmänner  in  der  Gewalt  des  Vaters  über  seine  Kinder 
nichts  geändert,  mithin  auch  die  Familiengerichte,  welche  zur 
Ausübung  dieser  Gewalt  dienten,  so  wie  sie  von  uralter  Sitte 
geheiligt  waren,  in  ihr  Gesetzbuch  aufgenommen  haben.  Wäh- 
rend der  ganzen  Zeit  der  Republik  hatte  der  Vater  das  Recht 
seinen  Sohn  wegen  aller  Vergehen , mochten  dieselben  gegen  ihn 
selbst  oder  gegen  dritte  oder  gegen  den  Staat  begangen  sein, 
vor  sein  Gericht  zu  ziehen  und  selbst  mit  dem  Tode  zu  bestra- 
fen. Aus  allen  Zeiten  hat  uns  die  Geschichte  einzelne  Beispiel« 
davon  aufbew'ahrt  und  man  darf  den  Schriftstellern  glauben, 
dass  sie  viel  öfter  vorgekommen  sind.“)  Der  erste  Consul  Bru- 


a)  Dionys.  II,  26  flgd. 

b)  Auch  in  Collat  leg.  4,  8 heisst  es:  Papinianus  libro  singulari  d 
adulteriis.  Cum  patri  lex  regia  dederit  in  filium  vitae  necisque  pote 
statem  cet. 

c)  Dionys.  II,  26  Y’P  ^Y,lv ' dirfxwvav  oi  -arrdpec  av5 pa 

dyaöo'jj  jjjJ  dpETTj;  xal  rpoöupfa;  i-«p<5v  ti  Jtanpdjasftat  Yevvatov  Igyo 
npeayßivzac , 8 ptj  rpo;«-a;av  a'jTCit;  oi  naxdpcc;  id.  VIII,  79  xal  äkkc 
iroXXoi  7:aT«pi; , ol  piv  ircl  pigooiv  aMatc,  oi  b'in  IXtfrcootv  ourt  ^c>.5e 
xiüv  ko!8(uv  o6t’  IXtov  lo/ov.'  Dio  Cass.  XXXVIU,  36  oayvoi  ydp  5r(  xa 
dXXot,  oJiy  8ti  SicaTot,  dXXa  xal  liitötai.  ~ai8ac  atpiüv  dndxTctvav. 
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tus  soll  nach  der  Darstellung  Einiger  seinen  Sohn  vermöge  sei- 
ner väterlichen  Gewalt  getödtet  haben*);  Sp.  Cassius,  der  drei- 
mal Consul  gewesen  war,  wie  ein  Theil  der  Gewährsmänner 
berichtet,  durch  seinen  Vater  verurtheilt  und  hingerichtet  wor- 
den sein. b)  Während  des  zweiten  Punischen  Krieges  soll  Q. 
Fabius  Verrucosus , Censor  im  Jahre  230  v.  Ohr.,  seinen  Sohn 
wegen  Diebstahls  getödtet  haben.')  L.  Gellius,  Consul  72  v. 
Chr.,  hielt  ein  Familiengericht  über  seinen  Sohn,  der  verschie- 
dener und  schwerer  Vergehungen  gegen  ihn  schuldig  sein  sollte : 
er  hätte  ihn  getödtet,  wenn  er  ihn  schuldig  befunden  hätte,  aber 
er  sprach  ihn  frei. d)  Etwas  später  fällt  ein  ähnliches  Gericht 
über  A.  Fulvius,  eines  Senators  Sohn,  welcher  sich  der  Ver- 
schwörung Catilinas  angeschlossen  hatte  und  in  dessen  Lager 
abgereist  war : der  Vater  liess  ihn  zurückholen,  verurtheilte  und 
tödtete  ihn.  •)  Auch  andere  Gerichte  von  Vätern  über  ihre  Kin- 
der werden  erwähnt,  in  denen  zwar  eine  Freisprechung  erfolgte, 
aber  doch  eine  Verurtheilung  zur  härtesten  Strafe  als  möglich 
angenommen  wird. f)  Noch  unter  Kaiser  Augustus  wird  von 
dnem  Römischen  Ritter  erzählt,  der  seinen  Sohn  tödtete:  er  zog 
sich  den  Hass  des  Volkes  nicht  dadurch,  sondern  durch  die 
Grausamkeit  der  Hinrichtung  zu.«)  Alle  diese  Fälle ' werden 
überliefert  nicht  als  Beispiele  einer  übergrosseu  und  ungesetz- 
lichen Grausamkeit,  sondern  als  solche  einer  altrömischeu,  heil- 
samen und  mit  den  Gesetzen  übereinstimmenden  Strenge. 

Selbst  bei  der  Adoption  und  Arrogation  wurden  noch  in 
später  republicanischer  Zeit  Formeln  gebraucht,  welche  dem 
Adoptirenden  mit  der  väterlichen  Gewalt  das  Recht  über  Leben 


a)  S.  oben  S.  139. 

b)  S.  oben  S.  287. 

c)  Oros.  IV,  13. 

d)  Val.  Max.  Vm,  9,  1. 

e)  Val.  Max.  V,  8,  5;  Sali.  Cat.  39;  Dio  Cass.  XXXVII,  36.  Bei- 
spiele von  Töchtern,  welche  von  ihren  Vätern  getödtet  wurden,  siehe  bei 
Val  Max.  VI,  1,  3 und  6. 

f)  Val.  Max.  V,  9,  3 und  4. 

g)  Senec.  de  dem.  1,  14. 
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und  Tod  des  Adoptirten  übertrugen').  Also  ist  kein  Zweifel, 
dass  auch  über  den  adoptirten  Sohn  der  neue  Vater  volle  Ge- 
richtsbarkeit ausüben  konnte.  Ein  Fall  der  Art  ist  uns  freilich 
nicht  überliefert.  Dagegen  wird  ein  Beispiel  augeführt,  wo  der 
natürliche  Vater  seinen  Sohn , trotzdem  er  ihn  einem  Andern 
zur  Adoption  gegeben  hatte,  dennoch  vor  sein  väterliches  Gericht 
zog.  Nämlich  '1'.  Manlius  Torquatus  hatte  seinen  Sohn  an  D. 
Junius  Silanus  zur  Adoption  gegeben  und  der  Adoptirte  als 
Prätor  in  Macedonien  sich  Erpressungen  erlaubt.  Als  deswegen 
Gesandte  der  Macedouier  im  Senate  Klage  führten,  bat  T.  Tor- 
quatus nicht  eher  eine  Entscheidung  zu  fassen,  als  bis  er  selbst 
die  Sache  untersucht  hätte.  Nach  der  Untersuchung  erklärte 
er  seinen  Sohn  für  schuldig  und  verstiess  ihn;  dieser  aber  aus 
Scham  über  sein  Unrecht  machte  seinem  Leben  freiwillig  ein 
Ende. b)  Man  fragt,  nach  welchem  Rechte  Torquatus  dies  Ge- 
richt hielt  und  hat  verschiedene  Erklärungen  darüber  aufgestellt; 
indessen  keine  derselben  ist  überzeugend.149)  Aber  man  kann 
antworten,  dass  er  kein  Recht  zu  seinem  llrtheilsspruch  hatte  und 
dieser  lautete  deshalb  auch  nicht  auf  eine  Strafe,  noch  viel  we- 
niger wurde  eine  solche  vollzogen,  sondern  der  natürliche  Va- 
ter erklärte,  er  halte  seinen  Solm  des  Staates  und  seines  Hau- 
ses für  unwürdig  und  hiess  ihn  sofort  aus  seinen  Augen  gehen. 
Der  Senat  hatte  das  Recht,  die  Bestrafung  des  Schuldigen  zu 
veranlassen;  aber  als  der  Vater,  dessen  Rechtlichkeit  bekannt 
war  und  dem  man  alle  Milde  gegen  den  Angeklagten  Zutrauen 
durfte,  seine  Vermittelung  anbot,  nahm  der  Senat  dieses  Auskunfts- 
mittel gern  an,  zumal  da  damit  auch  die  Gesandten  der  Maee- 
donier  zufrieden  waren.  Es  war  also  ein  gegenseitiges  Ueber- 


a)  Bei  der  Arrogation,  welche  durch  ein  Curiatgesetz  geschalt,  war  die 
von  Gell.  V,  19  initgetheilte  Formel  folgende:  Velitis  iubeatis  uti  L.  Valente 
L.  Titio  tarn  iure  legeque  lilins  siet  quam  si  ex  eo  patre  matreque  fami- 
lias  eius  natus  esset  utique  ei  vitae  necisque  in  euin  potestas  siet  uti  pa 
tre  endo  ßlio  est  Ilaec  ita.  ut  dixi,  ita  vos,  Quirites,  rogo.  Vcrgl.  Cic, 
dom.  29,  77  Credo  enirn,  quamquam  in  illa  adoptatione  (der  von  P.  Clo- 
dius  durch  einen  Plebejer)  legitime  factum  est  nihil,  tarnen  te  esse  interroga 
tum  auctome  esses,  ut  in  te  P.  Fonteius  vitae  necisque  potestatem  haberel 
ut  in  filio. 

b)  Liv.  per.  L1V;  Cic.  de  fin.  I,  7,  24:  Val.  Max.  V,  8,  3. 
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einkommen,  nicht  ein  auf  Gesetz  oder  Herkommen  beruhendes 
Verfahren.  Der  Adoptivvater  lebte  wahrscheinlich  nicht  mehr: 
sonst  würde  er  der  natürliche  Richter  gewesen  sein.  Wenn  er 
lebte  und  aus  besondern  Gründen  die  Untersuchung  nicht  ver- 
nahm, musste  er  zu  dem  Urtheile  des  natürlichen  Vaters  wenig- 
stens seine  Einwilligung  geben. 

Gemildert  wurde  diese  väterliche,  Leben  und  Tod  des 
Sohnes  umfassende  Gerichtsbarkeit  durch  die  Sitte.  Der  Beamte 
ist  seit  dem  Valerischen  Provocationsgesetze  verpflichtet,  sein 
Urtheil  öffentlich  zu  sprechen  und  dadurch  von  der  öffentlichen 
Meinung  gezwungen,  eine  Untersuchung  der  Entscheidung  voran- 
gehen zu  lassen;  ebenso  verlangt  das  Herkommen  vom  Vater 
eine  Untersuchung,  ehe  er  den  Spruch  über  seiueu  Sohn  thut. 
Die  Form  dieser  Untersuchung  war  wieder  in  so  fern  durch  das 
Herkommen  vorgeschrieben,  als  es  einen  Beiratli  (conmlium) 
bei  dem  Urtheile  des  Vaters  ebenso  wie  bei  dem  des  Beamten 
verlangte.  Der  Beirath  wurde  frei  gewählt,  obwohl  bestimmte 
Verwandte  durch  die  Sitte  empfohlen  wurden.  In  den  oben 
angeführten  Beispielen  heisst  es  von  Manlius  Torquatus,  er 
hätte  die  Untersuchung  über  seinen  Sohn  allein  geführt:  ich 
denke  deshalb,  weil  es  kein  eigentliches  Familiengericht,  sondern 
der  natürliche  Vater  in  diesem  Falle  nur  eine  Art  von  Schieds- 
richter war.  Dagegen  von  Sp.  Cassius  sagt  Valerius  Maximus*), 
er  sei  von  seinem  Vater  mit  Hinzuziehung  eines  Beirathes  von 
Verwandten  und  Freunden  getödtet  worden,  von  L.  Gellius  wird 
erzählt,  dass  er  fast  den  ganzen  Senat  als  Beirath  hinzuzog, 
also  nicht  bloss  Verwandte,  sondern  auch  Freunde  und  ange- 
sehene Männer,  die  bei  Verurtheilung  oder  Freisprechung  seinem 
Urtheile  bei  seinen  Mitbürgern  Gewicht  verleihen  konnten.  Als 
unter  Kaiser  Augustus  L.  Tarius  seinen  Sohn,  den  er  bei  einem 
Versuch  zum  Vatermorde  ertappt  hatte,  vor  sein  Gericht  stellen 
wollte,  bat  er  den  Kaiser  selbst  in  seinem  Beirath  zu  erscheinen. 
Er  erschien,  die  Stimmen  wurden,  wie  bei  einem  öffentlichen 
Gerichte  schriftlich  abgegeben  und  der  Sohn  zur  Verbannung 

a)  Val.  Max.  V,  8,  2. 
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verurtheilt.  •)  Der  Einfluss  des  Beirathes  war  also  bei  solchem 
Gerichte  derselbe,  \yie  bei  jedem  andern : die  Sitte  verpflichtete 
den  Vater,  sich  der  Stimmenmehrheit  in  demselben  auzu- 
schliessen:  so  allein  konnte  er  den  Beamten  und  dem  Staate 
gegenüber  seinem  Spruche  Geltung  verschaffen,  auch  sich  selbst 
vor  übler  Nachrede  oder  gar  gesetzlichem  Einschreiten  schützen. 
Wir  hören  nämlich  durchaus  von  keinem  Gesetze,  welches  gebo- 
ten hätte,  mit  dem  Ausspruche  des  Familiengerichtes  zufrieden 
zu  sein.  War  eine  Verurtheilung  erfolgt,  so  hatte  der  Staat  die 
Milde,  sich  bei  der  Hinrichtung  durch  den  Vater  zu  beruhigen, 
zumal  da  eine  Vermögensstrafe  bei  dem  unter  väterlicher  Ge- 
walt stehenden  Sohne  nicht  möglich  war.  Wenn  Freisprechung 
erfolgt  war,  so  galt  das  als  vorläufiges  Urtheil,  das  von  dem 
höchsten  Einflüsse  auf  das  Urtheil  der  Beamten  und  des  Volkes 
sein  konnte,  aber  dasselbe  gesetzlich  nicht  ausschloss.  Ein  Bei- 
spiel, wo  auf  das  Familiengericht  noch  ein  anderes  Gericht  ge- 
folgt wäre,  ist  uns  nicht  überliefert.  Wohl  aber  sind  uns  Fälle 
bekannt,  wo  die  Strenge  des  Familiengerichtes  Missbilligung  bei 
der  öffentlichen  Meinung  und  sogar  gesetzliche  Strafe  erfuhr. 
Einen  Römischen  Ritter,  welcher  seinen  Sohn  grausam  getödtet 
hatte,  konnte  der  Kaiser  Augustus  kaum  vor  dem  Zorne  des 
Volkes  schützen. b)  Am  Ende  des  zweiten  Jahrhunderts  v.  Chr. 
tödtete  Q.  Fabius  Maximus  seineu  Sohn  wegen  Verdachtes  von 
Unkeuschheit:  er  wurde  von  Gn.  Pompejus  angeklagt  und  lebte 
verurtheilt  später  in  der  Verbannung.0)  So  wenig  waren  diese 
Verhältnisse  durch  bestimmte  Gesetze  geregelt,  so  sehr  der  Sitte 
und  dem  gesunden  Sinne  des  Volkes  selber  überlassen. 

Die  richterliche  Gewalt  des  Hausherrn  über  seine  Frau  ist  ähn- 
lich der  über  seine  Kinder,  aber  doch  einerseits  beschränkter,  an- 
drerseits ausgedehnter.  Bekanntlich  war  die  älteste  Ehe  bei  den  Rö- 
mern eine  solche,  wodurch  die  Frau  aus  der  Gewalt  ihres  Vaters  und 
ihrer  Verwandten  heraustrat  und  in  die  Hand  des  Mannes  überging 
(in  manum  conveniebat).  Dionysius“1)  führt  diese  Einrichtung  auf 

a)  Senec.  de  dem.  I,  15. 

b)  Senec.  de  dein.  I,  14.  Vergl.  oben  S.  351. 

c)  Oros.  V,  16;  Val.  Max.  VI,  1,  5. 

d)  Dionys.  II,  25. 
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ein  Gesetz  von  Romulus  zurück,  d.  h.  sie  bestand,  seit  es  einen 
Römischen  Staat  gab  und  die  Ueberlieferung  wusste  keinen 
Zeitpunkt  anzugeben,  wo  sie  eingeführt  worden  wäre.  Es  ist 
auch  ersichtlich,  dass  eine  solche  Einrichtung  sich  überhaupt 
nicht  durch  ein  Gesetz  einführen  lässt:  sie  entsteht  und  bildet 
sich  langsam,  ihr  Ursprung  entzieht  sich  der  Geschichte.  Das 
Wesen  jener  Ehe  bestand  darin,  dass  die  Frau  in  ein  vollstän- 
diges Abhängigkeitsverhältniss  zum  Manne  trat,  kein  eigenes 
Vermögen  besass  oder  erwerben  konnte,  in  die  hausherrliche 
Gewalt  des  Gatten  kam.  Aber  die  Natur  der  Sache  bringt  es 
mit  sich,  dass  diese  Gewalt  sich  gegen  sie  nicht  mit  gleicher 
Unnmschränktheit  äussert  wie  gegen  die  Kinder,  dass  sie  gegen 
die  von  aussen  Hinzutretende  nicht  mit  gleicher  Freiheit  ver- 
fahreu  konnte,  wie  gegen  die  von  innen  heraus  geschaffenen: 
die  Frau  wurde  wie  eine  Tochter  gehalten,  aber  sie  wurde  nicht 
Tochter,  ludessen  dies  war  das  thatsächliche  Verhältnis« , das 
rechtliche  wrar  ebenso  wie  das  der  Kinder.  Dionysius  erzählt: 
.wenn  die  Frau  fehlte,  so  bekam  sie  zum  Richter  denjenigen,  wel- 
teu  sie  beleidigt,  und  zum  Herreu  über  die  Grösse  der  Strafe,  und 
trüber  urtbeilten  die  Verwandten  mit  dem  Manne,”  d.  h.  der 
Üemann  nebst  seinen  Verwandten,  die  er  zu  einem  Familien- 
rathe  berief.  Bis  zum  Recht  der  Todesstrafe  steigerte  sich  die 
Gewalt  des  Mannes  in  zwei  Fällen,  bei  Verführung  und  beim 
Weintrinken.*)  Um  die  Strafgewalt  in  dem  letzten  Falle,  bei 
'lern  sich  die  alte  Strenge  am  auffallendsten  zeigte,  zu  beweisen, 
erzählte  die  Ueberlieferung  von  Egnatius  Mecenius,  welcher  unter 
dw  Regierung  von  Romulus  seine  Frau  wegen  Weintrinkens 
ungestraft  getödtet  hatte b):  dadurch  wurde  die  Römische  Sitte 
inerkannt.  Wenn  so  dem  Grundsätze  nach  das  Recht  des  Mannes 
über  seine  Frau,  mit  der  er  in  strenger  Ehe  lebte,  dasselbe  war 

a)  Siehe  Polyb.  VI,  2.  Die  betreffenden  Worte  von  Dionysius  II,  25 
«öd:  h zlz  Tp  tpttopd  aiufiato;  8 irdvriuv  iXctyiorov  apapTT^aTiuv  ”F,A- 
OjJt  itv  üripyciv,  et  olvov  t'jptÖeftj  Ttioüaa  • 7p.tp8x tpa  yäp 
"aita  üaväxoi  Cr/fiioüv  a'jveyiöprjStv  Ä'PiupejAot,  u>{  7p.apTr(|j.aT(uv  yovaixifuiv 
'■~tpr.il. 

b)  Val.  Max.  VI,  3,  9;  Plin.  nat.  hist.  XIV,  89;  Serv.  ad  Virg.  Aeu. 
I,  737;  Tertull.  apolog.  6.  Vergl.  Gell.  X,  23. 
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wie  über  seine  Kinder,  so  war  er  auch  ebenso  durch  die  Sitte 
au  die  Beobachtung  der  gebräuchlichen  Formen  dabei  gebunden: 
er  musste  einen  Beirath  zuziehen,  bei  dessen  Auswahl  er  zwar 
an  kein  Gesetz  gebunden,  aber  doch  verpflichtet  war,  seine 
nächsten  Angehörigen  sowie  die  ursprünglichen  Verwandten  der 
Frau  zu  berücksichtigen.  Dies  verlangte  die  Sitte,  wenn  der 
Ehemann  für  sein  Urtheil  Billigung  bei  der  öffentlichen  Meinung 
finden  wollte. 

Neben  dieser  strengen  Ehe  bildete  sich  frühzeitig,  wenn 
gleich  mau  die  Zeit  nicht  genauer  angeben  kanu,  eine  freiere 
Form  der  Ehe,  bei  welcher  die  Frau  nicht  in  die  Hand  des 
Mannes  kam  (sine  manu J,  sondern  in  der  väterlichen  Gewalt 
verblieb.  Dadurch  wurden  die  hausherrlichen  Rechte,  welche 
bei  der  strengen  Ehe  dem  Manne  zustanden,  aufgehoben,  Ver- 
mögen und  Erwerb  der  Frau  kamen  nicht  in  die  Gewalt  des 
Mannes,  sondern  verblieben  in  ihrer  eigenen  Familie,  zunächst 
bei  ihrem  Vater,  nach  dessen  Tode  bei  ihren  Verwandten.  Be- 
ging sie  also  etwas  Strafwürdiges,  so  war  sie,  als  ob  sie  nicht 
verheirathet  war,  dem  väterlichen  Gericht  und  der  Sitte,  welche 
über  die  Hauskinder  bestand,  unterworfen.  Der  Vater  urtheilte 
über  sie  mit  einem  selbstgewählten  Beirathe,  zu  dem  er  aber  na- 
türlich nicht  nur  seine  eigenen  Verwandten,  sondern  auch  den 
Manu  und  dessen  Verwandte  berief.  In  der  freien  Ehe  hatte 
demnach  der  Vater  oder  die  natürlichen  Verwandten,  in  der 
strengen  der  Mann  oder  dessen  Verwandte  das  Uebergewicbf.*) 
Indessen  auch  in  der  freien  Ehe  mussten  dem  Manne  gewisse 
Rechte  über  die  Frau  verbleiben,  welche  für  den  Zweck  der 
Ehe  noth wendig  waren.  Eine  Ehescheidung  konnte  in  ihr  von 
beiden  Seiten  ausgehen,  nicht  nur  vom  Manne,  wie  in  der  stren- 
gen Ehe,  sondern  auch  von  dem  Vater  der  Frau,  welcher  seine 
Tochter  zurückforderte.  Aber  dem  Manne  gaben  Sitte  und  Ge- 
setz das  Recht,  die  in  Ehebruch  betroffene  Frau  zu  tödten b)'- 
die  Sitte  verlangte  auch  bei  blosser  Ehescheidung  von  Seite  des 


a)  Zwei  Beispiele  eines  solchen  Familiengerichtes  erzählt  Val.  Mat. 
VI,  3,  8. 

b)  Gell.  X,  23. 
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Mannes  die  Form  eines  Familiengerichtes.  Ein  Beispiel  davon 
haben  wir  aus  dem  Jahre  306  v.  Ohr.,  wo  die  Censoren  M.  Va- 
lerius und  C.  Junius  einen  Senator  L.  Annius  aus  dem  Senate 
«dessen,  weil  er  ohne  einen  Beirath  „seiner  Freunde”  hinzuzu- 
ziehen, seine  Frau  verstossen  hatte*):  ein  Beweis,  dass  der 
Ehemann  zwar  nicht  gesetzlich  strafbar  war,  aber  das  Herkom- 
men verletzt  hatte.  In  späterer  Zeit  hörten  bei  einreissender 
Sittenlosigkeit  natürlich  diese  strengen  Formen  der  Ehescheidung 
auf  und  dieselbe  wurde  ohne  Gericht  vollzogen. b)  Dennoch  er- 
hielt sich  das  Andenken  daran  und  Familiengerichte  kommen 
ab  und  zu  vor.  Noch  unter  Kaiser  Nero  erzählt  Tacitus,  habe 
Plautius,  der  Besieger  Britanniens,  ein  Familiengericht  über  seine 
Frau  Pomponia  Graecina  gehalten.  Sie  war  wegen  Hinneigung 
zur  jüdischen  Religion  bei  ihm  verklagt  worden:  er  hielt  mit 
seinen  Verwandten  ein  Gericht  über  sie  und  erklärte  sie  nach 
Untersuchung  der  Sache  für  unschuldig.')  Vom  Kaiser  Tiberius 
erzählt  Suetond),  er  habe  unkeusche  Frauen,  gegen  welche  kein 
öffentlicher  Ankläger  auftrat,  ihren  Verwandten  zuin  Gericht  und 
zur  Bestrafung  übergeben. 

Gegen  Frauen  gewährte  nämlich  die  Sitte  dem  Familien- 
goriclite  noch  grössere  Rechte  als  gegen  die  unter  väterlicher 
Gewalt  stehenden  Söhne.  Es  war  bei  den  Römern  im  Allge- 
meinen nicht  gebräuchlich,  dass  Frauen  öffentlich  bestraft  wur- 
den: man  vermied  es,  sie  der  Familie  zu  entziehen.  Nicht  nur 
das  Urtheil  über  Vergehungen  von  Frauen  wurde,  wo  möglich, 
dem  Familiengerichte  überlassen,  sondern  selbst,  wenn  das  Ur- 
theil von  einem  Beamten  oder  einer  Behörde  gefällt  war,  blieb  die 
Bestrafung  der  Familie,  welche  dazu  den  öffentlichen  Auftrag 
erhielt.  Das  merkwürdigste  Beispiel  dieser  Art  wird  uns  von 
Livius  *)  berichtet  bei  Gelegenheit  der  furchtbaren  Strafe,  welche 

a)  Val.  Max.  11,  9,  2. 

b)  lu  den  Beispielen  von  Ehescheidungen,  welche  Val.  Max.  VI,  3,  10 — 12 
anfiihrt,  wird  ein  Beirath  der  Verwandten  wenigstens  nicht  erwähnt  und 
fand  auch  wohl  nicht  statt. 

c)  Tac.  Ann.  XIII,  32. 

d)  Suet.  Tib.  35. 

e)  Liv.  XXXIX,  13  Mulieres  damnatas  cognatis  aut  in  quorum  manu 
wsent,  tradebant,  ut  ipsi  in  private  animadverterent  in  eas;  si  nemo  erat 
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an  (len  Theiluehmern  der  Bacchanalien  genommen  wurde.  Die 
Frauen,  welche  schuldig  waren,  wurden  ebenso  wie  die  Männer, 
von  dem  Consul  verurtheilt,  aber  ihre  Strafe  erfolgte  nicht  öffent- 
lich, nicht  durch  die  Diener  der  öffentlichen  Gerechtigkeit.  Sie 
wurden,  wenn  sie  unverheirathet  waren  oder  in  freier  Ehe  leb- 
ten, ihren  natürlichen  Verwandten,  wenn  in  strenger  Ehe,  ihren 
Ehemännern  übergeben,  um  an  ihnen  die  Todesstrafe  zu  voll- 
ziehen; nur  diejenigen,  welche  solche  Angehörigen  nicht  hatten 
oder  denen  der  Consul  die  Vollziehung  der  Todesstrafe  nicht  zu- 
traute, also  wohl  meist  Personen  niederen  Standes,  wurden 
durch  den  öffentlichen  Henker  hingerichtet.  Kurz  vor  dem  drit- 
ten Punischeu  Kriege  wurden  zwei  vornehme  Frauen,  Publilia 
und  Licinia,  wegen  Ermordung  ihrer  Männer  angeklagt,  aber 
vom  Prätor  gegen  Stellung  von  Bürgen  vorläufig  freigelassen. 
Ihre  Verurtheilung  war  sicher.  Deshalb  trat  das  Familiengericht 
ins  Mittel : nach  dem  Ausspruch  ihrer  Verwandten  wurden  sie 
hingerichtet.*)  Noch  unter  Kaiser  Tiberius  war  die  Hinrichtung 
eines  unverheiratheten  Mädchens  unerhört. b)  Das  war  ein  Rest 
der  Familiengerichtsbarkeit  und  der  alten  Römischen  Sitte,  welche 
die  Frauen  als  unselbständig  vom  Staate  ausscliloss  und  dem 
Ehemanne  oder  ihren  Verwandten  überliess. iäü) 

Aus  unserer  Darstellung  ergiebt  sich,  dass  die  Gesetzgebung 
der  zwölf  Tafeln  in  dem  Verhältnisse  der  Frauen  nichts  We- 
sentliches geändert  hat : wir  finden  dieselbe  Sitte  im  Anfänge  des 
Staates  wie  auf  dem  Höhenpunkte  der  Republik,  nur  dort  stren- 
ger mul  rücksichtsloser,  hier  gemildert  durch  den  Einfluss  der 
allmälig  fortschreitenden  Bildung.  Die  Zehumänner  konnten  so- 
gar nicht  den  Versuch  einer  Aenderung  machen.  Wie  die  Sitte 
sich  ohne  ein  bestimmtes  Gesetz  gebildet  hatte,  so  musste  sie 
sich  auch  weiter  fortbilden:  nur  mildernd  durften  die  Gesetzge- 
ber auftreten  und  das  scheinen  sie  gethan  zu  haben.  Es  wird 
uns  nur  eine  hierher  gehörige  Bestimmung  der  zwölf  Tafeln 


idoneus  supplicii  exactor,  in  publico  animadvertebatur.  Vergl.  Val.  H4*- 
VI,  3,  7. 

a)  Liv.  per.  XLVIII ; Val.  Max.  VI,  3,  8. 

b)  Tac.  Ann.  V,  9. 
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überliefert  von  Gajus*),  wo  er  von  der  Eheform  des  Usus  spricht. 
Eine  Frau,  welche  ein  ganzes  Jahr  mit  einem  Manne  verhei- 
rathet  gewesen  war,  trat  dadurch  in  die  strenge  Form  der  Ehe 
ein  und  kam  in  die  Hand  des  Mannes:  die  zwölf  Tafeln  gaben 
die  Vorschrift,  wenn  die  Frau  drei  Nächte  hinter  einander  in 
jedem  Jahre  von  ihrem  Manne  entfernt  bliebe,  trete  die  strengere 
Ehe  nicht  ein.  Wahrscheinlich  hatte  schon  der  Gebrauch  dies 
Mittel,  die  strenge  Ehe  zu  vermeiden,  an  die  Hand  gegeben: 
die  zwölf  Tafeln  haben  es,  während  es  bisher  nur  geduldet  war, 
gesetzlich  festgestellt.  Weitere  Bestimmungen  hierüber  sind  uns 
nicht  überliefert 


Drittes  Capitel. 

Veränderungen  im  Criminalprocesse  durch  die  Decemvirn.  Zusammenge- 
hörigkeit des  Privat-  und  Criminalprocesses.  Valerisches  Provocations- 
gesetz  beibehalten  und  der  übrige  Process  nicht  verändert.  Ausseror- 
dentlicher Criminalprocess.  Ausschliessliche  Befugniss  der  Centuriat- 
comitien  über  Gapitalsachen.  Verbot  der  Privilegien. 

Wenn  die  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  in  den  Grundlagen 
des  Römischen  Lebens  keine  Veränderung  vornahm,  sondern  die- 
selben nur  theils  milderte  theils  wo  sie  auf  unsicherem  Herkommen 
beruhte,  gesetzlich  feststellte,  so  kann  das  natürlich  erscheinen, 
beim  in  dergleichen  Verhältnissen  muss  die  Gesetzgebung  dem 
durch  die  Sitte  Hergebrachten  nachgehen  und  wahrscheinlich  war 
es,  als  man  die  schriftliche  Abfassung  eines  Gesetzbuches  beschloss, 
nicht  die  Absicht  gewesen,  darin  Abänderungen  eintreten  zu 
lassen.  Eher  könnte  man  solche  bei  dem  ordentlichen  Criminal- 
processe erwarten:  seine  Formen  konnte  man  nach  dem  Bedürf- 
nisse der  Zweckmässigkeit  umgestalten,  ohne  die  Gewohnheiten 
des  Volkes  zu  verletzen.  Zuerst  fragt  mau,  ob  die  Trennung 
des  Criminalprocesses  vom  Privatprocesse  durch  die  Zehnmänner 
Fortschritte  gemacht  hat,  ob  seine  Selbständigkeit  als  besonderer 
Tkeil  des  Rechtes  von  denselben  anerkannt  worden  ist  Wir 
haben  gesehen,  dass  derselbe  ursprünglich  von  dem  Privatprocesse 

a)  Gaj.  1,  111. 
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nicht  geschieden  war,  dass  die  Formen  der  Verhandlung,  die 
Personen  der  Richter  dieselben  waren:  König  Tullius  machte 
zuerst  einen  Unterschied  und  das  Valerische  Provocationsgesetz 
bestimmte  den  Charaeter  des  Criminalprocesses  als  den  eines 
öffentlich  vor  dem  Volke  geführten:  die  Rechtsuusicherheit  vor 
den  zwölf  Tafeln  erweiterte  die  Kluft,  indem  sie  die  Bestrafung 
von  Plebejern  der  Beurtheilung  der  plebejischen  Beamten  und 
Volksversammlungen  anheim  gab.  Die  zwölf  Tafeln  haben  nur 
das  letzte  Hinderniss  einer  gleichförmigen  Rechtspflege  hinweg- 
geräumt, indem  sie  die  Strafen  für  die  Vergehungen  festsetzten, 
im  Uebrigen  aber  die  Zusammengehörigkeit  des  Privat-  und 
Criminalprocesses,  so  wie  sie  dieselbe  vorfanden,  bewahrt.  Ein 
äusserer,  aber  genügender  Beweis  dafür  ist  der,  dass,  während 
wir  Bruchstücke  über  die  Formen  des  Privatprocesses  übrig 
haben,  sich  kein  einziges  über  den  Criminalprocess  findet:  und 
doch  würde  sich,  wäre  der  letztere  getrennt  behandelt  gewesen, 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  ein  solches  erhalten  haben,  da  die 
Formen,  wie  sie  zur  Zeit  der  Zehnmänuer  festgestellt  wurden, 
lange  dieselben  blieben  und  zum  Theil  in  den  Schwurgerichts- 
process  übergingen.  Daraus  ist  der  Schluss  gerechtfertigt,  dass 
die  Formen  für  beide  Processarten  dieselben  waren:  das  Ver- 
fahren für  beide  theilte  sich  in  das  in  iure  und  in  iudicio.  Alle 
Klagen,  welcher  Art  sie  auch  sein  mochten,  nahm  der  Consul 
entgegen:  er  überwies  die  Criminalklagen,  wenn  er  sie  ange- 
nommen, an  den  Quästor,  die  Privatklageu  an  die  Privatrichter: 
für  beide  bestimmte  er  die  Gesichtspunkte,  auf  welche  es  beim  Fällen 
des  Urtheils  aukonnnen  sollte.  Mau  kann  nach  der  uns  erhaltenen 
Ueberlieferung  von  den  zwölf  Tafeln  keinen  einzigen  Punkt  an- 
geben, worin  dieselben  eine  Aenderung  vorgeuommen  hätten. 

Von  dem  Grundgesetze  der  Römischen  Freiheit  und  insbe- 
sondere des  Criminalrechtes,  dem  Valerischen  Provocationsgesetze, 
wissen  wir,  dass  es  in  den  zwölf  Tafeln  beibehalten  worden 
ist  Wo  Cicero  von  demselben  spricht,  erwähnt  er  zuerst  die 
Provocatiou  unter  den  Königen  und  sagt  dann4):  „dass  ebenso 


a)  Cic.  de  rep.  II,  31  itemque  ab  omni  iudicio  poenaque  provocari  li- 
cere  indicant  XII  tabulac  compluribus  legibus. 
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von  jedem  Gericht  und  jeder  Strafe  Berufung  an  das  Volk  frei- 
steht, beweisen  die  zwölf  Tafeln  in  mehreren  Gesetzen.”  Nach 
der  Art,  wie  einmal  aus  der  zweiten  Tafel  das  zweite  Gesetz 
angeführt  wird“),  müssen  wir  unter  Gesetz  nicht  einen  einzelnen 
Satz,  sondern  eine  Zusammenstellung  von  Sätzen,  eine  Art  Ab- 
schnitt, verstehen.  Nehmen  wir  nun  an,  es  wäre  das  Valerisehe 
Provocationsgesetz,  entweder  verändert  oder  unverändert,  in  den 
zwölf  Tafeln  wiederholt  worden,  so  versteht  man  die  mehreren 
Gesetze,  von  welchen  Cicero  spricht,  nicht:  es  wäre  dann  nur 
ein  Abschnitt,  vielleicht  zwei,  gewesen.  Auch  scheint  dessen 
Ausdruck,  mehrere  Gesetze  zeigten  an,  dass  man  von  jeder 
Strafe  Berufung  an  das  Volk  einlegen  dürfe,  überhaupt  nicht  für  die 
Meinung  zu  passen,  als  sei  mit  deutlichen  Worten  die  Erlaub- 
nis« zu  dieser  Berufung  ausgesprochen  gewesen,  sondern  eher 
für  eine  mittelbare  Folgerung,  welche  aus  den  Worten  gezogen 
werden  konnte.  Man  muss  daher  vielmehr  annehmen,  in  den 
Gesetzen,  durch  welche  für  ein  Vergehen  eine  bestimmte  Strafe 
ausgesprochen  wurde,  sei  zum  Schluss  die  Berufung  an  das  Volk 
entweder  unmittelbar  erlaubt  worden,  oder  wenigstens  mittelbar, 
indem  nach  der  Weise  Römischer  Gesetze  das  Valerische  Provo- 
eationsgesetz  für  nicht  aufgehoben  erklärt  wurde.  Dann  ist  Ci- 
cero» Ausdruck  vollkommen  genügend:  aus  solchen  vereinzelten 
Bemerkungen  zog  er  den  Schluss,  die  Provocation  sei  in  den 
zwfdf  Tafeln  gestattet  gewesen.  Wenn  aber  die  Zelmmänner 
hierbei  ein  früheres  Gesetz  namhaft  machten  und  bestätigten,  so 
kann  man  daraus  eine  Einsicht  in  ihr  Verfahren  überhaupt  ge- 
winnen. Ihre  Absicht  war  nicht,  die  früheren  Gesetze  überflüssig 
zu  machen  und  das  Römische  Recht  neu  zu  gründen : sie  Hessen 
alle  alten  Gesetze  imd  Gewohnheiten,  in  so  fern  sie  nicht  mit 
den  von  ihnen  aufgestellten  Anordnungen  im  Widerspruch  waren, 
m Kraft  und  diese  mussten  auch  später  noch  zur  Aushülfe  und 
Ergänzung  angewendet  werden.  Den  Umfang  der  Provocation 
habeu  die  zwölf  Tafeln  nicht  verändert.  Cicero  sagt,  sie  hätten 
v°n  jedem  Urtheil  und  jeder  Strafe  Berufung  an  das  Volk  ge- 
stattet, d.  h.  von  jedem  Urtheil,  welches  eine  Strafe  festsetzte, 

a)  Siebe  oben  S.  347. 
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mochte  dieselbe  in  Geld  oder  Leibesstrafe  bestehen.  Der  Sinn 
dieser  Worte  kann  nicht  sein,  dass  damit  das  vor  kurzem  er- 
lassene Aternisch-Tarpejische  Gesetz  aufgehoben  worden  sei,  denn 
wir  wissen,  dass  es  lange  Zeit  in  Geltung  geblieben  ist.’)  Cicero 
meint  also,  alle  darüber  hinausgehenden  Geld-  und  alle  sonstigen 
Strafen  hätten  der  Provocation  unterlegen;  dies  aber  war  eben  die 
Bestimmung  des  Valerischen  Provocationsgesetzes. 

Auch  andere  Veränderungen  des  Criininalprocesses , welche 
durch  die  Zehnmänner  gegen  die  früher  gebräuchlichen  Formen 
geschehen  seien,  wird  es  schwer  sein ‘nachzu weisen.  Z.  B.  über 
das  Zeugenverhör  und  die  Art  der  Beweisführung  bestanden 
wahrscheinlich  uralte  Kegeln,  die,  wenn  sie  von  den  Zehnmännern 
überhaupt  Erwähnung  fanden,  nur  eine  bestimmte,  schriftliche 
Abfassung  erhielten.  Die  Vorschrift  bei  Gelliusb):  „der  Un- 
tergang der  Sonne  soll  die  letzte  Zeit  sein’’  war  sicherlich 
in  alter  Sitte  begründet  Das  Succumbenzgeld  (eacramentum) 
betrug  später,  je  nach  der  Höhe  tler  streitigen  Summe,  50  oder 
500  As,  wie  Gajuse)  bemerkt.  Die  letztere  Summe  war  schon 
in  dem  ersten  Valerischen  Gesetze  bestimmt,  die  andere  scheint 
früher  geringer  gewesen,  aber  durch  das  Menenisch - Sestische 
Gesetz  aufgestellt  worden  zu  sein*1)  und  wenn  die  Zehnmänner 
verordneten,  dass  in  einem  Proeesse  um  die  Freiheit  eines  Men- 
schen, so  gross  auch  der  Werth  desselben  sein  möchte,  immer 
nur  das  niedrigere  Strafgeld  in  Anwendung  kommen  sollte,  so 
wissen  wir  durch  ausdrückliche  Erwähnung,  dass  dies  altes 
Recht  und  aus  ihm  von  den  Zehnmännem  in  die  zwölf  Tafeln 
herüber  genommen  worden  war.*)  Was  diese  über  die  Bürgen, 
welche  das  Erscheinen  des  Angeklagten  vor  Gericht  sichern 
sollten  (vades),  bestimmt  haben,  wissen  wir  nicht:  es  ist  nur 
die  Bemerkung  auf  uns  gekommen , dass  sie  über  Bürgen  und 
Aushülfebürgeu  eine  Anordnung  enthielten/)  Sie  müssen  selbst 

a)  Siehe  oben  S.  322. 

b)  Gell.  XVII,  2 sol  occasus  suprema  tempestas  esto. 

c)  Gaius  IV,  14. 

(1)  Vergl.  oben  S.  327. 

e)  Pompon,  de  orig.  iur.  § 24. 

f)  Gell.  XVI,  10. 
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in  denjenigen  Crimimdprocessen,  wo  es  sich  um  Leben  und  Tod 
handelte,  die  Freilassung  des  Angeklagten  bis  zur  endgültigen 
Entscheidung  gegen  Bürgschaftstellung  gestattet  haben : das  be- 
weist der  von  uns  angeführte*)  Frocess  des  Senators  L.  Ses- 
tius , der  wegen  Mordes  vor  Gericht  gestellt  war.  Indessen  auch 
diese  Milde  war  nicht  neu:  sie  war  zuerst  beim  Processe  von 
Kaeso  Quinctius,  der  ebenfalls  seine  Entscheidung  durch  das 
Volk  erwartete,  augewendet  worden. b) 

Selbst  in  den  Personen  der  Richter  waren  die  Veränderun- 
gen, welche  die  zwölf  Tafeln  herbeiführten,  nicht  unmittelbar 
beabsichtigt : der  Sturz  der  Zehnmänner  machte  sogar , dass  die- 
jenige, welche  schon  geschehen  war,  wieder  aufhörte.  Die 
Consuln  hatten  mit  der  Wahl  der  Zehnm&nner  aufgehört,  aber 
ihre  Gewalt  war  auf  diese  übergegangen:  bei  ihnen  wurden  Cri- 
minal processe  angebracht,  von  ihnen  entschieden,  im  ersten 
Jahre  mit  Beobachtung  des  Provoeationsgesetzes,  im  zweiten 
selbständig  gemäss  der  ihnen  verliehenen,  vom  Volke  unabhän- 
gigen Gewalt.  Die  Quästoren  als  Gehülfen  der  Consuln  für  die 
Leitung  vou  Criminalprocessen  hörten  auf:  sie  waren  gewählt 
worden,  weil  die  geringe  Zahl  der  Beamten  für  die  Geschäfte 
nicht  hinreichte;  als  deren  zehn  waren,  waren  sie  unnütz.  Indes- 
sen Pomponius,  wo  er  von  den  Quästoren  des  Parricidiums  spricht, 
setzt  hinzu,  diese  würden  auch  in  dem  Gesetze  der  zwölf  Ta- 
feln erwähnt0)  Der  Ausdruck  ist  unbestimmt  und  gestattet 
keinen  sichern  Schluss  auf  die  Art  und  Weise,  wie  der  Name 
der  Quästoren  in  der  neuen  Gesetzgebung  vorkam.  Jedoch  aus 
der  Reihenfolge,  in  welcher  Pomponius  nach  andern  Aemtern 
die  Einsetzung  der  quaestores  parricidii  erwähnt  , so  wie  aus 
seinen  Ausdrücken  dabei , ersehen  wir , dass  er  an  diejenigen 
Quästoren  denkt,  welche  in  der  Zeit  nach  den  zwölf  Tafeln  als 
ausserordentliche  Beamte  für  die  Criminiügerichtsbarkeit  von 


a)  S.  oben  S.  342  und  Cic.  de  rep.  II,  36. 

b)  S.  oben  S.  237. 

c)  Pompon,  de  orig.  iur.  § 23  quaestores  constituebantur  a populo,  qui 
capitalibus  rebus  praeessent : hi  appellabantur  quaestores  parricidii,  quorum 
ttiam  meminit  lex  XII  tabularum. 
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dem  Volke  erwählt  zu  werden  pflegten.*)  Früher  hatte  es  solche 
Quästoren  nicht  gegeben:  ihre  Geschäfte  waren  von  den  jährlich 
und  regelmässig  erwählten  Quästoren  besorgt  worden.  Es  ist 
wahrscheinlich,  dass  dies  eine  neue  Einrichtung  der  Zehnmän- 
ner war.  Dieselben  waren  wegen  ihrer  grösseren  Anzahl  im 
Stande,  auch  Criminalprocesse  persönlich  zu  führen,  sahen  aber 
doch  die  Möglichkeit  ein,  dass  Fälle  eintreten  könnten,  in  denen 
dies  nicht  möglich  wäre:  für  diese  also  bestimmten  sie,  dass 
zur  Aushülfe  besondere  Beamte  mit  dem  angegebenen  Namen 
vom  Volke  ernannt  würden.  Sie  selbst  haben  von  dieser  Be- 
stimmung vielleicht  keinen  Gebrauch  gemacht,  aber  die  spätere 
Zeit  hat  es  gethan.  Dies  war  die  einzige,  auf  den  ordentlichen 
Crimiualproeess  bezügliche,  Einrichtung,  welche  man  auf  die 
Zehnmänner  zurückführen  kann : eine  andere  trat  bei  ihrer  Wahl 
durch  Abschaffung  der  alten  Verfassung  und  ohne  ihr  Zuthun 
ein.  Die  Volkstribunen  hatten  seit  dem  Publilisehen  Gesetze 
das  Recht  gehabt,  mit  den  Tributeomitien  endgültig  über  die 
gegen  Plebejer  festzusetzenden  Strafen  zu  entscheiden b) : dies 
hörte  natürlich  mit  dem  Amte  der  Tribunen  selber  auf. 

Grössere  Veränderungen  waren  in  der  ausserordentlichen 
Criminalgerichtsbarkeit  beabsichtigt  worden:  sie  hatte  nach  dem 
Willen  des  Volkes  und  Senates  ganz  fortfallen  sollen.  Sie  war 
ausgegangen  von  den  Volkstribunen  und  doppelt  gewesen,  un- 
umschränkt über  die  Plebejer  in  Folge  ihrer  auf  dem  heiligen 
Berge  beschlossenen  Unantastbarkeit  und  in  Folge  des  lcilischen 
Plebiscites,  beschränkt  und  von  einem  Senatsbeschlusse  abhängig 
über  die  Patricier.  Durch  die  Wahl  der  Zehnmänner,  von  denen 
jeder  über  beide  Stände  zusammen  Gewalt  hatte,  hörte  sie  auf 
oder  fiel  vielmehr  mit  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  zusam- 
men. Denn  die  Zehnmänner  waren  durchgehends  von  der  Be- 
rufung an  das  Volk  entbuuden  und  konnten  jedes  Vergehen, 
also  auch  diejenigen,  welche  gegen  ihre  eigene  Unverletzlichkeit 
begangen  wurden,  selbständig  strafen.  Wäre  die  von  ihnen  er- 
strebte Staatsverfassung  zu  dauernder  Geltuug  gekommen,  so 


a)  Vergl.  oben  S.  72  und  unten  Gap.  9. 

b)  Siebe  unsere  Darstellung  S.  305. 
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hätte  es  fortan  keine  ausserordentliche  Criminalgeriehtsbarkeit 
weiter  gegeben ; aber  sie  lebte  wieder  auf,  als  nach  dem  Sturze 
>ler  Decem virn  die  alte,  auf  Trennung  der  Stände  gegründete, 
Regierung  wieder  hergestellt  wurde:  die  Veränderungen,  welche 
sie  dabei  erfuhr,  werden  wir  später  schildern.  Indessen  aus 
dieser  Zeit,  als  die  Zehnmänner  unbeschränkt  über  den  Staat 
regierten,  stammt  eine  schon  hier  zu  erwähnende  Verordnung. 
Sie  wird  von  Cicero,  der  sie  auch  für  seiuen  Musterstaat  an- 
üiniDit , in  folgenden  Worten  aufgestellt:  „Uelier  das  caput  eines 
Bürgers  soll  man  ausser  vermittelst  der  grössten  Comitieuver- 
«mmlung  und  jener , welche  die  Ceusoreu  den  Abteilungen  des 
Volkes  zugewiesen  haben,  keinen  Antrag  machen.”1)  Dass 
suter  der  grössten  Comitienversammlung  die  Centuriatcomitien 
irrstauden  werden,  ergiebt  sich  mit  voller  Sicherheit  sowohl  aus 
den  Zusatze  Cieeros  von  der  Einteilung  des  Volkes  durch  die 
'ensoreu  als  auch  aus  zwei  andern  Erwähnungen  derselben  Vor- 
*hrift,  in  denen  ausdrücklich  die  Centurien  genannt  werden. b) 
^ fragt  sich  nur,  woher  der  Ausdruck  „grösste  Comitienver- 
■nomlung”  kommt.  Ich  glaube,  er  bezeichnet  nicht  nur  die 
%de  und  die  höchste  Gewalt  , welche  allerdings  die  Centurien 
taten,  sondern  auch  wirklich  die  am  meisten  besuchte  Volks- 
versammlung. Dies  waren  die  Centuriatcomitien,  nicht  sowohl 
oeshalb,  weil  an  ihnen  die  Vornehmen  und  Wohlhabenden  Theil 
n nehmen  pflegten,  welche  bei  den  Tributversammlungen,  wo 
ihre  Stimme  doch  wenig  vermochte , auch  später  meist  fehlten, 
sondern  auch  weil  die  Consuln  gesetzlich  die  Macht  hatten,  den 
Besuch  derselben  zu  erzwingen:  wie  wichtig  aber  gerade  bei 
richterlichen  Volksversammlungen  ein  zahlreicher  Besuch  der- 
*riben  für  die  Geltung  und  die  Richtigkeit  des  Urtheils  war, 
haben  wir  an  einer  andern  Stelle  ausgeführt. c)  Deshalb  war 

a)  Cic.  de  leg.  Ul.  4,  11  de  capite  civis  nisi  per  lnaximum  comitiatum 
«otque,  ijuos  censores  in  partibus  populi  locassint , ne  ferunto. 

b)  Cic.  de  leg.  111,  19,  44  Ferri  de  singulis  nisi  eeuturiatis  cornitiis 
aoloerunt.  Descriptus  enim  popul us  ceusu,  ordinibus,  aetatibus  plus  adhi- 
Oet  ad  suffragium  consilii  quam  fuse  in  tribus  convocatus;  id.  p.  Sest.  30, 
® cum  et  sacratis  legibus  et  XII  tabulis  sanctuiu  esset,  ut  neve  privile- 
■1U®  irrogari  liceret  neve  de  eapite  nisi  cornitiis  centuriatis  rogari. 

e)  Vergl.  oben  S.  154. 
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auch  seit  dem  Valerischen  Provocationsgesetze  im  ordentlichen 
Criminalprocesse  die  Centurieuversammlung  als  oberste  Behörde 
für  die  Bestrafung  von  Bürgern  eingesetzt:  nur  bei  den  ausser- 
ordentlichen tribunicischen  Anklagen  war  im  Kampfe  der  Stände 
eine  gleiche  Befugniss  für  die  Tributcomitien  erzwuugeu  worden, 
und  doch  hatte  man  dabei  die  Einschränkung  durch  einen  vor- 
hergehenden Senatsbeschluss  für  nöthig  erachtet.  Jetzt  wurde 
durch  allgemeinen  Rechtsgrundsatz  die  Gewalt  in  Capitalsachen 
den  Tribus  genommen  und  den  Centurien  allein  zugesprochen, 
und  da  dieser  auch  später  in  Geltung  blieb,  folgte  daraus  eine 
nicht  unwesentliche  Verminderung  der  tribunicischen  Gewalt 
Dieselbe  konnte  nur  durchgeführt  werden  zur  Zeit  der  Zehn- 
männer, als  diese  selber  die  tribunicische  Gewalt  besassen  und 
das  Streben  der  ganzen  Bevölkerung  auf  Beseitigung  der  Tren- 
nung nach  Ständen  ging:  vorher  und  nachher  wäre  sie  unfehl- 
bar durch  die  Tribunen  gehindert  worden  und  es  muss  selbst 
Wunder  nehmen,  dass  sie  bei  der  Herstellung  der  alten  Verfas- 
sung bestehen  blieb.  Cicero  erwähnt  an  einer  Stelle , wo  er  von 
den  Einrichtungen  der  Volksgerichte  spricht,  als  Anordnung  der 
Vorfahren:  es  dürfe  nicht  eine  Capitalstrafe  mit  einer  Geld- 
strafe verbunden  werden.*)  Der  Sinn  dieser  Anordnung  ist 
etwas  dunkel.  Es  kann  nicht  der  sein,  dass  ein  zu  Capital- 
strafe Verurtheilter  nicht  auch  hätte  zu  einer  Geldstrafe  verur- 
theilt  werden  sollen;  denn  nach  stehender  Römischer  Sitte  war 
die  schwerste  Capitalstrafe  immer  mit  Einziehung  des  Vermö- 
gens verbunden.  So  scheint  die  Bedeutung  vielmehr  zu  sein,  dass 
Niemand  wegen  ein  und  derselben  Sache  sowohl  in  einem  Capital- 
processe  vor  den  Centurien,  als  auch  in  einem  Geldprocesse  vor 
den  Tribus  angeklagt  werden  dürfe.  Dies  ist  niemals  geschehen 
und  man  darf  annehmeu,  dass,  als  die  Volksgerichtsbarkeit  von 
den  Zehnraännern  unter  die  beiden  Arten  von  Volksversamm- 
lungen vertheilt  wurde , eine  solche  Bestimmung,  welche  zu 
grosse  Härte  verhüten  sollte,  getroffen  wurde.  Eine  andere 


a)  Cic.  de  dom.  17,  45  Nam  cum  tarn  moderata  iudicia  populi  sint  a 
maioribus  constituta,  primuiu  ut  ne  poena  capitis  com  pecunia  couiuo- 
gatur. 
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wahrscheinliche  Wirkung  dieser  Bestimmung  werden  wir  später 
erwähnen.  Das  übrige  Verfahren  dagegen  in  einem  Volksge- 
richte, wie  es  in  späterer  Zeit  bestand , mit  seinen  drei  Anklage- 
tenninen scheint  erst  nach  den  Decemvim  oder  vielmehr  aus 
andern  Verhältnissen  entstanden  zu  sein. 

Indessen  noch  eine  auf  das  Volksgericht  bezügliche  Bestim- 
mung wird  durch  die  Ueberlieferung  ausdrücklich  auf  die  zwölf 
Tafeln  zurückgeführt.  Cicero  spricht  dieselbe,  wo  er  für  seinen 
Musterstaat  Gesetze  entwirft,  so  aus:  „Privilegien  soll  man  nicht 
beantragen."*)  Aber  was  unter  Privilegien  zu  verstehen  sei, 
darüber  herrscht  die  grösste  Meinungsverschiedenheit  unter  den 
neueren  Gelehrten.151)  Die  Alten  selbst  geben  leider  geringen 
Anhalt  für  die  Erklärung.  Cicero  in  der  Erläuterung  der  von 
ihm  aufgestellten  Gesetze  preist  zuerst  die  Weisheit  der  Vorfah- 
ren und  sagt  dann:  „sie  wollten  nicht,  dass  gegen  einzelne 
Menschen  Gesetze  beantragt  würden;  denn  das  ist  ein  Privile- 
gium, die  ungerechteste  Sache,  welche  es  geben  kann,  da  die 
Bedeutung  eines  Gesetzes  darin  liegt , dass  es  ein  Beschluss  und 
Befehl  für  Alle  ist."b)  Er  betrachtet  also  ein  Privilegium  als 
eine  Unterabtheilung  eines  Gesetzes  und  läugnet  die  Gerechtig- 
keit eines  Privilegiums,  weil  dessen  Eigenschaft  nicht  zu  dem 
Grundbegriffe  eines  Gesetzes  passe.  Die  Eigentümlichkeit  aber 
eines  Privilegiums  setzt  er  darin , dass  es  gegen  Einzelne  erlas- 
sen würde.152)  Das  liegt  an  den  beiden  angeführten  Stellen 
Cieeros,  sowohl  in  dem  Verbum  b'rogare , welches  er  an  der 
ersten  braucht,  als  in  dem  Ausdruck  der  zweiten,  in  der  er 
vou  dem  Beantragen  von  Gesetzen  gegen  Einzelne  spricht.  Also 
nicht  um  Begünstigungen  oder  Ehrenbezeugungen  handelt  es 
«ich:  dass  diese  durch  ein  Gesetz  Einzelnen  zu  Theil  wurden, 
war  notwendig  und  häufig.  Wenn  Scipio  oder  Pompejus  durch 
ein  Gesetz  eine  besondere  Provinz  oder  den  Oberbefehl  angewie- 


a)  Cic.  de  leg.  III,  4,  11  Privilegia  ne  irroganto. 

b)  Cic.  de  leg.  II,  19,  44  In  privos  (denn  so  muss  es  beisseu,  nicht 

pnvatos)  homines  leges  ferri  noluerunt ; id  est  enitn  privilegium , quo  quid 
wl  iniustius?  cum  legis  haec  vis  sit,  ut  sit  scitum  et  iussum  in  omnes. 

'ergl.  Cic.  p.  dom.  17,  43  Vetant  leges  sacratae,  vetant  XII  tabulae  leges 

Pons  houiinibus  irrogari;  id  est  enim  privilegium. 
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sen«  bekamen,  oder  Jemand,  der  sich  um  den  Staat  verdient 
gemacht  hatte,  das  Bürgerrecht  erhielt,  so  waren  das  Gesetze 
über  einzelne  Bürger,  nicht  über  alle,  und  doch  ist  es  Nieman- 
dem jemals  eingefallen,  dergleichen  als  ungerecht  zu  betrachten 
und  zu  verbieten.  Aber  das  Wesentliche  eines  Privilegiums 
kann  auch  nicht  an  eine  vorhergehende  gerichtliche  Untersuchung 
geknüpft  werden:  es  giebt  Gesetze,  welche  Bestrafung  ohne  eine 
solche  anordnen  und  umgekehrt  lassen  sich  Privilegien  denken, 
welche  eine  Untersuchung  bestimmen.  Z.  B.  das  Plebiscit  vom 
heiligen  Berge  erlaubte  den  Volkstribuneu  au  denjenigen,  welche 
sich  an  ihnen  vergriffen,  unmittelbar  ohne  gerichtliche  Unter- 
suchung die  härteste  Strafe  zu  vollziehen  und  doch  wird  dies 
Niemand  eiu  Privilegium  nennen,  weil  es  gegen  Alle  dawider 
handelnden  gerichtet  war.  Wo  Tacitus  vom  Ursprünge  und 
von  der  Entwickelung  der  Gesetze  spricht,  schildert  er  die 
Zuchtlosigkeit  , welche  darin  nach  Sullas  Zeit  einriss  und  er- 
wähnt gerichtliche  Untersuchungen,  welche  nicht  mehr  im  Allge- 
meinen; sondern  gegen  Einzelne  beantragt  worden  seien.*)  E.< 
ist  kein  Zweifel,  dass  er  damit  die  Privilegien  bezeichnen  wilL 
die  wegen  ihrer  Ungerechtigkeit  durch  die  zwölf  Tafeln  verboten 
waren,  hauptsächlich  die  gegen  Cicero  durchgesetzte  Verbannung 
und  doch  erwähnt  er  dabei  gerichtliche  Untersuchung.  Ebenso- 
wenig wird  mau  es  ein  Privilegium  nennen  dürfen,  wenn  Je- 
mand für  ein  Verbrechen,  das  er  begangen,  dem  ordentlichen 
Richter  entzogen  und  durch  ein  Gesetz  einer  ausserordentlichen 
Gerichtsbehörde  zugewiesen  wird.  Freilich  haben  die  Gegner 
solcher  Massregeln  im  Einzelnen  versucht,  den  Begriff  so  weit 
auszudehnen , wie  z.  B.  die  Freunde  Milos , als  gegen  diesen 
wegen  der  Ermordung  von  Clodius  ein  besonderes  Gesetz  zur 
Anordnung  des  Processes  gegeben  werden  sollte,  behaupteten, 
dies  sei  ein  Privilegium  und  deshalb  un gesetzlich, b)  oder  Cicero 
selbst  das  Gesetz,  welches  der  Volkstribun  L.  Libo  gegen  Sen. 


a)  Tae.  Aun.  111,  27  iamque  non  modo  in  commune,  sed  in  singulos 
liomines  latae  quaestiones. 

b)  Ascon.  in  Cie.  p.  Mil.  p.  37; 
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Galba,  deu  Prätor  von  Lusitanien,  beantragte,  einem  Privile- 
gium ähnlich  nannte.“) 

Zu  einem  wirklichen  Privilegium  gehört,  wie  ich  glaube, 
ausser  der  Bezeichnung  eines  Einzelnen  durch  das  Gesetz  betrof- 
feuen  noch , dass  an  ihm  dasjenige  als  Vergehen  angesehen  und 
mit  Strafe  belegt  wird,  was  bei  Andern  ohne  Strafe  bleibt.  Als 
uueh  Vertreibung  der  Könige  die  Volksversammlung  die  höchste 
richterliche  und  gesetzgebende  Macht  im  Staate  ohne  die  Ein- 
schränkung durch  ein  stehendes  Oberhaupt  erhielt,  musste  den 
Körnern  einfallen,  wie  leicht  dieselbe  zum  Verderben  einzelner, 
hervorragender  Börger  gemissbraucht  w'erden  könnte:  die  Grie- 
chischen Freistaaten  boten  Beispiele  genug  für  diesen  Missbrauch 
dar.  Ohne  eine  Schuld  auf  sich  geladen  zu  haben , konnten 
durch  den  allmächtigen  Volkswillen,  dem  es  an  Werkzeugen  nicht 
fehlte,  die  besten  Männer  aus  Parteileidenschaft  verbannt  oder  sonst 
gestraft  werden.  Mit  Recht  preist  deshalb  Cicero  die  Weisheit  der 
Vorfahren,  welche,  ohne  die  Ausschreitungen  zu  ahnen,  denen 
sich  das  Volk  später  unter  der  Leitimg  ehrsüchtiger  Volkstribu- 
nen liingab,  dennoch  durch  das  allgemeine  Verbot  solcher  gegen 
Einzelne  gerichteten  Gesetze  für  die  Freiheit  und  Sicherheit  der 
Einzelnen  sorgte.  Erfuhr  er  doch  selbst  die  Wirkung  eines 
solchen  Privilegiums,  als  gegen  ihn  wegen  Hinrichtung  der  Ca- 
tilinarischen  Verschworenen  die  Verbannung  ausgesprochen  wurde- 
Er  selbst  nennt  das  Gesetz , wodurch  dies  geschah , unbedenklich 
ein  Privilegium  und  deshalb  ungesetzlich  und  ungültig b),  An- 
dere hielten  es  nicht  dafür,  weil  sie  eine  Verletzung  der 
Sitte  durch  Cicero  anuahmen  und  in  dem  Strafgesetze  gegen  ihn 
nur  die  Veränderung  des  gerichtlichen  Verfahrens  für  ein  an 
sich  strafbares  Vergehen  erblickten.  Es  war  ein  Privilegium  nach 
der  Absicht  von  Clodius,  [dem  es  nur  auf  die  Bestrafung  von 
Cicero  allein  ankam;  sonst  war  es  der  Form  nach  keines,  da 
«s  für  alle  ähnlich  Handelnden  eine, gleiche  Strafe  festsetzte:  ein 
offenbares  Privilegium  wäre  es  gewesen,  wenn  die  Worte  des 


c)  Cic.  Brut.  23,  89. 

b)  Cie.  de  leg.  II,  19,  45;  p.  Seat.  30,  65;  ad  Att.  Ul,  15,  5;  de  dom. 
17.  43. 
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Gesetzes  wirklich  so  gelautet  hätten,  wie  Cicero  es  einmal  dar- 
stellt: „ob  ihr  wollt  uud  befehlt,  dass  M.  Tullius  nicht  im 
Staate  sein  soll  und  seine  Güter  mir  gehören."’  *)  So  leicht  war 
es,  das  Gesetz,  welches  in  bester  Absicht  gegeben  und  seit  der 
ältesten  Zeit  in  Geltung  war,  zu  umgehen.  Denn  dass  es  nicht 
eine  Erfindung  der  Zehnmänner  war  uud  in  den  zwölf  Tafelu 
nicht  zum  ersten  Male  aufgestellt  wurde,  kann  kein  Zweifel  sein. 
Zweimal  erwähnt  Cicero b),  die  „geheiligten  " Gesetze  uud  die 
zwölf  Tafeln  verböten  die  Privilegien,  unter,  den  „geheiligten' 
Gesetzen  können  aber  nur  die  unmittelbar  nach  Errichtung  der 
Republik  oder  die  auf  dem  heiligen  Berge  erlassenen  verstanden 
werden.  Hier  muss  mau  au  die  erstem  denken,  als  eben  da* 
einzige  Privilegium,  welches  die  Römische  Geschichte  kennt 
der  Verbannungsbeschluss  gegen  den  König  Tarquinius  uud  seine 
Familie  gefasst  war.  Ich  finde  sogar  bald  nach  dem  Ständever- 
trage  einen  Fall,  wo  jenes  Verbot  seinen  Eiufluss  äusserte,  näm- 
lich den  Process  Coriolans.  Als  der  Senat  ihn  nach  langen  Ver- 
handlungen gestattete,  verlangte  er  doch,  dass  Coriolan  wegen 
eines  bestimmten,  an  sich  strafbaren,  Vergehens  vor  Gericht 
gestellt  würde. c)  Es  wäre  ein  Privilegium  gewesen , wenn  die 
Frage  an  das  Volk  gelautet  hätte,  ob  Coriolan  verbannt  werden 
sollte  oder  nicht:  es  war  ein  gewöhnliches  Verfahren,  wenn  es 
sich  darum  handelte , ob  er  ein  Verbrechen  begangen  hätte  oder 
nicht.  Aehnlich  war  es  bei  allen  früheren  und  späteren  tribuni- 
eischen  Anklagen. 


a)  Cic.  de  dom.  17,  44  Velitis  iubeatis  ut  M.  Tullius  in  civitate  ne  sit 
bonaque  eius  ut  mea  sint. 

b)  Cic.  de  dom.  17.  43,  welche  Stelle  kurz  zuvor  angeführt  ist:  ebenso 
p.  Sest.  30,  65,  über  die.  S.  365  zu  vergleichen.  Dass  an  der  letzte» 
Stelle  die  Erwähnung  der  „geheiligten’  Gesetze  sich  nur  auf  die  Privile- 
gien bezieht , ergiebt  sich  aus  dem  daselbst  Gesagten. 

c)  Vergl.  oben  S.  261  flgd. 
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Viertes  Capitel. 

Gesetze  der  zwölf  Tafeln  Ober  Mord , über  Diebstahl.  Zwei  Arten  des- 
selben and  Veränderung  der  Strafen  in  späterer  Zeit.  Gesetze  Ober 
falsches  Zengniss,  Ober  politische  Schmähgedichte , Ober  Amtsverbrechen. 

Wir  kommen  zu  den  Vorschriften,  welche  die  zwölf  Tafeln 
über  das  Recht  selbst  gaben,  zu  den  Rechtsgrundsätzen,  welche 
sie  aufstellten.  Hierin  können  sie  im  Allgemeinen  noch  weni- 
ger Neues  verordnet  haben , als  im  Processverfahren ; denn  seine 
Können  lassen  sich  leichter  von  dem  Herkommen  ablöseu  als  das 
Bewusstsein  von  der  Straffälligkeit  der  Handlungen  oder  die 
Sitte  der  Strafen.  Dennoch  nahm  man  einige  Aenderuugen  vor 
und  zwar  der  Art,  dass  man  die  Strenge  der  alten  Gebräuche 
und  religiösen  Satzungen  milderte.  Wir  können  dies  im  Allge- 
meinen aus  einer  Bemerkung  Ciceros  schliessen,  die  sich  unter 
den  Bruchstücken  seiner  Bücher  über  den  Staat*)  findet.  Er 
sagt,  die  zwölf  Tafeln  hätten  sehr  wenige  Sachen  mit  Todes- 
strafe belegt.  Dies  kann  er  nicht  in  Bezug  auf  seine  Zeit  mei- 
nen, in  der  die  Schonung  des  Lebens  von  Römischen  Bürgern 
bis  zu  tadeluswerther  Nachlässigkeit  ging,  sondern  nur  in  Be- 
zug auf  die  frühere,  ihm  bekannte,  uns  ziemlich  unbekannte, 
Gesetzgebung.  Interessant  ist  es,  damit  eine  Erörterung  bei  Gel- 
lius b)  zu  vergleichen.  Der  Philosoph  Favorinus  und  ein  Rechts- 
gelehrter  Ser.  Caeeilius  unterhalten  sich  über  den  allgemeinen 
Character  der  Decemviralgesetzgebung.  Jener  nennt  sie  in  man- 
chen Stücken  hart,  in  andern  zu  milde,  der  letztere  vertheidigt 
sie.  Ein  bestimmtes  Urtheil  wird  nicht  ausgesprochen,  wahr- 
scheinlich weil  Gellius  selbst  schwankend  war. 

Das  Gesetz  über  Mord  scheint  durch  die  zwölf  Tafeln  keine 
wesentliche  Veränderung  erfahren  zu  haben.  Seit  dem  Beginn 
des  Staates  gab  es  ein  Gesetz,  welches  den  Mord  der  Privat- 


a)  Cic.  de  rep.  lib.  IV  bei  Augustin,  de  eivit.  dci  II,  9 Nostrae  contra 
üuudecim  tabulae  cum  perpaucas  res  capite  sanxissent,  in  bis  hanc  quoque 
»ocieudam  putaverunt. 

b)  Gell.  XX,  1. 
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rache  oder  dem  Vergleiche  der  Familien  entzog  und  als  eine 
das  Gemeinwohl  angehende  Staatsangelegenheit  betrachtete.  Diese 
Bedeutung  liegt  in  der  uns  überlieferten  Nachricht,  dass  Romu- 
lus  oder  Numa  jeden  Mord  als  Vatermord  (parricidium)  betrach- 
tet hätte.*)  Das  soll  nicht  heissen,  der  Mörder  solle  vor  das- 
selbe Gericht  gestellt  werden  wie  der  Vatermörder;  denn  unter 
den  Königen  gab  es  nur  ein  Gericht  für  alle  Verbrechen  und 
Privatstreitigkeiten:  auch  nicht,  der  Mörder  solle  dieselbe  Strafe 
erleiden  wie  der  Vatermörder;  denn  wir  wissen,  dass  es  seit 
uralten  Zeiten  eine  besondere,  mit  religiösen  Cerimonien  ver- 
bundene, Strafe  für  den  Vatermord  gab.  Es  kann  nur  bedeu- 
ten, jeder  Mord  solle  ein  Verbrechen  sein,  das  von  Staatswegeu 
geahndet  werden  müsse.153)  Aber  zugleich  unterschied  man 
auch  schon  den  beabsichtigten , vorsätzlichen  Mord  von  dem  zu- 
fälligen Todschlag:  das  beweist  das  angeführte  Gesetz  Numas.k) 
Für  diesen  Fall  war,  wie  erzählt  wird,  eine  religiöse  Cerimonic 
zur  Sühnung  der  Blutschuld  angeordnet')  Es  scheint  nicht,  dass 
die  zwölf  Tafeln  an  den  Strafen  dieses  Verbrechens  oder  an  der 
Sühnung  des  unabsichtlichen  Todschlags  etwas  geändert  haben: 
wir  wissen  nur'1),  dass  in  ihnen  eine  Strafe  für  Mord  bestimmt 
war;  ob  dabei  der  Begriff  parricidium  angewendet  wurde,  wird 
nicht  überliefert.  Aber  es  scheint,  als  ob  jetzt  ein  wichtiger 
Punkt  bei  der  Betrachtung  des  Verbrechens  zuerst  zur  Geltung 
gekommen  ist,  obgleich  der  dafür  gebräuchliche  juristische  Aus- 
druck sich  noch  nicht  nachweisen  lässt  Früher  unterschied  man 
nur  Mord  und  unabsichtlichen  Todschlag;  jetzt  fand  man  eine 
neue  Unterscheidung.  Cicero  macht  in  einem  Bruchstücke  der 


a)  Plut.  Rom.  22  ffitov  xö  — niaav  dvSpo-.povtav  rotxpoxxovtav  rpox- 
Et-Etv;  Paulus  p.  221  s.  v.  parricidii  quaestoros:  Nam  parricida  non  uti- 
que  is,  qni  parentem  occidissct,  dicebatur,  sed  qualemcunque  horninen 
indemnatum.  lta  fuisse  iudicat  lex  Numae  Poinpilii  regis,  hia  composita 
verbis:  Si  qui  homiuem  liberum  dolo  seien»  morti  duit,  parricida»  esto. 

b)  Vergleiche  die  Erörterung  oben  S.  133. 

c)  Serv.  ad  Virg.  Ecl.  IV,  43  mit  den  Verbesserungen  von  Huscht« 
Analect.  litter.  p.  375. 

d)  Aus  Plin.  nat.  hist.  XVIII,  12,  welcher  erwähnt,  dass  ein  Dieb  ai 
Feldfrüchten  härter  bestraft  wurde  als  ein  des  Mordes  (homicidimn)  Heber 
führter. 
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Rede  für  M.  Tullius1)  die  Bemerkung,  Jemand,  der  einen  Andern 
unabsichtlich  getödtet  habe,  verdiene  Verzeihung;  dennoch  hät- 
ten die  Vorfahren  demselben  nicht  Verzeihung  angedeihen  lassen, 
wie  sich  aus  dem  Gesetze  der  zwölf  Tafeln  ergebe:  „wenn  die 
Waffe  mehr  der  Hand  entflogen  ist  als  geworfen.’*  Man  muss 
daraus  folgern , dass  auch  bei  unabsichtlicher  Tödtung  wenigstens 
unter  gewissen  Umständen  eine  Bestrafung  stattgefunden  hat. 
Nun  ist  es  aber  nicht  möglich,  dass  ein  Grund  zur  Bestrafung 
gefunden  wurde,  wenn  nur  Zufall  die  Tödtung  veranlasst  hatte: 
gegen  diese  Anschauung  sprechen  Ciceros  Worte  selbst.  Frei- 
lich wurde  immer,  sobald  eine  geringere  Strafe  als  der  Tod 
eintrat,  zugleich  ein  Sühnopfer  dargebracht  an  Stelle  der  nicht 
stattfindeuden  Vergeltung  und  in  dem  betreffenden  Gesetze  der 
zwölf  Tafeln,  wissen  wir,b)  wurde  es  angeordnet.  Daraus  wird 
wahrscheinlich,  dass  in  ihnen  schon  der  Begriff  der  culpa , einer 
trotz  der  Unabsichtlichkeit  dennoch  stattfindenden  Schuld  des 
Tödtenden  anerkannt  wurde:  er  war  vielleicht  nicht  so  ausge- 
bildet und  wissenschaftlich  ausgeführt  als  in  der  späteren  Zeit, 
aber  dass  er  dennoch  in  den  Anfängen  vorhanden  war,  darf 
um  so  weniger  Wunder  nehmen,  da  wir  den  Begriff  von  dolos 
schon  von  der  frühesten  Zeit  des  Staates  an  entwickelt  finden. 
Gewöhnlich  nimmt  man  jetzt  an,  die  culpa  als  Quelle  der 
Strafbarkeit  des  Todschlags  in  der  Mitte  zwischen  dolus  und 
casus  stehend,  sei  erst  in  der  Kaiserzeit  beachtet  worden,  den 
früheren  Gesetzen,  namentlich  denen  Sullas  unbekannt  geblie- 
ben; aber  da  wir  ein  unmittelbares  Zeugniss  dafür  nicht  haben, 


a)  Cic.  p.  Tüll.  51  Quis  est,  cui  magis  ignosoi  conveniat,  quoniam  me 
aü  Xll  tabulas  revocas , quam  si  quis  quem  imprudens  occiderit?  Nemo, 
»pinor.  llaec  enim  tacita  lex  est  humanitatis,  ut  ab  homine  consilii,  non 
fortunae  poena  repetatur.  Tarnen  huiusce  rei  veuiam  maiores  non  dedc- 
nmt.  Nam  lex  est  in  XFI  tabulis:  si  telum  manu  fugit  magis  quam  iecit. 

b)  Cic.  Top.  17,  64  Quae  autem  fortuna  (fiunt),  vel  ignorata  vel  vo- 
luntaria.  Nam  iacere  telum  voluntatis  est;  ferire  quem  nolueris,  fortunae. 
Ex  quo  aries  subiicitur  ille  in  vestris  actionibus  si  telum  mann  fugit 
oagis  quam  iecit  Vergl.  Cic.  de  orat.  111,  39,  158;  Aug.  de  lib.  ar- 
bbi.  I,  4,  9.  Damit  ist  zu  vergleichen  über  das  Opfer  des  Widders  die 
»chon  oben  angeführte  Stelle  bei  Serv.  ad  Virg.  Ecl.  IV,  43;  ferner  Serv. 
^ Virg.  Georg.  III,  387;  Festus  p.  347  und  351. 
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wird  man  nach  den  dargestellten  Verhältnissen  diese  Entwicke- 
lung deR  Rechtes  schon  den  zwölf  Tafeln  zuschreiben  müssen.154) 

Heber  den  Diebstahl  (furtum)  haben  wir  Verhältnissen ässig 
ausführliche  Anordnungen  in  den  zwölf  Tafeln  überliefert,  sechs 
Bruchstücke,  welche  uns  über  die  Behandlung  dieses  Verbrechens 
in  der  älteren  Zeit  des  Römischen  Staates  Auskunft  geben.  Es 
war  damals  noch  zum  Theil  ein  Criminalverbrechen  und  wurde 
mit  harter  Strafe  geahndet : in  der  spätem  Zeit  der  Republik  ging 
es  in  ein  Privatverbrechen  über , das  mit  Geldstrafe  gebüsst  wurde, 
und  dieser  Uebergang  in  der  Betrachtung  desselben,  wenngleich 
wir  ihn  geschichtlich  in  Bezug  auf  den  Zeitpunkt  und  die  Veran- 
lassung der  Veränderung  nicht  nachweisen  können,  ist  doch  in- 
teressant, weil  er  ein  Beispiel  von  der  allgemeinen  Milderung 
der  Strafen  durch  die  während  der  Republik  fortschreitende 
Entwickelung  des  Strafrechtes  darbietet.  Der  Begriff  von  Dieb- 
stahl wurde  in  den  zwölf  Tafeln  nicht  näher  bestimmt:  das 
überliess  man  der  Kunst  der  Rechtskundigen  und  dem  Gebrauche. 
Bei  den  verschiedenen  Begriffsbestimmungen,  welche  spätere 
Juristen  Vornahmen*),  wird  keiner,  der  sich  in  den  zwölf  Tafeln 
fände,  erwähnt  und  doch  würde  er  sicherlich,  als  besonderes  An- 
sehn geniessend,  angeführt  werden.  Dagegen  die  Arten  des 
Diebstalds  wurden  sorgfältig  geschieden.  Vor  Allem  trennte 
man  den  ertappten  Diebstahl  (furtum  manifestum)  von  dem 
nicht  ertappten  Diebstahl  (furtum  nec  manifestum)*'),  bestimmte 
aber  die  Begriffe  der  beiden  Arten  nicht  genau;  denn  dies  be- 
weisen die  verschiedenen  Erklärungen  späterer  Rechtskundigen, 
welche  von  den  zwölf  Tafeln  schweigen.')  Die  thatsächliehe 
Folge  davon  war,  dass  man  den  Begriff  des  auf  der  That  er- 
tappten Diebstahls  sehr  weit  ausdehnte,  und  die  zw’ölf  Tafeln 

a)  Man  sehe  besonders  Gell.  XI,  18,  der  mit  Vorliebe  die  Quellen  des 
ältesten  Rechtes  zu  berücksichtigen  pflegt. 

b)  Gell.  XI,  18,  7 Nam  furem,  qui  manifesto  furto  prehensus  esset 
und  § 15  Aliis  deinde  furti»  Omnibus , quae  nec  manifesta  appellantur. 
poenam  iraposuerunt  dupli;  Gai.  III,  189  Poena  manifesti  furti  ex  lege  XII 
tabularuin  capitalis  erat;  § 190  Nec  manifesti  furti  poena  per  legem  Xll 
tabularum  dupli  irrogatur. 

* c)  Man  sehe  Gaius  III,  184,  der  die  Meinungen  verschiedener  Juristen 

brt;  Ulpian  und  Paulus  in  Dig.  1.  3 — 6 defurt.  (XLV1I,  2);  Paul.  II,  31, 2. 
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zaben  dazu  selber  Anlass,  da  sie  z.  B.  verordneten , dass  dazu 
zerechnet  werden  sollte,  wenn  jemand  durch  eine  unter  bestimm- 
te Formen  vollzogene  Haussuchung  entdeckt  worden  wäre.*) 
Die  Formen  dieser  Haussuchung  scheinen  dem  Attischen  Rechte 
nachgebildet,  das  bekanntlich  vorschrieb,  der  Nachsuchende 
sollte  die  Haussuchung  ohne  Oberkleid,  im  blossen  Unterkleide 
' ^nehmen : sie  beruhten  darauf,  dass  dem  Betrüge  desjenigen, 
fer  die  Haussuchung  hielt,  vorgebeugt  werden  sollte.155)  Ob  die 
Haussuchung  nur  auf  Befehl  eines  Beamten  und  im  Beisein  von 
Zagen  vorgenommen  werden  darf,  wird  von  den  zwölf  Tafeln 
lieht  ausdrücklich  berichtet;  doch  ist  es  wahrscheinlich,  da  es 
in  späterer  Zeit  so  Sitte  war.5)  Dieser  Unterschied  zwischen 
dem  auf  der  That  ertappten  und  dem  nicht  ertappten  Diebstahl  ist 
Sr  das  ganze  Römische  Criminalrecht  bemerkenswert!!.  Man 
»das  nicht,  ob  er  schon  in  den  Zeiten  vor  den  zwölf  Tafeln 
galt  oder  erst  von  diesen  erfunden  wurde ; aber  sicher  ist  es, 
fass  er  später  auch  bei  andern  Verbrechen  beobachtet  wurde, 
»L«  man  die  harten  von  den  Zehnmännern  eingesetzten  Strafen 
n mildern  suchte.  Denn  dem  auf  der  That  ertappten  Diebe 
spricht  z.  B.  der  auf  der  That  ertappte  Mörder  oder  auch 
Hjenige,  welcher  den  Mord  eingesteht,  und  ähnlich  ist  es  bei 

übrigen,  selbst  politischen  Verbrechern.  Wie  mau  den  Be- 
griff des  ertappten  Diebes  sehr  weit  auffasste  und  auch  denjenigen 
darunter  begriff,  bei  dem  nur  ein  starker,  auf  bestimmte  Um- 
wände gegründeter  Verdacht  das  Verbrechen  zur  höchsten  Wahr- 
v beinlichkeit  erhob  und  dabei  der  Erklärung  der  Rechtskundi- 
gen einen  weiten  Spielraum  liess,  ebenso  machte  man  es  auch 
Hei  andern  Verbrechen,  wo  bei  Eingeständnis^  oder  sogenanntem 
Ertappen  auf  der  That  ein  kürzeres  Verfahren  und  härtere 
''träfe  stattfand.  Freilich  hatte  dieser  Grundsatz  auch  allgemein 
■las  Läugnen  und  Verheimlichen  der  Verbrechen  zur 'Folge. 

a)  Gaiu»  III,  192  (Lex)  hoc  solum  praecipit , ut  qui  quaerero  vclit, 
«raduj  quaerat,  linteo  cinctus , lancem  haben»,  qui  si  quid  invenerit,  iubet 
•d  I«  furtum  manifestum  esse.  Gell.  XI,  18;  XVI,  10;  Paulus  p.  117  s. 
'•  lance  et  licio.  Es  hängt  damit  auch  die  actio  furti  prohibiti  zusammen, 
üto  welche  Gaius  III,  188  und  192  spricht. 

b)  Plaut.  Merc.  III,  4.  79,  wo  zwar  nicht  von  eigentlichem  Diebstahl, 

doch  von  einem  ähnlichen  Verh&Itniss  die  Rede  ist 
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Eigenthümlich  ist  es  nämlich  der  Römischen  Rechtsansobau- 
ung,  dass  der  auf  der  That  ertappte  Dieb  oder  deijenige,  welcher 
als  solcher  betrachtet  wird,  eine  härtere  Bestrafung  findet  als 
der  nicht  auf  der  That  ertappte:  von  den  zwölf  Tafeln  und  dem 
Diebstahl  ging  dieser  Grundsatz  auf  das  gesammte  republicanisohe 
Recht  über.  Er  findet  sich  nicht  im  Griechischen  Recht,  ist 
auch  nach  unsere  Begriffen  nicht  in  der  Natur  der  Sache  be- 
gründet. Gefährlicher  ist  offenbar  deijenige  Dieb,  welcher  sich 
weder  ertappen  lässt  noch  seine  Schuld  eingesteht,  der  nur  auf 
mittelbare  Weise  verurtheilt  werden  kann:  er  müsste  also  stär- 
ker bestraft  werden.  Um  die  verschiedene  Ansicht  der  Römer 
zu  erklären,  hat  man  theils  subjective,  in  der  Person  des  Be- 
stohlenen liegende,  Gründe  aufgesucht:  die  härtere  Bestrafune 
des  ertappten  Diebes  sei  eine  Belohnung  für  die  Wachsamkeit  des 
Bestohlenen  oder  sie  entspreche  dem  durch  die  Ergreifung  auf- 
geregten Rachegefühl  desselben;  theils  hat  man  einen  Ausdruck 
von  Gellius*),  der  einmal  von  der  „unerträglichen  Frechheit  de« 
ertappten  Diebes“  spricht,  dazu  gebraucht,  um  daraus  eine  ganz 
besondere  Anschauung  der  Römer  zu  beweisen.156)  Ich  glaube, 
sie  wurden  nur  durch  die  Erkenntniss  geleitet,  dass  jedes  Cr- 
theil,  welches  auf  Umstände  hin  gefällt,  nicht  durch  Ergreifung 
auf  der  That  oder  Eingeständnis  gleichsam  bestätigt  wird,  un- 
sicher ist  und  dem  Irrthum  unterliegt.  Deshalb  wollten  sie  in 
diesem  Falle  nicht  die  volle  Strafe  anwenden.  Die  eigentliche 
Strafe  des  Diebstahls  ist  diejenige,  welche  den  ertappten  Dieb 
trifft : diejenige,  welche  dem  nur  vor  Gericht  schuldig  Befundenen 
zu  Theil  wird,  ist  eine  ausserordentliche,  der  Unsicherheit  des 
menschlichen  Urtheils  angemessen.  Darin  zeigte  sich  die  mildere 
Rechtsanschauung  der  zwölf  Tafeln,  welche  vielleicht  eben  diese 
Sitte  erst  in  das  Römische  Recht  eiuführteu.  wenigstens  sie  aus- 
bildeten und  bestimmt  abfassten.  Dass  sie  später  auf  alle  Ver- 
brechen übertragen  wurde,  haben  wir  schon  erwähnt:  wir  wer- 
den sie,  wo  wir  von  dein  Processe  sprechen,  weiter  zu  behandeln 
haben. 

Die  zwölf  Tafeln  verordneten,  der  nächtliche  Dieb  dürfe 


•)  GelL  XX,  l,  & 
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ohne  Weiteres  getödtet  werden»):  der  am  Tage  auf  der  That 
prtappte  Dieb  nur,  wenn  er  sich  mit  einer  Waffe  vertheidigte 
und  der  Bestohlene  sich  Zeugen  dafür  herbei  rief. b)  Diese  Be- 
stimmungen, welche  aus  dem  Grundsätze  der  Nothwehr  hervor- 
gegangen sind,  blieben  auch  später,  als  die  Strafe  für  die  übri- 
gen Fälle  des  Diebstahls  verändert  war,  bestehen.  Sonst  war 
die  Strafe  des  auf  der  That  ertappten  Diebes  eine  capitale:  der 
Freie  wird  vor  den  Prätor  geführt,  gepeitscht  und  dem  Bestoh- 
lenen zugesprochen,  um  bei  ihm  die  Strafe  abzuarbeiten,  wobei 
die  Streitfrage  unter  den  Rechtskundigen  war,  wie  diese  Art 
Selaverei  zu  verstehen  sei.  Ein  Sclave,  der  gestohlen,  wurde 
gegeisselt  und  vom  Tarpejischen  Felsen  gestürzt;  dagegen  uner- 
wachsene Knaben  nach  Gutdünken  des  Prätors  mit  Scldägen 
bestraft  und  der  von  ihnen  angerichtete  Schaden  durch  die  An- 
gehörigen einfach  ersetzt/)  Die  Strafe  für  den  nicht  auf  der 
That  ertappten  Dieb  war  nicht  Capital:  sie  betrug  den  doppelten 
Ersatz  des  Gestohlenen.'1)  Indessen  die  capitale  Strafe  für  den 
auf  der  Tliat  ertappten  Diebstahl  war  in  den  zwölf  Tafeln  nicht 
als  Nothwendigkeit  aufgestellt.  Im  ältesten  Recht  mag  dies 
der  Fall  gewesen  sein,  wenngleich  wir  darüber  keine  Nachricht 
haben;  aber  wahrscheinlich  ist  es  und  würde  der  Rechteent- 
wickelung, wie  sie  in  den  Griechischen  Staaten  bekanntlich  ge- 


a)  Die  Worte  des  Gesetzes  selber  finden  sich  bei  Macrob.  Sat.  1,  4 
Si  nox  furtum  factum  sit,  si  im  oecisit,  iure  caesus  esto;  der  Inhalt  wird 
angegeben  von  Cic.  p.  Tüll.  47,  Gell.  X,  18:  Cic.  p.  Mil.  3 (Quintil.  Inst, 
orat,  V,  14,  18;  V,  10,  88);  Senec.  controv.  X,  6;  Collat,  VII,  2;  August, 
quacst.  sup.  exod.  22. 

b)  Cic.  p.  Tüll.  50  Furem,  hoc  est  praedonein  et  latronem,  luce  occidi 
vctant  XII  tabulae ; cum  intra  parietes  tuos  hostem  certissiinum  tencas, 
nisi  sc  telo  defendit,  inquit,  etiamsi  cum  telo  venerit,  nisi  utotur  telo  eo 
ac  repugnabit,  non  occides.  Quodsi  repugnat,  endoplorato,  hoc  est  concla- 
mato,  ut  aliqui  audiant  et  conveniant.  Cf.  1.  54  § 2 Dig.  de  furt.  (XLVII, 

2):  Paulus  s.  v.  p.  77. 

c)  Gell.  XI,  18  Ex  eeteris  autem  manifestis  furibus  liberos  verberari 
addicique  iusserunt  ei,  cui  furtum  factum  esset  — servos  item  furti  mani- 
festi  prehensos  verberibus  affici  et  e saxo  praeeipitari,  sed  pueros  impube- 
r*s  praetoris  arbitratu  verberari  voluerunt  noxamque  ab  his  factam  sarciri, 

Gaios  UI,  189;  Serv.  ad  Virg.  Aen.  VIII,  205:  Isid.  Orig.  V,  26. 

d)  Gaius  m,  189. 
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schehen  ist,  entsprechen.  Man  muss  annehmen,  dass  die  Straf? 
der  zwölf  Tafeln  für  den  auf  der  That  ertappten  Dich  aus  zwei 
Theilen  bestand,  ans  der  körperlichen  Züchtigung  und  dem  er- 
zwungenen Abarbeiten  des  angerichteten  Schadens.  Hätte  man 
den  ersten,  ans  alter  Zeit  stammenden  Tbeil  als  eine  Sühne  oder 
als  ein  Abbüssen  des  Unrechts  gegen  den  Staat  betrachtet,  so 
wäre  es  schwer  gewesen,  ihn  abzuschaffen.  wenigstens  sicherlich 
eine  religiöse  Feierlichkeit  an  seine  Stelle  getreten.  Er  sollte 
aber  nur  ein  Zucht-  und  Abschreckungsmittel  sein:  deshalb  konn- 
ten die  Decemvim,  in  dem  Streben  nach  Milderung  der  am 
häufigsten  vorkommenden  Strafen,  an  seine  Abschaffung  denken, 
wenigstens  den  Weg  angeben,  wie  er  unter  Beihülfe  einer  mil- 
deren Sitte  allmälig  abgeschafft  werden  konnte.  Sie  erlaubten 
nämlich  einen  Vertrag  zwischen  dem  Bestohlenen  und  dem 
Diebe*),  d.  h.  nicht  einen  privatim  unter  jenen  Beiden  abzn- 
schliesseijden ; denn  ein  solcher  war  natürlich  immer  erlaubt  ge- 
wesen und  erst,  wenn  er  nicht  zu  Stande  kam , eine  Anzeige 
bei  dem  Beamten  möglich;  sondern  der  Prätor  selbst  erhielt 
die  Befugniss,  einen  solchen  zu  vermitteln.  Dann  fiel  die  capi- 
tale  Strafe,  die  körperliche  Züchtigung,  fort,  und  zur  Abschrek- 
kung  wurde  die  Geldbusse  auf  das  Doppelte  von  dem,  was  den 
nicht  auf  der  That  ertappten  Dieb  traf,  mithin  auf  das  Vierfache 
der  gestohlenen  Sache  bestimmt b)  Die  Beamten  selbst  hatten 
ein  Interesse  daran,  einen  solchen  Vergleich  zu  fordern,  damit 
sie  nicht  bei  körperlicher  Bestrafung,  Provocation  und  Befragung 
der  Volksversammlung  eintreten  zu  lassen  brauchten.  Wann 
diese  Veränderung  vor  sich  gegangen  ist,  wissen  wir  nicht:  wahr- 
scheinlich geschah  sie  allmälig,  indem  die  Prätoren  durch  ihr 
jährliches  Edict  zuerst  in  leichteren,  am  Ende  in  allen  Fällen 
die  Nothwendigkeit  des  Vergleiches  einführten.  Freilich  wurde 
dadurch  die  Ungleichheit,  die  bei  der  Strafe  des  Diebstahls 
zwischen  dem  begüterten  und  dem  armen  Diebe  bestand, 


a)  Ulpian  1.  7 § 14  Dig.  de  pactis  (II,  14):  Nam  et  de  furto  pacisci 
lex  permittit. 

b)  Gaius  III,  189  Pontes  improbata  est  asperitas  poenae  et  tarn  es 
servi  persona  quam  ex  liberi  quadnipli  actio  praetoris  edicto  eonstituta  est 
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noch  weiter  aasgedehnt : jener  konnte  die  Geldstrafe  bezahlen 
und  kam  damit  frei,  dieser  wurde  angehalten,  durch  sclavisehe 
Arbeit  die  Geldbusse  zu  ersetzen.  Dass  ein  der  Schuldkneeht- 
shaft  ähnliches  Verhältnis  der  unvermögenden  Diebe  zu  den 
von  ihnen  Bestohlenen  noch  in  den  besten  Zeiten  der  Republik 
Mand,  wissen  wir  aus  einem  Zeugnisse  des  älteren  Cato: 
.Privatdiebe  brächten  ihr  Leben  in  Riemen  und  Banden  hin, 
öffentliche  Diebe  in  Gold  und  Purpur.''*)  Näheres  über  dies  Ver- 
hältaiss  ist  uns  nicht  bekannt:  es  war  sicherlich  nicht  immer 
dasselbe  und  änderte  sich  mit  der  fortschreitenden  Bildung  und 
Wohlhabenheit. 

Die  Römer  erkannten  die  in  der  Natur  der  Verhältnisse 
fegende  Schwere  und  Gefährlichkeit  der  Verbrechen  sehr  wohl 
rad  suchten  solche  durch  schwere  Strafen  zu  verhüten.  Man 
'•iennt  dies  aus  den  Bestimmungen  der  zwölf  Tafeln  über  den 
Dhküebstahl.  Die  Feldfrüchte  sind  schwerer  zu  hüten  als  ande- 
re Eigenthum , der  Diebstahl  an  ihnen  schwerer  zu  entdecken : 
»I»  stellten  die  Römer  dieselben  unter  den  religiösen  Schutz 
fei  Ceres.  „Wer  heimlich  bei  Nacht  mit  dem  Pfluge  geschaffene 
Fricht  abweidet  oder  abschneidet,  hiess  es  in  den  zwölf  Tafeln, 
«fl,  wenn  es  ein  Erwachsener  ist,  Capitalstrafe  erleiden,  der 
(eres  geweiht,  aufgehängt  und  getödtet  werden:  ein  nicht  Er- 
hobener soll  nach  Gutdünken  des  Prätors  gegeisselt  und  der 
vhaden  doppelt  ersetzt  werden." b)  Es  war  also  die  Todesstrafe 
tarier  als  bei  Mord.  Obwohl  nichts  darüber  berichtet  wird,  so 
M doch  kein  Zweifel,  dass  diese  Strafe  nur  bei  dem  auf  der 
Itet  ertappten  Felddiebstahl  galt:  bei  dem  durch  gerichtliches 
ribeil  festgestellten  trat  vielleicht  eine  höhere  Geldbusse  als 
- anderm  Diebstahle  ein.  Ebenso  kann  kein  Zweifel  sein,  dass 
ck  zwölf  Tafeln  auch  in  diesem  Falle  einen  Vergleich  zwischen 

»)  Ans  der  Rede  Catos  de  praeda  inilitibus.dividunda  angeführt  von 
i XI.  18  Pures  privatorum  furtorum  in  nervo  atque  in  eompedibus  aeta- 
agunt,  fures  publici  in  auro  atque  in  purpurn. 

b)  Plin.  nat,  hist.  XVIII,  12  Frugein  quidem  aratro  quaesitam  furtim 

pavisse  ac  secuissc  puberi  XII  tabulis  capital  erat  suspeusumque  Ce- 
'vn  Mcari  iubebant,  gravius  quam  in  hoinicidio  convictum , impubem  prae- 
’ab*  arbitrato  verberari  noxaeque  duplionem  decerni. 
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dem  Diebe  und  dem  Bestohlenen  gestatteten,  und  das  spätere 
Recht  von  dieser  Möglichkeit  ausgehend  die  barbarische  Strafe 
rler  Vorzeit  beseitigte:  die  Zehnmänner  hatten  das  alte  Herkom- 
men beibehalten.  Noch  eine  andere  Nachricht  über  die  Bestra- 
fung eines  hiermit  in  Verbindung  stehenden  Verbrechens  haben 
wir.  Gajus  in  seiner  Erklärung  der  zwölf  Tafeln*)  erwähnt, 
„wer  ein  Haus  oder  einen  neben  dem  Hause  gelegenen  Haufen 
Getreide  in  Brand  steckt,  solle  gebunden,  gepeitscht  und  mit 
Feuer  getödtet  werden,  wenn  er  es  wissentlich  und  mit  Absicht 
gethan  hätte:  wenn  aus  Zufall,  d.  h.  aus  Nachlässigkeit,  so  hätte 
er  den  Schaden  zu  ersetzen  oder  w'ürde,  wenn  er  das  nicht  im 
Stande  wäre,  leichter  bestraft”.  Daraus  darf  man  schliessen, 
dass  sich  eine  Bestimmung  über  Brandstiftung,  vielleicht  auch 
über  Verbrenuen  von  Getreide,  in  den  zwölf  Tafeln  fand:  die 
Bemerkung  von  Gajus  über  die  Strafe  scheint  sich  auf  eine  an- 
dere Zeit  zu  beziehen. ,M)  Für  die  Sorgsamkeit,  mit  welcher 
die  Lehre  vom  Diebstahl  von  den  Zehnmännern  behandelt  war. 
zeugt  auch  die  von  ihnen  gegebene  Vorschrift,  welche  dir 
Verjährung  einer  gestohlenen  Sache  verbot. h)  Ferner  gegen  da 
Hehler  gaben  sie  ein  Gesetz  (furtum  conceptum ),  wobei  sie  je- 
doch den,  welcher  im  rechtlichen  Besitze  war,  schützten  (furtum 
oblatum) c) : umfassten  auch  andere  Verhältnisse,  welche,  da 
der  Begriff  des  Diebstahls  von  ihnen  sehr  weit  aufgefasst  war. 
vielfach  im  städtischen  und  ländlichen  Leben  vorkamen d):  sie 
ordneten  die  alten  Gebräuche,  überall  jedoch  mildernd  und  den 
Weg  der  Entwickelung  angebend.  Freilich  im  Einzelnen  kann 
man  dies  wegen  der  mangelhaften  Ueberlieferung  nur  mit  vielen 
und  unsichern  Muthmassungen  nachweisen. 

a)  Gaius  in  1.  9 Dig.  de  incendio  (XLV1I,  9):  Qui  aedes  acervumv? 
frunienti  iuxta  domum  positum  combusserit , vinctus , verberatus  igni  necan 
iubetur,  si  modo  seien«  prudensque  id  eominiserit , si  vero  casu , id  es* 
negligentia,  aut  noxam  sarcire  iubetur  aut,  si  minus  idoneus  sit,  levius 
castigatur. 

b)  Gaius  II,  45. 

c)  Gaius  III,  186,  187.  191. 

d)  Dig.  de  tigno  iuncto  (XLVll,  3):  § 29  Inst  de  rer.  div.  (II,  1): 
I.  23  § 6 Dig.  de  rei  vindie.  (VI,  1);  1.  7 § 10  Dig.  de  acq.  rer.  doo 
(XLI,  1). 
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ßei  einem  andern  Verbrechen  kennen  wir  zufällig  einen  Fall 
ans  der  Zeit  vor  den  zwölf  Tafeln.  Gellius*)  erwähnt  beiläufig, 
auf  falsches  Zeugniss  hätten  die  Zehnmänner  Todesstrafe,  näm- 
lich Herabstürzen  vom  Tarpejischen  Felsen,  gesetzt,  wahrschein- 
lich dieselbe  Strafe,  welche  schon  früher  gegolten  hatte.  Indes- 
sen M.  Volscius  Fictor,  durch  dessen  falsches  Zeugniss  Kaeso 
^uinctius  vemrtheilt  worden  war,  wurde,  wie  uns  berichtet 
wird,  wegen  dieses  Verbrechens  nur  zur  Verbannung  verurtheilt.1') 
Entweder  gestattete  das  Gesetz,  wenn  kein  Eingeständniss  des 
Angeklagten  erfolgte,  eine  leichtere  Bestrafung  desselben  oder 
« waren  politische  Gründe,  welche  machten,  dass  Volscius  mit 
Verbannung  davon  kam.  Die  Quästoren,  welche  ihn  auklagten, 
mochten  an  wirkliche  Todesstrafe  denken  und  den  Angeklagten 
deshalb  in  Haft  nehmen  wollen.  Die  Volkstribunen  aber  ver- 
hinderten sie  und  gewährten  ihm  die  Möglichkeit,  durch  frei- 
willige Verbannung  der  Strafe  zu  entgehen:  eine  eigentliche  Ver- 
Wnung  fand  demnach  nicht  statt.  Später  nach  der  Zeit  der 
zwölf  Tafeln  kam  wahrscheinlich  die  Todesstrafe  für  falsches 
Zeugniss  ab,  zumal  wenn  dasselbe  nicht  zu  capitaler  Verurthei- 
,mg  Anderer  geführt  hatte:  immer  indessen  blieb  es,  wie  man 
ans  der  spätem  Gesetzgebung  erkennt,  ein  Criminalverhrechen. 
Den  Eid,  sagt  Cicero'),  hätten  die  alten  Römer  für  das  festeste 
Band,  um  das  Wort  zu  fesseln,  gehalten:  dies  bewiesen  die 
Gesetze  in  den  zwölf  Tafeln,  dies  die  geheiligten  Gesetze. 
Vielfach  also  wurde  in  jenen  zur  Ermittelung  der  Wahrheit  der 
fid  vorgeschrieben.  Dennoch  hören  wir  nicht  von  einer  Strafe 
des  Meineides  im  Allgemeinen:  er  war  dem  Gewissen  der  Ein- 
zelnen und  der  Rache  der  Götter  überlassen. 

Dies  sind  die  gewöhnlichen  Criminalverhrechen,  von  deren 


a)  Gell.  XX,  1,  53  Au  puta.s  — si  uon  iila  etiam  cx  XII  tabulis  de 
tetünoniis  falsis  poeua  abolevissot,  et  si  uunc  quoque,  ut  antea,  qui  fal- 
nun  testiuionium  dixisse  convictus  esset,  e saxo  Tarpeio  deiieeretur,  men- 
btaros  fuisse  pro  testimonio  tarn  inultos  quam  videinus? 

b)  Vergl.  unsere  Darstellung  oben  S.  294. 

c)  Cic.de  off.  111,  31,  111  Nullum  enim  vinculum  ad  astriugendain  fidem 
rerurando  maiores  artius  esse  voluerunt.  Id  indicant  lege»  in  XU  tabulis, 

i-dicaut  saeratae. 
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Behandlung  in  den  zwölf  Tafeln  wir  Kunde  haben:  es  kommen 
dazu  politische  und  Amtsverbrechen.  Denn  auf  die  ersteren 
muss  man  beziehen  das  von  Cicero*)  angeführte  Gesetz:  „wenn 
Jemand  ein  Spottlied  gesungen  oder  ein  Gedicht  verfasst  hätte, 
das  einem  Andern  Schande  oder  Schmach  brächte,  so  solle  das 
ein  Capitalverbrechen  seiu".  Es  bezieht  sich  dasselbe  nicht  auf 
wörtliche  Beleidigungen,  welche  ein  Bürger  dem  andern  zufügte: 
darauf  konnte  unmöglich  Capitalstrafe  gesetzt  werden.  Denn 
selbst  auf  thätliche  Beleidigungen,  welche  mit  Körperbesebädi- 
gung  verbunden  waren,  setzten  die  zwölf  Tafeln  keine  Criminal- 
strafe,  sondern  nur  eine  Entschädigung b)  oder  leichte  Geldstrafe.1) 
Wahrscheinlich  wurden  wörtliche  Beleidigungen  gar  nicht  be- 
straft; erst  in  späterer  Zeit  sah  sich  der  Prätor  veranlasst,  durch 
sein  Edict  ein  Verfahren  über  dieselben  einzusetzen,  und  selbst 
dann  war  dabei  eine  wesentliche  Bedingung,  dass  sie  gegen  die 
„gute  Sitte”  geschehen  seien , eine  Bedingung,  wodurch  gewöhn- 
liche Schimpfreden  von  gerichtlicher  Verfolgung  ausgeschlossen 
wurden. d)  Der  Ausdruck  „ein  Spottlied  singen“  (ocemUm 
heisst  es  Lateinisch)  muss  sich  auf  eine  bestimmte  Römisch 
Sitte  beziehen,  politischer  Unzufriedenheit  Luft  zu  machen,  von 
welcher  Sitte  sich  die  bekannte  Gewohnheit  herschreibt,  weldf 
den  Soldaten  am  Tage  des  Triumphes  gestattete,  auf  ihre  Feld- 
herrn Spottlieder  zu  singen.  Man  darf  also  die  Erklärung,  welche 
Festus')  von  occentare  giebt , nicht  missverstehen : er  deutet  au. 
dass  die  alte  Sitte  zu  seiner  Zeit  nicht  mehr  bestehe  und  sa?t 
richtig,  occentare  bedeute  Schimpfreden  ausstossen,  laut  und  mit 
einer  Art  von  Gesang.  Daraus  folgt  nicht,  occentare  sei  jedes 
laute  uud  öffentliche  Schimpfen.  Dies  ergiebt  sich  selbst  aus 

a)  Cic.  de  rep.  IV  bei  Augustin,  de  civ.  dei  II,  9 Nostrae  contra  XII 
tabulae  cum  perpaucas  res  capite  sanxissent,  in  his  hanc  quoque  sancien- 
dam  putaverunt,  si  quis  occcntavisset  sive  carmcu  condidisset,  quod  inf.o 
miam  facerct  flagitiiunve  alteri. 

b)  Festus  p.  363  s.  v.  talionis;  Gell.  XX,  1,  14. 

c)  Gaius  III,  223;  Gell.  XX,  1,  12. 

d)  1.  15  Uig.  de  iniur.  (XLVII,  10). 

e)  Festus  p.  181  Occentassint  antiqui  dicebaut,  quod  nunc  convioiuw 
fecerint  diciinus,  quod  id  dare  et  cum  quodam  canore  fit,  ut  procul  «- 
audiri  possit , quod  tnrpe  habetur,  quia  non  sine  causa  fieri  putatur. 
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dem  Zusammenhänge,  in  welchem  Cicero  das  Deeemviralgesetz 
anluli rt.  Er  spricht  vorher  von  der  Zügellosigkeit  der  Griechen, 
bei  denen  die  Comödiendiehter  volle  Freiheit  hatten,  alle  Staats- 
männer zu  verspotten"),  dagegen  Plautus  und  Naevius  hätten 
die  Römischen  Staatsmänner  in  ihren  Gedichten  nicht  tadeln 
dürfen.  Wesentlich  also  für  den  Begriff  des  Verbrechens  ist  die 
politische  Beziehung,  weniger,  wie  es  scheint,  dass  es  gerade 
Gedichte  sind,  durch  welche  es  begangen  wird,  wenngleich  Ci- 
cero sie  auch  an  einer  andern  Stelle  so  nennt» b)  Natürlich  indes- 
sen ist  es,  dass  solche  Schmähgedichte  nicht  auf  gewöhnliche 
Bürger  gesungen  werden:  nur  diejenigen,  welche  eine  öffentliche 
Stellung  einnehmeu , werden  öffentlich  getadelt.  So  diente  das 
Gesetz,  wenn  gleich  sein  Wortlaut  auf  alle  Bürger  insgesainmt 
ging,  doch  hauptsächlich  zum  Schutze  der  Beamten  und  Staats- 
männer. Als  Strafe  bestimmte  es  gegen  die  Dawiderhaudelnden 
Prügel"),  eine  Strafe,  welche  sonst  nur  bei  Vergehen  von  Sol- 
daten vorkommt  : es  scheint  in  ihr  zu  liegen,  dass  sie  wegen 
Beleidigungen  Höherstehender  angewendet  wird.  Verschieden 
sind  daher  die  zwei  uns  überlieferten  Fälle,  wo  Comödien- 
dichter  einen  andern  Dichter  namentlich  auf  der  Bühne  verspot- 
tet hatten:  der  eine  den  Dichter  Lucilius,  der  andere  den  Dich- 
ter L.  Accius.  Der  erste  wurde  freigesprochen,  der  andere  ver- 
urteilt.'1) Hier  handelte  es  sich  um  einen  gewöhnlichen  Injurien- 
process  und  selbst  diesen  wollte  der  eine  Richter  bei  einer  bloss 
literarischen  Streitigkeit  nicht  zulassen.158) 

Ebenfalls  politische  Beziehung  hatte  das  Gesetz,  von  dem 
wir  leider  nur  durch  einen  unzuverlässigen  Schriftsteller c)  Kunde 


a)  In  dieser  Verbindung  erwähnt  das  Zwölftafelgcsctz  auch  der  Scho- 
llst zu  Pers.  I,  137. 

b)  Cic.  Tuscul.  IV,  2,  4.  Vergl.  Horat.  Sonn.  II,  1,  80  und  dazu  die 
Scholiasten. 

c)  Porphyr,  ad  Ilor.  Ep.  II.  1,  152  Fustuarium  supplicium  constitutum 
"rat  in  auctorem  earminum  infamium ; Scholiast  zu  Pers.  I,  137. 

4)  Auct  ad  Heren.  II,  13,  19  C.  Gaelius  iudex  absolvit  iniuriarum 
^ qui  Lucilium  poctam  in  scaena  nominatim  laeserat,  P.  Mucius  eum, 
HUi  L.  Accium  poetara  nominaverat , condemnavit. 

«)  Declain.  in  Gat.  19  Primum  XII  tabulis  cautum  esse  cognoseimus, 
M Hn>s  in  urbe  coetus  nocturuos  agitaret. 
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haben,  das  nächtliche  Versammlungen  verbot,  politische  nämlich, 
welche  auf  den  Staat  einen  Einfluss  ausüben  konnten  und  solche 
gerade  werden  um  die  Zeit  des  Ständekampfes  öfters  erwähnt.  •) 
Dass  indessen  diese  Nachricht  richtig  ist,  wissen  wir  aus  andern, 
wenngleich  leisen  Andeutungen,  wie  z.  B.  noch  Cicero  dem  er- 
wählten Volkstribunen  P.  Servilius  Rullus  als  ungesetzliches 
Verfahren  bei  den  Vorbereitungen  zu  seinem  Ackergesetze  vor- 
wirft, er  habe  Privatleute  zu  Rathe  gezogen  und  nächtliche  Ver- 
sammlungen gehalten. b)  Es  hängt  diese  Bestimmung  mit  einer 
andern  zusammen,  welche  die  zwölf  Tafeln  gegen  unerlaubte 
Verbindungen  (collegia  et  sodalida  illicita)  enthielten:  vou  ihr 
haben  wir  eine  dürftige  Nachricht  in  einem  Bruchstücke  aus  Ga- 
jus‘  Commentare  über  die  zwölf  Tafeln. r)  Es  heisst  in  ihm, 
die  Genossen  einer  erlaubten  Verbindung  dürften  sich  Gesetze 
geben,  welche  sie  wollten,  wenn  sie  dabei  nur  keine  Bestim- 
mung der  öffentlichen  Gesetze  verletzten , und  dann  bemerkt 
Gajus  mit  Anführung  der  Griechischen  Worte,  es  sei  diese  An- 
ordnung aus  den  Gesetzen  Solons  entnommen.  Aber  ausserdem 
war  noch  uraltes  Römisches  Gesetz,  dass  überhaupt  nur  diejeni- 
gen Verbindungen  gestattet  waren,  welche  von  Alters  her  durch 
das  Herkommen  geheiligt  waren,  ausser  ihnen  nur  diejenigen, 
welche  zu  religiösen  Zwecken  stattfauden,  oder  solche,  die  be- 
stimmte andere  Bedingungen  erfüllten.  Wir  haben  von  diesen 
Verhältnissen  zwar  erst  aus  Ciceronischer  Zeit  genauere  Kunde, 
wo  P.  Clodius  durch  die  von  ihm  gestifteten  politischen  Klubs, 
welche  er  durch  ein  besonderes  Gesetz  zu  erlaubten  machte,  die 
grössten  Unruhen  im  Staate  hervorrief;  aber  es  ist  kein  Zwei- 
fel, dass,  wenngleich  die  spätere  Zeit  manche  neue  Bestimmun- 
gen über  das  Einzelne  brachte,  doch  die  Hauptzüge  dieser  Ge- 
setzgebung sich  schon  in  den  zwölf  Tafeln  fanden.  Ueber  die 

a)  Liv.  II,  28  und  32. 

b)  Cic.  de  leg.  agrar.  II,  5,  12  latere«  non  desistebant  elani  iuter  se 
convenire , privates  quosdam  adliibere , ad  suos  coetus  oceultos  uoctem  ad- 
iungere  et  solitudinem. 

e)  1.  4 Dig.  de  eolleg.  et  corp.  (XLVll,  22) : His  autem  (sodalibus)  po- 
testatein  facit  lex,  pactionem  quam  velint  sibi  ferre,  dum  ne  quid  ex  pu- 
blica lege  corrumpant. 
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•Strafe  der  Dawiderhandelnden  wird  nichts  gemeldet:  später  war 
sie  capital*)  und  bei  der  Strenge,  welche  die  Römische  Gesetz- 
gebung gegen  politische  Vergehen  überhaupt  zeigte,  werden  wir 
eben  dieselbe  auch  schon  für  die  zwölf  Tafeln  annehmen 
dürfen. m) 

Es  ist  zu  bedauern,  dass  wir  über  das  Verbrechen  der  per- 
dueliio  nur  sehr  wenig  aus  den  zwölf  Tafeln  wissen.  Wir  haben 
mir  die  Nachricht,  es  hätte  in  ihnen  gestanden,  wer  einen  Feind 
eiTegt  oder  einen  Bürger  einem  Feinde  in  die  Hände  gegeben 
hätte,  sollte  mit  dem  Tode  bestraft  werden b),  eine  dürftige 
Nachricht,  die  noch  dazu  nicht  nach  dem  Wortlaute  überliefert 
ist.  Denn  der  Feind  wird  in  ihr  hont  in  genannt,  während  wir 
wissen,')  dass  in  den  zwölf  Tafeln  die  Bezeichnung  dafür  per- 
dutüis  war,  hostie  aber  einen  Fremden  bedeutete.  Es  muss  aber 
der  Begriff  perduellio , die  Handlung  eines  Kriegsfeindes  oder 
eines  solchen,  der  ihm  gleich  geachtet  wird,  sowohl  in  früherer 
als  in  späterer  Zeit  viel  mehr  umfasst  haben : unter  den  Königen 
z.  B.  war,  wie  der  Process  gegen  P.  Horatius  beweist,  perduel- 
lio das  Verbrechen  desjenigen,  der  einen  gerichtlich  nicht  ver- 
nrtheilten  Bürger  getödtet  hatte-)  und  dieser  Begriff’  blieb  bis 
in  die  späten  Zeiten  der  Republik  bestehen,  wie  mau  aus  C. 
fiabirius’  Process  erkennt,  muss  sich  also  auch  in  den  zwölf 
Tafeln  gefunden  haben.  Daher  ist  es  gekommen,  dass  in  dem 
ausserordentlichen  Verfahren  vor  dem  Volksgerichte  perduellio 
eine  allgemeine  Bedeutung  erhielt  für  jedes  Capitalverbrechen, 
worüber  wir  später  handeln  werden,  lieber  Amtsverbrechen 
enthielten  die  zwölf  Tafeln  sehr  strenge  Gesetze.  Wir  können 
dies  aus  einem  schliessen,  welches  von  Gellius')  angeführt  wird: 


a)  Ulpian.  L 2 Dig.  de  colleg.  et  corpor.  (XLVU,  22). 

b)  Marciau.  1.  3 Dig.  ad  leg.  Iul.  rnai.  (XLVIII,  3):  Lex  XU  tabularuui 
mbet  euru  qui  hostem  concitaverit  quive  civem  hosti  tradiderit,  capite 
poniri. 


c)  Gic.  de  off.  I,  12. 

d)  S.  oben  S.  96  und  132. 

e)  Gell.  XX,  1,  7 Nisi  duram  esse  legem  putas,  quae  iudicem  arbi- 
tnwive  iure  datum,  qui  ob  rem  dicendam  peeuniam  accepisse  coDvictus 
es»,  capite  punitur. 
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„ein  von  dem  Beamten  gegebener  Richter  oder  Schiedsrichter, 
der  überführt  würde,  für  seinen  Spruch  Geld  genommen  zu 
haben,  solle  mit  dem  Tode  bestraft  werden.”  Eine  solche  Be- 
stimmung war  nothwendig,  da  das  Verfahren  sowohl  in  Civil- 
als  auch  zum  Theil  in  Criminalsachen  auf  der  Entscheidung  der 
von  den  Beamten  den  Parteien  gegebenen  Richtern  beruhte:  es 
traf  dies  aber  nur  die  Senatoren,  aus  denen  allein  die  Richter 
genommen  wurden.  Man  fragt,  welche  Bestimmungen  in  Be- 
treff der  Beamten  selbst  getroffen  wurden.  Sie  konnten  nicht 
geringer  bestraft  werden;  aber  es  ist  nicht  wahrscheinlich , dass 
über  sie  ein  besonderes  Gesetz  vor  den  zwölf  Tafeln  bestand. 
Denn  die  Consuln  waren  an  die  Stelle  der  Könige,  die  nicht 
verantwortlich  waren,  getreten  und  man  hört  von  keiuem  Ge- 
setze, wonach  sie  vor  die  ordentlichen  Gerichte  hätten  gezogen 
werden  können.  Der  einzige  Fall  von  der  Verurtheilung  eines 
Beamten  in  früherer  Zeit  ist  der  von  Sp.  Gassius  und  diese  fand 
wegen  Strebeus  nach  Alleinherrschaft  statt“),  eines  Verbrechens, 
das  von  den  ersten  Consuln  aufgestellt  und  mit  der  härtesten 
Strafe  bedroht  worden  war.  Um  eine  durchgängige  Verantwort- 
lichkeit der  Consuln  herbeizuführen,  waren  die  ausserordentlichen 
Anklagen  durch  die  Volkstribunen  zugelassen  worden,  welche 
eine  Beaufsichtigung  der  Staatsverwaltung  herbeiführten  und  auch 
zur  Bestrafung  von  Bestechlichkeit  dienen  konnten. b)  Im  or- 
dentlichen Gerichtsverfahren  vor  den  Consuln  hätten  sie  nur  nach 
dem  eben  aus  Gellius  angeführten  Gesetze  belangt  werdeu  köu- 
uen.  Denn  es  stammte  sicherlich  aus  der  Zeit  vor-  der  Decem- 
viralgesetzgebuug  und  die  Könige,  als  oberste  Aufseher  der 
Gerechtigkeit,  hatten  eben  so  grosses  Interesse  an  der  Unbestech- 
lichkeit der  von  ilinen  eingesetzten  Richter  gehabt  als  es  später 
die  Consuln  hatten.  Ferner  aber  lautete  das  Gesetz,  welches 
wir  dem  Wortlaute  nach  nicht  kennen,  schwerlich  so,  dass  es 
nur  auf  die  für  den  einzelneu  Fall  bestimmten  Richter  passte: 
ging  es  aber  auf  die  Richter  im  Allgemeinen,  so  traf  es  auch 
die  Consuln,  welche  das  oberste  Richteramt  bekleideten.  Es 


a)  Vergl.  oben  S.  286  flgd. 

b)  Vergl.  die  Darstellung  S.  253. 
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ist  die  Anführung  von  Gellius  zusammenzustellen  mit  einer  Nach- 
richt von  Polybius.*)  Wo  er  den  Carthaginiensiscken  mit  dem 
Römischen  Staate  vergleicht,  erzählt  er,  in  jenem  würden  die 
Beamten  durch  offene  Bestechung  erwählt,  in  diesem  stehe  der 
lud  auf  diesem  Verbrechen.  Die  Todesstrafe  für  Amtserschlei- 
chung erscheint  nirgends  in  der  spätem  Zeit  der  Republik:  Po- 
lybius meint  auch  nur  eine  Capitalstrafe.  Aber  sein  Ausdruck 
beweist,  dass  das  Gesetz  aus  einer  Zeit  stammte,  in  der  Todes- 
strafe und  Capitalstrafe  fast  gleichbedeutend  war:  die  Vermuthung 
liegt  nahe,  dass  es  aus  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  her- 
rührt  und  diese  es  ebenfalls  aus  dem  früheren  Herkommen  ent- 
uummeu  hat.  Nun  pflegten  aber  in  älterer  Zeit  die  Gesetze  über 
Amtserschleichung  und  über  Bestechlichkeit  während  des  Amtes 
verbunden  zu  werden:  erst  allmälig  trennte  man  Beides.  Ver- 
bunden erscheint  es  noch  in  der  Gesetzgebung,  welche  Cicero1*) 
als  Muster  aufstellt.  Er  giebt  das  Gesetz:  „ein  Geschenk  soll 
man  nicht  annehmen  noch  geben  weder  beim  Bewerben,  noch 
beim  Führen  noch  nach  dem  Führen  eines  Amtes"’:  er  umfasst 
damit,  wie  er  selber  erklärt,  die  beiden  Vergehen  des  ambitua 
und  der  Repetunden.  lu  seiner  eigenen  Zeit  fand  diese  Verbin- 
dung bekanntlich  nicht  mehr  statt:  er  muss  sie  also  aus  einer 
frühem  Gesetzgebung  genommen  haben,  wahrscheinlich  aus  den 
zwölf  Tafeln. 160)  Für  diese  gewinnen  wir  so  als  Inhalt  der  Be- 
stimmungen über  Amtsverbrechen,  erstens,  dass  sie  das  Anueh- 
men  aller  Geschenke  sowohl  vor  als  nach  dem  Amte  verboten, 
zweitens  dass  sie  für  den  Uebertreter  Capitalstrafe  festsetzteu, 
drittens  endlich,  dass  sie  vielleicht  besonders  die  vou  Beamten 
für  Entscheidung  von  Processen  eingesetzten  Richter  und  Schieds- 
richter naunten.  Dies  Gesetz  war  nicht  ein  neues,  sondern  aus 
dem  früheren  Herkommen  genommen : es  umfasste , wie  es  bei 
der  Verbindung  der  Amtserschleichung  und  Bestechlichkeit  noth- 


a)  Polyb.  VI,  56  rapd  piv  iiüpa  tpsvepiüt  otöiSvrti  Xap- 

jäa>wat  ti;  apyä; . rapä  5t  ‘Ptupcdoi;  Ba'va-4{  ^<rrt  -tpl  touto  trpötttpov. 

b)  Cie.  de  leg.  III,  4 Dunum  ne  capiunto  neve  danto  neve  petenda 
oeve  gerenda  neve  gesta  potestate.  Quod  quis  earurn  reruni  migrassit, 
uosae  poena  |)ar  est0 ) und  III,  20  Sequuntur  de  captis  pecuiiiis  et  de  avu- 
bitu  leges. 
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wendig  war,  alle  diejenigen,  welche  damals  zu  Aemteni  zuge- 
lassen wurden,  d.  h.  die  gesummten  Fatricier,  die  Plebejer  be- 
rührte es  nicht.  Hieraus  wird  mau  sich  erklären  können,  wie 
der  erste  Consul  Valerius  beim  Erlassen  seines  Provoeationsge- 
setzes  ebenfalls  alle  Fatricier  gewissennassen  als  Beamte  ansall*) 
und  als  solche  bestimmten  Vorschriften  unterwarf,  und  wie  spä- 
ter in  der  ausgebildeten  Republik  der  Begriff  der  Amtsverbrechen 
auf  alle  Senatoren  ausgedehnt  wurde.  Durch  die  gauze  Römische 
Geschichte  geht  diese  Anschauung  von  den  Beamten  und  ihren 
Verbrechen:  mau  kann  sie  nur  verstehen,  wenn  man  ihre  ge- 
schichtliche Entwickelung  von  den  ältesten  Zeiten  au  verfolgt. 


Fünftes  Capitol. 

Die  Strafen  in  den  zwölf  Tafeln.  Die  Todesstrafe  durch  die  Lictorei 
vollzogen,  spater  durch  den  Nachrichter.  Der  Begriff  der  Ehrlosigkeit 
nur  in  seinen  Anfängen  vorhanden.  Religiöse  Verfluchung  bleibt  ohne 
bürgerliche  Folgen.  Character  des  Gesetzbuches.  Gapitale  und  nicht 
capitale  Strafen.  Geldbussen  bei  Unvermögenden,  Arten  der  Hinrichtung, 
Vermögensverlust , Vertilgung  des  Namens.  Andere  capitale  Strafen,  die 
beiden  Arten  von  Verbannung. 

Wir  haben  nach  den  uns  erhaltenen  dürftigen  Bruchstücken 
die  Bestimmungen,  welche  die  Gesetze  der  zwölf  Tafeln  über 
das  Crimiualrecht  enthielten,  zusammeugestellt  imd,  so  viel  als 
möglich,  nachgewiesen,  welcher  Fortschritt  sich  darin  gegen  die 
frühere  Zeit  zeigt,  zum  T heil  auch,  welche  Veränderungen  mit 
den  einzelnen  Anordnungen  in  späterer  eingetreten  sind.  Das 
Ergebniss  ist,  dass  die  Zehnmänner  wenig  eigentlich  Neues  ge- 
schaffen, noch  weniger  aus  fremden  Gesetzgebungen  aufgeuom- 
men  haben:  im  Allgemeinen  enthielten  die  zwölf  Tafeln  die  Zu- 
sammenstellung des  bisherigen  Gerichtsgebrauches,  mochte  sieb 
derselbe  auf  altes  Herkommen  oder  auf  geschriebene  Gesetze 
gründen,  aber  mit  durchgehender  Fortbildung  desselben  in  einem 
milderen , für  die  fortschreitende  Bildung  passenden  Geiste.  Die 


a)  S.  obeu  S.  160  HgU. 
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Deeemvirn  haben  wirklich  das  Lob  verdient,  welches  ihnen  Zeit- 
genossen und  Nachkommen  einstimmig  gezollt  haben.  Wir 
müssen  noch  länger  bei  diesem  Gesetzbuche  Roms  verweilen, 
das,  obwohl  es  das  frühere  Recht  nicht  aufhob,  doch  fortan  die 
Grundlage  des  gesummten  Staatslebens  bildete. 

Wenngleich  wir  sehr  wenig  Bruchstücke  in  einer  dem  Ori- 
ginale sich  annähernden  Form,  vielleicht  keines  in  der  ursprüng- 
lichen haben,  so  erkennen  wir  doch  aus  dem  Inhalte  der  Be- 
stimmungen zweifellos,  dass  die  zwölf  Tafeln  den  Strafen  keinen 
besondern  Abschnitt  widmeten.  Es  war  das  überhaupt  nicht 
Sitte  der  Römischen  Republik:  die  systematische  Behandlung 
des  Rechtes  und  der  einzelnen  Theile  desselben  kam  erst  mit 
dem  Ersterben  des  öffentlichen  Lebens  auf.  Bei  jedem  Vergehen 
wurde  die  Strafe,  welche  auf  demselben  stand,  angegeben:  die 
Deeemvirn  folgten  hierbei  demselben  Grundsatz,  wie  bei  den 
übrigen  Theilen  des  Rechtes,  sie  änderten  nur  wenig,  ihr  Haupt- 
verdienst bestand  in  der  Feststellung  der  durch  die  politischen 
Ereignisse  wankend  gewordenen  Gesetze  und  der  Zusammen- 
stellung derselben,  die  zum  ersten  Male  durch  Volksbeschluss 
als  Staatsrichtsehnur  anerkannt  wurden.  Die  Vollziehung  der 
Strafen  geschah  in  den  ältesten  Zeiten  durch  die  Diener  der  Be- 
amten, d.  h.  durch  die  Lictoren  der  Könige,  dann  der  Consuln; 
deshalb  führten  dieselben  die  Ruthenbündel  und  die  Beile,  um 
sogleich,  wenn  der  Beamte  seinen  Spruch  gothan  hatte,  densel- 
ben vollziehen  zu  können.  Wenngleich  durch  das  Valerische  Pro- 
voeationsgesetz  die  Beile  der  Lictoren  in  der  Stadt  verschwunden 
waren,  erfuhr  doch  das  System  der  Strafvollziehung  dadurch 
keine  Aenderung  und  auch  die  Zehnmänner  haben  eine  solche 
nicht  vorgenommen.  Der  Römische  Grundsatz  war,  dass  der 
Beamte  selbst,  welcher  das  Endurtheil  gesprochen  hatte,  die 
Strafe  vollzog  oder  durch  irgend  einen,  den  er  nach  freiem  Er- 
messen wählte,  vollziehen  liess.  Dies  erkennt  man  besonders  an 
den  Volkstribuneu,  welche  eine  ausserordentliche  Criminalgerickts- 
barkeit  übten.  Wir  finden,  dass  sie  selbst  Hand  an  den  Schul- 
digen legen*);  bald  beauftragen  sie  die  Aedilen,  an  ihrer  Stelle 

a)  Man  vergl.  oben  z.  B.  S.  230. 
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zn  handeln,  bald  schicken  sie  den  Viator,  und  die  von  ihnen 
Beauftragten  handeln  als  Volkstribunen,  geniessen  also  der  tri- 
bunicischeti  Unantastbarkeit.  Dass  die  Diener  der  öffentlichen 
Gerechtigkeit  irgend  ein  eigenes  Amt,  einen  ihnen  besonders 
inwohnenden  Staatsauftrag  hätten,  war  nicht  Römisch.  Zu  ihren 
Lietoren  wählten  die  Consuln  selbständig,  wen  sie  wollten,  und 
dass  sie  ihnen  die  Vollziehung  der  Strafen  auftrugen,  war  na- 
türlich: wahrscheinlich  waren  sie  auch,  so  lange  die  Quästoren 
als  Unterbeamte  der  Consuln  der  Criminalgeriehtsbarkeit  vor- 
standen, die  Vollstrecker  der  gesetzlich  zuerkannten  Strafen. 
Indessen  später  trat  eine  Aenderung  ein:  wo  Todesstrafe  in  Rom 
nöthig  war,  wurde  dieselbe  durch  den  Nachrichter  (camifac) 
ausgeführt:  in  den  Provinzen  vollzogen  auch  später  die  Lietoren 
der  Beamten  Hinrichtungen  und  körperliche  Bestrafungen.  Wann 
diese  Aenderung  vor  sich  ging,  wissen  wir  nicht:  wahrscheinlich 
wurde  sie  allmälig  eingeführt,  als  die  Uli’irt  capitalea  als  Poli- 
zeibehörde und  zur  Vollziehung  der  Körperstrafen  eingesetzt 
wurden;  zu  ihnen  gehörte  der  Nachrichter  als  Unterbeaniter. 
Dadurch  verloren  die  Lietoren  diese  Verpflichtung  zwar  nicht 
rechtlich,  aber  durch  den  Gebrauch.161)  Zugleich  nämlich  kam 
die  Sitte  der  öffentlichen,  auf  dem  Markte  zu  vollziehenden. 
Hinrichtung  ab  und  mit  den  Strafen,  welche  im  Gefängnis* 
oder  an  abgelegenen  Orten  ausgeführt  wurden,  hatten  die  Lieto- 
ren nichts  zu  tliun.  Dass  sie  indessen  rechtlich  immer  als  Voll- 
strecker der  gesetzlichen  Körperstrafen  galten,  tritt  uns  in  einem 
Beispiele  deutlich  entgegen.  Im  Processe,  welcher  gegen  P.  Ho- 
ratius  unter  dem  Könige  Tullus  Hostilius  geführt  wurde,  ist  es 
nicht  zweifelhaft,  dass  die  Lietoren  des  Königs  den  Zweimännem 
zur  Verfügung  gestellt  waren,  um,  wenn  der  Verurtheilte  nicht 
Berufung  an  das  Volk  einlegte,  den  Urtheilsspruch  sogleich  zn 
vollziehen:  das  beweist  die  Formel,  mit  welcher  der  eine  der 
Zweimänner  nach  der  Verurtheilung  den  Verurtheilten  anredet.*) 
In  dem  ähnlichen  Perduellionsprocess , welcher  zu  Ciceros  Zeit 
gegen  C.  Rabirius  geführt  wurde,  waren  die  alten  Formeln  die- 
selben: es  hiess  ebenfalls:  rgeh,  Lictor,  binde  die  Hände;”  aber 

a)  S.  oben  S.  88  flgd. 
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es  war  eben  nur  Formel,  zur  Ausführung  des  Spruches  war 
wenigstens  symbolisch  der  Nachrichter,  welchen  Cicero  in  seiner 
Rede  ausdrücklich  erwähnt*),  zugegen.  Wir  werden  später,  wo 
wir  von  den  Provocationsgesetzen  sprechen,  auf  diesen  Punkt 
zurückkommen.  Der  L’ ebergang  der  Strafvollziehung  vom  Lic- 
tor  auf  den  Nachrichter  ist  gleichbedeutend  mit  dem  Untergänge 
der  öffentlichen,  auf  dem  Markte  zu  vollziehenden  Hinrichtung 
in  die  geheime,  welche  meist  innerhalb  des  Gefängnisses  ausge- 
führt wird.  Dieser  Uebergang  wurde  erleichtert  durcli  die  Rö- 
mische Anschauung,  dass  die  Vollziehung  der  Strafe  Privatsache 
des  Beamten  ist,  und  die  zwölf  Tafeln  haben  diese  Anschauung, 
wie  sie  dieselbe  in  der  Sitte  vorfanden,  beibehalten. 

In  spätem  Zeiten  erscheint  nicht  als  eigentliche  Strafe,  aber 
als  nothwendige  Begleitung  der  Strafe  bei  öffentlichen  Verbre- 
chen, welche  eine  ehrlose  Gesinnung  voraussetzeu  lassen,  die 
Ehrlosigkeit  (infamia).  Ihrer  geschieht  in  den  zwölf  Tafeln 
keine  Erwähnung  und  doch  müsste  sie  in  den  zahlreichen  Bruch- 
stücken, welche  wir  z.  B.  über  den  Diebstahl  haben,  sich  finden. 

Man  muss  daraus  schliessen,  dass  sie  im  alten  Römischen  Recht 
und  auch  in  den  zwölf  Tafeln  unbekannt  war:  der  Begriff  hatte 
sich  noch  nicht  gebildet.  Man  bedurfte  dessen  auch  nicht;  denn 
diejenigen  Verbrechen,  welche  später  mit  Ehrlosigkeit  belegt 
wurden,  fanden  im  älteren  Recht  eine  capitale  Strafe.  Erst  mit 
der  milderen  Rechtsanschauung  fiel  der  in  körperlicher  Züchti- 
gung bestehende  Theil  der  Strafe  fort,  und  die  Ehrlosigkeit, 
welche  mit  derselben  früher  verbunden  gewesen  war,  trat  allein 
hervor.  Dies  war  besonders  bei  dem  Diebstahl,  einem  in  alter 
Zeit  sehr  umfangreichen  Begriffe,  der  Fall;  die  Strafe  dafür  war, 
wie  wir  gesehenb),  in  den  zwölf  Tafeln  Capital;  es  nutzte  nichts, 
die  Ehrlosigkeit,  welche  in  dem  Verluste  der  bürgerlichen  Stel- 
lung nothwendig  inbegriffen  war,  besonders  hervorzulieben : erst 
als  der  Prätor  die  körperliche  Züchtigung  aufgehoben  hatte, 

Blieb  sie  als  Rest  der  alten  Bestrafungsweise  bestehen.  Von 
den  politischen  Verbrechen  fanden  diejenigen,  welche  im  ordent- 

a)  Cic.  p.  C.  Rabir.  4.  11  und  flgd. 

b)  Vergl.  oben  S.  377. 
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liclieu  Gerichtsverfahren  verfolgt  wurden,  sicherlich  alle  eine 
capitale  Bestrafung,  und  bei  Sp.  Cassius,  dem  einzigen  uns 
überlieferten  Falle  dieser  Art,  trat  der  Versuch  hervor,  die  Ehr- 
losigkeit auf  die  Kinder  des  Verurtheilten  zu  übertragen.*)  Von 
den  auf  ausserordentlichem  Wege  durch  tribunicische  Anklagen 
erfolgten  politischen  Verurtheilungen  war  ein  Tlieil  Capital, 
die  von  Käso  Quinctius  und  Coriolan;  bei  denjenigen,  welche 
nur  auf  eine  Geldbusse  lauteten,  war  von  Ehrlosigkeit  nicht  die 
Rede.  Bei  T.  Menenius  und  T.  Romilius  wissen  wir,  dass  sie 
nach  Erlegung  der  Geldbusse  in  ihrer  Stellung  als  Senatoren 
verblieben  und  keinen  Theil  ihrer  Würde  einbüssten. b)  Dennoch 
finden  sich  in  den  zwölf  Tafeln  auch  die  Anfänge  der  späteren 
Ehrlosigkeit,  als  besondere  und,  wie  es  scheint,  einzige  Strafe: 
es  stand  in  ihnen,  ein  Zeuge,  der  seine  Pflicht  verabsäumte, 
sollte  improbu8  intestabilisqve  sein.*-)  In  dem  Ausdruck  impro - 
bus  liegt  nur  die  sittliche  Missbilligung  der  That,  ohne  rechtliche 
Folgen  irgend  einer  Art,  dagegen  intestabilis  ist  derjenige,  wel- 
cher nicht  als  Zeuge  angewendet  werden  kann.d)  Das  Gesetz 
befiehlt  demnach,  dass,  wer  einmal  als  Zeuge  nicht  seine  Pflicht  ge- 
tlian  hätte,  nicht  wieder  als  Zeuge  auftreten  dürfe,  enthielt  also 
keine  eigentliche  Strafe,  sondern  nur  eine  Vorsichtsmassregei 
für  die  Gültigkeit  späterer  Rechtsgeschäfte,  und  dennoch  liegt 
darin,  in  so  fern  Jemanden  eine  den  übrigen  Bürgern  beiwoh- 
nende Fähigkeit  abgesprochen  wird,  eine  Art  von  Ehrlosigkeit, 
welche  später  ausgedehnt  und  schärfer  begränzt  wurde. 

Einen  Rest  religiöser  Anschauung  aus  uraltem  Recht  ent- 
hielten die  zwölf  Tafeln,  wenn  es  wahr  ist,  was  Servius ')  allein 
berichtet,  sie  hätten  bestimmt,  ein  Patron,  welcher  seinen  Clieu- 


a)  S.  früher  S.  292. 

b)  Man  sehe  oben  S.  267  und  279. 

c)  Gell.  XV,  13,  11  Qui  »e  sierit  testarier  libripensve  fuerit,  ni  testi- 
monium  fariatur,  improbus  iutestabilisque  esto. 

d)  1.  6 Dig.  de  testam.  (VI,  2)  erklärt  es  so;  Gaius  1.  26  Dig.  <p>' 
testam.  fae.  (XXVIII,  1)  setzt  hinzu,  dem  intestabilis  würde  auch  kein 
Zeugniss  von  einem  Andern  geleistet,  wie  Einige  meinten,  eine  spätere 
Ausdehnung  der  Strafe,  wie  es  scheint. 

e)  Serv.  ad  Virg.  Aen.  VI,  609. 
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fen  betrügen  hätte,  sollte  sacer  sein.  Darin  mag  ursprünglich 
die  härteste  Strafe  gelegen  haben  und  vollständigste  Aechtung, 
so  dass  es  Jedermann  frei  stand,  einen  solchen  den  Göttern 
Verfallenen  ungestraft  zu  tödten ; aber  wir  haben  schon  früher*) 
bemerkt,  dass  dieser  Zustand  beim  Beginne  des  Römischen  Staa- 
tes aufgehört  hatte.  Zur  Zeit  der  zwölf  Tafeln  lag  in  der  Erklä- 
rung, Jemand  sei  mcer , nur  eine  sittliche  Missbilligung,  ausge- 
sprochen gegen  denjenigen,  welcher  eine  unsittliche  Handlung 
begangen  hatte.  Es  wird  ausdrücklich  für  perdudlio  erklärt, 
einen  Bürger,  gegen  den  kein  Process,  keine  Verurtheilung  statt- 
gefunden hatte,  zu  tödten:  den  Göttern  wurde  die  Strafe  eines 
horno  sacer  überlassen,  ähnlich  wie  derjenige,  welcher  einen 
Meineid  geschworen,  nur  göttlicher,  nicht  menschlicher  Strafe 
verfiel.  Es  lässt  sich  überhaupt  nicht  denken,  dass  ein  gericht- 
liches Verfahren  über  Verletzung  des  Clienteiverhältnisses  und 
in  Folge  dessen  Aechtung  vorgekommen  sei:  das  mag  früher 
geschehen  sein  und  auf  diesen  frühem  Zustand  geht  Dionysius’ b) 
Ausdruck,  dass  der  deshalb  Verurtheilte  ungestraft  getödtet 
werden  dürfe.  Auch  diese  zweite  Periode,  in  der  das  Clientel- 
verhältniss  durch  das  bürgerliche  Gesetz  erhalten  und  seine  Ver- 
letzung dadurch  bestraft  wurde,  war  vorüber:  zurZeit  derZehn- 
männer  beruhte  dasselbe  nur  noch  auf  gegenseitigem  Vertrauen 
ohne  politische  Verpflichtungen:  es  konnte  also  durch  religiöse 
Vorschrift  erhalten,  aber  nicht  durch  bürgerliche  Strafe  einge- 
schärft  werden.  Von  den  zwei  andern  Fällen,  für  welche  unse- 
ren Nachrichten  zufolge  die  religiöse  Aechtung  ursprünglich  aus- 
gesprochen worden  war , die  Verrückung  des  Grenzsteines c ) und 
die  Beleidigung  eines  Volkstribunen,  erfuhr  der  erste  eine  be- 
sonders ausführliche  Behandlung  in  den  zwölf  Tafeln  durch  ge- 
naue Bestimmungen  über  Grenzstreitigkeiten:  so  wenig  thatsäch- 
lichen  Einfluss  schrieben  sie  dem  alten  religiösen  Fluche  zu.  Im 
zweiten  Falle  begnügte  man  sich  eben  so  wenig  mit  demselben. 

Beim  Ständevertrage  hatte  man  ihn  allerdings  als  einen  durch 

a)  S.  oben  S.  128. 

b)  Dionys.  II,  10. 

c)  Dionys.  II,  74. 
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das  Herkommen  hei  besonders  feierlichen  Gesetzen  gebotenen 
Zusatz  angenommen ; wie  wenig  derselbe  aber  bürgerliche  Fol- 
gen hätte,  erkannten  die  Tribunen  selber  an,  indem  sie  unmit- 
telbar ein  bürgerliches  Plebiscit  hinzufügten,  wodurch  sie  die 
härtesten  Strafen  gegen  die  Uebertreter  der  tribunicischen  Hei- 
ligkeit anordneten;  gegen  die  Patricier  aber,  für  welche  das  Ple- 
biscit nicht  galt,  erhoben  sie  oft  vergebliche  Klagen:  den  reli- 
giösen Fluch  ohne  Weiteres  geltend  machen  zu  wollen , fiel  ihnen 
nicht  ein.162)  Dass  die  zwölf  Tafeln  trotz  dieses  Mangels  an 
Ausführbarkeit  dennoch  den  religiösen  Fluch  beibehielten  und 
überhaupt  eine  Vorschrift  aussprachen,  deren  Beobachtung  sie 
den  Römern  nur  empfehlen,  nicht  durch  bürgerliche  Strafen  er- 
zwingen wollten , ist  bemerkenswerth  für  den  ganzen  Character 
der  Decemviralgesetzgebung.  Sie  wollte  nicht  bloss  ein  bürger- 
liches Gesetzbuch  liefern , welches  für  die  Gerichte  bestimmend 
sein  sollte,  sondern  das  gesummte  Leben  der  Bürger  regeln.  Es 
beruhte  auf  ihm  auch  die  berühmte  Römische  Zucht,  welche, 
ohne  durch  Strafen  erzwungen  zu  werden,  durch  die  Sitte  auf- 
recht erhalten  wurde  und  ihrerseits  wiederum  nicht  geringeren 
Einfluss  auf  das  Leben  ausübte  als  Gesetz  im  eigentlichen  Sinne 
und  Strafe.  Daher  kommen  jene  halb  religiösen,  halb  morali- 
schen Vorschriften,  welche  sich  zahlreich  in  den  zwölf  Tafeln 
fanden.  Zahlreicher  waren  sie  ohne  Zweifel  noch  in  dem  alten 
Papirischen  Gesetzbuche  gewesen , das  in  besonderem  Abschnitte 
das  „heilige  Recht”  enthalten  hatte*);  aber  überhaupt  schreibt 
sich  daher  die  Römische  Anschauung,  viele  moralische  Vorschrif- 
ten und  Staatsgrundsätze  als  nothwendige  Bestandteile  eines 
Gesetzbuches  zu  betrachten.  Dies  erkennt  man  aus  Cicero? 
Versuch,  Mustergesetze  für  einen  Staat  zu  entwerfen:  die  allge- 
meinen religiösen  und  politischen  Grundsätze,  welche  er  aus- 
spricht, hängen  nicht  mit  seiner  philosophischen  Betrachtungs- 
weise zusammen,  sondern  kommen  von  dem  Character,  den  die 
Römer  von  einem  allgemeinen  Gesetzbuche  verlangten,  her.  Erst 
die  besonderen  Gesetze,  welche  im  Laufe  der  Republik  über 


a)  Vergl.  oben  S.  32. 
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einzelne  Verbrechen  und  Rechtsfragen  erlassen  wurden,  erzeug- 
ten die  Idee  von  einem  nur  bürgerlichen  Gesetzbuche. 

Die  Strafen,  welche  in  den  zwölf  Tafeln  angedroht  werden, 
sind  tbeils  capital,  theils  nicht  capital.  Die  letztem  bestehen, 
wenn  man  von  dem  besondern  Fair  des  Felddiebstahls  nicht  er- 
wachsener Personen  absieht,  welche  nach  Gutdünken  des  Prätors 
mit  Schlägen  gezüchtigt  wurden,*)  aus  Geldstrafen.  Denn  Ehren- 
drafen  gab  es,  wie  wir  gesehen,  noch  nicht  und  Gefängnis»  ist  nach 
Römischer  Sitte  nie  eine  Strafe  zum  Abbüssen  eines  Vergehens  ge- 
wesen. Man  kann  indessen  fragen,  was  geschehen  sei,  wenn  der 
Venirtheilte  die  Geldstrafe  nicht  erlegen  konnte,  ein  Fall,  der, 
je  zahlreicher  die  Bevölkerung  Roms  wurde,  um  so  häufiger 
werden  musste.  Auf  diese  Frage  findet  sich  in  unsem  Quellen 
keine  Antwort;  ja  selbst,  wenn  man  nicht  nur  die  Zeit  der  zwölf 
Tafeln,  sondern  die  der  ganzen  Republik  ins  Auge  fasst,  findet 
man  kein  Gesetz,  keinen  Rechtsfall,  der  hierüber  Aufklärung 
siebt.  Hätte  man  Geldstrafe  und  Gefängnis»  so  mit  einander  in 
Verbindung  gesetzt,  dass  die  erstere  durch  das  letzte  ersetzt 
werden  konnte,  so  musste  sich  eine  bestimmte  Regel  dafür  bil- 
den und  wahrscheinlicher  Weise  würde  sich  irgend  eine  Spur 
dieser  Regel  erhalten  haben.  Auch  nicht  auf  andere  Weise 
konnte  gesetzlich  Gefängniss  statt  einer  Geldstrafe  eintreten. 
Wir  kennen  eineu  hierauf  bezüglichen  Fall  nur  aus  der  ausser- 
'irdentliehen  Gerichtsbarkeit  der  Volkstribunen.  Als  L.  Scipio 
Asiaticus  zu  einer  Geldstrafe  vernrtheilt  war  und  erklärte  sie 
nicht  bezahlen  zu  können,  wollte  ihn  sein  Ankläger,  der  Tribun, 
in  das  Gefängniss  werfen ; aber  die  andern  Tribunen  tbaten  Ein- 
spruch und  nur  sein  Vermögen  wurde  eiugezogen.b)  Scipio  war 
vom  Volke  vernrtheilt  und  dieses  Urtheil  rückgängig  zu  machen 
'der  seine  Ausführung  zu  hindern  stand  nicht  in  der  Macht  der 
^olkstribunen:  wäre  also  gesetzmässig  Gefängniss  statt  der 
Geldstrafe  eingetreten,  so  hätten  die  Tribunen  die  Massregel  des 


a)  Siehe  oben  S.  379. 

b)  Plut.  Cat.  mai.  15  Arixto v hi  töv  dStXtpöv  aötoö  — xce:a5(x7)  ntpil- 

f'Xt  XfT^äTUiV  roXXtÜV  r.pöi  xh  hl jlAOOlOV  , 9jV  oix  {'/(UV  ixelvoc  4toX'J0«3#31 
«i  , jxöXis  InixXrjOtt  tdiv  or(p iäp-/(uv  dtptöfy. 
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Anklägers  nicht  hindern  dürfen,  ebenso  wenig  wie  sie  die  Ein- 
ziehung des  Vermögens  zu  ändern  vermochten,  ln  ihrem  Ein- 
spruch und  der  Möglichkeit  desselben  liegt  also  der  Beweis, 
dass  Gefängnis»  nicht  die  Stelle  der  Geldstrafe  vertrat.  Den- 
noch zeigt  eben  dieses  Beispiel  eines  vornehmen  Mannes,  wie 
leicht  es  den  Beamten  in  den  meisten  Fällen  sein  musste,  Ge- 
fängniss  zur  Geldstrafe  hinzuzufügen  oder  es  dafür  eintreten  za 
lassen.  Scipios  Ankläger  behauptete  wahrscheinlich , der  Ver- 
urtheilte  wolle  die 'Geldsumme,  die  ihm  auferlegt  war,  nicht  be- 
zahlen, er  verheimliche  sein  Vermögen:  deswegen  wollte  er  ihn 
in  das  Gefängnis»  setzen:  die  übrigen  Tribunen  schritten  ein, 
weil  sie  an  die  Aufrichtigkeit  Scipios  glaubten.  Nach  demselben 
Grundsatz  indessen  konnten  die  Beamten  überall , sobald  ein 
Verurtheilter  die  Geldstrafe  nicht  erlegen  konnte,  Gefängniss  ver- 
hängen: selbst  wo  man  milde  verfuhr,  musste  erst  entschieden 
und  festgestellt  werden , ob  er  im  Stande  sei  zu  zahlen  oder 
nicht:  bis  zu  dieser  Entscheidung  war  das  Gefängniss  sogar  ge- 
setzlich. Auf  diese  Weise  war  es  möglich,  auch  Unvermögende 
in  denjenigen  Fällen,  wo  eine  Geldbusse  eintreten  sollte,  auf 
eine  angemessene  Art  zu  strafen  und  etwaige  Härte  konnte  durch 
das  Einschreiten  der  Volkstribunen  entfernt  werden.163)  Ueber 
diejenigen  Fälle , in  denen  durch  ein  Vergehen  eine  Verpflichtung 
zum  Schadenersatz  an  Privatpersonen  eintrat,  z.  B.  beim  Dieb- 
stahl, haben  wir  schon  gesprochen.*)  Erleichtert  aber  wurde 
die  Ausführung  der  Gesetze,  welche  Geldstrafen  auferlegten,  da- 
durch, dass  seit  die  Zahl  der  Unvermögenden  zunahm,  die  un- 
tersten Schichten  der  Bevölkerung  Roms  meist  aus  Nichtbürgern, 
d.  Ii.  Fremden  oder  Sdaven,  bestanden,  gegen  welche  ohne  Ein- 
schränkung körperliche  Züchtigung,  ja  selbst  Todesstrafe  ver- 
hängt werden  durfte,  während  die  Bürger  durch  alle  Vorsicht*- 
massregeln  der  Gesetze  geschützt  waren. 

Die  eapitalen  Strafen,  welche  sich  in  den  zwölf  Tafeln  fan- 
den, waren  zum  Theil  solche,  wodurch  die  Verurtheilteu  das 
Leben  verloren,  also  wirkliche  Todesstrafen.  In  den  uns  erhal- 
tenen Bruchstücken  wird  ausdrücklich  genannt  das  Hinabstürzen 

a)  Vergl.  oben  S.  379.  • I 
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vom  Tarpejischen  Felsen  für  die  falschen  Zeugen,*)  Aufhängen 
heim  nächtlichen  Felddiebstahl  für  Erwachsene b) : bei  dem  mit 
Geld  bestochenen  Richter  und  dem  der  perduellio  Ueberführten 
heisst  es  nur,  er  solle  am  caput  gestraft  werden.')  Indessen 
ist  es  sicher,  dass  auch  die  andern  Arten  der  Hinrichtung,  welche 
die  frühere  Zeit  gekannt  batte,  nach  den  zwölf  Tafeln  fortbe- 
standen, wie  „das  Peitschen  mit  Ruthen"  und  darauf  folgende 
Enthaupten,  das  vorzugsweise  als  Sitte  der  Vorfahren  bezeich- 
net wird  und  erst  später  durch  die  Porciseheu  Gesetze  abge- 
scliafft  wurde d)  : ferner  die  mit  religiöser  Feierlichkeit  verbundene 
Strafe  der  Vatermörder,  welche  niemals  aufgehoben  wurde6), 
die  Strafe  für  perduellio,  mit  der  einst  P.  Horatius  bedroht  ge- 
weseu  war:  wahrscheinlich  war  auch  die  Erdrosselung  im  Ker- 
ker, von  deren  späterer  Anwendung  wir  bestimmte  Nachricht 
haben,  eine  uralte  Art  der  Hinrichtung.  Anfänglich,  scheint  es, 
war  für  jedes  Verbrechen  eine  besondere  Todesstrafe  bestimmt, 
welche  mit  der  Sühne  der  religiösen  Schuld,  welche  der  Ver- 
brecher auf  sich  geladen  hatte,  in  Verbindung  stand:  man  er- 
kennt diesen  Grundsatz  hauptsächlich  aus  der  Strafe,  welche  die 
Vatermörder  und  die  Vestalisehen  Jungfrauen  traf.  Aber  es  ist  zu 
bezweifeln , ob  bei  der  fortschreitenden  Milderung  des  Lebens 
diese  Strafen,  welche  die  alte  Sitte  gebot  und  die  zwölf  Tafeln 
beibelialten,  wenigstens  nicht  verboten  hatten,  ausgeführt  worden 
sind.  Sueton  erzählt  vom  Kaiser  Augustus,  um  seine  Milde  im 
Rechtsprechen  zu  beweisen,  er  habe  einst  einem  wegen  offen- 
baren Vatermordes  Angeklagten , damit  nicht  die  alte  barbarische 
Strafe  an  ihm  vollzogen  würde,  vor  dem  Beginne  der  Processver- 
haridlungen  so  gefragt:  „Sicherlich  hast  du  deinen  Vater  nicht  ge- 
tödtet".  Denn  nur  diejenigen,  welche  den  Vatermord  eingestan- 
den hatten,  erlitten  jeue  Strafe.1)  Der  Kaiser  aber  wollte  durch 


a)  Gell.  XX,  1. 

b)  Plin.  nat.  hist.  XVIII,  12. 

c)  Gell.  XX,  1 ; 1.  3 Dig.  ad  leg.  lul.  mai.  (XLVU1,  4). 

d)  Suet  Ner.  c.  49. 

e)  Cic.  pro  Rose.  Am.  25;  de  invent  II,  50;  Suet.  Aug.  33. 

f)  Suet.  Aug.  33. 
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die  Art  seiner  Frage  das  Eingeständnis»  hindern  und  sich  die 
gesetzliche  Möglichkeit  einer  milderen  Todesstrafe  offen  halteu. 
Dies  war  ein  Verfahren,  das  man  wohl  öfters  auwendete.  Stand 
auf  einem  Verbrechen  eine  härtere  Todesstrafe,  so  benutzte  mau 
das  Läugnen  des  Angeklagten,  um  eine  leichtere  an  ihm  vollzie- 
hen zu  können,  und  war  keine  besondere  gesetzlich  bestimmt, 
so  wählte  mau  die  leichteste.  Die  zwölf  Tafeln  selber  haben 
dies  vielleicht  begünstigt,  indem  sie  zwar  das  alte  Herkommen 
über  Hinrichtungen  nicht  aufhoben,  aber  auch  nicht  bestimmte 
bei  den  einzelnen  Verbrechen  festsetzten. 

Dass  Einziehung  der  Güter  eine  uralte  Verschärfung  der 
Todesstrafe  war,  ist  überliefert:  wir  haben  oben  unter  den  Pro- 
cessen der  Königszeit  Fälle  angeführt,  wo  sie  stattfand : ja  Tar- 
quinius  Superbus  soll,  um  sich  an  den  eiugezogenen  Gütern  zu 
bereichern,  Viele  haben  hinrichten  lassen.1)  Dies  ging  auf  die 
Republik  über  und  in  den  Gesetzen  des  heiligen  Berges,  durch 
welche  die  Plebejer  für  die  Sicherheit  ihrer  Tribunen  sorgten, 
wurde  für  den  Uebelthäter  nicht  nur  Todesstrafe,  sondern  auch 
Einziehung  der  Güter  festgesetzt h) : die  Plebejer  nahmen  also 
hierin  den  früher  bestehenden  Grundsatz  au.  Es  ist  kein  Zwei- 
fel, dass  auch  die  zwölf  Tafeln  die  Einziehung  des  Vermögen.' 
beibehalteu  haben;  denn  sie  erscheint  Ln  vielen  Fällen  des  spä- 
teren Rechtes.  Indessen  es  war  keinesweges  Grundsatz,  dass 
mit  jeder  Verurtheilung  zu  einer  capitalen  Strafe,  mochte  das 
Verbrechen  sein,  welches  es  wollte,  Einziehung  der  Güter  ver- 
bunden war:  es  konnte  Jemand  gesetzlich  sein  Leben  verlieren 
und  doch  sein  Vermögen  seiner  Familie  erhalten  bleiben.  Vor 
die  Zeit  der  zwölf  Tafeln  fällt  der  Process  Coriolans : er  wurde 
zu  capitaler  Strafe  verurtheilt,  aber  von  einer  Einziehung  seiner 
Güter  hören  wir  nicht:  sie  fand  nicht  statt,  and  die  Strafe, 
welche  bei  diesem  ausserordentlichen  Gerichtshöfe  festgesetzt 
wurde,  muss  in  Uebereinstimmung  mit  den  sonst  gewöhnlichen 
Strafen  gewesen  sein.  Die  zwölf  Tafeln  selbst  bestimmen  für 
den  auf  der  That  ertappten  Diebstahl  capitale  Bestrafung,  aber 


a)  S.  oben  S.  125. 

b)  Liv.  II,  3 und  33. 
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keine  Einziehung  des  Vermögens,  sondern  doppelten  Ersatz  des 
Gestohlenen.  Auch  in  der  spätesten  Zeit  der  Republik  findet 
für  einzelne  Verbrechen  capitale  Bestrafung  statt,  ohne  dass  Ein- 
ziehung des  Vermögens  eintritt,  z.  B.  bei  Erpressungen,  bei 
Amtserschleichung.  Also  an  sicli  ist  Vermögens  Verlust  nach 
Römischen  Begriffen  nicht  nothwendig  mit  capitaler  Bestrafung 
verbunden,  sondern  eine  für  die  schwersten  Verbrechen  hinzu- 
treteude  Verschärfung  derselben. 164)  Die  Entwickelung  des  Rech- 
tes ging  später  dabin,  die  capitale  Bestrafung  auf  seltnere  Fälle 
zu  beschränken,  und,  wo  wirkliche  Hinrichtung  stattfand,  Ver- 
mögensverlust damit  zu  verbinden.  Es  hatte  also  hiermit 
dieselbe  Bewandtniss  wie  mit  andern  Verstärkungen  der  capita- 
leu  Strafen,  von  denen  wir  hören.  Als  Sp.  Cassius  verurtheilt 
war,  fand  eine  Verhandlung  im  Senate  darüber  statt,  ob  auch 
die  Söhne  des  Hingerichteten  getödtet  werden  sollten.  Man  er- 
keunt,  dass  bei  einigen  Verbrechen,  wahrscheinlich  den  schweren 
Staatsverbrechen,  das  Herkommen  die  Strafe  auf  die  ganze  Fa- 
milie ausdehnte,  und  es  war  im  Sinne  der  Römischen  Gesetze, 
dass,  als  Tarquiuius  Superbus  durch  Volksbeschluss  verbannt 
wurde,  derselbe  Spruch  seine  Familie  traf  und  selbst  der  Ver- 
theidiger  der  Freiheit  Collatinus  nicht  verschont  wurde.  Und 
doch  findet  sich  auch  hierbei  wieder  Ungleichheit.  Als  Coriolau 
in  ausserordentlichem  Verfahren  durch  die  Tribunen  wegen 
Strebens  nach  Alleinherrschaft-  verurtheilt  wurde,  blieb,  wie 
die  Ueberlieferuug  erzählt,  seine  Familie  ungestört  in  Rom. 
Auch  bei  Cassius  entschied  sich,  wie  Dionysius*)  berichtet, 
der  Senat  dafür,  die  Familie  zu  verschonen,  und  dies  war 
fortan  Sitte,  wurde  also  wahrscheinlich  auch  in  die  zwölf  Tafeln 
aufgenommen.  Auch  diejenige  Römische  Sitte,  welche  im  kai- 
serlichen Rom  sich  ausdehnte,  das  Andenken  und  den  Namen 
eines  wegen  politischer  Verbrechen  Verurtheilten  zu  vertilgen, 
scheint  in  der  alten  Geschichte  des  Staates  seinen  Ursprung  ge- 
nommen zu  haben.  Nach  der  Verurtheilung  von  Manlius  Capi- 
tolinus  beschloss  das  Manlische  Geschlecht,  allen  seinen  Mit- 


a)  Man  sehe  die  ausführliche  Erzählung  bei  Dionys.  VIII,  80.  Vergl. 
oben  S.  292. 
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gliedern  und  Nachkommen  den  Vornamen  Marcus  zu  untersagen*): 
das  Andenken  an  den  Hingerichteten  sollte  dadurch  nicht  er- 
neuert werden,  ln  den  zwölf  Tafeln  gab  es  darüber  wahrschein- 
lich keine  Bestimmung. 

Nicht  alle  capitalen  Strafen,  welche  in  dem  Gesetzbuch  der 
Zehnmänner  angedroht  wurden,  gingen  den  Leib  und  das  Leben 
der  Verurtheilten  an.  Denn  es  heisst  ausdrücklich,  die  Strafe 
für  den  auf  der  That  ertappten  Dieb  sei  Capital  gewesen1'),  und 
doch  wird  berichtet,  derselbe  sei  mit  Prügel  bestraft  und  dem 
Bestohlenen  zugesprochen  worden.  Es  ist  somit  ersichtlich,  dass 
man  unter  Capitalstrafe  nicht  nur  eine  Strafe  verstand,  welche 
das  caput  eines  Bürgers  vernichtete,  sondern  auch  eine  solche, 
durch  welche  eine  bestimmte  Art  von  capitis  deminutio  stattfaud. 
Der  Ausdruck  caput  als  Inbegriff  aller  Rechte  eines  Römischen 
Bürgers  war  demnach  zur  Zeit  der  zwölf  Tafeln  in  Gebrauch, 
wahrscheinlich  von  Alters  her.  Aus  ihm  ergaben  sich  alle  Fol- 
gerungen, welche  im  spätem  Römischen  Recht  in  Bezug  auf 
Erhaltung  und  Verlust  des  Bürgerrechtes  an  zahlreichen  Beispie- 
len hervortraten , ihren  Ursprung  aber  schon  in  den  ältesten 
Verhältnissen  und  Anschauungen  haben.  Namentlich  findet  sich 
schon  in  den  Anfängen  des  Staates  die  Idee,  dass  ein  Verlust 
des  caput  herbeigeführt  wird  durch  die  Verbannung  (exilium), 
welche  von  jeher  eint*  Unterabtheilung  der  capitalen  Strafe  bil- 
dete und  als  die  eben  erwähnte ‘dritte  Art  derselben,  die  Ver- 
stossuug  in  eine  niedere  und  unfreie  Klasse  der  Bürger,  all- 
mälig  abkam , neben  der  wirklichen  Todesstrafe  allein  übrig 
blieb.  Die  Verbannung  galt  als  milder:  denn  sie  tastete  nicht 
das  Leben  des  Verurtheilten  an  und  gewährte  demselben  die 
Möglichkeit,  sich  in  einem  andern  Staate  ein  neues  bürgerliches 
Dasein  und  geschüztes  Leben  zu  verschaffen.  Sie  wurde  in 
doppelter  Weise  angewendet.  Erstlich  trat  sie  ein,  wenn  der 
Angeklagte,  ehe  das  Gericht  gehalten  wurde,  sich  freiwillig  aus 
Rom  entfernte  und  aus  dem  Römischen  Staate  austrat.  Das  ge- 
schah schon  unter  den  Königen,  z.  B.  als  die  Söhne  von  Ancus 


t)  Liv.  VII,  20. 

b)  Mau  sehe  oben  S.  377. 
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Mareius  nach  der  Ermordung  von  Tarquinius  sich  durch  Flucht 
der  Strafe  entzogen.“)  llnn  wurde,  sobald  man  des  Verbrechers 
habhaft  geworden  war,  vorgebeugt  durch  Einkerkerung;  aber 
seit  bei  dem  Processe  von  Kaeso  Quinctius  die  Sitte  aufgekom- 
men  war,  bei  Staatsverbrechen  die  Freiheit  des  Angeklagten  bis 
zur  Entscheidung  durch  das  Volk  zu  gestatten,  und  überhaupt 
die  Tribunen  durch  ihr  Einschreiten  vor  Gefüngnisshaft  schützen 
konnten,  ist  wahrscheinlich  in  den  meisten  Fällen,  wo  es  sich  um 
politische  Verbrechen  handelte,  freiwillige  Verbannung  an  die 
Stelle  der  Hinrichtung  getreten.  Es  pflegte  dann  das  Gericht 
das  Fortbleiben  des  Angeklagten  beim  Termine  als  Geständnis« 
der  Schuld  betrachtend,  die  freiwillige  Verbannung  in  eine  ge- 
setzlich erzwungene  zu  verwandeln.  Es  erklärte  den  Angeklag- 
ten für  schuldig  und  verbot  ihm  die  Rückkehr  in  den  Staat, 
indem  es,  wenn  er  dennoch  zurückkehrte,  ihn  ungestraft  zu 
tödten  erlaubte.  Bei  Käso  Quinctius’  Verurteilung  berichtet  uns 
die  Ueberlieferung  einen  eigentümlichen  Umstand.  Einige  Jahre 
nachher  kam  seine  Unschuld  an  den  Tag  und  das  Volk  wünschte 
ihn  zurückzurufen;  Liviusb)  aber  sagt,  dies  sei  nicht  möglich 
gewesen.  Wahrscheinlich  deshalb  nicht,  weil  er  inzwischen 
Bürger  eines  andern  Staates  in  Etrurien  geworden  war  und 
schon  damals  der  später  deutlich  ausgesprochene  Grundsatz  galt, 
dass  das  Römische  Bürgerrecht  durch  Annahme  eines  andern 
Bürgerrechtes  verloren  ginge.  Die  zweite  Art  der  Verbannung 
bestand  darin , dass  dieselbe  beim  Gerichte  trotz  Anwesenheit 
des  Angeklagten  als  Strafe  beantragt  und  ausgesprochen  wurde. 
Sie  war  wirkliche  Strafe.  Dies  beweist  selbst  der  Umstand, 
dass  sie  eintrat,  wenn  sich  Jemand  dem  Gericht«  entzog, 
auch  soll  Tarquinius  Superbus  Viele  ihm  verdächtige  so  be- 
straft haben.')  Nach  Einführung  der  Republik  wurde  Coriolan 
auf  Antrag  der  Volkstribunen  durch  Tributcornitien  verbannt. 


a)  Vergl.  früher  S.  125. 

b)  Liv.  III,  25  Is,  quoniam  neque  Quinctiae  familiae  Kaeso  ueque  rei- 
publicae  maximus  iuveuum  restitui  posset,  falsuui  testem  — iusto  ae  pio 
bello  persequebatur.  Vergl.  obeu  S.  274. 

c)  Man  sehe  oben  S.  124. 
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Später  vermied  man  es,  diese  Strafe  gegen  mächtige  und  talent- 
volle Männer  anzuwenden,  aus  Furcht,  den  auswärtigen  Völkern 
erbitterte  Anführer  gegen  Rom  zu  geben,  und  wir  haben  keine 
Nachrichten,  dass  die  zwölf  Tafeln  sie  angeordnet  haben:  sie 
bestand  durch  die  alte  Sitte  fort.  Eine  bemerkenswerthe  Ver- 
mischung der  beiden  Arten  vou  Verbannung  scheint  beim  Sturze 
der  Decemviru  stattgefuuden  zu  haben.  Jener  M.  Claudius,  der 
auf  den  Wunsch  seines  Patrones,  des  Decemviru  Appius  Claudius, 
die  Virginia  als  seine  Sclavin  in  seine  Gewalt  zu  bekommen 
versucht  hatte,  wurde  vou  dem  Volke  nicht  mit  dem  Tode,  wie 
es  gesetzlich  frei  stand,  sondern  mit  Verbannung  bestraft:*)  sein 
Ankläger  Virgiuius  selber  erliess  ihm,  als  er  verurtheilt  war.  die 
Todesstrafe6),  d.  h.  er  liess  ihn  wahrscheinlich  aus  dem  Gefäng- 
nisse entweichen. 


a)  Dionys.  XI.  4t>. 
b } Liv.  UI,  58. 
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1)  Für  Kundige  bedarf  es  keiner  Anführung  der  Namen  von  Gelehr- 
ten und  Büchern,  um  anzugeben,  welche  Behandlungsweise  der  Römischen 
Geschichte  wir  meinen.  Niebuhrs  Werk  ist  selbst  in  weiten  Kreisen  be- 
kannt und  hat  eine  entscheidende  Wirkung  über  die  Grenzen  der  Römischen 
Geschichte  hinaus  gehabt.  Auch  eine  Rechtfertigung  unseres  Urtheils  ist 
nicht  nöthig.  Aller  wirkliche  Fortschritt  in  der  Erkenntniss  des  Römischen 
Alterthums  hat  in  ausgesprochenem  Gegensätze  gegen  die  Niebuhrschen 
Grundsätze  und  Ansichten  stattgefunden.  Jeder  Forscher  bezeichnete  sie 
für  den  einzelnen  Punkt,  auf  den  er  seine  Aufmerksamkeit  richtete,  als 
unhaltbar:  nur  die  Menge  der  von  Nicbuhr  verbreiteten  lrrthüiner  und  die 
Unmöglichkeit,  sic  ulle  ausführlich  zu  widerlegen,  hat  ihnen  Ansehen  und 
Dauer  verschafft.  Es  kommt  jetzt  darauf  an , was  Einzelne  im  Einzelnen 
erkannt  haben,  zusammenzufassen  und  sich  von  der  ganzen  Richtung,  als 
einer  trügerischen,  loszusagen.  Bei  der  Untersuchung  über  das  Criminal- 
recht  begegneten  wir  vielfach  ihren  verderblichen  Einflüssen.  Für  das  un- 
begründete Zweifeln  z.  B.  an  der  Ueberlieferung  bieten  die  königlichen 
Gesetze  ein  Beispiel:  man  läuguete  entweder  gänzlich,  dass  es  solche  gege- 
ben, oder  behauptete  wenigstens',  sie  hätten  sich  nicht  bis  auf  spätere 
Zeiten  erhalten.  Es  kam  dabei  allerdings  darauf  an , manchen  Aberglau- 
ben früherer  Gelehrten  zu  beseitigen;  aber  mit  dem  Falschen  verwarf  man 
auch  das  Richtige.  Diejenigen  Fälle,  in  denen  die  von  Früheren  verwor- 
fenen Nachrichten  alter  Schriftsteller  wieder  zur  Geltung  gebracht  werden 
mussten,  waren  zahlreich.  Von  den  ungeschichtlichen  Phantasien,  welche 
die  richtige  Auffassung  der  ältesten  Römischen  Geschichte  unmöglich  ma- 
chen, ist  das  auffallendste  Beispiel  Niebuhrs  Ansicht  über  die  Curiatcomi- 
tien.  Er  gestaltete  sich  nämlich  die  älteste  Verfassung  so,  dass  er  in  ihr 
eine  Souderversammlung  des  bevorzugten  Standes  der  Patrieier,  die  Curien, 
annahm:  von  dieser  Idee  aus  erklärte  er  sich  den  Ursprung  und  die  Stel- 
lung der  Patrieier,  so  wie  die  spätere  Entwickelung  der  Verfassung.  Davon 
hängt  die  ganze  älteste  Römische  Geschichte,  wie  er  sie  sich  denkt,  ab. 
Diese  Ansicht  von  den  Curieriversammlungen  steht  in  geradem  Widerspreche 
mit  den  ausdrücklichen  Zeugnissen  aller  alten  Schriftsteller  über  das  We- 
sen und  die  Einrichtung  der  Curien:  ferner  im  Widerspruch  mit  vielen 

26* 
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und  genau  überlieferten  Vorgängen:  sie  macht  das  Verständnis  der  Rö- 
mischen Geschichte  unmöglich  und  führt  dazu,  nachdem  mau  alle  Bericht- 
erstatter vielfacher  und  grober  Irrthümer,  augeklagt,  hat,  dennoch  vor 
unlösbaren  Räthseln  stehen  zu  bleiben.  Man  sollte  nicht  meinen , dass 
eine  solche  Ansicht  Anhänger  finden  könnte.  Aber  sie  hat  sogar  geherrscht 
und  bietet  ein  merkwürdiges  Beispiel  von  der  Geltung,  welche  wissenschaft- 
liche Irrthümer  erlangen  können.  Sie  wurde  zwar  alsbald  widerlegt  von 
Wachsmuth  in  seiner  Römischen  Geschichte,  nicht  ausführlich,  was  sie 
nicht  verdiente,  aber  genügend.  Indessen  diese  Widerlegung  fand  keine 
Beachtung:  alle  Verfasser  von  Römischen  Geschichten  bis  auf  die  neueste 
Zeit  sind  ihr  gefolgt,  alle  Darsteller  der  Römischen  Alterthümer  haben  sic 
angenommen ; einzelne  Stimmen,  welche  sich  dagegen  erhoben,  verhallten 
ungehört.  Jetzt  endlich  scheint  eine  späte  Erkeuutniss  nachzukommen. 
Während  wir  dies  schrieben,  kam  uns  Th.  Mommsens  neues  Buch  Rö- 
mische Forschungen  (Berlin  1864),  erster  Band,  zu.  ln  der  dritten  Abhand- 
lung dieses  Werkes  wird  die  Niebuhrsche  Ansicht  besprochen,  die  Souder- 
vcrsammlnng  der  Patricier  in  den  Curien  geläugnet  und  andere  Gedanken 
über  den  Senat  und  die  Volksversammlung  der  Republik  vorgebracht 
Somit  wäre  die  Aussicht  eröffnet , dass  auch  die  eifrigsten  Verfechter  der 
Niebuhrschen  Idee  sich  von  deren  Haltlosigkeit  überzeugen  werden.  Dean 
zu  ihnen  gehörte  bisher  Th.  Mommsen , wenngleich  er  es  jetzt  nicht  er- 
wähnt, und  sein  Ansehn  musste  um  so  gewichtiger  sein , da  er  besondere 
Untersuchungen  über  die  Eintheilung  der  Römischen  Volksversammlung 
veröffentlicht  hat  Freilich  ist  auch  der  jetzige  Standpunkt  von  Morarase« 
schwerlich  der  richtige:  er  würde  ilm  auch  kaum  eingenommen  haben, 
wenn  er  die  Arbeiten  derer,  welche  früher  der  Niebuhrschen  Ansicht  ent- 
gegengetreten sind,  der  Beachtung  gewürdigt  hätte.  Ich  verlange  dieselbe 
nicht  für  meine  eigene  Untersuchung  über  die  Curien  und  Curiatgesetze. 
welche  sich  in  einem  Ezcurse  meiner  Ausgabe  von  Cicero  de  lege  agran n 
(Berlin  1861)  findet:  es  kam  mir  dort  nur  darauf  au,  die  bekannte  Haupt 
stelle  über  die  Curiatgesetze  zu  erläutern  und  ich  schloss  mich  in  Beiie 
hung  auf  das  Wesen  der  Curien  selbst  den  Forschungen  Anderer  an.  Aber 
L.  ü.  Bröckers  Untersuchungen  über  die  Glaubwürdigkeit  der  altröraischen 
Yerfassungsgeschichte  (Hamburg  1858)  durfte  Mommsen  nicht  übergehen. 
Er  hätte  dort  die  Gedankeu , welche  er  selbst  noch  zögernd  aussprieht, 
auf  das  Bestimmteste  und  Erschöpfendste  dargestellt  gefunden : die  Be- 
weisführung ist  so  schlagend  und  überzeugend,  dass  seit  1858  kein  Gelehr- 
ter an  Niebuhrs  Phantasien  glauben  durfte.  Zugleich  würde  Mommsen  in 
seiner  Forschung  noch  richtigere  Grundsätze  befolgt  und  nicht  mehr  von 
Dionysius’  Missverständnissen  oder  Verwirrung  gesprochen  haben.  Eine 
solche  Anklage  beweisst  fast  immer,  dass  wir  entweder  Dionysius  oder 
die  Römische  Geschichte  nicht  verstehen.  Es  hilft  nichts,  dass  man  hie 
und  da,  wo  es  beliebt,  das  alte  System  der  Selbstüberhebung  verlassen:  wir 
müssen  es  ganz  aufgeben  und  auf  die  richtigen  Grundsätze  der  Geschichts- 
schreibung zuriiekkommen.  Inzwischen  erkennen  wir  dankbar  den  Fort- 
schritt , welchen  die  Krkenntniss  der  ältesten  Römischen  Geschichte  in 
weitern  Kreisen  zu  machen  scheint,  an. 

2)  ln  hohem  Grade  trifft  dieser  Vorwurf  auch  das 'ausführliche  Werk. 

'bes  A.  Schwegler  über  die  Römische  Geschichte  begonnen  hat.  Er 
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nimmt  natürlich  auf  das  Entschiedenste  fiir  die  Plebejer  Partei:  was  sie 
tbno,  wird  gepriesen,  die  Patrieier  bekämpft,  beides  gegen  die  Ueberlieferung 
der  alten  Schriftsteller,  welche  sich  in  der  Beurthoilung  der  Geschichte 
ihres  Volkes  viel  ruhiger  zeigen  als  unsere  Gelehrten.  Es  macht  einen 
wunderlichen  Eindruck,  wenn  man- sie  über  die  Schuld  oder  Unschuld  von 
Gorioian,  von  Kaeso  Quinctius,  von  Hanlius  Capitolinus  Betrachtungen, 
wie  sie  heut  zu  Tage  in  politischen  Processen  Vorkommen,  anstellen  sieht, 
während  uns  in  der  Ueberiieferung  keine  Möglichkeit  zu  eigenem  Urtheil 
pwben  ist  Begreiflicher  Weise  ist  damit  trotz  aller  scheinbaren  Gelehr- 
samkeit grosse  Oberflächlichkeit  und  Verkennen  des  eigentlich  Römischen 
Wesens  verbunden:  mit  gleicher  Leichtigkeit  und  gleichem  Erfolge  hätte 
Schwegler  auch  chinesische  und  persische  Geschichte  behandeln  können. 

3)  Dahin  gehören  die  Andeutungen,  welche  W.  Rein  in  seinem  Crimi- 
nalrecht  der  Römer  S.  24  flgd.,  besonders  S.  40,  giebt.  Auch  haben  alle. 
Bearbeiter  des  Römischen  Criminalrochts  darüber  Betrachtungen  angestellt, 
ob  und  in  wie  weit  dasselbe  auf  religiösen  Sätzen  beruhe,  in  wie  fern  es 
in  der  Urzeit  aus  einer  Priesterherrsohaft  hervorgegangen  sei.  Ueber  die 
Ceberbleibsel  der  Blutrache  werden  wir  selbst  später  einiges  wenige 
sagen. 

4)  Bei  Livius  findet  sich  keine  hierauf  bezügliche  Aensserung.  Er 
vact  zwar  I,  8 von  Romulus  tocr.ln  ml  ennsilium  mnlliludine,  guae 
coalescere  in  popul i unius  Corpus  ttulla  re,  praelerquam  legibus , jmterut, 
iyra  dedii ; indessen  iura  dare  bezieht  sich  hier  mehr  auf  politische  Ein- 
richtungen, auf  Gesetze,  durch  welche  die  Verfassung  geordnet  wurde,  als 
auf  Bestimmungen  des  Privat-  und  Criminalrochts. 

5)  Man  vergleiche  die  genauen  und  geistreichen  Bemerkungen,  welche 
I.  Ruhino  in  seinen  Untersuchungen  über  Römische  Verfassung  und  Ge- 
schichte (Cassel  1839)  I,  352  über  Bedeutung  und  Gebrauch  des  Wortes 
lei  macht,  und  über  leges  publicne  denselben  S.  354.  Minder  richtig  er- 
scheinen die  Aeusserungen  von  L.  Lange  Römische  Alterthümcr  1 S.  236. 

6)  Ehemals  glaubte  man,  Cicero  habe  sein  Werk  über  die  Gesetze 
rollendet  und  es  seien  nur  die  drei  letzten  Bücher  verloren  gegangen,  ln 
neuerer  Zeit  kam  man  zu  der  Ueberzeugung,  Cicero  habe  es  nicht  vollen- 
det  und  namentlich  den  Theil,  der  das  Privatrecht  umfassen  sollte,  nicht 
geschrieben:  er  wurde  entweder  durch  politische  Thütigkeit  gehindert  oder 
scheute  die  Studien,  welche  zu  einer  Darstellung  des  Privatrechtes  uöthig 
waren.  Man  sehe  in  den  Berliner  Jahrbüchern  fiir  wissenschaftliche  Critik 
1842.  II,  216  C.  G.  Zumpts  Anzeige  von  I.  Bakes  Ausgabe  der  Bücher 
Ciceros  <le  legibus.  Indessen  wie  man  auch  darüber  urtheilen  nmg,  jeden- 
falls verstand  Cicero  unter  dem  Ausdruck  Gesetze  ebensowohl  die  auf  das 
öffentliche,  wie  die  auf  das  Privat-  und  Criminalrccht  bezüglichen. 

7)  Es  hat  dies  Rubino  a.  a.  0.  S.  117  gethan.  Ich  stimme  demselben 
vollständig  in  seinen  sonstigen  Auseinandersetzungen  über  die  königliche 
Gewalt  l>ei : er  entwickelt  sie  ebenso  logisch  folgerichtig  als  der  Römischen 
Anschauung  gemäss.  Sie  galt  sicherlich  nach  den  Ideen  der  Römer  als 
ursprünglich , als  Quelle  alles  göttlichen  und  menschlichen  Rechtes.  Aber 
dies  hindert  nieht,  dass  sie  dennoch  nicht  nur  thatsächlich  durch  die  Macht 
der  Umstände,  sondern  auch  dem  obersten  Grundsätze  nach  beschränkt 
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war.  Je  trefflicher  uns  aber  Rubinos  ganze  Darstellung  erscheint,  um  so 
mehr  war  es  nothwendig,  die  abweichende  Meinung  über  einen  Punkt  aus- 
führlich zu  begründen. 

8)  Es  ist  hiermit  also  vollständig  die  Beweisführung  bei  Rubino  a.a.0. 
S.  118  und  besonders  S.  119  widerlegt.  Er  hebt  es  namentlich  hervor, 
Servius  Tullius  habe  „die  neue  Tribuseintheilung  und  das  Censuswesen  mit 
allen  daran  geknüpften  politischen  Rechten  allein  nach  freiem  Ermessen” 
eingeführt.  Wir  haben  gezeigt,  dass  er  bei  zwei  damit  zusammenhängen- 
den Verfassungsgesetzen  die  Einwilligung  der  Volksversammlung  einholte: 
er  wird  es  also  auch  wohl  bei  den  übrigen  Einrichtungen,  soweit  es  nöthig 
war,  gethan  haben.  Fenier  wird  dadurch  widerlegt  Rubinos  Bemerkung, 
dass  die  Römischen  Schriftsteller,  wo  sie  von  Einrichtungen  der  Könige 
sprechen,  „Ausdrücke,  die  auf  einen  Antrag  oder  einen  Beschluss  in  der 
Volksversammlung  hindeuten,  sorgfältig  vermeiden  und  dagegen  solche 
wählen,  welche  die  Machtvollkommenheit  der  Könige  deutlich  bezeichnen.” 
Dies  ist  nicht  der  Fall,  eben  so  wenig  wie  seit  Einführung  der  Republik 
„regelmässig’’  die  Worte  tulit,  rogarit  u.  s.  w.  gebraucht  werden.  Rubino 
sammelt  eine  Menge  Stellen,  wo  die  Schriftsteller  von  den  Königen  sagen 
turn  dedit,  inilituit,  Numn  diritii  auclor  iurij  fuil,  Servius 
condilur  omnii  in  cirilnle  d it  criminis , conslituil  und  ähnlich. 
Aber  diese  Ausdrücke  finden  sich  auch  von  den  republicanischen  Beamten, 
welche,  wie.  es  feststeht,  nur  mit  Einwilligung  des  Volkes  Verordnungen 
erlassen  konnten.*  Häufiger  mögen  sie  bei  den  Königen  sein:  aber  die 
Ueberlieferung  über  sie  war  auch  kürzer  und  wurde  von  den  Lateinischen 
Schriftstellern  nicht  willkührlich  ergänzt.  Wenn  Cicero  de  rep.  II.  14 
von  Numa  sagt,  animot  propotitu  legibus  - mitignril , so  liegt  darin 
nicht,  dass  er  sorgsam  den  Gedanken  an  Beschlüsse  einer  Volksversamm- 
lung abweisen  wollte;  denn  propositit  kann  sich  eben  so  gut  auf  ein 
Vorschlägen  zur  Bestätigung  als  auf  ein  Aufstellen  ohne  eine  solche  be- 
ziehen. 

9)  Rubino  a.  a 0.  S.  120  fügt  hinzu,  der  einzige  erfolgreiche  Wider- 
stand gegen  die  Anordnung  eines  Königs  sei  von  dem  Augur  Attus  Navius 
gegen  den  älteren  Tarquinius  ausgegangen.  Nämlich  die  .,  constituirende  ” 
Gewalt  des  Königs  sei  nur  dieBefugniss  gewesen,  die  bestehenden  Einrich- 
tungen zu  erweitern . sie  fortznbilden  und  nach  den  Bedürfnissen  des  Staa- 
tes neue  hinznzufiigen , nicht  aber  das  Recht,  die  alten  aufzulieben.  Dieser 
Grundsatz  möglichster  Erhaltung  des  Althergebrachten  geht  allerdings  durch 
die  ganze  Römische  Verfassungsgeschichte  und  hängt  mit  religiösem  Aber- 
glauben zusammen.  Aber  wenn  man  eine  Verfassungsänderung  nur  in  gänz- 
licher Aufhebung  des  Alten  sieht , hat  eine  solche  niemals  stattgefunden 
und  es  ist  unnütz,  von  der  „constituirenden”  Gewalt  der  Könige  überhaupt 
zu  reden.  Rubiuo  hebt  durch  diesen  Zusatz  seine  ganze  Auseinander- 
setzung über  dieselbe  auf. 

10)  Den  ersten  Grund  der  Verdächtigung  spricht  L.  Lange  Römische 
Alterthüiner  I,  237  aus.  Er  fasst  die  Worte  von  Pomponius  so  auf,  als 
seien  die  leget  regiere  auf  Antrag  des  Königs  vom  Volke  als  leget  curiaii* 
beschlossen  worden.  Das  kann  Pomponius  allerdings  meinen , aber  noth- 
wendig ist  es  nicht , dass  er  es  meint.  Man  kann  seine  Worte  auch  so  ver- 
stehen, als  befanden  sich  die  leget  ruriatae  unter  den  leget  regiae  mit  an- 
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.dem  Gesetzen.  Wir  werden  später  auf  diesen  Punkt  zurückkommen.  Den 
zweiten  Verdacbtsgrund  gegen  Pomponius’  Nachricht  führt  Rubino  a.  a.  0. 

124  an. 

11)  Diese  Stellung  des  Köuigthums  eben  so  richtig  als  überzeugend 
nachgewiesen  zu  haben,  ist  das  Verdienst  von  Rubino  a.  a.  0.,  besonders 
S.  127  flgd.  Ich  darf  dieselbe  hier  als  sicher  und  bekannt  voraussetzen. 

12)  Auch  dieser  Lateinische  Sprachgebrauch  ist  treffend  erläutert  wor- 
den von  Rubino  a.  a.  0.  S.  355  flgd 

13)  Es  ist  wahrscheinlich , dass  der  Erklärer  des  ius  l’n/tirianum  jener 
C.  Granius  Flaceus  Licinianus  ist.  von  dem  man  kürzlich  etwas  längere 
historische  Fragmente  aufgefundeu  hat.  S.  K.  Aug.  Fr.  Perl z C.  (Irani  Li- 
nKMiti  guae  su/iertunl  (Bcrol.  1857 j p.  Xll  und  Grntii  Liciniani  gune  su- 
l>c riunl.  Etiidil  pliilnlogorum  Bonnentium  heplnt  ( Lipsiae  1858 ) p,  XIX 
und  die  sonstigen  Erwähnungen  desselben  gesammelt  p.  46.  Für  unsem 
Zweck  genügt  es  festzustellen,  dass  derselbe  zu  Caesars  Zeit  gelebt  hat. 

14)  Viel  zu  weit  geht  also  in  seiner  Critik  der  neueste  Bearbeiter  der 
Römischen  Geschichte,  A.  Schwegler  Röm.  Gesch.  I,  24,  der  den  Urheber 
der  Sammlung  für  eine  völlig  a|tokryphe  Person  erklärt  und  dies  als  Grund 
benutzt,  um  die  Aechtheit  derselben  zu  verdächtigen.  Dieser  Schluss  ist 
gauz  ähnlich,  als  wenn  etwa  wegen  der  Unsicherheit,  die  über  den  Namen 
und  Vornamen  von  Plautus  herrscht,  dieser  für  eine  apokryphe  Person  er- 
klärt und  die  unter  seinem  Beinamen  überlieferten  Stücke  verdächtigt 
würden. 

15)  Diese  Gesetze  der  Küuige  sind  gesammelt  und  zuerst  critisch  ge- 
sichtet worden  von  E.  Dirksen  Versuche  zur  Critik  und  Auslegung  der 
Quellen  des  Römischen  Rechtes  nr.  6 S.  234  — 368. 

16)  Diese  Ansicht  nebst  den  angegebenen  Gründen  ist  ausführlich  und 
mit  grosser  Gelehrsamkeit  entwickelt  worden  von  Rubino  a.  a.  0.  S.  400— 

430.  Er  beweist  zuerst  (S.  400  — 403),  dass  ein  ansehnlicher  Theil  jener 
Irgn  reg  ine  aus  religiösen  Vorschriften  besteht,  die  von  dem  Könige  allein 
als  obersten  Priester,  ausgehen  mussten,  ferner  dass  auch  die  Decemviral- 
gesetzgebung  nicht  eigentlich  das  in*  tacrorum  umfasst  bat  (S.  403—405). 

Der  andere  Theil  der  leget  regit ie  besteht  aus  Gewohnheitsrecht  (S.  405— 

415),  dem  selbst  diejenigen  Bestimmungen,  welche  in  das  Civil-  und  Cri- 
ininalrccht  überzuspielen  scheinen,  angehören.  Es  folgt  dann  die  Ausein- 
andersetzung , dass  auch  die  späteren  Römer  diese  Gesetze  nicht  als  Volks- 
rogationeu  betrachtet  haben,  dass  aber  dennoch  der  Name  lex  für  diesel- 
ben passt.  Diese  mit  Folgerichtigkeit  geführten  Erörterungen  sind  von  ent- 
scheidendem Einfluss  auf  die  spätem  Gelehrten  gewesen,  z.  B.  Rudorff 
Römische  Rechtsgeschichte  1.  255.  Lange  Römische  Alterthümer  I,  237, 

Rein  in  Paulys  Realencyclopädie  IV,  994,  Schwegler  Römische  Geschichte 
1,  25,  und  es  verlohnte  sich  daher  der  Mühe , auf  die  Gründe , durch  welche 
ein  bedeutender  Gewährsmann  für  die  Gesetze  der  Könige  verdächtigt  und 
der  ganze  Character  einer  so  wichtigen  Gesetzsammlung,  wie  das  in«  l’n- 
pirianum  ist , herabgesetzt  wird , näher  einzugeheu. 

17)  Dies  beweist  sein  Ausdruck  gum  in  monumeniis  hnbemus  an  der 
zweiten  der  angeführten  Stellen.  Denn  monumeniu  konnte  er  Granius  Flac- 
cus’  Werk  nicht  nenneu:  er  deutet  damit  auf  alte  Urkunden,  entweder  auf 
die  Pontificalbücher  oder  auf  Papirius’  ursprüngliche  Sammlung.  Dass  zur 
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Zeit,  als  Cicero  über  den  Staat  schrieb,  Granius  seine  neue  Bearbeitung 
der  Königsgesetze  noch  nicht  veröffentlicht  hatte,  stimmt  mit  den  sonstigen 
Nachrichten,  welche  wir  über  dieselbe  haben. 

18)  Selbst  noch  weiter  als  bis  zur  Herausgabe  durch  Granius  Flaccus 
scheint  diese  Umformung  fortgegangen  zu  sein.  In  den  Auszügen  von  Pau- 
lus aus  Festus  s.  v.  pellex  p.  222  steht  folgendes  Bruchstück:  rui  genm 

mulicruin  elitlin  poena  conslilula  es I n Auma  Hompilio  lute  leg e:  Felltz 
aram  lununis  ne  tangito ; st  langet , lunoni  rnn'tlrus  dentissis  agnam  foet tti- 
nam  caediiu.  Dies  ist  das  vollkommen  ausgebildete  Latein  der  spätem  Pe- 
riode, wie  es  sich  in  den  übrigen  von  Festus  selbst  erhaltenen  Bruch- 
stücken nicht  findet.  VergL  auch  Plin.  nat.  hist.  XIV,  88. 

1!))  Erst  Dirksen  in  der  Anm.  15  angeführten  Schrift  hat  der  früheren 
abergläubischen  Verehrung  ein  Ende  gemacht,  alter  freilich  auch  sogleich 
die  Reihe  der  unbegründeten  Verdächtigungen  begonnen. 

20)  Pas  Ergebniss  einer  längeren  Auseinandersetzung  bei  Rein  Römi- 
sches Criminal recht  S.  52  ist  folgendes:  „dass  das  ins  Fapirianum  entwe- 
der uralt  und  acht,  aber  bis  auf  ein  paar  in  priesterlichen  Büchern  geret- 
tete Fragmente  wieder  untergegangeu,  oder  neueren  und  verdächtigen  Ur- 
sprungs , jedenfalls  alter  nur  ein  Privatunternehmen  ohne  öffentliche  San- 
ction  gewesen  sei.”  Schon  der  Ausdruck,  entweder  seien  die  Gesetze  alt 
oder  neu,  zeigt,,  wie  unklar  und  unbestimmt  diese  Meinung  ist;  denn  dass 
eines  von  beiden  der  Fall  sein  muss,  ist  ersichtlich.  Dass  es  ein  Privat- 
unternehmen ohne  öffentliche  Sanction  war,  kann  man  einrüumen:  cs  hat 
nie  jemand  von  den  alten  Berichterstattern  erzählt  , es  sei  die  Sammlung 
im  Aufträge  des  Staates  unternommen  worden.  Indessen  es  lag  in  der 
Natur  der  Sache,  dass,  wenn  ein  Papirius  aus  den  priesterlichen  Schriften 
und  Denkmälern  eine  Sammlung  der  königlichen  Gesetze  veranstaltet  hatte, 
diese  schon  ihrer  Zweckmässigkeit  halber  Ansehen  genoss  und  bei  gericht- 
lichen Entscheidungen  benutzt  wurde : auf  die  Quellen  selbst  zurückzu- 
gehen war  lästig  und  unsicher.  Deshalb  wird  denn  auch  Papirius  l*ei  Pom- 
ponius  als  der  älteste  Rechtsgelehrte  angeführt,  dessen  Ansehen  bei  Ent- 
scheidung von  Rechtsfragen  gültig  gewesen  sei.  Und  ebenso,  als  Granius 
Flaccus  seine  Ueberarbeitung  der  Papirianischen  Gesetzbücher  unternom- 
men hatte,  wird  man  bei  streitigen  Fällen  (und  diese  kamen  bei  (kr 
ausserordentlichen  Stetigkeit  der  Römischen  Verhältnisse  auch  noch 
später  vor:  ein  ausdrückliches  Zeugniss  davon  hat  man  bei  Tao.  Anna! 
XII,  8 unter  Kaiser  Claudius) : bei  streitigen  Fällen  also  wird  man  auf 
Granius  Flaccus  zurückgegangen  sein:  aus  ihm  sind  wahrscheinlich  alle 
bei  Festus  angeführten  Bruchstücke  des  Papirianischen  Rechtes  entnommen. 
Die  Gründe,  welche  Rein  für  seine  Meinung  anführt,  sind  zum  Tlieil  schon 
in  unserer  Darstellung  berührt  und  widerlegt  worden:  die  andern  sind 
folgende:  „Wenn  die  älteste  Geschichte  Roms , wenigstens  unter  den  ersten 
vier  bis  fünf  Königen  für  mythisch  zu  halten  sei,  wie  könne  dann  von 
ächten  Gesetzen  der  einzelnen  Könige  die  Rede  sein?”  Dies  ist  ein 
Schluss  aus  einer  Vermuthung  und  einer  sehr  imsichern  Vermuthung:  selbst 
wenn  die  ältesten  Könige  Roms  mythisch  sind,  konnten  sich  dennoch  ihre 
Persönlichkeiten  frühzeitig  festgestellt  haben.  Alle  Regeln  der  geschicht- 
lichen Critik  können  nur  dafür  sprechen,  aus  den  Nachrichten  des  Papi- 
rianischen Gesetzbuches  auf  die  Existenz  der  Könige  zu  schliessen,  nicht 
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umgekehrt  durch  das  Abläugnen  dieser  auch  jenes  zu  verdächtigen.  Fer- 
ner beruft  sich  Rein  darauf,  vor  den  XII  Tafeln  habe  kein  geschriebenes 
Recht  bei  den  Römern  existirt.  Diesen  Punkt  berühren  wir  in  unserer 
Darstellung,  werden  ihn  auch  später  ausführlicher  widerlegen.  Weiter 
sagt  er,  als  durch  den  Gallischen  Brand  die  meisten  Urkunden  und  Ge- 
setze untergegangen  wären,  sei  die  Wiederherstellung  derselben  durch  die 
Priester  und  Patricier  erfolgt,  und  von  ihnen  dürfe  man  keine  grosse 
Gewissenhaftigkeit  erwarten.  Diese  Bemerkung  erinnert  an  die  einseitige 
politische  Beurtheilung,  mit  der  man  die  alte  Römische  Geschichte  über- 
haupt  betrachtet.  Priester  und  Patricier  werden  die  alten  Satzungen  und 
Gewohnheiten,  so  viel  sie  konnten,  zu  ihrem  Vortheil  benutzt  haben,  gerade 
so  wie  die  Plebejer  die  neu  erlassenen  Gesetze  und  Vorrechte  ausbeuteten ; 
aber  den  erstem  deshalb  Fälschungen  aufzubürden  sind  wir  in  keiner  Weise 
berechtigt.  Endlich  führt  noch  Rein  den  Grund  an , die  alten  Restitutions- 
versuche seien  frühzeitig  in  Vergessenheit  gerathen  oder  untergegangen 
und  die  Römischen  Historiker  hätten  in  später  Zeit  gelebt  und  Critik  nicht 
verstanden.  Dass  der  erste  Theil  dieser  Behauptung  nicht  richtig  ist,  be- 
weist die  Arbeit  von  Granius  Flaccus,  die  unmöglich  gewesen  wäre,  wenn 
die  Papirianischen  Sammlungen  nicht  mehr  existirt  hätten.  Das  verhält- 
nissmässig  späte  Auftreten  der  Römischen  Alterthumsforscher  ist  richtig; 
aber  imerwiesen,  dass  sie  keine  Critik  geübt,  und  selbst  wenn  dies  der  Fall 
wäre,  standen  sie  den  Thatsachen  und  Quellen  doch  so  viel  näher,  als 
wir,  dass  wir  mit  ihnen  nicht  wetteifern  können : es  fehlen  uns  die  noth- 
wendigen  Grundlagen,  um  eine  richtige  Critik  ülten  zu  können.  Diese 
selbigen  Gründe  mit  denselben  Ergebnissen  führt  Rein  in  Paulys  Realen- 
cyelopädie  IV,  995  an.  Auch  bei  Schwegler  Römische  Geschichte  I,  24 
finde  ich  keine  bestimmte  Ansicht  über  den  Character  des  Papirianischen 
Gesetzbuches,  nur  allgemeine  Verdächtigungen.  Er  läugnet  entschieden 
die  Authentie  dieser  sogenannten  königlichen  Gesetze:  sie  wären  uralte 
Priester -Satzungen  und  gewiss  erst  viel  später  aufgezeichnet  worden : die 
Zutheiluug  derselben  an  die  einzelnen  Könige  sei  vollends  ein  Werk  sub- 
jectiver  Combination.  Mit  dieser  Ansicht  stimmt  nicht  seine  später  aufge- 
stellte Vormuthung , das  ganze  iui  Papiriatwm  sei  in  verhältnissmässig  erst 
später  Zeit  aus  den  Pontificalschriften  gefertigt  worden.  Wenn  man  dieser 
Compilation  den  Namen  des  Papirius  versetzte,  so  sei  dies  wahrscheinlich 
geschehen  mit  Rücksicht  auf  die  uralte , längst  eingegangene  Papirische 
Gesetzsammlung,  von  der  sich,  wie  man  aus  Dionysius  sähe,  eine  dunkle 
Kunde  erhalten  hätte.  Während  Schwegler  also  zuerst  eine  viel  später  er- 
folgte schriftliche  Aufzeichnung  annimmt,  glaubt  er  hier  an  eine  wirkliche 
Papirische  Sammlung,  die  doch  auch  irgend  wie  aufgezeiclmet  sein 
musste.  Aber  diese  soll  untergegangen  sein.  Weshalb,  sieht  man  nicht 
ein,  da  die  fünfzig  Jahre  spätere  Gesetzsammlung  der  zwölf  Tafeln  sich 
nachweislich  erhielt,  lndess  Schwegler  setzt  noch  hinzu : „der  Name  Pa- 
pirius  scheint  überhaupt  in  der  spätem  Tradition  eine  typische  Bedeutung 
gehabt  zu  haben,  als  schriftstellerische  Auctorität  in  saeralen  Dingen: 
Grund  genug,  diesen  Namen  einer  Sammlung  sacraler  Normen  vorzusez- 
zeo.”  Es  soll  also  doch  keine  eigentliche  Papirische  Gesetzsammlung 
gegeben  haben , sondern  nur  die  vorhandene  auf  diesen  Namen  gefälscht 
worden  sein.  Gegen  so  unklare  Vorstellungen , welche  voll  von  innern 
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Widersprüchen  sind,  anzukampfen  ist  misslich.  Die  von  Schwegler  ange- 
führten Gründe  sind  in  unserer  Darstellung  theils  schon  besprochen  wor- 
den, theils  werden  sie  später  berührt  werden.  Viel  vorsichtiger  äussert 
sich  Rudorff  Römische  Reehtsgesehichte  I,  257 : „Die  ängstliche  Ueberein- 
stimmung  mit  dem  seit  dem  fünften  Jahrhundert  angenommenen  Canon 
der  Künigsgeschiehte,  sodann  die  Sprache  und  der  Titel  in*  mit  dem  Na- 
men des  .Sammlers,  wie  er  iin  fünften  und  sechsten  Jahrhundert  für  ähn- 
liche Rechtssammlungen  Öfter  vorkommt , bezeugt  den  jüngeren  Ursprung.” 
Wir  haben  diese  Ansicht  berücksichtigt , ohne  dabei  jedoch  die  Existenz 
einer  alten  Sammlung,  wie  sie  durch  die  Schriftsteller  bezeugt  ist.  zu  läng- 
nen.  Dies  sind  die  Meinungen  einiger  bedeutenden  Forscher  der  Neuzeit: 
die  übrige  weitlänftige  Literatur  über  diesen  Gegenstand  sehe  man  bei 
Rein  und  Schwegler  a.  a.  0. 

21)  In  der  früher  angeführten  Stelle  von  Cic.  de  rep.  V,  2,  3 heisst 
es  von  Numa  zwar  handschriftlich  qui  trrpnn  riiam  srriptor  fuissei : dass 
diese  Worte  indessen  verdorben  sind,  lehrt  der  Augenschein  und  die  rich- 
tige Verbesserung  findet  sich  in  den  Ausgaben.  Um  so  weniger  durfte 
Schwegler  a.  a.  0.  S.  25  diese  Worte  als  angeblichen  Beweis  dafür  anfüh- 
ren , dass  Numa  keine  Gesetze  aufgeschrieben  hätte. 

22)  Von  einem  Gesetze  kann  man  dies  nachweisen.  Servius  zu  Virg. 
Aen.  VI,  860  citirt  ein  Gesetz  des  Königs  Numa  über  spnlia  opima.  Eben 
dasselbe  erwähnt  Festus  p.  189,  setzt  aber  hinzu,  es  stände  in  den  libri 
pontifieum  und  Plutareh.  Marc.  8 führt  es  aus  den  irop.vtjp.aTa  an.  Darme 
darf  man  weder  schliessen . es  sei  nicht  Gesetz  Numa»  gewesen  (denn  es 
wird  ausdrücklich  so  genannt),  noch  auch,  es  habe  nicht  in  dem  iw  /’«- 
pirinnum  gestanden.  Man  kann  annehmen,  es  habe  auch  in  den  priester- 
lichen  Büchern  gestanden.  Da  sonst  Festus  nur  Granius  Flacons'  Bearbei- 
tung  benutzt  zu  haben  scheint,  hat  er  dort  vielleicht  auch  diese  Bemer- 
kung gefunden. 

23)  Er  lässt  IV,  36  diesen  König  in  eiuer  Rede,  in  der  er  dem  Römi- 

schen Volke  seine  Verdienste  um  die  Freiheit  auseinandersetzt,  folgender- 
massen  sprechen : o;  qi  xal  xr(v  ijo'jotav . r,v  vpeis  poi . -axtptuv 

tpoXdxxovxc;  rapaW/ät . a'r/  cbtaaav  äßo'j).f(97jv  l/t tv , a/./.ä  vdpo'j;  te  i»"tp 
xiüv  x’jpuuxdxiov  xax!iaxT(ocip.Evo;  , oo;  5-xvxis  ixjptöoaxe , xaxi  xo'jxoa; 
up.lv  izfSur/.a  otSdvai  xi  Stxaia  xal  Xapßaveiv  xai  aöxöc  i ;T(xaH<5p^(v  wpä>- 
X0{ . oft  lüpiaa  xaxä  x<üv  aXXuiv  oixafoi»,  (o3~£p  iStiu xr,{  r.c lüöptvo;.  Als 
Besonderes  führt  er  hier  noch  an,  dass  der  König  bei  seinen  eigenen  Pri 
vatstreitigkeiten  keine  bevorzugte  Stellung  in  Anspruch  nahm , sondern 
sich  den  allgemeinen  Gesetzen  fügte. 

24)  Aber  nur  ein  vom  Volke  ernannter  Beamter  kann  seine  Gewalt 
oder  Tlieile  derselben  an  einen  Stellvertreter  übertragen,  nicht  Jemand, 
der  selbst  nur  eine  mittelbar  übertragene  Gewalt  hat.  Dieser  Grundsatz 
lässt  sich  durch  viele  Beweise  aus  dem  Römischen  Staatsrecht  dartliun  and 
hat  neuerlichst  durch  Cap.  25  des  Stadtrechtes  von  Salpensa  eine  bemer 
kenswerthe  Erläuterung  und  Bestätigung  erhalten. 

25)  Siehe  Liv.  I,  41;  Dionys.  IV,  5;  Zon.  VII,  9 und  vergleiche  Ru- 
bino a.  a.  0.  S.  298,  der  indessen  aus  diesem  einen  ausserordentlichen 
Falle  eine  allgemeine  Regel  zu  machen  scheint. 
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2*>)  Dionysius  giebt  als  Folge  der  von  Tarquinius  geschehenen  Aufhe- 
bung von  Servius'  Gesetzen  an , die  Plebejer  seien  wieder  wie  früher  von 
den  Patriciern  in  den  Privatstreitigkeiten  übervortheilt  worden.  Es  scheint, 
der  Nachtheil  lag  in  zweierlei,  einmal  darin,  dass  die  Richter  nicht  mehr 
nach  Uebereinknnft  der  Parteien  gegeben,  und  zweitens  darin,  dass  sie 
nicht  an  die  Gesetze  gebunden  waren.  Deshalb  wurden  die  Armen  von 
den  Wohlhalienden  unterdrückt  und  Tarquinius  hinderte  dies  nicht,  so  sehr 
er  auch  sonst  bemüht  war,  den  politischen  Einfluss  der  Patricicr  zu 
schwächen.  Schwegler  Römische  Geschichte  I,  72f>  spricht  über  diese  Ein- 
richtungen des  Königs  Servius  Tullius  nur  sehr  oberflächlich , kann  aber 
doch  nicht  umhin,  sein  ..grösstes  Misstrauen”  gegen  die  Ueberliefcrung  bei 
dieser  Gelegenheit  auszusprechen.  Sicherlich  befindet  er  sich  im  Irrthum, 
wenn  er  die  von  Dionysius  IV,  25  und  36  erwähnten  ßouXsuTaf  für  „ein 
Consilium  von  Senatoren”  erklärt  und  anniramt.,  einem  solchen  habe  Ser- 
vius die  Privatstreitigkeiten  zugewiesen.  Von  Geschworenen  kann  damals 
nicht  die  Rede  sein  und  war  bei  den  Römern  niemals  die  Rede  in  Pri- 
vatprocessen ; ein  ronsi/ium  im  andern  Sinne,  d.  h.  als  Beirath,  ist  nur 
denkbar  als  Unterstützung  eines  Beamten,  der  die  Hauptrolle  spielt  und 
allein  die  Verantwortung  trägt.  Der  Senat  als  Senat  endlich  ist  nie  eine 
richterliche  Behörde  gewesen.  Somit  bleibt  nur  diejenige  Möglichkeit  übrig, 
der  wir  in  unserer  Darstellung  gefolgt  sind.  Ausführlich  über  das  Ge- 
richtswesen unter  Servius  Tullius  handelt  PI*.  E.  Huschke  die  Verfassung 
des  Königs  Servius  Tullius  S.  583  — 610.  Indessen  seine  Annahmen  gehen 
von  eigentümlichen  Ansichten  aus : er  begiebt  sich  auf  ein  Feld  von  Ver- 
muthungen. wohin  zu  folgen  mir  weder  meine  historischen  und  critischen 
Grundsätze  gestatten,  noch  meine  Phantasie  ausreieht. 

27)  Dies  haben  wir  in  unserer  Abhandlung  de  hmmribus  dirtaioris  Cne- 
saris  in  nnsem  Stvdin  Hnmnnn  (Berol.  1859)  p.  241  ausführlich  auseinan- 
der gesetzt. 

28)  In  neuester  Zeit  hat  dies  Lange  Römische  Alterthümer  1 , 273  ge- 
tan . während  Rubino  Untersuchungen  S.  304  und  Becker  Römische  Alter- 
tümer II,  1,  338  es  nicht  thaten.  Der  Letztere  hatte  geäussert,  es  habe 
freilich  sehr  den  Anschein,  als  sei  bei  L.  Brutus  das  Amt  eines  Iribunut 
ctlrrvm  nur  eben  zur  Legitimation  des  Verfahrens  bei  Vertreibung  der 
Könige  erdacht  worden.  Daraus  macht  Lange  „einen  zur  nothgedrungenen 
Legitimirung  der  Revolution  ersonnenen  Anspruch.”  Wie  unbegründet 
diese  Verdächtigungen  der  Ueberliefcrung  sind,  ist  einleuchtend.  Aber 
selbst  wenn  die  Rede  von  Brutus,  ja  wenn  auch  die  Thatsache.  dass  er 
Intimus  er  lern  m gewesen  sei , ersonnen  sein  sollte : jedenfalls  waren  die 
Römischen  Geschichtsschreiber  der  Ansicht , dass  ein  Reiterolierst  die  Volks- 
versammlung berufen  und  politische  Befugnisse  ausüben  könnte. 

29)  Dies  hat  Rubino  a.  a.  0.  S.  300  gezeigt.  Die  classisehe  Stelle  über 
den  pmrfrrius  urbi  ist  bekanntlich  bei  Tacitus  Ann.  VI,  11:  sie  ist  so  aus- 
führlich und  antiquarisch  genau,  dass  darnach  keine  Zweifel  über  die  Be- 
fugnisse dieses  Beamten  hätten  entstehen  sollen.  Dennoch  sind  sie  erhoben 
*orden.  Lange  Römische  Alterthümer  I,  274  spricht  ihm  die  Befugniss  des 
Rechtsprecheus  ab,  in  offenbarem  Missbrauch  der  Gritik,  da  die  richter- 
liche Gewalt  des  piraefectus  ausserdem  noch  von  Pomponius  erwähnt  und 
durch  die  angeführten  Beispiele  der  Praefecten  des  Latinerfestes  bestätigt 
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wird.  Der  Stadtpräfect  stand  gegen  den  König  und  später  gegen  die  Con- 
suln  ganz  so,  wie  aach  dem  Stadtrecht  von  Salpensa  c.  25  die  Präfecten. 
welche  von  den  Duovirn  der  Municipien  während  ihrer  Abwesenheit  eingesetit 
werden:  sie  haben  alles  Recht,  wie  die  Ituoviru  selbst,  nur  dass  sie  nicht 
wieder  ihre  Befugniss  an  einen  Präfecten  übertragen  können  und  dass  sie 
nicht  mich  geführtem  Amte  dieselben  Ehrenrechte  erlangen,  wie  die  Duo- 
virn nach  dem  Ende  ihres  Amtes.  Man  vergl.  darüber  meine  Studia  Ro- 
manu  p.  282.  Freilich  auch  bei  den  alten  Antiquaren  selbst  hatte  es  Zwei- 
fel gegeben  über  die  Amtsbefugnisse  des  Stadtpräfecten : sie  werden  bei 
Gell.  XIV,  8 mitgetheilt,  sind  aber  von  den  neueren  Gelehrten  nicht  recht 
verstanden  worden.  Junius  Gracchanus  läugnete,  praefectum  urbi  La- 
linurum  causa  reliclum  senatum  habere  possc  — quoniam  ne  Senator 
quidem  sit  neque  ius  habeat  senlentiae  dicendae , cum  ex  ea  aetale  prae- 
fectus  fiat,  quae  non  sit  senatoria.  Dagegen  Varro  behauptete,  er 
könne  den  Senat  berufen.  Namque  et  tribunis  plebis  senatus  habendi 
ins  erat,  quamquam  senatores  non  essenl  ante  Atinium  plebiscitum.  Aus 
diesem  Streite  darf  man  nicht  Schlüsse  auf  den  Stadtpräfecten  der 
Königszeit  machen,  der  damals  und  noch  lange  nachher  aus  Senatoren, 
welche  angesehene  Aemter  bekleidet  hatten,  genommen  wurde.  Die  Frage 
war,  ob  ein  Nichtsenator  den  Senat  berufen  könne  und  über  diesen 
damals  thatsächlich  nicht  vorkommenden  Fall  waren  jene  Antiquare 
verschiedener  Meinung.  Hatte  der  Stadtpräfect  das  Recht,  die  Volksver- 
sammlung zu  berufen?  Man  läugnet  es  jetzt  und  der  Fall  mag  nicht  vor- 
gekommen  sein;  denn  wenn  die  Consuln  im  Kriege  waren,  war  es  auch 
das  Volk.  Aber  Livius  glaubt«  es.  Er  erzählt  1,  60,  Sp.  Lueretius  habe 
als  praefedus  urhi  die  Centuriatcomitien  gehalten,  in  denen  nach  Vertrei- 
bung der  Könige  die  ersten  Consuln  gewählt  wurden.  Sicherlich  ist  die 
Nachricht  ungenau;  denn,  sobald  man  Tarquinius  nicht  als  König  aner- 
kannte, konnte  man  auch  den,  welchen  er  als  Praefecten  bestellt  hatte, 
nicht  mehr  anerkennen.  Livius  wollte  nur  sagen,  Sp.  Lueretius  sei  vom 
Könige  als  Stadtpräfect  zurückgelassen  worden.  Richtiger  ist  die  Erzäh- 
lung bei  Dionys.  IV,  76,  der  Sp.  Lueretius  zum  interrcr  erwählen  lässt. 
Dennoch  ergiebt  sieh  auch  aus  dem  ungenauen  Ausdruck , dass  Livius  dem 
Stadtpräfecten  das  Recht,  eine  Volksversammlung  zu  berufen,  nicht  ab- 
sprach. 

30)  Es  ist  dies  Schwegler  in  seiner  Römischen  Geschichte  U,  133.  Er 
hat  aber  darin  entschieden  Unrecht,  dass  er  behauptet,  schon  die  späteren 
Römer  hätten  keine  zuverlässige  Antwort  mehr  auf  die  Fragen  über  die 
Entstehung  und  Bedeutung  der  Quästur  gewusst:  die  Tradition  sei  so 
lückenhaft  und  zusammenhangslos , so  voll  von  Widersprüchen  , dass  sich 
der  wirkliche  Thatbestand  nicht  mehr  ermitteln  lasse,  lra  Gegentheil  wir 
haben  über  die  Quästur  zahlreiche,  bestimmte  und  auf  genauen  Studien  be- 
leihende Nachrichten , wie  von  wenigen  Punkten  der  Römischen  Verfassung, 
Es  war  die  Aufgabe  der  neueren  Forschung,  diese  Nachrichten  sorgfältig 
und  ohne  vorgefasste  Meinung  zu  erklären  und  aus  ihrer  Uebereinstiiii 
inung  ein  Gesammtbild  zu  entwerfen.  Diese  Aufgabe  aber  haben  die  Ge- 
lehrten nicht  erfüllt,  trotzdem  ihre  Untersuchungen  über  diesen  Pank! 
zahlreich  gewesen  sind.  Man  sehe  die  Literatur  bei  Schwegler  1 a.  0 
S.  131. 
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31)  Da«  Eratere  hat  gethan  Rubino  Untersuchungen  S.  318 : er  erklärt, 
das  Uebergewieht  falle  entschieden  auf  die  Seite  von  Tacitus  und  zwar  aus 
drei  Gründen,  welche'  die  Glaubwürdigkeit  von  Junius  Gracchanus  herab- 
setzen  sollen.  Seine  gelehrten  Untersuchungen,  sagt  Ruhino,  seien  die 
ersten  Versuche  der  Römer  in  dieser  Richtung  gewesen  und  verdienten  deshalb 
weniger  Glauben  als  die  der  späteren  Gelehrten.  Dieser  angebliche  Grund 
spricht  in  diesem  Falle  sogar  für  Gracchanus.  Denn,  wenn  jeder  spätere 
auch  der  bessere  ist,  so  muss  Ulpian  mehr  Gewicht  haben  als  Tacitus, 
zumal  da  er  Jurist  war  und  als  solcher  mehr  Interesse,  vielleicht  fuich 
mehr  Geschick  hatte,  die  Geschichte  der  Römischen  Beamten  aufzuklären, 
als  ein  Geschichtsschreiber,  dem  es  zunächst  auf  die  geschmackvolle  Dar- 
stellung der  Ereignisse  seiner  Zeit  ankam:  beruft  sich  also  Ulpian  auf 
Gracchanus,  so  muss  er  ihm  besondere  Glaubwürdigkeit  beigemessen  und 
sein  Zeugnis«  unter  den  andern,  welche  über  denselben  Punkt  existirteu, 
(arid  Ulpian  citirt  in  seiuem  Fragment  noch  andere  Gewährsmänner)  für 
richtig  gehalten  haben.  Ferner  „die  Autorität  von  Junius  insbesondere, 
sagt  Rubino,  hätte  nicht  hoch  gestanden:  in  den  meisten  Fällen,  wo  er 
angeführt  sei,  würde  er  auch  widerlegt”.  Dies  ist  nicht  richtig.  Ausser 
deu  zwei  von  ihm  aufgestelltcn  Etymologien,  die  Varro  V,  48  und  55  bil- 
ligt, führt  Ulpian  im  Verlauf  seines  Excerptes  über  die  Quästoren  eine 
Ansicht  von  ilun  an,  welche  Andere  theilten.  Von  seinen  drei  angeblichen 
Irrthümern  betreffen  zwei  die  Zeitrechnung,  eine  schwierige  und  einzeln 
für  sich  bestehende  Wissenschaft  , den  dritten  über  den  prarfeetut  urhi  haben 
wir  oben  Anm.  29  berührt  und  als  einen  theoretischen  Streitpunkt,  ohne 
thatsächliche  Begründung,  erwiesen.  Es  ist  kein  Grund,  deshalb  zu  mei- 
nen, er  habe  sich  hier,  wo  es  sich  um  das  thatsächliche  Vorkommen  von 
Quästoren  handelt,  geirrt.  Selbst  die  Mühe,  die  man  sich  mit  seiner 
Widerlegung  giebt,  kann  als  Beweis  für  das  Ansehen,  in  dem  er  stand, 
dienen.  Endlich  hat  Rubino  ihm  sogar  einen  politischen  Grund  unterge- 
schoben, der  sein  Urtheil  verfälscht  haben  soll.  Er  war  ein  Freund  von 
C.  Gracchus  (Plin.  nat.  hist.  XXXIII,  36)  und  soll  nun,  um  die  quattliona, 
welche  nach  seines  Freundes  Ermordung  gegen  dessen  Anhänger  vom 
Senate  ohne  Zuziehung  des  Volkes  gerichtet  wurden,  zu  brandmarken,  be- 
sonders hervorgehoben  haben,  die  Könige  hätten  ihre  qunrsioret  durch  das 
Volk  wählen  lassen.  Nicht  bloss  hervorgehoben,  sondern  ganz  und  gar 
erdichtet  müsste  er  dies  haben , wenn  sein  Bericht  keine  Glaubwürdigkeit 
haben  soll,  und  den  alten  Schriftstellen),  die  seine  Nachrichten  annahmen 
und  weiter  verbreiteten,  wird  eine  wunderbare  Blindheit  über  die  Gründe 
einer  solchen  angeblichen  Erdichtung  zugeschrieben.  Endlich  welche  un- 
sichere und  doch  selbst  deu  Charactcr  des  Gewährsmannes  herabsetzende 
Vermuthung  ist  das  Ganze!  Sie  beweist  nur,  wie  schwer  es  ist,  sich  von 
dem  einmal  in  der  Zeit  liegenden  falschen  Systeme  der  Critik  frei  zu 
halten.  Denn  sonst  zeigt  Ruhino  überall  die  grösste  Besonnenheit  und 
Achtung  vor  der  Ueberliefernng.  Beigetreten  ist  seiner  Ansicht  z.  B.  Geib 
Geschichte  des  Römischen  Criminalproeesses  S.  72.  Es  ist  nicht  zu  ver- 
wundern, dass  andere  Gelehrte  mit  gleicher  Entschiedenheit  einen  Irrtbum 
too  Tacitus  angenommen  haben,  dem  sie,  ohne  besondere  Gründe  anzufiih- 
ren,  wo  er  nicht  gelegentlich,  sondern  in  antiquarischer  Untersuchung  und 
im  Vergleich  mit  seiner  Zeit  spricht , in  der  Hauptsache  Glaubwürdigkeit 
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absprechen.  Sie  berufen  sich  (so  Becker  Römische  Altertbümer  11,  2,  äß) 
auf  Niebuhrs  (Römische  Geschichte  III,  645)  Urtheil  über  Tacitus:  , welcher 
merkwürdig  darthue,  wie  fremd  ihm  alle  Bestimmtheit  der  Vorstellungen  voa 
altstaatsrechtlicheu  Verhältnissen  war”,  ein  Urtheil,  aus  dem  nur  jenes  Gelehr- 
ten oft  und  von  Vielen  gerügte  Selbstverblendung  und  Ueberhebuug  bervor- 
geht,  Freilich  ein  gleiches,  nur  noch  in  gröberen  Ausdrücken,  gefasst« 
Urtheil  über  Tacitus  fallt  Schwegler  Römische  Geschichte  I,  115  und  be- 
legt es  mit  den  Punkten,  in  welcher  er  selbst  von  ihm  abweicht  Dies 
nentit  mau  in  unserer  Zeit,  Critik  in  der  Geschichte  üben ! 

32)  Ausführlich  haben  wir  über  die  lex  curiata  sowohl  der  Königs- 
ais der  republicanischen  Zeit  gesprochen  in  einem  längeren  Excurs  iu 
unserer  Ausgabe  von  Ciceros  Reden  de  lege  agraria  (Berol.  1861)  und  da- 
bei auch  das  Ouriatgesetz , das  über  die  Quästoren  gegeben  wurde,  be- 
handelt. Dort  wird  man  mehrere  Beispiele  vou  der  lex  curiata  de  imperu 
finden,  sow-ie  eine  Darstellung,  wie  dieselbe,  als  die  königliche  Macht  au 
viele  Beamten  übergegangen  war.  dennoch  alljährlich  zusammen  für  alle 
gegeben  zu  werden  pflegte. 

33)  Ich  verstehe  also  die  Worte  von  Tacitus  lex  curiata -a  L.  Knie 
re/ietita  anders  als  Becker  Römische  Alterthümer  II,  2,  333.  Dieser  meiut, 
Brutus  habe  das  Ouriatgesetz  aus  der  königlichen  Zeit  .beibehalten”;  einen 
andern  Sinn  könne  repetita  nicht  haben.  Ich  bezweifle  dies:  es  müsste 
inde  re/ielila  heissen;  repetere  allein  kann  nicht  bedeuten  .von  dort  her- 
holen.” Er  glaubt  auch,  die  lex  curiata  der  ersten  Consuln  sei  zu  Taci- 
tus’ Zeit  nicht  mehr  authentisch  vorhanden  gewesen.  Vielleicht  oder  wahr- 
scheinlich nicht  in  denselben  Worten , aber  doch  sicherlich  dem  wesentli- 
chen Inhalte  nach,  der  Jahr  für  Jahr  seit  Einsetzung  der  Consuln  wieder- 
holt worden  war.  Sonst  schreibt  mau  Tacitus , der  von  einem  noch  zu 
seiner  Zeit  möglichen  Beweise  spricht,  eine  Unwahrheit  zu. 

34)  Natürlich  beruht  unsere  Darstellung  über  die  Art  und  Weise,  wie 
sich  die  lex  curiata  fortgepflanzt  habe,  nur  auf  einer  Vcnnuthung.  Sicher 
wissen  wir  nur,  dass  jährlich  für  alle  curulischen  Beamten  zusammeu,  und 
sonst  ausserordentlich  für  ausserordentlich  ernannte  Beamte,  ein  Curiatge- 
setz  gegeben  wurde:  Näheres  über  seinen  Inhalt  ist  nicht  bekannt.  Dennoch 
ist  jene  Vermuthung  wahrscheinlich.  Ganz  so  ist  beschaffen  die  sogenannte 
lex  regia  de  imperio  l'rspasium,  in  der  es  auch  l»ei  jeder  einzelnen  Amte- 
befugniss,  welche  dem  neuen  Kaiser  beigelegt  wird,  heisst  ita  uti  tiemi 
dito  Aug.  Ti.  Julia  Caetari  Aug.,  Ti.  Claudio  Caetari  Aug  Geruianico  oder 
ähnlich.  Weiteres  findet  man  in  der  von  uns  angeführten  Abhandlung. 

35)  Eine  Vereinigung  der  Nachrichten  von  Tacitus  und  Ulpian  hatte 
schon  Huschke  Verfassung  des  Königs  Servius  Tullius  S.  400  versucht 
Ohne  das  Curiatgesctz  zu  erwähnen , erklärte  er  das  Wort  deligere  bei 
Tacitus  als  .in  Vorschlag  bringen” , wodurch  eine  Bestätigung  durch  das 
Volk  keineswegs  ausgeschlossen  wäre.  Er  wurde  deshalb  mit  Recht  von 
Rubino  a.  a.  0.  S.  318  getadelt.  Aehnliehes  hatte  schon  Abraham  in  einer 
Note  zu  Cic.  Phil.  II,  20  behauptet. 

36)  Ein  Beispiel,  in  bis  wie  späte  Zeit  diese  Sitte  sich  fortpflanzte, 
giebt  die  berühmte,  VOU  uns  zuerst  (in  den  Commentationes  epigraphicae, 
Berol.  1854  II,  4 flgd.)  in  Deutschland  bekannt  gemachte  und  erläuterte 
Inschrift  von  Arrius  Antoninus,  der  sich  iurirficu*  per  Italiam  re- 
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jioiiii  Transpadanae  priinut  und  praetor,  cui  primo  iuris- 
Jictio  papillaris  a sanctisrimis  imp  er  a I o ribus  mandata  est, 
«■niit.  Hin  anderes  Beispiel  aus  etwas  früherer  Zeit  ist  bei  Henzen  in 
Orellis  Insebriftensammlung  6456.  wo  T.  Domitius  Decidivs  heisst 
; ■ i primus  </  ua  r 1 1 o r per  Iriennium  ri  I r a u rdinem  prneesset 
aernrio  Saturni.  Von  den  öffentlichen  Beamten  Verzeichnissen  braucht 
man  nur  die  Capitolinischen  Fasten  zu  vergleichen,  um  sich  von  der  Aus- 
dehnung dieser  Sitte  zu  überzeugen. 

37)  Dies  ist  die  Meinung  z.  B.  von  Schwegler  Römische  Geschichte  11, 
137,  der  alle  Angaben  von  Quästoren  vor  der  Zeit  der  Zehnmänner  für 
Erfindungen  von  Dionysius  hält. 

38)  Dies  bezieht  sich  auf  Dionysius,  der  beim  Leichen begängn iss  von 

Menenius  Agrippa  Quästoren  erwähnt.  Ueber  dasselbe  berichtet  Liv.  11,  33 
nanz  kurz  rxluht  eum  plebs  sextaniibus  collatis  in  ea/iita,  ausführlich  und 
scheinbar  abweichend  Dionysius.  Er  erzählt,  der  Senat  habe,  als  er  die 
Bereitwilligkeit  der  Plebs,  das  Leichenbegängniss  durch  allgemeine  Samm- 
lung zu  feiern,  erfahren  habe,  den  Beti-ag  dafür  aus  dem  Staatsschätze 
bewilligt,  ix  ?ü>v  ör^uoaiiuv  eStxaiWt  (),  to  etvaXuipa  ytyfottm,  toI{ 

tjptzK  i-i-pi'liaax  t»(v  1-tpO.tiav.  Damit  man  daraus  nicht  falsche 
Schlüsse  über  die  Existenz  stehender  Quästoren  zu  jener  Zeit  ziehe,  be- 
merke ich,  dass  der  Hergang,  wenn  man  die  zweifache  Leberlieferung  ge- 
hörig erklärt,  folgender  war.  Die  Tribunen  schlugen  der  Volksversamm- 
lung vor,  Menenius'  Bestattung  durch  eine  allgemeine  Sammlung  der  Ple- 
bejer zu  feiern.  Als  dieser  Vorschlag  angenommen  war,  wurden  sogleich 
vom  Volke  Quästoren  erwählt,  um  die  Beiträge  einzufordern  und  die  Be- 
stattung zu  besorgen.  Darauf  trat  der  Senat  dazwischen,  wies  jenen  vom 
Volke  gewählten  Quästoren  Geld  aus  dem  Staatsschätze  an  und  übertrug 
ihnen  die  Verwendung  desselben.  Die  Quästoren  wollten  die  Beiträge  dann 
zurückgeben,  die  Plebs  aber  bestimmte  sie  für  die  Hinterbliebenen.  Die 
aeuern  Gelehrten  haben  diesen  Hergang  verkannt,  besonders  Niebuhr  Rö- 
■äebe  Geschichte  1,  586.  Vergleiche  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  233. 

39)  Man  kann  über  diesen  Sprachgebrauch  vergleichen  l.ydus  de 
mejistr.  I.  25.  der  freilich  etliche  Verstosse  begeht  und  ohne  Erkenntniss 
de»  eigentlichen  Zusammenhanges  der  beiden  Wörter  schreibt.  Einen 
Beweis  für  unsere  Behauptungen  anzuführen  ist  überflüssig. 

40)  Man  sehe  z.  B.  Becker  Handbuch  der  Rom.  Alterth.  II,  2 p.  334, 
der  auf  diesen  Punkt  hauptsächlich  seine  Untersuchungen  gründet  Aber 
eben  so  urtheilen  auch  Schwegler  Römische  Geschichte  11,  134,  Rein  in 
Paolys  Realeucyclopädie  VI,  351  und  Andere. 

41)  Pomponius  nämlich  gebraucht  von  diesen  Quästoren  das  Imperfe- 
■-tnm  consiituebantur : „sie  pflegten  eingesetzt  zu  werden.”  Von  der  Ein- 
setzung aller  übrigen  stehenden  und  jährlich  erwählten  Beamten  braucht 
-r  das  Perfcctum.  Von  den  Consuln  heisst  es  §.  16  cunstituli  sunt,  ebenso 
von  den  Censoren  § 17 , von  den  Dictatoren  § 18  i uterdum  proditi  sunt, 
von  den  Volkstribunen  § 20  crenrit  sibi  plebs,  von  den  Aedilen  § 21  rem- 
iHHterunt,  von  den  Schatzipiästoren  § 22  f onstituti  sunt.  Dagegen  von 
den  mngislris  eguitum  § 19  injungebnntur  diclatoribus.  Ein  deutlicher  Be- 
weis, wie  genau  man  die  Worte  dieses  Schriftstellers  erklären  muss  und 
mit  welcher  Ueberlegung  er  seine  Nachrichten  zusamineustellte. 


Digitized  by  Google 


416 


Anmerkungen. 


42)  Ich  muss  noch  einem  Einwando  begegnen,  den  man  an  dieser  Stelle 
erheben  könnte.  Dionysius  nämlich  nennt  diese  Quästoren  tapirraidjn 
f/ovTt-  i£oua(av  und  später  c.  78  öfters  -apia;.  Konnte  er  das,  wenn  sie 
richterliche  Beamte  waren?  Musste  er  nicht  vielmehr  la( tat  sagen,  wie 
Schwegler  Römische  Geschichte  II,  135  verlangt?  Folgt  nicht  daraus,  das- 
er  Tapiai  sagt,  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  Quästoren,  d.  h.  dieselben 
Personen,  zu  gleicher  Zeit  Schatz-  und  Gerichtsbeamte  waren,  dass  da- 
erste  ihr  Hauptamt  war  und  sie  davon  ihren  Namen  hatten  ? Sicherlich 
nicht.  Das  Griechische  rapla;  hat  allerdings  nicht  die  doppelte  Bedeutunz 
von  quursior;  aber  es  war  der  stehende  Ausdruck  dafür  und  Dionysius 
vollkommen  berechtigt,  ihn  auch  für  die  Gerichtsquästoren  anzuwenden. 
Hätte  er  einen  andern  gebraucht,  so  würde  er  von  Römischen  Lesern  nicht 
verstanden  worden  sein  und  bei  Griechischen  die  Idee  von  der  Zusammen- 
gehörigkeit der  beiden  Quästoren  zerstört  haben. 

43)  Es  bleibt  noch  übrig.  Einiges  über  die  letzten  Worte  der  S.  53 
aus  Tac.  Ann.  XI,  22  angeführten  Stelle  zu  sagen.  Dort  wird  erzählt, 
die  ersten  beiden  stehenden  Schatzcjuästoren  seien  417  v.  Chr.  erwählt 
worden,  um  die  Cousuln  in  den  Krieg  zu  begleiten,  später  beim  Wachsen 
der  Geschäfte  seien  zwei  hinzugefügt  worden,  um  dieselben  in  Rom  zu  be- 
sorgen. Dies  steht  in  scheinbarem  Widerspruch  mit  Liv.  IV,  43,  der  zum 
Jahre  421  v.  Chr.  von  der  Hinzufügung  des  zweiten  Quästoren paares  so 

erzählt:  Quemadmodum  bellum  minure  quam  timuerant  dimicatione  erat 

perfectum , sic  in  urbe  ex  tranquillo  necopinala  mutet  discurdiarvm  inlcr 
plebem  el  patres  exvrla  esl , cueptn  ah  duplicando  quaestorum  nunirre 
Quam  rein  praeter  duas  urbanos  quueslores  duo  ut  consulibus  ad  minulrna 
belli  praestu  essent,  a consulibus  relalum  cum  et  patres  summa  ope  appro- 
basten! , tribuni  /ilebis  certamen  intulerunt , ul  pars  (nain  ad  id  lempus  pa- 
tricii  creati  er  an!)  ex  plebe  ßeret.  Der  Widerspruch  sollte  darin  liegen, 
dass  Tacitus  das  erste  Quästorenpaar  für  Gehiilfen  im  Kriege,  das  zweite 
für  Schatzmeister  in  der  Stadt  erklärte,  Livius  umgekehrt  Zu  entscheiden, 
welche  Nachricht  an  sich  richtiger  wäre,  ist  unmöglich.  Es  ist  indes-en 
wold  denkbar,  dass  die  Haupteinnahme  des  Schatzes  in  der  Kriegsbeute, 
die  Hauptausgabe  im  Solde  und  anderen  Kriegskosten  bestand , dass  also 
zuerst  das  Bedürfuiss  entstehen  musste,  für  den  Krieg  Quästoren  zu  haben. 
Und  dies  ist  unzweifelhaft  der  Bericht  von  Tacitus.  Mit.  ihm  lässt  sich  auch 
Livius  vereinen.  Dieser  giebt  nämlich  nur  den  neuen  Gasetzcsvorschlag  aa 
der  dahin  ging,  in  Zukunft  sollten  zwei  Quästoren  in  der  Stadt  bleiben,  zwei 
andere  für  den  Krieg  dienen:  welche  von  diesen  früher  dagewesen  wären, 
will  er  gar  nicht  angeben.  Diese  Erklärung  hatten  im  Wesentlichen  sebou 
Ernesti  zur  angeführten  Stelle  von  Tacitus  und  Rubino  Untersuchungen 
S.  329  gegeben;  sie  war  indess  wieder  in  Frage  gestellt  worden  von  Becker 
Handbuch  der  Römischen  Altertlnimer  II,  2,  338.  Derselbe  hat  nicht  nur 
Livius’  Worte  falsch  verstanden,  sondern  war  auch  durch  unrichtige  Be- 
nutzung der  früheren,  von  den  Consuln  erwählten,  richterlichen  Quästoren 
zu  der  Meinung  veranlasst  worden,  die  Schatzquästoreu  seien  von  Anfang 
an  für  die  städtischen  Bedürfnisse  gewählt  worden.  Uebrigcns  ging  'der 
Vorschlag,  die  Zahl  der  Quästoren  zu  verdoppeln,  im  J.  420  v.  Chr.  durch, 
mit  dem  Zusatze,  das  Volk  solle  die  neuen  Beamten  frei  aus  Patriciern 
oder  Plebejern  wählen  dürfen , eine  Erlaubuiss , von  der  das  Volk  erst 
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409  v.  Chr.  Gebrauch  machte.  Damals  wurden  also  in  den  Beamtenver- 
xcichnissen  wieder  Quästoren  als  primi  genannt,  aber  primi  de  //lebe. 

44)  Unter  den  Gelehrten,  welche  in  grosser  Zahl  die  Frage  über  die 
Anfänge  der  Quästur  behandelt  haben,  ist  es  bisher  noch  keinem  gelungen, 
dieselbe  zu  beantworten,  ohue  gegen  den  einen  oder  den  andern  der  alten 
Berichterstatter  anzustosscn:  weshalb  Schwegler  (S.  Note  30)  ganz  auf  die 
Beantwortung  verzichtete.  Er  hat  aber  thatsächlich  Unrecht,  wenn  er  die 
Ueberlieferung  über  die  Quästoren  lückenhaft  nennt.  Im  Gegentheil  stützen 
sich  die  Berichte  der  Schriftsteller  auf  so  viele  geschichtliche  Urkunden, 
wie  bei  wenigen  andern  Funkten  des  Komischen  Staatsrechtes.  Die  lex 
curinta  von  L.  Brutus  musste  wenigstens  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach 
bekannt  sein:  die  Quästoren  unter  Publicola  waren  namentlich  überliefert, 
ebenso  die  des  Jahres  446  v.  Chr. : die  Nachrichten  sind  sogar  ausführlich. 
Voll  von  Widersprüchen  aber  ist  die  Ueberlieferung  nur  für  diejenigen, 
welche  dieselbe  nicht  zu  erklären  vermögen.  Abgesehen  von  der  Frage,  ob 
die  Wahl  der  ältesten  Quästoren  durch  die  Könige  und  Cousuln  oder  durch 
das  Volk  erfolgte,  wobei  man  entweder  gegen  Tacitus  oder  gegen  Juuius 
Gracchauus  anstiess  — abgesehen  hiervon  nahm  mau  zwei  Fälle  als  mög- 
lich an.  Entweder,  sagte  man,  hat  es  von  jeher  nur  eine  Art  von  Quä- 
storen gegeben,  welche  die  richterlichen  und  Schatzgeschäfte  zusammen  be- 
sorgte. Dieser  Ansicht  waren  Kubino  Untersuchungen  S.  315,  Hufmann  de 
aedilibvs  Romanorum  ( Herol.  I S-i  1 ) p.  95;  Th.  Slommsen  Jenaischc  Lite- 
raturzeitung 1844  S.  248;  Becker  Handbuch  der  Römischen  Alterthümer 
II,  2,  328;  Rein  in  Paulys  Real-Encyclopädie  VI,  352;  Wagner  de  quae- 
tioribiu  Romanis,  1848,  p.  11;  zuletzt  auch  Niemeyer  in  der  Zeitschrift  für 
Alterthumswissenschaft  1854  S.  515.  Sie  stützen  sich  auf  die  Nachrichten 
bei  Zouaras  und  auf  die  vermeintlichen  Schwierigkeiten , welche  die  Ablei- 
tung des  Namens  quaestor  von  den  Geschäften  des  Schatzes  macht;  sie 
verstossen  gegen  Livius , gegen  Plutarch , gegen  Pomponius , gegen  den  fort- 
während gemachten  Unterschied  zwischen  den  quuesiore s als  Schatz-  und 
richterlichen  Beamten.  Dagegen  die'Versehiedenheit  beider  Quästuren  neh- 
men. mit  kleinen  Abweichungen  über  Einzelnes,  au  Niebuhr  Römische 
Geschichte  I,  850  und  sonst,  Walter  Geschichte  des  Römischen  Rechts  I 
§ 20,  Geib  Römischer  Criiniualproccss  S.  57,  Ihne  Forschungen  S.  55, 
l’etry  de  quaesiuribus  Romanis  p.  15.  Sie  verwerfen  natürlich  alle  Stellen, 
welche  sich  auf  die  Einheit  der  Quästur  beziehen  und  geratheu  über  den 
Anfangspunkt  der  Quästoren  in  Verlegenheit.  Die  Literatur  über  diesen 
Punkt  geht  immer  von  dem  falschen  Grundsätze  aus,  einen  Theil  der  Quel- 
len zu  Gunsten  des  andern  Theiles  verwerfen  zu  müssen.  Eine  Widerle- 
gung der  einzelnen  Ansichten  der  Gelehrten  ist  nach  unserer  obigen  Dar- 
stellung unnöthig:  wir  haben  alle  Stellen  der  alten  Schriftsteller  erklärt  und 
dabei  auch  auf  die  hauptsächlichsten  Meinungen  der  Neueren  Rücksicht 
genommen. 

45)  Also  die  Erklärung,  welche  Rein  in  Paulys  Real  - Encyclopfidie  VI, 
1.  156  giebt,  proeocatio  hiesse  bis  zum  Untergange  des  Freistaates  das 
Hinweuden  an  die  höchste  Instanz  des  Volkes,  um  einem  ungerechten  Ur- 
theil  zu  entgehen , dagegen  appellatio  nur  das  Zuhülfcrufen  der  Magistrate, 
ist  nicht  ganz  richtig.  Ich  begnüge  mich  dagegen  anzuführen  Cie.  de  leg. 
ID,  3,  6 magis  trat  u s nec  oboedi  entern  et  noxium  civem  multa, 
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vinculis  verberibusve  coerceto,  ni  j»nr  maiorve  poteslas  po- 
pulusve  prohibessit,  ad  quos  pr  uvocatio  eslo.  Also  auch  an 
Magistrate  findet  protocaiiu  statt.  Vergleiche  Anmerkung  48.  In  der  Re- 
gel freilich  heisst  proruratio  Berufung  an  das  Volk. 

48)  Man  sehe  die  Anführungen  bei  Geib  Römischer  Crimiualprocess 
S.  152. 

47)  Eben  diese  Ansicht  ist  schon  von  Rubiuo  Untersuchungen  S.  431 
in  trefflicher  Auseinandersetzung  entwickelt  worden. 

48)  So  glaubt  es  z.  B.  Rein  in  Paulvs  Real  - Encyclopädie  VI,  1,  156. 
aber  auch  viele  Andere.  Sie  wurden  theilweise  dazu  verleitet  durch  die  auf 
falscher  Vennuthung  beruhende  Ansicht,  in  den  Curiatcomitien  seien  nur 
die  Patricier  vertreten,  gewesen.  Nur  eine  Stelle  führt  mau  für  das  Be- 
stehen der  Provocatiou  unter  den  Königen  an,  Cic.  Tuse.  IV,  1,  1 A«m 
cum  a primo  ur  bis  ur  I u regiis  in*  litutis,  partim  et  in  ui  legi  bat, 
nuspicia,  cnerimoniae,  comiti  a , p ros>  oca  tiones , pntrum  Con- 
silium, equitum  pedilumque  descriptio,  Iota  res  mitilaris  rfi- 
vinilus  esset  conslilula;  aber  hier  bedeutet  pror  oc  n ti  one  t nicht  Be 
rufungen  von  den  Königen  an  das  Volk , sondern  Berufungen  an  die  Könige 
und  dass  diese  von  deu  ältesten  Zeiten  stattfanden,  haben  wir  bemerkt. 

49)  Die  Unterscheidung  der  richterlichen  Gewalt  und  der  Zwangsge- 
walt der  Könige  hat  zuerst  Rubino  Untersuchungen  S.  440  flgd.  aufgestellt 
Er  gelangt  ebenfalls  zu  dem  Ergebniss,  dass  die  Provocation  unter  den 
Königen  nur  bei  der  ersteren  gegolten  hat.  Eine  Beschränkung  der  letz- 
tem konnte  erst  dann  eintreten,  als  mau  darauf  ausging,  die  Gewalt  der 
Beamten  überhaupt  zu  begränzen. 

50)  Zuerst  Rubiuo  a.  a.  0.,  namentlich  S.  496,  wo  er  die  Ergebnisse 
seiner  Untersuchungen  zusammenstellt,  sodanu  Köstlin  die  Perduellio  un- 
ter den  Römischen  Königen  S.  85  flgd.,  Wöniger  das  Saeralsystem  und 
das  Provocationsverfahren  der  Römer,  Leipzig  1843,  S.  244.  Auch  Geib 
Geschichte  des  Römischen  Crirainalproeesses  S.  156  äussert  sich  ähnlich. 
Dagegen  anderer  Meinung  ist  besonders  Rein  a.  a.  0. 

51)  Diese  Ansicht  ist  hauptsächlich  entwickelt  worden  von  Köstlin  die 
Perduellio  u.  s.  w.  S.  122;  doch  hat  sich  dagegen  schon  Rein  in  Paulys 
Real- Encyclopädie  VI,  1,  156  erklärt. 

52)  Die  zahlreiche  ältere  und  neuere  Literatur  über  diesen  Process 
findet  man  bei  Schwegler  Römische  Geschichte  1,  594  und  vergleiche  ausser- 
dem Lange  Römische  Alterthüiner  I,  276;  Rein  Römisches  Criminalrecht 
S.  470. 

53)  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  173  benutzt  hierbei  den  Aus- 
druck von  Livius  eum  tibi  iudicem  fero  dazu,  um  die  ganze  Berufung  an 
das  Volk  aus  der  alten  Römischen  Rechtsgewohnheit,  dem  Gegner  eineu 
Schiedsrichter  anzutragcu,  abzuleiten.  Er  ist  schon  widerlagt  worden 
durch  Eisenlohr  die  Provocatio  ad  populum  zur  Zeit  der  .Republik  (Schwe- 
rin 1858)  S.  4.  Denn  Schwegler  bezeichnet  selbst  „die  Provocation  als  die 
Vorforderung  des  Richters,  der  ein  ungerechtes  Urtheil  gefallt  hat,  vor  die 
höhere  Instanz  des  Volkes”,  die  Begriffe  aber  Schiedsrichter  und  höhere 
Instanz  schliessen  einander  aus:  überhaupt  gebe  es  Vermittelung  und 
Schiedsrichteramt  nur  bei  Civilstreitigkeiten , nicht  auf  dem  Gebiete  des 
Strafrechts.  So  sicher  daher  auch  jene  Rechtsgewohnheit  der  Römer  ist 


Digitized  by  Google 


Anmerkungen. 


419 


und  so  wunderbar  sie  manchmal  von  ihnen  augewendet  erscheint  (mau 
sehe  i.  B.  Cic.  de  off.  III,  19,  77;  Val.  Max.  II,  8,  2;  Plut.  Ti.  Gracch.  14), 
so  ist  es  doeh  ungehörig,  sie  auf  Verbrechen,  die  von  Beamten  gerichtet 
werden  sollen,  anzuwenden.  Bei  Livius  wird  sie  auch  nicht  so  angewen- 
det. Gegen  L.  Papirius  war  in  dem  erwähnten  Falle  Berufung  an  das 
Volk  nicht  gültig;  denn  es  handelte  sich  um  ein  militärisches  Vergehen. 
Aber  der  Vater  des  schuldigen  Reiterobersten  M.  Fabius  ist  ein  würdiger 
und  hoch  angesehener  Mann:  er  kann  selbst  dem  Dictator  den  Vorschlag 
machen,  mit  ihm,  wie  Privatleute,  ihren  Streit  entscheiden  zu  lassen'und 
ihm  in  diesem  Sinne  das  Volk  als  Schiedsrichter  antragen.  Aber  wie  wäre 
es  sonst  denkbar,  dass  Verbrecher  und  die  höchsten  Beamten  oder  der 
König  als  gleiebsteheud  einer  höhern  Instanz  unterworfen  wären?  So  las- 
sen sich  noch  manche  Gründe  auführen , weshalb  Schweglers  Ansicht  zu 
verwerfen  ist,  wenn  nicht  die  angegebenen  schon  ausreichten. 

54)  Livius  sagt  concilio  populi  adcocalo  d.  h.  nach  Berufung  von  Cu- 
riatcomitien ; denn  diese  allein  gab  es  damals.  Der  Ausdruck  ronri/ium 
ist  der  allgemeine  für  Versammlung  und  auch  das  Wort  populut  hat  eine 
allgemeine  Bedeutung,  weshalb  es  von  Livius  eben  so  gut  für  die  eigentlich 
so  genannte  plebs  als  für  die  Centuriatcomitien  gebraucht  wird.  Viermal 
findet  sich  ausserdem  der  Ausdruck  concilium  populi  bei  Livius:  II,  7 vom 
Consul  Valerius  Publicola  r ucnlo  ad  concilium  populo  snbmissis  fasribus  in 
coHiwncm  ttcendii , wo  Curiatcomitien"  gemeint  sind : ferner  I,  36  von  der 
Hockhaltung  der  Auspicien  Augur iis  certe  sacerdotioque  augurum  tnntus 
koms  accessit , «/  nihil  belli  domique  pusten  . nisi  auspicato , gercrelur , con- 
rilia  populi.  cxercitus  tocati,  summa  ramm,  ubi  ai  es  nun  admisissent,  dir i- 
uerentur.  Hier  sind  crercitus  tocati  nicht  Centuriatcomitien , sondern 
wirklich  die  Aushebung  von  Heeren , also  concilia  populi  Volksversamm- 
lungen aller  Art.  Ebenso  Liv.  III,  71  und  VI,  20.  Ich  bemerke  dies  gegen 
Schwegler  Römische  Geschichte  II,  85,  den  sein  Glaube  an  Curiatcomitien 
als  an  eine  Versammlung  von  nur  Patriciern  täuscht 

55)  So  z.  B.  Rubino  a.  a.  0.  S.  487,  Rein  in  Paulys  Real  - Encyelopä- 
die  V,  1326.  Ich  erinnere,  mich  nicht,  eine  abweichende  Ansicht  gefunden 
zu  haben.  Lange  Römische  Alterthiimer  I,  276  geht  gogar  so  weit,  dass 
er  auch  für  später  eine  Ernennung  der  Hviri  durch  die  Consuln  annimmt 
und  meint,  die  quaestores  parricidii  in  Sp.  Cassius’  Process  (Liv.  II,  41; 
Dionys.  VHI,  77)  seien  von  den  Consuln  ernannte  Hviri  perduellionis  ge- 
wesen. 

66)  Dafür  erklärte  es  Rubino  a.  a.  0.  S.  472,  dem  die  spätem  Ge- 
lehrten gefolgt  sind.  Man  sehe  auch  Lange  Römische  Alterthümer  I,  277. 
Als  Grund  für  seine  Erklärung  führt  Rubino  nur  dies  eine  an:  „es  würde 
sonst  eine  nichtssagende  Tautologie  in  den  folgenden  Worten  lex  horrendi 
carminis  ontsteben.”  Dieser  Grund  scheint  uns  nicht  stichhaltig  zu  sein. 
Livius  theilt  das  „Gesetz”  mit;  aber  dessen  erste  Worte  llciri  perduellio- 
nem  iudicent.  Si  n llnris  prurucaril , prororatiouc  cerlato  sind  nicht 
schrecklich,  im  Gegentheil,  wie  Livius  nachher  bemerkt,  zeugen  sie  von 
Milde  imd  von  dem  Wunsche  des  Königs,  eine  Freisprechung  herbeizufüh- 
ren. Schrecklich  sind  nur  die  Worte,  welche  über  die  an  dem  Verurthcil- 
ten  zu  vollziehende  Strafe  handeln:  sie  bilden  also  das  enrmen,  und  warum 
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soll  es  nun  nicht  heissen , das  Gesetz  des  Königs  habe  eine  schreckliche 
Strafformel,  ein  horrendum  carmen  enthalten? 

57)  Zuerst  wurde  diese  Meinung  aufgestellt  von  Rubino  a.  a.  O.  S.  487 
und  ziemlich  allgemein  angenommen,  selbst  von  Th.  Mommsen  in  der  Je- 
uaisehen Literaturzeituug  1844  S.  249,  der  glaubt,  man  habe  wenigstens 
in  späterer  Zeit  das  Gesetz  so  verstanden.  Ebenso  urtheilten  Schwegler 
Römische  Geschichte  I,  597;  Lange  Römische  Alterthfimer  I,  277.  Zweifel 
dagegen  äusserte  Rein  in  Paulys  Real  - Encyclopädie  VI,  1.  156. 

58)  Auch  die  Worte  Ciceros  p.  Rab.  4,  12  hic  popularü  a llmris  m- 

iussu  leslru  non  iudicari  de  cirr  Romano , sed  indicla  causa  circm  Romanum 
capitis  condemnari  coegit  hat  man  hierher  gezogen.  Indessen  Cicero  über- 
treibt als  Sachwalter:  er  sagt  indicla  causa.  Als  ob  denn  dem  Ange- 
klagten auch  nicht  einmal  Vertheidigung  erlaubt  geweseu  wäre!  Aber  der 
Process  war  parteiisch  geführt  worden  und  der  Tribun  hatte  alle  seine 
Macht  daran  gesetzt,  eine  Verurtheilung  herbeizuführen.  Nur  ein  Punkt 
ist  in  der  Stelle  von  Livius,  welche  uns  eine  so  anschauliche  Beschreibung 
von  Horatius’  Processe  liefert,  auffallend.  Er  braucht  alicui  perduelhonem 
iudicare  in  doppelter  Bedeutung.  Zuerst  gui  //oratio  perdue/Uonem  mJi- 
cent  muss  heissen:  „welche  über  die  perduellio  von  Horatius  urtheilen  ti- 
li. entscheiden  sollen,  ob  er  deswegen  zu  verurtheilen  oder  freizusprechen 
ist.  Und  ebenso  wird  nachher  als  Inhalt  der  /e x angegebeu  /Irin  perduel- 
lionem  iudicent , in  derselben  Bedeutung.  Dagegen  nach  geschehener  Un- 
tersuchung sagt  einer  der  Zweimäuner  P.  l/orati,  tibi  perduelhonem  iudtco. 
Dies  muss  heissen:  ich  erkläre  dich  der  perduellio  für  schuldig,  ich  ver- 
urtheile  dich.  Denn  es  folgt  der  Befehl  an  den  Lictor,  die  Hinrichtung 
zu  beginnen.  Dies  ist  sehr  auffallend  und  mag,  wenn  gleich  es  nicht  er- 
wähnt wird , zu  dem  Irrthum  der  Gelehrten  über  die  Befugnisse  der  Ilciri 
beigetragen  haben. 

59)  Man  sehe  Rubino  a.  a.  0.  S.  450,  der  indessen  doch  deshalb  nicht 
richterliche  Befugnisse  des  Senates  annimmt,  sondern  das  Verfahren  in  die- 
sem Falle  mehr  als  durch  politische  Rücksichten  geboten  betrachtet.  Er 
legt  in  den  Bericht  von  Zonaras  hinein,  was  nicht  darin  steht. 

60)  Sie  ist  mit  Geschick  auseinander  gesetzt  worden  von  Geib  Römi- 
scher Criminalprocess  S.  19  und  47. 

61)  Ob  es  einen  pontifex  maximus  unter  den  Königen  gegeben  hat, 
ist  unter  den  Gelehrten  bestritten ; auch  über  die  Zahl  der  pontifices  scheint 
bei  den  alten  Schriftstellern  Zwiespalt  zu  herrschen.  Man  sehe  die  Aus- 
einandersetzung von  Marquardt  in  Beckers  Handbuch  der  Römischen  Alter- 
thümer  IV',  188.  Indessen  jener  Zwiespalt  ist  nur  scheinbar  und  nicht 
schwer  zu  beseitigen.  Cicero  de  rep.  II,  14,  26,  von  den  religiösen  Ein- 
richtungen Numas  sprechend , erwähnt  zuerst  die  Vermehrung  der  Auguru, 
dann  sagt  er  sacris  e principum  numero  pontifices  guingue  praefecit  et  «m- 
mos  propositis  legibus  bis,  gwts  in  monumentis  habemus,  ardentes  consuetssduu 
et  cupiditale  bellandi  religionum  caerimoniis  mitigarit  adimtxitguc  praeteren 
fiamines , Saltos  rirginesgue  Vestales  omnesgsse  partes  religionis  statuil  san- 
dissime  Gegen  die  Zahl  von  füuf  Priestern,  die  von  Numa  eiogesetit 
seien,  hat  man  eingeweudet,  erstlich,  dass  Livius  I,  20  unter  Numa,  I,  32 
unter  Tullus  Ilostilius,  II,  2 im  ersten  Jahre  des  Freistaates  nur  einen 
pontifex  erwähnt.  Also,  sagt  man,  habe  es  bis  dahin  noch  gar  kein  col 
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leg'nm  pontificum  gegeben.  Zweitens  führt  man  Liv.  X,  6 und  9 an.  Er 
giebt  zum  Jahre  300  v.  Chr.,  wo  er  von  der  lex  Ogulnia  erzählt,  die  da- 
malige Zahl  der  poniißcet  auf  vier  an:  sie  sei  damals  verdoppelt  worden. 
So  stimmt  also  Ciceros  Angabe  mit  Livius’  Bericht  weder  für  die  könig- 
liche noch  für  die  republicanische  Zeit,  und  man  wird  versucht,  einen  der 
beiden  Schriftsteller  des  Irrthnms  anzuklagen.  Aber  mit  Livius  scheint 
auch  Dionysius  II,  73  in  Widersprach  zu  stehen.  Er  berichtet  von  der 
Einsetzung  der  poniifices  durch  Numa  und,  wenngleich  er  keine  bestimmte 
Zahl  derselben  nennt,  spricht  er  doch  von  ihnen  immer  als  von  einer 
Mehrzahl , von  einem  Collegium.  Die  Berichte  dieser  Gewährsmänner  sind 
so  bestimmt,  sie  selbst  konnten  über  eine  Sache,  welche  zu  ihrer  Zeit  all- 
gemein bekannt  war,  so  wenig  unsicher  sein,  dass  ein  Irrthum  von  ihrer 
Seite  nicht  angenommen  werden  darf.  Es  müssen  also  gewissermassen 
mehrere  Pontifices  das  Collegium  gebildet  haben , und  zwar  fünf,  aber  doch 
auch  nur  ein  einziger  im  eigentlichen  Sinne  pontifex  gewesen  sein:  auch 
die  Vierzahl,  welche  Livius  unter  der  Republik  erwähnt,  muss  sich  erklä- 
ren lassen.  Cicero  also  erwähnt  fünf  Pontifices,  danh  dieFlamines,  Salier 
und  Vestalinnen.  Unter  den  Flamines  kann  er  sowohl  die  bekannten  drei 
grossen  Priester,  den  Flamen  des  Jupiter,  Mars  und  Quirinus,  verstehen 
als  auch  die  sogenanuten  zwölf  kleineren ; er  kann  aber  auch  nur  die  letz- 
tem meinen.  Dies  ist  das  Wahrscheinliche.  Denn  nach  Erwähnung  der 
fünf  Pontifices  sagt  er : „und  er  fügte  ausserdem  die  Flamines , Salier  und 
Vestalinnen  hinzu”,  stellt  also  diese  drei  Priesterthümer  einander  gleich. 
Die  Salier  aber  und  Vestalinnen  stehen  an  Rang  unter  den  Pontifices,  auch 
unter  den  drei  grossen  Flamines:  sie  gehören  nicht  zu  deren  Collegium 
und  sind  von  ihnen  abhängig.  Deshalb  muss  man  unter  den  von  Cicero 
an  jener  Stelle  erwähnten  Flamines  nicht  die  drei  grossen,  sondern  nur 
die  zwölf  kleineren  verstehen,  und  dadurch  wird  wahrscheinlich,  dass  jene 
drei  grossen  Flamines  in  der  Zahl  der  fünf  von  Cicero  erwähnten  Ponti- 
fices enthalten  sind.  Wir  wissen  aber  durch  andere  bestimmte  Nachrich- 
ten (Cicero  de  dom.  5 2,  135J,  dass  sie  zu  deren  Collegium  gehörten,  in 
ihm  Sitz  und  Stimme  hatten.  Vergleicht  man  hiermit  Livius’  (1,  20)  Nach- 
richten über  Numas  priesterliche  Einrichtungen',  so  gewinnt  man  die  nöthige 
Uebereinstimmung.  Er  erzählt  nämlich  von  der  Einrichtung  der  drei 
grossen  Flamines,  des  Dialis,  Martialis  und  Quirinalis,  der  Vestalinnen, 
der  Salier,  endlich  von  der  Einsetzung  des  Numa  Mnrcius  als  Pontifex. 
Hier  haben  wir  also  vier , welche  das  Collegium  der  Pontifices  bilden , die 
drei  grossen  Flamines  und  den  eigentlich  so  genannten  Pontifex.  Der 
fünfte  endlich,  den  Cicero  erwähnt,  ist  der  König  selbst,  der  als  solcher, 
vermöge  seiner  königlichen  Würde  Vorstand  des  Collegiums  ist  Dies  geht 
aus  den  Veränderungen  beim  Beginn  der  Republik  hervor.  Man  beschloss 
die  Macht  des  Königs  zu  vertilgen,  konnte  jedoch  der  Opfer  halber  den 
rer  nicht  missen.  So  wählte  man  statt  des  Königs  den  rex  tacrificulus, 
der  fortan  einen  Sitz  im  Collegium  hafte  (Cie.  de  dom.  52,  I35j.  Indessen 
um  ihm  allen  Einfluss  im  Staate  zu  nehmen , gab  oder  licss  man  ihm  nicht 
den  Vorsitz  im  Collegium,  sondern  überwies  diesen  an  den  eigentlich  so 
genannten  Pontifex  (Lit.  II,  : 2 ),  welcher  in  späterer  Zeit  den  Namen  pon- 
hfex  maximus  erhielt.  So  stimmen  also  Dionysius  und  Cicero  und  auch 
die  zuerst  erwähnten  Stellen  von  Livius  vollständig  überein.  Auch  die 
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letzte  Stelle  bei  diesem,  die  über  die  lex  Ogulnia,  kann  keine  Schwierig- 
keit machen.  Livius  sagt  Hogationem  ergo  promulgarunl  (Iribuni  plchis), 
ul,  cum  qualluor  nugures,  qualluor  ponlifices  ea  lempfslale  essent , placerel- 
que  augeri  sacerdulum  numerum,  qualluor  ponlifices,  quinque  nugures , de 
plebe.  omnes , allegereniur.  Also  vier  Pontifices  gab  es  zu  jener  Zeit.  Dies 
kann  man  erklären,  es  habe  überhaupt  damals  nur  vier  Stellen  im  Colle- 
gium der  Pontifices  gegeben;  aber  die  einzige  Erklärung  ist  dies  nicht. 
Ks  kanu  eben  so  gut  auch  heissen,  vier  Stellen  seien  damals  besetzt  ge- 
wesen, vier  wirklich  Dienst  thuende  Pontifices  habe  es'  damals  gegeben, 
während  der  Stellen  fünf  oder  mehr  gewesen  wären.  Dass  man  diesen 
Sinn  in  seine  Worte  legen  kann,  beweist  Livius  selbst  bei  der  Zahl  der 

Auguru.  Auch  von  ihnen,  sagt  er,  hätte  es  damals  vier  gegeben : fügt 

aber  hinzu,  die  Zahl  hätte  nur  durch  den  Tod  zweier  Augurn  entstehen 
können.  Denn  da  die  Augurn  nach  der  Zahl  der  drei  alten  Römischen 
Tribus  erwählt  wurden,  hätte  es  drei  oder  sechs  Stellen  für  Augurn  geben 
müssen.  Livius  fand  also  in  seinen  Quellen  als  damalige  Zahl  der  Augurn 
und  Pontifices  vier  angegeben,  berichtet  getreu,  was  er  fand,  erklärt  sich 
aber  die  Vierzahl  der  Augurn  auf  die  angegebene  Weise.  War  diese  Er- 
klärung bei  den  Augurn  zulässig,  so  war  sie  es  auch  bei  den  Pontifices 

und  man  kann , da  man  sonst  bestimmte  Nachricht  von  fünf  Pontifices  hat, 

mit  Recht  annehmen,  auch  die  Stelle  eines  Pontifex,  wahrscheinlich  die 
des  Oberpriesters,  sei  damals  erledigt  gewesen.  So  gewinnt  man  vollstän- 
dige Uebercinstimmung  aller  Berichte  über  die  Zahl  der  Pontifices  in  alter 
Zeit  und  zugleich  einen  bemerkenswerthen  Aufschluss  über  die  Veranlassung 
zum  Ogulnisehcn  Gesetz.  Sie  lag  darin,  dass  drei  Stellen,  zwei  bei  den 
Augurn  und  eine  bei  den  Pontifices,  erledigt  waren  und  bei  dieser  Ge* 
legenheit  die  Plebs  ihren  Einfluss  auf  die  höchsten  Priesterämter  gel* 
tend  zu  machen  suchte.  Der  König  also  als  solcher  war  Vorsteher  des 
Collegiums  der  Pontifices:  das  beweist  die  Einsetzung  des  rex  sacrificulus 
in  der  Republik.  Den  Titel  pontifex  maximus  führte  er  nicht:  einen  sol- 
chen gab  es  in  königlicher  Zeit  nicht  Man  hat  dies  fälschlich  geschlossen 
aus  auci.  de  iir.  ill.  J,  wo  die  Einsetzung  der  Vestalinnen,  der  drei  gros- 
sen Flamines , der  Salier  durch  Numa  erzählt  und  dann  hinzugefügt  wird 
pontificem  maximum  crearii  d.  h.  er  schuf  den,  welcher  nachher  in  der 
Republik  pontifex  maximus  genannt  wurde,  unter  den  Königen  aber,  wie 
die  angeführten  Stellen  aus  Livius  erweisen,  nur  den  Titel  pontifex  führte. 

62)  Geib  Römischer  Criminalprocess  S.  77  hat  sich  ausführlich  dage- 
gen ausgesprochen  und  cs  schliesst  sich  ihm  Marquardt  in  Beckers  Hand- 
buch der  Römischen  Alterthümer  IV,  246  an.  Bei  ihnen  möge  man  die 
Citate  der  früheren  Gelehrten,  welche  die  entgegengesetzte  Ansicht  auf- 
stellten, nachsehen.  ln  einigen  Punkten  weicht  indessen  unsere  Darstel- 
lung von  der  Geibs  und  Marquardts  ab. 

63)  Auch  der  Kaiser  Domitian,  der  als  pontifex  maximus  ohne  Zweifel 
die  gesetzliche  Macht  hatte,  allein  zu  urtheilen,  Hess  dennoch,  als  er  eine 
Vestalin  wegen  Unkeuschheit  bestrafen  wollte,  das  Collegium  der  Pontifices 
ordnungsmässig  zusammen  kommen  und  stellte  mit  ihnen  gemeinschaftlich 
eine  Untersuchung  an.  So  erzählt  Plinius  epist.  IV,  11,  6. 

64)  Einige  Fälle  dieser  Art  sind  angeführt  von  Marquardt  in  Becken 
Handbuch  der  Röm.  Alterthümer  IV,  244.  Doch  Hesse  sich  noch  viel  über 
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den  Einfluss  des  Oberpriesters  und  der  Pontifices  sagen : es  gehört  aber  zu 
einem  andern  Gebiete  der  Alterthümcr  als  wir  hier  behandeln. 

65)  Geib  Römischer  Criminalprocess  S.  19  findet  einen  Widerspruch  in 
den  Berichten  der  Schriftsteller,  von  denen  die  einen  die  Bestrafung  der 
Vestalinnen  dem  Könige  selbst,  die  andern  den  Pontifices  iusehrieben. 
Dieser  scheinbare  Widerspruch  ist  nur  durch  die  Kürze  des  Ausdrucks 
entstanden  und  erledigt  sich  vollständig  durch  unsere  Darstellung.  Auch 
Plutarch  Numa  c.  10  erzählt  die  spätere  Strafe  der  Vestalinuen  bei  Ge- 
legenheit ihrer  Einsetzung  durch  Numa,  ohne  eine  Veränderung  derselben 
anzumerken:  er  wird  durch  denselben  Grund  entschuldigt,  den  wir  bei 
Dionysius  geltend  gemacht  haben. 

66)  Dies  hat  Marquardt  in  Beckers  Handbuch  der  Römischen  Alter- 
thümer  IV,  247  ausgeführt.  Vergl.  Geib  Römischer  Criminalprocess  S.  76, 
der  diese  Analogie  noch  nicht  durchgeführt  hatte. 

67)  Die  zuverlässigste  Quelle  für  die  Erkenntniss  dieses  Processee  sind 
Ciceros  Briefe  an  Atticus  I,  12-14,  16,  18.  Aber  seine  Erwähnung  auch 
in  andern  Werken  Ciceros  und  bei  andern  Schriftstellern  ist  überaus  häu- 
fig. Man  sehe  die  genaue,  mit  Angabe  der  Quellen  versehene,  Darstellung 
bei  Drumann  Geschichte  Roms  II,  203  flgd.,  V,  161  flgd.,  vergleiche  auch 
Rein  Römisches  Criininalrecht  S.  879.  Hier  kam  es  nur  darauf  an , eine 
kurze  Schilderung  zu  geben,  um  das  Verhältniss  der  Pontifices-  zu  den 
weltlichen  Behörden  zu  erläutern. 

68)  Geib  Römischer  .Criminalprocess  S.  21  führt  als  andere  Stellen, 
in  denen  Urtheile  der  Könige  ohne  Zuziehung  eines  consilium  erwähnt  wür- 
den, noch  an  Dionys.  II,  53;  Ul,  73;  IV,  5 und  62;  Liv.  I,  40;  Val.  Max. 
1,  1,  13;  Zon.  VII,  8.  Ich  ifinde  indessen  in  ihnen  nicht  die  bestimmte 
Erwähnung,  dass  die  Könige  allein  geurtheilt  hätten,  sondern  nur  Kürze 
des  Ausdrucks,  durch  welche  den  Königen  zugeschrieben  wird,  was  von 
ihnen  und  ihrem  Beirathe  gemeinschaftlich  ausging.  Heber  den  Senat,  der 
bei  der  Bestrafung  von  Mettus  Fufetius  und  der  Mörder  von  Tarquinius 
Priscus  als  Beirath  von  den  Königen  hinzugezogen  worden  sein  soll 
(Dionys.  III,  26;  Zon.  VII,  9),  haben  wir  schon  früher  S.  100  gehandelt 

69)  Cicero  für  deu  C.  Rabirius  4,  13  schildert  die  Todesstrafe,  die 
seinen  Clienten  im  Fall  der  Verurtheilung  erwartet,  in  den  grellsten  Far- 
ben. Er  führt  die  Worte  an , welche  Livius  aus  dem  l’rocess  des  Iloratiers 
aufbewahrt  hat:  Mamque  haec  tun,  quill!  le  hominem  dementem  pupularem- 
1*‘  deleclant  /,  liclor,  colliga  manu»,  non  modo  huivs  libertalis  mun- 
ii letudinisque  non  sunt,  sed  ne  Hu mul\  quidem  aut  IXumae  Pom/iilii:  Tnr- 

, super  bissimi  atque  crudelissimi  regis , isla  sunt  crucialus  rarmina. 
Es  scheint,  dass  Cicero  hierbei  einen  Gedächtnissfehler  macht.  Wir  wissen, 
dass  jene  Formel  in  Verbindung  mit  den  Zweimännem  zuerst  von  Tullus 
Hostilius  angewendet  wrurdc,  ferner,  dass  der  jüngere  Tarquinius  jene 
später  in  Gebrauch  gebliebene  Hinrichtung  durch  Beil  und  Ruthen  ern- 
ährte: Cicero  verwechselte  Beides. 

70)  Ich  schliesse  mich  also  hier  der  von  Geib  Römischer  Criminal- 
process S.  16  äusgeführten  Ansicht  an , mit  der  im  Allgemeinen  auch  Rein 
Römisches  Criminalrecht  S.  36  übereinstimmt.  Dort  möge  man  auch  die 
Literatur  über  diesen  Gegenstand  nachsehen. 

71)  Bekanntlich  hat  Niebulir  in  seiner  Römischen  Geschichte  diese 


Digitized  by  Google 


424 


Anmerkungen. 


Ansicht  aufgestellt  und  viele  Gelehrte  traten  ihr  bei.  In  neuester  Zeit  ist 
man  jedoch  immer  mehr  davon  zurückgekommen.  Schon  Geib  Römischer 
Criroinalprocess  S.  19  weist  sie  als  grundlos  zurück  und  sie  wird  schwerlich 
weiter  Vertheidigcr  finden. 

72)  Man  sehe  hierüber  Rubino  Untersuchungen  S.  496  und  Köstlin 
die  Perduellio  unter  den  Römischen  Königen  (Tübingen  1841)  S.  66. 

73)  Die  Geschichte  und  der  Ursprung  der  lex  curiata  de  imperio  ist 
einer  der  schwierigsten  und  dunkelsten  Punkte  des  Römischen  Alterthums, 
trotzdem  dass  er  in  neuerer  Zeit  mit  grosser  Vorliebe  von  den  Gelehrten 
behandelt  worden  ist.  Die  Erkenntniss  des  Richtigen  wurde  unmöglich 
gemacht  durch  den  Wahn  der  modernen  Critik,  dass  die  Römischen  Curien 
eine  Versammlung  der  Römischen  Patricier  gewesen  seien.  Es  ist  hier 
nicht  der  Ort,  auf  diese  Streitfrage  näher  einzugehen  (vergleiche  oben 
Anm.  1):  wir  haben  unsere  Ansicht  kurz  auseinandergesetzt  in  einem  Ex- 
curs  zu  unserer  Ausgabe  von  Ciceros  Reden  de  lege  agraria  (Berlin  1861) 
p.  169  sq.;  denn  Cicero  de  leg.  agrar.  II,  10  ist  die  classische  Stelle  für 
das  Curiatgesetz.  Wir  haben  seine  Entstehung  unter  den  Königen  gezeigt, 
dass  es  in  einer  Art  von  Huldigungseid  bestand,  der  den  vom  Volke  er- 
wählten Königen  nochmals  vom  Volke  persönlich  geleistet  wurde,  dann 
dass  die  Consuln  von  ihrer  Einsetzung  an  es  jährlich  für  sich , später  für 
alle  «indischen  Beamten  zusammen  beantragten,  dass  es  aber  auch  für 
ausserordentliche  Beamten  gegeben  oder  wenigstens  durch  Volksbeschluss 
künstlich  ersetzt  wunle.  Eine  besondere  Bedeutung  hat  es  für  das  Cri- 
minalrecht  in  so  fern , als  aus  demselben  nicht  nur  der  militärische  Ober- 
befehl, sondern  auch  das  Richteramt  der  magisirniut  hergeleitet  wird. 
Noch  von  P.  Clodius  erzählt  Dio  Cass.  XXXIX,  19,  er  habe  die  Einbrin- 
gung der  lex  curiata  gehindert,  um  dadurch  das  Zusammensetzen  der  Ge- 
schworengerichte unmöglich  zu  machen. 

74)  So  urtheilt  Dionysius  IV,  73,  der  seine  Gedanken  in  die  Form 

einer  Rede,  die.  er  L.  Brutus  halten  lässt,  einkleidet.  Brutus  spricht  über 
dio  Mittel,  um  für  die  Zukunft  eine  Tyrannei  zu  verhindern  und  säet: 
IretTct  pr)  aoiefv  yviupurjv  u.(ctv  ir.dv-Wi  *op(av.  i'/j.i  Suelv  im-rpfreiv  iviois 
ttjv  ßaotXixrjv  dp/^v.  Auch  später.  VII,  55,  lässt  er  M.  Valerius  unter  den 
Mitteln,  welche  eine  Tyrannei  verhüten,  die  Theilung  der  Herrschaft  unter 
zwei  anführen.  Aehnlich,  aber  kürzer,  geben  denselben  Grund  an  Plut. 
Pub.  1 ?oxo'ivTO{  4v  aXordrepov  toö  pEpiothisav  buopttTvat  -rfjv  dpyfv; 

Sali.  Cat.  6 immutato  more  annun  imperia  binosque  imperalnres  »i4i  frrere 
(mit  denselben  Worten  Augustin,  de  civ.  dei  V,  12  aus  Cic.  de  rep.  II,  31). 
Livius  erwähnt  diese  Theilung  der  Herrschaft  als  Thatsache,  aber  nicht 
als  Grund  der  spätem  Freiheit.  Ohne  Zweifel  hat  das  Beispiel  Griechi- 
scher Staaten , welche  auf  gleiche  Weise  der  Tyrannei  vorznbeugen  gesucht 
haben,  auf  die  Römer  mit  eingewirkt,  wenn  gleich  es  Erfindung  von  Dio- 
nysius sein  mag,  am  angegebenen  Orte  den  Brutus  das  Beispiel  der  La- 
eedämonier  anführen  zu  lassen.  Damit  fallen  die  unbegründeten  Vermn- 
thungen,  welche  Niebuhr  über  die  Entstehung  der  Doppelherrschaft  auf- 
gestellt  hat.  Vergl.  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  117.  Man  kann 
der  Aristoeratie,  welche  nach  Vertreibung  der  Könige  die  Gewalt  in  Händen 
hatte,  sehr  wohl  so  viel  politische  Ueberlegung  Zutrauen,  'um  auch  ohne 
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Anknüpfungspunkt  in  der  eigenen  Geschichte  die  für  die  Freiheit  Aller 
nreckmässigsten  Massregeln  aufzufinden. 

75)  Dass  die  Amtsführung  der  Consuln  monatlich  wechselte,  sagt  Dio- 
nysius VT,  2 yEvisöai  bi  xtüv  reAkx stuv  ttjy  itapdArpitv  ex  rrapaxpojifjS  Eva 

xaxE/ovxo?  aöxob;  rapaXXaJ  ExaxEpoj,  und  IX,  43  r,v  5 xoö  prjvös 
hubw  f(7 Euovfa  x«ü  Koivxüii  -po;TixvjX7.  Es  fragt  sich , wer  diesellie  im 
ersten  Monate  eines  jeden  Jahres  hatte ; deuii  die  folgenden  hatten  ihre 
lestimmte  Ordnung.  Ein  Gesetz  gah  es  darüber  nicht,  es  war  der  freien 
Vereinbarung  überlassen . welche  durch  das  Herkommen  unterstützt  wurde. 
Unter  den  zunächst  nach  Vertreibung  der  Könige  gewählten  Consuln  hatte 
L Brutus  zuerst  die  fettet» , d.  h.  die  Amtsführung  (Liv.  II,  1):  sein  Col- 
lege hatte  sie  ihm  freiwillig  abgetreten.  Von  den  spätem  Consuln  des 
ersten  Jahres  führte  Sp.  Lucretius,  trotzdem  dass  er  später  erwählt  war, 
■len noch  zuerst  das  Amt  und  zwar,  weil  er  an  Jahren  älter  war  (Cic.  de 
n*p.  II.  31;  Plut.  Publ.  1).  Dieser  Grund,  das  höhere  Lebensalter,  scheint 
auch  in  der  Folge  meist  entscheidend  gewesen  zu  sein,  wenn  gleich  auch 
«ndcre  Gründe,  z.  B.  freiwilliges  Zuriicktreten  des  einen  Collegen,  öftere 
Wiederholung  des  Consulates  (z.  B.  Liv.  IX,  8 vom  Jahre  320  v.  Chr.) 
mitwirkten.  Eine  gesetzliche  Regelung  für  einige  Fälle  erfolgte  erst  in  der 
äaiserzeit,  wo  unter  den  Belohnungen  für  Verheimthung  und  Kindererzie- 
hnng  durch  die  lex  Julia  auch  dieser,  an  sich  unbedeutende,  Vorzug  fest- 
ifstellt  wurde  (Gell.  U,  15).  Einen  stehenden  Ausdruck  für  den  Consul, 
'ler  die  faires  führte,  hat  es  nicht  gegeben.  Wenn  Festus  p.  161  sagt 

Manirem  consulern  l. . Caesar  pul  nt  di  ci  r rl  rum,  penes  quem  fasces  si  ul, 
tri  rum.  qui  jtriur  fartus  si l,  so  zeigt  er  eben  durch  die  Zusammenstel- 
lung zweier  so  verschiedenen  Erklärungen,  dass  maior  consul , wenngleich 
es  vielleicht  zuweilen  gebraucht  wurde,  dennoch  keinen  festen  Begriff 
hatte.  Dass  übrigens  die  Führung  der  Regierung  sich  nur  auf  den  Vor- 
sitz in  den  regelmässigen  Senats-  und  Volksversammlungen  bezog,  und 
Hass  es  auch  dem  nicht  regierenden  Consul  freistand,  zu  jeder  Zeit  selbst- 
ständig Seuat  und  Volk  zu  berufen , somit  die  eigentliche  Regierung  voll- 
ständig getheilt  war,  versteht  sich  von  selbst 

76)  Vergl.  oben  Anmerkung  45,  wo  wir  über  die  Bedeutung  und  den 
Gebrauch  der  Aasdrücke  protocuiio  und  apptllalio  gesprochen  haben.  Weil 
m dem  letzteren  der  Begriff  des  Anrufens,  um  Hülfe  gegen  Bedrängniss 
za  erhalten,  überwiegt,  wirdes  vorzugsweise  von  den  Volkstribunen,  deren 
Istercession  man  verlangt,  gebraucht. 

77)  Man  bezweifelt  auch  die  Richtigkeit  der  Nachricht,  welche  Pom- 
pooius  uns  mittheilt , nicht  geradezu,  woiss  aber  doch  nichts  rechtes  mit 
ihr  anzufangen , erklärt  sie  auch  so  eigenthiimlieh,  dass  man  sie,  wenn 
Hie  Erklärung  richtig  wäre,  als  falsch  bezeichnen  müsste.  Man  verbindet 
nämlich  exaclis  regibus  lege  Iribunieia  „als  die  Könige  durch  ein  tribuniei- 

Gesetz  vertrieben  waren  ”.  Dadurch  geriith  man  in  eine  Reihe  von 
Annahmen,  welche  nicht  richtig  sein  können  und  mit  der  sonstigen  Deber- 
‘'f.-rung  in  geradem  Widersprüche  stehen.  Zimmern  Römische  Reehtsge- 
■ hiehte  I,  S.  87.  auf  die  Meinung  älterer  Gelehrten  gestützt,  versteht 
nt.  r der  Irr  Iribunieia  die  lex  lunia  de  imperxu  eonsularx,  d.  h.  jenes  Ge- 
•e-7  ..ui  L.  Junius  Brutus,  das  er  als  trikuntis  celerum  nach  thatsächlicher 
Vertreibung  der  Könige  über  die  Einsetzung  der*  beiden  jährlichen  Con- 
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suln  beantragte.  Etwas  abweichend  versteht  Lange  Römische  Alterthümer 
I,  420,  einer  Lieblingsidec  von  sich  folgend,  unter  dem  tribunicischen  Ge- 
setze jene  lex  curinta  nb  L.  Bruio  repetita,  von  der  Tacitus  Ann.  XI,  22 
spricht:  auch  Rudorff  Röm.  Rechtsgeschichte  I,  19  scheint  beide  zu  ver- 
binden. Diese  Ansicht  kann  unmöglich  richtig  sein.  Denn  die  lexcuriatn 
de  im  per  io,  wie  man  auch  über  ihren  Inhalt  und  ihre  Wirkung  denken  mag, 
wird  immer  erst  von  dem  erwählten  Beamten  beantragt.  Folglich  konute 
Brutus  diese  lex  consularis  erst  geben,  als  er  schon  Gonsul  war,  als  er 
sein  Amt  als  tribunus  celerum  des  vertriebenen  Königs  niedergelegt  hatte: 
es  würde  dies  Gesetz  eine  lex  consularis , in  keinem  Falle  eine  lex  <r Um- 
mern sein.  Mehr  Möglichkeit  hat  die  andere  Annahme,  welche  ich  er- 
wähnt, lex  tribunida  werde  das  Gesetz  genannt,  wodurch  L.  Brutus,  als 
er  in  seiner  Eigenschaft  als  tribunus  ceterum  die  Volksversammlung  berufen 
hatte,  dem  König  Tarquinius  seine  königliche  Würde  nahm  und  für  ihn 
und  seine  Familie  die  Verbannung. bestimmte  (Liv.  1,  59;  Dionys.  IV,  84). 
Aber  eine  Wahrscheinlichkeit,  auch  nur  der  geringsten  Art,  kann  ich  die- 
ser Erklärung  nicht  zugestehen.  Erstlich  niemals  hat  man  Lateinisch  lex 
tribunida  ein  Gesetz  genannt,  das  von  einem  tribunus  celerum  beantragt 
war.  Allerdings  hätte  es  so  genannt  werden  können;  aber  nur  einmal  in 
der  ganzen  Römischen  Geschichte  ist  der  Fall  eingetreten , dass  ein  tdbu- 
nus  celerum  ein  Gesetz  einbrachte  und  dieses  Gesetz  sollte  Pomponius  ohne 
weiteren  Zusatz  als  tribunieisches  Gesetz  bezeichnen!  Er  hätte  unver- 
ständlich gesprochen:  er  kann  nur  ein  von  einem  Volkstribunen  beantrag- 
tes Gesetz  meinen.  Zweitens  (und  dies  trifft  beide  oben  erwähnten 
Annahmen  über  das  Gesetz  von  L.  Brutus  gemeinschaftlich)  was  soll  nun 
Pomponius’  Nachricht  sein?  Beinahe  zwanzig  Jahre  nach  Vertreibung  der 
Könige  hätte  das  Römische  Volk  in  Rechtsunsicherheit  gelebt?  Man  nahm 
an,  bis  zur  Einsetzung  der  Volkstribunen.  Das  sind,  je  nachdem  man 
zählt,  sechzehn  oder  siebzehn  Jahre.  Vielleicht  könnte  man  es  beinahe 
zwanzig  Jahre  nennen ; man  hat  sogar  X VI  annos  verbessern  wollen.  Siebe 
PomponH  de  origine  iurä  fragmentum  recognorit  Pr  Osannus  (Gissae  1848) 
p.  25.  Ich  will  nicht  sprechen  von  der  sachlichen  Schwierigkeit,  in  wel- 
chem Zusammenhänge  die  Einsetzung  der  Volkstribunen  mit  der  Aufhebung 
der  Rechtsunsicherheit  steht,  Massregeln,  welche  aller  Ueberlieferung  zu- 
folge durchaus  in  keiner  Verbindung  mit  einander  stehen.  Es  sprechen 
zwei  Gründe  gegen  diese  Auffassung.  Erstlich  sagt  Pomponius  selbst  § 20 
anno  fere  septima  decimo  post  reges  exactos  seien  die  Volkstribunen  erwähl 
worden : weshalb  er  hier,  wo  keine  Veranlassung  zu  grösserer  Ungenauig 
keit  vorliegt,  beinahe  zwanzig  Jahre  sagen  sollte,  sieht  man  nicht  eia. 
Ferner,  unmittelbar  nach  jener  Bemerkung  über  die  zwanzigjährige  Rechts 
Unsicherheit  fährt  Pomponius  fort  Posten  ne  diutius  koc  fieret  (damit  nich' 
länger  Rechtsunsicherheit  herrschte)  placuit  publica  auctodtate  decem  c»«- 
stitui  eiros.  Damit  ist  als  Endziel  jener  zwanzig  Jahre  die  Erwählung  dei 
Zehnmänner  angegeben  und  wer  ein  anderes  annimmt,  steht  mit  Pomp" 
nius  selbst  in  unlösbarem  Widerspruch.  Der  Anfangspunkt  der  Rechtsuri 
Sicherheit  kann  also  unmöglich  die  Vertreibung  der  Könige  sein:  tn\u 
müsste  denn  zu  einer  gewaltsamen  und  sonst  nicht  begründeten  Verände- 
rung der  Anzahl  der  Jahre  bei  Pomponius  schreiten  wollen.  Diese  Gründe 
liegen  in  den  Worten  $on  Pomponius  selbst,  die  erklärt  worden  sollen. 
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Andere  kann  man  aus  der  erwähnten  Nachricht  von  Dionysius  hemehmen : er 
sagt  ausdrücklich,  dass  unmittelbar  nach  Vertreibung  der  Könige  die  Ge- 
setze von  Servius  Tullius,  welche  Tarquinius  aufgehoben  hatte,  wieder 
liergestellt  wurden,  eine  Nachricht , welche  wir  als  vollkommen  wahrschein- 
lich erwiesen  haben.  Unter  diesen  Umstünden  ist  es  nicht  zu  verwundern, 
dass  die  Gelehrten,  wenn  sie  auch  Pomponius’  Zeugnis»  nicht  verwarfen, 
doch  nicht  wussten,  was  sie  mit  demselben  anfangen  sollten.  Zintmern 
z.  B.  sagt  a.  a,  0.:  „dass  mit  Vertreibung  der  Könige  die  unter  ihnen  ent- 
standenen Gesetze  und  Institute  sämmtlich  aufgehoben  worden  seieii  (und 
hierbei  führt  er  die  angegebene  Stelle,  von  Pomponius  an)  steht  schon  mit 
dem  Zeugnis*  der  alsdann  erst  gemachten  Sammlung  in  Widerspruch”, 
Walter  Römische  Rechtsgeschichte  II,  § 425:  „dass  die  Vertreibung  der 
Könige  auch  die  Abschaffung  ihrer  Gesetze  nach  sich  gezogen  habe  (so 
berichtet  fr.  2 § 3 D.  de  orig,  iuris  I,  2),  ist  nicht  glaublich.”  Aehnlicb 
nrtheilen  Andere. 

78)  So  hat  es  z.  B.  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  556  gethan, 
dessen  weitere  Folgerungen,  die  Volkstribunen  seien  niemals  in  C'uriat-, 
sondern  immer  in  Tributcomitien  gewählt  worden,  ich  freilich  nicht  an- 
nehme. 

79)  Dies  nahm  an  B.  W.  Leist  Versuch  einer  Geschichte  der  Römischen 
Rechtssysteme  (Rostock  1850)  S.  8,  und  ihm  folgten  die  übrigen  Gelehrten, 
wie  Marquardt  in  Beckers  Handbuch  der  Römischen  Alterthümer  IV,  241 ; 
Rein  das  Privatrecht  und  der  Civilprocess  der  Römer  (Leipzig  1858)  S.  46; 
Lange  Römische  Alterthümer  1,  265. 

80)  Am  entscheidendsten  hat  dies  kürzlich  Chr.  Eisenlohr  die  Provo- 
catio  ad  po/iutum  zur  Zeit  der  Republik  (Schwerin  1858)  gethan  un  dnaeh 
dieser  Idee  die  Provocation  construirt.  Weit  richtiger  und  vorsichtiger 
äusserten  sich  Andere,  z.  B.  Geib  Römischer  Criminalprocess  S.  152  flgd. 

81)  Die  übrigen  Stellen,  an  denen  diese  lex  Valeria  erwähnt  wird, 
tragen  nichts  zu  ihrer  Erkenntnis»  bei.  Livius  X,  9 erwähnt  nur,  dass  sie 
gegeben  worden  sei;  Val.  Max.  IV,  1,  1 gebraucht  dieselben  Ausdrücke 
wie  Cicero;  Flor.  1,  9 sagt  im  />roi  oraiionis  adveritu  ipsoi  dedil , womit 
die  Worte  Plutarchs,  welche  wir  später  anführen  werden,  zu  vergleichen 
und. 

82)  Dagegen  anders  ist  Dionysius’  Ausdruck  V,  70  -ripiupslo&ai 
Piupahuv  uvd  jrpö  Üxr,;  tmTp<<i/o; , T&t;  S'dyopfvots  — rpoxoXiiaflat  iirl 
Tip  ötayvojatv  töv  öfj|xov  zu  erklären.  Hier  bedeutet,  wie  aus  den  nach- 
folgenden Worten  erhellt,  5(xr(  wirklich  das  Volksgericht.  Aber  eine  an- 
dere Stelle  VII,  36  oüx  io  tü>v  iroXixtnv  oüoivo  drox-etvot  öxpt-ov  ist  wie 
die  gegenwärtige  zu  verstehen.  Wir  werden  über  diese  Unbestimmtheit 
des  Ausdrucks  später,  wo  wir  von  dem  trotz  der  Provocation  nicht  ein- 
gefuhrten  Instanzenzuge  sprechen,  weiter  reden. 

83)  Geib  Römischer  Criminalprocess  S.  97  stellt  als  durchgehendes 
Princip  des  gesaromten  Römischen  Criminalprocesses  Oeffentlichkeit  und 
Mündlichkeit  jdes  Verfahrens  auf.  Dass  diese  beiden  Grundsätze  stets  ge- 
golten haben,  isPÜicht  zweifelhaft;  aber  ihre  Entstehung  ist  eine  verschie- 
dene. Die  Mündlichkeit  de6  Verfahrens  war  in  der  ältesten  Zeit,  als  man 
vom  Schreiben  selten  und  nur  in  dringenden  Fällen  Gebrauch  machte, 
natürlich;’  es  bedurfte  darüber  keiner  gesetzlicftn  Bestimmung.  Es  war 
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ein  unleugbarer  Fortschritt  zur  Freiheit,  als  bei  steigender  Kunstfertigkeit 
in  einzelnen  Theilen  des  Verfahrens  Schriftlichkeit  eingefuhrt  wurde:  da- 
durch war  die  Sicherheit  des  Angeklagten  grösser,  die  Willkür  des  Beam- 
ten beschränkter.  Dagegen  die  Öffentlichkeit  konnte  durch  ein  Gesetz 
eingefuhrt  werden : sie  war  früher  unter  den  Königen  gebräuchlich  gewesen, 
durch  das  Valerische  Gesetz  wurde  sie  für  die  Beamten  zur  Nothweo- 
digkelt. 

84)  Dies  erkannte  auch  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  177.  So 
sagt  Livius  II,  8 bei  Erwähnung  des  Gesetzes  ante  omnet  de  prorocahunr 
adcertut  mngislrntut  ad  populum  sacrundngue  cum  bonit  capile  eit u,  ipd 
regni  occupandi  contilia  inittel,  gralae  in  rolgut  leget  fuere , wo  wenigstens 
die  Masse  des  Volkes  genannt  wird.  Die  Plebejer  ausdrücklich  werden 
genannt  von  demselben  11,  18  Crealo  diclalore  primum  Romae  — magmu 
pleljem  melut  incettil , ul  inlenlioret  ettenl  ad  diclo  parendum:  negue  rntm 
ul  in  coruulibut,  gut  pari  potettale  ettenl,  alteriui  auxilium  negue  proroeatie 
erat;  II,  30  Riebet  elsi  ad  ertut  te  creatum  dictalorem  videbnt , tarnen  cum 
prorocaliiinem  fratrit  lege  habere! , nihil  ex  ea  familia  Iritle  nec  tuprrbm» 
limehal ; III,  45  von  den  Decemvirn  J»  Irihunicium  auxilium  et  prorocalione» 
plebi  Romanae,  duas  arcet  liberlalit  tuendae,  ademitlit ; 111,53  Polettalem  — 
Iribuniciam  provoeiJionemgue  repetebanl , guae  ante  Xrirot  creatot  auxiha 
plebit  fuerant;  Dionys.  V,  70  als  Folge  des  Provocationsgesetzes  pivovw; 
piv  xopfo»  xoüSe  xoö  vdpou  pqttiv  ÜTtT/pexVjativ  dvayxaCoptvoot  xalc  äp/ai» 
xoö«  nfvT(xa{;  VII,  52  d pdv  oüv  v<5p ioe  6 irtpl  x<üv  iixaax^p'uiv  x«üv 
Ttx<äv,  3v  Afxios  ix paxövaxo  pdXiox«,  oü  xaff  üpuüv  iypat<pij  Ttüv  raxptxfn». 
4XX’  usip  äa'pa/.ctx;  x«üv  xaxtayuopfvujv  8t((iot«xü)v.  Dazu  kommen  die 
Beispiele  von  Plebejern,  welche  sich  der  Provocation  bedienten. 

85)  So  urtheilte  Rubino  Untersuchungen  S.  440,  welcher  den  Römi- 
schen Berichterstattern  schon  aus  Gründen  der  äusscrn  Critik  den  Vorzug 
giebt,  dann  aber  hinzufügt,  Dionysius’  Nachricht  hätte  auch  an  sich  ge- 
ringere Glaubwürdigkeit : er  sei  der  Verwechselung  mit  einem  spätere  Ge- 
setze verdächtig,  weil  die  Massregeln,  welche  kurz  vor  dem  Decemvirrfe 
in  Bezug  auf  die  Geldstrafen  getroffen  wurden , mit  einer  Provocation  gegen 
dieselben  vom  Anfänge  der  Republik  an  nicht  wohl  zu  vereinigen  seien. 
Wir  werden  über  diese  Massregeln  später, sprechen,  glauben  aber  auch  ab- 
gesehen von  denselben  an  die  innere  Wahrscheinlichkeit  von  Dionysius' 
Bericht.  Auch  spätere  Gelehrte  werfen  diesem  einen  Irrthum  vor,  so 
Geib  Criminalprocess  S.  153,  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  177,  Lange 
Römische  Alterthiimer  I,  429. 

86)  So  macht  es  z.  B.  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  611,  wäh- 

rend Lange  Römische  Alterthümer  I,  430  sie  anführt  , aber  nicht  sicher 
bezeugt  nennt!  Man  erkennt,  wie  bequem  dieses  critische  Verfahren  ist: 
wenn  alle  entgegenstehenden  Zeugnisse  als  falsch  und  unbegründet  ver- 
worfen sind,  bleibt  am  Ende  natürlich  nur  das  übrig,  was  die  neueren 
Gelehrten  in  der  Geschichte  finden  wollen.  . • 

87)  Wir  weichen  in  unserer  Darstellung  vielfach  von . den  neuesten 
Gelehrten,  welche  diesen  Gegenstand  behandelt  haben,  ab.  Zwar  nehmen  sic 
ebenfalls  keine  Strafbestimmung  im . Valerischen  Provocationsgesetxe  an: 
aber  sie  vernachlässigen  die  Nachricht  von  Dionysius  und  verkennen  den 


Anmerkungen. 


429 


Cbaracter  und  das  Verhäitniss  des  ganzen  Gesetzes.  Man  sehe  Schwegler 
Römische  Geschichte  II,  175,  Lange  Römische  Alterthümer  I,  428. 

88)  Dies  ist  auch  die  Meinung  der  meisten  neueren  Gelehrten  gewesen. 

Man  vergleiche  die  Meinungen  der  Einzelnen  bei  Schwegler  Römische  Ge- 
schichte II,  178,  Becker  Handbuch  der  Röm.  Alterthümer  U,  3,  148  flgd. 

89)  Am  besten  hat  diesen  Punkt  erläutert  Rubino  Untersuchungen 

S.  487.  Beispiele  von  ausführlicher  Schilderung  des  Herganges  bei  der 
Provocation  sind  Liv.  I,  26  bei  dem  Processe  des  Horatiers:  Accrssernt 
liclor  iniieiebntque  laqueum , tum  Horatius  — f'rovuco , inquit;  Liv.  II,  27 
von  einer  Aushebung,  welche  der  Consul  495  v.  Chr.  hält:  arripi  unum 
tätigstem  ducem  seditionum  iussit.  Ille  cum  a licloribus  iitm  traherelur,  pro- 
rocarit ; Liv.  II,  55  von  Publilius  Volero,  der  zum  Soldaten  ausgehoben 
werden  sollte : lictor  missus  est  a consulibus  — consules  spoliari  hominem 

ac  ri  rgas  expediri  iubent.  Proroco , inquit , ad  populum , io  Uro.  Ferner 
111,  56  vou  dem  gestürzten  Decemvir  dp.  Claudius  arreptus  a ri atvre,  Pro- 
toeo , inquit.  Aehnlich  war  es,  wo  die  Strafe  in  Geld  bestand:  die  Straf- 
snmme  war  ausgesprochen  und  sollte  beigetrieben  werden,  als  die  Beru- 
fung erhoben  wurde.  Liv.  XXXVII,  51  et  ’imperia  inbibitu  ultro  cilroqve 
el  pujuora  capla  et  multae  dictae  — et  protocalum  ad  populum  est.  Die 
von  andern  Gelehrten  und  auch  von  Rubino  angeführte  Münze  von  P. 

Lacca  erwähnen  wir  hier  nicht,  weil  sie  sich  auf  ein  nur  uneigentlich  so 
genanntes  Provocationsgesetz  zu  beziehen  scheint. 

90)  Beispiele  für  Beides  findet  man  in  der  vorhergehenden  Anmer- 
kung. 

91)  So  heisst  es  vom  Process  des  Horatiers  bei  Liv.  I,  26  ii  a Ilviris 

protocaril , prorocaliune  ccrtalo:  si  tincenl , caput  obnubito  u.  s.  w. ; Cic. 

de  rep.  III,  3,  6 cum  magislratus  iudicassit  inrogassilve , per  populum  mul- 
tae, poenae  certatio  esto  Von  Geldstrafen  spricht  Liv.  XL,  42  deque  ea 
cum  proiocasset  , p ertatum  ad  populum  , Liv.  XXV,  3 cui  (multae)  certan- 
dae  cum  dies  advenisset  und  C.  4 : omissa  multae  certationc. 

92)  Man  sehe  die  in  Anm.  82  angeführten  Stellen,  zu  denen  sich 
viele  ähnliche  fügen  lassen.  Wir  werden  später,  wo  wir  von  dem  Gerichts- 
verfahren überhaupt  sprechen,  auf  diese  durchgehende  Anschauungsweise 
der  Römer  zurückkommen. 

93)  Ich  weiss  nicht,  aus  welchem  Grunde  Rubino  Untersuchungen 
S.  443  zwei  Hauptarten  von  peinlichem  Gerichtsverfahren  unterscheidet, 
bas  eine  wäre,  gewesen,  wenn  ein  mit  hoher  Gewalt  bekleideter  Richter 
mit  einem  consi/ium  sich  zu  einer'  Quästio  niedersetzte  und  nach  der 
Stimmenmehrheit  desselben  das  Urtheil  fällte,  in  welchem  Falle  alsdann 
keine  Provocation  angenommen  worden  sei.  Das  andere  sei  gewesen,  dass 
niedere  Beamte,  Ihiri  perduellionis,  Quästoren,  Aedilen,  i Ihiri  capitales, 
oder  neben  ihnen  die  Tribunen  der  Plebs  die  Leitung  des  Processcs  und 
iwar  ohne  ein  consilium  übernommen  hätten.  Sie  hätten  daun  entweder 
einen  Spruch  gefällt,  gegen  welchen  dem  Verurtheilten  die  Provocation  zu- 
»tand,  oder  überhaupt  nur  als  Untersuchungsrichter  und  Ankläger  verfah- 
ren. In  beiden  Fällen  sei  dem  Volksgerichte  die  eigentliche  und  höchste 
Entscheidung  zugefallen.  Nur  von  den  lleiri  perduellionis , welche  für 
jeden  einzelnen  Fall  besonders  ernannt  wurden,  ist  diese  Bemerkung  rich- 
tig und  das  Verfahren,  ft  dem  sie  auftraten,  wurde  selten  angewendet 
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und  veraltete  bald:  alle  übrigen  Beamten  standen  einander  gleich,  wie  wir 
dies  später  namentlich  in  Betreff  der  Volkstribunen  nachweisen  werden. 
Ebenso  unbegründet  ist  die  Behauptung,  dass  die  höchsten  Beamten  ein 
coniilium , d.  h.  einen  aus  selbstgewählten  Mitgliedern  bestehenden  Beirath 
gehabt  hätten,  die  niederen  Beamten  nicht.  Die  von  Rubino  angeführte 
.Stelle  (Cic.  or.  46,  156)  spricht  nur  von  einem  möglichen  ittdicium  der  llviri 
und  erwähnt  einen  Beirath  nicht  Einen  solchen  irgend  welchem  Beamten 
abzusprechen  ist  gegen  die  Römische  Sitte,  welche  Jedem , der  eine  rich- 
terliche oder  überhaupt  amtliche  Pflicht  auszuüben  hatte,  die  Zuziehung 
eines  Beirathes  gestattete  und  wenn  ihn  Einzelrichter  in  Privatstreitigkeiten 
hatten,  wie  Oie.  p.  Quinct.  I,  4 und  öfter;  Val.  Max.  VIII,  2,  2 beweist, 
so  ist  kein  Grund  ihn  bei  Beamten , selbst  niederen  Ranges , zu  läugnen. 

94)  Verschieden  von  dem  Verfahren,  das  später  galt,  ist  derjenige 
Process,  welchen  der  erste  Gonsul  Brutus  (nach  Plutarch  Publ.  c.  7), 
ohne  selbst  ein  Urtheil  gefallt  zu  haben , unmittelbar  vor  dem  Volke  führte, 
als  er  ihm  die  Entscheidung  über  die  Atjuilier , welche  sich  zur  Wieder- 
herstellung der  Könige  verschworen  hatten,  überliess.  Etwas  anders  stellt 
diesen  Process  Dionys.  V,  9 flgd.  dar.  Wie  er  sich  auch  verhalten  haben 
mag,  er  kann  für  das  Provoeationsverfuhren  von  keiner  Bedeutung  sein, 
da  das  Valerisehe  Gesetz  erst  später  erlassen  wurde. 

95)  Diesen  Grund  von  der  Einsetzung  der  Dictatur  deuten  an  Liv.  II, 
18  und  Zon.  VII,  13,  deutlich  spricht  ihn  aus  Dionys.  V,  70,  auch  VI,  58- 
Er  lässt  deshalb  Ap.  Claudius  von  dem  Zustande  der  Plebs  so  sprechen: 
vüv  rrips  toö  petpiou  -pixfüioi  teXiöv  dtpeipivoi  — xat  tiüv  it  xi  <jü>[a®  w- 
pKupnnv,  si{  7xoXäJovxo  bsb  xiüv  ßaoiXituv . ör.ixt  p.rj  xay£tu{  b-TjpEXT(sei<f' 
xt  xiüv  irttaTTOfj.iviuv , iXeoflEpsi  yEyovdtt?  und  Lucius  II,  29  legt  demselben 
Vertheidiger  der  Patricier  noch  folgende  Worte  in  den  Mund:  Agrdu» 

dictalorem,  n quo  prorocatio  non  esl,  creemus.  — Pulset  tum  milii  lictorrm. 
qui  seiet  tu*  de  tergo  titaque  sua  penes  unum  iFlum  esse , cuius  mniestnlem 

rio/nrit  Ueber  das  Provocationsrecht  unter  der  Dictatur  werden  wir  spä- 
ter ausführlicher  handeln. 

96)  So  sagt  Liv.  II,  33  concessum  esl  in  condiciones , ul  plebi  sui  m«- 
gistratus  essent  sacrosancti , quibus  auxilii  lalio  adrersus  consules  esset 
Cic.  de  leg.  III.  9 l’lrbes  quos  pro  se  contra  rim  auxilii  ergo  decem  cremst', 
ei  Iribuni  eins  sunto ; id.  p.  Quinct.  20,  63  cmto  magistratum , qui  tnsxilu 
causa  constitulus  esl;  ( laud.  oral.  Lugd.  quid  rommemorrm  — in  auxi/ium 
plehis  creatos  tribunos  p tehei  ? Eben  diesselbo  giebt  Zon.  Vll,  15  als  Zweck 
bei  der  Einsetzung  des  Tribunates  an;  ebenso  Dionysius,  der  VI,  87  den 
Sprecher  der  Plebs  an  die  Gesandten  des  Senates  die  Forderung  steUen  lässt 
er  möchte  den  Plebejern  erlauben,  Beamte  zu  wählen  oitive;  öXXo  j utv  obte 
vö{  toovxai  xbpiot , xoij  S’dSuoopiivoic  fj  xaxioyoopivoi;  tiüv  öt)|ioxin-, 
ßoTjfl^oo'jsi  xal  ob  itEpujij/'.vxat  xötv  Sixafiov  artoaxEpobjAEvciv  ob 8iva , auch 
nachher  öfters,  z.  B.  VII,  17,  dies  als  ursprüngliches  Recht  der  Volkstxibu- 
nen  erwähnt.  Verschieden  hiervon  sind  diejenigen  Stellen,  au  denen  über 
haupt  das  Recht  der  Iiülfeleistung , das  die  Tribunen  hatten,  erwähnt  wird 
Viele  derselben  hat  gesammelt  SchwTegler  Römische  Geschichte  II,  260. 

97)  Dies  ist  die  richtige  Anschauuug  und  der  richtige  Ausdruck,  den 
Lange  Römische  Alterth.  I,  438  gebraucht.  Er  wird  bestätigt  durch  Cic. 
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de  leg.  III,  7,  16,  der  von  dem  Volkstribunate  sprechend  sagt:  Hoc  e«i»i 
primum  minuit  contvlare  ius , quod  ej  lilil , ipse  qui  eo  non  lenrrelur. 

98)  Die  Volkstribunen  werden  ausdrücklich  drcjirfuihivoi  genannt  von 
Dionys.  IX,  44.  Es  ergiebt  sich  dies  Verhältnis»  auch  mit  Nothwendigkeit 
aus  ihrer  ganzen  Stellung.  Einmal  im  Jahre  393  v.  Chr.  geschah  es,  dass 
zwei  Tribunen  nach  Ablauf  ihres  Amtes  zur  Rechenschaft  gezogen  wurden, 
weil  sie  im  Interesse  der  Patricier  sich  einem  Gesetzesan trage  ihrer  Colle- 
gen  widersetzt  hatten  (Liv.  V,  29).  Aber  dies  wurde  von  allen  Verständi- 
gen gemissbilligt  und  geschah  ausserordentlich.  Erst  in  späterer  Zeit,  als  sie 
auch  positiv  wirkend  in  die  Staatsmaschine  eingriffen,  wurden  auch  ihre 
Ausschreitungen  von  den  Gerichten  bestraft,  natürlich,  wie  bei  den  übrigen 
Beamten,  nach  Beendigung  ihres  Amtsjahres, 

99)  Dies  war  die  Meinung  von  Niebuhr  gewesen  (Römische  Geschichte 
I,  649;  11,  216  und  sonst):  ihm  stimmten  bei  Becker  Handbuch  der  Röm. 
Alterth.  II,  2,  277,  Göttling  Röm.  Staatsverfassung  S.  293.  Eine  richtigere 
Ausicht  stellte  zuerst  auf  Rein  die  Majorität  im  Collegium  der  Römischen 
Volkstribunen,  Philologus  1850  S.  137  Ügd.,  dem  Schwegler  Römische  Ge- 
schichte II,  596  beistimmt.  Vergl.  auch  Rein  in  Paulys  Realencyclopfidie 
VI,  2103.  Das  Ergebniss  seiner  Untersuchung  war:  „Die  Majorität  ist 
stets  auf  der  Seite  der  Intercedirenden  gleichviel  ob  die  meisten  Collegen 
oder  auch  nur  einer  diese  Ansicht  hegt;  dagegen  diejenigen,  welche  posi- 
tiv etwas  Vorschlägen , oder  die  Massregeln  anderer  Behörden  gestatten, 
sind  stets  in  der  Minorität,  sobald  ihnen  nur  eine  einzige  Stimme  fehlt”. 
Dies  Ergebniss  ist  in  der  Anwendung  auf  die  eiuzelnen,  uns  überlieferten 
Fälle  nicht  immer  recht  deutlich  und  in  zweierlei  Hinsicht  uugenau:  erst- 
lich kann  von  Majorität  bei  einem  Beamtencollegium  nach  Römischen  Be- 
griffen überhaupt  nicht  die  Rede  sein,  und  zweitens  hat  jede  Intercession, 
jedes  Verhindern  der  Tribunen  immer  auch  einen  positiven  Zweck  und 
deshalb  lassen  sich  die  Intercessionen  und  Vorschläge  derselben  nicht 
immer  trennen.  Lange  Röm.  Alterth.  I,  605  versucht  in  der  tribunicischen 
Macht  einen  Unterschied  zu  machen  zwischen  dem  höher  stehenden  ius 
mu-i/ii  und  der  daraus  abgeleiteten  iniercwio  jenes  Recht  müsse  diesem 
immer  Vorgehen.  Indessen  giebt  er  doch  selbst  zu,  dass  in  den  Fällen, 
wo  keine  Einstimmigkeit  der  Tribunen  zu  erzielen  war,  entweder  von  der 
einen  Seite  Nachgiebigkeit  oder  ein  Stillstand  der  Geschäfte  stattfiudeu 
musste.  Man  hätte  gar  nicht  von  Majorität  bei  den  Tribunen  sprechen 
sollen,  einem  Begriffe,  der  einem  Collegium  Römischer  Beamten  fremd  ist 

100)  Stellen  über  iribunos  appellare  sind  in  reicher  Zahl  gesammelt 
bei  Rein  Realencyclopädie  VI,  2,  2103,  auch  bei  Schwegler  Römische  Ge- 
schichte II,  261.  Dies  war,  wie  gesagt,  der  gewöhnliche  Fall:  der  Ilülfe- 
suchende  kannte  keinen  der  Tribunen  persönlich , wusste  nicht , ob  irgend 
einer  ihm  helfeu  würde  und  rief  deshalb  alle  an.  Dagegen  wenn  derselbe 
eineu  bestimmten  Tribunen  kannte  und  auf  dessen  Beistand  rechnen  zu 
können  glaubte,  rief  er  natürlich  nur  diesen  an.  So  heisst  es  bei  Liv. 
XL111.  16  iribunum  appellare,  weil  der  Hülfesucheude der  Freigelassene  des 
Tribunen  ist  und  auf  dessen  Beistand  zählt. 

101)  Bei  Val.  Max.  IX,  5,  2 wird  als  Ort,  wo  M.  Drusus  als  Volks- 
tribun seine  Verhandlungen  hielt  und  wohin  er  den  Senat  berief,  die  cwrio 
Hnihlia  genannt 
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102)  Lange  Rom.  Altcrthümer  I,  606  sagt,  die  Verhandlungen  seien 
nach  Umständen  öffentlich  oder  geheim  gewesen.  Für  das  Letztere  führt 
er  zwei  Stellen  aus  Livius  au,  XXXVIII,  60  und  IV,  26,  wo  es  beide 
Male  von  Tribunen  heisst  in  comilium  secedunt.  Das  bedeutet  aber  nicht 
eine  geheime  Berathung,  sondern  nur,  dass  die  Tribunen  im  ersten  Falle 
den  Gerichtshof,  im  zweiten  den  Senat  verlassen,  um  ihre  besondere  Be- 
rathung anzustellen,  sehr  natürlich;  deun  sie  können  doch  nicht  im  Senate 
oder  vor  dem  Priitor  abgesondert  berathen.  Es  liegt  indessen  in  der  Na- 
tur der  Sache,  dass  die  Tribunen,  eben  so  gut  wie  jedes  andere  Beamten- 
coUegium,  eine  geheime  Berathung  anstellen  können,  um  ihre  Entschei- 
dung zu  treffen;  wo  aber  die  Parteien  und  Zeugen  uud  Advocateu  zuge- 
zogen werden , war  ihr  Verfahren  ebenso  öffentlich  wie  das  aller  Beam- 
ten, trotz  der  geheimen  Berathung,  welche  als  Vorbereitung  für  die  Ab- 
stimmung diente.  Von  einem  solchen  Verfahren  mit  Hinzuziehung  der 
Parteien  ist  Liv.  XLII,  32  die  Rede , welche  Stelle  Lange  als  Beweis  für 
die  Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen  anfuhrt. 

103)  Solche  Verhandlungen  vor  dem  Collegium  der  Volkstribunen  wer- 
den vielfach  erwähnt,  z.  B.  bei  Cie.  |>.  Quinct,  7 in  einer  Frage  des  Pri- 
vatrechtes; Gell.  IV,  14  in  einem  Criminalprocess,  den  ein  Aedil  A.  llos- 
tilius  Mancinus  gegen  eine  öffentliche  Buhlerin  wegen  einer  Privatbeleidi- 
gung anstellen  wollte;  Cic.  in  Verr.  II,  41,  wo  es  sich  um  eine  Art  von 
Polizeigesetz,  das  den  wegen  Verbrechen  Verurtheilten  den  Aufenthalt  in 
Rom  verbot,  handelte;  Val.  Max.  VI,  1,  7 in  dem  Criminalprocess  gegen 
einen  Volkstribunen;  id.  VI,  1,  10  in  einem  andern  Criminalprocess:  Liv. 
XLII,  33  bei  einer  Truppeuaushcbung;  Liv.  IV,  26,  wo  die  Tribunen  anf 
Bitten  des  Senates  die  Wald  eines  Dictators  erzwingen;  Liv.  IV,  53,  wo 
neun  Tribunen  eine  Entscheidung  gegen  ihren  Collegen  , der  die  Aushebung 
hinderte,  abfassen:  Ascon.  p.  47  Grell,  in  der  Untersuchung  über  einen 
Mordversuch  gegen  Pompeius;  Val.  Max.  VI,  5,  4,  wo  das  Collegium  be- 
schliesst,  ein  Tribun  solle  wegen  Schuldforderung  gerichtlich  belaugt  wer- 
den können;  Suet.  Caes.  23,  wo  die  Tribunen  den  in  Gallien  Krieg  führen- 
den Caesar  von  der  Anklage  eines  aus  ihrem  Collegium  befreien.  Und 
so  wird  überall , wo  politische  oder  richterliche  Verhandlungen  in  ihren 
Einzelheiten  erzählt  werden,  von  dem  Collegium  der  Tribunen  und  seinen 
Berathungen  berichtet.  Ueber  die  Fälle,  in  denen  das  Collegium  die  Vor- 
entscheidung über  Anklagen  gegen  Tribunen  selbst  hatte,  vergleiche  man  un- 
sere Auseinandersetzung  in  Studio  liomunn  (Berol.  1859)  p.  248  und  Ab- 
handlungen der  Philologenvcrsainmlung  in  Wien  1858  p.  102  flgd. 

104)  Dies  war  die  Annahme  von  Niebuhr  Römische  Geschichte  I,  447. 
Er  meint,  es  habe  schon  vor  den  Volkstribunen  Versammlungen  der  Plebs 
gegeben , uud  die  neueren  Gelehrten  (s.  Schwegler  Römische  Geschichte  11, 
557)  haben  ihm  darin  beigestimmt.  Die  Plebs  bestand  aus  einzelnen, 
zwar  stammverwandten,  aber  doch  auch  wieder  verschiedenen  Theilen,  die 
nach  Rom  verpflanzt  worden  waren.  Diese  Theile , deren  Mitglieder  durch 
gemeinsame  Sitte  uud  Gesetze  unter  einander  verbunden  waren,  mögen 
ihre  abgesonderten  Versammlungen  gehalten  haben,  um  innere  Streitig- 
keiten zu  schlichten  und  Verhältnisse,  welche  sie  allein  angingen,  zu  ord- 
neu : aber  es  musste  einige  Zeit  vergehen , ehe  die  verschiedenen  Theile 
selbst  mit  einander  verwuchsen , um  so  inehr  als  die  Römische  Oberhoheit 
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ihnen,  soweit  dies  dem  Ganzen  nicht  schadete,  ihre  Eigentümlichkeiten 
liess.  Servius  Tullius  that  durch  Einsetzung  der  Centuriatcomitien  den 
ersten  Schritt,  um  alle  zu  verschmelzen.  Aber  Tarquinius,  sein  Nachfol- 
ger, binderte  die  begonnene  Vereinigung  und  auch  die  ersten  Consuln 
hatten  kein  Interesse  daran,  dieselbe  zu  fördern.  Hätte  eine  Versammlung 
der  gesainmten  Plebs,  mit  wie  geringen  Rechten  auch  immer,  schon  vor 
Einsetzung  der  Volkstribuneu  bestanden,  so  würde  ihre  politische  Bedeu- 
tung hervorgetreteu  und  irgend  eine  Kunde  von  ihrer  Wirksamkeit  durch 
die  Ueberlieferung  auf  uns  gekommen  sein.  Dies  ist  aber  nicht  der  Fall. 

105)  Dasselbe  nimmt  auch  au  Lange  Römische  Alterth.  I,  439.  kurz 
seine'  Ansicht  aussprechend ; ausführlicher  handelt  Schwegler  Römische 
üesch.  n,  557.  Er  missbraucht  freilich  diese  anfängliche  Existenz  der 
Tributcomitien  zu  dem  Beweise,  die  Volkstribunen  seien  stets  in  Tribut- 
comitien  gewählt  worden. 

106)  Hierbei  widerspricht  sich  Dionysius  an  einer  andern  Stelle,  VII, 
52,  wie  Lange  Römische  Alterth.  I,  439  meint.  Dort  lässt  er  nämlich  bei 
den  Verhandlungen  über  Coriolans  Process  Ap.  Claudius  sagen,  die  Patri- 
cier  hätten  den  Plebejern  auf  dem  heiligen  Berge  Schuldenerlass  und  Volks- 
tribunen mit  dem  Recht  der  auxilii  latio  zugestanden.  In  dem  Zugeständ- 
nis der  Volkstribunen  liegt,  wie  wir  gesagt,  nach  Römischem  Begriffe  von 
selbst  das  Recht  agendi  rum  plebe. 

107)  Wir  fuhren  zwei  Fälle  an,  die  scheinbar  widersprechend,  doch 
den  angegebenen  Grundsatz  bestätigen.  Im  Jahre  422  v.  Chr.  klagt  der 
Tribun  L.  Hortensius  den  Cousul  des  vorigen  Jahres  C.  Sempronius  beim 
Volke  an.  In  der  anberaumten  Volksversammlung  bitten  vier  Tribunen 
ihren  Collegen,  seine  Anklage  fallen  zu  lassen:  Hortensius  erzürnt  fragt 
Sie:  Co«  autem  , si  reum  / icrago , quid  acluri  estis?  an  errpluri  ius  populo 
ff  ermuri  tribuniciam  pniesiatem?  Er  erkennt  also  die  Befugniss  seiner 
Collegen,  die  Anklage  zu  hindern,  an.  Jene  vier  antworten:  et  de  Sem- 
peonio  el  de  omni/jus  summain  popul i Romani  potestalem  esse,  uec  se  iudi- 
dum  populi  tollere  aut  veile  aut  posse,  aber  durch  ihre  Bitten  vermögen 
sie  Hortensius  die  Klage  aufzugeben.  Die  vier  Tribunen  erkennen  also 
ihrerseits  die  Macht  des  Volkes  an,  wollen  auch  nicht  Einspruch  erheben, 
dem  Hortensius  im  äussersten  Falle  durch  einen  Antrag  auf  ihre  Absez- 
rung  entgegentreten  kann.  Siehe  Liv.  IV,  42.  Der  andere  Fall  ist  vom 
Jahre  294  v.  Chr.,  wo  der  Consul  L.  Postumius  wider  den  Willen  des  Se- 
nates triumphirte.  Die  Sache  kam  auch  beim  Volke  vor,  aber  nur  in 
einer  contio:  denn  eine  Abstimmung  wurde  durch  sieben  Tribunen,  welche 
auf  Seiten  des  Senates  standen,  gehindert.  Als  der  Consul  aus  dem  Bei- 
fall der  contio  die  allgemeine  Stimme  des  Volkes  erkannt  hatte,  beschloss 
er)  geschützt  durch  drei  Tribunen,  zu  triumphiren.  Man  sehe  Liv.  X,  37. 

108)  Er  sagt:  Nunlinbntur  illi  (Verri)  — tue  ipsum  apud  hoc  (d.  h. 

dem  des  gegenwärtigen  Jahres)  collegium  tribunorum  plebis , cum  eorum 
Omnium  ediclo  uon  liceret  Romite  quemquam  esse,  qui  re i rapitalis  coude- 
khoIus  esset,  egisse  causam  Sthenii.  Cicero  hätte,  wenn  er  das  Tribunen- 
wdlegium  eines  andern  Jahres  meinte,  dieses  nennen  müssen.  Noch  zwei- 
®al  wird  ein  Edict  der  Tribunen  ausdrücklich  erwähnt,  eines  von  Ti. 
Cracchus.  wodurch  er  die  ganze  Staatsverwaltung  zum  Stillstände  brachte 
(Plut.  Gracch.  10),  das  andere  während  des  Marianischeu  Bürgerkrieges 
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von  den  Prätoren  und  Tribunen  gemeinschaftlich  über  das  Münzwesen  er- 
lassen (Cic.  de  off.  111,  20).  Beide  hatten  besondere,  vorübergehende  Ver- 
anlassungen. Auch  Liv.  IV,  GO  heisst  es  von  einem  einzelnen  Falle  edixerunt 
tribuni , auxilio  se  fuluros , si  quis  in  militare  Stipendium  trihulum  nun  con- 
tulissei:  sie  wollten  dies  zur  Kenutuiss  des  Volkes  bringen.  Der  Gegen- 
stand, den  Cicero  in  Verr.  II,  41,  100  als  Inhalt  des  tribunicischen  Edictes 
angiebt,  ist  allerdings  sehr  dazu  geeignet,  um  in  einem  etwaigen  edirtum 
perpeiuuin  des  Tribunencollegiums  erwähnt  zu  werden;  aber  dass  Cicero 
an  ein  solches  nicht  deukt,  ergiebt  sich  aus  seiner  Bemerkung:  „es  sei 
von  ihnen  allen  abgefasst  worden.”  Dies  verstand  sieh  von  selbst  bei  einem 
jährlich  zu  wiederholenden  Edict. 

109)  Ausser  den  schon  angeführten  Stellen  lässt  Liv.  III,  67  einen 
Patricier  sprechen  auxilium  tribunicium,  prvtocalionem  ad  poyulum,  scila 
plebis  iniuncta  palribut , sub  lilulo  uequnndarum  Irgum  nostra  iura  oppretsa 
lulimus  et  ferimut.  (legen  den  Dictator  L.  Papirius  spricht  M.  Fabius  bei 
Liv.  VIII,  33:  tribunos  plebis  uppello  et  provoco  ad  pupulum ; bei  dem  Streite 
zwischen  dem  Oberpriester  P.  Licinius  und  dem  Prätor  Q.  Fabius  Pictor 
heisst  es  bei  Liv.  XXXVII,  31  pignora  capta  et  mullae  dictae  et  tribuni 
appellati  et  prurocalum  ad  populum  est. 

110)  Dasselbe  ergiebt  sich  auch  aus  Zon.  VII,  15,  der  sonst  mit  Dio- 
nysius übereinstimmend , doch  noch  einzelne  andere  Züge  hinzufügt.  Er 
sagt,  die  Plebejer  in  ihrer  Besorgniss,  sie  möchten  nach  ihrer  Rückkehr 
in  die  Stadt  trotz  der  versprochenen  Straflosigkeit  dennoch  von  den  patri- 
ciscben  Beamten  bestraft  werden,  hätten  eidlich  gelobt,  sich  gegenseitig  zn 
schützen  und  sich  deshalb  Vorsteher  erwählt:  aus  diesen  Vorstehern  seien 
die  Tribunen  hervorgegangen.  Er  stellt  also  den  Eid  nur  als  von  den 
Plebejern  geleistet  dar  und  trennt  die  Heiligkeit,  welche  dem  Ständever- 
trage  zukam,  von  der,  welche  den  Tribunen  ertheilt  wurde. 

111)  Am  ausführlichsten  sagt  dies  Zouaras  VU,  15,  xai  fip  xai  vigos; 

eljVjya-fov,  fv'  osxt;  aüxott  Ipyij)  i)  A6yi|>  zpojxpojaijj.  xav  iöuüxr,;  ctr,  xai  ap- 
X<uv , ItpiJj  t»  jj  xai  Tip  äyti  ivi'/rpai.  — xai  aöxoü«  6t  xoi>{  OTjpdpyo«;  xo 
rc/.Tjhoi  oaxpoaxyxxö’js  d)v6p.aaav , otov  Sy  io  tit  ippoopav  xüv  a-pä;  in- 

xaXojptvuiv  xoyyavovxaj.  Andere  viele  Stellen,  wo  die  Volkstribunen 
selbst  oder  ihre  Gewalt  unverletzlich  (sacrosanctus)  geuanut*  wird,  hat 
Schwegler  Römische  Geschichte  II,  261  gesammelt. 

112)  Daher  wird  allgemein  in  der  Mehrheit  von  leges  sneratae  ge- 
sprochen ; man  sehe  die  Stellensammlung  bei  Schwegler  Römische  Geschichte 
H,  251.  Es  werden  darunter  sowohl  die  Plebiscite  verstanden,  welche 
zuerst  die  Plebejer  auf  dem  heiligen  Berge  beschlossen  und  daun  die  Pa- 
tricier in  dem  beschworenen  Ständevertrage  annahmen  und  zu  Staatsge- 
setzen erhoben , als  auch  die  spätem , welche  die  Plebs  allein  für  sich 
eidlich  beschloss  und  die  erst  in  späterer  Zeit  auch  bei  den  Patriciern  zur 
Geltung  kamen.  Der  Name  lex  sacrata  ist  sicherlich  davon  abzuleiten. 
dass  das  Gesetz  unter  religiösen  Cerimonien  und  feierlicher  Anrufung  der 
Götter  zu  Staude  gekommen  war.  Festus  p.  318  giebt  auch  eine  andere 
Erklärung,  weil  der,  welcher  es  verletze,  sacer  sei. 

113)  So  scheint  dies  Pliuius  nah  hist.  VII,  142  flgd.  zu  erzählen,  wäh- 
rend Cic.  de  dom.  47,  123  berichtet,  dem  Metellus  hätte  es  nicht  gescha- 
det, dass  der  Tribun  sein  Hab  und  Gut  auf  feierliche  Weise  den  Götter« 
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eeweiht  hatte.  Es  ist  ein  Missverständnis»,  wenn  Lange  Römische  Alter- 
thümer  II,  483  , sagt , Labeo  hätte  vennuthlich  einen  Perduelliousprocess 
«gen  Metellus  im  Sinne  gehabt,  als  er  verlangte,  dass  derselbe  vom  Tar- 
pejischen Felsen  gestürzt  würde  und  eben  der  Ungesetzlichkeit  seines  Ver- 
fahrens wegen  hätten  ihn  die  andern  Tribunen  gehindert.  Nein,  es  handelte 
sich  bei  Metellus  um  augenblicklich  drohende  Lebensgefahr,  nicht  um  eineu 
Irocess,  der  nothwendiger  Weise  länger  dauern  musste ; es  war  auch  keine 
Cagesetzliehkeit  des  Tribunen;  denn  sonst  hätte  derselbe  bestraft  werden 
müssen:  es  war  nur  ein  verrückter  Gebrauch  der  ihm  gesetzlich  zustehen- 
deu  Gewalt.  Die  andern  I leispiele  von  tribunicischer  Gerichtsbarkeit,  welche 
Cicero  a.  a.  0.  anführt,  beziehen  sich  auf  andere  von  Beamten  gegen  sie 
begangene  Vergehen : wir  werden  sie  später  erwähnen. 

114)  Man  sehe  meine  Auseinandersetzung  iu  den  oben  Anm.  103  ange- 
führten Sehrifteu.  Die  Erweiterungen,  welche  die  tribunicische  Macht  der 
Kaiser  erfuhr , bezogen  sich  nur  auf  die  Ausdehnung  in  Raum  und  Zeit. 

115)  Dieses  Icilische  Gesetz,  das,  wie  gesagt,  nur  bei  Dionysius  er- 
wähnt wird,  ist  bei  der  Einfachheit  seiner  Ueberlieferung  ein  schlagen- 
des Beispiel  von  der  Leichtfertigkeit  und  Verkehrtheit  der  „modernen  Ori- 
tik".  die  in  selbstverblendeter  Eitelkeit  alle  Gesetze  geschichtlicher  For- 
schung und  vernunftgemässer  Anschauung  übertrat.  Niebuhr  Römische 
btechichte  II.  263  ging  nicht  auf  eine  genaue  Darstellung  des  Iciljschen 
Gesetzes  ein:  er  sagte  nur,  es  könne  nicht  älter  sein  als  das  Publilische, 
.vor  welchem  überall  keines  auf  einer  Rogation  der  Tribunen  entstehen 
konnte:  es  sei  eine  nothwendige  Vollendung  ihres  Rechtes,  alles  vor  der 
Contio  zu  verhandeln".  Drei  Irrthümer  finden  sich  in  dieser  kurzen  Be- 
®erknng.  Erstens  nennt  Dionysius  allerdings  die  Rogation  von  Icilius 
'•'fao; ; aber  dieser  Ausdruck  kann  nicht  nur  eine  eigentliche  lex , welche 
von  dom  Gesammtvolke  ausging  und  für  dasselbe  galt , sondern  auch  ein 
Plebiscit , eine  von  der  Plebs  und  für  die  Plebs  erlassene  Verordnung  sein. 
Zweitens  konnte  auch  ein  eigentliches  Gesetz  aus  einer  Rogation  der  Tri- 
bunen entstehen,  wenn  dieselbe  nämlich  vom  Senate  und  den  Patrieiern 
angenommen  wurde:  dies  war  aber,  wie  Dionysius  bemerkt,  bei  der  Ici- 
hjeben  nicht  der  Fall.  Drittens,  auch  wenn  die  Tribunen  nur  das  Recht 
gehabt  hätten , Einiges  vor  der  Gontio  zu  verhandeln  (und  dieses  Recht 
*hrabt  ihnen  auch  Niebuhr  vor  dem  Publilischen  Gesetze  zu),  müssen  sie 
dennoch  die  Befugniss,  ungestört  eine  Tribusversaminlung  zu  halten,  die 
dairh  das  Icilische  Plebiscit  gewährleistet  wurde,  besitzen.  Jede  dieser 
Bemerkungen  stösst  die  ganze  Schlussfolgerung  Niebuhrs  um.  Seine  Mei- 
nung, dieses  Gesetz  sei  zur  Zeit  des  Publilischen  gegeben,  stützt  sich 
"L-crdem  noch  auf  den  Umstand,  dass  ein  Tribun  Sp.  Icilius  im  Jahre 
nach  dem  Publilischen  Gesetze  erwähnt  wird:  „dieser  Name  kommt  selbst- 
ßnfte  unter  den  ersten  vor,  welche  durch  die  Tribus  erwählt  worden: 
i«'h  zweifle  nicht , dass  es  der  nämliche  und  das  Gesetz  im  Jahre  284  ver- 
ordnet ist”.  Als  ob  es  denn  unwahrscheinlich  ist,  dass  wie  in  den  Patri- 
fiergeschleehtem  in  einem  Abstande  von  ungefähr  zwanzig  Jahren  das 
Umsulat,  so  in  den  Plebejergeschlechtern  in  ähnlichem  Abstande  das  Tri- 
tnmat  vom  Vater  und  Sohn  bekleidet  werden  konnte!  Niebuhr  würde  in 
i»ch  weitere  Irrthümer  gerathen  sein,  wenn  er  sich  auf  eine  genauere 
Zustellung  des  Icilischen  Gesetzes  eingelassen  hätte.  Eine  solche  unter- 
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nahm  Schwegler  Römische  Geschichte  II.  397.  Er  will  zweierlei  beweisen. 
Erstlich,  dass  das  lcilische  Gesetz  nicht  in  die  Zeit  des  Ständevertnges 
passe;  denn,  sagt  er,  damals  seien  noch  nicht  „muthwillige  Störungen  der 
plebejischen  Contionen  und  Concilien  durch  die  patricischen  Junker”  vor- 
gekommen.  Die  Antwort  hierauf  ist , dass  das  lcilische  Plebiscit  gar  nicht 
patricisehe  Störer  traf,  sondern  plebejische : von  jenen  sagt  Dionysius 
nicht  ein  Wort,  gegen  sie  durch  ein  Plebiscit  eine  Strafe  festzusetzen  batte 
Icilius  nicht  das  Recht.  Ferner  sagt  Schwegler,  das  Gesetz  müsse  später 
gegeben  worden  sein;  denn  sonst  wären  die  zahlreichen  Störungen  plebe- 
jischer Concilien,  namentlich  der  Unfug  von  Kaeso  Quinetius  und  seinen 
Genossen  nicht  möglich  gewesen.  Ganz  richtig;  aber  gegen  solchen  von 
deu  Patriciern  ausgehenden  Unfug  war  das  Gesetz  nicht  gerichtet.  Schweg- 
ler musste  vielmehr  sehliessen , weil  der  patricisehe  Unfug  später  stattfand, 
konnte  das  Gesetz  nicht  gegen  ihn  gegolten  sein.  Zweitens  soll  gezeigt 
werden , dass  das  Gesetz  auch  .unmotivirt  erscheine  in  der  Erzählung 
von  Dionysius , die  alles  innern  Zusammenhanges  entbehre  und  mit  lächer- 
lichen Widersprüchen  behaftet  sei.”  Er  giebt  dann  die  Erzählung  von 
Dionysius  und  fügt  hinzu:  .das  Recht  plebejische  Versammlungen  zu  be- 
rufen und  ungehindert  zu  ihnen  zu  reden  hatten  ja  die  Consuln  den  Tri- 
bunen Tags  zuvor  ausdrücklich  eiogeräumt.  Es  war  unter  diesen  Umstän- 
den nicht  der  entfernteste  Grund  zur  Beantragung  eines  Gesetzes,  wie  das 
lcilische,  vorhanden.”  Allerdings  hatten  die  Consuln  den  Tribunen  das 
Recht  eingeräumt,  eine  Tribusversammlung  zu  halten  und  versprochen, 
sie  selber  nicht  zu  stören ; aber  das  lcilische  Gesetz  betraf  etwaige  Störun- 
gen von  Seiten  der  zur  Versammlung  berufenen  Plebejer.  Dies  sind  ganz 
verschiedene  Sachen.  Schwegler  hat  also  Dionysius’  Erzählung  nicht 
scharf  aufgefasst,  und  falsch  verstanden:  deshalb  tadelt  er  sie  als  voll  von 
Widersprüchen  uud  zusammenhangslos,  deshalb  wirft  er  ihm  Irrthum  in 
den  Zeitangaben  vor.  Zuletzt  hat  denselben  Gegenstand  behandelt  Lauge 
Römische  Alterthümer  II,  487.  Er  erkenut  zwar,  dass  Niebuhrs  und 
Schweglers  Annahmen  über  die  Zeit  des  Icilischcu  Gesetzes  ganz  unbe- 
gründet sind;  aber  die  Erzählung  von  Dionysius  auzuerkennen  kann  er 
sich  doch  nicht  entschliessen:  das  ist  einmal  gegen  die  Methode  der  mo- 
dernen Critik.  Er  sagt  sogar:  .Dionysius,  der  die  Veranlassung  diese» 
jjlrbisdium  nicht  wusste  und  auch  seine  Bedeutung  für  die  Gerichtsbarkeit 
der  Plebs  nicht  erkannte,  hätte  es  gewiss  nicht  vor  dem  Proce&se  des 
Goriolanus  erwähnt,  wenn  er  es  nicht  dort  in  seinen  Quellen  fand,”  Aber 
weshalb  soll  Diouysius  ein  Gesetz,  dessen  Wortlaut  ihm  vorlag.  falsch 
verstanden,  weniger  verstanden  haben  als  ein  jetziger  Gelehrter?  Dies  ist 
unbegreiflich  und  statt  zu  folgern,  weil  er  die  Zeit  desselben  richtig  an- 
gebc,  hätte  er  auch  den  Inhalt  richtig  aufgefasst,  wird  geschlossen,  weil 
er  den  Inhalt  falsch  verstehe,  hätte  er  die  Zeit  richtig  angegeben.  Lange 
fährt  fort:  „Dieses  Plebiscit  war  in  doppelter  Hinsicht  eine  authentische 
Interpretation  der  lege s tncraiac  vom  Standpunkte  der  Plebs.  Einmal  setzte 
es  fest,  dass  auch  dariu  eine  Verletzung  der  sacrosnncia  poieiias  der  Tri- 
bunen erkannt  werden  sollte , wenn  Jemand  dem  vor  dem  Volke  redend»« 
Tribunen  ins  Angesicht  entgegen  redete  oder  seine  Rede  unterbräche.  So- 
dann bestimmte  es , dass  im  Falle  einer  Uebertretung  (natürlich  nicht  blea 
dieser  neueu  Festsetzung,  wie  Dionysius  sagt,  sondern  der  durch  dieselt*. 
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erweiterten  der  leget  tacralae  über  die  sncrotnnetn  poietlas  überhaupt)  die 
Tribunen  bereelitigt  sein  sollten,  dem  Uebertreter  eine  Geldbusse  anfzti- 
legen.  ja  sogar,  wenn  der  dazu  Venirtheilte  sich  weigerte,  Bürgen  für  die 
Bezahlung  derseltien  zu  stellen,  ihn  zum  Tode  zu  verurtheilen : wenn  al>er 
der  Venirtheilte  die  rechtliche  Gültigkeit  der  Strafen  bestritte,  so  sollte 
das  Volk  darüber  entscheiden”.  Dieser  Tadel  von  Dionysius  beruht  wie- 
der auf  einem  Missverständnisse  seiner  Erzählung.  Dionysius  stellt  das 
Icilische  Gesetz  nur  als  deshalb  gegeben  hin,  um  den  Vorsitz  der  Tribu- 
nen in  der  Volksversammlung  zu  regeln:  mit  der  sacrotnnda  potesiai  hat 
es  nichts  zu  thun.  Kurz , von  dem  Schelten  auf  Dionysius , das  die  neue- 
ren Gelehrten  gleichsam  als  nothwendig  für  ein  critisches  Verfahren  be- 
trachten, bleibt  nichts  bestehen  als  die  Erkenntniss , dass  sie  denselben 
nicht  verstanden  und  selber  sich  statt  geschichtlicher  Bilder  Phantasiege- 
tnälde  geschaffen  haben.  Ich  habe  an  diesem  einen  Beispiele,  das  sieh 
kurz  behandeln  liess,  die  Methode  der  neueren  Römischen  Geschichts- 
schreibung nachgewiesen,  um  bei  andern  Punkten  weitläuftiger  Erörterun- 
gen überhoben  zu  sein. 

116)  Von  diesen  Bemühungen  den  Rechtspunkt  in  Coriolans  Process 
darzustellen , erwähne  ich  nur  einige  wenige  der  neueren  Gelehrten , z.  B. 
die  von  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  386  flgd.  Er  will  zunächst 
diejenigen  Gelehrten  widerlegen,  welche  meinten,  es  habe  ein  besonderes 
Gesetz  gegeben,  in  Folge  dessen  Coriolan  angeklagt  worden  sei.  Er  be- 
hauptet, von  einem  verfassungsmässig  zu  Stande  gekommenen  Gesetz  die- 
ses Inhalts  wisse  die  Ueherlieferung  nicht.  Das  Vorhandensein  solcher 
Gesetze  glaubte  jedoch  auf  das  Bestimmteste  zu  finden  Walter  Römische 
Rechtsgeschichte  (3.  Aufl.)  I,  43  S.  71  in  zwei  Stellen  von  Diony- 
sius, und  bei  .loan.  Lydus  I,  38  und  44.  An  der  ersten  der  beiden 
Stellen  von  Lydus  steht  üf(papyot  tt&öj  cD.aJovttav  apSivttc  oöx  Aputtpfiuv 
xsl  aiiTiüv  tiöv  rsTpixfcuv  xaTa(|/rj<pf(ea8ac ; aber  von  einem  Gesetze  ist  in 
ihr  nicht  die  Rede,  nur  von  einer  Thatsache.  Die  zweite  Stelle  enthält 
die  Bemerkung , die  Plebs  habe  ein  Gesetz  gegeben , das  den  Handwer- 
kern erlaubte,  die  Patricier  vor  Gericht  zu  ziehen.  Hier  ist  weder  von 
einer  Klage  vor  der  plebejischen  Volksversammlung,  um  die  es  sich  bei 
Coriolan  handelt,  die  Rede,  noch  ist  ein  Gesetz  der  Plebs  damals  eine 
Irr  im  engeren  Sinne  des  Wortes ; endlich  ist  die  ganze  Stelle  so  verwor- 
ren. dass  man  den  eigentliche^  Sinn  von  Lvdus’  Nachricht  schwerlich 
wird  errathen  können.  Wenn  Schwegler  hierin  keine  Erwähnung  eines  Ge- 
setzes findet . so  hat  er  Recht.  Anders  aber  verhält  es  sich  mit  den  bei- 
den Stellen  von  Dionysius.  Zwar  an  der  ersten  derselben,  IX,  44  ist  auch 
von  keinem  Gesetze,  sondern  nur  von  einer  Thatsache  die  Rede.  Bei  dem 
Streite  um  das  Publilische  Gesetz  lässt  Dionysius  einen  Vertheidiger  des 
Senates  so  auf  die  Plebs  schelten : itl  vivo;  <5piyovTai  rAjoveJlaj  xal  r.a- 
pavopiai , voti  piv  4p yd;  i^ctvai  s^loiv  4£ioüvres  airoüt  h p taorätv  airoJtt- 
xvivai  xal  raivac  dvortofKivou;  r.oio'rntt  xal  uavaytic , -oti  5’  «ij  4ytüvac 
!»rtp  aiayfonuv  xtvSövwv  xath'aravTcc , obt  nbrolt  tüW  raiptxhov  , xat 

Ta  vdptpa  itxaxr^pta  . oft  ~tp(  ttavoitoo  xal  tp’jyr,?  n4l.it  irpÄTipov  iypfjfo 
ima^fpovTis  ix  TTjj  xaSapuiTaTTj?  <poAr({  iul  tov  ^uraptuTatov  Sy?. ov.  Es 
heisst  hier  nur,  die  Capitalgerichte  über  Patricier  seien  auf  die  Tribut- 
comitien  übertragen  worden,  ohne  Zusatz,  dass  dies  durch  ein  Gesetz  ge- 
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schehen  sei,  noch  wahrscheinlicher  wird  es  dadurch,  dass  diese  Anmassung 
der  Plebs  zusainmengestellt  wird  mit  der  früheren , durch  welche  sie  sich 
die  Volkstribunen  errang.  Auch  bei  diesen  setzt  Dionysius  hier  nicht  hin- 
zu, sie  sei  durch  ein  Gesetz  geschehen , und  doch  wissen  wir,  geschah  sie 
durch  das  heiligste  Gesetz,  den  .Ständevertrag.  Die  zweite  Stelle  von 
Dionysius  IX,  46  wird  von  uns  später  S.  253  und  263  angeführt.  An  ihr 
wird  ganz  deutlich  von  einem  Gesetze  gesprochen,  welches  die  Gerichte 
über  die  Patricier  den  Tributeomitien  übertragen  habe,  und  wir  haben  es 
in  unserm  Texte  nachgewiesen.  Dadurch  .erledigen  sich  Schweglers  Be- 
denken, die  vorangegangeue  GeschichNerzählung  von  Dionysius,  die  doch 
über  Coriolan  so  ausführlich  sei , melde  von  solchen  Beschlüssen  der  Plebs 
nicht,  und  selbst  im  Falle  sie  von  der  Plebs  gefasst  worden  wären,  konn- 
ten sie  nicht  vo;;.oi  heissen,  sondern  es  wären  Plebiscite  gewesen,  die  da- 
mals keine  Gesetzeskraft  hatten.  Wir  haben  an  den  erwähnten  Stellen 
nachgewiesen,  dass  es  nicht  blosse  Plebiscite,  sondern  Vereinbarungen 
zwischen  Patriciern  und  Plebejern  waren,  die  sicherlich  Gesetzeskraft  hat- 
ten und  wohl  Gesetze  genannt  werden  konnten.  Schwegler  thut  nicht  Recht 
daran,  die  Worte  des  Tribunen  Laetorius  an  jener  Stelle  von  Dionysius 
ein  , verworrenes  Gerede”  zu  nennen.  Er  hat  sie  nur  nicht  verstanden 
und  die  Verworrenheit  liegt  in  ihm  selber.  Er  schliesst  so:  ein  Gesetz 
über  die  Anklage  Coriolans  sei  unmöglich  gewesen , weil  ein  Gesetz  damals 
zu  seiner  staatsrechtlichen  Gültigkeit  der  Zustimmung  des  Senates  und  der 
Genehmigung  der  Curien  bedurft  hätte ; nun  sei  kein  Zweifel , dass  diese 
Zustimmung  zu  einem  Gesetze  über  Anklagen  von  Patriciern  durch  die 
Gemeinde  unter  den  damaligen  Verhältnissen  verweigert  worden  wäre. 
Dieser  Schluss  ist  nicht  richtig;  die  Zustimmung  konnte  erzwungen  werden 
und  wurde,  wie  wir  auseinaudersetzen  werden,  durch  Drohungen  und  Auf- 
ruhr erzwungen.  Dennoch  war  das  Erzwungene  eben  so  gut  ein  recht- 
mässiges Gesetz  wie  der  durch  die  Auswanderung  erzwungene  Ständever- 
trag. Ferner  widerlegt  Schwegler  das  Vorhandensein  eines  Gesetzes  durch 
die  Worte  des  Consuls  Minucius  (Dionys.  VII,  30)  und  des  Patriciers  Ap 
Claudius  (Dionys.  VII,  52).  Dies  sprechen  jene  mit  vollkommenem  Rechte 
zu  der  Zeit , als  es  sich  um  das  Erlassen  eines  Gesetzes  handelte , das- 
selbe aber  noch  nicht  erlassen  war.  Schwegler  machte  hier  eine  Verwir- 
wirrung,  indem  er  Dionysius’  Erzählung  nicht  beachtet.  Es  war  vielleicht 
ungesetzliche  Anmassung  der  Tribunen , als  sie  zuerst  Coriolan  anzuklagen 
versuchten , aber  deshalb  kam  die  Anklage  auch  nicht  zu  Stande.  Dann 
erzwangen  sie  eine  gesetzmässige  Vereinbarung  und  ihr  folgten  Coriolans 
und  anderer  Patricier  Anklagen.  Schwegler  nimmt,  da  er  so  an  kein 
Gesetz  glaubt,  dennoch  einen  Rechtsgrund  für  Coriolans  Process  an  um! 
zwar  den  auf  dem  heiligen  Beige  zwischen  Patriciern  und  Plebejern  ge- 
schlossenen Ständevertrag.  Eine  ganz  wunderliche  Ansicht,  ausgesprochen 
von  Niebuhr  Römische  Geschichte  I,  645,  aber  auch  von  Walter  Römische 
Rechtsgeschiehte  I,  43  S.  71  angenommen  und  von  Eiseulohr  die  protocado 
ad  populum  S.  109  ausgeführt.  Jener  Ständevertrag , sagen  sie , der  durch 
Fetialen  geschlossen  war,  sei  zu  betrachten  als  ein  zwischen  zwei  Völkern 
geschlossenes  Bündniss  und  es  sei  Rechtsgrundsatz,  dass  bei  Verletzungen 
eines  Vertrages  das  Gericht  über  den  Schuldigen  dem  beleidigten  Theile 
zustehe.  Gegen  diese  Schlussfolgerung  ist  Lauge  Römische  Alterthümer  11, 
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486  mit  Recht  aufgetreten.  Es  steht  derselben  entgegen  das  Verhältnis* 
der  Plebejer  und  Patricier,  die  allerdings  auf  dem  heiligen  Berge  als  ge- 
trennte Völker  verhandelten,  aber  sieh  dann  wieder  zu  einem  Volke  ein- 
ten: die  Plebejer  also  durften  nicht  mehr  das  Recht  eines  getrennten  Vol- 
kes in  Anspruch  nehmen.  Und  wenn  sie  es  hätten  in  Anspruch  nehmen 
wollen , so  mussten  sie  auch  den  Patriciern  gestatten , die  Plebejer,  nament- 
lich die  Tribunen,  so  oft  sie  die  bestehenden  Gerechtsame  der  Patricier 
angriffeil,  vor  ihr  Gericht  zu  ziehen,  ein  Preis,  um  den  die  Tribunen 
schwerlich  jenes  Recht  hätten  erlangen  mögen.  Zweitens  widerspricht  die 
Annahme  dieses  Rechtsgrundes  durchaus  der  gesammten  Ueberlieferung 
und  drittens  hilft  sie  zu  nichts.  Denn  mag  man  auch  allenfalls  Coriolans 
Process  daraus  herzuleiten  im  Stande  sein,  die  Processe  der  Consuln  T. 
Menenius  und  Sp.  Servilius  und  A.  Manlius  und  L.  Furius  und  Ap.  Clau- 
dius, welche  wenige  Jahre  später  fallen,  haben  mit  dem  Ständevertrage 
nichts  zu  schaffen.  Freilich  suchen  Schwegler  a.  a.  0.  S.  536,  eben  so 
wie  Walter  Römische  Rechtsgeschichte  1,  43,  71,  auch  diese  späteren  Ankla- 
gen aus  demselben  Vertrage  zu  folgern.  Wenn  der  Consul,  sagen  sie, 
z.  ß.  einen  Krieg  schlecht  führe,  so  verletze  er  damit  die  Plebs  und  die 
Verletzung  der  Plebs  sei  in  jenem  Vertrage  mit  der  Strafe  der  Aechtung 
bedroht,  — eine  juristische  Schlussfolgerung,  wie  sie  wunderlicher  nicht 
gedacht  werden  kaun.  Man  mag,  wenn  man  will,  den  ersten  Versuch 
zur  Anklage  Coriolans  eine  Anmassung,  eine  Usurpation  nennen;  aber  dann 
war  jeder  Schritt,  den  die  Tribunen  und  die  Plebejer  zur  Abschaffung  des 
Ständeunterschiedes  thaten , eine  Usurpation:  rechtlich  begründet,  war  keiner. 
Viel  richtiger  urtheilt  über  Coriolans  Process  Lange  Röm.  Altcrth.  II,  485 
indess  er  hebt  auch  nicht  den  eigentlichen  Anklagepunkt  hervor  und  er- 
kennt nicht  die  unbeschränkte  Machtvollkommenheit,  welche  in  Folge  der 
Uebereinkunft  zwischen  Senat  und  Tribunen  den  Letztem  gegeben  wurde, 
jeden  Patricier  vor  der  Plebs  anzuklagen;  noch  viel  weniger  erkennt  er 
die  Nothwendigkeit  und  Bedeutung  des  vorhergehenden  Senatsbeschlusses. 

117)  Es  ist  kaum  zu  glauben , wie  übel  man  mit  dem  armen  Diony- 
sius , dem  mau  doch  allein  ausführlichere  Nachrichten  über  diesen  Process 
verdankt , umgegangen  ist  Z.  B.  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  390 
sagt  : „der  Process  Coriolans  ist  für  Dionysius  ein  unerklärliches  Rätbsel 
geblieben,  trotz  der  Mühe,  die  sich  der  pragmat isirende  Geschichtssehrei- 
ber gegeben  hat,  das  Räthsel  zu  lösen.  Seine  Auffassung  und  Bcurtheilung 
de«  ganzen  Rechtsfalles  ist  so  verkehrt,  seine  Vorstellungen  von  den  da- 
maligen Verfassungsverhältuissen  so  irrig,  dass  seine,  wenn  auch  noch  so 
weitschweifige , Bearbeitung  des  Processes  nothwendig  missglücken  musste”, 
und  S.  394:  „die  Darstellung,  die  Dionysius  von  dem  Processe  Coriolans 
giebt , ist  eine  Kette  von  Missverständnissen”.  Und  woher  solche  Verach- 
tung gegen  den  Hauptgewährsmann  dieses  Theiles  der  Römischen  Ge- 
schichte? Weil  er  Tribut-  und  Centuriat-  und  besonders  Curiatcomitien 
nicht  für  das  hält,  wofür  sie  Schwegler  hält.  Zweitens  weil  er  einen  Tri- 
bunen das  Recht  zur  Anklage  aus  dem  Valerischen  Provooationsgesetze 
herleiten  lässt  und  dieses  Gesetz  versteht  Schwegler  anders  als  Dionysius 
und  andere  Schriftsteller.  Endlich  (wer  sollte  es  glaubeu  ?)  weil  bei  ihm 
der  ganze  Process  einen  unwürdigen  Eindruck  macht  und  die  Tribunen 
als  hämische , bösartige  Aufwiegler  der  Plebs  erscheinen.  Das  nennt  man 
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beweisen!  Aber  auch  Lange  Römische  Alterthümer  D,  490  kann,  so  oft 
er  auch  Dionysius’  Darstellung  als  Beweis  für  seine  Behauptung  anführt, 
am  Ende  doch  nicht  umhin,  ihn  in  der  Hauptsache  zu  verwerfen:  „da  die 
eine  der  beiden  Bedingungen,  der  Schwur,  entschieden  auf  dem  völker- 
rechtlichen Character  des  Proeesses  beraht , so  kann  die  andere  nicht  in 
der  Weise,  wie  Dionysius  angiebt,  formulirt  gewesen  sein , dass  nämlich 
die  Anklage  auf  das  Verbrechen  des  Streitens  nach  Tyrannis  habe  lauten 
sollen.”  Coriolan,  sagt  Lange,  sei  wegen  perduellio  gegen  die  Plebs  an- 
geklagt worden.  Der  Beweis,  dass  der  Schwur  völkerrechtlich  ist,  ist 
nicht  geführt  worden  und  kann  es  nicht  und  könnte  er  es,  so  würde  die 
Folgerung  immer  noch  nicht  richtig  sein. 

118)  Dionysius  VII,  22  lässt  Coriolan  Folgendes  über  die  U ebergriffe 
der  Volkstribunen  sagen:  oxav  — p.r(?ti{  A xuthjaut v aöxiüv  xdc  nnpavogia; 
r,  p^x  iouÜTTjS  pf,x  äp-/<uv  , Atooixiü;  xov  vöpov , 5{  cispaipetxai  xal  xöv  XA- 
yov  üpAv  apa  xoij  ifpyoit , ffxvaxov  Arctöelc  Jrjpfav  xoij  AXeuffApav 
■iffteitn,  x(  r:po;r(XEv  Sxo pa  &fo9at  xj  Aovoaxtta  xajxrj  xccj;  voüv  fyovxa; 
fxepov  xoöxo  — TupawtAa;  Diese  Worte  gehen  ohne  Zweifel  auf  das  von 
der  Plebs  auf  dem  heiligen  Berge  über  die  Unverletzlichkeit  der  Tribunen 
erlassene  Plebiscit,  vielleicht  auch  auf  das  plebiscitum  Icilium.  Aber  man 
darf  daraus  nicht  folgern , beide  Plebiscite  seien  eigentliche  Gesetze  ge- 
wesen und  hätten  die  Patricier  gebunden.  Wäre  dies  der  Fall  gewesen, 
so  hätten  Streitigkeiten  über  Coriolans  Anklage  nicht  stattfinden  können: 
er  hatte,  beide  Plebiscite  offenbar  übertreten.  Dionysius  spricht  nur  von 
dem , was  geschehen  würde,  wenn  Niemand  unter  den  Patriciern  ihnen 
entgegen  träte , wenn  alle  an  die  Plebiscite  gebunden  würden , was  bis 
jetzt  noch  nicht  der  Fall  war,  was  aber  das  Streben  der  Tribunen  sein 
musste. 

119)  Dass  dies  sonst  bei  Friedensbriichen  geschah,  hat  Schwegler  Rö- 
mische Geschichte  II,  388  durch  Anführung  von  Beispielen  bewiesen ; aber 
dass  dieser  Fall  bei  Coriolans  Vergehen  nicht  vorlag,  darüber  siehe  An- 
merk. 116. 

120)  Dionysius  VII,  39  sagt:  o'jy-/_u>pT(oc!vxiuv  8t  xü>v  özdxtov , tusrtp 
V(£(o'JV  0i  SVjpapyot,  xö  Ttpoßo'iXt'jpa  ytvAaöat,  xöxt  ptv  AuXAÖrjOav.  Also 
nur  die  Consuln  gebeu  die  Erlaubniss,  dass  ein  Senatsbeschluss  und  zwar 
in  den  von  den  Tribunen  verlangten  Formen,  gefasst  wird.  Natürlich,  denn 
einmal  sind  die  Consuln  überhaupt  Herren  über  den  Senat  und  dann  be- 
zieht sich  die  neue  Vereinbarung  auf  eine  Verminderung  der  consularischen 
Macht 

121)  Die  angegebene  Art  zu  schwören  war  auch  bei  andern  Gelegen- 
heiten die  im  Senate  gebräuchliche,  noch  in  der  Kaiserzeit  Tacitus  Hist 
IV,  41  erzählt  Senalus  inchoantibut  primoribut  iusiurnndum  concepit , yuo 
cerlalim  omnet  magutratus , celeri  ut  lententiam  rogabnntur,  deot  testet  ad- 
rocabant,  nihil  ope  tun  factum , quo  cuiusquam  talut  laederetur , neque  it 
firaemium  aut  honorem  ex  calamilale  ririum  cepitte , trepidis  et  rer  btt  iwrii 
iurandi  per  rarias  artet  mutantibui,  quil  flagitii  conscientia  inerat.  In  den 
Senatsgerichten  der  Kaiserzeit  wird  kein  Eidschwur  erwähnt. 

122)  Diesen  von  Dionysius  erwähnten  Kunstgriff  des  Tribunen  Decius 
findet  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  396  wunderlich:  er  meint,  jeneu 
Streifzug  in  Feindesland  habe  Coriolan  auf  eigene  Faust  unternommen  i das 
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Unternehmen  sei  Privatuntemehmen  gewesen , folglich  auch  die  Verwendung 
der  Beute  Privatsaehe  und  der  Staat  hätte  keinerlei  rechtliche  Ansprüche 
auf  sie  gehabt.  Er  sagt , der  Oberbefehlshal>er  hätte  überhaupt  darüber 
au  entscheiden  gehabt,  ob  die  Beute  für  den  Staatsschatz  verkauft  oder 
den  Truppen  überlassen  werden  sollte.  Dieser  Grundsatz  hätte  eine  Auf- 
lösung aller  Kriegszucht  lierbeigefuhrt  und  hat  nie  gegolten:  die  von 
Schwegler  angeführten  zahlreichen  Stellen  beweisen  wohl,  dass  der  Feld- 
herr über  einen  Theil  der  Beute,  aber  nicht  dass  er  über  die  ganze  ver- 
fügen konnte.  Vergl.  unsere  Note  zu  Cicero  de  leg.  agr.  II,  22,  59.  Auch 
dies  ist  nicht  richtig,  dass,  wenn  Jemand  auf  eigene  Hand  einen  Streifzug 
unternahm,  ihm  die  gemachte  Beute  von  Rechtswegen  allein  zukam:  der 
von  Schwegler  angeführte  Fall  bei  Liv.  V,  16  ist  verschieden:  die  Consuln 
machen  einen  Feldzug  mit  Freiwilligen  und  es  heisst  incognita  sub  basta 
reniere  guodgue  inde  redactum , militihus  eit  dirisum.  Consuln  sind  nicht 
Privatleute,  Freiwillige  gelten  auch  als  Staatstruppen  und  militibus  eit  di- 
rü«m  heisst  nicht,  der  Feldherr  habe  eigenmächtig  gehandelt:  er  konnte 
sehr  wohl  vorher  einen  Senatsl>eschluss  einholen.  Es  ist  unglaublich,  dass 
das  Römische  Kriegsrecht  Privaträubereien  anerkannt  habe.  Also  Schweg- 
lers Tadel  ist  unbegründet.  Dionysius’  Erzählung  von  Coriolans  Feldzug 
stützt  sich  wahrscheinlich  auf  die  bestimmte  Ueberlieferung,  dass  er  als 
glücklicher  Parteigänger  sich  selbst  Ruhm,  seinen  Genossen  Beute  ver- 
schafft habe.  Dionysius  muss  die  Möglichkeit,  dass  dies  beim  Volke  Ver- 
dacht erweckte,  erkannt  haben,  und  den  Römischen  Kriegsgebrauch  hat  er 
sicherlich  besser  verstanden  als  wir  ihn  verstehen  können.  Endlich  kommt 
es  hier  gar  nicht  auf  den  Kriegsgebrauch  an,  sondern  darauf,  dass  Corio- 
lan  Parteigänger  geworben  und  nach  der  Alleinherrschaft  gestrebt  habe. 
Die  Staatsgesetze  hat  er  nicht  verletzt:  sonst  würden  die  Tribunen  auf 
seine  Bestrafung  wegen  Unterschiedes  dringen.  Nur  um  einen  Beweis  für 
das  Streben  nach  der  Tyrannis  handelt  es  sich. 

123)  Dionysius  VII,  64  sagt:  wenn  zwei  Tribus  zu  den  freisprechen- 

den hinzugekommen  wären , so  würde  Goriolan  wegen  Stimmengleichheit 
(iavlrtfla),  wie  es  das  Gesetz  verlangte,  freigesprochen  worden  sein.”  liier 
ist  der  Ausdruck  loo-i/r^la  zu  bemerken , unter  dem  Dionysius  die  nur  um 
eins  grössere.  Stimmenmehrheit  versteht:  er  ist  von  Huschke  Critische 

Jahrbücher  für  Rechtswissenschaft  1845,  XVIII,  585,  unter  Hinweis  auf 
Dionys.  IV,  20  und  VII,  59  genügend  gerechtfertigt  worden.  Ohne  allen 
Anstoss  ist  es,  wenn  Dionysius  VIII,  6 und  24  sagt,  Goriolan  sei  mit  oder 
durch  zwei  Stimmen  verurtheilt  worden,  d.  h.  wenn  zu  den  neun  frei- 
sprechenden Tribus  noch  zwei  hinzugekommen,  also  11  freisprechende  ge- 
gen 10  verurtheilende  gewesen  wären,  so  hätte  Freisprechung  stattge- 
funden. 

124)  In  anderer  Beziehung  ist  die  Geschichte,  dieses  Consuls  Ap.  Clau- 
dius nicht  ohne  Schwierigkeit , die  bis  jetzt  noch  nicht  gelöst  worden  ist 
Es  handelt  sich  um  die  Genealogie  des  Claudiseheu  Geschlechtes,  in  der 
Widersprüche  zwischen  der  Ueberlieferung  der  Geschichtschreiber  und  den 
uns  erhaltenen  Fasten  statt  zu  finden  scheinen.  Schwegler  Römische  Ge- 
schichte II,  569  hat  nach  dem  Vorgänge  anderer  Critiker  dies  benutzt,  um 
die  ganze  Erzählung  von  Appius’  Tod  zu  verdächtigen;  ausführlicher  und 
gründlicher  hatte  schon  Bart.  Borghesi  in  seinem  Nvori  frammenti  dei  fasti 
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consuluri  Crifiiinlini  I,  89  flgd.  die  Schwierigkeit  behandelt.  Auch  ihm  ist 
es  indessen  nicht  gelungen,  die  Widersprüche  zu  lösen  oder  auch  nur  zu 
einer  Wahrscheinlichkeit  zu  gelangen:  die  Fasten  scheinen  sich  sogar  selbst 
zu  widersprechen.  Indessen  darauf  hin  die  ganze  Erzählung  von  Appius 
als  Fabel  zu  betrachten  ist  nicht  gerechtfertigt.  Für  die  Erkenntniss  des 
Processverfahrens  ist  übrigens  der  Streitpunkt  unerheblich. 

125)  Wir  haben  über  die.  Bürgschaftsstellung  von  Kaeso  Quinctius  und 
über  Livius’  Ausdruck  llic  primnt  r ades  pnbliro * dedii  schon  oben  S.  236 
gesprochen  und  erwähnt , in  wie  fern  damit  eine  neue  Sitte  in  das  Crimi- 
nalrecht  eingeführt  wurde.  Niebuhr  Römische  Geschichte  II,  326  erklärt 
Livius’  Nachricht  dahin,  Kaeso  sei  der  erste  gewesen,  der  zufolge  des  lci- 
lischen  Gesetzes  habe  Bürgen  stellen  müssen.  Er  wird  widerlegt  von 
Schwegler  Römische  Geschichte  II,  578,  aber  auch  Schwegler  fasst  Livius 
nicht  richtig  auf  und  verwechselt  pruedet , welche  für  die  Bezahlung  einer 
Geldsumme  Bürgen  sind,  mit  r ndrt , welche  für  das  Erscheinen  des  Ange- 
klagten vor  Gericht  bürgen. 

126)  Bemerkenswert h ist  die  Nachricht  über  Kaeso  Quinctius  bei  Cie. 
de  dom.  32,  86,  er  sei  verurtheilt.  aber  später  vom  Volke  wieder  begna- 
digt worden.  Sie  würde  für  einen  Gedächtnissfehler  Cieeros  zu  halten  sein 
und  sicherlich  die  Glaubwürdigkeit  der  gewöhnlichen  Ueberlieferung  nicht 
erschüttern,  auch  wenn  sie  ganz  so,  wie  angegeben,  lautete.  Aber  Cicero 
verbindet  an  jener  Stelle  Kaesos  Verurtheilung  mit  der  von  Camillus  und 
C.  Servilius  Ahala  und  auf  diese  beiden  passen  seine  Angaben  von  den 
Centuriatcomitien  und  der  Begnadigung.  Es  ist  also  vielmehr  eine  Unge- 
nauigkeit in  der  Erzählung  bei  Cicero.  Das  Volk  bereute  allerdings  die 
Verurtheilung  von  Kaeso,  hatte  aber,  wie  Livius  ausdrücklich  sagt,  nicht 
die  Möglichkeit  sein  Unrecht  wieder  gutzumachen. 

127)  Dionysius  X,  42  sagt  von  den  Tribunen,  sie  hätten  beschlossen 
ifAiXiiw  aütotc  (die  Patricier),  3xi  xiiv  itpiüv  vdpiuiv  . o£>;  rupl  xcüv  ör(u.dp- 
ytov  <*' jpiuscv  ßooXI)  xai  6 8fjp.o; , oilftcvl  $c%<ux6xu>v  i;o-ja(av  iva-yxi^E t» 
toÜ{  äTjfidpyout  OiiOfAEvetv  xt  xiöv  dßö'jÄVjTtuv , iLcrrcp  xoot  äAAouc  no/iro;. 
dxiivoi  xaxaoydvxc!  aöxo\>{  ixiuXooav  ixet  xfXo;  ayttv  r»jv  rtpl  xoü  vdpioo  (des 
Terentilischen  Gcsetzvorschlages)  Sidyviuntv.  Schwegler  Römische  Gesch. 
II.  603  bezieht  die  Anklage , welche  die,  Tribunen  gegen  die  Patricier  rich- 
teten , auf  eine  Verletzung  des  Icilischen  Gesetzes  und  führt  dafür  zwei 
Gründe  an.  Erstlich  die  Gesetze  vom  heiligen  Berge  hätten  die  Unver- 
letzlichkeit der  Tribunen  gewährleistet:  hier  handele  es  sich  aber  nicht 
um  diese,  sondern  im  Gegentheil  berichte  Dionysius  X,  41  von  den  Pa- 
triciem:  rote  Srjfidp/otc  ptv  ürrr/topouv  xal  7tap«i-/_ov  aöxoij  yiopitv  aSii; 
6-m  ßoüXoivTO.  Zweitens  hätte  eine  auf  Grund  der  lex  sacraia  vom  hei- 
ligen Berge  angestellte  Anklage  eine  Capitalstrafe  zur  Folge  haben  müssen. 
Daher  sei  hier  unter  den  heiligen  Gesetzen  die  lex  Icilia  zu  verstehen: 
sie  habe  erstlieh  alle  Störungen  plebejischer  Versammlungen  verboten,  zwei- 
tens die  Zuwiderhandelnden  mit  Geldstrafe  bedroht.  Diese  ganze  Schluss- 
folgerung ist  nicht  stichhaltig.  Die  Unverletzlichkeit  der  Tribunen  war 
allerdings  von  den  Patriciern  missachtet  worden:  sie  hatten  die  Tribunal 
zwar  nicht  körperlich  verletzt,  aber  gleichsam  festgehalten  und  einen  mit- 
telbaren Zwang  ausgeübt:  das  besagen  Dionysius’  Worte.  Zweitens  berich- 
tet derselbe  ausdrücklich,  die  übrigen  Strafen  des  Gesetzes,  Tod  oder 
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Verbannung,  hätten  die  Tribunen  nicht  anwenden  wollen,  sondern  nur  die 
Einziehung  des  Vermögens  beantragt:  das  Gesetz  also  verordnete  Tod  und 
ausserdem  noch  Einziehung  der  Güter.  Dies  passt  nicht  auf  das  Irdische 
Gesetz.  Es  ist  überhaupt  zu  bemerken,  dass  die  Tribunen  nicht  die  ganze, 
sondern  nur  den  milderen  Theil  der  gesetzlichen  Strafe  in  diesem  Falle 
beantragen.  Darin  liegt  ein  Beweis , dass  die  ganze  Strafe  eigentlich  auf 
die  Angeklagten  nicht  passte;  nur  uneigentlich  wurde  ein  Theil  derselben 
auf  sie  angewendet,  Dionysius  nennt  das  Gesetz,  welches  die  Tribunen  auf 
die  Patricier  anwenden  wollen,  ausdrücklich  das  von  dem  Senate  und  dem 
Volke  gegebene  heilige  Gesetz.  Aber  weder  das  Irdische  Plebiseit  war 
vom  Senate  angenommmen  noch  das  erste  tribunicisehe  Gesetz  des  heiligen 
Berges,  wodurch  die  Plebejer  den  Tribunen  erlaubten,  die  Verletzung  ihrer 
Heiligkeit  an  Plebejern  mit  augenblicklichem  Tode  zu  ahnden:  beide  soge- 
nannte Gesetze  kann  Dionysius  nicht,  meinen.  Es  bleibt  nur  ein  Gesetz 
übrig,  auf  das  seine  Worte  bezogen  werden  können,  nändich  der  auf  dem 
heiligen  Berge  zwischen  Senat  und  Volk  geschlossene  Vertrag  selbst:  er 
enthielt  die  Einsetzung  der  Tribtuien  zum  Behuf  der  Hülfeleistung,  worin 
zugleich  auch  lag,  dass  dieselben  beim  Hülfeleisten  nicht  verletzt  werden 
durften,  wenngleich  keine  für  alle  Bürger  gültige  Strafe  gegen  Dawider- 
handelnde festgesetzt  wurde.  Deshalb  bestimmte  das  erste  tribunicisehe 
Gesetz  vom  heiligen  Berge  die  Bestrafung  der  Plebejer  für  diesen  Fall; 
die  Patricier  waren  straflos.  Indessen  war  es  billig,  dass  auch  sie,  wenn 
gleich  anf  ausserordentlichem  Wege,  für  ein  solches  Vergehen  bestraft 
wurden.  Deshalb  berufen  sich  die  Tribunen  bei  Dionysius,  da  sie  die 
Bestrafung  der  jungen  Patricier  beantragen,  auf  den  Ständevertrag,  wollen 
aber,  eben  weil  sie.  gegen  Patricier  auftreten,  nicht  die  volle,  gegen  Plebe- 
jer gültige,  Strafe  angewendet  wissen,  sondern  nur  den  milderen  Theil  der- 
selben, die  Gütereinziehung. 

128)  Dionysius  X,  42  sagt:  toTj  i «Mpdai  tdt  oüsfaf  ol  uitpfxiot  na pä 
t tut  «övT(aap.<vtov  ix  roä  Sijpoaioo  tt(c  far,;  Xusdpevot  -np^s  anlboaat.  Der 
Ausdruck  ix  ~oT>  8t)po<j(o’j  hat  Niebuhr  Römische  Geschichte  II,  200  und 
487  Anlass  gegeben,  sich  , einen  patricischen  Kasten,”  einen  nur  den  Pa- 
triciern  gehörigen  Schatz  auszusiunen.  den  er  dann  auch  an  vielen  andern 
Stellen,  wo  es  e publico  oder  in  publirum  oder  ähnlich  lautete,  wiederfand. 
Dass  diese  andern  Stellen  für  einen  solchen  patricischen  Kasten  nicht  be- 
weisend sind,  hat  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  284  dargethan;  aber 
in  der  vorliegenden  Stelle  glaubt  er  ihn  doch  zu  finden  (vergl.  II,  604). 
Indessen  es  ist  nicht  ix  toü  SjjiaooiVj  Xuodptvot  zu  verbinden , sondern 
tir»T)3apiv<uv  ix  xo~j  8r,poaiVj  und  damit  fallt  jede  Möglichkeit  an  einen 
.patricischen  Kasten”  zu  denken  fort.  Uebrigens  stand  dem  Senate  und 
den  Patriciern  der  öffentliche  Staatsschatz  zu  Gebote  und  wurde  von  ihnen 
auch  zu  politischen  Zwecken  gebraucht.  Vergl.  oben  Anm.  38. 

129)  Man  sehe  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  270,  ganz  besonders 
die  trefflichen  Ausführungen  von  0.  E.  Hartmann  Ueber  die  Römische 
Gerichtsverfassung  (Göttingen  1859)  S.  88  flgd. 

130)  Wir  haben  versucht,  den  Ursprung  der  späteren  Latinität  aus 
dem  Bündniss,  das  Sp.  Cassius  mit  den  Latinern  schloss,  abzulciten  in 
einer  Abhandlung  de  propagatinne  civitatis  Romannt,  die  sich  in  unsern 
Sludia  Romana  (Berol.  1859)  befindet,  p.  362  flgd. 
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131)  Nur  Dio  Cass.  fr.  19  könnte  allenfalls  als  Zeuge  für  Cassius’  Un- 
schuld angeführt  werden:  töv  yäp  Kotoaiov  xat  repr/apiJ4|j.ev(iv  o^istv  5pto; 
irr'  ot'jxot;  ols  iacpvjveT'j  airtxTttvav  xal  IxSrjXdv  je,  Sn  CTjXum>-Tj#cl;.  dkl! 
o'jx  a5ixl(aa«  ti  dziuXtio.  und  doch  erzählt  auch  er  nicht,  wie  man  jetzt 
glaublich  machen  will,  Cassius  sei  unschuldig  von  den  Patriciern  hinge- 
richtet  worden,  sondern  er  spricht  nur  von  der  Unbeständigkeit  der  Menge 
überhaupt,  welche  ausgezeichnete  Männer  zuerst  erhebe  und  dann  stürze. 
Wer  sich  daran  erfreut,  antike  Verhältnisse  im  Geiste  moderner  Poli- 
tik beurtheilt  zu  sehen,  möge  z.  B.  Schwegler  Römische  Geschichte  11, 
475  lesen. 

132)  Cicero  und  Livius  sagen,  populus  sei  bei  dem  Proccsse  betheiligt 
gewesen,  ein  durchaus  schwankender  Ausdruck,  sobald  man  nicht  die  un- 
begründete Hypothese  Niebuhrs  von  den  Curien  und  Curiatcomitien  als 
Versammlungen  der  Patricier  annimmt.  Dass  aus  Dionysius’  Ausdrücken 
Srjpot  und  5yXo«  kein  Schluss  gezogen  werden  darf,  hat  selbst  Schwegler 
Römische  Geschichte  II,  465  eingesehen.  Schwegler  selbst  entscheidet  sich 
nach  Gründen,  die  er  aus  dem  ganzen  damaligen  Zustande,  des  Römischen 
Staates  entnimmt,  für  die.  vermeintliche  patricische  Volksversammlung,  die 
Curien.  Indessen  auch  Centuriatcomitien  sind  von  neueren  Gelehrten  ange- 
nommen worden,  besonders  von  IV  Rein  (Juaeslionei  Tullianar  rum  ex  cur  tu  de 
cumil.  Rum.  iudiciit,  Eisenach  1841,  p.  11  flgd.  und  de  iudiciis  pop.  Rum. 
provocatione  non  iuterposiia  hahitis,  Eisenach  1841,  p.  7 und  Criminalrecht 
der  Römer  S.  477,  auch  in  Paulvs  Real-Eneyclop.  IV,  373,  von  Geib  Ge- 
schichte des  Römischen  Criminalprocesses  S.  33,  ganz  neuerlich  von  Lange 
Röm.  Alterth.  II,  469. 

133)  Welcher  Art  die  Comitien  waren,  wird  auch  bei  Volscius’  Process 
nicht  angegeben.  Lange  Römische  Alterthümer  II,  469  nimmt  richtig  Cen- 
turiatcomitien  an,  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  381  denkt  natürlich 
wieder  an  Curiatcomitien,  d.  h.  Versammlung  der  Patricier,  welche  in 
gleicher  Weise  das  Recht  gehabt  hätten,  über  Plebejer,  die  sich  gegen  Pa- 
tricier vergangen  hätten,  ein  Gericht  zu  halten,  wie  die  Plebejer  über  Pa- 
tricier gerichtet  hatten.  Er  meint,  bezeichnend  genug  für  seinen  unhisto- 
rischen Standpunkt,  Volscius  sei  .nicht  unwahrscheinlich  ein  schuldloses 
Opfer  patricischer  Rache.” 

134)  Zonaras  steht  nicht  in  Widerspruch  mit  den  übrigen  Quellen:  er 
sagt  nicht,  der  Gesetzesvorschlag  sei  so,  wie  er  ihn  angiebt,  angenommen 
worden.  Es  heisst  bei  ihm  von  deu  Tribunen  oov^pa^av,  sie  fassten  das 
Gesetz  ab  und  brachten  es  ein.  Was  davon  später  angenommen  wurde, 
erzählt  er  nicht:  Dio  Cassius,  aus  dem  er  seine  Nachrichten  nahm,  wird 
es  wohl  erzählt  haben. 

135)  Die  Ansichten  der  neuern  Gelehrten  über  das  Publilische  Gesetz 
gehen  sehr  auseinander  und  haben  meist  nur  dies  eine  mit  einander  ge- 
meinsam. dass  sie  die  Ueberlieferung  verwerfen.  Es  würde  zu  weit  füh- 
ren, die  Meinungen  der  Einzelnen  zu  widerlegen,  auch  unnütz  sein,  da 
wir  die  Ueberlieferung  als  einstimmig  und  verständlich  erwiesen,  auch  den 
Einklang,  in  dem  sie  mit  der  vorhergehenden  und  folgenden  Geschichte 
steht,  gezeigt  haben.  Der  Hauptgrund,  weshalb  die  Neueren  von  ihr  ab- 
weichen, liegt  in  der  Ansicht,  welche  sie  von  den  Curiatcomitien  haben: 
indem  sie  diese  als  patricische  Versammlungen  auflassen,  können  sie  die 
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Veränderung  derselben  in  Tributromitien  nicht  verstehen.  Schwegler  Rö- 
mische Geschichte  II,  556,  dem  im  Wesentlichen  Walter  Römische  Reehts- 
gesdnchte  I.  44  beistimmt,  findet  nach  langer  Untersuchung,  die  Volks- 
tribimen  seien  von  ihrer  Einsetzung  au  in  Tributcomitien  erwählt  worden: 
er  siebt  also  als  Inhalt  des  Publilischen  Gesetzes  Folgendes  an : „die 
Plebs  hat  das  Recht,  eigene  Comitieu  ubzuhalten.  Diese  Gemeindever- 
sammlungen werden  von  den  Obrigkeiten  der  Plebs  berufen  und  geleitet 
As  ihnen  Theil  zu  nehmen,  in  ihnen  abzustimmen,  sind  nur  Plebejer  be- 
rechtigt Wer  kein  Stimmrecht  in  diesen  Comitien  hat,  ist  nicht  befugt, 
sich  innerhalb  der  Versammlungsstätte  aufzuhalten  (contisiere)-,  handelt 
Jemand  dem  zuwider,  so  hat  der  den  Comitien  Vorsitzende  Tribun  das 
Rei  ht  ihn  durch  den  Viator  wegweisen  zu  lassen  (e  ronci/io  wbmoi  ere). 

In  dieseu  Gemeindeversammlungen  Iteräth  und  beschliesst  die  Gemeinde 
aber  ihre  innern  Angelegenheiten.  Sie  wählt  in  ihnen  ihre  Obrigkeiten, 
die  Tribunen  und  die  Aedilen.  Auch  über  Gegenstände,  die  den  gesumm- 
ten Staat  und  das  öffentliche  Wohl  betreffen,  ist  sie  berechtigt,  auf  Antrag 
eines  Tribunen  Beschlüsse  (pleb'ueila)  zu  fassen."  Was  nach  dieser  An- 
sicht das  Publilische  Gesetz  eigentlich  verordnet  habe,  wird  sich  schwer 
aufünden  lassen.  Die  Tribunen  wurden  nach  Schweglers  Meinung  immer 
in  Tributcomitien  erwählt,  Gemeindeversammlungen  gab  es  immer,  Plebiscite 
wurden  seit  dem  Ständevertrage  gefasst  und  dass  der  Vorsitzende  einer 
Versammlung  ein  gewisses  Recht  haben  muss,  Ordnung  in  derselben  auf- 
recht zu  erhalten,  versteht  sich  von  selbst  Und  was  geschieht  mit  der 
Ueberlieferung ! Wie  thöricht  erscheinen  Livius  und  Dionysius!  „die  Anna- 
listen. sagt  Schwegler,  griffen  denjenigen  Artikel  heraus,  der  ihneu  als 
der  wichtigste  vorkam,  den  Artikel  über  die  Tribunenwahl,  und  verführten 
dadurch  die  Spätem  zu  der  falschen  Folgerung,  die  Wahl  der  Tribunen 
sei  erst  durch  das  Publilische  Gesetz  eingeführt  worden.  Aber  gerade 
je ner  Artikel  war  keine  Neuerung.”  Man  fragt  vergeblich , was  denn 
Neuerung  war.  Und  ferner  die  Annalisten  waren  so  nachlässig,  den  ersten  * 
besten  Artikel  herauszugreifen,  und  so  thöricht , dabei  einen  falschen  zu 
greifen;  Livius  und  Dionysius  waren  so  thöricht,  der  Annalisten  falschen 
Bericht,  der  zur  Vergangenheit  nicht  passte,  ohne  Bemerkung  auzunehmeu 
- die  neuem  Gelehrten  wissen  Alles  besser!  Das  nennt  man  jetzt  eine 
critische  Behandlung  der  Geschichte!  Livius  II,  57  erzählt  vou  den  Ver- 
handlungen , welche  im  Senate  über  das  Publilische  Gesetz  stattfanden, 
von  der  beruhigenden  Rede  des  Gousuls  Quinctius,  von  dem  hartnäckigen 
Widerstande  des  andern  Consuls  Ap.  Claudius  und  schliesst:  l'ictus  tarnen 
(ApptutJ  palrum  cuntrnmi  quierit  , lex  *i lentw  perferlur.  Der  Sinn  dieser 
Worte  ist,  wie  ich  denke:  der  Consul  Appius,  durch  die  Uebereinstimmung 
de*  Senates,  der  sich  für  Nachgiebigkeit  entschied,  überstimmt,  gab  sich 
zufrieden.  In  den  letzten  Worten  aber  lex  silenlio  perferlur  behauptet 
Vhwegler  II,  541,  läge  der  Sinn,  dass  es  zu  keinem  förmlichen  Senatsbe- 
»ehlusse  gekommen  sei:  „Der  Senat  verweigerte  nicht  ausdrücklich  seine 
Anerkennung  des  Plebiscites,  al^r  gab  ebenso  wenig  seine  förmliche  Ein- 
willigung." Das  ist  eine  wunderliche,  von  Unkenntniss  des  Staatsrechts 
aller  Völker  zeugende,  Erklärung.  Die  Worte  vou  Livius  könnten  aller- 
dings jenen  Sinn  haben : aber  nach  Römischer  Sitte  ist  er  unmöglich.  Deun 
der  Senat  schweigt  nicht,  wenn  er  vom  Consul  befragt  wird,  darf  nicht 
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schweigen:  jeder  Einzelne  kann  gezwungen  werden,  seine  Meinung  Zusagen, 
und  aus  den  Meinungen  der  Einzelnen  ergiebt  sich  der  Senatsbeschluss. 
Die  von  Schwegler  herbeigezogene  Vergleichung  von  Liv.  111,  41:  riloiiw 
jintrum  (d.  h.  ohne  dass  der  Senat  dagegen  Widerspruch  erhob)  ediciinr 
delrciu»  n X riris  ist  nicht  passend.  Fälschlich  ferner  spricht  Schwegler 
von  einer  Anerkennung  des  Plebiscites:  dies  sollte  erst  gefasst  werden, 
wenn  der  Senat  seine  Zustimmung  zu  demselben  gegeben  hätte.  Daraus 
folgt,  dass  Livius’  Worte  /<-./•  silent  io  pesfertur  nicht  auf  den  Senatsbeschluss, 
sondern  auf  das  ganze  Publüische  Gesetz  zu  beziehen  sind.  Der  cvnsensui 
put  mm  ist  der  Senatsbeschluss,  der  zu  Gunsten  des  Cousuls  Quinctius  und 
des  Gesetzes  ausfiel,  und  den  andern  Consul  Appius  zum  Nachgeben  be- 
wog; i/uirrit  bezieht  sich  auf  den  Gonsul  Appius,  der  sich  bei  dem  Senats- 
beschluss beruhigte,  was  er  zu  thun  nicht  gezwungen  war.  Darauf  folgte 
das  Plebiseit  und  damit  wurde  das  ganze  Gesetz  ohne  Störung,  ohne 
Kampf,  ohne  Aufruhr  (das  ist  silentio)  durchgefuhrt.  Jene  falsche  Erklä- 
rung von  Livius’  Worten  hat  indessen  wesentlich  auch  auf  die  Ansicht, 
welche  Lange  Komische  Alterthiimer  1,  451  über  das  Publiliscbe  Gesetz 
aufstellt,  eingewirkt.  „Was  Dionysius,  sagt  Lange,  von  der  Erweiterung 
des  ursprünglichen  Antrages  durch  einen  Zusatz,  wodurch  die  Rechtsgültig- 
keit der  plebucih i überhaupt  hätte  festgestellt  werden  sollen,  und  von  dein 
lenatusconsulimn , das  schliesslich  die  Abstimmung  der  comitM  iributa  er- 
laubt hätte,  sagt,  das  ist  ohne  Zweifel  vom  Standpunkte  seiner  ungesunden 
Pragmatik  ersonnen.”  ln  Betreff  des  Senatsbeschlusses  stimmen  Livius 
und  Dionysius  überein  und  dass  des  Letztem  Erzählung  von  den  spätem 
Zusätzen  zum  Publilischen  Gesetze,  die,  wie.  er  selbst  andeutet , nicht  alle 
durchgingen,  ersonnen  sei  und  von  ungesunder  Pragmatik  zeuge,  wird  als 
Behauptung  aufgestellt,  bei  der  ein  Beweis  auch  nicht  eiuinal  versucht 
wird.  Die  Autorität  des  alten  Geschichtsschrei bera  steht  gegen  die  Autori- 
tät des  neueren  Gelehrten.  Aller  Lange  betrachtet  die  lex  1‘ublitin  nur  ab 
Plebiseit  um!  als  nicht  rechtskräftig  für  den  Staat  als  Ganzes:  sie  wurde 
nach  ihm  nur  thatsächlich  anerkannt  dadurch,  dass  die  Patrieier  den  Wider- 
stand dagegen  aufgabeu : eine  formelle  Anerkennung  durch  Centuriat-  oder 
Curiatcomitien  sei  nicht  erfolgt.  Als  ob  jemals  eine  solche  thats&chUchc 
Anerkennung  im  Römischen  Staatsrecht  vorkomme  oder  nicht  in  diesem 
Falle  Livius  und  Dionysius  ausdrücklich  die  Einwilligung  der  Patrieier 
durch  den  Erlass  des  nöthigeu  Senatsbeschlusses  berichten!  Doch  eine 
weitere  Widerlegung  von  Langes  Ansicht  scheint  nach  unserer  obigen, 
den  Quellen  durchaus  gemässen,  Darstellung  nicht  nöthig  zu  sein:  sic 
scheint,  wie  schon  bemerkt,  durch  Linus’  Ausdruck  silentio  veranlasst. 

136)  Dieser  Entwicklungsgang  in  der  Geschichte  des  Terentiliscben 
Gesetzvorschlages  ist  von  den  Gelehrten  bisher  nicht  erkannt  worden:  sic 
übersahen,  dass  Terentilius  in  seinem  ersten  Entwürfe  nur  Gesetze  für  die 
Plebs  verlangte  uud  deshalb  für  die  Abfassung  derselben  fünf  Plebejer  von 
den  Plebejern  erwählt  haben  wollte.  Es  führte  sie  wahrscheinlich  Livius 
Ausdruck  irre:  Qttod  popul  HS  in  je  ins  (fyderit  , eo  consulem  nsurum:  sie 

meinten  in  falscher  Cousei|uenz,  populus  könnte  nicht  von  der  Plebs  ge- 
braucht werden.  Man  sehe  z.  B.  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  571; 
Lange  Römische  Alterthümer  I,  453.  Eine  Widerlegung  dieser  Ansichten 
halten  wir  nach  unserer  Darstellung  für  nicht  nöthig. 
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137)  Heber  die  Einzelheiten  der  Vertlieilung  des  Aventinus  an  die 
Plebejer  macht  Lange  Römische  Altertkümer  1,  455  einige  richtige  Bemer- 
kungen, wogegeu  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  539  die  Erzählung 
von  Dionysius  .mit  Missverständnissen  behaftet”  nennt  und  dadurch  seihst 
in  lrrthümer  geräth.  Man  pflegt  das  Gesetz  lex  Irilitt  zu  nennen;  aber 
dieser  Name  beruht  nur  auf  der  Vennuthuug,  dass  Liv.  III,  32  geschrieben 
werden  müsse  lex  Id  int  de  Acentino,  während  die  Handschriften  alle  lex 
Arilin  oder  andere  Verderbungen  enthalten.  Nach  Dionysius’  Erzählung 
indessen  ist  der  Name  lex  Iciiin  sogar  unmöglich.  Denn  lcilius  der  Volks- 
tribun, hatte  nur  im  Senate  die  Bitte  der  Tribunen  gestellt  , das  Gesetz 
war  von  den  Consuln  in  Centuriatcomitien  gegeben  worden.  Lange  a.  a.  0. 
nennt  dies  zwar  eine  müssige  Erfindung  von  Dionysius,  die  aus  dessen 
falschen  Vorstellungen  über  die  Gesetzgebung  stamme.  Es  ist  eine  wun- 
derliche Einbildung,  dass  wir  heutigen  Gelehrten  eine  richtigere  Vorstellung 
von  der  Römischen  Gesetzgebung  haben  wollen  und  können  als  Dionysius, 
der  so  lange  in  Rom  gelebt  und  das  Römische  Staatsrecht  zu  seinem  Stu- 
dium gejnacht  hatte:  im  vorliegenden  Falle  lässt  sich  erweisen,  dass  Diony- 
sius Recht  hat.  Er  erzählt  nämlich,  das  Gesetz  stehe  eingegraben  auf 
einer  Erzsäule,  welche  die  Consuln  in  dem  Tempel  der  Ceres  auf  dem 
Aventin  aufgestellt  hätten.  Die  Säule  stand  also  noch  zu  Dionysius’  Zeit 
da,  udü  wenn  er  sie  auch  nur  flüchtig  ansah  (und  er  scheint  sie  genau 
angesehen  zu  haben,  da  er  Einzelheiten  des  Gesetzes  mittheilt),  so  konnte 
er  gleich  an  der  Einleitung  sehen , ob  es  ein  tribunicisches  oder  consula- 
ri  sc  lies  Gesetz  sei.  Ist  es  aber  das  letztere,  so  muss  es  nach  den  beiden 
Consuln,  vielleicht  nach  dem  einen  derselben,  welcher  die  Centurienver- 
sammlung  hielt,  benannt  werden.  Ich  glaube,  es  muss  liei  Livius  lex 
Valeria  heissen.  Zum  Jahre,  wo  es  gegeben  wurde,  bemerkt  Liv.  III,  31 
ganz  kurz  de  Acentino  publicando  lex  Intn  rtl,  Worte,  welche,  so  dürftig 
sie  auch  sind,  dennoch  die  Möglichkeit  eines  Plebiscites  ausschliessen. 
Freilich  kommt  Dionysius  überhaupt  bei  Lange  schlecht  weg,  wie  er  denn 
S.  454  behauptet,  seine  Erzählung  über  die  Vermehrung  der  Volkstribunen 
auf  zehn,  wozu  die  Bewilligung  durch  einen  Senatsbeschluss  gegeben  worden 
sein  soll,  sei  nicht  richtig.  Bemerkenswerth  über  diesen  Punkt  ist  die 
kurze  Bemerkung  von  Zonaras  VII,  17,  die  Zahl  der  Aedilen  und  Tribunen 
sei  vermehrt  worden,  eine  Ungeschicklichkeit  im  Ausdruck,  welche  ohne 
Zweifel  Zonaras  selbst,  nicht  Dio  Cassius,  aus  dessen  Erzählung  er  einen 
Auszug  machte,  zur  Last  fällt. 

138)  Die  Handschrift  von  Cicero  hat  de  multae  sacramenlo,  einen  Aus- 
druck, den  man,  um  von  anderen  nicht  annehmbaren  Erklärungen  (s.  Moser 
iu  seiner  Ausgabe  von  Cicero  He  rejiuhUca)  abzusehen , auf  doppelte  Weise 
erklärt  hat.  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  612  findet  darin  den  Be- 
weis, dass  das  Aternisch-Tarpejische  Gesetz  die  Provocatiou  bei  Multen  ge- 
stattet habe.  Er  sagt,  lacmmentum  stehe  hier  in  seiner  processualischen 
Bedeutung,  in  welcher  es  das  Succumbcnzgeld  bezeichne,  das  bei  der  legis 
eciio  tacrttmenlo  von  den  Patrieiern  hintergelegt  werden  musste.  Dieser 
Ausdruck  könne  uneigentlich  auch  von  der  Provocatiou  gebraucht  werden, 
m so  fern  die  letztere  gewissermassen  eine  Wette  zwischen  den  Provociren- 
den  und  dem  Magistrat,  wie  zwischen  zwei  processfuhrenden  Parteien,  war. 
Der  Ausdruck  multae  tacmmenium  habe  folglich  die  gleiche  Bedeutung 
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wie  muliae  cerlnlio.  Das  ist  ein  höchst  wunderlicher  Beweis.  Als  ob  das, 
was  bei  einer  Wette  eingesetzt  wird  und  das  Wetten  selbst  ein  und  der- 
selbe Begriff  wäre:  niemals  heisst  tacramentnm  das  Wetten  oder  das  An- 
stellen eines  Proeesses  selbst.  Richtiger  könnte  noch  scheinen  die  Erklä- 
rung von  Rein  in  Paulys  Real-Encyclopädie  V,  193,  das  Succumbeuzgeld  be- 
stände in  der  Mult,  in  so  fern  die  Wette  auch  als  Grundlage  eines  gericht- 
lichen Streites  dienen  konnte,  wenn  sich  nämlich  der  zu  Bestrafende  weigerte, 
die  Mult  zu  bezahlen.  Aber  auch  diese  Ansicht  kann  nicht  gebilligt 
werden:  man  würde  eben  so  gut  zu  der  Folgerung  berechtigt  sein,  Alles, 
was  zur  Grundlage  eines  gerichtlichen  Streites  dieuen  könnte,  namentlich 
jede  zwischen  Parteien  streitige  Geldsumme  dürfe  sacmmenium  genannt 
werden.  Die  zweite  Meinung,  zuletzt  vertreten  von  Lange  Römische  Alter- 
thümer  1,  456,  geht  davon  ^ps,  sarramentum  hiesse  Alles,  was  zu  sacraleu 
Zwecken  verwendet  werde,  also  auch  die  mul  in  , welche  von  jeher,  mochte 
sie  von  den  Consuln  oder  der  Plebs  auf  Antrag  der  Tribunen  verhängt 

werden,  den  Göttern  uud  Tempeln  anheim  fiel.  Aber  selbst  wenn  man 

annähme , was  sich  durch  kein  Beispiel  beweisen  lässt , dass  muhn  in  so 
fern  lacramenium  heissen  könnte,  so  würde  das  Aternisehe  Gesetz  über 
die  Anwendung  der  mulla  zu  religiösen  Zwecken  gehandelt  haben , und  dies 
war,  wie  wir  aus  seinem  sonstigen  Inhalte  wissen,  nicht  der  Fall.  Es  er- 
scheint als  eine  grammatische  Unmöglichkeit,  den  Ausdruck  de  muliae  ta- 
crameniu  zu  erklären  und  ich  habe  deshalb  keinen  Anstand  genommen, 

die  Verbesserung  Nie.  Madvigs , welche  auch  Halm  in  der  neuesten  Aus- 

gabe von  Cicero  de  republica  aufgenommen  hat,  für  richtig  zu  halten  und 
das  Gesetz  demgemäss  zu  erklären. 

139)  Den  Grund  für  die  Richtigkeit  von  Gellius’  Angabe,  der  in  seinen 
eigenen  Worten  liegt,  haben  wir  angeführt.  Mit  ihm  stimmen  überein 
Festus  p.  237  s.  v.  peculalus,  p.  202  s.  v.  oribus , Paulus  p.  144  s.  ,v. 
tnaxima  mulla,  welche  Stellen  wir  später  noch  weiter  an  fuhren  werden 
An  ihnen  wird  die  höchste  Geldbusse  sowohl  in  Stück  Vieh  als  auch  in 
Geld  auf  3000  und  3020  As  angegeben , eine  Summe , welche  nur  bei  der 
Annahme  von  Gellius’  Nachricht  herauskommt.  Auch  Plutarch  Publ.  11 
nennt  als  die  höchste  von  Publicola  festgesetzte  Geldbusse  5 Rinder  und 
2 Schafe , wo  ebenfalls  die  Anzahl  jener  grösser  ist.  Also  dass  Dionysius" 
Nachricht  falsch  sei,  darf  nicht  gezweifelt  werden;  aber  ob  der  lrrtbüiu 
dem  Schriftsteller  selbst  oder  seinen  Abschreibern  zur  Last  fiele,  darüber 
waren  die  Gelehrten  uneinig.  Man  sehe  das  Nähere  bei  Rein  in  Paulys 
Real-Encyclopädie  V,  193. 

140)  Jene  Erklärung  von  der  täglichen  Steigerung  der  Geldstrafe  fin- 
det sich  z.  B.  bei  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  612,  auch  bei  Rein 
in  Paulys  Real-Encyclopädie  V,  193.  Sie  stützt  sich  nur  auf  Gellius’  Aus- 
druck in  singulos  dies.  Denn  wenn  dafür  auch  die  Etymologie  von  mulla 
angeführt  wird,  so  wird  Niemand  beistimmen.  Gegen  diese  Erklärung  hat 
auch  schon  gesprochen  Eisenlohr  die  Provocatio  S,  90.  Woher  Walter  Rö- 
mische Rechtsgeschichte  §.  820  weiss,  nicht  nur  dass  der  Beamte  die  Geld- 
busse steigerte,  sondern  auch,  dass  er  mit  einem  Stücke  Vieh  anfing  und 
immer  um  eines  stieg , kann  ich  nicht  angeben. 

141)  Die  Bedeutung  dieser  lex  Aiemia  Tarpeja  wird  viel  zu  weit  auf- 
gefasst von  Lange  Römische  Alterthümer  I,  456.  Er  sagt:  „Als  Consequenz 
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ergiebt  sich,  obwohl  es  nirgends  ausdrücklich  erwfihnt  wird,  dass  die  lex 
Aternia  Tarpejn  gegen  höhere  Multen  die  protacalio  gestattete,  womit  die 
Tbatsache  von  rechtlich  anerkannten  Multprocessen  vor  dem  Volksgerichte 
nach  der  Zeit  der  lex  Aternia  Tarpeja  übereinstimmt.  Die  Folge  davon 
war,  dass  die  Consuln,  wie  ähnlich  in  Folge  der  lex  Valeria  de  protocatione, 
es  von  nun  an  ganz  unterliessen,  höhere  Multen  auszusprechen,  den  andern 
Magistraten,  denen  das  Recht  der  multae  dictio  zuerkannt  war,  also  den 
Quästoren,  Tribunen,  Aedilen  es  überlassend,  den  Antrag  auf  höhere  Multen 
beim  Volke  zu  stellen.  — Die  Tribunen  haben  von  nun  an  darauf  ver- 
zichtet, mit  Verletzung  der  lex  Valeria  de  proroeatione  Capitalproces.se  vor 
die  incompetenten  eomilia  tribnta  zu  bringen.”  Diese  Bemerkungen  stammen 
aus  Vernachlässigung  der  Ueberlieferung.  Höhere  Multen  hatten  natürlich 
die  Consuln  vorher  durch  die  Ccnturiatcomitien  anssprechen  lassen  können 
und  konnten  es  auch  nachher:  die  Tribunen  hatten  zu  demselben  Zwecke 
die  Tributcoraitien  benutzen  können,  selbständig  aber  nur  gegen  Plebejer,  gegen 
Patricier  durch  Vermittelung  des  Senates.  In  diesen  Verhältnissen  änderte 
das  Atemisch-Tarpejische  Gesetz  nichts.  Schon  das  erste  Valerische  Pro- 
vocationsgesetz  hatte  bei  höhem  Multen  Provocation  gestattet,  die  bisherigen 
Multprocesse  der  Tribunen  stammen  nicht  aus  Usurpation,  sondern  aus 
einem  Uebereinknmmcn  der  Stände:  die  spätere  Verzichtleistung  der  Tri- 
bunen auf  Capital proccsse  in  den  Tributcomitien  kommt  von  den  XII 
Tafeln  her. 

142)  Am  ausführlichsten  hat  über  die  Geldbussen  gehandelt  Rein  in 
Paulvs  Real-Encyclopädie  V,  193  und  wir  haben  seine  Darstellung  durch- 
gängig berücksichtigt.  Er  sucht  ebenfalls  die  verschiedenen  Angaben  über 
den  Inhalt  der  einzelnen  Gesetze  zu  vereinen  und  nimmt  an,  entweder  die 
lex  Atemia  Tarpejn  hätte  das  Multrecht  auf  alle  Magistrate  ausgedehnt, 
die  lex  Menenia  Seit  in  das  StraftnaximiWl,  die  lex  Julia  Papiria  die  Schätzung 
in  Geld  hinzugefügt,  oder  die  lex  A temia  hätte  die  Schätzung  der  magistra- 
tualen  Multen  ausgesprochen , die  Julia  Papiria  dieselbe  Schätzung  auf 
alle  Multen  überhaupt  ausgedehnt.  Wir  halten  keine  von  diesen  beiden 
Ansichten  für  wahrscheinlich.  Denn  dass  die  lex  Aternia  Tarpejn  die 
Schätzung  der  Multen  enthalten  habe,  ist  übereinstimmende  Ueberlieferung 
und  dass  die  lex  Julia  Papiria  nicht  die  frühere  Schätzung  der  magistra- 
tualeu  Multen  auf  alle  Multen  überhaupt  ausgedehnt  habe,  beweist  die  Be- 
gründung bei  Cicero,  welcher  die  Veranlassung  zu  dem  Gesetze  gerade  von 
magistratualen  Multen  herleitet.  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  610 
tjiut  wenig  zur  Vereinigung  der  verschiedenen  Nachrichten.  Er  sagt,  die 
Angaben  bei  Festus  verdienten  offenbar  weniger  Glauben  als  die  ihnen 
entgegenstehenden  Nachrichten  von  Dionysius  und  Cicero:  denn  die  Re- 
gulirung der  Multen  in  Vieh  müsste  nothwendiger  Weise  früher  stattgefun- 
den haben,  als  die  Abschätzung  der  Viehbussen  in  Geld.  Wir  sehen  die 
Richtigkeit  dieser  beiden  Behauptungen,  trotzdem  dass  die  eine  von  ihnen 
offenbar,  die  ändere  nothwendig  genannt  wird,  nicht  ein.  Schwegler  schliesst 
dann  weiter  aus  diesen  widersprechenden  Angaben,  die  Tradition  sei  auch 
noch  jetzt,  in  einer  schon  vorgerückteren  Zeit,  sehr  unsicher  und  schwan- 
kend. Er  kommt  damit  ungefähr  auf  die  Ansicht  von  Mommsen  Geschichte 
des  Römischen  Münzwesens  (Berlin  1860)  S.  175,  der  das  Atemisch-Tar- 
pejische, sowie  das  Menenisch-Sestische  Gesetz  für  Erfindungen  der  spätem 
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Römischen  Forscher  hält:  ihre  geschichtliche  Realität  würde  schon  durch 
die  Doppclformigkeit  der  Ueberiieferung  mehr  als  zweifelhaft  gemacht 
Dieser  Grundsatz  ist  für  die  historische  Critik  sehr  bequem.  Ueberall, 
wo  sich  bei  oberflächlicher  Erklärung  scheinbar  eine  verschiedene  Ueber- 
iieferung findet,  wird  die  Thatsachc  selbst  geläugnet  und  für  Erfindung, 
ich  weiss  nicht  welcher,  Gelehrten  erklärt.  Lange  Römische  Alterthümer 
1,  456  nennt  die  Stelle  bei  Dionysius  IX,  27  verwirrt,  die  andere  bei 
Dionys.  X,  50  corrupt,  erklärt  cs  für  einen  Irrthura  von  Gellius  und  Festus, 
welche  der  lex  Aiernia  Tarpeja  die  Schätzung  des  Viehes  zuschrieben,  und 
lässt  die  lex  Meneni a Scstia  aus:  so  wird  er  mit  den  übrigen  Nachrichten 
leicht  fertig. 

143)  Dionysius  sagt  X,  55  'rotitous  8i  (d.  h.  die  Zehnmänner)  dpjt« 

ivicrjTov  fji  äv  droociyDüioiv  Dies  hatte  im  Senatsbeschlus* 

gestanden,  welcher  durch  die  Volksversammlung  zum  Gesetz  erhoben  wor- 
den war,  und  es  ist  kein  Zweifel,  dass  er  ausgeführt  wurde.  Hierin  liegt 
eine  unmittelbare  Bestätigung  der  in  den  Fasten  verzeichneten  Thatsachcv 
dass  die  Gonsulu  vom  Jahre  451  v.  Ohr.  ihr  Amt  wirklich  angetreteu  und 
dann  niedergelegt  haben.  Wenn  die  Wahl  der  Zehnmänner  schon  452 
v.  Ohr.  erfolgt  wäre,  so  müsste  sich  in  den  Fasten  die  Bemerkung  finden, 
dass  die  damaligen  Consuln  abgedankt  hätten.  Wie  bald  nach  ihrem 
Amtsantritt  die  neuen  Consuln  die  Wahl  der  Zchnmänner  vorgeuommen 
haben,  wissen  wir  nicht;  wahrscheinlich  sehr  bald.  Mau  vergleiche  Bart. 
Borghesi  Nuovi  frammenti  dei  fasti  Capitolini  1.  102.  Dass  aber  ein  Zeit- 
raum, der  etwas  grösser  oder  kleiner  als  ein  Jahr  ist,  dennoch  bei  Römi- 
schen Beamten  nur  ein  Jahr  heisst,  ist  eine  nicht  seltene  Erscheinung,  *• 
unsere  Studio  Humana  (Berol.  1859)  p.  80,  109.  Da  es  also  aus  Dionys. 
X,  59  und  Liv.  UI,  35  feststeht,  dass  die  Idus  des  Mai  damals  der  ge- 
wöhnliche Anfang  des  Consulatsjahres  waren  und  au  diesem  Tage  das  zweite 
Decemvirat  begann,  darf  man  nicht  glauben,  dass  die  Consuln  von  452 
v.  Chr.  ihr  Amt  früher  abgegeben  und  die  ersten  Zehnmänner  wirklich  eia 
vollständiges  Jahr  im  Amte  gebliebeu  seien.  Es  ist  ein  Irrthum  von  Lange 
Römische  Alterthümer  I,  458,  dass  er  ausser  der  von  den  Tribunen  ver- 
anlassten  Bestätigung  des  Senatsbeschlusscs  in  Tributcomitien , welche 
Dionysius  erwähnt  und  auch  Pompon,  de  orig,  juris  § 24  andeutet,  noch 
eine  besondere,  von  den  Consuln  in  Centuriatcomitien  beantragte  lex  dt 
creantlis  Xriris  contulari  imjierio  legibus  scribendis  anniinint.  Das  hängt 
mit  den  Ansichten,  welche  Lange  überhaupt  über  die  Befugnisse  der  Volks- 
versammlungen hat,  zusammen. 

144)  Bekanntlich  hat  Niebuhr  Römische  Geschichte  11,  316  die  Ansicht 
von  der  beabsichtigten  Dauer  der  Decemviralherrschaft  in  Verbindung  mit 
vielen  andern  Vermuthungen  über  Staatsreforuion,  welche  die  Zehnmänner 
getroffen  haben  sollen,  aufgestellt;  aber  sogleich  bei  Waehsmuth  Aeltere 
Geschichte  des  Römischen  Staates  S.  357  Widerspruch  erfahren:  er  nahm 
besonders  an  vielen  gewagten  Meinungen,  welche  Niebuhr  gegen  die  Ueber- 
iieferung angenommen,  Anstoss.  Die  späteren  Gelehrten  theilten  sieb  in 
ihren  Meinungen.  Schwegler  Römische  Geschichte  111,  10  verwirft  zwar 
die  übrigen  Vermuthungen  Niebuhrs,  hält  aber  dennoch  seine  Annahme, 
an  die  Stelle  des  Consulates  und  Tribunatcs  habe  dauernd  eine  aus  Patri- 
ciem  und  Plebejern  zusammengesetzte  Decemviralregierung  treten  sollen. 
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für  in  hohem  Grade  wahrscheinlich:  zu  einem  bestimmten  Ergebnisse  ge- 
langt er  niqht.  Dagegen  Lange  Römische  Alterthiimer  1,  548  verwirft  Nie- 
bnhrs  Ansichten  gänzlich. 

145)  Liv.  III,  35  erwähnt  bekanntlich  gar  nicht,  dass  Plebejer  unter 

den  «reiten  Deceinviru  waren,  eben  so  wenig,  wie  er  von  den  Beschlüssen 
des  Senates  und  der  Tributcoraitieu  erzählt,  welche  ihrer  Wahl  vorher- 
gingen. Seine  ganze  Darstellung  geht  nur  darauf  aus,  die  Ungerechtigkeit  der 
Decemvirn  und  besonders  die  von  Ap.  Claudius  mit  lebhaften  Farben  zu 
schildern  und  populär  darzustelleu.  Dionysius  X,  18  berichtet  von  der 
Theiluahme  der  Plebejer  am  zweiten  Decemvirat ; aber  seine  Begründung 
ist  nicht  genügend.  Er  spricht,  als  ob  der  Vorsitzende  der  Centuriat- 
comitieu,  Ap.  Claudius,  aus  eigener  Machtvollkommenheit  Plebejer  zuge- 
lassen habe-:  itpojcX^tpÄijsav  yip  xai  oo-oi  (die  Plebejer)  ~pö{  -oü  ’Aiecfou, 
xoXoxtlat  evexa  ttnv  örjj.'i-ixdjv,  iiödoxovrot . Sri  oixaidv  iatt  ptä;  apyijc 
UTimrmuv  d-oSttxvupivTjc.  tlvnt  Tt  xai  xai  toü  p£po;  iv  aö-qj.  als 

ob  nicht  auch  die  ersten  Decemvirn  die  Herrschaft  über  beide  Stände  ge- 
meinschaftlich gehabt  hätten. 

146)  Cic.  de  rep.  II,  36  sagt  gnod  sc  legem  illam  pracclaram  neglectu- 
nm  ntgarrl , rjuar  de  capite  ciris  Romani  nisi  comitiis  cenlurialis  statu i 

retarei.  Darunter  versteht  Cicero  nicht  das  Gesetz  der  XII  Tafeln,  von 
dem  wir  später  sprechen  werden,  wie  Schwegler  Römische  Geschichte  UL 
Ü6  meint;  denn  die  zwölf  Tafeln  wurden  erat  am  Schlüsse  des  ersten  De- 
eemvirnljahres  angenommen.  Er  kann  also  nur  das  Valerisehe  Provocations- 
gesetz  meinen , welches  die  Zehnmänner  allerdings  in  das  neue  Gesetzbuch 
nifzunehmen  beabsichtigten.  Auch  darin  zeigt  sich  eine  Milde  des  Rich- 
te«, dass  er  nur  Bürgen  für  das  Erscheinen  des  Angeklagten  verlangte, 
nicht  denselben  in  das  Gefängniss  warf.  Diese  Milde  war  zuerst  in  einem 
ähnlichen  Falle  bei  Kaeso  Quinctius  geübt  worden.  Mau  sehe  oben  S.  273. 

147)  Dionys.  X,  58  nennt  unter  den  damaligen  Decemvirn  folgende 
drei  Plebejer,  Q.  Poetelius,  Kaeso  Duilius,  8p.  Oppius;  Livius  IU,  35  er- 
wähnt gar  nicht,  dass  Plebejer  erwählt  wurden.  Niebuhr  hatte  angenom- 
men, die  Hälfte  derselben  sei  plebejisch  gewesen  und  Schwegler  Römische 
beschichte  111,  44  will  wenigstens  noch  C.  Rabulejus  als  solchen  angesehen 
wissen.  Dass  indessen  die  dafür  angeführten  Gründe  nichtig  sind,  erkamite 
schon  Wachsmutli  Aeltere  Geschichte  des  Römischen  Staates  S.  359.  Die 
Sach«  ist  sehr  schwer  zu  entscheiden,  da,  wie  Dionysius  bemerkt,  auch 
di-'  patricischen  Zehnmänner  aus  den  weniger  angesehenen  Geschlechtern 
waren:  man  hält  sich  daher  am  richtigsten  an  die  Ueberlieferung. 

148)  Dionysius  X . 60  sagt , wo  er  von  dem  Gerichtsverfallreu  unter 
den  Decemvirn  erzählt,  Folgendes : Ijaav  o'of  tt  xar/jyopoi  ’jr.'  aüxäiv  cxttvtov 
f*  täv  a'jyxaTaoxcjaCdvTiuv  trjv  rupawiSa  ü~outpi~dpLtvoi , xai  oixaor^pia 
U tiüy  Itatptnv  ürroJeixvöptva , ot  6iT(p.t{flovTO  äXXfjXoic  xaTa-^apiJdpEvoi  taj 
’-MC  roXXä  o i tüiv  £fx/,7]|xaT(uv  xai  ob  ta  tXaytatou  ä|ia.  iv  EauTiüv  oi 
4tx«  Ixpivov.  Man  erkennt  aus  diesen  Worten , dass  die  Zehnmäuner  das 
Bestreben  hatten,  sich  eine  selbständige  Partei  im  Staate  zu  bilden;  im 
Gerichtsverfahren  machten  sie  es  ungefähr,  wie  Tarquinius  Superbus,  der 
"Vofalls  Criminalklagen  allein,  ohne  das  durch  die  Sitte  hergebrachte 
" mdium , entschied. 

149;  Man  sehe  darüber  Geib  Geschichte  des  Römischen  Oriminalpro- 
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cesscs  S.  86,  der  bekennt,  er  habe  bei  den  Gelehrten,  welche  diesen 
Punkt  behandelt,  noch  keine  vollkommen  befriedigende  Erklärung  gefunden. 

150)  lieber  die  Criminalgerichtsbarkeit , welche  gegen  Frauen  geübt 

wurde,  hat  gehandelt  Geib  Geschichte  des  Römischen  Criminalprocwses 
S.  86  flgd:  wir  sind  von  ihm  in  einigen  Punkten,  besonders  demjenigen, 
welcher  die  Wahl  und  den  Einilnss  des  Beirathes  betrifft,  abgewichen.  Wir 
haben  überdem  die  Ergebnisse,  welche  sich  hei  A.  Rossbach  Untersuchun- 
gen über  die  Römische  Ehe  (Stuttgart  1853)  besonders  S.  18  und  53  fin- 
den , benutzt.  Zu  erwähnen  ist  noch  die  von  Gell.  X,  23  aus  Catos  Rede 
de  dote  angeführte  Stelle , in  welcher  früher  Andere  und  auch  Geib  a.  a. 
0.  S.  86  ohne  Grund  Schwierigkeiten  fanden.  Cato  spricht  dort  von  dem 
Gerichte,  welches  der  Ehemann  über  seine  Frau  hält,  auch  in  dem  Falle, 
wenn  er  die  Ehe  mit  ihr  trennen  will.  Er  sagt  Vir  cum  t&vortn im  facit, 
muhen  iudex  pro  cetuore  est , <L  h.  ein  Mann  richtet  dann  über  eine  Frau 
mit  ähnlichem  Erfolge,  wie  der  Censor  über  Römische  Bürger.  Er  ver- 
hängt keine  Strafe  über  sie,  aber,  indem  er  sich  von  ihr  scheidet,  fällt 
er  über  ihre  Ehre  oder  ihren  Character  ein  ungünstiges  Urtheil.  Dass  er 
aber  auch  wirklich  richterliche  Macht  über  sie  hat,  erwähnt  Cato  im  Fol- 
genden: Imperium  quod  videtur , habet:  ti  quid  perverse  tetreque  factum  «I 
a mutiere,  multalur : si  rinum  bibil , si  cum  alieno  riro  probri  quid  fecit. 

eondemnatur. 

151)  Die  Meinungen  der  neuem  Gelehrten  über  dieses  Zwölftafelgesetz 
hat  in  gedrängter  Uebersicht  dargestellt  H.  E.  Dirksen  Civilistische  Abhand- 
lungen 1,  246  flgd.  Er  erwähnt  zuerst  die  Ansicht  derjenigen , welche  sich 
an  die  streng  grammatische  Bedeutung  des  Wortes  haltend  aus  dem  Ge- 
setze ein  allgemeines  Verbot  von  sogenannten  Privilegien  ableiten.  Die 
Meinung  von  Cujaeius  war,  die  Worte  der  XII  Tafeln  seien  nur  den  dau- 
ernden Befreiungen  der  Individuen  von  der  allgemeinen  Regel  der  Gesetze 
nicht  aber  den  bloss  vorübergehenden  Begünstigungen  derselben,  also  na- 
mentlich nicht  der  gesummten  Classe  der  Dispensationen  entgegen.  Eine 
dritte  Ansicht  ist,  die  Vorschrift  der  XII  Tafeln  sei  mit  der  andern  Be- 
stimmung derselben . dass  nur  Centuriatcomitien  über  das  Leben  eine« 
Bürgers  entscheiden  sollten,  in  Verbindung  zu  setzen  und  in  ihr  sei 
die  Gewährleistung  enthalten,  dass  Privilegien  jeder  Art  nur  von  der  Ge- 
meinde der  gesammten  Nation  beschlossen  werden  sollten.  Nach  Verwer- 
fung dieser  drei  Ansichten  billigt  Dirksen  die  Meinung  derjenigen,  welch« 
unter  den  von  den  XII  Tafeln  verbotenen  Privilegien  die  gegen  Individuen 
gerichteten  Entscheidungen  verstehen,  welche  zwar  in  gesetzlicher  Form 
aber  ohne  vorgängige  richterliche  Untersuchung  erlassen  werden.  Die« 
Erklärung  wird  jetzt  meistentheils  angenommen , z.  B.  von  Rein  in  Paulyi 
Real-Encyclopfidie  VI,  55  und  dass  die  früheren  unrichtig  sind,  ist  keil 
Zweifel.  Aber  den  Namen  Privilegium  nur  an  das  Fehlen  der  gerichtlich« 
Untersuchung  zu  knüpfen,  erscheint  uns  auch  nicht  begründet. 

152)  Andere  Erklärungen  von  privilegium  in  dieser  Bedeutung  find« 
sich  bei  den  Alten  nicht.  Denn  Paulus  p.  226  s.  v.  priros  giebt  nur  M 
dass  privilegium  von  diesem  Adjectivum  hergeleitet  sei,  und  Gell.  X.  20  a 
klärt  zwar,  er  wolle  über  den  Unterschied  von  lex,  plebisritum , rogetu 
privilegium  sprechen,  fuhrt  auch  die  Erklärung,  welche  Atejus  Capito  vni 
lex  gab,  an  und  beweist,  dass  sie  nicht  richtig  ist,  giebt  aber  selbst  keus 
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von  f/ririlegivm.  Man  erkennt  aus  den  Bemerkungen,  welche  er  über  jilr- 
bisciiwn  und  rogaiio  macht,  Sachen  und  Begriffen,  deren  Erklärung  für 
uns  keine  Schwierigkeit  hat,  dass  in  seiner  Zeit  bei  dem  Vorherrschen  der 
unmittelbar  vom  Kaiser  ausgegangenen  Befehle,  welche  Gesetzeskraft  hat- 
ten, das  Bewusstsein  von  der  Bedeutung  jener  altertftnmlichen  Ausdrücke 
entschwunden  war. 

153)  Man  vergleiche  die  etwas  abweichende  Darstellung  von  Reiu  Rö- 
misches Criminalrecht  S.  401,  der  zugleich  die  andern  Gelehrten',  welche 
denselben  Gegenstand  behandelt  haben,  anführt  und  ihre  Ansichten  in  Be- 
tracht zieh. 

154)  Diese  gewöhnliche  Ansicht,  dass  culpa  eine  Erfindung  der  Kaiser- 
zeit sei , findet  sich  z.  B.  bei  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  160.  166 
und  insbesondere  wird  sie  für  die  Irr  Cornelia  de  ticariu  geiäugnet  S.  412, 
417.  Wir  werden  später  bei  den  Gesetzen  Sullas  auf  diesen  Punkt  zurück- 
kommen müssen. 

155)  Man  vergleiche  'darüber  die  Darstellungen  des  Attischen  Rechtes 
z.  B.  Meier  und  Sehoemann  der  Attische  Process  (Halle  1824)  S.  485. 

156)  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  298  führt  die  verschiedenen 
Meinungen  früherer  Gelehrten  über  diesen  Punkt  an,  billigt  aber  keine  der- 
selben. Er  stellt  auch  keine  eigene  Ansicht  auf. 

157)  Dies  ist  wenigstens  die  Ansicht  von  Rein  Römisches  Crimiual- 
reeht  S.  766,  welcher  die  Meinung  anderer  Gelehrten,  die  in  Gajus’  Wor- 
ten die  Strafe  und  sogar  den  Wortlaut  der  zwölf  Tafeln  zu  finden  glaub- 
ten, verwirft  und,  wie  es  scheint,  mit  Recht.  Ob  auf  Brandstiftung  über- 
haupt der  Feuertod  stand,  ist  sehr  zweifelhaft. 

158)  Ich  schliesse  mich  also  der  Darstellung  von  Rudorff  Römische 
Rechtsgeschichte  11,  355  an.  Andere  Gelehrte,  z.  B.  Rein  Römisches 
Criminalrecht  S.  357  verstanden  occcniare  von  jeder  wörtlichen  Beleidi- 
gung und  verkannten  damit  den  politischen  Charactcr  des  Gesetzes. 

159)  Rein  Römisches  Criminalrecht  8.  473  zieht  dieses  Gesetz  über 
unerlaubte  Verbindungen  unter  die  ül>er  perduellio,  aber  ohne  einen  besou- 
dem  Gfiiud  dafür  anzugeben.  Er  fasst  überhaupt  den  Begriff  der  pei  darl- 
lio  sehr  weit,  so  dass  jedes  Staatsverbrechen  dahin  gehören  kann,  wie  er 
denn  z.  B.  Verletzung  der  lex  Valeria  de  prorocatione  durch  die  Beamten, 
Beleidigung  der  Volkstribunen,  auch  militärische  Vergehen,  wie  Desertion 
und  Uebergehen  zum  Feinde  dahin  rechnet.  Diese  Ausdehnung  ist  ohne 
Zweifel  zu  gross,  und  dabei  die  Römische  Rechtsanschauung,  welche  ein 
Verbrechen  unter  verschiedene  Gesetze  bringen  kann  und  zu  bringen 
pflegt,  nicht  berücksichtigt.  Es  scheint,  dass  die  perduellio  in  den  zwölf 
Tafeln  noch  eine  andere  war  und  engere  Gränzen  hatte , als  bei  dem  ausser- 
ordentlichen Verfahren  vor  dem  Volksgerichte. 

160)  Man  vergleiche  unsere  Einleitung  zu  unserer  Ausgabe  von  Ciceros 
Rede,  pro  Murena  (Berlin  1859)  p.  XVII,  wo  wir  von  diesem  Gesetze  der 
XU  Tafeln  bei  der  Erklärung  der  überhaupt  über  den  ainbitns  erlassenen 
Gesetze  ausgegangen  sind. 

161)  Rein  in  Paulys  Real-Encyclopädie  II,  155  sagt  , der  cnmifex  hätte 
nur  an  Sclaven  und  Fremden  die  Strafe  zu  vollziehen  gehabt.  Dass  diese 
Meinung  nicht  richtig  ist , beweist  der  angeführte  Process  von  Rabirius, 
ferner  einige  uns  überlieferte  Beispiele  von  Bürgern , welche  im  Gelang- 
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uisse  hingerichtet  wurden,  endlich  die  zahlreichen  Fälle,  wo  die  Lictoren 
in  den  Provinzen  zur  Hinrichtung  von  Nichtbürgem  angewendet  wurdeo. 

162)  Alle  Stellen  der  alten  Schriftsteller  über  homo  sncer  sind  gesam- 
melt von  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  253.  ohne  dass  indessen  au.- 
ihnen  ein  bestimmtes  Ergebnis«  gezogen  würde.  Wir  haben  die  Strafe 
schon  oben  S.  224,  als  wir  von  der  Unverletzlichkeit  und  Heiligkeit  der 
Volkstribunen  sprachen,  berührt. 

163)  Walter  Römische  Rechtsgeschichte  (3.  Ausg.)  § 820  sagt:  ,. Unver- 
mögende büssten  statt  des  Geldes  mit  Gefängnis«  oder  es  ging  ihnen  gar 
an  die  Haut.”  Der  Ausdruck  ist  unbestimmt  und  dabei  doch  so,  als  ob 
die  angegebene  Bestrafung  sicher  wäre.  Für  den  ersten  Theil  dieser  Bf 
hauptung  wird  die  Stelle  Flut.  Cat.  maj.  15,  aus  der  wir  gerade  das  Oe 
gentheil  erwiesen  haben , und  die  eben  so  wenig  hierher  gehörige  bei  Dionys, 
fragin.  Xlll,  5 angeführt,  für  den  zweiten  Theil  zwei  Digestenstelien,  wek'hf 
für  die  Republik  nicht-  gültig  sind  und  auch  sonst  mannigfache  Bedenken 
haben. 

164)  Ich  weiss  nicht,  aus  welchem  Grunde  Rein  Römisches  CriminaV 
recht  8.  916  behauptet:  „Confiscation  des  ganzen  Vermögens  gab  es  ge- 
setzlich damals  (d.  h.  zur  republieanischen  Zeit)  nicht  und  das  Volk  ver- 
hängte solche  nur  in  einzelnen  Fällen”.  Dass  seit  uralten  Zeiten  Einzie- 
hung: des  Vermögens  zur  Todesstrafe  hinzutrat,  beweisen  die  Procfssf 
unter  den  Königen,  für  die  republikanische  Zeit  die  ausdrücklichen  Erwäh- 
nungen in  den  Gesetzen  über  die  Unverletzlichkeit  der  Tribunen:  auehSp- 
Cassius,  der  im  ordentlichen  Gerichtsverfahren  wegen  Streben»  nach  Allein- 
herrschaft verurtheilt  war , würde  sein  Vermögen  verloren  haben , wenn  n 
als  filiMi  familiat  etwas  gehabt  hätte.  Es  ist  also  kein  Zweifel,  dass  ge- 
setzlich Einziehung  des  Vermögens  als  Strafe  bestand  und  sie  kam  w»'h 
thatsächlich  in  keineswegs  seltenen  Fällen  vor. 
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Bcfugniss  der  Centuriatcomitien,  in  Provooation.sprocessen  zu  ur- 
theilen.  Die  Formen  des  Abstimmens  sind  dieselben  wie  bei  po- 
litischen Verhandlungen.  Frist  von  drei  Markttagen.  Die  dreis- 
sig  iiufi  dies.  Entstehung  der  Frist  bei  den  Tributcomitien , so- 
wohl in  Processen  als  in  sftidern  Verhandlungen.  Nothwendige 
Beobachtung  des  Endtermins.  Ausnahmsweise  Nichtbeachtung  der 
Frist  von  drei  Markttagen.  Einführung  derselben  Comitialtage 
für  die  Centurien  und  Tribus.  Aburtlieilung  mehrerer  Verbrecher 
in  einem  Termine.  Uebcrlieferte  Beispiele  des  ordentlichen  Cri- 
minalprocesses. 

Fünftes  Capitel  209 

Ausserordentliches  Verfahren.  Geringe  Abweichung  vom  gewöhn- 
lichen Strafprocesse  durch  Befragung  des  Senates.  Beispiel  da- 
von. W’eitere  Abweichung  darin,  dass  der  Senat  einen  oder  meh- 
rere von  den  zum  Richten  gleicherweise  befähigten  Beamten  be- 
auftragt Beispiele  davon.  Noch  weitere  Abweichung,  indem  das 
Volk  sich  freiwillig  seiner  oberrichterlichen  Entscheidung  begiebt. 

Die  Vollmacht  durch  die  Tributcomitien  ausgestellt. 
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Weiteres  ausserordentliches  Verfahren.  Unterschied  von  dem  or- 
dentlichen in  Bezug  auf  die  Aukläger,  welche  immer  Beamte 
sind.  Thätigkeit  der  Aedileu.  Augeklagt  können  auch  Beamte 
werden , Consuln , Censoren , Tribunen  und  Aedileu  selbst.  Ge- 
fängnisstrafe vou  Tribunen  über  Beamte  verhängt.  Alle  Ver- 
brechen können  in  diesem  ausserordentlicheu  Verfahren  gestraft 
werden.  Beweis , dass  dabei  kein  Instauzeuzug  statttiudet  Ge- 
ständige und  auf  der  That  ertappte  Verbrecher  werden  ohne  Pro- 
cess  gestraft.  Verschiedene  Befugnisse  der  Centuriat-  und  Tri- 
butcomitien,  gültig  während  der  ganzen  Zeit  der  Republik.  Die 
Anklage  geht  vou  dem  freien  Entschlüsse  des  Beamten  oder 
vou  der  Beschwerde  eines  Privatmannes  aus.  Das  Vorverfahren 
ist  willkürlich  und  steht  in  der  Hand  des  Beamten , selbst  die 
Gegenwart  des  Auzuklagcnden  ist  nicht  nöthig. 

Siebentes  Capitel  23 

Beginn  des  gerichtlichen  Verfahrens.  Uiei  tlictio  und  ihre  Bedeu- 
tung, prodiciio  diei.  Das  Recht  der  Aedileu  zur  Leituug  einer 
Volksversammlung  auf  Criminalprocesse  beschränkt.  Zeugnisse 
für  das  ausserordentliche  Verfahren  vor  dem  Volke,  Cicero  und 
Appian.  Schwierigkeit  ilirer  Erklärung,  besonders  wegen  der 
Vieldeutigkeit  des  Wortes  urtheilcn.  Fristen  der  einzelnen  Ter- 
mine. Nothwendige  Anwesenheit  des  Angeklagten  bei  den  Ter- 
minen. Verfahren  gegen  Abwesende.  Verschiedene  Arten  der 
Volksversammlungen.  Die  drei  ersten  Termine  geschehen  in  ei- 
gentlich sogenannten  cuniiu/ics.  Vorsitz  der  Tribunen  und  Aedi- 
len  in  denselben.  Zweck  der  drei  ersten  Termine.  Schilderung 
des  Verfahrens  im  ersten  Termine , im  zweiten , im  dritten.  The.il- 
nahme  des  Volkes  dabei.  Schluss  des  dritten  Termius.  -In^ui 
rerc  und  anquisilto. 

AchtesCapitel  _ 2 

Die  Anklageacte.  Der  vierte  Termin.  Verschiedenheit  desselben 
von  den  früheren  Terminen.  Einrichtung  des  vierten  Termins  und 
Beschränkung  der  Vertheidigung  daBei.  Das  Beweisverfahren  ist 
selbständig.  Aussagen  der  Zeugen  ohne  Vereidigung.  Verglei- 
chung mit  dem  Verfahren  vor  der  Zeit  der  Decemvirn.  Ob  und 
wo  Provoeation  erhoben  wird.  Die  Ankläger  können  jeden  der 
drei  ersten  Termine  verschieben,  den  vierten  nicht.  Streitige 
Frage , ob  ein  Geldprocess  in  einen  Capitalprocess  übergehen  kann. 
Aufhören  eines  Processes  durch  den  Einspruch  eines  Tribunen, 
der  gewöhnlich  vor  dem  Beginne  der  eigentlichen  Comitien  statt- 
findet Aufhören  des  Processes  beim  Rücktritte  des  Anklägers. 
Verschiedenes  Verfahren,  wenn  der  Angeklagte  sich  nicht  stellt. 
Befugniss  der  Tributcomitien  in  diesem  Falle. 

Neuntes  Capitel  5 

Parteilichkeit  des  Vorsitzenden  bei  dem  ausserordentlichen  Ver- 
fahren vor  dem  Volke.  Daher  Anwendung  von  Privatrichtern. 
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Beispiele  davon.  Beim  vierten  Termine  Uebergang  der  contio  in 
Tribut-  oder  Centuriateomitien.  Endgültiger  Antrag  beim  Volke. 
Entscheidung  desselben  durch  Freisprechung  oder  Verurtheilung, 
und  zwar  nach  absoluter  Stimmenmehrheit.  Ausführung  des  Ur- 
theilsspruches  durch  den  Beamten , welcher  den  Vorsitz  geführt. 
Gefängnis»  auch  im  Falle  der  Verurtheilung  zu  einer  Geldstrafe. 
Keine  öffentliche  Schande  damit  verbunden.  Weshalb  man  dennoch 
in  die  Verbannung  ging.  Erlass  der  Geldstrafe.  Aeusserlichkei- 
ten  des  Verfahrens.  Ort  der  gerichtlichen  Untersuchung  und  der 
Tributcomitien.  Der  Angeklagte  und  seine  Anwälte  stehen  dem 
Ankläger  auch  äusserlich  nicht  gleich.  Formen  der  Vorladung. 
Hornbläser  bei  Centuriateomitien.  Aufrufen  durch  den  Herold. 
Wer  als  rmt  gilt  Betragen  desselben.  Allgemeine  Betrachtung 
über  den  Character  und  die  Entstehung  der  Volksgericht«. 

Zehntes  Capitel 

Die  uns  bekannten  Processe , welche  vor  dem  Volke  in  Trihut- 
comitien  geführt  wurden , nach  der  Zeitfolge  geordnet  Sic  rei- 
chen bis  in  die  Zeit,  wo  die  Schwurgerichte  entstanden. 

Eilftes  Capitel 

Die  Capitalklagen  vor  dem  Volke.  Ihre  Entscheidung  durch  die 
Centuriateomitien.  Verhältnis  der  anklageuden  Tribunen  oder 
Aedilen  zu  den  curulischen  Beamten,  welche  dieComitien  leiten. 
Begriff  der  perducllio.  Die  Königszeit.  Zeit  von  der  Vertrei- 
bung der  Könige  bis  zu  den  zwölf  Tafeln.  Beweis,  dass  seit 
dieser  Zeit  jeder  Capitalprocess  vor  dem  Volke  ein  Perduellions- 
process  genannt  wird.  Unsicherheit  des  Begriffes  beim  ordent- 
lichen Verfahren.  Verfahren  bei  dem  Capitalprocesse.  Ausfüh- 
rung des  Urtheils  durch  den  Ankläger.  Wiedereinsetzung  Yer- 
urtheilter  durch  Centuriat-  und  Tributcomitien. 

Zwölftes  Capitel 

Die  uns  bekannten  Capitalprocesse,  welche  vor  dem  Volke  ge- 
führt worden  sind,  der  Zeitfolge  nach  geordnet. 

Dreizehntes  Capitel 

Strafrechtspflege  über  Nichtbürger  in  Rom , nicht  durch  die  Pro- 
vocationsgesetze  beschränkt.  Sie  wird  von  der  über  Bürger  in 
den  Personen  der  Richter  geschieden.  Fremdenprätor  durch  den 
Einspruch  seiner  Collegen  und  durch  die  tribunicische  Gewalt 
beschränkt.  Schutz  der  Nichtbürger  durch  das  Patronatsvcrhält- 
niss.  Strafrechtspflege  ausserhalb  Roms,  getrennt  nach  Bürgern 
und  Nichtbürgern.  Stelle  von  Polybius.  Die  Bürger  ausserhalb 
Roms  durch  die  PorciBche  Gesetzgebung  geschützt.  Die  nicht 
geständigen  oder  nicht  auf  der  That  ergriffenen  Verbrecher  un- 
ter den  Bürgern  ausserhalb  Roms  werden  nach  Rom  zur  Abur- 
teilung geschickt.  Der  Senat  hat  dabei  eine  doppelte  Thätig- 
keit  Strafgerichtsbarkeit  über  Nichtbürger  ausserhalb  Roms. 
Sie  stehen  unter  den  Beamten:  der  Senat  hat  über  sie  nur  eben 
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dieselbe  Macht  wie  über  die  Bürger.  Verhältnisse  der  Provinzen. 
Ausserordentliche  Berufung  von  Angeklagten  nach  Rom.  Italien 
war  bis  in  späte  Zeit  gleich  den  Provinzen. 

Vierzehntes  Capitel  376 

Einzelne  merkwürdige  Strafprozesse.  Zuerst  der  von  Sp.  Mae- 
lius  und  von  C.  Servilius  Ahala.  Rechtliche  Bedeutung  der  Er- 
mordung von  Maelius.  Process  von  M.  Manlius  Capitolinus.  Ver- 
anlassung und  Verlauf.  Angeblicher  doppelter  Process.  Erklä- 
rung der  Stelle  von  Livius.  Verschiedenheit  der  Ueberlieferung 
über  Manlius’  Verurtheilung.  Process  von  C.  Rabirius.  Erzählung. 
Absicht  bei  der  Eröffnung  desselben.  Gesetz  von  T.  Atius  La- 
bienus.  Verlauf  des  Processes.  Ciceros  Rede  in  demselben. 

Fünfzehntes  Capitel  391 

Process  der  Catilinarisclien  Verschworenen.  Erzählung  dessel- 
ben. Drei  Fragen  sind  zu  beantworten.  Erstens  welche  Macht 
der  Senatsbeschluss,  wodurch  den  Beamten  die  Sorge  für  den 
Staat  anempfohlen  wurde,  verlieh.  Erwähnungen  desselben  in 
der  Geschichte.  Seine  Bedeutung  ist  militärisch  und  bezieht  sich 
nicht  auf  die  Aufhebung  der  Provocation.  Befugnisse,  welche 
Cicero  daraus  bei  der  Unterdrückung  der  Verschwörung  ber- 
leitete.  Zweite  Frage,  ob  Cicero  durch  den  Senatsbeschluss  der 
Verantwortung  überhoben  wurde  und  Beweis , dass  dies  nicht 
der  Fall  war.  Dritte  Frage,  ob  Cicero  bei  dem  Processe  die 
Gesetze  verletzt  hat , erstens  in  Bezug  auf  die  Verurtheilung, 
zweitens  in  Bezug  auf  die  Art  der  Bestrafung.  Beweis , dass  er 
kein  Gesetz  verletzt,  aber  allerdings  gegen  den  damaligen  Geist 
des  Strafrechts  gefehlt  hat 

Sechzehntes  Capitel  41' 

Process  Ciceros.  Das  Gesetz  von  P.  Clodius.  Inhalt,  Bedeu- 
tung und  Stellung  in  der  Geschichte  des  Strafrechts.  Rückwir- 
kende Kraft  desselben.  Die  in  demselben  festgesetzte  Strafe. 
Verurtheilung  Ciceros.  Ob  sie  ungesetzlich  war.  Verfahren  da- 
bei. Auslassung  des  Termins  zur  Vorladung,  dagegen  Ansetzung 
eines  anderen  Termines,  von  dem  an  die  Aechtung  gültig  sein 
sollte.  Aechtung  und  örtliche  Ausdehnung  derselben.  Schein- 
barer Widerspruch  der  Berichterstatter.  Bestimmungen  des  CIo- 
dischen  Gesetzes.  Ausführung  desselben  durch  den  Ankläger. 


Digitized  by  Google 


Dritter  Abschnitt 

■welle  Hälfte. 

Die  Vollendung  der  Römischen  Gerichtsverfassung. 


Erstes  Capitel. 

Starz  der  Zehnmänner  nnd  Wiederherstellung  der  alten  Verfassung.  Die 
Valerisch-Horatischen  Gesetze.  Das  erste  Gesetz  über  die  Tribntcomitien, 
welche  für  das  ganze  Volk  bindend  werden.  Der  Senatsbeschlnss  zur 
Anklage  von  Patriciern  ist  fortan  unnöthig.  Die  Patricier  nehmen  an 
den  Tribntcomitien  Theil.  Strafbestimmung  des  Gesetzes.  Zweites  Va- 
lerisch-Horatisches  Gesetz  über  die  Provocation  und  Duilisches  Plebiscit 
über  die  Wahl  von  Volkstribunen.  Stellung  der  Dictatnr  zur  Provocation. 
Ursprünglich  ohne  Provocation  wird  der  Dictator  auch  durch  das  neue 
Gesetz  nicht  beschränkt,  aber  später  an  einem  nicht  näher  anzugebenden 
Zeitpunkte  doch  der  Provocation  unterworfen.  Drittes  Valerisch-Horatisches 
Gesetz  über  die  Heiligkeit  derVolkstribunen  und  anderer  Beamten.  Frühere 
Stellung  derselben,  Erklärung  des  Gesetzes.  Verschiedene  Ansichten  der 
alten  Juristen,  Strafbestimmungen,  Gültigkeit  und  Ungültigkeit  zu 

gleicher  Zeit. 


Die  Gesetze,  nach  denen  der  Staat  fortan  geleitet  werden 
sollte,  waren  nur  theilweise  beendet,  nur  theilweise  vom  Volke 
angenommen  worden.  Es  fehlte  der  an  äusserem  Umfang  vielleicht 
kleinste,  an  innerer  Wichtigkeit  bedeutendste  Theil  derselben, 
nämlich  derjenige,  welcher  die  politische  Verwaltung  betraf  und 
über  die  Zahl,  Amtsdauer  und  Gewalt  der  künftigen  Beamten 
II.  1 

Digitized  by  Google 


2 


Sturz  der  Zehnniänner. 


handeln  sollte.  Da  wurde  die  Gesetzgebung  gewaltsam  unter- 
brochen, und  die  Zehnmänner,  welche  zu  ihrer  Durchführung 
gewählt  und  mit  uneingeschränkter  Machtvollkommenheit  aus- 
gerüstet worden  waren,  gestürzt.  Sie  fielen  durch  die  Vereini- 
gung der  Gegner,  die  sie  unter  den  Patriciern  und  Plebejern 
hatten,  ob  auf  gerechte  Veranlassung  oder  nicht,  lässt  sich 
schwer  entscheiden.  Man  kann  abseken  von  der  romantischen 
Erzählung  über  Claudius'  Verbrechen  und  Virginias  Tod:  sicher 
ist  es,  dass  die  Zehnmänner,  da  sie  die  Regierungsweise  ändern 
sollten,  eiue  uneingeschränkte  und  gewissennassen  tyrannische 
Regierung  führen  mussten.  Sie  wollten  die  beiden  Parteien, 
welche  bisher  mit  einander  im  Kampfe  gelegen,  vereinen:  dazu 
gehörte,  dass  beide  etwas  von  ihren  Rechten  abtraten,  und  beide 
Waren  dazu  nicht  geneigt.  Sie  wollten  wahrscheinlich  eine  ste- 
tigere Regierung  schaffen,  als  es  bei  jährlich  wechselnden  Beam- 
ten und  jährlich  aufregenden  Maiden  möglich  war,  und  damit 
verstiessen  sie  gegen  die  Interessen  der  Angesehensten  sowohl 
unter  den  Patriciern  als  unter  den  Plebejern:  sie  verletzten  das 
allgemeine  Gefühl,  das  gerade  in  den  häufig  wechselnden  Beam- 
ten die  grösste  Gewähr  gegen  Tyrannei  erblickte.  Die  Zelm- 
männer  Hessen  das  Ende  ihres  Amtes,  die  Iden  des  Mai,  lier- 
aukommen,  ohne  die  Wahlversammlung  für  ihre  Nachfolger  zu 
halten:  sie  konnten  sich  nicht  entschliessen  abzutreten.  Sie  be- 
hielten indessen  ihr  Amt  nicht  lange  im  neuen  Jahre'):  bald 
brach  offene  Unzufriedenheit  im  Senate  und  Aufstand  unter  dem 
Volke  und  den  Soldaten  aus.  Etwa  einen  Monat  nachher  er- 
kannten die  Zehnmänner  die  Unmöglichkeit  sich  zu  halten:  in 
einer  Senatsversammlung,  welche  sie  selbst  berufen  hatteu. 
wurde  nach  vorausgegangener  Verständigung  mit  der  Plebs  die 
Wiederherstellung  der  alten.  Verfassung  beschlossen,  dazu  allge- 
meine Verzeihung  und  Straflosigkeit  von  beiden  Seiten.  Die 
Wiederherstellung  der  alten  Verfassung  umfasste  zweierlei , di« 
Mahl  der  Volkstribunen  mit  ihrer  alten,  ungeschmälerten  Ge- 
walt, und  die  M’abl  der  Gonsuln,  ebenfalls  mit  der  Gewalt 
welche  sie  vor  der  Gesetzgebung  gehabt  hatteu,  d.  h.  der  Pro- 
vocation  unterworfen.  Dieser  Senatsbeschluss  wurde  daun  aus- 
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geführt  und,  soweit  es  nöthig  war,  durch  Tributcoraitien  bestä- 
tigt. Zuerst  legten  die  Zehnmänner  ihr  Amt  nieder,  es  folgte 
die  Wahl  der  Volkstribunen  durch  den  vom  Senate  dazu  abge- 
ordneten  Obei|iriester;  dann  veranlassten  die  neugewählten  Tri- 
bunen  den  Volksbeschluss  älter  die  allgemeine  Straflosigkeit  und 
die  Erwählung  von  Consuln,  denen,  wahrscheinlich  zum  Zeichen, 
dass  sie  unter  der  Provocation  ständen,  damals  zuerst  der  neue 
Name  Consuln  gegeben  wurde.*)  Ihre  Wahl  erfolgte  endlich 
auf  herkömmliche  Weise  durch  einen  Zwischenkönig. b) 

Die  neu  erwählten  Consuln,  L.  Valerius  und  M.  Horatius, 
gaben  unmittelbar  nach  ihrem  Amtsantritte  drei  Gesetze,  wo- 
durch sie  die  alte,  eben  wieder  hergestellte,  Verfassung  näher 
bestimmten  und  die  Vereinigung  der  Patricier  und  Plebejer, 
welche  zum  Theil  schon  durch  die  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln 
herbeigeführt  worden  war,  weiter  befestigten.  Den  ersten  Zweck 
hatten  die  beiden  ersten  Gesetze,  den  zweiten  das  dritte;  indes- 
sen auch  das  erste  Gesetz  trug  viel  zur  genaueren  Verbindung 
der  Stände  bei.  Es  ist  das  wichtigste  und  wird  von  Dionysius, 
welcher  die  andern  als  zu  unbedeutend  übergeht , allein  erwähnt 
Livius  giebt  seinen  Inhalt  folgendennassen  an:  „was  die  Plebs 
iu Tributversammlungen  befohlen  hätte,  sollte  das  Volk  binden”: 
er  fügt  hinzu,  es  sei  früher  gleichsam  ein  bestrittener  Punkt 
gewesen,  ob  die  Patricier  durch  die  Beschlüsse  der  Plebs  gebun- 
den würden;  durch  das  jetzige  Gesetz  sei  den  Tribunen  die 
wirksamste  Waffe  gegeben  worden.®)  Etwas  anders  äussert  sich 
Dionysius,  das  Gesetz  hätte  befohlen,  iu  den  Tribnteomitien 
vom  Volke  gegebene  Gesetze  sollten  für  alle  Hörner  gleicher  Weise 
Gültigkeit  und  dieselbe  Kraft  haben,  wie  die  in  Centuriatcomitien 
gegebenen.  Als  Strafe  für  diejenigen,  welche  das  Gesetz  auf- 
höben oder  überträten,  sei  bei  gerichtlicher  Ueberführung  Tod 


a)  Zon.  VII,  19. 

b)  Liv.  .111,  53  sq. 

c)  Liv.  III,  55  Omnium  primuiu  cum  velut  in  controverso  iure  esset, 
tencrentume  patres  plebiseitia,  legem  centuriatis  comitiis  tulere,  ut,  quod 
tributim  plebs  iussisset,  populum  teueret,  qua  lege  tribuniciis  rogatiouibus 
telum  acerrimuin  datuui  est. 
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und  Verlust  des  Vermögens  festgesetzt  worden.*)  Er  fügt  hin- 
zu, das  Gesetz  habe  den  Streitigkeiten  der  Patricier  und  Plebe- 
jer ein  Ende  gemacht,  von  denen  jene  behaupteten,  Beschlüsse 
der  Tributcomitien  seien  nur  für  die  Plebejer  bindend,  dagegen 
die  der  Centuriatcomitien  sowohl  für  Patricier  als  für  Plebejer. 
Das  Verständniss  dieses  Gesetzes  bietet  grosse  Schwierigkeit  dar 
und  hat  verschiedene  Meinungen  unter  den  neuern  Gelehrten 
hervorgerufen:  ein  Urtheil  über  sie  abzugeben  und  die  Verhält- 
nisse der  Tributcomitien  zu  erläutern  ist  hier  nicht  der  Ort. 
Ich  bemerke  nur,  was  auch  aus  unsem  obigen,  auf  das  Crimi- 
ualreeht  beschränkten  Untersuchungen  hervorgeht,  dass  bisher 
kein  einziges,  den  ganzen  Staat  angehendes,  Gesetz  in  Tribut- 
comitien erlassen  worden  war,  dass  also  selbst  der  Ueberliefe- 
rung  zufolge  kein  Plebiscit,  d.  h.  kein  unter  Vorsitz  der  Volks- 
tribunen in  Tributcomitien  erlassener  Beschluss,  mochte  er  auch 
vom  Senate  und  den  Patrieiern  bestätigt  worden  sein,  allgemeine 
Geltung  gehabt  hatte.  Das  Plebiscit  vom  heiligen  Berge  über  die 
Unverletzlichkeit  der  Tribunen  und  das  Irdische  über  die  Aufrecht- 
erhaltung der  Ordnung  in  den  Tributcomitien  waren  vom  Senate 
nicht  angenommen,  von  den  Patrieiern  nicht  bestätigt  worden: 
aber  beide  Beschlüsse  banden,  wie  wir  nachgewiesen,  auch  nur 
die  Plebejer;  die  Patricier  hatten  sie  geschehen  lassen,  aber  sieb 
nicht  um  sie  gekümmert.  Sie  hatten  beide  vielfach  verletzt, 
ohne  dafür  unmittelbar  zur  Rechenschaft  gezogen  zu  werden,  sie 
hatten  fortwährend  erklärt,  sie  würden  durch  dieselben  nicht  ge- 
bunden. Das  Gesetz  von  Publilius  Volero  handelte  über  die 
Wahl  der  Volkstribuneu  und  die  Processe  der  Plebejer,  also  über 
Sachen,  welche  nur  die  Plebejer  angingen.  Das  Terentilische 
Gesetz  verlangte,  dass  fünf  Männer  für  die  Gesetzgebung  von 
der  Plebs  und  für  die  Plebs  erwählt  werden,  und  dazu  dann 


a)  Dionys.  XI,  45  v4|ao'js  ixipiuatv  — äXXo’ic  xi  riva;  — xat  xöv  xt- 
Xwovxa  j~i  toj  ö/jjAO'j  xxSHvxa;  iv  rai;  ^oXctixaf«  ixx/.^otai;  vdjjoa; 
irccot  xctaltai  Ptuuotot;  i ; fa&'j  , xXjv  aüxX^v  lyovxa ; S'ivafiiv  Tot;  £v  tat» 
Xo-/<xiaiv  ixxXrjStai;  xsUjjaotjiivots  • xijuuptai  bi  rpo;£xtivTo  toi;  xaxa- 
Xjouatv  »J  rcapajäaGouat  xov  vdpiov,  iäv  <iXüiat , ödvaxo;  xot  0 / u£o3t ; xf;{ 
ayat'd;, 
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fünf  andere  von  den  Patriciem  erwählte  für  die  Patricier  hinzu- 
treten  sollten:  auch  hei  ihm  hatten  die  Tributcomitien  nur  die 
für  die  Plebejer  gültige  Befugniss  ertheilt.  Also  bisher  hatte  die 
Plebs  nur  über  ihre  eigenen  Angelegenheiten  beschliessen  kön- 
nen : diese  Beschlüsse  mussten,  wenn  die  Patricier  zu  ihrer 
Ausführung  mitwirken  sollten , von  diesen  bestätigt  und  vom 
Senate  angenommen  sein.  Allgemein  gültige  Gesetze,  wie 
noch  kürzlich  die  über  die  Geldbussen,  waren  nur  in  Centuriat- 
comitien  gegeben  worden.  Von  jetzt  an  sollten  diese  auch  in 
Tributcomitien  unter  Vorsitz  der  Tribunen  gegeben  werden  kön- 
nen. Welche  Beschränkungen  dabei  fortan  auch  für  diese  gelten 
sollten,  wie  die,  Comitien  beschaffen  sein,  dass  sie  mit  einem 
Vorbeschluss  durch  den  Senat  und  einer  Bestätigung  durch  die 
Patricier  verbunden  sein  sollten,  und  durch  welche  weitere  Ent- 
wickelung diese  Beschränkungen  allmälig  aufgehoben  wurden, 
darüber  haben  wir  hier  nicht  zu  reden:  man  erkennt,  dass 
das  Gesetz  ein  sehr  ausführliches  war  und  viele  einzelne  Bestim- 
mungen enthielt.  Wir  sprechen  hier  nur  über  die  richterliche 
Thätigkeit  der  Tributcomitien.  Dass  sie  ausgedehnter  wurde  und 
gewissermassen  auch  die  Patricier  umfasste,  hatten  die  Tribu- 
nen durch  Aufruhr  und  Androhung  von  Gewalt  erzwungen.  Wir 
haben  bewiesen*),  dass  schon  früher  eine  Anklage  von  Patri- 
ciem durch  die  Volkstribunen  vor  den  Tributcomitien  möglich 
war , indessen  nur  mit  l>esonderer,  nicht  leicht  zu  erlangender 
Erlaubnis  des  Senates:  in  jedem  einzelnen  Falle  musste  der- 
selbe nicht  nur  seine  Einwilligung  geben , sondern  auch  den  An- 
klagegrund billigen,  es  fand  gleichsam  eine  Auslieferung  des 
Angeklagten  an  die  Plebs  statt  und  selbst,  den  äusseren  Können 
nach  musste  eine  richterliche  Entscheidung  des  Senates  derjeni- 
gen der  Tributcomitien  vorangehen.  Durch  die  Gesetzgebung 
der  zw'ölf  Tafeln  war  dies  Verfahren,  wie  es  scheint,  nicht  un- 
mittelbar geändert  worden,  aber  thatsächlich  war  es  dadurch 
aufgehoben,  dass  die  einzigen  Beamten,  die  Zelmmänner , gleiche 
Gewalt  über  Patricier  und  Plebejer,  gleiche  Befugniss  zu  Cen- 
turiat-  und  zu  Tributcomitien  hatten,  dass  bei  ihnen,  welche 

a)  S.  oben  1,  2fH». 
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die  beiden  Stände  vertraten,  eine  Controlle  durch  die  Plebejer 
niclit  denkbar  und  nicht  möglich  war.  Sic  hatten  demgemäss, 
weil  der  alte  Unterschied  erloschen  war,  die  neue  Anordnung 
getroffen,  dass  die  Centuriatcomitien  allein  befugt  sein  sollten, 
über  das  caput  eines  Römischen  Bürgers  zu  entscheiden:  Gehl- 
strafen sollten  auch  von  den  Tributcomitien  erlassen  werden 
können.*)  Als  jetzt  die  alte  Verfassung  mit  dem  Kampfe  der 
beiden  Stände  wieder  auf  lebte,  wurde  diese  Bestimmung  der 
zwölf  Tafeln  aufrecht  erhalteu;  aber  die  in  Geldbussen  unein- 
geschränkte Gerichtsbarkeit  der  Tribunen  und  Tributeomitien 
auch  über  Patricier  musste  man  anerkennen.  Wenn  man  jenen 
die  allgemeine  gesetzgebende  Gewalt  für  den  ganzen  Staat  zu- 
sprach, so  war  es  nicht  folgerecht,  ihre  richterliche  Befugniss 
über  die  Patricier  noch  einer  besopdern  Einschränkung  zu  unter- 
werfen, einer  Einschränkung,  welche  die  allgemeine  Macht  der 
Plebejer  gegen  früher  vermindert  haben  würde.  Also  von  einem 
Senatsbeschlusse,  welcher  die  Auslieferung  jedes  einzelnen  Patri- 
ciers  an  die  Plebs  unter  bestimmten  Bedingungen  aussprach, 
konnte  nicht  mehr  die  Rede  sein:  der  ganze  Stand  hatte  sich 
der  Hoheit  derselben  gefügt. 

Und  wirklich  geschieht,  von  jetzt  an  niemals  mehr  eines 
tribunicischen  Anklagen  vorhergehenden  Senatsbeschlusses  Er- 
wähnung. Allerdings  lässt  sich  hierbei  nur  ein  Beweis  aus  dem 
Stillschweigen  der  Schriftsteller  führen;  denn  dass  ein  Senats- 
beschluss nicht  mehr  nötliig  gewesen  sei,  sagt  keiuer  von  ihnen. 
Auch  wird  jener  Beweis  aus  dem  Stillschweigen  dadurch  er- 
schwert, dass  wir  von  jetzt  an  der  ausführlichen  Darstellung  von 
Dionysius  entbehren  und  auf  die  Erzählung  von  Livius  allein 
beschränkt  sind:  er  konnte  den  Erlass  eines  Senatsbescblusses 
vor  den  tribunicischen  Anklagen  leicht  unerwähnt  lassen , wie  er 
denselben  auch  in  den  früheren  Fällen  nur  selten  erwähnt  hat. 
Daraus  folgt,  dass  einzelne  Beispiele  von  der  Anklage  von  Pa- 
triciern  durch  die  Tribunen,  bei  denen  ein  Senatsbeschluss  nicht 
angeführt  wird,  ohne  Beweiskraft  sind;  aber  dennoch  liegt  ein 
Beweis  darin,  dass  bei  den  zahlreichen  derartigen  Beispielen. 


a)  Mau  vergleiche  unsere  frühere  Darstellung  I,  365. 
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welche  von  jetzt  an  überliefert  werden , niemals  ein  Beschluss 
des  Senates  vorkommt,  selbst  bei  denen  nicht,  welche  entweder 
wegen  der  hohen  Stellung  des  Verurtbeilten  oder  des  Eifers, 
welchen  die  Patricier  für  ihre  Freisprechung  zeigten,  eine  aus- 
führliche Behandlung  erfahren.  Also  die  Erzählung  von  den 
Dreimännern  zur  Gründung  einer  Colonie  in  Ardea,  welche  von 
den  Tribunen  mit  einer  Klage  bedroht  wurden,  kann  hier  nicht 
beweisend  sein*):  sie  ist  kurz  und  es  heisst  ausdrücklich,  sie 
hätten  auch  bei  dem  Senate  nicht  in  besonderer  Gunst  gestan- 
den. Auch  der  Process  der  gewesenen  Consulartribunen,  M. 
Postumius  und  T.  Quinctius,  wird,  trotzdem  er  weitläuftiger  be- 
richtet wirdb),  nicht  angeführt  werden  dürfen,  oder  der  des  ge- 
wesenen Consuls  C.  Sempronius');  aber  wenn  von  M.  Furius 
Camillus,  dem  berühmten  Feldherrn,  der  Stütze  der  Patricier, 
erzählt  wird,  er  sei  vom  Volke  auf  Anklage  der  Tribunen  ver- 
urtheilt  worden d),  oder  wenn  später  eben  denselben  Camillus, 
als  er  Dictator  war,  die  Volkstribunen  mit  einer  hohen  Geldbusse 
bedrohen,  im  Falle  er  als  Dictator  in  die  politischen  Zwistig- 
keiten eiugrift’e:  so  erwartet  mau  eine  Erwähnung  des  Senates, 
wenn  demselben  noch  überhaupt  das  Recht  zustand,  sich  in 
solche  Processe  einzumischen,  indessen  er  wird  nicht  angeführt, 
die  Beamten  müssen  sich  in  die  Stimmung  des  Volkes  und 
seiner  Führer,  der  Tribunen,  fügen  oder  eine  Verurtheilung  nach 
dem  Ablaufe  ihres  Amtsjahres  erwarten. 

Die  Tribunen  hatten  durch  dieses  Gesetz  zwar  nicht  Theil- 
nahme  an  der  Regierung  erhalten,  der  plebejische  Stand  also  im 
Vergleich  zur  Decemviralherrschaft , bei  welcher  er  betheiligt 
gewesen  war,  verloren;  aber  die  Controlle  desselben  über  die 
Regierung  war  unumschränkt.  Die  Tribunen  hatten  seit  ihrer 
Einsetzung  auf  dem  heiligen  Berge  das  Recht,  alle  Amtshand- 
lungen der  Consuln,  in  so  fern  sie  sich  an  einzelnen  Plebejern 
äusserten,  zu  hindern:  von  jetzt  an  waren  die  Tributcomitien 


a)  Bei  Liv.  IV,  11. 

b)  Bei  Liv.  IV,  40  und  41. 

c)  Liv.  IV,  42. 

d)  Liv.  V,  32;  Flut.  Gau».  12  flgd;  Zon.  VII,  22. 
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eine  für  den  Gesamintstaat  anerkannte  Volksversammlung,  die 
Tribunen  eine  zwar  nach  besondern  Grundsätzen  gewählte,  aber 
doch  für  beide  Stände  gültige  Obrigkeit.  Die  Folge  davon  musste 
sein,  dass  auch  Patricier,  welche  in  Bedrängniss  waren,  ihre 
Hülfe  anriefen  und  die  Rechtsvortheile,  welche  bisher  den  Plebe- 
jern allein  zugestanden  hatten,  fortan  auch  auf  sich  an  wendeten. 
Da  der  Wortlaut  des  Gesetzes,  welches  die  Tribunen  schuf,  wie 
es  scheint,  allgemein  alle  von  der  cons ularischen  Gewalt  be- 
troffenen umfasste,  bedurfte  es  zur  Ausdehnung  der  tribuniei- 
schen  Hülfeleistung  an  Patricier  keiner  besondern  neuen  Be- 
stimmung*): es  musste  sich  nur  die  Sitte  eiuführen,  dass  Pa- 
tricier den  Beistand  der  Tribunen  anriefen  und  diese  musste 
naturgemäss  sich  bilden,  seit  die  Tribunen  Beamte  des  gesäum- 
ten Staates  wurden.  Möglich  ist  indessen  auch,  dass  in  dem 
Valerisch- Horatischen  Gesetze  durch  besondere  Bestimmung  die 
von  den  Plebejern  früher  benutzte  Erlaubniss,  die  Hülfe  der 
Tribunen  anzurufen,  fortan  als  allgemein  für  alle  gültig  bezeich- 
net und  somit  auch  den  Patriciern  zugesprochen  wurde;  sicher 
ist  es,  dass  sich  von  jetzt  an  Beispiele  finden,  wo  Patricier 
sich  an  die  Volkstribunen  wenden.  Für  diejenigen  Amtshand- 
lungen der  curulischen  Beamten,  welche  die  Tribunen  nicht 
hindern  konnten,  namentlich  also  auch  für  die  ausserhalb  Roms 
vorgenommenen,  erhielten  sie  von  jetzt  an  die  Befugniss,  Rechen- 
schaft zu  fordern  und,  wenn  sie  dieselben  missbilligten,  selbst- 
ständig und  unbeschränkt  Geldstrafe  bei  den  Tributcomitien  zu 
beantragen.  Die  Möglichkeit  dieser  Rechenschaft  war  die  Wir- 
kung des  Gesetzes,  sein  Wortlaut  ohne  Zweifel  der,  es  solle  den 
Tribunen  frei  stehen,  jeden,  mochte  er  Patricier  oder  Plebejer 
sein,  vor  das  Gericht  des  Volkes  zu  ziehen.  Sie  haben  dieses 
Recht  im  J.  393  v.  Chr.  sogar  gegen  zwei  ehemalige  Volkstri- 
bunen zur  Anwendung  gebracht,  welche  der  öffentlichen  Meinung 
entgegen  getreten  waren  und  ihren  Collegen  beim  Einbringen 
des  Gesetzes  über  die  Verlegung  der  Stadt  nach  dem  kürzlich 
eroberten  Veji  Einspruch  gethan  hatten. b)  Ein  höchst  gefährli- 


a)  Vergl.  oben  1,  200. 

b)  Liv.  V,  29. 


Digilized  by  Google 


Theilnahmo  der  Patricier  an  den  Trihutcomitien. 


9 


rhes  Beispiel,  das,  wenn  es  Nachahmung  gefunden,  die  freie 
Thätigkeit  der  Tribunen  gehindert  und  sie  unter  die  Herrschaft 
der  Parteileidenschaften  gebracht  hätte,  lndess  es  fand  nicht 
Billigung  und  erst  in  den  späten  Zeiten  der  Republik  erlaubten 
Gesetze,  auch  gewesene  Tribunen  wegen  bestimmter  Vergehen 
vor  das  ordentliche  Gericht  zu  bringen. 

Die  Veränderungen,  welche  durch  das  Valerisch -Horatische 
Gesetz  in  den  Können  der  Trihutcomitien  geschahen,  namentlich 
dass  sie  Auspicien  erhielten*)  und  äusserlich  den  Centurienver- 
sanmdungen  näher  gebracht  wurden,  führen  wir  hier  nicht  aus: 
wir  erwähnen  indessen,  dass  von  jetzt  an  die  Patricier  an  ihnen 
Theil  nahmen.  Früher  war  dies  nicht  der  Fall  gewesen,  wenn- 
gleich es  nie  eip  Gesetz  gegeben  zu  haben  scheint,  das  sie  von 
denselben  ausschloss.  Ihre  Theilnahmo  an  den  Trihutcomitien 
war  aus  zwei  Gründen  nicht  möglich  gewesen.  Erstlich  waren 
es  bis  dahin  Standesversammlungen  gewesen,  die  nur  die  Inter- 
essen der  Plebs  berücksichtigten  und  berücksichtigen  durften: 
zweitens  waren  die  Leiter  derselben  die  Volkstribunen,  welche 
zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  durch  das  Irdische  Plebiscit 
Gewalt  über  alle  Plebejer,  die  an  denselben  Theil  nahmen,  er- 
halten hatten:  die  Patricier  aber  räumten,  wie  wir  gesehen,  frü- 
her den  Tribunen  keine  Gewalt  über  sich  ein.  Unmöglich  also 
konnten  sie  früher  an  den  von  den  Tribunen  geleiteten  Tribut- 
'’oraitien  Theil  nehmen.  Wie  es  mit  denen  geschah,  welche  die 
fchnmänner  hielten,  wissen  wir  nicht.  Als  aber  das  erste  Va- 
Imsch-Horatische  Gesetz  den  Tribus  die  Eigenschaften  und  Be- 
fugnisse einer  allgemeinen  Volksversammlung  beigelegt,  das 
dritte,  von  dem  wir  später  sprechen  werden , die  Patricier  der 
Gewalt  der  Tribunen  unterworfen  hatte,  fiel  damit  der  Grund 
fort,  weshalb  die  Patricier  an  den  Trihutcomitien  nicht  Theil 
nahmen.  Als  erste  Beispiele,  dass  dies  wirklich  geschehen, 
werden  uns  durch  die  Ueberlieferung  genannt  der  Dictator  Mam. 
Aemilius,  welcher  434  v.  Ohr.  von  den  Censoren,  deren  Amt  er 
durch  ein  Gesetz  verkürzt  hatte,  aus  der  Tribus  gestossen  und 

a)  Zon.  VII,  19. 
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zum  Aerarier  gemacht  wurde*),  und  die  Abstimmung  über  den 
Gesetzesvorschlag  nach  Veji  auszuwandern,  393  v.  Chr.:  hei 
seiner  Verwerfung  waren  besonders  die  Patricier  thütig,  indem 
sie  nicht  nur  selbst  dagegen  stimmten,  sondern  auch  ihre  Tri- 
busgenossen  zum  Ablehnen  desselben  bewogen. b)  Dass  in  spä- 
terer Zeit  die  Patricier  an  den  Tributcomitien  Theil  nahmen, 
ist  bekannt  und  bedarf  keines  Beweises. 

Bemerkonswertli  und  zum  Strafrecht  gehörig  ist  noch  die 
Strafbestimmung,  welche,  wie  Dionysius  bemerkt,  dem  Gesetze 
hinzugefügt  war.  „Wer  das  Gesetz  absohafft  oder  Übertritt,  den 
trifft,  wenn  er  dessen  überführt  ist,  Tod  und  Verlust  des  Ver- 
mögens.’1 Eine  solche  Strafbestimmung  kennen  wir  nicht  bei 
den  früheren  Gesetzen.  Bei  ihnen  hatte  es  geheissen,  der  Ueber- 
treter  solle  verflucht  (sacer)  sein;  allein  das  war  au  sich  ohne 
bürgerliche  Folgen'):  in  diesem  Gesetze  wird  ausdrücklich  das 
Gericht  angewiesen,  auf  eine  Klage  deshalb  einzugehen.  Ferner 
werden  als  Verbrechen  die  Abschaffung  und  die  Uebertretune 
des  Gesetzes  genannt.  Das  letztere  muss  sich  auf  Bestimmun- 
gen des  Gesetzes,  welche  die  Ueberlieferung  nicht  erhalten  hat. 
beziehen,  das  Abschaffen  kann  nur  auf  diejenigen  Beamten  ge- 
hen, welche  den  Antrag  auf  Abschaffung  stelleu  oder  Verhand- 
lungen darüber  leiten.  Auch  dies  ist  neu,  ein  Versuch,  ein? 
volksthümliche  Massregel  für  immer  imverändert  zu  erhalten. 
Die  härteste,  im  Römischen  Recht  damals  bekannte  Strafe,  Ca- 
pitalstrafe  nebst  Vermögens  Verlust,  wurde  gegen  den  Uebertreter 
festgesetzt,  wahrscheinlich  auch  das  Verbrechen  selbst  unter  den 
allgemeinen  Begriff’  perduellio  gefasst,  und  dieser  damit  erwei- 
tert. Die  Entscheidung  war  bei  den  gewöhnlichen  Gerichtshö- 
fen, bei  denen  alle  'Verbrechen  ordentlicher  Weise  anhängig  ge- 
macht wurden,  und  lag  also  endgültig  in  den  Händen  der  Cen- 
turiatcomitien  und  curulischen  Beamten,  welche  dieselben  leite 
ten.2) 

Das  zweite  Gesetz  der  Consuln  Valerius  und  Horatius  bezoi 


a)  Liv.  IV,  24. 

b)  Liv.  V,  30. 

c)  S.  oben  I,  397. 
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sieh  auf  die  Provocation.  Dieselbe  war  durch  die  Wahl  der 
Zehnmfinner,  welche  über  Leben  und  Güter  aller  Bürger  selbst- 
ständig verfugt  hatten,  thatsächlich  aufgehoben  worden;  vielleicht 
hatte  man  auch,  da  man  eine  neue  Verfassung  zu  schaffen  ge- 
dachte, ihre  dauernde  Abschaffung  beabsichtigt.  Indessen  bei 
der  Wiederannahme  der  alten  Verfassung  waren  Patricier  und 
Plebejer  übereingekommen,  sie  wieder  herzustellen:  es  kam  darauf 
an,  diese  Wiederherstellung  gesetzlich  auszuführen  und  überdem 
für  die  Zukunft  eine  gesetzliche  Aufhebung  derselben  zu  verhü- 
ten. Beide  Zwecke  verfolgte  nach  Livius'  Bericht  das  zweite 
Valerisch  - Horatische  Gesetz.*)  Es  wiederholte  zuerst  das  alte, 
vom  Consul  Valerius  im  ersten  Jahre  der  Freiheit  gegebene  Pro- 
voeationsgesetz,  entweder  es  im  Allgemeinen  bestätigend,  wie 
wahrscheinlich  ist,  oder  auch  Einiges  daraus  wörtlich  wieder 
einschärfend.  Eine  Erweiterung  desselben  war  nicht  nöthig; 
denn  es  bezog  sich,  wie  wir  erwiesen,  auf  alle  Körper-  und 
Vermögensstrafen  und  die  Gesetze  über  diejenigen  Geldbussen, 
welche  die  Beamten  selbständig  verhängen  durften,  wurden,  wie 
wir  wissen,  nicht  verändert.  Von  einer  Strafe,  welche  gegen 
die  trotz  der  Provocation  strafenden  Beamten  bestimmt  worden 
wäre,  hören  wir  auch  nicht:  aus  dem  dritten  Valerisehen  Provo- 
cationsgesetze  dürfen  wir  sogar  schliessen,  dass  in  diesem  zwei- 
ten keine  verordnet  worden  ist.  Neu  wrar.  wie  ausdrücklich  be- 
richtet wird,  nur  der  eine  Zusatz,  dass  kein  Beamter  ohne  Pro- 
voeation  erwählt  werden  dürfe,  und  dieser  Zusatz  war  durch 
die  Gewaltherrschaft  der  Zehumänner  veranlasst  worden.  Dies 
Verbot  wurde  auf  ähnliche  Weise  eingeschärft  , wie  wir  es  eben 
bei  dem  ersten  Valerischen  Gesetze'  geseheu  haben.  Es  kam 
darauf  an,  wenn  es  übertreten  würde,  eine  bestimmte  Persön- 
lichkeit dafür  verantwortlich  zu  machen,  ln  dem  eben  vorge- 
kommenen Falle,  bei  den  Zehnmännern,  hatte  das  Volk  selbst 
auf  Antrag  der  Volkstribunen  wiederholt  auf  die  Wahl  solcher 

a)  Liv.  III,  55  Aliam  deinde  consularem  legem  de  provocatione , uni- 
ciun  praesidinm  libertatis,  Xvirali  potestate  eversam  non  restituuut  modo, 
sed  etiam  in  posterum  muniunt  sanciendo  novam  legem,  ne  quis  ullum  ma- 
pstratum  sine  provocatione  crearet : qui  creasset , eum  ius  fasque  esset 
occidi  neve  ea  cacdes  capitalis  noxae  haberetur. 
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Beamten  gedrungen,  es  hatte  sie  seihst  in  Centuriatcomitien  ge- 
wählt, und  doch  war  es  weder  ausführbar  noch  dem  Römischen 
Staatsrecht  angemessen , das  Volk  selbst  verantwortlich  zu 
machen  und  mit  Strafe  zu  bedrohen.  Man  erklärte  also  in  die- 
sem Falle  denjenigen  als  strafbar,  unter  dessen  Vorsitz  das 
Volk  die  Wahl  von  Beamten  ohne  Provocation  vornehmen  würde.*) 
Bis  hierher  geht  die  Aehnlichkeit  mit  dem  ersten  Valerisch  -Ho- 
ratischen Gesetz,  jetzt  beginnt  die  Verschiedenheit.  Jenes  be- 
stimmt als  Strafe  für  den  Uebertreter  Anklage  und  Verurtheilung 
durch  die  gewöhnlichen  Gerichte,  dieses  spricht  die  Aechtong 
aus,  so  dass  es  keiner  Anklage,  keines  Processes  bedarf:  jeder 
aus  dem  Volke  darf  den  Uebertreter  ungestraft  tiidten.  Die 
Verschiedenheit  ist  natürlich.  Wer  die  Befugnisse  der  Trihnt- 
comitien  ändert,  lässt  die  übrige  Verfassung  bestehen:  es  ist 
möglich,  ihn  anzuklagen  und  zur  Verurtheilung  zu  bringen. 
Wer  aber  Beamte  ohne  Provocation  wählt,  ist  durch  den  Schutz 
dieser  von  ihm  gewählten  sicher:  ihn  vor  Gericht  zu  bringen 
ist  unmöglich.  Gegen  ihn  srlso  spricht  das  Gesetz  unmittelbar 
die  Aechtung  aus,  d.  h.  es  erlaubt  offenen  Aufruhr  und  erklärt 
ihn  in  diesem  Falle  für  gesetzlich. 

Da  diese  härteste  aller  möglichen  Strafen , welche  Empörung 
und  Aufruhr  zur  Folge  hatte,  auf  die  Abschaffung  der  Provoca- 
tion  gesetzt  war,  so  erscheint  das  in  eben  diesem  Jahre  bald 
nach  den  Valerisch  - Hora  tischen  Gesetzen  auf  Antrag  des  Tribu- 
nen M.  Duilius  erlassene  Plebiscit  als  unnütz.  Es  bestimmte: 
„wer  das  Volk  ohne  Tribunen  gelassen  und  einen  Beamten  ohne 
Provocation  gewählt  hätte,  der  sollte  an  seinem  Rücken  und  am 
Leben  gestraft  werden  ”b).  Das  Gesetz  der  Consuln  war  ein 
Centuriatgesetz,  verpflichtete  also  ohne  Zweifel  alle  Bürger,  Pa- 
tricier  wie  Plebejer:  man  fragt,  weshalb  noch  ein  Plebiscit  sehein- 


a)  Allgemein  giebt  nur  den  Inhalt,  nicht  den  Wortlaut  des  Gesetze? 
an  Cie.  de  rep.  II,  31  Lueique  Valeri  Potiti  et  M.  Horati  Barbati , honnuum 
eoncordiae  causa  sapienter  popnlarium , consularis  lex  sanxit , ne  qui  ma- 
gistratus  sine  provocatione  crearetur. 

b)  Liv.  111,  55  M.  Duilius  deiude  tribuuus  plebis  plebem  rogavit  plebes 
que  scivit : qui  plebem  sine  tribunis  reliquisset  qnique  magistratnm  sine 
provocatione  ereasset , tergoac  eapite  puuiretur. 
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bar  desselben  Inhalts  erlassen  wurde,  welches  damals  ebenfalls 
alle  Börger  band.  Man  kommt  zu  der  Folgerung,  dass  das 
Plebiscit  nicht  denselben  Inhalt  gehabt  haben  kann,  wie  das 
Centuriatgesetz : es  muss  etwas  Neues  verordnet  haben,  das  bei 
jenem  entweder  übersehen  worden  war  oder  nicht  hatte  verord- 
net werden  können.  Dies  Neue  liegt  in  der  Bestimmung,  dass 
die  Plebs  nicht  ohne  Volkstribunen  bleiben  darf,  einer  Bestim- 
mung, welche  nicht  von  den  Consuln  und  den  Centuriatcomi- 
tien  erlassen  werden  konnte;  denn  beide  haben  weder  fördernd 
noch  hindernd  irgend  etwas  mit  der  Wahl  der  Volkstribunen  zu 
thun.  Es  müssen  also,  wie  das  Gesetz  verlangt,  jährlich  die 
Yolkstribunen  erwählt  werden,  mag  es  auch  sonst  keine  andern 
Beamten  im  Staate  geben:  sie  gelten  als  die  Hüter  der  allge- 
meinen öffentlichen  Freiheit.  Dies  ist  das  einzige  Neue  in  dem 
Plebiszite.  Livius  spricht  zwar  auch  von  der  Festsetzung  einer 
Strafe  gegen  denjenigen,  welcher  einen  Beamten  ohne  Provoca- 
tion  gewählt  hätte , und  er  hatte  in  dem  Wortlaute  des  Gesetzes 
vielleicht  einen  Anhalt  für  diesen  Zusatz:  indessen  wesentlich 
war  derselbe  nicht.  Das  Wesen  der  Provocation  war,  wie  wir 
gezeigt  haben“),  der  Art,  dass  sie  im  ruhigen  Laufe  der  Staats- 
verwaltung gegen  den  Willen  des  Beamten  schwer  auszuführen 
war,  zumal  in  einem  grösseren  Staate , wo  das  Interesse  der 
Meuge  an  den  einzelnen  Bürgern  gering  sein  musste : t hatsächlich 
ausführbar  wurde  sie  erst  durch  die  Vermittelung  der  Volkstribu- 
nen,  welche  dem  Bedrohten  Schutz  gewährten  und  den  Beam- 
ten so  zur  Beachtung  der  Provocation  zwangen.  Demnach 
konnte  dies  Verhältnis  im  Plebiscite  angedeutet,  gew’iss  aber 
von  Livius  bemerkt  werden,  dass,  wer  die  Plebs  ohne  Tribunen 
Hesse,  damit  Beamten  ohne  Provocation  wählte.  Eine  selbst- 
ständige Bedeutung  hat  jener  Zusatz  von  Livius  nicht.  Das 
Duilische  Plebiscit  war  eine  nothwendige  Ergänzung  das  Vale- 
risch- Horatischen  Gesetzes  und  zwar  eine  Ergänzung,  welche 
eben  nur  durch  die  Plebs  geschehen  konnte.  Bemerkenswerth 
ist  auch  hier  die  Strafbestimmung,  in  gewisser  Beziehung  ähn- 
lich denen  in  den  beiden  eben  erwähnten  Valerisch-  Horatischen 

a)  Man  sehe  unsere  Darstellung  oben  I.  183  Hgd.,  221  tls<d. 
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Gesetzen,  dennoch  aber  wesentlich  verschieden.  Aehnlich  ist, 
dass  wiederum  nur  derjenige , welcher  die  Tributcoinitien  für  die 
Wahl  von  Tribunen  zu  halten  verpflichtet  ist,  also  der  Beamte, 
als  verantwortlich  hingestellt  wird.  Nur  die  Tribunen  selbst 
können  Schuld  daran  sein,  dass  die  Wahl  ihrer  Nachfolger  nicht 
rechtzeitig  oder  nicht  vollständig  geschieht,  also  auch  nur  sie 
werden  mit  Strafe  bedroht.  Verschieden  aber  ist  fliese  Strafe 
selbst.  Zwar  wird  ein  Process  und  gerichtliche  Verurtheiluus 
vorausgesetzt  und  ohne  Zweifel  ist  eine  solche  möglich,  auch 
wenn  es  keine  Volkstribunen  im  Staate  giebt.  Aber  die  Strafe 
soll  am  Kücken  und  eaput  vollzogen  werden,  d.  h.  es  soll  wirk- 
liche Todesstrafe,  mithin  auch  Verhaftung  bei  der  Anklage  ein- 
treten.  Die  Uebertreter  des  ersten  Valerisch-  Horatischen  Ge- 

0 

setzes  wurden  nur  mit  Verlust  des  caput  bedroht:  bei  ihueu 
konnte  auch  durch  Verbannung  die  Strafe-  gebüsst  werden. 3) 

Es  knüpft  sich  an  dieses  Gesetz  ein  schwieriger  Streitpunkt, 
den  auch  wir  hier  nicht  übergehen  dürfen.  Es  ist  nämlich  die 
Frage,  ob  auch  die  Dictatur  von  dem  zweiten  Valerisch -Horati- 
schen  Gesetze  betroffen  wurde  und  in  Folge  dessen  Provoeatiou 
gegen  dieselbe  erlaubt  war.  Dass  die  Dictatur  geschaffen  war, 
um  die  Provoeatiou  zeitweise  aufzuheben,  oder  vielmehr  dass 
sie,  wenn  auch  aus  andern  Gründen  geschaffen,  dennoch  über 
der  Provocation  stand,  ist  zweifellos.  Das  sagt  ausdrücklich 
Pomponius*),  berichten  Livius,  Dionysius  und  Zonaras.b)  So 
viel  genügte  in  der  ersten  Zeit  nach  Vertreibung  der  Könige,  um 
den  Dictatoren  eine  königliche  Macht  zu  verleihen.  Das  später 
errichtete  Volkstribunat  bestand  zwar  auch  unter  der  Dictatur. 
wie  wir  wissen,  fort;  aber  es  konnte  seine  Gewalt  gegen  die- 
selbe nicht  geltend  machen.  So  sagt  Zonaras'):  rNiemaud  hätte 


a)  Pompon,  de  orig.  iur.  § 18  dictatores  proditi  suut,  a quibns  nee 
provocandi  ius  fuit  et  quibus  etiam  capitis  animadversio  data  est. 

b)  Liv.  I f , 8 in  dictatore  non,  ut  in  consulibus , provocatio  erat : c.  29 
dictatorem,  a quo  provocatio  non  est;  111,  20;  Diouvs.  V,  70;  VI,  58: 
Zon.  VII,  13. 

e)  Zou.  VII,  13  xai  o5 t if* aktoflu  -i;  aü-iö  (dem  Diktator)  o5r  £»a*- 
ti'ov  ti  otanpaiaattai  fr/aev,  oü4£  il  i^fiop/oi . und  Vll,  15  von  den  Tri- 
bunen -sfvra  riv  £nßoT(3oi|jitvov  otpä;  ätp^poüv to  oä*  i*  u<iv<u',  iotoiTÄ». 
xai  du  aänüv  v<nv  dpydviiuv.  jrXqv  viiv  oixxatopi uv. 
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dem  Dietator  entgegen  handeln  dürfen,  selbst  nicht  die  Tribunen, 
welche  den  Hülfesuohenden  gegen  jeden  Patricier  und  gegen  die 
Beamten,  aber  mit  Ausnahme  der  Dietataren,  hatten  schützen 
dürfen”,  und  diese  Nachricht  wird  bestätigt  durch  die  Erzählung 
von  dem  falschen  Zeugen  M.  Volscius.*)  Ihn  hatten  die  Tri- 
bunen früher  dadurch  gerettet,  dass  sie  die  Quästoren  hinder- 
ten, die  zum  Volksgerichte  nöthige  Volksversammlung  zu  hal- 
ten: als  aber Cineinnatus Dietator  geworden  war,  behielt  er  sein 
Amt  so  lange,  bis  die  Volksversammlung  gehalten  und  Volscius 
verurtheilt  war.  Man  wird  nicht  irren,  wenn  man  diese  Linum- 
sebränktheit.  der  Dictatur  von  dem  Wortlaute  des  Ständevertra- 
ges, welcher  das  Tribunat  schuf,  berleitet.  Es  war  eingesetzt 
zur  Hülfeleistung  gegen  das  consulare  Imperium. ' ) Als  das- 
selbe getheilt  wurde  mul  auch  an  andere  Beamte  überging,  trat 
gegen  diese  von  selber,  ohne  besonderes  Gesetz,  die  tribuni- 
eische  Gewalt  beschränkend  auf;  aber  die  Dictatoren  hatten  kein 
cousularisches,  sondern  ein  höheres  imperinm,  folglich  galt  ge- 
gen sie  die  tribunicische  Hülfe  und  Einsprache  nicht. 

Mit  dieser  wörtlichen,  dem  Rechtsgefühl  der  Römer  ent- 
sprechenden, Erklärung  mochten  die  Patricier  eine  Zeitlang  die 
Allgewalt  der  Dictatur  wahren;  auf  die  Dauer  konnten  sie  die- 
selbe gegen  die  dem  Tribunate  günstige  Strömung  nicht  retten. 
Wir  haben  darüber  eine  Nachricht  bei  Festusc):  „es  sei  Anfangs 
keine  Berufung  von  dem  Dietator  an  das  Volk  gewesen;  später 
sei  sie  erlaubt  worden  und  seitdem  habe  man,  weil  ihre  Ge- 
walt gegen  die  der  früheren  Dictatoren  verringert  gewesen  sei, 
bei  ihnen  nicht  mehr  hinzugesetzt:  „wie  nach  dem  besten  Ge- 
setze”, und  wenn  gleich  diese  Nachricht  mangelhaft  ist,  weil 
sie  keinen  Zeitpunkt  angiebt,  darf  man  ihre  allgemeine  Richtig- 
keit doch  nicht  bezweifeln.  In  der  letzten  Zeit  der  Republik, 
ans  der  wir  die  sichersten  Nachrichten  haben,  sind  bekanntlich 


a)  S.  oben  1,  293. 

b)  Vergl.  oben  I,  198. 

c)  Festus  p.  198  s.  v.  Optima  lex:  postquam  vero  provocatio  ab  eo 
magistratu  (a  dictatura)  ad  populum  data  est,  quae  ante  non  erat,  desi- 
tum  eat  udiei  ut  optima  lege , utpotc  immiuuto  iure  priorum  magiatrorum. 
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keine  Dictatoren  erwählt  worden,  ausser  Sulla  und  Caesar, 
und  diese  beiden  waren  ausser  der  Dictatur  gesetzlich  noch  mit 
solcher  Maclitfülle  bekleidet,  dass  von  ihrem  Ausspruche  Provo- 
cation  ohne  Erfolg  sein  musste.  Dass  es  während  ihrer  Dicta- 
tureu  Volkstribunen  gab,  ist  sicher,  während  Caesars  Dictatur 
sogar  trotzdem  dass  es  keine  eurulischen  Aemter  gab.  Es  wird 
aber  bei  Caesar  auch  erwähnt,  dass  die  Tribunen  ein  paarmal 
gegen  ihn  selbständig  aufzutreten  versuchten,  woraus' man  auf 
eine  gewisse  Macht,  welche  sie  auch  gegen  die  Dictatur  hatten, 
schliessen  darf.  Cicero  in  seinem  Entwurf  einer  Staatsverfassung 
erwähnt  auch  des  Dictators:  er  solle  dasselbe  Recht  haben  wir 
die  beiden  Consuln : dass  er  ohne  Provocation  sein  soll,  setzt 
er  nicht  hinzu  und  wo  er  die  Provocation  berührt , nimmt  er  die 
Dictatur  von  ihr  nicht  aus.*)  Auch  dies  kann  als  Beweis  die- 
nen, dass  in  der  spätem  Zeit  der  Republik  die  Provocation  ge- 
gen den  Dietator  gestattet  und  den  Volkstribunen  Einspruch 
gegen  die  von  ihm  angeordneten  Massregeln  erlaubt  war.  So- 
mit ist  es  zweifellos,  dass  zu  einem  gewissen  Zeitpunkte  eine 
Verringerung  der  dictatorischen  Gewalt  durch  Erlaubniss  der 
Provocation  eingetreten  ist  und  gewöhnlich  nimmt  man  an,  die- 
selbe sei  durch  dieses  Valerisch -Horatische  Gesetz  geschehen, 
welches  nach  dem  Sturze  der  Zehnmänner  die  eigenthümlicb 
Römische  Einrichtung  der  Provocation  wieder  eingeführt  und  vor 
späterer  Aufhebung  geschützt  habe.4) 

Die  Möglichkeit  davon  ist  nicht  zu  läugnen  und  es  war  fol- 
gerecht, wenn  überhaupt  die  Wahl  eines  Beamten  ohne  Pmvo- 
eation  verboten  wurde , auch  den  Dietator  mit  einzuschliessen. 
Aber  die  Nothwendigkeit  ist  nicht  zu  erweisen.  Wir  kenneii 
nur  den  ungefähren  Hauptinhalt  des  Gesetzes  und  da  dessen 
ganze  Absicht  nur  dahin  ging,  die  alte  regelmässige  Verfassung, 
nach  der  zwei  Consuln  mit  begränzter  Gewalt  an  der  Spitze  des 
Staates  standen,  gegen  neue,  nicht  im  Herkommen  liegende. 
Beamte  ohne  Provocation  zu  sichern,  wäre  es  sehr  wohl  denk- 
bar, dass  die  Dictatur  entweder  stillschweigend  oder  ausdrück- 
lich ausgenommen  worden  ist.  Sie  wird  nur  auf  kurze  Zeit  und 


tt)  Cic.  de  leg.  III,  3,  ti  und  9. 


Digitized  by  Google 


Ausnahmestellung  der  Dictatur. 


17 


zn  besondem  Zwecken  geschaffen:  das  ist  sehr  verschieden  da- 
von, wenn  Beamte  ohne  Provocation  als  regelmässige  Obrigkeit 
erwählt  werden.  Ja  bei  genauer  Erklärung  bezog  sich  das  Ge- 
setz gar  nicht  auf  die  Dictatur.  Sein  Wortlaut  ist  uns  zwar 
nicht  alterliefert:  aber  man  mnss  doch  annehmen,  dass  die  Be- 
richte der  Schriftsteller  über  dasselbe,  wenn  gleich  kurz,  doch 
sorgfältig  abgefasst  siud.  Nach  ihnen  also  verbot  das  Gesetz 
* "ahl  (wäre)  irgend  eines  Beamten  ohne  Provocation;  eine 
Ml  aber  geschieht  nach  Römischen  Begriffen  nur  durch  das 
folk.  Der  Dictator  dagegen  wird  bekanntlich  nie  durch  das 
'ulk  ernannt,  sondern  nach  einem  Senatsbeschlusse  durch  die 
tonsul n ernannt,  und  wenngleich  es  auch  von  ihm  bei  minder 
sorgfältigen  Schriftstellern  mit  dem  sonst  bei  Beamten  üblichen 
Ausdrucke  heisst,  er  sei  creirt  worden,  ist  es  doch  zweifellos, 
Aks  der  eigentliche  und  herkömmliche  Ausdruck  ist,  er  werde 
ernannt  (dicitur).  Mithin  findet  das  Valerisch- Horatische  Gesetz 
u/iien  Dictator  keine  Anwendung.»)  Seine  Stellung  ist  in 
jeder  Beziehung  eine  Ausnahme  im  Römischen  Staatsrecht:  er 
«dieiu  von  allen  Beamten  wird  ohne  Befragung  des  Volkswillens, 
ec  allein  in  der  Einzahl  ernannt : er  konnte  sehr  w'ohl  auch  in 
dem  Gesetze,  welches  die  Unumschränktheit  anderer  Beamten 
verbot , ausgenommen  werden.  Es  ist  aber  zweifellos,  dass  ge- 
f*  die  Dictatur  auch  nach  dem  Valerisch -Horatischen  Gesetze 
feöe  Provocation  galt.  Dies  beweist  Livius’  Erzählung  von  Sp. 
Mlius'  Aufstande  im  Jahre  439  v.  Chr.b)  Als  derselbe  im 
Kroate  zur  Sprache  kam , wurden  die  Consuln  wegen  ihrer  Nach- 
i'-igkeit  hart  getadelt:  sie  entschuldigten  sich  damit,  dass  ihre 
Mht  durch  die  Gesetze  über  die  Provocation  eingeschränkt  sei : 
**  wollten  daher  einen  Dictator  ernennen.  So  wurde  Cincinna- 
zum  Dictator  ernannt  und  er  lies«  Sp.  Maelius,  als  dieser 


a;  Man  vergleiche  die  Erklärung  des  Gesetzes  über  die  Steilung  der 
Tribunen  zum  Dictator  oben  S.  15. 

b)  Liv.  IV,  13  consules  inunerito  incrcpari,  qui  constricti  legibus  de 
frFjvocatione  ad  dissolvendum  imperium  latis,  nequaquam  tantuin  virium 
k&gistratu  ad  eam  reui  pro  atrocitate  vindicandaiu,  quantuin  aniini  lia- 
M-ot  Opus  esse  non  forti  solura  viro,  sed  libero  exolutoque  legum 
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sich  vor  seinem  Richterstuhle  zu  erscheinen  weigerte,  tödten. 
So  sehr  das  Volk  darüber  erbittert  war  und  es  auch  die  Volks- 
tribunen, welche  als  Unterstützer  von  Maelius  erwähnt  werden, 
sein  mussten,  so  wenig  lesen  wir  doch  von  einem  Widerstande. 
Als  der  Dictator  erklärt  hatte,  Maelius  sei  mit  Recht  getödtet. 
wurden  die  Bewegungen  des  Volkes  unterdrückt  und  nicht  ein- 
mal eine  Anklage  fand  statt.  Nur  dadurch  rächten  sich  die 
Volkstribnneu , dass  sie  für  das  folgende  Jahr  die  Wahl  vonCon- 
sulartribunen,  nicht  von  Consuln  durchsetzten.  Aber  auch  lange 
nach  dieser  Zeit  blieb  die  Dictatur,  wie  sie  es  bei  ihrer  Ein- 
setzung gewesen  war,  allmächtig,  nicht  eingeschränkt  durch 
die  Provocation  oder  die  Tribunen.  Im  Jahre  363  v.  Cbr.  war 
L.  Manlius  imperiosus  eiuer  religiösen  Ceremonie  halber,  nni 
den  Nagel  einzuschlagen,  zum  Dictator  erwählt  worden:  er  über- 
schritt, seinen  Auftrag  und  hob  ein  Heer  gegen  die  Herniker  aus 
und  zwar  mit  grosser  Strenge  und  Grausamkeit  Nach  alter  Sitte 
strafte  er  die  Bürger,  welche  nicht  gehorchten,  mit  Geld,  peitscht* 
sie  mit  Ruthen,  warf  sie  ins  Gefäugniss.*)  Wir  lesen  von  kei- 
ner Abhülfe,  die  durch  Provocatiou  oder  die  Tribuneu  geschafft 
worden  sei:  erst  als  Manlius  seine  Dictatur  niedergelegt  hatte 
klagten  ihn  die  Tribuneu  an  und  zwar  nicht,  weil  er  die  Pro 
vocation  vernachlässigt  oder  seinen  Auftrag  überschritten  hätte 
sondern  weil  er  einige  Tage  über  die  Zeit,  für  welche  er  er 
nannt  war,  Dictator  geblieben  war. b) 

Die  angeführten  Beispiele  beweisen,  dass  alle  jene  leiden' 
sehaftlichen  Kämpfe,  welche  am  Ende  die  Vereinigung  der  beide* 
Stände  durch  Zulassung  der  Plebejer  zum  Consulate  herbeitühr 
ten , die  Macht  der  Dictatur  nicht  verringerten.  Sie  bestand  nni 
geschmälert,  wie  sie  zuerst  eingesetzt  worden  worden  war,  uni 
wurde  häufig  angewendet  — ein  Zeichen  von  der  Mässigunjj 
welche  die  Dictatoren  selbst  bewiesen,  und  der  Nothwendigkeil 
welche  der  ganzen  Einrichtung  zu  Grunde  lag.  Indessen  einig 

a)  Liv.  VII,  4 Acerbitas  indelectu,  non  damno  modo  civium,  sed  etial 
dilaceratione  corporuin  lata,  partim  virgis  caesis,  qui  ad  uouiina  non  « 
spondissent,  partim  in  vinda  ductis,  invisa  erat. 

b)  Diesen  Grund  der  Anklage  geben  an  Cic.  de  off.  Hl,  31,  112  uni 
VaL  Max.  V,  4,  3;  Livius  giebt  keinen  Grund  an. 
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Zeit  nach  der  Eintracht  der  Stände  werden  uns  Andeutungen 
überliefert,  welche  auf  eine  veränderte  Stellung  der  Dictatur  hin- 
weisen.  Im  Jahre  314  v.  dir.  war  C.  Maenius  zum  zweiten 
Male  Dictatur  rei  gerendae  causa.  So  nennen  ihn  die  Capi- 
toliuiseheu  Fasten,  während  Livius  erzählt,  er  sei  zur  Anstellung 
von  Untersuchungen  ernannt  worden.*)  Ohne  Zweifel  geben  die 
Fasten  den  eigentlichen  Titel  des  Dictators,  Livius  erwähnt  nur 
die  Absicht,  weshalb  er  ernannt  wurde  und  es  ist  fraglich,  ob 
und  auf  welche  Weise  dieselbe  in  dem  Senatsbeschlusse,  welcher 
der  Ernennung  des  Dictators  vorhergehen  musste,  angegeben 
war.5)  C.  Maenius  hielt  die  Untersuchungen  nicht  nur  in  Ca- 
]>ua,  sondern  dehnte  sie,  da  er  eine  allgemeine  Vollmacht  über 
alle  Staatsverbrechen  erhalten  zu  haben  behauptete,  auch  auf 
Kum  aus.  Hier  aber  fügten  sich  ihm  die  vor  sein  Gericht  Ge- 
ladenen nicht:  sie  riefen  die  Hülfe  der  Tribunen  an;  als  diese 
ihnen  nicht  halfen,  drohten  sie  dem  Dictatur,  sie  wollten  ihn 
nach  der  Niederlegung  seines  Amtes  mit  gleicher  Anklage  verfol- 
gen und  brachten  es  durch  diese  Verläumdungen  dahin,  dass 
er  die  Dictatur  niederlegte  und  sich  freiwillig  dem  Gerichte 
stellte,  das  ihn  freisprach.  Nach  der  Erzählung  von  Livius  haben 
bier  die  Tribunen  ein  Recht,  gegen  den  Dictatur  Hülfe  zu  leisten. 

Hätten  sie  es  nicht  gehabt,  so  wären  die  Angeklagten  thöricht 
gewesen,  sich  an  sie  zu  wenden  und  derDictator  hätte  sie  ohne 
Heiteres  strafen  können.  Die  Tribunen  helfen  nicht,  weil  sie 
das  Verfahren  des  Dictators  billigen.  Somit  liegt  in  Livius’  Er- 
zählung ein  mittelbarer  Beweis  für  die  Beschränkung  der  Dicta- 
tur durch  das  Tribunat,  und  diese  Beschränkung  ist  in  die  Zeit 
zwischen  363,  wo  wir  das  letzte  Beispiel  von  der  Allmacht  des 
bietators  gefunden  haben,  und  314  v.  dir.  zu  setzen.  In  den 
allgemeinen  Verhältnissen  der  Römischen  Verfassung  liegt  kein 
Grund  gegen  die  Annahme  einer  damals  geschehenen  Aenderung 
der  dictatori8chen  Gewalt:  sie  war,  wie  wir  gesehen,  folgerich- 
tig, aber  der  Zeitpunkt  konnte  verschiedentlich  gewählt  werden. 

Es  haben  überhaupt  mit  den  Dictatoren  einige  Veränderungen 

a)  Liv.  IX,  26  De  quibus  (principum  coniurationibus  Capuae  factis)  cum 
ad  senatum  re  lat  um  esset,  haudquaquam  ncglecta  res  est,  quacstioues  de- 
cretae  dietatoremque  quaestionibus  exercendia  dici  placuit 
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stattgefunden,  welche  in  unserer  Ueberlieferang  nicht  berichte! 
werden.  Livius  erzählt,  das  Gesetz,  welches  vor  der  Wahl  de? 
ersten  Dictator  gegeben  wurde,  hätte  verordnet,  Dictator  und 
Heiteroberst  sollten  gewesene  C’onsuln  sein“),  und  die  ersteo 
waren  es.  Aber  458  v.  Chr.  wurde  zuerst  L.  Tarquitius,  wel- 
cher das  Consulat  noch  nicht  bekleidet  hatte,  Reiteroberst  uuc 
schon  der  dritte  Dictator  M"  Valerius  Volusus,  vielleicht  schon 
sein  Vorgänger,  war  nicht  Consul  gewesen.  Wie  und  aus  wel- 
chen Gründen  diese  Aenderung  geschehen  ist,  wird  nicht  über- 
liefert. Später  finden  sich  mannigfache  Schwankungen,  indem 
bald  mehr  bald  minder  häufig  nicht  Consulare  die  Dictatur  er- 
hielten; am  Ende  wurde  es  Sitte,  dass  durchgehends  ConsuL 
gewählt  wurden,  während  bei  den  Reiterobersten  das  Verhak 
niss  schwankend  blieb.6)  Sehr  leicht  konnte  sich  also  aad 
eine  Veränderung  in  der  dictatorisehen  Gewalt  «1er  Ueberliefenui; 
entziehen,  zumal  als  dadurch  kein  neuer  Grundsatz  in  das  Kö- 
rn i sehe  Staatsrecht  eingeführt,  sondern  nur  ein  längst  aner- 
kannter etwas  erweitert  wurde. 

Das  dritte  der  Valerisch  - Horatischen  Gesetze  bezog  skb 
auf  die  Unverletzlichkeit  der  Volkstribuneu  und  der  Bericht  dar- 
über ist  sehr  forderlich  zur  Erklärung  der  Gesetze,  welche  be 
der  ersten  Einsetzung  der  Tribunen  gegeben  wurden.  Livius' 
beginnt  damit,  die  Unverletzlichkeit  der  Volkstribuneu  sei  bei- 
nahe dem  Gedächtnisse  der  Leute  entschwunden  geweseu.  Mar; 
fragt,  weshalb.  Einmal  offenbar,  weil  die  Regierung  der  Zeia- 
männer  ohne  Provocatiou  und  Volkstribunen  zwei  Jahre  gedauert 
hatte , dann  aber  besonders , weil  sehou  vorher  seit  der  Ein- 
setzung der  Tribunen  vielfache  Beleidigungen  derselben  stattge- 
funden hatten,  und  zwar  ohne  Strafe.  Zwar  von  den  Plebejern 
sind  gewiss  manche,  welche  sich  an  ihnen  vergriffen,  bestraf 

a)  Liv.  II,  18  Consulares  (dictatorem  et  magistrum  equitum)  legere; 
ita  lex  iubebat  de  dietatore  creando  lata. 

b)  Liv.  III,  55  ipsis  quoque  tribunis,  ut  sacrosancti  viderentur,  cuiu- 
rei  prope  iara  memoria  aboleverat,  relatis  quibusdam  ex  magno  iutervalk 
caerimoniis  renovarunt  et  cum  religione  inviolatos  eos  tum  lege  etiam  fixe 
runt  sanciendo,  ut  qui  tribunis  plebis,  aedilibus,  iudicibus,  Xviris  nociiio 
set,  eius  caput  lovi  sacruin  esset,  familia  ad  aedem  Cereris  Liberi  Liberae- 
que  venurn  iret. 
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worden:  wir  haben  ja  das  Beispiel  eines  Lictor,  der  auf  Befehl 
der  Consuln  ihnen  zu  nahe  getreten  war  und  der  vom  Tarpeji- 
Felsen  gestürzt  werden  sollte.*)  Aber  die  Patricier  selbst  waren 
wegen  alles  Widerstandes,  welchen  sie  den  Tribunen  leisteten, 
unbestraft  geblieben  und  diese  Straflosigkeit  der  vornehmsten 
Bürger  hatte  auf  alle  zurückgewirkt.  Von  jetzt  an  aber  sollten 
die  Tribunen  Beamte  des  gesummten  Staates  sein  und  die 
Stellung,  welche  sie  bisher  nur  hei  dem  einen  Stande  gehabt 
hatten,  bei  dem  ganzen  Volke  einnehmen.  Dazu  gehörte  vor 
allen  Dingen  die  Anerkennung  ihrer  Unverletzlichkeit  auch  durch 
die  Patricier.  Zwei  Massregeln  wurden  deshalb  ergriffen. 

Erstlich  wurden,  wahrscheinlich  in  Folge  eines  eigends  dazu 
gegebenen  Gesetzes,  die  Feierlichkeiten,  welche  bei  der  ersten 
Einsetzung  der  Volkstribunen  vorgenommen  worden  waren,  er- 
neuert. Darunter  können  nicht  diejenigen  Feierlichkeiten  ver- 
standen werden,  durch  welche  zuerst  vermittelst  Fetialen  der 
Vertrag  zwischen  Patriciem  und  Plebejern  abgeschlossen  wurde. 
Denn  in  diesem  Vertrage  war  nur  von  der  Einsetzung  der  Volks- 
bribunen,  nicht  von  ihrer  Unverletzlichkeit  die  Rede  und  hier 
sollen  diese  durch  die  Erneuerung  jener  Feierlichkeiten  unver- 
letzlich geworden  sein.  Der  Erneuerung  des  Ständevertrages 
bedurfte  es  auch  nicht,  einmal  weil  derselbe  für  ewig  geschlossen 
war  und  dann,  weil  Patricier  und  Plebejer  über  das  Tribuuat 
einig  waren.  Es  muss  also  diejenige  Feierlichkeit  gemeint  sein, 
vermöge  deren  die  ersten  Volkstribunen  selbst  die  Plebs  durch 
«inen  Schwur  verpflichteten,  ihre  Beamten  für  heilig  und  unver- 
letzlich zu  erachten  und  jeden  Zuwiderhandelnden  mit  der  höch- 
sten religiösen  Strafe,  der  Aechtung,  zu  belegen.  Weil  die  Pa- 
tricier früher  diesen  Schwur  nicht  geleistet  hatten,  waren  sie 
nicht  durch  die  Unverletzlichkeit  der  Tribunen  gebunden  gewe- 
sen. Jetzt  mussten  sie  denselben  Schwur,  wie  einst  die  Plebe- 
jer, leisten,  und  dass  sie  dies  gethan  haben,  beweisen  die  fol- 
genden Worte  von  Livius  selbst,  der  erklärt:  „die  Tribunen 
seien  durch  den  alten  Schwur  der  Plebs  damals,  als  sie  zuerst 


a)  Siche  oben  I,  228. 


Digitized  by  Google 


22 


Die  Unverletzlichkeit  der  Volkstribunen 


diese  Gewalt  schuf,  unverletzlich.”*)  Er  hätte  eigentlich  noch 
hinzusetzen  müssen,  dass  dieser  alte  plebejische  Schwur  jetzt 
auch  von  den  Patriciern  geleistet  worden  war.  Dass  die  Tri- 
bunen aber  von  jetzt  an  bei  den  beiden  Ständen  gleichmässig 
unverletzlich  waren,  geht  aus  den  früherb)  von  uns  angeführten 
Beispielen  hervor. 

Ausser  der  religiösen  Verbindlichkeit,  welche  man  dem 
ganzen  Volke  auferlegte,  hielt  man  noch  ein  Gesetz  für  nöthig, 
um  tlie  alte  durch  der  Zehnmänner  Regierung  fast  in  Vergessen- 
heit gerathene  Verfassung  wiederherzustellen:  wahrscheinlich 
wollte  man  damit  auch  noch  andern  plebejischen  Beamten,  welche 
zur  Zeit  des  Ständevertrages  auf  dem  heiligen  Berge  noch  nicht 
dagewesen  waren,  Anerkennung  durch  den  gesaramten  Staat 
verschaffen,  lieber  das  Icilische  Plebiscit,  welches  die  Leitung 
der  Tributcomitien  durch  die  Tribunen  geregelt  hatte,  kann  mau 
zweifelhaft  sein:  vielleicht  war  es  schon  in  das  erste  Valerisch- 
Iloratische  Gesetz  über  die  Bedeutung  der  Tributcomitien  aufge- 
nommen worden.  Sicher  ist  es , dass  fortan  die  Störungen  der 
plebejischen  Volksversammlungen  durch  die  Patricier  aufhören 
und  dass  diese  durchweg  der  Gewalt  der  Tribunen  unterworfen 
sind.  Von  dem  Valerisch-Hora tischen  Gesetze  ist  uns  zwar  nicht 
der  ganze,  aber  doch  der  Hauptinhalt  wörtlich  überliefert:  er 
lautete  so:  „Wer  den  Volkstribunen,  Aedilen,  Richtern,  Zehn- 
männern  geschadet  hätte,  dessen  Haupt  solle  dem  Jupiter  ge- 
weiht sein,  sein  Vermögen  beim  Tempel  der  Ceres,  des  Liber 
und  der  Libera  verkauft  werden.”  Die  Entscheidung,  zu  Gun- 
sten welcher  Beamten  es  erlassen  worden  sei,  ist  sehr  schwie- 
rig und  unsicher:  sie  hängt  von  der  Auffassung  „der  Richter, 
Zehnmänner”  ab.  Dieser  Ausdruck  war  schon  zu  Livius*  Zeit 
unklar:  er  selbst  versteht  ihn  nicht  und  die  Erklärungen  seiner 
Zeitgenossen,  welche  er  anführt,  beweisen  deren  Unsicherheit 
Kein  Wunder  also,  dass  er  uns  noch  grössere  Schwierigkeit 
macht.  Gewöhnlich  verbindet  man  jetzt  beide  Worte  und  ver- 

a)  Liv.  1.  1.  tribunos  vetere  iureiurando  plebis  cuui  priinum  earu  po- 
testatem  creavit,  sacrosanctos  esse. 

b)  S.  oben  I,  229  flgd. 
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steht  Zehumänner,  welche  Richter  sind.7)  Diese  Meinung  ist 
indessen  unmöglich,  aus  zwei  Gründen,  von  denen  jeder  einzeln 
genügt,  sie  zu  widerlegen.  Erstlich  ist  der  Name  „Richter- 
Zehntnänner’  (iudices  Xviri)  im  Lateinischen  unerhört,  wenig- 
stens in  einem  Gesetze.  Das  gewöhnliche  ist,  dass  zu  der  Zahl 
der  Beamten,  welche  für  ein  ausserordentliches  Amt  erwählt 
werden,  die  Bezeichnung  der  Amtstätigkeit  im  Dativ  gesetzt 
wird,  seltener,  aber  doch  vollkommen  dem  Sprachgebrauch  an- 
gemessen, geschieht  die  Bezeichnung  durch  ein  Adjeetivum. 
Aber  Dativ  und  Adjeetivum  müssen  in  dem  gewöhnlichen  Aus- 
drucke nachgestellt  werden  und  in  einem  Gesetze  konnte  kein 
Römer  die  Worte  iudices  Xuiri  als  einen  einzigen  Begriff  auffassen. 
Livius  selbst,  dem  sonst  die  Bedeutung  derselben,  wie  gesagt, 
nicht  klar  war,  hat  sie  nicht  so  aufgefasst.  Er  macht  die  Be- 
merkung,  eiuige  Erklärer  hätten  aus  ihnen  den  Schluss  gezogen, 
dieses  Valerische  Gesetz  bezöge  sich  auch  auf  die  Consuln  und 
die  mit  den  Consuln  unter  gleichen  Auspicien  erwählten  Präto- 
ren; denn  der  Consul  heisse  Richter,  iudex.  Er  widerlegt  diese 
Erklärung  mit  der  weiteren  Bemerkung,  in  jener  Zeit  habe  der 
Consul  noch  nicht  iudex , sondern  praetor  geheissen.  Hätte  er 
iudices  Xviri  zu  einem  eiuzigeu  Begriffe  verbunden,  so  hätte, 
da  die  Consuln  nimmermehr  zu  den  richterlichen  Zehnmännern 
gezählt  werden  können,  darin  die  beste  Widerlegung  jener  Er- 
klärung gelegen.  Ja  selbst  jene  alten  Gelehrten,  welche  die  von 
Livius  verworfene  Erklärung  aufstellten,  haben  nicht  iudices 
Xviri  verbunden:  sonst  hätten  sie  nie  an  die  Consuln  ge- 
dacht. Deshall)  werden  w'ir  ebenfalls  abgesondert  iudices  und 
Xviri  als  Richter  und  Zehnmänner  auftässen  müssen.  Noch 
einen  andern  Fingerzeig  geben  uns  die  Versuche  der  alten 
Gelehrten,  einen  zu  ihrer  Zeit  unklaren  Ausdruck  zu  erläutern: 
sie  haben  nicht  geglaubt,  dass  das  Gesetz  nur  zum  Besten  ple- 
bejischer Beamten  gegeben  worden  sei.  Denn  sonst  hätten  sie 
an  die  Consuln  nicht  denken  können.  Von  dieser  Ansicht  ab- 
zugehen ist  kein  Grund.  Die  Consuln  wollten  durch  die  neue 
Verordnung  nicht  bloss  für  die  plebejischen  Beamten  sorgen: 
sie  hatten  dies  auch  schon  durch  die  Erneuerung  des  Schwures 
iu  Betreff-  der  Tribunen  genügend  gethau:  sondern  getreu  ihrem 
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Plane,  die  beiden  Stünde  zu  vereinen,  wollten  sie  überhaupt 
Beamten,  welche  sonst  keine  genügende  äussere  Gewalt  zu 
haben  schienen,  den  nöthigen  Schutz  verleihen.  Man  kann 
demnach  sehr  wohl  unter  iudices  die  gewöhnlichen  Richter, 
welche  in  Privatstreitigkeiten  und  zum  Tlieil  auch  in  Criminal- 
processen  den  Parteien  gegeben  wurden , verstehen.  Der  that- 
sächliche  Erfolg  der  Decemviralgesetzgebung  war  eine  neue  und 
feste  Anordnung  des  Gerichtswesens  gewesen:  nur  derjenige 
Theil  derselben,  welcher  nebst  der  sonstigen  Staatsverfassuug 
auch  über  die  Beamten,  welche  zur  Leitung  desselben  berufen 
waren,  handeln  sollte,  war  nicht  zur  Ausführung  gekommen, 
und  es  ist  sehr  wohl  möglich,  dass  die  Consuln  jetzt  einigt 
Bestimmungen  deshalb  trafen.  Es  war  billig,  dass  man  für  die 
Würde  und  Unverletzlichkeit  der  Richter,  auf  welchen  die  Ver- 
waltung der  Rechtspflege  beruhte,  Sorge  trug  und  zwar  ohne 
ihnen  eine  äussere  Gewalt  zu  verleihen,  indem  man  auf  religiö- 
sen Gründen  ihre  Ileilighaltung  dem  Gewissen  der  Bürger  empfahl. 
Auch  unter  den  Zehnmännern  wird  man  eine  richterliche,  aber 
plebejische,  Behörde  verstehen  müssen.  Zwar  die  späteren  J5V»Vi 
stlitibus  iudicatulis  gab  es  damals  noch  nicht;  denn  es  ist  kein 
Grund  vorhanden,  wie  einige  Gelehrte  es  thun,  der  Angabe 
von  Pomponius“)  zu  misstrauen,  der  ihre  Einsetzung  einer  viel 
späteren  Zeit  zuschreibt.  Indessen  ist  es  damit  sehr  wohl  ver- 
einbar, dass  ihre  Anfänge  viel  früher  vorhanden  waren:  nur 
ihre  spätere  Gestalt  und  Befugnisse  erhielten  sie  in  der  v« 
Pomponius  angegebenen  Zeit.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  <fe 
Plebs  auch  ausser  den  Tribunen  für  die  Schlichtung  ihrer  be 
sondern  Streitigkeiten  schon  von  Alters  her  sich  Beamten  er- 
wählte; sie  gingen  später,  als  der  Unterschied  der  Stände  erlo- 
schen war,  in  Beamte  des  Gesammtstaates  über.  Ja  selbst  in 
der  Zehnzahl  müssen  sie  dagewesen  sein : das  beweisen  die  zehn 
Tribunen,  die  zehn  mit  der  Gesetzgebung  betrauten  Beamten. 
Sie  also  können  unter  den  Zehnmännern  des  Valerisch-Horatisehen 
Gesetzes  verstanden  werden.  Freilich  ist  alles  dies  Vermutbung, 
aber  ohne  Vermutbung  wird  das  Räthsel  in  Livius’  Worten  nicht 
gelöst  werden  können. 

a)  Pompon.  § 29  Dig.  de  orig.  iur.  (I,  2). 
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Eigenthümlich  ist  die  andere  von  Livius  gemachte  Bemerkung. 
Die  Juristen,  sagt  er,  behaupteten,  nach  dem  Valerisoh-Horati- 
scheu  Gesetze  sei  keiner  von  den  genannten  Beamten  heilig 
and  unverletzlich  ( mcrosanctu s);  sondeni,  wenn  irgend  einer 
einem  von  ihnen  geschadet  hätte,  würde  dies  für  den  Göttern 
verfallen  erklärt.  Daher  werde  der  Aedil  von  den  höhem  Be- 
amten ergriffen  und  in  das  Gefangniss  geführt : denn  man  schade 
demjenigen,  dem  man  nach  diesem  Gesetze  nicht  schaden  dürfe : 
aber  es  sei  ein  Beweis,  dass  der  Aedil  nicht  „heilig”  sei;  die 
Volkstribunen  seien  heilig  nach  dem  alten  Schwur  der  Plebs 
aaf  dem  heiligen  Berge.  •)  Das  ist  ein  feiner,  für  uns  fast  un- 
verständlicher Unterschied,  den  die  Römischen  Juristen  aufstell- 
ten. Freilich  nicht  idle  scheinen  ihn  gemacht  zu  haben,  wie 
z.  B.  Cato  die  Aedilen  gleich  den  Tribunen  für  „heilig”  er- 
klärte. b)  Aber  er  ist,  wie  gesagt,  für  uns  schwer  verständlich. 
Es  heisst:  wer  jenen  Beamten  schadet,  soll  den  Göttern  ver- 
fallen sein:  darin  soll  liegen,  die  Handlung  des  Schadens 
selber  sei  fluchwürdig,  nicht  die  Beamten  „heilig”.  Ist  dies  der 
Fall,  so  begreift  man  das  Verfahren  der  Plebejer  auf  dem  heili- 
gen Berge  in  Betreff  der  Tribunen,  wie  es  uns  Dionysius')  über- 
liefert hat.  Sie  machten  es,  um  den  Tribunen  Unverletzlichkeit 
bei  den  Plebejern  zu  sichern , genau  so,  wie  jetzt  die  Consulu, 
da  de  deren  Heiligkeit  auch  bei  den  Patriciern  feststellen  woll- 
ten. Sie  gaben  zuerst  ein  Gesetz,  ganz  ähnlich  dem  jetzigen 
consularischen , folgenden  Inhalts:  den  Tribunen  solle  Niemand 
zwingen,  etwas  wider  seinen  Willen  zu  thun,  noch  geisseln, 
noch  geisseln  lassen,  noch  tödten,  noch  tödten  lassen.  Wenn 
einer  dies  gethan  hätte,  so  sollte  er  verflucht,  seine  Habe  ver- 
fallen, sein  Leben  vogelfrei  sein.  Das  zweite  war  ein  Schwur, 
wie  Dionysius  sagt,  das  Gesetz  für  ewige  Zeiten  unverbrüchlich 

a)  Liv.  UJ,  55  Hac  löge  iuris  intcrpretes  negant  quem(]uaru  sacrosan- 
'tum  esse,  sed  cum  quis  eorum  cuipiam  nocuerit,  id  sacrum  saneiri. 
Itaque  acdilem  prendi  duciqne  a maioribus  magistratibus:  quod  otsi  nön 
iure  fiat  (uoceri  enim  ei,  cui  hac  lege  non  liceat),  tarnen  argumentum  esse, 
non  haberi  pro  sacrosancto  acdilem:  tribuuos  vetere  iurciurando  plebis 
'um  priiuum  eam  potestatem  croavit,  sacrosanctos  esse. 

b)  Bei  Festus  p.  318  s.  v.  sacrosanctus. 

c)  Dionys.  VI,  89. 
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halten  zu  wollen.  Sein  Inhalt  kann  von  Dionysius  nicht  voll- 
ständig angegeben  sein.  Denn  auf  ihm  beruhte,  wie  er  sagt 
die  Heiligkeit  des  Tribunates:  diese  muss  noch  durch  einige  be- 
sondere Formeln  bestimmt  worden  sein,  welche  früher  die  Plebs, 
jetzt  auch  die  Patricier  banden.  Livius  wurde  zu  seiner  Bemer- 
kung veranlasst  einmal  durch  die  Anwendnng  der  tribunicischen 
Gewalt,  welche  man  zu  seiner  Zeit  machte,  um  dem  Kaiser 
Augustus  eine  vor  allen  Bürgern  ausgezeichnete  und  gegen  jeden 
Angriff  mit  Wort  und  That  gesicherte  Stellung  zu  geben8),  fer- 
ner durch  den  thatsächliehen  Unterschied , welcher  in  der  gan- 
zen Römischen  Geschichte,  zwischen  dem  Tribunat  und  der 
Aedilität,  sowie  den  übrigen  genannten  Aemtern  bestand.  Je» 
galten  immer  für  durchaus  unverletzlich  und  wer  ihrer  Person 
zu  nahe  trat,  beging  einen  Frevel  gegen  die  Götter:  diese  stau-  i 
den  unter  der  Botmässigkeit  der  höheru  Beamten  und  sind  oft 
mit  Zwang  zurecht  gewiesen  worden.  Freilich  auch  der  Tribu- 
nen Unantastbarkeit  durch  Wort  und  That  konnte  mehr  iu  der 
Theorie  aufrecht  erhalten  werden  als  in  der  Wirklichkeit.  So  j 
lange  der  Kampf  der  Stände  währte  und  die  Plebejer  mit  Eifer- 
sucht an  ihren  Rechten  festhielten , auch  die  Einfachheit  der  Sit-  j 
teil  grösser  war,  hören  wir  nichts  von  Missbrauch  oder  Besehrän-  | 
kung  der  tribunicischen  Gewalt.  Später  bildete  sich  der  in  der  Na- 
tur der  Sache  liegende  Unterschied,  dass  die  Volkstribunen,  wenn-  I 
gleich  sie  für  ihre  Person  immer  unantastbar  blieben,  deum« 
für  ihre  Handlungen  nur  dann  vollständige  F reiheit  uud  Unift 
hängigkeit  genossen,  wenn  dieselben  Amtshandlungen  war«- 
dagegen  für.  die  Handlungen  des  Privatlebens  gleich  anderu  Bi1- 
gern  dem  allgemeinen  Gesetze  und  Rechte  unterworfen  wart#- 
Ein  Zeitpunkt  für  die  Anerkennung  dieses  Unterschiedes 
sich  nicht  nachweisen,  sie  erfolgte  auch  nicht  durch  ein  Geseü, 
sondern  bildete  sich  natürlich  aus  den  Verhältnissen,  wie  auoh 
das  Verfahren  dabei  sich  natürlich  entwickelte.  Das  Collegi® 
der  Volkstribunen  war  der  Gerichtshof,  welcher  die  Frage  ent- 
schied , ob  etwas  Amts-  oder  Privatsache  sei:  seiner  Entschei- 
dung musste  sich  der  einzelne  Tribun  zwar  nicht  dem  strengt» 
Rechte  nach , aber  thatsächlich  fügen.  Es  sind  uns  vier  derartig 
Fälle  überliefert,  drei  wo  Tribunen  wegen  Privathandlungen  v"t 
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Gericht  gezogen  wurden,  Cn.  Tremellius,  der  sieh  thätlich  an 
| dem  Oberpriester  vergriffen  hatte"),  L.  Aurdius  Cotta,  der  sein 
[ Amt  zur  Deckung  gegen  seine  Gläubiger  zu  gebrauchen  ver- 
achte*), C.  Scantinius  Capitolinus,  welcher  von  einem  «indischen 
Aedilen  wegen  Unzucht  vor  dem  Volke  angeklagt  worden  sein 
soll.')  Der  vierte  ähnliche  Fall  bezieht  sich  auf  einen  «indi- 
schen Aedilen d),  der  vergeblich  versuchte,  eine  ihm  als  l’rivat- 
! ptraon  zugefügte  Beleidigung  als  eine  Verletzung  seines  Amtes 


'«r  Gericht  zu  bringen. 

Das  Bedürfniss  eines  geordneten  Staatslebens  brachte  diese 


Veränderung  in  der  Stellung  der  Volkstribunen  hervor:  mit  ihm 
fet  es  unverträglich , dass  eine  Classe  von  Beamten  in  allen  ihren 
| Horten  und  Handlungen  unantastbar  und  „heilig"'  ist.  l’m  es 
zu  befriedigen , hob  man  nicht  das  alte  Gesetz  auf : das  hätte 
man  schon  deshalb  unterlassen,  um  nicht  den  religiösen  Fluch 
auf  sich  herabzuziehen,  man  betrachtete  es  vielmehr  fortwährend 
als  einen  Grundpfeiler  der  öffentlichen  Freiheit.  Aber  die  UVber- 
riustimmung  der  Beamten  und  die  öffentliche  Meinung  machte, 
i dass  es  entweder  nicht  beachtet  oder  anders  erklärt  wurde.  Die 
(köstlichen  Erklärungen  der  Juristen,  von  denen  Livius  spricht, 
kamen  diesem  Streben  zu  Hülfe.  Einige  gingen,  wie  derselbe 
italilt,  so  weit  zu  behaupten,  das  Horatische  Gesetz  gelte  auch 
Br  die  Consuln  und  Prätoren,  denn  die  Consuln  führten  den 
Kamen  iudex , und  die  Prätoren  würden  unter  denselben  Auspi- 
zien, wie  die  Consuln  erwählt.®)  Ich  spreche  nicht  davon  , ob 
die  Erklärung  in  den  Worten  des  Gesetzes  begründet  war  oder 
nicht:  Livius  läugnet  diese  Begründung.  Aber  es  war  unmög- 
lich, diese  Erklärung  aufzustellen,  wenn  die  Stellung  der  Tri- 

p“"  

a)  Liv.  per.  XLV1I. 

b)  Val.  Max.  VI,  5,  4. 

e)  Val.  Max.  VI,  1,  7. 

d.  Gell.  IV,  14.  Aehnlich  wird  der  andere  Fall  bei  Gell.  XIII,  13  ge- 

«sj'-n  sein. 

<*)  Liv.  III,  55  Fuere,  qui  interpretarcutur  eadem  hac  lloratia  lege 
ttBsolibus  quoque  et  practoribus,  quia  iisdem  auspiriis,  quibns  eonmilcs 
»‘-•sraitur,  cautum  esse;  iudiccin  euim  consuletn  appcliari. 
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Heiligkeit  geschützt  war,  wenn  man  täglich  sehen  konnte,  dass 
Prätoren  und  Consuln  angegriffen,  ins  Gefäugniss  geführt,  au- 
geklagt wurden.  Die  Wirklichkeit  des  Staatslebens  hatte  sich 
von  den  alten  Gesetzen,  trotzdem  dass  sie  rechtlich  fortbestan- 
den, frei  gemacht.  Ferner  den  Aedilen,  Richtern  und  Zelin- 
männeru  entgegen  zu  treten,  sagt  Livius,  sei  ein  religiöses  Ver- 
brechen; dennoch  würden  jene  Beamten  von  den  höher  stehen- 
den Beamten  ergriffen  und  in  das  Gefängniss  geführt  und  damit 
wenigstens  eine  Verletzung  der  Gesetze  begangen.  Er  spricht, 
wie  ersichtlich,  von  einer  öfters  vorkommenden  Sache,  welche 
strafrechtlich  nicht  geahndet  wurde.  Wiederum  erkennen  w\t. 
dass  das  alte  Gesetz  und  der  alte  Eidschwur,  wenngleich  recht- 
lich nicht  aufgehoben,  doch  thatsächlich  nicht  beobachtet  wurde. 
Es  ist  nicht  zu  verwundern,  dass  eben  dasselbe  bei  der  Straf- 
bestimmung geschah:  sie  ist  nie  oder  nur  in  seltenen  Fällen, 
wo  es  sich  um  geringe  Leute  handelte,  ausgeführt  worden  und 
konnte  nicht  ausgeführt  werden.  Die  Strafe  bestand , wie  Livius 
sagt,  darin,  dass  das  Haupt  des  Uebelthäters  dem  Jupiter  geweiht, 
seine  Güter  am  Tempel  der  Ceres,  des  Liber  und  der  Libera 
verkauft  wurden.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  dies  dieselbe  Strafe 
ist,  welche  auf  dem  heiligen  Berge  von  den  Plebejern  gegen 
diejenigen  ihrer  Standesgenossen,  welche  den  Tribunen  zu  nahe 
treten  würden , ausgesprochen  wurde.  Sie  lautet  bei  Dionysius*), 
der  Uebelthäter  solle  verflucht,  sein  Vermögen  der  Ceres  geweiht 
sein:  wer  ihn  getödtet  hätte , solle  straflos  sein.  Wir  haben  also 
wiederum  den  Begriff  der  religiösen  Verfluchung h),  der  sich  bei 
weiterer  Ausbildung  der  Staatsverfassung  nicht  anders  ausführeu 
lässt,  als  dass  der  Uebelthäter  gerichtlich  verurtheilt  und  dann 
mit  der  höchsten  üblichen  Todesstrafe  belegt  wird.  Wir  haben 
früher  von  dem  ursprünglichen  Begriffe  dieser  Verfluchung  ge- 
handelt') und  von  dem  Rechte,  welches  die  Tribunen  darum 
herleiteten , Jeden  ihnen  in  Wort  und  Tliat  entgegen  tretend« 
augenblicklich  mit  den  höchsten  Strafen  zu  belegen.  Versuche 


a)  Dionys.  VI,  89  a.  a.  0. 

b)  Vergl.  oben  I,  393  und  II,  10. 

c)  S.  oben  I,  229. 
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es  auszuüben,  wurden,  wo  es  sieb  nicht  gerade  um  geringe  Leute  oder 
schlimme  Fälle  handelte,  durch  den  Einspruch  der  andern  Tri- 
bunen gehindert.  Bei  der  Einziehung  des  Vermögens  war  das 
Verfahren  dies,  dass  der  Tribun  die  Güter  des  Uebelthäters  der 
Ceres  weihte,  worauf  sie  dann  später  zum  Besten  von  deren 
Tempel  verkauft  wurden.  Indessen  das  rechtliche  Herkommen, 
wenngleich  wir  vou  keinem  derartigen  Gesetze  wissen,  war  der 
Art,  dass  eine  solche  Weihung,  selbst  wenn  sie  mit  alleu  Förm- 
lichkeiten durch  einen  Tribunen  geschehen  war,  dennoch  ohne 
eine  gerichtliche  Verurtheilung  nicht  galt.  Wir  können  dies 
an  einem  berühmten  Beispiele  nachweisen.  Der  Volkstribun  C. 
Atinius  Labeo  im  Jahre  130  v.  Chr.  glaubte  sich  vom  Censor 
Q.  Metellus  beleidigt  und  hätte  ihn , wenn  nicht  eiligst  ein  an- 
derer Tribun  zu  Hülfe  gerufen  worden  wäre,  getödtet.  *)  Als 
er  dies  nicht  tliun  konnte,  war  sein  Zorn  dennoch  nicht  begü- 
tigt Er  ging  auf  die  Rednerbühne  zurück,  Hess  einen  Flöten- 
bläser und  einen  Altar  kommen  und  weihte  in  feierlicher  Weise 
die  Güter  seines  Gegners  der  Ceres.  Aber  einen  Erfolg  hatte 
dies  Beginnen  nicht:  Cicero  erzählt  ausdrücklich,  Q.  Metellus 
habe  seine  Güter  behalten , ebenso  wie  einem  andern  Censor 
Cd.  Lentulus,  dessen  Vermögen  ein  Tribun  auf  gleiche  Weise 
weihte,  dadurch  kein  Schaden  zugefügt  wurde. b)  Wollte  ein 
Tribun  etwas  ausrichten,  so  blieb  ihm  nichts  übrig  als  einen 
Huchverrathsprocess  gegen  denjenigen,  von  welchem  er  sich  be- 
leidigt glaubte,  anzustrengen.  Dies  that  der  Tribun  P.  Rutilius 
H>9  v.  Chr.  gegen  den  Censor  Ti.  Gracchus:  er  weihte  dessen 
Güter,  weil  er  behauptete,  derselbe  sei  ihm  durch  Nichtbeach- 
tung seiner  Einsprache  bei  der  Bestrafung  eines  Freigelassenen 
zu  nahe  getreten,  dann  erhob  er  gegen  den  Censor  noch  einen 
Process  in  Centuriatcomitien.  Als  er  in  diesem  nichts  ausge- 
richtet hatte,  blieb  ohne  Zweifel  auch  die  Weihe  des  Vermögens 
ohne  Folgen.'')  Es  ist  ein  merkwürdiges  Bild,  das  sich  uns 
darstellt.  Durch  Gesetz  und  eidliche  Verpflichtung  des  ganzen 


a)  S.  die  Erzählung  oben  1,  202  und  230. 

b)  Cic.  de  dom.  47,  123. 

c)  Liv.  XL III,  16. 
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Volkes  hatte  der  Volkstribun  das  Recht,  gegen  jeden  Bürger, 
von  dem  er  sich  beleidigt  glaubte,  mit  den  härtesten  Lebens- 
und Vermögensstrafen  augenblicklich  emzuschreiten:  dies  Recht 
hatten  die  Consuln  Valerius  und  lloratius,  wahrscheinlich  um 
jeden  Argwohn  der  Plebs  zu  beschwichtigen , auf  das  Feierlichste 
anerkannt  und  man  wollte  es  auch  später  nicht  ändern.  Dessen  uu- 
geachtet  traf  man  Massregeln,  um  es  thatsächlieh  unwirksam  zu 
machen  und  jede  Bestrafung  in  den  gewöhnlichen  Processformeu 
richterlicher  Entscheidung  anheimzugeben. 

Zweites  Capitel. 

\ 

Processe  der  gestürzten  Zehnmänner.  Es  sind  Griminalprocesse  uw 
werden  vor  den  Tribntcomitien  geführt.  Weshalb  dieselben  zn  einen 
Criminalprocesse  in  diesem  Falle  befugt  waren  und  weshalb  auch  kein 
Senatsbeschlnss  nöthig  war.  Einzelheiten  beim  Sturze  der  Zehnmänner 
und  bei  der  Annahme  der  zwölf  Tafeln.  Allgemeine  Amnestie.  Anklage 
grund  gegen  die  Zehnmänner.  Hartes  Verfahren  gegen  dieselben.  Art 

der  Bestrafung. 

Durch  diese  Gesetze  der  beiden  Consuln  L.  Valerius  und 
M.  lloratius  hatte  das  Römische  Staatsrecht  eine  neue  Gestalt 
erhalten:  die  Grundlagen  der  Freiheit,  welche  nach  der  Ver- 
treibung der  Könige  gelegt,  nach  dem  Sturze  der  Zehnmänner 
neu  angenommen  worden  waren,  wurden  befestigt,  die  Trennung 
der  Stände , welche  sich  in  heftigem  Parteikampfe  gebildet,  s 
so  weit  aufgehoben,  dass  patricische  und  plebejische  Beamte 
in  dem  Gesammtstaate  eine  bestimmte  Geltung  hatten.  Das  war 
ein  grosser  und  dauernder  Gewinn,  der  trotz  der  Abneigung 
auf  der  einen  und  der  Begehrlichkeit  auf  der  andern  Seite  am 
Ende  zu  fester  Eintracht  führen  musste.  Um  indessen  die  Wie- 
derkehr ähnlicher  Zustände,  wie  sie  das  zweite  Decemvirat  dar- 
geboteu  hatte,  zu  verhüten,  blieb  noch  die  Bestrafung  der  ge- 
stürzten Zehnmänner  übrig.  Sie  erfolgte  einstimmiger  Ueber- 
lieferung  zufolge  nach  der  Wiederherstellung  der  alten  Verfassung 
und  nach  der  Ausbildung  derselben  durch  die  consulariseben 
Gesetze.  Dieselbe  muss  trotz  der  offenbaren  Ungesetzlichkeiten, 
welche  die  Zehnmänner  begangen  hatten,  nicht  ohne  Scbwierig- 
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keit  gewesen  sein.  Der  Anhang,  den  dieselben,  aus  den  vornehmsten 
Geschlechtern  stammend,  selbst  nach  ihrem  Sturze  unter  Patri- 
ziern und  Plebejern  hatten,  war  bedeutend,  die  politischen  Gegner 
waren  theils  durch  ihre  Abdankung,  tlieils  durch  die  neuen  Ge- 
setze der  Consuln  besänftigt,  ein  grosser  Theil  der  Bürger 
mochte  sicli  auch  scheuen,  ein  System  politischer  Rache,  wie  es 
iu  Rom  selbst  bei  der  Vertreibung  der  Könige  nicht  stattgefun- 
den hatte,  zu  begründen.  Man  beschloss,  die  Zehnmänner  ein- 
zeln. eiuen  nach  dem  andern  vor  Gericht  zu  fordern  und  mit 
dem  bedeutendsten  derselben,  Ap.  Claudius  den  Anfang  zu 
machen*):  nach  seinem  Sturze  hoffte  man  die  übrigen  desto 
leichter  zur  Verurtheilung  bringen  zu  können.  Als  Ankläger 
wurde  gegen  ihn  durch  das  Collegium  der  Tribunen  L.  Verginius, 
derselbe,  der  durch  seine  Ungerechtigkeit  zunächst  gelitten  hatte, 
bestimmt. 

Verginius  klagte  den  ehemaligen  Decemvir  in  Tributcomi- 
tien au.  Zwar  Dionysius  nennt  mir  das  Volk  und  die  Volks- 
versammlung b) , was  eben  so  gut  auf  Centuriatcomitien  ge- 
hen kann;  aber  Livius’  Erzählung  ist  bestimmt.  Der  An- 
geklagte kommt,  als  er  seinen  Termin  erhalten  hat,  auf  den 
Markt  um  sich  zu  vertheidigen , auf  dem  Markte  werden  aber 
nur  Tributcomitien  gehalten  ^ der  Tribun  Verginius  giebt  den 
Befehl,  dass  der  Angeklagte  in  das  Gefanguiss  geführt  werden  soll, 
bat  also  den  Vorsitz  in  der  Volksversammlung,  welche  folglich 
die  plebejische  der  Tribus  gewesen  sein  muss.  Der  tribunicische 
Diener,  der  Viator,  ergreift  den  Angeklagten,  der  Tribun  endlich 
setzt  den  Endtermin  zur  Entscheidung  des  Processes  an.  Daraus 
ist  ersichtlich,  dass  der  Process  gegeu  Claudius  wirklich  vor 
den  Tributcomitien  verhandelt  wurde  und  der  Tribun , welcher 
die  Anklage  leitete,  zugleich  der  Vorsitzende  war;  daran,  dass 
die  Tribus  bloss  die  vorbereitende  Versammlung  gebildet  haben 
uud  der  Process  eigentlich  vor  den  Centuriatcomitien  geführt 


a)  Dionys.  XI,  46;  Liv.  Hl,  56  init. 

b)  Dionys.  XI,  46  »i.ayyiXXt-at  otj  pie"ä  -goto  ti?  töv  of^xov 

■jho  toü  U’itpyiviou  xaT7(yopr,ÖEit  eni  TTjt  ixxX 7(o(a;  xai  atxtrrat  ypdvov  ef{ 
inoXoyfav. 
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werden  sollte,  ist  nicht  zu  denken.9)  Indessen  diese  Tbatsachr 
stellt  in  geradem  Widerspruche  mit  den  Vorschriften  der  zw&li 
Tafeln.  Diese  bestimmten,  wie  wir  oben  erwähnt*),  dass  über 
das  caput  eines  Römischen  Bürgers  nur  die  Centuriatcomitien 
richten  dürfen:  den  Tributcomitien  waren  nur  Processe,  welcbr 
auf  Geldstrafe  gingen,  überlassen.  Wir  linden  ferner,  dass  dieser 
Process  gegen  Ap.  Claudius  und  gegen  die  übrigen  Zehumänner 
seit  den  zwölf  Tafeln  der  einzige  Capitalprocess  ist,  welcher  vor 
den  Tributcomitien  geführt  wurde.  Die  Vorschrift  der  zwölf 
Tafeln  galt  als  Grundgesetz,  von  dem  niemals  abgewichen  wurde 
noch  Cicero  beruft  sich  darauf  und  zweifelt  nicht  an  ihrer  Gültig- 
keit : es  war  bei  ihm  nur  fraglich,  ob  sein  Process  als  wirkli- 
cher Capitalprocess  angesehen  werden  müsse.  Indem  wir  d« 
Versuch  machen,  diesen  scheinbaren  Widerspruch  der  Ueberlie- 
ferung  mit  sonst  glaubwürdig  bezeugten  Tbatsachen  zu  lösen, 
werden  wir  zugleich  eine  Einsicht  gewinnen  in  die  Einzelheiten 
beim  Sturze  der  Zehnmänner  und  der  Wiederherstellung  der 
alten  Verfassung,  welche  von  den  Schriftstellern  in  ihrem  Stre- 
ben nach  Kürze  der  Darstellung  übergangen  worden  sind  und 
sich  nur  durch  Schlussfolgerungen  auffiuden  lassen. 

Die  Lösung  besteht,  um  es  kurz  zu  sagen,  darin:  als  d» 
Processe  gegen  die  Zehmnänner  - geführt  wurden,  hatten  die 
zwölf  Tafeln  oder  vielleicht  derjenige  Theil  derselben,  welch« 
von  den  Centuriat-  und  Tributcomitien  handelte,  noch  keiw 
Geltung. 

Es  ist  nicht  auffallend,  dass  die  ersten  zehn  Tafeln 
neuen  Gesetzgebung,  wie  sie  im  ersten  Jahre  der  Decemvirsl- 
regierung  abgefasst  waren,  durch  die  Centuriatcomitieu  ange- 
nommen und  zum  Gesetze  erhoben  wurden.  Abgesehen  davon, 
dass  sie  der  Ueberlieferung  zufolge  gerecht  und  weise  waren, 
besassen  die  Zehnmänner  damals  das  allgemeine  Vertrauen  und 
als  Vorsitzende  der  Comitien  die  nöthige  Macht,  um  jeden  Wi- 
derstand zu  unterdrücken. b)  Aber  in  hohem  Grade  muss  es 
auffallend  erscheinen,  dass  die  zwei  letzten  Gesetzestafeln  trotz 

a)  S.  oben  1.  365. 

b)  Vergl.  oben  I,  343. 
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des  Sturzes  ihrer  Urheber  und  trotz  des  Hasses,  mit  dem  sie 
verfolgt  wurden,  dennoch  Gesetzeskraft  erlangt  haben  sollen. 
Sie  wurden  nicht  während  der  Herrschaft  der  Zehnmänner  an- 
genommen, sondern  die  noch  nicht  beendete  Abfassung  und  Be- 
kanntmachung war  der  Grund,  weshalb  dieselben  ihr  Amt  über 
das  anfängliche  Jahr  hinaus  beibehielten.  Sie  enthielten,  wie 
Cicero*)  wenigstens  urtheilt,  zum  Theil  ungerechte  Bestimmungen, 
welche  wenige  Jahre  später  durch  das  Canulejische  Gesetz  ab- 
geschafft  wurden.  Sie  bezogen  sich  endlich  auf  das  eigentlich 
so  genannte  öffentliche  Recht,  auf  die  Verfassung  und  diese 
batte  nach  den  Absichten  der  Zehnmänner  eine  ganz  andere 
sein  sollen  als  sie  es  nach  ihrem  Sturze  und  nach  Wiederher- 
stellung der  alten  Verfassung  wirklich  wurde. b)  Es  ist  demnach 
unmöglich,  dass  die  zwei  letzten  Tafeln  so,  wie  sie  von  ihren 
Urhebern  entworfen  waren,  Beifall  und  Annahme  fanden.  Wir 
haben  über  diese  vermeintliche  Annahme  zwei  Nachrichten. 
Liviusc)  erzählt,  die  Consulu  Valerius  und  Horatius  hätten, 
ehe  sie  die  Stadt  verliessen  um  in  den  Krieg  zu  ziehen,  die  De- 
cemviralgesetze,  welche  die  zwölf  Tafeln  Wessen,  in  Erz  graben 
und  öffentlich  aufstellen  lassen.  Er  erwähnt  diese  Nachricht 
nach  der  von  der  Einleitung  des  Processes  gegen  Ap.  Claudius: 
es  folgt  unmittelbar  dessen  Tod,  der  vor  dem  Schlusstermine 
des  Processes  stattfand , ferner  die  Proeesse  der  andern  Zehn- 
ffiänner  und  der  Beschluss,  mit  den  politischen  Verfolgungen 
inne  zu  halten,  endlich  die  Erzählung  von  dem  Kriegszuge  der 
Consuln,  von  denen  es  heisst,  sie  wären  nach  Beruhigung  der 
Stadt  ins  Feld  gezogen.*1)  Livius  setzt  also  die  Bekanntmachung 


a)  Cic.  de  rep.  lt,  37,  63  Ergo  horum  (Xvirum)  ex  iniustitia  subito 
exorta  cst  xnaxima  perturbatio  et  totius  commutatio  reipublicae;  qui  dua- 
bus  tabulis  iuiquurum  legum  additis,  quibus  ctiam  quae  diiunctis  populis 
tribui  solent  conubia,  haoe  illi  ut  ne  plebi  et  patribus  essent,  inhuma- 
nissima  lege  sanxerunt 

b)  Vergl.  I,  341flgd. 

c)  Liv.  111,  57  Priusquam  urbe  egrederentur,  leges  Xvirales,  quibus 
tabulis  duodecim  est  nomen,  in  aes  incisas  in  publico  proposuerunt.  Sunt 
qui  ius.su  tribunorum  aediles  functos  eo  ministerio  scribant. 

d)  Liv.  III,  60  Consules  rebus  urbanis  compositis  fundatoque  plebis 
statu  in  provincias  diversi  abiere. 
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der  zwölf  Tafeln  jeden  Falls  nach  der  Anklage  gegen  Claudius, 
aber  er  lässt  auch  die  Möglichkeit  zu,  dass  ebenfalls  die  andern 
Zehnmänner  vor  ihrer  Bekanntmachung  augeklagt,  ihr  Process 
also  begonnen,  vielleicht  auch  vollendet  worden  ist:  erst  dann 
erfolgte  die  Aufstellung  der  Gesetzestafeln,  der  Zustand  der 
Stadt  war  beruhigt  und  die  Consuln  zogen  in  den  Krieg. 

Aber  Livius'  Nachricht,  die  Gesetze  der  zwölf  Tafeln  seien 
von  den  Consuln  aufgestellt  worden,  ist  mangelhaft;  denn  die 
ersten  zehn  Tafeln  waren  schon  aufgestellt  gewesen,  die  beiden 
letzten  aber  mussten  zuvor  vom  Volke  angenommen  werden. 
Diese  Annahme  geschah  ohne  Zweifel  kurz  vorher  und  als  sie 
geschah,  wurde  zugleich  beschlossen,  die  ersten  zehn  Tafeln  vo* 
Neuem  in  Ei*z  graben  und  mit  den  übrigen  zusammen  aufstelle! 
zu  lassen.  Genauer  ist  Diodors  Nachricht*):  die  Consuln  Vale 
rius  und  Horatius  hätten  die  Gesetzgebung,  welche  wegen 
Aufstaudes  unvollendet  geblieben  wäre,  beendet.  Nur  zehn  Ta- 
feln wären  beendet  gewesen,  die  übrigen  hätten  die  Consuln  ab- 
gefasst und  darauf  alle  zwölf  in  Erz  graben  und  vor  der  Redner- 
bühne aufstellen  lassen.  Diese  Erzählung  ist  dem  natürlichen 
Verlaufe  der  Dinge  so  angemessen,  dass  man  sie  in  keinem 
Stücke  bezweifeln  darf:  die  Annahme  der  Gesetzgebung,  welche 
deren  Bekanntmachung  nothwendiger  Weise  vorangehen  musste, 
haben  Livius  und  Diodor  als  selbstverständlich  zu  erwähne!; 
unterlassen.  Bemerkenswert  aber  ist,  dass  Diodor  ausdrück- 
lich auch  die  ersten  zehn  Tafeln,  welche  schou  früher  einst- 
graben und  aufgestellt  gewesen  waren , von  Neuem  aufschreib«* 
und  aufstellen  lässt.  Diese  Arbeit  des  Aufzeichnens  verursacht* 
in  jener  Zeit  keine  geringe  Mühe  und  man  muss  einen  Grund 
gehabt  haben,  um  sie  noch  einmal  zu  übernehmen.  Fasst  man 
diese  von  den  Schriftstellern  überlieferten  Einzelheiten  zusammen. 

a)  Diodor.  XII,  26  irl  5t  tootiov  (d.  h.  dem  Consulat  von  Valerius 
und  Horatius)  Iv  HöijATj  rfj;  vopLoDtata;  öii  t r(v  crasiv  dauvTEXsowj  jt- 

vojitvr;?  oi  ÜTtatot  TJveTt/.Eaav  vjrty  • t<üv  ydp  xaXooptvmv  5tü5exa  nvrfxao 
oi  piv  5 £xa  a-jvETtXtoörjaav,  toü;  5'  u;toXei7:o|jl£vo'j?  5io  dv£ypa<iav  ot  uttitoi 
xai  TEXEaiMar,«  rfjC  uiroxEiptvij;  vopoftEstaj  "sott,;  tit  5Ü)5ex<j  yaXxoüf  sriva- 
xa;  yapa;avxE«  ot  Sitatoi  rpo;/jXu>aav  rote  npö  toü  ßooXtuCTjplo-j  töte  xEipi- 
vot?  ipßdXoij. 
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so  hat  man  sich  den  Hergang  so  zu  denken.  Nach  dem  Sturze 
der  Zehnmäuner  ging  mau  auf  die  alte  Verfassung  zurück  und 
mit  den  Urhebern  fiel  auch  ihr  Werk,  die  Gesetzgebung:  man 
wollte  von  den  Einrichtungen  der  Zehnraänner  nichts  wissen 
und  schaffte  selbst  die  schon  angenommenen  zehn  Tafeln  wieder 
ab;  vielleicht  gingen  bei  den  Unruhen  die  aufgestellten  Tafeln 
zu  Grunde.  Erst  nachdem  das  Volk  durch  die  consularischen 
Gesetze  Bestätigung  und  Erweiterung  seiner  alten  Freiheit  er- 
halten, Hess  es  sicli  wieder  die  Deeemviralgesetzgebung  gefal- 
len: man  darf  selbst  annehmen,  dass  darüber  eine  Art  Vertrag 
zwischen  den  Patriciem  und  Plebejern,  d.  h.  den  Consuln  und 
Tribunen  geschlossen  wurde.  Die  erstem  erhielten  den  Auftrag 
die  Gesetzgebung  zu  vollenden.  Dazu  bedurfte  es  einer  zwie- 
fachen Thätigkeit.  Erstlich  mussten  die  zwei  neuen  Tafeln  hin- 
zugefügt werden : sie  enthielten  das  Verfassungsrecht,  wahrschein- 
lich auch  jene  Bestimmung  über  die  Befugnisse  der  Centuriat- 
ondTributcomitien.  Hier  konnten  allerdings  Entwürfe  der  Zehn- 
männer benutzt  werden,  aber  da  die  alte  Verfassung  wieder 
hergestellt  und  neu  begründet  war,  musste  die  Arbeit  selber  eine 
ganz  andere  sein  als  jene  beabsichtigt  hatten.  Die  Ueberarbei- 
tung  der  ersten  zehn,  auf  das  Privatrecht  bezüglichen  Tafeln, 
welche  schon  angenommen  und  aufgestellt  gewesen  waren,  musste 
nicht  schwierig  sein.  Eine  besondere  Sorgfalt  verlangte  das  Ein- 
gaben der  Gesetze  in  Erz:  es  kam  darauf  an,  bei  dem  Origi- 
nale, welches  fortan  als  Richtschnur  für  alles  Recht  dienen  sollte, 
nicht  bloss  Fehler,  sondern  auch  absichtliche,  der  einen  oder 
der  andern  Partei  günstige,  Fälschungen  zu  vermeiden.  Hier 
traten  die  plebejischen  Beamten  die  Aufsicht  führend  den  Con- 
suln zur  Seite.  Livius*)  erwähnt  die  abweichende  Ueberliefe- 
rang,  nach  welcher  die  Aedilen  auf  Befehl  der  Tribunen  die 
bingrabung  und  Aufstellung  der  Gesetzestafeln  besorgt  hätten: 
ich  glaube , sie  haben  in  der  erwähnten  Art  die  Aufsicht  über 
die  Consuln  geführt. 

Bei  diesem  Hergange,  dessen  Darstellung  sich  genau  an  die 
Überlieferung  hält,  ist  es  vollkommen  erklärlich,  weshalb  die 


a)  Liv.  III,  57  an  der  Seite  33  angeführten  Stelle. 
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Capitalprocesse  der  Zehnmänner  vor  den  Tributeomitien  geführt 
wurden:  sie  waren  beendet  oder  doch  wenigstens  begonnen,  ehe 
die  zwölf  Tafeln  ihre  endliche  Aunahme  durch  das  Volk  uud 
ihre  öffentliche  Aufstellung  fanden.  Nach  demjenigen  Rechte 
aber,  welches  vor  den  zwölf  Tafeln  galt,  konnten  die  Tribut- 
eomitien auch  Capitalprocesse  entscheiden.  Freilich  war  ehemals 
bei  der  Anklage  von  Patriciern  durch  die  Tribunen  immer  ein 
Senatsbeschluss  nothwendig  gewesen,  wodurch  der  Angeklagte 
an  die  Plebs  ausgeliefert  wurde,  uud  von  einem  Senatsbeschlusse 
haben  wir  bei  den  Processen  der  Zehnmänner  keine  Andeutung. 
Wir  bedürfen  nicht  der  Annahme , seine  Erwähnung  sei  aus  zu- 
fälligen Gründen  von  den  Schriftstellern  unterlassen  worden 
Denn  inzwischen  waren  die  consul arischen  Gesetze  über  die  Gül- 
tigkeit der  Tributeomitien  als  allgemeiner  Volksversammlungen 
und  der  Tribunen  als  Beamten  des  Gesammtstaates  erlassen  wor- 
den , und  in  Folge  dieser  Gesetze  musste  jener  Senatsbeschluss 
fortfallen.*)  Die  Anklage  der  gestürzten  Zehnmänner  geschah 
also  gerade  in  der  Zwischenzeit,  wo  die  Valerisch- Horatischen 
Gesetze  schon  galten,  die  zwölf  Tafeln  aber  noch  nicht  ange- 
nommen waren. 

Auch  der  weitere  Process  der  Zehnmänner  ist  bemerkens- 
werth  und  giebt  Andeutungen  über  Vorgänge , welche  die  Ueber- 
lieferung  uns  sonst  nicht  ausdrücklich  aufbewahrt  hat.  Als  das 
schlimmste  Vergehen  derselben  erscheint  uns,  dass  sie  eigen- 
mächtig ihre  Gewalt  über  die  ihnen  bei  ihrer  Wahl  vorgeschrie- 
bene Zeit  ausgedehnt  hatten : sie  Hessen  nicht  Nachfolger  erwäh- 
len, sondern  behielten  ihr  Amt  über  ihr  Amtsjahr  hinaus.  Das 
war  offenbare  Tyrannei  und  als  solche  erschien  es  nicht  nur 
den  Zeitgenossen , sondern  wurde  auch  so  von  der  einstimmigen 
Ueberüeferung  bezeichnet.  Die  Zehnmänner  selbst  behaupteten 
zwar,  sie  seien  auf  unbestimmte  Zeit  bis  zur  Beendigung  der 
Gesetzgebung  erwählt b);  aber  als  sie,  durch  äussere  Kriege  be- 
drängt, den  Senat  zusammen  berufen  hatten,  war  die  Haupt- 
beschuldigung ihrer  Gegner,  dass  sie  Privatleute  seien,  dass  ihre 


a)  Vergl.  oben  S.  6. 

b)  Dionys.  XI,  6. 
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gesetzliche  Gewalt  vorüber  sei,  dass  sie  die  Tyrannis  und  die 
Abschaffung  des  jährlichen  Wechsels  der  Beamten  suchten.*) 
Dennoch  geschieht  bei  der  Anklage  der  Zehnmänner  dieser 
schwersten  aller  Rechtsverletzungen  mit  keinem  Worte  Erwäh- 
nung. Livius  lässt  den  Ankläger  von  Claudius  und  diesen 
selbst,  sowie  seinen  Vertheidiger  Reden  halten;  aber  sie  han- 
deln nur  von  den  Ungesetzlichkeiten,  welche  Claudius  sich  als 
Richter  erlaubt  hatte,  nicht  von  der  viel  grösseren,  welche  er 
durch  die  gewaltsame  Beibehaltung  seines  Amtes  begangen  hatte. 
Auch  gegen  seinen  Collegen  Oppius  wird  nicht  dies  geltend  ge- 
mai'bt,  sondern  nur,  dass  er  erstens  Helfershelfer  von  Claudius 
kirn  Processe  über  Verginia  gewesen  sei  und  dann  dass  er  einen 
Soldaten  habe  grausam  bestrafen  lassen.  Ueber  die  Anklagen 
legen  die  andern  Zehnmänner  schweigt  die  Ueberlieferung. 
Hieraus  ergiebt  sich  entweder,  dass  die  Anklage  gegen  die 
Zehnmänner  wegen  ungesetzlicher  Verlängerung  ihres  Amtes 
unbegründet  war:  die  Reden  der  ihnen  widersprechenden  Sena- 
toren, so  sehr  sie  auch  von  Livius  und  Dionysius  mit  allem 
Ernste  hervorgehoben  werden,  würden  auf  Entstellung  der  Wahr- 
heit beruhen,  die  Zehnmänner  wären  wirklich  nicht  auf  ein  Jahr, 
Widern  auf  unbestimmte  Zeit  bis  zur  Beendigung  der  Gesetz- 
ahong  erwählt  worden.  Oder  man  muss  annehmen,  dass  die 
iWiänner , ehe  sie  ihr  Amt  niederlegten,  sich  Straflosigkeit 
(Sr  iiie  eigenmächtige  Verlängerung  des  Amtsjahres  ausbedungen 
üb-u.  Diese  letztere  Annahme  wird  durch  die  Ueberlieferung  be- 
tätigt In  der  Senatsversammlung,  welche  nach  der  Auswan- 
drung der  Plebs  gehalten  wurde,  gaben  die  Zehnmänner,  von 
Heu  Seiten  gedrängt,  am  Ende  nach  und  erklärten  sich  dem 
fillen  des  Senates  fügen  zu  wollen;  aber  sie  bitten,  sie  gegen 
«i  Volkshass  zu  schützen  und  nicht  durch  ihr  Blut  die  Plebs 
> die  Bestrafung  der  Patricier  zu  gewöhnen. b)  Wenngleich 
ivius  es  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  wurde  ihnen  doch  dieser 
i-liutz  wahrscheinlich  gewährt.  Denn  die  Gesandten  des  Sena- 
-.  welche  die  Bedingungen  für  die  Rückkehr  der  Plebs  fest- 

a)  Liv.  III,  39  sq.;  Dionys.  XI,  2 und  4 und  11. 

b)  Liv.  1 11,  52  Id  modo  simul  orant  ac  monent,  ut  ipsis  ab  invidia 
i-.-atur  nec  suo  sanguine  ad  supplicia  patrum  plcbem  adsucfaciant. 
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stellen  sollen,  lehnen  die  Bestrafung  der  Zehnmänner  ab*),  und 
diese  legen  ihr  Amt  freiwillig  nieder.  Von  der  andern  Seite 
aber  beantragen  die  neu  erwählten  Tribunen  sogleich  ein  Ple- 
biscit,  dass  Niemanden  der  Aufstand  und  die  Auswanderung  zum 
Schaden  gereichen  solleb),  und  wenn  sie  für  sich  eine  Verzei- 
hung in  Anspruch  nahmen , konnten  sie  eben  dieselbe  den  Zelro- 
männern  nicht  verweigern.  Deshalb,  vermuthe  ich,  wurde  die- 
selbe für  diese  durch  den  Senat  erlassen:  im  Vertrauen  auf  sk 
blieben  die  Zehnmänner  in  der  Stadt  und  im  Senate,  erschienen 
auch  von  ihren  Anhängern  umgeben  vor  Gericht  Zur  Gewiss- 
heit wird  diese  Vermuthung  erhoben  durch  die  Worte,  welch 
Dionysius')  später  dem  Oheim  des  getödteten  Claudius  gegs 
die  Consuln  in  den  Mund  legt:  sie  hätten  die  Zehnmänner  gegen 
Eid  und  Vertrag  den  Tribunen  verrathen;  denn  zwischen  Patri- 
eiern  und  Plebejern  sei  unter  Opfern  das  Abkommen  getroffen 
worden  auf  Straflosigkeit  uud  Amnestie , und  der  Senat  stimmte 
dem  Redner  so  sehr  bei,  dass  er  den  Consuln  den  Triumph  ver- 
weigerte. Es  war  also  wirklich  eine  allgemeine  Amnestie  erkie- 
sen worden.  Die  Volkstribunen  brachen  diese , als  sie  zur  Mach* 
gelangt  waren:  sie  erklärten  sie  für  eine  politische,  sie  geltein 
Beziehung  auf  die  Zehnmänner  dafür,  dass  dieselben  ihr  Amt 
über  die  gesetzliche  Zeit  hinaus  geführt , dass  sie  Senat  und  Volks- 
versammlung vernachlässigt,  wohl  auch  dafür,  dass  sie  unglück- 
lich Krieg  geführt  hatten:  auf  wirkliche  Verbrechen  anderer  Art 
behaupteten  sie , könne  sich  die  Amnestie  nicht  beziehen.  Eine 
solchen  aber  wurde  Claudius  augeklagt,  dass  er  nämlich  gegen 
Gesetz  und  Herkommen  beim  Processe  der  Verginia  die  Vindi- 
cien  nicht  zu  Gunsten  der  Freiheit,  sondern  der  Knechtschaft 
gegeben  hatte,  ein  eben  so  todeswürdiges  Verbrechen,  als  wenn 
er  sich  für  Geld  zu  einem  ungerechten  Richterspruche  hätte  ver- 


a)  Liv.  III,  53. 

b)  Liv.  III,  54. 

C)  Dionys.  XI,  49  xeXtuxatav  81  xfyv  xtüv  8^xa  dvBpüiv , o’ic  TtpouStuxTv 
xoT;  Sr^a'pyoi;,  xüiv  pilv  ä-mAtiav , xtüv  81  o^piEjoiv,  i'o;  xtapä  xo'Jj  spxs.>; 
xal  xa;  o'jvityxa;  8te;i<ivto ;•  xd  yap  e~i  xtüv  lEptüv  a-jvojAoXoyrjÖivxa  xsl; 
naxpixtoi«  rpo;  xoüp  6t((aotixo'j{  dJeia  xt  jxctvxtuv  yf/isttat  xal  äfivr(sx\x 
Xtüv  rpox^piuv. 
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leiten  lassen.*)  Deswegen  wurde  Appius  verurtheilt,  sein  ple- 
bejischer College  Oppius  deshalb,  weil  er  gegen  Appius'  Ent- 
scheidung keinen  Einspruch  erhoben  hatte. 

Das  Verfahren  gegen  die  Zehnmänner  war  hart  und  leiden- 
schaftlich, nicht  nur  deshalb,  weil  es  überhaupt  angestellt  wurde, 
sondern  auch  im  weiteren  Verlaufe  des  Processes.  Claudius 
verlangte,  als  er  angeklagt  war,  Bürgen  (vcule. s)  für  sein  Er- 
scheinen in  dem  Termine  stellen  und  inzwischen  auf  freiem 
Fusse  bleiben  zu  dürfen.  Als  der  anklagende  Tribun  darauf 
nicht  einging,  rief  Claudius  die  Hülfe  der  andern  Tribunen  und 
den  Schutz  des  Volkes  an;  aber  Niemand  stand  ihm  bei.  Das 
war  eine  grosse  Unbilligkeit:  sie  würde  nicht  geschehen  sein, 
wenn  der  Senat  noch  durch  seinen  Beschluss  die  Vermittelung 
mit  dem  vor  den  Tributcomitien  anklagenden  Tribunen  gehabt 
hätte : er  würde  dann  eben  so  gut , wie  er  es  einst  bei  dem  des 
Mordes  angeklagten  Kaeso  Quinctius  gethan  hatte b),  die  Bürg- 
scbaftsstellung  durchgesetzt  haben:  ein  sicherer  Beweis,  dass, 
wie  wir  kurz  zuvor®)  auseinandergesetzt,  der  Process  nach  der 
Ausdehnung  der  tribunicischen  Gewalt  auch  über  die  Patricier 
geführt  wurde.  Claudius  wurde  gefangen  gesetzt:  er  konnte 
nicht  in  die  Verbannung  gehen  und  musste  mit  dem  Leben  büs- 
>en.  Dasselbe  widerfuhr  dem  gestürzten  Decemvir  Sp.  Oppius, 
für  den  ebenfalls  nicht  Bürgschaft  angenommen  wurde.  Die 
übrigen  Zehnmänner  scheinen,  ehe  es  überhaupt  zum  Processe 
kam,  freiwillig  in  die  Verbannung  gegangen  zu  sein:  die  Strafe 
konnte  also  nur  ihr  Vermögen  treffen.  Eigenthümlich  war  in 
dieser  Beziehung  der  Process  von  M.  Claudius,  der  seinen  Pa- 
tron, den  Decemvir  Claudius,  beim  Processe  derVerginia  unter- 
stützt hatte.  Auch  für  ihn  nahm  der  Ankläger,  der  Tribun 
Verginius,  keine  Bürgschaft  an,  er  blieb  bis  zum  Termine  im 
Gefängniss  und  wurde  verurtheilt;  aber  in  Berücksichtigung  da- 
von, dass  er  auf  Befehl  seines  Patrons  gehandelt,  erliess  ihm 


a)  Vergl.  I,  386. 

b)  S.  I.  272. 

c)  S.  oben  S.  36. 
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der  Ankläger  die  Todesstrafe  und  erlaubte  ihm,  in  die  Verban- 
nung zu  gehen.“) 

Der  Deeemvir  Ap.  Claudius  befand  sich  bei  seinem  Processe 
in  einer  so  ungünstigen  Lage,  wie  kein  anderer  während  der 
ganzen  Zeit  der  Republik:  früher  galt  für  die  Patricier  der 
Schutz,  welchen  ihnen  der  Senat  durch  seinen  'Beschluss  ge- 
währen konnte,  später  die  Vorschrift  der  zwölf  Tafeln,  welche 
den  Tributcomitien  die  Befugniss  zu  Capitalprocessen  nahm. 
Claudius  wurde  auf  Leben  und  Tod  angeklagt,  weil  er  eine  Un- 
gesetzlichkeit beim  Rechtsprechen  begangen  hatte,  und  seine 
Ankläger  waren  zugleich  Leiter  der  Volksversammlung,  welche 
das  Urtheil  fällen  sollte.  Gesetzt  der  Angeklagte  hätte  die  Thal 
sache  geläugnet;  dann  musste  dieselbe  durch  Zeugen  festgesteift 
und  dadurch  das  Eingeständnis  ergänzt  werden , die  Erlaubnis« 
aber  zur  Vorbringung  der  Zeugen  giebt  und  das  Verhör  dersel- 
ben leitet  der  Vorsitzende  der  Volksversammlung,  also  derselbe, 
welcher  Ankläger  ist  und,  abgesehen  von  aller  Parteileidenscbafi. 
schon  dadurch  ein  Interesse  an  der  Verurtheilung  hat.  Verging 
selbst  fühlte,  welche  Benachteiligung  des  Angeklagten  in  die- 
sem Verhältnisse  läge:  er  bietet  daher  dem  Angeklagten  an,  in 
Falle  er  seine  Schuld  läugnete,  die  Thatsache  derselben  auf  pri- 
vatrechtlichem Wege  durch  einen  Dritten  feststellen  zu  lassen. 
Es  soll  nach  uralter  Sitte  ein  Sacramentsprocess  geführt  werden: 
Claudius  und  der  Ankläger  vereinigen  sich  über  einen,  der  zun 
Richter  ernannt  wird,  beide  setzen  eine  Summe  Geldes  ein  uni: 
der  Richter  entscheidet,  ob  Angeklagter  oder  Ankläger  in  Be 
zug  auf  das  Thatsäehliche  des  Processes  Recht  hat b)  Dies« 
Richter  hat  dann  die  Verpflichtung  die  Zeugen  zu  hören  und  jede 
nöthige  Untersuchung  anzustellen:  er  kann  dies  mit  voller  Un- 
parteilichkeit tliun.  Weigert  sich  der  Angeklagte  auf  diesen 
Vorschlag  einzugehen,  so  gesteht  er  mittelbar  dadurch  seine 
Schuld  ein.10)  Ein  ähnliches  Verfahren  haben  wir  schon  früher 


a)  Liv.  ffl,  58.  Vergl.  I,  402. 

b)  Bei  Liv.  III,  57  sagt  Verginiils:  Proinde  ut  ille  iterum  ac  saepiu* 
provocet,  sic  sc  iterum  ac  saepius  iudicem  illi  ferre,  ui  vindicias  ab  über- 
täte  in  servitutem  dederit;  si  ad  iudicium  non  eat,  pro  damnato  in  viacU 
duci  iubcrc. 
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beim  Processe  von  Kaeso  Quinctias  gefunden*),  und  wir  wer- 
den auf  dasselbe  später  bei  der  allgemeinen  Schilderung  des 
Crimiualprocesses  zurückkommen  müssen.  Ueber  das  Ende  von 
Ap.  Claudius  wird  einstimmig  berichtet,  er  habe  sich  vor  Ent- 
scheidung des  Processes  entleibt b),  obwohl  es  Viele  gab,  welche 
behaupteten,  er  sei  auf  Befehl  des  Tribunen  getödtet  worden.') 
Leber  seines  Collegen  Sp.  Oppius’  Tod  gab  es  eine  doppelte 
Ueberlieferung:  die  einen'4)  erzählten,  er  sei  ebenfalls  vor  ge- 
fälltem Urtheil  gestorben,  die  andern"),  er  sei  mit  allen  Stim- 
men verurtheilt  und  dann  getödtet  worden. 


Drittes  Capitel. 

Fernere  Provocationsgesetze.  Das  dritte  Valerische,  gegeben  von  dem 
Consnl  1.  Valerius  Corvus,  enthält  sorgfältigere  Bestimmungen  und  als 
lenes  eine  Vorschrift  fiber  die  gelindere  Todesstrafe  der  durch  gericht- 
liches Erkenntniss  verurtheilten  Bürger.  Die  Porcische  Gesetzgebung  der 
drei  Porcier.  Bestimmung  des  Zeitpunktes,  vor  dem  sie  nicht  erlassen 
ist.  Inhalt  derselben.  Sie  handelt  über  die  Provocation.  Münzen.  Sie 
omftsst  alle  Bürger,  schützt  die  Bürger  ausserhalb  Roms.  Verbot  der 
Gtisselung  überhaupt  und  in  Folge  davon  Veränderung  der  Todesstrafe. 
Abstufungen  im  Bürgerrecht:  nur  die  beste  Classe  desselben  geniesst  die 
Fortheile  der  Gesetzgebung.  Ausdehnung  derselben  auf  die  Soldaten. 
Zeitpunkt , nach  welchem  die  Porcischen  Gesetze  nicht  fallen  können  und 
lothmassung  über  die  Urheber  und  den  Inhalt  der  einzelnen  Gesetze. 
Gesetzesvorschlag  von  Ti.  Gracchus.  Gesetz  von  C.  Gracchus.  Sein  Inhalt, 
seine  Veranlassung  und  Anwendung.  . Gesetzesvorschlag  des  Volkstribunen 

M.  Livius  Drusus. 

Wir  haben  die  Grundlagen  der  Verfassung , welche  bis  zum 
Intergange  der  Römischen  Republik  dauerte , betrachtet  und  ihre 
allmälige  Entstehung  nachgewiesen.  Allerdings  traten  hierin  auch 
noch  durch  den  Kampf  der  Stände,  dann  durch  den  der  politi- 
schen Parteien  mannigfache  Aenderungen  ein:  die  Plebejer  wur- 


a)  Liv.  III,  24.  Vergl.  I,  401. 

b)  Liv.  III,  58;  Dionys.  XI,  46. 

c)  Dionys.  XI,  49. 

d)  Liv.  III,  58. 

e)  Dionys.  XI,  46.  Vergl.  Zon.  VII,  18. 
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den  zu  gleichen  Hechten  mit  den  Patriciern  zugelassen  und  die 
ursprünglich  plebejischen  Tributcomitien  zur  thatsächlichen  Herr- 
schaft über  den  gesummten  Staat  erhoben.  Indessen  diese  Ver- 
änderungen haben  auf  die  Gerichtsverfassung  nicht  unmittelbaren 
Einfluss  ausgeübt.  In  richterlicher  Beziehung  waren  die  Tribut- 
comitien seit  dem  Valerisch -Horatischen  Gesetze  unabhängig 
und  die  ihnen  durch  die  zwölf  Tafeln  auferlegte  Beschränkung, 
nur  über  Geldstrafen  entscheiden  zu  können , wurde  nie  von 
ihnen  genommen.  Wir  werden  also  von  jetzt  an  die  allgemeine 
politische  Entwickelung  des  Staates  und  seiner  Verfassung  ver- 
lassen und  uns  auf  diejenigen  Erscheinungen  beschränken, 
welche  von  Einfluss  auf  das  Strafrecht  gewesen  sind.  Dies  sind 
zunächst  die  Gesetze  über  die  Berufung  an  das  Volk,  deren 
auch  noch  in  späterer  Zeit  etliche  erlassen  wurden. 

Wir  haben  bis  jetzt  zwei  derselben  kennen  gelernt.  Das 
erste,  sogleich  beim  Beginne  der  Republik  von  dem  Consul  Va- 
lerius gegeben,  bildete  die  Grundlage  für  die  übrigen:  es  schuf 
für  alle  Fälle,  in  denen  Lebens  - oder  Vermögensstrafe  ein  treten 
sollte,  das  Volksgericht.  Das  zweite,  ebenfalls  von  einem  Va- 
lerier  unmittelbar  nach  dem  Sturze  der  Zehnmäuuer  erlassen, 
machte  vielleicht  einige  Zusätze  zu  dem  ersten,  welche  durch 
die  vor  der  Decemviralregierung  erlassenen  Gesetze  über  Geld- 
bussen nothwendig  geworden  waren,  ganz  besonders  aber  traf 
es  die  Bestimmung,  dass  fortan  keine,  auch  nur  vorübergehende, 
Aufhebung  des  Provocationsrechtes  stattfinden  sollte.  Das  dritte, 
von  dem  Consul  M.  Valerius  Corvus  im  Jahre  300  v.  Cbr.  ge- 
geben, hatte  zur  Veranlassung  den  Aufschwung,  welchen  die 
Volkssache  in  Folge  des  Ogulnischen  Gesetzes  über  die  Prie- 
sterämter nahm,  und  die  einzige  Nachricht,  welche  wir  davon 
haben,  findet  sich  bei  Livius.*)  Cicero,  der  in  seinen  Büchern 

a)  Liv.  X,  9 Eodem  anno  M.  Valerius  consul  de  provocatione  legeu: 
tulit  diligeutius  sanctam.  Tertia  ea  tum  post  reges  exactos  lata  est,  sem 
per  a familia  eadem.  Causam  renovandae  saepius  haud  aliam  tuisse  reor 
quam  quod  plus  paucorum  opes  quam  libertas  plebis  poterat.  Porcia  ta 
men  lex  sola  pro  tergo  eivium  lata  videtur,  quod  gravi  poena  si  quis  ver 
berasset  necassetve  eivem  Romanum  sanxit.  Valeria  lex  cum  euin.  qu 
provoeasset,  virgis  caedi  seeurique  necari  vetuisset,  si  quis  ad  versus  ei 
fecisset,  nihil  ultra  quam  improbe  factum  adiecit 
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vom  Staate  mit  Begeisterung  von  der  Provoeation  und  den  Ge- 
setzen, durch  welche  sie  geregelt  wurde , spricht,  hält  dies  dritte 
Yalerische  Gesetz  für  so  unwesentlich,  dass  er  es  nicht  erwähnt.*) 
Auch  Livius  weiss  Anfangs  keinen  besondern  Inhalt  desselben 
anzuführen : er  sagt , der  Grund  der  öfteren  Erneuerung  dessel- 
ben Gesetzes  hätte  wohl  darin  gelegen,  dass  die  Macht  Weniger 
mehr  vermocht  hätte  als  die  Freiheit  der  Plebs.  Es  scheint, 
dass  er  damit  die  Oligarchie  bezeichnet,  welche  damals  nicht 
nur  die  curulischen  Aemter,  sondern  auch  das  Volkstribunat  in 
Besitz  batte.  Die  Wirksamkeit  der  Provoeation  beruhte,  wie 
sich  aus  unserer  früheren  Darstellung  ergiebt,  wesentlich  auf 
dem  Dazwischentreten  der  Volkstribunen,  welche,  sobald  Jemand 
verurtheilt  werden  sollte,  ihre  Hülfe  zusagten:  sie  musste  um 
so  mehr  hierauf  beruhen,  je  mehr  bei  der  wachsenden  Grösse 
der  Stadt  das  Interesse  der  Menge  für  den  einzelnen  Angeklag- 
ten abnahm.  Waren  nun  die  Volkstribunen  aus  denselben  Fa- 
milien erwählt,  denen  auch  die  curulischen  Aemter  offen  standen, 
so  schwand  damit  der  natürliche  Gegensatz,  in  dem  sie  zu  den 
f’rätoreu  und  Consuln  standen,  und  deren  Bestreben  musste 
dahin  gehen , ohne  Richterspruch  des  Volkes  die  meisten  Ankla- 
gen zu  entscheiden.  Sobald  die  Tribunen  nicht  eintraten  oder 
gar  den  Beamten  ihre  Bestimmung  erklärten,  wurde  die  Provo- 
cation  nicht  beachtet.  Bei  diesem  natürlich  sich  entwickelnden 
Geschäftsgänge  und  bei  der  Entfremdung,  welche  zwischen  den 
Tribunen  und  der  grossen  Menge  eintrat,  mochten  manche 
Härten  und  Ungerechtigkeiten  Vorkommen.  Dies  war  der  nächste 
Grund  des  dritten  Valerischen  Provocatioüsgesetzes  und  deshalb 
enthielt  es  „sorgfältigere  Bestimmungen  “,  indem  es  die  Fälle, 
in  denen  der  Berufung  an  das  Volk  nachgegeben  werden  sollte, 
einzeln  festsetzte. 

Aber  dazu  kam  etwas  Neues,  das  zuerst  in  diesem  Ge- 
setze ausgesprochen  wurde  und  den  Ausgangspunkt  für  eine 
Reihe  von  gesetzlichen  Anordnungen  bildete.  Es  wird  dies  ge- 
wonnen durch  die  sorgfältige  Erklärung  der  schon  erwähnten 
Stelle  von  Livius,  welche  von  den  Gelehrten  bisher  eine  nur 

a)  Cie.  de  rep.  II,  31,  54. 
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oberflächliche  Betrachtung  gefunden  hat.")  Livius  sagt  nämlich, 
das  Valerische  Gesetz,  d.  h.  dieses  dritte  (denn  nur  von  diesem 
wird  an  der  angegebenen  Stelle  gesprochen)  hätte  verboten,  Je- 
manden, der  provocirt  hätte,  mit  Ruthen  zu  peitschen  und  mit 
dem  Beile  zu  tödten.  Dieser  Ausdruck  ist  auffallend:  es  kann 
in  ihm  nicht  die  Vorschrift  liegen,  der  Beamte  dürfe  Niemanden, 
welcher  Berufung  an  das  Volk  eingelegt  hätte,  ehe  dieses  seine 
Entscheidung  abgäbe,  mit  Todesstrafe  belegen.  Dieser  Sinn  wird 
in  dem  ersten  Valerischen  Provocationsgesetze  so  ausgedrückt: 
„kein  Beamter  dürfe  einen  Römischen  Bürger  der  Provocation 
entgegen  peitschen  oder  tödten“.*)  Das  ist  verständlich;  aber 
wenn  es  heisst:  „wer  provocirt  hat,  darf  nicht  getödtet  werden \ 
so  muss  das  eine  andere  Bedeutung  haben.  Denn  es  würde 
sonst  das  Wesentliche  fehlen,  dass,  wer  provocirt  hat,  nicht 
eher  bestraft  werden  darf,  als  bis  das  Volk  die  Entscheidung 
gefällt  hat.  Man  darf  auch  nicht  annehmen,  Livius  habe  sich 
ungeschickt  ausgedrückt  und  nur  sagen  wollen , das  dritte  Vale- 
rische Gesetz  habe  denselben  Inhalt  wie  das  erste  und  zweite 
gehabt,  nämlich  den,  Jemand,  der  provocirt,  dürfe  nicht  vor 
Entscheidung  des  Volkes  bestraft  werden.  Denn  so  würde  der 
ganze  Zusammenhang  der  Stelle  nicht  passen.  Livius  erwähnt 
zuerst  die  sorgfältigere  Abfassung  des  dritten  Valerischen  Ge- 
setzes, dann  vergleicht  er  es  mit  dem  Porcischen , welches  „für 
den  Rücken  der  Bürger“  gegeben  sei,  endlich  macht  er  die  Be- 
merkung, um  deren  Verständniss  es  sich  handelt.  Diese  Be- 
merkung enthält  aber  weder  etwas,  das  eine  sorgfältigere  Ab- 
fassung bewiese,  noch  begreift  man  bei  der  gewöhnlichen  Erklä- 
rung die  Vergleichung  mit  dem  Porcischen  Gesetze.  Deshalb 
muss  man  auf  das  natürliche  Verständniss  der  Stelle  zurück- 
kommen und  annehmen,  Livius  meine  wirklich,  was  seine  Worte 
besagen:  „wer  provocirt  hat,  dürfe  nicht  mit  Ruthen  gepeitscht 
und  mit  dem  Beile  getödtet  werden  “,  d.  h.  selbst  in  dem  Falle, 
wenn  er  in  Folge  der  Provocation  durch  das  Volk  verurtheilt  wird. 


a)  Cic.  de  rep.  II,  31  ne  quis  magistratus  eivera  Romanutn  adversus 
provocationem  necarot  neve  verberaret;  Val.  Max.  IV,  1,  1.  Yergl.  oben 
I,  156  u.  178. 
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Denn  wenn  er  freigesprochen  wird,  versteht  sich  seine  Freilas- 
sung von  selbst. 

Um  den  Sinn  dieser  gesetzlichen  Vorschrift  zu  erläutern, 
müssen  wir  erstens  auf  das  Wesen  der  Provocation  eingehen 
and  zweitens  einen  allgemeinen,  von  uns  schon  berührten, 
Grundsatz  des  Römischen  Criminalrechtes  anführeu.  In  dem 
Wesen  der  Provocation  liegt  es,  dass  Niemand,  der  vor  Gericht 
sein  Verbrecheu  eingesteht  oder  auf  der  Tliat  ertappt  ist,  zu 
derselben  zugelasseu  wird : es  ist  widersinnig,  dass  Jemand,  der 
sich  für  schuldig  erklärt,  dennoch  die  Hülfe  der  Tribunen  an- 
ruft  oder  ein  Volksurtheil  verlangt,  um  nicht  die  durch  die  Ge- 
setze festgesetzte  Strafe  zu  erleiden  oder  dass  derjenige,  dessen 
Schuld  offenbar  ist,  durch  freches  Läugnen  der  Bestrafung  ent- 
gehen kann.  Wir  werden  später,  wo  wir  von  dem  Processver- 
fahren  handeln,  auf  diesen  Punkt  näher  eingehen  und  ihn  nach 
Römischer  Auffassung  erläutern.  Wenn  demnach  Livius  von 
demjenigen  spricht,  welcher  provocirt  hat,  und  ihn  mit  dem 
Beile  hinzurichten  verbietet,  so  meint  er  denjenigen,  welcher 
weder  geständig  noch  auf  der  That  ertappt  ist,  also  durch  richter- 
liches Erkenntniss  für  schuldig  erklärt  werden  muss.  Nur  bei 
dieser  Auffassung  kann  ein  Gesetz,  welches  denjenigen,  der  pro- 
vocirt hat,  einer  besondern  Berücksichtigung  empfiehlt  (und  eine 
solche  Berücksichtigung  muss  in  dem  Valerischen  Gesetze  jeden- 
falls gelegen  haben),  erklärt  werden.  Ferner  haben  wir  früher, 
wo  wir  von  den  durch  die  zwölf  Tafeln  für  Verbrecher  bestimm- 
ten Strafen  handelten*),  auf  den  allgemeinen  Römischen  Rechts- 
grundsatz aufmerksam  gemacht,  auf  der  That  ertappte  oder  ge- 
ständige Verbrecher  stärker  zu  bestrafen  als  diejenigen,  welche 
erst  aus  Umständen  von  dem  Richter  für  schuldig  erklärt  wer- 
den müssen.  Wir  haben  bei  den  Verbrechen  des  Mordes  und 
Diebstahles  aus  den  Bestimmungen  der  zwölf  Tafeln  uachge- 
wiesen,  auch  an  einem  Beispiele  gezeigt,  wie  man  noch  in  spä- 
terer Zeit  diesen  Grundsatz  anwendete,  um  die  von  den  Gesetzen 
vorgeschriebenen,  grausamen  Strafen  zu  mildern.  Es  entsprang 
dieser  Grundsatz,  wie  wir  bemerkt,  aus  der  Ueberzeugung  von 


4ü 


Allgemeiner  Reebtsgrundsatz. 


der  allgemeinen  Unsicherheit  menschlichen  Urtheils:  er  wurde 
gekräftigt  durch  die  Wahrnehmung,  wie  leicht  insbesondere  das 
Volk,  welches  die  höchste  Strafgerichtsbarkeit  übte,  zum  Frei-  j 
. sprechen  oder  Verurtheilen  bewogen  werden  kann.  Es  zeigt 
sich  darin  eine  grosse  Weisheit  der  Römischen  Gesetzgeber,  weicht 
freilich  um  so  nöthiger  war,  als  eine  Begnadigung  nach  er- 
folgtem Urtheile  sehr  schwierig,  ja  in  den  meisten  Fällen  that- 
sächlich  unmöglich  war.  Selbst  noch  in  später  Zeit  der  Republik, 
als  durch  Einrichtung  der  Schwurgerichte  die  Masse  des  Volke? 
von  der  richterlichen  Entscheidung  entfernt  war,  galt  der  Wahr- 
spruch der  Geschwornen  nie  als  Gottesurtheil : es  war  ei»  I 
menschliche,  allen  menschlichen  Schwächen  unterworfene  Ent  I 
Scheidung,  welche  demnach  nie  dieselben  Folgen,  wie  ein  Eis-  fl 
geständniss  hatte. 

Von  diesem  in  der  gesammten  Römischen  Strafrechtspflegt 
gültigen  Grundsätze  ging  auch  das  dritte  Valerische  Provocationa- 
gesetz  aus.  Es  verbot  einen  nicht  geständigen  oder  nicht  auf  der 
That  ertappten  Verbrecher,  welcher  das  Urtheil  der  Volksver- 
sammlung angerufen  hatte  und  durch  dieses  verurtheilt  worden 
war,  „mit  Ruthen  zu  peitschen  und  mit  dem  Beile  hinzurichtoD.' 
Mau  muss  diesen  Ausdruck  genau  nehmen,  und  nicht  als  allge- 
meine Bezeichnung  der  Todesstrafe  auffässen.  Denn  es  gah. 
wie  wir  früher  bemerkt»),  bei  den  Römern  seit  alter  Zeit  aucii 
viele  andere  Arten  der  Hinrichtung.  Diese  verbot  Valerius  nicht: 
er  erlaubte  also  den  vom  Volke  Verurtheilten  vom  Tarpejischer 
Felsen  zu  stürzen,  zu  erdrosseln,  sonst  im  Gefängnisse  umkomm« 
zu  lassen:  nur  die  grausamste  Todesstrafe,  welche  damals  vor- 
zugsweise vollzogen  wurde,  verbot  er  gegen  diejenigen,  deren  Schuh! 
nur  durch  ein  richterliches  Erkenntniss  festgestellt  war.  Ohne 
Zweifel  hatte  er  bei  diesem  Verbote  noch  deu  weiteren  Zweck, 
welcher  mit  der  fortgeschrittenen  Bildung  seiner  Zeit  in  Verbin- 
dung stand.  Er  wollte  die  öffentlichen  Hinrichtungen  mindern,  das 
Blutvergiessen  auf  dem  Markte,  die  Beschäftigung  der  Lictoreu  mit 
Henkersarbeit  aufbeben  : wir  werden  diesen  Punkt  später , wo  wir 
der  weiteren  Ausführung  dieses  Gesetzes  durch  die  Porcier  ge- 


a)  S.  uusere  Darstellung  I,  396. 
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denken,  von  Neuem  berühren.  Die  Volkstribunen  hatten  hierauf 
zwar  vielfachen  EinHuss  üben,  aber  doch  nicht  unmittelbar  da- 
gegen Einspruch  thun  können.  Denn  wenn  an  einem  Verur- 
theilten  die  gesetzliche  Strafe  vollzogen  wurde,  konnten  sie  nicht 
hindernd  eiutreten:  insofern  war  es  wichtig,  dass  deren  Befug- 
nis dazu  von  jetzt  an  gesetzlich  anerkannt  war,  und  es  ist  kein 
Zweifel,  dass  eine  mildere  Handhabung,  ja  eine  Aufhebung  der 
dien,  grausamen  Gesetze  über  die  Bestrafung  von  Verbrechern 
ilhnälig  eintrat.  Freilich  hatte  auch  Valerius  sein  Verbot  nicht 
Ir  idle  Fälle  ausgesprochen:  er  erklärte  es  nur  für  schlecht 
und  abscheulich,  wenn  an  einem  gerichtlich  Verurtheilten  die 
grausame  Hinrichtung  vollzogen  würde.  Livius  macht  dabei 
die  Bemerkung,  damals  habe  bei  der  Scheu , welche  man  vor 
den  Gesetzen  gehabt,  diese  moralische  Missbilligung  für  dieEin- 
«dmrfiing  des  Verbotes  ausgereiclit,  zu  seiner  Zeit  würde  Nie- 
mand im  Ernste  so  drohen.*)  Ich  glaube,  sie  ist  nicht  ganz 
richtig.  Valerius  wollte  sein  Verbot  nicht  für  alle  Fälle  aus- 
sprechen, sondern  empfahl  es  nur  sotvohl  den  Beamten  als  auch 
den  Tribunen,  welche  hindernd  eintreten  konnten,  indem  er  dabei 
die  Möglichkeit  Hess,  in  schweren  Fällen  nach  den  alten  Ge- 
Hi  zu  verfahren.  Es  war  mehr  eine  moralische  Vorschrift 
ein  eigentliches  Gesetz:  auch  die  Römischen  Gesetzgeber 
n,  wie  wir  bei  den  zwölf  Tafeln  erwiesen6),  häufig  solche 
hrifteu  erlassen. 

Es  war  ein  neues  Element,  welches  durch  diese  Bestimmung 
di-'  Provocatkmsgesetzgebung  kam ; aber  sein  Zusammenhang 
derselben  ist  offenbar:  nachdem  das  Recht  der  Provocation 
bestimmt  und  eingeschärft  war,  knüpfte  sich  daran  auf 
riiehe  Weise  die  Fürsorge  für  diejenigen,  welche  provocirt  hat- 
Sie  gehörte  eigentlich  nicht  mehr  zu  den  Provocationsge- 
u,  stand  aber  doch  mit  denselben  in  der  genauesten  Verbindung, 
dadurch  im  Strafrecht  hervorgehrachteu  Aeuderungen  muss- 
bedeuteml  sein;  sie  wurden  noch  bedeutender  dadurch,  dass  sie 


a)  Liv.  X,  9 a.  a.  0.  Id,  qui  tum  pudor  honiinum  erat,  visum  credo 
acutum  satis  validum  legis,  uunc  vix  serio  ita  minetur  quisquam. 

b)  Mau  sehe  I,  394. 
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den  Ausgangspunkt  für  eine  Reihe  von  Gesetzen  bildeten,  welche 
später  in  rascher  Aufeinanderfolge  das  Strafrecht  umgestalteten. 
Es  sind  dies  die  Porcischen  Gesetze,  über  welche  wir  leider  sw 
dürftige  Nachrichten  bei  den  alten  Schriftstellern  haben,  dass  e 
mannigfacher  Schlussfolgerungen  bedarf,  um  ihren  ungefähres 
Inhalt  zu  erkennen.  Die  hauptsächlichste  Erwähnung  findet  siet 
bei  Cicero.“)  Er  hat  über  die  Valerischen  Provocationsgesetzt 
gesprochen  und  fügt  dann  hinzu,  es  gäbe  Porcische  Gesetze  vot 
drei  Porciem ; aber  sie  hätten  ausser  der  Strafbestimmung  nicht 
Neues  beigebracht.  Wer  diese  drei  Gesetzgeber  gewesen,  sagt 
Cicero  nicht,  weil  es  eine  zu  seiner  Zeit  bekannte  Sache  war 
jetzt  kann  es  darüber  nur  Vermuthungen  geben,  ln  den  neueste 
Untersuchungen  wird  das  erste  Gesetz  dem  berühmteu  M.  Pa- 
cius  Cato  und  zwar  während  seiner  Prätur  im  Jahre  198  v.  Cbr.,  du 
zweite  dem  Prätor  P.  Porcius  Laeca  im  Jahre  195  v.  Chr.,  d» 
dritte  endlich  dem  Consul  des  Jahres  184  v.  Chr.  L.  Porriat 
Licinus  zugeschrieben. 12)  Ich  halte  diese  Ansicht  nicht  für  wahr- 
scheinlich. ln  seiner  Prätur  soll  M.  Cato  dies  für  die  Stellunc 
der  Römischen  Bürger  wichtige  Gesetz  erlassen  haben : das  iS 
aus  zwei  Gründen  nicht  glaublich.  Erstlich  verwaltete  er  ia 
derselben  die  Provinz  Sardinien  und  zwar  streng  und  gewissen- 
haft: er  hatte  ein  neues  Heer  für  die  Provinz  zu  sammeln.  Z«- 
fuhren  für  andere  Provinzen  zu  besorgen,  viele  Missbrauche  ah- 
zustellen. b)  Es  ist  höchst  unwahrscheinlich,  dass  er  nach  sein*] 
Amtsantritte  lange  genug  in  Rom  blieb,  um  ein  solches  Gestrj 
durchzubringen.  Zweitens  haben  wir  von  ihm  die  ausführlkf  J 
Lebensbeschreibung  Plutarchs,  in  der  es,  wenn  erdessen  Urhebtj 
wäre,  nicht  wohl  hätte  übergangen  werden  können. 13)  Wir  hat«! 
zwar  bei  Festus  die  gelegentliche  Nachricht0),  Cato  habe  .fit 
die  Schultern”  gesprochen  und  dieser  Gegenstand  bildete,  *ifc 
wir  sehen  werden,  den  Inhalt  von  einem  der  Porcischen  Gesetz?: 
aber  daraus  darf  man  nur  schliessen,  er  habe,  wie  er  es  bei 


i 

a)  Cic.  de  rep.  11,  31,  54  Neque  vero  leges  Porciae,  quae  tres  safi 
trium  Porciorum,  ut  scitis,  quicquam  praeter  sanctionem  attuleruut  wm 

b)  Liv.  XXXll,  8 und  27. 

c)  Bei  Festus  p.  234  s.  v.  pro  scapulis. 
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vielen  andern  Gesetzen  gethan,  eines  der  Poreischen  Gesetze  in 
öffentlicher  Rede  befürwortet,  keinesweges,  er  sei  aucb  dessen 
Antragsteller  gewesen.  Dagegen  zu  einem  andern  Schlüsse  ist 
man  berechtigt,  zu  dem  nämlich,  dass,  so  lange  uns  Livius"  aus- 
führliche Geschichte  begleitet,  d.  h.  bis  zum  Jahre  107  v.  Chr., 
kein  Porcisches  Gesetz  überhaupt  gegeben  worden  ist,  Livius 
hat  die  übrigen  auf  die  Provocation  bezüglichen  Gesetze  gewissen- 
haft berücksichtigt;  beiläufig  erwähnt  er  selbst  ein  Porcisches: 
er  würde,  wenn  über  denselben  Gegenstand  eine  neue  Bestimmung 
?etroffen  wurde,  sie  nicht  verschwiegen  haben.  Er  verfolgt  ferner 
genau  Catos  politische  Thätigkeit,  erwähnt  die  Reden,  welche 
er  für  oder  gegen  die  Gesetzesvorschläge  Anderer  gehalten*),  er 
hatte,  wie  er  öfters  bemerkt,  Catos  Reden  vor  sich  und  benutzte 
sie  als  Geschichtsquelle:  es  ist  fast  undenkbar,  dass  er  eine 
Ton  ihm  für  die  Provocation  gehaltene  Rede  oder  den  damit 
zusammenhängenden  Gesetzesvorschlag  mit  Stillschweigen  über- 
gangen haben  sollte.  Darnach  würde  als  Zeitpunkt , vor  dem 
keines  der  drei  Poreischen  Gesetze  gegeben  sein  kann,  das  Jahr 
166  v.  Chr.  anzusehen  sein  und  noch  nach  jener  Zeit  konnte 
der  berühmte  Cato  in  voller  Kraft  als  Redner  thätig  sein. 

Um  den  Zeitpunkt,  nach  welchem  die  Poreischen  Gesetze 
nicht  fallen  können,  aufzufinden,  müssen  wir  auf  den  Inhalt  der- 
telben  näher  eingehen.  Cicero  an  der  eben  angeführten  Stelle 
‘prieht  von  Poreischen  Gesetzen  in  der  Mehrheit  und  sagt,  drei 
’orcier  seien  ihre  Urheber:  es  ist  also  kein  Zweifel,  dass  es 
nehrere  gewesen  sind.  Und  doch  spricht  man  auch  wieder  von 
inem  Poreischen  Gesetze,  nicht  nur  Livius,  dessen  Worte  wir 
benfalls  angeführt  haben,  sondern  auch  öfters  Cicero  und  Sallust.b) 
y muss  ein  eigentümliches  Verhältnis«  unter  den  drei  Gesetzen 
ein:  sie  müssen  nicht  nur  denselben  Grundgedanken  haben, 


a)  So  über  das  Oppische  Gesetz  Liv.  XXXIV,  1,  gegen  M'.  Aeilius 
fabrio  Liv.  XXXVII,  57;  gegen  L.  Seipio  Liv.  XXXVIII,  54;  gegen  L. 
ninctius  Flaminiuus  Liv.  XXXIX,  42;  gegen  Q.  Thermns  ibid. ; gegen 
. Furius  Philus  Liv.  XL1II,  2;  fiir  die  Rhodier  Liv.  XLV,  20;  zu  seiner 
genen  Rechtfertigung  Liv.  XXXIX,  40. 

b)  Cic.  p.  Rah.  3,  8;  4,  13;  in  Verr.  V,  63,  163;  Sali.  Cat.  51.  Wir 
erden  diese  Stellen  später  aufuhren. 

II.  A 
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sondern  auch  der  Zeit  nach  einander  sehr  nahe  stehen.  Das 
der  Grundgedanke  aller  ein  und  derselbe  war,  bezeugt  Cicero'): 
er  sagt,  sie  hätten  ausser  der  Strafbestimmung  nichts  Neues  ent- 
halten; aber  er  sagt  dies  in  solchem  Zusammenhänge,  dass  man 
erkennt,  er  meiut  damit  nur  einen  Theil  ihres  Inhaltes.  Ei 
spricht  nämlich  von  dem  ersten  Valerischen  Provoeationsgeseto 
welches  die  Tödtuug  oder  Geisselung  eines  Römischen  Bürger- 
ohne  ihm  Provocation  zu  gestatten,  verbot:  um  dieses  zu  er- 
läutern, erwähnt  er  die  Provocation  unter  den  Königen,  die  Br 
Stimmungen  der  zwölf  Tafeln  darüber  und  das  zweite  Valerisde 
Gesetz,  welches  die  Erwählung  eines  Beamten  ohne  Provocate 
hinderte,  das  dritte  Valerische  Gesetz  nennt  er  nicht.  Es  körnt 
ihm  also  nur  darauf  an,  die  Beschränkung  der  cousularistfr 
Macht  und  die  Begründung  der  obersten  Gerichtsbarkeit  de 
Volkes  darzustellen,  ln  dieser  Beziehung,  sagt  er,  hätten  fr 
Porcischen  Gesetze  nichts  Neues  aufgestellt  ausser  der  Straffr- 
stimmung;  dass  sie  in  anderer  Beziehung  Neues  enthalten  halw- 
läugnet  er  nicht,  und  wir  werden  dies  später  nachweisen:  nur 
die  oberste  Strafgewalt  des  Volkes  war  durch  die  früheren  Oe 
setze  so  genau  und  so  sehr  im  Einzelnen  bestimmt,  dass  nichts 
hinzuzufügen  war.  Welches  die  neue,  durch  die  Porcischen  Ge- 
setze hinzugefügte,  Strafbestimmung  war,  weiss  man  nicht  duni 
bestimmtes  Zeuguiss ; aber  es  ist  wahrscheinlich,  dass  es  diesefr 
war,  welche  auch  auf  Verletzung  der  andern  Anordnungen  if 
Porcischen  Gesetze  stand,  d.  h.  Verlust  des  caput.  Die  frühe11 
Valerischen  Gesetze  hatten  die  Beachtung  der  Provocation  t 
boten ; aber  eine  Strafe  für  die  Verletzung  derselben  hatten  * 

'i 

nicht  festgesetzt.  Es  lag  in  dem  Wesen  der  Provocation,  fr* 
bei  ihrer  Beachtung  dem  freien  Ermessen  des  Beamten  ein  ge- 
wisser Spielraum  gelassen  werden  musste.  Zudem  wurde  d* 
erste  Gesetz  dieser  Art  von  dem  Consul  Valerius  freiwillig  ge- 
geben und  es  genügte,  dass  er  seine  Beobachtung  versprach, 
ohne  sich  und  seine  Nachfolger  einer  Strafe  zu  unterwerfen- 
Bald  nachher  ging  die  Pflicht,  auf  die  Provocation  zu  achten, 
auf  die  Volkstribunen  über:  sie  waren,  um  dies  wirksam  zs 


a)  Gic.  de  rep.  II,  31,  54  au  der  S.  48  angeführten  Stelle. 
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thau,  mit  besonderen,  von  den  Provoeationsgesetzen  unabhängigen, 
Rechten  begabt.  So  erklärt  es  sich,  dass  auch  das  zweite  und 
dritte  Valerische  Gesetz  keine  Strafbestimmung  enthielten:  vou 
dem  letztem  wäre  es  nicht  folgerichtig  gewesen,  eine  Strafe  auf 
Nichtbeachtung  der  Provoeation  zu  setzen  und  doch,  wie  wir 
durch  ausdrückliches  Zeugniss  wissen*),  dass  es  geschehen,  die 
grausame  Hinrichtung  von  Bürgern,  welche  provocirt  hatten, 
nur  für  ein  moralisches  Unrecht  zu  erklären.  Dagegen  ein  anderes 
Verhältnis  trat  ein,  seit  die  Porcischen  Gesetze  die  Provoeation, 
wie  wir  alsbald  bemerken  werden,  auch  da  einführten,  wo  es 
keine  Volkstribunen  und  keine  tribunicische  Hülfe  gab:  da  konute 
eine  Beachtung  der  Provoeation  nur  durch  Androhung  einer  be- 
stimmten Strafe  gesichert  werden. 

Es  ergiebt  sieb  somit  aus  einer  genauen  Erklärung  der 
Worte  Ciceros,  dass  die  Porcischen  Gesetze  Vorschriften  über 
die  Provoeation  d.  h.  über  das  Recht  des  Volkes,  in  allen  Crimi- 
nalprocessen  Römischer  Bürger  zu  entscheiden,  enthielten.  Eben 
dasselbe  deutet  die  von  uns  früher  angeführte b)  Stelle  von  Li- 
vius  an.  Er  spricht  über  das  dritte  Valerische  Gesetz.  Dieses 
hatte  die  einzelnen  Fälle,  in  denen  provocirt  werden  dürfe,  an- 
gegeben und  am  Ende  das  Verbot  hinzugefügt,  Jemanden,  der 
provocirt  hätte,  grausam  hinzurichten.  Livius  vergleicht  damit 
das  Porcische  Gesetz,  er  hebt  die  Verschiedenheit  desselben  her- 
vor; es  würde  aber  dieser  Vergleich  unpassend  sein , wenn  es 
nicht  in  anderer  Beziehung  gleichartig  wäre,  wenn  es  nicht  eben- 
falls unter  den  allgemeinen  Begriff  der  Gesetze  über  Provoeation 
fiele  und  diese  behandelte.’4)  Es  bestätigen  dasselbe  andere 
äussere  Zeugnisse.  Es  giebt  eine  bekannte  Römische  Münze 
vom  Münzmeister  P.  Laeca,  d.  h.  P.  Porcius  Laeca.  Sie  zeigt 
auf  der  einen  Seite  einen  Frauenkopf  mit  Flügelhelm  und  der 
Umschrift  Roma,  auf  der  andern  einen  Mann  mit  Panzer  und 
Schwert,  der  nach  dem  Haupte  eines  in  eine  Toga  gekleideten 
Mannes,  welcher  sich  in  bittender  Stellung  befindet  , die  Hand 
ausstreckt.  Hinter  dem  ersten  steht  ein  Lictor  mit  Ruthen. 


a)  VergL  oben  S.  46. 

b)  Liv.  X,  9.  S.  oben  S.  42. 
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Bestimmungen  über  die  Strafen. 


Die  Unterschrift  ist  provoco.  Es  ist  unbestritten,  (lass  die  Dar- 
stellung dieser  Münze  sich  auf  eines  der  Porcischen  Gesetze, 
welche  über  die  Leibesstrafen  Komischer  Bürger  handelten,  be- 
zieht und  die  Unterschrift  beweist,  dass  es  trotzdem  ein  Provo- 
cationsgesetz  war  und  über  die  Provocation  Bestimmungen  traf. ,5) 
Es  giebt  noch  eine  andere  Münze  des  Müuzmeisters  M.  Poreius 
Laeca:  sie  hat  als  Darstellung  ein  Viergespann  mit  der  Liber- 
tas,  Hut  und  Stab  führend  und  von  der  Victoria  bekränzt.  Auch 
diese  enthält  eine  Anspielung  auf  die  Porcischen  Gesetze,  welche 
die  bürgerliche  Freiheit  forderten,  giebt  aber  sonst  keine  An- 
deutungen. 

Es  gingen  also  die  drei  Porcischen  Gesetze  von  eben  den- 
selben Anordnungen,  wie  die  früheren  Valerischen  aus:  sie  wir 
derholten  das  Recht  Römischer  Bürger,  wenn  sie  nicht  selber 
sich  für  schuldig  erklärten  oder  erklären  mussten,  sich  auf  da.-* 
Urtheil  der  Volksversammlung  berufen  zu  dürfen:  sie  sicherten 
dieses  Recht  durch  Strafen,  welche  sie  gegen  die  dawider  han- 
delnden Beamten  verhängten,  selbst  da,  wohin  nicht  der  schützende 
Arm  der  Volkstribunen,  der  natürlichen  Vertheidiger  bürgerlicher 
Freiheit,  reichte.  Aber  nach  dem  Beispiele  des  dritten  Valeri- 
sclien  Gesetzes  knüpften  sie  an  diese  Anordnungen  andere  Be- 
stimmungen über  die  Leibesstrafen  Römischer  Bürger  überhaupt: 
es  waren  verwandte  Gegenstände  und  die  Gesetzgebung  pflegte 
beide  in  denselben  Gesetzen  zu  umfassen.  Den  allgemeinen  Grund- 
satz der  Porcischen  Gesetze  spricht  Livius  an  der  früher  ange- 
führten Stelle“)  aus:  er  sagt,  sie  hätten  bei  schwerer  Strafe 
verboten,  einen  Römischen  Bürger  zu  schlagen  oder  zu  tödtea. 
Vergleicht  man  damit  den  Ausdruck  der  ähnlichen  Bestimmun- 
gen im  dritten  Valerischen  Gesetz b),  so  erkennt  man  den  Fort- 
schritt der  Gesetzgebung.  Jenes  handelte  über  denjenigen,  wel- 
cher provocirt  hatte,  dieses  Porcische  über  die  Römischen  Bür- 
ger, d.  h.  über  alle  überhaupt,  nicht  bloss  über  diejenigen,  welche 
provocirt  hatten;  jenes  verbot  mit  Ruthen  zu  peitschen  und  mit 
dem  Beile  zu  tödten,  also  eine  einzige  Art  der  Hinrichtung,  welche 


a)  Liv.  X,  9.  S.  oben  S.  42. 

b)  S.  S.  46. 
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aus  zwei  Theilen,  dem  Peitschen  und  dem  Tödten  bestand,  dieses 
das  Schlagen  oder  Tödten,  also  zweierlei,  einmal  eine  besondere 
Art  Körperstrafe  und  dann  eine  besondere  Art.  der  Hinrichtung. 
Dies  ist  die  allgemeine  Entwickelung,  der  allgemeine  Grundsatz, 
welchen  alle  drei  Porcischen  Gesetze  zusammen  verfolgten.  Denn, 
wenn  Livius  nur  von  einem  Porcischen  Gesetze  in  der  Einheit 
spricht,  begeht  er  damit  weder  einen  Irrthura,  indem  er  fälsch- 
lich was  von  drei  Gesetzgebern  ausging,  einem  einzigen  zuschrieb, 
noch  kann  er  in  unbestimmtem  und  tadelnswerthem  Ausdrucke 
ein  einzelnes  der  drei  von  den  Porciem  ausgegangenen  Gesetze 
meinen.*)  Um  den  Inhalt  der  einzelnen  Porcischen  Gesetze  zu 
gewinnen  bedarf  es  der  Vermuthung:  die  Ueberlieferung  lässt 
uns  im  Stich.  Das  zweckmässigste  und  einzig  mögliche  Ver- 
fahren ist,  den  Entwickelungsgang  der  Römischen  Provocation 
zu  verfolgen.  Dabei  wird  man  durch  bestimmte  Zeugnisse  un- 
terstützt. Die  Ergebnisse  wird  man  der  Porcischen  Gesetzgebung 
zuschreiben  müssen  und  ungefähr  auch  den  Gang,  den  sie  na- 
türlicher Weise  in  ihreü  einzelnen  Stufen  nehmen  musste,  an- 
geben können. 

Die  Provocation,  die  Berufung  an  das  Volk,  war,  wie  sich 
aus  ihrem  Ursprünge  und  der  ältesten  Art  ihrer  Anwendung 
ergiebt b),  eine  Art  von  gesetzlichem  Aufruhr.  Der  Verurtheilte, 
welcher  zur  Hinrichtung  geführt  wurde,  rief  seine  Bekannten, 
das  gesammte  Volk  an,  ihm  ^tatsächliche  Hülfe  gegen  den  Be- 
amten zu  leisten  und  wenn  dieses  sein  Mitgefühl  aussprach, 
wurde  jener  gezwungen  nachzugeben,  eine  ordentliche  Versamm- 
lung desselben  zu  berufen,  ihr  die  Gründe  seines  Verfahrens 
auseinander  zu  setzen  und  am  Ende  deren . Entscheidung  sich 
zu  fügen.  Die  Provocation  war  also  an  die  Stadt  Rom,  wo  allein 
das  Volk  seinen  Sitz  hatte,  ja  an  den  Markt,  wo  die  Urtheils- 
»prüche  gefällt  wurden  und  das  Volk  sich  zu  versammeln  pflegte, 
gebunden.  Indessen  allmälig  dehnte  sich  zwar  nicht  das  Rö- 
mische Volk,  aber  zahlreiche  einzelne  Römische  Bürger  über  die 
Grenzen  Roms  aus.  Ich  spreche  nicht  von  den  Soldaten,  welche 


a)  Vergl.  oben  S.  49. 

b)  Vergleiche  unsere  Darstellung  I,  180. 


Digitized  by  Google 


54 


Verbreitung  der  Bürger  in  den  Provinzen. 


sich  immer  ausserhalb  der  Bannmeile  der  Stadt  befanden : sie 
haben,  wie  wir  durch  ausdrückliche  Zeugnisse  wissen,  nie  von 
den  Urtheilen  ihrer  Befehlshaber  Provokation  gehabt.  Aber  auch 
andere  Römische  Bürger  machten  sich  ausserhalb  der  Stadt  an- 
sässig und  es  ist  bekannt,  dass  in  der  spätem  Zeit  der  Repu- 
blik alle  Provinzen  von  ihnen  in  grosser  Menge  bewohnt  wur- 
den. Bis  zum  Erlasse  des  dritten  Valerisehen  Gesetzes  war 
noch  kein  Bedürfnis  gewesen , für  sie  zu  sorgen : die  Römischen 
Bürger  wohnten  in  Rom  oder  dessen  nächster  Umgebung;  gab 
es  einzelne  in  entfernteren  Gegenden,  so  betrachteten  dieselben 
doch  immer  Rom  als  den  einzigen  Mittelpunkt,  wo  sie  Recht 
holen  konnten.  Dies  Verhältnis  änderte  sich  auch  nicht  rasch: 
durch  die  Vermehrung  der  Colonien  entstanden  meist  nur  Halb- 
bürger, welche  nicht  auf  gleiche  Rechte  mit  den  Vollbürgern 
Anspruch  machen  konnten.  Selbst  als  die  ersten  Provinzeu, 
Sicilien,  dann  Sardinien  ge  wonneu  waren,  zogen  Römische  Bür- 
ger gewiss  nur  spärlich  dahin ; ja  es  scheint,  dass  man  es  nicht 
begünstigte.  Galt  es  doch  noch  zu  der  Gracchen  Zeit  für  einen 
politischen  Missgriff,  dass  eine  Colonie  von  Bürgern  nach  Africa 
geführt  werden  sollte:  wie  damals  die  Bürger  in  Italien  bleiben 
sollten,  so  sollten  sie  früher  sich  nicht  von  Rom  entfernen.*) 
Wie  wenig  zahlreich  noch  in  später  Zeit  die  Römischen  Bürger 
in  Italien  ausserhalb  Roms  waren,  beweist  Polybiusb),  welcher 
die  Entscheidung  über  Verbrechen  in  Italien,  z.  B.  über  Gift- 
und  Meuchelmord,  dem  Senate  zuschreibt,  ohne  hinzuzusetzea, 
in  so  fern  sie  von  Italikern,  welche  nicht  Bürger  sind,  began- 
gen werden.  Er  meint  dies  ohne  Zweifel ; denn  über  Bürger  hat 
der  Senat  nie  gerichtet;  aber  weil  der  Bürger  in  Italien  so  we- 
nige waren,  hält  er  ihrethalben  einen  Zusatz  für  unnöthig.  In- 
dessen die  Macht  der  Verhältnisse  war  zwingender  als  der  Wille 
der  Römischen  Regierung.  Als  der  Besitz  Italiens  vollständig 
gesichert  war  und  die  Uebermacht  der  Römer  ausserhalb  dessel- 
ben entschieden  hervortrat,  verbreiteten  sich  die  Bürger  übei 
Italien  und  die  Provinzen:  es  war  dies  gerade  der  Zeitpunkt, 


a)  Vellei.  II,  7. 

b)  Polyb.  VI,  13.  • 
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den  wir  oben  als  früheste  Grenze  für  die  Porcischen  Gesetze 
erwiesen  haben. 

Für  diese  ausserhalb  Roms  lebenden  Römischen  Bürger 
musste  die  Gesetzgebung  sorgen  und  ihnen  dieselben  Rechte 
sichern,  welche  die  in  der  Stadt  selbst  ansässigen  hatten.  Wenn 
gleich  einige  unter  ihnen  wohlhabend  waren , so  w urde  die  Mehr- 
zahl durch  das  Streben  nach  Erwerb  in  die  Fremde  getrieben: 
Verbrechen,  welche  Strafe  erforderten,  konnten  unter  ihnen  nicht 
selten  sein.  Provocation  aber  gab  es  in  der  Fremde  nicht,  auch 
die  Hülfe  der  Tribunen  galt  nicht  ausserhalb  Roms : hätte  es 
also  für  sie  nicht  eine  besondere  Einrichtung  gegeben,  so  wür- 
den Consuln  und  Prätoren  über  sie  eine  grössere  Macht  gehabt 
haben  als  in  der  Stadt:  es  würde,  was  gesetzlich  verboten  war, 
Beamte  ohne  Provocation  gegeben  haben.  Wir  haben  indessen 
aus  republicanischer  Zeit  nur  wenige  hierher  gehörige  Fälle, 
über  wrelche  wir  später  sprechen  werden,  überliefert;  denn  die 
Geschichte  hat  vorzugsweise  nur  die  Staatsverbrechen  dem  Ge- 
dächtnisse aufbewahrt.  Aus  der  Kaiserzeit  ist  das  Beispiel  des 
Apostels  Paulus  bekannt,  der,  weil  er  sein  Bürgerrecht  geltend 
machte,  nach  Rom  zur  Aburtheilung  geschickt  wurde.*)  Eine 
Andeutung  von  eben  diesem  Verhältnisse  giebt  Cicero  in  dem 
Processe  von  Verres,  wo  er  diesen  beschuldigt,  in  Sicilien  Rö- 
mische Bürger  mit  dem  Kreuzestode  bestraft  zu  haben.  „Nimm, 
sagt  er,  diese  Hoffnung,  nimm  diesen  Schutz  den  Römischen 
Bürgern : bestimme , dass  in  diesem  Worte : ich  bin  ein  Römi- 
scher Bürger,  keine  Hülfe  liegt,  dass  ungestraft  ein  Prätor  oder 
irgend  ein  anderer  eine  Todesstrafe,  welche  er  will,  gegen  den- 
jenigen festsetzen  kann,  der  ein  Römischer  Bürger  zu  sein  be- 
hauptet, weil  ihn  einer  nicht  kennt:  und  du  wirst  mit  dieser 
Vertheidigung  alle  Provinzen,  alle  Königreiche , alle  freien  Staa- 
ten, den  ganzen  Erdkreis,  der  unsem  Landsleuten  immer  voll- 
kommen offen  stand,  den  Römischen  Bürgern  verschlossen 
haben/’ b)  Cicero  bezieht  sich  hier  zunächst  auf  das  von  Verres 


a)  Apostelgeschichte  16  und  22. 

b)  Cie.  in  Verr.  V,  65,  168  Tolle  hanc  spem,  tolle  hoc  praesidium  ci- 
vibus  Romanis:  constitue  nihil  esse  opis  in  hac  voce  civis  Romanus 
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begangene  Verbrechen  und  deshalb  spricht  er  von  „einer  beliebigen 
Todesstrafe”;  indessen  er  kann  nicht  meinen,  dass  der  Pritm 
gegen  einen  auswärtigen  Römischen  Börger  eine  bei  Bürgern  er- 
laubte Todesstrafe  anwenden  dürfe.  Das  Bürgerrecht  gewähr  1 
ausserhalb  Roms  ganz  denselben  Schutz  wie  in  Rom.  Deshalb 
klagt  Cicero  an  einer  andern  Stelle  Verres  an*),  er  habe  Römi- 
sche Bürger  in  das  Gefängniss  werfen  und  tödten  lassen:  er 
droht  ihm  deshalb  mit  einer  Anklage  auf  Hochverrate  Don 
handelt  es  sich  nicht  um  eine  bei  Römischen  Bürgern  verboten 
Art  der  Hinrichtung , sondern  um  eine  ausserhalb  Roms  voll- 
zogene Hinrichtung  überhaupt. 

Es  ist  also  sicher,  dass  derselbe  Schutz,  welchen  die  Bür- 
ger innerhalb  der  Bannmeile  durch  die  Valerisehen  Gesetze  er- 
halten hatten,  ihnen  später  durch  andere  Gesetze  auch  ausser- 
halb derselben  gewährt  wurde.  Eine  Einrichtung,  dass  sie  ausser- 
halb Roms  ihr  endgültiges  Urtheil  erhielten,  war  unmöglich; 
denn  das  Römische  Volk , welches  nach  Römischen  Begriffes 
allein  über  die  Bestrafung  eines  Bürgers  entscheiden  konnte, 
gab  es  nur  in  Rom:  dort  allein  wurden  alle  politischen  Rechte 
die  ihm  zustanden , geübt.  Alle  Bürger  konnten  ihr  Stimmrecht 
bei  Wahlen  oder  andern  Volksversammlungen  nur  in  so  fern 
geltend  machen , als  sie  in  der  Stadt  erschienen : sie  war  der 
einzige  Mittelpunkt  des  gesammten  politischen  Lebens.  Ueber- 
dem  war  früher  in  Italien,  später  in  den  Provinzen  die  Zahl  der 
Römischen  Bürger  schwankend:  es  wäre  unmöglich  gewesen, 
aus  ihnen  eine  Versammlung  zu  bilden,  welche  das  Römisch 
Volk  darstellte:  sie  machten  immer  nur  den  Beirath  eines  Be- 
amten aus,  der  für  ihre  Entscheidungen  die  Verantwortlichkeit 
hatte.  Die  Einrichtung  musste  also  nothwendiger  Weise  so  sein, 
dass  Römische  Bürger  in  Italien  und  den  Provinzen  nur  in  eben 
denselben  Fällen  bestraft  wurden,  wo  die  Beamten  in  Rom 


sum,  posse  impune  praetoreiu  aut  alium  quemlibet  supplicium  quod  veiit 
in  eum  constituere,  qui  se  civem  Romanum  esse  dieat,  quod  eum  quis 
ignoret:  iam  oinnes  provincias,  iam  oiuuia  regna,  iam  omnes  liberas  civi- 
tates , iain  omuem  orbem  terrarum , qui  sernper  nostris  hominibus  maxim*1 
patuit,  civibus  Romanis  ista  defensione  praccluseris. 
a)  Cic.  in  Ven\  V,  56  sq. 
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selbständig  gegen  Bürger  verfahren  durften : in  allen  andern  Fäl- 
len konnte  der  Angeklagte  nur  in  Gewahrsam  genommen  und 
musste  nach  Rom  geschafft  werden,  wo  die  gleichberechtigten 
CoQegen  des  Beamten  oder  die  Volkstribuneu  Einspruch  tlmn 
oder  das  Volk  entscheiden  konnte.  Dieses  Verhältniss  also  be- 
stand zu  Ciceros  Zeit,  muss  aber  viel  früher  entstanden  sein, 
als  Römische  Bürger  sich  dauernd  zuerst  in  Italien , dann  in 
den  Provinzen  niederzulassen  begannen.  Die  Vermuthuug,  dass 
ts  durch  ein  Porcisches  Gesetz  eingeführt  worden  ist,  hat  die 
höchste  Wahrscheinlichkeit.  Denn  diese  Gesetzgebung  umfasste, 
wie  wir  später  sehen  werden,  in  anderen,  ebenfalls  auf  die  Vor- 
rechte des  Bürgerthums  abzielenden,  Bestimmungen  alle  Römi- 
schen Bürger  innerhalb  wie  ausserhalb  der  Hauptstadt:  es  war 
unmöglich,  dass  sie,  da  sie  von  der  Provocation  handelte,  nicht  die 
(jewalt  der  Beamten  über  die  auswärtigen  Bürger  einschränken 
sollte.  Man  darf  ferner  mit  Grund  aunehmen,  dass  diese  Ein- 
schränkung gerade  durch  dasjenige  Porcische  Gesetz  geschah, 
dessen  Andenken  in  der  eben  erwähnten  Münze  von  P.  Porcius 
Laeca  gefeiert  wird.  In  der  Mitte  derselben  steht  ein  Mann 
mit  Panzer  und  Helm,  also  ein  Beamter,  der  einen  militärischen 
Befehl  führt,  wie  ihn  die  Consuln  und  Prätoren,  welche  Italien 
ttd  die  Provinzen  beherrschten , hatten : vor  ihm  als  Flehender 
[ascheint  ein  mit  der  Toga  bekleideter  Mann,  also  ein  Römischer 
Bürger,  aber  nicht  ein  Soldat  Der  Lictor,  welcher  hinter  dem 
Beamten  steht,  trägt  in  jeder  Hand  einen  Stock,  vor  dem  also 
der  Flehende  geschützt  sein  will.  Diese  Darstellung  kann  weder 
Inf  eine  Veränderung  der  militärischen  Strafen  gehen,  auf  welche 
man  sie  bezogen  hat16);  dazu  passt  weder  die  Toga  des  Flehen- 
den noch  die  Unterschrift  provoco , da  es  für  Soldaten  keine  Pro- 
vncation  giebt;  noch  auf  die  Milderung  der  Todesstrafe  gegen 
Römische  Bürger  überhaupt;  denn  daun  w’ürde  der  Beamte  nicht 
mit  Panzer  und  Schwert  abgebildet  sein.  Dagegen  auf  die  Aus- 
iehnnng  des  Provocationsrechtes  auf  die  auswärtigen  Römischen 
Bürger  passt  Alles:  der  Flehende  legt  die  Berufung  an  das  Rö- 
mische Volk  ein  und  wird  in  Folge  davon  zur  Aburtheilung  nach 
Kono  geschickt. 

Eiue  weitere  Entwickelung  nahm  die  Gesetzgebung  in  Be- 


5* 


Hinrichtung  und  körperlich* 


zu"  auf  die  Art  und  Weise,  wie  Römische  Bürger  körperlich 
bestraft  werden  durften,  und  zwar  in  doppelter  Beziehung.  Das 
Valerische  Gesetz  hatte  verboten,  diejenigen,  welche  provodrt 
hatten,  d.  h.  die  Bürger,  welche  nur  durch  gerichtliche  Yerur- 
theilung  für  schuldig  erklärt  waren,  mit  einer  bestimmten  Art 
der  Hinrichtung  zu  bestrafen.*)  Die  folgenden  Gesetze  gingen 
weiter:  sie  umfassten  alle  Römischen  Bürger,  also  auch  dieje- 
nigen, welche  durch  eigenes  Geständniss  oder  durch  Ertappen 
auf  der  That  eines  Verbrechens  überführt  waren.  Dies  darf  man 
mit  Sicherheit  aus  Linus'  Ausdruck1*),  welcher  Römische  Bür- 
ger im  .Allgemeinen  als  durch  das  Porcische  Gesetz  geschützt 
nennt,  schliessen,  vielleicht  auch  aus  den  Worten  Cicero? '). 
der  von  allen  Römischen  Bürgern  spricht  Indessen  darf  man 
hieraus  nicht  schliessen,  dass  von  jetzt  an  aller  Unterschied  der 
geständigen  und  der  durch  richterliches  Erkenntniss  Überfahrten 
Verbrecher  aufgehört  und  jener  seit  alter  Zeit  im  Römischen  Rechte 
gültige  Gegensatz d)  aufgehoben  worden  sei.  Dies  war  keines- 
weges  der  Fall:  nur  jene  eine  Art  körperlicher  Bestrafung  and 
Hinrichtung,  welche  im  Gesetze  genannt  wurde,  war  fortan  für 
alle  Römischen  Bürger , mochten  sie  gestanden  haben  oder  nicht 
verboten;  dagegen  andere  Hinrichtungsarten,  welche  durch  alt« 
Sitte  oder  Gesetze  für  bestimmte  geständige  Verbrecher  einge- 
führt waren , bestanden  auch  ferner : dabei  galt  auch  später  der 
Unterschied  zwischen  den  durch  eigenes  Geständniss  und  den 
durch  richterliche  Entscheidung  Verurtheilten.  Der  Beweis  da- 
für liegt  in  der  bekannten  und  von  uns  öfter  angeführten  That- 
sache"),  dass  in  der  letzten  Zeit  der  Republik  und  unter  ds 
Kaiserregierung  z.  B.  für  die  der  That  geständigen  Vatermörder 
die  alte,  auf  religiösen  Anschauungen  beruhende,  Todesstrai? 
bestand,  während  die  von  den  Gerichten  deshalb  Verurtbeilter 
auf  gewöhnliche  Weise  hingerichtet  wurden. 


a)  S.  oben  S.  46. 

b)  Liv.  X,  9.  Vergl.  S.  42. 

c)  Cic.  p.  Rabir.  4,  12,  welche  Stelle  wir  später  anfuhren  werden. 

d)  Vergl.  oben  S.  45. 

c)  Vergl.  oben  S.  46  und  I,  396. 


Digilized  by  Google 


Bestrafung  Römischer  Bürger. 


59 


Ein  weiterer  Fortschritt  der  Poreischen  Gesetzgebung  lag  in 
dem  Verbote,  einen  Römischen  Bürger  „zu  schlagen  oder  zu 
tödten ",  wie  Livius  berichtet.*)  Im  Ausdrucke  gleichlautend 
ist  eine  Stelle  bei  Cicero,  der  in  seiner  Rede  für  C.  Rabirius 
die  Anklagen  der  Gegner  zurückweist,  Rabirius  hätte  in  Apu- 
lien und  Campanieu  Römische  Bürger  gegen  das  Porcische  Ge- 
setz „geschlagen  oder  getödtet ’’ b ) , und  an  einer  andern  Stelle 
derselben  Rede  setzt  Cicero  „ ungewöhnliche  Hinrichtung’’  den 
Poreischen  Gesetzen  entgegen.0)  Hieraus  darf  man  indessen 
»eder  schliessen,  das  Porcische  Gesetz  habe  alle  Arten  von 
Schlägen,  noch  es  habe  die  Todesstrafe  überhaupt  untersagt. 
Denn  Schläge  waren  eine  auch  in  den  spätesten  Zeiten  der  Re- 
publik gegen  Bürger  häufig  angewandte  Strafe : wir  wissen  dies 
('•“stimmt  von  den  Soldaten,  deren  Vergehungen  auf  diese  Weise 
von  den  Centurionen  geahndet  wurden,  können  es  auch  mit 
(wehster  Wahrscheinlichkeit  annehmen  von  gemeinen  Leuten 
überhaupt,  bei  denen  die  durch  die  zwölf  Tafeln  gebotene  Prii- 
:el$trafe  nicht  aufgehoben  wurde.  Auch  die  Todesstrafe  wurde 
nicht  im  Allgemeinen  durch  das  Porcische  Gesetz  abgeschafft, 
fcnn  Sali u st d)  trennt  ausdrücklich  das  Porcische  Gesetz  von 
ändern  Gesetzen,  welche,  wenigstens  nach  seiner  Darstellung, 
Bürgern  das  Leben  zu  nehmen  verboten.  Es  muss  also  die 
Forschrift  des  Poreischen  Gesetzes  sich  auf  besondere  Arten  von 
Schlägen  und  Hinrichtungen  bezogen  haben.  Als  im  Senate 
über  die  Strafe  der  überwiesenen  Genossen  Catilinas  verhandelt 
«urrle , gab  der  künftige  Consul  D.  Silanus  seine  Meinung  da- 
hin ab,  sie  sollten  hingerichtet  werden.  Ihm  widersprach  C. 


a)  Siehe  kurz  zuvor  S.  42. 

b)  Cie.  p.  C.  Rabir.  3,  8 Au  de  servis  alienis  contra  legem  Fabiam 
Heutig  aut  de  civibus  Romanis  contra  legem  Porciam  verberatis  aut  ne- 
'itis  plura  dieenda  sunt , cum  tauto  Studio  C.  Rabirius  totius  Apuliae,  sin- 
ruiari  voluntate  Campanae  viciuitatis  ornetur? 

c)  Cic.  p.  C.  Rab.  4,  13  Tu  mihi  etiam  legis  Porciae,  tu  C.  Gracchi, 
tu  horum  libertatis,  tu  cuiusquam  denique  hominis  popularis  mentionem 
faeis,  qui  non  modo  suppliciis  inusitatis,  sed  etiam  verborum  crudelitate 
maadita  violare  libertatem  huius  populi  — conatus  es! 

d)  Sali.  Cat.  51  At  aliae  leges  (d.  h.  andere  als  die  Poreischen)  item 
'Ondenmatis  civibus  non  anirnam  eripi,  sed  exilium  permitti  iubeut. 
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Caesar  und  in  seiner  Rede  bei  Sallust*)  fragt  er:  „Weshalb hast  | 
du  deiner  Meinung  nicht  hinzugefügt,  es  sollte  mit  Schlägen  J 
gegen  sie  verfahren  werden?  Etwa,  weil  es  das  Poreische  Ge- 
setz verbietet?”  Das  Gesetz  verbot  also  nicht  Hinrichtung  über- 
haupt, sondern  die  mit  vorangehender  Geisselung  verbundene. 
Dies  ist  das  „Schlagen”,  das  Livius  und  Cicero  bei  ihrer  Er- 
wähnung des  Porcischen  Gesetzes  anführen.  Genauer  noch  ler- 
nen wir  die  Art  und  Weise  der  bei  Bürgern  verbotenen  Todes- 
strafe kennen  aus  den  heftigen  und  ergreifenden  Klagen , wehte 
Cicero  gegen  Verres  vorbringt.  Nachdem  er  über  dessen  Grao- 
samkeit  gegen  die  Sicilier  gesprochen , kommt  er  zu  seinen 
Verbrechen  gegen  Römische  Bürger b ) ; diejenigen  Strafen,  welcte 
gegen  überführte  Sclaven  bestimmt  wären,  hätte  er  gegen  Rö- 
mische Bürger  angewendet : er  hätte  sehr  viele  mit  Ruthen  peit- 
schen lassen , namentlich  einen  gewissen  C.  Servilius , der  voi 
den  sechs  Lictoren  so  mit  Ruthen  gepeitscht  wurde , dass  er 
für  todt  liegen  blieb  und  bald  nachher  starb.  Ausführlicher 
schildert  dann  Cicero  die  Hinrichtung  von  P.  Gavius , eines 
Bürger  aus  Cosa  in  Italien,  welcher  Schmähreden  gegen  Verr« 
ausgestossen  hatte.  Ihn  Hess  dieser,  trotzdem  er  versicherte 
Römischer  Bürger  zu  sein,  auf  dem  Markte  in  Messina  mit 
Ruthen  peitschen  und  dann  an  das  Kreuz  schlagen.  Dabei  er- 
wähnt Cicero6)  ausdrücklich  des  Porcischen  Gesetzes,  das  vo« 
Verres  verletzt  worden  sei.  Es  verbot  dieses  also,  dass  d« 
Verurtheilte  nackt  an  einen  Pfahl  gebunden  und  so  mit  Rutin 
gegeisselt  würde,  .mochte  dies  mit  darauf  folgender  T ödtuis 
durch  das  Beil  verbunden  sein  oder  nicht.  Darum  heisst  es  h 
den  obigen  Stellen:  „schlagen  oder  tödten”.  Denn  bei  maß- 
ehern  Vergehen  war  als  Strafe  blosse  Geisselung  üblich , ohw 
dass  der  Gegeisselte,  wenn  er  dabei  mit  dem  Leben  davon  kam.  J 
hingerichtet  wurde,  z.  B.  nach  alter  Sitte  bei  der  Verweigera? 


a)  Sali.  Cat.  ibid.  Sed,  per  deos  immortales,  quamobrem  in  sentei- 
tiam  non  addidisti,  ut  prius  verberibus  in  eos  animadverteretur?  An  qaa 
lex  Porcia  vetat? 

b)  Cic.  in  Verr.  V,  53  sq. 

c)  Cic.  in  Verr.  V,  63,  163  0 nomen  dulce  libertatis!  o ius  erimhffi 
nostrae  civitatis ! o lex  Porcia  legesque  Semproniae ! 
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des  Kriegsdienstes,  einem  Falle,  den  Livius  bei  Gelegenheit  des 
Aufstandes  von  Publilius  Volero  anschaulich  schildert.*)  Das 
dritte  Valerische  Provoeatiousgesetz  hatte  nur  diejenige  Hinrich- 
tung, welche  im  Tödten  durch  das  Beil  mit  vorausgehender 
lieisselung  bestand,  verboten,  dagegeu  die  Strafe  der  Geisse- 
lung  selbst,  wenn  keine  Hinrichtung  folgte,  bestehen  lasseu: 
und  häutig  genug  konnte  die  Geisselung  allein,  wie  wir  an  dem 
dien  angeführten  Beispiele  von  C.  Servilius  und  anderen  sehen, 
nun  Tode  führen.  Die  Porcische  Gesetzgebung  ging  weiter: 
sie  verbot  jede  Geisselung  Römischer  Bürger  überhaupt. 

Somit  war  die  alte,  eigentlich,  wie  es  scheint,  patricische 
Art  der  Hinrichtung  abgeschafft,  deren  zwar  in  den  zwölf  Ta- 
feln nicht  besondere  Erwähnung  geschieht b) , die  aber  sowohl 
vor  als  nach  denselben  vielfach  bezeugt  ist:  sie  heisst  „nach 
Sitte  der  Vorfahren”  (more  maiorum).  Selbst  die  Kaiserregie- 
rang hat  sie  nicht  wieder  eiugefiibrt  und  nach  Ulpian  gilt  für  die 
Statthalter  der  Provinzen  die  Vorschrift,  es  dürfe  Niemand  zu 
4er  Strafe  verurtbeilt  werden , dass  er  mit  Schlägen  getödtet  oder 
mit  Ruthen  umgebracht  werde. c)  Freilich  als  Ausnahme  kommt 
dieselbe  auch  noch  später  vor:  nur  der  Beamte  durfte  sie  nicht 
erhängen;  das  Volk  aber  konnte  sie  durch  seinen  Beschluss  für 
einen  einzelnen  Fall  wieder  einführen.  So  wird  im  Jahre  138 
c Chr.,  sicherlich  nach  Erlass  der  Porcischen  Gesetze , erzäldt, d ) 
d Matienus  sei,  weil  er  das  Heer  in  Spanien  verlassen  hatte, 
mit  Ruthen  gepeitscht  und  verkauft  worden;  aber  das  geschah 
nicht  auf  Befehl  des  Feldherni  oder  eines  Beamten,  sondern 
nach  einer  Anklage  vor  dem  Volke  und  auf  dessen  Befehl.  Noch 
der  Kaiser  Nero  wurde  nach  seiner  förmlichen  Absetzung  von 
dem  Senate  dazu  verurtheilt,  „nach  Sitte  der  Vorfahren”  hinge- 
fiehtet  zu  werden.')  So  ungebräuchlich  war  damals  diese  Todes- 

a)  Liv.  II,  55.  Vergl.  1,  298. 

b)  S.  I,  396. 

c)  Ulpiao.  §.  3 1.  8 D.  de  poenis  (XLV1I1,  19):  Nec  ea  quidern  poena 
tiajnnari  quem  oportet,  ut  verberibus  uecetur  aut  virgis  interimatur. 

d)  Liv.  per.  LV : C.  Matienus  accusatus  est  apud  tribunos  plebis,  quod 
eiereitum  iu  Hispania  deseruisset  damnatusque  sub  furca  diu  virgis  caesus 
est  et  sestertio  numrno  veniit. 

e)  Suet  Ner.  49. 


Digilized  by  Google 


62 


Das  Recht  der  Ruthen. 


strafe,  dass  der  Kaiser  nicht  wusste,  worin  sie  bestände,  man 
musste  ihm  sagen,  sie  bestehe  darin,  dass  der  Verurtbeilte  naekt 
an  einen  Pfahl  gebunden  und  mit  Ruthen  zu  Tode  gepeitscht 
werde.  Auch  auf  die  Strafe  des  incestes  mit  Vestalischeu  Juns-  i 
fraueu  war  diese  Umänderung  in  der  Hinrichtung  von  Einfluss  j 
erst  der  Kaiser  Domitian  wandte  dabei  wieder  die  althergebracht  I 


; 


Geisselung  an.1) 

Es  war  somit  das  Poreische  Gesetz,  wie  Livius  an  der  frü- 
her angeführten  Stelle1’)  richtig  sagt,  für  den  Rücken  der  Ri 
mischen  Bürger  gegeben ; es  entfernte  die  Ruthen  vou  dem  Kör 
per  derselben,  wie  Cicero  sich  ausdrückt'):  es  entzog  sie  des 
Lictor,  wie  derselbe  hinzufügt.  Für  ihn  trat  von  jetzt  au  der 
Nachrichter  ein,  welcher  nicht  mehr  auf  dem  Markte,  wo  da] 
Urtheil  gesprochen  war,  sondern  im  Gefäugnisse  die  Todesstraü 
vollzog. d)  Dadurch  entstand  ein  eigenes  Vorrecht  der  Römische 
Bürger,  das  ihnen  im  Gegensatz  zu  den  nicht  regierenden  Be 
wohnern  des  Reiches  einen  bedeutenden  Schutz  verlieh.  Pt 
nius')  nennt  es  „das  Recht  der  Ruthen  ”,  und  wo  er  erzählt, 
der  ältere  Cornelius  Baibus  sei  wegen  widerrechtlicher  Ad 
massung  des  Bürgerrechtes  angeklagt  worden,  sagt  er,  er  M 
wegen  des  Rechtes  der  Ruthen  vor  Gericht  gebracht  wonle 
Anderswo')  drückt  sich  ein  Italiker  zu  Italikern  so  aus,  er 
kein  Römer,  sondern  gleich  ihnen  den  Ruthen  unterworfen,  w 
dere  er  in  Italien  umher.  Es  ergiebt  sich  hieraus  der  Bew 
grund,  welcher  die  Porcier  zum  Einbringen  ihres  Gesetzes  va 
anlasste.  Es  kanu  kein  Zweifel  sein,  dass  in  Folge  davon  al 
mälig  die  öffentliche,  auf  dem  Markte  vollzogene,  tünrichtd 


a)  Suet.  Dom.  8.  Vergl.  1,  115. 

b)  Liv.  X,  9.  S.  oben  S.  42. 

c)  Cic.  p.  C.  Rab.  4,  12  Porcia  lex  virgas  ab  omnium  civiuin  Roaj 
noruin  corpore  amovit,  hie  misericors  flagelta  retulit:  Porcia  lex  liberutd 
civium  lictori  eripuit,  Labicnus,  horao  popularis,  caroifici  tradidit 

d)  Vergl.  oben  S.  46. 

e)  Plin.  nat.  hist  VII,  136  Fuit  et  Baibus  Cornelius  rnaior  eonsul,  * 
accusatus  atque  de  iure  virgamm  in  cum  iudicum  in  consilinui  kw* 
primus  extemoruin  atque  etiani  iu  Oeeano  genitorum  usus  illo  honom 

f)  Bei  Diodor.  Excerpt.  Vat.  XXXVII,  5 oü  7 dp  dpi  'Pa»p.ai©s.  dl 
ouoio;  tüpüv  o r.ii  ßetßSoif  TtTa^ptvoj  -«pivoarü»  tJjv  ’lxaXtav. 
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Perurtheilter,  iu  Rom  wenigstens , aufhörte.  Das  Volk  entwöhnte 
, sich  des  Aublieks  dieser  blutigen  Schauspiele:  der  Markt  er- 
schien zu  heilig,  um  dadurch  entweiht  zu  werden  und  selbst 
die  grausamen  Hinrichtungen , welche  auch  später  vorkamen  an 
Nichtbürgerq , wurden  meist  an  andern  Orten  vollzogen.  Indessen 
diese  Rücksicht  auf  die  öffentliche  Schicklichkeit  war  für  die 
Portier,  welche  sonst  die  alte  Strenge  der  Regierungsgewalt 
eifrig  aufrecht  erhielten,  nicht  bestimmend:  sondern  es  war  die 
l Ueber/eugung  von  der  Wörde  eines  Römischen  Bürgers,  welche 
hiebei  ihnen  alle  scheinbar  entehrenden  Strafen  abscbaften  liess: 
der  Rücken  derjenigen,  welche  die  Herren  der  Welt  waren  und 
oft  so  genannt  wurden,  sollte  von  den  Stöcken  und  Ruthen  der 
Lidoreu  befreit  sein. 

Hierbei  entsteht  die  Frage,  ob  dies  ein  Vorrecht  des  Bür- 
gerrechtes überhaupt  und  jedes  Bürgerrechtes  war  oder  ob  nur 
dem  liesteu  Bürgerrechte  eigenthümlich.  Es  gab  nämlich  zwei 
Gassen  von  Römischen  Bürgern,  von  denen  die  höher  stehende 
ausser  den  übrigen  Vorrechten  das  Recht  der  Wählbarkeit  für 
d Senat  und  die  curulischen  Aemter , „das  Recht  der  Ehren- 


üen"  (iu8  h-onorum ),  wie  man  es  nannte,  besass,  die  andere 


selben  entbehrte..  Zur  ersteren  gehörten  die  in  Rom  ansässigen 


rger,  sodann  ursprünglich  die  der  eigentlich  Römischen  Colo- 
lim  und  Municipien,  zur  letztem  idle  andern  Bürger,  z.  B.  die 
ablreicheu  der  Latinischen  Städte  und  Colonien,  sowie  diejenigen, 
«eiche  im  übrigen  Italien  und  in  den  Provinzen  das  Römische 


de#  Bürger  aus,  namentlich  erhielt  während  des  Marsisehen 
Krieges  ganz  Italien  ausser  dem  Cisalpinischen  Gallien,  das  letztere 
au  Ende  der  Republik  das  volle  Bürgerrecht  mit  „dem  Rechte 
der  Ehrenstellen":  der  Kaiserzeit  war  es  Vorbehalten,  dasselbe 
nach  und  nach  auch  über  die  Provinzen  auszudehnen. ,7)  Es 
x-heint,  dass  dieser  Unterschied  auch  iu  Bezug  auf  die  Lei  bes- 
inn! Lebensstrafen  von  Einfluss  gewesen  ist.  Gellius  führt  eine 
Stelle  aus  einer  Rede  von  C.  Gracchus  de  legibus  promulgatis 
au*),  worin  derselbe  die  Unterdrückung  der  Italienischen  Buu- 


Bürcerrecht  erhielten.  Allmälig  dehnte  sich  die  höhere  Gasse 
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desgenossen  schildert.  Als  der  Consnl  nach  Teanom  Sidicinum 
kam,  befahl  er  für  seine  Frau  das  Männerbad  in  Bereitschaft  zu 
setzen;  indess  der  Befehl  wurde  zu  spät  und  ungenügend  voll- 
zogen. Deshalb  lies«  der  Consul  einen  der  vornehmsten  Eiu- 
wohner  der  Stadt,  M.  Marius,  welchem  er  seinen  Auftrag  er- 
theilt  hatte,  auf  dem  Markte  an  einen  Pfahl  binden  und  geisseh). 
Dasselbe  geschah  aus  gleicher  Ursache  in  Ferentinum  mit  den 
Quästoren.  Nun  ist  es  zwar  nicht  bezeugt,  aber  doch  höchstwahr- 
scheinlich, dass  in  beiden  Städten  so  angesehene  Männer,  wie 
Marius  und  die  Quästoren  gewesen  sein  müssen,  das  Römische 
Bürgerrecht  besassen.  Wäre  also  das  Porciscbe  Gesetz  auf  alle 
Bürger  ausgedehnt  gewesen , so  hätte  Gracchus  unmöglich  nur 
in  einer  Rede  über  die  Grausamkeit  der  Beamten  und  die  Unter-  j 
drürkung  der  Bundesgenossen  klagen  können:  er  würde  gegen 
den  Consul  eine  gerichtliche  Klage  der  schwersten  Art  angestellt 
haben.  Man  erkennt,  dass  er  zu  einer  solchen  kein  Recht  hatte, 
folglich  Römische  Bürger  der  niederen  Classe  der  härtesten  Will- 
kür und  schimpflichsten  Strafe  Preis  gegeben  waren:  man  muss 
annehmen,  dass  selbst  die  Provocationsgesetze , welche  eine 
eigenmächtige  Bestrafung  durch  die  Beamten  verboten,  sich  nur 
auf  die  höhere  Classe  der  Römischen  Bürger  bezogen.  Entschei- 
dend ist  ein  anderes  Beispiel  aus  der  Zeit  des  Jugurthini sehen 
Krieges,  als  Q.  Metellus  den  Oberbefehl  fülirte.  Die  Stadt  Vaga 
hatte  verrätherischer  Weise  ihre  Römische  Besatzung  getödtei 
und  deren  Befehlshaber  T.  Turpilius  Silanus  war  entkommen. 
Deshalb  wurde  dieser  der  Verrätherei  angeklagt,  von  dem  Ober- 
feldherrn verurtheilt  und  mit  Ruthen  zu  Tode  gepeitscht.  „Denn 
er  war  ein  Bürger  aus  Latium, ’’  setzt  Sallust*)  hinzu,  d.  h.  er 
war  nicht  Römischer  Vollbürger,  bei  dem  eine  so  entehrende 
Strafe  nicht  hätte  angewendet  werden  dürfeu,  sondern  gehörte, 
weil  er  aus  einer  Lateinischen  Stadt  war,  der  minderen  Classe 
der  Bürger  an.  Dass  er  entweder,  weil  er  eine  Ehrenstelle  be- 
kleidet hatte,  oder  aus  andern  Gründen  das  Römische  Bürger- 
recht besass  und  nicht  bloss  gewöhnliches  Latinisches  Recht  hatte, 
darf  bei  einem  sonst  so  angesehenen  Manne,  wie  er  war,  nicht 

a)  Sali.  Jug.  G9. 
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bezweifelt  werden.  Dieses  Beispiel  ist  um  so  mehr  beweisend, 

I als  wir  aus  Plutarchs  Erzählung*)  wissen,  dass  Turpilius  ein 
Gastfreuud  von  Metellus  war,  dass  dieser  ihn  ungern  verurtheilte 
oixl  beim  Strafen,  wenngleich  mit  strenger  Gerechtigkeit,  so 
doch  ohne  Grausamkeit  verfuhr.  Ein  drittes  Beispiel  vom  Jahre 
51  v.  Chr.  ist  nicht  entscheidend,  wenngleich  es  sicherlich  nicht 
zum  Beweise,  dass  es  zwischen  den  beiden  erwähnten  Arten  von 
Bijrgem  keinen  Unterschied  gegeben  habe,  gebraucht  werden 
kann.  Cäsar  hatte  eine  Colonie  in  Novum  Comum  gegründet 
mit  Latinischem  Recht;  daher  diejenigen,  welche  dort  Aemter 
bekleidet  hatten,  Römische  Bürger  waren.  Der  Consul  M.  Mar- 
cellus behauptete,  Cäsar  habe  bei  Gründung  der  Colonie  seine 
Vollmacht  überschritten  und  Hess  deshalb,  um  Cäsar  zu  kränken, 
einen  dortigen  Colonisten,  der  ein  Amt  bekleidet  hatte  und  folg- 
lich Römischer  Bürger  war,  öffentlich  in  Rom  geissein.  War 
das  Recht  von  Comum  dasselbe  gewesen,  wie  das  der  alten 
Lutinischen  Colonien,  so  handelte  der  Consul  gesetzmässig  und 
eiu  aus  Comum  stammender  Römischer  Bürger  war  der  Geisselung 
unterworfen.  So  sah  es  der  Consul  an,  so  mochte  es  strenges 
Recht  sein  und  deshalb  hören  wir  auch  nicht  von  einem  Ver- 
suche, den  Consul  gerichtlich  zur  Rechenschaft  zu  ziehen.  Aber 
[das  ganze  übrige  Italien  hatte  damals  „das  Recht  der  Ehren- 
»Mellen”,  auch  die  Transpadaner  strebten  darnach  und  erhielten 
if «b  durch  Casars  Vermittelung  bald  nachher:  es  ist  wahrschein- 
lich, dass  Cäsar  bei  dem  Gesetze,  nach  welchem  er  seine  Colo- 
nie  einrichtete,  darauf  Rücksicht  nahm  mul  die  Colonisten  von 
Comum  besser  stellte  oder  ihnen  ein  besseres  Recht  verhiess, 
als  die  früheren  Latiner  gehabt  hatten.  Cicero  missbilligt  des 
Consuls  Grausamkeit,  nicht  aus  Freundschaft  für  Cäsar,  dem 
ein  Schimpf  angethan  worden  war,  sondern  w'eil  ein  Transpadaner 
betroffen  war,  also  aus  politischen  Gründen;  mittelbar  erkennt 
er  das  Recht  der  Geisselung  gegen  einen  Römischen  Bürger  aus 
einer  Lateinischen  Stadt  an.19) 

Die  Andeutungen,  welche  uns  durch  die  Ueberlieferung  von 
einem  Unterschiede,  der  in  Bezug  auf  Leibes-  und  Lebeusstrafeu 


a)  Plut.  Mar.  8. 
IL 
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zwischen  den  beiden  Arten  der  Römischen  Börger  bestand«) 
hat,  gegeben  werden,  sind  gering  und  zum  Theil  schwankend: 
aber  au  sich  ist  das  Verhältnis»  glaublich,  ja  wahrscheinhck. 
Sicher  bezeugt  ist  die  Ausdehnung  des  Verbots  der  Geisseluns 
auf  die  Soldaten , welche  Römische  Börger  waren ; selbst  das 
eben  angeführte  Beispiel  von  T.  Turpilius  spricht  mittelbar  da- 
für. Cicero  sagt  in  seiner  Vertheidigungsrede  für  C.  Rabirius*). 
das  Porcische  Gesetz  habe  die  Ruthen  von  dem  Körper  ajht 
Römischen  Bürger  entfernt,  er  meint  somit  auch  diejenigen, 
welche  sich  in  den  Heeren  befanden.  So  finden  wir  es  wirklich. 
In  früherer  Zeit  war  die  Strafe  tler  Geisselung  und  darauf  fol- 
genden Hinrichtung  durch  das  Beil  hei  den  Soldaten  sehr  häulk 
gewesen.  Im  Jahre  271  v.  dir.  wurden  die  üeberreste  der  Cam- 
panisehen Legion1'),  welche  Rhegium  widerrechtlich  besetzt  hatte, 
in  Rom  öffentlich  auf  dem  Markte  mit  dem  Beile  hingerichtet  *): 
noch  252  v.  dir.  wurde  ein  Militärtribun  aus  dem  vornehmst« 
Gesclilechte  wegen  Feigheit  von  seinem  Feldherrn  gegeisselL'} 
Später  finden  sich  keine  Beispiele  dieser  Art  und  Polybius  er- 
wähnt nur  die  Prügelstrafe,  die  bis  zum  Tode  ausgedehnt  werdet’ 
konnte.20)  Es  ist  nicht  bekannt,  dass  die  Porcische  Gesetzge- 
bung die  Soldaten  wirklich  genannt  und  bei  ihnen  die  Anwen- 
dung von  Ruthen  auf  blossem  Körper  verboten  hat:  es  ist  audL 
nicht  npthig  ein  solches  ausdrückliches  Verbot  anzunelimes. 
Dennoch  konnte  die  Abschaffung  der  Geisselung  in  Rom  d» 
Veranlassung  geben,  dass  die  Feldherrn  freiwillig  bei  dem  Heere 
eine  älmliche  Einrichtung  trafen,  welche  nachher  als  Sitte  Gel- 
tung erhielt.  In  den  Auszügen  aus  Livius  wird  von  Scipt* 
Aeinilianus  berichtet,  wie  er  hei  der  Belagerung  von  Nunianti» 
die  Mannszucht  im  Römischen  Heere  wieder  hergestellt  habe 
und  dabei  unter  anderm,  er  hätte  die  Soldaten,  welche  er  ausser 
Reih  und  Glied  getroffen,  wenn  sie  Römer  waren,  mit  dem  Kefe- 
stocke,  wenn  Fremde,  mit  Ruthen  schlagen  lassen.*1)  Scbwerlki 

a)  Cic.  p.  C.  Rab.  4,  12.  S.  oben  S.  62. 

b)  Polyb.  I,  7 ; üros.  IV,  3;  Liv.  per.  XV. 

e)  Val.  Max.  11,  7,  4;  Frontin.  Strat.  IV,  1,  31. 

d)  Liv.  per.  LV11 : quem  wilitem  extra  ordinem  deprehendit.  si  Rmw 
du»  esset,  vitibus,  si  extraneus,  virgis  ceeidit. 
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würde  sich  diese  Bemerkung  in  dem  Auszüge  finden,  wenn  nicht 
Livius  in  seinem  ausführlichen  Werke  vollständiger  darüber  ge- 
sprochen hätte,  und  dies  wiederum  geschah  passender  Weise 
Bor.  wenn  es  eine  neue  Einrichtung  war.  Dazu  kommt,  dass 
wn  demjenigen  Feldherrn,  der  zunächst  vor  dem  jüngeren  Scipio 
die  Komische  Kriegszucht  verbessert  haben  soll , von  Aemilius 
Paulus  im  Kriege  gegen  den  Maeedonier  Perseus  nichts  derar- 
tiges erzählt  wird,  trotzdem  dass  wir  über  ihn  noch  Livius’ 
ülirliches  Geschichtswerk  besitzen.“)  Scipio  aber  nahm  seine 
mlerung  entweder  unmittelbar  in  Folge  eines  Befehles  der 
Wäschen  Gesetzgebung  vor,  oder  mittelbar,  ohne  dazu  gezwun- 
scii  zu  sein,  nur  um  die  Kriegszucht  mit  den  Grundsätzen  der 
■erlichen  Gesetzgebung  in  Einklang  zu  bringen. 

Somit  ist  Scipios  Feldzug  gegen  Numantia,  134  v.  Ohr., 
der  Zeitpunkt  gewonnen,  nach  welchem  keines  der  Porcischen 
tze  gegebeu  worden  sein  kann ; denn  mit  der  Anwendung 
IW  die  Soldaten  erscheinen  die  Grundsätze,  welche  dieselben  für 
4c  Würde  und  die  Vorrechte  der  Komischen  Bürger  verfolgten, 
vollständig  abgeschlossen:  es  ist  nichts  derartiges  später  hin- 
w^fugt  worden.  Es  bleibt  also  nach  unsern  früheren  Unter- 
längen b)  ein  Zeitraum  von  etwas  mehr  als  dreissig  Jahren, 
Jahre  166  bis  134  v.  Chr.,  in  welchem  alle  drei  Porcischen 
«tze  erlassen  sein  müssen.  Er  ist  gross  genug,  dass  darin 
Bedürfuiss  nach  erneuten  Gesetzesvorschlägen  über  denselben 
instand  sich  einfinden  und  geltend  machen  konnte,  und  auch 
erum  klein  genug,  um  verschiedene,  aber  von  eben  denselben 
idsätzen  ausgehende  Gesetze,  welche  von  den  Mitgliedern 
«r  Familie  ausgingen,  als  eine  einzige  Gesetzgebung  erscheinen 
lassen.')  Ueber  alles  Weitere  sind  nur  unsichere  Vermuthun- 
J zulässig.  Ob  die  Antragsteller  Prätoren  oder  Volkstribunen 
Wesen  sind,  bleibt  ungewiss;  wahrscheinlich  jedoch  ist  das 
Kztere,  da  von  den  Tribunen  Gesetze,  zumal  volkstümlicher 
ft.  leichter  und  sicherer  angeregt  und  durchgebracht  werden 


a)  Liv.  XLIV,  33. 

b)  S.  oben  S.  49. 

c)  Vergl.  oben  S.  50. 
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konnten;  während  des  angegebenen  Zeitraumes  müssen  P.  Por- 
cius  Laeca,  M.  Porcius  Cato,  der  Sohn  des  Censorins,  und  M 
Porcius  Licinus  das  Tribnnat  bekleidet  haben.21)  Leber  des 
Unterschied  der  drei  Gesetze  im  Einzelnen  kann  man  versehk- 
dene  Muthmassungen  aufstellen.  Man  hat  gesagt,  das  eisfc 
habe  die  Geisselung  oder  Hinrichtung  der  Bürger  im  Allgenw- 
neu  verboten,  das  zweite  dies  Verbot  auf  die  Römischen  Bürs^ 
Italiens  und  der  Provinzen,  das  dritte  über  die  in  den  Heeiw 
befindlichen  ausgedehnt.22)  Diese  Muthmassung  ist  nicht  wahr- 
scheinlich. Abgesehen  davon,  dass  es  nicht  feststeht,  ob  überdk 
Soldaten  überhaupt  eine  gesetzliche  Bestimmung  getroffen  wor- 
den ist,  würde  so  das  erste  Gesetz,  genau  erklärt,  das  zwei!' 
und  dritte  umfassen  und  unnütz  machen.  Mehr  Wahrscheinlich- 
keit hat  die  Annahme,  das  erste  Gesetz  habe  von  dem  Vak- 
rischen  Gesetze  ausgehend , die  grausame  Hinrichtung  nicht  bl  •• 
derjenigen,  welche  provocirt  hatten,  sondern  aller  in  Rom  at* 
sässigen  Bürger  verboten,  das  zweite  die  Verhältnisse  der  aus- 
wärtigen Römischen  Bürger  geregelt,  das  dritte  endlich  -des 
Rücken'5  der  Bürger  gesichert,  indem  es  jede  Geisselung  ver- 
bot. Freilich  lassen  sich  auch  noch  andere  Möglichkeiten  dec- 
ken , zumal  da  wir  an  der  dreifachen  Wiederholung  des  Valen- 
sehen Provocationsgesetzes  sehen , wie  ein  geringer  Zusatz  «e- 1 
uügte,  um  eiue  neue  gesetzliche  Anordnung  zu  veranlass« 
Sicher  ist  es,  dass  alle  drei  Porcischen  Gesetze  die  Bestimmuß- 
gen  der  alten  Valeriscben  Gesetze  über  Provocation  beibehieltr- 
und  den  Gedanken  des  dritten  Valeriscben,  unter  den  Verurtbeil- 
ten  einen  Unterschied  der  Todesstrafe  eintreten  zu  lassen,  der- 
gestalt ausführten,  dass  sie  damit  ein  der  thatsächlicheu  Stellas; 
des  Römischen  Bürgerthums  entsprechendes  Vorrecht  schuf«. 
Gemeinsam  war  wahrscheinlich  auch  allen  drei  Porcischen  Ge- 
setzen die  Strafe,  welche  sie  gegen  die  Uebertreter  verhängt«, 
eine  schwere  Strafe,  wie  Livius  sagt.*)  Welches  sie  gewesen, 
können  w ir  nur  aus  einem  uns  überlieferten  Beispiele  schliessea 
Cicero  wirft  bei  dem  Processe  von  C.  Verres  dem  Angeklagter 
Verletzung  der  Porcischen  Gesetze  vor , weil  er  Römische  Bäf- 

a)  Liv.  X,  9.  S.  oben  S.  42. 

_ , I 
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ger  aaf  schmähliche  Weise  habe  hinrichten  lassen.  Er  führte 
dieses  Verbrechen  bei  seiner  Anklage,  die  auf  Erpressungen 
lautete,  an*)  und  hob  es  vor  tülen  hervor,  da  es  geeignet  war, 
den  Zorn  des  Volkes  ganz  besonders  zu  erregen.  Dennoch  ver- 
kannte er  nicht,  dass  es  nur  uneigentlich  zur  Anklage  wegen 
Erpressungen  gehörte:  Verres  hatte  dadurch  nicht  unmittelbar 
Geld  gewonnen,  dagegen  die  heiligsten  Rechte  der  Römischen 
Bürger  gekränkt.  In  der  Einleitung  seiner  Anklage  alsob),  wo 
er  von  dem  möglichen  Erfolge  derselben  spricht,  droht  Cicero, 
wenn  er  die  Verurtheilung  von  Verres  wegen  Erpressungen 
nicht  durchsetzen  sollte,  mit  einer  Anklage  wegen  Staatsdieb- 
stahl; wenn  diese  nicht,  mit  einer  andern  wegen  Majestätsver- 
hrechen,  und  wenn  auch  diese  nicht,  so  will  er  ihn  wegen  per- 
indiio  beim  Römischen  Volke  selbst  anklagen  und  zwar  des- 
wegen, weil  er  Römische  Bürger  mit  dem  Beile  hätte  hinrichten 
lassen;  denn  über  die  Vorrechte  der  freien  Römischen  Bürger 
habe  das  Volk  selbst  zu  entscheiden.  Daraus  ergiebt  sich,  dass 
der  l'ebertreter  der  Porcischen  Gesetze  sich  der  perdudlio  schul- 
dig machte  und  es  ist  auf  das  Höchste  wahrscheinlich,  dass 
diese  Erweiterung  des  Begriffes  der  perduellio  durch  das  Por- 
öscbe  Gesetz  geschah , dass  dies  die  von  Livius  erwähnte  schwere 
Strafe  ist 

So  sehr  die  Freiheit  und  Würde  der  Römischen  Bürger 
durch  die  bisherigen  Gesetze  geschützt  war,  so  erkannte  inan 
dennuch,  dass  das  ganze  Verfahren  in  Strafsachen  unbehülllich 
«ml  im  Einzelnen  oft  drückend  sei:  die  Formen  des  Rechtsver- 
tilirens  waren  fast  ganz  diejenigen  der  Verwaltung  überhaupt 
aml  der  Macht  der  Beamten,  welche  meist  übereinstimmten,  ein 
weiter  Spielraum  gelassen.  Man  kehrte  also  am  Ende  dieses 
Zeitraumes,  nicht  lange  ehe  durch  Sulla  die  Schwurgerichte  be- 
gründet wurden,  noch  einmal  zu  dem  Versuche  zurück,  durch 
neue  Bestimmungen  das  Provocationsrecht  zu  erweitern,  ja  ein 
ganz  neues  und  bisher  unbekanntes  Element  in  demselben  zu 
schaffen.  Es  war  natürlich , dass  die  Gracchen , als  sie  um  den 


a)  Cic.  in  Vcrr.  lib.  V,  53  seq.  Vergl.  oben  S.  60. 

b)  Cic.  in  Verr.  I,  5. 
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Senat  und  die  Beamten  zu  beschränken , alle  Leidenschaften  des 
Volkes  erregten  und  die  Massen  entfesselten,  auch  auf  diesen 
Punkt  ihr  Augenmerk  richteten.  Von  Ti.  Gracchus  wird  unter 
den  letzten  Massregeln , die  er  um  die  schon  schwindende  Gunst 
der  Menge  sich  zu  erhalten  traf,  auch  folgendes  Gesetz  erwähnt: 
er  hätte  Berufung  an  das  Volk  von  den  Richtern  gewährt  und 
zu  den  damaligen  Richtern,  welche  aus  dem  Senatorenstande 
waren , eine  gleiche  Anzahl  aus  dem  Ritterstande  hinzugefögt.1) 
Denn  es  scheint,  dass  diese  beiden  Bestimmungen  in  ein  und 
demselben  Gesetze  über  die  Gerichte  vereinigt  waren.  Es  würde 
sich  dasselbe  dann  auf  die  Schwurgerichte  bezogen  haben,  von 
denen  Gracchus  eine  Berufung  an  die  Volksversammlung  einricb- 
ten  wollte.  Indessen  blieb  das  Ganze  nur  ein  Entwurf;  Plu- 
tarch  selbst,  der  uns  die  einzige  Nachricht  darüber  mittheilt, 
deutet  an,  dass  die  eine  Abstimmung  in  der  Volksversammlung 
nicht  beendet  wurde  und  zu  einer  ferneren  kam  es  nicht,  weil 
Gracchus  inzwischen  getödtet  wurde.  Ein  Theil  seiner  Ideen 
wurde  später  von  seinem  Bruder  ausgeführt,  der  andere  Theil, 
der  die  Berufung  von  dem  Schwurgericht  an  das  Volksgericht 
betrifft,  ist  nur  in  der  letzten,  verworrenen  Zeit  der  Republik 
einmal  versucht,  aber  nie  zur  Ausführung  gebracht  worden. 

Als  Gajus  Gracchus  sein  Tribunat  angetreten  hatte,  war 
seine  erste  Sorge,  seinen  Bruder  zu  rächen  und  sich  selbst  da- 
durch grössere  Sicherheit  zu  verschaffen.  Plutarch  erzählt,  wie 
er  das  Römische  Volk  durch  die  Erinnerung  an  seinen  Bruder 
und  dessen  imglückliches  Ende  aufgeregt  und  wie  er  dann  zwei 
Gesetze  eingebracht  habe,  welche  beide  auf  seinen  Bruder  Be- 
zug hatten.  Das  erste  war,  derjenige,  welcher  vom  Volke  sei- 
nes Amtes  entsetztworden  sei,  solle  ehrlos  sein  und  zu  keinen) 
weiteren  Amte  zugelassen  werden:  es  war  gegen  M.  Octavius, 
mit  dessen  Absetzung  Tiberius’ Unglück  begonnen  hatte,  gerich- 
tet Indessen  diesen  Gesetzes  Vorschlag  liess  Gajus  auf  Bitten 


a)  Plut.  Ti.  Gracch.  16  'Eitel  5t  o\)vop<«vxes  ol  tpfXoe  xd«  ttiretXi; 

•rijv  oöoxaatv  <uovxo  8eiv  ixipas  -Eptiyeaöai  57jp,ap^(ac  ei;  xö  plXXov, 
dXXoi?  vrfpiots  dvEXdpßave  xö  TtXfjfto;  — 8i8ov)s  i-txaXeioftai  xöv  Sijjiov  in 
xüiv  8ixaaxü)v  xal  xol;  xplvouoi,  xdxt  <rjyxX7)xixoTc  oust , xBTafUfvvt  ix  xbi- 
Imtiuiv  xöv  toov  dptüfxdv. 
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seiner  Mutter  wieder  füllen.  Er  wurde  erst  104  v.  Clir.  in  er- 
weiterter Fassung  durch  einen  Volkstribunen  L.  Cassius  (lurch- 
gesetzt*)  Den  zweiten  dagegen  setzte  er  durch.  Er  bestimmte11), 
dass  deijenige  Beamte,  welcher  einen  Römischen  Bürger  ohne 
Gericht  um  sein  caput  gebracht  hätte,  vor  das  Gericht  des  Vol- 
kes gestellt  werden  sollte.  Plutarch  gebraucht  den  Ausdruck 
„um  das  caput  bringen,  in  die  Acht  erklären  " (Lateinisch  aqua 
et  iffni  inierdicere'),  indem  er  die  Sitte  der  später»  Zeit  berück- 
sichtigt, wo  durch  die  Gesetze  über  [die  einzelnen  Verbrechen 
die  Aechtung  statt  der  wirklichen  Todesstrafe  eingeführt  war: 
auch  zu  Gracchus'  Zeit  wurde,  da  es  dem  Angeklagten  meist 
frei  stand,  sich  vor  dem  Schlusstermine  freiwillig  zu  entfernen, 
die  Todesstrafe  selten  vollzogen.  Es  ist  indessen  kein  Zweifel, 
dass  Gracchus  sowohl  die  wirkliche  Todesstrafe  als  auch  die  an 
deren  Stelle  tretende  Aechtung  in  seinem  Gesetze  umfasste.  Plu- 
tarch sagt  ferner,  „ohne  Gericht”  dürfe  ein  Bürger  nicht  ver- 
urtheilt  werden,  indem  er  darunter  das  Volksgericht  versteht, 
das  nach  Römischen  Begriffen  allein  befähigt  war,  über  Leib 
und  Leben  der  Bürger  zu  urtheilen.c)  Endlich  soll  Gracchus 
bestimmt  haben , dass  der  dawider  handelnde  Beamte  vor  das 
Gericht  des  Volkes  gestellt  würde,  wahrscheinlich  als  perduellis: 
er  sollte  der  perduettio  schuldig  sein , wie  es  schon  die  Porcische 
Gesetzgebung  in  gleichem  Falle  bestimmt  hatte '*),  und  deswegen 
von  dem  Volke,  nicht  von  den  damals  schon  bestehenden  Schwur- 
gerichten verurtheilt  werden.  Unter  dem  Volke  aber  verstand 
Gracchus  die  Centuriatcomitien ; denn  dass  deren  alleinige  Be- 
fugnis«, über  das  caput  eines  Bürgers  zu  richten,  nicht  verän- 
dert worden  ist,  erkennt  man  daraus,  dass  dieselbe  noch  zu 
Cieeros  Zeit  unangefochten  bestand. 

Indessen  diese  Nachricht  Plutarchs  ist  nicht  geeignet,  zu 


a)  Ascon.  in  Cic.  Corn.  p.  78. 

b)  Plut  C.  Graccb.  c.  4 8io  v8(j.ojc  tidcpepe,  tov  piv,  et  xivo«  äpyov- 
to;  drp-gpfj-ro  ttjv  äpy)jv  4 8i)j*o{,  oüx  iäivxa  toCittp  Beudpac  dpyijt  peTOuatav 
eivai , xöv  Äi , ctns  apytuv  äxpixov  ixxtxrjpiyot  jtoXftrjv , xaz  a'jzoü  8i8<5vra 

xptaiv  ~<i> 

c)  VergL  I,  191. 

d)  S.  oben  S.  69. 
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einer  nähern  Aufklärung  über  das  Sempronisehe  Gesetz  zu  ver- 
helfen: man  begreift  darnach  nicht,  zu  welchem  Zwecke  es  die- 
nen konnte.  Die  früheren  Provoeationsgesetze  umfassten  mehr, 
enthielten  genauere  Bestimmungen  und  eben  dieselben  Strafan- 
drohungen: selbst  das  erste  Valerische  Gesetz  verlangte  nicht 
nur  bei  Lebens-,  sondern  auch  bei  Leibes-  und  Vermögensstra- 
fen , dass  dem  Angeklagten  Berufung  auf  das  Volksgericht  ge- 
stattet werde.  Man  darf  auch  nicht  annehmen,  jene  älteren  Be- 
stimmungen seien  in  Vergessenheit  gerathen:  nicht  lange  vorher 
hatte  die  Porcische  Gesetzgebung  dieselben  von  Neuem  einge- 
schärft und  erweitert;  ja  wollte  man  selbst  dies  annehmen,  so 
wäre  es  doch  ganz  unwahrscheinlich,  dass  man  in  einer  Zeit, 
welche  für  Erweiterung  der  Volksrechte  leidenschaftlich  begeistert 
war,  eine  Minderung  der  seit  der  ältesten  Zeit  bestehenden 
vorgenommen  hätte.  Nur  drei  Bestimmungen  werden  wir  aus 
Plutarchs  Angabe  festhalten  müssen,  die  Perduellionsklage  als 
Strafe,  dass  es  sich  um  das  Aussprechen  der  härtesten  Strafe 
gegen  Bürger  handelte,  dass  ein  Volksgericht  geboten  wurde. 
Auch  die  andern  Erwähnungen  dieses  Sempronischen  Gesetzes 
liefern  nicht  sichere  Ergebnisse.  In  seiner  Rede  für  C.  Rabirius 
sagt  Cicero*),  C.  Gracchus  hätte  das  Gesetz  gegeben,  über  das 
caput  Römischer  Bürger  sollte  nicht  ohne  Befehl  des  Volkes  ge- 
urtheilt  werden.  Dieses  Gesetz  enthält  scheinbar  unnöthige  oder 
unmögliche  Bestimmungen.  Nimmt  man  au,  es  habe  ein  Urtheil 
des  Volkes  auch  in  demjenigen  Falle  für  nothwendig  erachtet 
wo  der  Angeklagte  gestanden  hatte  oder  auf  der  That  ertappt 
war,  einem  Falle,  welchen  die  früheren  Gesetze  von  der  Provo- 
cation  ausgenommen  hatten,  so  wäre  ein  solches  Verfahren  un- 
möglich, weil  es  in  unzweifelhaften  Fällen  einen  unnützen  Ver- 
zug bringen  würde.  Ueberllüssig  dagegen  wäre  das  Gesetz, 
wenn  es  nur  geboten  hätte,  über  einen  seine  Schuld  läugnenden 
Angeklagten  ohne  Befragung  des  Volkes  die  Verurtheilung  aus- 
zusprechen; denn  dies  setzten  schon  die  früheren  Gesetze  fest 

a)  Cic.  pro  C.  Rab.  4,  12  C.  Gracchus  legem  tulit,  ne  de  capite  civium 
Roraanorum  iniussu  vestro  iudicaretur,  hic  popularis  a Ilviris  iniussu  vestro 
non  iudicari  de  cive  Romano,  sed  indicta  causa  civem  Roman  um  capitis 
condemnari  coegit. 
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Auch  der  Ausdruck  „urtheileir’  muss  bei  Cicero  in  einem  be- 
sonderen Sinne  genommen  sein : man  erkennt  dies  an  dem  Gegen- 
satz, in  welchem  er  an  der  betreffenden  Stelle  gebraucht  wird. 

Cicero  vergleicht  nämlich  mit  dem  Sempronischen  Gesetze  das 
Verfahren  des  Volkstribunen  T.  Labienus.  Dieser  hatte,  ohne 
besondere  Vollmacht  vom  Volke,  durch  Zweimänner,  welche 
nicht  vom  Volke  erwählt  waren,  C.  Rabirius  ohne  gehöriges 
richterliches  Verfahren  zum  Tode  verurtheilen  lassen.  Der  Ge- 
gensatz also  liegt  darin,  dass  Gracchus  selbst  ein  richterliches 
Verfahren  gegen  das  caput  eines  Börgers  verboten,  Labienus 
eine  Verurtheilung  ohne  ein  solches  veranlasst  hatte.  Gracchus 
batte  somit  jedes  richterliche  Verfahren  verboten,  ja  er  war  noch 
weiter  gegangen.  In  seiner  vierten  Catilinarischen  Rede  spricht 
Cicero  über  die  Meinung,  welche  C.  Caesar  im  Senate  über  die 
Bestrafung  der  geständigen  Catilinarischen  Verschworenen  abge- 
geben hatte:  dieselbe  ging  bekanntlich  dahin,  sie  sollten  nach 
Einziehung  ihres  Vermögens  in  das  Gefängniss  gesetzt  werden 
and  Niemand  solle  über  sie  später  Anträge  beim  Senate  oder 
Volke  machen.  Cicero *>)  sagt,  er  bemerke,  dass  von  den  de- 
mocratisch  gesinnten  Mitgliedern  des  Senates  etliche  fehlten, 
damit  sie  nämlich  nicht  über  das  caput  Römischer  Bürger  eine 
Meinung  abzugeben  brauchten,  und  führt  nachher  im  Gegensatz 
zu  ihnen  Caesar  an,  der  die  Gültigkeit  des  Sempronischen  Ge- 
setzes für  den  vorliegenden  Fall  läugne.  Hierzu  macht  der  Am- 
brosianische Scholiast  zwei  Bemerkungen : er  nennt  drei  Senato- 
ren, die  sich  absichtlich  von  der  Senatssitzung  fern  gehalten 
hätten , und  sagt  dann : Gracchus  hätte  das  Gesetz  gegeben , es 
solle  Niemand  gegen  einen  Römischen  Bürger  eine  das  caput 
angehende  Meinung  abgeben. b)  Dies  ist  etwas  Neues  und  das 
einzige  Neue,  das  uns  über  dieses  Sempronische  Gesetz  überlie- 

a)  Cic.  in  Cat.  IV,  5,  10  Video  de  istis,  qui  sc  populäres  haberi  volunt, 
abesse  non  neminem , ne  de  capite  videlicet  civium  Romanorum  sententiam 
ferant.  — At  vero  C.  Caesar  iutelligit  legem  Semproniam  esse  de  civibus 
Romanis  constitutum,  qui  autcm  rcipublicao  sit  hostis,  eum  civem  nullo 
modo  esse  posse,  deniqne  ipsum  latorem  Semproniae  legis  iussu  populi 
poenas  reipublicac  dependisse. 

b)  Scbol.  Ambros,  p.  370  Quia  sententiam  (falsch  statt  legem)  tulerat 
Gracchus , ne  quis  in  civem  Romanum  capitalem  sententiam  diccret. 
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fert  ist.  Früher  waren  nur  die  Beamten,  welche  einen  Burger 
ohne  einen  Volksbeschluss  zum  Verlust  seines  caput  verurtheiit 
hatten,  verantwortlich  gewesen,  jetzt  wurden  es  Alle,  welche 
zu  einer  solchen  Verurtheilung  in  irgend  einer  Weise  mitgewirkt 
hatten,  also  z.  B.  diejenigen,  welche  in  dem  selbstgewählten 
Beirathe  der  Beamten  gewesen  und  darin  für  die  Verurtheilung 
gestimmt  hatten , oder  diejenigen , welche  bei  einem  Senatsbe- 
schlusse  zur  Einsetzung  eines  Gerichtes  ohne  Volksbeschluss  mit- 
gewirkt  hatten.  Eigentümlich  ist  die  sophistische  Beweisfüh- 
rung, mit  der  Cicero  an  der  angeführten  Stelle  seinem  Gegner 
Caesar  den  Gedanken  unterschiebt,  wer  ein  Feind  des  Staates 
sei,  sei  kein  Bürger  und  deshalb  finde  das  Sempronische  Ge- 
setz auf  ihn  keine  Anwendung:  eine  Auslegung  des  Gesetzes, 
die,  wenn  sie  im  Ernst  gemeint  wäre  und  nicht  bloss  als  red- 
nerische Wendung  gelten  müsste,  alle  zum  Schutze  der  Bürger 
erlassenen  Gesetze  überflüssig  machen  würde.  Es  scheint  viel- 
mehr, dass  Caesar  deshalb  das  Gesetz  nicht  auf  den  vorliegen- 
den Fall  angewendet  wissen  wollte,  weil  die  Verschworenen  auf 
der  That  ertappt  und  geständig  waren:  und  daraus  wieder  schlies- 
sen  wir,  dass  Gracchus  hierin  keine  Aenderung  der  früheren 
Gesetze  vornahm.  Ebenfalls  bemerkenswerth  ist  die  Art  und 
Weise,  wie  Caesar  das  Sempronische  Gesetz,  welches  ein  eigen- 
mächtiges Verfahren  gegen  das  caput  eines  Bürgers  verbot,  in 
seinem  Vorschläge  zu  umgehen  suchte:  wir  werden  hierauf,  so 
wie  auf  die  ganze  Frage  über  die  Bestrafung  der  Catilinariscbes 
Verschwörung  später  ausführlicher  zurückkommen. 

Plutarch  macht,  wo  er  von  dem  Sempronischen  Gesetze 
spricht»),  die  Bemerkung,  dasselbe  sei  gegen  P.  Popilius  Laena* 
gerichtet  gewesen,  der  als  Consul  im  Jahre  nach  Ti.  Gracchus 
Ermordung  dessen  Freunde  geächtet  hätte,  und  eben  derselbe 
berichtet,  wo  er  von  Ti.  Gracchus’  Lebensende  sprichtb),  da® 
etliche  seiner  Freunde  von  den  Consuln  schmählich  getödtet  oder 
in  das  Elend  gejagt  worden  seien:  dieselbe  Nachricht  finde! 
sich  bei  Cicero,  der  die  Consuln  mit  einem  Beirath  von  Sena- 


a)  Plut  C.  Graech.  c.  4. 

b)  Plut.  Ti.  Gracch.  20. 
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toren,  und  eine  von  ihnen  geführte  ausserordentliche  Untersu- 
chung erwähnt*)  Von  freien  Stücken  werden  die  Consuln,  so 
heftige  Gegner  von  Ti.  Gracchus  sie  auch  sein  mochten,  diese 
Untersuchungen  nicht  vorgenommen  haben : wahrscheinlich  wurde 
durch  einen  Senatsbeschluss  den  Consuln  aufgetragen,  die  Theil- 
nehmer  des  unterdrückten  Aufstandes  zu  bestrafen.  Es  war  na- 
türlich, dass  C.  Gracchus  sein  Gesetz  auch  gegen  einen  solchen 
Senatsbeschluss  richtete  und  dass  er  es  wirklich  gethan,  beweist 
die  früher  angeführte  Stelle  Ciceros  über  den  Senatsbeschluss 
in  der  Catilinarischen  Verschwörung:  die  Furcht  einiger  Sena- 
toren, an  ihm  Theil  zu  nehmen,  erscheint  erst  dann  begründet, 
wenn  wirklich  ein  solcher  in  dem  Gesetze  verboten  war.  Eben- 
falls bezieht  sich  darauf  die  Nachricht  des  Gronovianischen 
Scholiasten  zu  jener  Stelle*1) : es  sei  nach  dem  Sempronischen 
Gesetze  nicht  erlaubt  gewesen,  eine  Untersuchung  über  das  caput 
eines  Römischen  Bürgers  anzustellen,  ohne  Befehl  des  Volkes. 
Denn  obgleich  eine  Untersuchung  anstellen  auch  von  jedem  ge- 
wöhnlichen, vor  den  ordentlichen  Gerichten  eingeleiteten  Crimi- 
nalprocesse  gesagt  wird,  so  kann  doch  ein  darauf  bezügliches 
Verbot  nur  auf  ein  ausserordentliches,  nach  Senatsbeschluss  statt- 
tindendes  Verfahren  gerichtet  werden.  Gracchus  kann  indessen 
dasselbe  nicht  im  Allgemeinen  als  gesetzwidrig  verboten,  oder 
verlangt  haben,  es  sollte  jedem  ein  Volksbeschluss  vorhergehen. 
Denn  es  war  eine  blosse  Massregel  der  Verwaltung,  wenn  der 
Senat  bei  plötzlich  eintretenden  zahlreichen  Criminalprocessen 
die  gewöhnlichen  Richter  von  der  Besorgung  derselben  entband 
und  etwa  andere  Prätoren  oder  die  Consuln  damit  betraute: 
»las  Interesse  der  Freiheit  litt  nur  dann  darunter,  wenn  diese 
durch  den  Senat  eingesetzten  ausserordentlichen  Richter,  im  ; Ver- 
trauen auf  die  Unterstützung  der  obersten  Staatskörperschaft, 
ihre  Befugnisse  überschritten.  Dies  nur  konnte  Gracchus  ver- 
hindern w'ollen : wahrscheinlich  verfügte  er  sogar,  dass  in  dem 
betreffenden  Senatsbeschlusse  eine  Hinweisung  auf  Beobachtung 


a)  Gic.  Lael.  11,  37. 

b)  Schol.  Gronov.  p.  412  Grell.  Lege  Sempronia  iniussu  populi  non 
licebat  quaeri  de  capite  civis  Romani. 
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des  Provocationsrechtes  hinzugefügt  werden  musste.  Geschah 
dies  nicht,  so  waren  die  Senatoren,  welche  an  dem  Beschlüsse 
Theil  genommen,  sowie  alle  andern,  welche  zur  Ausführuug  des- 
selben mitgewirkt  hatten,  verantwortlich. 

Hiernach  wird  man  sich  ein  wenigstens  theilweises  Bild  von 
diesem  Sempronischen  Gesetze  machen  können.  Es  war  ein 
neues  Gesetz  nur  in  Bezug  auf  die  Senatoren  und  Theilnehmer 
eines  ohne  Bewilligung  des  Volkes  niedergesetzten  Gerichtes: 
für  sie  konnte  eine  Bestrafung  erst  wegen  einer  nach  Erlass  des 
Gesetzes  geschehenen  Verletzung  desselben  eintreten.  Dagegen 
die  Beamten  selbst,  welche  gegen  die  Provocation  gehandelt, 
waren  schon  nach  dem  früheren  Rechte  strafbar:  es  ist  kein 
Zweifel,  dass  Gracchus  die  Consuln,  welche  gegen  die  Freunde 
seines  Bruders  grausam  verfahren  waren,  auch  ohne  das  neue 
Gesetz  hätte  anklagen  können.  Er  gab  es  nur,  um  ihnen  jede 
Entschuldigung  zu  nehmen,  vielleicht  auch  um  ihnen  eine  härtere 
Strafe  auferlegen  zu  können.  Deshalb  hatte  es  für  sie  rückwirkende 
Kraft:  es  wurden  nach  ihm  die  Consuln,  welche  sich  gegen  Ti. 
Gracchus’  Anhänger  vergangen  hatten,  P.  Popilius*)  und  wohl 
auch  P.  Rutiliusb)  mit  Aechtung  bestraft.  Aber  abgesehen  von 
diesen  neuen  Bestimmungen  umfasste  das  Sempronische  Gesetz 
von  Neuem  das  ganze,  seit  den  ältesten  Zeiten  hergebrachte 
Provocationsrecht.  Man  kann  dies  daraus  schliessen,  dass 
von  Cicero,  wo  er  Verres’  Verfahren  gegen  P.  Gavius,  den 
Bürger  von  Cosa,  tadelt'),  zusammen  mit  dem  Porcischen  Ge- 
setze auch  die  Sempronischen  angerufen  werden.  Es  handelt 
sich  dort  um  einen  auswärtigen  Römischen  Bürger  und  um  dessen 
in  einer  Provinz  erfolgte  Bestrafung:  selbst  diese  Verhältnisse 
also  muss  Gracchus,  wenn  auch  nicht  neu  geordnet,  doch  wie- 
derum berührt  und  eingeschärft  haben.  Cicero  spricht  von 
mehreren  Sempronischen  Gesetzen,  wahrscheinlich  weil  Gracchus 


a)  Cic.  de  dom.  31,  82;  p.  Cluent.  35,  95;  de  leg.  III,  11,  26; 
rcpubl.  I,  3,  6;  post  red.  in  sen.  15,  37;  Gell.  XI,  13. 

b)  Veil.  II,  7. 

c)  Cic.  in  Verr.  V,  63,  163  0 nomen  dulce  libertatis!  o ins  exlmiuir’ 
nostrae  civitatis!  0 lex  Porcia  legesque  Semproniae! 
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auch  in  andere  Gesetze,  namentlich  die  auf  die  Schwurgerichte 
bezüglichen,  die  Gewährleistung  der  Vorrechte  Römischer  Bürger 
aufgenommen  hatte.23) 

Es  bleibt  noch  ein  Gesetzesvorschlag  übrig,  welcher  die 
Gewalt  der  Beamten  bei  Bestrafung  Römischer  Bürger  schmälern 
sollte,  der  des  Volkstribuneu  M.  Livius  Drusus,  des  Gegners 
i von  C.  Gracchus.  Wir  haben  über  ihn  nur  eine  Nachricht.  Plu- 
I tarch  erzählt  von  den  Kunstgriffen  und  der  Freigiebigkeit,  durch 
welche  Livius  mit  Unterstützung  des  Senates  seinen  Collegen 
[ Gracchus  aus  der  Gunst  der  Menge  zu  verdrängen  suchte.  Er 
| erzählt  zuerst  von  den  Sempronischen  Colonien  und  setzt  ihnen 
I die  Livischen  gegenüber:  diese  waren  grösser  und  reichlicher 
I ausgestattet  als  jene.  Dann  erwähnt  er,  dass  Gracchus  den  La- 
1 tinern  gleiches  Stimmrecht  mit  den  Bürgern  geben  wollte  und 
stellt  dem  gegenüber  Livius'  Gesetzesvorschlag:  es  sollte  nicht  ge- 
I stattet  sein,  einen  Latiner  mit  Ruthen  zu  geissein,  auch  nicht 
im  Kriege.*)  Darnach  scheint  es,  dass  Livius  im  Gegensatz 
j zu  Gracchus,  welcher  den  Latinern  gleiche  politische  Rechte  mit 
, den  Römischen  Bürgern  verlieh,  für  sie  das  für  die  Masse  der- 
selben weit  wichtigere  Vorrecht  beantragte,  gleich  den  Bürgern 
sowohl  im  Frieden  als  im  Kriege  von  der  Geisselung  und  der 
öffentlichen  Hinrichtung  mit  dem  Beile  befreit  zu  sein,  kurz  die 
ganze  Porcische  Gesetzgebung  auf  die  Latiner  übertrug.  Mochte 
die  Veränderung  der  Kriegsstrafen  bei  Bürgern  auch  nur  eine 
mittelbare  Folge  derselben  gewesen  sein,  so  konnte  dennoch 
i.ivius  jetzt  ein  dies  befehlendes  Gesetz  erlassen.  Indessen  es 
ist  sicher,  dass  Livius’  Gesetzes  Vorschlag  nicht  durchging,  eben 
wenig  wie  Gracchus’  Bemühungen  um  das  Bürgerrecht  der 
Latiner  einen  Erfolg  hatten:  jener  war  nur  ein  Mittel  gewesen, 
nm  diese  zu  verhindern.  Die  oben  angeführten  Beispiele  von 
T.  Turpilius,  welcher  von  Metellus,  und  von  dem  Colouisten 
aus  Comum,  der  von  dem  Consul  Marcellus  mit  Geisselung  be- 
traft wurde,  beweisen,  dass  bis  zu  Ende  der  Republik  die  Be- 


a)  Flut.  G.  Gracch.  c.  9 *Kti  ot  6 ptv  (rpäxyo;)  Aaxfvoti  iooij/r(<p(av 
ü.jt.zi,  toü  li  (Atß(ou),  o-tu;  (iTjS’  <jrl  orpaxetac  xtva  Aattviuv 
fifiloi;  atxfoasttai  Ypä'iavxo;  ißo^9ouv  Tip  vrfpup. 
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Die  Beamten  nach  den  zwölf  Tafeln. 


freiung  von  den  Ruthen  der  Lictoren  ein  ausschliessliches  Vor- 
recht der  Römischen  Bürger  bildete.*) 


Viertes  Capitel. 

Die  mit  der  Criminalrecbtspflege  betrauten  Beamten.  Aufhebung  der 
Quästoren.  Uebertragung  ihrer  Geschäfte  zum  Theil  an  die  Aedilen. 
Einsetzung  der  Hilitärtribunen  und  Grund  derselben  in  der  Nothweodig- 
keit,  die  Zahl  der  höchsten  Beamten  zu  vermehren.  Das  G&nulqjischt 
Gesetz  und  seine  Veränderungen,  ehe  es  angenoinmen  wurde.  Wahl  der 
Militärtribunen.  Ihre  Zahl.  Ihre  Amtsgewalt  der  consularischen  gleich. 
Die  quaestores  parricidii.  Nachricht  von  Pomponius.  Quästoren  werden 
theils  Beamte,  theils  Privatmänner.  Eine  andere  Art  der  Quästoren  für 
den  Criminalprocess. 

Nachdem  wir  die  Provocationsgesetze  bis  zuin  Untergauge 
der  Republik  verfolgt  haben,  müssen  wir  den  Faden  unserer 
Untersuchungen  wieder  bei  dem  Sturze  der  Zehnmänner  aufueh- 
men,  um  die  Beamten,  welche  die  Strafrechtspflege  leiteten,  zu 
betrachten:  sie  erlitten  zahlreiche  und  für  den  gesammten  Staat 
wichtige  Veränderungen.  Als  nach  der  Decemviralregierung  die 
alte  Verfassung  wieder  hergestellt  war,  bestanden  zwei  Arten 
von  Beamten  im  Staate,  auf  der  einen  Seite  die  beiden  Consulu, 
in  Centuriatcomitien  erwählt  und  durch  Curiatcomitien  bestätigt, 
neben  ihnen  die  beiden  Quästoren,  von  den  Consuln  erwählt, 
aber  durch  die  Curiatcomitien  bestätigt;  ihnen  gegenüber  die 
plebejischen  Beamten,  in  Tributcomitien  erwählt,  die  zehn 
Volkstribunen  und  die  beiden  Aedilen.  Die  Macht  der  letzteren 
war  durch  die  Valerisch -Horatische  Gesetzgebung,  welche  un- 
mittelbar auf  die  Wiederannahme  der  alten  Verfassung  folgte, 
erweitert  worden : sie  waren  nicht  mehr  Beamte  der  Plebs  allein, 
sondern  des  gesammten  Volkes,  ihre  Gewalt  erstreckte  sich  eben 
so  wohl  über  Patricier  wie  über  Plebejer.  Auch  mit  den  patri- 
cischen  Beamten  ging  eine  Aenderung  vor.  Die  Quästoren,  welche 
bis  dahin  die  Geholfen  der  Consuln  bei  der  Rechtspflege  gewe- 
sen waren,  hörten  auf,  wahrscheinlich  wurden  sie  nach  dem 
Sturze  der  Zehnmänner  nicht  wieder  erwählt.  Dagegen  wurden 

a)  Vergl.  oben  S.  63. 
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vom  Jahre  447  v.  Chr.  an  jährlich  zwei  Schatzquästoren  durch 
das  Volk  ernannt:  die  quaeslores parricidii,  welche  seitdem  öfters 
erwähnt  werden,  waren  nicht  stehende  Beamte,  sondern  aus 
besonderer  Veranlassung  und  für  besondere  Geschäfte  vom  Volke 
ernannt  Dies  ist  das  Ergebnis»  einer  früher  von  uns  geführten 
Untersuchung.*) 

Man  fragt,  weshalb  die  Veränderung  mit  den  Quästoren 
vorgenommen  worden  ist:  da  sie  in  einer  Zeit  geschah,  in  die 
vielfache  Zugeständnisse  der  Putrider  an  die  Plebejer  fallen, 
wird  man  auch  iu  ihr  ein  Nachgeben  von  Seiten  der  ersteren, 
eine  Begünstigung  der  letzteren  vermut  hen  dürfen.  Es  ist  auf- 
fallend, dass  überhaupt  eine  Verminderung  der  Beamten  statt- 
fand: die  Stadt  hatte  seit  Vertreibung  der  Könige  zugenommen, 
die  Herrschaft  selbst  und  die  Beziehungen  mit  auswärtigen  Völ- 
kern waren  gewachsen.  Man  sollte  eher  eine  Vermehrung  der 
Beamten  erwarten.  Darüber,  an  wen  die  Geschäfte,  welche  bis- 
her von  den  Quästoren  besorgt  worden  waren,  gekommen  seien, 
fehlt  jede  Nachricht.  Diese  Geschäfte  waren  doppelter  Art  ge- 
wesen. Erstlich,  wie  der  Name  der  Quästoren  selber  besagt, 
polizeilicher  Natur.  Sie  hatten  die  Verbrechen  aufzuspüren, 
wohl  auch  uoch  die  weitere  Pflicht,  im  Namen  der  Consuln  die 
Ordnung  in  der  Stadt  aufrecht  zu  erhalten,  von  welcher  Pflicht 
wir  nur  deshalb  nichts  wissen,  weil  das  Amt  selbst  frühzeitig 
uutergegangen  ist.  Zweitens  waren  sie  Richter:  wir  haben  be- 
stimmte und  sicher  überlieferte  Beispiele,  dass  sie  Centuriat- 
comitien  beriefen  und  die  Schuldigen  zur  Verartheilung  und 
Strafe  brachten.  Von  diesen  Geschäften  können  die  polizeilichen 
nur  auf  die  Aedilen  übergegangen  sein;  denn  sie  sind  die  ein- 
zigen Beamten,  welche  es  ausser  den  Consuln  und  Tribunen 
gab,  waren  überdem  auch  schon  durch  das  Aternisch-Tarpejische 
Gesetz,  welches  ihnen  das  Recht,  auf  Geldstrafen  zu  erkennen,  gab, 
mit  der  Fähigkeit,  eine  polizeiliche  Aufsicht  zu  führen,  versehen 
worden.  Jetzt  erfuhr  der  Amtskreis  der  Aedilen  eine  Erweite- 
rung und  diese  Erweiterung  muss  als  ein  Zugeständnis  der 
Patrieier  an  die  Plebejer  aufgefasst  werden.  Ursprünglich  hatten 

a)  S.  oben  unsere  ausführliche  Auseinandersetzung  I,  52  flgd. 
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die  Aedileu,  als  Gehülfen  der  Volkstribunen,  wie  diese  selbst 
nur  das  Recht  gehabt,  Streitigkeiten  unter  Plebejern  zu  vermit- 
teln ; fruchtete  diese  Vermittelung  nichts  oder  waren  es  Streitig- 
keiten mit  Patriciern,  so  musste  die  Klage  bei  den  Consulu  an- 
gebracht werden;  denn  dies  war  der  einzige  eigentliche  Rechts- 
weg. Es  knüpfte  sich  an  dieses  Vermittelungsamt  eine  Aufsicht 
über  den  Markt,  wo  die  meisten  Streitigkeiten  der  Plebejer  vor- 
zukommen  pflegten  und  dasselbe  wurde  anerkannt  und  mit  staat- 
licher Vollmacht  versehen  durch  das  schon  erwähnte  Aternisclie 
Gesetz.  Die  polizeilichen  Geschäfte  der  Quästoren  waren  natür- 
lich durch  die  sich  allmälig  befestigende  Gewalt  der  Aedileu 
vermindert  worden,  ähnlich  wie  die  consularische  Macht  selbst 
durch  die  Volkstribunen  eiue  Beschränkung  erfuhr.")  Unter  der 
Herrschaft  der  Zehnmänner  hörten  Quästoren  wie  Aedilen  auf: 
entweder  genügten  dieselben  bei  ihrer  grösseren  Anzahl  zu  per- 
sönlichem Dienste  oder  sie  hielten  sich  von  ihnen  allein  abhäu- 
gige  Diener.  Als  nach  dem  Sturze  der  Zehnmänner  die  plebe- 
jischen Beamten  auch  über  die  Patricier  Gewalt  erhielten,  konnte 
man  füglich  die  polizeiliche  Aufsicht  über  die  Stadt  den  Aedilen 
übertragen.  Unmittelbare  Beweise  oder  Beispiele  für  diese  Ent- 
wickelung der  Aedilität  lassen  sich  nicht  anführen ; aber  sie  liegt 
in  der  Natur  der  Verhältnisse  und  die  geschichtlich  überlieferten 
Thatsacbeu  werden  sich  nicht  anders  erklären  lassen. 

Freilich  mag  auch  eine  allmälig  eintretende  Veränderung  im 
Strafrecht  zur  Verminderung  der  quästorischen  Amtspflichten  beige- 
tragen haben.  Die  Quästoren  hatten  das  Geschäft  gehabt.  Verbreche 
und  Verbrecher  aufzusuchen : sie  schritten  von  Amtswegen  ein.  I® 
Römischen  Strafrecht  lag  von  Anbeginn  an,  wie  wir  nachgewiesen 
haben b),  ein  doppelter  Grundsatz  über  die  Einleitung  von  Processen: 
es  gab  den  Anklageprocess,  aber  auch  das  von  den  Beamten  aus 
eigener  Machtvollkommenheit  eingeleitete  Verfahren.  Die  Ent- 
wickelung während  der  Republik  ging  im  Allgemeinen  auf  ein 
Uebergewicht  des  ersteren  und  man  darf  annehmeu,  dass  derselbe 
schon  bis  zur  Zeit  der  Zehnmänner  Fortschritte  gemacht  hatte. 

a)  Man  vergleiche  unsere  Darstellung  über  den  ursprünglichen  Ge- 
schäfUkreis  der  Aedilen,  oben  I,  285. 

b)  Man  sehe  I,  129. 
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Mit  der  Aufhebung  der  alten  Quästoren  erlangte  der  Anklage- 
process  bis  auf  die  wenigen  Spuren,  welche  sich  in  den  immer 
seltener  werdenden  quaestores  parricidii  zeigen,  das  Ueberge- 
wicht.  Um  so  leichter  war  es,  das  Amt  der  Quästoren,  welches 
sich  auf  die  veraltende  Art  des  Processes  gründete,  aufzuheben. 
Dagegen  die  richterlichen  Pflichten  der  Quästoren  mussten  ganz 
auf  die  Consuln  übergehen:  sie  allein  konnten  fortan  die  Cen- 
turiatcomitien  zur  Verurtheilung  in  Leibes-  und  Vermögensstra- 
fen  halten,  sie  allein  dieselben  aussprechen  und  vollziehen.  Einige 
Erleichterung  war  ihnen  geschafft  worden  durch  die  Schatzquä- 
storen, welche,  wenngleich  in  gewisser  Abhängigkeit  von  ihnen,  , 
doch  besondere  und  stehende  Beamte  geworden  waren.  Dennoch 
ist  die  Vermehrung  der  consularischen  Geschäfte  auffallend  und 
dem  sonstigen  Entwickelungsgange  des  Römischen  Staatsrechtes 
entgegengesetzt:  die  Zahl  der  Aemter  und  Beamten  pflegte  sich 
zu  vermehren,  hier  ging  ein  Amt  ein  und  seine  Geschäfte 
wurden  auf  diejenigen  übertragen,  deren  Thätigkeit  mit  der 
zunehmenden  Ausdehnung  der  Herrschaft  an  sich  wachsen  musste. 
Wahrscheinlich  würde  auch  an  die  Stelle  der  Quästoren  alsbald 
ein  anderes  Amt  getreten  sein,  wenn  nicht  zwei  Jahre  nach 
ihrer  Abschaffung  eine  grosse  Veränderung  im  Staatsrechte  statt- 
gefunden hätte,  wenn  nicht  an  Stelle  der  zwei  jährlichen  Consuln 
die  Militärtribunen  getreten  wären,  deren  Zahl  immer  eine 
grössere  war.  Selbst  in  denjenigen  Jahren,  wo  wieder  die  pa- 
tricischen  Consuln  die  Regierung  führten,  war  der  Versuch, 
eine  neue  Behörde  zu  schaffen,  unmöglich,  da  derselbe  den 
Kampf  der  Stände  hervorgerufen  hätte. 

Indessen  diese  Ansicht,  das  Richteramt  der  Consuln  sei 
bei  der  Veränderung  der  Staatsverfassung  auf  die  Militärtribu- 
nen übergegangen,  steht  im  Widerspruch  mit  der  neuesten 
Forschung:  dadurch  wird  uns  die  Pflicht  auferlegt,  über  den 
Ursprung  und  die  Pflichten  der  neuen  Beamten,  welche  der  Staat 
erhielt,  ausführlicher  zu  sprechen.  Ueber  die  Gründe,  weshalb 
das  neue  Amt  eingesetzt  wurde,  muss  die  Ueberlieferung  nicht 
ganz  sicher  gewesen  sein.  Livius*)  erzählt  zuerst  die  gewöhn- 


a)  Liv.  IV,  1 anni  prineipio  et  de  conubio  patrum  et  plebis  C.  Canu- 
u.  6 
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liehe  Nachricht,  der  Tribun  C.  Canulejus  habe  einen  Gesetzes- 
vorschlag über  die  Gestattung  der  Ehe  zwischen  Patriciern  und 
Plebejern  eingebracht,  dann  hätte  man  darüber  verhandelt,  die 
Wahl  des  einen  Cousuls  aus  den  Plebejern  solle  erlaubt  werden, 
und  diese  Verhandlungen  hätten  am  Ende  zu  dem  Gesetzesvor- 
sehlage  von  neun  Tribunen  geführt,  es  solle  dem  Volke  die  Wald 
der  Consuln  aus  Patriciern  oder  Plebejern  freigegeben  werden. 
Später  indessen,  wo  er  zum  folgenden  Jahre  von  der  wirklich 
erfolgten  Wald  der  Militärtribunen  berichtet*),  gesteht  er,  es 
gebe  eine  andere  üeberlieferung:  sie  rede  nicht  von  dem  Streben 
der  Plebejer  nach  dem  Consulate,  erwähne  auch  nicht  die  Ein- 
bringung eines  darauf  bezüglichen  Gesetzes,  sondern  berichte  nur, 
man  habe  der  vielen  Kriege  halber  die  Zahl  der  Oberbefehlshaber 
vermehren  müssen  und  deshalb  drei  Militärtribunen  statt  der 
beiden  Consuln  ernannt.  Dass  diese  üeberlieferung  weniger 
richtig  sei  oder  von  weniger  zuverlässigen  Gewährsmännern 
ausgehe,  setzt  Livius  nicht  hinzu:  er  muss  sie  also  für  gleich- 
berechtigt halten.  Wahrscheinlich  ist  dieselbe  von  der  zuerst 
erwähnten  nicht  wesentlich  verschieden : sie  ist  nur  auf  der 
einen  Seite  kürzer,  indem  sie  die  Erwähnung  des  Zwistes  zwi- 
schen Patriciern  und  Plebejern  auslässt,  auf  der  andern  Seite 
ausführlicher,  indem  sie  als  Anlass,  der  ganzen  Streitigkeiten 
das  Bedürfniss  nach  einer  vermehrten  Anzahl  der  obersten  Be- 
amten berichtet  Die  vollständige  Geschichte  muss  überhaupt 
aus  den  Berichten  verschiedener  Schriftsteller,  von  denen  der 
eine  diesen,  der  andere  jenen  Umstand  erzählt,  zusammengesetzt 
werden.  So  fügt  Zonarasb)  eine  Rücksicht  hinzu,  mit  welcher 
die  Plebejer  ihre  Forderung  der  Theilnahme  an  dem  Consulate 
begründeten.  Das  Volkstribunat  nämlich  änderte  allmälig  seine 
Stellung:  es  sollte  seiner  Einsetzung  nach  nur  den  Plebejern 

leius  tribunus  plebis  rogationem  promulgavit — et  nientio,  primo  sensim 
illata  a tribunis,  ut  alterum  ex  plebe  consulem  liceret  fieri,  eo  proeesait 
deinde,  ut  rogationem  novem  tribuni  promulgareut,  ut  populo  potestas  esset 
seu  de  plebe  scu  de  patribus  vcllet  consules  faciendi 

a)  Liv.  IV,  7. 

b)  Zon.  VLI,  19  oT  ~t  yap  toü  irXVjftouc  xal  ünattutiv  »j&tXov,  iiztlr-tc, 
iSTjpctpyo’jv  ol  Euncixpioat  ~p!>4  aito’j?  puthardpievot. 
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offen  stehen;  aber  den  Patriciern  stand  es  frei,  ihren  Stand  auf- 
zugeben und  zu  den  Plebejern  überzugehen.  Anfangs  mögen  sie 
dies  nicht  gethan  haben;  als  iudess  durch  die  Valerisch- Hora- 
tischen Gesetze  die  Macht  des  Tribunates  über  die  Patricier 
ausgedehnt  war,  suchten  diese  dasselbe  zu  erlangen  und  dadurch 
den  natürlichen  Gegensatz,  in  welchem  es  zu  den  patricischen 
Beamten  und  dem  Senate  stand,  aufzuheben.  Dagegen  die  Ple- 
bejer hatten  keine  Möglichkeit,  in  den  patricischen  Stand  zu 
gelangen  und  kameu  in  dem  blossen  Streben,  das  bisherige 
Gleichgewicht  der  beiden  Stände  zu  erhalten,  zu  der  Forderung, 
dass  ihnen  der  Zugang  zu  den  patricischen  Aemtern  geöffnet 
.werden  sollte. 

Wenngleich  also  die  übrigen  Schriftsteller  mit  der  gewöhn- 
lichen Ueberlieferung,  welche  Livius  vorzugsweise  darstellte, 
übereinstimmen24),  so  ist  man  doch  zu  der  Annahme  berechtigt, 
dass  das  Bedürfhiss  nach  Vermehrung  der  obersten  Beamten 
den  ersten  Anlass  zur  Forderung  der  Plebejer  gegeben  hat  und 
dieses  Bedürfhiss  wurde  durch  die  Besorgung  des  Richteramtes, 
welches  jetzt  den  Consuln  allein  oblag,  hervorgerufen.  Noch  im 
Jahre  53  v.  Chr.  kam  man  bei  den  Wahlumtrieben,  welche  den 
Staat  zerrütteten,  auf  den  Gedanken,  Militärtribunen  statt  der 
Consuln  zu  erwählen,  damit,  wie  Dio  Cassius“)  sagt,-  Mehrere 
zu  gleicher  Zeit  zu  den  Ehrenstellen  befördert  werden  könnten. 
Heber  die  Art  und  Weise,  wie  die  Vermehrung  der  Beamten 
ausgeführt  werden  sollte,  könnten  wir  nach  Livius'  Bericht  nur 
ungenügend  urtheilen,  wenn  nicht  Dionysius’  Erzählung  hinzu- 
käme. Jener  sagt  nur,  die  neun  Tribunen  hätten  verlangt,  dem 
Volke  solle  erlaubt  werden,  die  Consuln  entweder  aus  der  Plebs 
oder  aus  den  Patriciern  zu  erwählen.  Dagegen  Dionysius b)  giebt 
Folgendes  als  Inhalt  des  Gesetzvorschlages  an:  jährlich  solle  das 
Volk  entscheiden,  ob  Patricier  oder  Plebejer  zur  Bewerbung  um 
das  Consulat  zugelassen  werden  sollten.  Die  einzelnen  Collegien 
also  der  höchsten  Beamten  sollten  ungemischt  sein;  aber  es 
sollte  erlaubt  sein,  ein  solches  auch  nur  aus  Plebejern  zu  bilden. 


a)  Dio  Cass.  XL,  45. 

b)  Dionys.  XI,  53. 
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Dieser  Sinn  kann  auch  in  Livius'  Worten  liegen  und  muss 
wegen  Dionysius’  Erläuterung  hineingelegt  werden.  Indessen 
dieser  Gesetzesvorschlag  erfuhr,  ehe  er  durchging,  einige  Aende- 
rungen.  Erstlicli  bestanden  die  Patricier  darauf*),  das  Consulat 
selbst  den  Plebejern  nicht  zu  eröffnen,  auch  die  Zahl  der  jedes- 
maligen Consuln  nicht  zu  vermehren.  An  sich  wäre  gegen  eine 
solche  Vermehrung  der  Consuln  nichts  einzuwenden  gewesen: 
die  Zahl  der  Volkstribunen  war  vermehrt  worden,  später  wurde 
es  die  der  Prätoren  und  Quästoren.  Weshalb  es  nur  zwei  Con- 
suln geben  sollte,  dafür  wird  niemals  ein  bestimmter  Grund  an- 
gegeben: es  war  nur  das  Herkommen,  welches  bei  dem  Streite 
um  das  Canulejische  Gesetz  festgestellt  wurde  und  Jus  in  die 
spätesten  Zeiten  unverbrüchlich  galt  Ferner  missbilligten  die 
Patricier  das  System,  die  einzelnen  Collegien  der  höchsten  Be- 
amten ungemischt  zu  erhalten  und  unter  den  beiden  Ständen 
abwechseln  zu  lassen:  sie  zogen  das  schon  bei  der  Regiemn? 
der  Zehnmänner  erprobte  System  war,  dass  in  den  einzelnen 
Collegien  beide  Stände  zusammen  vertreten  waren  oder  vertreten 
sein  durften,  und  sie  thaten  Recht  daran,  nicht  bloss  um  der 
Erhaltung  ihrer  eigenen  Macht  halber,  sondern  auch  für  den 
Bestand  des  Staates.  Dieser  wäre,  wenn  es  in  einigen  Jahren 
ganz  plebejische,  in  andern  ganz  patricische  Beamten  gegebet 
hätte,  in  die  bedenklichsten  Schwankungen  gerathen,  währenc 
die  Mischung  der  Stände  in  den  Collegien  allmälig  ein  Abschwä- 
chen des  Gegensatzes  unter  denselben  herbeiführte.  Die  Patri- 
cier konnten  überdem  erwarten,  durch  persönliches  Anseher 
und  Geschäftskeuntniss  einen  gewissen  Einfluss  auf  ihre  plebe- 
jischen Collegen  auszuüben  und  dadurch  die  Fortpflanzung  der 
alten  Sitte,  auf  welcher  die  Dauer  des  Staates  beruhte,  zu  sichern 
Aber  die  Patricier  stellten  auch  bei  dieser  Mischung  der  einzelner! 
Collegien  die  Bedingung,  dass  die  patricischen  Mitglieder  nicht 
in  der  Minderzahl  sein,  also  wenigstens  die  Hälfte  bilden  sollten* 
Wie  später  einer  der  Consuln  ein  Plebejer  sein  musste.  » 


a)  Die  Verhandlungen  erzählen  Dionys.  XI,  56  und  61;  Liv.  IV,  6. 

b)  Dionys.  XI,  56  iv  81  toütois  toi;  avSpaat  jiJj  iXoirrovot  mty- 
loTujoav  ot  itatpfxeoi  tiSv  8r([i07tx<üv. 
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musste  jetzt  wenigstens  die  Hälfte  der  obersten  Beamten  aus 
Patriciern  bestehen  und  kein  Collegium  war  vollständig,  in  wel- 
chem diese  Bedingung  nicht  erfüllt  war. 

Schon  durch  die  bisherigen  Aenderungen  war  Canulejus’ 
Gesetzesvorschlag  vollständig  umgestaltet:  es  bleibt  indessen 
noch  ein  wichtiger  Punkt  zu  erwähnen  übrig.  Die  Volkstribunen 
hatten  ein  für  immer  gültiges  Gesetz  über  die  Wahl  der  obersten 
Beamten  verlangt,  der  Senat  und  die  Patricier  gestanden  nur 
ein  für  ein  einzelnes  Jahr  gültiges  Gesetz  zu,  welches  aber  aller- 
dings als  Vorbild  für  die  Zukunft  dienen  konnte.  Jene  forderten, 
der  Senat  solle  ein  für  allemal  die  Wahl  von  Plebejern  bewilli- 
gen, und  es  solle  dann  das  Volk,  d.  h.  die  Trihuteomitien,  unter 
Vorsitz  der  Tribunen  alljährlich  bestimmen,  ob  es  für  das  nächste 
Jahr  Plebejer  oder  Patricier  zu  den  höchsten  Beamten  haben 
wollte.  Dies  verweigerten  die  Patricier:  das  allgemeine,  von 
ihnen  angenommene,  Gesetz  bestimmte  vielmehr  nur,  dass  die 
Frage,  ob  patricische  Consuln  oder  Militärtribunen  zu  wählen 
seien,  jährlich  durch  ein  Gesetz,  bei  dem  also  jederzeit  Senat 
und  Volk  mitzuwirken  hatten,  entschieden  werden  sollte:  jährlich 
um  die  Zeit  der  Wahlversammlung  sollte  der  Senat  den  für  die 
Entscheidung  des  Volkes  notlnvendigen  Senatsbeschluss  fassen.“) 
Diese  Abänderung  war  den  Patriciern  forderlich,  um,  nachdem 
man  einmal  den  Grundsatz,  dass  rein  patricische  und  rein  ple- 
bejische Collegien  mit  einander  abwechseln  sollten,  aufgegeben 
hatte,  noch  desto  leichter  die  Wahl  der  alten  patriciscken  Con- 
suln durchsetzen  zu  können.  Denn  die  Tributcomitien  waren 
hei  dem  damaligen  Stande  der  Parteien , immer  für  die  Wahl 
von  Militärtribunen:  dies  berichtet  Dionysius  ausdrücklich  und 
es  ist  kein  Grund,  ihm  einen  Irrthum  vorzuwerfen.  Bemerkens- 
werth ist  der  Zusatz  zum  allgemeinen  Gesetz:  in  jedem  Jahre 
sollte  ein  Vorbeschluss  des  Senates  über  die  Wahl  der  Beamten 
des  künftigen  Jahres  zu  Stande  gebracht  werden.  Dieser  Zusatz 


a)  Dionys.  XI,  60  oxav  8i  xeXuioiv  oüxot  -rijv  dp-^tjv  xai  xaö/jx^  v< o« 
»py_dc  dro5etxvjo8ai.  xijv  ßouXijv  xat  xöv  8f,[iov  auön  a'jvEXÖdvxat  8iayv<äv«i, 
•Äxtpov  uixdxouj  i)  yiXidpyo'Jj  ßoiXovxai  jxapaXaßsiv  xt(v  dpyijv , Sxi  8'dv 
dita«  8<5£fl  <j/7j<pov  tTXEviyxaot,  xoüx*  slvai  xipiov,  izixtXeioÖat  8t  -8  ixpoßo’i- 
'tjpia  xa#'  üxasxov  iviauxdv. 
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kann  sich  nur  auf  eine  Verpflichtung  der  Consuln  oder  sonsti- 
gen Vorsitzenden  des  Senates  beziehen,  jährlich  in  demselben 
eine  Verhandlung  über  die  Art  der  Comitien  für  das  folgende 
Jahr  vorzunehineu.  Es  kann  indessen  darin  nur  eine  moralische 
Verpflichtung  gelegen  haben,  ohne  Strafbestimmung  für  den  Fall, 
wenn  die  Verhandlung  unterbliebe.  Denn  schon  zum  Jahre  441 
v.  dir.  erzählt  Livius“),  ein  Volkstribun  habe  mit  grosser  An- 
strengung bei  den  Consuln  durchgesetzt,  dass  der  Senat  befragt 
wurde,  ob  er  für  das  nächste  Jahr  Comitien  von  Consuln  oder 
Militärtribunen  haben  wolle  und  der  Senat  habe  sich  für  Con- 
sulu  entschieden.  Somit  hatten  die  Patricier  zwei  Möglichkeiten, 
die  Wahl  von  Consuln  und  folglich  von  Patriciern  als  oberster 
Beamten  durchzusetzen.  Entweder  fand  gar  keine  Berathung 
darüber  statt,  welche  Wahlversammlung  gehalten  werden  sollte, 
oder  wenn  sie  stattfand,  konnte  sie  dennoch  zu  Gunsten  von 
Consuln  ausfallen.  ln  beiden  Fällen  blieben  die  Wünsche  des 
Volkes  unberücksichtigt  und  thatsächlich  hing  die  Entscheidung 
darüber,  ob  Consuln  oder  Militärtribunen  gewählt  werden  soll- 
ten , vom  Senate  ab.  Deshalb  erwähnt  Livius  im  Verlaufe  sei- 
ner Geschichte  vorzugsweise  die  Senatsbeschlüsse,  ohne  indessen 
die  Betheiligung  des  Volkes  zu  vergessen1*),  welche  auch  durch 
andere  Zeugnisse  sicher  gestellt  ist/)  Hatten  die  Tribunen 
ein  Zwangsmittel  gegen  den  Senat , z.  B.  eine  Aushebung,  welche 
sie  hindern  konnten,  so  setzten  sie  ihre  Forderung  von  Militär- 
tribunen durch , Hessen  sich  jedoch  auch  auf  Unterhandlungen 
ein  und  bewilligten  Bedingungen , z.  B.  im  Jahre  409  v.  Chr.d), 


a)  Liv.  IV,  12  Qui  tribunus  plebis  — neque  ut  de  agris  dividendis 
plebi  referrent  eonsules  ad  senatuiu , perviucere  potuit , et  cuin  magno  cer- 
tamiue  obtinuisset,  ut  consulerentur  patres,  cousulum  an  tribunorum  pla- 
ceret  comitia  haberi , eonsules  ercari  iussi  sunt. 

b)  Ein  Scnatsbesehluss  allein  wird  erwähnt  bei  Liv.  IV,  42;  V,  29;  die 
Betheiligung  des  Volkes  IV,  7 Contentio  consulesne  an  tribuni  militum  cre- 
arentur,  in  interregno  rem  dies  coinplures  tenuit.  ■ Interrex  ae  senatus 
consulum  comitia,  tribuni  plebis  et  plebcs  tribunorum  militum  ut  habeau- 
tur  tendunt. 

c)  Dionys.  XI,  63  Toi  8’4{jijs  IvtauTtj»  r.dX iv  üirctrouj  ij/Tj'sioapivo'j 
o/jP-o-j  *aTasta8f(v«t  u.  s.  w.  vom  Jahre  443  v.  Chr. 

d)  Liv.  IV,  55. 
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wo  sich  der  Senat  ausmachte,  dass  keiner  der  damaligen  Volks- 
tribunen zur  Bewerbung  um  das  Militärtribunal  zugelassen,  auch 
keiner  derselben  für  das  nächste  Jahr  von  Neuem  zum  Volks- 
tribunen erwählt  werden  sollte.  Auf  diese  Weise  war  es  mög- 
lich, das  höchste  Amt,  welches  den  Staat  leiten  sollte,  lange 
Zeit  schwankend  zu  erhalten:  bald  siegten  die  Patricier , so  dass 
Consuln  erwählt  wurden,  bald  gewannen  die  Plebejer  das  Ueber- 
gewicht.  Da  in  denjenigen  Jahren,  wo  Militärtribunen  gewählt 
wurden,  immer  eine  besondere  Uebereinkunft  zwischen  Senat 
and  Volk  nöthig  war,  so  war  es  natürlich,  dass  dabei  den  Pa-  • 
triciern  noch  weitere  Zugeständnisse  abgerungen  wurden,  wie 
es  denn  feststeht,  dass  später  die  Bestimmung,  nach  der  we- 
nigstens die  Hälfte  der  Militärtribunen  Patricier  sein  musste, 
nicht  mehr  in  Kraft  blieb.  Ohne  Zweifel  wurde  bei  diesen  Ver- 
handlungen der  Senat  durch  Parteirücksichten  geleitet,  aber  zum 
Theil  doch  auch  durch  die  Rücksicht  auf  Zweckmässigkeit.  Man 
weiss,  dass  die  Vermehrung  der  Militärtribunen  von  sechs  auf 
acht  geschah,  um  Censoren  für  die  Besorgung  der  Censur  zu 
gewinnen:  wahrscheinlich  wurden  bei  der  Wahl  von  drei,  von 
vier,  von  sechs  Militärtribunen,  wie  sie  in  verschiedenen  Jah- 
ren vorkam,  ähnliche  Rücksichten  wenigstens  äusserlich  geltend 
gemacht.  Dasselbe  Bedürfniss,  welches  die  Wahl  von  Militär- 
tribunen überhaupt  herbeigeführt  hatte,  musste  auch  später  auf 
die  bald  grössere,  bald  kleinere  Zahl  derselben  einwirkeu. K) 

Wenn  man  von  Poinponius  absieht,  in  dessen  Berichte  sich 
rin  Schreibfehler  findet26),  erzählen  alle  Schriftsteller  gleich- 
rnässig,  man  hätte  sich  im  J.  445  v.  Chr.  auf  die  Wahl  von 
sechs  Militärtribunen  geeinigt.  Diesen  Vorschlag  lässt  Dionysius*) 
in  der  Privatzusammenkunft  der  Patricier  den  Vorkämpfer  der- 
selben C.  Claudius  machen,  denselben  nachher  T.  Genucius  im 
im  Senate  wiederholen6),  es  sollten  drei  aus  den  Patriciern, 
drei  aus  den  Plebejern  erwälilt  werden ; dasselbe  erzählen  Zona- 


a)  Dionys.  XI,  56  (j.sv  f'ip  6xtu>  J)  öroypf(vai  Soxti. 

b)  Dionys.  XI,  60  dvtt  -li»  ü-axiuv  yi/,ldp/oj{  droSer/ttfjVat  tpei;  jiiv 

LX  Ttüv  TTTtpiXtUJM  , Tpei{  T<iv  ir^OtlXÖlV. 
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ras  *)  und  der  Kaiser  Claudius  in  seiner  Rede  über  das  Bürger- 
recht der  Gallier.  Auch  Livius  deutet  es  an,  zwar  nicht  da, 
wo  er  von  der  Einsetzung  der  Militärtribunen  berichtet,  aber 
zum  Jahre  439  v.  Chr.  Es  waren  in  diesem  Jahre  Consuln  ge- 
wesen, aber  die  Volkstribunen  setzten  es  durch,  dass  für  das 
folgende  Militärtribunen  gewählt  wurden , in  der  sichern  Erwar- 
tung: „da  dann  sechs  Plätze  zu  besetzen  seien,  würden  dar- 
unter auch  etliche  Plebejer  gewählt  werden.  ”b)  Darin  liegt  die 
Andeutung,  dass  sechs  Militärtribunen  die  regelmässige  Zahl 
bildeten.  Dennoch  wurden  lauge  Zeit  nur  drei  wirklich  erwählt, 
zuweilen  vier:  erst  später  wmrden  regelmässig  so  viele,  als  es 
erlaubt  war,  ernannt.  Der  Gruud  dieser  Verschiedenheit  zwi- 
schen der  erlaubten  und  wirklich  erwählten  Zahl  der  Militärtri- 
buneu  kann  nur  in  der  Art  der  Wahl  gelegen  haben.  Es  stand, 
wie  man  vermuthen  kann,  in  dem  Gesetze,  dass  sechs  Stellen 
zu  besetzen  erlaubt  wäre,  ferner,  dass  die  Hälfte  wenigstens, 
also  drei,  Patricier  sein  müssten,  endlich  dass  diejenigen  ge- 
wählt sein  sollten,  welche  die  einfache  Mehrheit  der  Centunen 
erhalten  hätten.  Es  war  dann  ein  ähnliches  Verfahren,  wie  es 
vor  dem  Trebonischen  Gesetz  bei  der  Wahl  von  Volkstribunen 
gewesen  war,  wo  öfters  wegen  Zersplitterung  der  Stimmen  nicht 
die  volle  Zahl  der  Volkstribuuen  erwählt,  sondern  dann  wahr- 
scheinlich diejenigen , welche  die  verhältnissmässig  meisten  Stim- 
men der  Tribus  erhalten  hatten,  von  dem  Vorsitzenden  Tribu- 
nen cooptirt  wurden:  die  Cooptation  fand  aber  nur  statt,  weil 
die  Zahl  der  Tribunen  erfüllt  werden  musste.  Wenn  eine  solche 
Bestimmung  in  dem  Gesetze  über  die  Wahl  der  Militärtribunen 
fehlte , also  sechs  nur  erlaubt , nicht  auch  geboten  waren , so  ge- 
schah es  leicht,  dass  nur  drei  oder  vier  erwählt  wurden,  zu- 
mal da  hierbei  der  Einfluss  des  Vorsitzenden,  meist  eines  Pa- 
triciers,  entscheidend  war.  Ohne  Zweifel  lag  in  diesem  Ver- 
fahren eine  Vereitelung  der  Absicht,  in  welcher  das  Gesetz 

a)  Zon.  VII,  19  xai  xptij  d<p  cxxxc'puiv  ytXiapy'ouc  ävxi  xdiv  h'jo  jirdroiv 
alptlottoi  ouv£5&$cv. 

b)  Liv.  IV,  16  Pervicerunt  igitur  (tribuni  plcbis),  ut  tribuiiorum  militum 
potius  quam  consulum  eomitia  haberentur,  baud  dubii,  quin  sex  locis  (tot 
euiui  iain  creari  liccbat)  et  plebeii  aliqui  — crearentur. 
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gegeben  war;  aber  die  Plebejer  Hessen  es  sich,  zufrieden  mit  der 
gesetzlichen  Möglichkeit  ihrer  Erwählung,  gefallen.  Indessen 
eine  Aenderung  muss  um  das  Jahr  405  v.  Chr.  eingetreten  sein : 
von  da  an  ist  das  Collegium  der  Militärtribunen  immer  vollstän- 
dig: wahrscheinlich  ist  also  für  sie  ein  ähnliches  Wahlgesetz, 
wie  das  Trebonische  für  die  Volkstribuuen,  erlassen  worden, 
wenn  gleich  die  Ueberlieferung  davon  eben  so  wenig  erzählt, 
wie  von  der  Abschaffung  der  anfänglichen  Bestimmung,  dass 
wenigstens  die  Hälfte  der  Erwählten  Patricier  sein  musste.27) 

Das  Urtheil  über  die  Amtsgewalt  der  Militärtribunen  ist 
erst  bei  den  neueren  Gelehrten  schwankend  geworden:  früher 
nahm  man  eine  Verschiedenheit  des  Namens,  aber  keine  der 
Befugnisse  an.  Die  neueren  Forscher  glaubten  an  eine  gerin- 
gere Macht  der  Militärtribunen,  ohne  indessen  augeben  zu 
können,  worin  dieselbe  sich  gezeigt  habe;  die  neueste  Ver- 
muthung  geht  dahin,  es  habe  zwischen  den  patricischen  und 
plebejischen  Mitgliedern  des  Militärtribunates  ein  Unterschied 
bestanden,  und  zwar  in  Bezug  auf  deren  richterliche  Befug- 
nisse. *)  Nach  den  Streitigkeiten , welche,  wie  wir  auseinander- 
gesetzt, der  Einsetzung  des  Militärtribunates  vorangingen,  und 
bei  dem  beständigen  Schwanken,  welches  zwischen  ihm  uud 
dem  Consulate  stattfand,  ist  es  schwer,  an  die  Wahrschein- 
lichkeit einer  jenen  beiden  Vermuthungen  zu  glauben.  Man 
kann  annehmen,  dass  in  Bezug  auf  die  Leitung  der  Angelegen- 
heiten, welche  die  patricischen  Mitglieder  des  Senates  für  sich 
abgesondert  vorzunehmen  hatten  und  welche  damals  noch  einen 
bestimmten  Einfluss  auf  die  allgemeinen  Staatssachen  ausübteu, 
so  wie  in  Bezug  auf  gewisse  religiöse  Feierlichkeiten  die  patri- 
cischen Militärtribunen  einen  gewissen  Vorzug  vor  ihren  plebe- 
jischen Collegen  hatten;  aber  abgesehen  von  diesen  für  das 
Ganze  unwesentlichen  Sachen  standen  die  Militärtribuneu  den 
Consuln , und  die  patricischen  und  plebejischen  Mitglieder  ein- 
ander an  Amtsgewalt  gleich.  Die  alten  Schriftsteller  selbst 
schreiben  ihnen  ohne  irgend  eine  Unsicherheit  dieselbe  Macht 
zu,  wie  den  Consuln.  Die  Militärtribuneu  heissen  gewöhnlich 
„mit  consularischer  Amtsgewalt”  (tribuni  militum  consulari 
pote»tate),  zuweilen  „mit  consularischem  Oberbefehl”  (comulari 

s* 
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imperio ).*)  Dariu  liegt  die  deutliche  Anerkennung,  sie  hätten 
eine  gleiche  Macht  wie  die  Consulu  gehabt,  eben  so  wie  früher 
die  Zehnmäuner  sie  gehabt  hatten  und  späterhin  die  Dreimänuer 
zur  Ordnung  des  Staates  sie  hatten.  , Deshalb  waren  sie  auch 
curulische  Beamten b)  und  hatten  die  Amtszeichen  der  Consuln.') 
Dionysius  lässt  den  Putricier  C.  Claudius , dessen  Rath  man  am 
Ende  bei  der  Wahl  von  Militärtribunen  befolgte,  sagen,  man 
möchte  das  Consulat  selbst  den  Plebejern  nicht  Preis  geben,  aber, 
so  oft  es  nothwendig  würde,  den  übrigen  Bürgern  Theilnahme 
an  der  höchsten  Gewalt  und  dem  höchsten  Amte  gestatten,  in- 
dem mau  Tribunen  statt  der  Consulu  erwählte  d),  und  Zonaras') 
berichtet  ausdrücklich , die  Sache  hätte  man  den  Plebejern  zuge- 
standen, den  Namen  aber  ihnen  nicht  mitgetheilt,  damit  nicht 
die  Ehre  der  Benennung  besudelt  würde.  Diese  Zeugnisse  sind 
so  bestimmt,  dass  man  sich  wundert,  wie  Jemand  auf  den  Ge- 
danken kommen  konnte,  trotz  derselben  anzunehmen,  die  Amts- 
gewalt der  Militärtribunen  sei  geringer  gewesen  als  die  der  Con- 
suln. Man  glaubte  dazu  berechtigt  zu  sein  aus  zwei  Gründen. 
Erstlich  haben  wir  die  Nachricht1),  dass  kein  Militärtribun  je- 
mals triumphirt  hat.  Dies  würde  jedoch  nur  für  einen  geringe- 
ren Rang  beweisend  sein,  nicht  für  geringere  Macht.  Wenn 


a)  Gell.  XVII,  21.  19  tribunis  militaribus  consulari  imperio  remp.  Ro- 
manam  rcgentibus;  Rede  des  Kaiser  Claudius  Tafel  I;  Liv.  V,  14  quippe 
non  coinmunicatum  modo  cum  plebc , sed  prope  amissum  cernentibus  sum- 
mum  imperium;  Liv.  IV,  7 Sunt  qui  — tribunos  militum  tres  creatos  di- 
cant  — et  imperio  et  insignibus  consularibus  usos.  Derselbe  IV,  6 und 
23  und  39  schreibt  ihnen  imperium  zu,  Tac.  Ann.  1,  1 tribunorum  militum 
consulare  ius. 

b)  Liv.  IV,  7 patrieii  cum  sine  curuli  magistratu  respublica  esset,  eoiere 
et  interregem  crcavere. 

c)  Liv.  IV,  7. 

d)  Dionys.  XI,  56  Sxav  5’  Cts  dvsiyxTjV  xaxaxXcio8T(xe  — p.txa5i5d-wai  x«! 
tg äXXoic  zoXixatt  xrj«  peylsTrj«  i^oua iat  xal  ctp-/r,c  ytXtdp-/_o'j{  dvx! 
ÜTtdxtov  dnoätixvuxe. 

o)  Zon.  VII,  19  xoü  piv  Ipyou  rijj  fjepovlat  oi  Juvaxot  avixoi*  r.apt- 
yuipTjOav . to'j  St  dvdpaxoc.  ot»  ptxtStoxav , aXX’  dvtf  urcdxtuv  yiXidpyvj; 
uivdpaaav , tva  jitj  xo  xrjC  xXVjaeu»;  rvxtpov  xq»  o-iptpaxt  dpiXei  xxxxpp'J- 
naivQixo. 

f)  Bei  Zon.  VII,  19. 
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i B.,  wie  öfters  geschah,  eine  Provinz  von  einem  quafstor  yro 
praetore  verwaltet  wurde,  so  hatte  derselbe  gleiche  Macht  wie 
rin  Prätor,  aber,  da  er  geringeren  Hanges  war,  keine  Möglich- 
keit des  Triumphes.  Den  zweiten  Grund  fand  man  darin,  dass 
es  heisst,  die  Militärtribunen  seien  an  Stelle  der  Consuln  gewe- 
s*d.')  Daraus  folgt  aber  nur,  dass  es  keine  Consuln  gab:  auch 
die  Proconsuln  der  spätem  Zeit  standen  nur  an  Hang,  nicht  an 
Macht  den  Consuln  nach.  Durch  keinen  dieser  Gründe  werden 
i die  ausdrücklichen  Zeugnisse  der  Schriftsteller,  welche  den  Mi- 
litärtribuneu  cousularische  Gewalt  ohne  Audeutung  einer  Verrin- 
gerung derselben  zuschreiben , widerlegt:  sie  haben  eben  so  gut, 
I wie  die  Consuln  selbst,  den  Vorsitz  im  Senate b),  den  Oberbefehl 
im  Felde,  die  Leitung  der  Centuriatcomitien , die  oberste  richter- 
liche Gewalt.  Nur  darin  war  die  Macht  des  Einzelnen  einge- 
schränkt, dass  er  mehrere  Collegen,  welche  ihn  iu  seinen  Be- 
fehlen hindern  konnten,  hatte.  Es  war  auch  für  die  Patricier 
kein  Vorwand  da,  um  den  Plebejern  die  Theilnahme  an  der 
höchsten  Gewalt  im  Staate  zu  verweigern.  Den  Namen  und 
Fang  des  Consulates  mochten  sie  ihnen  absprechen,  aber  die 
Macht  selbst  hatten  sie  ihnen  schon  eingeräumt  bei  der  Regie- 
rung der  Zehnmänner,  von  denen  im  zweiten  Jahre  ein  Theil 
Plebejer  gewesen  war.  Dass  diese  damals  ihren  patricisehen 
tollegen  an  Macht  nachgestanden,  wird  nicht  erwähnt:  sie  hat- 
ten, wie  jene,  den  Oberbefehl  im  Felde,  die  Leitung  des  Sena- 
tes, auch  eben  dieselbe  richterliche  Gewalt.  Nachdem  der  De- 
oemvir  Ap.  Claudius  wegen  Ungerechtigkeit  im  Richteramte  ver- 
urtheilt  worden  war,  wurde  sein  plebejischer  College  Sp.  Oppius, 
welcher  mit  jenem  in  der  Stadt  gewesen  und  die  Rechtspflege 
gehabt  hatte,  angeklagt,  aus  zwei  Gründen,  erstens  dass  er  die 
Ungerechtigkeit  seines  Collegen  Appius  nicht  gehindert  hätte:  er 
kuwite  also  gegen  dessen  richterliche  Entscheidungen  Einspruch 
tkun  und  hatte  dieselbe  Richtergewalt.  Zweitens  wurde  ihm 
'■rausamkeit  bei  der  Ausübung  des  eigenen  Richteramtes  vorge- 


a)  Liv.  IV,  41  M.  Postumius,  qui  tribunus  militum  pro  cousule  ad  Ve- 
asfuerat;  Gell.  XIV,  7 tribunos  militares,  qui  pro  cousulibua  fuisseut. 

b)  Gell.  XIV,  7. 
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worfen.*)  In  diesem  Beispiele  liegt  die  vollständige  Widerlegung 
derjenigen  Ansicht,  welche  den  plebejischen  Militärtribunen  ge- 
ringere Gewalt  als  den  patricischen  zuschreibt:  zu  einem  Un- 
terschiede lag  uacli  dein  Vorgauge  der  Zehnmänner  kein  Grund, 
ja  keine  Möglichkeit  mehr  vor.  Es  ist  zweifellos , dass  derselbe 
wesentlich  dazu  beigetragen  hat,  um  die  Patricier  zur  Nachgie- 
bigkeit gegen  die  Plebejer  zu  bestimmen.  Es  handelte  sich  bei 
den  Militärtribunen  wirklich  nur  um  den  geheiligten  Namen  des 
Consulates,  des  Erben  der  königlichen  Macht:  ihn  wollte  man 
nicht  Preis  geben  und  es  müssen  hauptsächlich  religiöse  Gründe 
gewesen  sein,  welche  man  geltend  machte.  Es  erforderte  noch 
lange  Zeit  und  die  durch  die  Theilnahme  an  der  thatsächlichen 
Macht  herbeigeführte  Verschmelzung  der  regierenden  Geschlech- 
ter, ehe  auch  der  Name  und  die  Würde  der  Consuln  den  Ple- 
bejern zugestauden  wurde.  Wenn  aber  alle  Militärtribunen  nicht 
minder  als  die  früheren  Inhaber  der  Staatsgewalt,  die  oberste 
richterliche  Macht  besassen,  so  wurde  es  leicht  möglich,  die 
Menge  der  Geschäfte  zu  bewältigen,  zumal  da  um  jene  Zeit, 
wie  wir  oben  gesehenh),  für  die  Privatgerichtsbarkeit  die  Hülfe 
eines  jährlich  dazu  abgeordneten  Pontifex  hinzutrat.  Auf  welche 
Weise  dieser  Hülfe  leistete,  lässt  sich  nicht  bestimmen:  wahr- 
scheinlich war  er  nur  ein  technischer  Gehülfe  der  Recht  sprechen- 
den Behörden,  der  in  ihrem  Aufträge  und  unter  ihrer  Verant- 
wortlichkeit handelte. 

Nachdem  wir  über  die  Militärtribunen,  welche  bis  zum  J 
366  v.  Chr.  mit  den  Consuln  in  der  obersten  Leitung  des  Staa- 
tes abwechselten,  gesprochen  und  ihre  richterlichen  Befugnisse 
namentlich  in  den  Criminalprocesseu , nachgewiesen  haben 
müssen  wir  über  die  andern  Beamten,  welche  als  Leiter  un< 
Richter  in  der  Strafgerichtsbarkeit  Vorkommen,  handeln.  & 
sind  dies  zunächst  die  quaeslores  parricidii,  deren  Zusammen 
hang  mit  den  alten  königlichen  Quästoren  wir  schon  früher  er 
wiesen  haben.0)  Diese  waren  stehende  Beamte  gewesen,  jähr 


a)  Liv.  III,  58.  Vergl.  oben  S.  37. 

b)  Vergl.  I.  148. 

c)  Man  sehe  1,  70flgd.  und  oben  S.  78. 
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lieh  ernannt,  um  die  Criminalproeesse , welche  ihnen  von  den 
Consuln  überwiesen  wurden,  zu  leiten  und  im  Falle  der  Verur- 
theilung  eines  Römischen  Bürgers  die  dazu  nöthige*  Bestätigung 
der  Volksversammlung  einzuholen.  Die  neuen  Quästoren  waren 
nicht  stehende  Beamten,  sie  wurden  nach  Bedürfniss  und  für 
das  Bedürfniss  erwählt.  Auch  ihre  Amtsgewalt  war  eine  ver- 
schiedene. Pomponius*-)  begründet  ihre  Einsetzung  folgender- 
massen:  „weil,  wie  wir  gesagt,  gesetzlich  die  Consuln  über 
das  caput  eines  Römischen  Bürgers  nicht  ohne  Befehl  des  Volkes 
Recht  sprechen  durften,  deswegen  wurden  Quästoren  von  dem 
Volke  eingesetzt  , um  Capitalprocesse,  zu  leiten.”  Der  Grund 
der  Einsetzung  war  also  die  beschränkte  Richtergewalt  der  Con- 
suln. Daraus  muss  man  folgern , dass  die  neuen  Quästoren 
unbeschränkt,  waren,  also  auch  über  das  caput  Römischer  Bür- 
ger ohne  das  Volk  urtheilen  durften.  Wäre  dies  nicht  der  Fall, 
«o  würde  entweder  die  zu  grosse  Beschäftigung  der  Consuln  oder 
das  Streben  der  Plebejer  nacli  Beamten  aus  ihrer  Mitte  oder 
irgend  ein  anderer  Umstand  als  Grund  der  Einsetzung  angege- 
ben werden.  Die  Gewalt  der  quaestores  parricidii  stand  also 
gewissennasser  höher  als  die  der  Consuln : sie  waren  nicht  an 
die  Einwilligung  des  Volkes  gebunden,  das  sich  seiner  Gewalt 
freiwillig  entäusserte.  Schon  hieraus  kann  man  folgern,  dass 
ihr  Amt  nicht  ein  stehendes,  nicht  ein  regelmässiges,  für 
die  Entscheidung  aller  Criminalproeesse  eingesetztes,  war.  Denn 
sonst  wäre  damit  ein  Beamter  ohne  Provocation  geschaffen  wor- 
den, was  nach  dem  Valerisch- Horatischen  Gesetze,  das  fort- 
während als  einer  der  Grundpfeiler  der  Römischen  Freiheit  galt, 
verboten  war.  Quaestores  parricidii  sind  also  nach  Pomponius 
Beamte  für  die  Entscheidung  einzelner  Capitalverbrechen  von 
dem  Volke  mit  uneingeschränkter  Vollmacht  ernannt.  Ihre  je- 
desmalige Zahl  musste  unbestimmt  sein;  denn  da  sie  als  Ver- 
trauensmänner mul  nur  für  den  Fall,  wo  sich  das  Volk  der 
eigenen  oberrichterlichen  Gewalt  begeben  wollte,  galten,  so  war 

a)  Pompon.  § 23  Dig.  de  orig.  iur.  (I,  2) : Et  quia,  ut  diximus,  de  ca- 
pite  civis  Romani  iniussu  populi  non  erat  lege  pennissum  consulibus  ius 
dicere,  propterea  quaestores  constituebantur  a populo,  qui  capitalibns  re- 
tas  praeessent : hi  appellabantur  quaestores  parricidii. 
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es  unnütz,  sie  immer  durch  die  Möglichkeit  eines  gegenseitigen 
Einspruches  zu  beschränken:  bei  weniger  ausgedehnten  Ver- 
brechen wat  es  einer,  bei  denjenigen,  welche  Viele  betrafen, 
mehrere.  Aus  dem  Ausdruck  von  Pomponius:  „um  die  Capi- 
talsachen  zu  leiten  “,  darf  man  keinen  Schluss  auf  grössere  oder 
geringere  Amtsgewalt  ziehen:  er  ist  der  gewöhnliche,  um  die 
richterlichen  Pflichten  des  Beamten  zu  bezeichnen.  Der  Quästor 
führte  den  Process  nach  den  dafür  hergebrachten  oder  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Regeln,  hatte  seinen  Beirath,  mochte  er  ein 
selbstgewählter  sein,  an  dessen  Beistimmung  er  nur  moralisch, 
oder  ein  vom  Gesetze  gegebener,  an  den  er  nothwendig  gebun- 
den war:  er  allein  sprach  das  Urtheil  und  er  allein  war  ver- 
antwortlich. ln  diesem  Sinne  sind  auch  die  Prätoren,  welche 
in  der  spätem  Zeit  der  Republik  die  Geschworengerichte  über 
Capitalverbrechen  leiten,  quaestores  parricidii  und  es  ist  be- 
kannt, dass  sie  wenigstens  den  Namen  Quästoren  auch  amtlich 
führten. 

Die  Bestellung  von  quaestores  parricidii  ist  nach  der  obi- 
gen Auseinandersetzung  ein  ausserordentliches  Verfahren:  wo 
die  gewöhnlichen  Gerichte  wegen  der  Menge  der  Schuldigen  oder 
des  Misstrauens  in  ihre  Gerechtigkeit  nicht  für  ausreichend  er- 
achtet werden,  da  wird  ein  Ausnahmegericht  unter  der  Leitung 
von  Quästoren  eingesetzt.  Die  Römische  Geschichte  ist  voll  von 
solchen  Fällen  und  man  begreift  deren  Nothwendigkeit : sie  lag 
in  der  Schwierigkeit,  welche  die  Volksversammlung  als  richter- 
liche Behörde  darbot  und  in  dem  Grundverbote  des  Staatsrechtes, 
Beamte  ohne  allgemeine  Provocation  zu  ernennen.  In  einzelnen 
Fällen  aber  durfte  das  Volk,  schon  im  voraus  der  Entscheidung, 
welche  ein  von  ihm  Erwählter  fällen  würde,  sich  fügend,  seine 
oberste  richterliche  Gewalt  übertragen,  entweder  an  Beamte,  Con- 
sulu  oder  Prätoren,  welche  besondere  Vollmachten  für  die  Un- 
tersuchung erhielten,  oder  auch  an  Privatleute.  Das  Erster? 
wird  das  gewöhnliche  gewesen  sein,  wo  es  ohne  zu  grosse  Be- 
lastung der  Beamten  möglich  war.  Ein  Beispiel  davon  findet 
sich  im  Jahre  413  v.  Chr.,  zur  Zeit,  als  die  oberste  Gewalt 
zwischen  Militärtribunen  und  Consuln  wechselte.  Einer  der  Mi- 
litärtribunen  des  vorhergehenden  Jahres,  M.  Postumius,  war 
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vod  seinen  eigenen  Soldaten  im  Aufruhr  getödtet  worden.  Seine 
Collegen  hatten  das  Verbrechen  im  Senate  zur  Sprache  gebracht, 
aber  wegen  des  Einspruches  der  Volkstribunen  keinen  Senats- 
beschluss abfassen  können.  Erst  die  Consuln  des  folgenden 
Jahres  setzten  einen  Senatsbeschluss  durch,  die  Volkstribunen 
möchten  durch  die  Tributcomitien  einen  Commissarius  für  die 
Untersuchung  des  Mordes  erwählen  lassen.  Die  beiden  Consuln 
wurden  erwählt  und  straften  die  Schuldigen,  sicherlich  selbst- 
ständig, obwohl  dies  nicht  ausdrücklich  bezeugt  ist , ohne  weitere 
Theilnahme  des  Volkes.4)  Denn,  um  einen  gewöhnlichen  Pro- 
cess,  bei  dem  eine  Berufung  an  das  Volk  stattfand,  einzuleiten 
bedurfte  es  keines  Volksbeschlusses,  ln  diesem  Falle  waren 
also  die  Consuln  neben  ihrem  eigentlichen  Amte  noch  quaestores 
parricidii.  Nicht  genau  ist  die  Ueberlieferungb)  vom  Jahre  314 
v.  Chr.,  wo  C.  Maenius  Dictator  war  und  den  Auftrag  erhielt, 
über  staatsgeföhrliche  Verschwörungen  zu  Gericht  zu  sitzen:  er 
führte  Untersuchungen  nicht  bloss  in  Capua,  was  ihm  als  eigent- 
licher Wirkungskreis  bezeichnet  worden  zu  sein  scheint , sondern 
auch  in  Rom  und  zwar  gegen  vornehme  Bürger.  Livius  erwähnt 
nur  einen  ihm  vom  Senate  gegebenen  Auftrag  und  es  scheint, 
dass  die  Ueberlieferung  vollständig  ist  und  der  Dictator  wirk- 
lich nur  diejenige  Befugniss  hatte,  welche  ihm  der  Senat  und 
sein  Ausnahme -Amt  verleihen  konnte.  Nachdem  der  Dictator 
sein  Amt  niedergelegt  hatte , führten  die  Consuln , ebenfalls, 
wie  Livius  sagt,  von  dem  Senate  bevollmächtigt , die  Unter- 
suchung weiter:  sie  konnten  sicherlich  ohne  Volksauftrag  nicht 
selbständig  urtheilen.  Sie  waren  also  nicht  quaestores  parricidii 
im  Sinn  von  Pomponius  und  wahrscheinlich  hatte  der  Senat, 
weil  er  den  für  eine  selbständige  Führung  des  Processes  nöthi- 
gen  Volksbeschluss  nicht  durchsetzen  konnte,  anfänglich  einen 
Dictator  ernannt , dem  vermöge  seines  Amtes  eine  grössere  Macht 
znkam.  Auch  über  zwei  andere  Fälle  ist  die  Ueberlieferung 
nicht  ganz  bestimmt:  sie  fallen  in  die  Jahre  184  und  180  v.  Chr. c) 


a)  Liv.  IV.  50  und  51. 

b)  Bei  Liv.  IX.  26.  Vergl.  über  die  Dictatnr  oben  S.  19. 

c)  Liv.  XXXIX,  41  und  XL,  37. 
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Es  handelte  sich  um  Giftmorde,  welche  in  und  um  Rom  ge- 
schehen sein  sollten:  beidemale  wurden  Prätoren  zu  ausserordent- 
lichen Untersuchungsrichtern  ernannt  und  dieser  ausserordent- 
liche Auftrag  schon  bei  der  Bestimmung  der  prätorischen  Pro- 
vinzen ausgesprochen.  Im  ersten  Falle  war  es  der  Prätor  von 
Sardinien,  im  zweiten  der  Fremdenprätor  und  der  von  Sar- 
dinien, welche  den  Auftrag  erhielten.  Von  wem,  sagt  Livius*) 
nicht  ausdrücklich , sondern  nur  „nach  einem  Senatsbescbluss“, 
was  einen  spätem  Volksbeschluss  nicht  ausschliesst : wahrschein- 
lich kam  dieser  hinzu,  die  vom  Volke  Beauftragten  führten  die 
Untersuchung  selbständig  und  waren  wirkliche  quaestores  parri- 
cidii. Sicherlich  aber  war  ein  solcher  der  Consul  Cn.  Caepio  im 
Jahre  141  v.  Chr.,  welcher  die  Untersuchung  gegen  L.  Hostilius 
Tubulus,  den  Prätor  des  vorigen  Jahres,  der  sich  hatte  be- 
stechen lassen,  führte.  Seinetwegen  hatte  der  Tribun  P.  Scae- 
vola  ein  Plebiscit  gegeben,  in  Folge  dessen  der  Senat  den  einen 
Consul  mit  ausserordentlicher  Vollmacht  versah. b) 

Indessen  auch  Privatleute  wurden  zu  quaestores  parricidii 
ernannt,  ja  es  scheint,  dass  Pomponius  solche  hauptsächlich 
meint,  da  er  von  der  Einsetzung  besonderer  Beamten  spricht. 
Sie  kamen  wahrscheinlich  in  älterer  Zeit  häufiger  vor  als  später, 
wo  die  Menge  der  Beamten  für  das  Bedürfhiss  des  Staates  ans- 
reichte. Man  wählte  zu  ihnen  Männer,  welche  schon  im  Dienst 
erprobt  waren , eben  so  wie  man  früher  zu  Quästoren  oft  gewe- 
sene Con^uln  genommen  hatte.  Beispiele  sind  uns  nur  aus  der 
letzten  Zeit  der  Republik  bekannt,  aus  denen  man  jedoch  mit 
Sicherheit  auf  die  früheren  Verhältnisse  schliessen  kann.  Im 
Jahre  110  v.  Chr.  brachte  der  Volkstribun  C.  Manilius  ein  Ge- 
setz durch,  es  sollten  drei  Untersuchungsrichter  ernannt  wer- 
den, um  über  diejenigen,  welche  den  Staatsfeind  Jugurtha  mit 
Rath  und  That  unterstützt  hätten,  zu  entscheiden:  unter  diesen 
Richtern  war  M.  Scaurus,  damals  Consular');  also  werden  auch 

a)  Liv.  XL,  37  venificii  quaestio  ex  senatus  consolto,  quod  in  urb« 
propiusve  urbem  X inilibus  passuum  esset  commissum,  C.  Claudio  prae- 
tori  — , ultra  decimum  lapidem  per  fora  conciliabulaque  C.  Maenio  — 
decreta. 

b)  Cic.  de  fin.  II,  16. 

c)  Sali.  lug.  40. 
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die  übrigen,  wenn  sie  Privatleute  waren,  Konsularischen  oder 
prätorischen  Ranges  gewesen  sein.  Dieser  Scaurus  war  ein 
achter  quaestor  parricidii  im  Sinne  von  Pomponius : es  war  ein 
Capitalverbrechen , über  das  er  zu  entscheiden  hatte,  er  war 
vom  Volke  ernannt  und  mit  der  höchsten  Vollmacht  versehen. 
Aber  auch  L.  Domitius  Ahenobarbus,  der  Milos  Process  leitete, 
war  ein  quaestor  parricidii,  wenngleich  er  wohl  nicht  mehr  so 
genannt  worden  ist:  er  war  eingesetzt  durch  ein  Gesetz  von  Cu. 
Pompejus,  welches  bestimmte,  es  sollte  aus  den  gewesenen 
Consuln  ein  Untersuchungsrichter  wegen  der  Ermordung  von  Clo- 
dius  und  der  damit  zusammenhängenden  Verbrechen  von  den 
Tributcomitien  ernannt  werden.*)  Durch  ein  besonderes  Gesetz 
also  musste  jeder  quaestor  parricidii  bestellt  werden:  nur  so 
konnte  das  Volk  die  ihm  allein  zustehende  Befugniss,  über  das 
Leben  Römischer  Bürger  abzuurtheileu , einem  Andern  übertra- 
gen. Dabei  ist  es  bemerkenswert!) , dass,  während  die  Gewalt 
über  das  caput  der  Bürcer  unmittelbar  zu  entscheiden,  nur  den 
Centnriatcomitien  beiwohnte,  und  ihnen  allein  nach  einem  gehei- 
ligten Grundgesetze  des  Staates  Vorbehalten  blieb,  dennoch  die 
Bevollmächtigung  eines  Stellvertreters  durch  die  Tributcomitien 
an  geschehen  pflegte:  das  beweisen  die  angeführten  Beispiele 
Ibeils  unmittelbar,  theils  dadurch,  dass  der  Vorschlag  des  Ge- 
setzes von  den  Volkstribunen  ausging.  So  sehr  stellten  Centu- 
riat - und  Tributcomitien,  obwohl  in  ihrer  innern  Einrichtung 
verschieden,  dennoch  dasselbe  Volk  dar.  Dasselbe  Gesetz,  wel- 
ches die  Einsetzung  eines  quaestor  parricidii  anordnete,  be- 
stimmte auch  die  Art  und  Weise  seiner  Ernennung:  entweder 
überliess  es  dieselbe  dem  Senate  und  dies  wird  in  den  Zeiten, 
wo  nach  dem  Aufhören  des  Ständezwistes  Eintracht  zwischen 
Senat  und  Volk  herrschte,  meist  geschehen  sein,  oder  befahl 
<ie  durch  die  Tributcomitien.  Es  bestimmte  ferner  die  Anzahl 
der  Quästoren,  und  gab  das  Verbrechen  oder  die  Verbrechen, 
über  welche  sie  entscheiden  sollten,  an:  wodurch  deren  Amts- 
ttiätigkeit  nicht  auf  die  bei  den  ordentlichen  Beamten  üblichen 


t)  Ascon.  in  Cic.  p.  Mil.  p.  39.  Wir  werden  über  diesen  Process  spä- 
ter bei  den  Schwurgerichten  ausführlicher  handeln. 
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Amtsjahre  beschränkt,  sondern  in  Anfang  und  Ende  nach  der 
Ausführung  des  Auftrages  bestimmt  wurde.  Dasselbe  Gesetz 
musste  ferner  die  Vollmacht  für  das  selbständige  Urtheilsprechen 
der  Ernannten  enthalten  und  Anweisung  über  das  Processver- 
fahren  geben.  Dieses  Verfahren  war  natürlich  im  Allgemeinen 
das  zu  jeder  Zeit  übliche,  d.  h.  in  der  altern  Zeit  richtete  der 
ernannte  Quästor  allein,  später  als  die  Geschworengerichte  auf- 
gekommen waren,  mit  Geschworenen,  lieber  einen  vom  Quästor 
hinzuzuziehenden  Beirath  wurden  sicherlich  nicht  gesetzliche 
Vorschriften  gegeben29) : diese  Sitte  war  im  Römischen  Rechte 
seit  den  ältesten  Zeiten  so  tief  eingewurzelt  , dass  es  schwerlich 
je  einen  Beamten  ohne  Beirath  gegeben  hat.  Waren  mehrere 
Quästoreu  ernannt,  so  richteten  sie  nicht  gemeinschaftlich,  son- 
dern jeder  bildete  einen  besonderen  Gerichtshof,  jedoch  so,  dass 
einer  gegen  den  andern  Einspruch  thun  konnte;  daher  eine  Ver- 
ständigung über  die  Hauptsachen  unter  denselben  nothwendig 
war.  Zuweilen  wurden,  wie  wir  in  einem  der  obigen  Beispiele 
gesehen  haben,  den  einzelnen  sogar  räumlich  getrennte  Wir- 
kungskreise angewiesen.  Natürlich  musste  durch  das  Gesetz 
auch  für  die  äussere  Ausstattung  der  Quästoren  Sorge  getragen 
werden , zumal  wenn  dieselben  Privatpersonen  waren : Schreiber, 
Diener  mussten  ihnen  zugewiesen,  auch  für  die  Zeit  ihrer  Amts- 
thätigkeit  das  imperium  ertheilt  werden , ohne  das  sie  die  An- 
geklagten nicht  vorladen,  nicht  strafen,  überhaupt  nicht  Gericht 
halten  konnten.  Ihre  Verhältnisse  mussten  so  sein,  wie  die  der 
übrigen  ausserordentlichen,  zu  besonderen  Zwecken  ernannten 
Beamten.  Es  ist  darnach  ersichtlich , wie  ausführlich  die  Gesetze 
über  die  quaestores  parricidii  sein  mussten , wie  grosse  Ver- 
schiedenheiten in  den  einzelnen  Fällen  Vorkommen  konnten. 
Gemeinsam  aber  war  allen,  dass  sie  in  Folge  eines  Gesetzes, 
sei  es  unmittelbar  oder  mittelbar,  durch  das  Volk  ernannt  wur- 
den und  die  sonst  dem  Volke  allein  zustehende  Befugniss,  übel 
das  caput  Römischer  Bürger  zu  richten,  übten. 

Wir  haben  über  die  quaestores  parricidii,  welche  von  Pom- 
ponius  erwähnt  werden,  gesprochen  und  man  muss  aus  seiner 
Worten  folgern,  dass  sie  diesen  Namen  nach  eigentlichem  Sprach- 
gebrauche  führten.  Indessen  Quästoren  kann  und  muss  es  nod 
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anderer  Art  gegeben  haben.  Es  war  eine  Ausnahme,  wenn  das 
Volk  seine  richterliche  Befugniss  einem  Andern  übertrug,  das 
Ergebniss  entweder  von  besonders  drängenden  Umständen  oder 
von  besonderem  Vertrauen:  es  geschah  iu  alter  Zeit  gewiss  nicht 
oft  Es  konnte-  auch  Vorkommen,  dass  es  nur  die  Vorunter- 
suchung einem  von  ihm  Erwählten  übertrug,  sich  selbst  aber 
sein  Recht  der  endgültigen  Entscheidung  vorbehielt.  Dies  wird 
im  Allgemeinen  geschehen  sein,  wenn  die  eigentlichen,  mit  der 
Rechtspflege  betrauten,  Beamten-  durch  andere  Geschäfte  verhin- 
dert waren,  also  gleichsam  in  Stellvertretung  derselben,  und  eine 
ähnliche  Stellung  hatten  die  früheren,  aus  der  Zeit  der  Könige 
berstammenden,  Quästoren  gehabt,  nur  dass  ihre  Ernennung  von 
den  Consuln  ausgegangen  war.  Es  ist  sehr  glaublich,  dass  sie, 
als  stehende  Beamten  uutergegangen,  dennoch  nicht  ganz  abgeschafft 
wurden,  sondern  zuweilen  nach  Bedürfhiss  wieder  erschienen, 
nur  jetzt  vom  Volke  erwählt.  Wir  haben  nur  ein  Beispiel  der- 
selben, aber  dieses  ist  sicher  und  berechtigt  zu  dem  Schlüsse, 
dass  sie  öfters  eingesetzt  worden  sind.  Varro11)  hat  uns  ein 
merkwürdiges  Bruchstück  erhalten  aus  den  Untersuchungsacten 
von  dem  Quästor  M.  Sergius,  dem  Sohne  des  Manius,  welcher 
T.  Quinctius  Trogus  auf  Tod  und  Leben  anklagte.  Dasselbe 
bietet  zwar  grosse  Schwierigkeiten  der  Critik  und  des  Verständ- 
nisses dar,  lässt  aber  doch,  auch  ohne  auf  dieselben  einzugehen, 
für  die  hierher  gehörige  Hauptsache  keinen  Zweifel.  Es  wird 
also  in  ihm  ein  sonst  unbekannter  Quästor  M.  Sergius  erwähnt, 
der  einen  uns  ebenfalls  imbekannten  T.  Quinctius  in  einem  Ca- 
pitalprocesse  angeklagt  und  darüber  die  Untersuchung  geführt 
hat  Selbst  die  Zeit  des  Processes  lässt  sich  nicht  bestimmen; 
nur  daraus,  dass  in  dem  Bruchstücke  mehrere  Prätoren  erwähnt 
werden,  sehen  wir,  dass  der  Process  nach  242  v.  Chr.  fallen 
muss  und  da  ihn  Varro  alt  nennt,  werden  wir  schliessen  können, 
dass  er  ungefähr  in  die  Zeit  der  Punischen  Kriege  gehört: 
möglich  selbst,  dass  M.  Sergius  jener  ist,  den  Liviusb)  als  städ- 
tischen Prätor  des  Jahres  197  v.  Chr.  nennt.  In  dem  erwähnten 


a)  Varro  de  fing,  lat  VI,  9. 

b)  Liv.  XXXV,  27  und  28. 
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Bruchstücke  also  wird  derselbe  als  Quästor  genannt,  ausser- 
ordentlich eiugesetzt,  um  eine  Criminaluntersuchung,  man  weiss 
nicht,  ob  auf  Anklage  eines  Privatmannes  oder  im  Staatsauftrage, 
zu  führen.  Dass  er  ausserordentlich  eingesetzt  war,  beweist 
folgender  Umstand.  Varro  giebt  die  Formeln  beim  Zusammeu- 
berufeu  der  Centuriatcomitien  an  und  führt  bei  den  von  den 
Censoren  und  Consuln  berufenen  als  Quelle  die  censoriae  tabufoe 
und  die  commtntarii  comulares  an.  Wären  jene  Quästoren  ste- 
hende, ordeutliche  Beamte  gewesen,  so  hätte  er  demnächst  die 
commentarii  quaestorii  anführen  müssen;  aber  das  thut  er  nicht, 
sondern  nennt  als  Quelle  die  Verhandlungen,  welche  M.  Sergius 
bei  dem  einen  Process  gegen  T.  Trogus  führte*):  er  war  also 
nur  für  den  einzelnen  Fall  ernannt  und  die  Formeln,  welche  bei 
einem  solchen  Processe  Vorkommen  konnten,  waren  nicht  immer 
dieselben.  Wenn  er  aber  ein  ausserordentlicher  Beamter  war, 
so  musste  er  vom  Volke  ernannt  sein;  anders  konnte  er  die  Be- 
fugniss,  eine  Centurienversammlung  zu  berufen,  nicht  haben. 
Ob  er  allein  zum  Quästor  ernannt  war  oder  einer  oder  mehrere 
mit  ihm,  wissen  wir  nicht:  jedenfalls  sprach  er  in  dem  ange- 
führten Processe  allein  das  Urtbeil;  denn  er  allein  berief  die 
Centurien.  Unter  den  Collegen,  welche  in  der  Formel  erwähnt 
werden,  sind  die  Senatoren  zu  verstehen;  denn  seuatorischen 
Standes  war  der  Quästor  sicherlich,  wahrscheinlich  sogar  präto- 
rischeu Ranges,  aber  nicht  selbst  Prätor  oder  ein  anderer  Beam- 
ter. Denn  in  der  Formel  kommen  neben  den  Collegen  die  Prä- 
toren  vor  und  Varro  setzt  hinzu,  aus  einem  andern  Grunde  als 
bei  einer  Criminaluntersuchung  dürfe  der  Quästor  nicht  die  Cen- 
turien versammeln:  dies  passt  nur  auf  einen  ausserordentlichen 
Cpminalrichter.  Hieraus  ergiebt  sich,  dass  vom  Jahre  447  v.  Chr. 
an,  als  die  Schatzquästoren  jährlich  zur  Hülfeleistung  der  Cod- 
suln  erwählt  wurden,  dennoch  die  alten  Quästoren,  mit  gleich«» 
Befugnissen  als  richterliche  Beamte  fortbestanden,  aber  ausnahms- 
weise für  bestimmte  Processe  vom  Volke  erwählt.  Wir  werden 


a)  Varro  1.  1.  commentarium  - anquisitionis  M.  Sergii  quaestoris,  qoi 
capitis  accusavit  Troguin. 
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später,  wo  wir  von  dem  Processverfahren  sprechen,  noch  einmal 
in  Kürze  auf  diese  Quästoren  zurückkommen  müssen. 

Fünftes  Capitel. 

Die  Prätoren  als  Griminalrichter.  Grand  für  die  Einsetzung  der  Prätnr. 
Widerlegung  der  Ansicht,  der  städtische  Prätor  habe  nichts  mit  der 
Strafrechtspflege  zn  thnn  gehabt,  durch  den  Mangel  an  anderen  Beamten, 
durch  überlieferte  Beispiele.  Vervielfachung  der  Prätoren.  Strafrechts- 
pflege ausserhalb  Roms  in  Italien  und  den  Provinzen.  Das  prätorische 
Edict,  seine  Entstehung  und  die  Behandlung  des  Strafrechts  in  demselben. 
Curulische  Aedilität.  Gründe  ihrer  Einsetzung:  sie  steht  mit  dem  Straf- 
recht nur  in  so  fern  in  Verbindung,  als  die  Aedilen  ausserordentliche 
Ankläger  sind.  Dreimänner  für  Gapitalsachen.  Ihre  allmälige  Entstehung 
and  Beschäftigung.  Polizeiliche  Wirksamkeit  in  Führung  von  Vorunter- 
suchungen und  Bestrafung  geringerer  Vergehen. 

Wir  haben  gezeigt,  dass  bei  der  Einsetzung  und  Wahl  der 
Militärtribunen,  welche  beinahe  achtzig  Jahre  lang,  abwechselnd 
mit  den  Consuln,  den  Römischen  Staat  leiteten,  das  Bedürfnis» 
nach  vermehrter  Anzahl  der  höchsten  Beamten  von  Einfluss  ge- 
wesen ist.“)  Als  im  Verlaufe  des  Kampfes  der  Stände  diet  Ple- 
bejer auf  der  Theilung  des  Consulates  und  der  Abschaffung  des 
Militärtribunates  bestanden,  musste  sich  dasselbe  von  Neuem 
geltend  machen.  Es  wäre  möglich  gewesen,  mehr  als  zwei  Con- 
suln einzusetzen.  Denn  es  ist  kein,  auch  nur  religiöser,  Grund 
bekannt,  welcher  die  Zweizahl  nothwendig  gemacht  hätte.  In- 
dessen bei  drei  Consuln  war  eine  gleiche  Vertheilung  der  Ge- 
walt unter  die  beiden  Stände  unmöglich:  es  mussten  wenigstens 
vier  sein  und  bei  solcher  Anzahl  hätte,  wie  die  Geschichte  der 
Militärtribunen  beweisst,  die  Kraft  der  Regierung  gelitten.  Man 
verlangte  eine  einheitliche  Spitze  eines  jeden  Standes  und  nahm 
deshalb  keine  Vermehrung  der  Consuln  vor.  Zugleich  aber 
schuf  man,  wreil  eine  grössere  Anzahl  der  höchsten  Beamten 
nöthig  war,  die  Prätur:  sie  wurde,  da  das  höchste  politische 
Amt  zwischen  den  Ständen  getheilt  war,  natürlicher  Weise  den 
Hatriciern  überlassen,  zumal  da  die  Plebejer  das  ihnen  ausschliess- 

a)  S.  obeu  S.  87. 
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lieh  znkommende  Volkstribunat  besassen.  Wir  sind  über  die 
letzten  Kämpfe,  welche  der  Annahme  des  Licinisch-Sestischen  Ge- 
setzvorschlages vorhergingen,  sehr  wenig  unterrichtet : sie  waren, 
wie  Livius“)  sagt,  gewaltig;  aber  nach  dem  Verlauf  der  übrigen 
Streitigkeiten  zwischen  den  Patriciem  und  Plebejern  wird  man 
schliessen  können,  dass  ein  gegenseitiges  Nachgeben  auch  hier 
stattgefunden  hat.  Die  Patricier  setzten  die  Abzweigung  der 
Prätur  durch,  weil  sie  wirkliches  Bedürfhiss  war.  Dies  ergiebt 
sich  selbst  daraus,  dass  sie  Bestand  hatte,  als  die  Patricier  im 
Jahre  337  v.  dir.  aus  dem  ausschliesslichen  Besitze  derselben 
verdrängt  wurden. h)  Ganz  bestimmt  aber  sagt  es  Pomponins. 
der,  ohne  den  Ständekampf  zu  erwähnen,  angiebt,  die  durch 
die  Kriege  geforderte  Abwesenheit  der  Consuln  von  Rom  hätte 
die  Wald  eines  Prätors  veranlasst')  Man  meint  jetzt30),  die 
Patricier  hätten  auf  der  Einsetzung  der  Prätur  bestanden,  um 
nicht  die  Rechtspflege  in  die  Hände  der  Plebejer  gerathen  za 
lassen.  Dies  ist  nach  dem,  was  wir  über  die  Gerichtsbarkeit 
der  Militärtribunen  und  schon  früher  der  Zehnmänner  gefunden 
haben,  nicht  wahrscheinlich : ja  derjenige  Theil  der  Rechtspflege, 
welcher  von  patricischer  Wissenschaft  abhing,  befand  sich  in  den 
Händen  des  patricischen  Priesters,  welcher  jährlich  dazu  abge- 
ordnet zu  werden  pflegte  und  befand  sich  darin  noch  eine  Weile 
nach  Einsetzung  der  Prätur. d) 

Mag  also  auch  der  Kampf  der  Stände  die  Veranlassung  zum 
Ursprünge  der  Prätur  gegeben  haben,  mag  die  Hartnäckigkeit 
der  Patricier  Schuld  gewesen  sein,  dass  dieselbe  noch  etwa  dreissig 
Jahre  lang  ausschliesslich  von  ihnen  allein  besetzt  wurde , es 
war  das  von  Allen  anerkannte  Bedürfniss,  das  die  Vorschläge 
der  Patricier  annehmen  liess.  Es  war  unmöglich,  dass,  wenn 
die  Consuln  ins  Feld  zogen,  idle  Geschäfte  in  Rom  selbst  auf- 


a)  Liv.  V,  42. 

b)  Liv.  VIII,  15. 

c)  Pompon.  Dig.  §.  27  de  orig.  iur.  (I,  2):  Cumque  consules  avon 
rentur  bellis  finitiinis  neque  esset,  qui  in  civitate  ius  roddere  possot,  farfui 
est,  ut  praetor  quoque  crearetur,  qui  urbanus  appellatus  est,  quod  in  uri 
ius  redderet. 

d)  S.  I,  148. 
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hören  sollten,  unmöglich,  dass  so  lange  keine  Klage  der  Bürger 
über  Beschädigung  und  Verletzungen  eingeleitet  werden  konnte*): 
die  Kriege  wurden  zu  häufig,  dauerten  zu  lange,  wurden  in  Ge- 
genden geführt,  welche  von  der  Stadt  zu  entfernt  waren.  Es 
wurde  deshalb  ein  für  die  Stadt  allein  bestimmter  curulischer 
Beamter  geschaffen,  welcher  den  früheren  Namen  der  Consuln 
.Prätor"  erhielt  Seine  übrigen  Amtspflichten,  seine  Wahl,  sein 
Rang,  der  ihn  den  Consuln  zunächst  stellt,  gehören  nicht  hier- 
her: wir  haben  es  nur  mit  seiner  richterlichen  Thätigkeit  zu 
thun.  Nach  der  gewöhnlichen  Ansicht  der  Gelehrten31)  freilich 
würde  auch  über  sie  bei  einer  Untersuchung,  welche  das  Crirai- 
nalrecbt  zum  Gegenstände  hat,  gar  nicht  oder  nur  wenig  zu 
sprechen  sein.  Man  glaubt  nämlich,  der  Prätor  dieser  Zeit  und 
der  städtische  Prätor  überhaupt  habe  es  nur  mit  der  Civilrechts- 
pflege  zu  thun,  mit  der  Strafrechtspflege  stehe  er  in  gar  keiner 
oder  nur  in  sehr  loser  Verbindung.  Die  Ueberlieferung  bietet 
zu  dieser  Meinung  keinen  Anlass;  denn  Livius  und  Pomponius* 
sagen -nur,  der  Prätor  sei  eingesetzt  worden,  um  in  der  Stadt 
Recht  zu  sprechen b);  dass  dieses  sich  nur  auf  Privatstreitigkeiten 
beziehe,  sagt  Niemand  und  kann  man  auch  nicht  aus  den  Wor- 
ten selbst  schliessen.  Erst  Cicero")  in  der  Darstellung  einer 
Verfassung,  welche  er  für  seinen,  nach  dem  Römischen  entwor- 
fenen Staat  macht,  sagt:  „Schiedsrichter  über  das  Recht,  um 
über  Privatstreitigkeiten  zu  richten  oder  richten  zu  lassen,  soll 
der  Prätor  sein:  er  soll  des  bürgerlichen  Rechtes  Wächter  sein.” 
Damit  deutet  er  an,  dass  des  städtischen  Prätors  Amt  sich  nur 
auf  das  Privatrecht  bezieht  und  seine  Aeusserung  ist  wahrschein- 
lich der  Grund,  weshalb  man  überhaupt  dem  Prätor  die  Straf- 
rechtspflege abgesprocheu  hat.  Indessen  mau  muss  Ciceros  Zeit 
von  der  früheren  unterscheiden.  Denn  wenngleich  er  sonst  den 


a)  Man  sehe  z.  B.  die  Geschichte  von  Kaeso  Quinctius’  Process  I,  272. 

b)  Liv.  V,  42  a plebe  nobilitati  (concessum  est)  de  praetore  uno,  qui 
ius  in  urbe  diceret,  ex  patribus  creando:  Pomponius  an  der  eben  ange- 
führten Stelle. 

c)  Cic.  de  leg.  111,  3,  8 Iuris  disceptator,  qui  privata  iudicet  iudica- 
rive  iubeat,  praetor  esto:  is  iuris  civilis  custos  esto:  buic  potestate  pari 
quotcunque  scnatus  creverit  populusve  iusserit,  tot  sunto. 
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Geist  und  die  Unbescholtenheit  der  Staatsverfassung,  wie  sie  sich 
in  den  frühem  Zeiten  der  Republik  gezeigt  hatte,  preisst,  nahm 
er  doch  die  nothwendige  Entwickelung  derselben,  welche  die 
veränderten  Verhältnisse  seiner  Zeit  mit  sich  gebracht  hatten, 
an  und  man  würde  sehr  irren,  wenn  man  in  seinem  Entwürfe 
einer  Staatsverfassung  das  getreue  Bild  etwa  der  Zeiten  Roms 
in  den  Punischen  Kriegen  zu  finden  vermeinte:  er  schildert 
vielmehr  die  Einrichtungen  seiner  Zeit,  aufgefasst  im  Geiste  eines 
früheren  Jahrhunderts.  Es  ist  aber  sehr  wohl  möglich,  dass  die 
Prätur  anfänglich  beides,  das  Strafrecht  wie  das  Privatrecht 
umfasste,  später  jedoch  bei  den  wachsenden  Geschäften  beide  ge- 
trennt und  verschiedenen  Personen  überwiesen  wurden.  Dies 
ist  der  natürliche  Entwickelungsgang  der  Römischen  Staatsämter 
gewesen  und  wird  sich  auch  bei  der  Prätur  wiederfinden. 

Es  lässt  sich  auf  das  Einleuchtendste  erweisen,  dass  die 
Strafrechtspflege  am  Anfänge  lange  Zeit  und  während  der  Blüthe 
der  Republik  zum  Amte  des  städtischen  Prätors  gehört  hat,  ja 
sie  muss  ihn  anfangs  mehr  in  Anspruch  genommen  haben  als 
die  Pflege  des  Privatrechtes.  Denn  für  dieses  gab  es  nach  Ein- 
setzung der  Prätur  noch  die  jährlich  abgeordneten  Priester,  von 
denen  wir  gesprochen  haben*),  w'ährend  der  Prätor  für  jene  keine 
Unterstützung  fand.  Der  Beweis  für  die  oberrichtliche  Befugniss 
des  Prätors  auch  in  Strafsachen  liegt  darin,  dass  sie  eine  Notb- 
wendigkeit  war:  es  gab  keinen  andern  Beamten,  der  sie  hätte 
üben  können.  „Weil  die  Consuln  in  Kriegen  beschäftigt  waren," 
sagt  Pomponius,  wurde  der  Prätor  eingesetzt.  Also  die  Consuln. 
welche  im  Beginne  der  Republik  die  von  den  Königen  vererbte 
Strafrechtspflege  gehabt  hatten,  konnten  sie  thatsächlich  nicht 
üben:  die  curulischen  Aedilen  haben  sie  anerkannter  Massen 
nie  gehabt,  Quästoren  gab  es,  wie  wir  gesehen,  nicht  regel- 
mässig, und  selbst  diejenigen  Gelehrten,  welche  der  alten,  falschen 
Ansicht  zufolge  eine,  man  weiss  nicht  recht  wie,  stattfindende 
Verbindung  der  Schatzquästoren  mit  den  peinlichen  Quästoren 
annehmen,  werden  dennoch  erkennen  müssen,  dass  denselben 
nicht  die  Leitung  aller  Criminalproeesse  zufallen  konnte.  Ebenso 


a)  S.  I,  148  und  oben  S.  102. 
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rare  es  eine  durch  nichts  zu  beweisende  und  mit  der  Folgezeit 
in  Widersprach  stehende  Annahme,  die  Beamten  der  Plebs  hätten 
die  gewöhnliche  Criminaljustiz  gehabt.  Also  für  diejenigen  Fälle, 
in  denen  das  Urtheil  ohne  Zuziehung  der  Volksversammlung  ge- 
fallt wurde,  bleibt  kein  Beamter  übrig:  ausser  den  Consuln  und 
de m Prätor  hatten  die  andern  selbst  keine  Diener,  um  die  Stra- 
fen nach  gefälltem  Urtheil  vollziehen  zu  können.  Noch  klarer 
-rgiebt  sich  die  Strafrechtspflege  der  Prätoren  für  diejenigen 
Fälle,  in  denen  eine  Entscheidung  der  Volksversammlung  nöthig 
war:  diese  geschah  nach  dem  alten  Staatsgrandgesetze  in  Cen- 
turiatcomitien , diese  aber  konnte  ausser  den  Consuln  nur  der 
Prätor  berufen. 

Ausser  diesem,  in  dem  Mangel  an  Beamten  liegenden  Be- 
weise giebt  es  aber  auch  unmittelbare  Beispiele  für  die  Straf- 
rechtspflege des  Prätors.  Ein  gemeines  Verbrechen  hatte  jene 
Bürgerin  oder  jener  Bürger  begangen,  welche  zur  Todesstrafe 
im  Gefangniss  verurtheilt  von  ihrer  Tochter  mit  der  Milch  ihrer 
Brüste  am  Leben  erhalten  wurde : welcher  Beweis  von  kindlicher 
Liebe  Anlass  zur  Erbauung  eines  Tempels  der  Pietas  gegeben 
bben  soll.  Zwar  haben  die  Erzählungen  darüber  etwas  Sagen- 
haftes an  sich  uftd  sind  bei  den  Schriftstellern  nicht  gleich; 
»her  die  Art  und  Weise  der  Verurtheilung  darf  als  vollkommen 
[geschichtlich  gelten  und  giebt  uns  eine  Andeutung,  wie  über- 
haupt in  der  ersten  Hälfte  des  zweiten  Jahrhunderts  v.  Chr.,  also 
in  der  Blüthezeit  der  Republik,  Verbrechen  vor  Gericht  behan- 
delt wurden.  Valerius*)  sagt  ausdrücklich,  die  Schuldige  sei 
r»m  Prätor  bei  seinem  Tribunal  wegen  Capital  verbrechen  zum  Tode 
'crartheilt  worden.  Mochte  auch  zur  Zeit,  als  mehrere  Prätoren 
feestanden,  irgend  einer  derselben  die  Entscheidung  der  Straf- 
processe  haben,  so  muss  mau  daraus  folgern,  dass  anfangs,  wo 
« nur  einen  Prätor  gab,  dieser  mit  der  Aufsicht  über  die  Pri- 
Tatprocesse  auch  die  Leitung  der  Criminalprocesse  verband. 
Aehnlich  heisst  es,  eine  Frau,  welche  ihre  Mutter  getödtet  hatte, 
sei  bei  dem  Prätor  M.  Popilius  Laenas  angeklagt,  aber  aus  be- 


a)  Val.  Max.  V,  4,  7.  Ausserdem  erwähnen  diese  Begebenheit  Plin.  nat. 
hat  VU,  121 ; Festus  s.  v.  pietati  p.  209 ; Liv.  XL,  34. 
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sondern  Gründen  weder  verurteilt  noch  freigesprochen  worden.*) 
Wir  wissen  nicht,  ob  es  eine  Bürgerin  oder  Fremde  war;  eine 
Sclavin  war  es  sicherlich  nicht.  Auch  die  Zeit  des  Processes 
lässt  sich  nicht  genau  bestimmen ; jedenfalls  fiel  er  vor  die  Er- 
richtung der  Schwurgerichte  für  Criminalsaehen  und  beweist 
dass  der  Prätor  in  diesen  entschied.32)  Eine  genauere  Nach- 
richt haben  wir  von  einem  Verbrechen,  das  kurz  vor  dem  driftet 
Punischen  Kriege  geschah.  Zwei  vornehme  Frauen,  Publilia  nrw 
Licinia,  wurden  beschuldigt,  ihre  Männer,  gewesene  Consok 
durch  Gift  getödtet  zu  haben.  Sie  wurden  beim  Prätor  ange- 
klagt  und  dieser  forderte  Bürgen  für  ihr  Erscheinen  am  Gerichts- 
tage. Indessen  die  Verwandten  kamen  der  Schande  einer  Ver- 
urtheilung  durch  das  Volksgericht  zuvor  und  tödteten  die  Schul- 
digen nach  dem  Beschlüsse  eines  Farailiengerichtes.b)  Et» 
hierher  gehört  die  Erzählung  von  L.  Hostilius  Tubulus,  der 
sich  als  Prätor  bei  einem  Processe,  den  er  über  Mord  leitete, 
offenbar  hatte  bestechen  lassen.')  Denn  ein  Schwurgericht  ober 
Mord  gab  es  damals  noch  nicht.  Die  Strafe  des  schulte 
Prätors  wurde  einem  ausserordentlichen  Gerichte,  welches  der 
Consul  Cn.  Servilius  Caepio  in  Folge  eines  Volksbeschlusses  ab 
quaeator  parricidii* ) leitete,  übertragen:  wahrscheinlich  bitte 
das  Volk  auch  hierfür  einen  Prätor  bestellt,  wenn  es  nicht  zweck- 
mässig erschienen  wäre , für  die  Bestrafung  eines  Mannes  «* 
prätorischem  Range  einen  höher  stehenden  Beamten  zu  ernennen 
Dies  sind  Beispiele,  welche  die  Amtstätigkeit  des  Prätors  in 
gewöhnlichen  Criminalprocessen  sicher  beweisen.  Indessen  et» 
derselbe  leitete  auch  ausserordentliche  politische  Capitalproce« 
Wenn  die  Volkstribuneu  einen  gewesenen  Beamten  wegen  per- 
duellio  bei  den  Centuriatcomitien  anklagen  wollten,  so  ipussw 
sie  den  Termin  von  dem  Prätor  erbitten,  der  dann  als  oberst 


a)  Val.  Max.  VIII,  1 amb.  1. 

b)  Liv.  per.  XLV1U  und  Val.  Max.  VI,  3,  8. 

c)  Cum  praetor  quaestionem  inter  sicarios  exereuisset,  sagt  Ck  y 
fin.  II,  16.  Man  vergleiche  über  diese  Sache  noch  Cic.  de  fin.  IV,  2?:  '■l 
deor.  nat.  1,  23;  111,  30;  p.  Seaur.  1;  über  das  endliche  Schicksal  d* 
Schuldigen  Ascon.  p.  23  Grell. 

et)  Vergl.  oben  S.  96. 
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Richter  die  Leitung  des  Processes  hatte.  So  erzählt  Gellius4) 
von  einem  Perduellionsprocesse,  welchen  der  Volkstribun  Licinius 
anstellte  und  zu  dem  er  sich  den  Termin  von  dem  Prätor  M. 
Marcius  erbat  ; so  klagte  211  v.  dir.  der  Tribun  C.  Sempronius 
ßlaesus  den  Prätor  des  vorhergehenden  Jahres  Cn.  Fulvius  Flaccus 
an  und  erbat  sich  dazu  den  Termin  von  dem  städtischen  Prätor 
C.  Calpurnius. b)  Damals  waren  allerdings  beide  Consuln  ausser- 
halb Roms , aber  dass  ihre  Anwesenheit  in  der  Stadt  keinen 
Unterschied  machte,  zeigt  das  Beispiel  des  Tribunen  P.  Rutilius, 
welcher,  als  er  im  Jahre  169  v.  Chr.  die  beiden  Censoren  C. 
Claudius  Pülcher  und  Ti.  Gracchus  wegen  perduellio  anklagen 
wollte,  sich  dazu  den  Termin  ebenfalls  von  dem  städtischen 
Prätor  C.  Sulpicius  erbat. c)  Selbst  unter  den  ausserordentlichen 
qmtstores  partncidii , welche  vom  Volke  zur  Entscheidung  be- 
sonderer Criminaluntersuchungen  bevollmächtigt  wurden,  befan- 
den sich  Prätoren,  selten  Consuln,  und  diejenigen  Privatpersonen, 
welche  mit  diesem  Geschäfte  betraut  wurden,  hatten  gewöhnlich 
prätorischen  Rang.*1) 

Es  ist  demnach  sicher,  dass  der  Prätor  Criminalriehter  war 
und  zwar  von  Anfang  seiner  Einsetzung  an.  Denn,  weungleich 
die  angeführten  Beispiele  sich  auf  eine  spätere  Zeit  beziehen,  so 
haben  sich  doch  die  Verhältnisse  der  Prätur  erst  in  der  letzten 
Zeit  der  Republik  durch  die  Errichtung  der  Geschworenge- 
richte geändert.  Es  wurde  nach  ihr  keine  Behörde,  welche  die 
Criminalgerichtsbarkeit  hätte  üben  können,  geschaffen:  die  Drei- 
männer für  Capitalsachen,  von  denen  wir  später  handeln  werden, 
waren  niemals  Richter.  Wie  lange  aber  die  Strafrechtspflege 
unter  dem  Prätor  oder  vielmehr  unter  dem  städtischen  Prätor 
gestanden  hat  und  wann  das  Verhältniss,  wie  Cicero p)  es  schil- 
dert, eingetreten  ist,  diese  Fragen  lassen  sich  aus  der  Ueberlie- 
ferung  genügend  beantworten.  Nämlich  bis  zum  Jahre  242  v. 


a)  Gell.  VII,  9. 

b)  Liv.  XXVI,  3. 

c)  Liv.  XLIII,  16. 

d)  Vergl.  oben  S.  96  flgd. 

e)  S.  oben  S.  103. 
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Chr.33)  genügte  der  eine  Prätor,  der  anfangs  eingesetzt  worden 
war:  damals  wurde  ein  zweiter  gewählt,  wie  Pomponius*)  sagt, 
weil  eine  grosse  Menge  von  Fremden  nach  der  Stadt  kam:  er 
sollte  unter  diesen  und  über  alle  Beziehungen  mit  den  Fremden 
Recht  sprechen.  Es  theilte  sich  also  das  Amt  des  Prätors  so, 
»hiss , während  derselbe  früher  über  alle  Einwohner  der  Stadt 
Recht  gesprochen  hatte,  von  jetzt  an  die  Bürger  dem  städtischen 
Prätor  verblieben,  die  Fremdem  dem  neuen  zufielen.  So  war 
es  wenigstens  in  der  Regel;  denn  bekanntlich  wurde  zuweilen 
bei  dringender  Kriegsgefahr  auch  fernerhin  die  ganze  Rechts- 
pflege der  Stadt  einem  einzigen  Prätor  übertragen,  während  dem 
eigentlichen  Fremdenprätor  irgend  ein  auswärtiger  Auftrag  zufiel. 
Unter  der  Rechtspflege  aber  ist  immer  die  Criiniualgerichtsbar- 
keit  mit  zu  verstehen;  die  Verkeilung  geschah,  wie  es  heisst, 
nach  den  Classen  derjenigen,  welchen  Recht  gesprochen  werden 
sollte,  nicht  nach  der  Art  der  Processe.  Die  weitere  Vermeh- 
rung der  Prätoren,  zuerst  227  v.  Chr.  um  zweib),  dann  197  v 
Chr.  wieder  um  zwei'),  geschah  der  Provinzen  halber,  welch« 
allmälig  zum  Römischen  Reiche  hinzukamen.  Dies  deuten  Livim 
und  Pomponius d)  an  und  es  ergiebt  sich  auf  das|  Sicherste  am 
der  Verkeilung  der  prätorischen  Provinzen,  welche  uns,  sowei 
Livius'  Geschichte  reicht,  genau  bekannt  ist.34)  Die  Geschäfts 
kreise  der  beiden  in  der  Stadt  befindlichen  Prätoren  wurdet 
also  durch  diese  Vermehrung  der  Prätorenzahl  nicht  beriihrl 
eben  so  wenig  durch  die  allmälig  beginnende  Sitte,  die  Prätorei 
während  ihres  Amtsjahres  entweder  innerhalb  oder  ausserhal 
der  Stadt  zu  andern  Zwecken  zu  verwenden  und  ihnen  dam 


a)  Pompon.  § 28  Dig.  de  orig.  iur.  (I,  2):  Post  aliquot  dcinde  aruic 
non  sufficicnte  eo  practore,  quod  multa  turba  ctiam  peregrinonun  in  dv 
tatem  veniret,  creatus  est  et  alius  praetor,  qui  peregrinus  appeliatus  est  a 
eo,  quod  plcrumque  inter  peregrinos  ius  dicebat. 

b)  Liv.  per.  XX. 

c)  Liv.  XXXII,  27  Sex  praetorcs  illo  anuo  primum  creati  crescentiba 
iam  provinciis  et  latius  patesceute  imperio. 

d)  Pompon.  § 32  Dig.  de  orig.  iur.  -(I,  2) : Capta  deinde  Sardinia,  mffl 
Sicilia,  item  Hispania,  deinde  Narbouensi  provincia  totidem  praetores,  quo 
provinciac  in  ditionem  venerant,  creati  sunt . partim  qui  urbanis  rebus 
partim  qui  provincialibus  praeessent 
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nach  Ablauf  desselben  ihr  Imperium,  zu  verlängern,  Verhältnisse, 
über  welche  wir  später,  wo  wir  von  der  Entstehung  der  soge- 
nannten quaestiones  perpetuae  handeln,  ausführlicher  sprechen 
werden.  Erst  Sullas  Staatseinrichtung  brachte  hierin  eine  durch- 
greifende Veränderung  hervor:  er  schuf  acht  Prätoren , liess  alle 
während  ihres  Amtsjahres  in  Rom  bleiben  und  alle  nach  Ablauf 
desselben  als  Proprätoren  in  die  Provinzen  gehen.  Da  musste 
sich  das  Amt  der  beiden  Prätoren,  welche  vorher  allein  in  der 
Stadt  gewesen  waren,  des  eigentlich  so  genannten  städtischen 
und  des  Fremden prätors,  ändern.  Als  der  letztere  eingesetzt 
wurde,  fand,  wie  wir  gesehen,  die  Vertheilung  der  Geschäfte 
zwischen  ihm  und  dem  städtischen  Prätor  nach  den  Classen 
derer,  welche  Recht  suchten,  statt:  eine  weitere  Vertheilung 
nach  eben  diesem  Grundsätze  war  unter  acht  Prätoren  nicht  mög- 
lich. Deshalb  wurde  eiu  anderer  Eintheilungsgrund  gewählt  und 
in  der  Verschiedenheit  derProcesse,  dann  in  der  der  Verbrechen 
Hunden.  Die  Criminalgeriehtsbarkeit  wurde  abgezweigt  und 
unter  die  sechs  neuen  Prätoren,  welche  in  der  Stadt  blieben, 
vertheilt:  der  städtische  Prätor  behielt  die  Privatprocesse  unter 
Bürgern,  der  Fremdenprätor  die  unter  Nichtbürgern.  Zu  die- 
ser Zeit  zuerst  wurde  die  Criminalgeriehtsbarkeit  von  der  Ci- 
rilgeriebtsbarkeit  den  richtenden  Personen  nach  getrennt,  wäh- 
rend bis  dahin  beide  immer  unter  denselben  Richtern  vereinigt 
gewesen  waren.  Dennoch  verlor  selbst  damals  der  städtische 
Brütor  nicht  allen  Einfluss  auf  die  Criminalprocesse : er  galt 
immer  als  der  erste  der  Prätoren,  er  war  der  Mittelpunkt  der 
Prätur,  er  hatte,  wie  bekannt,  das  Verzeichniss  der  jährlichen 
Siebter,  aus  denen  die  Geschworenen  entnommen  wurden,  an- 
zufertigen: ja  er  hatte  auch  noch  in  einzelnen  Criminalprocessen 
Beeht  zu  sprechen.  Cicero  erzählt  von  Verres“),  der  städtischer 
Prätor  war,  er  habe  einen  Staatsprocess  geleitet  und  einen 
ehemaligen  Volkstribunen  Q.  Opimius  durch  eine  Geldstrafe  zu 
Grunde  gerichtet.  Jedoch  über  diesen  Gegenstand  werden  wir 
später  mehr  zu  sprechen  haben:  hier  kommt  es  nur  darauf  an, 
festzustellen,  dass  die  Prätur  bis  auf  Sullas  Verfassung  Civil- 

a)  Cic.  in  Verr.  lib.  I,  60,  155. 
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und  Criminalgeriehtsbarkeit  auf  gleiche  Weise  und  in  denselben 
Personen  vereint  hat:  ja  aus  der  grossen  Zahl  von  Prätoren 
denen  die  letztere  von  Sulla  übertragen  wurde , darf  man  schlies- 
sen,  dass  dieselbe  bis  dahin  eine  Hauptbeschäftigung  der  beiden 
städtischen  Prätoren  gewesen  war. 

Der  im  Jahre  366  v.  Clir.  zuerst  eingesetzte  Prätor  Lies* 
der  „städtische ”,  weil  er  im  Gegensatz  zu  den  Consuln,  welche 
die  Verwaltung  des  Staates  nach  aussen  führten,  die  gesammtr 
Gerichtsbarkeit  in  der  Stadt  leitete : wenngleich  man  keine  Nach- 
richt darüber  hat,  darf  man  doch  als  sicher  annehmen,  da.«.- 
sein  Geschäftskreis  sich  bis  zum  ersten  Meilensteine  von  der  Stadt 
erstreckte,  bis  wohin  auch  die  Gewalt  der  Volkstribunen  reichte 
Es  war  dies  also  die  erste  räumliche  Eiutheilung  des  Reiche 
in  Bezug  auf  die  Gerichtsverfassung:  alle  Prooesse  innerhalb  der 
Stadt  und  der  städtischen  Bannmeile  fielen  dem  Prätor  zu.  Mar. 
fragt,  vor  welchen  Richter  das  ausserhalb  dieser  Grenzen  Lie- 
gende gehörte.  Wo  Polybius  die  Römische  Staatsverfessun: 
schildert , erwähnt  er  unter  den  Obliegenheiten  des  Senates  Fol- 
gendes*): „die  Vergehen  in  Italien,  welche  einer  öffentlich« 
Untersuchung  bedürften , z.  B.  Verrath,  Verschwörung,  Gift- 
mischerei, Mord,  fielen  dem  Senate  anheim”.  Es  ist  zu  bedaa- 
ern,  dass  er  nicht  bestimmter  die  Gattungen  der  Verbrecher 
nennt:  so  viel  darf  man  sicherlich  aus  seinen  Worten  schliessen. 
dass  nicht  alle  Verbrechen,  auf  denen  als  Strafe  der  Tod  stand, 
von  dem  Senate  abgeurtheilt  wurden , ja  er  sagt  nicht  einmal, 
dass  das  Urtheil  im  Senate  gefällt  wurde.  Wenn  er  von  Gift- 
mischerei und  Mord  spricht,  so  meint  er  so  weit  verzweig 
Genossenschaften  zur  Verübung  von  Mordthaten,  wie  sie  öfter« 
in  der  Römischen  Geschichte  Vorkommen b):  einzelne  Fälle  der 
Art  meint  er  nicht.  Dass  nicht  alle  Verbrechen  überhaupt  wr 

a)  Polyb.  VI,  13  5aa  xö>v  tiüv  xax'  ’ Ixa/.tav  spocisfot  ®f 

p.ooia;  o i ofov  npooootaj,  ouvtupio aiit , cpapjiaxtii;.  v)’-' 

tpovfaj,  rjj  o'jyxA^xq»  pieXei  “£pt  xaCixa  • zp8;  81  xouxoic  ef  xi;  iStoitTj;  \ 

Alt  xiüv  xaxa  xi)v  ’ IxaXIav  SiaXuoews  tj  i-itip-yjatüis  ßorrftia;  f,  yJlrßi- 
jrpo;8tixat,  xo8xu>v  itavxuiv  taxi  xijj  o'jyxX^xip. 

b)  Liv.  VIII,  18:  XXXLX,  41  und  die  bei  Gelegenheit  der  Bacchanal*4 
verübten  Verbrechen. 
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(len  Senat  kamen,  giebt  er  ausdrücklich  an.  Es  scheint , dass 
gesetzlich  keine  bestimmte  Grenze  gezogen  war,  sondern  der 
Senat,  wo  politische  Vergehungen  oder  bedeutende  Verbrechet» 
Vorlagen,  eingrift'.  Man  fragt  aber,  wer,  abgesehen  von  den 
Befugnissen,  welche  den  Behörden  der  einzelnen  Städte  zustan- 
den, der  gewöhnliche  Oberrichter  ausserhalb  Roms  war.  Es 
ist  kein  Römischer  Beamter  vorhanden,  an  den  man  denken 
könnte,  ausser  den  Consuln:  sie  müssen  für  Privatstreitigkeiten 
und  die  gewöhnlichen  Verbrechen  die  oberste  Entscheidung  ausser- 
halb Roms  gehabt  haben,  und  dies  allein  passt  zu  den  Befug- 
nissen des  Senats , von  welchen  Polybius  erzählt.  Dies  ist  der 
Anfang  zur  Entstehung  der  Provinzen  gewesen.  Bis  dahin  hatte 
das  ganze  Römische  Gebiet  eine  gleiche  Behandlung  durch  die- 
selben Beamten  gehabt,  nur  dass  Bürger  vor  Nichtbürgern  einen 
grösseren  Rechtsschutz  gegen  die  Willkür  der  Beamten  genossen: 
von  jetzt  an  schied  sich  die  Stadt  Rom  von  der  Provinz,  ohne 
dass  indessen  auch  hier  der  Unterschied  zwischen  Bürgern  und 
Nichtbürgern  verschwand:  wir  haben  früher“)  nachgewiesen, 
dass  alle  Römischen  Vollbürger,  mochten  sie  ansässig  sein  wo 
sie  wollten,  in  gewissen  Fällen  des  Criminalrechtes  nur  den 
städtischen  Behörden  unterworfen  waren. 

Vom  Jahre  366  v.  Chr.  an  gab  es  also  Provinzen,  welche 
jährlich  unter  die  Consuln  vertheilt  wurden.  Sie  hatten,  ein 
jeder  in  dem  ihm  angewiesenen  Theile,  den  militärischen  Ober- 
befehl verbunden  mit  der  Gerichtsbarkeit  : in  wichtigen  Fällen 
zogen  sie  den  Senat  zu  Rathe,  empfingen  von  ihm  Aufträge  für 
die  Leitung  besonderer  Untersuchungen.  So  fand  man  im  Jahre 
303  v.  Chr.,  dass  bei  den  Frusinaten  sich  eine  Verschwörung 
gegen  die  Römische  Herrschaft  gebildet  hatte.  Die  Consuln  be- 
richteten an  den  Senat  und  empfingen  von  ihm  den  Auftrag, 
der  Stadt  den  dritten  Theil  ihres  Gebietes  zu  nehmen  und  die 
Schuldigen  zu  strafen:  sie  liessen  die  Häupter  der  Verschwörung 
hinrichteu. b)  Im  Jahre  204  v.  Chr.  hatte  der  eine  der  Consuln 
M.  Cornelius  Etrurien  als  Provinz  und  berichtete  über  die  Ver- 


a)  Vergl.  oben  S.  56. 

b)  Liv.  X,  1. 
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bindungen,  welche  die  dortigen  Städte  mit  den  Puniem  gehabt 
hätten:  erbekam  den  Auftrag,  die  Untersuchung  zu  führen,  liess 
Viele  hinrichten  und  zog  von  Andern  die  Güter  ein*).  Aehnlicli 
wurde  im  Jahre  200  der  Prätor  Q.  Minucius,  welcher  Bruttien 
als  Provinz  hatte , auf  sein  Ansuchen  zu  einer  ausserordentlichen 
Untersuchung  über  die  Plünderung  des  Tempels  der  Proserpina 
in  Locri  vom  Senate  bevollmächtigt11) ; im  Jahre  184  strafte  der 
Prätor  L.  Postumius,  dessen  Provinz  Tarent  war,  .Verschwörun- 
gen unter  den  Hirten  dortiger  Gegend  und  Theilnehmer  an  den 
Bacchanalien  entweder  nach  besonderem  Aufträge  des  Senates 
oder  doch  an  denselben  berichtend  und  seine  Bestätigung  ein- 
holend. c)  Als  im  Jahre  198  eine  staatsgefahrlicke  Verschwörung 
in  Setia  sich  bildete,  wurde  die  Anzeige  davon  an  den  städti- 
schen Prätor  L.  Cornelius  Merula  gebracht  und , da  die  Consuln 
weit  von  Rom  mit  Kriegen  beschäftigt  waren,  erhielt  derselbe 
ausserordeutlicher  Weise  vom  Senate  den  Auftrag,  dieselbe  zu 
untersuchen  und  die  Schuldigen  zu  strafen11);  ähnlich  im  Jahr 
196  der  Fremdenprätor  M\  Acilius.  °)  Der  Senat  konnte  in 
solchem  Falle,  wenn  die  ordentlichen  Beamten  beschäftigt  waren, 
auch  das  imperium  verlängern,  wie  z.  B.  im  Jahre  207  v.  Cbr. 
M.  Livius  nach  seinem  Consulate  abgesendet  wurde,  um  staats- 
gefährliche Verschwörungen  in  Etrurien  und  Umbrien  zu  unter- 
drücken.1) Doch  dies  sind  ausserordentliche  Fälle:  sie  bewei- 
sen , dass  der  Senat  zu  Italien  in  demselben  Verhältnisse  stand 
wie  die  Volksversammlung  zur  Stadt  Rom  und  den  Römische» 
Bürgern ; nur  ist  für  diese  Volksversammlung  im  Strafrecht  ein« 
gesetzliche  Wirksamkeit  geboten,  die  Theilnahme  des  Senat« 
beruht  auf  dem  Uebereinkommeii  mit  den  Beamten  und  der  dar 
aus  entstandenen  Gewohnheit.  Oberrichter  in  Italien  sind  di« 
Consuln,  ebenso  wie  sie  es  ursprünglich  in  Rom  waren:  mit 

Hülfe  des  Senates  theilen  sie  sich  ihre  Amtsbezirke  räumlidi 

1 

a)  Liv.  XXIX,  36. 

b)  Liv.  XXXI,  12.  4 

c)  Liv.  XXXIX,  41. 

d)  Liv.  XXXII,  26. 

e)  Liv.  XXXIII,  36. 

f)  Liv.  XXVIII,  10. 
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ab.  Wenn  sie  wegen  Kriege  oder  anderer  Beschäftigungen  nicht 
ausreichen,  wird  entweder  gewesenen  Consuln  ihre  Amtszeit  ver- 
längert oder  Prätoren,  seit  es  deren  mehrere  gab,  zu  Hülfe  ge- 
nommen : auch  sie  erhielten  wieder  räumlich  abgegrenzte  Bezirke 
für  ihre  Wirksamkeit  Je  verwickelter  die  Verhältnisse  wurden, 
wie  es  z.  B.  während  der  Punischen  Kriege  der  Fall  war,  desto 
grösser  musste  der  Einfluss  des  Senates  werden,  um  den  ein- 
zelnen Beamten  ihr  Amt  anzuweisen. 

Polybius  nennt  in  der  oben  angeführten  Stelle  nur  die  in 
Italien  vorkommendenVerbrechen,  von  den  eigentlichen , ausser- 
halb Italiens  gelegenen,  Provinzen  spricht  er  nicht.  Und  doch 
ist  es  unmöglich,  dass  deren  Verhältnis  anders  gewesen  ist; 
denn  sonst  hätten  die  Statthalter  derselben  eine  grössere  Macht 
gehabt  als  die  Consuln,  welche  Italien  regierten , und  von  den 
Consuln  selbst  wäre  derjenige,  welcher  Italien  regierte,  beschränk- 
ter gewesen  als  der  andere,  der  vielleicht  eine  auswärtige  Pro- 
vinz erhalten  hatte.  Freilich  war  die  Entfernung  der  Provinzen 
von  Rom  grösser,  folglich  die  Aufsicht  des  Senates  schwieriger, 
dennoch  aber  fand  dieselbe,  soweit  es  möglich  war  und  gewiss 
in  - viel  höherem  Grade,  als  man  gewöhnlich  vermuthet  oder  als 
man  überhaupt  uachweisen  kann,  statt.  Als  Verres  Sicilien  ver- 
waltete, stellte  sich  seiner  Kunsträuberei  ein  angesehener  Sici- 
lier  Sthenius  entgegen  und  Verres,  um  ihn  unschädlich  zu 
machen,  liess  ihn  wegen  eines  Capital  Verbrechens  anklagen. 
Indessen  Sthenius  entfloh,  kam  nach  Rom  und  bewirkte  durch 
seine  Freunde,  dass  seine  Sache  im  Senate  zur  Sprache  kam: 
man  verlangte  einen  Senatsbeschluss,  es  sollten  im  Allgemeinen 
Criminalanklagen  gegen  Abwesende  verboten  werden.  Der  Be- 
schluss kam  am  Ende  nicht  zu  Stande  und  es  blieb  bei  der 
blossen  Besprechung  im  Senate;  dennoch  äussert  Cicero  keinen 
Zweifel,  dass  der  Senat  so  hätte  beschlossen  können  und  dass 
Verres  verbunden  gewesen  wäre  zu  gehorchen.*)  Dies  ist  ein 
Fall,  wo  der  Senat  wegen  eines  einzelnen  Provinzialen  eingrei- 
fen  wollte:  wie  oft  wird  er,  wo  es  wichtigere  Sachen  und  aus- 
gedehntere Verbrechen  galt,  eingegriffen  haben  oder  um  seiu 


a)  Cic.  in  Verr.  IV,  39,  95. 
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Gutachten  angegangen  worden  sein ! Es  beruht  auf  dieser  Stellung 
des  Senates  zu  den  Statthaltern  der  Provinzen  die  ganze  Gesetz- 
gebung, welche  sich  allmälig  über  die  Amtsvergehen  eines  gros- 
sen Theiles  der  Beamten  bildete,  und  wir  werdeu  deshalb  spä- 
ter auf  denselben  Gegenstand  zurückkommen  müssen. 

Das  Ergebniss  unserer  Untersuchungen  ist,  wenn  wir  vou 
Italien  und  den  Provinzen  absehen,  dass  bis  auf  Sullas  Verfas- 
sung die  Prätoren  die  Gerichtsbarkeit  in  der  Stadt  in  ihrem 
ganzen  Umfange,  d.  h.  eben  so  gut  in  Criminal-  wie  in  Privat- 
sachen, gehabt  haben.  Diese  beiden  Arten  des  Rechtes  scheiden 
sich  bis  auf  Sulla  nicht  mehr,  als  sie  durch  das  erste  Valetische 
Provocationsgesetz , welches  dem  Volke  die  höchste  Entscheidung 
über  das  Leben  und  Vermögen  Römischer  Bürger  verliehen 
hatte,  geschieden  worden  waren:  sie  nahmen  beide  denselben 
Entwickelungsgang.  Wenn  aber  der  Prätor  auch  die  Criminal- 
gerichtsbarkeit  leitete , so  musste  sich  sein  jährliches  Edict  auch 
auf  diese  beziehen.  Zwar  hat  es  Gelehrte  gegeben,  welche  dem 
prätorischeu  Edicte  überhaupt  kein  hohes  Alter  zuschrieben,  son- 
dern meinten,  seine  Entstehung  falle  nicht  lange  vor  Ciceros 
Zeit.  *)  Dafür  giebt  es  keine  Beweise  und  die  unsichern  Aeusse- 
rungen,  welche  man  darauf  bezogen  hat,  erlauben  keine  Folge- 
rung. Wir  wissen,  dass  im  Jahre  67  v.  Chr.  der  Volkstribun 
C.  Cornelius  ein  Gesetz  gab,  die  Prätoren  sollten  nach  den  von  ihnen 
im  Anfänge  des  Jahres  aufgestellten  Edicten  Recht  sprechen: 
denn  früher  pflegten  sie,  wie  Dio  Cassius  sagt*),  nicht  alle 
Rechtsbestimmungen  zusammenzufassen,  noch  alle  auf  einmal 
bekannt  zu  machen,  auch  öfters  von  den  aufgestellten  Bestim- 
mungen nach  Gunst  oder  Feindschaft  abzuweichen.  Dies  Gesetz 
setzt  als  vorhergehend  einen  Zustand  der  Unsicherheit  und  des 
Schwankens,  aber  doch  zugleich  die  Gewohnheit  voraus,  dass 
die  Prätoren  beim  Beginne  ihres  Amtes  ein  Edict  erliessen.  Sie 


a)  Dio  Cass.  XXXVI,  23  o’t  irrpaTT,7ol  ravies  ri  Si'xxta , xaff  1 hxiatn 
IpeXXov , aÖTot  a’jfjpätpovKt  esett'Ocoav  • oü  j dp  irtu  irdvTa  vi  StxauupsT*. 
2 rcepl  -rä  irj(iß<ö.<na  iiexhaxTO  , iroioyv  oürt  I;ofna;  toüt'  irotouv  oiu  'i 
Tpatp^vra  iy^pouv , dXXd  TtoXXax^  aütd  prrlypa^pov  xai  avyyd  i-i  TOÜTtji  rpo; 
X“Ptv  ’i  l/8pav  xtvüjv . tus-tp  eixö«,  iylvexo.  Vergl.  Ascon.  in  Cie. 

p.  Coruel.  p.  58. 
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waren  aber  daran  nicht  gesetzlich  gebunden,  konnten  während 
des  Amtes  selbst  ändern  und  Zusätze  machen.  Dies  erkennt 
man  aus  Cieeros  Rede  gegen  Verres* *),  der  heftig  gescholten 
wird,  dass  er  solche  Abänderungen  voruabm,  wenngleich  deren 
gesetzliche  Gültigkeit  nicht  bezweifelt  wird.  Hätte  Sulla  in  sei- 
w Gesetzgßbung  diesen  Punkt  berücksichtigt,  so  wäre  ein  sol- 
Schwanken  bei  Verres  nicht  mehr  möglich  gewesen.  Für 
eine  längere  Dauer  der  Sitte  eines  jährlichen  prätorischen  Edie- 
ks  spricht  auch  die  Nachricht,  dass  Cieeros  Zeitgenosse,  Ser- 
iSolpicius  einen  kurzen  Commentar  dazu  geschrieben  habe.1’) 
ntus  erwähnt  schon  edictiones  aedilidaec),  worunter  er  nicht 
einzelne  Fälle  erlassene  Befehle,  sondern  allgemeine  Polizei- 
hriften  versteht.  Sie  wurden  einzeln  erlassen  und  allmälig 
ete  sich  aus  ihrer  Zusammenstellung  das  edictum  aedilicium, 
'dies  noch  später  zu  Anfang  des  Jahres,  und  zuletzt  als 
erbrüchliche  Norm  für  die  Aedilen  bekannt  gemacht  wird, 
mlich  hat  man  sich  die  Eutstehung  des  prätorischen  Edictes 
denken,  ln  früher  Zeit  schon  pflegte  der  Prätor,  sobald  be- 
fere Fälle  vorkamen,  sein  Verfahren  in  einem  Erlasse  aus- 
»prechen,  das  die  Erwartung  erregte,  er  würde  in  ähnlichem 
Jdle  auf  gleiche  Weise  verfahren  und  zugleich  seinem  Nachfol- 
k als  Richtschnur  diente.  Später  machte  er  ausführlichere 
■cte  von  Zeit  zu  Zeit  bekannt,  am  Ende  hatte  sich  diese 
so  ausgebildet,  dass  er  schon  beim  Amtsantritt  sein  zu- 
es  Verfahren,  ohne  sich  jedoch  fest  zu  binden,  regeln 
■tote.  Jedenfalls  wird  man,  wenngleich  ein  bestimmter  Zeit- 
fekt  nicht  festgesetzt  werden  kann,  die  Sitte  der  prätorischen 
Akte  in  eine  so  frühe  Zeit  nicken  müssen,  wo  die  Prätoren 
th  Crimiualriehter  waren,  und  ihnen  einen  bedeutenden  An- 
jfil  an  der  Ausbildung  des  Strafprocesses  einräumeu  können, 
v haben  oben,  wo  wir  von  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Ta- 
in sprachen , einiges  derartige  angeführt , z.  B.  über  die  Bestra- 
Pg  des  Diebstahls;  aber  wahrscheinlich  ist  Vieles,  besonders 
ff  den  Process  bezügliche,  so  allmälig  festgestellt  worden,  wie 


a)  Cic.  in  Verr.  I,  40,  104flgd. 

b)  Pompon.  § 44  Dig.  de  orig.  iur.  (I.  2). 

f)  Plaut.  Capt-  LV,  2,  44 
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über  die  vorläufige  Gefangnisshaft , über  die  Ordnung  des  Zeu- 
genverhöres  und  ähnliches.  Wir  haben  sogar  eine  auf  das  Cn- 
minalrecht  bezügliche  Bestimmung  überliefert,  welche  in  dt® 
prätorischen  Edict  gestanden  hat  und  aus  einer  Zeit  herrühn. 
wo  dieses  noch  das  gesammte  Römische  Recht  umfasste.  U- 
pian  erwähnt  in  seinem  Buche  zur  Erklärung  des  Edietes1', 
einer  Bestimmung,  worin  der  Prätor  sich  verpflichtet,  demjeni- 
gen, welcher  keinen  Advocaten  hätte,  einen  solchen  zu  ver- 
schaffen. Es  ist  kein  Zweifel,  dass  Ulpian,  so  wie  seine  Ep:- 
tomatoren,  dies  nur  vom  Privatrecht  verstand,  dass  es  auch  in 
dem  damaligen  Edicte  sich  nur  auf  dasselbe  bezog.  Aber  die- 
Bestimmung  war  aus  dem  alten,  vor  Trennung  der  Privat-  undCn- 
minalgeriehtsbarkeit  bestehenden,  prätorischen  Edicte  herübeae- 
nommen  und  bezog  sich  auf  beide  gleiehmässig.  Dies  lernen  wir 
aus  einer  Bemerkung  Ciceros,  der  in  der  Vertheidigungsrede  für 
einen  strafrechtlich  Angeklagten,  wo  er  sein  Auftreten  rechtfer- 
tigt, bemerkt,  die  Vorfahren,  also  die  Römer  seit  alter  Zeit 
hätten  die  Bestimmung  getroffen,  dass  keinem,  auch  nicht  dem 
Geringsten,  ein  Anwalt  fehlen  dürfe.b)  Aelmlich  wird  sich  ayi 
bei  andern  Bestimmungen  des  prätorischen  Edietes  ihre  ursprüng- 
liche Beziehung  auf  das  Criminalrecht  nachweisen  lassen.  Die 
Prätoren  wurden  geleitet  theils  von  den  Erfahrungen  ihrer  Vor- 
gänger, theils  von  den  Beschlüssen  der  Volkstribunen,  dews 
gegen  die  Amtshandlungen  der  Prätoren  Einspruch  zustand.’; 
Sie  konnten  im  Einverständnisse  mit  denselben  neue  Bestimmun- 
gen erlassen , welche , wenn  sie  sich  bewährten , bei  ihren  Nach- 
folgern Aufnahme  fanden.  So,  wissen  wir,  geschah  es  kurt 
vor  Sullas  Verfassung,  wo  das  Collegium  der  Prätoren,  in  wa- 
chem sich  M.  Marius  Gratidianus  befand,  und  das  der  Tribunen 
gemeinschaftlich  ein  Edict  über  Münzverfälschungen  erlies«-: 


a)  Ulpian  1.  1 § 4 Dig.  de  postulando  (111,  1):  Ait  praetor:  « ** 

bebunt  ndrociihim , ego  dabn.  Nee  solum  his  personis  hane  bmnanitsK 
praetor  solet  exhibere,  venun  et  si  quis  alius  sit,  qui  certis  ex  caasfe  11 
ainbitionc  adversarii  vel  rnetu  patronuin  non  invenit. 

b)  Cie.  p.  Mur.  4,  10  in  qua  (civitate)  nemini  unquam  infiino  maiofw 
nostri  patronum  deesse  voluerunt. 

e)  Vergl.  I,  217. 
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und  für  die  dawider  Handelnden  ein  Processverfahren  und  Strafe, 
festsetzten.  *)  Als  mit  Sullas  Verfassung  die  ( riminalgerichts- 
barkeit  des  eigentlich  städtischen  und  des  Fremdenprätore  auf- 
bdrte,  gingen  natürlich  die  criminalrechtlichen  Bestimmungen 
des  Edictes  in  die  neuen  Criminalgesetze  über  und  fortan  um- 
toste dasselbe  nur  Anordnungen  über  das  Civilrecht 

Eigentümlich  ist  die  Art  und  Weise,  wie  Cicero  die  Prä- 
loren  in  seinem  Verfassungsent würfe h ) erwähnt.  Er  nennt  nur 
ien  städtischen  Prätor,  fügt  aber  hinzu,  es  sollten  ihm  so  viele 
.mit  gleicher  Gewalt”  beigegeben  werden,  als  Senat  oder  Volk 
beschlösse.  Die  Zahl  der  Prätoren  also  erscheint  ihm  als  un- 
wesentlich. Aber  wenn  er  von  gleicher  Gewalt  spricht,  so  deu- 
tet er  damit  an,  dass  jeder  Prätor  gegen  seinen  Collegen  Ein- 
bruch erheben  kann  und  wir  haben  bestimmte  Beispiele  aus 
Uerer  Zeit,  welche  dieses  Recht  bestätigen.')  Indessen  auch 
ft  es  nur  einen  Prätor  gab,  war  gegen  seine  Entscheidungen 
Inspruch  erlaubt  und  zwar  von  den  Consuln.  Es  ist  einleuch- 
tnl  eines  wie  grossen  Rechtes  sich  die  Consuln  begaben,  als 
Cdie  Einsetzung  der  Prätur  gestatteten:  sie  wollten  sich  we- 
Ipfens  die  Möglichkeit  des  Einflusses  auf  dieselbe  erhalten. 
Ezu  kam , dass  der  Prätor  damals  der  einzige  Beamte  in  der 
£hl  war:  er  hätte  eine  zu  grosse  Macht  gehabt,  wenn  er 
le  Collegen  unumschränkt  in  seinem  Wirkungskreise  da  ge- 
Inden  hätte.  Diese  Gründe  scheinen  das  Einspruchsrecht  der 
■nsnln  herbeigeführt  zu  haben  und  dasselbe  hat  immer  gegol- 
F Ein  geschichtliches  Beispiel  haben  wir  zwar  nur  in  einem 
pvatprocess  d),  aber  sicherlich  war  es  für  den  gesummten  Amts- 
ei? des  Prätors  erlaubt.36) 

Zudeich  mit  der  Prätur  entstanden  die  cumlischen  AedUen. 
(ungleich  dieselben  nicht  bei  der  Leitung  von  Criminalproces- 
n betheiligt  sind,  so  müssen  sie  dennoch  hier  besprochen  wer- 


a)  Cie.  de  off.  UI,  20,  80:  Plin.  nat.  hist.  XXX11I,  132;  Senec.  de  ira 


18.  ^ 
b)  Cic.  de  leg.  1U,  3,  8.  Vergl.  oben  S.  103 
e)  Cic.  in  Verr.  I,  46,  119;  Cacs.  bell.  civ.  III,  20. 
d)  Bei  Val.  Max.  VU,  7,  6 
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den,  schon  um  denjenigen  Zweig  ihrer  Thätigkeit,  welcher  den- 
noch mit  dem  Strafrecht  in  Beziehung  steht,  deutlicher  feststei- 
len zu  können.  Ueber  ihre  Wahl  und  äussere  Stellung  wollen 
wir  hier  nicht  sprechen37),  sondern  nur  auf  ihre  Amtsgeschäfte, 
wie  sie  in  den  zerstreuten  Bemerkungen  der  alten  Schriftsteller 
angegeben  werden,  eingehen.  Ihre  Einsetzung  wird  sehr  kun 
erzählt.  Livius*)  berichtet  nur,  der  Senat  habe  wegen  der  Wie- 
derherstellung der  Eintracht  beschlossen , zu  den  ludi  maxi* 
einen  vierten  Tag  hinzuzufügen;  die  plebejischen  Aedilen  hätten 
ihre  amtliche  Hülfe  dazu  versagt , dagegen  die  patricischen  Jüng- 
linge sich  freiwillig  dazu  erboten:  aus  ihnen  seien  Zweimännr 
als  Aedilen  erwählt  worden.  Pomponiusb)  legte  dem  Amte  » 
geringe  Wichtigkeit  bei , dass  er  sagt , es  sei  nur  eingesetz 
worden , um  den  Patriciern  mehr  eurulische  Aemter  zu  versei- 
fen. Man  hat  diesen  Entstehungsgrund  bezweifelt  und  vielfach 
Vermuthungen  auf  einander  gebaut,  um  den  Aedilen  von  Anfang 
an  einen  grösseren  Wirkungskreis  zuzuweisen.  ®)  Eis  schein! 
dies  indessen  nicht  richtig  zu  sein:  es  ist  sehr  wohl  denkbar, 
dass  der  Grund  der  Einsetzung  wirklich  nur  der  Wunsch  war. 
mehr  Beamten  zu  erhalten  und  dieselben  nach  geführtem  Anil- 
in den  Senat  aufnehmen  zu  können;  die  Besorgung  der  Spiele 


war  der  äussere  Vorwand,  den  man  nahm.  An  diesen  Kern 
schlossen  sich  später,  als  das  Bedürfhiss  nach  vielen  Beamt* 
eintrat,  mehrere  andere  Geschäfte,  ohne  jedoch  jemals  der  Aed* 
lität  eine  besondere  politische  Wichtigkeit  zu  verleihen.  Fä 
dies  Letztere  spricht  folgender  Umstand.  Als  die  übrigen  eure 
lischen  Aemter  den  Plebejern  zugänglich  wurden , war  die  Ver- 
keilung unter  die  beiden  Stände  so,  dass  in  ein  und  dem?-'j 
ben  Collegium  Patricier  und  Plebejer  zusammen  sasseu,  beiof 
mit  gleichen  Rechten  ausgestattet:  indem  der  eine  den  andrf* 
hindern  konnte,  kam  also  nur  dasjenige  zur  Ausführung, 
beiden  Ständen  gleichmässig  frommte.  Dagegen  bei  den  cur» 
lischen  Aedilen  gestaltete  sich  das  Verhältniss  verschieden  uni 
zwrar  so,  wie  es  die  Plebejer  anfänglich  für  das  Consulat  gef*r* 


a)  Liv.  VI,  42. 

b)  Pompon.  § 2G  Dig.  de  orig.  iur.  (I,  2). 
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dert,  aber  wegen  des  Widerstandes  der  Patricier  nicht  durchge- 
setzt hatten.*)  Schon  im  folgenden  Jahre  nach  der  Einsetzung 
sah  sich  der  Senat  durch  die  Eifersucht  der  Plebejer  bewogen, 
auch  ihnen  die  curulische  Aedilität  zu  eröffnen;  aber  es  wurde 
bestimmt,  abwechselnd  sollte  das  Collegium  aus  patricischen  und 
plebejischen  Aedilen  bestehen:  so  ist  es  vom  Jahre  365  v.  Chr. 
an  regelmässig  geschehen  und  vielleicht  erst  in  den  bürgerlichen 
Unruhen,  welche  dem  Marsischen  Kriege  vorangingen,  der  Un- 
terschied der  Stände  in  der  Aedilität  aufgehoben  worden.39) 
Hätten  die  Aedilen  eine  unabhängige  Gerichtsbarkeit  oder  sonst 
eine  wichtige  Stellung  im  Staate  eingenommen,  so  würde  sich 
ein  so  seltsames  Verhältniss,  welches  den  Character  der  Be- 
hörde von  Jahr  zu  Jahr  änderte  und  bei  den  Consuln  mit  Recht 
verworfen  worden  war,  nicht  erklären  lassen , aber  es  hat  seine 
Berechtigung,  wenn  die  curulischen  Aedilen  nur  zur  Ausfüllung 
des  Senates  dienten:  die  Besorgung  der  Spiele  war  ein  ihnen 
der  äussern  Ehre  wegen  übertragenes  Amt  ohne  politischen 
Einfluss. 

Indessen  zu  diesem  anfänglichen  Zweck  kamen  andere  damit 
in  keiner  innem  Verbindung  stehende  Geschäfte  und  zwar 
sehr  bald.  Denn  die  Consuln,  mit  der  Führung  von  Kriegen 
und  ausserhalb  der  Stadt  beschäftigt,  zweigten  Manches  von 
ihrer  Amtstätigkeit  ab,  um  es  den  Aedilen  zu  überlassen: 
wie  die  Prätoren  die  Rechtspflege  erhalten  hatten,  so  wurde 
ihnen  die  Sorge  für  die  Stadt  übertragen.  Dies  bezeichnet  Ci- 
cero in  dem  Entwürfe  seiner,  der  wirklich  bestehenden  nach- 
gebildeten , Verfassung  als  das  Amt  der  Aedilen  und  eben  so 
beschreibt  er  es , wo  er  von  seiner  eigenen  Aedilität  spricht b)  Es 
ist  dies  die  Sorge  für  die  Stadt  (cura  urbis),  verschieden  von 
der  Wache  über  die  Stadt  ( custodia  urbis):  diese,  welche  den 
Prätoren  obliegt , ist  militärischer  Art  und  bezieht  sich  auf  die 


a)  Vergl.  oben  S.  83. 

b)  Cic.  de  leg.  111,  3,  7 Suntoque  aediles  curatores  urbis  annonae  lu- 
ilorumque  sollemnium ; id.  in  Verr.  V,  14,  36  Nunc  sum  designatus  aedilis, 
habeo  rationem,  quid  a populo  Romano  acceperim,  mihi  ludos  sanctissi- 
mos  — faciendos,  mihi  sacrarum  aedium  procurationem,  mihi  tütam  urbcm 
tuendam  esse  commissam. 
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Sicherheit  vor  äussem  and  innern  Feinden,  jene  kommt  den 
Aedilen  zu  und  entspricht  ungefähr  dem,  was  wir  jetzt  Polizei 
nennen.  Bemerkenswerth  ist , dass  hierin  die  plebejischen 
Aedilen  den  curulischen  gleichgestellt  wurden.  Denn  beide  ge- 
meinschaftlich vertheilten,  wie  wir  aus  späterer  Zeit  wissen, 
fünf  Tage  nach  ihrem  Amtsantritt  die  Theile  der  Stadt  Rom. 
welche  ein  jeder  zu  besorgen  hatte,  unter  einander.*)  Eis  gab 
keinen  Theil  der  Polizeigewalt,  welcher  nicht  von  den  Aedilen 
geübt  wurde:  der  bauliche  Zustand  der  Strassen  und  der  Ver- 
kehr auf  denselben,  die  Abwehr  fremder  Religionsgebränche , die 
Aufsicht  über  den  äussem  Anstand  und  Sitte,  namentlich  die 
Bäder  und  zur  Schau  tretende  Liederlichkeit  , über  verbotenen 
Luxus,  über  die  Marktzufuhr,  alles  dieses  und  ähnliches  ge- 
hörte zum  Amte  der  Aedilen40),  der  curulischen  sowohl  wie  der 
plebejischen.  Waren  die  Unordnungen , denen  sie  steuern  woll- 
ten, grösser,  so  traten  die  höhem  Beamten,  Prätoren  oder  Con- 
suln,  ein,  entweder  selbständig  oder  in  Folge  eines  Senatsbe- 
schlusses, w'ie  z.  B.  im  Jahre  213  v.  Chr. b),  wo  die  Aedilen 
den  einreissenden  Missbrauch  fremder  Religionsgebräuche  niebt 
hatten  abstellen  können  und  der  städtische  Prätor  ein  Edict  er- 
liess.  Die  Mittel,  welche  den  Aedilen  zu  Gebote  standen,  um 
ihren  Anordnungen  Geltung  zu  verschaffen,  waren  zuerst  die 
allen  Beamten  zustehende  Zwangsgewalt , vermöge  deren  sie  zu- 
erst die  Missbräuche  abstellten,  z.  B.  in  dem  angegebenen  Falle 
die  zum  fremden  Religionscultus  gehörigen  Opfer  hinderten,  die 
Strassen  säuberten,  falsches  Gewicht  beim  Marktverkehr  zer- 
brachen , ferner  gegen  diejenigen , welche  ihren  Geboten  zuwider 
handelten,  Geldstrafen,  wie  sie  nach  dem  Aternisch-Tarpejiscbeu 
Gesetze  auch  ihnen  erlaubt  waren,  endlich  die  Eintreibung  der 
von  den  Gesetzen  für  die  einzelnen  Vergehen  bestimmten  Geld- 
strafen. Eigenthümlich  war  es  den  curulischen  Aedilen,  dass 
sie  allein , mit  Ausschluss  der  plebejischen  Aedilen , ein  jähr- 
liches Edict  zu  erlassen  pflegten.  Indessen  eine  Folgerung  dar- 
aus, dass  sie  allein  eine  besondere  Art  von  Gerichtsbarkeit  ge- 


a)  Tab.  Heracl.  I,  2. 

b)  Liv.  XXV,  1. 
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habt  hätten,  wäre  nicht  gerechtfertigt.  Denn  auch  von  den  ple- 
bejischen Aedilen  weiss  man,  dass  sie  von  Anfang  an  eine  Ge- 
richtsbarkeit über  die  Plebejer  übten , besonders  über  den  Markt- 
verkehr derselben*),  und  seit  die  plebejischen  Beamten  überhaupt 
Gewalt  über  das  ganze  Volk  erhalten  hatten,  musste  diese  Ge- 
richtsbarkeit an  Ausdehnung  und  Kraft  gewinnen.  Es  scheint, 
dass  eurulisehe  und  plebejische  Aedilen  gleichmüssig,  und  nur 
räumlich  nach  den  verschiedenen  Theilen  der  Stadt,  jene  auf 
„die  Sorge  der  Stadt"  bezügliche  polizeiliche  Gerichtsbarkeit  übten. 
Dass  die  ersteren  ein  Edict , wahrscheinlich  für  alle  gemeinschaft- 
lich, erli essen,  kommt  daher,  dass  diese  ihre  Gewalt  sich  von 
der  prätoriseben  Gerichtsbarkeit  abzweigte : deshalb  ahmten  sie 
die  Sitte  des  Prätors  nach.  Vielleicht  geschah  diese  Abzwei- 
gung erst,  als  die  Geschäfte  des  Prätors  sich  dadurch,  dass 
man  jährlich  einen  Priester  zum  Beistände  in  der  Civilgerichts- 
barkeit  zu  ernennen  auf  hörte,  bedeutend  vermehrt  hatten.  Die 
Grenzen  der  Amtsthätigkeit  zwischen  Prätoren  und  Aedilen  ge- 
nau zu  bezeichnen  ist  nicht  möglich : wahrscheinlich  waren  sie  auch 
nicht  bestimmt  festgestellt,  der  Prätor  konnte,  wo  es  ihm  gut 
dünkte , mit  seinem  militärischen  Oberbefehl  eingreifen.  Mit  der 
Criminalgerichtsbarkeit , erkennt  man,  standen  die  curulischen 
Aedilen  bei  den  von  uns  bisher  erwähnten  Amtsbefugnissen  in 
keiner  Verbindung.  Nur  weil  sie  zu  den  höhern  Staatsbeamten 
gehörten,  stand  ihnen,  wie  den  Tribunen,  plebejischen  Aedilen, 
Prätoren,  das  Recht  zu,  Anklagen  vor  dem  Volke  zu  erheben, 
sowohl  in  Tribut-  als  in  Centuriatcomitien  und  sie  haben  dieses 
Recht  in  den  verschiedensten  Fällen,  sowohl  um  eigener,  als 
um  fremder  Sachen  willen  geübt.  Als  der  eurulisehe  Aedil  A. 
Hostilius  Mancinus  eine  öffentliche  Dirne,  von  der  er  bei  Nacht 
verwundet  worden  war , bei  dem  Volke  anklagte,  wollte  er  sich 
wegen  Verletzung  der  eigenen  Würde  rächen b),  ebenso  der  be- 
rühmte M.  Claudius  Marcellus,  da  er  als  cnrulischer  Aedil  einen 
Volkstribunen  C.  Scantinius  Capitolinus  wegen  Verführung,  welche 
derselbe  gegen  Marcellus'  Sohn  versucht  hatte,  vor  das  Volks- 


a)  S.  oben  S.  80  und  I,  129. 

b)  Gell.  IV,  14. 
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gericht.  zog.*)  Dagegen  in  fremden  Sachen  übte  sein  Anklage- 
recht  der  curulische  Aedil  Sp.  Albinus,  als  er  einen  geschickten 
Landwirth  wegen  Zauberei  vor  Gericht  zog'  ) und  wollte  es 
üben  Cicero,  als  er  Verres  mit  einem  Prozesse  wegen  perduelRo 
drohte. c) 

Indessen  diese  Thätigkeit  der  «indischen  Aedilen  im  Straf- 
processe  kommt,  wie  schon  bemerkt,  von  ihrer  allgemeinen  Eigen- 
schaft als  Beamte  her:  dagegen  die  engste  Verbindung  mit  dem- 
selben haben  die  sogenannten  Dreimänner  (Illviri  Capital 'es). 
Sie  sind  dieselben,  wie  die  Illviri  nocturni , die  zuweilen  er- 
wähntwerden41): ihre  Amtspflichten  und  ihre  Stellung  sind  nicht 
von  Anfang  an  dieselben  gewesen. , In  den  Auszügen  aus  Livins 
Geschichte  findet  sich  die  kurze  Bemerkung  zum  Jahre  289  v. 
Chr. , damals  zuerst  seien  Illviri  capitales  gewählt  worden.11) 
Dies  kann  bedeuten,  in  jenem  Jahre  sei  dieses  Amt  zuerst  ge- 
schaffen worden,  während  es  früher  noch  nicht  bestanden  hätte: 
aber  es  kann  auch  heissen,  damals  zuerst  seien  die  Dreimänner 
durch  Volkswahl  und  regelmässig  alle  Jahre  eingesetzt  worden, 
und  dass  dies  letztere  der  Sinn  der  Nachricht  sein  muss,  be- 
weist die  Erzählung  von  Cn.  Flavius,  curulischem  Aedilen  vom 
Jahre  304  v.  Chr. c) : er  soll  nach  der  Ueberlieferung  einiger 
Schriftsteller,  ehe  er  Aedil  wurde,  zwei  Triumvirate,  eines  für 
die  nächtliche  Sicherheit  der  Stadt  (Illvir  noctumus)  und  das 
andere  zur  Gründung  einer  Colonie  bekleidet  haben,  und,  mag 
die  Ueberlieferung  richtig  oder  falsch  sein,  sie  setzt  in  jedem 
Falle  das  Dasein  von  Dreimännern,  deren  Pflicht  die  Sicherheit 
der  Stadt  war,  schon  vor  dem  Jahre,  wo  das  Volk  sie  zu  er- 
wählen begann,  voraus.  Darnach  wäre  es  mit  diesem  Amte  ge- 
gangen, wie  mit  der  Quästur.  Ehe  die  alten  königlichen  Quästo- 
ren als  stehende  Beamte  geschaffen  wurden,  war  schon  das  Be- 
dürfniss  gewesen,  zuweilen  zur  Unterstützung  der  Könige  Quästo- 


a)  Val.  Max.  VI,  1,  7;  Plut.  Marc.  2. 

b)  Plin.  nat.  hist.  XVIII,  41. 

c)  Cic.  in  Verr.  libr.  I,  5. 

d)  Liv.  per.  XI:  Illviri  capitales  tune  primum  creati. 

e)  Bei  Liv.  IX,  46. 
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ren  zu  ernennen  und  ehe  die  späteren  Schatzquästoren  jährlich 
vom  Volke  erwählt  wurden,  hatte  man  schon  öfters  bei  besonderen 
einzelnen  Veranlassungen  Quästoren  für  die  Besorgung  der  öffent- 
lichen Gelder  erwählt.*)  Aehnlich  wird  es  bei  den  Dreimännern 
der  Fall  gewesen  sein  und  es  ist  nur  fraglich,  ob  ihre  gelegentr 
liehe  Ernennung  früher  durch  das  Volk  oder  durch  die  Consuln 
geschah.  Nach  zwei , freilich  unsicheren  und  unklaren  Erwäh- 
nungen scheint  es,  dass  man  schon  in  sehr  alter  Zeit  Abgeordnete 
ernannte,  um  für  die  nächtliche  Sicherheit  der  Stadt  zu  sorgen b): 
sie  sollen  angeblich  in  Veranlassung  der  Zerstörung  Roms  durch 
die  Gallier  eingesetzt  worden  sein.  Ist  diese  Erzäldung  richtig, 
so  würde  man  sie  in  jener  Zeit  für  Unterbeamte  zu  halten  haben, 
welche  von  den  Consuln  oder  consularischen  Militärtribunen  er- 
nannt wurden;  einige  Wahrscheinlichkeit  würde  dann  sogar  die 
Vermuthung  für  sich  haben,  dass,  «als  nach  dem  Valerisch-Hora- 
tischen  Gesetze  im  J.  447  die  ehemals  königlichen,  gerichtlichen 
Quästoren  als  stehende  Unterbeamten  der  Consuln  aufhörten c), 
dennoch  diese  gelegentlich  Senatoren  zu  ernennen  pflegten,  um 
ihnen  bei  der  Aufspürung  von  Verbrechen  und  der  Sicherheit 
der  Stadt  zu  helfen.  Ihr  Hauptgeschäft  war  dann  in  jener  Zeit 
die  Behütung  der  Stadt  während  der  Nacht  und  darnach  wurde 
ihnen  ihr  Name  gegeben.  Als  sie  später  seit  dem  erwähnten 
Jahre  durch  Volkswahl  und  regelmässig  ernannt  wurden,  war 
ihre  Thätigkeit,  wenngleich  sie  die  frühere  nicht  verloren,  doch 
hauptsächlich  eine  mit  der  Criminalgerichtsbarkeit  in  Verbindung 
stehende  und  von  ihr  führten  sie  fortan  ihren  Namen.  Ja  wir 
haben  Nachricht,  dass  ihnen  später  noch  andere  Pflichten  aufge- 
tragen wurden.  Es  wird  das  Gesetz  eines  Volkstribunen  L.  Pa- 
pirius  erwähnt,  welches  den  Dreimännern  die  Einziehung  der 
gerichtlichen  Succumbenzgelder  aufgetragen  haben  soll. d)  Dies 


a)  S.  I,  65. 

b)  Die  Erwähnungen  finden  sich  in  einer  wunderlichen  Stolle  bei 
Lydus  de  mag.  1,  50  und  in  einer  ebenfalls  sehr  eigenthümlichen  Bemer- 
kung des  Scholiasten  zu  luv.  XII,  157. 

c)  Vergl.  S.  79  und  die  dort  angeführten  andern  Stellen. 

d)  Bei  Festus  s.  v.  sacramcntum  p.  347,  der  nach  Erklärung  dieses 
Wortes  hinzufügt:  qua  de  re  lege  L.  Papiri  tr.  pl.  sanctum  est  bis  verbis: 
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Gesetz  war  weder  dasjenige,  wodurch  die  regelmässige  Volks- 
wahl der  lllviri  capitales  eingeführt  wurde,  noch  stammt  es 
überhaupt  aus  alter  Zeit.  Denn  es  wird  in  ihm  der  Prätor. 
welcher  unter  Bürgern  Recht  spricht,  erwähnt,  eine  Ausdrucks- 
weise, welche  wenigstens  den  Fremdenprätor  als  bestehend  vor- 
aussetzt; dieser  aber  wurde,  wie  wir  bestimmt  wissen*),  erst 
im  Jahre  243  v.  Chr.  geschatfen',  zu  einer  Zeit,  wo  die  Drei- 
männer längst  als  regelmässige  Beamten  bestanden.  Diese  Drei- 
männer wurden  zudem  vom  Gesetze  capitales  benannt,  ein  Name, 
der  ihnen  nur  von  ihren  andern  Geschäften  gegeben  werden 
konnte.  Man  wird  also  annehmen  müssen,  das  Papirische  Ge- 
setz habe  ilmen  ausser  den  Pflichten,  welche  sie  früher  hatten, 
noch  das  Amt  die  gerichtlichen  Succumbenzgelder  einzutreiben, 
übertragen,  und  dies  Amt  war  ihrer  sonstigen  Thätigkeit  ganz 
entsprechend.  Wie  sie  im  Criminalprocesse  die  ausgesprochene 
Verurtheilung  zu  vollziehen  hatten,  so  wurde  ihnen  jetzt  auch  die 
Vollziehung  der  Urtheile  im  Civilprocesse,  so  weit  dieselbe  den 
Staat  angingen,  übertragen  und  in  der  Vereinigung  dieser  beiden 
Aemter  liegt  eine  Andeutung,  dass  überhaupt  auch  das  Aus- 
sprechen des  Urtheils  in  Criminal-  wie  in  Civilsachen  in  einer 
Hand,  nämlict  in  der  des  städtischen  Prätors  lag.b)  Es  ist  in- 
dessen nicht  wahrscheinlich,  dass  das  Papirische  Gesetz  bis  zum 
Ende  der  Republik  bestand:  wir  haben  wenigstens  aus  der  spä- 
teren Zeit,  aus  der  uns  über  das  Verfahren  im  Civilprocesse  viel 
berichtet  wird,  keine  Andeutung  über  das  Bestehen  desselben. 
Deshalb  darf  man  annehmen,  dass,  als  die  Criminalrechtspflege 
von  dem  städtischen  Prätor  an  die  andern  Prätoren  überging, 
d.  h.  durch  Sullas  Verfassung,  den  Dreimännern  dieses  auf  den 
Civilprocess  bezügliche  Amt  wieder  abgenommen  wurde. 

ihre  Hauptthätigkeit  stand  immer  in  genauester  Verbindung 
mit  der  Strafrechtspflege:  sie  umfasste  den  polizeilichen  Theil 

quicnnque  praetor  posthac  factus  erit,  qui  inter  cives  ius  dicet,  tres  viros 
capitales  populum  rogato  hique  tresviri  (capitales)  quicunque  (posthac  facti) 
erunt,  sacramenta  ex(igunto)  iudicantoque  eodemque  iure  sunto  uti  es  legi- 
bus plebeive  scitis  exigere  iudicareque  esseque  oportet 

a)  Liv.  per.  XIX.  Vergl.  oben  S.  108. 

b)  Vergl.  oben  S.  104. 


Digitized  by  Google 


Geschäfte  der  Illviri  capitales. 


125 


derselben  und  dadurch  unterscheiden  sich  die  Dreimänner  von 
dea  Aedilen.  Diese  besorgten  die  übrigen  Anordnungen  für  das 
öffentliche  Leben  der  Stadt,  die  Dreimänner  treten  ein,  sobald 
irgend  ein  Verbrechen,  welcher  Art  es  auch  sein  mag,  begangen 
wird.  Natürlich  ist  es,  dass  öfters  Aedilen  und  Dreimänner  zu- 
sammen wirken,  wie  z.  B.  im  Jahre  213  v.  Chr.,  als  fremde 
und  abergläubische  Religiousbräuche  die  Einwohner  Roms  in 
Erregung  versetzten,  der  Senat  von  ihnen  gemeinschaftlich  Ab- 
bülfe  für  das  Uebel  verlangte*),  und  186  v.  Chr.  bei  der  Unter- 
suchung über  die  Bacchanalien  beide  von  den  Consuln  zur  Auf- 
spürung der  Schuldigen  und  zur  Sicherheit  der  Stadt  verwendet 
wurden. h)  Aber  dies  waren  Ausnahmen  bei  besonderen  Verau- 
lassungen. Die  regelmässige  Thätigkeit  der  Dreimänner  erstreckte 
sich  auf  die  polizeiliche  Voruntersuchung  der  Verbrechen  uud 

Idie  Vollziehung  der  durch  das  Gericht  festgesetzten  Strafen. 

Cicero  in  seinem  Entwürfe  einer  Verfassung  sagt  von  ihnen : „sie 
1 sollen  die  Fesseln  der  Schuldigen  hüten,  die  Todesstrafen  voll- 
ziehen*’,c)  indem  er  diese  doppelte  Thätigkeit  unter  einem  Be- 
I griffe,  dem,  dass  sie  das  Gefängniss  unter  ihrer  Aufsicht  gehabt 
hätten,  zusammenfasst,  wahrscheinlich  nach  eigenthümlick  Rö- 
mischer Anschauung,  welche  das  Gefängniss  vor  der  Untersuchung 
und  das  nach  der  Verurtheilung  nicht  schied.  Auch  Pomponius 
| schreibt  ihnen  nur  die  Aufsicht  über  das  Gefängniss  zu.d)  In- 
dessen ihre  doppelte  Thätigkeit  ist  hinlänglich  bezeugt.  Die 
Sorge  für  die  nächtliche  Sicherheit  der  Stadt,  von  der  ihr  Amt 
ausging,  haben  sie  immer  gehabt:  sie  werfen  also  Herumtreiber 
und  Verdächtige  ins  Gefängniss')  und  zwar  eben  so  wohl  Rö- 
mische Bürger  0 wie  Fremde  uud  Sclaven.  Aber  auch  bei  Tage 
haben  sie  die  Aufsicht  über  idle  Uebelthäter,  daher  sie  Varro 
mit  den  früheren  Quästoren,  welche  ebenfalls  zur  Aufspürung 


a)  Liv.  XXV,  1. 

b)  Liv.  XXiX,  14. 

c)  Cic.  de  leg.  III,  3,  6 vincla  sontium  servauto,  capitalia  vindicanto. 

d)  Poin[x>n.  § 30  Dig.  de  orig.  iur.  Illviri  capitales,  qui  carceris  cu- 
«tudiam  baberent,  ut.  cum  auiinadverti  oporteret,  iuterventu  eorum  fioret. 

e)  Plaut.  Ampli.  I,  1,  3. 

f)  Liv.  XXXIX,  17. 
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von  Verbrechen  dienten,  zusammenstellt.*)  Sie  schreiten  auf 
gemachte  Anzeige,  aber  auch  ohne  dieselbe  ein,  gegen  Sclaven 
z.  B.  wegen  Tragens  unerlaubter  Waffen b),  wegen  Betruges'), 
wegen  sonstigen  Verdachtes d),  aber  auch  gegen  Römische  Bürger. 
So  soll  der  Dichter  Naevius  wegen  seiner  Schmähgedichte  gegen 
vornehme  Personen  von  ihnen  in  das  Gefängniss  geworfen  worden 
sein6);  so  wurde  ein  ehemaliger  Hauptmaun  C.  Cornelius  wegen 
Unzucht  von  einem  Triumvirn  in  das  öffentliche  Gefänguiss  ge- 
bracht *) : so  wurde  Avilius  aus  Larinum,  der  seinen  Landsmann 
Asuvius  auf  Anstiften  von  Oppianicus  getödtet  hatte,  von  den 
Freunden  des  Ermordeten  vor  den  Triumvir  geführt.«)  Davon, 
dass  die  Dreimänner  die  Vollziehung  der  von  den  Richtern  er- 
kannten Leibes-  und  Lebensstrafen  gehabt,  finden  sieh  einige 
Beispiele.  Sie  vollziehen  an  einem  Sclaven  die  Kreuzigung11),  au 
Römischen  Bürgern  die  Hinrichtung  im  Gefängniss1):  auch  die 
Theilnehmer  der  Catilinarischen  Verschwörung k)  und  unter  Kai- 
ser Tiberius  die  Genossen  Sejans1)  wurden  von  ihnen  hiuge- 
riehtet;  ja  in  der  Kaiserzeit  vollziehen  sie  auch  die  Vernichtung 
verbotener  Bücher.“) 

Fraglich  ist  es,  ob  die  Dreimänner  auch  eine  richterliche 
Thätigkeit  ausgeübt  haben  und  in  wie  weit  Dass  ihnen  gele- 
gentlich einmal  ein  iudicium  beigelegt  wird“),  beweist  nichts: 
denn  so  kann  jede  Entscheidung  nicht  nur  eines  Beamten,  son- 
dern überhaupt  jedes  mit  der  Besorgung  einer  Sache  Beauftragten 

a)  Varro  de  ling.  lat  V,  14  Quaestores  a quaerendo,  qui  conquirereut— 
malcticia,  quae  lllviri  capitales  uunc  conquiruut.  Vergl.  1,  69. 

b)  Plaut  Aulul.  III,  2,  2. 

c)  Plaut  Pers.  1,  2,  20;  Asin.  I,  2,  5;  Trucul.  IV,  2,  47. 

d)  Aston,  in  Cic.  p.  Mil.  p.  38. 

e)  Gell.  III,  3. 

f)  Val.  Max.  VI,  1,  10. 

g)  Cic.  p.  Cluent.  13,  38. 

h)  Val.  Max.  VIII,  4,  2. 

i)  Val.  Max.  V,  4,  7. 

k)  Sali.  Cat  55. 

l)  Tac.  Ann.  V,  9. 

m)  Tac.  Agr.  2. 

n)  Varro  de  liug.  lat.  IX,  49. 
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genannt  werden.  Ein  solches  iudirium  eines  Triumvirn  wird  in 
dem  eben  angeführten  Beispiele  von  Avilius  geschildert,  der 
eines  Mordes  halber  vorgeführt  wurde.  Er  nannte  als  Anstifter 
desselben  Oppianicus  und  auch  dieser  wurde  vor  den  Triumvir 
gebracht  und  dem  Ankläger  gegenüber  gestellt,  aber,  wie  Cicero 
wenigstens  behauptet,  weil  er  den  T riumvir  bestach,  nach  gesche- 
hener Untersuchung  entlassen.  Hier  handelt  es  sich  nur  um  ein 
polizeiliches  Verfahren;  die  Befugniss,  über  Oppianicus  ein  rich- 
terliches Urtheil  zu  sprechen  und  ihn  zu  einer  Strafe  zu  verur- 
theilen,  hatte  der  Triumvir  nicht.  Ebenso  wenig  ist  in  den  an- 
dern, so  eben  angeführten,  Beispielen  von  einer  gerichtlichen 
Verurtheilung  die  Rede.  Man  nimmt  in  der  Regel  au,  gegen 
Sdaven  und  geringere  Leute  habe  tlen  Dreiruänneru  Straf-  und 
correctionelle  Zuchtgewalt  zugestanden42).  Als  Beweis  führt  man 
eine  Stelle  aus  Horaz  an,  der  einen  reich  gewordenen  Freige- 
lassenen verspottend  sagt,  derselbe  sei  früher  von  den  Prügeln 
der  Dreimäuner  zerhauen  worden1),  woraus  man  nur  folgern  darf, 
entweder  dass  Sclaven  von  den  Dreimännern  zur  Strafe  verur- 
theilt  wurden  oder  dass  sie  die  von  Prätoren  verhängte  Strafe 
durch  jene  erlitten.  Wichtiger  ist  die  Bemerkung  von  Cicero, 
der  den  Wunsch  von  Q.  Caecilius  Niger,  sein  Gehülfe  bei  der 
Anklage  von  Verres  zu  sein  verspottend,  sagt,  er  und  seines 
gleichen  möchten  sich  doch  lieber  an  der  Manischen  Säule  An- 
geklagte suchenb):  wozu  der  Scholiast  die  Erklärung  giebt,  es 
würden  z.  ß.  Diebe  und  nichtsnutzige  Sclaven  gemeint,  die  bei 
den  lllviri  eapitales  an  der  Manischen  Säule  bestraft  zu  werden 
pflegten. c)  Zwar  auch  die  Stelle  von  Cicero  kann  man  nur  von 
einer  Voruntersuchung,  welche  bei  den  Dreimännern  stattgefuu- 
den  habe,  verstehen;  erst  wenn  man  die  Erklärung  des  Scho- 
liasten  als  richtig  hinzunimmt,  gewinnt  man  die  Nachricht,  dass 


a)  Horat.  Epod.  4,  11  sectus  flagcllis  hic  triumviralibus. 

b)  Cic.  div.  16,  50  vobis  autom  tanta  inopia  reorum  est,  ut  mihi  cau- 
sam praeripere  potius  quam  aliquos  ad  coiumnam  Maeniam  vestri  ordinis 
reos  reperiatis? 

c)  Pseudo-Ascon.  p.  121  reos  vestra  defensione  condignos,  velut  fures 
et  servos  uequam,  qui  apud  I ilviros  eapitales  apud  coiumnam  Maeuiam 
puniri  soleut. 
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vor  den  Dreimännern  eine  gerichtliche  Verurtheilong  und  in  Folge 
davon  eine  Bestrafung  stattfand.  Das  Verfahren  war  im  Allge- 
meinen dasselbe,  was  überhaupt  für  gerichtliche  Verhandlungen 
galt.  Ln  der  Basilica  an  der  Manischen  Säule  waren  drei  Tri- 
bunale, auf  denen  die  erhöhten  Sitze  der  Dreimänner  waren*): 
es  ist  nach  den  Erwähnungen  nicht  zu  zweifeln , dass  sie  nach 
Sitte  aller  Römischen  Beamten  einzeln  richteten,  mit  der  Erlaub- 
niss  des  gegenseitigen  Einspruches.  Die  L ebelthäter,  welche  in 
der  Nacht  ergriffen,  oder  diejenigen,  welche  sonst  von  den  Die- 
nern der  Dreimänner  aufgespürt  oder  von  den  Beschädigten  vor- 
geführt waren,  wurden  vor  das  Tribunal  eines  der  Dreimäxnier 
gebracht,  der,  ohne  Zweifel  von  einem  Beirath  umgeben,  Anklage 
und  Verteidigung  hörte:  Römische  Bürger*1),  Fremde,  Sdaven 
erschienen  in  gleicher  Weise.  Es  gab  eine  eigene  Classe  von 
Rednern,  welche  die  Verteidigung  oder  Anklage  führten,  die 
am  wenigstens  angesehene.  Cicero  spricht  iu  der  kurz  zuvor 
angeführten  Stelle  von  ihnen  mit  sichtlicher  Verachtung:  er  selbst 
liess  sich  nie  herab  vor  den  Dreiraännem  zu  sprechen.  Wie 
weit  die  Befugnisse  derselben  gingen,  wissen  wir  nicht  genau. 
Nach  der  eben  erwähnten  Nachricht  des  falschen  Asconius  konn- 
ten nichtsnutzige  Sclaven  von  ihnen  verurteilt  und  sogleich  mit 
körperlichen  Strafen  gezüchtigt  werden,  auch  Diebe,  sicherlich 
nicht  solche,  die  Römische  Bürger  waren.  Denn  diese  trat  wie 
wir  gesehen,  eine  andere  Strafe.  In  allen  übrigen  Fällen  trug 
das  Verfahren  vor  den  Dreimännern  den  Charakter  einer  poli- 
zeilichen Voruntersuchung,  deren  Ergebniss  vor  den  Prätor  als 
ordentlichen  Richter  gebracht  wurde  und  auch  von  den  Parteien 
gebracht  werden  konnte.  Ohne  Zweifel  war  dies  Verhältnis# 
gesetzlich  geregelt;  aber  Vieles  mag  sich  mit  der  Zeit  geändert 
haben,  Vieles  hing  auch  von  dem  Ermessen  des  jedesmaligen 
Prätors  oder  der  Prätoren,  welche  die  Strafrechtspflege  hatten, 
ab.  Es  lässt  sich  selbst  denken,  dass  diese,  um  ihre  eigenen 

a)  Cic.  p.  Cluent.  13,  38  sagt  hominem  ante  pedes  Q.  Manlii,  qui  tarn 
erat  lllvir,  coustituuut 

b)  Ein  Beispiel  von  einem  Römischen  Bürger,  der  später  seibs  dfc 
Triumvirat  bekleidete,  giebt  noch  Cic.  p.  Cluent  13,  39. 
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Geschäfte  zu  verringern,  für  bestimmte  Fälle  den  Dreimännern 
besondere  Vollmacht  gaben.  In  jedem  Falle  konnten  die  Präto- 
ren, wo  es  ihnen  gut  dünkte,  eingreifen,  natürlich  auch  von 
Verurtheilten  Berufung  an  sie  eingelegt  werden.  Ebenso  stand 
es  frei,  die  Hülfe  der  Volkstribunen  anzurufen. *)  Fand  der 
Triumvir  in  den  Fällen,  wo  ihm  keine  eigene  Verurtheilung  zu- 
staud,  nach  geschehener  Untersuchung,  dass  kein  Grund  zur  An- 
klage vorlag,  so  entliess  er  den  ihm  Vorgeführten,  wie  es  z.  B. 
bei  Oppianicus  der  Fall  warb) : erklärte  er  ihn  für  schuldig,  so 
behielt  er  ihn,  je  nachdem  die  Verhältnisse  waren,  entweder  im 
Gefängnisse  oder  veranlasst*,  trotzdem  dass  er  auf  freiem  Fusse 
blieb,  die  Anklage  vor  dem  Prätor.  Bei  allen  schwereren  Ver- 
brechen, selbst  von  Sclaven,  fand  noch  ein  richterliches  Verfah- 
ren statt;  denn  es  werden  Sclaven,  die  von  Richtern  zum  Tode 
verurtheilt  wurden,  erwähnt'),  und  in  den  späteren  Gesetzen  für 
die  Schwurgerichte  über  gemeine  Verbrechen  werden  die  Uebel- 
thäter  ohne  Unterschied  des  Standes  angeführt. 

a)  Die  vergebliche  Anrufung  der  Tribunen  durch  einen  Komischen 
Bürger  wird  erwähnt  Val.  Max.  VI,  1,  10;  Plin.  nat.  hist  XXI,  8. 

b)  Cie.  p.  Clueut.  13,  39. 

c)  Val.  Max.  VIII,  4,  2. 


u. 
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Erstes  Capitel. 

Darstellung  des  Strafverfahrens.  Schwierigkeit  derselben.  Eintheüug 
in  ordentliches  nnd  ausserordentliches.  Einheit  der  richterlichen  ul 
vollziehenden  Gewalt.  Einheit  der  Civil-  nnd  Strafgerichtsbarkeit.  Std 
lang  der  Beamten  zn  einander  in  der  Gerichtsbarkeit.  Oeffentlichkeitdfr 
Verhandlungen.  Schriftliche  Aufzeichnungen  dabei.  Beirath  der  Beamtet 
Seine  Zusammensetzung  und  Hinzuziehung.  Eintheilnng  des  Verfahret! 
sowohl  beim  Civil-  als  auch  beim  Criminalprocess  in  das  in  iure  und  o 
iudicio.  Bemerkungen  darüber. 

m ir  haben  die  Entwickelung  der  Römischen  Verfassung  bis  zu 
ihrem  Höhenpunkte  geleitet,  wo  sie,  eine  geraume  Zeit  im 
Gleichgewichte  verharrend,  dem  Volke  die  Kraft  verlieh,  die 
alte  Welt  sich  unterthänig  zu  machen.  Die  Formen  des  Crimi- 
nalverfahrens  blieben  während  dieses  Zeitraums  dieselben  mui 
erst  die  dem  Untergange  zuneigende  Republik  schuf  neue  For- 
men , welche  einer  besonderen  Darstellung  bedürfen.  Auch  das 
Recht  selbst  entwickelte  sich  weniger  durch  einzelne  Anordnun- 
gen der  Gesetzgebung  als  durch  die  stetige  Ausübung  und  des 
stillen,  aber  mächtigen  Einfluss,  welchen  die  fortschreitende  Ge- 
sittung und  die  alle  Erwartung  übertreffende  Entfaltung  der 
äusseren  Machtverhältnisse  ausübte.  Wir  haben  die  Entstehung 
und  Fortbildung  der  Staatsgewalten  betrachtet,  welche  bä  der 
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.Strafrechtspflege  thätig  waren,  die  Einsetzung  und  Mehrung  der 
Beamten,  welche  sie  leiteten:  es  ist  nöthig,  jetzt  das  Zusam- 
menwirken der  einzelnen  Bestandtheile  beim  Strafverfahren  zu 
schildern,  ein  Unternehmen,  das  abgesehen  von  der  mangelhaf- 
ten l'eberlieferung,  welche  alle  Einsicht  in  die  Verhältnisse  der 
früheren  Römischen  Republik  unvollkommen  macht,  mit  vielen 
Schwierigkeiten  verbunden  ist.  Diese  Schwierigkeiten  sind  zum 
IM  solche,  die  jeder  einen  längeren  Zeitraum  umfassenden 
.Schilderung  gemeinsam  sein  müssen  und  in  besonderem  Grade 
'iic  des  Criminalprocesses  treffen.  Eine  Staatsverfassung  ist, 
s sehr  sie  auch  am  Alten  hängt,  dennoch  einer  beständigen 
Veränderung  unterworfen  und  mit  der  Verfassung  ändert  sich 
auN  dem  Volksleben  nichts  so  sehr  als  die  Strafgerichtsbarkeit, 
k-  ist  daher  schwierig,  von  derselben,  mag  man  einen  Zeit- 
pankt  wählen,  welchen  man  will,  eine  einheitliche  Darstellung 
i geben:  die  Veränderungen,  welche  theils  vorher  bestanden, 
hcils  später  eintraten,  hinzuzufügen  ist  wegen  der  Lückenhaf- 
tigkeit der  Geschichte,  welche  diese  leisen  Uebergänge  im  Ein- 
»lnen  meist  verschweigt,  nur  selten  möglich.  Die  andere  Schwie- 
rigkeit entspringt  aus  der  bemerkenswerthen  Eigenthümlichkeit 
.des  Römischen  Volkes,  das,  wenngleich  in  ununterbrochener 
Imgestaltung  begriffen,  dennoch  das  Alte  nicht  auf  hob,  sondern 
t Zeit  die  Ersetzung  des  Einen  durch  das  Andere  überliess. 

- daher  die  Schwurgerichte  eingeführt  wurdeu , erlosch  damit 
r alte  Form  der  Strafgerichtsbarkeit  nicht  ganz,  sondern  blieb 
gewisse  Verbrechen  neben  dem  neuen  Verfahren  bestehen : 
t der  Uebergang  von  einem  zum  andern  Verfahren  geschah 
älig  und  wurde  durch  mehrere  Stufen  vermittelt 
Trotz  dieser  Schwierigkeiten  wollen  wir  eine  Schilderung 
Strafverfahrens  versuchen  und  zwar  des  gesummten  mit 
Issnahme  der  später  entstandenen  Schwurgerichte.  Die  Dar- 
rung wird  in  zwei  Theile  zerfallen.  Der  erste  enthält  das 
Verfahren,  welches  später  durch  die  Schwurgerichte  ersetzt 
r le,  umfasst  also  nur  die  Zeit  bis  zur  Entstehung  der  letzteren, 
g zweite  behandelt  das  Verfahren,  welches  später  entstanden 
»*1*  das  erstere,  aber  dann,  obgleich  an  Wichtigkeit  und 
'i>'iehuung  sehr  verringert,  dennoch  bis  zum  Ende  der  Repu- 
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blik  bestehen  blieb : bei  seiner  Behandlung  werden  wir  also  auf 
die  letzten  Zeiten  des  Freistaates  eben  so  gut  Rücksicht  neh- 
men müssen  wie  auf  die  früheren.  Ungeachtet  der  grossen  Ver- 
änderung, welche  die  Einsetzung  der  Schwurgerichte  herbei- 
führte, war  indessen  die  Beständigkeit  der  Römischen  Verhält- 
nisse so  gross  und  das  Festhalten  der  Römer  an  dem  Hergebrachten 
so  streng,  dass  Vieles  in  den  Einzelheiten  des  Strafverfahrens 
zu  jeder  Zeit  dasselbe  blieb:  die  Aufeinanderfolge  der  einzelnen 
Theile  desselben,  die  Grundsätze  in  Bezug  auf  Zeugen  und  son- 
stige Beweise  und  anderes  ähnliche  war  bei  den  Schwurgerich- 
ten nicht  verschieden  wie  bei  den  früher  üblichen  Gerichten. 
Eine  vollständige  Darstellung  dieser  Sachen  würde  sich  also 
wiederholen  müssen  und  nur  in  Anführung  von  Beispielen  ver- 
schieden sein  können.  Deshalb  ziehen  wir  es  vor,  hiervon  nur 
bei  der  Schilderung  der  Schwurgerichte  zu  sprechen;  denn  v<* 
ihnen  haben  wir',  namentlich  durch  die  Reden  Ciceros,  eine  b« 
weitem  ausführlichere  Ueberlieferung , au  welche  sich  etwaig 
Bemerkungen  über  den  früheren  Entwickelungsgang  zweckmäsä( 
anschliessen  können. 

Der  erste  Tlieil  unserer  Darstellung,  welcher  die  Zeit  von 
Beginne  der  Republik  bis  auf  die  Sullanische  Verfassung  begreift 
soll  dasjenige  enthalten,  was  wir  das  ordentliche  StrafverfahH). 
nennen  wollen.  Dieser  Name  ist  zwar  im  Sprach  gebrauche  d« 
Römischen  Republik  nicht  begründet,  aber  der  Sache  nach 
scheint  er  als  nicht  unzweckmäßig.  Denn  dies  Verfahren  ud 
fasst  alle  Verbrechen,  kann  jeden  Angehörigen  des  Staat 
wenn  auch  nicht  zu  jeder  Zeit  treffen : es  ist  das  im  Römisch 
Staate  ursprüngliche  und  hat  die  Norm  abgegeben  für  je« 
Criminalprocess.  Der  zweite  Tlieil  soll  über  das  ausserorde 
liehe  Verfahren  handeln.  Wir  nennen  es  so,  weil  es  bei  auss 
ordentlicher  Gelegenheit  entstanden  ist  und  diesen  Cbarac 
fortwährend  beibehalten  hat:  die  Verbrechen,  welche  es  str 
zeichnen  sich  der  Regel  nach  durch  Schwere  oder  die  SteUl 
der  Schuldigen  aus  oder  sind  politischer  Natur.  Es  zerfällt 
Unterabteilungen  nach  der  Verschiedenheit  derjenigen,  weR 
die  Verhandlungen  leiten. 

Die  richterliche  und  die  vollziehende  Gewalt  siud  iu  < 
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Römischen  Republik  niemals  getrennt  gewesen : sie  waren  sammt 
d fr  militärischen  in  denselben  Personen  vereinigt  und  bildeten 
zusammen  das  sogenannte  Imperium , das  ein  einiges  und  un- 
heilbares war.*)  Erst  in  der  spätem  Kaiserzeit  , als  nach  Gleich- 
stellung der  Provinzen  und  Italiens  die  Verhältnisse  mannigfacher 
and  die  Ansprüche  aller  nunmehr  gleichberechtigten  Einwohner 
•les  Reiches  schwieriger  zu  befriedigen  wurden,  entwickelte  sich 
Jlmälig  jene  Trennung,  die,  so  segensreich  sie  an  sich  sein  mochte, 
von  den  Römern  selbst,  weil  sie  das  andere  Unglück  der  Zei- 
l*n  betrachteten , nur  aus  Noth  angenommen  und  nicht  nach  Ge- 
ühr  anerkannt  wurde.  Die  Könige  hatten,  wie  wir  oben  ge- 
lben, die  oberste  richterliche  und  vollziehende  Gewalt  ohne 
Einschränkung  gehabt  und  bei  der  Uebertragung  ihrer  Machtfülle 
.in  ihre  Beamten  den  Grundsatz,  beide  zu  trennen,  nur  unvoll- 
kommen befolgt.  Hätte  ihre  Regierung  längeren  Bestand  gehabt, 
»üre  der  Staat  unter  ihnen  umfangreicher,  die  Masse  der  Bür- 
ger grösser,  folglich  die  Menge  der  Geschäfte  zahlreicher  gewor- 
den , so  wäre  es  möglich  gewesen , dass  sich  unter  der  oberen, 
Alles  umfassenden,  Aufsicht  der  Könige  durch  Verschiedenheit 
er  Beamten  eine  Theilung  der  Gewalten  vollzogen  hätte.  Iu- 
►"cn  deren  Herrschaft  hörte  auf,  eben  als  das  Reich  sich  zu 
r eitern  und  zu  befestigen  begann,  und  zwar  nach  der  Regie- 
g eines  Königs,  der  mit  grosser  persönlicher  Thatkraft  be- 
abt,  eine  unmittelbare , persönliche  Wirksamkeit  zum  Schaden 
früheren  Freiheit  erweitert  hatte.  Die  Erben  seiner  Gewalt 
*oren  die  Consuln,  zugleich  wurde  die  Ausdehnung  des  Staates 
verringert:  es  war  natürlich,  dass  man  nicht  an  eine  Trennung 
il^en  dachte,  was  von  denselben  Personen  leicht  bewältigt 
»erden  konnte  und  überdem  den  Vortheil  einer  einheitlichen,  in 
r neuen  und  von  innern  Zwistigkeiten  zerrissenen  Republik 
dt  [ipelt  nöthigen  Regierungsgewalt  gewährte.  Und  eben  den- 
selben Grundsatz  hielt  man  auch  später  fest:  es  hat  nie  in  der 
Römischen  Republik  einen  Richter  gegeben,  der  nur  richterliche 
Amtspflichten  gehabt,  nicht  auch  an  der  allgemeinen  Verwaltung 
Staates  Theil  genommen  hätte.  Die  Consuln,  dieZehnmän-  . 
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ner,  die  Militärtribunen,  die  Volkstribunen,  die  Prätoren,  selbst 
die  Aedilen  und  Dreimänner  hatten  neben  den  richterlichen  Ge- 
schäften, welche  ihnen  oblagen,  entweder  nebenher  oder  sogar 
hauptsächlich  politische  Pflichten:  ja  dieser  Grundsatz  geht  so 
sehr  durch  die  ganze  Römische  Republik,  dass  man  auch  für 
ausserordentliche  Fälle,  wo  richterliche  Geschäfte  zu  besorgen 
waren,  diese  nicht  besonderen  Beamten  übertrug,  sondern  sie 
den  vollziehenden  auferlegte.  Z.  B.  bei  den  Aeckervertheilungen 
kam  es  zunächst  auf  die  richterliche  Entscheidung  an,  was 
öffentliches,  was  Privateigenthum  wäre;  aber.es  ist  einem  Ko- 
mischen Gesetzgeber  nie  eingefallen,  für  diese  Entscheidungen, 
welche  in  allen  sonst  bei  der  Rechtspflege  üblichen  Formen 
vor  sich  gingen,  besondere  Beamten  zu  ernennen,  sondern  eben 
dieselben,  welche  das  Land  an  die  einzelnen  Ansiedler  vertheil- 
ten, versahen  auch  das  Amt  als  Richter.  Es  war  daher  folge- 
recht, dass  man  durch  die  Provocationsgesetze  der  Volksversamm- 
lung, welche  in  allen  sonstigen  Staatsangelegenheiten  die  höchste 
Entscheidung  hatte,  auch  das  oberste  Richteramt  beilegte,  und 
zwar  in  derselben  Gliederung,  wie  sie  überhaupt  ihre  politisch« 
Rechte  ausübte.  Selbst  zu  Privatrichtern  wurden  eben  dieselben 
Personen  erlesen,  welche  den  höchsten  Staatsrath  bildeten:  -;e 
vereinigten  in  sich  die  richterliche  und  politische  Gewalt  und  als 
man  am  Ende  der  Republik  auch  die  anderen  Stände  zum  Riebt 
ten  heranzog,  geschah  das  nicht,  um  das  Richteramt  selbständig 
für  sich  hinzustellen,  sondern  um  ein  politisches  Gleichgewicht 
unter  den  verschiedenen  Ständen  des  Volkes  einzufuhren. 

Die  Rechtspflege  erscheint  im  Anfänge  des  Staates  als  ein* 
einheitliche,  nicht  getrennt  in  Privat-  und  Strafgerichtsbarkeit. 
Der  König  unmittelbar  oder  mittelbar  richtete  über  Streitigkeiten 
und  über  Verbrechen  der  Bürger:  es  wird  uns  von  keiner  Ver- 
schiedenheit der  Formen,  welche  dabei  obgewaltet  habe,  berich- 
tet Servius  Tullius  versuchte  eine  Art  von  Trennung,  indem 
er  die  Entscheidung  in  der  Civilgerichtsbarkeit  abgab  und  sich 
unmittelbare  Einwirkung  nur  in  den  Criminalprocessen  vorbehielt- 
Allein  sein  Nachfolger  stellte  das  alte  Verhältniss  wieder  her 
und  die  ersten  Consuln  empfingen  von  ihm  die  ungeteilte  rich- 
terliche Gewalt.  Sie  stellten  die  von  Servius  angegebene  T 
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tmng  wieder  her  und  befestigten  sie  dadurch,  dass  sie  vermit- 
telst der  Provocationsgesetze  für  die  Criminalprocesse  eine  ähn- 
liche Form  erfanden,  wie  sie  durch  die  königliche  Einrichtung 
für  die  Civilprocesse  bestand.  Trotz  dieser  Verschiedenheit  in 
einem,  und  zwar  dem  wichtigsten  Tlieile  des  Verfahrens,  galten 
dennoch  die  beiden  Arten  von  Processen  für  gleich  und  waren 
«auch:  selbst  in  den  zwölf  Tafeln  war  die  Behandlung  beider 
dieselbe  und  erhielt  sich  auch  so.  Namentlich  bestand  diese 
Einheit  des  Civil-  und  Criminalprocesses  während  der  ganzen 
Republik  in  den  höchsten  richterlichen  Beamten:  die  Consuln, 
Zehnraänner,  Militärtribunen,  Prätoren  waren  immer  zu  gleicher 
Zeit  Civil-  und  Criminalrichter.  Nur  in  den  niederen  Beam- 
ten, den  Geholfen  der  hohem,  den  Aedilen  und  Dreimäunern, 
erscheint  die  Rechtspflege  getrennt,  in  so  fern  jene  ein  kleines 
Stück  der  Civilgerichtsbarkeit,  diese  die  polizeiliche  Vorunter- 
suchung über  Verbrechen  leiteten.  Selbst  als  mit  der  Einfüh- 
rung der  Schwurgerichte  durch  Sullas  Verfassung  bestimmte  Be- 
amte für  die  Civil-  und  andere  für  die  Crim inalgerichtsbar keit 
eingesetzt  wurden,  waren  die  Befugnisse,  Namen,  Ehren  für 
beide  Arten  gleich:  es  fand  nicht  eine  besondere  Wahl  für  die 
eine  oder  die  andere  statt,  sondern  die  Vertheilung  geschah,  wie 
hei  andern  in  der  Mehrzahl  gewählten  Beamten,  von  denen  jedem 
»in  eigener  Wirkungskreis  angewiesen  werden  sollte : ein  Ver- 
fahren , welches  deutlich  für  die  auch  damals  noch  bestehende 
Einheit  der  Gerichtsbarkeiten  zeugt. 

Die  Folgerungen,  welche  sich  aus  diesen  dem  Römischen 
Staate  eigentümlichen  Verhältnissen  ergeben,  sind  bedeutend. 
Zuerst  erklärt  sich  daraus  die  gegenseitige  Stellung  der  Beamten 
zu  einander.  Die  Volkstribunen  waren  eingesetzt,  um  die  Plebs 
zegen  die  Willkür  der  Patricier  und  patricischen  Beamten  zu 
ichützen,  nicht  um  irgend  einen  Einfluss  auf  die  Rechtspflege  zu 
üben . und  dennoch  haben  sie  denselben  in  ausgedehntem  Masse 
eeubt , sie  konnten  gegen  alle  Handlungen  anderer  Beamten, 
mochten  dieselben  Gerichtsverhandlungen  leiten  oder  Verwaltungs- 
massregeln  anordnen,  auf  gleiche  Weise  Einspruch  thun.  Eben 
so  galt  der  Grundsatz,  dass  eine  höher  oder  gleichstehende  Ge- 
walt mehr  gelte,  im  ganzen  Staatsleben.  Obwohl  der  Prätor 
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als  eigentlichen  Wirkungskreis  die  Leitung  der  Rechtspflege  hau 
kann  der  Consul , weil  er  überhaupt  die  höhere  Gewalt  hat 
dennoch  auch  in  dieser  gegen  ihn  hindernd  einschreiten  und  ante 
den  Prätoren,  von  denen  in  späterer  Zeit  jeder  seinen  besonder« 
Kreis  der  Civil-  oder  der  Criminalgerichtsbarkeit  hat.  findet 
ebenfalls  uneingeschränkt  Einspruch  des  einen  gegen  den  andere 
statt.  Ferner  kein  rechtsprechender  Beamter  kann  gegen  da 
ihm  gleich  oder  höher  stehenden  Beamten  kraft  seiner  richter- 
lichen Befugniss  einschreiten ; denn  deijenige , gegen  welchen  er 
einschreiten  müsste,  kann  durch  Einspruch  die  Ausübung  der 
Befugniss  unmöglich  machen : dies  gilt  von  Verwaltungsmass- 
regeln  in  nicht  höherem  Grade  als  von  den  Handlungen  der 
Criminal-  und  Civilrechtspflege.  Nicht  minder  erklärt  sich  hier- 
aus, dass  die  Formen,  in  denen  ein  Beamter  richterliche  Ent- 
scheidungen giebt , dieselben  sind  wie  diejenigen , in  denen  er 
überhaupt  feierliche  Staatshandlungen  vornimmt.  Ort  und  Zat 
sind  dieselben.  Der  Markt  und  das  Tribunal  sind  für  den  Be- 
amten, mag  er  thun  was  er  will,  bestimmt:  es  hört  zu,  vrer 
will.  Freilich  in  der  Königszeit  hatte  nur  die  Sitte  und  die 
Rücksicht  auf  die  öffentliche  Meinung  diese  Oeffentliehkeit  ver- 
langt und  sie  war  deshalb  öfters  verletzt  worden;  aber  zu  den 
ersten  Massregeln  der  Consularregierung  gehörte  die  Bestimmtut 
dass  das  tyrannische  Verfahren,  heimlich  und  in  der  Privatwoh- 
nung Entscheidungen  zu  geben , abgeschafft  und  die  Sitte  der 
volksfreundlichen  Könige  als  bindendes  Gesetz  anerkannt  wurde.*) 
Seitdem  ist  sie  so  sehr  im  Gebrauch,  dass  es  eine  Römischen 
Begriffen  fremdartige  Idee  ist,  von  der  Oeffentliehkeit  gericht- 
licher Verhandlungen  zu  sprechen.  Freilich  sind  sie  öffentlich, 
aber  es  fiel  Niemandem  ein,  dies,  was  von  allen  Amtshandlun- 
gen der  Beamten  auf  gleiche  Weise  galt,  als  etwas  besondere 
anzumerken.  Die  Zeit  für  die  Gerichte  ist  ebenfalls  dieselbe, 
wie  für  amtliche  Handlungen  überhaupt.  Niemals  ist  festgesetzt 
worden,  richterliche  Volksversammlungen  sollten  an  andere 
Tagen  gehalten  werden  können  als  andere  politische,  sondere 
im  Allgemeinen  wurden  einige  Tage  für  Volksversammlungen 


a)  Man  sehe  I,  159. 
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verboten,  andere  dafür  bestimmt.  Niemals  ist  für  richterliche 
Handlungen  der  Beamten  eine  andere  Tageszeit  verordnet  ge- 
wesen als  für  andere  öffentliche  Verhandlungen:  wenn  die  öffent- 
liche Thätigkeit  überhaupt  auf  hörte,  schlossen  auch  die  Gerichte. 
Selbst  die  Gehülfen  und  Diener  der  Beamten  dienten  für  Ver- 
richtungen aller  Art  , wie  denn  z.  B.  die  Lictoren  stets  zur  Aus- 
führung aller  möglichen  Befehle  der  Beamten  gedient  haben. 
Wenn  in  späterer  Zeit  einzelne  Zweigendes  öffentlichen  Dienste« 
besondere  Unterbeamten  erhielten , z.  ß.  die  Diener  des  Gefäng- 
nisses nur  für  diesen  einen  Zweck  da  waren,  so  beruhte  das 
auf  der  nothwendigen  Theilung  der  Arbeit:  der  allgemeine  Grund- 
satz der  Einheit  wurde  in  den  obern  Beamten  vollständig  gewahrt. 

Man  hat  die  Frage  aufgeworfen,  ob  bei  dem  Criminal- 
processe  ein  schriftliches  Verfahren  stattgefunden  habe  und  hat 
dieselbe  verneint.43)  Sie  ist,  so  aufgeworfen,  gegen  die  Rö- 
mische Anschauung.  Es  gab  anfangs  bei  den  Gerichten  kein 
schriftliches  Verfahren , weil  man  sich  der  Schrift  überhaupt  noch 
nicht  zur  Aufzeichnung  von  Verhandlungen  bediente,  sondern 
zufrieden  war,  die  Hauptdenkmale  durch  Eingraben  auf  Holz, 
Stein  oder  Erz  der  Nachwelt  zu  erhalten.  Als  der  Gebrauch 
der  Schrift  allgemeiner  wurde,  fing  man  im  ganzen  Staatsleben 
und  auch  im  Gerichtswesen  an,  schriftliche  Aufzeichnungen  zu 
machen.  Ohne  sie  wäre  die  Sammlung  der  königlichen  Gesetze 
durch  das  Papirische  Geschlecht  nicht  möglich  gewesen.  Als 
nach  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  die  legis  actiones  abge- 
fasst wurden,  hätte  dies  nichts  genutzt,  wenn  sie  nicht  schrift- 
lich aufgesetzt  worden  wären.  Ap.  Claudius,  der  zu  König  Pyr- 
bus'  Zeit  als  Rechtskundiger  berühmt  war,  soll  sogar  ein  Buch 
geschrieben  haben,  und,  wenngleich  es  heisst,  dasselbe  sei  spä- 
ter nicht  erhalten  gewesen*),  so  beweisst  doch  diese  Nachricht, 
dass  der  Gebrauch  der  Schrift  ziemlich  geläufig  war.  Man  fin- 
det allerdings  nicht,  dass  sie  zu  den  gerichtlichen  Verhandlun- 
gen selbst  angewendet  wurde,  dass  der  Ankläger  seine  Klage 
schriftlich  eingereicht  hätte  oder  die  Ergebnisse  des  Zeugenver- 
hörs schriftlich  aufgesetzt  worden  wären : wir  werden  von  diesem 


a)  Pompon.  § 36  de  orig.  iur.  Dig.  (1,  2). 
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Gebrauche  erst  in  der  späteren  Zeit  bei  den  Schwurgerichten 
Nachrichten  und  Beispiele  finden.  Aber  sicherlich  geschah  es 
schon  frühzeitig,  dass  die  Beamten,  wie  sie  überhaupt  das  Wich- 
tigste aus  ihren  Amtshandlungen  aufzeichneten , so  auch  von  den 
Processen,  welche  sie  leiteten,  die  Hauptthatsachen  schriftlich 
abfassten,  ähnlich  wie  wir  später  sehen  werden,  dass  bei  den 
Schwurgerichtsprocessen  die  Vorsitzenden  Prätoren  Kläger,  Grund 
der  Anklage,  Richter  und  Aehnliches  in  Listen  eintrugen.  Ein 
Beispiel  eines  solchen  alten  commentarium  ist  uns  von  Varro*) 
erhalten  aus  der  ausserordentlichen  Untersuchung,  welche  der 
quacstor  parricidii  M.  Sergius  gegen  T.  Quinctius  Trogus  führte. 
Es  muss  nach  den  erhaltenen  Bruchstücken  ausführlich  gewesen 
sein;  denn  es  enthielt  die  Formel,  mit  der  die  Volksversamm- 
lung berufen  wurde,  wahrscheinlich  also  auch  die  Anklage  und 
das  Ergebniss  derselben. 

Eine  besondere  Beachtung  verdient  der  Beirath  (consilium). 
den  jeder  rechtsprechende  Beamte  hat:  er  ist  der  Civil-  und  Straf- 
rechtspflege durchaus  gemeinsam,  er  findet  sich  selbst  bei  den 
Privatrichtern.  Sein  Ursprung  ist  uralt  und  schreibt  sich  aus 
der  Sitte  derjenigen  Stämme  her,  welche  den  Staat  selbst  ge- 
bildet haben.  Schon-  die  Könige  hatten  ihn  und  im  Verlauf  dei 
Geschichte  erscheint  nie  ein  Richter,  der  ihn  nicht  hätte  haben 
können,  den  die  Sitte  nicht  verpflichtet  hätte,  ihn  hinzuzuziehen44). 
Aber  es  würde  nicht  richtig  sein  anzunehmen,  dass  in  diesen 
Hinzuziehen  eines  Beirathes  ein  unterscheidendes  Merkmal  de: 
richterlichen  und  verwaltenden  Behörden  liege.  Auch  im  Krieg) 
ziehen  Consuln  und  Prätoren  ein  consiliitm  zu  Rathe,  auch  de 
Oberpriester  hat  bei  seinen  Entscheidungen,  trotzdem  dass  e 
allein  verantwortlich  ist,  seine  Beisitzerb),  ebenso  die  Beamten  be 
allen  Entscheidungen  der  Verwaltung:  bei  dem  jährlichen  Wech 
sei  derselben  beruht  auf  dieser  Einrichtung  die  Möglichkeit  eine 
sachgemässen  Leitung  des  Staates.  Wir  haben  über  diese) 
Beirath  nur  gelegentliche  Nachrichten,  wahrscheinlich  weil  sein 
Hinzuziehung  auf  der  Sitte  beruht,  und  seine  Wahl,  wennglei« 


a)  Varro  de  fing,  lat  VI,  9 p.  268.  Vergl.  oben  S.  99. 

b)  Vergl.  I,  104. 
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ebenfalls  im  Einzelnen  durch  die  Sitte  bedingt,  dennoch  in  dem 
freien  Ermessen  des  Beamten  steht.  Dass  nur  die  Sitte  das 
Hinzuziehen  eines  Beirathes  gebot,  ergiebt  sich  aus  den  Nach- 
richten über  die  Königszeit *) : es  werden  aus  jhr  Beispiele  an- 
geführt, wo  der  König  ohne  Beirath  richtete;  dies  war  tyrannisch 
und  wurde  getadelt,  aber  der  gefällte  Spruch  wurde  dadurch 
nicht  ungültig.  Aus  der  späteren  Zeit  ist  uns  keine  gesetzliche 
Bestimmung  über  die  Nothwendigkeit  der  Hinzuziehung  über- 
liefert, aber  auch  kein  Beispiel,  wo  eine  Entscheidung  olrne  ein 
consilium  stattgefunden  hätte.  Naturgemäss  hätte  eine  solche 
Unregelmässigkeit  eher  in  der  Provinz  als  in  Rom  vorfallen 
können  und  doch  wird  Verres,  dem  sonst  alle  möglichen  Unge- 
rechtigkeiten vorgewrorfen  werden,  niemals  von  Cicero  angeklagt, 
er  hätte  ohne  den  herkömmlichen  Beirath  ein  Urtheil  gefällt 
Aber  die  Berufung  in  denseiben  stand  lediglich  in  der  Willkür 
des  Beamten  oder  überhaupt  dessen,  der  eine  Entscheidung  ab- 
geben  sollte,  sowohl  was  die  Zahl  als  die  Personen  der  Beisitzer 
betraf. b)  Die  genauesten  Nachrichten  haben  wir  über  diesen 
Punkt  in  den  Verrinischen  Reden  Ciceros,  aus  denen  sich  das 
Verhältniss  des  Beirathes  zum  Provinzialstatthalter  ergiebt.  Z.  B. 
ist  sehr  lehrreich,  was  Cicero  über  den  Capitalprocess  von 
Sopater  erzählt.')  Sopater  war  schon  bei  dem  früheren  Statt- 
halter Siciliens,  C.  Sacerdos,  wie  Cicero  sagt,  wegen  desselben, 
wie  es  wahrscheinlich  ist,  wegen  eines  ähnlichen  Verbrechens 
angeklagt,  aber  freigesprochen  worden.  Als  Verres  sein  Gericht 
liielt,  waren  in  seinem  Beirathe  zum  Theil  dieselben  Römischen 
Bürger,  welche  bei  Sacerdos  gewesen  waren.  Die  Mitglieder  des 
Beirathes  kamen  „zahlreich"  zusammen  und  zwar  diejenigen, 
„welche  zu  kommen  pflegten"’.  Von  ihnen  entliess  Verres  einen 
Römischen  Ritter  M.  Petilius,  weil  derselbe  in  einem  Privat- 
processe  zum  Richter  bestellt  war,  und  auf  dessen  Bitten  noch 
andere,  welche  in  jenem  Privatprocesse  den  Beirath  bilden  soll- 
ten. Kurz  alle  gehen  fort,  wie  Cicero  mit  Uebertreibung  sagt; 


a)  Vergl.  I,  123. 

b)  Beispiele  von  andern  als  Beamten  sind  1,  353  flgd.  angeführt. 

c)  Cic.  in  Verr.  libr.  II,  29  flgd. 
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denn  es  blieben  doch  noch  etliche  übrig.  Demnach  glaubte  Q. 
Minueius,  der  Vertheidiger  von  Sopater,  Verres  würde  dessen 
Process  an  jenem  Tage  mit  unvollständigem  Beirathe  nicht  vor- 
nehmen; als  er  ps  wider  Erwarten  dennoch  that,  ging  Minutiös 
trotz  der  Einsprache  von  Verres  fort,  unter  dem  Vorwände,  Pe- 
tilius  hätte  auch  ihn  ersucht,  an  seinem  Beirathe  für  den  Privat- 
process  Theil  zu  nehmen.  Der  Prätor  war  also  jetzt  „ohne  Bei- 
ratlT,  wie  Cicero  sich  ausdrückt,  der  Angeklagte  „ohne  Verthci- 
diger”.  Indessen  Verres  verhandelte  den  Process  und  verurtheilte 
den  Angeklagten  „nach  dem  Ausspruche  seines  Schreibers,  seines 
Arztes,  seines  Wahrsagers".  Aus  diesen  letzten  Worten  ergiebt 
sich,  dass  Verres  trotz  des  Weggehens  der  klebrigen  dennoch 
seinen  Beirath  hatte,  dass  er  ihn  ordnungsmässig  befragte  und 
sein  Urtheil  nach  dessen  Ausspruch  bildete:  er  hatte  die  Sitte 
äusserlich  nicht  verletzt,  wenngleich  er  die  Absicht  derselben 
nicht  beobachtet  hatte.  Nur  dies  Letztere  kann  ihm  Cicero  vor- 
werfen; den  Urtheilssprueh  selbst  hätte  er  auch  dann  nicht 
rechtlich  anfechten  dürfen,  wenn  Verres  ohne  Beirath  entschieden 
hätte.  Denn  hätte  es  ein  Gesetz  gegeben,  welches  die  Zuziehung 
des  Beirathes  gebot,  so  hätte  dasselbe  auch  Bestimmungen  über 
die  Zusammensetzung  desselben  enthalten  müssen.  Es  ergiebt 
sich  aber  aus  Ciceros  Schilderungen  von  dem  Processe , so  ge- 
hässig dieselben  auch  sein  mögen,  auf  das  Deutlichste,  wie  sehr 
die  Bildung  und  Auswahl  des  Beirathes  von  der  Willkür  des 
Beamten,  ja  von  dem  Zufall  abhing,  und  daraus  folgt  wieder 
mit  Nothwendigkeit,  dass  trotz  des  Beirathes  dennoch  der  Beamte 
allein  für  sein  Urtheil  verantwortlich  blieb.  Die  Mitglieder  des 
Beirathes  unterstützten  ihn  privatim  und  ihre  Befragung  sollte 
ihn  der  öffentlichen  Meinung  gegenüber  decken,  seinem  Aussprache 
Gewicht  verleihen;  aber  die  Verantwortlichkeit  konnte  und  sollte 
sie  nicht  von  ihm  nehmen.  Es  ist  selbst  fraglich,  ob  er  ver- 
pflichtet gew  esen  ist,  der  Mehrheit  seines  Beirathes  sich  zu  fügen1 
in  der  Sache  liegt  die  Verpflichtung  nicht  begründet  Aber  wir 
haben  kein  Beispiel,  dass  er  es  nicht  gethan  hätte  und  jedenfalls 
lag  es,  wie  wir  eben  gesehen  haben,  in  seiner  Macht,  auf  die 
Zusammensetzung  uud  Abstimmung  des  Beirathes  so  einzu wirken, 
dass  er  durch  denselben  nicht  behindert  wurde.  Es  ist  wahr- 
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scheinlicb,  dass  zu  der  Zeit,  wo  die  Senatoren  allein  Richter 
in  Privat-  und  Criminalprocessen  waren,  auch  der  Beirath  nur 
aus  Senatoren  zusammengesetzt  wurde  und  demgemäss  weniger 
zahlreich  war;  später  als  auch  die  anderen  Stände  am  Richter- 
amte Theil  nahmen,  und  die  Rechtskunde  überhaupt  sich  allge- 
meiner verbreitete,  war  die  Auswahl  unbeschränkt. 

Die  richterliche  Gewalt  war,  wie  wir  erwähnt,  während  der 
ganzen  Republik  von  der  vollziehenden  nicht  getrennt,  sondern 
uur  ein  Theil  derselben  und  ihr  untergeordnet.  Dennoch  musste 
sich  das  Bedürfniss  geltend  machen,  Sicherheit  für  Leben  und 
Eigenthum  im  richterlichen  Ausspruch  zu  gewinnen  und  alle  die 
Gründe,  welche  in  neueren  Staaten  die  Trennung  der  richterlichen 
Gewalt,  ihre  Unabhängigkeit  auf  der  einen  Seite,  ihre  Gebunden- 
heit an  die  Form  auf  der  andern  herbei  geführt  haben,  mussten 
auch  bei  den  Römern  als  massgebend  erscheinen ; aber  sie  führ- 
ten zu  etwas  anderem.  Man  wollte  durchaus  die  Einheit  der 
oberen  Beamten  und  damit  die  Kraft  der  Regierung  erhalten  und 
kam  deshalb  darauf,  das  gerichtliche  Verfahren  in  zwei  Abschnitte 
zu  zertheilen,  von  denen  der  eine  in  iure , der  andere  in  iudicio 
biess.  Diese  Eintheilung  ist  bei  dem  Privatprocesse  anerkannt 
und  dient  allgemein  als  Grundlage,  um  denselben  zu  verstehen 
und  darzustellen;  aber  sie  muss  in  eben  derselben  Ausdehnung 
bei  dem  Criminalprocesse  anerkannt  werden:  auf  ihr  beruht  die 
Möglichkeit,  sein  Wesen  und  seine  Eigenthümlichkeit zu  erfassen: 
sie  zeigt  die  ursprünglich  vollständige  und  noch  am  Ende  der 
Republik  bis  zu  einem  gewissen  Grade  bestehende  Einheit  beider 
Processarten.  Wie  sie  beim  Privatprocesse  uralt  ist,  so  ist  sie  es 
auch  beim  Criminalprocesse  und  erscheint  in  den  ersten,  sagen- 
haften Anfängen  des  Staates.  Indem  der  König  zum  Aburtheilen 
über  die  Schuld  oder  Unschuld  des  Verbrechers  einen  Beirath 
hinzuzieht,  erkennt  er  damit  an,  dass  das  Fällen  des  Urtheils 
ein  besonderer  Abschnitt  des  Verfahrens  ist,  der  grössere  Ver- 
antwortung als  die  übrigen  Theile  des  Processes  erfordert.  All- 
mälig  bildete  sich  die  Trennung  weiter  aus:  Servius  Tullius 
ernannte  Privatrichter  für  das  Verfahren  in  iudicio  bei  Privat- 
processen, und  das  erste  Valerisehe  Provocationsgesetz  enthielt 
eine  vollständige  Anerkennung  von  der  Verschiedenheit  und  Be- 
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deutung  des  iudicium  in  Criminalprocessen , welche  bis  zum 
Ende  der  Republik  bestanden  hat.  Indessen  das  Verfahren  in 
iure  und  das  in  iudicio  sind  nicht  zwei  aufeinander  folgende 
Abschnitte,  dergestalt,  dass  das  letztere  auf  das  erstere  folgen 
musste,  sondern,  wie  mit  dem  Verfahren  in  iure  begonnen  wurde,  so 
wurde  auch  mit  demselben  geschlossen.  Das  iudicium  bildete 
den  Mittelpunkt:  darauf  bezog  sieh  das  anfängliche  Verfahren  in 
iure  und  daran  schloss  sich  das  noch  folgende  in  iure  wiederum 
an.  Dies  letztere  fand  nicht  blos  vor  dem  Beamten,  sondern 
durch  den  Beamten  statt,  der  somit  die  Einheit  des  ganzen  Pro- 
cesses  bildete,  und  Anfang,  sowie  Ende  desselben  in  seiner 
Hand  hielt.  Die  Gesetze  über  die  Criminalgerichtsbarkeit  um- 
fassen entweder  nur  das  iudicium , wie  z.  B.  die  wesentlichsten 
Bestimmungen  der  Provocationsgesetze , oder  das  Verfahren  in 
iure,  wie  wahrscheinlich  der  grösste  Theil  der  zwölf  Tafeln, 
oder  endlich  beide  zusammen,  wie  in  späterer  Zeit  meistenteils 
die  über  die  Schwurgerichte.  Es  war  jedoch  ein  bemerkens- 
werther  Unterschied  zwischen  dem  Criminal-  und  Civilprocesse  in 
Betreff  des  Verfahrens  in  iudicio.  ln  dem  letzteren  übergab  der 
Beamte  den  gehörig  eingeleiteten  Process  einer  andern  Person 
zum  Verfahren  in  iudicio : dieser  Andere,  von  ihm  beauftragt, 
leitete  dasselbe  selbständig,  verhörte  die  Zeugen,  überwachte  die 
Klage  und  Vertheidigung,  that  am  Ende  den  Sprach.  Dagegen 
beim  Criminalprocesse  hatte  derselbe  Beamte,  welcher  das  Ver- 
fahren in  iure  geleitet,  auch  das  weitere  in  iudicio  zu  leiten: 
selbst  das  Fällen  des  Wahrspruches  geschieht  zwar  durch  einen 
Andern,  aber  unter  seiner  Aufsicht.  Die  Folge  dieses  Verhält- 
nisses ist,  dass  die  Gesetze  über  das  Privatrecht  das  Hauptge- 
wicht auf  das  Verfahren  in  iure  legen  und  dasselbe,  um  einem 
Missbrauche  der  Beamten  vorzubeugen,  auf  das  Genaueste  regeln, 
während  die  über  das  Criminalrecht  sich  hauptsächlich  mit  dem 
iudicium  beschäftigen. 
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Zweites  Capitol. 

Einleitung  der  Anklage  von  Amtswegen  oder  durch  Privatankläger.  An- 
geber , ihre  Begünstigungen  und  Belohnungen.  Privatankläger  begünstigt 
und  belohnt.  Alle  können  angeklagt  werden  ausser  den  Beamten.  An- 
wälte und  Vertheidiger.  Annahme  der  Anklagen  durch  die  Beamten.  Er- 
scheinen des  Angeklagten  an  der  Gerichtsstätte.  Verhaftung  desselben, 
Stellung  von  Bürgen.  Gefängnisshaft  bei  den  Römern.  Sie  ist  keine 
Strafe  und  wird  doch  in  aussergewöhnlichen  Fällen  von  den  Beamten  als 
Strafe  angewendet.  Art  des  Gefängnisses:  altes  königliches  Gefängniss, 
die  Steinbrüche,  Haft  bei  den  Beamten,  freies  Gefängniss,  Bewachung 
durch  andere  Städte. 

Die  Quelle  des  ordentlichen  Criminalprocesses  ist  eine  dop- 
pelte. Er  entspringt  entweder  aus  der  unmittelbaren  amtlichen 
Einwirkung  des  Beamten  oder  aus  der  Beschwerde  eines  Privat- 
mannes, der  bei  dem  Beamten  Bestrafung  für  ein  ihm  oder  dem 
Staate  zugefügtes  Unrecht  sucht.  Beide  Elemente  finden  sich  seit 
den  ältesten  Zeiten  im  Römischen  Strafprocesse*),  die  Entwicke- 
lung aber  geht  dahin,  dass  der  Anklageprocess  allmälig  vor- 
herrschend wird  und  in  dem  folgenden  Zeitabschnitte,  wo  die 
Schwurgerichte  diesen  Theil  des  Strafrechts  umfassen,  finden  wir 
ihn  durchaus  überwiegend.45)  Je  mehr  die  Bürger  an  den  öffent- 
lichen Angelegenheiten  Theil  nahmen,  desto  mehr  mussten  sich 
selbst  für  diejenigen  Fälle,  welche  nicht  Einzelne  unmittelbar 
betrafen,  Ankläger  finden  und  viele  Processe,  welche  ihren  Ur- 
sprung in  der  Thätigkeit  der  Beamten  hatten,  mussten,  wenn  sie 
weiter  geführt  wurden,  die  Mitwirkung  von  Privatpersonen  als 
Ankläger  in  Anspruch  nehmen.  Dies  freiwillige  Interesse  der 
Bürger  gewährte  bei  der  grösseren  Entwickelung  des  Staates  den 
Beamten  diejenige  Unterstützung,  durch  welche  allein  es  mög- 
lich war,  die  Gerechtigkeitspflege  wirksam  zu  erhalten.  Denn 
öffentliche,  vom  Staate  bestellte,  Ankläger,  deren  Thätigkeit  auf 
die  Anklage  allein  gerichtet  gewesen  wäre,  hat  es  nicht  gegeben. 
Enter  den  Königen  bestauden  die  Quästoren,  als  deren  Amt  die 


a)  Siehe  1,  121. 
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Aufsuchung  von  Verbrechen  und  Verbrechern  angegeben  wird*): 
sie  schritten  auch  ohne  dass  ein  Privatankläger  auftrat,  ein,  ab« 
nicht  als  Ankläger,  sondern  auch  als  Richter  in  der  Vorunter- 
suchung. Dieselbe  Behörde  bestand  im  Anfänge  der  Republik  mit 
denselben  Pflichten,  und,  nachdem  sie  erloschen,  half  man  sich 
entweder  auf  ausserordentliche  Weise  oder  durch  die  grössere  An- 
zahl der  höheren  Beamten,  bis  man  die  Dreimänner  schuf,  deren 
Amt,  als  auf  die  Aufsuchung  von  Verbrechen  gerichtet,  mit  dem 
der  ehemaligen  Quästoren  verglichen  wird.  Wir  haben  aus  frü- 
her, wie  aus  später  Zeit  Beispiele  überliefert,  in  denen  sie,  nach- 
dem sie  Kunde  von  Verbrechen  erhalten  hatten,  die  Verbrecher 
vor  sich  führen  Hessen,  die  polizeiliche  Voruntersuchung  hielten, 
je  nach  dem  Befunde  der  Umstände  die  Verdächtigen  entweder 
eutliessen  oder  zu  weiterem  Verfahren  vor  dem  Prätor  in  Ge- 
wahrsam hielten b).  Dies,  wird  mau  unnehmen  müssen,  war  bei 
den  meisten,  nicht  politischen,  Criminalverbrechen  das  gewöhn- 
liche. Aber  freilich  ist  kein  Zweifel,  dass  auch  der  Prätor  un- 
mittelbar ohne  vorhergehendes  Verfahren  vor  den  Dreimännera 
eingreifen  konnte:  entweder  trat  vor  ihm  ein  Ankläger  auf  oder 
der  Prätor  verfuhr  in  Folge  einer  geschehenen  Anzeige.  Ulir 
haben  ein  paar  Beispiele,  wo  es  sich  um  Mordthaten  handelte- 
und  den  berühmten  Fall  mit  den  Bacchanalien:  bei  ihnen  hören 
wir,  wenngleich  sie  uns  ausführlich  berichtet  werden,  nichts  von 
einem  Verfahren  vor  den  Dreimännern,  sondern  unmittelbar 
werden  die  Verbrechen  vor  dem  mit  dem  Richteramte  betrauten 
höheren  Beamten  verhandelt.0)  Wir  werden  diese  Beispiele,  weil 
die  Richter  bei  ihnen  auf  ausserordentliche  Weise  ernannt  sind, 
erst  später  näher  betrachten ; aber  man  darf  aus  ihnen  schliessen, 
dass  dasselbe  auch  bei  dem  gewöhnlichen  Verfahren,  wenngleici 
vielleicht  seltener,  geschah. 

Zur  Unterstützung  des  amtlichen  Einschreitens  der  Behör- 
den und  zur  Grundlage  der  Anklage  dienten  die  Angeber  fWi- 
ces).  Das  beweist  die  Neigung,  welche  die  Römische  Sitte  dafür 


a)  Vergl.  U 69  und  oben  79.  93. 

b)  S.  ' 126  flgd. 

c)  Liv.  VJffl,  18;  XXXIX,  41. 
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hatte,  die  Mittel  zur  Anklage  der  Thätigkeit  von  Privatpersonen 
zu  überlassen : von  Alters  her  hat  man  Angeber  und  Angeberei 
begünstigt,  ja  geradezu  im  Namen  des  Staates  dazu  aufgefor- 
dert. Das  erste,  freilieh  noch  in  Sagen  gehüllte,  Beispiel  eines 
solchen  Angebers  ist  jener  Sclave,  welcher  die  zu  Gunsten  der 
eben  vertriebenen  Tarquinier  angezettelte  Verschwörung  bei  den 
Consuln  entdeckte:  er  erhielt  als  Belohnung  die  Freiheit,  das 
Bürgerrecht  und  ein  Geldgeschenk  aus  dem  Staatsschätze  •).  ln 
derselben  Weise  heisst  es  von  den  Vergiftungen,  welche  im  Jahre 
331  v.  Chr.  vorkamen,  sie  seien  von  einer  Selavin  verrathen 
worden b) ; während  des  zweiten  Puuischen  Krieges  wurde  eine 
Verschwörung  von  Sclaveu  in  Rom  durch  einen  Mit  verschwore- 
nen entdeckt  und  dem  Angeber  die  Freiheit  und  Geld  geschenkt1'); 
später  eine  Verschwörung  der  Campaner  in  dem  unlängst  er- 
oberten Capua,  auch  durch  einen  Sclaven.d)  Nach  Beendigung 
des  zweiten  Punischeu  Krieges  wurde  eine  Verschwörung  Car- 
thagiseher  Gefangenen  in  Setia  durch  Angeberei  entdeckt,  die  An- 
geber belohnt,  der  eine,  ein  Römischer  Bürger  mit  einer  grossen 
Geldsumme,  die  beiden  andern,  welche  Selaven  waren,  mit  der 
Freiheit  und  einer  geringeren  Geldsumme.®)  Am  berühmtesten 
ist  die  Art  und  Weise,  wie  die  verbrecherische  Feier  der  Baccha- 
nalien entdeckt  wurde.  P.  Aebutius,  ein  freigeborener  Römischer 
Bürger,  und  eine  Freigelassene  Hispala  Fecennia  w'aren  die  er- 
sten Angeber  und  erhielten  die  grössten  Belohnungen.  Als  man 
durch  deren  Aussagen  das  Allgemeine  des  Verbrechens  erfahren, 
suchte  man  die  Theilnehmer  an  demselben  durch  andere  Ange- 
ber zu  entdecken  und  durch  Staats-  und  Volksbeschluss  wurde 
den  mit  der  Untersuchung  beauftragten  Consuln  die  Vollmacht 
gegeben , etwaigen  Angebern  Straflosigkeit  und  andere  Be- 
lohnungen zuzusichern/)  Aehnlich  wurden,  als  im  Jahre  210 
v.  Chr.  häufige  Feuersbrünste  die  Stadt  Rom  bedrohten,  Angeber 


a)  Liv.  II,  5.  Ein  ähnliches  Beispiel  ist  Liv.  IV,  4f>. 

b)  Liv.  VIII,  18. 

c)  Liv.  XXII,  32. 

d)  Liv.  XXVII,  3. 

e)  Liv.  XXXII,  2G. 

f)  Liv.  XXXIX,  19. 
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aufgerufen  und  denselben  vom  Consul  nach  Senatsbesehluss  Geld 
und  andere  Belohnungen  verheiasen.  *)  Nothwendiger  Weis 
nämlich  kam  man , wenn  man  einmal  Angeber  begünstigte  und 
belohnte,  auch  dazu,  Theilnehmem  an  einem  Verbrechen,  im 
Falle  sie  zur  gerichtlichen  Verfolgung  und  Bestrafung  desselben 
beitrügen,  Straflosigkeit  und  sogar  Belohnungen  zu  gewähren. 
Aber  feste  Grundsätze  oder  gesetzliche  Bestimmungen  gab  et 
darüber  nicht;  sonst  hätte  es  nicht  für  den  einzelneu  Fall  be- 
sonderer Senats-  oder  gar  Vulksbeschlüsse  bedurft.  Die  erwähn- 
ten Beispiele  beziehen  sieb  nur  auf  Staatsverbrechen  oder  solche, 
an  denen  der  Staat  wegen  ihrer  Schwere  oder  Ausdehnung 
wenigstens  mittelbaren  Antheil  nahm.  Bei  anderen  Verbrechn: 
war  es  die  Sache  der  Ankläger,  sich  die  Beweise  der  Anklage 
zu  verschallen:  wahrscheinlich  wandten  sie,  um  Angaben  zu  ge 
winuen , ebenfalls  Belohnungen  an ; Straflosigkeit  konnten  sh 
Theilnehmern  am  Verbrechen  nicht  zusichem.  lieber  die  Nacli- 
tlieile,  welche  sich  aus  dem  auf  Angeberei  gegründeten  Procese 
system  bei  den  Römern  entwickelten,  haben  wir  aus  diesem 
Zeitabschnitte  keine  weiteren  Nachrichten:  wenngleich  in  gerin- 
gerem Grade  als  später,  müssen  sie  doch  auch  schon  jetzt  her- 
vorgetreten sein.  Schon  zu  Plautus'  Zeit  standen  Angeber  und 
die  sogenannten  qiuidruplatores  im  übelsten  Rufe.b) 

Erfolgte  kein  amtliches  Einschreiten  der  Behörden , so  könnt* 
eine  Anklage  durch  Privatleute  eintreten , aber  nur  bei  denjenigen, 
welche  der  Strafrechtspflege  Vorständen , d.  h.  anfänglich  bei  den 
Consuln  oder  den  Stellvertretern  der  consularischeu  Macht,  spä- 
ter bei  den  Prätoren.  Einen  Beweis  davon  haben  wir  aus  älte- 
rer Zeit  bei  dem  Processe  von  Volscius  Fictor,  der  behauptete, 
er  habe  seine  Anklage  gegen  Kaeso  Quinctius  nicht  anbringen 
können,  weil  die  Consuln  von  Rom  abwesend  gewesen  wären. 
Die  Quästoren  konnten  also  ohne  den  Auftrag  der  Consuln  kei- 
nen Criminalprocess  einleiten , noch  viel  weniger  konnten  es  die 
Dreimänner,  welche  der  Fähigkeit  als  Richter  entbehrten  une 


a)  Liv.  XXVI,  -27. 

b)  Plaut  Pers.  1,  2,  10. 

c)  Siehe  I,  293. 
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nur  das  Recht  der  polizeilichen  Voruntersuchung  besassen.  Das 
Keeht,  eine  Anklage  auzustelleu,  werden  ungefähr  dieselben  Per- 
sonen gehabt  und  nicht  gehabt  baben  wie  in  späteren  Zeiten, 
von  deueu  wir  ausführlichere  Kunde  haben:  man  gab  darüber 
später  nicht  neue  Gesetze,  stellte  nicht  neue  Grundsätze  auf, 
sondern  bestimmte  nur  alles  im  Gewohnheitsrecht  oder  in  der 
Natur  der  Verhältnisse  Liegende  genauer.  Es  wird  daher  zweck- 
massig  sein,  hierüber  erst  bei  den  Schwurgerichten  zu  handeln. 
Nur  über  zwei  Punkte  werden  wir  hier  sprechen.  Erstlich  ist 
die  Frage , ob  auch  Beamte  als  Ankläger  auftreten  durften,  was 
später  bei  den  Schwurgerichten,  wenn  auch  nicht  gewöhnlich, 
doch  unzweifelhaft  erlaubt  war.  Man  muss  die  Frage  verneinen, 
wenigstens  was  die  höheren  Beamten,  die  Consuln,  Prätoren, 
auch  die  Volkstribunen  betrifft.  Die  ersteren  konnten  selbst 
Richter  sein,  auf  jeden  Fall  auf  den  Process  entscheidend  eiu- 
wirken : es  wäre  nicht  folgerichtig  gewesen,  wenn  sie  zugleich 
als  Ankläger  hätten  auftreten  dürfen.  Aelmlich  verhielt  es  sich 
mit  den  Volkstribunen,  welchen  überdem  das  ausserordentliche 
Verfalireu  vor  dem  Volksgerichte  zu  Gebote  stand  und  die  davon 
sowohl  in  eigenen,  wie, fremden  Angelegenheiten  vielfach  Ge- 
brauch gemacht  haben.  Es  galt  demnach  seit  den  ältesten  Zei- 
ten eben  derselbe  Grundsatz,  welcher  in  der  Kaiserzeit  über  die 
Unfähigkeit  der  Beamten  zur  Crimiualanklage  herrschte"):  nur 
bei  den  Schwurgerichten  am  Ende  der  Republik  konute  davon 
eine  Ausnahme  gemacht  werden.  Eine  zweite  Frage  kann  man 
aufwerfen  über  die  Belohnungen  der  Ankläger.  Dass  es  solche 
gab  und  geben  musste,  erhellt  aus  Vielem.  Wie  früher  er- 
wähntb),  wurden  in  der  Königszeit  für  glückliche  Anklagen 
wegen  Staatsverbrechen  Belohnungen  aus  den  Gütern  der  Verur- 
teilten gewährt,  und  wir  werden  später  erweisen,  dass  für 
Aufdeckung  eben  dieser  Verbrechen  bei  den  Schwurgerichten 
Geld  und  andere  Belohnungen  gesetzlich  bestimmt  waren:  An- 
geberwurden ferner,  wie  wir  eben  gesehen,  nach  alt  Römischer 
Sitte  aufgemuntert  Daraus  wird  man  mit  Sicherheit  folgern  dür- 


a)  Man  sehe  Macer  8 Dig.  de  accusat  (XLVUl,  2). 

b)  Vergl.  I,  122. 
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fen,  dass  auch  bei  dem  ordentlichen  Criminalverfahreu  der  frü- 
heren republikanischen  Zeit  dem  Ankläger,  wenn  er  seine  An- 
klage durchsetzte,  Belohnungen  zufieleu.  Indessen  Beispiele  da- 
für lassen  sich  bei  den  spärlichen  Nachrichten,  welche  wir  über- 
haupt haben,  nicht  anführen.  Die  Beamten  ihrerseits  hatten  ein 
Interesse  daran,  dass  Ankläger  auftraten,  welche  das  Aufsuchen 
der  Zeugen,  das  Sammeln  der  Beweise,  kurz  alle  für  den  Pro- 
cess  nöthigen  Vorbereitungen  besorgten.  Die  Gesetze  selbst  ent- 
hielten schwerlich  hierüber  Verordnungen;  aber  die  Prätoreu  in 
ihren  Edicten  ergänzten  dies,  indem  sie  angaben,  unter  welchen 
Bedingungen  sie  Ankläger  zulassen  würden,  ähnlich  wie  sie  es  bei 
den  Vertheidigern  der  Angeklagten  tliaten.  Sie  wurden  dabei 
unterstützt  bald  durch  die  in  der  Römischen  Sitte  seit  alter  Zeit 
begründeten  Privatfeindschafteu , welche  mit  der  Trennung  des 
Staates  in  politische  Parteien  zusammenhingen,  bald  durch  die 
eigentümliche  Gliederung  der  Bürgerschaft  in  Patrone  und 
Clienten,  woran  sich  die  Gewohnheit  schloss,  dass  die  auf  Ehren- 
stellen Anspruch  machenden  Bürger  durch  unentgeltliches  Besor- 
gen der  für  den  Staat  wichtigen  Geschäfte  Beliebtheit  und  Volks- 
gunst suchten.  Wo  dies  nicht  ausreichte,  bewog  der  Beamte 
durch  seinen  sonstigen  Einfluss  Bürger,  die  Anklage  zu  über- 
nehmen, wie  z.  B.  in  späterer  Zeit  Verres  von  Cicero  vielfach 
beschuldigt  wird,  für  die  ungerechten  Richtersprüche,  welche  er 
fällen  wollte,  Ankläger  aus  seinen  ihm  ergebenen  Freunden  auf- 
gestellt zu  haben.8)  Kurz,  nimmt  man  dazu,  dass  den  glück- 
lichen Ankläger  auch  Belohnungen  erwarteten,  so  wird  es  nie- 
mals an  einem  Privatmanne  gefehlt  haben,  der  die  Anklage  eines 
vermeintlich  Schuldigen  übernahm  und  dem  Beamten  die  damit 
verbundenen  Geschäfte  erleichterte. 

Angeklagt  konnten  alle  werden,  mit  Ausnahme  der  Beam- 
ten. Denn  es  wTäre  widersinnig  gewesen,  die  Anklage  derjeni- 
gen zu  gestatten,  welche  durch  ihr  Einschreiten  jedes  Gericht 
unmöglich  machen  konnten;  selbst  als  es  später  Beamten  gab, 
welche  unter  der  Botmässigkeit  der  richtenden  Beamten  stan- 


a)  Der  eigentliche  Ausdruck  dafür  ist  apponere ; man  sehe  z.  B.  Crc. 
in  Verr.  1,  29,  74;  li,  8,  22;  11,  10,  26  und  sonst  öfter. 
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den.  Quästoren  und  Aedilen,  nahm  man  ihre  Ausnahmestellung 
währenddes  Amtes  an,  zumal  da  sie  am  Fortsetzen  eines  etwai- 
gen Unrechtes  durch  die  höher  stehenden  Beamten  gehindert  werden 
konnten.  Selbst  die  ausserordentlichen  Beamten,  welche  nur  zur 
Besorgung  bestimmter  Geschäfte  erwählt  wurden,  waren  während 
der  Dauer  derselben  von  Criminalanklagen  frei  und  der  Grund- 
satz, dass  ein  im  Dienste  des  Staates  Beschäftigter  Privatleuten 
in  keiner  Weise  Rechenschaft  zu  geben  habe , muss  während  der 
ganzen  Zeit  der  Republik  in  Geltung  gewesen  sein,  anfänglich, 
weil  es  nur  diejenigen  Beamten  gab,  welche  zugleich  Richter 
waren,  später  in  bewusster  Anwendung.  Das  beweist  dessen 
sofortige  Geltung  bei  der  Einsetzung  der  Schwurgerichte.  Ein 
eigenthfimlicher  Fall  in  dieser  Beziehung  ereignete  sich  im  Jahre 
314  v.  Chr.  *)  Wegen  politischer  Umtriebe  innerhalb  und  ausser- 
halb Roms  war  ein  Dictator  C.  Maenius  ernannt  worden,  der 
M.  Foslins  zu  seinem  Reiterobersten  erwählte.  Als  beide  ihr 
Amt  unnachsichtlich  auch  gegen  angesehene  Bürger  übten , ent- 
stand Unwille  gegen  sie  und  man  drohte  ihnen  mit  einer  An- 
klage, sobald  sie  ihr  Amt  niedergelegt  hätten.  Im  Bewusstsein 
ihrer  Unschuld  legten  sie  es  nieder,  Hessen  sich  bei  den  Con- 
suln,  welche  nach  Senatsbeschluss  ausserordentlicher  Weise  die 
Untersuchung  führten,  anklagen  und  wurden  freigesprochen.  Da 
es  sich  hier  um  einen  Dictator  handelte,  war  der  Fall  zwar  etwas 
verschieden,  dennoch  spricht  der  Berichterstatter  Li vius  so,  dass 
man  auf  die  Gültigkeit  des  Grundsatzes,  ein  Beamter  sei  wäh- 
rend seiner  Amtsführung  nicht  anklagbar,  schHessen  darf.  Ein 
Privatmann  musste  demnach  warten,  bis  der  Beamte,  gegen 
welchen  er  seine  Anklage  erheben  wollte,  sein  Amt  uiederge- 
legt  hatte.  Bei  den  Verhandlungen  über  den  Triumph  von  L. 
Paulus  lässt  Liviusb)  einen  Vertheidiger  desselben  sagen:  wenn 
Ser.  Galba,  der  Widersacher  von  Paulus,  demselben  Schaden 
zufügen  wolle,  möchte  er  bis  nach  dem  Triumphe  warten 
und  ihn  Tages  nachher,  wo  er  Privatmann  wäre,  auf  ordent- 


a)  Erzählt  von  Liv.  IX,  26.  VergL  oben  S.  19. 

b)  Liv.  XLV,  37  postero  die  quam  triumphatuin  est,  privatum  cum 
visurus  esset,  Domen  deferret  et  legibus  interrogaret. 
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lichem  Gerichtswege  anklagen.  Also  selbst  der  Oberbefehl,  wel- 
chen der  Feldherr  des  Triumphes  halber  hat,  gilt  als  Hindernis 
für  die  Auklage.  War  das  Verbrechen  auffallend  stark,  so  blieb 
nur  übrig,  dass  ein  anderer  Beamter,  namentlich  ein  Volkstri- 
bun,  eine  ausserordentliche  Anklage  vor  dem  Volksgerichte  unter- 
nahm, und  auf  die  Absetzung,  so  wie  Bestrafung  des  Schuldi- 
gen antrng.  ”)  Selbst  eigenes  Unrecht  konnte  der  Beamte  sogleich 
auf  diese  Weise  vor  Gericht  bringen,  wie  es  denn  z.  B.  heisst 
dass  M.  Claudius  Marcellus  als  eurulischer  Aedil  einen  Volks- 
tribunen wegen  versuchter  Unzucht  mit  seinem  Sohne  vor  dem 
Volke  anklagte  und,  trotzdem  dass  jener  sich  durch  seine  „ge- 
heiligte Gewalt”  zu  schützen  suchte,  vor  dem  Gerichte  zu  er- 
scheinen zwang b):  worauf  natürlich  Absetzung  von  dem  Amt-1 
zugleich  mit  der  Bestrafung  beantragt  wurde.  Aehnlich  vd 
dem  Verfahren  eines  Beamten  gegen  einen  andern  Beamten,  sei 
es  in  eigener  oder  fremder  Angelegenheit,  ist  zu  verstehen  ein 
anderer  uns  überlieferter  Fall,  wo  Metellus  Celer  einen  gewissen 
Cn.  Sergius  Silus  wegen  versuchter  Verführung  einer  Frau  vor 
dem  Volke  belangte.0)  Mit  dieser  Ausnahme  der  Beamten  oder 
der  gerade  im  Staatsdienste  befindlichen  Personen  (und  dazu 
gehörten  auch  die  zahlreichen  Soldaten,  welche  während  ihres 
Dienstes  uur  unter  der  Gerichtsbarkeit  ihrer  militärischen  Vor- 
gesetzten standen)  konnte  Jeder  nach  dem  ordentlichen  Crimi- 
nalverfahren  angeklagt  werdeu,  Bürger,  Fremde,  Selaven,  wenn- 
gleich der  Beamte  bei  diesen  verschiedenen  Gassen  der  Bevöl- 
kerung auch  verschiedene  Befugnisse  hatte.  Auch  bei  den  Sela- 
ven war , wenn  es  sich  nicht  um  ein  Verbrechen  gegen  ihre 
Herren,  welches  von  diesen  allein  zu  ahnden  war,  handelte,  da> 
Dazwischentreten  des  Prätors  und  ein  ordentliches  Gericht  nö- 
thig,  weil  dadurch  das  Eigenthum  ihrer  Herren  in  Gefahr  ge- 
rieth  Daher  heisst  es , dass  sowohl  ein  Sclave,  der  einen  anderen 
Selaven,  als  auch,  dass  ein  anderer,  der  einen  Römischen  Ritter 


a)  VcrgL  II,  207. 

b)  Val.  Max.  VI,  1,  7;  Plut.  Marc.  2. 

c)  ErzSöit  von  Val.  Max.  VI,  1,  8. 
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getödtet  hatte,  vor  den  Prätor  gebracht  und  in  förmlichem  Pro- 
cesse  verurtheilt  wurde.1) 

Ueber  die  Anwälte,  namentlich  zur  Verteidigung  der  An- 
geklagten, haben  wir  aus  der  spätem  Zeit  vielfache  Nachrichten, 
aus  derjenigen  Periode,  welche  bis  zur  Errichtung  der  Geschworen- 
gerichte reicht,  keine.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass,  wie  die  An- 
klage in  alter  Zeit  einfach  war  und  in  blosser  Anführung  von 
Tbateaehen  bestand,  so  auch  die  Verteidigung  ohne  besondere 
Kunst  und  auf  das  Notwendige  beschränkt,  jedem  Angeklagten 
selber  möglich  war.  Dennoch  ist  es  an  sich  unwahrscheinlich,  dass 
die  spätere  Sitte,  nach  der  jeder  Angeklagte  einen  Verteidiger  hatte, 
erst  mit  der  Veränderung  des  gerichtlichen  Verfahrens  erfunden 
und  plötzlich  ausgebildet  worden  ist.  Die  Ueberlieferung  erzählt 
bei  den  frühesten  Processen  zwar  von  Reden,  welche  die  Ange- 
klagten selbst  zu  ihrer  Verteidigung  gehalten  haben  sollen,  z.  B. 
bei  Coriolan,  bei  Käso  Quinetius,  aber  doch  auch  vielfach  von 
den  Bemühungen,  welche  Angehörige  und  Freunde  unternahmen, 
wie  bei  allen  Processen,  in  denen  Patricier  vor  der  Plebs  an- 
geklagt wurden:  schon  bei  P.  Horatius'  Process  in  der  Königs- 
zeit soll  der  Vater  des  Schuldigen  gesprochen  haben.  So  wenig 
geschichtlich  die  einzelnen  Reden  sein  mögen,  der  Tbatsache 
der  Ueberlieferung  liegt  doch  die  allgemeine  Ueberzeugung  zu 
Grunde,  dass  seit  den  ältesten  Zeiten  förmliche  Verteidigung 
vor  Gericht  nicht  nur  durch  den  Angeklagten  selbst,  sondern 
auch  durch  Andere  stattgefunden  hat.  Bei  dem  Processe  von 
C.  Sempronius  Atratinus  im  Jahre  422  v.  Chr.  wird  als  etwas 
Besonderes  erzählt,  dass  der  Angeklagte  sich  selbst  verteidigt 
habe.1’)  Dies  fand  einen  bestimmten  Anhalt  in  alter  Römischer 
Sitte:  das  Verhältniss  zwischen  Patronen  und  Clienten,  das 
schon  im  Anfänge  der  Geschichte  als  Privatverhältniss  ohne  staats- 
rechtliche Folgen  erscheint,  war  von  dem  grössten  Einflüsse 
gerade  für  die  Rechtsgeschäfte.  cj  Naturgemäss  waren  die  Patro- 
nen befähigter,  vor  Gericht  aufzutreten,  als  die  Clienten:  sie 


a)  Val.  Mas.  V1U,  4,  1 und  2. 

b)  Liv.  IV,  44  causa  ipse  pro  se  dicta  — dainnatur. 

c)  Vergl.  unsere  Darstellung  I,  123. 
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waren  rlie  nothwendigen  Vertreter  der  letzteren,  wenn  diese  als 
Ankläger  eine  Unbill  zu  rächen  hatten , noch  mehr  wenn  sie 
selbst  angeklagt  wurden,  weshalb  auch  der  Sprachgebrauch,  der 
Entwickelung  der  Verhältnisse  sich  anschliessend,  die  Ausdrücke 
Patron  und  Client  auf  den  Vertreter  vor  Gericht  und  den  Ver- 
tretenen übertragen  hat.  Dazu  kam  die  schon  früher  erwähnte*), 
bei  den  Römern  überaus  entwickelte  Sitte  der  Familienfeindsehaft. 
später  das  Streben  der  Vornehmen,  die  Volksgunst  zu  gewinnen: 
Alles  bewirkte,  dass  die  Gewohnheit  einer  kunstgemässen  Ver- 
theidigung  und  das  System  von  Anwälten  Behufs  derselben  sich 
früh  erzeugte  und  ausbildete.  Vollkommen  entwickelt  erscheint 
es  zur  Zeit,  als  die  Schwurgerichte  aufkamen : schon  dies  spricht 
für  sein  langes  Bestehen.  Das  Cincische  Gesetz,  über  dessen 
Bedeutung  wir  später  ausführlich  reden  werden,  zur  Zeit  des 
ältem  Cato  erlassen,  hatte  die  Absicht,  das  Verhältuiss  zwischen 
den  Herrschenden,  welche  zugleich  die  Vertreter  vor  Gericht 
waren,  zu  den  Beherrschten  und  Vertretenen  in  seiner  ursprüng- 
lichen Reinheit  zu  erhalten  und  nicht  in  das  von  Bezahlten  und 
Bezahlenden  ausarten  zu  lassen.  Von  den  ältesten  Juristen  und 
Rednern  haben  wir  zwar  keine,  auf  ihre  Thätigkeit  im  gewöhn- 
lichen Criminalprocesse  bezügliche  Nachrichten : nur  Entscheidun- 
gen über  das  Privatrecht  und  Auftreten  in  Volksgerichten  wer- 
den erwähnt;  aber  das  hat  seinen  Grund  hauptsächlich  in  der 
Dürftigkeit  der  Ueberlieferung,  welche  nur  die  hervortretenden, 
mit  politischen  Folgen  verknüpften,  Fälle  berücksichtigt.  Cicero 
erwähnt  einmal  „die  Vorfahren  hätten  die  Absicht  gehabt,  es 
sollte  Niemanden,  auch  nicht  dem  Geringsten  an  einem  Anwälte 
fehlen.” b)  Er  deutet  damit  an,  dass  die  Sitte,  einen  Anwalt 
vor  Gericht  und  insbesondere  in  einem  Criminalprocesse,  um  den 
es  sich  bei  Gelegenheit  jener  Aeusserung  handelt,  zu  haben, 
sehr  alt  ist  und  dass  es  darüber  sogar  gesetzliche  Bestimmungen 
gab.  Von  solchen  wissen  wir  indessen  nichts;  dagegen  in  dem 


a)  S.  oben  S.  148. 

b)  Cic.  p.  Mur.  4,  10  in  ea  eivitate  consul  designatus  defensorem  not 
haberet,  üi  qua  ncinini  unquam  infimo  maiores  nostri  patronum  deew« 
voluerunt. 
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prätorisehen  Edicte  war  eine  Bestimmung,  wodurch  der  Prätor 
sich  verpflichtete,  denjenigen,  welche  keinen  Advocaten  hätten, 
einen  solchen  zu  verschaffen:  und  er  pflegte  dies  auch  in  den- 
jenigen Fällen,  wo  Jemand  durch  die  Macht  und  den  politischen 
Einfluss  seines  Gegners  benacktlieiligt  wurde,  also  sicherlich 
auch  in  Criminalprocessen , zu  thun.*)  Es  ist  kein  Zweifel, 
dass  Cicero  bei  seiner  Bemerkung  diese  in  dem  prätorischen 
Edicte  enthaltene  Bestimmung  meint. 

Ueber  die  Beamten,  denen  die  Strafrechtspflege  oblag,  haben 
wir  schon  an  verschiedenen  Stellen  gesprochen.  Es  waren  im 
Beginne  der  Republik  die  beiden  Consuln,  bei  denen  man  die 
Klage  anbringen  konnte;  aber  ihre  Zeit  war  auch  durch  viele 
andere  Geschäfte  in  Anspruch  genommen  und  sie  konnten  nur 
einer  geringeren  Bevölkerung  und  den  einfachen  Verhältnissen 
eines  kleinen  Staates  genügen.  Wir  haben  ein  Beispiel  einer 
bei  den  Consuln  angebrachten  Criminalklage,  das  in  dem  Staats- 
processe  von  Kaeso  Quinctius  zur  Sprache  ■ kam. b)  Diesen  wollte 
M.  Volscius  Fictor  wegen  des  an  seinem  Bruder  im  Jahre  463 
v.  Chr.  begangenen  Mordes  belangen;  aber  in  jenem  Jahre 
herrschte  die  Pest  in  Rom,  an  ihr  starb  der  eine  Consul  und 
der  andere  scheint  gar  nicht  zu  Gericht  gesessen  zu  haben. 
Auch  im  folgenden  Jahre  war  Anfangs  Gerichtsstillstand,  weil 
beide  Consuln  ins  Feld  gezogen  waren;  erst  als  sie  vom  Feld- 
zuge heimgekehrt,  wäre  es  Volscius  möglich  gewesen,  seine 
Klage  anzubringen.  Diese  Erzählung  giebt  uns  ein  deutliches 
Bild  von  der  Einfachheit  der  damaligen  Verhältnisse,  wo  mit 
jedem  grösseren  oder  kleineren  Feldzuge  ein  Stillstand  der  Ge- 
richte verbunden  war.  Diesem  Uebelstande  wurde  abgeholfen, 
als  die  Zehnmänner  und  später  als  die  Militärtribunen  die  Re- 
gierung der  Stadt  führten;  denn  die  Einrichtung  pflegte  so  ge- 
troffen zu  werden,  dass  wenigstens  einer  von  ihnen  zur  Besor- 


a)  Ulpiau.  1.  1,  4 Dig.  de  postulando  (111,  1):  Ait  praetor  si  uon 
habebunt  advocatum,  ego  dabo.  Nee  solum  bis  personis  hanc  hu- 
manitatem  praetor  solet  exhibere,  verum  et  si  quis  alius  sit,  qui  certis 
ex  causis  vel  ambitione  adversarii  vel  inetu  patronum  non  invenit.  Vergl. 
oben  S.  116. 

b)  Liv.  III,  13;  Dionys.  X,  7.  Vergl.  I,  293. 
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gung  der  städtischen  Geschäfte,  ganz  besonders  aber  für  die 
Rechtspflege  in  Rom  blieb.  Als  nach  der  Ausgleichung  der 
Stände  wiederum  die  beiden  Consuln  als  höchste  Behörde  ein- 
traten,  wurde  zugleich  die  Prätur  geschaffen,  ein  städtisches 
Amt,  das  nur  im  Nothfalle,  wenn  ohnehin  ein  Stillstand  der 
Geschäfte  zweckmässig  war,  für  auswärtige  Geschäfte  verwendet 
wurde.  Als  zum  städtischen  Prätor  der  zweite , der  Fremden- 
prätor hinzukam,  wurde,  wie  schon  der  Name  andeutet,  keines- 
wegs die  Gerichtsbarkeit  nach  Privat-  und  Crimiualfallen  unter 
beide  getheilt,  ein  sicherer  Beweis  dafür,  dass  überhaupt  nach 
damaliger  Anschauung  beide  nicht  getrennt  gedacht  wurden. 
Der  städtische  Prätor  erhielt  vielmehr  die  gesammte  Gerichts- 
barkeit unter  den  Bürgern,  der  andere  die  unter  den  Fremden 
oder  die  zwischen  Fremden  und  Bürgern.  Diese  Vertheilun? 
wird  theils  durch  Beispiele,  die  uns  überliefert  werden,  be- 
zeugt, theils  durch  die  späteren  Verhältnisse  der  Beamten 
bestätigt.  Als  der  städtische  und  Fremdenprätor  ausschliess- 
lich auf  die  Civilgerichtsbarkeit  beschränkt  waren,  hatte  da 
erstere  nur  über  Streitigkeiten  von  Bürgern,  der  andere  über 
die  zwischen  Bürgern  und  Fremden  zu  richten:  darauf  deu- 
tet der  Name  des  letztem,  der  vielfach  Prätor  zwischen  Bür- 
gern und  Fremden  genannt  wird,  ferner  die  Bezeichnung  <lwi 
ersteren  als  Wächters  des  bürgerlichen  Rechtes*):  Verres,  der 

städtischer  Prätor  gewesen  war,  werden  von  Cicero  etliche  l'aj 
gerechtigkeiten  bei  Processen  zwischen  Bürgern,  aber  keine,  h 
der  ein  Fremder  als  Kläger  oder  Verklagter  betheiligt  gewes« 
wäre,  vorgeworfen.  Eine  gleiche  Vertheilung  wird  man  bei  dfl 
Criminalprocessen  annehmen  müssen:  alle  Processe,  bei  dem 
ein  Fremder,  sei  es  durch  Anklagen  oder  durch  Angeklagte 
den,  betheiligt  war,  kamen  vor  den  sogenannten  Freindenprätu 
Im  Civil  processe  ist  es  Sache  des  Klägers,  denjenigen,  geg« 
welchen  er  klagen  will,  zur  Gerichtsstätte  zu  bringen;  aber  di 
Gesetz  steht  demselben  gegen  den  widerspenstigen  Verklagt« 
bei.  Diese  gesetzliche  Hülfe  muss  grösser  gewesen  sein  im  Ci 
minalprocesse,  wo  es  die  Natur  der  Sache  mit  sich  bringt,  dai 


a)  Bei  Cic.  de  leg.  111,  3,  8. 
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der  lehelthäter  nicht  gutwillig  vor  Gericht  erscheint,  l'eher 
diese  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  wir  nicht  näher  unterrich- 
tet; aber  dass  sie  den  Ankläger  ermächtigten  Gewalt  zu  brauchen, 
wissen  w ir.  Bei  der  Untersuchung  über  die  Bacchanalien  setzten 
die  ausserordentlich  vom  Senate  zu  Richtern  bestellten  Consuln 
eine  Belohnung  aus  für  den  Angeber,  der  einen  Schuldigen  vor 
nie  gebracht  oder  einen  Abwesenden  angezeigt  hätte.*)  Wenn 
auch  für  diesen  Fall  besondere  Vorkehrungen  getroffen  wurden, 

«i  werden  dieselben  doch  der  sonstigen  Sitte  ähnlich  gewesen 
«ein.  Cicero  erzählt1')  von  der  Ermordung  eines  gewissen  Asn- 
rius  aus  Larinum:  dessen  Freigelassene  und  Freunde  hätten 
auf  Avilius,  in  dem  sie  den  Mörder  vennutheten,  einen  Angriff 
eeraacht  und  ihn  vor  den  Triumvir  gebracht ; ferner  wegen  des- 
selben Verbrechens  sei  Oppianicus  mit  Gewalt  aus  seinem  Hause 
schleppt  und  verhört  worden.  Sicherlich  also  hat  es  auch  ge- 
setzliche Bestimmungen  gegeben,  um  den  Uebelthäter  vor  das 
Gericht  des  Prätors  zu  bringen:  gelang  dies  den  Privatleuten, 
welche  die  Anklage  erheben  wollten,  nicht,  so  werden  die  Drei- 
männer  mit  ihren  Dienern  eingeschritten  sein.  Bei  dem  Civil- 
processe  wissen  wir,  stand  es  dem  Kläger  nicht  frei,  das  Haus 
dessen,  den  er  verklagen  wollte,  zu  betreten,  oder  ihm  in  dem- 
|fclben  Gewalt  anzuthun*):  hei  dem  Criminalprocesse  konnten 
‘ dergleichen  Einschränkungen  nicht  gelten.  Natürlich  kann  bei 
dsem  solchen  Angeklagten  von  keinem  rinde, v die  Rede  sein, 
eben  so  wenig  wie  von  einem  Vergleiche  mit  dem  Ankläger: 
der  Angeklagte  muss  sich  persönlich  vor  Gericht  stellen. 

War  die  Schuld  des  Angeklagten  durch  die  entweder  von 
dem  Richter  oder  der  polizeilichen  Behörde  angestellte  Unter- 
eichung als  wahrscheinlich  ermittelt,  so  war  es  altes  Recht,  dass 
Ir  bis  zur  Beendigung  des  Processes  in  Gewahrsam  gehalten 
wurde,  um  an  ihm  nöthigen  Falls  die  verhängte  Strafe  vollzie- 
hen zu  können.  Indessen  die  Zeit  milderte  die  Sitte  und  zur 
Milderung  trugen  besonders  die  politischen  Processe,  welche 

a)  Liv.  XXXIX,  17. 

b)  Cic.  p.  Cluent.  13,  38. 

e)  Man  sehe  1.  18  — 21  Dig.  de  iu  ius  vocaudo  (II,  4). 
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während  des  Kampfes  der  Stände  stattfanden,  hei.  Wenngleich  einig? 
in  ihnen  Verurtheilte  mit  dem  Leben  büssten,  so  begnügte  sich 
das  Volk  bei  den  meisten  mit  Geldstrafen  oder  der  Verbannung, 
und  es  war  natürlich,  dass,  wo  man  im  Falle  der  Verurtheilung 
höchstens  diese  Strafen  zu  vollziehen  beabsichtigte,  statt  der 
vorläufigen  Verhaftung  Bürgen  für  das  Wiedererscheinen  des 
Angeklagten  vor  Gericht  zugelassen  w-urden,  d.  h.  vadimonium. , 
wie  es  im  Civilproeess  gewöhnlich  war.  Die  ersten  Bürgen  die- 
ser Art  soll  der  Ueberlieferung  zufolge  Kaeso  Quinctius,  als  er 
zuerst  aus  politischen  Gründen,  dann  aber  auch  zugleich  wegen 
Todtscklages  angeklagt  wurde,  gestellt  haben.*)  Der  Volkstribun. 
welcher  ihn  anklagte,  wollte  anfangs,  als  die  Anklage  ans  einer 
politischen  zu  einer  solchen  wegen  Todtschlages  wurde,  Bürgen 
nicht  zulassen : er  erklärte,  das  Römische  Volk  müsse  die  Mög- 
lichkeit haben,  an  dem,  welcher  einen  Menschen  getödtet  habe, 
die  Todesstrafe  zu  vollziehen  und  deshalb  wollte  er  den  Ange- 
klagten in  Verhaft  nehmen.  Er  musste  am  Ende  dem  Ans- 

spruche des  Senates  weichen,  der  unter  keiner  andern  Bedingung 
das  Volksgericht  über  einen  Patricier  zugeben  wollte.  Indessen 


dies  wTar  eine  Ausnahme:  der  Angeklagte  gehörte  zu  den  vor- 
nehmsten Bürgern,  der  Process  war,  wenn  auch  die  Anklage 
wegen  Todtschlages  hinzukam,  wesentlich  politisch,  die  Rieht« 
wurden  durch  die  Vorrechte  des  patricischen  Standes  gehindert 
Auf  die  gewöhnlichen  Criminalprocesse  musste  dies  Beispiel  ohn 
Einfluss  bleiben,  und  selbst  bei  politischen  Processen  hielt  ma 
wenn  es  möglich  war,  an  der  strengen  alten  Sitte  der  sofortig« 
Verhaftung  des  Angeklagten  fest.  Bei  dem  Processe,  der  gege 
die  Hauptschuldigen  unter  den  Zehnmänuern  angestellt  wunk 
bestauden  die  anklagenden  Tribunen  auf  Verhaftung  einiger  Ang< 
klagten,  trotz  dem  dass  sie  später  die  Hinrichtung  der  VerW 
tbeilten  unterdessen  und  ihnen  die  Verbannung  gestatteten.* 
Allmälig  also  bildete  sich  eine  mildere  Sitte,  die  sich  freilich  bl 
der  Mangelhaftigkeit  der  Ueberlieferung  nicht  im  Einzelnen  vel 
folgen  lässt.  Es  wirkte  auf  sie  die  immer  bereite  tribunieisch*! 


a)  Liv.  UI,  13.  Vergl.  1.  272. 

b)  Liv.  III,  58.  Vergl.  oben  S.  35flgd. 
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Hülfe,  welche  eine  Härte  in  jedem  einzelnen  Falle  aufheben 
konnte:  sie  fand  auch  wühl  ihren  Ausdruck  von  Seiten  der 
Richter  selbst  in  dem  prätorischen  Edicte,  das  bei  manchen  Ver- 
brechen, sowie  nach  dem  Grade  der  Wahrscheinlichkeit  einer 
Schuld  oder  auch  bei  besonderer  Sicherheit,  welche  in  den  Ver- 
hältnissen der  Angeklagten  lag,  von  vorn  herein  die  vorläufige 
Verhaftung  aufheben  mochte.*)  Politische  Angeklagte  gewöhnte 
man  sich  bis  zum  Termine  des  Gerichtes  auf  freiem  Fusse  zu 
lassen.  Während  des  Marianischen  Bürgerkrieges  wurden  der 
Flamen  Merula  und  Lutatius  Catulus  von  ihren  politischen  Gegnern 
vor  Gericht  gezogen,  und  zwar  mit  der  Absicht  , sie  so  streng 
als  möglich  zu  behandeln.  Dennoch  blieben  die  Angeklagten 
auf  freiem  Fusse h).  Der  Zustand,  welcher  uns  zur  Zeit,  da  die 
Schwurgerichte  eingesetzt  wurden,  in  vielfachen  Beispielen  ent- 
gegen tritt,  musste  sich  allmälig  vorbereiten.  Im  Allgemeinen 
muss  mau  annehmen,  dass  nach  Erhebung  der  Anklage  die  Ver- 
haftung eintrat:  dies  beweist  schon  das  Fortbestehen  der  Todes- 
strafe, mit  der  ein  blosses  vadimonium  unverträglich  ist.  Ja 
aus  schon  später  Zeit  wird  uns  ein  Fall  berichtet,  welcher  deut- 
lich beweist,  welche  Machtvollkommenheit  die  Beamten  gesetzlich 
hatten.  Im  Jahre  141  v.  Ohr.  wurde  eine  ausserordentliche  Un- 
tersuchung gegen  den  gewesenen  Prätor  L.  Tubulus  eröffnet, 
weil  derselbe  sich  bei  einem  Processe  wegen  Meuchelmord  hatte  be- 
stechen lassen.  Dies  war  nach  altem  Recht  ein  todeswürdiges 
Verbrechen“)  und  bei  den  Zehnmännern  auch  ähnlich  bestraft 
worden d);  aber  in  späterer  Zeit  begnügte  man  sich  mit  der  Ver- 
bannung. Deshalb  wurde  der  Angeklagte  nicht  gefangen  gesetzt 
und  hatte  die  Möglichkeit,  sich,  da  er  sich  schuldig  fühlte,  der 
Anklage  durch  Flucht  zu  entziehen.  Indessen  als  beim  Termine 
wegen  seines  Nichterscheinens  die  Verbannung  gegen  ihn  aus- 
gesprochen werden  sollte,  kamen  so  abscheuliche  Sachen  zum 
Vorschein,  dass  der  Vorsitzende  Beamte  ihn  aus  der  Verbannung 
zurückholen  und  gefangen  setzen  lies»,  um  im  Falle  der  wirk- 

a)  Vergl.  oben  S.  116. 

b)  App.  bell.  civ.  I,  74. 

c)  Vergl.  I,  386. 

d)  Vergl.  oben  S.  36. 
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liehen  Verurtheilung  die  Todesstrafe  an  ihm  zu  vollziehen.  Tu- 
bulus tödtete  sieh  vor  der  Entscheidung  durch  Gift*) 

Die  Gefängnisshaft  war  somit  nach  Römischer  Sitte  nur  eint 
vorläufige,  um  die  Möglichkeit  zu  sichern,  dass  die  Strafe  voll- 
streckt  werden  konnte.  Als  Strafe,  durch  die  ein  Verbrechen  ab- 
gebüsst,  die  in  einem  gerichtlichen  Urtheile  zuerkannt  wird,  ist 
sie  während  der  ganzen  Republik  unbekannt  gewesen:  es  giebt 
kein  Gesetz,  wodurch  sie  als  Strafe  bestimmt,  kein  Beispiel,  »v 
sie  von  Richtern  ausgesprochen  würde.  Erst  die  Kaiserregieruns 
schuf  die  Strafe  der  Deportation,  welche  der  Gefängnisshaft  ähn- 
lich ist;  aber  darin  liegt  kein  Beweis  für  ein  früheres,  nur  vuu 
der  Ueberlieferung  nicht  bezeugtes,  Dasein  derselben.  Denn  er- 
weislich entstand  die  Deportation  durch  eine  Verschärfung  der 
Verbannung,  nicht  durch  eine  Milderung  des  Gefaugnisses.  ln 
der  späteren  Zeit  der  Republik,  als  namentlich  durch  die  Porci- 
sche  Gesetzgebung  die  öffentliche  Hinrichtung  von  Bürgern  auf 
dem  Markte  verboten  und  auch  für  andere  Verurtheilte  ausser 
Gebrauch  gekommen  warb),  schloss  sich  hieran  die  Benutzung 
des  Gefängnisses  zur  Hinrichtung:  wir  werden  im  Verlaufe  un- 
serer Untersuchung  einige  Beispiele  anführen,  wo  die  Verurtheii- 
ten  in  das  Gefängniss  zurückgebracht  und  dort  von  den  öffent- 
lichen Henkern  auf  die  eine  oder  die  andere  Weise  getödtd 
wurden.  Ausser  diesen  beiden  Fällen  wird  nach  Römischem  Ge- 
richts brauche  das  Gefängniss  ordnungsmässig  nicht  angewendel 
Hiermit  stehen  etliche  Beispiele,  von  denen  uns  die  Ueberlieferu# 
sicher  und  ausführlich  erzählt  , in  scheinbarem  Widerspracht 
Einer  der  Dreimänner  C.  Pescennius,  wird  erzählt0),  habe  ein« 
ehemaligen,  seiner  Tapferkeit  halber  berühmten  Centurio  C.  Cot- 
uelius  wegen  Unzucht,  die  er  mit  einem  freigeborenen  Jünglinge 
getrieben,  ins  Gefängniss  geworfen  und  derselbe  sei  gezwungen 
gewesen  im  Gefäuguisse  zu  sterben.  Wenn  dies  eine  dem  ange- 
klagten  Centurio,  der  die  Thatsache  nicht  läugnete,  vom  Richter 

a)  Ascon.  in  Cic.  p.  Scaur.  p.  -23  L.  hic  Tubulus  praetorium  fuit  aetafr 
patruiu  Ciceronis.  Is  propter  multa  flagitia  cum  de  exilio  arcessitus  «s*t 
ne  in  carcere  necaretur,  venenum  bibit. 

b)  S.  oben  S.  61. 

c)  Bei  Val.  Max.  VI,  1,  10.  Vergl.  oben  S.  126. 
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zuerkannte  Strafe  gewesen  wäre,  so  müsste  man  daraus  folgern, 
dass  es  bei  den  Römern  für  gewisse  Verbrechen  wirklich  Ge- 
fängnisshaft  als  Strafe  gegeben  habe  und  dass  nur  durch  Zufall 
die  Ueberlieferung  davon  verloren  gegangen  sei.  Indessen  von 
einem  über  den  Angeklagten  gefällten  Urtheile  wird  nicht  erzählt, 
ja  es  konnte  von  den  Dreiraännern,  welche  allein  als  Behörde 
in  dieser  Sache  genannt  werden,  gar  nicht  gefällt  werden.  Man 
muss  also  vielmehr  annehmen,  die  Gefängnisshaft  sei  in  diesem 
Falle  nur  eine  Fortsetzung  der  bei  der  Anklage  erfolgten  Fest- 
nehmung gewesen : der  Process  wurde  nach  der  Einleitung  abge- 
brochen, nicht  zu  Ende  geführt,  ein  Urtheil  nicht  gefällt.  Na- 
türlich konnte  ein  solches  Verfahren  nur  stattfinden,  wenn  alle 
Beamte  und  namentlich  die  Volkstribunen  damit  übereinstimmten: 
sobald  ein  Prätor  oder  ein  Consul  die  Appellation  des  Auge- 
klagten annahm  oder  irgend  einer  der  Volkstribunen  seine  Hülfe 
zusagte,  war  es  unmöglich.  Daher  heisst  es  denn  auch,  G.  Cor- 
nelius hätte,  wahrscheinlich  weil  er  die  Uebereinstimmuug  des 
Prätor  mit  dem  Triumvir  kannte,  die  Dazwisehenkunft  der  Volks- 
tribunen nachgesucht  und  Entschuldigungsgründe  für  sein  Ver- 
brechen beigebracht  ; als  sie  aber  ihr  Einschreiten  ablehnten, 
musste  er  sich  der  Entscheidung  des  Triumvir  fügen.  Eben  so 
jst  zu  beurtheilen  die  Bestrafung  des  Dichters  Naevius,  der  nach 
Griechischer  Sitte  die  Staatsmänner  Roms  in  seinen  Gedichten 
angegriffen,  also  damit  gegen  die  Bestimmung  der  zwölf  Tafeln 
gefeldt  hatte.")  Er  wurde  von  den  Dreimännern  in  das  Gefang- 
niss  geworfen,  in  welchem  er  lange  genug  blieb,  um  zwei  Stücke 
darin  verfassen  zu  können.  Also  ein  eigentlicher  Process  wurde 
gegen  ihn  nicht  geführt;  aber  nachdem  er  seine  Reue  gezeigt, 
wurde  |er  durch  die  Volkstribuuen  aus  seiner  Haft  entlassen. b) 
ln  der  Uebereiustimmung  der  Beamten,  von  denen  ein  einziger 
im  Stande  war  hindernd  eiuzuschreiten,  lag  die  einzige  Gewähr- 
leistung gegen  Willkür  bei  einem  Verfahren,  das  sonst  alle  Mög- 
lichkeit zu  arger  Bedrückung  darbot.  Zwei  ähnliche  Beispiele 
berichtet  Plinius.  Im  zweiten  Punisehen  Kriege  als  der  Staat  in 


a)  S.  I,  383. 

b)  Gell.  Noct.  Att  III,  3 extr.  Vergl.  oben  S.  12C. 
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höchster  Noth  alle  Geldmittel  auf  die  Abwehr  des  Feindes  ver- 
wandte, wurde  dem  Senate  hinterbracht,  ein  reicher  Wechsle 
L.  Fulvius  hätte  sich  öffentlich  mit  einem  Rosenkränze  beiTast 
sehen  lassen : auf  Befehl  des  Senates  wurde  er  ins  Gefängnis; 
geführt  und  nicht  vor  dem  Ende  des  Krieges  entlassen.*)  Das 
eine  Verurtheilung  stattgefunden , wird  nicht  gesagt,  und  hätt- 
sie  stattgefunden,  so  wäre  eine  Entlassung  aus  dem  Gefängnis?- 
nach  Beendigung  des  Krieges  nicht  möglich  gewesen.  Der  Sem' 
kann  auch  an  sich  keinen  Bürger  ins  Gefängniss  werfen  lassen, 
sondern  nur  einem  Beamten  anrathen,  dass  er  es  thue,  auch  ik 
Beamte  kann  nur  einen  Widerspenstigen  verhaften,  von  Wider- 
stand aber  ist  hier  nicht  die  Rede.  Man  kann  sich  also  den 
Vorgang  nur  so  erklären:  Es  war  durch  die  Schwelgerei  de? 
Wechslers  ein  öffentliches  Aergeraiss  gegeben  worden  und 
auf  die  Anzeige  davon  ermächtigte  der  Senat  den  Prätor.  den 
Schuldigen  vorzuladen  und  nachdem  er  sich  von  der  Richtig- 
keit der  Thatsache  überzeugt,'  ihn  ins  Gefängniss  zu  wer- 
fen, aber  dann  die  gerichtliche  Untersuchung  nicht  fortzuführen. 
So  blieb  Fulvius,  dem  Niemand  Beistand  leistete,  in  Haft,  an? 
welcher  er  erst  in  der  Siegesfreude  nach  Beendigung  des  Krie- 
ges entlassen  wurde.  Aehulich  ist  der  zweite  von  Plinius  be- 
richtete Fall  zu  erklären,  bei  dem  das  Verfahren  wahrschein- 
lich dem  bei  dem  ersten  nachgebildet  war.  P.  Munatius  vcuni- 
ebenfalls,  weil  er  sich  einen  Blumenkranz  aufgesetzt  , von  der 
Dreimännern  ins  Gefängniss  gesetzt  und  musste  darin  verbleiben- 
weil  die  Volkstribuneu  ihm  ihre  Hülfe  verweigerten.  Dass  in 
den  angegebenen  Fällen  die  gerichtliche  Untersuchung,  wie  wir 
angenommen,  wirklich  nur  begonnen,  nicht  zu  einem  gesetz- 
lichen Ende  geführt  wurde,  beweist  die  Erzählung  von  dem 
Verfahren  bei  der  Bestrafung  der  Bacchanalien.  Die  mit  der- 
selben beauftragten  Consuln  machten  zwei  (.'lassen  unter  da 
Schuldigen,  erstlich  die  derjenigen,  welche  ausserdem  nod 
Verbrechen  verübt  hatten : sie  wurden  hingerichtet;  zweitens  dir 

a)  Plin.  nat.  hist.  XXI,  8 L.  Fulvius  argcutarius  bello  Punico  sfcffi- 
do  cum  corona  rosacea  interdiu  c pergula  sua  in  forum  prospesis;' 
dictus  ex  auctoritate  senatus  in  carcerem  abductus  non  ante  finem  heJIi 
emissus  est 
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derjenigen , welche  nur  an  den  Festfeiern  Theil  genommen  hat- 
ten : diese  „Hessen  die  Consiiln  im  Gefängniss”,  wie  Livius  sagt  *), 
ein  sehr  bezeichnender  Ausdruck  für  ein  Verfahren,  bei  dem 
kein  Urtheil,  sondern  ein  Abbrechen  der  gerichtlichen  Unter- 
suchung stattfand.  Diese  Schuldigen  schienen  nicht  den  Tod 
verdient  zu  haben,  und  man  half  sich  mit  einer  ausserordent- 
lichen Strafe.  Ebenso  erging  es  bei  der  Klage,  welche  während 
der  Samniterkriege  T.  Veturius  gegen  seinen  Gläubiger  P.  Plo- 
tius,  der  ihn  im  Schuldgefängnisse  schlecht  und  unzüchtig  behan- 
delt hatte , bei  den  Consuln  einbrachte.  Diese  Hessen,  nach  Be- 
fragen des  Senates,  den  ungerechten  Gläubiger  vor  sich  laden, 
warfen  ihn  ins  Gefängniss,  setzten  aber  dann  den  Process-,  weil 
sie  keine  gesetzliche  Strafe  hätten  aussprechen  können,  nicht 
weiter  fortb).  Im  Italischen  Kriege  entzog  sich,  wie  erzählt 
wird'),  C.  Vettienus  durch  Selbstverstümmelung  der  Aushebung 
zum  Kriegsdienst : der  Senat  bestimmte , seine  Güter  soUten  ein- 
gezogen, er  selbst  in  ewigem  Gefängniss  gehalten  werden.  Wir 
wissen  nicht,  welche  Strafe  sonst  auf  die  in  dieser  Absicht  ge- 
schehene Selbstverstümmelung  stand,  Gütereinziehung  war  seit 
alter  Zeit  bei  denen,  welche  sich  dem  Kriegsdienste  entzogen, 
gebräuchlich  ■*)  ; der  Senat  wünschte  besondere  Strenge  zu  zeigen. 
Nach  seinem  Gutachten  also  Hess  der  Beamte,  welcher  die  Aus- 
hebung leitete,  den  Schuldigen  ohne  gerichtlichen  Urtheilsspruch 
in  das  Gefängniss  setzen.  Der  Senat  rieth  zugleich  durch  seinen  Be- 
schluss den  Beamten  der  folgenden  Jahre  ab,  ihn  daraus  zu  befreieu. 
Denn  weiter  konnte  er  nicht  gehen,  und  es  nicht  hindern,  wenn  ein 
Tribun  etwa  den  Gefangenen  später  entlassen  wollte.  Dieser 
zuletzt  erwähnte  Fall  ist  bemerkenswerth,  weil  er  die  Aebnlich- 
keit  darbietet,  um  die  Bestrafung,  welche  Cäsar  gegen  die  ge- 
fangenen und  im  Senate  überführten  Oatilinarischen  Verseil  wore- 


a)  Liv.  XXIX,  18  Qui  tantum  initiati  erant— eos  in  vinculis  rclin- 
quebant 

b)  Val.  Max.  VI,  1,  9.  Etwas  verschieden  ist  die  Ueberlieferung  bei 
Liv.  VIII,  28;  Dionys.  Exc.  Vat.  XVI,  9. 

c)  Von  Val.  Max.  VI,  3,  3. 

d)  Dionys.  XI,  22. 

u.  n 
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nen  vorschlug,  zu  verstehen.  Sie  sollten,  schlug  Cäsar  vor*), 
ihre  Güter  verlieren  und  im  Gefängniss  in  den  bedeutendsten 
Municipien  gehalten  werden:  es  sollte  Niemand  später  über  sie 
einen  Antrag  bei  dem  Senate  machen  oder  eine  Verhandlung 
vor  dem  Volke  beginnen;  wer  dies  thäte,  der  würde,  wie  der 
Senat  erkläre,  gegen  den  Staat  und  das  Wohl  Aller  handeln. 
Sollte  die  Gefängnisstrafe  im  richterlichen  Urtheil  begründet 
werden , so  war  das  Verbot  von  Anträgen  beim  Senate  oder 
Volke  unnütz;  da  sie  aber  auf  einer  Verwaltungsmassregel  be- 
ruhte , konnte  sie  jeder  Beamte,  sicherlich  aber  der  Senat  und 
das  Volk  aufheben,  etwas  das  bei  einer  durch  den  Richter  ver- 
fügten Entscheidung  unmöglich  war. 

Diese  Art  der  Gefängnisstrafe  fand,  wie  wan  aus  den  an- 
geführten Beispielen  erkennt,  in  solchen  Fällen  statt,  wo  die 
gewöhnlichen  gesetzlichen  Strafen  nicht  ausreichten,  wo  den 
Gesetzen  nach  nur  eine  geringere  Busse  hätte  auferlegt  werden 
können  und  doch  härtere  Ahnduug  nothwendig  erschien;  daher 
denn  auch  dabei  die  Mitwirkung  des  Senates,  welche  der  Entr 
Scheidung  der  Beamten  Gewicht  verleihen  sollte,  erwähnt  wird. 
Es  ist  diese  Gefängnisshaft,  die  nach  Belieben  ausgedehnt  und 
als  Strafe  behandelt  wird , in  vielfacher  Hinsicht  bemerkenswert^ 
Ohne  Zweifel  liegt  in  ihr  eine  Umgehung  der  Pro  voeationsgesetze, | 


in  so  fern  diese  die  Absicht  gehabt  hatten,  jede  Entscheidung 


über  eine  an  dem  Leben  und  Vermögen  von  Bürgern  zu  vollzie- 
hende Strafe  dem  höchsten  Gerichte  des  Volkes  zu  übertrag» 
Wäre  sie  zur  Zeit,  als  das  erste  derselben  gegeben  wurde,  oda 
auch  nur  später  häufig  gewesen,  so  würde  sie  sicherlich  in  die- 
selben  einbegriffen,  d.  h.  bestimmt  worden  sein,  dass  sie  nur 
durch  Volksbeschluss  verhängt  werden  dürfe.  Aber  es  .-tand 
über  sie  nichts  in  den  Provocationsgesetzen , wir  finden  da 
in  ihnen  auch  nicht  die  leiseste  Spur;  eben  so  wenig  ko 
sie  in  den  späteren  Gesetzen  über  die  Schwurgerichte  vor.  ü 
konnte  sie  im  Falle  der  Uebereinstimmung  aller  höheren  B« 


a)  Sali.  Cat.  51  ita  censeo,  publicaudas  corum  pecunias,  ipsos  in  ytb- 
culis  habendes  per  nmnicipia,  quae  maxi  nie  opibus  valent,  neu  quis  ät 
bis  postea  ad  senatum  referat  nevc  cum  populo  agat;  qui  aliter  teceht, 
senatum  existimarc  eum  contra  rempublicam  et  salutem  omnium  factum  ca 
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ten  als  Massregel  der  Verwaltung  sowohl  über  Bürger  als 
Fremde  gleichmässig  verhängt  werden.  Ferner  aber  ergiebt  sieb 
aus  den  angeführten  Beispielen,  dass  bei  den  Römern  keine 
gesetzliche  Bestimmung  über  die  Länge  der  Untersuchungshaft 
bestand,  dass  es  kein  Gesetz  gab,  wonach  der  Angeklagte  bin- 
nen einer  bestimmten  Frist  seine  gesetzliche  Aburtelung  finden 
musste:  sonst  hätte  der  Proeess  nicht  abgebrochen,  die  Unter- 
suchungshaft nicht  bis  zu  lang-  oder  lebeuswieriger  Gefängniss- 
strafe  ausgedehnt  werden  können.  Solche  Bestimmungen  wären 
nur  bei  einer  Trennung  der  Rechtspflege  von  der  Verwaltung 
ausführbar  gewesen.  Die  Ideen  von  der  Wahrung  der  persön- 
lichen Freiheit , welche  von  entscheidendem  Einflüsse  auf  unsere 
Gesetzgebungen  sind,  waren  dem  Römischen  Alterthum  unbe- 
kannt: es  suchte  die  einzige  Gewähr  in  dem  Rechte  der  Inter- 
cession  der  Beamten  unter  einander  und  in  der  tribunicischen 
Hülfe:  und  wie  wenig  dieselbe  in  aussergewöhulicheu  Fällen  aus- 
reichend war,  lehren  die  uns  überlieferten  Beispiele:  viele  der 
Art  wird  die  Geschichte  als  zu  unwichtig  verschwiegen  haben. 

Wenn  man  die  Zwecke,  zu  denen  bei  deu  Römern  das  Ge- 
fängniss  diente,  überlegt,  so  erkennt  man,  dass  es,  wenngleich 
bei  weitem  nicht  so  umfangreich  wie  in  den  heutigen  Staaten, 
doch  immer  gross  genug  sein  musste  Es  diente  erstlich  zum 
Aufbewahrungsort  für  Gesindel  und  nächtliche  Herumtreiber,  wie 
sie  Rom  bei  seiner  schnell  wachsenden  Grösse  nicht  minder 
hatte  als  grosse  Städte  der  Neuzeit:  die  Dreimänner  waren  die 
eigentlichen  Beamteu,  welche  in  ihrer  Sorge  für  die  öffentliche 
Sicherheit,  dasselbe  bevölkerten.“)  Ferner  diente  es,  wie  schon 
erwähntb),  zur  Untersuchungshaft  der  peinlich  Angeklagten , dann 
als  Ort  für  die  Hinrichtung  der  zum  Tode  Verurtheilten , seit 
dieselbe  nicht  mehr,  wie  in  ältester  Zeit,  auf  dem  Markte  durch 
die  Lictoreu  der  Beamten  vollzogen  wurde.  Dazu  kommen 
endlich,  seit  die  grossen  Kriege  begannen,  zahlreiche  Gefangene: 
sie  wurden  in  öffentlichem  Gewahrsam  gehalten  und  dieser  Ge- 
wahrsam war,  da  die  militärischen  Behörden  dieselben  waren 


a)  Plaut.  Amph.  I,  1,  3. 

b)  S.  oben  S.  166. 
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wie  die  richterlichen,  ungefähr  gleich  dem  der  übrigen  Gefai^ 
nen.  Es  ist  unmöglich,  dass  das  noch  heut  zu  Tage  erhaltene 
Staatsgefänguiss , welches  König  Ancus  Marcius  erbaut  und  Ser- 
vius  Tullius  mit  einem  unterirdischen  Kerker,  dem  Tullianum. 
versehen  hatte,  am  Capitolinischen  Hügel  zur  Rechten  des  jetzi- 
gen Aufganges  vom  Römischen  Forum , allen  diesen  Zwecken 
genügt  habe:  es  ist  im  Wesentlichen  in  derselben  Gestalt  und 
demselben  Umfange  erhalten,  die  es  ehemals  hatte  und  für  eine 
nur  etwas  grössere  Anzahl  von  Gefangenen  unzulänglich.  Des- 
halb half  man  sich  bei  ausserordentlichen  Gelegenheiten  mit  an- 
dern öffentlichen  Gebäuden , wie  z.  B.  281  v.  Chr.  Pränestinischc 
Staatsgefangene  in  das  Aerarium  gesperrt  wurden.“)  Später, 
ungewiss  zu  welcher  Zeit,  lernte  man  die  öffentlichen  Gefäng- 
nisse Griechischer  Staaten  kennen,  welche  die  Steinbrüche,  au- 
denen  man  das  Material  zum  Häiiserbau  genommen,  zur  Aufbe- 
wahrung von  Verbrechern  benutzten:  man  übertrug  den  Namen 
(lautumiae)  und  wahrscheinlich  auch  die  Einrichtung  nach 
Rom.46)  Dieses  Gefängniss  wird  zuerst  erwähnt  im  Jahre  198 
v.  Chr.  bei  einer  Verschwörung  Carthagischer  Geissein , als  dif 
Sicherheit  der  ganzen  Stadt  bedroht  schien b);  eben  dahin  wur- 
den 190  v.  Chr.  die  gefangenen  Aetoler  gebracht')  Es  scheint 
ferner  überall  da  verstanden  werden  zu  müssen,  wo  erzähl 
wird,  Consuln  oder  andere  Beamte  seien  von  einem  Volkstribt 
nen11)  oder  Senatoren  von  den  Consuln  wegen  Widersetzlich!^! 
im  Senate  ins  Gefängniss  gebracht  worden'),  wenigstens  in 
terer  Zeit.  Denn  in  einem  solchen  Falle  wird  erzählt , der  «• 
fangene  Cousul  Q.  Metellus  Celer  habe  versucht,  im  Gefangniä 
den  Senat  zu  versammeln  und  als  der  Tribun  den  Senatmd 
den  Zutritt  wehrte , die  Mauer  zu  durchbrechen f),  Vorgäod 
welche  auf  das  alte  königliche  Gefängniss  nicht  passen.  B 

a)  Zon.  VIII,  3.  J 

b)  Liv.  XXXI,  26. 

c)  Liv.  XXXVII,  6. 

d)  Z.  B.  Cic.  de  leg.  III,  9;  Liv.  per.  XLVIII;  Val.  Max.  IX,  5,  ä a 
öfter. 

e)  Gell.  IV,  10. 

f)  Dio  Cass.  XXXVII,  50. 
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bildete  sich  der  Unterschied,  dass  dieser  ursprüngliche  Kerker 
nur  für  die  zum  Tode  verurtheilten  Verbrecher  bestimmt  wurde. 
Zwar  wird  dies  nirgends  ausdrücklich  gesagt  i aber  man  kann 
es  daraus  schliessen,  dass  in  ihm  die  Hinrichtungen  vollzogen 
und  Gefangene,  welche  anderswo  verwahrt  gewesen  waren,  zur 
Hinrichtung  dorthin  gebracht  wurden.  So  geschah  es  z.  B.  mit 
den  Genossen  Catilinas,  welche  aus  dem  milden  Gewahrsam,  in 
dem  sie  vorher  gewesen  waren,  zur  Hinrichtung  nach  dem  Tul- 
iianum  gebracht  wurden;  auch  noch  in  der  Kaiserzeit  mit  den 
Kindern  Sejans*),  wahrscheinlich  auch  mit  jener  Menge  von 
Verurtheilten,  welche  Tiberius  durch  ein  einziges  Edict  hinrich- 
ten lies».  b) 

Indessen  ausser  den  beiden  öffentlichen  Gefängnissen,  welche 
wir  erwähnt,  gab  es  noch  andere  Arten,  Gefangene  in  Gewahr- 
sam zu  halten.  Von  dem  Gefängnisse  der  Steinbrüche  haben  wir 
erst  aus  späterer  Zeit  Kunde  und  schon  vorher  war  Rom  eine 
grosse  Stadt  und  Mittelpunkt  eines  bedeutenden  Reiches,  für 
welches  das  kleine  königliche  Gefängniss  nicht  hinreichen  konnte. 
Rs  scheint,  dass  man  die  Aufbewahrung  der  Gefangenen  als 
ine  persönliche  Sache  der  Beamten  ausah,  dass  jeder  dersel- 
fcn  diejenigen,  welche  er  in  Haft  zu  halten  wünschte,  in 
pnem  Hause  behielt  und  nach  eigenem  Ermessen  für  die  Sicher- 
st derselben  sorgte.  Dies  finden  wir  selbst  später  noch  als 
Verkanntes  Recht  und  Sitte.  Als  Verres  Seeräuber  gefangen 
kommen  hatte,  behielt  er  den  Anführer  derselben  in  eigenem 
ewahrsam  und  zwar  selbst  nach  Niederlegung  seiner  Statthal- 
rschaft.  Nur  dies  letztere  greift  Cicero  als  ungesetzlich  an; 
iss  er  ihn  in  seinem  Hause  in  Haft  gehalten,  missbilligt  er 
\:i r,  giebt  aber  doch  zu,  es  sei  auch  von  Anderen  geschehen. 
.<  die  Behörden  in  Rom  das  Geständniss  von  Verres,  er  habe 
n Seeräuberhauptmann  noch  in  seinem  Hause,  erfuhren,  wurde 
ra  derselbe  abgenommen  und  in  das  öffentliche  Gefängniss  ge- 
acht.  c)  Ein  berühmtes  Beispiel  dieser  Art  haben  wir  aus  der 
iiserzeit.  Asinius  Gallus  war  vom  Senate  verurtheilt,  aber 


a)  Tac.  Aan.  V,  9. 

b)  Tac.  Ann.  VI,  19. 

c)  Cic.  in  Verr.  V,  29flgd. 
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der  Kaiser  Tiberius  gönnte  ihm  den  Tod  nicht:  er  befahl  ihn 
bis  zu  seiner  Rückkehr  nach  Rom  im  Gefängnisse  zu  halten  bei 
den  höchsten  Beamten , welche  die  Befehle  des  Senates  zu  voll- 
ziehen hatten.  So  blieb  Gallus  drei  Jahre  lang  in  strengem  und 
hartem  Gefängniss  bei  den  jedesmaligen  Consuln  oder,  wenn 
Tiberius  selbst  das  Consulat  bekleidete,  bei  den  Prätoren.') 
Aehnlich  erging  es  Junius  Gallio,  der  härterer  Bestrafung  hal- 
ber aus  dem  Exil  zurückgeschleppt  und  den  jedesmaligen  Be- 
amten zur  Bewachung  übergeben  wurde. b)  Auf  demselben 
Grundsätze  beruhten  die  kaiserlichen  Gefängnisse,  welche,  wie 
wir  wissen,  in  und  ausserhalb  Roms  mit  den  kaiserlichen  Woh- 
nungen verbunden  waren.  Man  darf  annehmen,  dass  dies  alte 
Römische  Sitte  war,  um  so  mehr,  als  in  republikanischer  Zeit 
die  höchsten  Beamten  selbständiger  dastanden  und  die  Schei- 
dung zwischen  den  Privat-  und  öffentlichen  Pflichten  derselben 
weniger  streng  war.  Wie  bei  der  Untersuchung  über  die  Bac- 
chanalien die  unfreiwilligen  Angeber  in  dem  Hause  des  Consnls 
festgehalten  wurden,  um  in  Sicherheit  und  bei  der  Verhandlung 
der  Sache  in  Bereitschaft  zu  sein*),  so  geschah  es  auch  mit 
Angeklagten,  deren  Erscheinen  bei  den  Terminen  gesichert  wer- 
den sollte.  Es  entwickelte  sich  hieraus  das  sogenannte  „freie 
Gefängniss”  (libera  custodia),  das  bei  vornehmen  Angeklagte» 
zur  Anwendung  kam.  In  den  meisten  Fällen  war  es  solche# 
erlaubt,  gegen  Stellung  von  Bürgen  (vades),  welche  mit  ein» 
bestimmten  Geldsumme  verhaftet  waren,  auf  freiem  Fasse  z* 
bleiben.  War  aber  das  Verbrechen  der  Art,  dass  man  die  Ent- 
weichung der  Schuldigen  durchaus  verhindern  wollte,  so  fordert! 
man  Bürgen,  welche  nicht  mit  Geld,  sondern  mit  ihrem  eigene# 
Leben  für  die  Festhaltung  der  Angeklagten  hafteten ; sie  moch- 
ten dann  nach  eigenem  Ermessen  M<issregeln  treffen,  um  ski 
der  Person  der  Angeklagten  zu  versichern.  Das  bekannt«*» 
Beispiel  dieser  Art  von  Untersuchungshaft  ist  das  der  Catiln*- 

a)  Dio  Cass.  LVIII,  3 und  Tac.  Ann.  VI,  23. 

b)  Tac.  Ann.  VI,  3 et  quia  incusahatur  facile  toleraturus  exilium  de- 
lecta  Lesbo,  insula  nobili  et  amoena,  retrabitur  in  urbem  custodirarqac 
doraibus  magistratuum. 

c)  Liv.  XXXIX,  14. 
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rischen  Verschwörer,  die  einzelnen  Beamten  und  Senatoren  zur 
Bewachung  übergeben  wurden.1)  Auch  in  der  Kaiserzeit  blieb 
diese  Art  Gefängnisshaft  gebräuchlich  und  den  Beamten  mit 
Rücksicht  auf  das  Verbrechen  oder  den  Stand  des  Angeklagten 
oder  andere  Umstände  die  Anwendung  derselben  gestattet.")  So 
wurden  für  P.  Vitellins  und  Pomponius  Secundus,  die  unter 
Tiberius  wegen  Majestätsverbrechen  augeklagt  wurden , ihre 
Brüder,  welche  beim  Kaiser  in  hohem  Ansehen  standen,  Bür- 
gen und  hielten  die  Angeklagten  in  ihrem  Hause  in  Haft,  in 
welcher  der  erstere  sich  selbst  den  Tod  gab,  der  andere  sieben 
Jahre  lang  verblieb.')  Wie  dieses  „freie  Gefangniss”  sich  aus 
der  Privathaft  bei  den  Beamten  entwickelte , so  entstand  aus  dem 
öffentlichen  Gefängnisse  der  Stadt  Rom  jene  Art  von  Haft,  wel- 
cher Cäsar  die  Catilinarischen  Verschwörer  überwiesen  wissen 
wollte.  Man  übergab  Staatsgefangene,  die  man  in  sicherem  Ge- 
wahrsam halten,  aber  doch  nicht  gleich  Verbrechern  streng  be- 
handeln wollte,  unterthänigen  Städten  zur  Bewachung.  So  wurde 
während  des  Punischen  Krieges  Dasius  Altinius,  dessen  Treue 
verdächtig  schien,  in  Cales  bewachtd),  so  nach  dem  zweiten  Pu- 
nischen Kriege  Carthagische  Geissein  nach  der  Stadt  Setia  ge- 
bracht, wo  sie  zwar  mit  ihrer  Dienerschaft,  aber  doch  bewacht 
von  den  Einwohnern,  lebten9);  so  nach  dem  Kriege  mit  Perseus 
der  besiegte  König  Macedoniens  selber  nach  Alba,  ßitis,  der 
Sohn  des  Königs  Cotys,  nach  Carseoli  in  anständige  Haft  ge- 
schickt.f) 

a)  Sali.  Cat.  47. 

b)  Ulpian.  1.  1 Dig.  de  custod.  reor.  (XL VIII,  3):  De  custodia  reorum 
proconsul  aestimare  solet,  utrum  in  carcerem  recipienda  sit  persona  an 
militi  tradenda  vel  fideiussori  committenda  vel  etiara  sibi.  Hoc  autem  vel 
pro  criminis,  quod’  obiicitur,  qualitate  vel  proptcr  honorem  aut  propter 
»mplissimas  facultates  vel  pro  innocentia  personae  vel  pro  dignitate  eius, 
qui  accusatur,  facere  solet 

c)  Tac.  Ann.  V,  8;  Suet  Vit.  2. 

d)  Liv.  XXIV,  45. 

e)  Liv.  XXXH,  26. 

f)  Liv.  XLV,  42. 
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Drittes  Capitel. 

Einteilung  des  Griminalprocesses  in  das  Verfahren  in  iure  und  du  ii 
iudicio.  Annahme  oder  Abweisung  der  Anklage  durch  den  Beamten.  Ytt 
fahren  in  iure.  Interrogatio  in  iure,  im  Falle  des  Geständnisses  ent 
scheidet  der  Beamte  selbständig.  Ebenso  bei  Ertappung  auf  frischer  That. 
Beweis  für  die  Selbständigkeit  der  Beamten  in  diesen  Fällen.  Veite 
Ausdehnung  dieser  Fälle  durch  juristische  Erklärung.  Beschränkung  der 
Provocation  dadurch.  Macht  der  Beamten  im  Strafprocess.  Allmälip 
Milderung  der  Strafen.  Das  Verfahren  in  iure , wenn  ein  Verfahren  ii 
iudicio  folgt.  Falsche  Ansicht  von  zwei  Instanzen.  Widerlegung  derstl 
ben.  Begriff  von  iudicare  und  iudicium.  Hur  das  Verfahren  vor  dem  Volle 
gilt  als  richterliches.  Stellung  der  Beamten  und  Endzweck  des  Verfall 
rens  in  iure  in  diesem  Falle. 

Das  Verfahren  in  iure  beim  Criminalprocesse  zerfällt  in  zwei 
Theile.  Der  erste  derselben  läuft  auf  das  Verfahren  in  iudicio 
hinaus:  er  soll  dasselbe  vorbereiten  und  möglich  machen.  Der 
zweite  Theil  schliesst  sich  an  dasselbe  an:  er  enthält  die  Aus- 
führung des  in  iudicio  Bestimmten.  Die  einzelnen  Unterabthei- 
lungen desselben  treten  in  ihrer  Besonderheit  bei  den  Scbwur- 
gerichtsprocessen , von  denen  wir  eine  ausführlichere  Ueberliefe- 
rang  haben,  hervor:  sie  sind  indessen  so  sehr  in  der  Natur  der 
Sache  begründet  und  mit  dem  gesammten  Römischen  Gerichts- 
wesen verknüpft,  dass  wir  ihr  Dasein  seit  den  ältesten  Zeiten 
annehmen  müssen , ja  auch  die  späteren  Benennungen  derselben 
waren  gewiss  lange  vor  den  Schwurgerichten  in  Gebrauch.  Neh- 
men wir  an,  der  Ankläger,  mochte  derselbe  aus  eigenem  An- 
triebe aufgetreten  sein  oder  sich  auf  Veranlassung  des  Beamten 
gefunden  haben*),  sei  an  der  Gerichtsstätte  vor  dem  Beamten, 
welcher  die  Gerichtsbarkeit  übte,  erschienen:  so  war  das  erste, 
dass  er  den  Namen  desjenigen,  welchen  er  anklagen  wollte, 
nebst  den  Gründen  der  Anklage  nannte:  der  stehende  Ausdruck 
dafür  ist  nomcn  deferre . b)  Der  Beamte  prüfte  diese  vorläufige 
Anklage:  hielt  er  sie  für  unbegründet,  so  stand  es  ihm  frei, 

a)  VergL  oben  S.  146. ' 

b)  Derselbe  findet  sich  schon  vor  der  Zeit  der  Schwurgerichte,  i B. 
bei  Liv.  XLV,  37. 
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dieselbe  nicht  anzunehmen  und  den  Ankläger  abzuweisen.  Nie- 
mand konnte  den  Beamten  zwingen,  eine  Anklage  wider  seinen 
Willen  anzunehmen : seine  Collegen  konnten  nur  gegen  das,  was 
er  that,  nicht  gegen  das,  was  er  nicht  that,  Einspruch  thun, 
und  umgekehrt  stand  es  ihm  selber  frei,  die  etwaige  Annahme 
einer  Anklage  durch  dieselben  seinerseits  zu  hindern.  So  lange 
die  Consuln  oder  die  höchsten  Staatsbeamten  zugleich  Richter 
waren,  gab  es  auf  diesem  Wege  keine  Abhülfe;  seit  der  Prätor 
für  die  Rechtspflege  eingesetzt  wurde,  war  es  möglich,  dass  ein 
von  diesem  Abgewiesener  sich  an  die  Consuln  wendete.  Diesen 
stand  es  frei,  unbehindert  durch  die  Prätoreu,  die  Anklage  an- 
zunehmen. Ein  Beispiel  davon  ist  uns  nicht  überliefert  ; aber 
wir  dürfen  es  daraus  schliessen,  dass  es  sonst  den  Consuln  er- 
laubt war,  die  gerichtlichen  Entscheidungen  des  Prätors  abzu- 
ändern.4) ln  allen  Fällen  dagegen  konnten  die  Volkstribunen 
wirksam  eingreifen.  Zwar  war  es  auch  ihnen  nicht  möglich,  den 
richtenden  Beamten  zur  Annahme  einer  Anklage  zu  zwingen; 
aber  sie  durften  die  Sache,  wenn  sie  ihnen  wichtig  genug  er- 
schien und  sie  sich  in  Uebereinstimmung  mit  ihren  Collegen 
befanden,  in  einem  ausserordentlichen  Processe  vor  dem  Volke 
anhängig  machen.  So  war  es  geschehen  bei  dem  Processe  von 
Käso  Quinctius.  Der  Ankläger  Volscius  Fictor  behauptete,  er 
hätte  früher  seine  Anklage  wegen  Mordes  bei  den  Consuln  nicht 
anbringen  können;  jetzt  als  der  allgemeine  Zorn  gegen  den  Pa- 
tricier  ausbrach,  brachte  er  sie  mit  Unterstützung  der  Volks- 
tribunen unmittelbar  im  Volksgerichte  vor. b) 

Hielt  dagegen  der  Beamte  die  Anklage  für  begründet,  so  nahm 
er  sie  an  und  trug,  so  viel  dies  die  Verhältnisse  jeder  Zeit  mit  sich 
brachten'),  den  Namen  des  Angeklagten,  des  Anklägers  und  auch  den 
Grund  der  Anklage  in  die  Listen,  welche  er  über  seine  amtlichen  Ver- 
handlungen führte,  ein:  worüber  wir  später  bei  der  Schilderung 
des  Verfahrens  vor  den  Schwurgerichten  ausführlicher  spfechen 
werden.  Es  folgte  dann  das  uothwendige  Erscheinen  des  Ange- 


a)  Ein  Beispiel  hiervon  wird  erzählt  von  Val.  Max.  VII,  7,  6. 

b)  Man  sehe  I,  272. 

c)  S.  oben  S.  137. 
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klagten  an  der  Gerichtsstätte,  damit  ihm  die  Frage  vorgelegt 
werden  konnte,  ob  er  das  Verbrechen,  dessen  er  bezüchtigt 
wurde,  eingestände.  Dies  war  die  interrogatio  in  iure.  Sie 
wird  zwar  dem  Ankläger  beigelegt»),  und  ohne  Zweifel  ist  auch 
er  dabei  betheiligt,  indem  er  dem  Beamten  die  Verhältnisse  an- 
giebt  und  den  Grund,  worauf  die  Frage  erfolgt,  gewährt;  in 
dessen  die  eigentliche  Frage  über  Schuld  oder  Unschuld  mus 
von  dem  Beamten  selbst  ausgegangen  sein.  Erfolgte  auf  die  Frag 
des  Beamten  das  Geständniss  des  Angeklagten,  er  sei  schuldig 
so  war  damit  nicht  nur  das  anfängliche  Verfahren  in  iure  b< 
endigt,  sondern  auch  das  in  itidicio  unnöthig:  es  blieb  nur  dt 
zweite  Theil  des  Verfahrens  in  iure  übrig,  dass  nämlich  d 
Beamte  die  gesetzlich  verordnete  Strafe  aussprach  und  diesel 
vollzog.  Es  ist  dies  so  natürlich,  dass  es  auf  keine  Weise  zweif 
haft  sein  kann:  die  Römer  hätten  eine  wunderbare  Streits® 
haben  müssen,  wenn  sie  Jemanden,  der  auf  die  feierliche  Fn 
vor  Gericht  sich  selbst  für  schuldig  erklärte,  noch  einmal  du 
den  Richter  hätten  für  schuldig  erklären  lassen,  womit  d 
auch  die  Möglichheit  gewesen  wäre,  dass  der  Richter  im  Wh 
Spruche  mit  dem  Eingeständnisse  des  Angeklagten  ein  nicht  sei 
dig  ausgesprochen  hätte,  ln  dem  aussergewöhnlichen  Falle, 
ein  wahrheitswidriges  Geständniss  der  Schuld  vorzuliegen  sei 
konnte  demungeachtet  der  Beamte  oder  auch  ein  Volkstr 
einschreiten ; denn  ein  Zwang , das  Geständniss  in  jedem  1 
anzunehmen , war  nicht  vorhanden.  Es  war  nur  nati 
und  mit  den  Grundsätzen  des  gesammten  Römischen  R 
übereinstimmend.  Denn  auch  im  Privatrechte  gilt  der 
confeums  pro  iudieato  est:  er  war,  da  er  in  altem  Recht 
kam,  eben  so  sehr  für  das  Criminal-  wie  für  das  Civilreel 
meint.  Ein  berühmtes  Beispiel  von  der  Anwendung  des* 
hat  uns  die  Ueberlieferung  bei  der  Erzählung  von  der  Vers 
rung  der  Bacchanalien  aufbewahrt.  Als  sie  entdeckt  war, 
in  so  fern  ein  ausserordentliches  Verfahren  statt,  als  di« 
suln  vom  Senate  mit  der  Untersuchung  beauftragt  wurd 
allen  andern  Beziehungen  galten  die  Regeln  des  gewölu 


a)  Mau  sehe  das  angeführte  Beispiel  bei  Liv.  XLV,  37. 
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Criminalproeesses ; denn  die  Consuln  hatten  nicht  von  dem  Volke 
ausserordentliche  Vollmachten  erhalten,  konnten  also  die  Ange- 
klagten nicht  ohne  Dazwischenkunft  eines  Volksgerichtes  ver- 
urtheilen.  Livius  erzählt  nun,  nachdem  er  die  Hauptschuldigen, 
welche  bei  den  Festfeiern  auch  andere  Verbrechen  begangen  hatten, 
genannt,  sie  seien  vor  die  Consulu  gebracht  worden  und  hätten, 
da  sie  ihr  Vergehen  eingestanden,  „das  Gericht  nicht  verzögert.'  “) 
Inter  Gericht  versteht  er  hier  das  ganze  Verfahren  in  iudicio , 
dessen  Ergebniss  das  gerichtliche  Urtheil  ist:  die  Verzögerung 
hätte  darin  bestanden,  dass  sie  im  Falle  des  Läugnens  vor  das 
Volksgericht  gebracht  worden  wären.  Jetzt,  da  sie  eingestan- 
den, wurden  sie  unmittelbar  verurtheilt  und  hingerichtet.  Ver- 
schieden von  ihnen  waren  diejenigen  Angeklagten,  welche  nur 
an  den  Festfeiern  Theil  genommen  hatten,  ohne  sich  dabei  an- 
derer Verbrechen  schuldig  zu  machen.  Sie  gestanden  ebenfalls, 
mtschuldigten  sich  aber  damit,  dass  sie  nichts  Verbotenes  gethan 
tätten.  Die  Consuln  hätten  sie  entlassen  müssen,  wenn  ihnen 
Seht  wegen  der  Gefährlichkeit  der  sogenannten  Verschwörung 
fnnoch  eine  ausserordentliche  Bestrafung  nothwendig  erschienen 
Äre. b)  Es  führt  uns  dies  zu  dem  Falle,  wenn  der  Angeklagte 
lerhaupt  zwar  die  Thatsache,  welche  ihm  vorgeworfen  wurde, 
fab,  aber  damit  die  Gesetze  verletzt  zu  haben  läugnete  oder 
ttschuldigungsgr  finde  anführte,  also  sich  trotzdem  für  unschul- 
f erklärte.  In  diesem  Falle  musste  gesetzmässig  das  Verfahren 
tgeführt  und  nöthigen  Falls  die  Abstimmung  der  Volksver- 
nmlung  eingeholt  werden.  Der  bekannteste  Process  dieser 
‘ ist  aus  späterer  Zeit,  der  Milos  wegen  der  Ermordung  von 
dius ; aber  auch  aus  der  Zeit  vor  Einsetzung  der  Schwurge- 
lte wird  uns  ein  solcher  berichtet.  Ein  tapferer  Centurio  C.  Cor- 
*18  war  wegen  Unzucht  mit  einem  Jünglinge  angeklagt  und 
fnete  die  Thatsache  nicht,  entschuldigte  aber  sein  Verbrechen 
. ot,  dass  jener  Jüngling  gewerbsmässig  Unzucht  getrieben 
B.e)  Der  Angeklagte  hätte  einem  ordentlichen  Gerichtsver- 
* 

u Liv.  XXXIX,  17  Addueti  ad  consulos  fassä|ue  de  se  nullain  raoram 
: feeerunt 

t>)  S.  oben  S.  161. 

t)  Vergl-  Val.  Max.  VI,  1,  10.  Vergl.  oben  S.  159. 
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fahren  unterworfen  werden  müssen  und  wäre  vom  Volke  vielleicht 
freigesprochen  worden,  wenn  man  nicht  eine  ausserordentlich? 
Bestrafung  vorgezogen  hätte. 

Indessen  es  ist  selten,  dass  ein  peinlich  Angeklagter  eis 
Geständniss  ablegt,  noch  seltener,  dass  er  es  ohne  Entschuldigun- 
gen thut  und  damit  anerkennt,  dass  er  die  volle  gesetzliche 
Strafe  verwirkt  habe,  ln  manchen  Gesetzgebungen  wird  das  Ge 
stehen  der  Verbrecher  befördert,  in  so  fern  sie  dem  Richter  in 
vielen  Fällen  erlauben,  die  Strafe  zwischen  einem  niedrigstes 
und  höchsten  Masse  zu  bestimmen  und  dieser  durch  die  bei  einem 
Geständnisse  offenbarte  Reue  bestimmt  wird,  für  Verbrecher, 
welche  dieselbe  zeigen,  die  möglichst  niedrige  Strafe  anzusetzen 
Bei  den  Römern  findet  sich  kein  solcher  Gebrauch;  im  Gegen- 
theil  war  die  Einrichtung  ihres  Strafprocesses  und  ihre  Gesetze 
über  die  Bestrafung  der  Verbrechen  der  Art,  dass  sie  das  Läug- 
nen  beförderten  und  darauf  gleichsam  eine  Belohnuug  setzten. 
Beim  Läugnen  war  vollständige  Freisprechung  möglich,  im  Falle 
der  Verurtheilung  die  Strafe  sogar  leichter.  Man  würde  den 
Criminalprocess  unendlich  erschwert  haben,  wenn  man  nicht 
noch  eine  andere  Scheidung  der  Verbrecher  vorgenommen  hätte. 
Wir  haben  früher,  wo  wir  von  den  strafrechtlichen  Bestimmungen 
der  zwölf  Tafeln  sprachen®),  gesehen,  dass  man  zwei  Arten 
von  Verbrechern  unterschied,  die  auf  der  That  ertappten  und 
die  nicht  auf  der  That  ertappten  (manifesti  und  nec  mani/esti). 
Dieser  Unterschied  wird  vielfach  erwähnt  bei  dem  DiebstaE 
wird  aber  auch  schon  in  alter  Zeit  bei  dem  Mord  angeführt1): 
wir  sind  berechtigt,  ihn  bei  allen  Verbrechen  anzunehmen.  Di« 
Gasse  der  auf  der  That  ertappten  Verbrecher  wird  den  gestän- 
digen gleich  erachtet  und  ebenso  wie  sie  behandelt,  dergestaS 
dass  bei  ihnen  kein  Verfahren  in  iudicio  stattfindet,  sondern 
Beamte  selbst,  mögen  sie  Bürger  oder  Nichtbürger  sein,  ote 
Befragen  der  Volksversammlung  das  Urtheil  ausspricht.  Dff 
Beweis  hierfür  lässt  sich  aus  einem  uns  überlieferten  Beispiel 
und  aus  der  Entstehung  des  ganzen  Verfahrens  in  iudicio  führen* 


a)  Man  sehe  I,  376. 

b)  Liv.  III,  33;  Cic.  de  rep.  II,  36,  61. 
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Das  Beispiel  gehört  zwar  einer  spätem  Zeit,  in  der  schon  die 
Schwurgerichte  in  ihrer  höchsten  Ausbildung  bestanden,  an, 
gründet  sich  aber  doch  auf  das  nach  uralter  Sitte  bestehende 
Verfahren.  Die  Catilinarischen  Verschworenen  wollte  M.  Cato 
bekanntlich  mit  dem  Tode  bestraft  wissen.  Er  begründete  seine 
Meinung  so:  „sie  seien  durch  die  Angabe  von  T.  Volturcius 
und  der  Allobrogiscben  Gesandten  überführt  und  hätten  einge- 
standen, dass  sie  Mord  und  Brandstiftung  und  andere  abscheu- 
liche und  grausame  Untbaten  gegen  ihre  Mitbürger  nnd  ihr  Va- 
terland vorgehabt  hätten  und  deshalb  seien  sie  als  geständig, 
wie  auf  der  That  ertappte  todeswürdige  Verbrecher,  nach  Sitte 
der  Vorfahren  mit  der  Todesstrafe  zu  belegen.’’  *)  Cato  erwähnt 
die  Sitte  der  Vorfahren,  um  seine  Ansicht  zu  rechtfertigen,  in 
zweierlei  Beziehung,  einmal  dafür,  dass  er  die  wirkliche  Todes- 
strafe, nicht,  wie  es  damals  gewöhnlich  war,  statt  deren  die  Ver- 
bannung und  Aechtung  vorschlägt,  zweitens  dafür,  dass  er  über 
die  Verschworenen,  weil  sie  gestanden  hätten,  kein  Gericht  ge- 
halten wissen  will;  daher  sind  seine  Worte,  wenngleich  sie  aus 
späterer  Zeit  stammeu,  durchaus  für  das  alte  Römische  Straf- 
recht beweisend.  Er  sagt  aber,  dass  auf  der  That  ertappte  Ver- 
brecher, ebenso  wie  geständige,  behandelt  und  ohne  weiteres 
gerichtliches  Verfahren  bestraft  würden.  Wahrscheinlich  sind 
auch  unter  den  Theilnehmem  der  Bacchanalien,  von  deren  Be- 
strafung wir  kurz  zuvor  gesprochen,  manche  gewesen,  die  nicht 
ausdrücklich  ihre  Schuld  eingestanden,  sondern  nur,  weil  sie 
durch  offenbare  Beweise  und  Zeugen  überführt  waren,  als  auf 
der  That  ertappt  hingerichtet  wurden.  Ein  Widerspruch  gegen 
unsere  Beweisführung  liegt  nicht  in  dem  uns  aus  dem  ersten 
Jahre  des  Decemvirates  berichteten  Processe  von  P.  Sestius.b) 
ln  dessen  Sclilafzimmer  war  in  Gegenwart  eines  Decemvir  C. 
Julius  der  Leichnam  eines  Ermordeten  aufgefunden  worden:  die 
Sache  war,  wie  Livius  sich  ausdrückt,  eben  so  offenbar  wie 

a)  Sali.  Gat  52  iique  (cum)  indicio  T.  Volturci  et  legatorum  Allobro- 
mm  convicti  coufessique  sint  caedeui,  Lnceudia  aliaque  se  focda  atque  cru- 
ielia  facinora  in  cives  patriamque  paravisse,  de  confessis  sieuti  de  mani- 
fest« re  rum  capitalium  more  maioruui  supplicium  sumendum. 

b)  Liv.  III,  33;  Gic.  de  rep.  II,  36,  61.  Vergl.  I,  342. 
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schrecklich.  Der  Decemvir  richtete  indessen  nicht  selbständig, 
sondern  hielt  ein  Volksgericht  ab,  dessen  Entscheidung  nicht 
berichtet  wird.  Wer  hieraus  folgern  wollte,  auch  bei  einem  offen- 
baren, auf  der  That  ertappten,  Verbrecher  hätte  der  Beamt« 
nicht  selbst  entscheiden  dürfen,  sondern  das  Verfahren  in  iudid 
eintreten  lassen  müssen,  der  kann  eben  so  gut  daraus  schliessec. 
die  Zehnmäuner  wären  nicht  von  den  Provocationsgesetzeu  befreit 
gewesen  und  doch  wissen  wir  durch  die  bestimmtesten  Zeugnisse, 
dass  sie  es  waren.  Es  handelt  sich  hierbei  nur  um  das,  w* 
der  Beamte  thun  darf,  nicht  um  das,  was  er  thun  muss.  Obe 
Zweifel  kann  er  jeden  auf  der  That  ertappten  Verbrecher  aocl 
vor  das  Volksgericht  stellen,  eben  so  gut,  wie  er  auch  bei  den 
seiner  Schuld  geständigen  gerichtliche  Untersuchung  eintret« 
lassen  kann  oder  wie  der  ausdrücklich  von  den  Provocationsge 
setzen  befreite  dennoch  dieselben  beobachten  darf.  Der  Deeem- 
vir  aber  hatte  in  diesem  Falle  einen  doppelten  Grund,  von  sernen 
Rechten  keinen  Gebrauch  zu  machen.  Der  Angeklagte  war  Pa- 
trieier  und  gehörte  zu  den  vornehmsten  Bürgern,  und  dann 
wünschte  jener  seine  Mässigung  zu  zeigen,  um  der  Deeemviraln- 
gierung  das  Vertrauen  des  Volkes  zu  erwerben:  in  dieser  Be- 
ziehung wird  sein  Verfahren  von  allen  Schriftstellern  gelob 
Ebenso  wenig  darf  man  aus  einem  andern  uns  überliefert« 
Beispiele  eine  verschiedene  Behandlung  der  geständigen  und 
der  auf  frischer  That  ertappten  Verbrecher  folgern.  Sueton  er- 
zählt*) unter  den  Beispielen  von  der  Milde  des  Kaisers  Augustas 
derselbe  habe  einen  Angeklagten,  der  eines  offenbaren  Vater- 
mordes schuldig  war,  damit  er  nicht  in  einen  Sack  eingewb  j 
würde,  als  Richter  bei  der  feierlichen  Frage  an  der  Gerichte- 
stätte  so  angeredet:  „sicherlich  hast  du  deinen  Vater  uisit 
getödtet";  denn  nur  die  geständigen  Vatermörder  hätten  je* 
Strafe  erlitten.  Hier  ist  ein  ähnliches  Verhältniss  wie  in  das 
vorhergehenden  Falle:  der  Kaiser  wollte,  was  ihm  gesetzlich  ft* 
stand,  nicht  thun.  Nach  Sitte  und  Gesetz  wurden  geständig 
und  auf  der  That  ertappte  Vatermörder,  welche  vernünftig« 
Weise  ihre  That  nicht  abläugnen  konnten,  auf  gleiche  Weise  be- 

a)  Suet  Aug.  33.  Vergi.  I,  397. 
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straft  and  erlitten  die  alte,  grausame  Art  der  Hinrichtung.  Der 
Kaiser  indessen  in  seiner  Milde  wollte  dieselbe  nicht  anwenden, 
(jetrachtete  die  überzeugenden  Beweise,  welche  Vorlagen,  als  nicht 
überzeugend.  Er  hätte  dies  jedoch  nicht  thun  können,  wenn 
der  Angeklagte  auf  die  feierliche  Frage  mit  schuldig  geantwortet 
hätte:  er  richtete  deshalb  dieselbe  so  ein,  dass  der  Angeklagte 
des  Kaisers  Absicht  erkennen  und  die  That  läugnen  musste. 
Es  liegt  somit  in  diesem  Beispiel  kein  Beweis,  dass  auf  der 
That  ertappte  Verbrecher  nicht  von  dem  Beamten  selbständig, 
ohne  das  Verfahren  in  iudicio  eintreten  zu  lassen,  hätten  ver- 
ortheilt  werden  können. 

Ein  vollständiger  Beweis  aber  dafür,  dass  bei  geständigen 
"der  auf  frischer  That  ertappten  Verbrechern  der  Beamte  selbst- 
idig  und  ohne  das  Verfahren  in  iudicio  anzustellen , entschei- 
n durfte,  ergiebt  sich  aus  der  Betrachtung,  worauf  das  letz- 
e beruhte.  Das  iudicium  ist  nämlich  das  Volksgericht  und 
s war  eingeführt  worden  durch  die  uralten,  beinahe  mit 
Republik  selbst  entstandenen  Provocatiousgesetze.  Die  ur- 
gliche  Form  der  Provocation,  welche  sich  in  ihren  Haupt- 
n stets  erhalten  hat,  war,  wie  wir  in  unserer  früheren  Dar- 
stellung auseinandergesetzt"),  die,  dass  der  Angeklagte  während 
Abführung  zur  Strafe  erklärte:  „ich  berufe  mich  auf  das 
k":  diese  von  ihm  selbst  ausgehende  Erklärung  ist  nothwen- 
um  das  weitere  Verfahren  hervorzurufen.  Es  wäre  aber 
rsinuig,  wenn  deijeuige,  welcher  eben  in  feierlicher  Weise 
Schuld  eingestanden  hätte,  dann  unmittelbar  über  die 
;e,  ob  er  für  schuldig  oder  nichtschuldig  zu  erachten  sei, 
auf  seine  Mitbürger  berufen  wollte.  Mithin  ist  für  einen 
digen  Angeklagten  Berufung  an  das  Volk  und  das  davon 
gige  Verfahren  in  iudicio  unmöglich : mit  dem  Geständnisse 
st  erkennt  er  die  Befugniss  des  Beamten , über  ihn  selbständig 
entscheiden,  an.  Fenier  die  Wirksamkeit  der  eingelegten 
vocation  beruht,  wie  wir  gesehen b),  darauf,  dass  das  Volk 
Provocirendeu  seine  Theilnahme  zeigt,  dass  es  ihm  zu 


a)  S.  I,  183- 

b)  Vergl  1,  185. 
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Hülfe  eilt,  dass  es  eine  Art  von  gesetzmässigem  Aufstand  er- 
regt und  dadurch  den  Beamten  zwingt,  der  Berufung  uaehzu- 
geben.  Dies  kann  unmöglich  der  Fall  sein,  wenn  der  Verbrechet 
auf  der  That  ertappt  ist.  Mag  er  auch  noch  so  sehr  läugnen. 
er  wird,  wenn  ihm  die  Ertappung  auf  der  That  entgegenstebt. 
keine  Theilnahme  finden:  er  wird  sogar  durch  die  aus  seiueni 
Betragen  hervorgehende  Frechheit  den  Zorn  des  Volkes  erreseu 
der  Beamte  wird  keine  Veranlassung  finden,  seinetwegen  weite- 
ren Verzug  und  die  Förmlichkeit  einer  Volksversammlung  ein- 
treten  zu  lassen.  Abgesehen  vielleicht  von  politischen  Verbrechen, 
wo  die  Leidenschaften  erregt  sind,  wird  das  Volk  sich  von  dem, 
welchen  es  als  Verbrecher  erkennt,  abwenden:  und  jene  politi- 
schen Fälle  den  Strömungen  der  öffentlichen  Meinung  zu  unter 
werfen  und  dem  strengen  Rechte  des  Gesetzes  zu  entziehen,  war 
recht  eigentlich  die  Absicht,  wenn  auch  nicht  des  ersten.  - 
doch  der  folgenden  Provocationsgesetze  gewesen. 

Somit  muss  man  es  als  sicher  annehmen,  dass  bei  gestän- 
digen und  auf  der  That  ertappten  Verbrechern  (confessi  et  maai- 
festi)  der  zweite  Theil  der  gerichtlichen  Verhandlungen , welcher 
in  iudicio  hiess,  fortfiel  und  sich  an  den  ersten  Theil  des  Ver- 
fahrens in  iure  sogleich  der  zweite  Theil  eben  desselben  Ver- 
fahrens, welcher  das  Urtheil  und  die  Vollziehung  desselben  um- 
fasste, anschloss.  Der  Beamte  war  für  diese  Fälle,  auch  wena 
der  Angeklagte  das  beste  Bürgerrecht  besass,  selbständig  uud 
die  Volksversammlung  nicht  gebunden.  Es  gab  also  im  Allgen 
nen  zwei  Classen  von  Angeklagten:  die  erste  umfasste  diej« 
gen,  bei  welchen  ihre  Schuld  durch  Geständniss  oder  Er 
auf  frischer  That  offenbar  war:  die  zweite  bestand  aus  denje 
gen,  deren  Schuld  unklar  und  zweifelhaft  war,  die  nur  du 
ein  Volksurtheil  für  schuldig  erklärt  werden  konnten.  Die 
sind  die,  welche  nicht  provocirt  hatten,  die  zweiten,  mögen  | 
für  schuldig  oder  nichtschuldig  erklärt  werden,  diejen 
welche  provocirt  haben.  Die  letzteren  sind  die  geringeren 
thäter  und  das  Gesetz  nimmt  besondere  Rücksicht  auf  sie, 
wir  gefunden*),  dass  ihrer  in  dem  dritten  Valerischen  Provo 


a)  Mau  sehe  oben  6.  45. 
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tionsgesetze  gedacht  wurde.  Bemerken swerth  ist,  dass  diese 
beiden  Gassen  von  Verbrechern  im  Römischen  Rechte  nicht  ge- 
nau geschieden  waren.  Man  sollte  meinen,  dies  wäre  nöthig 
gewesen,  da  von  dieser  Unterscheidung  das  weitere  gerichtliche 
Verfahren  abliiug,  da  es  sich  darum  handelte,  dadurch  der 
Willkür  der  Beamten  Schranken  zu  setzen  und  die  Anwendung 
des  Grundrechtes  der  Römischen  Bürgerschaft,  dass  nur  die 
Volksversammlung  über  das  Leben  und  Vermögen  von  Bürgern 
zu  entscheiden  habe,  zu  sichern.  Dennoch  war  dies  keineswegs 
der  Fall.  Fragen  wir  zunächst  , wer  als  geständig  galt.  War 
es  derjenige,  welcher  nur  die  Thatsache,  wegen  welcher  er  an- 
geklagt wurde,  als  richtig  zugab,  oder  derjenige,  welcher  sich 
zugleich  deshalb  als  schuldig  und  der  gesetzlichen  Strafe  als 
verfallen  erklärte?  Offenbar  dem  strengen  Rechte  nach  nur  der 
Letztere:  ja  wir  haben  aus  der  ältesten  Zeit  der  Republik  zahl- 
reiche Fälle,  wo  der  Angeklagte  die  Thalsache  zugab,  aber 
doch  die  Schuld  läugnete  und  deshalb  die  Berufung  au  das  Volk 
durchsetzte.  So  war  es  z.  B.  bei  den  Soldatenaushebungen, 
welche  die  patricischen  Beamten  Vornahmen.  Die  Plebejer,  welche 
ausgehoben  werden  sollten,  läugneten  nicht,  dass  sie  sich  nicht 
stellen  wollten,  behaupteten  aber  daran  Recht  zu  thun.  Als 
Publilius  Volero  zum  Soldaten  ausgehoben  werden  sollte,  wei- 
gerte er  sich,  musste  also  die  Richtigkeit  der  Thatsache,  wegen 
deren  ihn  der  Consul  bestrafen  wollte , zugeben , aber  er  behaup- 
tete, weil  er  Hauptmann  gewesen  wäre,  brauche  er  nicht  wie- 
der gemeiner  Soldat  zu  werden.*)  Deshalb  fand  dann  auch  die 
Berufung  an  das  Volk  statt.  Dagegen  in  dem  kurz  vorher b)  an- 
geführten Falle,  wo  ein  gewesener  Ceuturio  C.  Cornelius  wegen 
Unzucht  vor  Gericht  gefordert  wurde,  liess  man  die  Provocation 
nicht  zu:  der  Angeklagte  gab  zwar  die  Thatsache  zu,  läugnete 
aber  seine  Straffälligkeit.  Es  fand  also  ein  auffallendes  Schwan- 
ken statt,  bei  dem  es  kein  Gesetz,  auch  keinen  festen  Rechts- 
gebrauch gab.  Wir  haben  früher  den  Process  der  Catilinarischen 
Verschworenen  angeführt0):  sie  werden  „geständig”  genannt 

a)  Man  sehe  Liv.  11,  55. 

b)  Siehe  oben  S.  171. 

c)  Siehe  oben  S.  173. 
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und  den  auf  frischer  That  ertappten  Verbrechern  gleich  erachtet. 
Iudessen  wir  lesen  in  den  ausführlichen  Berichten,  welche  wir 
über  die  mit  ihnen  im  Senate  geführten  Verhandlungen  haben, 
nichts  von  ihrem  Eingeständnisse.  Sallust*)  sagt,  nur  T.  Vol- 
turcius  habe,  als  ihm  vom  Senate  Aussicht  auf  Verzeihung  als 
Belohnung  zugesichert  worden  sei,  ein  volles  Geständniss  abge- 
legt und  dies  wird  von  Cicero  in  derjenigen  Rede,  welche  die 
genaue  Beschreibung  der  Senatsverhandlungeu  enthält,  bestä- 
tigt.1’) Von  den  übrigen  Verschworenen  sagt  Sallust  nur,  P. 
Lentulus  sei  von  den  Galliern , welche  ebenfalls  ein  Geständniss 
ablegten,  durch  Anführung  der  Gespräche,  welche  er  mit  ilineu 
gehalten  hatte , überführt  worden ; von  den  übrigen  erwähnt  er 
nichts.  Vou  C.  Cethegus  erzählt  Cicero*),  er  habe. Anfangs  auf 
das  Vorhalten  wegen  der  in  seinem  Hause  gefundenen  Waffe« 
Entschuldigungen  vorgebracht,  dann  bei  dem  Vorbringen  der 
übrigen  Beweise  plötzlich  still  geschwiegen;  von  Lentulus,  er 
habe  geläugnet  und  nur  eingestanden,  dass  er  über  die  Sibylli- 
nisehen  Bücher,  welche  ihm  die  Herrschaft  weissagten,  gesprochen, 
was  er,  ohne  sich  eine  Blösse  zu  geben,  thun  konnte;  von  Ga- 
binius  endlich,  er  hätte  anfänglich  unverschämt  geantwortet, 
später  nichts  von  dem , dessen  ihn  die  Gallier  beschuldigten,  ge- 
läugnet.  Dies  ist  der  Bericht  Ciceros  und  zwar  in  einer  Rede 
an  das  Volk,  vor  dem  er  seine  Massregeln  rechtfertigen  wollte, 
also  die  Verbrechen  der  Verschworenen  mit  den  schwärzesten 
Farben  schildern  und  ihr  etwaiges  Geständniss  ganz  besonders 
hervorheben  musste.  Jedoch  von  einem  wirklichen  Geständnisse, 
dass  sie  nicht  nur  die  Thatsache  bejaht,  sondern  dann  auch 
ihre  Straffälligkeit  eingestanden  hätten,  hören  wir  nichts  und  e? 
ist  au  sich  undenkbar,  dass  sie  ein  solches  abgelegt  haben. 
Dann  wäre  Clodius’  späteres  Gesetz  über  ihre  Hinrichtung  and 
Ciceros  Bestrafung  deshalb  ganz  unerklärlich.  Trotzdem  ab« 
erklärt  Cato  sie  in  seiner  Rede  für  geständig  und  der  ganze  Se- 
nat stimmte  ihm  bei:  kein  Einziger  hat  gegen  diese  Auffassung 


a)  Sali.  Cat.  47. 

b)  Cic.  in  Cat  111,  4,  8. 

c)  Cie.  in  Cat.  III,  5. 
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gesprochen.  Wäre  der  Process  von  geringerer  politischer  Wich- 
tigkeit, die  Bestraften  weniger  einflussreich  gewesen,  so  wäre 
es  Niemanden  eingefallen,  Anstoss  zu  nehmen  und  die  durch 
liberzeugende  Beweise  geschehene  Ueberfuhrung  nicht  einem  Ein- 
geständnisse für  gleich  zu  erachten.  Jedenfalls  ersieht  man, 
dass  der  Begriff  eines  geständigen  Verbrechers  nicht  fest  stund 
und  durch  juristische  Erklärung  weit  ausgedehnt  wurde. 

Eben  so  wenig  stand  der  Begriff  des  auf  der  That  ertapp- 
ten Verbrechers  fest,  ln  den  Bruchstücken  der  zwölf  Tafeln 
wird  der  auf  frischer  That  ergriffene  Dieb  von  dem  nicht  auf 
frischer  That  ergriffenen  gesondert:  zu  der  ersten  Classe  ge- 
hört aucji  derjenige,  welcher  durch  eine  unter  bestimmten  For- 
men vollzogene  Haussuchung  entdeckt  wird : weitere  Bestim- 
mungen fehlten.  Der  Begriff'  war  also  einerseits  weit  aufgefasst, 
andererseits  nicht  genau  bestimmt:  es  bemächtigte  sich  seiner  die 
juristische  Erklärung.  Für  einen  „ertappten”  Dieb  galt  nicht 
nur  derjenige , welcher  wirklich  bei  der  That  ergriffen  war , son- 
dern auch  derjenige,  welcher  überhaupt  an  dem  Orte,  wo  der  Dieb- 
stahl geschehen  war,  sich  fand  oder  derjenige , welcher  ergriffen 
wurde , bevor  er  an  den  Ort  gelangt  war,  wrohin  er  das  gestohlene 
Gut  bringen  wollte.  Andere  Juristen  fassten  in  späterer  Zeit 
die  Erklärung  noch  weiter.  “)  Aehnlich  war  es  bei  andern  Ver- 
brechern, wie  z.  B.  der  Patricier  P.  Sestius,  weil  in  seinem 
Schlafzimmer  ein  Leichnam  gefunden  worden  war,  für  einen  auf 
der  That  ertappten  Mörder  galt.b)  Man  kommt  zu  der  Folge- 
rung, dass  jeder  Verbrecher,  für  dessen  Schuld  überzeugende 
Beweise  sprachen,  als  ein  auf  der  That  ertappter,  oder,  wie  es 
Lateinisch  mit  richtigerem  Ausdruck  hiess,  als  tnanifestu# , als 
„offenbar”  erachtet  wurde  und  keinen  Anspruch  auf  das  Provo- 
cationsrecht  hatte,  mithin  von  dem  Beamten  selbständig,  ohne 
Zuziehung  des  Volksgerichtes,  verurtheilt  werden  durfte.  Eine 
solche  Auffassung  des  Begriffes  entspricht  vollkommen  dem  Ur- 
sprünge, von  dem  das  Volksgericht  ausging,  der  Form,  unter 
der  es  eingeleitet  wurde.  Wie  ein  geständiger  Verbrecher  nicht 

a)  Gai.  III,  184;  ülpian.  1.3  sq.  Dig.  de  furt  (XL VII,  2);  Paul.  II,  31,2. 
Vergl.  1,  373. 

b)  S.  obeu  S.  173. 
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den  Schutz  des  Volkes  anrufen  darf*) , eben  so  wenig  hat  ein 
Angeklagter,  welcher  durch  offeubare  Beweise  seiner  Schuld 
überführt  wird,  Aussicht,  diejenige  Theilnahme  bei  demselben 
zu  finden,  welche  allein  den  Beamten  zwingen  kanu,  der  Pro- 
vocation  nachzugeben  und  ein  Volksgericht  zu  gestatten. 

Das  Ergebniss  ist,  dass  die  Entscheidung  darüber,  ob  ein 
Verfahren  in  iudicio  eintreten  solle  oder  nicht,  und  somit  der 
Schwerpunkt  des  ganzen  Strafprocesses  wesentlich  in  der  Hand 
der  Beamten  lag,  ein  Ergebniss , zu  welchem  wir  schon  früher, 
als  wir  allgemeine  Betrachtungen  über  die  Gerichtsbarkeit  der 
Römischen  Volksversammlung  anstellten,  gekommen  sind.b)  ln 
alten  Zeiten,  als  der  Staat  klein  und  die  Bürger  unter  einander 
bekannt  waren,  mochten  auch  gewöhnliche  Processe  das  allge- 
meine Interesse  in  dem  Grade  anregen,  dass  ein  Volksgericht 
gehalten  wurde : später  konnten  dies  nur  wenige  Fälle  bewirken, 
wo  entweder  die  Angeklagten  durch  ihren  Stand  die  Aufmerk- 
samkeit fesselten  oder  die  Schuld  so  zweifelhaft  war,  dass  die 
Entscheidung  der  gesummten  Bürger  den  Ausschlag  geben 
musste.  Zudem  lag  eine  genügende  Gewähr  in  der  Aufsicht, 
welche  die  Beamten  gegenseitig  unter  einander  führten,  nicht 
bloss  die  richterlichen,  sondern  vor  allem  die  Volkstribunen, 
welche  einen  durchaus  unabhängigen , das  ganze  richterliche 
Verfahren  mit  ihren  Entscheidungen  begleitenden  Gerichtshof 
bildeten.')  Wenn  sie  mit  den  Richtern  übereinstimmten,  so 
war  für  den  Angeklagten  keine  Aussicht,  sein  Provocationsrecht 
und  ein  Verfahren  in  iudicio  durchzusetzen.  Dabei  war  der 
Vortheil,  dass  man,  ohne  die  Gesetze  zu  verletzen  und  aufzu- 
lieben, dennoch  der  öffentlichen  Meinung  und  dem  jedesmaligen 
Stande  der  Bildung  nachgeben  durfte,  namentlich  konnte,  als 
die  Schwurgerichte  aufkamen,  ohne  Aufhebung  der  alten,  her- 
gebrachten Gerichtsverfassung  dennoch  das  ganze  Verfahren  in 
andere  Bahnen  geleitet  werden. 

Nach  den  Erläuterungen,  welche  wir  gegeben , ist  ein  schon 


a)  Vergl.  oben  S.  176. 

b)  Vergl.  I.  155. 

c)  Vergl.  1,  216. 
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zweimal  von  uns  erwähnter d),  allgemeiner  Grundsatz  des  Rö- 
mischen Strafrechts  erklärlich,  nämlich  der,  dass  geständige 
und  auf  der  Tliat  ertappte  Verbrecher  härter  bestraft  werden, 
als  diejenigen,  deren  Berufung  an  das  Volk  angenommen  wird 
und  welche  in  Folge  davon  durcii  das  gerichtliche  Urtheil  der 
Volksversammlung  für  schuldig  erklärt  werden.  Bei  diesen  ist 
die  Schuld  zweifelhaft  und  es  ist  ein  schöner  Zug  des  Römi- 
schen Strafrechts,  dass  es,  der  Schwäche  des  menschlichen  Ur- 
theils  Rechnung  tragend,  für  diese  nicht  die  volle  Strafe  verord- 
net. Z.  B.  für  Vatermörder  galt  die  aus  uralter  Zeit  stammende 
grausame  Strafe , dass  sie  in  einen  Sack  eiugeuäht  und  ertränkt 
wurden b);  aber  nur  für  geständige  oder  auf  frischer  That  er- 
tappte: andere  Vatermörder  wurden  mit  gewöhnlicher  Hinrich- 
tung bestraft.  Als  die  Sitten  milder  wurden  und  namentlich 
für  die  Römischen  Bürger  die  öffentliche,  grausame  Hinrichtungs- 
weise abgeschaffit  war,  wollte  man  auch  die  Strafe  der  geständi-  * 
gen  Vatermörder  mildern.  Man  schaffte  deshalb  das  alte  Gesetz 
nicht  ab,  sondern  benutzte  die  Dehnbarkeit  der  Begriffe  „ge- 
ständig” imd  „auf  der  That  ertappt",  um  ein  milderes  Straf- 
urtheil  eintreten  zu  lassen.  Eigentlich  wäre  der  Beamte,  sobald 
ein  Verbrecher  nicht  als  zu  jener  Classe  gehörig  erachtet  wurde, 
verpflichtet  gewesen,  denselben  vor  die  Volksversammlung  zu 
bringen;  aber  man  kann  sich  denken,  dass,  sobald  nur  über 
die  Schuld  kein  Zweifel  war,  die  Beamten  und  die  öffentliche 
Stimme  des  Volks  in  den  meisten  Fällen  gegen  eine  leichtere 
Todesstrafe  nichts  einzuwenden  hatten.  Kaiser  Augustus  hat  in 
jenem  von  uns  berichteten  Falle  eines  Vatermörders,  da  die 
Schuld  des  Angeklagten  klar  vorlag,  nicht  noch  ein  Verfahren 
in  iudicio  anstellen  lassen.  Besonders  trat  diese  Milderung  der 
Strafen  in  der  Umwandelung  der  Todesstrafe  in  die  der  Aechtung 
hervor.  Die  alten  Gesetze  bestimmten  in  vielen  Fällen  den  Tod, 
wo  ihn  die  spätere  Rechtsanschauung  nie  eintreten  Hess,  z.  B. 
bei  den  Amtsverbrechen  der  Beamten,  welche  sich  hatten  be- 
stechen lassen  oder  durch  Bestechung  ihr  Amt  erschlichen 

a)  Siehe  I,  376  und  oben  S.  45. 

b)  Suet.  Aug.  33.  S.  oben  S.  174. 
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hatten.*)  Seit  den  Zehnmännern  ist  hierfür  wahrscheinlich  kein 
Todesurtheil  verhäng  worden:  selbst  von  jenen  hätte  keiner 
den  Tod  erlitten,  wenn  ihn  sich  nicht  Ap.  Claudius  selbst  ge- 
geben hätte.  Dennoch  stand  auf  diese  Verbrechen  der  Tod, 
aber  nur,  wenn  sie  eingestanden,  wenn  sie  offenbar  waren. 
Hier  kam  dem  Beamten  zu  Statten,  dass  es  in  seiner  Macht 
lag,  den  Angeklagten  zu  verhaften  oder  auf  freiem  Fusse  zu  las- 
senb):  er  konnte  ihn  selbst  während  der  Voruntersuchung  aus 
der  Haft  entlassen.  Wer  seine  Schuld  offenbart  sah,  benutzte 
diese  Freiheit,  um  in  die  Verbannung  zu  gehen,  worauf  dann 
von  dem  Beamten  die  Aechtung  ausgesprochen  wurde.  Heisst 
es  doch  sogar  von  dem  Volkstribunen,  welcher  den  Helfershel- 
fer der  Deceravirn  M.  Claudius  angekjagt  hatte,  er  habe  diesen 
nach  seiner  Verurtheilung  durch  das  Volk  aus  der  Haft  entlassen 
und  ihm  in  die  Verbannung  zu  gehen  erlaubt.')  Mag  er  ihn 
haben  entwischen  lassen  oder  öffentlich  aus  dem  Gefängnisse  be- 
freit haben,  sicherlich  fand  er  für  seine  .Milde  Billigung  bei  sei- 
nen Mitbürgern.  Auf  diese  Weise  diente  die  Römische  Rechts- 
anschauung, welche  offenbare  Verbrecher  von  den  nicht  offen- 
baren trennte  und  nur  die  letzteren  dem  Volksgerichte  zuwies, 
dazu,  eine  mildere  Gerichtsbarkeit  im  Allgemeinen  herbeizufüh- 
ren und  jenen  Zustand  vorzubereiten , welchen  später  die  Schwur- 
gerichte ausdehnten  und  gewöhnlich  machten. 

Aus  unserer  Darstellung  ergiebt  sich,  dass  in  den  bei  wei- 
tem meisten  Fällen , auch  wro  Römische  Bürger  angeklagt  waren, 
das  Verfahren  in  iure  unmittelbar  zum  Abschlüsse  des  ganzen 
Processes  führte.  Die  Verhandlungen  in  demselben  mussten  so 
sein,  wie  sie  überhaupt  nach  Römischer  Sitte  in  jedem  Criminal- 
processe  stattfanden : wir  werden  sie  später,  wo  wir  die  Schwur- 
gerichte behandeln,  ausführlich  im  Einzelnen  schildern.  Hatte 
dagegen  der  Angeklagte  bei  der  feierlichen  Frage  des  Beamten 
sich  für  nicht  schuldig  erklärt,  waren  die  Beweise  der  Schuld 
nicht  überzeugend,  äusserte  sich  bei  den  öffentlich  geführten 


a)  S.  I,  386flgd. 

b)  Vergl.  oben  S.  156. 

c)  S.  oben  S.  40. 
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Verhandlungen  die  Theilnahme  des  Volkes  oder  verlangte  es 
einer  der  Volkstribunen,  oder  kamen  endlich  andere  Gründe  vor, 
»eiche  den  Beamten  bewogen,  die  Verantwortung  eines  Urtheils 
nicht  auf  sich  nehmen  zu  wollen,  so  fand,  wenn  der  Angeklagte 
Römischer  Bürger  war,  ein  weiteres  Verfaliren  in  iudicio  statt, 
ln  diesem  Falle  tritt  der  Unterschied  zwischen  den  beiden  Ab- 
fheiluDgen  des  Römischen  Criminalprocesses  deutlich  hervor  und 
ierselbe  nähert  sich  dem  gewöhnlichen  Privatprocesse,  von  dem 
t ausgegangen  ist.“)  Die  beiden  Abtheilungen  sind  nach  Zeit 
nd  Ort  getrennt,  gemeinsam  ist  ihnen  nur  der  Beamte,  welcher 
) der  ersten  selbständig  dasteht , in  der  zweiten  als  Erforscher 
nd  Verkünder  des  Volkswillens  auftritt.  Es  fragt  sich,  was 
i diesem  Falle  der  Zweck  des  Verfahrens  in  iure  ist,  worauf 
«selbe  hinausläuft,  in  welchem  Verhältnisse  es  zu  dem  nach- 
Igenden  Verfahren  in  iudicio  steht.  Man  nimmt  jetzt  allgemein 
, dasselbe  habe  in  einem  eigentlich  so  zu  nennenden  iudicinm 
endet,  das  aber  noch  nicht  endgültig  gewesen  sei;  denn  es 
be  denn  Verurtheilten  freigestauden , gegen  dasselbe  Berufung 
das  Volk  einzulegeu  und  vor  diesem  sei  dann  der  Process  in 
eiter  Instanz  geführt  worden.  Ja  man  ist  noch  weiter  gegan- 
j und  hat,  von  diesem  Verfahren  im  gewöhnlichen  Criminal- 
cesse  ausgehend,  behauptet,  jeder  vor  dem  Volksgerichte  ge- 
rte  Process  sei  ein  Process  zweiter  Instanz  gewesen,  mochte 
von  den  gewöhnlichen  richterlichen  Beamten  oder  von  den 
kstribunen  eiugeleitet  sein.47)  Wir  haben  unsere  Ansicht 
>n  früher  angedeutet, b)  müssen  indessen  wegen  der  Wich- 
eit  der  Sache  noch  einmal  darauf  zurückkommen. 

Die  Gleichartigkeit  im  Verfahren  des  ordentlichen  Criminalpro- 
es,  von  dem  wir  jetzt  handeln,  mit  dem  im  ausserordentlichen 
esse,  wo  die  Volkstribuneu  Ankläger  und  Richter  waren,  wer- 
wir  später  besonders  berühren:  wenn  das  eine  als  ein  Verfah- 
zweiter  Instanz  zu  betrachten  ist,  so  ist  es  auch  das  andere, 
ssen  dieser  Begriff  einer  zweiten  Instanz  ist  den  Ideen  der 
ischen  Republik  zuwider  und  geeignet  Missverständnisse  zu 


) Vergl.  oben  S.  134. 

) Man  sehe  I,  192. 
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erzeugen:  es  hat  ihn  nicht  gegeben,  mit  Ausnahme  des  Verfah- 
fahrens,  wo  Zweimänner  ein  vorläufiges  Urtheil  lallten  und  die- 
ses dann  als  Ankläger  vor  der  Volksversammlung  durchzusetzen 
suchten.  Dieses  Verfahren  ist  indessen  in  der  ganzen  Römischen 
Geschichte  nur  zweimal  vorgekommen-,  überdem  war  dabei  das 
erste  Urtheil  eine  blosse  Form,  auf  welche  nur  Gewicht  gelegt 
wurde,  um  den  eigentlichen  Process  vor  dem  Volksgerichte  ein- 
zuleiten. a)  Es  gab  eine  appellatio,  in  so  fern  ein  gleich  oder 
höher  stehender  Beamter  oder  ein  Volkstribun  hindernd  ent- 
schreiten konnte;  aber  in  diesem  Hindern  lag  nicht  die  Befugniss, 
an  die  Stelle  des  früher  gefällten  Urtheils  ein  anderes  zu  setzen. 
Als  Grund  für  ein  Criminalverfahren  in  zwei  Instanzen  wird 
hauptsächlich  folgender  angeführt.  Es  wird  von  den  Beamten 
gesagt,  sie  urtheilten,  es  wird  ihnen  iudicium  und  iudicare  zu- 
geschrieben, und  zwar  nicht  nur  im  Allgemeinen,  ohne  bestimmte 
Beziehung  auf  ein  darauf  folgendes  Volksurf  heil,  sondern  auch 
diesem  vorhergehend.  Da  nun  jedenfalls  das  Volk  auch  ein 
Urtheil  fallt,  so  schloss  man  daraus,  dass  es,  da  zwei  Urtheile 
vorlägen  und  das  zweite  davon  das  endgültig  entscheidende  wäre, 
zwei  Instanzen  über  einander  gegeben  hätte.  Will  man  sich  an 
diese  Ausdrücke  „urtheilen”  und  „Urtheil“  halten,  so  steht  die 
Thatsache  eines  doppelten  Urtheiles  und  eines  Instanzenzu- 
ges im  Römischen  Rechte  fest.  Indessen  eine  andere  Frage 
ist  es,  ob  dies  die  Anschauung  der  Römer  selbst  ist,  ob  sie 
in  beiden  Fidlen  mit  dem  Worte  urtheilen  denselben  Begriff 
verbunden  haben. 

Cicero  in  seinem  Entwürfe  einer  Verfassung  schreibt  allen 
Beamten  ein  „Urtheil”  zub)  und  erläutert  dies  nachher  dahin, 
diese  Urtheile  sollten  so  gelten,  dass  dabei  doch  noch  das  Volk, 
an  welches  man  Berufung  einlegte,  Macht  hätte.1®)  Das  Urtheil 
der  Beamten  wird  hier  neben  dem  Volksurtheil  erwähnt,  aber 
nicht  als  demselben  vorhergehend:  man  kann  diese  Stelle  also 


a)  Man  vergleiche  I,  88flgd.  und  später  den  Process  von  C.  Rabirius. 

b)  Cic.  de  leg.  III,  3,  10  ünines  magistratus  auspicium  iudieiumque 
habeuto,  und  nachher  12.  27  Dcinceps  igitur  Omnibus  magistratibus  auspi- 
eia  et  iudicia  dantur,  iudicia,  nt  esset  populi  potestas,  ad  quain  provoca- 
retur,  anspieia,  ut  inultos  inutiles  comitiatus  probabiles  impedirent  niorae. 
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sehr  wohl  von  einem  eigentlichen  richterlichen  Urtheile  verstehen, 
das  in  einigen  Fällen  selbständig  dem  Beamten,  in  anderen  dem 
Volke  ohne  vorgängiges  Urtheil  der  Beamten  zugestanden  habe. 
Indessen  an  einer  andern  Stelle  eben  desselben  Entwurfes  sagt 
Cicero»):  „wenn  der  Beamte  geurtheilt  oder  eine  Geldstrafe  be- 
antragt hat,  soll  durch  das  Volk  ein  Streit  über  die  Strafe  und 
Geldstrafe  stattfinden.”  Hier  heisst  es  ausdrücklich,  das  Urtheil 
des  Beamten  solle  vorhergehen  und  daun  über  die  von  demselben 
erkannte  Strafe  ein  Streit  vor  dem  Volke  folgen.  Diese  Stelle 
ist  um  so  wichtiger,  als  in  ihr,  weil  sie  ein  Gesetz  giebt,  die 
Ausdrücke  nach  ihren  sonst  im  richterlichen  Brauche  geltenden 
Bedeutungen  gewählt  sind:  sie  beweist  jedenfalls,  dass  man  den 
Beamten  ein  Urtheil  zuschrieb,  auch  wenn  über  den  Gegenstand 
des  Urtheils  die  endgültige  Entscheidung  erst  vom  Volke  gege- 
ben wurde.  Aber  wenn  auch  der  Ausdruck  „urtheilen”  derselbe 
ist,  wie  der  bei  endgültigen  richterlichen  Entscheidungen  übliche, 
so  muss  doch  seine  Bedeutung  eine  andere  sein:  dies  ergiebt 
sich  aus  seiner  Zusammenstellung  mit  dem  nächstfolgenden  „eine 
Geldstrafe  beantragen”  (irrogare).  Dieser  wird  in  eigentüm- 
lichem Gebrauche  von  demjenigen  Beamten  gesagt,  der  gegen 
Jemanden  eine  Geldstrafe  beim  Volke  beantragt:  von  einem  Ur- 
theile, das  dabei  gefällt  worden  sei,  findet  sich  keine  Andeutung, 
und  doch  ist  es  nicht  möglich,  einen  Unterschied  zwischen  den 
Processen  über  eine  Geldstrafe  und  denen  über*  eine  andere 
Strafe  anzunehmen,  und  etwa  nur  bei  jenen  an  eine  Instanz  und 
kein  vorgängiges  Urtheil  des  Beamten,  bei  diesen  an  zwei  In- 
stanzen zu  glauben.  Es  muss  also  „urtheilen”  noch  die  beson- 
dere Bedeutung  haben  „gegen  Jemanden  beim  Volke  eine  Leibes- 
oder Lebensstrafe  beantragen  " und  wir  können  dieselbe  noch 
im  weiteren  Sprachgebrauche  verfolgen.  Gerade  in  dem  Falle, 
wo  von  einem  Beamten  in  der  Volksversammlung  eine  capitale 
Strafe  beantragt  wird,  heisst  es  von  dem  Beamten,  er  spreche 
ein  Urtheil  gegen  Jemand  auf  perduellio , und  zwar  dergestalt, 
dass  dies  Sprechen  des  Urtheils  als  ein  Theil  von  dem  Beantru- 


a)  Cic.  de  leg.  111,  3,  6 Cum  inagistratus  iudicassit  irrogassitve,  per 
populum  multne,  poeuae  certatio  esto. 
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gen  der  Strafe  angegeben  wird*):  eine  Anwendung  des  Aus- 
drucks „urtheilen"’,  welche  einzeln  da  steht  und  von  dem  ge- 
wöhnlichen Gebrauche  verschieden  ist.  Am  deutlichsten  tritt 
dies  hervor  an  der  hauptsächlichen  Stelle,  welche  wir  über  die 
Einrichtung  der  Volksgerichte  haben.  C’icerob)  spricht  über  die 
mehrfachen  Termine,  welche  dabei  stattfinden  müsseu  und  sagt: 
der  Beamte  müsse  dreimal  in  verschiedenen  Terminen  auklagen. 
ehe  er  eine  Geldstrafe  beantrage  oder  urtbeile;  dann  müsste 
die  vierte  Anklage  am  dritten  Markttage  stattfinden  und  darauf  da« 
Urtheil  erfolgen.  Hier  wird  wiederum  das  Urtheilen  des  Beamten 
zusammengestellt  mit  dem  Beantragen  einer  Geldstrafe,  sodann 
aber  auch  als  ein  Theil  der  dritten  Anklage  des  Beamten  tmd 
als  der  vierten  Anklage  vorhergehend  dargestellt.  Wer  also 
annimmt,  der  Beamte  habe  ein  richterliches  Urtheil  gefällt,  der 
muss  glauben,  dass  derselbe  in  einer  und  derselben  Verhandlung 
Ankläger  und  Richter  gewesen  sei,  eine  Verbindung  von  Ge- 
schäften, die  mag  das  Urtheil  zweiter  oder  erster  Instanz  sein, 
unmöglich  ist.  Es  ergiebt  sich  vielmehr  aus  dieser  Stelle  Ci- 
ceros,  erstlich,  was  wir  schon  aus  der  früher  angeführten  fol- 
gerten, dass  dem  Beamten  ein  Urtheil  zugeschrieben  wird  in 
Capitalprocesseu  im  Gegensatz  zu  dem  Beantragen  einer  Geld- 
strafe (irrogare)  in  Geldprocessen,  zweitens  dass  der  letzte  Theil 
der  Anklage,  welche  ein  Beamter  vor  dem  Volke  hält,  Urtheil 
genannt  wird.  Damit  ist  die  Annahme,  dass  das  sogenannte 
Urtheil  des  Beamten  ein  Urtheil  erster  Instanz  gewesen  sei  und 
dass  es,  wo  die  Volksgerichtsbarkeit  eingetreten,  zwei  Instanzen 
gegeben  habe,  unmöglich.  Dagegen  sehr  wohl  damit  verträglich 
ist  es,  dass  es  bei  Processen,  welche  vor  dem  Volke  geführt 
werden,  von  dem  Beamten  heisst:  er  klage  an.  So  wird  Man- 
lius  Capitolinus  von  den  Volkstribunen  vor  dem  Volke  angeklagt'): 
Livius  nennt  sie  in  seiner  Erzählung  des  Processes  ausdrücklich 

a)  Liv.  XXVI,  3 perduellionis  se  iudicare  Cn.  Fnlvio;  id.  XLIII,  16 
utrique  censori  pcrduellionem  se  iudicare  pronuntiavit. 

b)  Cic.  p.  dom.  17,  45  ut  ter  ante  magistratus  aceuset  intermissa  die 
quam  multam  irroget  aut  iudicet , quarta  sit  accusatio  trinum  uundimua 
prodicta  die,  quo  die  iudicium  sit  futurum. 

c)  Liv.  VI,  20. 
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„Ankläger"’  und  giebt  die  Beschuldigungen  an,  welche  sie  Ca- 
pitolinns  vorgeworfen  hätten.  Ebenfalls  von  einem  Volkstribunen 
heisst  es,  er  hätte  L.  Opimius  vor  dem  Volke  angeklagt*),  und 
in  alter  Zeit  von  dem  Quästor,  er  hätte  Sp.  Cassius  des  Hoch- 
verrathes  beim  Volke  angeklagtb),  und  so  noch  öfter  bei  Volks- 
processen, mochten  dieselben  von  Volkstribuuen  oder  curulischen 
Beamten  angestellt  werden.49)  Hier  bezeichnet  anklagen  die  ge- 
sammte  Thätigkeit  des  Beamten  bei  dem  Volksgerichte,  von 
welcher  Thätigkeit  der  letzte,  dem  Urtheile  des  Volkes  vorher- 
gehende, Theil  bei  Capitalprocessen  mit  eigentlicher  Bezeichnung 
„urtheilen”  genannt  wird. 

Diese  besondere,  der  Gerichtssprache  eigenthümliche  Be- 
deutung des  Ausdrucks  „urtheilen”  ist  nicht  auffallend.  Derselbe 
wird  im  Lateinischen  überhaupt  im  weitesten  Sinne  gebraucht: 
jede  Entscheidung,  welche  ein  Beamter  giebt,  mag  dieselbe  in 
gerichtlichen  oder  nicht  gerichtlichen  Sachen  erfolgen,  heisst  ein 
Urtheil.  Insbesondere  aber  wird  ein  Urtheil  die  Entschei- 
dung in  einein  Processe  genannt,  mag  dieselbe  von  einer  Pri- 
vatperson oder  von  einem  Beamten  oder  vom  Volke  ausgehen: 
es  war  natürlich,  dass  man  von  dem  Beamten  auch  bei  der  Ent- 
scheidung, welche  er  endgültig  über  einen  beim  Volke  zu  stellen- 
den Strafantrag  traf,  ebenfalls  sagte,  er  urtheile:  es  war  eine 
dem  richterlichen  Urtheil  ähnliche  Entscheidung,  welche  sich 
nach  dem  Ausfälle  der  Verhandlungen  bei  der  Anklage  richtete. 
Alle  diese  Bedeutungen  des  einen  Ausdruckes  gehen  im  Latei- 
nischen neben  und  mit  einander,  wie  unter  den  uns  angeführ- 
ten Stellen  besonders  die  letzte  von  Cicero  beweist,  in  welcher 
zuerst  dem  anklagenden  Beamten  ein  Urtheil  zugeschrieben  wird, 
und  es  dann  doch  auch  vom  Volke  heisst,  es  urtheile.  Wie  un- 
richtig es  ist,  aus  diesem  ungewissen  und  schwankenden  Aus- 
drucke auf  eine  bestimmte  Beschaffenheit  des  Urtheiles  zu  schlies- 
sen  und  deswegen  zu  behaupten,  das  Urtheil  des  Beamten  habe 
eine  erste  Instanz  gebildet,  ergiebt  sich  leicht.50) 

Am  deutlichsten  erkennt  man  dies  aus  der  Art  und  Weise, 


a)  Liv.  per.  LX1. 

b)  Cic.  de  rep.  II,  35. 
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wie  Cicero  sich  bei  einer  ähnlichen,  und  doch  ganz  verschiedenen 
Gelegenheit  äussert  ln  dem  Processe  gegen  L.  Murena.  welcher 
im  Jahre  63  v.  Chr.  vor  einem  Schwurgerichtshofe  geführt  wurde, 
gehörte  bekanntlich  M.  Cato  zu  den  Anklägern.  Cicero  wünscht 
dessen  Einfluss  auf  die  Richter  zu  schwächen  und  äussert 
sich  unter  anilerm  so:  „Wenn  Einer  vielleicht  sagen  sollte. 
Cato  würde  nicht  zur  Anklage  geschritten  sein,  wenn  er  nicht 
zuvor  über  die  Sachlage  geurtheilt  hätte:  so  stellt  er  ein  un- 
billiges Gesetz  auf  und  bringt  in  Gefahr  schwebende  Leute  in 
eine  elende  Lage,  wenn  er  meint,  das  Urtheil  des  Ankläger? 
gegen  den  Angeklagten  müsse  als  eine  Art  von  vorläufigem  l’r- 
theile  gelten.''*)  Cicero  schreibt  hier  dem  Ankläger  im  .Allgemeinen 
und  insbesondere  Cato,  welcher  in  diesem  Falle  anklagte,  ein 
Urtheil  zu,  und  doch  wird  Niemand  behaupten,  dass  deswegen 
das  Urtheil  der  Richter  ein  Urtheil  zweiter  Instanz  sei:  Urtheil 
bedeutet  hier  nichts  als  eine  persönliche  Ueberzeugung,  eine 
Meinung,  wie  sie  Jeder  mit  oder  ohne  Grund  sich  bilden  kann. 

Es  fehlt  auch  nicht  an  bestimmten  Andeutungen  bei  den 
alten  Schriftstellern , welche  das  vor  der  Volksversammlung  an- 
gestellte  Gericht  als  einziges  Gericht  betrachten  und  dem  Ur- 
theile  des  Beamten  nicht  die  Eigenschaft  eines  gerichtlichen  l'r- 
theiles  beilegen,  in  der  Erzählung  von  dem  Processe  Coriolans 
berichtet  Dionysius  von  dem  vor  dem  Volke  geführten  Streite 
der  Patricier  und  Plebejer:  die  letzteren  werden  von  den  Volks- 
tribunen erregt,  welche  ihre  .Anklagen  Vorbringen  und  am  Ende 
derselben  erklären,  das  Collegium  der  Tribunen  vernrtheile  Co- 
riolan  zum  Tode.b)  Aber  die  Patricier  widerstehen  der  Voll- 
ziehung dieses  Urtheils,  auch  die  Tribuuen  bestehen  nicht  dar- 
auf, indem  sie  bedenken , wie  gehässig  es  sei , einen  vornehm«! 
Mann  am  Leben  zu  strafen  und  noch  dazu  „ohne  Process"'): 


a)  Cic.  p.  Mur.  28.  60  Niuu  si  quis  hoc  forte  dicet,  Catonem  ad 
accusandum  descensurum  nou  fuisse,  nisi  prius  de  causa  iudicasset  iniquaa 
legem  et  miscram  eondicionem  instituet  periculis  hominum , si  existinulat 
iudicium  accusatoris  in  reurn  pro  aliquo  praeiudicio  valere  o|>ortere. 
t>)  Dionys.  VII.  35  vn  Sd-errov  aötoö  xaTB'jcjjst'Crrat  rö  dpytiov. 
c)  Dionys.  VII.  36  (töv  5r,;iov)  vjx  otydutvov  dvipi;  isies-a- 

OTXTra  — -apaioatv  fta'.iTn)  xai  Tajta  -ixptTO'J. 


Digitized  by  Google 


Einheit  des  gesummten  richterlichen  Verfahrens. 


189 


sie  setzen  ihm  also  einen  Termin  vor  dem  Volksgeriehte.  Mit- 
hin ohne  das  Volk  findet  kein  Gericht  statt;  nur  die  Volksver- 
sammlung kann  dies  bilden,  das  Verurtheilen  durch  die  Beam- 
ten, mögen  auch  dabei  Verhandlungen  und  Zeugenverhör  und 
Verteidigung  stattfinden,  ist  dennoch  nicht  gleich  dem  Verur- 
theilen vor  Gericht.  Dass  aber  die  Urtbeile  der  Volkstribuneu 
nicht  anders  betrachtet  werden  als  die  der  andern  Beamten , be- 
weist Dionysius,  der  in  diesem  Falle  den  einen  der  Volkstribu- 
uen  sprechen  lässt:  das  Collegium  wolle  jenes  ausgesprochene 
l'rtheil  nicht  vollziehen,  sondern  seine  Klage  vor  das  Volk  brin- 
gen , in  Rücksicht  auf  das  allgemeine  Gesetz , das  keinen  Bürger 
ohne  Gericht,  d.  h.  ohne  Volksgericht,  zu  tödten  erlaube.4)  Er 
meint  das  Valerische  Provocationsgesetz , welches  nur  von  den 
Verurtheiluugen  durch  die  Consuln  handelt.  Aehnlich  spricht 
auch  Livius.  Als  der  Decemvir  Ap.  Claudius  von  dem  Tribunen 
A.  Vergiuius  angeklagt  wird  und  in  das  Gefängniss  gebracht 
werden  soll,  legt  er  Berufung  an  das  Volk  ein  und  hofft  damit 
durchzudringen , weil  er  nicht  verurtheilt  sei b) : also  das  L’rtheil, 
welches  die  Tribunen  gesprochen,  war  kein  Urtheil,  eine  Ver- 
urtheilung,  die  ohne  das  Volk  geschah,  keine  Verurtheilung. 
Diese  Anschauung  geht  durch  bis  auf  die  spätesten  Zeiten:  noch 
die  Catilinarischen  Verschworenen,  welche  Cicero  ohne  Befra- 
gung des  Volkes  hinrichten  liess,  galten,  wenngleich  Zeugen 
verhört  und  Beweise  vorgebracht  waren,  dennoch  als  verurtheilt 
ohne  Process  (indicta  causa):  das  Urtheil,  welches  Cicero  über 
sie  ausgesprochen,  galt  nach  Römischen  Begriffen  nicht  als  ein 
richterliches  Urtheil.  Somit  konnte  auch,  wenn  ein  Volksurtheil 
hinzukam,  dieses  nicht  als  ein  Urtheil  zweiter  Instanz,  das  des 
Beamten  nicht  als  eines  erster  Instanz  angesehen  werden. 

Auch  der  spätere  Entwickelungsgaug  des  Strafprocesses 
spricht  gegen  die  Ansicht  von  einem  doppelten  gerichtlichen 
Verfahren,  einer  zweifachen  Instanz.  Als  die  Schwurgerichte 
eingesetzt  wurden,  traten  die  Geschworenen  an  die  Stelle  des 

a)  Dionys.  1.  1.  vBpov  — Bj  oüx  iä  t ü>v  roXertöv  otiBiva  aiitoxtetvai 
ixpixov.  Vergl.  I,  Anm.  82. 

b)  Liv.  III,  56  Quem  enirn  provocaturum , si  lioe  indeinnato  indieta 
causa  non  liceat  ’i 
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Volkes,  der  Beamte  ändert  seine  Stellung  eben  so  wenig  als  er 
einen  andern  Namen  oder  Rang  bekommt.  Er  bat  aber  kein  Ur- 
theil  zu  sprechen , so  dass  die  Entscheidung  der  Geschworenen  die 
zweite  Instanz  wäre : dennoch  findet  auch  vor  ihm  ein  besondere? 
Verfahren  ohne  Geschworene  statt,  er  kanneine  Anklage  zurück- 
weisen,  er  kann  einen  Geständigen  strafen,  er  giebt,  ehe  die 
Richter  ihr  Amt  beginnen,  eine  Art  von  Entscheidung,  ln  dem 
ganzen  Verlaufe  der  Processentwickelung  bis  zum  Ende  der  Re- 
publik Ijerrscht  ein  und  dieselbe  Anschauung  über  die  Stellung 
des  Beamten , wenngleich  dieselbe  allerdings  anderer  Umstände 
halber  später  weniger  selbständig  und  unbeschränkt  war.  Selbst 
die  allgemeinen  Verhältnisse  der  richterlichen  Beamten,  welche 
es  in  Rom  gegeben  hat,  sprechen  gegen  die  Annahme,  dass  sie 
ein  richterliches  Urtheil  gehabt,  dass  es  über  ihnen  eine  zweite 
Instanz  beim  Volksgericht  gegeben  habe.  Als  die  Consuln  die 
Quästoren  als  Gehülfen  hatten,  wäre  es  möglich  gewesen,  dass 
diese  ein  wirkliches  Urtheil  erster  Instanz  gefällt  und  dann  eine 
zweite  Instanz  vor  dem  Volke  unter  Leitung  der  Consuln  geführt 
worden  wäre.  Indessen  in  den  uns  bekannten  Fällen  leiteten 
die  Quästoren  das  Verfahren  vor  dem  Volke,  die  Consuln  hiel- 
ten sich  ganz  unbetheiligt. a)  Ferner  als  das  Amt  der  Dreimäu- 
ner  geschaffen  war , gab  es  ebenfalls  die  Möglichkeit  einer  wirk- 
lichen, durch  sie  verwalteten , ersten  Instanz;  indessen  sie  hatten, 
wie  wir  gezeigt b),  nichts  mit  richterlicher  Thätigkeit  zu  thun 
und  beschränkten  sich  auf  polizeiliche  Voruntersuchung.  Für  die 
Zwischenzeit  vom  Sturze  der  Decemvim  bis  zur  Einführung  der 
Dreimänner  gab  es  als  richterliche  Beamte  nur  die  Consuln,  die 
Militärtribunen  und  die  Prätoreu:  wie  aber  mit  einer  einzigen 
richterlichen  Behörde  eine  doppelte  Instanz  eingerichtet  werden 
konnte  bei  den  sonstigen  Formen  des  gerichtlichen  Verfahrens, 
ist  nicht  abzusehen. 

Es  könnte  scheinen,  als  ob  der  ganze  Streit  um  die  Frage, 
ob  es  mehrere  Instanzen  im  Römischen  Criminalprocesse  gege- 
ben habe  oder  nicht,  ein  unwesentlicher  sei  und  sich  nur  nm 
Worte,  namentlich  um  die  Auffassung  des  Ausdrucks  Urtheil 


a)  S.  I,  286  flgd. 

b)  S.  obeu  S.  124. 
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bewege.  Indessen  schliessen  sich  doch  die  wichtigsten  Folge- 
rungen daran.  Zuvörderst  erkennt  man,  dass  Alles  bis  zum 
Zusammentritt  des  Volksgerichtes  in  iure  geschieht,  nichts  in 
iudicio , und  nichts  vermöge  der  richterlichen  Thätigkeit  des  Be- 
amten. Ja  eine  richterliche  Thätigkeit  desselben  im  strengen 
Sinne  des  Wortes  giebt  es  beim  Criminalprocess  eben  so  wenig 
wie  beim  Civilprocess : der  Beamte  ist  nicht  eigentlich  Richter, 
wenngleich  er  häufig  in  einer  Art  von  Missbrauch  des  Wortes 
so  genannt  wird.  Wenn  er  einen  geständigen  oder  auf  der  That 
ertappten  Verbrecher  straft,  so  bedarf  es  keines  Gerichtes,  er 
handelt  vermöge  des  Imperium , das  er  hat;  er  ist  dabei  Ver- 
waltungsbeamter, welcher  die  von  den  Gesetzen  bestimmte 
Strafe  auf  einen  durch  sich  selbst  verurtheilten  Verbrecher  an- 
wendet, nicht  Richter.  Er  kann,  wenn  er  will,  ohne  Anhörung 
von  Zeugen,  ohne  dem  Angeklagten  das  Wort  zu  gestatten,  seine 
Entscheidung  fällen:  er  läuft  nur  dabei  Gefahr,  dieselbe  später 
bei  dem  eigentlichen  Gerichte  vor  dem  Volke  nicht  zur  Aner- 
kennung bringen  zu  können.  Und  so  ist  es,  wie  wir  wissen, 
oft  geschehen.  Z.  B.  bei  einer  Aushebung,  welche  der  Consul 
hält,  will  ein  Aufgerufener  sich  nicht  zum  Soldaten  stellen:  der 
Consul  spricht  die  gesetzlich  gegen  den  Widerspenstigen  be- 
stimmte Strafe  aus.  Ob  er  sich  vor  dem  Aussprechen  derselben 
über  die  nähern  Umstände  unterrichtet,  ob  er  Zeugen  verhört, 
ob  er  dem  vor  ihn  Gebrachten  die  Vertheidigung  gestattet , ist 
lediglich  seine  Sache.  Denn  er  hat  nachher,  wenn  Provocation 
eingelegt  und  durchgesetzt  wird,  seinen  Ausspruch  vor  dem 
Volksgerichte  durchzubringeu , auch  so  zu  handeln,  dass  ihm 
uicht  von  seinen  Collegen  oder  den  Volkstribunen  Einsprache 
gethan  wird.  Natürlich  also  hat  er  ein  luteresse  daran,  sich  von 
allen  Umständen  des  Verbrechens,  das  bei  ihm  zur  Anzeige 
kommt,  gehörig  in  Kenntniss  zu  setzen:  er  kann  ja  selbst  den 
Angeklagten  freisprechen  und  damit  den  ganzen  Process  been- 
den, oder  auch  erkennen,  dass  eine  Ertappung  auf  frischer  That 
stattgefundeu  habe  und  damit  ebenfalls  ein  weiteres  Verfahren 
ausschliessen.  Also  bestimmte,  geregelte  Verhandlungen  werden 
immer  vor  den  Beamten  stattgefunden  haben  und  daher  kommt 
es,  dass  man  als  Beendigung  derselben  ein  iudicium  annimmt, 
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was  in  der  That  nur  eine  Verwaltungsmassregel  oder  im  Falle 
der  Provocation  das  Bilden  einer  Meinung  war,  welche  nachher 
als  Antrag  an  das  Volk  gebracht  wurde.  Aber  aus  dem  eben 
geschilderten  Character  dieses  iudicium  folgt,  dass  das  Voner- 
fahren vor  dem  Beamten  in  keiner  Weise  bindend  für  das  eigent- 
lich richterliche  Verfahren  vor  dem  Volke  war.  Auch  der  An- 
geklagte hatte  seinerseits  ein  Interesse  daran,  seine  Unschuld 
schon  vor  dem  Beamten  darzuthun,  um  desto  früher  freigesprochen 
zu  werden;  aber  hatte  er  Beweise  oder  Zeugen  in  dem  Vorver- 
fahren nicht  beigebracht  , so  konnte  er  sie  bei  dem  eigentlichen 
Verfahren  Vorbringen.  Umgekehrt  stand  es  ohne  Zweifel  auch 
dem  Beamten  frei,  den  Antrag,  welchen  er  nachdem  Vorver- 
fahren gemacht,  nach  dem  eigentlichen  Verhör  zu  veräuderu,  d. 
h.  entweder  auf  Bestrafung  zu  verzichten  oder  auf  stärkere  Strafe 
anzutragen.  Ein  Beispiel  freilich  von  solcher  Aenderung  haben 
wir  nur  bei  dem  ausserordentlichen,  von  Volkstribunen  geleite- 
ten Processe,  wo  damit  wegen  des  Wechsels  der  Volkversamm- 
lung besondere  Schwierigkeiten  verbunden  waren.  Kurz,  be- 
trachtet man  den  ganzen  Processgang , so  bildete  der  richterliche 
Beamte  mit  seinen  selbstgewählten  Beisitzern  nur  die  Anklage- 
kammer, welche  in  allen  Strafprocessen  darüber  zu  entscheiden 
hatte,  ob  ein  Antrag  an  das  Volk  gestellt,  ob  ein  Process  vor 
demselben  geführt  werden  sollte:  seine  Befugniss  war  in  so  fern 
ausgedehnter,  als  er  bei  Eingeständniss  und  Ertappen  auf  fri- 
scher That  oder  überhaupt,  wenn  die  Volkstribunen  mit  ihm 
einverstanden  waren  oder  sonst  Stand  und  Einfluss  des  Ange- 
klagten nicht  hindernd  im  Wege  waren,  vermöge  des  ihm  vom 
Volke  beigelegten  Imperium  seine  Entscheidungen  auf  dem  Ver- 
waltungswege durchführte.  Die  Ankläger  sind  im  Vorverfahrel 
und  im  wirklichen  Processe  dieselben,  die  Richter  sind  verschie- 
den: in  jenem  entscheidet  der  Beamte  mit  seinem  Beirath,  s 
diesem  ist  er  an  das  Urtheil  des  Volkes  gebunden.  Dadarrt 
unterscheidet  sich  dieses  Provocationsverfahren  von  demjenigen, 
in  welchem  Zweimänner  als  Vermittler  auftraten:  in  dem  letztem 
wird  durch  dieselben  wirklich  eine  doppelte  Instanz  gebildet, 
es  werden  zwei  förmliche  Urtheile  gefällt , die  Richter  uml  die 
4 “iud  in  beiden  verschieden. 
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Viertes  Capitel. 

Befnpiss  der  Centuriatcomitien , in  Provocationsprocessen  zn  nrtheilen. 
Die  Formen  des  Abstimmens  sind  dieselben  wie  bei  politischen  Verhand- 
lungen. Frist  von  drei  Markttagen.  Die  dreissig  iusti  dies.  Entstehung 
der  Frist  bei  den  Tribntcomitien , sowohl  in  Processen  als  in  andern  Ver- 
handlungen. Hothwendige  Beobachtung  des  Endteraines.  Ausnahmsweise 
Fichtbeachtung  der  Frist  von  drei  Markttagen.  Einführung  derselben  Co- 
mitialtage  für  die  Centurien  und  Tribus.  Aburtheilung  mehrerer  Ver- 
brecher in  einem  Termin.  Deberlieferte  Beispiele  des  ordentlichen  Crimi- 

nalprocesses. 

Wir  haben  das  Verfahren  in  iure,  wenn  der  Process  damit 
beendet  wurde,  geschildert,  so  wie  dessen  Endzweck  uud  Be- 
deutung, wenn  darauf  das  Verfahren  in  iudicio  folgte,  dargelegt: 
» bleibt  übrig,  über  dies  letztere  besonders  zu  sprechen.  Es 
lestand  in  dem  Verfahren  vor  der  Volksversammlung,  an  welche 
ier  das  Criminalrecht  leitende  Beamte  einen  Strafantrag  stellte, 
feil  ein  Römischer  Bürger  die  Gesetze  verletzt  hätte.  Es  ist 
ein  Zweifel,  dass  es  seit  dem  Beginne  der  Republik  die  Centu- 
atcomitien  waren,  welche  die  richterliche  Entscheidung  fällten, 
■d  sie  sind  es  in  gewisser  Beziehung  immer  geblieben.  Der 
»weis  dafür  liegt  darin,  dass  bei  der  Anklage  Coriolans  die 
(fricier  verlangten,  das  Urtheil  sollte  in  Centuriatcomitien  ge- 
ilt werden*):  sie  wollten  damit  den  Process  in  das  Geleise  des 
ientlichen  Verfahrens  überführen.  Demgemäss  wurde  denn  der 
izige  nicht  politische  Criminalprocess , welchen  wir  aus  alter 
it  kennen,  der  gegen  Volscius  Fictor  in  einer  Centuriatver- 
ninlung  entschieden b),  und  es  stimmt  damit  überein,  dass  die 
ietegfebung  der  zwölf  Tafeln  die  Centuriatcomitien  für  allein  gül- 
jn  Processen,  bei  denen  es  sich  um  das  caput  eines  Römi- 
en  Bürgers  handelte,  erklärt,  diese  also  seitdem  selbst  bei  dem 
serordeutlichen  durch  die  Volkstribunen  eingeleiteten  Verfah- 
an£ge wendet  werden.  Es  entsteht  indessen  die  Frage,  ob 


13 


i S-  I>  262  und  vcrgl.  S.  182. 
b)  S*  I,  293. 
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die  Centuriatcomitien  nur  Capitalprocesse  zu  entscheiden  hatten, 
oder  ob  auch  andere  Processe,  welche  auf  Geldstrafe  lauteten, 
vor  sie  gebracht  werden  konnten.  Durch  Beispiele  lässt  sich 
diese  Frage  nicht  entscheiden:  es  ist  uns  kein  Fall  überliefert, 
wo  eine  von  den  Consuln  oder  Prätoren  auferlegte  Geldstrafe 
durch  die  Centuriat-  oder  Tributcomitien  entschieden  worden 
wäre.  An  sich  lässt  sich  uicht  zweifeln,  dass  jene  auch  über 
Geldstrafen  das  Urtheil  gesprochen  haben;  denn  die  Ausdrücke 
der  zwölf  Tafeln  lauteten:  „über  das  caput  eines  Römischen 
Bürgers  dürften  nur  Centuriatcomitien  entscheiden wodurch 
den  Tributcomitien  diese  Befugniss  abgesprocheu , aber  keines- 
wegs die  Centurien  für  die  Entscheidung  von  Geldprocessen  für 
imgültig  erklärt  werden.  Demnach  nehmen  wir  an,  dass  für 
alle  Fälle  des  ordentlichen  Strafverfahrens , wo  eurulisehe  Be- 
amte die  Leitung  des  Processes  hatten,  den  Centuriatcomitien 
das  richterliche  Urtheil  zufiel.  Freilich  waren  Geldproeesse  vor 
Centurien  gewiss  immer  selten  und  verschwanden  zuletzt  ganz: 
nur  auf  politische  Vergehen  stand  solche  Strafe  und  je  mehr  der 
Widerspruch  zwischen  den  curulischen  und  plebejischen  Beam- 
ten aufgehoben  wurde , desto  mehr  überliessen  die  Prätoren  der- 
gleichen Anklagen  den  Volkstribunen  oder  Aedilen. 

Für  die  Form  der  Centurienversammlung , welche  in  einem 
Strafprocesse  urtheilen  soll,  ist  als  Grundsatz  festzuhalten,  dass 
dieselbe  nicht  verschieden  ist  von  derjenigen,  in  welcher  über- 
haupt Beschlüsse,  sei  es  über  Krieg  und  Frieden,  oder  über 
Gesetze  oder  über  die  Wahl  von  Beamten  gefasst  werden.  Wir 
haben  zwar  einige  Spuren,  dass  bei  den  verschiedenen  Arten 
der  Verhandlungen  vor  der  Volksversammlung  auch  verschiedene 
Formen  stattfanden.  So  wurde  z.  B.  bei;  dem  Processe  Corio- 
lans  bestimmt“),  es  sollte  das  Volk  seine  Stimme  mit  einem 
Schwur  abgeben:  dadurch  sollte  dem  Abstimmen  eine  grössere 
Feierlichkeit  verliehen,  auch  eine  Verschiedenheit  zwischen  den 
richterlichen,  über  Patricier  entscheidenden,  und  den  sonstigen 
Tributcomitien  geschaffen  werden.  Indessen  dieser  Schwur  war 
nur  eine  Besonderheit  der  Tribus:  bei  dem  Richtenunte  der 


a)  Man  sehe  J,  258. 
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Centimen  wissen  wir  nichts  von  einem  solchen:  es  kann  auch 
kein  Zweifel  sein,  dass  er  später,  als  die  Tribus  den  Centurien 
durch  die  zwölf  Tafeln  und  andere  Gesetze  gleichgestellt  wur- 
den, bei  denselben  ebenfalls  fortfiel.  Ferner  wissen  wir,  dass 
bei  den  Gesetzen  über  die  Abstimmung  in  den  Comitien  zeit- 
weise ein  Unterschied  stattfand  je  nach  dem  Zwecke  der  Comi- 
tien: allmälig  erst  wurde  die  mündliche  Abstimmung  in  allen 
Fällen  eingeführt.“)  Aber  dieser  Unterschied  bestand  nicht  zwi- 
schen richterlichen  und  nicht  richterlichen  Volksversammlungen, 
sondern  die  geheime  Abstimmung  wurde  zuerst  für  die  Wahlen, 
dann  für  einige  Arten  der  Gerichte,  später  für  die  Einbringung 
von  Gesetzen , am  Ende  für  Volksversammlungen  aller  Art  einge- 
führt und  damit  die  frühere  Gleichförmigkeit  wiederhergestellt. 
Aehnlich  war  es,  dass  die  alten  königlichen,  dann  consulari- 
schen  Quästoren  die  Befugniss  hatten,  zum  Behuf  des  Urtheils- 
sprechens  in  Processen  die  Centurien  zu  versammeln,  während 
sie  sonst  keine  Volksversammlung  berufen  durften b);  aber  na- 
türlich erlosch  diese  Befugniss  mit  dem  Amte  der  Quästoren 
selbst  Abgesehen  von  diesen  geringen  und  nicht  lange  dauern- 
den Verschiedenheiten  bestanden  für  alle  Arten  der  Thätigkeit 
* bei  den  Volksversammlungen  eben  dieselben  Formen.  Man  hat 
nie  gehört,  dass  die  Leiter  derselben,  der  Ort,  an  dem  sie  zu- 
sammenkamen , die  Zeit  oder  andere  Gebräuche  verschieden 
waren,  je  nachdem  sie  zu  verschiedenen  Geschäften  berufen 
wurden. 

Nach  uralter  Sitte  war  bei  den  Römern  die  Berufung  der 
Volksversammlung  an  bestimmte  Tage  gebunden  und  diese  Tage 
waren  ursprünglich  bei  den  Centuriatcomitien  andere  gewesen 
als  bei  den  Tributeomitien;  denn  der  von  den  patricischen  Prie- 
stern ausgegangene  Calender  galt  nur  für  die  patricischen  Ver- 
sammlungen und  so  lange  der  Unterschied  der  Stände  bestehen 
blieb,  so  lange  erhielt  sich  auch  die  Verschiedenheit  der  Tage, 
an  denen  die  Versammlungen  der  Stände  gehalten  werden  durf- 
ten. Je  mehr  indessen  die  Plebs  und  ihre  Tribunen  Bedeutung 


a)  Cic.  de  leg.  III,  16,  35. 

b)  S.  I,  294. 
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für  den  Gesammtstaat  errangen,  desto  mehr  näherten  sich  die 
Formen,  in  denen  die  plebejische  Volksversammlung  der  Tribus 
stattfand,  denen  der  patricischen  Versammlung  der  Centurien: 
die  Patricier  scheinen  für  ihre  Unterwerfung  unter  die  Gewalt 
der  Tributcomitien  die  Bedingung  gestellt  zu  haben,  dass  die- 
selben dem  patricischen  Calender  unterworfen  würden.  Am 
Ende  scheint  in  dieser  Beziehung  eine  vollständige  Gleichstel- 
lung der  Centuriat-  und  Tributcomitien  eingetreten  zu  sein:  sie 
bestand  schon  in  der  besten  Zeit  der  Republik. M)  Indessen  für 
den  Strafprocess  ist  dieser  Punkt  nicht  von  hervorragender 
Wichtigkeit,  eben  so  wenig  wie  die  Auspicien,  welche  seit  ur- 
alter Zeit  mit  den  Centuriatcomitien , später  auch  mit  den  Tri- 
busversaramlungen  verbunden  waren. 

Dagegen  von  der  höchsten  Wichtigkeit  war  es  für  alle  Volks- 
versammlungen , dass  ihnen  die  Gegenstände  der  Beschlussnahme, 
mochten  es  Gesetzesvorschläge  oder  Wahlen  oder  richterliche 
Entscheidungen  sein,  vor  dem  Tage,  an  welchem  die  Abstim- 
mung erfolgen  sollte,  rechtzeitig  bekannt  gemacht  wurden;  denn 
in  der  entscheidenden  Versammlung  selbst  war  keine  Berathung 
mehr  zulässig  und  auch  in  denjenigen  Versammlungen,  welche 
zur  Berathung  früher  berufen  werden  mochten,  durften  nach  den ' 
Grundsätzen  des  Römischen  Staatsrechtes  nur  diejenigen  auftre- 
ten , welchen  der  leitende  Beamte  das  Wort  gestattete.  Es  lag 
also  im  Interesse  der  Beamten,  welche  eine  Massregel  Vorschlä- 
gen, genügende  Zeit  zu  haben,  um  auf  die  Stimmung  des  Vol- 
kes einzuwirken,  aber  auch  im  Interresse  des  Volkes,  sich,  ehe 
es  zur  Abstimmung  kam,  eine  bestimmte  Meinung  bilden  zu 
können.  Dazu  kam  bei  richterlichen  Versammlungen  die  Notb- 
wendigkeit,  für  die  Vertheidigung  sowohl  als  für  die  Anklage 
eine  genügende  Zeit  zur  Vorbereitung  zu  haben.  Man  nimmt  jetzt 
allgemein  an,  die  Frist,  während  der  ein  von  den  Centuriat- 
comitien zu  berathender  Gegenstand  vorher  hätte  bekannt  ge- 
macht werden  müssen,  habe  30  Tage  betragen.52)  Es  gründet 
sich  diese  Annahme  auf  die  uns  über  die  sogenannten  iusti  du* 
überlieferten  Nachrichten.  In  dem  Auszuge  aus  Festus  heisst  es1), 

a)  Paul.  Exe.  p.  103:  lusti  dies  diccbantur  triginta,  cum  exerritus 
esset  iiuperatus  et  vexillum  in  arce  positum. 
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iusti  hätte  man  diejenigen  30  Tage  genannt,  wo  das  Heer  auf- 
geboten  und  die  Fahne  auf  der  Burg  aufgesteckt  gewesen  wäre, 
und  ähnlich  berichtet  Macrobius*),  iusti  seien  jene  30  Tage  hin- 
tereinander, wo  nach  Aufbietung  des  Heeres  die  Fahne  auf  der 
Burg  geweht  hätte.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  man  unter  dem 
Aufgebote  des  Heeres  in  gewissen  Fällen  das  Berufen  der  Cen- 
turienversammlung  verstehen  kann ; aber  daraus  folgt  nicht,  dass 
es  hier  so  verstanden  werden  muss  und  30  Tage  diejenige  Frist 
sind,  während  deren  die  Anträge  bei  den  Centurien  bekannt  ge- 
macht werden  mussten.  Dreissig  Tage  soll  die  Kriegsfahne  auf 
der  Burg  geweht  haben : wie  ist  es  glaublich , dass  dies  während 
der  Ankündigung  eines  Gesetzes  geschehen  sei53),  oder  welchen 
Zweck  kann  es  gehabt  haben  ? Es  hätte  fast  immer  die  Kriegs- 
fahne wehen  müssen,  da  sicherlich  fast  immer  Gesetze  ange- 
kündigt oder  Wahlen  ausgeschrieben  oder  Processe  im  Gange 
waren.  Die  Kriegsfahne  hat  ihre  bestimmte  Bedeutung  bei  der 
Versammlung  der  Centurien,  während  welcher  Wachsamkeit  ge- 
gen einen  feindlichen  Ueberf&ll  nöthig  ist;  aber  bei  der  Ankün- 
digung eines  den  Centurien  vorzulegenden  Gegenstandes  ist  sie 
nicht  denkbar.  Zudem  werden  von  Macrobius  die  dreissig  iusti 
dies  mit  denjenigen,  w'elche  praeliales  heissen,  in  Verbindung 
gebracht  und  die  letzteren  beziehen  sich  entschieden  auf  einen 
mit  auswärtigen  Feinden  zu  unternehmenden  Krieg.  Es  scheint 
also,  als  ob  jene  30  iusti  dies  sich  auf  die  Frist  beziehen, 
welche  zwischen  der  Forderung  von  Genugtuung  und  dem  Be- 
ginn der  Feindseligkeiten  verstreichen  mussten:  sie  für  die  An- 
kündigungsfrist der  den  Centurien  vorzulegenden  Vorschläge  zu 
halten  hat  man  keinen  Gnind. 

Als  durch  den  Ständevertrag  auf  dem  heiligen  Berge  die 
Tributcomitien  für  die  Plebejer  geschaffen  waren , besassen  die- 
selben keine  Rechte  über  die  Patricier,  keine  über  das  gesammte 
Volk : den  Patriciern  konnte  also  nichts  daran  liegen , diejenigen 
Formen,  welche  für  die  Versammlungen  des  Gesammtvolkes  her- 
kömmlich und  zur  Zügelung  der  Leidenschaften  der  Menge  noth- 

a)  Macrob.  Sat.  I,  16  Praeliales  (dies)  ab  iustis  non  segregaverim, 
siquidem  iusti  suut  contiuui  triginta  dies,  quibus  exercitu  impcrato  vexil- 
lum  russi  coloris  in  arce  positum  est. 
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wendig  waren  , auf  die  Tributcomitien  auszudehnen.  Wir  lesen 
daher  von  Beschlüssen  der  Plebs,  welche  über  die  Heiligkeit  der 
plebejischen  Tribunen,  später  auf  Anregung  von  Icilius  über 
deren  Befugnisse  bei  der  Leitung  der  Tribus Versammlungen  ge- 
fasst wurden“),  ohne  dass  in  den  ausführlichen  Nachrichten 
über  diese  Vorgänge  dabei  einer  vorhergehenden  längeren  Be- 
kanntmachungsfrist Erwähnung  geschieht:  nach  der  Darstellung 
von  Dionysius  hat  dieselbe  nicht  stattgefunden , sondern  die  Tri- 
bus beschlossen,  unmittelbar  nachdem  ihnen  etwas  vorgeschlagen 
worden  war.  Aber  diese  Plebiscite  banden,  wie  wir  bewiesen 
haben,  nur  die  Plebejer,  die  Patricier  wurden  von  ihnen  nicht 
betroffen.  Dieses  Verhältniss  änderte  sich,  als  die  Tributeomi- 
tien  Gewalt  über  die  Patricier  und  somit  über  den  Gesammt- 
staat  erhielten,  und  zwar  geschah  dies  zuerst  bei  dem  Processe 
Coriolans,  der  von  den  Volkstribunen  angeklagt  wurde.  Diesem 
Processe  ging,  wie  wir  gezeigt  haben t),  als  nothwendige  Bedin- 
gung, unter  welcher  allein  er  angestellt  werden  konnte,  eine 
Uebereinkunft  unter  den  Ständen  über  diesen  und  etwaige  ähn- 
liche Fälle  für  die  Zukunft  voraus.  Ehe  dieser  Vertrag  zu 
Stande  gekommen  war,  hatten  die  Tribunen  beschlossen,  Co- 
riolan  vor  das  Volksgericht  zu  laden:  ihr  Führer  erklärt:  „wir 
werden  Coriolan  eine  Frist  zur  Vertheidigung  bestimmen  und 
den  Process  vor  Euch  führen”.*)  Die  Anstellung  des  Processes 
wild  durch  einen  Feldzug  aufgeschoben,  nach  Beendigung  des- 
selben bestimmen  die  Volkstribunen  einen  Tag,  an  dem  sie  d«D 
Process  über  Coriolan  zu  Ende  bringen  wollen  und  laden  alle 
Bürger  ein,  sich  zu  dem  angesetzten  Termine  zahlreich  einzu- 
finden.'1) Dieser  Termin  ist  nicht  der,  an  welchem  der  Process 
eingeleitet,  die  Anklage  bekannt  gemacht,  die  Vorbereitungen 
getroffen  werden  sollen,  sondern  der  entscheidende  Termin  selbst, 
an  welchem  das  Urtheil  gefällt  werden  soll:  dies  besagen  die 


a)  S.  I,  224  und  234. 

b)  S.  I,  253. 

c)  Dionys.  VII,  26  zpoftfjoopwv  y pdvov  tui  dvlpi  ti(  dsoXoyi'av  x»i 
SixrjV  i<?'  UfMÜV  oovTtXlsopicv. 

d)  Dionys.  VII,  28  & ptiv  üixfwtoc  6 S^piapyo;  oovayafdiv  tö  itX^Hoc  «« 
* 4xxXt)o(c<v  tlrtv  #^pav,  Iv  5 crovTEXtiv  fjpcXXe  Tijv  repl  toü  MapxiOJ  xp(3t»- 
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Worte  von  Dionysius,  dies  der  Zusatz,  wodurch  die  Bürger  zu 
zahlreichem  Erscheinen  aufgefordert  werden.  Von  einer  Frist 
für  den  Angeklagten  ist  nicht  mehr  die  Rede;  denn  er  hat  Zeit 
genug  gehabt,  um  seine  Vertheidigung  vorzubereiten.  Indessen 
es  treten  die  Verhandlungen  der  Tribunen  und  Consuln  da- 
zwischen, die  Noth wendigkeit  eines  Senatsbeschlusses  wird  aner- 
kannt und  in  diesem  wird  dann  als  Frist  zur  Vorbereitung  der 
Vertheidigung  dem  Angeklagten  die  Zeit  bis  zum  dritten  Markt- 
tage bestimmt*)  Die  Tribunen  machen  darauf  den  Senatsbe- 
schluss dem  Volke  bekannt  und  sagen  den  Tag  an,  an  welchem 
sie  den  Process  zu  Ende  führen  wollen6):  als  der  dritte  Markt- 
tag gekommen , strömen  früh  morgens  die  Landleute  zusammen, 
der  Process  wird  verhandelt  und  Coriolan  verurtheilt.c) 

Aus  dieser  Erzählung  von  Dionysius  ergiebt  sich,  dass  die 
Tribunen,  als  sie  Coriolan  anfänglich  einen  Termin  vor  den 
Tributcomitien  ansetzten,  ihm  zwar  auch  eine  Frist  zur  Verthei- 
digung gestatteten.  Denn  dies  erforderte  die  Billigkeit  Aber  von 
einer  über  drei  Markttage  sich  erstreckenden  Frist  und  einer  so 
oft  wiederholten  Bekanntmachung  des  vor  dem  Volke  zu  ver- 
handelnden Gegenstandes  ist  erst  nach  der  Uebereiukunft  mit 
den  Patriciem  und  dem  dadurch  auferlegten  Senatsbeschlusse 
die  Rede.  Es  wurde  also  in  diesem  Falle  zuerst  die  Frist  der 
drei  Markttage  für  die  Tributcomitien  angewendet;  denn  wäre 
dieselbe  schon  früher  gesetzlich  oder  herkömmlich  gewesen,  so 
würden  die  Tribunen  bei  ihrem  Bestreben,  dem  Angeklagten  alle 
scheinbare  Gerechtigkeit  widerfahren  zu  lassen,  dieselbe  schon 
vor  der  Uebereinkunft  mit  den  Patriciem  beobachtet  haben. 
Ferner  aber  darf  man  die  Folgerung  ziehen,  dass  der  Senat  auf 
die  Frist  der  drei  Markttage  bei  den  Tributcomitien  drang,  weil 
eben  dieselbe  bei  den  patricischen  Versammlungen  der  Centurien 
üblich  war.  Denn  in  ihren  Unterhandlungen  mit  den  Tribunen 
machen  die  Consuln  z.  B.  geltend,  es  sei  von  Anbeginn  des 


a)  Dionys.  VII,  58  Ypdtptxat  xo  itpoßoiXtopw  piexd  taüxa  ur.ip  ri);  Jfxijs 

Mt  ■/f'jyot  *£•  Mpasxtuijv  xr,;  djzoXojta;  Cipt'Jexai  xi|i  ävSpl  xp(xr(; 

ijopäi.  Vergl.  Plut.  Cor.  18  und  19. 

b)  Dionys.  VII,  58  extr. 

c)  Dionys.  VII,  59. 
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Staates  hergebracht,  dass  kein  Volksbeschluss  ohne  vorhergehen- 
den Senatsbeschluss  gefasst  werde*):  es  war  dies  also  bei  den 
Curiat-,  dann  bei  den  Centuriatcomitien  Sitte  gewesen;  deshalb 
verlangen  die  Consuln,  die  Tributcomitien  sollten  jetzt,  wo  sie 
auf  die  Patricier  und  den  Gesammtstaat  bezügliche  Beschlüsse 
fassen  wollten,  eben  dieselben  Formen,  wie  die  Volksversamm- 
lungen des  Gesammtstaates,  annehmen.  Coriolans  Process  bildete 
die  Richtschnur  für  die  tribunicischen  Anklagen  gegen  Patricier 
in  älterer  Zeit  überhaupt  und  es  kann  kein  Zweifel  sein,  dass 
bis  zur  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  dieselbe  Anklagefrist  gegen 
alle  Patricier  beobachtet  wurde:  bei  dem  Process,  welchen  die  Tri- 
bunen gegen  die  Consuln  des  J.  445  v.  dir.,  T.  Romilius  und  C. 
Veturius  richteten,  wird  sie  sogar  ausdrücklich  erwähnt. h)  Wo  es 
sich  um  die  Bestrafung  von  Plebejern,  welche  sich  gegen  die 
Tribunen  vergangen  hatten,  handelte,  mochte  die  ursprüngliche 
Formlosigkeit  der  Tributcomitien  fortdauern  und  die  Länge  der 
Frist  von  dem  Gutdünken  des  Tribunen  abhängen;  aber  bei  An- 
klagen gegen  Patricier  galten  die  Formen  der  Centuriatcomitien. 
Dieselben  fanden  sogar  noch  weitere  Ausdehnung.  Wir  bemer- 
ken, dass  fortan  alle  Tributcomitien,  sobald  sie  auf  die  Patricier 
und  somit  auf  den  Gesammtstaat  Bezug  habende  Massregeln  be- 
treffen, die  Ankündigungsfrist  der  drei  Markttage  beobachten. 
Das  nächste  von  den  Tribunen  angeregte  allgemeine  Gesetz  war 
das  Publilische  vom  Jahre  471  v.  Chr.:  bei  den  Verhandlungen 
darüber  wird  ausdrücklich  der  Ankündigung  auf  den  dritten 
Markttag  Erwähnung  gethan. c)  Ebenso  geschieht  es  bei  dem 
Terentilischen  Gesetzesvorschlage,  durch  welchen  das  Decemvira! 
vorbereitet  wurde. d)  Man  erkennt,  dass  seit  Coriolans  Processe 
für  alle  au  die  Tributcomitien  gerichteten  allgemeinen  Anträge 
ein  und  dieselbe  Ankündigungsfrist  galt.  Bei  dieser  Uebercui- 
stimmung  der  Formen  in  den  gerichtlichen  und  politischen  Ver- 
handlungen der  Comitien  darf  man  annehmen , dass  auch  eiae 

a)  Dionys.  VII,  38. 

b)  Dionys.  X,  35. 

c)  Dionys.  IX,  49  7tpoftivT<uv  hl  rd/.tv  tiüv  5r)fi.dp/a>v  et’t 
tjjv  rtpi  Toö  v^fjLO’j  ? idfvtustv. 

d)  Dionys.  X,  3 toütov  itpoöivTet  töv  vdpiov  tgooafav  eooosv  toi;  poxX»- 

(livoi;  auroO  xotTTjYopctv.  chroSttjavTtt  T7jv  Tprrr(v  dyopdv. 
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andere  Eigentümlichkeit,  welche  wir  nur  bei  den  letzteren  nach- 
weisen  können,  gleicher  Weise  bei  den  erstem  galt  War  der 
Tag  zur  Verhandlung  auf  den  dritten  Markttag  anberaumt,  so 
musste  dieselbe  an  diesem  Tage  zu  Ende  geführt  werden:  ver- 
strich er  aus  irgend  einem  Grunde  ohne  Ergebniss,  so  musste 
die  Verhandlung  wiederum  von  vorne,  d.  b.  mit  einer  neuen  An- 
kündigungsfrist von  drei  Markttagen  begonnen  werden.  Wir 
erkennen  dies  aus  den  Vorgängen  beim  Terentili sehen  Gesetzes- 
vorschlage*),  werden  es  aber  auch  auf  die  vor  den  Tributcomitien 
geführten  Processe  übertragen  müssen.54)  Audi  diese  Eigen- 
thüuilichkeit  war  nicht  bei  den  plebejischen  Volksversammlungen 
erfunden,  sondern  schrieb  sich  von  den  ältern  Centuriatcomitien 
ber.  Es  beweisen  dies  Capital  processe,  welche  auf  solche  Weise 
ohne  Erfolg  geblieben  sind.  Als  P.  Claudius  Pülcher  im  Jahre 
249  v.  Chr.  wegen  perduellio  von  den  Tribunen  angeklagt 
worden  war,  wurde  an  dem  entscheidenden  Tage  die  Versamm- 
lung der  Centurien  durch  ein  Unwetter  gestört.  Damit  war  die 
Anklage  erledigt;  aber  die  übrigen  Tribunen  gaben  aus  religiösen 
Scrupeln  auch  nicht  zu,  dass  dieselbe  von  denselben  Anklägern 
erneuert  würde.  Es  blieb  nur  übrig,  eine  verschiedene,  auf 
Geldstrafe  lautende,  Anklage  vor  den  Tributcomitien  zu  beginnen. b) 
Aehnlieh  erging  es  in  dem  Processe  von  C.  Rabirius,  der  nicht 
durch  Zufall,  sondern  durch  absichtliche  Störung  der  politischen 
Gegner  vereitelt  wurde.  Wir  werden  später  auf  diesen  Punkt 
zurückkommen,  mussten  ihu  aber  hier,  wo  es  sich  um  die  Ur- 
theile  der  Centurien  im  gewöhnlichen  Criminalprocess  handelte, 
wenigstens  erwähnen. 

Somit  galt  für  alle  Centuriatcomitien  seit  ihrem  Entstehen 
eine  Ankündigungsfrist  von  drei  Markttagen:  erwähnt  wird  die- 
selbe zuerst  bei  der  Wahl  der  Decemvirnr),  d.  h.  zu  einer  Zeit, 
wo  die  patricischen  und  plebejischen  Volksversammlungen  ge- 
trennt bestanden  und  noch  nicht  durchweg  dieselben  Formen  der 
Verhandlungen  angenommen  hatten. bb)  Später  wurde  eine  gleiche 

a)  Dionys.  IX,  41. 

b)  Schol.  ad  Cic.  p.  337  Orell.;  Val.  Max.  VIII,  1,  4. 

c)  Liv.  III,  35  Postquam  vero  comitia  Xviris  crcandis  in  trinum  nun- 
dimun  indicta  sunt. 
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Frist  auch  für  die  Bekanntmachung  von  Edicten  der  Beamten 
angenommen,  wie  wir  dies  z.  B.  von  dem  Senatsbeschlusse  über 
die  Bacchanalien  wissen.  Bei  der  politischen  Thätigkeit  der 
Volksversammlung  musste  indessen  zuweilen  der  Fall  eintreten. 
dass  die  Ankündigungsfrist  nicht  beobachtet  und  in  plötzlicher 
Noth  rasche  Massregeln  ergriffen  w-urden:  das  Volk  war  Herr 
über  Alles  und  stimmten  die  von  ihm  erwählten  Beamten  über- 
ein, so  konnte  gewiss  auch  in  ein  und  derselben  Versammlung 
ein  Gesetz  vorgeschlagen  und  angenommen  werden,  wahrschein- 
lich in  der  Form,  dass  zuerst  die  Dringlichkeit  desselben,  dann 
es  selbst  beschlossen  wurde.  Ein  Beispiel  der  Art  wird  vom 
Jahre  434  v.  Chr.  berichtet,  wo  der  Dictator  Main.  Aemilius  in 
einer  dazu  berufenen  contio  ein  Gesetz  über  die  Verkürzung  der 
Amtsdauer  der  Censoren  vorschlug  und  am  folgenden  Tage  in 
Centuriatcomitien  durchbrachte.*)  Für  die  Beamtenwahlen  haben 
wir  nur  Beispiele  aus  der  Zeit  von  dem  Untergänge  der  Frei- 
heit, wo  bei  der  Uebermacht  der  Soldaten  die  alten  republicani- 
schen  Formen  nur  noch  des  Scheines  halber  beobachtet  wurden: 
bei  dem  plötzlichen  Tode  des  Consuls  Q.  Maximus  wurde  45  v. 
Chr.  C.  Caninius  auf  einen  Tag  zum  Consulate  befördert;  Cäsar 
Octavianus  wurde  zum  Consul  ernannt  und  die  Triumvim  ein- 
gesetzt, ohne  die  gesetzliche  Ankündigung  von  drei  Markttagen 
abzuwarten b) ; aber  auch  sonst  mag  dieselbe  zuweilen  vernach- 
lässigt worden  sein.  Nur  darf  man  nicht,  sobald  von  plötzlicher 
Ansagung  des  Wahltages  berichtet  wird ,.  sogleich  an  Vernach- 
lässigung des  trinundinum  denken.  Denn  bei  Wahlen  bestand 
dasselbe  darin,  dass  die  Candidaten  an  drei  Markttagen  durch 
öffentlichen  Anschlag  dem  Volke  bekannt  gemacht  wurden  und 
sich  ihm  selbst  vorstellten:  der  Tag  der  Wahl  konnte  plötzlich 
anberaumt  und  doch  die  gesetzliche  Frist  beobachtet  werden.  *) 
Indessen  bei  der  richterlichen  Thätigkeit  der  Volksversammlung 
konnte  eine  Vernachlässigung  der  Ankündigungsfristen  nicht 
stattfinden;  denn  sie  dienten  nicht  nur  dazu,  das  Volk  mit  dem, 
was  vorgehen  sollte,  bekannt  zu  machen,  sondern  waren  auch 


a)  Liv.  IV,  24  Cousonsu  ingenti  populi  legem  postero  die  pertoiit 

b)  App.  bell.  civ.  III,  94  und  IV,  G. 
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für  den  Angeklagten,  welcher  die  für  die  Vertheidigung  dienen- 
den Beweismittel  zusammen  zu  bringen  hatte,  nothwendig.  Ein- 
willigung des  Angeklagten  war  also  bei  einer  Verletzung  der 
Anklagefristen  erforderlich.  Ein  solcher  Fall  scheint  im  Jahre 
169  v.  Chr.  eingetreten  zu  sein,  als  ein  Tribun  die  beiden  Cen- 
soren  Ti.  Gracchus  und  C.  Claudius  wegen  perduellio  anklagte. 
Die  Censoren  selbst  verlangten,  wie  Livius  berichtet“),  dass  ihr 
Process,  bei  dem  die  Thatsachen  der  Anklage  und  Vertheidigung 
klar  Vorlagen,  so  bald  als  möglich  entschieden  würde;  denn 
sie  wollten  durch  denselben  nicht  in  ihrer  amtlichen  Thätigkeit 
unterbrochen  werden.  Möglich  also,  dass  bei  der  Ansetzung  des 
Termines  die  Frist  der  drei  Markttage  nicht  beobachtet  wurde. 
Sonst  sind  uns  keine  ähnlichen  Fälle  überliefert  und  es  liegt  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  sie  nur  bei  aussergewöhnlichen  Um- 
ständen möglich  waren. 

Die  Ankündigungsfrist  von  drei  Markttagen  war  demnach, 
wie  wir  gezeigt,  von  jeher  für  die  Centuriatcomitien  hergebracht 
und  wurde  für  die  Tribus  erst,  als  sie  auf  den  Gesammtstaat 
einzuwirken  begannen  und  in  so  fern  sie  einwirkten,  angenommen. 
Die  Markttage  (nundinae)  waren  Feiertage  für  die  ländliche 
Bevölkerung,  welche  an  ihnen,  von  der  Arbeit  ruhend,  nach  der 
Stadt  kam,  gegenseitigen  Verkehr  trieb,  auch  Rechtshändel  aus- 
glich. Als  die  Volkstribunen  und  Tributcomitien  eingesetzt 
wurden,  stützten  sich  beide  hauptsächlich  auf  die  ländlichen 
Plebejer:  die  Versammlungen  wurden  von  den  Plebejern  an  den 
Markttagen  selbst,  wo  dieselben  am  leichtesten  für  politische 
Geschäfte  Zeit  fanden,  abgehalten.  Dagegen  im  patricischen 
Calender  wurden  die  Markttage  anders  betrachtet:  es  durfte  an 
ihnen  weder  von  den  Staatsbeamten  Gericht  gehalten  noch  die 
Entscheidung  der  Volksversammlung  durch  Abstimmung  einge- 
holt werden.  So  wurde  die  Masse  der  Landleute,  welche  an  den 
zwischen  die  Markttage  fallenden  Arbeitstagen  von  ihren  Ge- 
schäften in  Anspruch  genommen  war,  an  dem  Besuche  der  Cen- 
turiatcomitien gehindert  Damit  ist  es  sehr  wohl  vereinbar,  dass 
die  Ankündigungsfrist  dennoch  nach  den  Markttagen  bestimmt 

a)  Liv.  XL  111,  16.  Vergl.  Val.  Max.  VI,  5,  3. 
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war:  an  ihnen  wurden  die  Vorschläge  für  die  Volksversamm- 
lungen bekannt  gemacht,  die  Landbewohner  von  Allem,  was  im 
Staate  geschah,  in  Kenntniss  gesetzt  und  ihr  politisches  Interesse 
wach  erhalten : wollte  einer  derselben  an  der  Entscheidung  mit- 
wirkeu,  so  musste  er  mit  Aufopferung  seiner  Arbeit  sich  an 
einem  gewöhnlichen  Tage  zur  Stadt  begeben.  Denn  an  einem 
solchen,  auf  den  dritten  Markttag  folgenden,  gewöhnlichen  Tage, 
an  welchem  es  erlaubt  war,  die  Centimen  zu  versammeln,  ge- 
schah die  entscheidende  Abstimmung.  Die  Tributcomitien  waren 
hiervon  anfänglich  verschieden.  Sie  wurden  nämlich  an  einem 
Markttage  selbst  gehalten  und  daher  fiel  der  letzte  Tag  der 
Ankündigung  mit  dem  Tage  der  Entscheidung  zusammen:  die 
Tributcomitien  wurden,  wie  sich  aus  deu  angeführten  Beispielen 
ergiebt,  ursprünglich  auf  den  dritten  Markttag  zur  Abstimmung 
berufen.  Mau  hätte  auch  den  vierten  Markttag  nehmen  können, 
wünschte  aber  so  rasch  als  möglich  die  Entscheidung  herbeizu- 
führen und  hatte  der  gesetzlichen  Bestimmung  genügt,  sobald 
am  dritten  Markttage  vor  der  Abstimmung  noch  einmal  eine 
feierliche  Ankündigung  vorhergegangen  war.  Die  Patricier  hatten, 
wie  wir  bemerkt,  zu  der  Zeit,  als  sie  den  Tributcomitien  einen, 
wenngleich  noch  an  die  Einwilligung  des  Senates  gebundenen. 
Einfluss  auf  den  Gesammtstaat  gestatteten,  bei  ihnen  die  Beob- 
achtung derselben  Ankündigungsfrist,  welche  bei  den  Centuriat- 
comitien  galt,  durchgesetzt  Als  später  nach  der  Gesetzgebung 
der  zwölf  Tafeln  zuerst  durch  die  Valerisch- Horatischen,  dann 
durch  andere  Gesetze  dieser  Einflnss  entfesselt  und  am  Ende 
dem  der  Centurien  ganz  gleichgestellt  wurde,  war  es  natürlich, 
dass  auch  die  übrigen  Formen  und  Beschränkungen  der  Centu- 
rienversammlung  auf  die  der  Tribus  übergingen.  Die  letzteren 
erhielten  die  Vortheile,  aber  auch  die  Nachtheile  der  Auspicien. 
es  wurden  ihnen  die  Markttage  verschlossen,  dagegen  alle  io 
patricischen  Calender  für  Volksversammlungen  bestimmten  Tag» 
eröffnet.  Die  Zeit,  wann  diese  Veränderungen  vor  sich  gingen, 
lässt  sich  nicht  genau  angeben  und  Manches  in  der  Entwickelung 
dieser  allmäligen  Gleichstellung,  sowie  in  den  Gesetzen,  welche 
dieselbe  bewirkten,  ist  noch  dunkel.  Aber  dass  sie  eingetreten 
ist  besten  Zeiten  der  Republik  bestanden  hat,  steht 
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fest  Bei  den  Tributcomitien  ist  nicht  mehr  von  dem  Ansetzen 
eines  Tennines  oder  einer  Versammlung  auf  den  dritten  Markt- 
tag, sondern  nur  von  einer  Ankündigung  (promulgatio)  von  drei 
Markttagen  die  Rede.57) 

üeber  das  Verfahren  in  iudicio , das  beim  ordentlichen  Cri- 
minalprocesse  nach  durch  gesetzter  Provocation  eintrat,  entstehen 
noch  vielerlei  Fragen:  wie  der  Angeklagte  vorgeladen,  wie  an 
den  drei  Ankündigungsterminen  die  Anklage  und  Verteidigung 
geführt,  wie  dann  am  Ende  das  Urtheil  gesprochen  und  wiederum 
das  Verfahren  in  iure  aufgenommen  wurde;  indessen  alle  diese 
Fragen  lassen  sich  nur  aus  der  Analogie  mit  dem  ausserordent- 
lichen Verfahren,  von  welchem  uns  mehrere  Fälle  ausführlicher 
überliefert  sind,  beantworten.  Es  empfiehlt  sich  deshalb,  auf 
dieselben  erst,  wenn  wir  über  die  tribunicischen  Anklagen  vor 
dem  Volke  handeln,  einzugehen.  Nur  einen  Punkt,  auf  welchen 
kürzlich  aufmerksam  gemacht  worden  ist,  wollen  wir  hier  be- 
rühren. Man  hat  behauptet,  es  hätte  immer  nur  ein  Einzelner 
vor  das  Gericht  der  Centurien  gestellt  werden  können.  Die  Be- 
weise dafür  hat  man  von  dem  ausserordentlichen  Verfahren  her- 
genommen: sie  sind  auch  für  dieses  nicht  so  beweisend,  dass 
man  annehmen  müsste,  es  hätte  für  Verbrecher,  welche  wegen 
ein  und  desselben  Verbrechens  angeklagt  waren,  nicht  zusammen 
ein  Tennin  angesetzt,  ein  Verhör  und  eine  Zeugenvernehmung, 
so  wie  endlich  eine  Abstimmung  vorgenommen  werden  können 
und  in  vielen  Fällen  sogar  müssen.58)  Schon  in  den  ältesten 
Zeiten  des  Römischen  Staates  haben  wir  ein  Beispiel,  dass  viele 
Theilnehmer  einer  staatsgefährlichen  Verschwörung  durch  eine 
einzige  Volksversammlung  zum  Tode  verurtheilt  worden  sind.*) 
Später  wird  uns  im  ausserordentlichen  Verfahren  ein  ähnlicher 
Fall  überliefert.  Im  Jahre  401  v.  Chr.  wurden  die  beiden  Mili- 
tärtribunen des  vorigen  Jahres,  M\  Sergius  und  L.  Verginius 
von  drei  Volkstribunen  wegen  unglücklicher  Kriegführung  an- 
ge klagt.  Es  wird  von  Liviusb)  nicht  ausdrücklich  erzählt,  dass  sie 
zusammen  einen  Tennin  gehabt  hätten ; aber  es  ist  dies  nach  seiner 


a)  Dionys.  V,  55  0gd. 

b)  Liv.  V,  11  und  12. 
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Darstellung  auf  das  Höchste  wahrscheinlich.  Denn  die  Ankläger 
waren  dieselben,  die  Strafe  eine  gleiche,  Livius  führt  eine  einzige 
Anklagerede  gegen  sie  an,  sagt,  es  seien  gleiche  praciudicia  ge 
gen  sie  gefallt  worden:  kurz  Alles  stimmt  nur  dazu,  dass  beide 
zusammen  ein  und  denselben  Process  gehabt  haben.  Ein  glei- 
ches Verhiiltniss  fand  wahrscheinlich  wenige  Jahre  später  statt, 
als  zwei  Volkstribunen  wegen  ein  und  desselben  Vergehens  zu 
gleichen  Strafen  verurtheilt  wurden.*)  Es  ist  sogar  schwer  zu 
glauben,  dass  für  einen  Verbrecher  jedesmal  ein  besonderer  Ter- 
min zur  Abhaltung  des  Volksgerichtes  angesetzt  worden  sei. 
Bei  den  grossen  Umständen,  mit  denen  Centuriatcomitien  ver- 
bunden waren,  muss  eine  Einrichtung  gegolten  haben,  vermöge 
der,  wenn  einmal  Comitien  zu  andern  Zwecken  gehalten  wurden, 
nebenbei  auch  das  Schicksal  angeklagter  Verbrecher,  wenngleich 
in  gesonderter  Abstimmung,  entschieden  wurde.  Freilich  lässt 
uns  für  sichere  Erkenntniss  dieser  Punkte  die  Ueberlieferung 
eben  so  sehr  im  Stich,  wie  sie  viele  andere  Einzelheiten  der 
Vermuthung  und  wahrscheinlichen  Beurtheilung  nach  unsicheren 
Schlüssen  anheimgiebt. 

Beispiele  von  dem  Verfahren  im  ordentlichen  Strafprocesse 
hat  uns  die  Ueberlieferung  nur  wenige  aufbewahrt;  denn  die 
Vorfälle  des  gewöhnlichen  Lebens  entziehen  sich  der  Geschichte. 
Sie  berichtet  nur  dasjenige,  was  vor  dem  Uebrigen  hervortritt 
und  im  Guten  oder  Bösen  einen  dauernden  Einfluss  auf  seine 
Zeit  ausübt:  dazu  gehören  gewöhnliche  Verbrechen  nicht  Mac 
auch  in  der  spätem  Zeit,  als  Fremdlinge  aus  allen  WelttheileD 
nach  Rom  zusammenströmten  und  überdem  die  politischen  In- 
teressen, welcher  der  Beamten  und  aller  Bürger  Sinn  erregten 
die  Sorge  für  ein  ruhiges  und  gefahrloses  Leben  zurüektreta 
Hessen , die  Anzahl  der  Verbrechen  grösser  gewesen  sein 
früher M) : wir  haben  keinen  Grund  anzunehmen,  dass  der  sitt- 
liche Zustand  des  Volkes  ein  besonders  hoher  gewesen  ist:  r* 
die  Verderbtheit  der  nachfolgenden  Zeiten  machte,  dass  & 
Sitten  der  Vorfahren  den  Römern  selbst  in  günstigem  Lidtk 


a)  Liv.  V.  29. 
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erschienen.  Es  finden  sich  seit  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Ta- 
feln folgende  Fälle  berichtet 

Ein  Bürger  oder  eine  Bürgerin  wegen  unbekannten  Ver- 
brechens beim  Prätor  angeklagt  und  von  diesem  zum  Tode  ver- 
urtheilt,  wurde  nach  dem  Gefängnisse  gebracht,  um  dort  erdros- 
selt zu  werden.  Der  Kerkermeister  schob  die  Hinrichtung  auf 
und  wollte  sie  durch  Hunger  tödten.  Inzwischen  wurde  sie  von 
ihrer  Tochter  durch  die  Miloh  ihrer  Brüste  erhalten  und  als 
dies  bekannt  geworden  war , begnadigt , wahrscheinlich  indem 
man  ihr  erlaubte,  in  die  Verbannung  zu  gehen,  was  in  der  Be- 
fugniss  des  richtenden  Beamten  lag.“)  Als  Richter,  welcher  das 
Urtheil  gesprochen,  wird  der  Prätor  genannt  mit  seinem  selbst- 
gewählten Beirath.  Die  Zeit  des  Processes  bestimmt  sich  nur 
dadurch,  dass  es  schon  die  Dreimänner  als  Wächter  des  Gefäng- 
nisses gab , dass  die  öffentliche  Hinrichtung  aufgehört  hatte , dass 
man  sich  überhaupt  in  gewöhnlichen  Fälleu  nicht  darum  küm- 
merte, wie  die  Hinrichtung  im  Gefängnisse  vollzogen  wurde. b) 

Eine  Frau  angeklagt  bei  dem  Prätor  M.  Popilius  Laenas, 
weil  sie  ihre  Mutter  ermordet  hatte;  aber  sie  wurde  dadurch 
entschuldigt,  dass  jene  ihre  Enkel,  der  Angeklagten  Kinder, 
vergiftet  hatte.  Deshalb  wurde  sie  weder  verurtheilt  noteh  frei- 
gesprochen. Es  wird  angedeutet,  dass  dem  Prätor  ein  Beirath 
zur  Seite  stand;  denn  die  Stimmen  sollen  weder  für  noch  gegen 
die  Mörderin  abgegeben  worden  sein.  Wahrscheinlich  war  der 
Prätor  jener  M.  Popilius,  welcher  im  Jahre  139  v.  Chr.  das  Con- 
sulat  bekleidete.*)  Ob  die  Angeklagte  Bürgerin  oder  Fremde, 
der  Prätor  also  städtischer  oder  Fremdenprätor  war,  wird  nicht 
berichtet. 

Nach  dem  zweiten  Punischen  Kriege  wurde  L.  Hostius  we- 
gen Vatermordes  verurtheilt:  dies  soll  der  erste  Fall  dieses  Ver- 
brechens bei  den  Römern  gewesen  sein.d)  Unmittelbar  nach  dem 


a)  Man  sehe  oben  S.  157. 

b)  Vergl.  oben  S.  105,  wo  die  Stellen  der  Schriftsteller  angeführt 
sind. 

c)  So  nimmt  es  Pighius  Ann.  II,  471  an.  Man  ,sche  Val.  Max.  VIII, 
1,  1 und  vergl.  oben  S.  105. 

d)  Plut.  Rom.  22. 
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Cimbrischen  Kriege  wurde  PubUcius  Malleolus,  aus  vornehmer 
Familie , wegen  Muttermordes  verurtheilt  und  durch  die  grau- 
same Strafe  des  Sackens  hingerichtet.  ■)  Man  darf  daraus  schlies- 
sen,  dass  er  entweder  geständig  oder  sein  Verbrechen  offen- 
bar war.b) 

lm  Jahre  153  v.  Chr.  wurden  zwei  vornehme  Frauen  Pu- 
blicia  und  Licinia  wegen  Giftmordes  gegen  ihre  Männer  beim 
Prätor  angeklagt:  die  Voruntersuchung  wurde  gehalten  und  die 
Angeklagten  stellten  Bürgen  für  ihr  Erscheinen  beim  Termine. 
Indessen  vorher  trat  das  Gericht  der  Verwandten  zusammen  und 
nach  dessen  Ausspruche  wurden  die  beiden  Schuldigen  ge- 
tödtet.') 

Ein  gewöhnlicher  Process  über  Meuchelmord  war  auch  der- 
jenige im  Jahre  142  v.  Chr.,  bei  welchem  der  Vorsitzende  Prä- 
tor L.  Tubulus  sich  bestechen  Hess,  wahrscheinlich  um  Unschul- 
dige zu  verurtheilen.  d) 

Zu  den  Beispielen  des  ordentlichen  Criminalprocesses  ge- 
hören auch  die  von  uns  früher0)  angeführten  Fälle,  in  denen 
ein  solcher  zwar  begonnen,  aber,  weil  die  gewöhnliche  Strafe 
nicht  ausreichend  erschien,  nicht  fortgesetzt  wurde.  Die  Ange- 
klagten büeben  bei  der  Uebereinstimmung  der  Beamten  in  öffent- 
lichem Gefängnisse , das  auf  diese  Weise  für  sie  zur  Strafe  wurde. 
Ueber  den  Process  der  CatUinarischen  Verschworenen  werden 
wir  später  ausführlich  handeln. 


a)  Auct.  ad  Her.  I,  13;  Liv.  per.  LXVLH;  Oros.  V,  16. 

b)  Vergl.  oben  S.  181. 

c)  Val.  Mav  VI,  3,  8;  Liv.  per.  XLVIII.  Vergl.  1,357  und  oben  S.  106. 

d)  Cic.  de  fin.  II,  16,  54  qui  cum  praetor  quaestionem  inter  sicari« 
exereuisset,  aperte  cepit  peeunias  ob  rem  iudicandam.  Vergl.  oben  S.  157 

e)  Man  sehe  oben  S.  158  flgd. 


Digitized  by  Google 


Abweichungen  vom  ordentlichen  Verfahren. 


209 


Fünftes  Capitel. 

Ausserordentliches  Verfahren.  Geringe  Abweichung  vom  gewöhnlichen 
Strafprocesse  durch  Befragung  des  Senates.  Beispiel  davon.  Weitere  Ab- 
weichung darin,  dass  der  Senat  einen  oder  mehrere  von  den  zum  Rich- 
ten gleicherweise  befähigten  Beamten  beauftragt.  Beispiele  davon.  Roch 
weitere  Abweichung,  indem  das  Volk  sich  freiwillig  seiner  oberrichter- 
lichen Entscheidung  begiebt.  Beispiele.  Die  Vollmacht  durch  die  Tribut- 
comitien  ausgestellt. 

Wir  haben  über  das  Verfahren  gesprochen , welches  von  dem 
Beginne  des  Staates  an  bestand  und  trotz  der  ^tatsächlichen 
Einschränkungen , welche  durch  die  Einsetzung  der  Schwurge- 
richte eingeführt  wurden,  gesetzlich  bis  zum  Untergange  der 
Republik  sich  erhielt.  Es  konnte  alle  Verbrechen  umfassen  und 
selbst  für  diejenigen,  für  welche  in  deu  Gesetzen  keine  be- 
stimmte Strafe  festgesetzt  war,  vermöge  eines  durch  das  Her- 
kommen geheiligten  Missbrauches  eine  entsprechende  Bestrafung 
verhängen : es  beruhte  auf  der  von  den  Königen  ererbten  Macht- 
vollkommenheit der  curulischen  Beamten  und  der  seit  dem  Be- 
ginne der  Republik  eingeführten  Mitwirkung  der  Volksversamm- 
lung. Wir  kommen  zu  dem,  was  wir  das  ausserordentliche 
Verfahren  nennen:  es  giebt  davon  zwei  Arten.  Die  erste  unter- 
scheidet sich  von  dem  ordentlichen  Verfahren  nur  dadurch,  dass 
wegen  der  eigenthümlichen  Beschaffenheit  der  Verbrechen  oder 
der  Verbrecher  oder  der  Menge  derselben  unter  den  richterlichen 
Beamten  , welche  das  ordentliche  Verfahren  kennt , eine  Auswahl 
getroffen  wird : zum  Theil  werden  dieselben  auch  von  dem  Volke 
mit  ausserordentlichen  Vollmachten  versehen , um  die  Weitläuftig- 
keiten  des  Volksgerichtes  zu  vermeiden.  Die  zweite  Art  des  ausser- 
ordentlichen Verfahrens  besteht  darin,  dass  die  von  der  Plebs 
gewählten  und  ursprünglich  nur  für  sie  allein  bestimmten  und 
erst  seit  den  Valerisch- Horatischen  Gesetzen  mit  Macht  über 
das  Gesammtvolk  ausgerüsteten  Beamten,  die  Volkstribunen  und 
Aedilen,  eine  besondere  Gerichtsbarkeit  haben,  die  in  ihren  For- 
men im  Allgemeinen  dem  ordentlichen  Verfahren  ähnlich,  aber 
sonst  ausgedehnter  und  rücksichtsloser  ist.  Immer  blieb  der 

ii.  U 
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oberste  Gnuulsatz  derjenige,  welchen  das  erste  Provocationsge- 
setz  ausgesprochen  hatte,  die  Volksversammlung  sollte  die 
höchste  Gerichtsbarkeit  iu  allen  Strafsachen  haben  und  ohne  ihn; 
Einwilligung  sollte  kein  Bürger  am  Leben  oder  Güteru  gestraft 
werden. 

Die  leiseste  Abweichung  von  dem  gewöhnlichen  Verfahren 
war  es , wenn  von  den  mit  dem  Richteramte  betrauten  Beamten 
der  Senat  zu  Hülfe  gezogen  w-urde.  Eine  richterliche  Behörde 
ist  derselbe  nie‘.  er  hat  eine  beratheude  Stimme  bei  der  Verwal- 
tung: in  ihr  kann  er  die  Vertheiluug  der  Geschäfte  anordneu 
und  die  allgemeinen  Grundsätze  des  Verfahrens  angeben.  In- 
dessen die  richterliche  Befugniss  der  Beamten  gehört , wie  wir 
wissen,  zu  ihrer  verwaltenden  Thätigkeit:  für  beide  gab  es 
gleiche  Formen.  Wie  also  der  Senat  die  Verwaltungskreise  be- 
stimmt, so  steht  es  ihm  auch  frei,  von  Processen,  welchen 
seiner  Kenntniss  gebracht  werden,  die  Vertheilung  unter  die 
für  dieselben  möglichen  Be:unten  vorzunehmen  Er  giebt  ferner 
seinen  Rath  und  verleiht  durch  sein  Gutachten  den  Entscheidun- 
gen des  Beamten  ein  besonderes  Gewicht:  wenngleich  er  ihn 
nicht  der  Verantwortung  entziehen  kaun,  dient  er  ihm  doch  al> 
Schutz  und  zur  Entschuldigung.  Das  erste  Beispiel  dieser  Art 
wird  uns  schon  aus  früher  Zeit  berichtet  Im  Jahre  500  v.  Chr 
war  in  Rom  eine  grosse  Verschwörung  zur  Herstellung  des  Kö- 
nigthums angestiftet,  aber  den  Consuln  verrathen  worden:  die*1 
berufen  den  Senat  und  empfangen  von  ihm  unumschränkte  Voll- 
macht, die  Schuldigen  aufzuspüren  und  zu  bestrafen.1)  Nack 
dieser  Vollmacht  hätten  die  Consuln  die  Theilnehmer  der  Ver- 
schwörung ergreifen  und  tödten  können:  sie  thaten  es  indessefl 
nicht,  weil  sie  einen  Aufstand  fürchteten,  wie  Dionysius  sifit 
vielleicht  auch , weil  sie  nicht  durch  Verletzung  des  kürzlich  ft- 
gebenen  Provocationsgesetzes  die  Plebs  erregen  wollten.  Din* 
List  entdeckten  sie  die  Theilnehmer  der  Verschwörung  und  fes- 
ten Gericht  über  sie:  dann  beriefen  sie  wiederum  eine  SeMfcr 


a)  So  erzählt  Dionys.  V,  55  xai  Äaßiüv  (der  eine  Cousul)  ijcjoix«  =«? 

aünöv  -oä  ötepeuv^oasDai  to-j;  picTaa^dvTa;  tü>v  in*pp^’ 

ßouX'*-  tovij  eüpttHvtas  u.  s.  W. 
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Versammlung  und  am  Ende  das  Volk,  welches  die  Todesstrafe 
bestätigte.  *)  Der  Senat  konnte  den  Consuln  keine  neuen  Be- 
fugnisse, welche  sie  nicht  schon  an  sich  gehabt  hätten,  über- 
tragen und  man  versteht  daher  die  „unumschränkte  Vollmacht”, 
von  welcher  Dionysius  spricht , nicht  recht:  wahrscheinlich  meint 
er  nur  den  Rath,  sie  sollten  sich  nöthigen  Falls,  wenn  dies  zur 
Unterdrückung  der  Verschwörung  nöthig  wäre,  über  das  Provo- 
rationsgesetz  hinwegsetzen.  Denn  der  Senat  diente  zur  Bera- 
thung  und  Unterstützung,  gerade  so  wie  der  selbstgewählte  Bei- 
rath denselben  Zweck  hatte,  ln  ganz  ähnlicher  Weise  benutzte 
Cicero  in  dem  Processe  der  Catilinarischen  Verschworenen  den 


Senat. 

In  diesen  Fällen  trat  also  zwar  eine  Abweichung  von  dem 
gewöhnlichen  Verfahren  ein,  von  einem  ausserordentlichen  Pro- 
eesse  kann  man  indessen  noch  nicht  sprechen.  Dagegen  vom 
Jahre  366  v.  Chr.  an  gab  es  einen  Prätor,  dem  hauptsächlich  die 
Rechtspflege  übertragen  wurde , ohne  dass  die  Consuln  ihre  alte 
Befugnisse,  Privat-  und  Criminalprocesse  zu  leiten,  verloren. 
Es  waren  also  drei  richterliche  Beamte  da  und  diese  Anzahl 
wurde  noch  vermehrt,  als  allmälig  mehrere  Prätoren  ernannt 
worden. b)  Da  pflegte  der  Senat,  wenn  eine  wichtigere  Sache 
von  irgend  einem  Beamten  zu  seiner  Kenntniss  gebracht  wurde, 
4m  einen  oder  mehrere  der  zum  Führen  von  Processen  befug- 
ten Beamten  ausserordentlich  damit  zu  beauftragen:  damit  übte 
derselbe  nur  die  gleiche  Macht,  welche  er  überhaupt  bei  der 
Anweisung  von  Provinzen  und  Verwaltungskreisen  hatte.  Das  be- 
kannteste Beispiel  dieser  Art  ist  der  Process  über  die  Baccha- 
nalieu  im  Jahre  186  v.  Chr.  Die  Anzeige  von  dieser  Verschwö- 
ttng,  wie  man  sie  nannte,  wurde  dem  einen  Consul  Sp.  Postu- 
■ius  Albinus  überbracht  und  von  ihm  der  Senat  in  Kenntniss 
gesetzt.  Dieser  überträgt  die  Untersuchung  über  die  Bacchana- 
lien ausserordentlicher  Weise  den  beiden  Consuln c),  d.  h.  der 
Process  sollte  ausser  der  Reihe  der  übrigen  Criminalprocesse  ver- 


a)  Dionys.  V,  57. 
k b)  Vergl.  oben  S.  110. 

e)  Liv.  XXXIX,  14  Quaestionem  deinde  de  Bacchanalibus  sacrisque 
noetarnis  extra  ordinem  consulibus  mandant. 

14  * * 
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handelt  und  wegen  seiner  Wichtigkeit  den  Consuln  übertragen 
werden.  Ausserdem  fasste  der  Senat  Beschlüsse  über  Verwal- 
tungsmassregeln , welche  mit  den  Bacchanalien  in  Verbindung 
standen,  die  Angeber  sollten  belohnt*),  alle  Priester  des  Bac- 
chus festgenommen,  alle  Versammlungen  der  Eingeweihten  ver- 
boten werden.  Damit  hatten  also  die  Consuln  bei  der  Führung 
des  Processes  nur  dieselbe  Macht,  wie  alle  richterlichen  Beamten 
bei  gewöhnlichen  Processen:  sie  konnten  über  diejenigen,  deren 
Schuld  nicht  durch  eigenes  Geständniss  oder  offenbare  Beweise 
feststand,  die  Todesstrafe  nur  mit  Einwilligung  der  Volksver- 
sammlung aussprechen.  Livius  merkt  es  von  den  Häuptern 
der  Verschwörung  besonders  an,  sie  hätten  ihre  Schuld  einge- 
standen und  dadurch  das  endliche  Urtheil  und  die  darauf  folgende 
Hinrichtung  nicht  verzögert. b) 

Das  Verfahren  in  diesem  Falle  war  genau  dasselbe,  wie  in 
schon  früher  Zeit  des  Staates , 331  v.  Chr.,  bei  einem  ähnlichen 
Verbrechen.  Es  herrschte  die  Pest  in  Rom,  und,  wie  es  bä 
solchem  Unglücke  zu  geschehen  pflegt,  verbreitete  sich 
Glaube  an  absichtliche  Vergiftung.  Eine  Sclavin  machte  die  An- 
geberin bei  einem  der  eurulischen  Aedilen:  dieser  berichtete  a* 
die  Consuln,  die  Consuln  an  den  Senat  Hundert  und  siebzig; 
Frauen  sollen  verurtheilt  worden  sein.  Wenngleich  über  dal 
Verfahren  nicht  näher  berichtet  wird,  ist  es  doch  im  höchstes 
Grade  wahrscheinlich,  dass  die  Consuln,  von  dem  Senate  hK 
auftragt,  die  Untersuchung  führten,  ohue  besondere,  grüswt^ 
Machtvollkommenheit  als  sonst  die  Beamten.  Die  AngeklaglÄj 
wurden  grösstentheils , als  auf  frischer  That  ertappt , von  <k* 
Consuln  selbständig  verurtheilt*) 

In  ähnlicher  Weise  wurden  im  Jahre  314  v.  Chr.  die  be*J(| 

Consuln  von  dem  Senate  beauftragt,  über  staatsgefährliche  Va^ 

bindungen,  welche  in  Rom  sich  gebildet  haben  sollten,  zu  Ges 

rieht  zu  sitzen.d)  Dagegen  im  Jahre  180  v.  Chr.  wurde  ein! 

% 

a)  S.  oben  S.  144. 

b)  Liv.  XXXK,  17  Adducti  ad  consules  fassique  de  ae  null  am  moraw 
iudicio  fecerunt.  Vergt  oben  S.  171. 

e)  Liv.  VIII,  18;  Val.  Max.  11,  5,  3,  Orus.  Ul,  10.  | 

■J)  Liv.  IX,  26.  Vergl.  oben  S.  95.  »i 
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Untersuchung  über  Giftmischerei  gegen  einige  vornehme  Frauen 
dem  Fremdenprätor  C.  Claudius  übertragen;  denn  die  Consuln 
waren  mit  der  Kriegführung  gegen  die  Ligurer  ausserhalb  Roms, 
der  städtische  Prätor,  dessen  eigentliches  Amt  dies  gewesen 
wäre,  mit  der  gewöhnlichen  Rechtspflege  beschäftigt.*)  Dass 
diese  Beauftragung  nur  als  eine  in  den  Befugnissen  des  Senates 
liegende  Vertheilung  der  Amtskreise  anzuseheu  ist,  ergiebt  sich  aus 
einem  andern  später  anzuführenden  Falle,  wo  dieselbe  von  Li- 
vius  mitten  unter  der  gewöhnlich  am  Jahresanfänge  stattfinden- 
den Vertheilung  der  andern  Provinzen  erwähnt  wird.h)  Unge- 
fähr um  dieselbe  Zeit  führte  ein  sonst  nicht  bestimmbarer 
Quästor  M.  Sergius  eine  Capitaluntersuchung  gegen  T.  Quinctius 
Trogus,  aus  dessen  Verhandlungen  uns  ein  unbedeutendes  Bruch- 
stück erhalten  ist.') 

Die  jüngsten  Vorgänge  dieser  Art  fanden  nach  dem 
Aufstande  von  Ti.  Gracchus  statt.  Die  Consuln  des  dar- 
auf folgenden  Jahres,  132  v.  Chr.,  P.  Popilius  Laenas  und 
P.  Rupilius,  begannen  grausame  Untersuchungen  gegen  die 
Freunde  und  Anhänger  des  Ermordeten d),  und  zwar  wie 
man  aus  den  darauf  folgenden  Ereignissen  erkennt,  ohne 
eine  besondere  Bevollmächtigung  des  Volkes.  Aber  mit  dem 
Senate  hatten  die  Consuln  berathen  und  von  ihm  den  Auftrag 
erhalten,  gegen  Gracchus’  Anhänger  nach  Sitte  der  Vorfahren  zu 
verfahren"),  d.  h.  sie  sollten,  wie  es  die  Sitte  der  Verfahren 
erlaubte , selbst  mit  Uebergehung  der  Prätoren , und  ausserordent- 
lich  die  Untersuchung  führen':  eine  ausgedehntere  Macht  über 
das  Leben  und  Vermögen  der  Bürger,  als  sie  sonst  durch  ihr 
Amt  hatten,  erhielten  sie  dadurch  nicht.  Aber  bei  der  Dehn- 
barkeit der  Begriffe  „geständig”  und  „auf  der  That  ertappt” 


a)  Liv.  XL,  37.  Vergl.  oben  S.  96. 

b)  Liv.  XXXIX,  41. 

c)  Varro  de  ling.  lat  VI,  9.  Vergl.  oben  S.  99. 

d)  VelleL  II,  7 Crudeles  mox  qnaestiones  in  amicos  clientesquo  Grac- 
ehorum  habitae  sunt. 

c)  Val.  Max.  IV,  7,  1 Nam  cum  senatus  Rupilio  et  Lacnati  consulibus 
mandasset,  ut  in  eos,  qui  cmn  Graccho  consenserant,  more  maiorum  anim- 
adverterent 
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war  es  ihnen  sicherlich  leicht,  die  meisten  der  Angeklagten 
selbständig  mit  dem  Tode  oder  der  Verbannung  zu  bestrafen,  zu- 
mal da  die  Strömung  der  öffentlichen  Meinung  und  die  Macht 
des  Senates  mit  ihnen  war.  Sie  richteten  daher,  unterstützt 
von  einem  ßeirathe  angesehener  Senatoren,  zu  dem  C.  Laelior 
und  Scipio  Nasica  gehörten*),  unumschränkt.  Wir  hören  von 
Nichtbürgern,  welche  sie  straften,  z.  B.  von  dem  Griechischen 
Redner  Diophanes,  aber  auch  von  Bürgern:  C.  Blossius  aas  Co- 
mae  entfloh  vor  der  Hinrichtung,  C.  Vilius  wurde  auf  ungesetz- 
liche und  grausame  Weise  getödtet. b) 

Ein  weiteres,  von  dem  gewöhnlichen  abweichendes  Verfah- 
ren war  es,  wenn  das  Volk  seine  ihm  allein  zustehende  ober- 
richterliche  Gewalt  einem  Beamten  übertrug  und  dieser  dann 
selbständig  entschied.  Dadurch  entstehen  die  eigentlich  so  ge- 
nannten quaestvres  parricidii , von  denen  wir  schon  gesprochen'), 
welche  bald  einzeln,  bald  in  der  Mehrzahl  vom  Volke  ernannt 
zu  werden  pflegten,  um  den  mit  der  Abhaltung  eines  Volks- 
gerichtes verbundenen  Verzug  zu  vermeiden.  Das  erste  Beispiel 
davon  wird  aus  dem  Jahre  413  v.  Chr.  berichtet,  also  aus  einer 
Zeit,  wro  die  alten  Quästoren,  die  Unterbeamten  der  Consuln, 
eingegangen  und  an  ihre  Stelle  die  Schatzbeamten  getreten  waren. 
Der  Kriegstribun  des  vorhergehenden  Jahres  war  in  einem  Sol- 
datenaufstande von  seinen  eigenen  Leuten  gesteinigt  worden  und 
seine  Collegen  waren  wegen  des  Widerstandes  der  Volkstribunen 
nicht  im  Stande  gewesen,  einen  Volksbeschluss  zur  Erwählung 
eines  besonderen  Untersuchungsrichters  durchzusetzen.  Erst  den 
folgenden  Consuln  gelang  dies:  sie  selbst  wurden  ernannt  und 
übten  ihr  .Amt  mit  der  höchsten  Milde.11)  Es  ist  möglich,  das* 
bei  der  Ernennung  eines  unumschränkten  Richters  der  Gedanke 
einwirkte,  dass  das  Verbrechen  von  Soldaten  begangen  woniea 
war  und  deshalb  wie  ein  Soldatenverbrechen  bestraft  wcrles 
müsste:  aber  an  sich  war  das  Verfahren  in  der  Verfassung  !*■ 
gründet  und  wurde  öfters  angewendet, 

a)  Cic.  Lad.  11,  37;  Val.  Max.  I.  L 

b)  Man  sehe  noch  Plut.  Ti.  Graech.  20  und  vergl.  oben  S.  76. 

c)  Siehe  obeu  S.  94. 

d)  Liv.  IV,  51.  Vergl.  oben  S.  95. 
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lm  Jahre  142  v.  Chr.  hatte  ein  Prätor  L.  Tubulus  sich,  als 
er  einen  Process  über  Mord  leitete,  bestechen  lassen.*)  Die 
Sache  muss  grosses  Aufsehen  gemacht  haben;  denn  im  folgen- 
den Jahre  machte  der  Volkstribun  P.  Scaevola  den  Antrag  beim 
Volke,  ob  es  eine  gerichtliche  Untersuchung  über  jene  Bestechun- 
gen angestellt  wissen  wollte.  Es  hätte,  wenn  der  städtische 
Prätor  sich  nicht  bewogen  fühlte  eine  Klage  gegen  seinen  Vor- 
gänger anzunehmen,  der  Volkstribun  unmittelbar  bei  dem  Volke 
klagen  können  ; aus  unbekannten  Gründen  wählte  er  einen  andern 
Weg.  Das  Volk  verlangte  die  Untersuchung,  beauftragte  aber 
den  Senat,  einen  Richter,  der  selbständig  entscheiden  sollte,  zu 
ernennen.  Der  Senat  ernaunte  den  einen  Consul  Cn.  Caepio 
und  dieser  gebrauchte  seine  Vollmacht.  Der  Angeklagte  war 
geflohen,  wurde  aber,  da  seine  Verbrechen  zu  abscheulich  waren, 
aus  der  Verbannung  zurüekgeholt  und  zum  Selbstmorde  ge- 
zwungen.b) 

Dieser  Fall  zeigt  zugleich  eine  Besonderheit  in  der  Ernen- 
nung des  Richters,  in  so  fern  sich  das  Volk  der  Vermittelung 
des  Senates  bediente.  Indessen  dies  geschah  häutig,  namentlich 
in  der  Blüthezeit  des  Staates,  wo  das  Volk,  sowie  dessen  Ver- 
treter, die  Tribunen,  und  der  Senat  einträchtig  mit  einander 
wirkten.  Als  der  grosso  Publius  Scipio  gestorben  war,  bean- 
tragten die  beiden  Tribunen  Q.  Petilius  ein  Gesetz  bei  dem  Volke 
des  Inhalts,  dass  über  das  von  Antiochus  erbeutete  Geld  eine 
Untersuchung  angestellt  würde,  dass  in  Folge  dessen  der  städ- 
tische Prätor  Ser.  Sulpicius  den  Senat  beriefe  und  von  diesem 
einen  ausserordentlichen  Richter  mit  ausgedehntester  Vollmacht 
ernennen  liesse.  Nach  Annahme  dieses  Gesetzes  wurde  der  Prä- 
tor Q.  Terentius  Culleo  zum  Untersuchungsrichter  ernannt  und 
verurtheilte  den  Besieger  des  Antiochus , L.  Scipio , sowie  des- 
sen Unterfeldherrn  zu  Geldstrafen.') 

Um  einen  Capitalprocess  handelte  es  sich  wenige  Jahre  spä- 
ter, 172  v.  Chr.  Der  Consul  des  vorigen  Jahres  M.  Popilius 


a)  S.  oben  S.  208. 

b)  Cic.  de  fin.  II,  16,  54.  VergL  oben  S.  158. 

c)  Liv.  XXXV11I,  54. 
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Laenas  hatte  gegen  die  Ligurer  einen  unnützen  nnd  grausamen 
Krieg  geführt.  Der  Senat  missbilligte  dies  und  zwei  Volkstri- 
buneri  M.  Marcius  Sermo  und  Q.  Marcius  Scylla , machten  unter 
Billigung  des  Senates  den  Antrag  beim  Volke:  dass  der  Senat 
bevollmächtigt  würde,  eidlich*)  Jemanden  zu  ernennen,  der  die 
Untersuchung  führte  und  die  Strafe  bestimmte.  Nach  Annahme 
dieses  Marcischen  Gesetzes  (denn  so  wurde  es  genannt)  wurde 
vom  Senate  der  städtische  Prätor  C.  Lieinius  zum  Untersuchungs- 
richter ernannt  und  der  Process  vor  ihm  geführt  Er  blieb  in- 
dessen ohne  Ergebniss.  Denn  die  Vollmacht  war  für  den  städti- 
schen Prätor  C.  Lieinius  ertheilt  worden  und  da  dieser  die  Un- 
tersuchung absichtlich  hinzog  und  dem  Angeklagten  wegen  dessen 
politischer  Macht  und  Bedeutung  nicht  zu  schaden  wünschte , ver- 
strichen zwei  Tennine  ohne  Entscheidung:  der  dritte  wurde  auf 
den  Tag  angesetzt,  wo  die  neuen  Beamten  ihr  Amt  antraten 
und  der  städtische  Prätor  selbst  Privatmann  war.  Somit  war 
die  Vollmacht  erloschen  und  der  Angeklagte  von  jeder  Strafe 
frei;  denn  eine  neue  Untersuchung  hätte  zu  viele  Schwierigkei- 
ten gehabt. b) 

Bei  diesen  beiden  Arten  von  Processen,  welche  wir  als 
ausserordentlich  und  als  Ausnahmen  von  dem  gewöhnlichen  Ver- 
fahren hingestellt  haben,  fand  eine  Abänderung  in  dem  Gange 
der  Verhandlungen  nur  in  so  weit  statt,  als  wir  angegeben; 
alles  Uebrige  war  gleich.  Hatte  nur  der  Senat  eine  Vollmacht 
ausgestellt,  so  gab  es  ein  Verfahren  in  iure  und  in  iudieio: 
nur  die  Personen  derjenigen , welche  dasselbe  leiteten , waren 
verschieden  von  dem  gewöhnlichen  Processe.  Dagegeu  bei  einer 
Bevollmächtigung  durch  das  Volk  fand  nicht  nur  diese  Verschie- 
denheit der  Personen  statt  oder  konnte  vielmehr  stattfinden,  son- 
dern es  fiel  auch  das  ganze  Verfahren  in  iudieio  fort  Das  Volt 
trat  seine  Rechte  für  einen  bestimmten  Fall  ab.  Diese  Abtre- 
tung fand,  wie  wir  schon  erwähnt'),  in  allen  Arten  von  Pro- 
cessen durch  Tributcomitien  statt,  wenigstens  in  späterer  Zeit: 


a)  Vergl.  I,  259. 

b)  Man  sehe  die  ausführliche  Erzählung  bei  Liv.  XL11,  21  und  22. 

c)  S.  oben  S.  97. 
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anfänglich  hatten  allerdings  auch  darüber  Centuriatcomitien  unter 
Leitung  der  Consuln,  aber  natürlich  mit  Einwilligung  der  Volks- 
tribunen entschieden. 


Sechstes  Capitel. 

Weiteres  ausserordentliches  Verfahren.  Unterschied  von  dem  ordentlichen 
in  Bezug  auf  die  Ankläger,  welches  immer  Beamte  sind.  Thätigkeit  der 
Aedilen.  Angeklagt  können  auch  Beamte  werden,  Consuln,  Censoren,  Tri- 
bunen und  Aedilen  selbst.  Gefängnisstrafe  von  Tribunen  über  Beamte 
verhängt.  Alle  Verbrechen  können  in  diesem  ausserordentlichen  Verfahren 
gestraft  werden.  Beweis,  dass  dabei  kein  Instanzenzug  stattflndet.  Ge- 
ständige und  auf  der  That  ertappte  Verbrecher  werden  ohne  Process  ge- 
straft. Verschiedene  Befugnisse  der  Genturiat-  und  Tributcomitien,  gültig 
während  der  ganzen  Zeit  der  Republik.  Die  Anklage  geht  immer  von 
dem  freien  Entschlüsse  des  Beamten  oder  von  der  Beschwerde  eines  Pri- 
vatmannes aus.  Das  Vorverfahren  ist  willkürlich  und  steht  in  der  Hand 
des  Beamten,  selbst  die  Gegenwart  des  Anzuklagenden  ist  nicht  nöthig. 

Dem  Triumphe  von  L.  Aemilius  Paulus  über  den  König 
Perses  von  Macedonien  gingen  bekanntlich  lange  Verhandlungen 
im  Senate  und  in  der  Volksversammlung  vorher:  die  persönli- 
chen Feinde  des  grossen  Feldherrn  und  vor  Allen  Ser.  Sulpicius 
Ga  Iba,  welcher  unter  ihm  als  Tribun  der  zweiten  Legion  gedient 
hatte,  suchten  das  über  den  Triumph  eingebrachte  Gesetz  zu 
hintertreiben.  Gegen  Galba  lässt  Livius*)  den  Vertheidiger  von 
Paulus,  M.  Servilius,  so  sprechen:  „Galba  durfte  den  Triumph 
nicht  hindern,  sondern  entweder  kann  er  am  Tage  nach  dem 
Triumphe  gegen  Paulus  als  Privatmann  die  gesetzliche  Klage  an- 
stellen, oder  ihm  etwas  später,  sobald  er  selbst  ein  Amt  erhalten 
hat,  einen  Termin  setzen  und  seinen  Feind  beim  Volke  ankla- 
gen.”  Livius  giebt  damit  die  beiden  Wege  an,  welche  es 


a)  Liv.  XLV,  37:  Ser.  quidem  Galba  si  in  L.  Paulo  accusandi  tiroci- 
nium  ponere  et  documcntum  eloquentiae  dare  voluit,  non  triumphum  impc- 
dire  debuit,  quem,  si  nihil  aliud,  senatus  iustum  esse  iudicaverat;  sed 
postcro  die  quam  triumphatum  esset,  privatum  eum  ulturus  (die  Handschrif- 
ten visurus  esset)  nomen  deferret  et  legibus  interrogaret,  aut  serius  paulo 
cum  primum  magistratus  ipse  cepissct,  diem  diceret,  inimicum  ad  populum 
accusaret. 


Digitized  by  Google 


218 


Ankläger  im  ausserordentlichen  Verfahren. 


nach  Römiscliem  Rechte  für  die  Bestrafung  eines  Schuldigen  gab. 
Den  ersten,  den  wir  den  ordentlichen  nennen,  haben  wir  erläu- 
tert, auch  die  beiden  Abweichungen,  welche  bei  demselben  durch 
Senat  und  Volk  eintreten  können,  hinzugefügt:  es  bleibt  der 
zweite,  der  ausserordentliche,  übrig.  Livius  bestimmt  einen 
wesentlichen  Unterschied,  welcher  sich  zwischen  beiden  findet, 
ganz  richtig.  Den  ersten,  sagt  er,  könne  Galba,  ein  junger, 
noch  nicht  in  die  Staatslaufbahn  eingetretener,  Senator  sogleich 
betreten,  den  zweiten  aber  erst,  sobald  er  ein  Staatsarat  bekom- 
men hätte.  Der  zweite  kann  also  nur  von  Beamten  eingeschla- 
gen werden.  Bei  dem  ordentlichen  Verfahren  kann  jeder  die 
Anklage  erheben:  selbst  die  Beamten  sind  gesetzlich  nicht  aus- 
geschlossen, eben  so  wenig  als  es  ihnen  später  bei  den  Schwur- 
gerichten verwehrt  war,  als  Kläger  aufzutreten.  Aber  thatsäcb- 
lich  sind  sie  es.  Denn  die  Consuln  und  Prätoren  haben  das 
Recht,  von  Amtswegen  eine  Untersuchung  zu  veranlassen:  die 
Tribunen  und  Aedilen  können  theils  auf  den  Gang  der  gewöhn- 
lichen Processe  hindernd  und  bestimmend  einwirken,  theils  er- 
zeugen sie  als  Ankläger  das  von  uns  sogenannte  ausserordent- 
liehe  Verfahren.*)  Bei  diesem  ausserordentlichen  Verfahren  dagegen 
sind  nur  Beamte  als  Ankläger  zulässig,  indessen  nicht  alle,  son- 
dern nur  die  Volkstribunen  und  Aedilen.  Denn  bei  den  Consuln 
und  Prätoren  würde  das  ausserordentliche  Verfahren  mit  dem 
ordentlichen  zusammenfiillen : zwischen  dem  Prätor,  welcher  die 
ordentlichen  Criminalgerichte  leitet,  und  den  Consuln,  sowie  den 
übrigen  Prätoren  besteht  nur  eine  Verschiedenheit  der  Geschäfts- 
kreise, welche,  wie  wir  gesehen,  durch  einen  Senatsbeschloss 
alsbald  aufgehoben  werden  kann.  Deshalb  findet  sich  nie  eine 
ausserordentliche  Anklage,  die  von  ihnen  angestellt  worden  wäre, 
und  es  bleiben  für  dieselbe  die  Volkstribunen  und  die  Aedilen. 
die  plebejischen  sowohl  wie  die  curulischen,  übrig.  Livius  meint 
demnach  an  obiger  Stelle,  wenn  Ser.  Galba  die  Aedilität  erhalte® 
hätte  (denn  dasTribunat  konnte  er  als  Patricier  nicht  bekleiden), 
werde  er  die  Möglichkeit  haben,  gegen  L.  Paulus  unmittelbar 
ohne  Vermittelung  eines  andern  Beamten  eine  ausserordentliche 


a)  Vergl.  oben  S.  147. 
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Anklage  erheben  zu  können.  Es  ergiebt  sieh  hieraus,  durch 
welche  geschichtliche  Entwickelung  diese  ausserordentliche  Ge- 
richtsbarkeit, welche  durch  die  plebejischen  Beamten  als  Anklä- 
ger und  Richter  geübt  wurde,  entstanden  ist.  Sie  schreibt  sich 
von  der  Einsetzung  der  Volkstribunen  her,  welche  alsbald  ein 
Recht,  über  ihre  Standesgenossen  zu  urtbeilen,  in  Anspruch 
nahmen:  sie  erweiterten  es  seit  Coriolans  Proeess,  wo  es  ihnen 
erlaubt  wurde,  unter  Einwilligung  des  Senates  auch  Patrieier 
vor  Gericht  zu  ziehen : sie  erhielten  es  ohne  Einschränkung  durch 
die  Valerisch-Horatischen  Gesetze,  als  sie  Beamte  des  Gesammt- 
staates  wurden,  über  beide  Stände.  Ihre  Gewalt  war  sogar 
grösser  als  die  der  curulischen  Beamten,  welche  der  ordentlichen 
Rechtspflege  vorstanden.  Denn  diese  konnten  bei  jeder  Mass- 
regel,  welche  sie  ergriffen,  von  den  Tribunen  gehindert  werden 
und  wir  haben  oben  öfters  bemerkt,  welchen  Einfluss  diese  dadurch 
auf  die  Rechtsentwickelung  im  Allgemeinen  und  auf  die  einzelnen 
Processe  im  Besonderen  ausübten.  Dagegen  die  plebejischen  Be- 
amten waren  nur  an  die  Einwilligung  ihrer  plebejischen  Collegen 
gebunden. 

Es  fragt  sich,  wie  die  Aedilen,  zu  welchen  die  curulischen 
Aedilen  als  gleichberechtigt  getreten  waren,  zu  den  ausserordent- 
lichen Anklagen  standen.  Man  hat  angenommen,  die  Tribunen 
hätten  sich  mit  den  Aedilen  in  der  Regel  so  in  die  Anklagen 
getheilt,  dass  jene  sich  die  wichtigeren,  namentlich  die  politischen 
Processe  vorbehielten,  den  Aedilen  aber  die  minder  wichtigen 
überliessen.60)  Es  könnte  damit  nur  gemeint  sein,  dass  die 
Tribunen  wegen  ihres  höher  stehenden  Amtes  wichtigere  Pflich- 
ten, so  wie  in  höherem  Grade  Unverletzlichkeit,  gehabt  und  den 
Aedilen  die  bedeutenderen  Processe  vorweggenommen  hätten, 
nicht  dass  die  Aedilen  nicht  die  Befugniss  gehabt  hätten,  auch 
die  wichtigsten  Processe  zu  leiten,  die  bedeutendsten  Anklagen 
zu  erheben.  Eine  sichere  Entscheidung  könnte  man  also  nur 
f&llen,  wenn  wir  die  Ueberlieferung  über  eine  grosse  Anzahl  von 
Processen  hätten;  diese  haben  wir  indessen  nicht.  Aber  wir 
wissen,  dass  schon  455  v.  Chr.  bei  den  Kämpfen  um  den  Teren- 
tilischen  Gesetzesvorschlag  ein  Aedil  den  gewesenen  Consul  C. 
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Veturius  anklagte1),  also  gewiss  einen  wichtigen  politischen 
Process  führte:  weshalb  nicht  ein  Tribun  dies  that,  wissen  wir 
nicht,  ln  späterer  Zeit  standen  die  curulischen  Aedilen  unab- 
hängig von  den  Tribunen.  An  der  kurz  zuvor  angeführten 
Stelle  aus  Liviusb)  zweifelt  der  Sprechende,  M.  Servilius,  nicht, 
dass  Ser.  Galha,  sobald  er  die  Aedilität  erhalte,  sofort  gegen  L. 
Paulus  einen  Process  beginnen  könne,  einen  Process,  der  poli- 
tisch und  gegen  den  mächtigsten  Mann  im  Staate  gerichtet  ge- 
wesen wäre.  Cicero')  droht  Verres,  er  werde  gegen  ihn,  wenn 
er  die  Aedilität  angetreten  hätte,  einen  Perduellionsproeess  er- 
heben: dieser  Process  wäre  wichtig  und  politisch  gewesen.  Es 
fällt  Cicero  nicht  ein,  dass  er  dabei  von  einem  Tribunen  würde 
gehindert  werden  oder  werden  können.  Also  die  Vertheilung  der 
Processe  unter  Tribunen  und  Aedilen  war  eine  zufällige:  sie  hing 
von  den  persönlichen  Eigenschaften  der  Einzelnen  ab,  und  wie 
in  späterer  Zeit  Anklagen  als  nicht  schicklich  für  ältere  Staats- 
männer galten,  so  wird  es  auch  früher  vorgekommen  sein, 
dass  vorzugsweise  junge  Männer,  welche  ihre  Laufbahn  mit  der 
Aedilität  begannen,  durch  Anklage  hoch  stehender  Staatsmänner 
Berühmtheit  und  politischen  Einfluss  zu  erwerben  suchten. 

Wir  haben  den  einen  Unterschied  des  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  Verfahrens  betrachtet;  aber  es  giebt  noch  einen 
anderen  ebenso  wesentlichen  in  Bezug  auf  die  Angeklagten.  Wir 
haben  bemerkt*1),  dass  im  ordentlichen  Rechtswege  nur  Privat- 
leute angeklagt  werden  konnten,  Staatbeamte  während  der  Dauer 
ihres  Amtes  nicht  Dagegen  ausserordentlich  konnten  die  Tri- 
bunen auch  jeden  Beamten  vor  dem  Volke  verklagen.  Es  ergid* 
sich  dies  mit  Nothwendigkeit  schon  aus  der  Betrachtung  der 
Stellung,  welche  die  Volkstribunen  im  Römischen  Staatsrechk 
hatten.  Durch  die  Valerisch- Horatischen  Gesetze  waren  sie  za 
Beamten  des  Gesammtvolkes  geworden,  und  ihnen  Unverletz- 
lichkeit, sowie  uneingeschränkte  Befugniss  über  die  Tributco- 


a)  S.  I,  275. 

b)  S.  oben  S.  217. 

c)  Cic.  in  Verr.  lib.  I,  5. 

d)  S.  oben  S.  148. 
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mitien  auch  den  Patriciern.  gegenüber  eingeräumt  werden:  dass 
dabei  eine  Ausnahme  zu  Gunsten  der  ursprünglich  patricisehen 
Beamten  gemacht  worden  wäre,  wird  nirgends  überliefert.  Wenn 
also  ein  Beamter  sich  an  einem  Tribunen  vergriff  oder  seine 
Volksversammlung  störte,  so  musste  dieser  augenblicklich  das 
Recht  haben,  Strafe  eintreten  zu  lassen:  hätte  er  es  erst  nach 
dem  Amtsjahr  des  Anzuklagenden  gehabt,  so  wäre  auch  sein 
eigenes  Amt  in  vielen  Fällen  verflossen,  der  ihm  gewährte  Schutz 
nichtig,  sein  Ansehn  jeder  Unbill  der  patricisehen  Beamten  Preis 
gegeben  gewesen.  Deshalb  finden  wir  von  Anfang  an  Beispiele 
dieser  Art.  Noch  vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln,  als 
zur  Anklage  jedes  Patriciers  die  Einholung  eines  Senatsbeschlusses 
uothwendig  war,  im  J.  455  v.  Chr.  versuchte  ein  Tribun  die  re- 
gierenden Consuln  T.  Romilius  und  C.  Veturius  anzuklagen*): 
der  Versuch  misslang,  weil  die  Consuln  so  viel  Gewalt  über  den 
Senat  hatten,  dass  derselbe  seine  Einwilligung  verweigerte.  Bei 
den  Verhandlungen  darüber,  welche  uns  ausführlich  mitgetheilt 
werden,  heisst  es  nicht,  dass  die  Tribunen  nicht  das  Recht  hätten, 
einen  Beamten  anzuklagen,  sondern  sie  konnten  dasselbe  nur 
nicht  zur  Geltung  bringen.  Diese  Schwierigkeit  mochte  bewir- 
ken, dass  auch  später  dieses  Recht,  wenngleich  es  gesetzlich 
feststand,  dennoch  thatsächlich  nur  selten  und  nur  mit  Einschrän- 
kung zur  Anwendung  kam.  Wir  haben  in  älterer  Zeit  kein  ge- 
schichtliches Beispiel,  dass  ein  Consul  oder  Prätor  während  seines 
Amtsjahres  von  den  Tribunen  wegen  Capitalverbrechens  ange- 
klagt, abgesetzt  und  bestraft  worden  sei;  Eivius  erklärt  sogar 
zum  Jahre  420  v.  Chr.,  ein  Militärtribun  sei  gegen  die  beabsich- 
tigte Anklage  von  zwei  Volkstribunen  durch  sein  Amt  gesichert 
gewesen b),  und  ein  ander  Malf)  heisst  es,  ein  Consul  sei  nach 
Hause  zurückberufen  worden,  um  sobald  er  sein  Amt  niederge- 
legt hätte,  vor  Gericht  gestellt  zu  werden.  Aber  dass  dies  nach 


a)  Dionys.  X,  34.  Vergl.  1,  275. 

b)  Aber  freilich  noc'h  mehr  durch  seine  Schuldlosigkeit;  denn  Liv.  IV, 
44  sagt : cum  in  ipsum  et  innocentia  tutuin  et  raagistratu,  in  quo  tune  erat, 
iinpetus  ßeri  non  posset. 

c)  Liv.  XLI,  6 ne  Manlius  — impcriuin  retineret,  uti  causam  extemplo 
ilicere,  cuui  abisset  magistratu,  posset 
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strengem  Rechte  möglich  war,  ist  zweifellos.  Geschehen  ist  es 
wirklich  im  Jahre  105  v.  dir.  bei  Q.  Servilius  Caepio,  der  den 
Verlust  des  Heeres  durch  die  Cimbern  verschuldet  hatte,  und 
zwar  war  dies,  wie  bei  der  Nachricht  davon  ausdrücklich  hinzu- 
gesetzt wird,  der  erste  Fall  seit  der  Absetzung  des  Königs  Tar- 
quiuius.*)  Bei  Livius1')  erklärt  der  Tribun  M.  Metilius  vordem 
Volke,  unter  andern  Umstünden  würde  er  an  das  Volk  den  An- 
trag stellen,  dem  Dictator  Q.  Fabius  Cunctator  sein  Amt  zu 
nehmen,  jetzt  wolle  er  sich  damit  begnügen,  einen  Antrag  zu 
machen,  dass  seinem  Reiterobersten  gleiche  Gewalt  mit  ihm  ver- 
liehen werde.  Das  Volk  kann  nach  Römischem  Staatsrecht  eben 
Alles  tliuu,  und  zwar  gleicher  Weise  in  Tribut-,  wie  in  Centu- 
riatcomitien1'):  ja  in  jenen  ist  es  noch  mächtiger,  weil  die 
letzteren  nicht  über  die  plebejischen  Beamten  zu  verfügen  haben 
Geldstrafen  sind  öfters  gegeu  curulische  Beamte  von  den  Tribu- 
nen beantragt  und  auch  durchgesetzt  worden.  Das  berühmteste 
Beispiel  ist  das  von  Ti.  Gracchus,  der  in  den  Kämpfen  um  sein 
Ackergesetz  allen  cunilischen  Beamten  die  Vornahme  von  Amts- 
handlungen verbot,  die  Schatzkammer  schloss  und  den  Consuln 
mit  Geldstrafe  drohte , wenn  sie  trotzdem  öffentliche  Gelder  ent- 
nähmen.11) Hätten  sie  es  gethan,  so  hätte  er  seine  Drohung 
durch  einen  Antrag  beim  Volke  erfüllt.  Das  war  keine  neue, 
mit  einer  Ausdehnung  der  tribunicisckeu  Macht  verbundene , An- 
massung  von  Gracchus:  schon  im  Jahre  368  v.  Ohr.  während 
der  Kämpfe  um  Zulassung  der  Plebejer  zum  Consulat  hatten  die 
Tribunen  den  Volksbeschluss  gegen  den  Dictator  M.  Camillus 
durchgesetzt,  er  sollte,  wenn  er  als  Dictator  aufträte,  mit  einer 
ungeheuren  Geldstrafe  belegt  werden0):  dadurch  hatten  sie  ihn 
zur  Abdankung  genöthigt  Am  deutlichsten  erhellt  das  Verfah- 
ren der  Tribunen  hierbei  aus  dem,  was  im  Jahre  172  v.  Chr. 
geschah.  Die  Consuln  schützten  deu  Proconsul  M.  Popilius,  wel- 
cher gegen  den  Willen  des  Senates  in  Ligurien  Krieg  führte: 


a)  Liv.  per.  LXV1I. 

b)  Liv.  XXII,  25. 

c)  Vergl.  obeu  S.  216. 

d)  Plut.  Ti.  Uracch.  & 10. 

e)  Liv.  VI,  3P 
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<la  erklärten,  in  Unterstützung  des  Senates,  zwei  Volkstribunen, 
sie  würden  den  Consuln,  wenn  sie  nicht  in  ihre  Provinzen  gin- 
gen und  jenem  M.  Popilius  den  Oberbefehl  abnähmen,  eine  Geld- 
strafe auferlegen 11 ),  über  welche  es  dann  natürlich  den  Bestraf- 
ten freistand,  Berufung  an  die  Volksversammlung  einzulegen. 
Am  häufigsten  kamen  solche  Bestrafungen  oder  Strafandrohungen 
bei  politischen  Streitigkeiten  vor,  aber  zuweilen  doch  auch  bei 
wirklichen  Vergehen,  wie  z.  B.  im  Jahre  160  v.  Chr.  der  Prä- 
tor Cn.  Tremellius  zu  einer  Geldstrafe  verurtheilt  wurde , weil 
er  sich  am  Oberpriester  M.  Lepidus  thätlich  vergriffen  hatte, 
wahrscheinlich  auf  Anklage  eines  Tribunen  vor  dem  Volke.1*) 
Auf  diese  Weise  konnten  alle  Vergehen  und  Verbrechen  von  cu- 
rulischeu  Beamten  vermittelst  des  ausserordentlichen  Verfahrens 
durch  die  Tribunen  vor  dem  Volke  zur  Bestrafung  gebracht 
werden. 

Von  der  Anklage  der  Censoren  während  ihres  Amtes  haben 
wir  ein  sehr  merkwürdiges  Beispiel  aus  dem  Jahre  169  v.  Chr. 
Ein  Volkstribun  P.  Rutilius  hatte  mit  den  beiden  Censoren  C. 
Claudius  und  Ti.  Gracchus  Streitigkeiten  bekommen:  dabei  be- 
klagte er  sich,  habe  der  erstere  die  Volksversammlung  von  ihm 
abberufen,  also  gegen  das  ursprünglich  nur  für  die  Plebejer, 
damals  aber  auch  für  die  Patricier  gültige  Icilische  Plebiscit  ge- 
handelt, der  zweite  seine  iutercession  nicht  beachtet,  also  gegen 
seiue  Unverletzlichkeit  gefehlt.  Deshalb  belangte  er  beide  wegen 
pcrduellio  vor  dem  Volke,  aber  sogleich,  während  die  Censoren 
noch  im  Amte  waren:  die  Censoren  selbst,  um  nicht  in  ihren 
Massregeln  gestört  zu  werden,  wünschten  eine  baldige  Entschei- 
dung des  Processes:  trotzdem  dass  sie  eineu  schweren  Kampf 
voraussaheu,  verlangten  sie  nicht  ein  Aufschieben  desselben  bis 
nach  Niederlegung  ihres  Amtes.«)  Wären  sie  verurtheilt 
worden , so  musste  natürlich  der  Verlust  ihres  Amtes  von  selbst 


a)  Liv.  XLU,  21  tribuni  plobis  — consulibus  multam  sc  dicturos,  nisi 
in  provinciam  exireut,  denuntiarunt. 

b)  Liv.  per.  XLVII  Cn.  Tremellio  practori  multa  dicta  cst,  quod  cum 
M.  Aeinilio  Lepido  pontificc  maximo  iuiuriose  contenderat  sacroraroque 
quam  magistratuum  ius  poteutius  fuit. 

c)  Liv.  XLILI,  16. 
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eintreten.  Etwas  später,  214  v.  Chr.,  versuchte  ein  Tribun  L 
Metellus  aus  Privathass  die  beiden  Censoren  P.  Furius  und  M. 
Atilius  während  ihres  Amtes  anzuklagen : wäre  es  verboten  ge- 
wesen, so  hätte  er  nicht  den  Versuch  gemacht.  Indessen  dieser 
glückte  nicht  wegen  des  Einspruchs  der  neun  andern  Tribunen, 
welche,  da  die  Censur  zu  Ende  ging,  mit  dem  Processe  gewar- 
tet wissen  wollten.*)  Dies  Beispiel  beweist,  dass  eine  Anklage 
der  Censoren  im  Amte,  wenngleich  möglich,  doch  ungewöhnlich 
war.  Auch  die  Volkstribuneu  und  Aedilen  selbst,  welche  so 
die  Gerichtsbarkeit  über  die  curulischen  Beamten  hatten,  waren 
ihrerseits  der  ihrer  Collegen  unterworfen.  Es  wird  erzählt,  M. 
Claudius  Marcellus  als  curulischer  Aedil  habe  einen  Volkstribu- 
nen C.  Scatiuius  wegen  Unzucht  beim  Volke  angeklagLb)  Der 
Tribun  weigerte  sich  zu  erscheinen,  aber  bei  der  Uebereinstim- 
mung  der  übrigen  Tribunen  wurde  trotz  seines  Nichterscheinens 
in  angesetzten  Terminen  das  Gericht  dennoch  gehalten  und  der 
Angekkigte  verurtheilt;  das  Amt  wurde  ihm  nicht  genommen, 
weil  es  sich  nur  um  eine  Geldstrafe  handelte.  Schlimmer  er- 
ging es  dem  Tribunen  M.  Octavius , der  sich  dem  von  Ti.  Grac- 
chus vorgeschlageuen  Ackergesetze  entgegenstellte.  Es  ist  zwar 
aus  den  Berichten  der  Schriftsteller')  nicht  recht  klar,  worauf 
Gracchus'  Antrag  gegen  seinen  Collegen  ging , auch  scheinen  da- 
bei einige  andere  Besonderheiten  vorgekommeu  zu  sein ; indes- 
sen die  Thatsaehe,  dass  ein  Tribun  durch  den  andern  vermit- 
telst eines  Volksgerichtes  abgesetzt  werden  konnte,  stellt  dadurch 
sicher.  Als  unter  Cäsars  Dietatur  zwei  Tribunen  C.  Epidius 
Marullus  und  L.  Caesetius  Flaccus  sich  das  Missfallen  des  Ge- 
walthabers zugezogen  hatten,  wurde  ihnen  auf  Antrag  ihres  Col- 
legen Helvius  Cinna  ihr  Amt  genommen d)  und  der  Tribun  P. 
Servilius  Casea,  der  sich  unter  den  Mördern  Cäsars  befand, 
wurde,  ehe  er  nach  dem  Pedischen  Gesetz  angeklagt  wurde, 
auf  die  Anklage  seines  Collegen  P.  Titius c)  abgesetzt*) 

a)  Liv.  XXIV,  43. 

b)  Val  Max.  VI,  1,  7:  Plut.  Man-.  2. 

c)  Plut.  Ti.  Graooh.  12;  App.  bell.  civ.  I,  12. 

d)  Dio  Gms.  XL1Y,  10. 

Cte.  XL VI,  49. 

T 
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Indessen  alle  diese  Fälle,  mochte  ein  Tribun  eines  Verbrechens 
halber  abgesetzt  und  bestraft  oder  nur  seines  politischen  Ver- 
haltens wegen  mit  Verlust  des  Amtes  bestraft  werden,  waren 
sehr  selten:  das  Letztere  galt  sogar  als  böse  Vorbedeutung  für  die- 
jenigen, welche  sich  ihrer  Macht  zur  Unterdrückung  ihres  Col- 
legen  bedienten.“)  Beides  aber  wäre  nicht  möglich  gewesen, 
wenn  nicht  bei  diesem  ausserordentlichen  Verfahren  Anklage  der 
Beamten  selbst  erlaubt  gewesen  wäre. 

Es  erklärt  sich  aus  dieser  Macht,  welche  die  Tribunen  über 
alle  Beamten  hatten,  eine  andere  Erscheinung,  welche  ohne 
diesen  Zusammenhang  keine  staatsrechtliche  Begründung  fände. 
Wir  haben,  wo  wir  von  der  Gefängnissstrafe  handelten1’),  be- 
merkt, dass  die  Beamten  Jemanden,  den  sie  eines  Vergehens 
halber  unklugen  wollten,  in  das  Gefängniss  werfen  konnten, 
und  indem  sie  die  Anklage  nicht  ausführten,  mittelbar  die  Ge- 
fängnisshaft  zu  einer  Strafe  machten.  Geschah  dies  von  dem 
curulischen  Beamten  beim  gewöhnlichen  Verfahren  des  ordent- 
lichen Strafprocesses , so  werden  es  auch  die  Tribunen,  welche 
sich  bei  dem  ausserordentlichen  Verfahren  derselben  Formen 
zu  bedienen  pflegten,  gethan  haben,  und  so  sind  diejenigen 
Fälle  zu  erklären,  wo  sie  die  höchsten  Beamten  mit  Gefängniss- 
strafe bedrohten  oder  wirklich  belegten.  Das  erste  Beispiel  die- 
ser Art  findet  sich  im  Jahre  431  v.  Chr.,  wo  die  beiden  Consuln 
T.  Quiuctius  Cincinnatus  und  C.  Julius  Mento  unglücklich  Krieg 
führten  und  sich  doch  trotz  eines  Senatsbeschlusses  nicht  beque- 
men wollten,  einen  Dictator  zu  ernennen.  Der  Senat  wandte 
sich  an  das  Collegium  der  Tribunen  und  dieses  drohte  den  Con- 
sulh,  wenn  sie  dem  Senate  nicht  gehorchten,  mit  Gefängniss- 
strafe.0) Man  muss  sich  denken,  sie  hätten  den  Consuln  mit 
einer  Anklage  vor  dem  Volke  gedroht  und  erklärt,  sie  würden 
dieselben  bis  zu  dem  anzusetzenden  Termine  in  Untersuchungs- 
haft halten.  Dass  die  alten  Schriftsteller  selbst  die  Verhaftung 
der  Consuln  durch  die  Tribunen  als  den  Anfang  einer  gerichtr 


a)  Man  sehe  die  Bemerkung  bei  Dio  Cass.  XL1V,  10. 

b)  Siehe  oben  S.  158. 

c)  Liv.  IV,  26. 
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liehen  Anklage  betrachten , ergiebt  sich  mit  vollkommener  Sicher- 
heit aus  der  Erzählung  von  den  Versuchen,  welche  die  Tribunen 
machten,  ihre  Gewalt  gegen  die  Consuln  zu  wenden,  ehe  sie 
dies  rechtlich  tliun  durften.  Im  Jahre  455  v.  Chr.  hatten  sie 
noch  nicht  die  Befugniss,  weder  die  Consuln  noch  irgend  einen 
Patricier  ohne  die  Erlaubniss  des  Senates  vor  ihren  Gerichtshof 
zu  ziehen.  Dennoch  versuchten  sie  es  mit  den  Consuln  jenes 
Jahres,  T.  Romilius  und  C.  Veturius,  mit  denen  sie  wegen 
einer  Soldatenaushebung  in  Streit  gekommen  waren.  Die  Tri- 
bunen wendeten  sich  an  den  Senat  und  verlangten  dort  von  den 
Consuln,  dass  diese  entweder,  wenn  sie  es  mit  gutem  Gewissen 
thun  könnten,  in  der  Volksversammlung  schwören  sollteu,  sie 
hätten  nichts  Ungesetzliches  gegen  die  Tribunen  gethan,  oder 
aber  sie  sollten  sich  vor  den  Tribus  verantworten  und  dereu 
Abstimmung  unterwerfen.  Die  Consuln  antworteten  auf  diese 
Forderungen,  die  Tribunen  hätten  zuerst  die  Gewaltthätigkeiteu 
begonnen,  indem  sie  ihren  Dienern  und  den  Aedilen  aufge- 
tragen, die  Consuln  ins  Gefängniss  zu  führen,  dann  auch  selbst 
versucht  hätten,  Hand  an  sie  zu  legen:  die  consularische  Macht 
stamme  von  den  Königen  her  und  sei  dem  Urtheile  des  Volkes 
nicht  unterworfen.*)  Es  ist  aus  dieser  Erzählung  von  Dionysius 
klar,  dass  die  Gefangnisshaft  der  Anfang  des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens ist  und  der  Untersuchungshaft  bei  andern  Angeklagten 
entspricht.  Was  die  Tribunen  damals  vor  den  Valerisch-llora- 
ti sehen  Gesetzen  nicht  vermocht  hatten,  das  stand  ihnen  später 
unzweifelhaft  frei  und  wurde  ab  und  zu  ausgeübt.  Im  Jahre 
151  v.  Chr.  wurden  die  beiden  Consuln,  L.  Lucullus  und  A.  Al- 
binus  bei  einer  Aushebung,  welche  sie  nicht  nach  dem  Willen 
der  Volkstribunen  hielten,  von  diesen  in  das  Gefängniss  ge- 
worfenb),  vielleicht  nur  damit  bedroht.  Denn  Cicero®)  erzählt. 

a)  Diouys.  X,  34  o\  ouza-ot  rrpö;  toOt’  djttAoyoüvTO , öi?3<jxov:t; . ’~ 
7Tj«  uplpeiuj  oi  6Vjpcip-/oi  ip;eiav  — ToXp/(aavti;  ti;  bitd-uiv  owuizi  rfp 
vopciv  , t o piv  TipcÜTOv  üjtrjp^Tatt  T£  xai  dfopavfipot;  imidv covtei  0711'  a 
"o  StopiuT^piov  äp/ovtet; , oi;  TÖ  ravrtüv  izfihihu-ai  xpdroi,  tntit  aiw 
ToXpVjoavxt;  6pdae  /tupetv  — (t^  o^papyt/i^  dpxfj)  toooütou  öeiv  tjtivn 
xari  t<üv  'jzaTcuv  tivöc  difjt pov  dno&tSdvai  tois  Sykoti , toote  x.  t.  X. 

b)  Liv.  per.  XLVIU. 

c)  Cic.  de  leg.  III,  9. 
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zuerst  sei  wirkliche  Gefangnisshaft  im  Jahre  138  v.  Chr.  an  den 
Consuln  P.  Scipio  Nasica  und  D.  Brutus  durch  den  Volkstribu- 
uen  C.  Curiatius  vollzogen  worden,  man  weiss  nicht  bei  wel- 
chem Anlass.")  Indessen  waren  dies  immerhin  seltene  und 
äusserste  Fülle,  wie  es  denn  als  unerträglicher  iloehmuth  des 
Tribunen  M.  Drusus  angeführt  wird,  dass  er  im  Jahre  91  v.  Chr. 
den  Consul  L.  Philippus,  welcher  ihn  bei  der  Volksversammlung 
zu  unterbrechen  gewagt  hatte,  unter  körperlichen  Misshandlun- 
gen in  das  Gefängniss  warf.b)  Meist  blieb  es  bei  der  Drohung, 
wie  sie  Marius  als  Tribun  gegen  den  Consul  L.  Cotta  übte,c) 
oder  es  widersprach  eiuer  von  den  Tribunen,  wie  bei  P.  Sein- 
pronius,  welcher  den  Censor  Ap.  Claudius  in  das  Gefängniss 
führen  wollte.'1)  Aber  der  Grundsatz  steht  fest  und  wird  öfter 
ausgesprochen,  dass  es  den  Volkstribunen  erlaubt  ist,  selbst  die 
höchsten  curulischen  Beamten  ins  Gefängniss  zu  werfen*'),  nicht 
um  dies  als  Strafe  gelten  zu  lassen,  sondern  um  sie  demnächst 
vor  das  Volksgericht  zu  stellen. 

ln  Bezug  also  auf  die  Angeklagten  und  die  Ankläger  be- 
stand ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  dem  ordentlichen 
uud  ausserordentlichen  Verfahren  in  Strafsachen:  in  Bezug  auf 
die  Vergehen  selbst  bestand  kein  Unterschied,  in  so  fern  wenig- 
stens, als  jedes  Vergehen,  welches  vor  den  Prätoren  auf  gewöhn- 
lichem Wege  geahndet  werden  konnte,  auch  von  den  Tribunen 
aufgenommen  und  durch  sie  dem  Volke  zur  Entscheidung  vor- 
gelegt, werden  durfte.  Es  war  sogar  uothweudig,  dass  dies  Ver- 
hältniss  stattfand,  wenn  die  Tribunen  eine  wirksame  Aufsicht 
nicht  nur  über  die  übrige  Staatsverwaltung,  sondern  auch  über 
die  Strafrechtspflege  führen  sollten.  Denn  den  Prätoren  stand 
es  frei,  die  bei  ihnen  Angeklagten  frei  zu  sprechen,  und  wenn- 
gleich die  Tribunen  die  Macht  hatte,  ein  Gericht  zu  hindern, 
so  entbehrten  sie  doch  der  Befugniss,  die  Anklage  oder  die  Be- 
strafung eines  solchen,  den  sie  für  schuldig  hielten,  bei  dem 

a)  Liv.  per.  LV;  Val.  Mas.  UI,  7,  3. 

b)  Val.  Mas.  IX,  5,  2. 

c)  Plut.  Mar.  c.  4. 

d)  Liv.  IX,  34. 

e)  Cic.  in  Vat  9,  22;  de  leg.  agrar.  II,  37;  Plut.  Ti.  Graccb.  15. 

15* 
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Prätor  durchzusetzen.  Es  ist  somit  das  ausserordentliche  tribu- 
nicische  Verfahren  eine  Ergänzung  des  ordentlichen  prätori- 
schen  Verfahrens,  und  es  musste  eine  solche  Ergänzung  in 
den  älteren  Zeiten,  wo  bei  den  leidenschaftlichen  Streitigkeiten 
der  Patricier  und  Plebejer  eine  parteiische  Rechtspflege  leicht 
möglich  war,  stärker  hervortreten  als  in  den  spätem  Zeiten  der 
Eintracht,  Bei  den  Kämpfen  um  den  Terentilisehen  Gesetzesvor- 
schlag erfolgte  die  Anklage  von  Kaeso  Quinctius  durch  die  Tri- 
bunen nicht  nur  aus  politischen  Gründen,  W'eil  er  sich  an  den 
Tribunen  vergriffen  hatte,  sondern  auch,  weil  er  angeblich  einen 
Plebejer  muthwillig  getödtet  hätte.  Der  Bruder  des  Getödteten 
hatte  die  Anklage  wegen  dieses  Verbrechens  im  ordentlichen 
Verfahren  bei  den  Consuln  anhängig  machen  wollen;  aber  daran 
verhindert,  theilte  er  sie  dem  Tribunen  mit,  welcher  sie  vor 
den  versammelten  Tribus  zu  verfolgen  beschloss.  Der  Grund, 
welcher  den  anklagenden  Tribunen  zu  den  strengsten  M assregeln 
veranlasste,  lag  grade  in  dieser  Anklage  wegen  eines  gemeinen 
Verbrechens  und  in  dem  Streben  nach  unparteiischer  Rechts- 
pflege.*) Aber  umgekehrt  konnte  nicht  jedes  Vergehen,  das 
von  den  Tribunen  vor  dem  Volke  anhängig  gemacht  werden 
durfte,  auch  auf  ordentlichem  Gerichtswege  verfolgt  werden,  z.  B. 
nicht  Amtsvergehen,  während  der  Schuldige  im  Amte  war,  und 
selbst  wenn  man  bis  zum  Aufhören  des  Amtes  warten  wollte, 
wdire  es  oft  schwer  gewesen,  z.  B.  einen  Feldherrn  wegen  un- 
glücklicher Kriegführung,  oder  einen  Staatsmann  wegen  Be- 
kämpfung der  Volksinteressen  vor  einem  prätorischen  Gerichte 
zur  Rechenschaft  zu  ziehen.  Ferner  Vergehen  gegen  die  Tribu- 
nen selbst,  entweder  Verletzungen  ihrer  Heiligkeit  oder  Störun- 
gen ihrer  Volksversammlungen,  wären  vor  dem  ordentlichen  Ge- 
richte nicht  strafbar  gewesen. 

Demnach  bildete  sich  allmälig  ein  bestimmter  Kreis  von  Ver- 
brechen, welche  die  Tribunen  und  Aedilen  vor  ihren  Gerichtshof  zo- 
gen. Vor  allem  waren  es  politische  Processe,  entweder  bei  Verge- 
hungen gegen  die  Tribunen  und  Aedilen,  selbst  im  Privatleben,  wie 
z.  ß.  ein  Aedil  A.  Hostilius  Maucinus  eine  meretriv  wegen  eines 


a)  Liv.  III,  13 ; Dionys.  X,  2 flgd.  Yergl.  I,  272. 
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Steinwurfes  gegen  ihn  vor  dem  Volke  anzuklagen  unternahm*),  oder 
bei  Amtsvergehen  von  Beamten,  nicht  nur  der  «indischen,  und  der 
Tribunen  oder  Aedilen  selber,  sondern  auch  niederer  Beamten,  z.  B. 
der  Dreimänner,  welche  für  eine  Colonie  ernannt  worden  waren b), 
und  der  städtischen  Dreimänner,  welche  den  Schutz  der  Stadt  hei 
Nacht  hatten.')  Nächstdem  kommen  solche  Processe,  für  deren  Be- 
strafung die  bestehenden  Gesetze  nicht  ausreichen  und  entweder  zu 
jclind  oder  zu  hart  erscheinen:  wir  rechnen  dahin  z.  ß.  die  Pro- 
cesse, welche  die  Aedilen  wregen  Unzucht  von  Männern  und  Frauen 
anstellen d),  wenngleich  dieselben  auch  in  das  eigentliche,  die 
Sittenpolizei  umfassende  Amtsgebiet  der  Aedilen  fallen.  Dazu 
gehörten  ohne  Zweifel  die  Processe,  welche  eine  Zeit  lang  von 
den  Aedilen  wegen  Uebertretung  der  Ackergesetze  und  wegen 
Wucher  verschiedener  Art  angestellt  wurden.  So  mochten  sich 
verschiedene  Classen  von  Verbrechen  bilden,  welche  herkömmlich 
dem  ausserordentlichen  Gerichtshöfe  der  Tribunen  oder  der  Aedilen 
/«fielen,  selbst  die  verschiedenen  Zeiten  mochten  hierbei  einen 
Unterschied  machen;  aber  festhalten  muss  man , dass  gesetzlich 
weder  die  einen  noch  die  andern  beschränkt  waren  und  überall, 
wo  sie  es  für  zweckmässig  erachteten,  eingreifen  durften. 

Man  hat  vielfach  zwischen  mittelbarer  und  unmittelbarer 
Volksgerichtsbarkeit  unterschieden : unter  jener  verstand  man 
diejenige,  welche  auf  Einlegung  der  Provoeation  eintrat,  unter 
dieser  die  tribunicische.  Die  erstere  würde  dem,  was  wir  das 
ordentliche  Verfahren  nennen,  entsprechen:  bei  ihr,  nahm  man 
an,  hätte  die  Volksversammlung  die  zweite  Instanz  gebildet,  bei 
der  letzteren  in  erster  Instanz  geurtheilt.  Dagegen  haben  sich 
die  neuern  Gelehrten  erklärt  und  als  obersten  Grundsatz  auge- 
nommen,  dass  die  Volksgerichte  alle  aus  dem  Provocationsver- 
fahren  entstanden  und  eigentlich  alle  zweiter  Instanz  sind.  Wir 
haben  diese  Ansichten  schon  früher  ausführlich  besprochen  und 


a)  Gell.  IV,  14. 

b)  Liv.  IV,  11. 

c)  Val.  Max.  VIII,  1,  5 und  6. 

d)  Liv.  VIII,  22  und  Val.  Max.  VIII,  1,  7;  Liv.  X,  31;  XXV,  2. 
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widerlegt.")  Allerdings  ist  es  richtig,  dass  alle  Volksgerichte, 
mögen  sie  von  curulischen  oder  von  plebejischen  Beamten  gelei- 
tet werden,  auf  dem  Provoeationsverfahren  berulien;  aber  dieses 
selbst  ist  nicht  ein  Verfahren  zweiter,  sondern  erster  Instanz. 
Das  Urtheil,  welches  den  Beamten  zugesebrieben  wird,  als  vor- 
hergehend den  Entscheidungen  des  Volkes,  gilt  trotz  des  gleichen 
Namens,  welchen  es  fuhrt,  dennoch  nicht  als  ein  gerichtliches, 
sondern  bezeichnet  nur  den  Ausspruch  des  Beamten,  welcher 
sich  zur  Anklage  entschliesst : das  einzige  Gericht  findet  vor 
dem  Volke  statt.  Die  tribunicische  Gerichtsbarkeit  steht  darin 
der  prätorischen  ganz  gleich  und  hat  eben  dieselbe  Entwickeln^: 
genommen.  Es  entspricht  dies  durchaus  der  Ausbildung  der 
übrigen  Staatsverhältnisse.  Bei  den  Volksversammlungen,  den 
Centuriat-  und  Tributversammlungen,  hat,  wie  wir  gesehen b). 
wenn  gleich  sie  von  verschiedenen  Grundsätzen  ausgingen  und 
von  verschiedenen  Gewalten  geleitet  wurden,  dennoch  eine  gleiche 
Entwickelung  stattgefunden:  die  Auspicien,  die  Zeit  der  Beru- 
fung wurden  allmälig  dieselben.  Die  Volkstribunen  und  Aedilen  1 
hatten  einen  von  den  curulischen  Beamten  verschiedenen  Ursprung 
und  mussten  verfassungsmässig  ihren  Charakter  als  Vertreter  der 
Plebs  immer  beibehalten:  dennoch  wurde  ihnen  gleich  jenen 
eine  Befugniss  zum  Auflegen  von  Geldbussen  gegeben  und  ihr 
Amt  auf  den  ganzen  Staat  ausgedehnt.  Es  wäre  eine  unerklär- 
liche Ungleichheit  gewesen,  wenn  ihre  Gerichtsbarkeit  eine  ud-  » 
mittelbar  durch  das  Volk  geübte,  die  der  curulischen  Beamten  dm 
mittelbare  gewesen  wäre,  wenn  die  gleichmässige  Entwickelung  i 
welche  wir  bei  den  patricischen  und  plebejischen  Beamten  in 
andern  Punkten  beobachten,  in  diesem  einen  nicht  stattgefunden 
hätte.  Also  ebenso,  wie  die  curulischen  Beamten,  fällen  tfe 
Tribunen  und  Aedilen,  wenn  sie  vor  dem  Volke  anklagen,  kein 
gerichtliches  Urtheil,  sondern  erheben  nur  nach  bestem  Wissen 
eine  Anklage,  richten  einen  Antrag  an  das  Volk,  ganz  ähnlich 
wie  sie  jeden  andern  Antrag  über  die  Verwaltung  des  Staates 
bei  demselben  machen  können.  Wer  ohne  Zuziehung  des  Volkes 

a)  Man  sehe  oben  S.  183  flgd. 

b)  S.  oben  S.  196. 
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von  den  Tribunen  gestraft  wird,  erleidet  die  Strafe  ohne  gericht- 
liches Urtheil,  ohne  eigentlichen  Process.  Solche  Fälle  kamen 
vor,  wahrscheinlich  häufiger  als  wir  es  nachzuweisen  im  Stande 
sind.  Wo,  wie  wir  erwiesen  haben,  beim  ordentlichen  Gerichts- 
verfahren Vollziehung  der  Strafe  ohne  die  Volksversammlung 
stattfand,  d.  h.  bei  denen,  welche  ihr  Vergehen  eingestanden 
und  bei  denen,  welche  aiif  frischer  That  ertappt  waren!),  konnten 
auch  die  Tribunen  Strafe  verhängen  und  ausführen.  Denn  dass 
das  Volk  in  diesen  Fällen  noch  ein  schuldig  aussprach,  war  un- 
nütz: selbst  eine  Bestimmung  der  Strafe  war  nicht  nöthig,  so- 
bald eine  solche  für  die  betreffenden  Vergehen  gesetzlich  bestimmt 
war.  So  sind  namentlich  diejenigen  Beispiele  zu  erklären,  wo 
die  Volkstribunen  über  die  Frevler  an  ihrer  Heiligkeit  und  Un- 
verletzlichkeit die  härtesten  Strafen  verhängten h) : wenn  der 
Thatbestand  offen  vorlag,  bedurfte  es  keines  Volksgerichtes,  der 
Tribun  war  zu  gleicher  Zeit  Beleidigter  und  Richter.  Wahrschein- 
lich war  diese  Befugniss,  selbständig  ohne  das  Volk  zu  richten, 
uneingeschränkter  im  Beginne  des  Tribunates,  als  dasselbe,  nur 
die  Plebejer  umfassend,  noch  nicht  die  Formen,  welche  für  pa- 
tricische  Gerichte  und  curulische  Beamte  bestanden,  angenommen 
hatte.  Später  musste,  selbst  wenn  kein  gesetzlicher  Zwang  dazu 
da  war,  die  Sitte  zu  grösserer  Beschränkung  führen.  Aber  in 
ihrer  ganzen  Machtfülle  ,trat  die  tribunieische  Gewalt  wieder 
in  den  Kaisern  hervor,  welche,  ohne  ungesetzlich  zu  handeln, 
jedes  Vergehen  gegen  ihre  Heiligkeit  mit  augenblicklicher  Strafe 
und  ohne  irgend  ein  richterliches  Verfahren  ahnden  durften. 

Wir  haben  früher")  das  in  den  zwölf  Tafeln  enthaltene  Ge- 
setz angeführt,  wodurch  die  richterliche  Befugniss  der  Centuriat- 
und  Tributcomitien  festgestellt  wurde:  jene  allein  sollten  über 
das  caput  eines  Römischen  Bürgers  richten  können.  Die  Art 
und  Weise  dieser  Bestimmung  ist  bemerkenswerth : es  wurden 
dadurch  nicht  die  erste ren,  sondern  nur  die  letzteren  beschränkt. 
Den  Centurien  wurde  die  Verfügung  über  jede  beliebige  Strafe 


a)  Vergl.  oben  S.  170  flgd. 

b)  S.  1,  229  und  237. 

c)  Man  sehe  I,  3C5. 
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gelassen“),  den  Tribus  dagegen  die  über  das  caput  genommen. 
Dieses  Gesetz  ging  von  den  Zehnmännem  aus,  welche  mit  der 
höchsten  patricisehen  Macht  die  tribunicische  vereinten:  sie  hal- 
ten dabei  schwerlich  eine  Ahnung,  dass  die  frühere  Verfassung 
wieder  hergestellt  werden  könnte.  Für  sie  selber  hatte  es  nur 
die  Bedeutung,  dass  sie  bei  leichteren  Vergehen,  wenn  sie  über- 
haupt das  Volk  zuziehen  wollten,  die  formlosere  Versammlung 
der  Tribus  zu  Käthe  ziehen  durften.  Nach  der  Wiederherstellung 
der  Verfassung  aber  behielten  Patricier  und  Plebejer  das  Gesetz 
bei,  weil  die  tribunicische  Gewalt,  über  den  ganzen  Staat  aus- 
gedehnt und  von  der  Fessel  der  Senatsbeschlüsse,  durch  welche 
sie  früher  gebunden  gewesen  war,' befreit,  so  wiederum  eine  Schranke 
erhielt,  welche  sie  dem  herrschenden  Stande  erträglich  machte* 
Dass  dieser  Unterschied  in  den  Befugnissen  der  Centurien-  und 
der  Tribusversammlung  auch  später  bis  zum  Ende  der  Republik, 
also  so  lange  als  es  überhaupt  Volksgerichte  gab,  festgehalten 
wurde,  wissen  wir  durch  bestimmte  Zeugnisse.  In  die  Verfas- 
sung, welche  Cicero  für  seinen  Musterstaat  entwirft,  nimmt  er 
dieses  Gesetz  aufh)  und  in  der  hinzugefügten  Erklärung  deu- 
tet er  die  Geltung  desselben  auch  für  seine  Zeit  an : er  behauptet 
wiederholentlich , dass  aus  diesem  Grunde  seine  eigene  Verur- 
theilung  durch  P.  Clodius  ungesetzlich  gewesen  sei.')  Nun 
konnte  er  sich  irren  in  der  Anwendung  des  Gesetzes  auf  seinen 
eigenen  Process , aber  in  der  Behauptung  von  der  Gültigkeit  des- 
selben für  seine  Zeit  konnte  er  sich  unmöglich  irren.  Zudem 
haben  wir  aus  der  Blüthezeit  des  Staates  Beweise,  welche  das 
Bestehen  des  Gesetzes  beweisen  und  eine  Abschaffung  desselben 
seit  der  Zeit  anzunehmen  haben  wir  keinen  Grund.  Im  Jahre 
211  v.  Chr.  klagte  der  Tribun  C.  Sempronius  Blaesus  den  gewe- 
senen Prätor  Cu.  Fulvius  an,  auf  Geldstrafe  und  in  Tributcorai- 
tien ; aber  bei  der  Untersuchung  stellte  sich  eine  so  grosse  Schuld 
des  Angeklagten  heraus,  dass  das  Volk  capitale  Bestrafung  ver- 
langte. Der  Tribun  gab  ihm  nach  und  verlangte  einen  Termin 


a)  Vergl.  oben  8.  193. 

b)  Cic.  de  leg.  III,  4,  11  de  capite  civis  nisi  per  maximum  eomitia- 
tum  ollosque,  quos  eensores  in  partibus  popul  i locassint,  ne  ferunto. 
^|^Cic.  de  leg.  UI,  19,  44;  p.  Sest.  30,  65. 
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für  die  Comitien  von  dem  städtischen  Prätor  G.  Calpurnius.*) 
Es  mussten,  um  capitale  Strafen  beschliessen  zu  können,  die 
Centurien  berufen  werden;  wären  die  Tribus  zu  derselben  Strafe 
befugt  gewesen,  so  hätte  er  deren  Versammlung  selbst  ansetzen 
können.  Eben  dies  beweisen  zwei  andere  Fälle,  in  denen  berichtet 
wird,  ein  Tribun,  der  eine  Anklage  über  perduellio,  also  über 
ein  capital es  Verbrechen,  anst eilen  wollte,  habe  sich  dazu  den 
Termin  von  dem  städtischen  Prätor  erbeten.1’)  Darnach  ist  es 
nicht  zweifelhaft,  dass  der  durch  die  zwölf  Tafeln  eingeführte 
Unterschied  der  richterlichen  Befugnisse  der  Centurien-  und  der 
Tribusversammlung  bis  zum  Ende  der  Republik  bestand : die 
dagegen  gemachten  Einwendungen  beruhen  auf  Missverstäud- 
niss. 62)  Es  ist  kein  Beispiel  überliefert,  wo  ein  Capitalprocess 
vor  den  Tributeomitien  verhandelt  worden  wäre. 

Hiernach  giebt  es  zwei  Classen  von  tribunicischen  Anklagen. 
Die  erste  umfasst  die  auf  Geldstrafe  lautenden , welche  vor  den 
Tributeomitien  geführt  werden,  die  zweite  die  Capitalprocesse, 
welche  vor  die  Centurienversammlung  gehören.  Das  Verfahren 
bei  beiden  Classen  wird  im  Ganzen  ähnlich,  in  vielen  Stücken 
dasselbe  sein;  aber  die  Richter  sind  verschieden  oder  entschei- 
den vielmehr  nach  verschiedenen  Abtheilungen.  Die  Darstellung 
wird  also  in  einigen  Stücken  eine  gesonderte  sein  müssen.  Auf 
das  tribuuicische  Gerichtsverfahren  (denn  so  wollen  wir  das  von 
den  Volkstribunen  oder  von  den  Aedilen , sei  es  curulischen  oder 
plebejischen,  geleitete  Verfahren  nennen)  ist  dieselbe  Eintei- 
lung anzuw'enden,  welche  wir  früher  bei  dem  von  den  Consuln 
oder  Prätoren  geleiteten  Rechtsverfahren  angenommen  und  des- 
sen Entstehung  aus  dem  Civilprocesse  wir  nachgewiesen  haben') : 
es  ist  zu  scheiden  das  Verfahren  in  iure  und  das  in  indicio. 
Das  erstere  ist  bei  allen  tribunicischen  Anklagen , worauf  auch 
der  Strafantrag  lauten  möge,  das  gleiche,  das  letztere  verschie- 
den, je  nachdem  auf  Geld-  oder  auf  Capitalstrafe  angetragen 
wird,  je  nachdem  die  Entscheidung  in  Centuriat-  oder  Tribut- 


a)  Liv.  XXVI,  3. 

b)  Liv.  XLIII,  16;  Gell.  VII.  9. 

c)  S.  oben  S.  141. 
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comitien  geschieht.  Bei  dem  Verfahren  in  iure  stehen  die 
Tribunen  und  Aedilen  ganz  ähnlich,  wie  die  Prätoren  im  ordent- 
lichen Criminalprocesse.  Veranlassung  zur  Anklage  gaben  ent- 
weder Privatleute,  welche  bei  den  plebejischen  Beamten  ihre  Be- 
schwerden vorbrachten,  oder  diese  entschlossen  sich  dazu  aus  eige- 
nem Antriebe.  Jene  Fälle  entsprechen  denen  des  ordentlichen 
Gerichtsverfahrens,  in  welchen  Privatankläger  auftreten,  diese 
stellen  das  inquisitorische  Element  bei  der  tribunicischen  Ge- 
richtsbarkeit dar,  wenngleich  dieses  letztere  in  so  fern  überwog, 
als  die  wirkliche  Anstellung  der  Anklage  aus  dem  freien  Ent- 
schlüsse des  anklagenden  Beamten  hervorging.  Der  Capitalpro- 
cess  von  Käso  Quinctius  wurde  deshalb  unternommen , weil  ein 
Plebejer  M.  Volscius  Fictor  sich  beschwerte,  sein  Bruder  sei  von 
jenem  muthwilliger  Weise  getödtet  worden  und  im  gewöhnlichen 
Processwege  sei  die  Verfolgung  des  Mörders  unmöglich  gewesen*): 
diese  Beschwerde  eines  Privatmannes  machte  der  anklagende 
Tribun  zu  seiner  eigenen.  Der  Process  gegen  Q.  Pleminius  be- 
gann mit  einer  Beschwerde  der  Einwohner  von  Locrib),  Processe 
wegen  Unzucht,  wie  der  gegen  Cn.  Sergius  Silusc),  der  gegen 
M.  Laetorius  Mergus d)  wären  ohne  die  Klage  von  Privatpersonen 
nicht  möglich  gewesen  und  so  werden  meistens  Processe,  welche 
über  Privatverbrechen  angestellt  wurden , auf  Anregung  von  Pri- 
vatpersonen entstanden  sein.  Dagegen  politische  Processe  be- 
durften einer  solchen  Anregung  nicht:  sobald  ein  Tribun  oder 
ein  Aedil  an  einem  Beamten  oder  Privatmanne  etwas  Anstößi- 
ges bemerkte,  st, and  es  ihm  frei , im  Falle  er  nicht  durch  seine 
Collegen  gehindert  wurde,  aus  eigenem  Antriebe  die  Anklage 
zu  erheben. 

Für  das  Vorverfahren  gab  es  keine  gesetzlich  festgestellte 
Form  und  konnte  keine  geben,  da  der  Abschluss  desselben  ia 
einem  Acte  lag,  welcher  auf  dem  persönlichen  Ermessen  d* 
Tribunen  beruhte,  ln  der  Regel  indessen  wurden  eben  dieselb* 
Formen,  welche  überhaupt  für  gerichtliche  Verhandlungen  ff- 

a)  Liv.  UI,  13.  S.  1,  269  flgd.  und  oben  S.  228. 

b)  Liv.  XXIX,  16. 

c)  Val.  Max.  VI,  1,  8. 

X d)  Val.  Max.  VI,  1,  11. 
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bräuchlich  waren,  auch  von  den  Tribunen  beobachtet.  Es  war 
eine  Ausnahme,  wenn  der  Tribun  in  persönlichem  Zorne,  ohne 
Untersuchung,  ohne  Abhörung  von  Zeugen  sich  zu  einer  An- 
klage entschloss,  wie  es  z.  B.  P.  Rutilius  that,  als  er  die  beiden 
Censoren  wegen  perduellio  anklagte,  was  er  am  folgenden  Tage, 
nachdem  er  von  ihnen  beleidigt  zu  sein  glaubte,  gethan  haben 
soll*),  und  der  curulisehe  Aedil  A.  Hostilius  Mancinus,  welcher 
von  der  meretrix  Mamilia  Nachts  durch  einen  Steinwurf  verwundet 
worden  war. b)  Zahlreich  konnten  diese  Fülle  nicht  sein  und 
namentlich  nur  diejenigen  Processe  dahin  gehören,  welche  von 
den  Tribunen  wegen  wörtlicher  oder  thätlicher  Beleidigungen 
eingeleitet  wurden.*)  Auch  wo  es  sich  um  Staatsvergehen  han- 
delte, wenn  z.  B.  ein  Feldherr'  unglücklich  gekämpft  oder  ein 
Beamter  im  Staate  verfassungswidrig  gehandelt  haben  sollte, 
waren  die  Thatsachen  im  Allgemeinen  so  bekannt,  dass  ein 
Tribun  auf  das  Gerücht  hin  die  Anklage  beginnen  konnte.  Als 
Cicero  Verres  mit  einer  Anklage  wegen  perduellio  drohte,  weil 
er  Römische  Bürger  hätte  hinrichten  lassen,  war  cs  gewiss  nicht 
seine  Absicht,  ehe  er  die  förmliche  Klage  begann,  noch  einmal 
eine  besondere  Untersuchung  anzustellen  und  Zeugen  zu  ver- 
hören, sondern  aus  den  Thatsachen,  welche  er  bei  der  Vorbe- 
reitung des  Repetundenproeesses  in  Sicilien  gesammelt,  hatte 
er  die  Ueberzeugung  von  der  Strafbarkeit  von  Verres  gewannen: 
erst  nach  der  förmlichen  Einleitung  der  Anklage  würde  er  die 
auf  perduellio  bezüglichen  Beweismittel  zusammengestellt  haben. 
Indessen  alle  diese  Fälle  sind  doch  verhältnissmässig  die  seltne- 
ren. Der  Tribun  hatte  selbst  ein  Interesse  daran,  sich  vor  der 
Auklage  von  der  Haltbarkeit  derselben  zu  vergewissern,  um 
nicht  später,  wo  er  seine  Anschuldigungen  gerichtlich  begründen 
musste , als  leichtsinniger  Ankläger  zu  erscheinen.  In  der  Regel 
wurden  schon  in  dem  Vorverfahren  Beweise  und  Zeugen  vorgebracht, 
in  denselben  Formen,  wie  sie  überhaupt  bei  gerichtlichen  Ver- 
handlungen gebräuchlich  waren : eine  Art  vollständigen  Gerichts- 


a)  Liv.  XL1II,  16.  Vergl.  obeu  S.  224. 

b)  Gell.  IV,  14.  Vergl.  oben  S.  229. 

c)  Wir  haben  solche  erwähnt  l,  229  und  238. 
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Verfahrens  hatte  bei  Q.  Pleminius  stattgefunden,  welcher  die 
Einwohner  von  Locri  durch  Grausamkeit  und  Habsucht  bedrückt 
hatte:  eine  nach  Locri  gesandte  Commission,  welche  in  ihrer 
Zusammensetzung  die  gesammten  curulischen  und  plebejischen 
Behörden  darstellte,  hatte  die  Beschwerden  der  Einwohner  ge- 
prüft und  Pleminius  schuldig  befunden:  in  Folge  davon  klagten 
ihn  die  Tribunen,  welche  zu  derselben  gehört  hatten,  bei  dem 
Volke  an.  *)  Wir  haben  früher  erwähnt1»),  dass  das  Collegium 
der  Tribunen  einen  Gerichtshof  bildete,  vor  dem  die  Parteien 
von  Zeugen  und  Beweisen  unterstützt  erschienen  und  von  beiden 
Seiten  Anwälte  auftraten : bei  den  Dreimännern  wurden  ausführ- 
lich Anklagen  verhandelt  und  Reden  gehalten'):  man  kann  nicht 
zweifeln,  dass  jeder  einzelne  Tribun  eine  Art  von  Gerichtshof 
versammeln  durfte,  dass  er  seinen  Beirath  hatte,  dass  Ankläger 
und  Vertheidiger  auftraten,  ehe  ein  so  wichtiger  Schritt,  wie  es 
die  Anklage  vor  dem  Volke  war,  gethan  wurde.  Die  Formen 
dieses  Vorverfahrens  hielten  mit  der  Entwickelung,  welche  das 
Gerichtswesen  im  Allgemeinen  nahm , gleichen  Schritt:  sie  waren 
in  alter  Zeit  einfach,  später  mannigfach.  Aus  dem  Charakter 
desselben  und  seinem  Zwecke , nur  eine  persönliche  Ueberzeugung 
des  plebejischen  Beamten  zu  begründen , folgt , dass  die  Ergeb- 
nisse desselben  für  den  eigentlichen  Process  nicht  entscheidend 
waren.  Wie  wir  bemerken,  dass  der  anklagende  Tribun  selbst 
nicht  alle  Zeugen  und  Beweise,  deren  er  sich  bei  dem  Processe 
bedienen  wollte,  bei  der  Voruntersuchung  beisammen  hatte  oder 
zu  haben  brauchte,  sondern  dieselben  nach  angestelltem  Processe. 
so  wie  sie  sich  darboten,  sammelte:  was  z.  B.  in  der  bekannten 
Anklage,  welche  der  Tribun  M.  Pomponius  gegen  L.  Manliuslm- 
periosus  begann,  der  Fall  war d)  : ebenso  konnte  auch  der  Ange- 
klagte nicht  verpflichtet  sein , alle  ihm  zu  Gebote  stehenden  Ver- 
theidigungsraittel  vor  dem  Beginne  des  Processes  anzuführea 
Wenngleich  es  in  seinem  eigenen  Interesse  lag,  sich  selbst  gega 
die  Erhebung  der  Anklage  zu  schützen,  durfte  er  dennoch  and 


a)  Liv.  XXIX,  16flgd. 

b)  S.  I,  216. 

c)  Vergl.  oben  S.  128. 

d)  Liv.  VII,  5. 
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später  mit  neuen  Beweisen  hervortreten.  Selbst  die  Zeugen  konn- 
ten gesetzlich  nicht  zur  Aussage  in  der  Voruntersuchung  verpflich- 
tet sein.  Was  wir  aus  späterer  Zeit  von  dem  Zwange  zum  Ab- 
legen eines  Zeugnisses  oder  zum  Ausliefern  von  Beweismitteln 
wissen,  bezieht  sich  auf  den  schon  gerichtlich  eingeleiteteu  Pro- 
eess:  gesetzlich  konnten  die  Zeugen  indem  Vorverfahren  schwei- 
gen oder  später  ihre  Aussagen  ändern.  Freilich  mag  dieses 
Verhältnis  selten  dergestalt  hervorgetreten  sein,  weil  die  Macht 
eines  Tribunen  gross  war  und  das  Interesse  für  oder  gegen  den 
Anzuklagenden  mit  in  das  Spiel  kam ; aber  dennoch  ist  es  wich- 
tig, die  Bedingungen  der  Voruntersuchung  bis  ins  Einzelne  auf- 
zukläreu. 

Selbst  die  Gegenwart  des  Anzuklagenden  war  dabei  nicht 
nöthig:  der  Tribun  konute  auch  einen  Abwesenden  anklagen 
und  erst  beim  Processe  selbst  war  persönliches  Erscheinen  der 
beiden  Parteien  nothwendig.  Bei  den  ersten  Anklagen,  welche 
die  Tribunen  gegen  Patricier  einleiteten,  z.  B.  gegen  Coriolan, 
gegen  Käso  Quinctius,  hören  wir,  hätten  diese  Anfangs  die  ge- 
gen sie  von  den  Tribunen  angestellten  Anklagen  verachtet  und 
erst  allmälig,  als  sie  das  ihnen  drohende  Unheil  geahnt,  zu  Ver- 
theidigungsmitteln  ihre  Zuflucht  genommen.  Aber  auch  später 
werden  diejenigen,  gegen  welche  Tribunen  wegen  politischer 
Vergehen  einschreiten  wollten,  sich  selten  zu  der  Voruntersuchung 
eingefunden  haben.  Im  Jahre  209  v.  Chr.  wurde  M.  Claudius 
Marcellus,  welcher  den  Oberbefehl  gegen  Hannibal  in  Venusia 
führte , von  der  öffentlichen  Meinung  stark  getadelt  und  deshalb 
von  dem  Tribunen  C.  Publicius  Bibulus  angeklagt.  Ehe  er  von 
der  Anklage  erfahren,  eilte  Marcellus  nach  Rom,  um  dieselbe, 
wo  möglich,  durch  seine  Rechtfertigung  abzuwenden;  indessen 
er  kam  zu  spät,  es  blieb  ihm  nur  übrig,  bei  der  gerichtlichen 
Untersuchung  selbst  seine  Vertheidigung  zu  führen.*)  Als  eben 
dieser  Marcellus  während  seiner  Aedilität  einen  Volkstribunen 
C.  Scatinius  wegen  Unzucht  vor  dem  Volke  anklagte , erklärte 
dieser,  er  könne,  weil  er  die  „geheiligte  Macht”  besitze,  zum 
Erscheinen  vor  Gericht  nicht  gezwungen  werden.  Die  übrigen 


s 
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Tribunen  indessen  entschieden  nach  gemeinsamer  Berathung  , s ie 
hätten  nichts  dagegen,  dass  die  Untersuchung  auch  in  Abwesen- 
heit des  Angeklagten  geführt  würde.1)  Scatinius  erschien  also 
nicht  vor  Gericht  und  wurde  abwesend  verurtbeilt:  dass  er  sich 
zur  Voruntersuchung  gestellt  habe,  ist  nicht  glaublich.  Auf  die- 
sen Punkt  bezieht  sich  ein  von  Varro  bei  Gellius  angeführter 
Unterschied  zwischen  den  Consuln  und  Prätoren  einerseits  und 
den  Tribunen  und  Aedilen  andererseits. b)  Die  erstereu  haben 
die  vocatiu,  d.  h.  sie  können  Jeden  vor  ihren  Richterstuhl,  in 
ius,  laden  und  der  Geladene  ist  unter  bestimmten,  gesetzlich 
festgestellten  Strafen  verpflichtet,  der  Ladung  Folge  zu  leisten. 
Dagegen  die  Tribunen  haben  nur  die  prensio , d.  h.  sie  können 
Jeden  durch  ihren  Amtsdiener  greifen  und  nöthigen  Falls  in  das 
Gefängniss  werfen  lassen;  aber  diesem  Befehle  ging  die  Yerur- 
theilung  durch  den  Tribunen , welche  das  Ergebuiss  der  Vor- 
untersuchung bildet,  vorher.  Freilich  giebt  es  diesen  Unter- 
schied nur  in  der  Theorie  des  Staatsrechts,  thatsächlich  trat  er 
selten  oder  gar  nicht  hervor;  denn  Jeder,  über  welchen  der  Tri- 
bun verhandeln  wollte , hatte  das  höchste  Interesse  zu  erscheinen 
und  sich  zu  rechtfertigen. 

a)  Plut.  Marc.  3;  Val.  Max.  VI,  1,  7.  Vergl.  oben  S.  224. 

b)  Varro  bei  Gellius  XIII,  12:  ln  inagistratu  habent  alii  vooationem. 
alii  prensionem,  alii  neutrum:  vocutioncm,  ut  consulcs  et  ecteri , qui  lia- 
bent  imperium;  prensionem,  ut  tribuni  plebis  et  alii  qui  habent  viatorem: 
neque  vocationem  ncque  prensionem . ut  quaestores  et  coteri , qui  neque 
lietorem  habent  neque  viatorem. 
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Siebentes  Capitel. 

Beginn  des  gerichtlichen  Verfahrens.  Diei  dictio  nnd  ihre  Bedentnng, 
prodictio  diei.  Das  Recht  der  Aedilen  znr  Leitnng  einer  Volksversamm- 
lung anf  Criminalprocesse  beschränkt.  Zeugnisse  für  das  ausserordent- 
liche Verfahren  vor  dem  Volke,  Cicero  und  Appian.  Schwierigkeit  ihrer 
Erklärung,  besonders  wegen  der  Vieldeutigkeit  des  Wortes  urtheilen. 
Fristen  der  einzelnen  Termine.  Nothwendige  Anwesenheit  des  Angeklag- 
ten bei  den  Terminen.  Verfahren  gegen  Abwesende.  Verschiedene  Arten 
der  Volksversammlungen.  Die  drei  ersten  Termine  geschehen  in  eigent- 
lich so  genannten  contiones.  Vorsitz  der  Tribunen  und  Aedilen  in  den- 
selben. Zweck  der  drei  ersten  Termine.  Schilderung  des  Verfahrens  im 
ersten  Termine,  im  zweiten,  im  dritten.  Theilnahme  des  Volkes  dabei, 
Schluss  des  dritten  Termins.  Anquirere  und  anquisitio. 

Wir  haben  bisher  von  dem  ausserhalb  des  Processes  liegen- 
den Verfahren  gesprochen:  es  war  formlos,  es  stand  gänzlich 
in  dem  Belieben  des  Beamten,  es  konnte  fortfallen  und  ist  viel- 
fach fortgefallen.  Die  Voruntersuchung  gehört  eigentlich  zwar 
zu  dem  Verfahren  in  iure,  und  mit  ihr  ist  in  denjenigen  Fällen, 
wo  die  Ermittelung  des  Thatbestandes  keine  Schwierigkeiten 
hat  oder  sonst  keine  Bedenken  sich  erheben,  Alles  beendet:  wo 
indessen  überhaupt  ein  Volksgericht  eintreten  soll,  kann  sie 
grossen  Theils  oder  auch  gänzlich  den  Ermittelungen,  welche  im 
ordentlichen  Strafproeesse  Privatleute,  ehe  sie  zur  Anklage 
schreiten,  oder  die  polizeiliche  Behörde  der  Dreimänner  vorneh- 
men , entsprechen.  Es  folgt  das  Verfahren  in  iudicio , nach  Rö- 
mischen Begriffen  der  eigentliche  Process.  Er  wird  eingeleitet 
durch  die  sogenannte  diei  dictio.  Dieser  Ausdruck  ist  an  sich 
nicht  dem  ausserordentlichen  Verfahren  eigenthümlich  und  kann 
eben  so  gut  bei  dem  ordentlichen  Processgange , der  vor  den 
Prätoren  oder  Consuln  stattiindet,  angewendet  werden,  wenn 
der  Beamte  nach  zugestandener  Provocation  die  Verhandlungen, 
welche  mit  dem  Urtheil  der  Centuriatcomitien  enden,  einleitet: 
wir  fiudeu  ihn  so  z.  ß.  bei  Livius  gebraucht.1)  Aber  da  dies 


a)  Liv.  III,  24  A.  Cornelius  et  Q.  Servilius  quaestores  M.  Volscio, 
quoil  fulsus  baut!  dubie  testis  in  Kaesonein  cxtitisset,  diem  dixerant. 
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ganze  Verfahren  vor  den  Centnriatcomitien  selten  war  und  wir 
keinen  Bericht  über  dasselbe  haben,  ist  es  natürlich,  dass  er 
sich  in  unsern  Quellen  fast  nur  bei  dem  tribunicischen  Gerichts- 
verfahren erwähnt  findet.  Es  bezeichnet  diei  dictio  die  An- 
setzung eines  Termins,  aber  man  kann  zweifelhaft  sein,  ob  da- 
mit derjenige  Termin  gemeint  ist,  an  welchem  das  Gericht  durch 
das  Urtheil  der  förmlichen  Comitien  abgeschlossen  wird,  oder 
derjenige,  an  welchem  die  erste  gerichtliche  Untersuchung  ge- 
führt werden  soll.  Für  die  erste  Ansicht  kann  folgender  Um- 
stand angeführt  werden.  Wir  werden  später  sehen,  dass  diese 
gerichtliche  Untersuchung  in  eigentlich  so  genannten  Contioneu 
vorgenommen  wurde,  d.  h.  in  formlosen  Volksversammlungen, 
wie  sie  zur  Besprechung  öffentlicher  Angelegenheiten , ohne  Tliei- 
lung  des  Volkes  nach  Centurieu  oder  Tribus,  als  Vorbereitung 
für  die  eigentlichen  Comitien  stattzufiuden  pflegten:  sie  konnten 
von  den  plebejischen  Beamten  eben  so  gut  wie  von  den  euro- 
lischen  gehalten  werden.  Bei  Capitalverbrechen  nun,  welche 
vor  die  Centuriatcomitien  gehören , heisst  es  von  den  anklagen- 
den Tribunen  nicht,  sie  hätten  dem  Anzuklagenden  einen  Ter- 
min bestimmt , sondern  sie  hätten  sich  von  dem  Prätor  einen 
Termin  für  die  Anstellung  einer  Anklage  erbeten.*)  Daraus 
könnte  man  schliessen  wollen,  wenn  in  dem  Ausdruck  die» 
dicere  das  Wort  die s den  Termin  der  Untersuchung  und  nicht 
der  Entscheidung  bedeute,  würde  ihn  der  Tribun  selbständig  auch 
bei  einem  Capitalprocesse  ansetzen,  da  er  ja  eine  contio  halt«« 
dürfe,  nicht  ihn  sich  vom  Prätor  erbitten : da  er  aber  das  Leute« 
thue,  folge  daraus,  dass  dies  der  Termin  der  Comitien  selbst 
an  dem  die  Entscheidung  gefallt  werde,  sei.  Dagegen  lässt  sich 
einwenden,  eine  contio  könne  zwar  ohne  Zweifel  von  einem  Tri- 
bunen gehalten  werden  und  handele  es  sich  um  eine  solche,  die 
entweder  zur  Besprechung  politischer  Angelegenheiten  oder  über- 
haupt zur  Vorbereitung  fürTributcomitien  diene,  so  sei  es  sicher, 
dass  der  Tribun  sie  selbständig  ankündigen  und  ansetzen  dürfe. 
Aber  etwas  anderes  ist  es  mit  den  Contionen,  welche  als  Vor- 
bereitung für  eine  in  Centuriatcomitien  zu  entscheidende  Capi- 


a)  Liv.  XXVI,  3;  XLI1I,  16;  Gell.  VII,  9.  VergL  oben  S.  23i 
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talklage  gehalten  werden : sie  bilden  nur  der  Zeit  nach  abgelöste 
Bestandtheile  der  Ceuturiatcomitien  und  es  ist  sehr  wohl  denk- 
bar, ja  folgerichtig,  dass  derjenige,  welcher  diese  zu  berufen  und 
zu  leiten  hat,  auch  einen  Einfluss  auf  die  dazu  gehörigen  Con- 
tionen  ausübt,  wenigstens  in  so  fern,  als  die  Zeit  derselben  sich 
nach  dem  schon  lange  vorher  bestimmten  Comitialtag  richtet. 
Auch  der  Tribun  konnte  Contionen  in  Betreff  der  vorzunehmen- 
den  Capitalklage  berufen,  etwa  um  das  Volk  aufzuregen  oder 
zu  lebendiger  Theilnahme  aufzufordern,  und  zwar  so  oft  es  ihm 
beliebte;  aber  diese  Contionen  standen  ausserhalb  des  Processes, 
waren  nicht  nothwendige  Bestandtheile  des  vor  den  Centimen 
zu  führenden  gerichtlichen  Verfahrens.  Von  einer  solchen  Contio 
haben  wir  ein  deutliches  Beispiel  in  dem  berühmten  Proeesse 
Milos  wegen  der  Ermordung  von  Clodius : an  dem  dritten  Tage 
der  Untersuchung  war  der  Gerichtshof  um  die  zehnte  Stunde, 
d.  h.  so  spät  als  es  erlaubt  war,  entlassen,  als  der  Tribun  T. 
Afunatius  noch  eine  solche  formlose  Volksversammlung  hielt  und 
das  Volk  aufforderte,  am  folgenden  Tage  zahlreich  zu  erscheinen 
und  den  Angeklagten  zu  verurtheilen.*)  Dies  Beispiel  gehört 
allerdings  in  eine  spätere  Zeit  und  in  die  Periode  der  Schwur- 
gerichte; zillein  dass  Aehnliches  auch  früher  vielfach  vorgekom- 
men  ist,  kann  nicht  zweifelhaft  sein.  Somit  lässt  sich,  trotzdem 
dass  bei  Capitalklagen  der  dies  von  einem  Prätor  oder  Consul 
angesetzt  wird,  dennocli  bei  diei  dictio  an  die  Ansetzung  des 
für  die  Untersuchung  bestimmten  Termines  denken.  Für  diese 
Auffassung  aber  ist  entscheidend,  dass  von  prodictio  diei  und 
prodicta  dies  die  Rede  ist:  von  demselben  Tennine,  der  zuerst 
zur  Anklage  und  gerichtlichen  Untersuchung  des  Beamten  dient, 
heisst  es,  er  werde  verschoben,  hinausgeschobeu.  Bestätigt  wird 
dies  dadurch,  dass  es  von  dem  Tribunen,  welcher  eine  Capital- 
klage einleitet,  ausdrücklich  heisst,  er  habe  die  diei  dictio  vor- 
genommen und  sich  dann  von  dem  Prätor  den  Termin  für  die 
Centuriatcomitien  erbeten. b)  Daraus  ergiebt  sich  mit  Nothwen- 


a)  Ascon.  io  Cic.  p.  Mil.  p.  41. 

b)  Liv.  XLI1I,  IG  C.  Claudio  dieni  dixit— et  utrique  censori  perduel- 
lionem  se  iudicare  pronuntiavit  diemque  eomitiis  a C.  Sulpicio  praetore 
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digkeit,  dass  bei  dem  Ausdruck  diente  dicere  das  Wort  dies  den- 
jenigen Termin,  an  welchem  die  Anklage  begonnen  wird  und 
an  welchen  sich  dann  die  übrigen  Termine  in  nothwendigen 
Fristen  anschliessen , nicht  den  Tag  des  Endurtheils,  dem  die 
übrigen  Termine  vorhergehen,  bedeutet.63)  Die  Auffassung  der 
Römer  war  eigentlich  die,  dass  sie  die  verschiedenen  Tage,  an 
welchen  die  Anklage  stattfand,  und  denjenigen  Tag,  an  welchem 
das  Urtheil  gefallt  wurde,  als  einen  einzigen,  nur  aus  verschie- 
denen Theilen  bestehenden,  Termin  betrachteten:  derselbe  ging 
von  dem  Tage  an,  wo  die  Anklage  erhoben  war,  bis  zur  Been- 
digung durch  den  Urtheilsspruch.  Ein  Beweis  für  diese  An- 
schauung liegt  darin,  dass,  wie  wir  später  bemerken  werden, 
das  ganze  Verfahren  von  vom  an  neu  beginnen  musste,  im  Falle 
der  letzte  Termin  ohne  Ergebniss  verlief:  die  dem  Schlusstermine 
vorhergehenden  Untersuchungstennine  galten  also  nicht  als  be- 
sondere, für  sich  bestehende,  Acte.  Ebenfalls  folgt  hieraus,  das* 
nach  strengem  Römischen  Recht,  wenn  der  Schlusstermin  auf 
Geldstrafe  ging,  auch  die  Untersuchungstermine  nur  eine  Geld- 
strafe zum  Zwecke  haben  durften , und  eben  dies  Verhältnis« 
bei  Capital  klagen  stattfand:  wir  werdeu  dies  später  bei  einem 
uns  genau  überlieferten  Beispiele  sehen.  Demgemäss  mussten 
bei  Capitalanklagen  auch  die  Contionen,  in  denen  die  Untersu- 
chung geführt  w urde,  eigentlich  unter  Leitung  des  curuliscben  Be- 
amten, welchem  die  Schlussverhandlung  zustand,  stattfinden. 

Die  ausserordentlichen  Anklagen  wurden,  wie  wir  bemerkt, 
von  den  Tribunen  oder  Aedilen  eingeleitet.  Wie  die  ersteren  das 
Recht  hatten,  einen  Process  vor  dem  Volke  zu  führen  und  Ver- 
handlungen desselben  zu  leiten,  bedarf  keiner  Erklärung:  mit 
den  Aedilen  verhält  es  sich  nicht  so.  Zwar  sagt  Cicero,  wo  er 
von  seiner  curulischen  Aedilität  spricht,  das  Volk  habe  ihm  das 
Recht  gegeben,  mit  ihm  über  den  Staat  und  schlechte  Mensch» 
zu  verhandeln®);  aber  es  erheben  sich  dagegen  viele  Bedenken. 

urbauo  petiit;  Gell.  Vil,  9 pcrduelliouis — diem  dixit  et  comitiis  diem  * 
M.  Marcio  praetore  poposeit. 

a)  Cic.  in  Verr.  act.  I,  12,  36  quod  agam  in  luagistratu.  qnod  sgsni 
ex  eo  loco,  ex  quo  me  populus  Romanus  ex  Kal.  Jan.  secum  agere  de  re- 
publica  ac  de  homiuibus  improbis  voluit.  Aehnlkh  in  Verr.  V,  66,  IW 
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Erstlich  wissen  wir  von  keiner  Volksversammlung,  welche  jemals 
vou  einem  Aedilen  berufen  und  geleitet  worden  wäre : und  doch 
befanden  sich  unter  ihnen  oft  ausgezeichnete  und  bekannte  Leute, 
von  deren  Lebeusverhältuissen  wir  genau  unterrichtet  sind.  Selbst 
die  Wahlen  der  Aedilen  wurden  von  den  Consuln  oder  Tribunen 
geleitet,  und  der  eine  Fall,  welcher  dagegen  zu  sprecheu  scheint, 
ist  sicherlich  anders  zu  erklären.64)  Dazu  kommt  das  gewichtige 
Zeugniss  von  Cicero*),  der  in  seiner  der  Römischen  nachgebilde- 
ten Verfassung  die  Aedilen  nicht  unter  denjenigen  Beamten  auf- 
zählt, welche  das  Recht  mit  dem  Volke  zu  verhandeln  hätteu. 
Man  kommt  dadurch  auf  die  Vermuthung,  dass  die  Aedilen  eben 
nur  für  die  Durchführung  von  Volksgerichten  das  Recht  hatten, 
lnbusversammlungen  zu  halten,  mochten  dieselben  in  formlosen 
Contiouen  oder  in  den  für  die  Abstimmung  berufenen  Comitien 
bestehen.  Damit  lässt  sich  das  erste  Zeuguiss  Ciceros  vereinen, 
der  an  der  angeführten  Stelle  absichtlich  die  Wichtigkeit  seines 
Amtes  erhebt,  und  auch  sein  zweites  Zeugniss,  sowie  die  That- 
saehe,  dass  sonstige  Volksversammlungen,  von  Aedilen  gehalten, 
unbekannt  sind.  Als  die  Volkstribunen  um  die  Erlaubniss  ba- 
ten, auch  Aedilen  wählen  zu  dürfen,  thaten  sie  dies  in  Nachahmung 
der  Consuln,  welche  als  Gehülfeu  ihrer  Verwaltung  sich  Quästo- 
ren zu  ernennen  pflegten:  diese  Quästoren  hatten  das  Recht  der 
Volksversammlung  nur  bei  Criminalprocessen.b)  Es  ist  natürlich, 
dass  die  Gehülfen  der  Tribunen  nicht  mehr  Macht  erhielten  als 
die  der  Consuln;  nur  die  Wahl  der  Aedilen  wurde  sogleich  dem 
Volke  überlassen,  während  die  der  Quästoren,  so  lange  sie  be- 
standen, grössten  Theils  in  der  Hand  der  Consuln  blieb.  Die 
curulisehen  Aedilen  wurden  später  den  plebejischen  gleichge- 
stellt.fö)  Eine  Anklage  durch  die  Aeililen  war  demnach,  abge- 
sehen von  der  Schuld  des  Angeklagten  und  der  Stimmung  des 
Volkes,  an  sich  weniger  gefährlich  als  eine  durch  die  Tribunen. 
Denn  diese  konnten  durch  Volksversammlungen,  welche  ausser- 


populus  quidem  Romanus  brevi,  quoniam  mihi  potestatcm  apud  sc  agendi 
dedit,  ius  suiun  me  agente  suis  suffragiis  aute  Kal.  Februarias  recuperabit 

a)  Cic.  de  leg.  in,  4,  10. 

b)  Varro  de  Ung.  lat.  VI,  9.  Vergl.  oben  S.  99. 
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halb  des  Processes  standen,  vielfach  auf  das  Volk  eiuwirkeu, 
jene  hatten  nur  bei  den  durch  den  Process  gebotenen  Contioneo 
das  Recht  zu  demselben  zu  sprechen.’) 

Bei  der  Darstellung  des  gerichtlichen  Verfahrens  im  ausser- 
ordentlichen Processe  darf  man  sich  nicht  nach  denjenigen  Pro- 
cessen richten,  welche  vor  der  Zeit  der  Decemvirn  geführt  wur- 
den. Wir  haben  über  sie  früher  gesprochen  und  uns  bei  ihrer 
Schilderung  hauptsächlich  an  die  Erzählung  gehalten,  welche 
Dionysius  von  Coriolans  Anklage  und  Venirtheilung  giebtb):  mit 
ihr  stimmen  die  Nachrichten  von  andern  Processen  überein. 
Damals  waren  die  Volksgerichte  anders  und  konnten  formloser 
seiu,  weil  jeder  Anklage  eines  Patriciers  durch  die  Volkstribunen 
eiu  Senatsbeschluss,  welcher  die  Anklage  guthiess  und  in  enge 
Glänzen  beschränkte,  vorhergehen  musste.  Ebensowenig  dürfen 
die  Processe,  in  welchen  die  Decemvirn  selbst  verurtheilt  und 
bestraft  wurden,  als  Richtschnur  für  die  Folgezeit  gelten:  denn 
sie  wurden  aus  bestimmten,  von  uns  angeführten,  Gründen') 
nach  dem  alten  Verfahren  geleitet.  Als  indessen  theils  durch 
die  zwölf  Tafeln,  theils  durch  die  unmittelbar  darauf  folgenden 
Verfassungsgesetze  die  Vorrechte  der  Patrieier  abgeschafft  und 
eine  neue  Processordnung  eingesetzt  war,  musste  eine  strengere 
Form  für  die  Volksgerichte  eintreten.  Die  Hauptnachricht  über 
dieselben  befindet  sich  in  der  Rede  Ciceros  für  sein  Hausd):  rdie 
Volksgerichte  sind  von  den  Vorfahren  mit  solcher  Mässiguns 


a)  Vergl.  oben  S.  219. 

b)  Man  sehe  1,  240flgd.  und  S.  266flgd. 

c)  S.  oben  S.  30flgd. 

d)  Cic.  de  dom.  17,  45  Nara  cum  tarn  moderata  iudicia  populi  sint  « 
maioribus  constituta,  priraum  ut  ne  poena  capitis  cum  pecunia  coniunsatar, 
deinde  ne  nisi  prodicta  die  quis  accusetur,  ut  ter  ante  magistratus  accus«1* 
intermissa  die  quam  multam  irroget  aut  iudicct,  quarta  sit  accusatio  triam 
nundinum  prodicta  die,  quo  die  iudicium  sit  futurum,  tum  uiulta  etwa 
ad  placandum  atque  ad  misericordiam  reis  coneessa  sint,  deinde  exorabfli? 
populus,  facilis  suffragatio  pro  salute,  denique  etiam  si  qua  res  illum  die» 
aut  auspiciis  aut  excusatione  sustulit,  tota  causa  iudiciumque  sublatsa 
sit  — haec  cum  ita  sint  in  re,  ubi  crimen  est,  ubi  accusator,  ubi  trat«? 
quid  indignius  quam  qui  neque  adesse  sit  iussus  neque  citatus  ueqne  treu- 
satus,  de  eius  capite,  liberis,  fortunis  omnibus  couductos  et  sicarws  rt 
egeutes  et  perditos  suffragium  ferre  et  eaw  legem  putari? 
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angeordnet  worden,  erstlieh  dass  nicht  Capitalstrafe  mit  Geldstrafe 
verbunden  werden  darf,  zweitens  dass  Niemand  anders  angeklagt 
werden  darf,  als  mit  einer  Fristerstreckung,  so  dass  der  Beamte 
dreimal  mit  Unterbrechung  von  einiger  Zeit  anklagt,  ehe  er  eine 
Geldstrafe  beantragt  oder  ein  Urtheil  fällt,  dass  die  vierte  An- 
klage nach  einer  Frist  von  drei  Markttagen  geschieht  und  erst 
an  diesem  Tage  das  Urtheil  stattfindet.”  Indessen  diese  Nach- 
richt ist,  wie  natürlich  bei  einem  Redner,  der  eine  seinen  Zu- 
hörern bekannte  Sache  gelegentlich  erwähnt,  vieldeutig  und  von 
den  Gelehrten  verschieden  aufgefasst  worden : wir  werden  sie  im 
Einzelnen  prüfen  und  mit  den  sonstigen  Nachrichten  zusammen- 
stelleu  müssen.  Wir  bemerken  zunächst,  dass  Cicero  nur  von 
dem  ausserordentlichen,  durcli  Tribunen  und  Aedilen  geleiteten, 
Verfahren  spricht.  Dies  ergiebt  sich  deutlich  aus  der  von  ihm 
angegebenen  Beschränkung  der  Volksgerichte,  es  solle  nicht  Ca- 
pitalstrafe mit  Geldstrafe  verbunden  werden.“)  Dies  kann  nicht 
heissen , es  dürfe  nicht  mit  Todesstrafe  auch  Einziehung  der 
Güter  verbunden  werden:  dies  fand  vielmehr,  wie  wir  wissen, 
regelmässtig  statt;  sondern  es  setzt  die  Möglichkeit  voraus,  dass 
abgesondert  die  eine  oder  die  andere  beantragt  werden  kann 
und  diese  Möglichkeit  findet  nur  bei  dem  ausserordentlichen  Ver- 
fahren statt,  je  nachdem  entweder  Centuriat-  oder  Tributcomitien 
zum  Abgeben  des  Urtheils  berufen  werden.  Auch  die  zweite  von 
Cicero  gemachte  Bemerkung  über  den  Verlauf  des  Processes 
lässt  sich  nicht  auf  das  ordentliche  Verfahren  vor  dem  Prätor 
oder  Consul  beziehen.  Es  ist  imdenkbar,  dass  bei  eingelegter 
und  von  dem  Beamten  angenommener  Provoeation  noch  ein  drei- 
maliger Termin  vor  dem  Volke  zur  Untersuchung  der  Sache 
stattgefunden  habe  und  erst  im  vierten  Termine  das  Urtheil  gefällt 
worden  sei.  Die  Untersuchung  wurde  durch  das  vor  dem  Prätor 
in  iure  stattfindende  Verfahren  ersetzt : dies  erkennt  man  daraus, 
dass  dieselbe  auch  bei  den  tribunicischen  Anklagen  von  Patri- 
ciern  vor  der  Zeit  der  Decemvirn  fortgefallen  und  durch  die  im 
Senate  geführte  Berathung  ersetzt  worden  war.  Ciceros  Anga- 
ben beziehen  sich  also  nur  auf  die  tribunicische  Gerichtsbarkeit : 

a)  Vergl.  I,  3GG. 
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eine  Beschränkung,  welche  darin  ihre  Erklärung  findet,  dass  zu 
seiner  Zeit  das  alte,  ordentliche  und  mit  Provocation  verbundene 
Verfahren  aufgehört  hatte  und  an  die  Schwurgerichte  überge- 
gangen war.  Somit  waren  von  den  Volksgerichten  wirklich  nur 
die  auf  Veranlassung  der  Tribunen  oder  Aedilen  eingeleiteten 
übrig  geblieben. 

Ausser  dieser  Nachricht  Ciceros  haben  wir  nur  noch  eine 
kurze  Bemerkung  Appians»),  der  in  Bezug  auf  die  Capitalpro- 
cesse,  welche  während  des  Marianischen  Aufstandes  gegen  einige 
angesehene  Männer  unter  den  Optimaten  vor  dem  Volke  ange- 
stellt wurden,  erklärend  hinzufügt:  sie  hätten  verurtheilt  wer- 
den müssen,  viermal  in  bestimmten  Zeitabschnitten  durch  den 
Herold  vorgeladen.  Im  Allgemeinen  erkennt  man,  stimmen  beide 
Nachrichten  mit  einander  überein;  denn  beide  erwähn«!  eine 
vierfache  Processverhandlung.  Aber  im  Einzelnen  wird  das  Ver- 
ständniss  erschwert  durch  die  Vieldeutigkeit  der  von  Cicero  ge- 
brauchten Ausdrücke.06)  Wir  haben  schon  bemerkt b),  dass  man 
von  dem  Beamten,  der  nach  beendigter  Voruntersuchung  sich 
zur  Erhebung  der  Anklage  entschliesst,  sagt,  er  urtheile;  aber 
auch,  wenn  er  nach  geführter  gerichtlicher  Untersuchung  seinen 
endlichen  Antrag  an  das  Volk  stellt,  sagt  Cicero,  er  urtheile  und 
endlich  hat  auch  das  Volk,  wenn  es  den  Process  entscheidet 
ein  Urtheil.  In  allen  diesen  Fällen  hat  der  gewöhnliche  Sprach- 
gebrauch ein  und  denselben  Ausdruck:  wer  juristisch  genau 
sprechen  wollte,  würde  nur  in  dem  letzten  Falle  von  einem 
Urtheile  sprechen.  Cicero  thut  das  nicht  und  daher  kommt  es. 
dass  er  dem  Beamten  bei  demselben  Processe  Urtheil  und  An- 
klage zuschreibt,  Thätigkeiten,  welche,  in  juristischer  Schärfe 
genommen,  mit  einander  in  Widerspruch  stehen.  Aber  auch  der 
Ausdruck  anklagen,  welchen  Cicero  nach  dem  gewöhnlichen 
Sprachgebrauche  anwendet,  leidet  an  ähnlicher  Unbestimmtheit 
Denn  anklagen  heisst  eigentlich  diejenige  Thätigkeit  des  Beam- 
ten, vermöge  deren  er  eine  bestimmte  Person  dem  Volke  zur 


a)  App.  bell.  eiv.  1,  74  TCTptfxt  ik  iyprp  xr(puTTopivoyc  £v  tüptaut.«; 
cbptüv  üiaor/jpaoiv  ä).iüvai. 

b)  S.  oben  S.  185. 
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Bestrafung  empfiehlt;  alter  auch  das  gesummte  Verfahren  von 
der  diei  dictio  an  bis  zu  dem  Volksurtheile  kann  eine  Anklage 
heissen  und  die  ganze  Thätigkeit  des  Beamten  dabei,  trotzdem 
dass  sie  auch  auf  viele  andere  Sachen,  wie  z.  B.  Leiten  der 
Volksversammlungen,  Abhören  von  Zeugen,  Vorlegen  von  Be- 
weisen gerichtet  ist,  kann  anklagen  genannt  werden.  Wendet 
man  diese  Bemerkung  auf  Ciceros  Worte  an,  so  wird  man  in 
ihnen  eine  mit  den  übrigen  Zeugnissen  übereinstimmende  Be- 
schreibung der  Volksgerichte  finden.  Er  giebt  zuerst  den  allge- 
meinen Grundsatz  für  dieselben  an,  Niemand  solle  angeklagt 
werden,  ohne  dass  eine  Aufschiebung  des  Termines  stattfinde, 
und  erläutert  diesen  dann  durch  das  Folgende  im  Einzelnen,  der 
Beamte  solle  dreimal  anklagen  und  bei  der  vierten  Anklage  das 
Urtkeil  des  Volkes  eintreten.  Ueber  das  Verständniss  jenes  all- 
gemeinen Grundsatzes  herrscht  Meinungsverschiedenheit  unter 
den  Gelehrten.67)  Ich  glaube,  Cicero  meint  überhaupt,  es  solle 
keine  Anklage  bei  dem  Volke  stattfinden,  ohne  dass  bei  der- 
selben eine  Aufschiebung  des  Tennines  oder  der  Termine  vor- 
komme: er  nimmt  anklagen  als  die  gesummte  Thätigkeit  des 
Beamten,  der  eine  Klage  beim  Volke  anhängig  macht,  nicht  als 
die  besondere,  vermöge  deren  er  die  Anklagerede  hält.  Denn 
es  wäre  ein  unvernünftiges  Gesetz,  die  Anklage  sollte  nur  an 
dem  zweiten,  hinausgeschobenen  Termine  selbst  gehalten  werden, 
als  ob  der  Beamte  an  dem  ersten  Tage,  welcher  dem  Anzukla- 
genden bestimmt  ist,  etwas  anders  thun  könnte  als  anklagen. 
Die  Absicht  dieser  allgemeinen  Bestimmung  für  die  Volksge- 
richte kann  nicht  zweifelhaft  sein:  sie  sollte  plötzlicher  und  un- 
überlegter Entscheidung  entgegenwirken.  Als  die  Schranke  des 
Senatsbeschlusses,  durch  welche  früher  die  Verurtheilungen  von 
Patriciern  wenigstens  erschwert  wurden,  gefallen  und  die  Macht 
der  Volkstribunen  über  die  gesainmte  Bürgerschaft  ausgedehnt 
war,  hatten  die  Patricier  das  höchste  Interesse,  durch  zögernde 
Formen  der  Leidenschaftlichkeit  des  Volkes  einen  Zügel  anzu- 
legen; daher  die  Bestimmung,  dass  kein  Volksgericht  ohne  eine 
mehrmalige  Verschiebung  des  Termines  gestattet  war. 

Cicero  giebt  demnächst  die  Einzelheiten  des  Verfahrens  an: 
„dreimal  soll  der  Beamte  anklagen,  ehe  er  die  Geldstrafe  bean- 
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tragt  oder  das  Urtheil  fällt.'’  Es  wird  hier  ein  Unterschied  ge- 
macht zwischen  Processen,  in  denen  es  sich  um  eine  Geldstrafe 
handelt  und  solchen,  in  denen  Capitalstrafe  beantragt  wird:  auf 
jene  bezieht  sich  der  Ausdruck:  „eine  Geldstrafe  beantragen", 
auf  diese  das  Wort:  „urtheilen”.  Dieser  Unterschied  ist  in  Be- 
zug auf  die  Strafen  und  die  Comitieif,  welche  die  Entscheidung 
fallen,  ein  wesentlicher;  das  Verfahren  aber  ist  in  beiden  Fällen 
dasselbe,  und  dieselben  Formen,  in  denen  die  Geldstrafe  ausge- 
sprochen wird,  gelten  auch  für  die  Verhängung  der  Capitalstrafe. 
Demnach  ist  der  Ausdruck  „urtheilen"  hier  eben  so  aufzufasseu, 
wie  der  „eine  Geldstrafe  beantragen" : urtheilen  heisst  hier  nicht 
selbst  ein  gerichtliches  Urtheil  fallen,  sondern  ein  Urtheil  über 
die  Capitalstrafe  beim  Volke  beantragen.  Der  Beamte  urtheilt, 
wie  wir  gesehen,  ehe  er  sich  zur  Einleitung  eines  gerichtlichen 
Verfahrens  in  Folge  der  Voruntersuchung  entschliesst , das  Er- 
gebniss  des  Urtheils  ist  also  die  Anklage;  jetzt  heisst  es  von 
ihm,  er  urtheile,  indem  er  ein  Urtheil  beantrage;  denn  das 
eigentliche,  gerichtliche  Urtheil  wird,  wie  wir  erwiesen,  erst  von 
der  Volksversammlung  gefallt.  Ferner  sagt  Cicero  vom  Beamten, 
die  drei  ersten  Male  klage  er  an,  daun  beim  dritten  Male  ur- 
theile er,  und  beim  vierten  Tage  klage  er  wieder  von  Neuem 
an.*)  Es  wird  ihm  somit  eben  dasselbe,  was  er  am  Ende  der 
aussergerichtlicben  Voruntersuchung  tkut,  auch  am  Ende  der 
gerichtlichen  Untersuchung  zugeschrieben:  dort,  wie  hier,  urtheilt 
er;  aber  sein  Urtheil  bezieht  sich  in  beiden  Fällen  auf  die  An- 
klage, welche  er  zuerst  in  der  gerichtlichen  Untersuchung,  dann 
in  dem  entscheidenden  Schlusstermine  des  Volksurtheiles  vor- 
bringt. In  Folge  des  ersten  Urtheils  wird  die  Anklageacte  vor- 
läufig, in  Folge  des  zweiten  Urtheiles  endgültig  so,  wie  sie  dem 
Volke  vorgelegt  werden  soll,  festgestellt.  Auf  diese  Weise  allein 
lässt  sich  die  in  populären,  nicht  juristischen  Ausdrücken  von 
Cicero  gegebene  Nachricht  befriedigend  und  sachgemäss  erklä- 
ren.68) Es  soll  aber  der  Beamte,  wie  Cicero  sagt,  seine  in  Folge 
der  Voruntersuchung  vorläufig  festgestellte  Anklage  dreimal  hal- 
ten, und  zwar  jedesmal  iniermism  die.  Dies  scheiut  zu  bedeu- 


a)  Vergl.  oben  S.  186. 
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ten,  dass  zwischen  dem  ersten  und  zweiten,  sowie  dem  zweiten 
und  dritten  Termine  eine  Zeit  dazwischen  liegen  müsse,  ohne 
dass  die  Länge  dieser  Zeit  bestimmt  war:  sie  richtete  sich  nach 
den  Umständen  und  sollte  dem  Angeklagten  ebensowohl  wie  dem 
anklageuden  Beamten  die  Möglichkeit  gewähren,  die  nöthigen 
Zeugen  und  Beweismittel  herbeizuschaffen.  Wurde  der  Ange- 
klagte dabei  ungerecht  behandelt  und  ihm  die  Mittel  zu  seiner 
Vertheidigung  gekürzt,  so  stand  es  ihm  frei,  die  Hülfe  der 
andern  Tribunen  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  es  wäre  wunder- 
bar gewesen,  wenn  er  in  dem  zahlreichen  Collegium  nicht 
wenigstens  einen  gefunden  hätte,  durch  dessen  Vermittelung  die 
Billigkeit  gewahrt  wurde.60)  Dagegen  zwischen  der  diei  dictio 
and  dem  ersten  Termine  der  Anklage  brauchte  keine  Frist  statt- 
zufindeu:  der  Beamte  konnte  den  Anzuklagenden  sogleich  auf 
den  folgenden  Tag  vorladen  und  die  Untersuchung  beginuen. 
Dies  ergiebt  sich  deutlich  aus  Cieeros  Worten.  Wir  haben  nur 
ein  geschichtliches  Beispiel  von  einem  der  letzten  Volksgerichte, 
welche  überhaupt  gehalten  worden  sind,  in  dem  die  Tage  dieser 
drei  Untersuehungstermine  angegeben  werden.  Im  Jahre  56  v. 
Chr.  klagte  der  curulische  Aedil  P.  Clodius  seinen  politischen 
Gegner  T.  Milo  beim  Volke  an“),  und  wir  wissen,  dass  der 
erste  Termin  am  2.  Februar  war,  der  zweite  am  6.,  der  dritte 
am  17. b),  der  vierte  endlich,  an  welchem  das  Volksgericht  ab- 
gehalten werden  sollte,  war  auf  den  7.  Mai  angesetzt.0)  Zu 
der  Ungleichheit  der  Zwischenräume  zwischen  den  drei  ersten 
Terminen  mögen  die  Unruhen  jener  Zeit  und  die  politischen  Um- 
triebe von  Clodius  beigetrageu  haben ; aber  man  erkennt  den 
dreimal  wiederholten  Termin.  Zwischen  dem  dritten  und  vierten 
Termine  musste  eine  Zeit  von  drei  Markttagen  (trinundinum) 
verfliessen,  wie  Cicero  sagt.  Man  kann  hier  die  Beschreibung 
eines  Volksgerichtes  vor  der  Zeit  der  Decemvirn,  wie  sie  Diony- 
siu8d)  bei  dem  Processe  Coriolans  giebt,  vergleichen.  Damals 


a)  Dio  Cass.  XXXIX,  18;  Cie.  p.  Sest.  44:  p.  Mil.  15;  Ascon.  p.  4!>. 

b)  Cic.  ad  Q.  fratr.  II,  3. 

c)  Cic.  ad  Q.  fratr.  II,  7 init. 

d)  Dionys.  VII,  58. 
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fielen  die  drei  ersten  Termine  der  Anklage  fort:  statt  deren 
dienten  die  Verhandlungen  im  Senate,  durch  welche  die  Au- 
klageacte  festgestellt  wurde.  Nach  dem  Senatsbeschlus.se  wurde 
von  den  Tribunen  der  Termin  zur  Abhaltung  des  Volksgerichtes 
auf  den  dritten  Markttag  angesetzt,  und  zwar,  wie  Dionysius 
bemerkt,  damit  der  Angeklagte  sieh  auf  seine  Vertheidigung  vor- 
bereiten könne,  ohne  Zweifel  aber  auch,  damit  das  Volk  über 
die  Sache,  welche  es  entscheiden  sollte,  sich  vorher  unterrichten 
könne.  Dieser  Theil  des  Verfahrens  wurde  später  nicht  geän- 
dert, ausser  dass,  seit  alle  Comitien,  sowohl  Tribut-  als  Cen- 
turiatcomitien , auf  gleiche  Weise  an  den  patricischen  Calender 
gebunden  waren,  der  Termin  nicht  mehr  auf  den  dritten  Markt- 
tag, sondern  auf  einen  Comitialtag  nach  drei  Markttagen  gelegt 
wurde.1) 

Wir  haben  erwähnt , dass  der  Beamte , ehe  er  einen  Process 
vor  dem  Volke  begann,  eine  aussergerichtliche  Untersuchung  an- 
stellen konnte,  um  sich  zu  überzeugen,  ob  Grund  zur  Anklage 
vorhanden  sei:  hatte  er  diese  Ueberzeugung  ohnedem,  so  war 
freilich  eine  Untersuchung  nicht  nöthig:  der  Angeklagte  brauchte 
bei  dieser  Verhandlung  nicht  zugegen  zu  sein.  War  Grund  zur 
Anklage  vorhanden,  so  nahm  der  Beamte  die  diei  dictio  vor, 
öffentlich,  auf  dem  Markte,  vor  der  zuhörenden  Menge,  d.  h.  er 
lud  eine  bestimmte,  mit  Namen  bezeichnete,  Person  vor  seinen 
Richterstuhl,  um  sich  vor  ihm  zu  verantworten.  Eine  Frist 
brauchte  zwischen  dem  Tage,  an  dem  die  Vorladung  geschah, 
und  demjenigen,  auf  welchen  Jemand  vorgeladen  war,  nicht  za 
liegen b),  eben  so  wenig  brauchte  der  Grund,  weshalb  die  Vor- 
ladung geschah,  der  Gegenstand  der  Anklage,  bezeichnet  zu  wer- 
den : auf  keinen  Fall  konnte  die  Anklage  schon  so  mitgetheilt 
werden,  wie  sie  schliesslich  dem  Volke  vorgelegt  werden  sollte. 
Denn  ihre  Feststellung  sollte  erst  durch  die  drei  Anklagetermiue 
erfolgen.  Welches  Schwanken  dabei  stattfinden  konnte,  ersieht 
man  z.  B.  aus  Coriolans  Process,  wo  die  Anklagetermiue  durch 
die  Verhandlungen  im  Senate  dargestellt  wurden.  Die  Volkstri- 


a)  Mau  sehe  oben  S.  203. 

b)  S.  kurz  zuvor  S.  249. 
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bnnen  brachten  zuerst  verschiedene  Beschuldigungen  vor,  dass 
Coriolan  den  Vortheilen  der  Plebs  widerstrebe,  dass  er  sich  im 
Senate  gegen  die  ihr  zugestandenen  Rechte  geäussert,  und  ähn- 
liches: erst  am  Ende  der  Senatssitzung  wurde  die  Anklage  be- 
stimmt festgestellt.  Oft  freilich  mochte  auch  schon  bei  der  diei 
dictio  der  Grund  der  Vorladung  angegeben  werden,  wo  es  sich 
z.  B.  um  bestimmte  Verbrechen,  welche  zur  Kenntniss  des  Be- 
amten gekommen  waren,  handelte;  noch  häufiger  wird  die  An- 
klage, wenigstens  im  Allgemeinen  , vorher  bekannt  gewesen  sein. 
Aber  wesentlich  konnte  dies  nicht  sein  und  es  genügte,  wenn 
der  Angeklagte  überhaupt  zur  Verantwortung  vor  den  Beamten 
geladen  wurde.  Wie  die  Vorladung  dem  Volke  im  Allgemeinen 
und  insbesondere  dem  Geladenen  bekannt  gemacht  wurde,  dar- 
über ist  uns  nichts  überliefert : es  wird  verschieden  gewesen  sein 
in  verschiedenen  Zeiten.  Erscheinen  musste  der  Geladene,  sonst 
wurde  er  durch  den  Tribunen  geholt:  wir  werden  später  Beispiele 
anführen,  wie  Angeklagte  zu  den  Terminen  mit  Gewalt  herbei- 
geschafft wurden  oder  werden  sollten.  Es  fragt  sich,  was  ge- 
schah, wenn  der  Anzuklagende  von  Rom  abwesend  war:  wir 
meinen,  wenn  er  zwar  daselbst  seinen  Wohnsitz  hatte,  aber  zu- 
fällig abwesend  war.  Denn  über  die  nicht  in  Rom  ansässigen 
Bürger  und  Nichtbürger  hatten  die  Tribunen  keine  unmittelbare 
Macht.  Wir  haben  sogar  ein  Beispiel  vom  Jahre  442  v.  Chr., 
dass  drei  Bürger  aus  vornehmen  patricischen  Geschlechtern, 
welche  wegen  ihrer  Thätigkeit  als  Gründer  der  Colonie  Ardea 
von  den  Tribunen  beim  Volke  angeklagt  worden  waren,  sich 
dem  Processe  dadurch  entzogen , dass  sie  ihren  Wohnsitz  von 
Rom  verlegten.*)  Diejenigen  aber,  welche  zufällig  sich  nicht 
in  Rom  befanden,  hatten  einen  Anspruch  auf  Berücksichtigung 
bei  einer  Anklage.  Waren  Privatgeschäfte  der  Grund  der  Ab- 
wesenheit, so  standen  diese  der  Anklage  nach:  der  Vorgeladeue 
musste  zurückkehren  und  konnte  von  der  Billigkeit  seines  Anklä- 
gers oder  dessen  Collegen  einstweiligen  Aufschub  seines  Termines 
erwarten.  Nach  eigentlichem  Sprachgebrauche  aber  heissen  die- 
jenigen „abwesend",  welche  in  Staatsgeschäften  von  Rom  entfernt 


a)  Liv.  IV,  11. 
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sind70):  liier  stand  eine  Staatsangelegenheit  der  andern  gegen- 
über, und  es  war  billig,  dass  mit  der  Anklage  gewartet  wurde  bis 
nach  Beendigung  des  Auftrages  und  bis  zur  Rückkehr  nach  Rom. 
Ein  bemerkenswerthes,  hierher  gehöriges  Beispiel  wird  uns  aus 
dem  Jahre  172  v.  Ohr.  überliefert.»)  Der  Proconsul  M.  Popilius 
wurde  wegen  seiner  Kriegführung  in  Ligurien  getadelt  und  auf 
Wunsch  des  Senates  hatten  die  Tribunen  ein  Gesetz  eingebracht, 
wonach  durch  den  Senat  ein  Untersuchungsrichter  ernannt  wer- 
den sollte.  Es  war  dazu  der  Prätor  C.  Licinius  ernannt  worden. 
Aber  der  Angeschuldigte  wagte  sich  nicht  zum  Processe  zu  stel- 
len und  kehrte  nicht  nach  Rom  zurück;  deshalb  drohten  die  Tri- 
bunen mit  einem  neuen  Gesetzesvorschlage , wodurch  dem  Prätor 
erlaubt  werden  sollte,  gegen  Jenen  auch  in  seiner  Abwesenheit 
die  Untersuchung  zu  führen:  er  wäre  also,  auch  wenn  er  sich 
nicht,  gestellt  hätte,  zum  Vermögensverlust  und  zur  Verbannung 
verurtheilt  worden  und  zog  es  deshalb  vor,  zu  erscheinen  und 
durch  andere  Künste  die  Verurtheilung  zu  verhüten. b)  Es  ist 
möglich , dass  in  dem  ersten  tribunicischen  Gesetze  eine  Bestim- 
mung war,  dass  die  Untersuchung  nach  der  Rückkehr  des  An- 
geklagten beginnen  sollte  und  dass  es  deshalb  eines  zweiten  Ge- 
setzes bedurfte : sonst  zeugt  die  Beantragung  desselben  von  grosser 
Milde.  Es  hätte  an  sich  dem  Beamten  freigestanden,  den  Ange- 
schuldigten, nachdem  ihm  eine  Frist  zur  Rückkehr  vergönnt 
war,  auch  in  seiner  Abwesenheit  zu  verurtheilen.  Im  Jahre ‘293 
v.  Chr.  wurde  der  Cousul  des  vorigen  Jahres  L.  Postumius  Me- 
gellus  angeklagt,  wahrscheinlich  auf  Geldstrafe.  Er  versuchte 
der  Anklage  dadurch  zu  entgehen,  dass  er  als  Legat  bei  dem 
damaligen  Consul  Sp.  Carvilius  eintrat;  indessen  der  anklagende 
Tribun  M.  Scantius  hielt  die  Anklage  aufrecht  und  es  bedurfte 
aller  Volksgunst  von  Carvilius,  um  zu  bewirken,  dass  der  Pro- 
cess  nicht  zu  Ende  geführt  werden  konnte.')  Im  Jahre  187  v. 


a)  Vergl.  oben  S.  215. 

b)  Liv.  XLII,  21. 

c)  Liv.  X,  46  Favor  cousulis  (Sp.  Carvilii)  tutatus  ad  populnm  esi  L 
Postumium,  legatuin  eins:  qui  dicta  die  a M.  Seantio,  tribuno plebis,  hp 
rat  in  legationem  (ut  fama  ferebat)  (»opiili  iudicium , iactarique  magis  qna® 
peragi  accusatio  eius  poterat. 
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Chr.  verzögerte  indessen  der  Proeonsul  Cn.  Manlius  Vulso  sei- 
nen Triumph , um  nicht  in  den  Process  der  Scipionen  verwickelt 
zu  werden.“)  In  vielen  Füllen  war  jedoch  eine  Untersuchung 
über  einen  abwesenden  Angeklagten  nicht  möglich.  So  war  es 
z.  ß.  bei  dem  Proprätor  Q.  Pleminius , der  von  den  Einwohnern 
von  Locri  wegen  seiner  Grausamkeit  und  Habsucht  angeklagt 
wurde.  Ihn  ungehört  vor  das  Volksgericht  zu  stellen,  wäre 
offenbare  Ungerechtigkeit  gewesen  und  deshalb  wurde  eine  Com- 
mission von  Beamten  an  Ort  und  Stelle  geschickt.1’)  Aehnlich 
wird  es  in  allen  Fällen  gewesen  sein,  wo  ein  im  Staatsauftrage 
Abwesender  wegen  der  Ausführung  eben  dieses  Auftrages  zur 
Verantwortung  gezogen  wurde : er  musste  zurückberufen  werden, 
ehe  die  Untersuchung  gegen  ihn  möglich  war. 

Es  giebt  bekanntlich  zwei  Arten  von  Volksversammlungen. 
Die  eine,  formlos  und  ungeordnet,  heisst  mit  eigentlichem  Na- 
men contio:  sie  ist  zu  Mittheilungen  der  Beamten  an  das  Volk 
bestimmt,  ohne  dass  das  letztere  eine  Entscheidung  zu  treffen 
hat.  Die  andre  Art  von  Versammlungen  sind  die  eigentlichen 
Comitieu , welche  entweder  nach  Tribus  oder  nach  Centurien 
stattfinden,  an  bestimmte  Tage  und  Tageszeiten  gebunden  sind, 
mit  bestimmten  Opfern  eingeleitet,  von  bestimmten  Beamten  be- 
rufen werden:  sie  dienen  dazu,  die  au  das  Volk  gerichteten  Fra- 
gen, mögen  es  Wahlen  oder  Gesetze  oder  gerichtliche  Urtheile 
sein,  zu  entscheiden.  Es  kann  auch  noch  eine  dritte  Art  von 
Volksversammlungen  geben,  gemischten  Charakters,  indem  eine 
formlose  contio  entweder  den  eigentlichen  Comitien  vorangeht, 
oder  sich  an  dieselben  anschliesst.  Die  drei  Anklagen,  welche 
der  Beamte  gegen  einen  beim  Volke  Auzuklagenden  gesetzlich 
halten  muss,  geschehen  in  contioncs : bei  den  Processen  von  P. 
Scipio  und  Cn.  Fulvius,  welche  wir  später  mehrfach  erwähnen 
werden,  gebrauchen  die  Berichterstatter  ausdrücklich  und  in 
seiner  eigentlichen  Bedeutung  das  Wort  contio.71)  Es  soll  dem 
Volke  nur  etwas  vorgetragen , dem  Ankläger  und  Angeklagten 
Gelegenheit  gegeben  werden,  die  Anschuldigungen  und  die  Ver- 


a)  Liv.  XXXIX,  6 und  XXXVIII,  54. 

b)  Liv.  XXIX,  22. 
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theidigung  vorzubringeu : eine  Entscheidung  des  Volkes  durch 
Abstimmung  findet  nicht  statt,  daher  jede  Sonderung  nach  den 
politischen  Abtheilungen  unnütz  ist.  Dagegen  der  vierte  Termin 
findet  in  einer  Volksversammlung  gemischten  Characters  statt: 
sie  beginnt  mit  einer  formlosen  contio  und  endet  mit  den  zur  Ent- 
scheidung berufenen  Ceuturiat-  oder  Tributcomitien.  Dies  er- 
giebt  sich  aus  dem  Zwecke  des  Termines,  welchen  wir  später 
besprechen  werden,  sowie  aus  einem  uns  ausdrücklich  überlie- 
ferten Falle,  wo  uns  der  Uebergang  einer  formlosen  contio  iu 
wirkliche  Comitien,  welche  die  Abstimmung  vornehmen  sollen, 
geschildert  wird.*)  Ueber  die  Vorsitzenden  kann  in  denjenigen 
Volksversammlungen,  in  denen  auf  Geldstrafe  angetragen  wird 
und  welche  demgemäss  mit  Tributcomitien  enden,  kein  Zwei- 
fel sein:  es  sind  die  anklagenden  Beamten,  die  Volkstribuneu 
und  Aedilen,  welche  letzteren,  wie  wir  gezeigt ü),  für  die  Ankla- 
gen vor  dem  Volke  das  Recht,  Versammlungen  desselben  zu 
leiten,  besassen.  Aber  man  kann  fragen,  wie  es  mit  dem  Vor- 
sitze in  Capitalprocessen,  welche  in  Centuriatcomitien  entschiedea 
wurden,  stand.  Dass  die  letzteren  selbst,  also  die  Volksver- 
sammlung, welche  den  Schluss  des  vierten  Termines  bildete, 
nur  von  den  curulischen  Beamten,  d.  h.  den  Consuln  oder  den 
Prätoren,  geleitet  werden  konnte , ist  sicher;  aber  über  den  Vor- 
sitz in  den  drei  ersten  formlosen  Volksversammlungen  und  der 
eben  so  formlosen  beim  Anfänge  des  vierten  Termines  kann 
man  schwanken.  Wir  haben  früher  bemerkt0),  dass  die  vorbe- 
reitenden Volksversammlungen  mit  der  Schluss  Versammlung  in 
nothwendigem  Zusammenhänge  stehen  und  nur  der  Zeit  nach 
von  einander  abgelöste  Theile  eines  Ganzen  bilden;  dass  deshalb 
der  anklagende  Tribun  oder  Aedil  bei  der  diei  dictio  zu  einem 
Capitalprocesse  sich  mit  einem  curulischen  Beamten  in  Verbin- 
dung setzte:  daraus  könnte  man  folgern  wollen,  dass  nur  die 
letzteren  in  den  vorbereitenden  contionea  den  Vorsitz  hätten  fuh- 
ren können,  indessen  dieser  Meinung  widersprechen  überlieferte 


a)  Bei  Liv.  XXVI,  3. 

b)  S.  oben  S.  243. 

c)  S.  oben  S.  241. 
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Thatsachen.  Genaue  Nachrichten  haben  wir  von  einer  aedilici- 
schen  Anklage,  nämlich  von  deijenigen,  welche  P.  Clodius  als 
«indischer  Aedil  gegen  Milo  austellte.  Es  ist  schwer,  den  Be- 
richt, welchen  Cicero»)  über  die  vorbereitenden  Anklagetermine 
giebt,  zu  lesen,  ohne  zu  glauben,  Clodius  habe  die  Volksver- 
sammlung, welche  geschildert  wird,  geleitet.  Es  fielen  in  der- 
selben die  gröbsten  Ruhestörungen  vor,  aber  nirgends  wird  ein 
Vorsitzender,  welcher  sie  habe  unterdrücken  wollen,  erwähnt. 
Cicero  würde  dies  gethan  haben,  da  er  die  Redner,  welche  auf- 
traten, mit  Namen  nennt  und  sich  über  die  Art  der  Störungen 
ausführlich  verbreitet.  Er  sagt  ferner,  Clodius  habe  den  dritten 
Termin  auf  die  Quirinalien  festgesetzt.11)  Dies  könnte,  wenn 
die  bestimmte  Angabe  von  einem  andern  Beamten  als  Vorsitzen- 
den da  wäre,  allenfalls  als  ungenauer  Bericht  aufgefasst  werden : 
Clodius  habe  auf  die  Ansetzung  smgetragen  und  ein  Anderer  sie 
dann  verfügt.  Indessen  eine  solche  Angabe  fehlt  und  es  ist  dem- 
nach wahrscheinlich , dass  der  anklagende  Aedil  die  vorbereiten- 
den contiones  für  die  Centuriatcomitien  leitete;  denn  da  die  An- 
schuldigung gegen  Milo  auf  Gewaltthätigkeiten  lautete,  muss 
man  annehmen,  dass  es  ein  Capitalprocess  war.  Ein  gleiches 
Beispiel  haben  wir  aus  dem  Jahre  211  v.  Chr.,  wo  der  Tribun 
C.  Sempronius  Blaesus  den  ehemaligen  Proprätor  Cn.  Fulvius 
wegen  schlechter  Kriegführung  anklagte.  Es  war  anfänglich 
eine  Geldstrafe  beantragt,  also  Tributcomitien  würden  die  Ent- 
scheidung gefällt  haben.  Die  drei  vorbereitenden  contiones  hielt 
der  Tribun ; am  Ende  der  dritten  verlangte  das  Volk  wegen  der 
zu  Tage  tretenden  Feigheit  des  Angeklagten  Capitalstrafe  gegen 
ihn.  Der  Tribun  fügte  sich  in  den  Willen  des  Volkes  und  es 
fanden  nur  noch  am  vierten  Termine  die  Centuriatcomitien  unter 
Vorsitz  des  städtischen  Prätor  C.  Calpurnius  statt.*)  Ein  solches 
Verfahren  wäre  unmöglich  gewesen,  wenn  nicht  auch  bei  nach- 
folgenden Centuriatcomitien  die  contiones  von  dem  Tribunen  wären 
gehalten  worden.  Es  ist  möglich,  dass  zu  gewisser  Zeit  die  an- 

r- 

a)  Cic.  ad  Q.  fr.  11,  3. 

b)  Cic.  1.  1.  Clodius  in  Quirinalia  prodixit  diem. 

c)  Liv.  XXVI,  3. 
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klagenden  Tribunen  und  Aedilen  nicht  so  viel  Macht  in  Capital- 
processen  hatten ; aber  sicherlich  hatten  sie  dieselbe  in  der  besten 
Zeit  des  Römischen  Staates,  als  der  Widerstreit  zwischen  euru- 
lischen  und  plebejischen  Beamten  erloschen  war. 

Die  Voruntersuchung,  wenn  eine  stattfand,  hatte  nur  die 
subjective  Ueberzeugung  des  anklagenden  Beamten  und  seinen 
Entschluss,  entweder  auf  Geld-  oder  auf  Capitalstrafe  anzutra- 
gen, begründet;  in  deu  Terminen  der  gerichtlichen  Untersuchung 
kam  es  darauf  an,  die  Anklage  objectiv  festzustellen  und  die 
Punkte,  auf  welche  die  Entscheidung*  gerichtet  werden  sollte, 
zusammen  zu  fassen.  Dazu  war  es  nothwendig,  dass  der 
Angeklagte  persöul ich  erschien:  er  wurde  bei  dem  Beginne  eines 
jeden  Termines  von  dem  Herold  des  Beamten  vorgefordert  (ci- 
tabatur),  wie  man  aus  Ciceros  und  Appians  von  uns  angeführ- 
ten Zeugnissen  ersieht.1)  Er  verantwortete  sich  (causam  dict- 
bai),  führte  Zeugen  vor,  brachte  andere  Beweismittel  bei,  wandte 
in  späterer  Zeit  die  ganze  Zurüstuug  der  Vertheidiguug,  welche 
allmälig  üblich  geworden  war,  an.  Es  wird  die  Verantwortung 
des  Angeklagten  schon  in  den  ersten  Terminen  erwähnt  im  Pro- 
cesse  des  gewesenen  Prätors  Cn.  Fulvius.b)  Im  Processe  von 
P.  Scipio  Afrieanus,  deu  zwei  Volkstribunen  angestellt  hatten, 
heisst  es,  der  Angeklagte  sei  aufgefordert  worden,  sich  zu  ver- 
antworten und  hätte  dann,  ohne  der  Anschuldigungen  Erwäh- 
nung zu  tkun , mutliig  über  sich  und  seine  Thaten  gesprochen  f) 
der  ganze  Termin  sei  mit  Reden  hingegaugeu.  Mau  sieht  also, 
dass  der  Beamte,  nachdem  er  seine  Anklage  vorgetrageu,  sieh 
unmittelbar  an  den  Angeklagten  wendete  und  ihn  aufforderte, 
seine  Rechtfertigung  vorzubringen.  Zeugen , die  in  dem  ersten 
Termine  aufgetreten  waren , werden  erwähnt  in  dem  Processe 
von  M\  Acilius  Glabrio,  der  wegen  Unterschlagung  öffentlicher 


a)  S.  obeu  S.  244  und  246.  Ein  anderes  Beispiel  der  VorforderuM 
durch  den  Herold  findet  sich  bei  Liv.  XXXV1H,  51. 

b)  Liv.  XXVI,  3. 

c)  Liv.  XXXVIII,  50  Iussus  dicere  causam  sine  ulla  criminum  ncxi 
tione  orationem  adeo  inaguificam  de  rebus  ab  se  gestis  est  exorsus.  ut 
satis  constaret,  neminem  unquam  nequc  melius  ueque  verius  laudatu» 
esse. 
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Gelder  angeklagt  war*),  und  zwar  Belastungszeugen;  aber  wenn 
diese  zugelassen  wurden , so  mussten  es  auch  die  des  Angeklag- 
ten werden  und  man  darf  die  Zeugen,  welche  in  Cn.  Fulvius’ 
Processe  während  der  ersten  drei  Termine  erwähnt  werden,  auch 
schon  auf  den  ersten  derselben  beziehen.  Es  bildete  das 
Zeugenverhör  jedesmal  den  Schluss  des  Termins,  wie  man  aus 
dem  Processe  des  Steuerpächters  M.  Postumius  ersieht,  bei  des- 
sen vierten  Termin,  wie  Liviusb)  erzählt,  nachdem  die  Reden 
für  und  gegen  den  Angeklagten  gehalten  und  die  Zeugen  verhört 
waren,  die  Vorbereitungen  zur  Abstimmung  getroffen  wurden. 
Als  in  späterer  Zeit  die  Sitte  aufgekommen  war,  Vertheidiger, 
welche  Uebung  und  Beredsamkeit  besassen,  auftreten  zu  lassen, 
werden  auch  solche  schon  beim  ersten  Processe  erwähnt  im  Pro- 
cesse Milos,  der  überdem  nach  damaligem  Gebrauche  auch  an- 
gesehene Freunde  als  advocati  mitbrachte. c)  Der  anklagende 
Beamte  selbst  begann  den  ersten  Termin  damit,  dass  er  die 
Anklageacte  gegen  den  zur  Stelle  gegenwärtigen  Angeklagten 
vortrug:  sie  enthielt  die  bestimmten,  genau  angegebenen  Klage- 
punkte nebst  der  zu  beantragenden  Strafe.  Im  Processe  gegen 
Cn.  Fulvius  lässt  Liviusd)  den  anklagenden  Tribunen  eine  lange 
Rede  halten,  in  welcher  die  Unfähigkeit  und  Feigheit  des  Ange- 
klagten dargestellt  wird,  und  fügt  hinzu,  es  sei  eine  Geldstrafe 
beantragt  worden.  Aus  der  Erzählung  von  Glabrios  Process  er- 
giebt  sich  sogar,  dass  die  Höhe  der  Geldstrafe  schon  beim  Be- 
ginne des  ersten  Termins  festgestellt  wurde:  Liviiis*')  sagt  aus- 
drücklich , eine  Strafe  von  100000  As  sei  gegen  ihn  beantragt  und 
zwei  Termine  darüber  gehalten  worden.  So  verstrich  in  Hin- 
und  Herreden  von  Seiten  des  Beamten  und  des  Angeklagten') 
der  erste  Termin , nach  dessen  Beendigung  jener  den  zweiten 
Termin  ansetzte  (diem  prodixit). 

a)  Liv.  XXXVII,  27. 

b)  Liv.  XXV,  3. 

c)  Gic.  ad  Q.  fr.  II,  3,  1. 

d)  Liv.  XXVI,  2. 

e)  Liv.  XXXVII,  58  Centura  railiura  raulta  irrogata  erat,  bis  de  ea 
certatum  est. 

f)  Liv.  XXXVIII,  51. 


li. 
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Dieser  zweite  Termin  war  in  nichts  von  dem  ersten  ver- 
schieden, nur  dass  der  Beamte  seine  Anklage , welche  schon  be- 
kannt war,  nicht  zn  wiederholen  brauchte.  Livius*)  wenigstens 
lässt  P.  Scipio  an  diesem  Termine  unmittelbar,  nachdem  die 
Tribunen  ihre  Sitze  auf  der  Rednerbühne  eingenommen  hatten 
und  er  vorgefordert  worden  war,  unter  dem  Stillschweigen  Aller 
jene  berühmte  Rede  halteu,  in  der  er  an  den  Jahrestag  der 
Schlacht  bei  Zama  erinnerte  und  alle  zum  Gebete  auf  dem  Ca- 
pitol aufforderte.  In  allen  früher  angeführten  Processen  erwäh- 
nen die  Berichterstatter  Verhandlungen,  Zeugen,  andere  Beweise 
im  zweiten,  wie  im  ersten  Termin.  Cicero b)  erzählt,  bei  Mi- 
los Process  sei  im  zweiten  Termine  Pompejus  als  Vertheidiger 
aufgetreten;  aber  es  waren  auch  andere  Redner  zugegen,  unter 
ihnen  M.  Crassus.  Der  Termin  endigte  wieder  damit,  dass  der 
Vorsitzende  Beamte,  welcher  die  Anklage  führte,  einen  neuen 
Termin  ansetzte  (diem  prodixit)  und  zwar  nach  beliebiger  Zeit: 
der  Wunsch  des  Anklägers,  den  Process  zu  beenden,  und  der 
des  Angeklagten,  die  nötbigen  Beweismittel  der  Vertheidigung 
herbeischaffen  zu  können,  werden  hierbei  massgebend  gewesen 
sein.  Der  dritte  Termin  verlief  wie  der  zweite  und  erste,  nur 
war  das  Ende  desselben  ein  anderes  und  lieferte  ein  bestimmtes 
Ergebniss.  Es  hatte  eine  gerichtliche  Untersuchung  und  das 
Verhör  des  Angeklagten  stattgefunden:  daraus  musste  sich  dem 
Beamten  ergeben,  ob  er  seine  beim  Beginn  der  Anklage  aufge- 
stellte Ueberzeugung  von  der  Schuld  des  Angeklagten  aufrecht 
erhalten  könne  oder  nicht,  oder  wie  er  sie  zu  stellen  habe,  um 
damit  durchzudringen.  Denn  aus  den  Aeusserungen  des  Volkes, 
das  den  beiderseitigen  Reden,  dem  Zeugen  verhör,  dem  Vorleger» 
anderer  Beweise  beigewohnt  hatte,  Hess  sich  ein  ziemlich  siche- 
rer Schluss  über  den  Ausfall  der  Abstimmung  ziehen. 

Es  ist  für  uns  auffallend,  wenn  bei  gerichtlichen  Untersuchungen 
von  den  Zuhörern  Zeichen  des  Beifalles  oder  Missfallens  gege- 
ben werden : sie  scheinen  der  Würde  eines  Gerichtes  nicht  zu 
entsprechen  und  ausserdem  gegen  die  Unparteilichkeit  zu  sein,  da 

a)  Liv.  1.  1. 

b)  Cic.  ad  Q.  fratr.  11,  3,  2. 
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der  Angeklagte  durch  Aeusserungen  des  Missfallens  eingeschüch- 
tert und  in  seiner  Verteidigung  gehemmt,  durch  die  des  Bei- 
falls ungebührlich  ermuntert  und  gegen  das  Ansehen  des  Vor- 
sitzenden Richters  aufgeregt  wird.  Aber  das  Römische  Gerichts- 
verfahren war  von  Anfang  an  auf  die  lebendig  sich  äussernde 
Tbeilnahme  des  Volkes  begründet.  Wir  haben  gesehen*),  dass 
die  Provocation,  wie  sie  im  ersten  Jahre  der  Republik  durch 
Publicolas  Gesetz  eiugeführt  worden  war,  auf  der  unmittelbaren 
Tbeilnahme  des  Volkes  an  den  Gerichtsverhandlungen  beruhte,  dass 
sie  stürmische  Aeusserungen  des  Volkswillens  nicht  bloss  zuliess, 
sondern  verlangte,  dass  sie  eine  Art  gesetzlichen  Aufstandes  ein- 
führte, dem  sich  der  Beamte  fügen  musste.  Aehnlich  äusserteu  sich 
die  Gefühle  des  Volkes  bei  allen  gerichtlichen  Untersuchungen  laut 
und  vernehmlich,  so  dass  sich  dem  Vorsitzenden  Ankläger  ergab,  in 
wie  fern  er  auf  Annahme  oder  Abweisung  seines  Antrages  bei  der 
Abstimmung  rechnen  könne.  Bei  dem  Processe  von  P.  Scipio  wird 
uns  viel  von  der  Volksstimmung  erzählt1*),  welche  sich  laut  zu  Gun- 
sten des  Angeklagten  äusserte  und  am  Ende  das  Einschreiten  eines 
Volkstribunen,  welcher  denselben  schützte,  herbeiführte;  in  dem 
Processe  des  Steuerpächters  M.  Postumius  bewirkte,  wie  es  heisst*), 
das  Volk  durch  sein  Geschrei,  dass  ein  Volkstribun,  der  dem 
Angeklagten  versprochen  hatte,  das  Gericht  durch  sein  Einschrei- 
ten aufheben  zu  wollen,  dies  nicht  zu  thun  wagte;  in  dem  Pro- 
cesse von  Cn.  Fulvius  bewog  beim  dritten  Termine  das  Geschrei 
der  Volksversammlung  den  anklagenden  Tribunen,  einen  Capital- 
process  zu  beginnen'1),  ln  dem  Processe  von  M.’  Acilius  Glabrio 
weigerte  sich  das  Volk  über  den  Angeklagten  abzustimmen:  es 
wollte  beim  dritten  Termine  den  Process  nicht  weiter  fortgesetzt 
haben*).  Auch  bei  der  Anklage  des  früheren  Consuls  C.  Sem- 


a)  S.  I,  184  flgd. 

b)  Bei  Liv.  XXXVIII,  50  flgd. 

c)  Liv.  XXV,  3 Interim  publicani  Cascae  instare,  ut  coucilio  diem 
eximeret:  populus  reclamare. 

d)  Liv.  XXVI,  3 tanta  ira  aecensa  est,  ut  capite  anquirenduin  eontio 
succlamarct. 

e)  Liv.  XXXVII,  58  nec  populus  de  multa  suffragium  ferre  voluit  et 
tribuni  eo  uegotio  destiterunt. 
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pronius  Atratinus  422  v.  Chr.  unterstützte  das  Volk  die  Für- 
bitte, welche  vier  Volkstribunen  einlegten,  und  zwang  den  An- 
kläger, von  seinem  Vorhaben  abzustehen.")  Immer,  wo  wir 
ausführliche  Berichte  haben,  wird  des  Beifalles  oder  Missfallens 
der  zuhörenden  contio  gedacht.  Sie  bildete  dadurch  gleichsam 
ein  Gegengewicht  gegen  die  ausserordentliche  Macht  des  Vor- 
sitzenden Tribunen,  welcher  in  einer  Person  die  Befugnisse  eines 
Anklägers  und  Leiters  der  Verhandlungen  vereinte.  Darnach 
war  es  dem  Beamten  leicht,  die  Stimmung  des  Volkes  zu  er- 
kennen und  mit  derselben  seine  Anklage  in  Einklang  zu  brin- 
gen: das  endgültige  Feststelleu  derselben  bildete  den  Schluss 
des  dritten  Termines.  Dies  ist  es,  wras  Cicero  in  der  früher'1) 
angeführten  Stelle  sagt:  dreimal  klage  der  Beamte  an,  ehe  er 
die  Geldstrafe  beantrage  oder  das  Urtbeil  spreche:  wobei  das 
Beantragen  der  Geldstrafe  sich  auf  die  in  Tributcomitien  ge- 
führten Anklagen,  das  Urtheilssprechen  auf  die  in  Centuriat- 
comitien  bezieht,  in  denen  es  sich  um  Capitalstrafe  handelte. 
Dies  endgültige  Urtheil  des  Beamten  über  die  Anklage  musste 
im  dritten  Termine  festgestellt,  auch  in  diejenige  Form  gebracht 
werden,  wie  sie  demnächst  während  dreier  Markttage  dem  Volke 
bekannt  gemacht  und  dann  im  vielten  Termine  zur  Abstimmung 
vorgelegt  werden  sollte.  Wir  haben  keine  unmittelbare  Nach- 
richt darüber,  wie  diese  Anklage  abgefasst  wurde:  dies  mag 
auch  in  verschiedenen  Zeiten  und  bei  verschiedenen  Gelegenhei- 
ten verschieden  gewesen  sein.  Es  scheint  indessen,  dass  sie 
kurz  abgefasst  war  und  namentlich  keine  Begründung  des  Straf- 
antrages enthielt.  Bei  dem  Processe  Coriolans  war  der  Senats- 
beschluss, welcher  dem  Strafantrage  des  anklagenden  Tribunen 
oder  Aedilen  entspricht,  so,  dass  er  nur  im  Allgemeinen  StrebeD 
nach  der  Herrschaft  als  Verbrechen  des  Angeklagten  angab:  die 
Handlungen,  aus  denen  dieses  Streben  hervorgehen  sollte,  waren 
darin  nicht  angeführt.  Denn  bei  dem  entscheidenden  Termine 
kamen  nachher  andere  Thatsachen,  als  der  Angeklagte  und  der 


a)  Val.  Max.  VI,  5,  2 Qua  iustitia  mota  contio  actione  llortensium  de- 
sistere  coegit.  Vergl.  Liv.  IV,  42. 

b)  S.  oben  S.  244. 
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Senat  erwartet  hatten,  zur  Sprache  und  gaben  die  Entscheidung 
für  die  Verurtheilung.*) 

Die  Thätigkeit  des  anklagenden  Beamten  bei  diesen  drei 
Terminen  der  gerichtlichen  Untersuchung  heisst  anquisitio  und 
anquirere , ein  bemerkenswerther  Ausdruck. b)  Im  ordentlichen 
Gerichtsverfahren  wird  der  curulische  Beamte  oder  derjenige, 
welcher  an  seiner  Stelle  die  Untersuchung  leitet,  quaestor  ge- 
nannt'), ihre  Thätigkeit  muss  also  quaerere  heissen.  Indessen 
auch  ihnen  wird  anquirere  zugeschrieben  und  zwar  an  einer 
Stelle,  wo  mau  grade  eine  genaue  Beobachtung  des  Sprachge- 
brauches erwarten  muss.d)  Umgekehrt  würde  man  auch  den 
anklagenden  Tribunen  als  quaestor  und  seine  Thätigkeit  als 
iquaerere  bezeichnen  können:  keinesfalls  darf  man  den  Unter- 
schied der  beiden  Ausdrücke  mit  der  Verschiedenheit  des  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen  Gerichtsverfahrens  ausschliesslich 
in  Verbindung  setzen.  Anquirere  bedeutet  hin  und  her  suchen, 
von  allen  Seiten  untersuchen,  und  das  Wort  ist  deshalb  für  die 
Thätigkeit  der  Tribunen  bei  den  drei  Untersuchungstenninen, 
wie  wir  sie  geschildert  haben,  besonders  passend ; denn  die  An- 
klage stand  nicht  fest,  sie  wurde  erst  nach  den  Ergebnissen  der 
Untersuchung  festgestellt,  der  Fall  wurde  wirklich  nach  allen 
Seiten  hin  untersucht,  um  die  Schuld  oder  Unschuld  des  Be- 
treffenden aufzufinden.  Dagegen  die  curulischen  Beamten  im 
ordentlichen  Proeesswege  handeln  meist  auf  Anlass  einer  Privat- 
klage, sie  untersuchen,  ob  diese  gegründet  ist  oder  nicht:  ihre 
Thätigkeit  ist  somit  ein  einfaches  Untersuchen,  ein  quaerere. 
Selbst,  wenn  sie  amtlich  einschreiten,  auf  die  Anzeige  eines 
Verbrechens,  suchen  sie  nur  nach  dem  Thäter.  Somit  wird  man 


a)  Dionys.  VIT,  63  flgd.  Vergl.  I,  264  flgd. 

b)  Von  Paulus  Excerpt.  ex  Festo  p.  22  wird  anquirere  erklärt  als  cir- 
rum  quaerere. 

c)  S.  I,  52  und  oben  S.  92. 

d)  Bei  Varro  de  ling.  Lat.  VII,  9,  76  heisst  es  commentarium  indicat 
vetns  anquisitionis  M’.  Sergii  quaestoris,  qui  capitis  accusavit.  Vergl.  oben 
S.  99.  Von  Volksgerichteu  wird  anquirere  gebraucht  z.  B.  bei  Liv.  II,  52; 
VI,  20;  VIII,  33;  XXVI,  3.  An  der  letzten  Stelle  ist  besonders  der  Aus- 
druck pecunia  anquirere  zu  bemerken,  der  mit  capile  anquirere  zu  ver- 
gleichen ist 
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sagen  müssen,  dass  anquirere  und  anquisitio  eine  besondere 
Art  der  gerichtlichen  Untersuchung  bezeichnen  und  dass  diese 
sieh  vorzugsweise  bei  dem  ausserordentlichen  Verfahren  findet, 
dass  sie  aber  auch  bei  dem  gewöhnlichen  Criminalprocesse  vor 
den  curulischen  Beamten  möglich  ist,  wie  umgekehrt  auch  den 
Tribunen  und  Aedilen  ein  einfaches  qiiaerere  und  eine  quaestio 
zugeschrieben  werden  kann.72) 


Achtes  Capitel. 

Die  Anklageacte.  Der  vierte  Termin.  Verschiedenheit  desselben  von  dea 
früheren  Terminen.  Einrichtung  des  vierten  Termines  nnd  Beschränkung 
der  Verteidigung  dabei.  Das  Beweisverfahren  ist  selbständig.  Aussagen 
der  Zeugen  ohne  Vereidigung.  Vergleichung  mit  dem  Verfahren  vor  der 
Zeit  der  Decemvirn.  Ob  und  wo  Provokation  erhoben  wird.  Die  Ankläger 
können  jeden  der  drei  ersten  Termine  verschieben,  den  vierten  nicht. 
Streitige  Frage,  ob  ein  Geldprocess  in  einen  Gapitalprocess  übergehen 
kann.  Aufhören  eines  Processes,  zunächst  durch  den  Einspruch  eines 
Tribunen,  der  gewöhnlich  vor  dem  Beginne  der  eigentlichen  Comitien 
stattfindet.  Aufhören  des  Processes  beim  Rücktritt  des  Anklägers.  Ver- 
fahren, wenn  der  Angeklagte  sich  an  den  verschiedenen  Punkten  des 
Processes  nicht  stellt.  Befugniss  der  Tributcomitien , in  diesem  Falle 
auch  Capitalstrafen  zu  verhängen. 

Mit  dem  dritten  Termine  war  die  Anklage  festgestellt:  was 
früher  nur  persönliche  Ueberzeugung  des  Beamten  gewesen  war, 
hatte  sich  durch  die  öffentlichen  mit  dem  Angeklagten  geführten 
Verhandlungen  bestätigt.  In  den  früheren  Terminen  hatte  ein 
Wettstreit  zwischen  dem  Ankläger  und  dem  Angeklagten  über 
des  ersteren  persönliche  Ueberzeugung  stattgefunden,  von  jetzt 
an  sollte  ein  Wettstreit  über  eine  wirkliche,  durch  gerichtliche 
Untersuchung  begründete,  Anklage  stattfinden;  denn  der  Aus- 
druck „Wettstreit”  wird  in  beiden  Fällen  gleiclimässig  gebraucht*) 
Der  Inhalt  der  am  Ende  des  dritten  Termines  festgestellten  An- 


a)  Von  den  ersten  Terminen  z.  B.  bei  Liv.  XXXVII,  58  in  Betreff  des 
Processes  von  M’.  Acilius  Glabrio:  bii  de  ca  re  ceriaium  etl;  von  dem 
vierten  Termine  bei  Liv.  XXV,  3 bei  dem  Processe  des  Steuerpächters  M. 
Postumius:  cui  (multae)  cerlandae  mm  diei  arlvenuset. 
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klage  war,  wie  wir  schon  bemerkt,*)  ein  verschiedener.  Sie 
konnte  die  Angabe  des  Verbrechens  ganz  kurz  enthalten  und 
dies  wird  in  vielen  Fällen,  z.  B.  bei  Unzucht,  Nachlässigkeit 
im  Amt  und  anderen  Vergehen,  welche  sich  auf  eine  einzige  That- 
sache  bezogen,  genügt  haben:  sie  konnte  aber  sicherlich  auch 
ausführlicher  auf  die  Aufzählung  der  einzelnen  Vergehen  einge- 
hen:  ausser  andern  Umständen  mochte  hierauf  selbst  tlie  Sitte 
der  Zeit  von  Einfluss  sein.  Unzweifelhaft  aber  ist  es,  dass  die 
Anklage  jetzt  schriftlich  abgefasst  werden  musste:  schon  bei 
Coriolans  Process  erwähnt  Dionysius,  die  Volkstribunen  hätten 
den  über  die  Anklage  gefassten  Senatsbeschluss,  welcher  der 
nach  dem  dritten  Termine  festgestellten  Anklageacte  entspricht, 
in  der  Volksversammlung  vorgelesen:  er  denkt  also  an  schrift- 
liche Abfassung,  welcher  Art  dieselbe  auch  gewesen  sein  mag.b) 
Die  Anklage  wurde  dann  öffentlich  bekannt  gemacht,  und  wäh- 
rend der  drei  Markttage,  welche  zwischen  dem  dritten  und  vier- 
ten Termine  verfliessen  mussten0),  ausgestellt.  Diese  Frist  hatte 
den  doppelten  Zweck,  einmal  dem  Augeklagten  die  Zeit  zu  ge- 
währen, um  die  Verteidigung  gegen  die  jetzt  festgestellte  An- 
klage vorzubereiten,  zweitens  den  Gegenstand  der  Verhandlung 
des  vierten  Termines  dem  Volke  bekannt  zu  machen.  Eine 
Nichtbeobachtung  dieser  überhaupt  bei  Volksversammlungen  gül- 
tigen Frist  mochte  wohl  bei  politischen  Massregeln  oder  Wahlen 
Vorkommen,  bei  Anklagen  war  sie,  wie  wir  schon  früher  erwähnt d), 
kaum  möglich  und  wird  auch  nirgends  sicher  berichtet. 

Beim  Beginne  des  vierten,  nach  der  gesetzmässigen  Frist 
angesetzten,  Termines  wurde  zuerst  der  Angeklagte  durch  den 
Herold  aufgerufen0),  sodann  auf  Befehl  des  anklagenden  und 
auch  den  Vorsitz  führenden  Tribunen  die  Anklage  verlesen  und 
der  Angeklagte  zur  Vertheidigung  aufgefordert,  ln  der  Anordnung 
dieses  Termines  bestand  aber  ein  Unterschied  mit  den  früheren 


a)  S.  oben  S.  260. 

b)  Dionys.  VII,  58  extr. 

c)  S.  die  oben  S.  244  angeführte  Stelle  Ciceros. 

d)  Vergl.  oben  S.  203. 

e)  App.  I,  74  sagt  ausdrücklich , es  »ei  die»  viermal , also  bei  jedem 
Termine,  geschehen.  S.  oben  S.  246. 
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Terminen.  Auch  in  jenen  konnte  der  Vorsitzende  den  Gang 
des  Verfahrens  bestimmen,  das  Zeugenverhör  leiten,  die  Zeit  für 
die  Vertheidigungsreden  festsetzen;  aber  ging  der  Tag  ohne  be- 
stimmte Ergebnisse  hin,  so  war  der  Schade  nicht  eben  gross: 
der  Process  ging  seinen  Gang  weiter  und  der  Beamte  musste 
aussergeriehtlich  zu  erktmden  suchen,  was  ihm  bei  der  gericht- 
lichen Untersuchung  nicht  zu  erfahren  gelang.  Als  P.  Scipio  an 
seinem  zweiten  Termine,  ohne  sich  zu  vertheidigen , das  Volk 
zum  Gebete  auf  das  Capitol  und  zu  den  übrigen  Tempeln  ge- 
führt hatte,  that  der  Tribun  nichts  als  dass  er  den  dritten  Ter- 
min ansetzte. •)  Der  zweite  Termin  war  zwar  verloren,  aber 
konnte  durch  den  dritten  ersetzt  werden.  Als  es  bei  dem  zwei- 
ten Termine  von  Milos  Process  zu  den  ärgerlichsten  Auftritten, 
aber  zu  keiner  gehörigen  Untersuchung  gekommen  war,  setzte 
P.  Clodius,  als  ob  Alles  iu  gehöriger  Ordnung  vor  sich  gegangen 
wäre,  den  dritten  Termin  an.  Aber  mit  dem  vierten,  dem 
Schlusstermine,  ging,  wenn  kein  Ergebniss  erzielt,  der  Ange- 
klagte nicht  entweder  verurtheilt  oder  freigesprochen  wurde,  die 
ganze  Anklage  verloren:  sie  hätte  wieder  von  vorn  beginnen 
müssen  und  selbst  dies  hielt  man  aus  abergläubischer  Scheu  für 
nicht  erlaubt.  Cicero  sagt  an  der  früher  angeführten6)  Stelle 
ausdrücklich , wenn  irgend  eine  Sache  entweder  durch  Auspicien 
oder  durch  Entschuldigung  jenen  vierten  Termin  zu  nichte  ge- 
macht hätte,  sei  der  ganze  Process  damit  zu  nichte  gemacht. 
Er  führt  zuerst  Entschuldigung  au.  Wenn  also  der  Angeklagte 
für  diesen  Termin  einen  gültigen  Entsehuldiguugsgrund  hatte, 
welchen  der  anklagende  Tribim  selbst  dem  Herkommen  gemäss 
als  ausreichend  anerkennen  musste,  so  war  damit  der  ganze 
Process  aufgehoben.  Wir  kennen  keinen  Fall  dieser  Art;  aber 
bei  P.  Scipios  Process  heisst  es,  der  Angeklagte  sei  bei  einem 
Termine  nicht  erschienen,  sondern  habe  sich  mit  Krankheit  ent- 
schuldigen lassen.  Die  anklagenden  Tribunen  wollten  dies  nicht 
annehmen,  und  den  Process  trotz  der  Abwesenheit  Scipios  wei- 
ter führen;  aber  die  übrigen  Tribunen  verlangten  Annahme  der 


a)  Liv.  XXXVIII,  52  longiore  die  prodicta. 

b)  Siehe  obeu  S.  244. 
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Entschuldigung  und  Ansetzung  eines  neuen  Termins.  Dieser 
Termin,  um  den  es  sich  damals  handelte,  konnte  also  nicht  der 
vierte  Schlusstermin  sein,  an  dem  mit  Annahme  der  Entschul- 
digung der  Process  aufgehört  hätte,  sondern  es  war,  wie  sich 
auch  aus  Livius’*)  Darstellung  ergiebt,  der  dritte  Termin. 
Verschoben  also  konnte  dieser  Schlusstermin  nicht  werden,  was 
bei  den  früheren  Termiuen  möglich  war.  Ferner  führt  Cicero 
die  Auspicien  an  und  oft  genug  mögen  die  Parteien  dieses  Mit- 
tel benutzt  haben  zur  Aufhebung  des  Termines  und  Processes.h) 
Indessen  ein  Beispiel  auch  hiervon  ist  uns  nicht  überliefert;  aber 
es  gehörte  ebenfalls  zu  den  Auspicien,  wenn  eiu  Gewitter  wäh- 
rend der  Volksversammlung  eintrat,  wie  es  bei  dem  Processe 
des  wegen  perduellio  angeklagten  P.  Claudius  geschah.')  Ver- 
schieden davon  war  es,  dass  bei  C.  Rabirius'  Process  der  Prä- 
tor und  Augur  Metellus  Celer  die  Fahne  auf  dem  Janieulum 
abnahm  und  dadurch  die  Fortsetzung  der  Centuriatcomitien  un- 
möglich machte.*1)  Dies  war  ohne  Zweifel  eine  Gewaltthat  und 
geschah  gegen  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  aber  der  Erfolg 
war  derselbe  wie  bei  den  gesetzmässigsten  Hindernissen:  der 
Termin  und  damit  der  Process  war  verloren.  Freilich  hätte  er 
gesetzlich  wohl  erneuert  werden  können,  indem  wieder  von 
Anfang  an  die  Anklage  mit  den  drei  Termiuen  begonnen  und 
die  Frist  von  drei  Markttagen  beobachtet  wurde.  Als  P.  Clau- 
dius' Process  durch  ein  Unwetter,  wie  wir  gesagt,  vereitelt  war, 
versuchten  dies  die  Ankläger  und  erneuerten  ihre  Anklage; 
aber  die  übrigen  Tribunen  traten  dazwischen : es  sollten  nicht  eiu 
und  dieselben  Personen  in  demselben  Amte  zweimal  ein  und 
denselben  wegen  perduellio  anklagen.*-)  Deshalb  veränderten 

a)  Liv.  XXXVIII,  52. 

ti)  Man  vergleiche  Cie.  de  divinat.  11.  35,  74  Kulmen  sinistmm  uu- 
spieium  Optimum  habemus  ad  omnes  res  praeterquam  ad  comitia,  quod 
quidem  institutum  reipublieae  causa  est,  ut  comitiorum  vel  iu  iudiciis  |K>- 
puli  vel  in  iure  legurn  vel  in  creandis  magistratibus  principes  civitatis 
essent  interpretes. 

c)  Scbol.  Bob.  orat.  in  Clod.  et  Cur.  pag.  337 ; Val.  Max.  VIII,  1,  4. 

d)  Dio  Cass.  XXXVII,  27. 

e)  Scbol.  Bob.  p.  337 : Posten  tri buni  pl.  intercesserunt.  ne  iidem  homi- 
nes  in  eodem  inagistratu  perduellionis  bis  eundem  accusarent. 
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die  anklagenden  Tribunen  ihre  Klage  und  trugen  in  Tributcomi- 
tien  auf  Geldstrafe  an : diese  setzten  sie  durch.  Also  nur  die- 
selbe Anklage  mit  denselben  Anklägern  und  denselben  Ange- 
klagten durfte  nicht  wiederholt  werden:  wäre  eine  andere  An- 
klage als  wegen  perdueüio  vor  den  Centuriatcomitien  möglich 
gewesen , so  wäre  sie  bei  dem  allgemeinen  Hasse , den  Claudius 
erregt  hatte,  gewiss  angestellt  worden.  Wir  haben  kein  Beispiel 
von  einer  ähnlich  verunglückten  Anklage  in  Tributeomitien:  nach 
der  uns  überlieferten  Sitte  hätte  in  erneuter  Anklage  nur  auf 
eine  geringere  Geldstrafe,  wohl  auch  mit  Veränderung  des  An- 
klagegrundes, angetragen  werden  dürfen. 

Es  ergiebt  sich  hieraus  die  Verschiedenheit  des  vierten  Ter- 
mines von  den  drei  vorhergehenden : bei  jenen  konnte  man  die 
Untersuchung  gehen  lassen,  auch  nach  Umständen  einen  neuen 
Ersatztermiu  ausetzen,  an  diesem  musste  Alles  beendet  werden 
Und  es  war  in  demselben  Vieles  abzumachen.  Zuerst  musste 
die  gegen  die  früher  festgestellte  Anklage  gerichtete  Vertheidi- 
gung  geführt,  daun  das  Zeugen  verhör  und  die  Beweisaufnahme 
vorgenommen,  demnächst  die  ordentliche  Volksversammlung  be- 
rufen, die  Abstimmung  veranlasst,  und  das  Urtheil  selbst  ge- 
sprochen werden.  Mit  dem  Ablauf  der  zehnten  Stunde  musste 
Alles  beendet  sein.  Nun  haben  wir  zwar  keine  Nachrichten 
über  die  Zeit,  welche  die  Abhaltung  der  Tribut  - oder  Centuriat- 
comitien in  Anspruch  nahm73);  aber  sie  wird  doch  sicherlich 
etwa  zwei  Stunden  erfordert  haben.  Nimmt  man  dazu,  dass 
viele  Förmlichkeiten  zu  erfüllen  waren , dass  die  Verhandlungen 
nicht  unmittelbar  mit  der  ersten  Stunde  zu  beginnen  pflegten, 
so  begreift  man,  dass  mit  der  Zeit  haushälterisch  umgegangen 
werden  musste.  Der  Vertheidigung  wurde  daher  von  dem  an- 
klagenden Beamten,  welcher  den  Vorsitz  führte,  eine  bestimmte 
Zeit  zugemessen : Cicero  in  seiner  Rede  für  C.  Rabirius  klagt*), 
es  sei  ihm  für  seine  Rede  nur  eine  halbe  Stunde  erlaubt:  wäre 
die  Beschränkung  so  unbillig  gewesen,  als  er  behauptet,  so 
würde  sie  durcli  die  übrigen  Tribunen  nicht  gestattet  worden 

a)  Cic.  p.  C.  Rab.  3,  9 Quin  etiain  suspicor,  eo  mihi  semiborsin 
Labicno  praeatitutam  esse,  ut  ne  piura  de  pudicitia  diceretn. 
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sein.  Dazu  kommt  das  Verhältnis , in  dem  dieser  Termin  zu 
den  übrigen  in  Bezug  auf  die  Beweisführung  steht.  Die  An- 
klage, um  welche  es  sich  jetzt  handelte,  war,  wie  wir  bemerkt, 
erst  am  Ende  des  dritten  Termines  festgestellt  worden:  unmög- 
lich also  konnte  jdas  Zeugenverhör  und  das  Vorlegen  anderer 
Beweise  mit  den  ersten  drei  Terminen  abgeschlossen  sein,  ausser 
wo  über  die  Thatsache  des  Vergehens  von  Anfang  an  kein  Zwei- 
fel obwaltete.  Daher  werden  denn  auch  Zeugenaussagen  in  die- 
sem vierten  Termine  ausdrücklich  erwähnt,  z.  B.  in  dem  Pro- 
cesse  des  Steuerpächters  M.  Postumius,  wo  sie  als  der  Umwan- 
delung der  contio  in  die  zum  Abstimmen  befugten  Comitien 
unmittelbar  vorhergehend  angeführt  werden.1)  Ja  es  konnte 
geschehen,  dass  die  eigentliche  Anklage  ganz  andere  Gesichts- 
punkte verfolgte  als  die  gerichtliche  Untersuchung  während  der 
drei  ersten  Termine  im  Auge  gehabt  hatte,  dass  also  neue  Be- 
lastungs-  und  Vertheidigungszeugen  auftraten.  Bei  dem  Processe 
Coriolans  war  die  Anklage  der  Tribunen  anfänglich  auf  die  im 
Senate  gehaltenen  Reden  und  seine  nachfolgenden  Gewaltthätig- 
keiten  gegangen,  später  für  den  eigentlichen  Gerichtstermin 
wurde  sie  auf  Streben  nach  Alleinherrschaft  gerichtet. b)  Bei 
Käso  Quinctius'  Process  kam  die  Anklage  wegen  Ermordung 
eines  Plebejers  zu  den  früher  schon  zur  Sprache  gebrachten 
Vergehen  hinzu.*)  Kurz,  es  war,  wenn  auch  vielleicht  nicht 
häufig,  doch  möglich,  dass  im  vierten  Termine  ein  ganz  neues 
Beweisverfahren  angestellt  werden  musste:  keines  Falls  waren 
die  früheren  Termine  in  der  Art  bestimmend,  dass  nicht  in  die- 
sem noch  neue  Zeugen  hätten  auftreten,  neue  Beweise  hätten 
torgebracht  werden  können.  Diente  dieser  vierte,  mit  einer 
Volksabstimmung  schliessende , Terrain  der  Provocation  im  ordent- 
lichen Gerichtsverfahren,  so  war,  da  bei  diesem  die  ersten  drei 
Termine  fortfielen,  ohnehin nothwendig,  das  vollständige  Beweis- 
verfahren an  ihm  vorzunehmen.  Ueber  die  Zeugenaussagen  sel- 
ber, wie  sie  bei  diesen  Volksgerichten  vorkamen,  haben  wir 

a)  Liv.  XXV,  3 Testibu»  datia  tribuni  populum  submovemnt  u.  8.  w. 

b)  Vergl.  I,  261. 

c)  Vergl.  I,  272. 
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keine  weiteren  Nachrichten,  und  wir  werden  daher  diesen  Ge- 
genstand erst  später,  wo  wir  von  dem  Verfahren  in  Schwurgerichten 
sprechen,  behandeln.  Livius")  erwähnt  bei  Cu.  Fulvius"  Proeesse 
als  etwas  Besonderes,  dass  Viele  mit  einem  Schwure  die  Feig- 
heit des  Angeklagten  bezeugt  hätten:  er  will  damit  im  Gegen- 
satz zu  andern  Zeugen,  welche  keinen  Schwur  geleistet  hatten, 
die  Glaubwürdigkeit  und  den  Eindruck  deijenigen,  welche 
schwuren,  hervorheben.  Also  ein  Schwur  der  Zeugen  war  nicht 
nothwendig.  Denn  es  kam , zumal  bei  diesen  Volksgerichten, 
nicht  darauf  an,  einen  juristischen  Beweis  zu  liefern,  soudern 
die  Neigung  der  Menge , welche  das  Urtheil  fällen  sollte , zu  ge- 
winnen. In  der  Regel  wird  es  von  dem  Ermessen  des  Vorsitzen- 
den Tribunen  abgehangeu  haben  , ob  ein  Schwur  von  einem  Zeu- 
gen gefordert  werden  sollte.  Auch  sonst  wissen  wir,  dass  eine 
eidliche  Zeugenaussage  nicht  nöthig  war.  Als  M.  Marcellus  den 
Volkstribunen  C.  Scantinius  wegen  Unzucht  bei  dem  Volke  be- 
langte , wurde  der  Angeklagte  allein  auf  das  Zeuguiss  dessen, 
dem  er  hatte  Gewalt  authun  wollen,  verurtheilt:  der  Zeuge 
wurde  bei  dem  Termine  zwar  auf  die  Rednerbühne  geführt, 
sprach  aber  aus  Scham  nichts. b)  Mithin  muss  sein  im  Gehei- 
men abgelegtes  und  von  dem  Ankläger  wiedergegebenes  Zeuguiss 
gegolten  haben,  seine  Vereidigung  nicht  nothwendig  gewesen  sein. 

Es  ist  interessant,  dies  von  uns  geschilderte  gerichtliche 
Verfahren,  welches  als  Vorbereitung  für  das  Volksgerieht  galt, 
mit  demjenigen  zu  vergleichen,  welches  vor  derZeit  der  Decem- 
virn  von  Tribunen  gegen  Patricier  stattfand:  es  wird  uns  aus- 
führlich bei  Coriolans  Process  dargestellt.  Damals  ersetzten  die 
Verhandlungen  im  Senate  die  drei  ersten  Termiue:  nachdem 
durch  dessen  Beschluss  nicht  nur  die  Anklage  erlaubt,  sondern 
auch  die  Anklagegründe  genau  festgestellt  waren,  fand  nur  der 
letzte,  vierte  Termin,  an  welchem  zugleich  die  Entscheidung 
durch  Volksabstimmung  geschah , statt.  Die  öffentliche  Bekanut- 


a)  Liv.  XXVI,  3 tertio  tesrtbus  datis  cum  praetorquam  quod  oranibu? 
probris  onerabatur,  .iurati  permulti  dicercnt,  fugae  pavorisque  initium  a 
praetore  ortum  — tanta  ira  acccnsa  est,  ut  capite  anquireudutn  contio 
succlamaret.  Vergl.  oben.  S.  259. 

b)  Val.  Max.  VI,  1,  7. 
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machung  der  Anklage  während  dreier  Markttage,  so  wie  das 
Verfahren  in  dem  Termine  selbst  war  zu  beiden  Zeiten  gleich. 
Es  war  natürlich,  dass  die  ersteu  drei  Termine  fortblieben;  denn 
sie  dienten  eben  nur  zur  Feststellung  der  Anklage,  und  war  diese 
auf  andere  Weise  geschehen,  so  war  nur  Gewährung  einer  Ver- 
theidiguugsfrist  an  den  Angeklagten,  Bekanntmachung  beim 
Volke,  Schlussverhandlung  und  Abstimmung  nöthig:  alles  dies 
fiel  iu  die  Zeit  von  der  Beendigung  des  dritten  Termines  an. 
Dies  ist  aber  auch  der  Punkt,  wo  sich  das  von  uns  so  genannte 
ausserordentliche  Verfahren  von  dem  ordentlichen,  wie  es  vor 
dem  Prätor,  früher  vor  dem  Consul  oder  andern  curulischen  Be- 
amten stattfand,  unterschied.  Der  Prätor  hat  das  Recht,  jeden 
Privatmann  vor  seine  Gerichtsstätte  zu  fordern  und  der  Geladene 
ist  bei  Strafe  zum  Erscheinen  verpflichtet : dort  verhört  ihn  der 
Prätor,  vernimmt  die  Aussagen  der  Zeugen:  dort  kann  er  ihn, 
wenn  er  ihn  für  unschuldig  erkennt,  freisprechen,  dort  ihn  ver- 
urtheilen  und,  wenn  er  ein  Provocationsverfahren  für  zulässig 
erachtet,  erklären,  dasselbe  einleiten  zu  wollen.  Es  wäre  wider- 
sinnig, wenn  er  noch  einmal  an  drei  Terminen  Verhandlungen 
darüber  anstellen  sollte,  wie  die  Anklage  abzufassen  sei.  Diese 
ist  schon  abgefasst  und  das  Verfahren  in  den  drei  Terminen  ist 
genau  dasselbe,  was  der  Prätor  vor  seinem  Richterstuhl  hält: 
selbst  äusserlich  ist  es  gleich.  Denn  der  Tribun  hat  eine  contio 
um  sich,  d.  h.  eine  ungeordnete  Volksmenge,  welche  er  zum 
Anhören  seiner  Verhandlungen  eingeladen  hat;  der  Prätor  hält 
ebenfalls  öffentlich  Gericht  und  es  hört  zu,  wer  will:  einer  be- 
sondern  Einladung  bedarf  es  nicht,  da  seine  richterliche  Thätig- 
keit  allgemein  bekannt  ist.  Um  den  Tribunen  zu  zwingen,  ein 
Gleiches  zu  thun  und  nicht  von  seiner  ausserordentlichen  Macht, 
welche  ihm  in  manchen  Fällen  augenblickliche  Anwendung  der 
höchsten  Strafen  gestattete,  tyrannischen  Gebrauch  zu  machen, 
deswegen  sind  bei  Anklagen,  welche  er  unternimmt,  die  drei- 
maligen, in  Zeitabstäuden  von  einander  entfernten,  Termine  be- 
stimmt. Es  geht  also  bei  dem  ausserordentlichen  Gerichtsver- 
fahren die  Verhandlung  in  iure  bis  zum  Ende  des  dritten  Ter- 
mines: das  in  iudicio  begreift  nur  den  vierten,  den  Schlusstag. 

Mau  hat  die  Frage  aufgeworfen,  bei  welchem  Punkte  des 
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Processes  die  Provocation  vom  Angeklagten  hätte  erhoben  wer- 
den dürfen,  und  darüber  verschiedene  Ansichten  aufgestellt.74) 
Die  Beantwortung  dieser  Frage  ist,  nachdem  wir  den  Verlauf  des 
ganzen  Processes  geschildert  haben,  nicht  schwer.  Sie  konnte 
au  keinem  Punkte  erhoben  werden  oder  vielmehr  sie  brauchte 
es  nicht.  Denn  es  verstand  sich,  sobald  der  erste  Termin  an- 
gesetzt war,  vou  selbst,  dass  die  übrigen  Termine  und  die  Ent- 
scheidung des  Volkes  folgen  mussten.  Die  drei  ersten  Termine 
hatten,  wie  wir  gesehen,  nur  den  Zweck,  die  Anklage  festzu- 
stellen: ein  Urtkeil  kam  in  ihnen  nur  in  so  fern  vor,  als  der 
Beamte  sich  darüber  entschied,  worauf  er  anklagen  wollte : der 
vierte  Termin  brachte  die  Entscheidung  des  Volkes,  gegen  die 
es  keine  Berufung  gab.  Hörte  also  der  Process  an  irgend  einem 
Punkte  vor  dem  Ende  des  vierten  Termines  auf,  so  lag  durch- 
aus kein  Urtheil,  welches  hätte  vollstreckt  werden  können,  vor. 
Dagegen  wenn  der  Tribun  vor  Einleitung  des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens Jemanden  ergreifen  und  bestrafen  wollte,  so  konnte  der- 
selbe provociren  und  vou  dem  Urtheile  des  Beamten  auf  das 
des  Volkes  sich  berufen : in  Folge  davon  fand  dann  das  ganze 
gerichtliche  Verfahren  mit  seinen  vier  Terminen  statt.  Eine 
andere  Frage  ist,  was  geschah,  wenn  der  Angeklagte  sich  wäh- 
rend des  Verfahrens  für  schuldig  erklärte  oder  sein  Vergehen 
so  offenbar  war,  dass  er  für  ertappt  auf  frischer  That  gelten 
konnte:  in  welchen  Fällen,  wie  wir  gesehen*),  eine  Bestrafung 
durch  den  Beamten  ohne  irgend  ein  gerichtliches  Verfahren  statt- 
zufinden pflegte.  Man  muss  antworten,  dass  dadurch  nichts  ge- 
ändert worden  wäre:  das  Verfahren  vom  ersten  Termine  an  bis 
zum  Urtheile  des  Volkes  ist  ein  einziges  und  genau  zusammeu- 
hängendes,  es  wird  durch  das  Benehmen  des  Angeklagten  nicht 
aufgehalten.  Es  kommt  nur  darauf  an,  ob  er  sich  zu  den  Ter- 
minen stellt:  fehlt  er  bei  diesen  im  Bewusstsein  seiner  Schuld, 
so  tritt  dasjenige  Verfahren  ein,  welches  überhaupt  für  den  An- 
geklagten, der  sich  aus  irgend  einem  Grunde  der  Vorladung 
nicht  stellt,  üblich  ist.  Ein  geschichtliches  Beispiel,  wo  Jemand 
in  den  Terminen  seine  Schuld  eingestauden  hätte,  kennen  wir 


a)  S.  oben  S.  169  flgd. 
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nicht:  es  wird  auch  schwerlich  vorgekommen  sein.  Denn  wollte 
er  gestehen,  so  konnte  er  sich  bei  dem  aussergerichtlichen  Vor- 
verfahren vor  dem  Tribunen  einfiuden  und  dort  bestrafen  lassen, 
wo  ihn,  weil  es  eben  ein  aussergerichtlicher  Process  war,  eine 
geriugere  Strafe  treffen  konnte. 

Jeder  der  vier  Termine  eines  Processes  dauerte  einen  Tag. 
Zwischen  den  drei  ersten  und  dem  vierten  bestand  der  Unter- 
schied, dass  der  letzte  durchaus  inne  gehalten  werden  musste; 
ging  er  aus  irgend  einem,  auch  nur  zufälligen,  Grunde  verloren, 
so  wurde  dies  als  Vorbedeutung  angesehen  und  der  Process  war 
zu  Eude.  Die  drei  ersten  Termine  dagegen  können  verlegt  wer- 
den. Im  Falle  der  Angeklagte  wegen  eigener  Krankheit  oder 
wegen  Trauer  in  der  Familie  oder  aus  sonstigen  Gründen  nicht 
erscheinen  kann , so  lässt  er  sich  an  ihnen  bei  dem  Vorsitzen- 
den Tribunen  entschuldigen.  Dieser  prüft  die  Entschuldigung 
und  gegen  seine  etwaige  ungünstige  Entscheidung  steht  Berufung 
an  die  andern  Tribunen  frei.  Wenn  die  Entschuldigung  auf 
diese  Weise  als  gültig  angenommen  wird,  so  wird  der  Termin 
verlegt,  d.  h.  statt  des  ausfallenden  ein  anderer  Termin  nach 
den  Umständen  angesetzt  ( dies  prodicitur).  So  war  es  bei  P. 
Scipios  Process.  Beim  dritten  Termin  erschien  der  Angeklagte 
nicht  und  liess  sich  durch  seinen  Bruder  mit  Krankheit  entschul- 
digen.*) Die  Vorsitzenden  Tribunen  wollten  die  Entschuldigung 
nicht  anuehmen  und  ihn  mit  Gewalt  holen  lassen;  aber  die 
übrigen  Tribunen,  an  welche  sich  L.  Scipio  wandte,  verlangten 
die  Annahme  derselben  und  Ansetzung  eines  neuen  Termines, 
bis  der  Angeklagte  wieder  gesund  wäre:  einer  derselben,  Ti. 
Semprouius  Gracchus,  ging  noch  weiter.  Er  erklärte,  Scipio 
gegen  die  Anklage  überhaupt  schützen  zu  wollen.  So  wurde 
der  Process  auf  unbestimmte  Zeit  verschoben  und  nicht  fortge- 
setzt. Wenn  aber  dies  möglich  war,  so  musste  es  überhaupt  in 
der  Macht  des  Vorsitzenden  Tribunen  stehen,  wenn  er  seinerseits 
an  der  Abhaltung  eines  Termines  verhindert  war,  denselben  zu 
verlegen.  Dagegen  bei  dem  vierten  Termine  konnte  so  etwas 
weder  von  Seiten  des  Anklägers  noch  des  Angeklagten  geschehen : 


a)  Liv.  XXXVUI,  52.  Vergl.  oben  S.  264 
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wie  er  durch  Bekanntmachung  vor  dem  Volke  angesetzt  war. 
so  musste  er  gehalten  werden. 

lieber  eine  andere  Frage  herrschte  bei  den  Römern  selbst 
Meinungsverschiedenheit.  Ueber  Geldstrafe  entscheiden  Tribut- 
coinitien,  über  Capitalstrafe  die  Centurien:  wollte  der  Tribun 
auf  diese  antragen,  so  musste  er  sich  den  Termin  dazu  vom 
städtischen  Prätor  erbitten,  während  er  für  Geldstrafen  ihn  selbst 
ansetzte.  Nun  kam  folgender  Fall  vor.  Im  Jahre  211  v.  Chr. 
wurde  der  ehemalige  Prätor  Cn.  Fulvius  wegen  schlechter  Krieg- 
führung von  dem  Tribunen  C.  Sempronius  Blaesus  beim  Volke 
verklagt,  und  zwar  auf  Geldstrafe.  Als  beim  dritten  Termine, 
bei  welchem  die  Anklage  festgestellt  werden  musste,  durch  Zeu-  ^ 
gen  die  volle  Unfähigkeit  uud  Feigheit  des  Prätors  an  den  Tag 
kam,  rief  das  Volk*),  Geldstrafe  genüge  nicht,  es  müsse  CapitaJ- 
strafe  verhängt  werden.  Dagegen  suchte  der  Angeklagte  die 
Hülfe  der  übrigen  Tribunen  nach:  er  behauptete,  diese  Verän- 
derung des  Processes  beim  dritten  Termine  sei  nicht  erlaubt 
Die  Tribunen  aber  entschieden,  es  stünde  ihrem  Collegen  nach 
Sitte  der  Vorfahren  frei,  sich  am  Ende  der  gerichtlichen  Unter- 
suchung entw  eder  für  Capital-  oder  für  Geldstrafe  zu  entscheideub). 
Daraus  erkennt  man,  dass  ursprünglich  als  nach  den  zwölf  Ta- 
feln die  tribunicischen  Volksgerichte  eingesetzt  wurden,  die  er- 
sten Termine  von  dem  vierten  gesondert  waren.  Jene  hielt  der 
anklagende  Tribun,  mochte  er  Geld-  oder  Capitalstrafe  zu  bean- 
tragen beabsichtigen,  immer  selbständig  ab:  er  entschied  sich 
erst  am  Ende  des  dritten  Termines  für  die  eine  oder  die  andere 
Strafe  und  bat,  wenn  er  Capitalstrafe  wollte,  erst  dann  den 
Consul  oder  Prätor  um  Ansetzung  des  vierten  Termins.  Dies 
ist  die  Sitte  der  Vorfahren,  wie  sie  schon  während  des  zweiten 
Punisehen  Krieges  heisst.  Dagegen  später  trat  eine  Aenderuug 
ein.  Der  Tribun  pflegte  sich  sofort,  schon  vor  Einleitung  der 
gerichtlichen  Untersuchung  für  die  eine  oder  die  andere  Strafe 


a)  Vergl.  oben  S.  259. 

b)  Liv.  XXVI,  3 Cum  tribunus  bis  pccunia  anquisisset , tertio  capitis 
so  anquirere  diecret,  tribnni  plebis  appcllati  collcgae  negarunt  se  in  m«ra 
esse,  quouiinus,  quod  ei  more  inaionun  pennissum  esset,  se«  legibus  se® 
moribus  mailet,  anquireret,  quoad  vel  capitis  vel  pecuuiae  iudicasset  privau 
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zu  entscheiden  und  wenn  er  Capitalstrafe  beabsichtigte,  sogleich 
den  Prätor  um  Ansetzung  des  Termines  zu  bitten.  So  erhielten 
alle  vier  Tennine  eine  grössere  Zusammengehörigkeit,  wenngleich 
freilich  der  Vorsitz  des  Tribunen  bis  zum  Zusammentritt  der 
eigentlichen  Comitien  in  jedem  Falle  bestehen  blieb.  Die  Zeit, 
in  der  diese  Veränderung  vorgegangen  ist,  lässt  sich  nicht  an- 
geben, der  Grund  mag  theils  in  der  nach  Ausgleichung  der 
Stände  herrschenden  Eintracht  zwischen  den  curulischen  und 
plebejischen  Beamten,  theils  in  dem  Wunsche  zu  suchen  sein, 
die  Capitalanklagen  schwieriger  und  damit  seltener  zu  machen. 75) 
In  dem  vorliegenden  Falle  begreift  man,  wie  sowohl  der  Ange- 
klagte Cn.  Fulvius  die  Hülfe  der  Tribunen  in  Anspruch  neh- 
men konnte,  als  auch  die  Tribunen  in  diesem  Ausnahmefalle, 
wo  die  Schuld  offenbar  vorlag  und  sich  unerwartet  als  die 
schwerste  herausgestellt  hatte,  wo  ferner  auch  die  Stimmung  des 
Volkes  drohend  war,  auf  die  alte  Sitte  zurückgingen,  gegen 
welche  es  kein  gesetzliches  Hinderniss  gab.  Verschieden  hier- 
von verhielt  es  sich  mit  dem  Processe  des  Staatspächters  M. 
Postumius.  Hier  war  die  Untersuchung  des  anklagenden  Tri- 
bunen auch  auf  Geldstrafe  gerichtet  gewesen,  die  drei  Termine 
waren  gehalten,  der  Schlussantrag  gestellt  und  der  vierte  Ter- 
min erschienen.  Liviusb)  sagt  ausdrücklich,  der  Tag  für  den 
Wettstreit  um  die  Geldstrafe  sei  dagewesen  und  die  einzige 
Hoffnung  des  Angeklagten  hätte  darauf  beruht,  dass  ein  befreun- 
deter Tribun  vor  der  Abstimmung  des  Volkes  Einsprache  thäte. 
Als  diese  Hoffnung  schwand,  wurde,  eben  während  man  zur 
Abstimmung  schreiten  wollte,  von  den  Freunden  des  Angeklag- 
ten Gewralt  gebraucht  und  der  vorzeitige  Schluss  des  Termines, 
sowie  Aufhebung  des  ganzen  Processes  herbeigeführt.  Aber  der 
Senat  war  mit  dieser  Störung  des  Gerichtes  nicht  zufrieden  und 
veranlasste  eben  dieselben  Tribunen,  einen  neuen  Capitalproeess  zu 
beginnen,  in  welchem  Postumius  nicht  erschien  und  abwesend 
verurtheilt  wurde.  Es  hatte  also  der  erste  Process  aufgehört, 
ehe  der  zweite  begann. 


a)  Vergl.  oben  S.  240  und  255. 

b)  Liv.  XXV,  3. 
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Wir  haben  schon  früher“)  angeführt,  dass,  wenn  der  vierte 
Termin  durch  irgend  einen  Grund,  sei  es  entschuldigte  Abwe- 
senheit des  Angeklagten  oder  üble  Vorbedeutungen  oder  selbst, 
wie  cs  das  eben  erwähnte  Beispiel  lehrt,  durch  Gewalt  gestört 
wurde  und  deshalb  ohne  Ergebniss  blieb,  damit  der  ganze  Pro- 
cess  zu  Ende  war.  Aber  es  gab  noch  andere  Möglichkeiten, 
einen  begonnenen  Process  zu  ändern  oder  selbst  aufhören  zn 
machen.  Diese  lagen  zunächst  in  der  Macht  der  Volkstribnnen, 
welche,  wie  wir  ausgeführt b),  gegen  alle  Amtshandlungen  nicht 
nur  der  patricischen,  sondern  auch  der  plebejischen  Beamten  das 
Recht  des  Einspruches  hatten.  Bei  den  Volksgerichten  äusserte 
sich  derselbe  auf  dreifache  Weise.  Erstlich  konnte  derjenige, 
dem  ein  Termin  vor  dem  Volke  gesetzt,  d.  h.  der  zu  dem  ersten 
Termine  von  einem  Tribunen  oder  Aedileu  vorgeladen  war,  die 
Hülfe  der  Tribunen  in  Anspruch  nehmen  und  fand  er  aus  dem 
Collegium  auch  nur  einen , welcher  ihu  gegen  die  Folgen  der 
Untersuchung  zu  schützen  versprach,  so  konnte  der  Process 
keinen  Erfolg  haben  und  unterblieb  daher.  Es  war  ungewöhn- 
lich und  nicht  gut  möglich,  dass  ein  Tribun  einen  andern  an 
dem  Ansetzen  der  Tennine  und  Abhalten  der  gerichtlichen  Un- 
tersuchung hinderte,  eben  so  wenig,  wie  er  gegen  einen  eurulischen 
Beamten  bei  der  Ausübung  seiner  richterlichen  Tbätigkeit  Ein- 
spruch thun  durfte.  Freilich  an  sich,  nacli  der  Verfassung  und 
den  Gesetzen,  war  es  möglich,  und  es  ist  bekannt,  dass  die 
Volkstribunen  bei  einzelnen  grossen  Verfassungskämpfeu  durch 
ihr  Verbot  die  Thätigkeit  aller  Beamten  lähmten  und  den  gan- 
zen Staat  zum  Stillstände  brachten.  Aber  das  war  eine  äusserste 
Massregel  und  es  würde  die  tribunicische  Macht  in  Verruf  ge- 
bracht haben,  hätte  sie  sich  dazu  hergegeben,  die  Untersuchung 
von  Vergehen,  um  die  es  sich  bei  den  Terminen  handelte,  zu 
verhindern.  Deshalb  pflegte  ein  Tribun  den  andern  nicht  beim 
Ansetzen  der  Termine  zu  stören;  wollte  er  dennoch  dem  Ange- 
klagten helfen,  so  sagte  er  demselben  seinen  Schutz  zu.  d.  h.  er 
schützte  ihn  z.  ß.  vor  dem  Gefäugnisse,  in  das  ihn  der  ankla- 


a)  S.  oben  S.  '264. 

b)  Vergl.  I,  216. 
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gende  Tribun  werfen  konnte,  er  erlaubte  nicht,  dass  derselbe 
mit  Gewalt  geholt  und  vor  den  Richterstuhl  des  Anklägers  ge- 
stellt wurde.  Dadurch  wurde  die  Führung  der  gerichtlichen 
Untersuchung  erschwert,  vielfach  sogar  unmöglich  gemacht.  Kam 
es  dessenungeachtet  zum  vierten  Termin,  bei  dem  ein  bestimm- 
ter Anklageantrag  gebildet  war  und  dem  Volke  zur  Entscheidung 
vorgelegt  werden  sollte,  so  blieb  einem  Tribunen,  welcher  gegen 
seinen  die  Anklage  leitenden  Collegen  auftreten  wollte,  die  wei- 
tere Möglichkeit,  die  Comitien,  ehe  sie  die  Abstimmung  be- 
gannen, zu  verbieten.  Bei  dem  Processe  des  Staatspächters  M. 
Postumius,  waren  die  drei  Termine  gehalten  worden  und  der 
vierte,  an  welchem  das  Volk  sein  Urtheil  fällen  sollte , erschienen. 
Die  einzige  Hoffnung,  heisst  es“),  für  den  Angeklagten  war, 
dass  C.  Servilius  Casca,  ein  demselben  befreundeter  und  ver- 
wandter Volkstribuu,  ehe  die  Tribus  zur  Abstimmung  berufen 
würden,  Einspruch  thäte.  Er  wollte  es  auch  thun,  aber  das 
Volk  schrie  dagegen  und  dadurch  erschreckt,  erhob  er  seinen 
Einspruch  nicht  Man  fragt,  weshalb  der  Tribun,  wenn  er  dem 
Angeklagten  helfen  wollte,  dies  nicht  früher  gethau,  weshalb  er 
nicht  die  früheren  Termine  gehindert  hat  und  erst  den  Betrug 
des  Angeklagten  durch  die  Zeugenaussagen  bei  der  gerichtlichen 
Untersuchung  au  den  Tag  kommen  liess.  Es  scheint,  dass  dies 
ungewöhnlich  gewesen  wäre,  einem  Beamten  seine  Amtsthätig- 
keit  zu  untersagen,  dagegen  eine  bestimmte  Massregel,  welche 
derselbe  vornehmen  wollte,  zu  verbieten  war  in  der  Ordnung. 
In  alter  Zeit  hatten  die  Tribunen  die  Verurtheiluug  von  M.  Vol- 
scius  Fictor  durch  die  Quästoren  hintertreiben  wollen;  aber  die 
gerichtliche  Untersuchung  seines  Verbrechens  hatten  sie  nicht 
gehindert:  erst,  als  deshalb  die  Comitien  berufen  wurden,  hin- 
derten sie  dieselben  und  damit  die  Verurtheilung  des  Angeklag- 
ten*’). Bei  P.  Scipios  Processe  handelte  es  sich,  wie  schon  er- 
wähnt'), um  das  Erscheinen  beim  dritten  Termin,  für  den  sich 
der  Angeklagte  mit  Krankheit  entschuldigt  hatte.  Das  Collegium 


a)  Bei  Liv.  XXV,  15.  Vergl.  oben  S.  259. 
_b)  Liv.  III,  24.  Vergl.  I,  293. 
c)  S.  oben  S.  265. 


18* 


Digitized  by  Google 


276 


Einspruch  eines  Volkstribunen. 


der  Tribunen  hatte  durch  seinen  Beschluss  einen  Aufschub  des 
Termines  bewirkt:  einer  derselben  Ti.  Sempronius  Gracchus  ging 
weiter : er  erklärte,  er  verlange  einen  Aufschub  des  Tennines, 
bis  Scipio  nach  Rom  zurückgekehrt  sei,  möchte  er  aus  welchem 
Grunde  auch  immer  fortbleiben : auch  wenn  er  zurückgekehrt  sei, 
wolle  er  ihn  schützen,  dass  er  sich  nicht  zu  vertheitligen 
brauche.“)  ln  ein  und  demselben  Decrete  erklärt  der  Tribun, 
er  wolle  den  dritten  Termin  hindern  und  er  wolle  ihn  nicht  hin- 
dern. Er  will  ihn  hindern,  wenn  die  Ankläger  die  ungewöhn- 
liche Massregel  ergreifen  und  über  einen  von  Rom  Abwesenden 
einen  Termin  halten b):  dann  will  auch  er  den  ungewöhnlichen 
Schritt  thun  uud  seine  Collegen  in  einer  ihnen  zustehenden 
Amtstätigkeit  hindern.  Dagegen,  wenn  die  Ankläger  sich 
innerhalb  der  gewöhnlichen  Schranken  halteu  und  Scipio 
nur,  nachdem  er  zurückgekehrt  ist,  zum  dritten  Termine  vorla- 
deu,  will  auch  Gracchus  nur  das  Hergebrachte  thun  und  den 
Angeklagten  auf  sein  Verlangen  vor  aller  Gewalttätigkeit 
schützen.  Was  Gracchus  am  etwaigen  vierten  Termine  vor  der 
Volksabstimmung  thun  will,  sagt  er  nicht:  das  hängt  von  dem 
Angeklagten,  dem  Ausfall  der  Untersuchung,  der  Volksstimmung 
ab.  Bekanntlich  hatte  der  Process  gegen  P.  Scipio  mit  dieser 
Erklärung  von  Gracchus  ein  Ende:  Scipio  kehrte  nicht  nach 
Rom  zurück  und  wurde  nicht  weiter  angeklagt  Ein  einziger 
Tribun  setzte  seinen  Willen  gegen  den  der  übrigen  Tribunen 
durch,  weil  er  von  der  öffentlichen  Meinung  unterstützt  wurde. 
Eben  diese  hatte  in  dem  kurz  vorher  erwähnten  Proeesse  von 
M.  Postumius  die  Entscheidung  gegeben.  Ohne  ihren  Einfluss 
wäre  es  niemals  möglich  gewesen,  gegen  einen  Tribunen  selbst 
einen  Process  zu  führen.  Als  C.  Scantinius  wegen  Unzucht  vor 
dem  Volke  angeklagt  werden  sollte,  erklärte  er,  er  könne  nicht 
gezwungen  werden,  sich  zu  einem  Termine  zu  stellen:  sicher- 
lich konnte  er  auch  nach  wörtlicher  Auslegung  der  Gesetze  die 
Abstimmung  der  Comitien  hindern.  Aber  gegen  den  Geist  der 

a)  Liv.  XXXVIII,  52  Se  P.  Scipionem  priusquam  Romain  redisset. 
accusari  non  passurum ; tum  quoque , si  se  appellet , auxilio  ei  futurum, 
ne  causam  dicat. 

b)  Vergl.  oben  S.  252. 
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Verfassung  wäre  das  gewesen  und  die  öffentliche  Meinung  gab 
den  Ausschlag:  die  Untersuchung  wurde  gehalten,  die  Abstim- 
mung des  Volkes  vorgenommen,  der  Tribun  trotz  seines  Ein- 
spruches verurtheilt  und  gestraft.*)  Drittens  endlich  konnte 
jeder  Tribun  während  des  ganzen  Processes  gegen  die  Art  und 
Weise  der  Anklage  Einspruch  erheben.  Als  Beispiel  davon  kön- 
nen wir  den  früher b)  erwähnten  Fall  anführen,  wo  die  Tribunen 
über  die  Verwandlung  einer  Klage  auf  Geld  in  eine  Capitalklage 
entschieden.  In  vielen  Processen  musste  bei  dem  Zeugenverhör, 
der  Beibringung  sonstiger  Beweismittel  und  anderen  Handlungen 
des  Vorsitzenden  Tribunen  die  Hülfe  und  Entscheidung  des  Col- 
legiums angerufen  werden. 

Ein  Process  wurde  ferner  aufgehoben,  wenn  der  Ankläger, 
aus  welchem  Grunde  es  auch  sein  mochte,  zurücktrat.  Er 
konnte  dies  in  gewissen  Fällen  sogar  mit  Ehren  thun  und  durch 
seinen  Rücktritt  die  Unschuld  des  Angeklagten  bekunden.  Denn 
die  drei  ersten  Termine  waren  ja  zur  gerichtlichen  Untersuchung 
bestimmt  und  es  konnte  sich  in  ihnen  die  Grundlosigkeit  des 
Verdachtes  ergeben.  Aber  auch  andere  Gründe  konnten  den  An- 
kläger bestimmen.  Im  Jahre  422  v.  Chr.  setzte  der  Volkstribun 
L.  Hortensius  dem  Consul  des  vorigen  Jahres  C.  Sempronius 
einen  Termin  wegen  unglücklicher  Kriegführung  oder  erklärte 
wenigstens  in  der  Volksversammlung  es  thun  zu  wollen.  Die 
übrigen  Tribunen  baten  für  den  Consul,  unter  welchem  sie  ge- 
dient hatten,  erklärten  mit  dem  Angeklagten  Trauerkleider  an- 
legen  zu  wollen  und  bewogen  dadurch  ihren  Collegen,  von  seinem 
Vorhaben  abzustehen. c)  M\  Acilius  Glabrio,  ein  Emporkömm- 
ling, bewarb  sich  189  v.  Chr.  um  die  Censur:  aus  Neid  gegen 
sein  Glück  klagten  ihn  zwei  Volkstribuuen  wegen  Geldunter- 
schlagung an , und , da  der  Angeklagte  sich  entschlossen  verthei- 
digte,  fanden  zwei  Termine  statt.  Da  endlich  trat  Glabrio  von 
seiner  Bewerbung  zurück  und  die  Tribunen  ihrerseits  Hessen  die 
Anklage  fallen,  womit  das  Volk  zufrieden  war. d)  Bei  der  An- 

a)  Val.  Max.  VI,  1,  7;  Pint  Marc.  2.  Vergl.  oben  S.  224. 

b)  S.  oben  S.  272. 

c)  Liv.  IV,  42;  Val.  Max.  VI,  5,  2. 

d)  Liv.  XXXVII,  58. 
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klage  der  beiden  Censoren,  welche  der  Tribun  P.  Rutilius  an- 
stellte, wurde  der  eine  vom  Volke  freigesprochen:  darauf  lies? 
der  Tribun  die  Anklage  gegen  den  zweiten,  w'elche  schon  drei- 
mal verhandelt  worden  war,  beim  Schlusstermine  fallen.*)  Be- 
rühmt ist  der  Process  des  Dictators  L.  Manlius,  welchen  der  Tri- 
bun M.  Pomponius  angeklagt  hatte:  der  Sohn  des  Dictators  zwang 
durch  Androhung  von  Gewalt  den  Tribunen  zum  Schwure,  dass 
er  die  Anklage  aufgeben  wolle  und  Pomponius  gab,  mit  Billigung 
des  Volkes,  sein  Vorhaben  auf.b)  In  die  Zeit  vor  den  Zehn- 
männern fällt  der  Process,  welchen  der  Tribun  Cn.  Genucius 
gegen  die  Consuln  des  vorigen  Jahres  anstellte:  als  der  Tribun, 
wie  es  schien  durch  die  Patricier,  getödtet  war,  unterblieb  das 
Urtheil  des  Volkes,  zu  welchem  der  nöthige  Senatsbeschluss 
schon  eingeholt  war.c)  Wir  sehen  also,  dass  bei  allen  Punkten 
des  Processes  ein  Zurücktreten  des  Anklägers  das  Aufhören  des 
gerichtlichen  Verfahrens  zur  Folge  hatte. 

Dagegen  der  Angeklagte  hatte  nicht  das  Recht,  bei  irgend 
jeinem  der  angesetzten  Termine  zu  fehlen  oder  denselben  eigen- 
mächtig aufzuschieben:  er  musste  sich  stellen,  wie  es  der  an- 
klagende Tribun  bestimmt  hatte  und  auf  den  Aufruf  des  Herol- 
des antworten.  Der  Ankläger  konnte  seine  Anwesenheit  sich 
sichern  durch  Gefangnisshaft  oder  durch  Bürgen  (vcules),  welche 
mit  einer  bestimmten  Geldsumme  hafteten.  Allerdings  durfte 
der  Angeklagte  sich  mit  dem  Ansuchen  um  Entschuldigung  an 
den  Vorsitzenden  Tribunen  wenden:  wurde  diese  von  demselben 
als  gültig  nach  Gesetz  und  Herkommen  anerkannt,  so  wurde, 
wenn  es  sich  um  die  drei  ersten  Termine  handelte,  ein  Aufschub 
bewilligt,  wie  in  dem  schon  erwähnten  Processe  von  P.  Seipio: 
handelte  es  sich  um  den  vierten,  mit  den  eigentlichen  Comitien 
verbundenen  Termin,  so  war  damit  der  Process  zu  Ende.  Denn 
das  Eintreten  eines  solchen  Entschuldigungsgrundes  galt  gleich 


a)  Liv.  XLIII,  16. 

b)  Liv.  VII,  5;  Val.  Max.  V,  4,  3;  Gic.  de  off.  Ul,  31;  Senee  de 
benef.  III,  37. 

c)  Liv.  II,  54. 
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einer  göttlichen  Schickung,  der  man  sich  zu  fügen  habe.*)  Na- 
türlich aber  wird  man  beim  Prüfen  solcher  Entschuldigungen  be- 
sonders streng  gewesen  sein:  ein  geschichtlicher  Fall  dieser 
Art  ist  uns  nicht  überliefert  Blieb  der  Angeklagte  an  irgend 
einem  Termine  ohne  Entschuldigung  oder  vielmehr  ohne  eine 
von  dem  anklagenden  Tribunen  oder  dessen  Collegen  angenom- 
mene Entschuldigung  fort,  so  konnten  die  Ankläger  ein  verschie- 
denes Verfahren  einschlagen,  das  sich  je  nach  den  Umständen 
richtete.  Abgesehen  von  dem  Verfalle  der  etwaigen  Bürgen,  wel- 
cher, wie  der  Process  von  Kaeso  Quinctius  lehrt b),  in  jedem 
Falle  eiutrat,  kam  es  darauf  an,  ob  als  Grund  des  Nichterschei- 
nens Widerspenstigkeit  oder  Schuldbewusstsein  betrachtet  wurde 
und  ob  es  sich  um  einen  der  drei  ersten  oder  um  den  Schluss- 
termin handelte.  War  jenes  bei  einem  der  drei  ersten  Tennine 
der  Fall,  so  konnte  der  Ankläger  den  Vorgeladenen  mit  Gewalt 
holen  lassen.  Dies  drohten  die  Tribunen  dem  P.  Scipio,  der  sich 
zum  dritten  Termine  nicht  stellte,  sondern  auf  sein  Landgut  bei 
Liternum  zurückzog. c)  Ohne  Zweifel  konnten  die  Tribunen  den 
Angeklagten,  auch  wenn  er  sich  weiter  entfernte  und  im  Be- 
wusstsein seiner  Schuld  in  die  Verbannung  gehen  wollte,  mit 
Gewalt  zurückholen  lassen.  So  sollte  es  nach  der  Ueberlieferung 
Einiger  bei  jenem  Q.  Pleminius,  der  sich  gegen  die  Einwohner 
von  Locri  vergangen  hatte,  geschehen  sein.  Zur  Untersuchung 
seiner  Verbrechen  war  von  Rom  eine  Commission,  bei  welcher 
sich  zwei  Volkstribunen  befanden,  abgeorduet  worden  und  diese 
hatte  einen  Termin  in  Rhegium  angesetzt.  Der  Angeklagte 
wollte  in  die  Verbannung  nach  Neapel  gehen,  traf  aber  unter- 
weges  auf  Q.  Metellus,  ein  Mitglied  jener  Commission,  und 
wurde  von  ihm  mit  Gewalt  nach  Rhegium  zurückgebracht. d) 
Und  doch  handelte  es  sich  in  diesem  Falle  noch  nicht  um  einen 


a)  Vergl.  oben  S.  265. 

b)  S.  unsere  Darstellung  dieses  Processes  I,  274. 

c)  Liv.  XXXVIII,  52.  Vergl.  oben  S.  251  und  276. 

d)  Liv.  XXIX,  21  Ceterum  .duplex  fama  est , quod  ad  Pleminium  at- 
tinet ; alii  auditis  quae  Romae  acta  essent,  in  exilium  Neapolim  euntem 
forte  in  Q.  Mctellum,  unum  ex  legatis,  ineidisse  et  ab  eo  Rhegium  vi  re- 
tractum  tradunt. 
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jener  drei  gesetzlich  vorgeschriebenen  Termine,  sondern  nur  um 
eine  Voruntersuchung.  Aber  freilich  waren  hier  die  Verbrechen 
so  schlimm,  dass  man  den  Angeklagten  nicht  auf  Bürgschaft 
frei  liess,  sondern  in  Haft  hielt  und  am  Leben  strafen  wollte. 
Handelte  es  sich  dagegen  um  Geldstrafe  oder  um  Capitalver- 
brechen,  welche  doch  nicht  todeswürdig  erschienen,  so  betrachte- 
ten die  Ankläger  den  Angeklagten  als  überführt:  es  bedurfte 
keines  Verfahrens  in  iudicio  und  es  konnte  unmittelbar,  ohne  dass 
weitere  Verhandlungen  stattfanden,  von  der  Volksversammlung 
unter  dem  Vorsitze  desselben  Tribunen,  welcher  die  Anklage  ge- 
leitet hatte,  das  Aussprechen  der  Strafe  geschehen.  Dies  scheint 
z.  B.  bei  Camillus  der  Fall  gewesen  zu  sein,  von  dem  nicht  be- 
richtet wird , bei  welchem  T heile  des  Processes  er  seine  Ver- 
theidigung  aufgab;  sicher  ist  es  nur,  dass  er  sich  angeblich 
wegen  Familientrauer,  welche  er  hatte,  zu  keinem  Termine 
stellte.”)  Eine  besondere  Rücksicht  beobachteten  die  Ankläger 
bei  dem  Staatspächter  M.  Postumius.  Als  ihm  der  erste  Termin 
des  Capitalprocesses  gesetzt  war,  erschien  er,  trotzdem  dass  er 
Bürgen  gestellt  hatte,  nicht:  es  hiess,  er  sei  in  die  Verbannung 
gegangen.  Die  Tribunen  setzten  ihm  also  einen  zweiten  Ter- 
min, bestimmten  aber  zugleich  durch  Volksbeschluss,  wenn  er 
sich  an  diesem  nicht  gestellt  hätte,  solle  sein  Vermögen  einge- 
zogen werden,  über  ihn  selbst  die  Acht  ausgesprochen  sein. 

Verschieden  musste  das  Verfahren  sein,  wenn  der  Angeklagte 
am  vierten  Termine,  an  welchen  sich  die  abstimmenden  Comitien 
anschlossen,  ohne  Entschuldigung  wegblieb.  Aufschieben  des 
Terraines  war  nicht  möglich,  eben  so  wenig  Anwendung  von 
Gewalt,  um  den  Angeklagten*  zum  Erscheinen  zu  zwingen;  denn 
auch  damit  wäre  die  Zeit  des  Termines  und  der  Termin  selbst 
verstrichen.  Es  blieb  den  Anklägern  nichts  übrig,  als  den  An- 
geklagten als  durch  eigenes  Geständniss  überführt  zu  betrachten, 
von  dem  Verfahren  in  iudicio  abzusehen,  und  unmittelbar  in 
Tributcomitien  auf  Aechtung  und  Vermögens  Verlust  des  Ange- 
klagten anzutragen.  Dies  geschah  denn  auch  bei  Cn.  Fulvius’ 
Processe,  bei  dem  aus  besonderen  Gründen  die  drei  ersten  Ter- 


a)  Liv.  V,  32;  Plut.  Cani.  13. 
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mine  gewissermassen  fortgefallen  waren.*)  Ans  diesem  von  uns 
geschilderten  Verfahren  erklärt  sich  eine  sonst  auffallende  Er- 
scheinung. Wir  haben  früher  bewiesen15),  dass  das  alte  Gesetz 
der  zwölf  Tafeln,  nur  Centuriateomitien  sollten  über  das  caput 
Römischer  Bürger  entscheiden,  während  der  ganzen  Republik  in 
Geltung  war:  dagegen  die  Bestätigung  der  Verbannung,  welche 
ein  Angeklagter  in  einem  Capitalprocesse  durch  sein  Nichter- 
scheinen vor  Gericht  über  sich  selbst  ausgesprochen  hatte,  ge- 
schah durch  Tributcomitien.  Wir  haben  zwei  Beispiele  davon, 
das  von  M.  Postumius  und  Cn.  Fulvius,  von  denen  wir  so  eben 
gesprochen  haben:  bei  beiden  heisst  es  ausdrücklich,  die  Plebs, 
<L  h.  Tributcomitien,  habe  die  rechtmässige  Verbannung  gegen 
sie  beschlossen.0)  Hätte  vorher  keine  gerichtliche  Untersuchung 
stattgefunden,  so  wäre  ein  solcher  Volksbeschluss  ohne  Zweifel 
ein  sogenanntes  Privilegium  gewesen,  wie  es  in  der  Gesetzge- 
bung verboten  war.'1)  Nach  einer  gerichtlichen  Untersuchung 
war  er  gesetzmässig.  Es  handelte  sich  bei  ihm  nicht  um  ein 
iudicium.  Ein  solches  war  da,  wo  das  Geständniss  des  Ange- 
klagten vorlag  oder  die  Tliat  offenbar  war,  nicht  nöthig.  Es 
war  nur  die  Bestätigung  einer  vollendeten  Thatsache,  ausser- 
dem das  Aussprechen  von  Massregeln,  damit  dieselbe  nicht  nach 
dem  Belieben  des  Angeklagten  wieder  rückgängig  gemacht  wer- 
den könne:  Beides  lag  vollständig  in  der  Befugniss  der  Tribut- 
comitien. 

Wir  haben  die  Fälle  angeführt,  in  denen  der  Angeklagte 
während  des  Verfahrens  in  iure  sich  dem  Gerichte  entzog  und 
die  verschiedenen  Verfahrungsweisen,  welche  dabei  eiugeschlagen 
werden  konnten , angegeben.  Aber  der  Angeklagte  konnte  im 
Vertrauen  entweder  auf  die  Neigung  des  Volkes  oder  auf  seine 

a)  S.  oben  S.  272. 

b)  S.  oben  S.  231. 

c)  Liv.  XXV,  4 Tribuni  plcbem  rogaverunt  plebesque  ita  scivit:  Si 
M.  Postumius  aute  Kal.  Maias  non  prodisset  citatusque  eo  die  non  respou- 
disset  atque  excusatus  esset,  videri  eum  in  exilio  esse  bonaque  eius  venire, 
ipsi  aqua  et  igni  placere  iuterdici;  id.  XXVI,  3 postquam  dies  comitiorum 
aderat,  Cn.  Fulvius  exulatum  Tarquinios  abiit:  id  ei  iustum  exilium  esse 
scivit  plebs. 

d)  Vergl.  1,  367. 
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Unschuld  noch  länger  ausharren:  er  konnte  die  drei  ersten 
Termine  durehmachen,  auch  den  Anfang  des  vierten,  das  Ver- 
fahren in  iudicio  beginnen  lassen  und  trotzdem  noch  vor  Been- 
digung des  gerichtlichen  Urtheils  freiwillig  in  die  Verbannung 
gehen.  Ein  geschichtliches  Beispiel  dieser  Art  haben  wir  nicht; 
aber  Polybius*)  in  seiner  Schilderung  der  Römischen  Verfassung 
hebt  es  als  etwas  Löbens-  und  Bemerkenswertlies  hervor,  dass 
die  Sitte  den  in  einem  Gapitalprocesse  Angeklagten  gestatte, 
sich  in  eine  freiwillige  Verbannung  zu  begeben,  wenn  auch  nur 
noch  eine  der  zum  Allstimmen  berufenen  Tribus  ihre  Stimme 
nicht  abgegeben  habe.b)  Polybius  sagt  nicht,  ob  er  von  dem 
ordentlichen  oder  ausserordentlichen  Gerichtsverfahren,  wie  wir 
es  neunen,  spreche;  er  meint  aber  beides.  Denn  in  Bezug  auf 
den  vierten  Termin  war  es  dasselbe.  Es  ist  ferner  aus  den  von  uns 
angeffihrten  Beispielen  ersichtlich,  dass  die  von  Polybius  ange- 
führte Sitte  nicht  für  alle  Fälle  gilt:  wo  die  Anklage  wegen 
schwerer  Verbrechen  geschah  und  schon  vor  oder  während  der 
gerichtlichen  Untersuchung  Verhaftung  des  Schuldigen  stattgefun- 
den hatte,  konnte  natürlich  von  der  Erlaubuiss  einer  freiwilligen 
Verbannung  nicht  die  Rede  sein.  Aber  er  hat  Recht  für  die 
Mehrzahl  der  Fälle  und  namentlich  im  Hinblick  auf  die  Grie- 
chische Rechtspflege,  welche,  wo  sie  den  Angeklagten  erreichen 
konnte,  die  Todesstrafe  vollzog  und  besonders  auch  politisch« 
Vergehen  mit  wirklicher  Lebensbusse  strafte.  Dass  dergleichen 
nicht  in  Rom  geschah,  verdankte  man  der  tribunicischen  Gewalt, 
welche  solche  Milde  anfänglich  zur  Sicherung  der  eigenen  Stan- 
desgenossen geltend  machte  und  später  den  gleichen  Grundsatz 
bei  den  von  den  Tribunen  selbst  eingeleiteten  Processen  zuzu- 
lassen gezwungen  war. 


a)  Polyb.  VI,  14  Kat  yt'yvnat  n rrepi  Ta'irr(v  rtjv  yptfav  np’  riwi; 
i£iov  ä-afvou  xat  p^pi^c’  yap  öavchou  xpivopivoit,  S-äv  xaTiStx»,»'- 
Tai,  8(5(oai  ttjv  Ejouatav  TÖ  JTap’  o'JTOt;  dzaXXarrEjftai  ipxvepiü;.  xov  « 
pta  Xe(-Tj7tii  tp'jXr)  — iov  Ertxopo'joiüv  ttjv  xpi'oiv  diTj(porp<5pr(T0c  txo'ioiov  twtw 
xaTayvdvTa  tpuf a8t(av. 

b)  Vergl.  Anm.  62. 
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Neuntes  Capitol. 

Parteilichkeit  des  Vorsitzenden  bei  dem  ausserordentlichen  Verfahren  vor 
dem  Volke.  Daher  Anwendung  von  Privatrichtern  zur  Entscheidung  ein- 
zelner Thatsachen.  Beispiele  davon.  Beim  vierten  Termine  üebergang  der 
contio  in  Tribut-  oder  Centuriatcomitien.  Endgültiger  Antrag  beim 
Volke.  Entscheidung  desselben  durch  Freisprechung  oder  Verurtheilung, 
und  zwar  nach  absoluter  Stimmenmehrheit.  Ausführung  des  Drtheils- 
spruches  durch  den  Beamten,  welcher  den  Vorsitz  geführt.  Gefängniss 
auch  im  Falle  der  Verurtheilung  zu  einer  Geldstrafe.  Verwendung  der 
Geldstrafen.  Eine  Verurtheilung  dazu  ist  nicht  mit  öffentlicher  Schande 
verbunden.  Weshalb  man  dennoch  in  die  Verbannung  ging.  Erlass  der 
Geldstrafe.  Aeusserlichkeiten  des  Verfahrens.  Ort  der  gerichtlichen  Un- 
tersuchung und  der  Tributcomitien , meist  der  Markt,  aber  auch  das  Ca- 
pitol. Der  Angeklagte  und  seine  Anwälte  stehen  dem  Ankläger  auch 
äasserlich  nicht  gleich.  Formen  der  Vorladung.  Hornbläser  bei  Centuriat. 
comitien.  Aufrufen  durch  den  Herold,  das  öfters  wiederholt  werden 
muss.  Wer  als  reus  gilt.  Betragen  desselben,  auch  seiner  Verwandten 
und  Freunde.  Allgemeine  Betrachtung  über  den  Character  und  die  Ent- 
stehung der  Volksgerichte. 

Das  Verfahren  vor  den  Römischen  Volksgerichten  hatte  sich 
auf  eigenthümliehe  Weise  aus  den  politischen  Einrichtungen  des 
Staates  gebildet  und  behielt  fortdauernd  diesen  Character  bei : es  er- 
scheint wenig  angemessen,  um  die  Wahrheit  an  das  Licht  zu 
bringen  und  dem  Angeklagten  die  nöthige  Sicherheit  gegen  ein 
ungerechtes  Urtheil  zu  gewähren.  Es  kam  Alles  auf  die  Nei- 
gung des  Volkes,  auf  die  augenblickliche  Stimmung  der  Menge, 
deren  Ausdruck  selbst  die  Tribunen  waren,  an:  ein  wirklich  un- 
parteiisches Gerichtsverfahren  war  nur  bei  ausserordentlicher 
Characterfestigkeit  der  Beamten  möglich.  Als  hauptsächlicher 
Uebelstand  erscheint  der,  dass  die  Ankläger  und  Leiter  der 
Untersuchung  immer  ein  und  dieselben  Personen  waren:  der- 
jenige Volkstribun,  welcher  einen  Verdacht  geschöpft,  eine  Be- 
schwerde empfunden  hatte,  erhob  die  Anklage,  eben  derselbe 
bestimmte  die  Termine,  eben  derselbe  führte  die  gerichtliche 
Untersuchung,  derselbe  war  in  vielen  Fällen  Vorsitzender  der 
das  Urtheil  sprechenden  Volksversammlung,  derselbe  verkündete 
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das  Urtheil,  derselbe  vollzog  es : man  kann  in  Wirklichkeit  sagen, 
dass  gewissennassen  Ankläger  und  Richter  in  einer  Person  ver- 
einigt waren.  Denn  wenngleich  der  Vorsitzende  einer  Volksver- 
sammlung gezwungen  war,  das  Urtheil,  welches  dieselbe  ge- 
sprochen hatte,  anzunehmen,  war  dennoch  sein  Einfluss  selbst 
bei  der  Leitung  der  Abstimmung  sehr  gross.  Es  zeigt  sich  in 
diesem  Punkte  die  hohe  Stellung,  welche  die  Römer  der  Magistra- 
tur anwiesen,  so  sehr  wie  bei  irgend  einer  Staatseinrichtung. 
Bei  dem  ordentlichen  Gerichtsverfahren  herrschten  zwar  im  Gan- 
zen dieselben  Formen  der  Verhandlung,  aber  thatsächlich  waren 
dieselben  weniger  schädlich,  weil  die  Privatanklage  überwog: 
zwischen  dem  Ankläger  und  Angeklagten  die  nöthige  Unpartei- 
lichkeit zu  bewahren,  war  dem  Beamten  leichter:  bei  diesem 
ausserordentlichen  Volksgerichte  aber  war  der  Anklagende  immer 
derselbe  Beamte,  welcher  nachher  die  Untersuchung  führte  und 
zum  Theil  auch  den  Vorsitz  in  der  Volksversammlung  hatte. 
Wir  linden  daher  eine  Rechtsgewohnheit  der  Römer,  welche  ge- 
eignet wrar  die  Thatsachen,  um  welche  es  sich  handelte,  auf  un- 
parteiische und  zuverlässige  Weise  zu  erforschen  und  dadurch 
einem  unschuldig  Angeklagten  Beistand  zu  gewähren.  Sie  ist 
nicht  auf  dies  ausserordentliche  Verfahren  vor  dem  Volksgerichte, 
ja  selbst  nicht  auf  das  strafrechtliche  Verfahren  überhaupt  be- 
schränkt, sondern  kann  bei  den  verschiedenartigsten  Verhält- 
nissen angewendet  werden:  wir  führen  sie  indessen  hier  an, 
weil  der  Uebelstand,  dem  sie  entgegenwirkt , hier  am  meisten 
hervortritt.  Es  ist  eine  Verbindung  des  Criminalverfahrens  mit 
einer  dem  Privatprocesse  eigentbüralichen  Einrichtung. 

Käso  Quinctius  war  von  einem  Tribunen  angeklagt  aus  Zorn 
über  sein  hochfahrendes  und  gewaltthätiges  Verfahren  gegen  die 
Plebs:  zur  Verurtheilung  aber  war  ein  Hauptgrund  gewesen  die 
Klage  eines  Plebejers  Volscius  Fictor,  jener  habe  im  leber- 
muthe  seinen  Bruder  erschlagen  und  sich  der  gesetzlichen  An- 
klage durch  neue  Gewaltthätigkeiten  entzogen.  Nach  der  Ver- 
urtheilung legte  sich  der  Zorn  des  Volkes,  man  untersuchte 
ruhiger  und  es  wurde  bekannt,  das  Zeugniss  von  Volscius  sei 
falsch  gewesen : dessen  Bruder  sei  an  einer  Krankheit  gestorben, 
Kaeso  habe  sich  um  die  Zeit,  wo  die  That  geschehen  sein  sollte. 
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im  Lager  und  nicht  in  der  Stadt  aufgehalten.  Viele  boten  dem 
Volscius  über  diese  Thatsachen  ein  Privatgericht  an*),  d.  h.  sie 
verlangten,  sie  und  Volscius  sollten  sich  über  einen  Richter  ver- 
einigen, beide  Parteien  dann  eine  bestimmte  Geldsumme,  welche 
der  Unterliegende  verlieren  sollte,  einsetzen:  dem  Richter  sollte 
die  Frage  vorgelegt  werden,  entweder  ob  Volscius’  Bruder  ge- 
waltsamer Weise  oder  eines  natürlichen  Todes  gestorben  sei, 
oder  ob  Kaeso  zur  Zeit  der  That  in  Rom  gewesen  sei , oder  beide 
Fragen  zusammen.  Derjenige,  gegen  welchen  der  privatrecht- 
lich eingesetzte  Richter  entschied,  verlor  die  Wette  und  die  ein- 
gesetzte Geldsumme;  weiter  hatte  die  Entscheidung  keine  un- 
mittelbare Folge.  Livius  sagt,  Volscius  hätte  nicht  gewagt  vor 
Gericht  zu  gehen  und  dieser  Umstand  hätte  seine  Verurtheilung 
in  einem  etwaigen  Crimiualprocesse  wegen  falschen  Zeugnisses 
unzweifelhaft  gemacht.  Mittelbar  aber  war  die  Folge,  dass  ein 
praeiudicium , wie  man  es  nannte,  da  war,  dass  die  Thatsache 
von  der  Unschuld  Kaesos  als  festgestellt  erschien,  mithin  auch 
die  des  falschen  Zeugnisses.  Zur  criminalgerichtliehen  Verur- 
theilung bedurfte  es  dann  nur  noch  .der  nothwendigen  Formen 
des  Anklagens  und  Urtheilssprecheus.  Ausführlicher  wird  uns 
diese  Sitte  bei  einer  andern  Gelegenheit,  wo  es  sich  nicht  um 
einen  Process  handelte,  geschildert. b)  Die  Besieger  der  Punier 
bei  den  Aegatischen  Inseln,  C.  Lutatius  und  Q.  Valerius,  strit- 
ten sich  im  Senate  darum,  ob  der  erstere  allein,  weil  er  Pro- 
consul  gewesen  war,  oder  auch  der  letztere,  da  er  bei  der 
Krankheit  des  Proconsuls  thatsächlich  den  Befehl  geführt  hatte, 
einen  Triumph  feiern  sollte.  Valerius  forderte  unter  Einsetzung 
einer  Geldsumme  seinen  Gegner  auf,  einen  Richter  zu  ernennen, 
der  entscheiden  sollte,  unter  wessen  Führung  die  Punische  Flotte 
überwunden  worden  wäre.  Lutatius  nahm  die  Wette  an  und 
Atilius  Calatinus  wurde  von  Beiden  zum  Richter  bestellt:  vor 
ihm  wollten  sie  ihre  Sache  führen:  es  wird  uns  Mehreres  aus 


a)  Liv.  III,  24  ni  ita  esset,  uiulti  privatim  ferebaut  Volscio  iudicem. 
Gum  ad  iudicium  ire  nou  auderet,  omnes  eac  res  in  uuum  congruentes 
haud  magis  dubiain  damnatiouem  Yolscii  quam  Kaesonis  Volscio  teste  fue- 
rat,  faciebant  Vergl.  I,  270  und  293. 

b)  Bei  Val.  Max.  U,  8,  2. 
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den  Gründen  seiner  Entscheidung,  welche  zu  Gunsten  von  Lu- 
tatius  ausfiel,  berichtet.  Aehnliches  wird  von  M.  Porcius  Cato, 
dem  Censor  des  Jahres  184  v.  Clir.,  erzählt.*)  Er  hatte  dem 
Consularen  L.  Flamiuius  eine  Rüge  ertheilt  wegen  einer  be- 
stimmten, eben  so  schimpflichen  wie  grausamen  Handlung:  in 
seiner  Rede,  mit  der  er  die  Rüge  begleitete,  bot  er  dem  Geta- 
delten eine  richterliche  Wette  darüber  an,  dass  er  die  Tbat 
wirklich  begaugen  habe. 

Ebenso  wurde  nun  bei  Criminal processen  die  Vermittelung 
eiuer  Wette  vor  einem  Privatrichter  angewendet,  tun  die  Richtig- 
keit einer  Thatsache  festzustellen.  Der  Tribun  A.  Vergiuios 
klagte  den  gestürzten  Decemvir  Ap.  Claudius  an:  er  warf  ihm 
mit  Uebergehung  seines  andern  Verhaltens,  in  welchem  ihm  keine 
strafbare  Uebertretung  der  Gesetze  uachgewiesen  werden  konnte 
oder  durfte h),  dies  eine  vor,  dass  er  als  Richter  in  dem  bekann- 
ten Processe  der  Verginia  den  vorläufigen  Besitz  zu  Guustender 
Knechtschaft  gegeben  hätte.  Die  Richtigkeit  dieser  Thatsache 
hätte  er  durch  Aufstellung  von  Zeugen  darthun  können;  aber 
diese  hätte  er  selbst  aufstellen,  selbst  verhören  müssen,  wobei 
er  den  Verdacht  von  Parteilichkeit  hätte  erregen  können:  zu- 
dem erforderte  dies  vielleicht  mehr  Zeit,  als  der  Tribun  aufvren- 
den  wollte.  Er  erklärte  also,  er  wolle  die  Thatsache  als  erwie- 
sen aunehmen,  wenn  uicht  Claudius  mit  ihm  vor  einem  Privat- 
richter die  Wette  einginge,  ob  er  jene  Ungesetzlichkeit  begangen 
habe  oder  nicht.')  Als  der  Angeklagte  diese  Privatwette  nicht 
annahm,  Hess  der  Tribun  ihn  in  das Geföngniss  setzen.  Indem 
Processe,  welchen  der  Volkstribun  L.  Scribonius  Libo  im  Jahre 
194  v.  Chr.  gegen  Ser.  Sulpicius  Galba  über  dessen  Massregeln 
in  Lusitanien  erhob,  vertheidigte  sich  der  Angeklagte  mit  allen 
Mitteln  und  bot  unter  andern  seinem  Ankläger  seine  Freunde, 
also  diejenigen,  welche  in  Lusitanien  gewesen  waren  und  die 
angeschuldigten  Massregeln  mit  beratheu  hatten,  als  Schieds- 


a)  Liv.  XXXiX,  43. 

b)  VergL  oben  S.  31ttgd. 

c)  Liv.  IJI,  5G  unius  tan  tum  crimiuis,  ui  iudicvui  «boes  W ab  libertafc 
in  scrvitutem  contra  leges  vindicias  non  dcdisse , in  vinda  te  duei  iufc» 
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richter  an,  um  dadurch  gewisse  Beschuldigungen  zu  widerlegen.*) 

Bei  den  Verhandlungen  des  Senates  über  die  Anklage  von  P. 

Scipio  Nasica  Serapio,  welcher  als  Privatmann  Ti.  Gracchus 
getödtet  hatte,  bot  dieser  einem  seiner  Ankläger  M.  Flaccus  als 
Privatrichter  über  einige  ihm  gemachte  Vorwürfe  P.  Mucius  an.h) 

Ein  tapferer  Centurio  C.  Cornelius  wurde  von  einem  der  Drei- 
tnänner  wegen  Unzucht  gefangen  gesetzt  und  wandte  sich  um 
Befreiung  aus  der  Haft  an  die  Volkstribunen:  er  läugnete  nicht 
die  Unzucht,  führte  aber  als  Entschuldigungsgrund  an , derjenige, 
welchem  er  Gewalt  angethan  haben  sollte,  hätte  gewerbsmässig 
Unzucht  getrieben  und  bot  über  diese  Thatsache  vor  dem  Ge- 
richtshöfe der  Tribunen  eine  gerichtliche  Wette  an.  Die  Tribu- 
nen gingen  indessen  darauf  nicht  ein,  sondern  nahmen  die  That- 
sache, deren  Richtigkeit  sie  voraussetzteu , nicht  als  Entschul- 
digungsgrund an/)  So  ist  auch  zu  erklären,  was  vom  älteren 
Cato  erzählt  wird/1)  Er  setzte  so  grosses  Vertrauen  in  seine 
Rechtlichkeit,  dass,  als  er  einst  von  seinen  Feinden  vor  ein 
Volksgericht  geladen  war,  er  Ti.  Gracchus,  mit  welchem  er  in 
politischem  Hasse  lebte,  als  Richter  forderte:  es  handelte  sich 
um  die  Richtigkeit  einer  Cato  vorgeworfenen  Thatsache  und  die- 
ser bat  seinen,  als  solchen  bekannten,  Feind  Gracchus  als  Pri- 
vatrichter darüber  einzusetzen,  ob  die  Thatsache  richtig  wäre 
oder  nicht.  Im  Falle  der  Verurtheilung  durch  ihn  wäre  daun 
eine  weitere  Verurtheilung  durch  das  Volksgericht  erfolgt.76) 

Diese  Rechtssitte  gewährte  die  Möglichkeit,  wo  der  Vorsitzende 
Beamte  aus  der  unparteiischen  Rolle  eines  Richters  heraustrat 
oder  sonst  aus  irgend  einem  Grunde  das  Verfahren  vor  dem 
Volke  nicht  die  nöthige  Sicherheit  zu  gewähren  schien,  auf  einem 
einfachen,  dem  sonstigen  Gerichtsgebrauche  angemessenen  Wege 
über  Thatsachen  eine  Entscheidung  zu  gewinnen.  Der  Beamte 

a)  Cic.  de  orat.  II,  65,  263  ut  Servius  ille  Galba  cuui  iudices  L.  Scri- 
bonio  tribuuo  plebis  ferret  familiäres  suos  cot 

b)  Cic.  de  orat.  II,  70,  285. 

c)  Val.  Max.  VI,  1,  10.  Vergl.  oben  S.  159. 

d)  Bei  Val.  Max.  III,  7,  7 wo  es  heisst  tantum  fiduciae  in  sua  innocen- 
tia  reposuit,  ut  — in  quaestionem  publicum  deductus  Ti.  Gracchuin,  a 
quo  in  administratione  reipublieae  ad  multum  odium  dissidebat,  iudiccm 
deposceret. 
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könnt«  dem  Angeklagten  oder  dieser  dem  Beamten  eine  gericht- 
liebe  Wette  anbieten  oder  auch  Freunde  und  Vertheidiger  des 
einen  oder  des  andern  dieselbe  veranlassen.  Mit  um  so  grösserer 
Ausführlichkeit  konnte  dann  in  den  öffentlichen  Terminen  die 
Erörterung  der  Rechtsfragen  stattfinden. 

Der  vierte,  nach  einer  Frist  von  drei  Markttagen  angesetzte 
Termin  bestand  aus  zwei  ihrer  Natur  nach  verschiedenen  Ver- 
handlungen. Zuerst  wurde  unter  Vorsitz  der  Tribunen  oder  Aedi- 
len,  welche  die  ganze  Anklage  veranlasst  hatten,  in  einer  form- 
losen Volksversammlung,  einer  contio ,‘)  die  gerichtliche  Unter- 
suchung über  die  am  Ende  des  dritten  Termines  festgestellte 
Anklage  geführt:  der  Vorsitzende  musste  die  Verhandlung  so 
eintheilen  und  bemessen,  dass  noch  Zeit  genug  für  den  zweiten 
und  wichtigsten  Theil  des  an  eben  demselben  Tage  vorzuneb- 
menden  Verfahrens  übrig  blieb.  Am  Ende  der  Untersuchung 
musste  der  Ankläger  seine  Anklage  wiederholen  oder  vielmehr 
endgültig  feststellen.  Wir  haben  zwar  kein  geschichtliches  Bei- 
spiel, wo  die  Verschiedenheit  der  am  Ende  des  dritten  und  der 
in  der  Mitte  des  vielten  Tennines  vorgebrachten  Anklage  ber- 
vorträte;  aber  die  Möglichkeit  einer  Aenderung  derselben,  wie 
sie  anfänglich  im  vierten  Termine  zur  Verhandlung  kam,  ergiebt 
sich  aus  dem  Gange  des  Processes.  Wenn  die  Anklage  im  vier- 
ten Termine  von  derjenigen  der  drei  früheren  Termine,  wie  wir 
gezeigt  haben,  ganz  verschieden  sein  konnte  in  Bezug  auf  die 
Strafe,  ob  es  Geld-  oder  Capitalstrafe  und  wie  hoch  die  erstere 
sein  sollte,  so  musste  auch  die  Untersuchung  am  vierten  Termine 
noch  von  Einfluss  sein  und  eine  endgültige  Feststellung  des 
Strafantrages  erst  am  Ende  derselben  eintreten.  Darauf  änderte 
sich  in  vielen  Fällen  der  Vorsitz  der  Versammlung.  Erstlich 
war  es  ein  Capitalprocess  und  mussten  deshalb  Centuriateomitiea 
gehalten  werden,  so  übernahm  ein  curulischer  Beamter,  in  der 
späteren  Zeit  der  städtische  Prätor,  welcher  auch  den  Tag  für 
die  Comitien  bestimmt  hatte b),  die  Leitung  der  Centuriateuinitiea. 
Lautete  dagegen  der  Antrag  auf  Geldstrafe,  so  dass  Tributcomi- 


a)  Vergl.  oben  S.  253. 

b)  S.  oben  S.  241. 
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tieu  die  Entscheidung  butten,  so  behielt,  wenn  ein  Tribun  die 
Anklage  geleitet  hatte,  dieser  auch  den  Vorsitz  bei  der  Abstim- 
mung: dies  ergiebt  sich  aus  der  Nachricht,  welche  wir  von  den 
Vorbereitungen  dazu  bei  dem  Processe  des  Staatspächters  M. 
Postumius  haben.*)  Hatte  dagegen  ein  Aedil  die  Anklage  unter- 
nommen, so  könnte  es  fraglich  sein,  ob  eben  derselbe  auch  die  , 
Abstimmung  zu  leiten  hatte:  nach  der  Aehnlichkeit  indessen 
mit  den  alten  Quästoren,  welche  in  diesem  Falle  unzweifelhaft 
das  Recht,  Centuriatcomitien  zu  leiten,  hatten,  ist  die  Befugnis, s 
der  Aedilen  für  Tributcomitien  wahrscheinlich. b)  Das  Volk 
ordnete  sich  darauf  in  den  Abtheilungen,  nach  denen  es  abstira- 
men  sollte,  die  Vorbereitungen  für  die  Abstimmung  wurden  ge- 
troffen und  der  Antrag  verlesen.  Wie  die  Form  dieses  Antrages 
war,  kann  mau  nur  aus  einer  Bemerkung  scbliessen,  welche  Ci- 
cero in  Bezug  auf  seine  eigene  Verbannung  macht.0)  Er  sagt, 
sie  sei  eine  Proscription  gewesen,  da  sie  gelautet  Velitis  iubeatia 
vi  M.  Tullius  in  civitate  ne  sit  bonaque  eius  ut  mea  sint.  Hier 
sind  die  letzten  Worte  ein  veränderter  Zusatz  Ciceros ; die  ersten 
aber  bezeichnen  die  Einkleidung  des  Antrags  und  es  ist  dieselbe 
ganz  gleich  derjenigen,  in  welcher  Gesetzesvorsclüäge  vor  das 
Volk  gebracht  wurden.  Das  Volk  durfte  den  Antrag  nur  anneh- 
men oder  verwerfen;  verändern  durfte  es  ihn  nicht,  eben  so 
wenig  wie  es  das  Recht  hatte,  einen  Gesetzes  Vorschlag  eigen- 
mächtig abzuändeni.  Dies  ist  allgemeines  Gesetz  bei  allen  Ab- 
stimmungen der  Volksversammlung,  für  die  Volksgerichte  über- 
dem  noch  besonders  bezeugt  durch  eine  Münze,  aus  der  wir 
lernen,  dass  mit  zwei  Täfelchen  abgestimmt  wurde:  das  eine 
hatte  den  Buchstaben  A (absolvo),  das  andere  C ( condemno )J7) 
Erschien  also  z.  B.  die  beantragte  Geldstrafe  zu  gross,  so  war 
ein  Herabsetzen  derselben  durch  das  Volk  nicht  erlaubt;  wenn 
dasselbe  nicht  das  Strafmass  des  anklagenden  Tribunen  anneh- 
men wollte,  blieb  nur  Freisprechung  übrig:  ebenso  war  es,  wenn 
Capitalstrafe  beantragt  war,  aber  diese  als  zu  schwer  erschien. 


a)  Liv.  XXV,  3. 

b)  VergL  oben  S.  243. 

c)  Cic.  de  dom.  17,  44. 


ii. 


19 


Digitized  by  Google 


290 


Schluss  des  viei-ten  Termine». 


Deshalb  ist  uns  bei  den  vielen  Volksgerichten,  von  denen  Kunde 
auf  uns  gekommen  ist,  kein  Fall  überliefert,  wo  nicht  ein  be- 
stimmtes Ergebniss,  entweder  Freisprechung  oder  Verurteilung 
erzielt  worden  wäre;  ohnehin  war,  wie  wir  gesehen,  das  Gesetz 
so,  dass,  wenn  nicht  das  eine  oder  das  andere  erreicht  wurde, 
der  Process  vou  selbst  erlosch.  Die  absolute  Mehrheit  der 
Stimmen  entschied  und  Stimmengleichheit  galt  für  Freisprechung. 
Das  letzte  können  wir  schliessen  aus  der  Bemerkung,  welche 
Dionysius  bei  Coriolans  Process  macht“),  wenngleich  dieselbe 
etwas  unklar  ist.  Die  Entscheidung  durch  absolute  Stimmen- 
mehrheit ergiebt  sich  aus  der  Erzählung  von  den  Tributcomitien. 
in  welchen  Ti.  Gracchus  seinen  Collegen  M.  Octavius  absetzen 
liessü),  ferner  aus  der  von  Polybiusc)  angegebenen  Römischen 
Sitte,  der  Angeklagte  dürfe  in  die  freiwillige  Verbannung  gehen, 
so  lange  eine  von  den  zur  Entscheidung  nötbigen  Tribus  nicht 
abgestimmt  habe,  was  man  um-  so  verstehen  kann,  so  lange 
eine  Tribus  au  der  absoluten  Mehrheit  gefehlt  habe.  Die  Ab- 
stimmung erfolgte  mündlich,  bis  im  Jahre  137  v.  ('hr.  der  Volks- 
tribun L.  Cassius  das  Gesetz  gab,  dass  in  allen  Volksgerichten, 
mit  Ausnahme  der  auf  Perduellion  gerichteten,  also  allen,  in 
denen  die  Tribus  zu  entscheiden  hatten,  die  Abstimmung  geheim 
sein  und  durch  Stimmtäfelchen  erfolgen  sollte.'1)  Dieselbe  Art 
der  Abstimmung  wurde  im  Jahre  107  v.  dir.  von  C.  Caelius 
für  die  richterlichen  Centuriatcomitien  eiugeführt. 

Hatte  die  Abstimmung  stattgefunden  und  das  Volk  somit 
seine  Entscheidung  gefällt,  so  kam  als  notbwendige  Erfüllung 
des  Gerichtes  hinzu,  dass  der  Vorsitzende  Tribun,  eben  derselbe, 
welcher  die  Anklage,  das  Zeugenverhör,  kurz  den  gauzen  Pro- 
cess geleitet  hatte,  das  Urtheil  verkündete:  erst  damit  erhielt 
dasselbe  gesetzliche  Kraft.  Wir  haben  dafür  zwar  kein  geschicht- 
liches Beispiel,  werden  es  aber  mit  Notwendigkeit  anuebmefl 
müssen,  sowohl  wegen  des  Verhältnisses  der  Volksversammlung 

a)  Dionys.  VH,  64.  Vergl.  I,  265. 

b)  Plut.  Ti.  üracch.  12. 

c)  Polyb.  VI,  14.  Vergl.  oben  S.  282. 

d)  Cic.  de  leg.  111,  16;  Lael.  16.  41;  Brut.  25  uud  27:  p.  Planr.  6. 
16;  Pliu.  ep.  111,  20;  Uros.  V,  15. 
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überhaupt,  welche  niemals  selbständig  auftritt,  als  wegen  der 
Aehnliehkeit  mit  dem  Verfahren  bei  den  späteren  Schwurgerich- 
ten, bei  denen  ebenfalls  erst  die  Verkündigung  des  Vorsitzenden 
Beamten  die  Rechtskraft  des  Urtheils  begründete.  Eben  derselbe 
Vorsitzende  Tribun  hatte  dann  auch,  vorausgesetzt  dass  der  Pro- 
ress auf  Geldstrafe  gelautet  hatte,  die  Ausführung  des  Urtheils. 
War  Freisprechung  erfolgt,  so  wurde  der  Angeklagte,  wenn  er 
während  der  Untersuchung  im  Gefangniss  gewesen  war,  unmittel- 
bar entlassen:  war  Verurtheilung,  so  musste  die  Geldstrafe  so- 
gleich erlegt  werden.  Ausführlicheren  Bericht  haben  wir  über 
die  Eintreibung  der  gegen  L.  Scipio  und  dessen  Genossen  fest- 
gesetzten Geldstrafe,  die  freilich  nach  Volksbeschluss  in  einem 
ausserordentlich  durch  einen  Prätor  geleiteten  Verfahren  bestimmt 
worden  war.  Aber  das  Verfahren  wird  mit  Ausnahme  des  aus- 
führenden Beamten  ein  gleiches  gewesen  sein.  Damals  also  er- 
Iiess  der  Prätor  sogleich  an  die  städtischen  Quästoren,  welche 
den  Staatsschatz  beaufsichtigten,  den  Befehl  die  Geldstrafe  ein- 
zuziehen und  die  Genossen  Scipios  gaben  deshalb  an  demselben 
Tage,  wo  sie  verurtheilt  waren,  Bürgen  für  das  Geld,  welches 
sie  in  Folge  der  Verurtheilung  dem  Staate  schuldeten.*)  Scipio 
selbst  erklärte,  er  habe  in  seinem  Vermögen  kein  öffentliches 
Geld,  wollte  also  keine  Bürgen  stellen.  Der  Prätor  befahl  darauf 
seine  Verhaftung.  Als  Scipios  Verwandten  Berufung  an  die 
Volkstribunen  einlegten,  traten  neun  derselben  dem  Verfahren  des 
Prätors  nicht  entgegen,  nur  Ti.  Gracchus  erklärte,  die  Verhaftung 
desselben  hindern  zu  wollen.  So  schickte  also  der  Prätor  die 
Quästoren,  um  die  Güter  Scipios  für  den  Staat  in  Beschlag  zu 
nehmen.  Man  erkennt  hieraus,  dass  der  Haftbefehl  des  Prätors 
gegen  Scipio  nicht  unmittelbar  in  dem  Volksurtheil  begründet 
war.  Denn  dieses  Urtheil  konnte  Gracchus  weder  umstossen 

noch  wollte  er  es,  wie  ihn  Livius  selbst  erklären  lässtb):  nur 
die  Befriedigung  des  Staates  aus  dem  Vermögen  Scipios  war  nach 


a)  Liv.  XXXVlll,  58  Iudiciis  a Q.  Terentio  praetore  perfectis  Ilosti- 
liu»  et  Farius  damuati  praedes  eodein  die  quaestoribus  urbauis  dederunt. 

b)  Liv.  XXXVIIJ,  (JO  Ti.  Gracchus  ita  decrevit:  Quominus  ex  bouis 
L.  Scipionis,  quod  iudicatum  sit,  redigatur,  se  non  intercedere  praetori. 
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der  Verurteilung  notwendig.  Der  Verhaftbefehl  war  etwas, 
wodurch  der  Prätor  Kraft  seiner  Gewalt  als  Beamter  den  Ver- 
urteilten zwingen  wollte  zu  zalden:  er  war  eine  Strafe  dafür, 
dass  er  sich  weigerte,  das  Urteil  anzuerkennen  und  nach  seinen 
Kräften  die  Vollziehung  desselben  zu  ermöglichen.  Aehnlich  ver- 
fuhren die  Tribunen,  wenn  sie  augeklagt  und  den  Process  ge- 
leitet hatten.  Der  Angeklagte  musste  entweder  Bürgen  für  die 
Geldsumme,  zu  der  er  verurteilt  war,  stellen:  dann  war  jede 
weitere  Verhandlung  unnötig:  oder  musste,  wenn  er  erklärte, 
dieselbe  aus  seinem  Vermögen  nicht  zahlen  zu  können,  seine 
Güter  dem  Staate  abtreteu.  That  er  keines  von  beiden , so  stand 
cs  dem  Tribunen  frei,  ihn  durch  Gefanguisshaft  zu  zwingen,  deu 
Staat,  bei  der  Besitznahme  seiner  Güter  zu  unterstützen.  Mau 
sieht,  die  Gewalt  des  Tribunen,  der  schon  auf  die  Leitung  des 
Processes  den  grössten  Einfluss  gehabt  hatte,  war  auch  nach 
der  Verurteilung  bei  der  Ausführung  des  erlassenen  Urteils 
von  grosser  Bedeutung. 

Die  Verwendung  der  Geldstrafen  war  eine  verschiedene,  je 
nachdem  der  Grund , weshalb  sie  auferlegt  wurden , oder  die  Be- 
amten, welche  sie  auferlegten,  verschieden  waren.  Z.  ß.  nach 
der  Verurteilung  von  L.  Scipio , von  welcher  wir  so  eben  ge- 
sprochen , kam  die  Geldstrafe  in  den  Staatsschatz.  Daraus  kann 
man  schliessen,  dass  es  sich  bei  seiner  Verurteilung  wirklich 
nur  um  das  Geld,  das  er  dem  Staate  entwendet  haben  sollte, 
nicht  auch  zugleich  um  eine  für  die  Unterschlagung  festgesetzte 
Strafe,  also  nicht  z.  B.  um  den  doppelten  oder  noch  mehrfachen 
Ersatz  des  Entwendeten  handelte.  Diese  Auffassung  wird  durch 
Livius*)  bestätigt,  welcher  Scipio  bei  der  Weigerung  die  Geld- 
strafe zu  zahlen  sagen  lässt,  alles  Geld,  das  er  empfangen, 
befinde  sich  im  Staatsschätze  und  er  habe  kein  Offen tches  Gnt 
in  seinem  Besitze.  Denn  in  deu  Staatsschatz  konnte  nur  das 
wirklich  entwendete  Geld  kommen,  nicht  auch  eine  etwaige  für 
die  Entwendung  auferlegte  Strafe.  In  Bezug  auf  die  letztere  galt 
im  Allgemeinen  der  Grundsatz,  dass  derjenige  Beamte,  der 

a)  Liv.  XXXVIII,  58  Scipio  cum  contenderet  oiimcrn,  quam  aecepisset 
pecuniam  in  aerario  esse  nec  se  quiequam  publici  habere,  iu  vineJa  duci 
est  coeptus. 
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durch  seine  Anklage  oder  durch  sein  Rechtspreclien  das  Einkom- 
men einer  Geldstrafe  bewirkt  hatte,  nachher  über  die  Verwen- 
dung derselben  verfügte,  aber  freilich  nur  zum  Besten  des 
Staates,  zu  Zwecken  entweder  des  öffentlichen  Gottesdienstes 
oder  öffentlicher  Werke.  Von  den  Aedilen,  den  curulischen  so- 
wohl wie  den  plebejischen,  wird  dies  öfters  berichtet*):  sie  ver- 
wendeten das  theils  aus  den  geringeren  Geldstrafen  gesammelte 
theils  aus  bedeutenderen  öffentlichen  Anklagen  zusammengekom- 
mene Geld  zu  solchen  Zwecken.  Aehnlich  werden  es  die  übri- 
gen gemacht  haben:  von  den  Tribunen  wissen  wir,  dass  sie 
über  die  bedeutenden  Geldstrafen,  welche  sie  im  Jahre  454  v. 
Chr.  den  Consuln  des  vorhergehenden  Jahres  auferlegt  hatten, 
die  Verfügung  besassen.b)  Wenn  aber  der  Angeklagte  die  Geld- 
strafe, zu  welcher  er  verurtheilt  war,  erlegt  hatte,  so  war  er 
nicht  nur  frei,  sondern  erlitt  auch  keine  Schande,  keine  Herab- 
setzung irgend  einer  Art  in  seinem  Range.  Es  scheint,  dass 
die  Vorschrift  der  zwölf  Tafeln'),  es  sollte  nicht  Capital-  und 
Geldstrafe  mit  einander  verbunden  werden,  hauptsächlich  diese 
Wirkung  hatte:  die  Patricier  wollten,  als  sie  sich  dem  Gerichte 
der  Plebs  und  der  Tribunen  ohne  Vermittelung  des  Senates 
Preis  geben  mussten,  wenigstens  nur  ihr  Vermögen  blossstellen, 
ihren  Rang  und  ihre  sonstige  bürgerliche  Stellung  wahren.  Un- 
ter Capitalstrafe  ist  also  in  diesem  Falle  nicht  eine  solche  zu 
verstehen,  durch  welche  das  capul  verloren  geht,  sondern  eine 
solche,  durch  welche  eine  capitis  deminutio , welcher  Art  sie 
auch  sein  mag,  eintritt.  Es  findet  sich  nirgends  die  geringste 
Spur,  dass  die  durch  die  Tribunen  zu  Geldstrafen  Verurtheilten 
irgend  eine  öffentliche  Schande  erlitten,  dagegen  Beispiele,  wo 
dieselben  in  ihrer  Stellung  verblieben,  z.  B.  die  beiden,  eben 
erwähnten,  Consularen  T.  Romilius  und  C.  Veturius,  welche 
auch  nach  ihrer  Verurtheilung  im  Senate  blieben  und  denselben 
Rang  und  Einfluss,  wie  früher,  behielten,  ferner  jene  jungen 


a)  Liv.  X,  2$  und  31  und  47;  XXX,  39;  XXXIII,  42;  XXXIV,  53; 
XXXV,  10  und  41;  XXXVIII,  35. 

b)  Dionys.  X,  52. 

c)  S.  I,  300.  Vergl.  oben  S.  245. 
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Patricier,  welche  wegen  Störung  der  Tributcomitien  verurtheilt 
wurden  und  sich  um  diese  Verurtheilung  nicht  kümmerten , weil 
ihnen  die  Strafgelder  von  ihren  Standesgeuossen  ersetzt  wur- 
den.*) Als  M.  Camillus  wegen  der  Beute  von  Veji  von  einem 
Volkstribunen  angeklagt  war,  versprachen  seine  Clienten  und 
Tribusgenossen,  die  Strafsurame  für  ihn  zusammenbringen  zu 
wollen:  er  hätte  dann  ungekränkt  und  ohne  irgend  eine  Ein- 
busse an  Würde  im  Staate  bleiben  können  und  Livius b)  beklagt 
es  als  das  grösste  Missgeschick  des  Römischen  Volkes , dass  er 
die  Stadt  verliess.  Auch  von  L.  Scipio  wird,  als  er  verurtheilt 
und  seine  Güter  eingezogen  waren,  nicht  erzählt,  er  hätte  in 
geringerer  Würde  gelebt.  Das  berühmteste  Beispiel  dieser  Art 
aber  ist  M.  Livius  Salinator,  Consul  im  Jahre  219  v.  Chr.  Er 
war  wegen  Unterschlagung  von  Beute  angeklagt  und  verurtheilt 
worden:  aus  Verdruss  darüber  hatte  er  sich  von  den  Menschen 
zurückgezogen  und  lebte  einsam  acht  Jahre  auf  dem  Laude,  bis 
ihn  die  Consuln  im  Jahre  210  wider  seinen  Willeu  nach  der 
Stadt  zurückführten  und  die  Censoren  ihn  zwaugeu,  an  den 
Staatsgeschäften  wieder  Theil  zu  nehmen.  Er  wurde  für  das 
Jahr  208  wieder  zum  Consul  erwählt  und  in  dem  ausführlichen 
Berichte  darüber  von  Livius')  findet  sich  nichts  über  eine  Ein- 
busse an  Würde  und  Ehre,  welche  er  erlitten  hätte.  Kurzimmer 
erkennt  man,  dass  ausser  dem  Geldverlust  kein  anderer  Nachtbeil 
mit  einer  Verurtheilung  durch  die  Tributcomitien  verbunden  war. 

Man  kann  fragen,  weshalb  trotz  dieses  Verhältnisses  den- 
noch öfters  Angeklagte  freiwillig  in  die  Verbannung  gingen, 
wie  es  z.  B.  Camillus  nach  der  eben  erwähnten  Anklage  that. 
Das  liegende  Vermögen  verfiel  bei  einer  Verurtheilung,  welche 
bei  freiwilliger  Verbannung  sicher  eiutrat,  der  Einziehung  und 
auch  von  sonstiger  Habe  war  Vieles  erreichbar.  Die  Gründe 
werden  zu  verschiedenen  Zeiten  und  auch  bei  verschiedenen 
Verhältnissen  verschieden  gewesen  seiu.  ln  der  ältesten  Zeit 
der  Republik  war  es  ohne  Zweifel  Unzufriedenheit  mit  der  poli- 


a)  Dionys.  X,  42.  Vergl.  I,  277  tigd. 

b)  Liv.  V,  32. 

c) )  Liv.  XXVII,  34. 
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tischen  Lage  des  Staates:  hochgestellte  Männer,  die  sich  um 
das  Vaterland  verdient  gemacht  hatten  und  dann  von  dem  Hasse 
ihrer  Mitbürger  getroffen  wurden  (und  ihre  Zahl  war  grösser, 
als  es  nach  der  geschichtlichen  Ueberlieferung  der  einzelnen 
Fälle  scheint),  mochten  nicht  länger  in  dem  Römischen  Staate, 
der  sich  damals  noch  nicht  durch  besondere  Macht  auszeichnete, 
bleiben.  Dies  war  wahrscheinlich  der  Fall  mit  CamiHus,  welcher 
Veji  erobert  hatte  und  der  beste  Feldherr  seiner  Zeit  war:  er 
zürnte  wegen  der  Undankbarkeit  seiner  Mitbürger.  Später  such- 
ten Angeklagte  ihr  Vermögen  zu  retten,  wie  es  wahrscheinlich 
jene  für  die  Anlage  einer  Colonie  in  Ardea  ernannten  Dreimän- 
ner thaten,  die  von  den  Tribunen  vor  dem  Volke  angeklagt  den 
Process  dadurch  vermieden,  dass  sie  selbst  in  der  von  ihnen 
angelegten  Colonie  blieben.“)  Dazu  kam  die  Furcht  vor  Ge- 
fänguiss,  wie  es  in  Folge  der  Verurtheilung  zu  einer  Geldstrafe 
L.  Scipio  getroffen  hätte,  wenn  er  nicht  durch  die  unerwartete 
Hochherzigkeit  eines  Tribunen  befreit  worden  wäre.  Die  das 
Strafurtheil  ausführeuden  Beamten  hatten  so  grosse  Befugnisse, 
dass  es  sich  lohnte,  denselben  durch  freiwillige  Verbannung  zu 
entgehen.  Eine  Veränderung  in  diesen  Verhältnissen  brachte 
erst  ein  im  Jahre  104  v.  dir.  gegebenes  Gesetz  des  Volkstribu- 
nen L.  Cassius  Longinus  hervor:  es  bestimmte,  dass  derjenige, 
welchen  das  Volk  verurtheilt  oder  dem  es  seinen  Oberbefehl  ge- 
nommen hätte,  nicht  im  Senate  bleiben  sollte.  Somit  schuf  es 
für  die  Mitglieder  des  senatorischen  Standes  eine  Art  von  Ehr- 
losigkeit.1') Eine  Wiedereinsetzung  der  Verurt heilten  war,  wenn 
es  sich  um  Geldstrafe  handelte,  nicht  möglich:  sie  hätte  jedes- 
falls  nur  so  geschehen  können,  dass  durch  Volksbeschluss  eine 
Schenkung  im  Betrage  der  eingezogenen  Geldstrafe  stattgefunden 
hätte.  Nur  von  einem  solchen  Versuche  wird  berichtet.  Als  der 
verurtheilte  Cousular  T.  Romilius  später  für  die  Forderungen  der 
Plebs  im  Senate  auftrat,  erklärte  der  Tribun,  welcher  seine 

a)  Liv.  IV,  11.  S.  oben  8.  251. 

b)  Ascon.  in  Cic.  Com.  p.  78  L.  Cassius  L.  f.  Longinus,  tribunus  plc- 
bis,  C.  Mario  C.  Flavio  cos.  plures  leges  ad  rainuendam  nobilitatis  po- 
tentiam  tulit,  in  quibus  hane  etiam,  ut,  quem  populus  damnasset  cuive 
imperium'abrogasset , in  senutu  non  esset.  Vergl.  oben  S.  70. 
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Verurtheilung  (lurchgesetzt  hatte,  er  wolle  ihm  die  Erlegung  der 
Geldstrafe  erlassen.")  Er  hätte  einen  besondern  Volksbeschluss 
einholen  müssen  darüber,  dass  die  Strafe,  für  die  vielleicht  nur 
Bürgen  gestellt  und  die  noch  nicht  erlegt  war,  erlassen  werden 
sollte.  Romilius  nahm  freilich  das  Anerbieten  aus  religiösen 
Gründen  nicht  an.  Verschieden  war  es  natürlich,  wenn  der  An- 
geklagte, ohne  die  Geldstrafe  zu  zahlen,  freiwillig  in  die  Ver- 
bannung gegangen  war,  wie  es  Camillus  gethan  hatte.  Er  wurde, 
wenngleich  durch  Tributcomitien  verurtheilt,  doch  durch  Centu- 
riatcomitien  zurückgerufen  und  in  seine  Güter  und  Würden  wie- 
der eingesetzt. b) 

Es  bleibt  noch  übrig , von  einigen  Aeusserlichkeiten  der  tri- 
bunicischen  Volksgerichte  zu  sprechen.  Freilich  ist  uns  darüber 
nicht  viel  bekannt  und  bildliche  Darstellungen  von  Gerichtsscenen 
sind  uns  nicht  erhalten.  Der  Ort,  an  welchem  die  Tributcomi- 
tien  gehalten  wurden,  war  unbestimmt:  sie  konnten  überall  ge- 
halten werden,  so  weit  die  Gewalt  der  Tribunen  reichte.  Des- 
halb mochte  in  alten  Zeiten,  als  die  Tribunen  Beamte  nur  der 
Plebs  waren  und  ihre  Gerichtsbarkeit  auf  die  Plebejer  einge- 
schränkt blieb,  der  Ort,  an  welchem  sie  Gericht  hielten,  ein 
sehr  verschiedener  sein , wenngleich  der  Markt , an  welchem  von 
selbst  die  grösste  Menge  Menschen  zusammenzuströmen  pflegte, 
immer  am  geeignetsten  dazu  war.  Grössere  Stetigkeit  und 
Würde  erhielten  ihre  gerichtlichen  Verhandlungen,  als  sie  Be- 
amte des  Gesammtstaates  waren  imd  an  Auspicien , sowie  an 
den  patricischen  Calender  gebunden  waren : seitdem  wurden  be- 
stimmte Plätze  gebräuchlich  und  es  wird  als  etwas  Besonderes 
erwähnt , dass  die  Centuriatcomitien  in  Manlius  Capitolinus’  Pro- 
cess  im  Poetelinischen  Hain  gehalten  wurden.  Am  gewöhnlich- 
sten fanden  wohl  die  gerichtlichen  Untersuchungen  auf  dem 
Markte  statt  und  dort  schlossen  sich  daran  im  vierten  Termine 
die  Tributcomitien:  die  Tribunen  selbst  nahmen  dann  ihren 
Platz  auf  der  Rednerbühne  (rostra),  die  iuaugurirt  und  ein  tcmplnm 

a)  Diouys.  X,  52  dsplrjjii  t<üv  £xtio|ax-iov  Ird  rjj  xcd  i;  to 
Sta).XaTTOjjiai.  Vergl.  I,  279. 

b)  Liv.  V,  46;  Cic.  de  dom.  32,  86. 
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war.*)  Dort  werden  sie  erwähnt  bei  dem  Processe  von  P.  Sci- 
pio:  die  anklagenden  Tribunen  nahmen  bei  Tagesanbruch  ihren 
Platz  auf  der  Rednerbühne  einb),  von  der  Rednerbühne  aus  führte 
P.  Scipio  das  Volk  mit  sich  auf  das  Capitol.  Bei  einer  Anklage, 
welche  C.  Decianus  als  Volkstribun  leitete,  befand  er  sich  auf 
der  Rednerbühne.0)  Auch  bei  Milos  Process  befand  sich  Clo- 
dios,  der  anklagende  und  das  Gericht  leitende  Aedil,  auf  der 
Rednerbühne. d)  Aber  auf  dem  Platze  des  Capitols  wurde  die- 
jenige Versammlung  gehalten,  in  welcher  der  Staatspächter  M. 
Postumius  zu  einer  Geldstrafe  verurtheilt  worden  wäre,  wenn 
dessen  Genossen  nicht  Gewalt  gebraucht  hätten0),  und  die  letz- 
ten Tributcomitien,  welche  Ti.  Gracchus  vor  seiner  Ermordung 
bald  in  Processen,  bald  zur  Annahme  von  Gesetzen  hielt,  wurden 
abwechselnd  anf  dem  Markte  und  dem  Capitole  gehalten.  Als 
Cicero  seinen  Gegner  Verres  mit  einer  Perduellionsklage  vor 
dem  Volke  bedrohte,  sagte  er,  er  werde  diese  wegen  der  Aedi- 
lität,  zu  welcher  er  erwählt  war,  „von  einem  höheren  Orte  aus  ” 
führen r):  er  bezeichnet  damit  den  Amtssitz,  den  er  einnehmen 
würde,  einen  bestimmten  Ort,  an  dem  er  den  Process  führen 
würde,  nennt  er  nicht.  Also  auch  bei  einem  Processe,  welcher 
durch  Centuriatcomitien  entschieden  werden  musste,  befand  sich 
der  Ankläger  während  der  Untersuchungstermine,  welche  er  lei- 
tete , auf  einem  erhöhten  Sitze.  Dagegen  der  Angeklagte  befand 
sich  nicht  auf  der  Erhöhung,  auf  welcher  der  Beamte  sass:  er 
stand  zu  den  Füssen  desselben*);  er  trat,  wenn  er  vorgerufen 
wurde,  an  die  Rednerbühne  heran. h)  Ebendaselbst  befanden 
sich  ohne  Zweifel  die  Zeugen,  welche  verhört  wurden,  die  Ver- 

a)  Liv.  VIII,  14;  Cic.  in  Vat.  10,  24. 

b)  Liv.  XXXVIII,  51  tribuni  in  rostris  prima  lucc  consederunt. 

c)  Val.  Max.  VIII,  1,  2;  Schob  Bob.  p.  230;  Cic.  p.  C.  Rab.  9,  24. 

d)  Cic.  ad  Q.  fr.  II,  3,  2. 

e)  Liv.  XXV,  3. 

f)  Cic.  in  Verr.  I,  5,  14  Hane  ego  causam  cum  agam  bcneficio  populi 
Romani  de  loco  superiore,  non  vereor  u.  s.  w, 

g)  Liv.  XXXVIII,  53  Sub  pedibus  vestris  stabit,  tribuni,  domitor  ille 
Africae , Scipio?  Cf.  c.  52  sub  rostris  rcum  stare. 

b)  Liv.  XXXVIII,  51  Citatus  reus  magno  agminc  amicorum  clientium- 
«I  uc  per  mediam  coutionem  ad  rostra  subit. 


Digitized  by  Google 


298 


Aeussere  Foimen  des  Gerichtes. 


theidiger  und  sogenannten  Advocaten  des  Angeklagten.  Das  ist 
ein  grosser  Unterschied  mit  den  gewöhnlichen  Gerichten,  wo 
Ankläger  und  Angeklagte  auf  gleicher  Stufe  stehen:  bei  den 
ausserordentlichen  Volksgerichten  zeigt  der  Platz  selber , welchen 
der  Ankläger  einnimmt,  dass  seine  Stellung  eine  höhere,  eine 
einflussreichere  ist  Sonstiges  über  die  Aeusserliehkeiten  ist 
nicht  bekannt.  M.  Cato  soll  als  Prätor  ohne  Tunica,  nur  in 
der  praetexta , Recht  gesprochen  haben,  indem  er  behauptete, 
dies  sei  uralte  Sitte“).  Auf  die  Tribunen,  welche  keine  /wae- 
texta  trugen,  passt  dies  nicht;  aber  möglich  ist  es,  dass  für  die 
Kleidung  auch  des  Gerichtbaltenden  Tribunen  eine  alte,  später 
abgekommene,  Sitte  eingeführt  war.  ln  den  Schwurgerichten 
war  es  später  gebräuchlich , dass  der  Vorsitzende  curulische  Be- 
amte, wenn  er  die  Verurtheilung  aussprach,  seine  praetexta  ab- 
legte h) : eine  Sitte , welche  ohne  Zweifel  ebenso  in  allen  Gerich- 
ten, welche  Cousuln,  Prätoren  und  ihnen  gleichstehende  Beam- 
ten hielten,  bestand;  ob  aber  etwas  ähnliches  bei  den  tribunici- 
scheu  und  aedilicisehen  Volksgerichten  gebräuchlich  war,  wissen 
wir  nicht, 

Ueber  die  Formen , welche  bei  der  Vorladung  eines  vor  dem 
Volksgerichte  Anzuklagenden  beobachtet  wurden,  erfahren  wir 
wenig.  Wir  meinen  hier  nicht  die  Formen  und  namentlich  nicht 
die  Auspieien,  unter  denen  Centuriat-  und  Tributcomitien  berufen 
wurden:  wir  übergehen  sie  hier,  weil  sie  sich  nur  im  Zusam- 
menhänge mit  allen,  auch  zu  andern  Zwecken  dienenden  Volks- 
versammlungen behandeln  lassen.  Aber  aus  dem  Formelverzeich- 
nisse über  einen  alten,  von  einem  ausserordentlichen  Quästor 
gehaltenen  Capitalprocess')  sehen  wir,  dass  es  Sitte  war,  den 
Hornbläser,  welcher  die  Centuriatcomitien  ankündigte,  auch 
vor  das  Haus  des  Angeklagten  zu  schicken,  und  PlutarchJ)  giebt 
diese  Form  als  nothwendig  zur  Verurtheilung  eines  Römischen 
Bürgers  an.  Man  kann  sich  nur  denken,  dass  dies  am  vierten 


a)  Val.  Max.  III,  t>,  7 ; Ascon.  in  Scaur.  p.  30. 

I»)  Val.  Max.  IX,  12,  7. 

c)  Varro  de  ling.  Lat.  VI,  9,  90.  Vergl.  oben  S.  100. 

d)  Plut.  C.  Gracch.  3. 
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und  letzten  Termine  geschah:  denn  an  ihm  allein  fanden  eigent- 
liche Comitien  statt,  an  den  übrigen  Terminen  nur  formlose 
Coutionen:  es  war  eine  Förmlichkeit,  um  zu  verhüten,  dass  Je- 
mand , der  sicli  sonst  um  Staatsangelegenheiten  nicht  kümmerte, 
ohne  es  zu  ahnen,  von  dem  Volksgerichte  verurtheilt  würde.78) 
Bei  den  Tributcomitien  war  natürlich  von  einem  Hornbläser 
nicht  die  Rede.  Wir  müssen  indessen  noch  auf  die  diei  dictio, 
bei  welcher,  wie  wir  gesehen“),  der  Anzuklageude  nicht,  zuge- 
gen zu  sein  brauchte,  zurückkommen.  Wir  haben  aus  der  spä- 
teren Zeit,  wo  mehrere  Termine  gehalten  werden  mussten,  keine 
Nachricht  darüber,  ln  der  früheren  Zeit  beim  Processe  Corio- 
lans  heisst  es,  der  anklagende  Tribun  habe  in  einer  plebejischen 
Versammlung,  welche  er  zu  diesem  Zwecke  berufen  hatte,  den 
Tag  angegebeu , an  dem  er  das  gerichtliche  l’rtheil  über  Coriolan 
durchführen  wollte  und  habe  nicht  nur  die  in  der  Stadt,  son- 
dern auch  die  auf  dem  Laude  wohnenden  Plebejer  gebeten, 
zahlreich  an  dem  Tage  zu  erscheinen.11)  Als  dann  nach  dem 
uothwendigen  Erlasse  des  Senatsbeschlusses  und  überhaupt  dem 
Uebereinkommen  der  Stände  derProcess  wirklich  vor  sich  gehen 
sollte,  heisst  es  wieder,  die  Tribunen  hätten  in  der  Volksver- 
sammlung den  Tag  des  Gerichtes  angesagt  und  zu  zahlreichem 
Erscheinen  aufgefordert. c)  Ursprünglich  also  genügte  >lie  An- 
kündigung in  einer  dazu  berufenen  Versammlung  der  Plebs, 
selbst  dem  anzuklagenden  Patricier  gegenüber:  er  scheint  die 
Nachricht  von  seiner  Anklage  nur  durch  das  allgemeine  Gerücht 
erhalten  zu  haben.  Ebenso  lauten  die  Berichte  bei  dem  Processe, 
welchen  Cn.  Genucius  gegen  die  Consuln  des  früheren  Jahres 


a)  Vergl.  oben  S.  237  Ögd. 

b)  Dionys.  VII,  38  £(x(vvio;  ’>  J^fiapya;  suvayaftuv  xo  itXr(i)o;  ei;  £xxXr(- 
oiav  eitxev  r^spa-/ . ev  r,  O'JvxtXeiv  {jaeXX*  tj)v  nepi  xoä  MapxiV.*  xpioiv , xai 
napExctXei  xoü;  te  ’xaxä  rdXiv  ü-dpyrovxa;  ailp^ui;  r(xetv  irrt  xr,v  Sidyvtuotv 
rf,s  tixr,;  xal  xovi;  i~\  xtüv  äypüiv  Xiaxpfßovxa; , dtpeplvci'j;  xiöv  £pytuv,  ei; 
xnv  a'JXrjv  ^pi£pav  äravxäv. 

c)  Dionys.  Vll,  58  oi  i/jpiap^ot  irpoeXUdvxE;  el;  xäjv  ayopäv  aovexdXe- 

oav  Et;  ixxXrjOtav  xov  8r([iov  — xal  Jtpoeiirov  , £v  xijv  8(xr(v 

tpieXXov  IztxeXelv,  etc  S,v  dixavxa;  Ifilo'it  ?(xetv  xoö;  ~oX(xa;.  Vergl.  Liv. 
II,  56  Quirites  — crastino  die  adeste. 
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begann*),  bei  dem  gegen  Ap.  Claudius. b)  Bei  der  Anklage 
gegen  Kaeso  Quinctius  wird  eine  Nachricht,  welche  mau  dem 
Angeklagten  habe  zukommen  lassen,  erwähnt'),  aber  nach  den 
Erzählungen  über  spätere  Anklagen d)  scheint  es,  als  ob  dies 
nicht  eine  nothwendige  Form,  sondern  nur  besondere  Gefällig- 
keit gegen  die  Angeklagten  gewesen  sei.  Darnach  ist  es  wahr- 
scheinlich, dass  es  auch  in  späterer  Zeit  genügte,  wenn  der  Tri- 
bun , welcher  eine  Anklage  beabsichtigte , in  der  contio  der  Plelw 
den  Tag  angab,  an  welchem  er  den  ersten  Termin  halten  wollte: 
es  führt  darauf  auch  der  Ausdruck  diei  dictio.  Es  wurde  dann 
diese  Ankündigung  wiederholt  in  einem  Erlasse,  der  die  Vorla- 
dung enthielt,  auch  wohl  dem  Anzuklagenden  besonders  mitge- 
theilt,  was  um  so  glaublicher  ist,  da  es  dem  Tribunen  freistand, 
denselben  festnehmen  zu  lassen  oder  Bürgen  für  sein  Erscheinen 
von  ihm  zu  fordern.  Bei  andern  Tribusversammlungen  wurden 
zuweilen,  wo  zahlreiche  Betheiligung  des  Volkes  wünschenswert!) 
war,  Boten  auf  dem  Lande  umhergeschickt,  um  die  Bürger 
aufzubieten.')  Verschieden  hiervon  ist  die  Förmlichkeit  bei  der 
Eröffnung  der  einzelnen  Termine.  Diese  geschieht,  indem  der 
Herold,  der  sich  neben  dem  Beamten  auf  der  Rednerbühne  be- 
findet, den  Anzuklagenden  aufruft  (citat),  worauf  dieser  heran- 
tritt und  antwortet.  Dies  wird  anschaulich  geschildert  von  Li- 
vius  r)  bei  dem  zweiten  mit  P.  Scipio  abgehaltenen  Termine.  Der 
Angeklagte  wird  von  dem  Herold  aufgerufen , er  erscheint  sammt 
seinen  Freunden  und  Clienten  und  fordert  die  Versammlung  auf, 
mit  ihm  nach  dem  Capitol  zu  gehen.  Alle  folgen , selbst  die 
Schreiber  und  Amtsboten  der  T ribunen : diese  mit  dem  Herolde, 
der  seine  Aufforderung  an  den  Angeklagten  wiederholte,  blieben 
allein  übrig.  Aber  auch  bei  andern  Terminen  wird  diese  Förm- 


a)  Dionys.  IX,  37  und  38. 

b)  Dionys.  IX,  54. 

c)  Dionys.  X,  5 irapayf eö.av-e;  S’aÜTij»  -apetvoi  rpöc  töv  Sqjxov. 

d)  Dionys.  X,  34  und  48. 

e)  App.  bell.  civ.  I,  24. 

f)  Liv.  XXXVIII,  51  Citatus  reus  — ad  rostra  subit  und  nachher  (nt 
cum  tribunis)  praeter  servilem  comitatum  et  praeconem , qui  reura  ex  r&- 
stris  eitabat,  nemo  esset.  Vcrgl.  c.  52  und  oben  S.  263. 
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lichkeit  erwähnt  und  dass  sie  nothwendig  war,  ergiebt  sich  selbst 
aus  den  schon  früher  angeführten“)  Worten  Ciceros,  der  von 
seinem  eigenen  Proeesse  spricht:  „es  sei  gegen  ihn  weder  der 
Befehl  erlassen  worden  zu  erscheinen”,  was  auf  die  diei  dictio 
geht;  „noch  sei  er  aufgerufen”,  was  sich  auf  die  Eröffhungs- 
förmlichheit  der  einzelnen  Termine  bezieht;  „noch  angeklagt  wor- 
den”, was  die  drei  gegen  den  Anzuklagenden  abzuhaltenden 
Termine  bezeichnet.  Aus  der  eben  erwähnten  Schilderung  bei 
Livius,  wo  es  heisst,  der  Herold  habe,  als  P.  Scipio  mit  dem 
gesammten  Volke  fortgegangen,  seine  Aufrufungen  fortgesetzt, 
darf  man  sogar  sehliessen,  dass  derselbe,  im  Falle  der  Anzu- 
klagende nicht  sogleich  antwortete,  seine  Citation  wiederholen 
musste : erst  wenn  dies  eine  bestimmte  Anzahl  von  Malen  ge- 
schehen war,  galt  der  nicht  Erscheinende  als  abwesend. 

Cicero  sagt  in  seiner  Schilderung  der  Volksgerichte b),  es 
sei  dem  Angeklagten  Vieles  verstattet,  um  den  Zorn  des  Volkes 
zu  besänftigen  und  das  Mitleiden  desselben  zu  erregen.  Es  gilt 
aber  als  Angeklagter  (rem)  derjenige,  dem  zu  seiner  Verant- 
wortung ein  Termin  von  dem  Beamten  gesetzt  ist.  Festus  sagt 
zwar'),  reua  heisse  derjenige,  welcher  sich  gerichtlich  verant- 
worte; aber  er  will  damit  nicht  den  Zeitpunkt,  von  dem  Jemand 
reua  zu  sein  beginnt,  bezeichnen.  Durch  viele  Beispiele  seit 
den  ältesten  Zeiten  steht  es  fest,  dass  schon  derjenige,  welchem 
sein  Termin  zur  Verantwortung  angesetzt  war,  das  that,  was 
die  Sitte  von  dem  Angeklagten  forderte,  und  als  reua  betrachtet 
wmrde.  Schon  bei  dem  ersten  Volksgerichte,  dem  Coriolaus, 
sagt  Liviusd),  sobald  sein  Termin  augesetzt  war,  seien  alle 
Patricier  bittend  bei  der  Plebs  umhergegangen:  „man  hätte  sie 
alle  zusammen  rei  nennen  können”.  Auch  bei  den  Schwurge- 
richten späterer  Zeit  heisst  derjenige,  gegen  welchen  die  Klage 


a)  S.  oben  S.  244.  Cic.  de  dom.  17,  45  quid  iudignius  quam  qui  neque 
adesse  sit  iussus  neque  citatus  neque  accusatus,  de  eius  capite  — pcrditos 
suffragium  ferre. 

b)  Cic.  de  dom.  17,  45  cum  multa  ctiam  ad  placaudum  atque  ad  rni- 
sericordiam  reis  concessa  sint. 

c)  Festus  p.  273  Heus  nunc  dicitur,  qui  causam  dicit. 

d)  Liv.  n,  35. 
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angenommen  ist,  reu«,  selbst  wenn  noch  kein  Termin  stattge- 
funden hat.  Die  Sitte  verlangte,  dass  der  Angeklagte  in  seinem 
Aeussem  Trauer  zeigte  und  dadurch  das  Mitleid  des  Volkes  zo 
erregen  suchte.  Wie  die  Bewerber  um  Ehrenstellen  sich  heiter 
und  in  glänzender  Kleidung  zu  zeigen  pflegten,  so  trugen  um- 
gekehrt Angeklagte  ihre  Bekümmeruiss  und  Angst  zur  Schau. 
Es  gehörte  dazu  Veränderung  der  sonst  gewöhnlichen  Kleidung 
(vestis  mutatio),  Ablegen  der  Auszeichnungen,  welche  den  Se- 
natoren oder  dem  Kitterstande  zukommen,  auch  der  goldenen 
Ringe1),  Wachsenlassen  des  Bartes,  seit  der  Zeit,  wo  es  die 
Mode  verlangte  ohne  Bart  zu  seinh),  und  manches  Andere,  was 
gleicherweise  bei  Familien  - oder  allgemeiner  Landestrauer  Sitte 
war.  Eine  kurze  Andeutung,  wie  Cicero  sich  nahm,  als  ihm 
Anklage  drohte,  giebt  Appian*):  es  heisst,  er  habe  ein  Ritter- 
kleid angezogen.  Näher  auf  die  Einzelheiten  hiervon  einzugeben 
unil  die  verschiedenen  Meinungen  älterer  und  neuerer  Gelehrten 
darüber  zu  prüfen,  gehört  nicht  in  eine  Darstellung  des  Gerichts- 
wesens. Nicht  bloss  die  Angeklagten  selbst  zeigten  sich  so  dem 
Volke,  sondern  auch  ihre  Verwandten  und  Freunde.  Als  der 
Decemvir  Ap.  Claudius  von  dem  Tribunen  M.  Verginius  ange- 
klagt und  in  das  Gefängniss  geworfen  war,  erschien  sein  Oheim 
C.  Claudius,  trotzdem  er  früher  seines  Neffen  politischer  Gegner 
gewesen  war,  in  Trauerkleidern  sammt  seinen  Clienten  und 
Gentilen  auf  dem  Markte,  die  einzelnen  Bürger  um  Gnade  für 
seinen  Verwandten  bittend. d)  Bei  Manlius  Capitolinus’  Pro- 
cesse  galt  es  als  besonders  auffallend , dass  der  Angeklagte  allein 
in  Trauerkleidern  war,  seine  Brüder,  Verwandten,  Schwäger, 
alle  Patricier  überhaupt  ihren  Hass  gegen  ihn  durch  die  gewöiiu- 
liche  Kleidung,  in  welcher  sie  sich  öffentlich  sehen  liessen,  be- 
zeugten.') Bei  der  Anklage  des  Consuls  C.  Sempronius  im 
Jahre  422  v.  Chr.  erklärten  sogar  vier  Collegen  des  anklagen- 

a)  Liv.  XL111,  16  principe«  civitatis  in  eonspeetu  jwpuli  anulis  po®°* 
vestera  mutarunt. 

b)  Vergl.  Gell.  111,  4. 

c)  App.  bell.  civ.  II,  15:  Dio  Cass.  XXXVII4  14. 

d)  Liv.  UI,  58. 

e)  Liv.  VI,  20. 
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ilen  Tribunen , sie  würden  zugleich  mit  dem  Angeklagten  Trauer- 
kleider anlegen  und  erzwangen  dadurch  ein  Aufgeben  des  Pro- 
cesses.  *)  Nur  selten  war  es  und  galt  als  Zeichen  hochherziger 
Gesinnung  und  ungebeugten  Mnthes,  dass  Einzelne  bei  ihrer 
Anklage  kein  Mitleid  zu  erregen  suchten  und  sich  vor  dem  Volke 
nicht  demüthigten , wie  es  von  Ap.  Claudius , der  im  Jahre  470 
v.  dir.  angeklagt  wurde  und  von  P.  Scipio  berichtet  wird. b) 
Es  erhellt  aus  den  angeführten  Beispielen,  dass  die  Sitte  sich 
nicht  allmälig  aus  dem  Bewusstsein  von  der  Macht  des  Volkes 
bildete,  sondern  uralt  war;  wahrscheinlich  bestand  sie  schon, 
ehe  die  Volksgerichtsbarkeit  überhaupt  eingeführt  war,  bei  den 
Processen,  welche  vor  den  Königen  geführt  wurden.  Sie  musste 
nur  ausgedehnter  werden  und  mehr  zur  Geltung  kommen,  als 
das  Urtheil  von  dem  Einzelnen,  der  um  seiner  selbst  willen  meist 
auf  Gerechtigkeit  halten  musste,  au  die  allen  Leidenschaften  zu- 
gängliche Menge  übertragen  wurde.  Sonst  erscheint  sie  schon 
in  den  ältesten  Zeiten  wunderbar  ausgebildet,  da  alle  Verwandte 
und  sonstige  Angehörige  des  Angeklagten  auftraten:  kaum  liess 
sich  etwas  Neues  dazu  erfinden  und  die  spätere  Zeit  schuf  auch 
nur  Einzelnes  auf  besonderen  Verhältnissen  beruhendes,  z.  B.  dass 
ein  Sohn  für  seinen  Vater  im  Angesichte  des  Volkes  den  An- 
kläger batc) , oder  dass  die  Kinder  des  Angeklagten  bei  dem 
Termiue  erschienen,  wie  es  beim  Processe  von  Ser.  Galba  ge- 
schah*1) oder  in  Bezug  auf  die  Reden  der  Vertheidiger.  Denn 
Advocaten  im  Römischen  Sinne,  welche  durch  ihr  Erscheinen 
vor  Gericht  ihre  Theilnahme  an  dem  Schicksale  des  Angeklag- 
ten bekundeten , gab  es  seit  den  ältesten  Zeiten. 

Diese  Sitte,  auf  das  Gefühl  der  Richtenden  eiuzuwirken, 
ihren  Zorn  oder  ihr  Mitleid  zu  erregen,  ist  belehrend  für  die 
Stellung,  welche  überhaupt  die  Volksgerichtsbarkeit  bei  den 
Römern  einnahm.  Nach  unsern  und  zum  Theil  auch  des  Grie- 
chischen Alterthums  Ansichten  ist  eine  solche  Einwirkung  un- 
zulässig und  mit  der  Unparteilichkeit  der  Rechtspflege,  welche 

a)  Liv.  IV,  42. 

b)  Ueber  jenen  spricht  Liv.  11,  Gl ; über  diesen  Gell.  111,  4. 

c)  Val.  Max.  VIII,  1,  3. 

d)  Val.  Max.  VIII,  1,  2. 
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die  Thatsachen  und  die  Beweggründe  derselben  allein  ins  Auge 
fasst,  unverträglich:  die  Hörner  nahmen  indessen  nicht  diesen 
Standpunkt  ein.  Es  kam  ihnen  nicht  auf  Recht  oder  Unrecht, 
auf  Schuld  oder  Unschuld,  sondern  nur  auf  Freisprechung  oder 
Verurtheilung  an.  Es  dauerte  lange,  ehe  sie  ihren  Strafgerich- 
ten diesen  Character  nahmen:  trotz  der  Veränderungen,  welche 
später  in  den  Gerichten  eintraten,  ist  ihnen  dies,  so  lange  der 
Freistaat  bestand,  nicht  gelungen.  Denn  man  wagte  es  nicht, 
den  Grundsatz,  dass  die  Volksversammlung  die  höchste  Entschei- 
dung über  Bürger  habe,  aufzugeben  und  erst  die  Kaiserregiening, 
so  sehr  sie  auch  sonst  andere  Gebrechen  herbeiführte,  änderte 
den  Character  der  Strafgerichte.  Das  Volk  in  seiner  Masse  ist 
für  die  Entscheidung  von  Rechtsfragen  untauglich:  es  winl  von 
Leidenschaften  und  persönlichen  Beweggründen  geleitet.  Das 
Privatrecht  nahm  einen  glücklicheren  Verlauf.  Nachdem  durch 
Servius  Tullius:  Einrichtung  das  eigentliche  Urtheil  in  die  Hände 
einzelner,  von  den  Parteien  vereinbarter,  Richter  gekommen  war, 
wurde  es  juristisch  ausgebildet  und  seine  Gerechtigkeit  und  Un- 
parteilichkeit waren  uubezweifelt.  Das  Criminalreeht,  welches 
durch  die  Volksgerichte  geübt  wurde,  hatte  stets  einen  politischen 
Character,  nicht  nur  da  wo  es  sich  um  politische  Vergehen  oder 
um  politisch  hervorragende  Personen  handelte,  sondern  auch  wo 
wirkliche,  gemeingefährliche  Verbrechen  bestraft  werden  sollten. 
Dass  des  jüngern  Africanus  Ermordung  ohne  Untersuchung  blieb, 
wird  besonders  angemerkt,  wegen  der  hohen  Stellung  des  Er- 
mordeten; aber  ähnliche,  nur  äusserlich  weniger  hervortretende, 
Fälle  werden  vielfach  vorgekommen  sein,  ohne  Aufsehn  zu  erre- 
gen. Es  ist  zu  verwundern,  dass  dies  Verlassen  der  Gerechtig- 
keit in  einem  so  wichtigen  Zweige  der  Rechtspflege  nicht  zu 
schlimmeren  Folgen  geführt  hat,  wie  sie,  das  Gemeinwesen  zer- 
störend, in  den  Griechischen  Staaten  hervortraten:  man  muss 
dies  dem  grossen  Einflüsse  zuschreiben,  welchen,  trotzdem  dass 
die  eigentliche  Entscheidung  beim  Volke  lag,  die  Beamten  durch 
Anklagen,  Leiten  des  Processes  und  Einspruchthun  ausübten: 
erst  als  auch  sie  durch  übermässigen  Ehrgeiz  und  Habsucht  ver- 
derbt waren,  trat  ungeachtet  der  inzwischen  geschehenen  Be- 
schränkung der  Volksgerichte  deren  Verderblichkeit  in  vollem 
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Masse  hervor.  Aber  man  würde  Unrecht  thun,  wenn  man  diese 
Uebelstände  nur  der  Entstehung  der  Provoeation  und  des  ausser- 
ordentlichen tribunicischen  Verfahrens  zuschreiben  wollte:  sie 
würden  in  diesem  Falle  allmälig  aufgetreten,  allmälig  gewachsen 
sein.  Sie  erscheinen  aber  sogleich  in  den  ersten  Processen  der 
Republik  in  einer  Ausdehnung,  dass  man  sie  als  in  uralter  Sitte 
begründet  ansehen  muss.  Aus  dieser  entsprang  die  Einsetzung 
der  Volksgerichtsbarkeit  selber  und  erst  als  sie  überwunden  war, 
konnte  der  Grundsatz,  dass  auch  im  Strafverfahren  äusseres 
Recht  und  innere  Gerechtigkeit  Hand  in  Hand  gehen  müssten, 
zu  thatsächlicher  Geltung  gelangen. 

Zehntes  Capitel. 

Die  ans  bekannten  Proeesse , welche  vor  dem  Volke  in  Tribntcomitien  ge- 
führt wurden , nach  der  Zeitfolge  geordnet.  Sie  reichen  bis  in  die  Zeit, 
wo  die  Schwurgerichte  entstanden. 

Wir  haben  bei  der  Schilderung  des  ausserordentlichen  Pro- 
cessverfahrens  vor  dem  Volke  vielfach  die  uns  überlieferten 
Fälle  von  Anklagen  durch  Volkstribunen  und  Aedilen  erwähnt. 
Es  ist  indessen  zweckmässig,  alle  derartigen  Beispiele,  welche 
bei  den  Schriftstellern  Vorkommen,  noch  besonders  zusammeu- 
zus teilen , und  zwar  wird  diese  Zusammenstellung  nach  der 
Zeitfolge  der  Proeesse  geschehen  müssen.  Denn  da  dieselben 
wegen  jeden  Vergehens  erfolgen  können  und  das  Verfahren  bei 
jeder  Anklage,  mag  sie  von  den  Tribunen  oder  Aedilen  aus- 
gehen , ein  und  dasselbe  ist , hat  nur  eine  solche  Anordnung 
eine  innere  Berechtigung  für  sich.  Eine  natürliche  Abtheilung 
der  Volksprocesse  entsteht  durch  die  verschiedenen  Befugnisse 
der  Centuriat-  und  Tributcomitien,  von  denen  jene  über  Capi- 
tal-, diese  über  Geldklagen  entschieden:  wir  werden  zunächst 
die  letzteren  verzeichnen,  von  der  Zeit  der  Zehnmänner  an  bis 
zum  Untergänge  der  Republik.  Denn  die  in  den  Anfang  der  Re- 
publik fallenden  haben  wir  schon  früher*)  vollständig  be- 
sprochen.79) 

a)  S.  I,  240  — 295;  oben  S.  30flgd. 
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441  v.  Chr.  Die  für  die  Colonie  Ardea  ernannten  Drei- 
männer Menenius  Agrippa,  T.  Cloelius  Siculus,  M.  Aebutius 
Elva,  waren  gleicher  Weise  hei  den  Patriciern  wie  bei  den  Ple- 
bejern unbeliebt.  Denn  jene  hatten  sie  beleidigt,  weil  sie  un- 
parteiisch, ohne  auf  die  Empfehlung  mächtiger  Freunde  zu  achten, 
das  Land  angewiesen  hatten,  diese  zürnten,  dass  überhaupt 
Staatsländereien  an  die  Bundesgenossen  vertheilt  wurden.  Sie 
wurden  deshalb  von  den  Tribunen  angeklagt,  wahrscheinlich  auf 
Geldstrafe,  blieben  aber  in  ihrer  Colonie  und  entgingen  dadurch 
als  abwesend  der  gerichtlichen  Untersuchung.*) 

423  v.  Chr.  Die  Militärtribunen  des  vorigen  Jahres  M. 
Postumius  und  P.  Quinctius,  welche  bei  Veji  unglücklich  ge- 
kämpft hatten,  wurden  von  Volkstribunen  angeklagt.  Der  erste 
der  Angeklagten  M.  Postumius  wurde  zu  10000  As  Strafe  ver- 
urtheilt,  der  zweite,  dessen  Process  später  war,  freigesprochen. 
Er  entschuldigte  sein  Unglück  und  für  ihn  bat  flehentlich  beim 
Volke  der  berühmte  Quinctius  Capitol inus.b) 

422  v.  Chr.  Der  Cousul  des  vorigen  Jahres  C.  Sempronius 
Atratinus  wurde  von  dem  Volkstribunen  L.  Hortensius  wegen 
schlechter  Kriegführung  angeklagt:  schon  während  seines  Con- 
sulates  selbst  war  der  Angeklagte  von  einem  Tribunen  heftig 
angegriffeu  worden.')  Der  Ankläger  hatte  schon  den  ersteu 
Termin  angesetzt,  als  vier  von  seinen  Collegen  erklärten,  wenn 
er  bei  seiner  Anklage  beharrte,  zugleich  mit  dem  Angeklagten, 
als  ihrem  trüberen  Feldherrn,  Trauerkleider  aulegen  und  das 
Volk  für  ihn  bitten  zu  wollen.  Gesetzlich  hätten  sie  ohne  Zwei- 
fel Einspruch  thun  oder  den  Angeklagten,  wenn  er  sich  nicht 
stellte'1),  in  Schutz  nehmen  können;  allein  zu  einer  so  starken 
Massregel  mochten  sie,  wahrscheinlich  weil  wirklich  Grund  zur 
Anklage  vorlag,  nicht  schreiten:  sie  wandten  sich  an  die  Gnade 
des  Volkes.  Der  Ankläger  sah  sich  dadurch  bewogen,  von  der 
Anklage  abzulassen  °),  oder  vielmehr  das  Volk  zwang  ihn  durch 

a)  Liv.  IV,  11.  Vergl.  oben  S.  251. 

b)  Liv.  IV,  40  und  41. 

c)  Liv.  IV,  40. 

d)  S.  oben  S.  274. 

e)  Liv.  IV,  42.  Vergl.  oben  S.  277. 
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den  Beifall,  welchen  es  den  vier  Tribunen  zollte,  davon  abzu- 
stehen.*) Trotzdem  wurde  zwei  Jahre  später,  420  v.  Chr.,  die 
Anklage  gegen  Sempronius  von  drei  Volkstribunen,  L.  Antistius, 
Sex.  Pompilius  und  M.  Canulejus,  erneuert,  und  zwar  aus  Pri- 
vathass, weil  ein  V etter  des  Angeklagten  als  Militärtribun  einen 
Bruder  und  einen  Sohn  der  Ankläger  bei  der  Wahl  der  Quästo- 
ren zurückgesetzt  hatte:  sie  suchten  seine  Volksgunst  dadurch 
zu  mindern,  dass  sie  ihn  als  heftigsten  Widersacher  einer  beab- 
sichtigten Ackervertheilung  hinstellten.  Der  Angeklagte  ver- 
theidigte  sich  selbst  und  wurde,  wenngleich  die  Patricier  alles 
Mögliche  versuchten,  um  das  Volk  zu  begütigen,  zu  einer 
Strafe  von  15000  As  verurtheilt. ü) 

401  v.  Chr.  wurden  zwei  Militärtribunen  des  vorigeu  Jah- 
res, M'.  Sergius  und  L.  Vergiuius  von  drei  Volkstribunen,  P. 
Curiatius,  M.  Metilius  und  M.  Miuucius,  wegen  unglücklicher 
Kriegführung  angeklagt  und  jeder  zu  10000  As  Strafe  verur- 
theilt.') Es  scheint,  als  ob  beide  Angeklagten  zusammen  einen 
Termin  gehabt  haben : wenigstens  die  Ankläger  waren  bei  bei- 
den dieselben  und  die  Strafen  gleich. 

393  v.  Chr.  wurden  zwei  Volkstribunen  von  vor  zwei  Jah- 
ren A.  Vergiuius  und  Q.  Pompouius  vor  Tributcomitien,  ohne 
Zweifel  von  Volkstribunen,  angeklagt,  weil  sie  gegen  den  Vor- 
theil der  Plebs  Einspruch  gethan  hatten  und  jeder  zu  10000  As 
Strafe  verurtheilt,  wahrscheinlich  ebenfalls  in  einem  Termine. d) 
Es  ist  tlies  in  der  ältem  Zeit  das  einzige  Beispiel,  dass  Volks- 
tribunen für  ihren  Einspruch  nach  Niederlegung  ihres  Amtes  zur 
Rechenschaft  gezogen  wurdeu  und  Livius  schildert  die  Ent- 
rüstung der  Patricier,  welche  Unverautwortliehkeit  für  die  Tri- 
bunen verlangten.  Erst  in  der  letzten  Zeit  der  Republik  kommen 
Anklagen  auch  von  gewesenen  Volkstribunen  vor,  theils  in 
Volks-,  theils  in  Schwurgerichten,  aber  sie  geschehen,  weil 


a)  Val.  Max.  VI,  5,  2.  Vergl.  oben  S.  260. 

b)  Liv.  IV,  44.  Vergl.  oben  S.  151. 

c)  Liv.  V,  11  und  12.  Vergl.  oben  S.  205. 

d)  Liv.  V,  29.  Vergl.  S.  206. 
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sie  zum  angeblichen  Besten  der  Plebs  gewalttätiger  Weise  die 
Gesetze  verletzt  hatten.*) 

391  v.  Cbr.  wurde  M.  Furius  Camillus  von  dem  Volkstri- 
bunen L.  Appulejus  angeklagt.  Der  Anklagegrund  bestand  in 
der  Beschuldigung,  dass  Camillus  einen  Theil  der  Beute  von 
Veji  unterschlagen  habeb):  den  Hass  des  Volkes  batte  er  sich 
zugezogen,  weil  er  die  Plünderung  von  Falerii  nicht  erlaubt 
hatte.  Er  stellte  sich  wegen  Familientrauer  nicht  zu  den  Unter- 
8uchungsterminen c),  und  verschmähte  das  Anerbieten  seiner  Ver- 
wandten und  Tribusgenossen,  die  Geldstrafe  zu  erlegen.  Im 
Zorn  über  die  Undankbarkeit  seiner  Mitbürger  ging  er  in  die 
Verbannung,  worauf  er  abwesend  zu  einer  Strafe  von  15000  As 
verurtheilt  und  diese  sicherlich  aus  seinen  Gütern  eingezogen 
wurde:  auch  seine  freiwillige  Entfernung  wurde  durch  Volks- 
beschluss als  gesetzliche  Verbannung  erklärt.  Denn  später 
wurde  er  feierlich  durch  Centuriatcomitien  zurückgerufen  d)  und 
ihm  wohl  auch  seine  Güter  wiedergegeben.  Als  er  nachher  zum 
vierten  Male  Dictator  war,  368  v.  Chr.,  gerieth  er  in  einen 
neuen  Streit  mit  den  Volkstribunen.  Es  heisst,  diese  hätten 
ein  Gesetz  bei  der  Plebs  beantragt  und  die  Plebs  es  angenom- 
men, dass,  wenn  Camillus  etwas  gegen  den  Vortheil  der  Plebe- 
jer tbäte,  er  eine  Geldstrafe  von  500000  As  erlegen  sollte.  Nach 
Livius’  Darstellung*)  erscheint  dies  als  ein  sogenanntes  Privile- 
gium , wie  es  durch  die  zwölf  Tafeln  verboten  war  und  wie  man 
es  in  dieser  Zeit  nicht  annehmen  darf.  Dagegen  Plutarch')  be- 

a)  S.  I,  198  und  Anm.  98. 

b)  Dies  sagen  ausdrücklich  Liv.  V,  32;  Plut.  Cam.  12;  Zon.  VII,  22. 
Die  Gründe  zum  Volkshasse  führen  an  Plut.  c.  11;  Dio  Cass.  fr.  28;  Zon. 
1.  1.  Vergl.  auch  Diodor.  XIV,  117;  Dionys.  XIII,  5. 

c)  Plut.  Cam.  11.  -Vergl.  oben  S.  280  und  294. 

d)  Cic.  de  dom.  32,  8C  Kacso  ille  Quiuctius  et  M.  Furius  Camillus  et 
C.  Servilius  Ahala , cum  essent  optimc  de  republica  meriti,  tarnen  popoli 
incitati  vim  iracundiamc|uo  subierunt  dainnatique,  comitiis  ceuturiatis,  cum 
in  exilium  profugissent , rursus  ab  eodem  populo  placato  sunt  in  suam  prteu- 
n am  diguitatem  restituti,  wo  der  Ablativ  comitiis  centuriati*  mit  mti i»n 
zu  verbinden  ist,  wie  man  aus  Liv.  V,  40  ersieht.  Vergl.  oben  S.  290. 
I,  274  und  Anm.  126. 

e)  Liv.  VI,  38. 

f)  Plut.  Cam.  39. 
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richtet,  Camillus  hätte  für  eben  denselben  Tag,  an  welchem  die 
Volkstribunen  Tributcomitien  zur  Durchführung  ihres  Gesetzes 
halten  wollten,  eine  Aushebung  angesagt.  Damit  hätte  er  sich 
eines  Vergehens  gegen  die  tribunicische  Unverletzlichkeit  schul-  • 
dig  gemacht  und  es  wäre  vollkommen  begründet  gewesen , wenn 
er  deshalb  selbst  während  seines  Amtes  vor  Gericht  gezogen 
worden  wäre:  es  erscheint  sogar  als  ein  rücksichtsvolles  Beneh- 
men, wenn  ihm  deshalb  nur,  im  Falle  er  sein  Vergehen  wirk- 
lich ausführte,  eine  Geldstrafe  nach  Volksbeschluss  angedroht 
wurde.1) 

Nach  der  Ausgleichung  der  Stände  durch  die  Licinischen 
Gesetze  hören  wir  für  lange  Zeit  nichts  von  Anklagen  curulischer 
Beamten:  die  Heftigkeit  der  politischen  Parteikämpfe  hatte  aus- 
getobt und  die  Zulassung  der  Plebejer  zum  Consulate  beförderte 
die  Eintracht  zwischen  den  Tribunen  und  übrigen  Beamten, 
welche  bei  etwaigen  Ausschreitungen  durch  Verhandlungen  im 
Senate,  nicht  durch  Anklagen  vor  dem  Volke  gezügelt  wurden. 
Dagegen  tritt  eine  Anzahl  von  Processen  gegen  solche  auf,  welche 
sich  gegen  die  Ackergesetze  vergangen  hatten,  vor  dem  Volke 
geführt  von  den  Aedilen,  deren  besonderes  Amt  dies  gewesen 
zu  sein  scheint.  Zuerst,  heisst  es,  wurde  so  vor  das  Gericht 
des  Volkes  gebracht  der  Beantrager  des  'Ackergesetzes  selbst, 
C.  Licinius  Stolo,  der  im  Jahre  357  v.  Chr.  von  M.  Popilius 
Laenas,  wahrscheinlich  einem  Aedilen,  beim  Volke  angeklagt 
und  zu  10000  As  Strafe  verurtheilt  wurde. b)  Mehrere  Ankla- 
gen gleicher  Art  wurden  im  Jahre  298  von  den  Aedilen  auge- 
stellt*); im  Jahre  296  heisst  es,  seien  von  den  plebejischen 
Aedilen  Spiele  gegeben  worden  für  das  Geld,  welches  sie  als  Strafe 
wegen  Uebertretung  der  Ackergesetze  eiugetrieben  hatten*1);  im 
Jahre  293  wurde  von  den  curulischen  Aedilen  aus  gleichen 
Strafgeldern  eine  Strasse  nach  Bovillae  gebaut.*)  In  späterer 

a)  S.  oben  S.  222. 

b)  Liv.  VII,  16;  Val.  Max.  VIII,  6,  2;  Plin.  nat,  hist.  XVIII,  17;  Plut. 
Cam.  39;  Dionys.  XIV,  21. 

c)  Liv.  X,  13. 

d)  Liv.  X,  23. 

e)  Liv.  X,  47. 
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Zeit  (denn  bei  der  zunächst  folgenden  fehlt  uns  theils  die  ans- 
führlichere  Ueberlieferung,  theils  ruhten  dergleichen  Processe 
wegen  der  Punischen  Kriege)  196  v.  Chr.  wurden  von  den  ple- 
bejischen Aedilen  aus  gleichem  Grunde  Viele  bei  dem  Volke  ange- 
klagt, drei  verurtheilt  und  aus  den  Strafgeldern  ein  Tempel  ge- 
baut»); 193  v.  Chr.  thaten  ein  gleiches  die  curulischen  Aedilen. b) 

344  v.  Chr.  fanden  verschiedene  Verurtheilungen  wegen 
Geldwucher  durch  das  Volk  statt,  auf  Anklagen  von  Aedilen. 
Die  Namen  der  Angeklagten  und  Ankläger  werden  nicht  ange- 
geben.') 

314  v.  Chr.  stellte  der  in  der  Geschichte  des  Römischen 
Rechtes  bekannte  Cn.  Flavius  als  curulicher  Aedil  verschiedene 
Klagen  gegen  Wucherer  an  und  erbaute  aus  den  Strafgeldern 
eine  goldene  Kapelle.  d) 

296  v.  Chr.  führten  zwei  curulische  Aedilen  Cn.  und  Q. 
Ogulnius  Processe  gegen  Wucherer  und  weihten  aus  den 
Strafgeldern  Geschenke  für  den  Tempel  des  Capitolinischen  Ju- 
piters.*) 

295  v.  Chr.  klagte  der  curulische  Aedil  Q.  Fabius  Gurges 
einige  Bürgerinnen  wegen  stuprtim  beim  Volke  an , strafte  sie 
um  Geld  und  erbaute  aus  den  Strafgeldern  einen  Tempel  der 
Venus. f)  Das  Vergehen  muss  nicht  bedeutend  gewesen  sein, 
da  es  durch  eine  solche  nicht  entehrende  Busse  gesühnt  werden 
konnte. 

293  v.  Chr.  wurde  der  Consul  des  vorigen  Jahres  L.  Poste- 
rn ius  Megellus  von  dem  Volkstribunen  M.  Scantius  angeklagt, 
weil  er  während  seines  Amtes  gegen  die  Beschlüsse  des  Sena- 
tes gehandelt  hatte.  Er  vermied  die  Anklage  dadurch,  dass  er 
als  Legat  bei  dem  damaligen,  sehr  beliebten  Consul  Sp.  Carvi- 
lius  eintrat.  *)  Indessen  wurde  er  einige  Jahre  später,  290  v.  Chr-, 


a)  Liv.  XXXIII,  42. 

b)  Liv.  XXXV,  10. 

c)  Liv.  VII,  28. 

d)  Plin.  n at.  hist.  XXXIII,  19. 

e)  Liv.  X,  23. 

f)  Liv.  X,  31. 

g)  Liv.  X,  4C.  Vergl.  c.  37  und  oben  S.  252. 
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nach  einem  dritten  Consulate,  weil  er  inzwischen  die  Volkskunst 
verloren  hatte,  von  zwei  Tribunen  angeklagt  uud  von  allen  Tri- 
bus  zu  einer  Strafe  von  200000  As  verurtheilt:  man  bewies  ihm, 
dass  er  die  Soldaten  zu  Feldarbeiten  auf  seiueu  Ländereien  ge- 
braucht hatte.*) 

248  v.  Chr.  wurde  F.  Claudius  Pülcher,  der  Consul  des 
vorigen  Jahres,  weil  er  gegen  die  Auspicien  uud  auf  das  Un- 
glücklichste mit  den  Carthagern  gekämpft  hatte,  von  zwei  Volks- 
tribunen perduellionis  angeklagt : als  ihre  Namen  -werden  Pullius 
und  Fundanius  angegeben.  Es  kam  bis  zu  deu  Comitien  des 
vierten  Termines  und  Claudius  hatte  keine  Aussicht,  der  Ver- 
urtbeilung  zu  entgehen,  als  ein  Unwetter  die  Verhandlungen  des 
Volkes  auflöste  und  damit  den  ganzen  Proeess  beendigte.  In- 
dessen der  Hass  des  Volkes  gegen  den  Angeklagten  dauerte 
fort  und  die  Ankläger  wollten  ihre  Anklage  mit  gleichem  Straf- 
antrage von  Neuem  beginnen.  Aber  die  andern  Tribunen , deren 
Hülfe  Claudius  anrief,  erklärten  sich  dagegeu  und  gestatteten 
nur  noch  eine  Anklage  auf  Geldstrafe,  ln  ihr  wurde  er  zu  eiuer 
Strafe  von  120000  As  verurtheilt. b) 

246  v.  Chr.  wurde  Claudia,  die  Schwester  des  eben  ange- 
führten Corisuls,  wegen  eines  gottlosen  Wunsches,  welchen  sie 
öffentlich  ausgesprochen  hatte,  von  den  beiden  plebejischen 
Aedilen  C.  Fundanius  und  Ti.  Sempronius  angeklagt  und  zu 
einer  Geldbusse  von  25000  As  verurtheilt e) 

227  v.  Chr.  klagte  der  später  berühmt  gewordene  M.  Mar- 
cellus als  curulischer  Aedil  einen  Volkstribunen  M.  Scantinius 
Capitolinus  beim  Volke  an,  weil  derselbe  des  Marcellus’  Sohn 
zur  Unzucht  hatte  verleiten  wollen.  Der  Angeklagte  wollte  sich 
nicht  zum  Termine  stellen,  weil  er  vermöge  seines  Amtes  un- 
verletzlich sei;  aber  das  Collegium  der  Tribunen,  an  welches 
sich  der  Ankläger  wandte,  erklärte,  es  hätte  nichts  gegen  die 
Untersuchung.  So  wurde  der  Angeklagte  nur  auf  das  Zeugniss 


a)  Liv.  per.  XI;  Dionys.  XVI,  18. 

b)  Schol.  Bob.  Cic.  p.  337;  Val.  Max.  VIII,  1,  4;  Polyb.  I,  52.  Vergl. 
oben  S.  265. 

c)  Gell.  X,  6;  Val.  Max.  VIII,  1,  4;  Suct.  Tib.  2;  Liv.  per.  XLX. 
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des  Jünglings,  welclien  er  hatte  verführen  wollen,  vemrtheilt*) 
Dies  ist  die  Erzählung  von  Valerius  Maximus. b)  Dagegen  Plu- 
tarche)  nennt  den  Angeklagten  einen  Collegen  des  Anklägers, 
also  einen  Aedilen,  und  diese  Nachricht  mag  richtig  sein.  Aber 
falsch  ist  es,  dass  er  den  Process  im  Senate  geführt  werden 
lässt  und  von  einer  Verurteilung  durch  die  Senatoren  spricht. 
Dies  ist  unmöglich.  Hätte  der  Senat  selbst  eine  Gerichtsbarkeit 
über  Römische  Bürger  gehabt,  Tribunen  oder  Aedilen  gehörten 
sicherlich  nicht  unter  dieselbe.  Man  muss  annehmen,  Marcel- 
lus habe  seine  Beschwerde  zuerst  im  Senate  angebracht  und  dort 
habe  mau  bestimmt,  wie  das  gerichtliche  Verfahren  eiugeleitet 
werden  sollte.  Aber  dieses  selbst  fand  vor  dem  Volke  statt 
und  das  Volk  fällte  die  Entscheidung.  Das  Urtheil  lautete  auf 
Geldstrafe,  wobei  der  Verurtheilte  keine  Ein busse  an  seiner  Ehre 
litt  und  sein  Amt  weiter  führen  konnte'1):  aus  der  Strafsumme 
weihte  Marcellus  ein  Geschenk  an  die  Götter. 

218  v.  Chr.  wurden  die  Consuln  des  vorigen  Jahres,  M. 
Livius  Salinator  und  L.  Aemilius  Paulus,  wegen  Unterschlagung 
von  Beute,  welche  sie  im  Illyrischen  Kriege  gemacht  hatten, 
angeklagt  und  der  erstere  verurtheilt.  Er  hätte  nach  Erlegung 
der  Geldstrafe  in  voller  Ehre  und  Würde  in  Rom  bleiben  kön- 
nen; allein  im  Aerger  und  Gefühle  seiner  Schande  zog  er  sich 
auf  das  Land  zurück , von  wo  er  erst  im  Jahre  208  wider  sei- 
nen Willen  zurückgeholt  wurde.  Er  bekleidete  dann  ein  zweites 
Consulat  und  auch  die  Ceusur.0)  Sein  College  Aemilius  wurde 
mit  genauer  Noth  losgesprochen. f) 

214  vor  Chr.  wurden  die  beiden  Censoren  P.  Furius  und 
M.  Atilius  von  dem  Volkstribunen  L.  Metellus  beim  Volke  an- 
geklagt, wegen  welchen  Vergehens,  weiss  man  nicht.  Der  An- 
kläger zürnte  ihnen , weil  er  von  ihnen  ein  Jahr  vorher  aus  den 


a)  Vergl.  oben  S.  268. 

b)  Val.  Mas.  VI,  1,  7.  Vergl.  I,  207  und  oben  224. 

c)  Plut.  Marc.  2. 

d)  S.  oben  S.  293. 

e)  Liv.  XXVII,  34;  XXIX,  37;  Aur.  Vict.  de  vir.  Ul.  50.  Vergl.  ob« 
S.  294. 

f)  Liv.  XXII,  35  und  40  und  49. 
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Tribus  gestossen  worden  war,  aber  durch  den  Beschluss  aller 
seiner Collegen  wurde  er  daran  gehindert,  die  Anklage  während 
der  Censur  selbst  vorzunehmen.*) 

212  v.  Chr.  wurde  M.  Postumius  Pyrgensis , ein  Staatspäch- 
ter,  welcher  bei  den  Lieferungen  für  die  Armee  viele  Betrüge- 
reien begangen  hatte,  da  er  aus  politischen  Gründen  nicht  vor 
das  ordentliche  Gericht  gezogen  werden  sollte,  am  Ende  von 
zwei  Volkstribunen  Sp.  und  L.  Carvilius  beim  Volke  angeklagt, 
auf  eine  Geldstrafe  von  200000  As.  Einer  der  Volkstribunen 
L.  Servilius  C'asca  war  mit  dem  Angeklagten  befreundet  und 
deshalb  entschlossen,  beim  vierten  Termine  gegen  die  Abstim- 
mung des  Volkes  Einspruch  zu  thun;  indessen  Hess  er  sich 
durch  das  Geschrei  des  auf  Postumius  erbitterten  Volkes  er- 
schrecken und  erhob  seinen  Einspruch  nicht.  Deshalb  brauchten 
die  übrigen  Freunde  des  Angeklagten,  die  Staatspächter,  welche 
sich  gleicher  Schuld  bewusst  waren , Gewalt  und  störten  das 
Gericht:  die  Ankläger  selbst,  ausser  Stande  die  Ordnung  auf- 
recht zu  erhalten,  entliessen  die  Comitien.  Damit  war  dieser 
Process  aufgehoben  und  Postumius  von  der  Geldstrafe  befreit; 
aber  wegen  der  verübten  Gewaltthätigkeiten  wurden  in  Folge 
davon  nach  Senatsbeschluss  gegen  ihn  und  seine  Genossen  Ca- 
pitalprocesse  vor  dem  Volke  anhängig  gemacht. h) 

211  v.  Chr.  wurde  Cn.  Fulvius,  der  Prätor  des  früheren 
Jahres,  von  dem  Tribunen  C.  Sempronius  Blaesus  wegen  unge- 
schickter Kriegführung  in  Apulien  angeklagt  und  zwar  auf  Geld- 
strafe. Zwei  Termine  hatten  stattgefunden:  beim  dritten  erst 
kam  durch  die  beschworenen  Aussagen  der  Zeugen  'die  volle 
Feigheit  und  Unfähigkeit  des  Angeklagten  zu  Tage  und  das 
Volk  verlangte  mit  lautem  Geschrei,  es  solle  gegen  ihn  Capital- 
strafe  beantragt  werden.  Der  Ankläger  ging  darauf  ein,  der 
Angeklagte  aber  rief  die  Hülfe  der  andern  Tribunen  an,  welche 
nach  angestellter  Berathung  entschieden,  ihr  College  sei  nach 
Sitte  der  Vorfahren  zu  einer  Aenderung  des  Processes  und  Be- 


a)  Liv.  XXIV,  43.  Vergl.  oben  S.  224. 

b)  Liv.  XXV,  3.  Vergl.  oben  S.  259,  262,  267,  273,  281,  289,  297. 
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antragung  einer  Capitalstrafe  berechtigt.  So  wurde  vom  vierten 
Termine  an  ein  Capitalprocess  gegen  Fulvius  geführt.*) 

209  v.  Chr.  wurde  M.  Claudius  Marcellus,  der  erbittertste 
Bekämpfer  Hannibals,  ebenderselbe,  der,  wie  wir  gesehen,  im 
Jahre  227  einen  Process  als  Ankläger  geleitet  hatte , von  dem 
Tribunen  C.  Publicius  Bibulns  angeklagt,  auf  Verlust  seines 
Oberbefehls,  wie  Livius  sagt,  wahrscheinlich  aber  auch  auf  Geld- 
strafe. Er  war,  als  die  diei  dictio  geschah,  bei  dem  Heere  in 
Venusia,  eilte  aber  zum  Termine  nach  Rom:  der  Termin  wurde 
in  der  Flaminischen  Rennbahn  gehalten  und  die  Vertheidigung 
des'Angeklagten  war  so  überzeugend,  dass  er  am  folgenden  Tage 
zu  seinem  fünften  Consulat  erwählt  wurde. b) 

204  v.  Chr  wurden  die  Censoren  M.  Livius  und  C.  Claudius 
Nero,  welche  in  gegenseitiger  Feindschaft  ihr  Amt  verwaltet 
und  vielfachen  Anstoss  gegeben  hatten,  nach  dem  Ende  ihres 
Amtes  von  dem  Tribunen  Cn.  Baebius  beim  Volke  angeklagt 
Indessen  der  Senat  nahm  sich  ihrer  an  und  bewog  durch  seine 
Fürsprache  den  Ankläger  zurückzutreten.0) 

195  v.  Chr.  war  M.  Porcius  Cato  Consul.  Er  giebt  in  sei- 
nem reichbewegten  Leben  das  anschaulichste  Bild  von  der  ausser- 
ordentlichen Regsamkeit,  welche  zu  jener  Zeit  in  den  Gerich- 
ten und  zwar  namentlich  in  den  ausserordentlichen  Gerichten  der 
Volkstribunen  herrschte.  Es  war  nicht  mehr  der  Kampf  eines 
Standes  mit  dem  andern,  der  damals  so,  wie  in  der  Zeit  vor 
den  Licinischen  Gesetzen,  Processe  gegen  die  angesehensten 
Männer  des  Staates  veranlasste,  sondern  wirklich  das  Streben 
nach  guter  und  gerechter  Staatsverwaltung,  welches  durch  die 
über  einzelne  Massregeln  und  Grundsätze  entstandenen  Parteien, 
sowie  durch  die  politischen  Feindschaften  der  hervorragende® 
Familien  befördert  wurde:  hauptsächlich  spielten  die  Volkstribu- 
neu  als  die  Wächter  des  Volkes,  dabei  eine  bedeutende  Rolle. 
Wäre  uns  Catos  Leben  in  seinen  Einzelheiten  bekannt,  60  wür- 
den wir  daraus  die  umfassendste  Belehrung  über  das  Römische 


a)  Liv.  XXVI,  2 und  3.  Vcrgl.  oben  S.  232,  255,  257,  259,  268,  272. 

b)  Liv.  XXVII,  20  und  21 ; Pint.  Mare.  27. 

c)  Liv.  XXIX,  37;  Val.  Max.  II,  9,  6. 
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Gerichtswesen  schöpfen  können.  Es  heisst*),  er  sei  vier  und 
vierzig  Male  angeklagt,  aber  immer  freigesprochen  worden.  Das 
sind  alles  politische  Processe  gewesen,  alle  von  Volkstribunen 
vor  dem  Volke  begonnen,  meist  auf  Geld-,  aber  einige  auch  auf 
Capitalstrafe  gerichtet.  Aber  ausser  diesen  Processen,  in  denen 
er  Angeklagter  war,  führte  er  selbst  andere  als  Ankläger,  ent- 
weder allein  oder  im  Vereine  mit  Anderen:  es  wird  in  seinem  lan- 
gen Leben  kaum  ein  wichtiger  Process  vorgekommen  sein,  bei 
dem  er  nicht  auf  die  eine  oder  die  andere  Weise  betheiligt  war. 
Nach  seinem  Consulate  hatte  er  mehrere  Processe  zu  bestehen: 
wir  wissen  aber  nur,  dass  er  seine  dabei  gehaltenen  Heden  in 
eine  besondere  Sammlung  vereinigte,  welche  „gerichtliche  Ver- 
teidigungsreden über  sein  Consulat”  (dierum  dictarum  con- 
mlatu  »uo ) hiess.90)  Auch  nach  seiner  Censur,  183  v.  Chr., 
wurde  Cato  von  einigen  Volkstribunen  auf  eine  Geldstrafe  von 
120000  As  beim  Volke  angeklagt,  aber  vergeblich. b)  Berühmt 
war  ebenfalls  der  Capital  process , welchen  er  im  sechs  und  acht- 
zigsten Lebensjahre  zu  bestehen  hatte;  aber  wir  wissen  nur, 
dass  er  sich  trotz  seines  hohen  Alters  selbst  und  auf  das  Nach- 
drücklichste vertheidigte') : wer  der  Ankläger  und  was  die  Be- 
schuldigung war,  wissen  wir  nicht. 

192  v.  Chr.  begannen  die  curulischen  Aedilen,  M.  Tuccius 
und  P.  Junius  Brutus,  Processe  gegen  viele  Geldwucherer  und 
stellten  aus  den  Strafsummen  ein  vergoldetes  Viergespann  im 
Tempel  des  Capitolinischen  Jupiter  auf.d) 

189  v.  Chr.  führten  ebenfalls  die  curulischen  Aedilen,  P. 
Claudius  Pülcher  und  Ser.  Sulpicius  Galba,  Processe  wegen 
Komwuchers:  die  Strafgelder  wurden  zu  einem  Weihgeschenke 
auf  dem  Capitol  verwendet.  Die  plebejischen  Aedilen  Q.  Ful- 
vius  Flaccus  und  A.  Caecilius  hatten  ebenfalls  und  zwar  abge- 


a)  Plin.  nat.  hist  VII,  100  Itaque  sit  proprium  Catonis  quater  ct  qua- 
dragiens  causam  dixisse  nec  qucmquam  saepius  postulat um  et  semper  ab- 
solutum.  Vergl.  Plut  Cat.  15. 

b)  Plut  Cat.  19. 

c)  Liv.  XXXIX,  40;  Val.  Max.  VIII,  7,  1;  Plut.  Cat  15. 

d)  Liv.  XXXV,  42. 
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sondert  Klagen  deshalb  angestellt;  aber  nur  der  erste  hatte  einen 
Angeklagten  zur  Verurtheilung  gebracht,  der  andere  keinen.*) 

189  v.  Chr.  bewarb  sich  mit  vielen  andern  M . Acilius  Gla- 
brio  um  die  Censur.  Er  war  der  Besieger  von  Antioehus  und 
reich  und  mächtig,  aber  ein  Emporkömmling.  Darüber  zürn- 
ten die  Adligen  und  veranlassten  zwei  Volkstribunen,  P.  Sempro- 
nius  Gracchus  und  C.  Sempronius  Rutilus , denselben  wegen  Un- 
terschlagung von  Beute  auf  eine  Geldstrafe  von  100000  As  anzu- 
klagen. Es  wurden  zwei  Termine  abgehalten  und  die  Legaten 
und  Tribunen,  welche  unter  Glabrio  gedient  hatten,  verhört: 
ihre  Aussagen  führten  nicht  zu  sicherem  Ergebniss.  Dagegen 
M.  Cato,  ebenfalls  Glabrios  früherer  Legat,  bezeugte  auf  das 
Entschiedenste,  er  habe  goldene  und  silberne  Gefässe  iu  dem  er- 
beuteten Lager  des  Königs  gesehen,  aber  nachher  beim  Triumphe 
vennisst.  Beim  dritten  Termine  erklärte  Glabrio  von  der  Be- 
werbung um  die  Censur  zurücktreten  zu  wollen,  worauf  das 
Volk  den  Process  nicht  weitergeführt  haben  wollte  und  die  An- 
kläger abzulassen  zwang. b) 

187  v.  Chr.  Iu  diesem  Jahre  begannen  die  Processe  der 
beiden  Scipionen , des  Africanus  und  Asiaticus , welche  von  einer 
im  Senate  und  beim  Volke  mächtigen  Gegenpartei , welche  sieb 
hauptsächlich  auf  das  Ansehen  von  M.  Porcius  Cato  stützte, 
unternommen  wurden,  nicht  um  Schuldige  der  Strafe  zu  über- 
liefern, sondern  um  die  politische  Macht  der  Angeklagten  zu 
brechen  und  selbst  zu  Einfluss  im  Staate  zu  gelangen.  Es  fan- 
den deshalb  zahlreiche  Kämpfe  theils  im  Senate,  theUs  in  der 
Volksversammlung  und  vor  einem  vom  Volke  ernannten  Unter- 
suchungsrichter statt;  aber  die  Ueberlieferung  über  dieselben  war 
eben  wegen  ihrer  Menge  uud  der  Verschiedenheit  der  dabei  auf- 
tretenden Personen  schon  im  Alterthum  so  unsicher,  dassLivius 
selbst  trotz  seines  Wunsches,  die  letzte  Lebenzeit  des  um  den 
Römischen  Staat  hochverdienten  P.  Scipio  Africanus  zur  Klar- 
heit zu  bringen,  und  trotz  der  Sorgfalt,  mit  welcher  er  die  dar- 
auf bezüglichen,  noch  zu  seiner  Zeit  vorhandenen,  schriftlichen 


a)  Liv.  XXXVIII,  35. 

b)  Liv.  XXXVII,  57  und  5».  VergL  oben  S.  257,  259,  277. 
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Denkmale  geprüft  hatte,  zu  keinen  bestimmten  Ergebnissen  kam: 
selbst  die  Zeitfolge  der  einzelnen  Thatsachen,  sowie  das  Todes- 
jahr von  Afrieanus,  erschien  ihm  unsicher  und  er  begniigt  sich 
am  Ende,  die  verschiedenen  Ueberlieferungen  neben  einander 
zu  erwähnen.*)  Es  erscheint  für  uns  als  ein  vergebliches  Be- 
mühen, jetzt  den  wahren  Hergang  herauslinden  zu  wollen:  man 
kommt,  wenn  man  auch  Einzelnes,  z.  B.  das  Todesjahr  von 
Africauus  mit  geschichtlicher  Wahrscheinlichkeit  feststellen  kann, 
doch  dahin,  eine  Verschiedenheit  der  Ueberliefemng  schon  in 
sehr  früher  Zeit  als  bestehend  und  die  Unmöglichkeit  der  Ent- 
scheidung anzuerkennen:  auch  eine  Vereinigung  der  Nachrichten 
ist  nicht  möglich,  ohne  dem  einen  oder  dem  andern,  an  sich 
glaubhaften,  Berichte  Gewalt  anzuthun.81)  Wir  unterscheiden 
mit  Sicherheit  zwei  Processe.  Der  erste  war  gegen  P.  Scipio 
Afrieanus  gerichtet:  der  Name  des  Anklägers  und  das  Jahr  der 
Anklage  sind  nicht  sicher. b)  Einige  nannten  als  Ankläger  den 
Tribunen  M.  Naevius:  dann  fällt  der  Process  in  das  Jahr  185  v. 
Chr.,  kurz  vor  die  Zeit,  in  welcher  der  glaubhaftesten  Ueberlie- 
ferung  zufolge  P.  Afrieanus  gestorben  sein  soll.0)  Denn  um 
jene  Zeit  war  M.  Naevius  Tribun. d)  Andere  nennen  als  An- 
kläger die  beiden  Volkstribunen  Q.  Petillius:  dann  fällt  der  Pro- 
cess in  das  Jahr  187  v.  Chr.'),  und  zwar  vor  den  des  Asiati- 
cus.  Der  Process  wurde  nicht  zu  Ende  geführt,  sondern  nur 
die  zwei  ersten  Termine  der  gerichtlichen  Untersuchung  gehal- 
ten. An  dem  ersten  derselben  erschien  Afrieanus,  liess  sich 
aber  nicht  auf  eine  Widerlegung  der  Anschuldigungen  ein,  son- 
dern sprach  nur  mit  dem  höchsten  Selbstgefühl  über  seine  Tha- 
ten.  Der  zweite  Termin  war  der  Jahrestag  der  Schlacht  bei 
Zama  und  als  Afrieanus,  umgeben  von  seinen  Freunden  und 
Clienten,  sich  an  ihm  vor  den  Anklägern  eingefunden  hatte, 


a)  Man  sehe  Liv.  XXXVIII,  ÖOflgd.;  XXXIX,  52. 

b)  Liv.  XXXVlli,  56  Non  de  accusatore  convenit:  alii  M.  Naevium, 
alii  Petillios  diern  dixisse  scribunt,  non  de  tempore,  quo  dicta  dies  sit, 

c)  Cic.  Cat.  mai.  6. 

d)  Liv.  XXXIX,  52,  der  die  Beamtenlisten  selber  deshalb  einge- 
sehen hat. 

e)  Liv.  XXXVIII,  50. 
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forderte  er  alle  auf,  mit  ihm  nach  dem  Capitol  und  nach  andern 
Tempeln  der  Stadt  zu  gehen,  um  den  Göttern  Dank  zu  sagen: 
worauf  das  ganze  Volk  ihm  folgte  und  die  Ankläger  mit  dem 
Herolde  allein  zurüekblieben.  Beim  dritten  Termine  erschien 
Scipio  nicht : er  entschuldigte,  sich  mit  Krankheit  und  als  die 
anklagenden  Tribunen  diese  Entschuldigung  nicht  aunehmeu 
wollten,  entschieden  sich  die  übrigen  Tribunen  für  die  Gültig- 
keit derselben.  Diejenigen,  welche  den  Process  in  das  Jahr  187 
v.  dir.  setzen , fügen  hinzu , einer  der  Tribunen  Ti.  Sempronius 
Gracchus  habe  in  dem  Beschlüsse,  welchen  er  allein  für  sich 
fasste,  erklärt,  den  Angeklagten  überhaupt  gegen  jeden  weiteren 
Pro<  •ess  schützen  zu  wollen , und  da  die  öffentliche  Meinung  sich 
lebhaft  dafür  ausgesprochen,  sei  der  fernere  Process  unterblie- 
ben, Africauus  aber  nicht  nach  Rom  zurückgekehrt.  Die  An- 
klage gegen  Scipio  lautete,  wenngleich  dies  nirgends  erwähut 
wird,  doch  sicherlich  auf  eine  Geldstrafe  und  die  Entscheidung 
sollte  in  Tributcomitien  erfolgen:  sonst  würde  eines  Prätors,  der 
um  Ansetzung  des  Termines  für  die  Centuriatcomitien  angegan- 
gen worden  wäre,  Erwähnung  geschehen.  Dieser  Strafantrag 
hinderte  indessen  nicht,  dass  bei  der  Anklage  alle  möglichen 
Beschuldigungen  und  auch  die  Behauptung  vorgebracht  wurde, 
Scipio  hätte  dem  Könige  Antiochus  einen  zu  müden  Frieden  ge- 
währt.“) 

Der  zweite,  ähnliche  Process  fand  gegen  L.  Scipio,  aber 
m etwas  grösserer  Ausdehnung  statt.  Auf  Betrieb  Catos  brach- 
ten die  beiden  Volkstribunen  Q.  Petillius  ein  Gesetz  ein,  es 
sollte  über  das  von  dem  Könige  Antiochus  erbeutete  Geld  eine 
gerichtliche  Untersuchung  angestellt  w'erden,  und  der  Senat  soüte 
unter  Vorsitz  des  städtischen  Prätors  einen  Untersuchungsrichter 
dafür  ernennen.  Dies  Gesetz  wurde,  als  die  beiden  Tribunen 
Q.  und  L.  Mummius  auf  Catos  Betrieb  ihren  Einspruch  aufgege- 
ben, von  aüen  Tribus  angenommen,  wahrscheinlich  sogar  mit 


a)  Man  sehe  Liv.  XXXVI11,  51  und  App.  Syr.  40  und  vergleiche  noch 
über  diesen  Process  Polyb.  XXIV,  9;  Diodor.  XXIX,  24;  Plut  apophtb. 
Scip.  10;  Gell.  IV,  18;  Val.  Max.  III,  7,  1;  V,  3,  2;  IV,  1,  8;  Seaee. 
cons.  ad  Polyb.  33;  Aur.  Vict.  49;  Gros.  IV,  20;  Zon.  IX,  20. 
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dem  von  L.  Furius  Purpureo  bei  der  Berathnng  im  Senate  ge- 
machten Zusatze,  es  sollte  überhaupt  über  alles  von  Königen  und 
Völkern  erbeutete  Geld  eine  Untersuchung  angestellt  werden. 
Deun  auch  M.  Manlius  Vulso,  welcher  gegen  die  Gallier  in  Asien 
Krieg  geführt  hatte,  fürchtete  hineingezogeu  zu  werden  und  ver- 
schob deshalb  seinen  Triumph.  *)  Demnach  wurde  vom  Senate 
der  Fremdenprätor  Q.  Terentius  Gulleo  zum  Untersuchungsrich- 
ter ernannt.  Bei  ihm  wurden  Scipio  selbst,  seine  beiden  Unter- 
feldherreu  A.  und  L.  liostilius  Cato,  sein  Quästor  C.  Furius 
Aculeo,  zwei  Schreiber  und  ein  Bote  zur  Verantwortung  gezogen. 
Von  ihnen  wurden  die  Uebrigen  freigesprochen,  Scipio  und  A. 
liostilius  und  C.  Furius  verurtheilt,  jeder  zu  einer  bestimmten 
Geldsumme.  Die  beiden  letzten  Verurtheilten  stellten  au  eben 
demselben  Tage,  wo  sie  verurtheilt  waren,  dem  städtischen 
Quästor  Bürgen  für  die  Bezahlung  der  Geldstrafen,  Scipio  er- 
klärte den  Spruch  für  ungerecht  und  wollte  keine  Bürgen  stellen. 
Deshalb  sollte  er  in  das  Gefängniss  geführt  werden  und  die  Tri- 
bunen, welche  von  seinen  Verwandten  um  Hülfe  angerufen  wur- 
den, entschieden,  sie  wollten  sich  dem  nicht  widersetzen.  Nur 
einer  von  ihnen,  Ti.  Sempronius  Gracchus,  erklärte,  eine  Ge- 
fängnissstrafe  Scipios  überhaupt  nicht  erlauben  zu  wollen  und  er 
hatte  die  öffentliche  Meinung  für  sich.  Die  Güter  Scipios  wur- 
den eingezogen , aber  man  fand  in  ihnen  keine  Spur  von  Unter- 
schleif. Scipio  lehnte  die  Beiträge  seiner  Freunde,  welche  ihm 
die  Geldstrafe  ersetzen  wollten,  ab:  das  Nothwendige  kauften 
ihm  seine  nächsten  Verwandten  zurück.1')  Er  lebte  später  zu- 
rückgezogen , aber  doch  in  allen  Würden  und  soll  noch  an  einer 
Gesandtschaft  au  den  König  Prusias  Theil  genommen  haben.') 
Es  ist  auffallend,  dass  bei  diesem  Processe,  welcher  alle  Theil- 
uehmer  des  Feldzugs  gegen  den  König  Antiochus  umfasste  und 
sogar  bis  auf  die  Schreiber  ausgedehnt  wurde,  P.  Scipio  Africa- 
nus  nicht  erwähnt  wird.  Denn  er  war  ebenfalls  Legat  seines 


a)  Liv.  XXXV1U,  54  und  XXXIX,  7.  Vergl.  oben  S.  253. 

b)  Liv.  XXXVIII,  54flgd.;  Gell.  VII,  19;  Plut.  Cat.  15  und  die  frü- 
her bei  P.  Scipios  Process  angeführten  Stellen. 

c)  Liv.  XXXIX,  5ti. 
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Bruders  und  der  Hauptleiter  aller  Unternehmungen  gewesen.  Es 
scheint  daraus  hervorzugehen,  dass  er  sieh  damals  schon  aus 
der  Stadt  auf  sein  Landgut  in  Lintemum  zurückgezogen  hatte 
und  sicherlich  hat  diese  Erwägung  zu  derjenigen  Ueberlieferung 
beigetragen,  welche  seinen  Process  unmittelbar  vor  dem  seines 
Bruders  stattfinden  lässt  und  als  seine  Ankläger  die  Petillier 
nennt.  Es  sind  überhaupt  mannigfache  Verhandlungen  gegen 
die  Scipioneu  in  jener  Zeit  geführt  worden,  sowohl  im  Se- 
nate*), wo  P.  f“icipio  überwiegenden  Einfluss  besass,  als  vor 
dem  Volke.  Es  wird  von  Gelliusb)  noch  ein  Tribun  C.  Minu- 
cius  Augurinus  genannt,  der  einen  Geldprocess  gegen  L.  Scipio 
eingeleitet  habe,  und  diesem  Processe  zugeschrieben,  was  nach 
den  andern  Berichten  bei  der  Untersuchung  des  Prätors  Q.  Te- 
reutius  in  Bezug  auf  die  Geiängnisshaft  geschehen  sein  soll.  Es 
ist,  wie  bemerkt,  für  uns  ein  vergebliches  Bemühen,  über  diese 
Verschiedenheit  der  Ueberlieferung  entscheiden  zu  wollen:  für 
die  Erkenntniss  des  Criminalprocesses  gewinnen  wir  auch  dar- 
aus nichts.  In  welches  Jahr  auch  die  Anklagen  fallen  und  wer 
auch  die  Ankläger  sind,  die  uns  berichteten  Einzelheiten  behal- 
ten dieselbe  beweisende  Kraft  und  wir  haben  deshalb  die  Pro- 
cesse der  Scipiouen  in  unserer  früheren  Darstellung  öfters  ange- 
führt.c) 

178  v.  Uhr.  wurde  der  Consul  dieses  Jahres  A.  Maulius 
Vulso  wegen  seiner  Kriege  in  Istrien  mit  einer  Anklage  bedroht, 
es  scheint  indessen  nicht  dazu  gekommen  zu  sein.11) 

170  v.  Uhr.  wurde  C.  Lucretius,  der  als  Prätor  die  Chald- 
denser  bedrückt  hatte , nach  einleitenden  Verhandlungen  im  Se- 
nate, bei  denen  Gesandte  der  Bedrückten  gehört  worden  waren, 
von  den  beiden  Volkstribunen  M.  Juventius  Thalna  und  Cn.  Au- 
fidius  vor  dem  Volke  angeklagt.  Wir  haben  dabei  Nachricht 
von  einer  aussergerichtlichen  Voruntersuchung,  welche  ebenfalls 
in  einer  Volksversammlung  durch  die  Tribunen  stattgefunden 


a)  Liv.  XXXVIII,  55;  Gell.  IV,  18;  Val.  Max.  LU,  7,  1. 

b)  Gell.  VII,  19. 

c)  Vergl.  S.  256,  257,  259,  264,  265,  271,  276,  279,  291,  292,  297.300 

d)  Liv.  XLI,  6. 
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batte.  Alle  Tribus  verurtheilten  den  Angeklagten  zu  der  gegen 
ihn  beantragten  Geldstrafe  von  einer  Million  As.*) 

160  v.  Chr.  wurde  Cn.  Tremellius,  ein  Prätor,  wegen  einer 
thätlichen  Beleidigung,  welche  er  dem  Oberpriester  M.  Aemilius 
Lepidus  zugefügt  hatte,  zu  einer  Geldstrafe  verurtheilt,  sicher- 
lich in  einem  Volksgerichte  und  während  seines  Amtes. b) 

155  v.  Chr.  Zu  diesem  Jahre  wird  uns  die  kurze  Bemer- 
kung überliefert,  etliche  Prätoren  seien  von  den  Provinzen  wegen 
Habsucht  angeklagt  und  verurtheilt  worden.')  Das  konnte  nur 
so  geschehen,  wie  es  wenige  Jahre  vorher  bei  C.  Lucretius  ge- 
schehen war.  Die  Provinzen  wandten  sich  an  den  Senat  und  in 
Folge  der  dort  geführten  Verhandlungen  entschlossen  sich  die 
Volkstribunen,  die  Anklage  der  Schuldigen  vor  dem  Volke  zu 
übernehmen. 

142  v.  Chr.  wurde  P.  Scipio  Aemilianus  nach  seiner  Cen- 
sur  angeklagt  von  dem  Tribunen  Ti.  Claudius  Asellus,  welchen 
er  in  derselben  beleidigt  hatte,  und  zwar  auf  Geldstrafe. d)  Der 
Angeklagte  zeichnete  sich  dadurch  aus,  dass  er  die  gewöhnlichen 
Zeichen  der  Trauer  nicht  anlegte.  Wir  hören  nichts  von  einer 
Verurtheilung;  aber  die  Rede,  welche  Scipio  zu  seiner  Verthei- 
diguug  gehalten  hatte , war  später  bekannt.')  Ob  Sei pios  Freund 
C.  Laelius  angeklagt  wurde  und  die  Rede,  welche  von  ihm  „für 
sich  vor  dem  Volke”  angeführt  wird'),  eine  gerichtliche  Rede 
war,  ist  sehr  zweifelhaft. 

136  v.  Chr.  wurde  M.  Aemilius  Porcina,  der  Consul  des 
vorigen  Jahres,  der  in  Spanien  gegen  die  Numantiner  unglück- 
lich gekämpft  hatte,  abberufen  und  mit  einer  schweren  Geld- 
strafe belegt«)  Andere  sagen h),  er  sei  wegen  seines  Luxus  im 


a)  Liv.  XLII1,  8. 

b)  Liv.  per.  XLV1I.  S.  oben  S.  223. 

c)  Liv.  per.  XLV11  aliquot  praetores  a provinciis  avaritiae  nomine  ac- 
cusati  damnati  sunt 

d)  Gell.  Ul,  4 und  VII,  11. 

e)  Cic.  de  orat.  II,  64  und  66;  Gell.  11,  20  und  IV,  17. 

f)  Fcstus  p.  193  und  314. 

g)  App.  Hisp.  83. 

b)  Val.  Max.  VIII,  1,  7;  Vellei.  II,  10. 


u. 


21 
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Bauen  oder  überhaupt  wegen  seiner  theuren  Wohnung  entweder 
von  den  Censoren  oder  auf  Antrag  des  Volkstribuneu  L.  Cas- 
sius  vom  Volke  bestraft  worden.  Jedenfalls  hat,  welches  auch 
der  Anlass  gewesen  sein  mag,  Anklage  vor  dem  Volke  und  Ver- 
urteilung durch  dasselbe  stattgefuuden. 

Es  folgt  eine  grosse  Zeitlücke,  während  der  kein  Volks- 
gericht über  Geldstrafe  erwähnt  wird.  Sie  kommt  daher,  weil 
inzwischen  die  Schwurgerichte  eingesetzt  worden  waren.  Sie 
waren  eingerichtet,  um  die  Bundesgenossen  vor  den  Bedrückun- 
gen der  Statthalter  zu  schützen  und  überhaupt  die  Habsucht  der 
Beamten  zu  zügeln:  für  die  Bestrafung  aller  im  Staatsdienste 
begangenen  Unterschleife  gewährten  sie  ein  viel  rascheres  und 
sichereres  Verfahren  als  das  Volksgericht.  Schon  die  beiden  letz- 
ten, von  uns  erwähnten,  Processe  fallen  in  die  Zeit  nach  der 
Einsetzung  des  Schwurgerichtes ; aber  sie  konnten  nicht  vor  das- 
selbe gebracht  werden , weil  die  Anklage  nicht  auf  Erpressungen 
lautete.  Es  mögen  allerdings  andere  Anklagen  nicht  politischer 
Art  und  dennoch  auf  Geldstrafe  gehend,  vor  das  Volk  gekommen 
sein ; indessen  sicherlich  waren  es  wenige  und  die  Ueberlieferung 
hielt  sie  der  Aufzeichnung  nicht  für  werth.  Wir  kennen  über- 
haupt nur  noch  einen  vor  Tributcomitien  geführten  und  nicht 
zur  Befugniss  der  Schwurgerichte  gehörenden  Volksprocess  und 
wahrscheinlich  hat  es  auch  keinen  weiter  gegeben. 

104  v.  Chr.  wurde  M.  Aemilius  Scaurus,  der  Oberpriester, 
von  dem  Volkstribunen  Cn.  Domitius,  welchen  er  durch  Nicht- 
aufuahme  in  das  Collegium  der  Auguru  beleidigt  hatte,  vor  dem 
Volke  verklagt  auf  Geldstrafe,  weil  er  den  Gottesdieust  der  Pe- 
naten in  Lavinium  vernachlässigt  hätte.  Er  wurde  nur  von  drei 
Tribus  verurtheilt,  von  den  übrigen  dagegen  freigesprochen.*) 

Wir  haben  noch  einige  der  Zeit  nach  nicht  bestimmbare, 
aber  sicherlich  meist  früheren  Jahren  augehörige  Processe  zu  er- 
wähnen, zuerst  zwei  gegen  die  städtischen  Dreimänner  wegen 
Nachlässigkeit  im  Dienste  geführt.  Einmal  wurde  das  ganze 
Collegium  derselben,  weil  es  bei  einer  Feuersbrunst  zu  spät  her- 
beigeeilt war,  von  den  Volkstribunen  beim  Volke  angeklagt  und 


a)  Ascou.  iu  Cic.  p.  Scaur.  p.  21. 
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verurtheilt,  ein  andermal  ein  einzelner,  P.  Villius , von  dem 
Tribunen  P.  Aquilius,  weil  er  die  Wachen  in  der  Stadt  nicht 
gehörig  besucht  hatte.“)  Die  Strafe  bestand  in  beiden  Fällen 
wahrscheinlich  in  Geld. 

Unbestimmt  der  Zeit  nach  ist  auch  der  Process,  welchen 
ein  Freigelassener  C.  Furius  Chresimus  vor  dem  Volke  zu  be- 
stehen hatte  auf  die  Anklage  wegen  Zauberei.  Der  curulische 
Aedil  Sp.  Albinus  klagte  ihn  an,  weil  sein  Acker  bessere  und 
reichlichere  Früchte  hervorbrachte  als  der  seiner  Nachbarn.  Er 
wurde  freigesprochen,  weil  er  sein  Vieh,  seine  Selaven  und 
sein  Ackergeräth  am  vierten  Termine  vor  Gericht  brachte  und 
erklärte,  in  der  Trefflichkeit  dieser  Hölfsmittel  zum  Bebauen 
seines  Landes  läge  seine  Zauberei.  Es  war  ein  Geldprocess, 
denn  die  Abstimmung  sollte  auf  dem  Markte  gehalten  werden.1*) 

Noch  unbestimmter  ist  der  Process,  in  welchen  Q.  Copo- 
nius  wegen  Amtserschleichung  verurtheilt  worden  sein  soll,  weil 
er  einem  der  Abstimmenden  eine  Amphora  zum  Geschenke  ge- 
geben hatte. c)  Es  ist  selbst  möglich,  dass  der  Process  vor 
einem  Schwurgerichte  und  in  später  Zeit  der  Republik  stattge- 
funden hat. 


a)  Val.  Mas.  VIII,  1,  5 und  6. 

b)  Plin.  nat.  hist.  XV111,  41. 

c)  Plin.  nat.  hist.  XXXV,  162. 


21  * 
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Elftes  Capitel. 

Die  Capitalklagen  vor  dem  Volke.  Ihre  Entscheidung  durch  die  Centuriat- 
comitien.  Gründe  der  Verschiedenheit  von  den  Anklagen  auf  Geldstrafe. 
Verhältnis  der  anklagenden  Tribunen  oder  Aedilen  zu  den  curulischen 
Beamten,  welche  die  Comitien  leiten.  Begriff  der  perduellio.  In  der 
Königszeit  nur  eine  einzige  Erwähnung.  Verhältniss  des  damaligen  Pro- 
cesses  zu  andern  Processen  und  Anklagen.  Zeit  von  der  Vertreibung  der 
Könige  bis  zu  den  zwölf  Tafeln.  Beweis,  dass  seit  dieser  Zeit  jeder 
Capitalprocess  vor  dem  Volke  ein  Perduellionsprocess  genannt  wird.  Un- 
sicherheit des  Begriffes  beim  ordentlichen  Verfahren.  Verfahren  bei  dem 
Capitalprocesse , Ausführung  des  Urtheils  durch  den  Ankläger.  Wieder- 
einsetzung Verurtheilter  durch  Centuriat-  und  Tributcomitien. 

Wir  haben  über  die  in  Tributcomitien  entschiedenen  Volks- 
processe  gebandelt,  welche  nach  den  Bestimmungen  der  zwölf 
Tafeln  nur  auf  Geldstrafen  gerichtet  werden  durften:  wir  haben 
dabei  zugleich  das  Verfahren  in  Capitalprocessen,  für  welche 
die  Centuriatcomitien  die  richterliche  Befugniss  besassen , ge- 
schildert ? wenigstens  grösstentheils : unsere  Darstellung  hat  auf 
dasselbe  überall,  wo  es  möglich  war,  Rücksicht  genomineu.  Die 
aussergerichtliche  Voruntersuchung  der  Volkstribunen  oder  Aedi- 
len, welche  eine  Anklage  beim  Volke  beginnen  wollten,  die 
drei  ersten,  in  einer  formlosen  contio  abgehaltenen  Termine,  auch 
von  dem  vierten  Termine  der  erste  Theil,  welcher  die  gericht- 
lichen Verhandlungen  abschloss,  waren  in  beiden  Fällen  diesel- 
ben: verschieden  war  nur  die  Berufung  und  Abstimmung  der 
eigentlichen  Volksversammlung,  der  Comitien,  welche  das  Ur- 
theil  fällten.  Diese  Verschiedenheit  anzugeben  und  in  ihren  Ein- 
zelheiten zu  verfolgen,  erfordert  eine  ausgedehnte  Untersuchung; 
indessen  sie  gehört  nicht  in  eine  Darstellung  des  Criminalreehtes 
und  Processes : sie  kann  nur  in  einer  Abhandlung  über  die  Römische 
Volksversammlung  überhaupt  gegeben  werden , einem  der  schwie- 
rigsten und  bestritte nsten  Punkte  der  Römischen  Alterthümer. 
Als  Grund  jener  alleinigen  Befugniss  der  Centuriatcomitien, 
Capitalsachen  zu  richten,  giebt  Cicero*)  an,  das  Volk,  einge- 

a)  Cic.  de  leg.  III,  19,  44  Descriptus  enim  populus  censu,  ordinibus. 
aetatibus  plus  adhibet  ad  suffragiuin  cousilii  quain  fuse  in  tribus  convocatus. 
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theilt  nach  Vermögen,  Stand  und  Alter  wende  mehr  Umsicht 
bei  seiner  Entscheidung  an,  als  wenn  es  ungeordnet  nach  Tri- 
bus  berufen  würde.  Ohne  Zweifel  ist  dies  der  Beweggrund  der 
Gesetzgeber  gewesen,  aber  dass  er  zur  Geltung  kam  in  einem 
während  der  ganzen  Dauer  der  Republik  beobachteten  Gesetze, 
lag  darin,  dass  diese  Comitien  seit  ihrem  Bestehen  die  höchste 
Entscheidung  in  Capitalsachen  gehabt  hatten.»)  Seit  der  Ein- 
führung der  Tribunen  und  der  Tributcomitien  hatten  allerdings 
auch  diese  in  ausserordentlichem  Verfahren  und  mit  der  Be- 
schränkung durch  einen  vorhergehenden  Seuatsbeschluss  Capi- 
talstrafen  verhängen  dürfen;  aber  es  war  selten  geschehen,  in 
der  letzten  Zeit  vor  den  Zehnmännern  nicht  mehr,  und  als  jene 
Beschränkung  durch  die  zwölf  Tafeln  und  die  darauf  folgende 
Gesetzgebung  fortfiel,  war  es  billig,  dass  die  alte  Sitte  wieder 
hergestellt  wurde.  Es  gab  noch  einen  andern,  von  Cicero  nicht 
angeführten  Grund,  weshalb  es  zweckmässig  erschien,  Capital- 
anklagen  vor  dem  Volke  den  Centuriatcomitien  allein  zuzuweisen. 
Diese  wurden  nämlich  von  den  curulischen , Anfangs  patricischen 
Beamten  geleitet:  da  die  Tribunen  die  Ankläger  waren,  so  be- 
stand also  in  diesem  Falle  wenigstens  bei  dem  Haupttheile  des 
Processes  eine  Scheidung  zwischen  dem  Amte  des  Vorsitzenden  und 
des  Anklägers,  wie  es  bei  gerichtlichen  Verhandlungen,  in  denen 
es  sich  um  das  Leben  und  das  ganze  Dasein  von  Bürgern  han- 
delte, billig  war.  Bei  den  formlosen  Volksversammlungen,  den 
Contionen,  von  denen  drei  dem  Entscheidungstennine  voran- 
gehen mussten,  fand,  wie  wir  oben  gesehen b),  diese  Scheidung 
nicht  statt:  sie  wurden  auch  bei  Capitalklagen  von  den  Tribunen, 
welche  die  Anklage  unternommen  hatten,  geleitet.  Aber  immer- 
hin war  es  von  Wichtigkeit,  dass  ein  gleicher  Einfluss  des  An- 
klägers sich  nicht  auch  bei  den  Comitien,  welche  das  Urtheil 
fällten,  geltend  machte.  Für  diese  Comitien  musste  sich  der 
Tribun  den  Termin  von  den  curulischen  Beamten  erbitten'), 


a)  Vergl.  I,  182. 

b)  S.  oben  S.  253. 

c)  So  heisst  es  ausdrücklich  bei  Liv.  XXVI,  3 diern  comitiis  ab  C. 
Calpumio  praetore  urbis  petit ; Liv.  XLIII,  10  diem  comitiis  a C.  Sulpicio 
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und  je  nachdem  er  angesetzt  war,  wurden  auch  die  Tage  für 
die  vorbereitende  gerichtliche  Untersuchung  bestimmt. 

Es  entsteht  die  Frage,  in  welchem  Verhältnisse  der  ankla- 
gende Tribun  oder  Aedil  zu  dem  die  Comitien  leitenden  curu- 
lischen  Beamten,  später  in  der  Regel  dem  städtischen  Prätor, 
stand.  War  der  Letzere  verpflichtet,  der  Forderung  des  Tribu- 
nen Folge  zu  leisten  oder  hatte  er  bei  der  Ansetzung  des  Comi- 
tialtermines  Einfluss  auf  die  Bildung  (und  Begründung  der  An- 
klage? Welche  Macht  hatte  er  bei  der  Leitung  des  Proeesses 
gegenüber  den  Tribunen?  Wir  haben  in  der  Ueberlieferung  kei- 
nen Anhalt,  um  diese  Fragen  sicher  zu  beantworten:  wir  kön- 
nen nur  leisen  Spuren  folgen  und  Vermuthungen  aufstellen. 
Wo  Cicero  seinen  Gegner  Verres,  im  Falle  er  von  den  Geschwo- 
renen freigesprochen  würde,  mit  einer  Anklage  vor  den  Cen- 
turiatcomitien  wegen  perduellio  bedroht*),  spricht  er  viel  von 
dem  Verbrechen,  viel  von  dem  gerechten  Zorne  des  Volkes, 
aber  gar  nicht  von  irgend  einem  Hindernisse,  das  er  bei  der 
Erhebung  der  Anklage  finden  könnte.  Und  doch  wissen  wir, 
würde  Verres  in  demjenigen  Jahre,  wo  Cicero  als  Aedil  eine 
Capitalklage  anstellen  konnte,  die  grösste  Unterstützung  bei  den 
curulischen  Beamten  gefunden  haben,  namentlich  bei  den  beiden 
Consuln,  von  denen  Q.  Hortensius  ganz  von  ihm  gewonnen  war. 
Aber  Cicero  erwähnt  kein  Hinderuiss,  das  er  bei  seiner  An- 
klage haben  könnte,  führt  keine  Drohung  an,  wie  er  es  sonst 
wohl  thut:  er  spricht  durchaus  so,  als  ob  er  keinen  Widerstand 
finden  könnte.  Daraus  schliessen  wir  auf  eine  Verpflichtung  des 
Prätors,  der  Anklage  des  Tribunen  oder  Aedilen  nachzugeben. 
Die  Ausdrücke,  in  denen  die  von  den  Tribunen  an  den  Prätor 
gestellte  Forderung  erwähnt  wird,  stimmen  mit  dieser  Ansicht 
überein:  zweimal  heisst  es,  er  suchte  um  einen  Termin  für  die 
Comitien  nach,  einmal,  er  forderte  ihn.b)  ln  der  Entscheidung  de« 
Prätors  lag  es , welchen  Tag  er  für  die  Comitien  ansetzen  wollte,  aber 

praetorc  urbano  petiit;  Gell.  VII,  9 comitiis  diem  a M.  Marcio  praetor* 
poposcit 

a)  Cic.  in  Verr.  I,  5 und  V,  53. 

b)  diem  petiit  bei  Liv.  XXVI,  3 und  XLIIl,  16;  diem  poposcit  bei 
■’  VII,  9. 
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ansetzen  musste  er  ihn.  Sein  Einfluss  bei  dem  Processe  beschränkte 
sich  also  auf  die  Gewähr,  welche  er  für  die  Richtigkeit  der  Abstim- 
mung gab.  Ueber  die  Untersuchung  selbst  hatte  er  keine  Macht: 
sie  wurde , wie  bei  den  Geldprocessen , von  den  Anklägern  selbst 
geleitet.  War  dieselbe  beendet,  so  nahm  er  den  Antrag  der 
Tribunen  auf  und  stellte  die  Frage  an  die  Centuriatcomitien. 
Nachdem  deren  Entscheidung  geschehen,  hatte  er  natürlich  auch 
das  Urtheil  zu  verkünden  und  damit  den  Abschluss  des  gericht- 
lichen Verfahrens  herbeizuführeu.  Alle  diese  Geschäfte  sind 
Formen,  bei  denen  nur  selten  ein  wirklicher  Einfluss  auf  den 
Ausgang  des  Processes  möglich  war. 

Hier  ist  die  Stelle,  wo  von  der  perduellio  bei  den  Römern 
gehandelt  werden  muss,  einem  Rechtsbegriffe , der,  ungeachtet 
er  nicht  eben  häutig  erwähnt  wird,  dennoch  von  den  neuern 
Gelehrten  mit  Vorliebe  behandelt  worden  ist  und  verschiedene 
Ansichten  hervorgerufen  hat.  Wir  haben  denselben  schon  oben 
bei  der  Darstellung  der  Königszeit  berührt“),  aber  die  genauere 
Erörterung  bis  hierher  verschoben,  wo  sich  für  dieselbe  zahl- 
reichere Anhaltpunkte  finden.  Dieselbe  ist  aber  um  so  mehr 
nöthig,  als  sie  ein  Ergebniss  liefern  wird,  welches  der  jetzt 
herrschenden  Meinung  entgegen  steht  und  sich  vielmehr  der  An- 
sicht der  früheren  Gelehrten  anschliesst.82)  Perduellio  bezeichnet 
dem  Wortlaute  nach  das  Verhalten  eines  perduellie,  eines  Kriegs- 
feindes ; denn  dies  ist  bekanntlich  der  ältere  Ausdruck  für  das 
später  übliche  hostish)  und  findet  sich  noch  in  den  Gesetzen  der 
zwölf  Tafeln.  Was  man  unter  perduellio  in  der  Königszeit  ver- 
standen hat,  kann  man  nicht  genauer  angeben;  denn  sie  wird 
nur  einmal  bei  P.  Horatius’  Process  erwähnt  und  es  ist  nicht 
richtig,  nach  ihm  allein  eine  innere  und  eine  äussere  Seite  der 
perduellio  unterscheiden  und  deu  Begriff  des  Verbrechens  in  lan- 
ger, juristischer  Auseinandersetzung  bestimmen  zu  wollen.83) 
Es  kann  nur  die  Frage  sein,  wie  der  König  dazu  kam,  Hora- 
tius’  Schwesternmord,  welcher  sicherlich  zunächst  ein  parricidium 


a)  S.  I,  88flgd. 

b)  Dig.  de  verb.  sign.  (L,  16)  243;  Paul.  Diac.  p.  102  s.  v.  hostis; 
Cic.  de  off.  1,  12;  Varro  de  fing.  Lat.  VII,  49. 
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war,  als  perduellio  zu  betrachten.  Der  Grund  liegt  darin,  dass 
der  Vater  von  Horatius  seinen  Sohn,  wie  die  Berichterstatter 
übereinstimmend  angeben,  wegen  der  Ermordung  seiner  Schwe- 
ster freigesprochen  hatte : er  hatte  erklärt,  dieselbe  sei  mit  Recht 
getödtet  worden.  Bei  dem  Ansehen,  welches  die  väterliche  Ge- 
walt in  Rom,  und  bei  dem  Einflüsse,  den  Familiengerichte  in  der 
Römischen  Gerichtsverfassung  hatten,  musste  diese  Entscheidung 
von  dem  höchsten  Gewichte  sein:  es  ist  kein  Zweifel,  dass,  wenn 
der  Vater  seinen  Sohn  verurteilt  und  bestraft  hätte,  die  öffent- 
liche Gerechtigkeit  gar  nicht  hervorgetreten  wäre.  Nach  der 
Freisprechung  erkannte  der  König  die  Notwendigkeit  einer  re- 
ligiösen Sühne  und  eines  Verfahrens,  welches  dem  Gemeinwesen 
sein  Recht  verschaffe.  Aber  eine  neue  Anklage  wegen  parrki- 
diuui , desselben  Verbrechens,  das  schon  durch  den  Vater  ent- 
schieden worden  war,  galt  nach  Römischen  Begriffen  für  nicht 
erlaubt*):  Niemand  konnte  zweimal  unter  ein  und  derselben 
Anschuldigung  vor  Gericht  gebracht  werden.  Wohl  aber  war  es 
erlaubt  und  ist  häufig  geschehen,  dass  Jemand  wegen  ein  und 
desselben  Verbrechens,  vorausgesetzt  dass  dasselbe  von  verschie- 
denen Seiten  betrachtet  wurde,  mehrere  Processe  zu  bestehen 
hatte : davon  haben  wir  viele  Beweise  aus  der  Zeit  der  Schwur- 
gerichte und  wir  dürfen  diese  Sitte  als  uralt  und  dem  Römischen 
Gerichtswesen  eigentümlich  ansehen.  Deshalb  wählte  der  Kö- 
nig die  perduellio  zur  Bezeichnung  von  Horatius’  Verbrechen 
und  Dionysius  scheint  auzudeuten,  er  habe  dies.gethan,  weil 
Horatius  eine  gerichtlich  nicht  verurteilte  Bürgerin  getödtet 
hatte. b) 

Nehmen  wir  also  dies  als  den  Begriff  der  perduellio  in  der 
Königszeit  an,  so  ist  damit  Alles,  was  wir  aus  ihr  wissen,  er- 
schöpft. Es  ist  wahrscheinlich,  schon  des  Ausdrucks  halber, 
dass  auch  andere  Verbrechen  unter  demselben  begriffen  wurden, 
namentlich  feindseliges  Auftreten  gegen  den  Staat  und  den  Kö- 
nig; aber  Bestimmtes  lässt  sich  nicht  sagen.  Dass  man  die 


a)  Vergl.  oben  S.  265  und  311. 

b)  Dionys.  III,  22  toüs  vdpouc  -aps^jitvot  tovs  oöx  ciövrs;  ixprts» 
diioxTsfvttv  oüSiva. 
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Verbrechen  schon  in  der  Königszeit  nach  gewissen  Gassen  schied, 
wissen  wir  auch  aus  unzweifelhaften  Andeutungen*):  man  hatte 
verschiedene  Namen  für  die  einzelnen,  auch  verschiedene  Strafen. 
Wie  weit  aber  die  Sonderung  der  Begriffe  ging,  lässt  sich  nicht 
sagen:  daraus,  dass  Tullus  Hostilius  Schwesternmord  als  pcr- 
duellio strafen  wollte,  dürfen  wir  nicht  auf  Unbestimmtheit  der 
Begriffe  oder  Mangel  an  genauer  Beobachtung  derselben  schliessen. 
Die  meisten  Verbrechen  lassen  sich,  je  nachdem  man  den  Ge- 
sichtspunkt wählt,  mit  verschiedenen  Namen  bezeichnen  und 
verschiedenen  Gassen  zuschreiben.  Ala  Verres  wegen  Erpressung 
angeklagt  wurde,  warf  Gcero  ihm  viele  Vergehen  vor,  welche 
mit  ungerechtem  Geldgewinne  in  loser  Verbindung  standen:  da- 
her droht  er  dem  Angeklagten,  er  wolle  ihn,  wenn  er  wegen 
Erpressungen  frei  gesprochen  würde,  wegen  Unterschleif  (pecu- 
laiu8)  belangen ; wenn  er  auch  davon  los  käme,  wegen  Majestäts- 
verbrechens; wenn  er  dadurch  nicht  seine  Verurtheilung  bewirke, 
wegen  perduellio  beim  Volke.  Es  ist  also  kein  Wunder,  dass 
auch  Horatius’  That  vom  Gesichtspunkte  des  Staates  aus  als 
perduellio  angesehen  wurde.  Es  entstehen  hier  zwei  weitere 
Fragen,  erstlich  ob  die  Form  des  Processes,  nach  welcher  Ho- 
ratius gerichtet  worden  war,  auch  ausser  dem  Verbrechen  der 
perduellio  angewendet  wurde.  Wir  wissen  von  keinem  Beispiele ; 
denn  die  beiden  Fälle,  in  welchen  Zweimänner  mit  Provocation 
erwähnt  werden,  der  Process  von  Manlius  und  C.  Rabirius, 
werden  der  perduellio  beigelegt.  Indessen  liegt  darin  kein  Be- 
weis, dass  nicht  auch  andere  Verbrechen  in  gleichen  Formen 
vor  Gericht  gekommen  wären,  und  die  Erzählung  von  Horatius’ 
Process  selbst  deutet  die  Möglichkeit  davon  an.  Es  ist  nicht 
die  perduellio , derethalben  der  König  die  Zweimänner  erwählt 
und  das  Volk  zusammentreten  lässt,  sondern  er  ist  unschlüssig 
über  die  Entscheidung,  erkennt  auf  der  einen  Seite  die  Sünde 
der  That,  auf  der  andern  die  Stimmung  des  Volkes:  um  sich 
unparteiisch  zu  halten  und  die  etwaige  Blutschuld  auf  das  ganze 
Volk  zu  wälzen,  deshalb  schafft  er  das  Verfahren  mit  den  Zwei- 
männern, nicht  weil  dasselbe  nothwendiger  oder  herkömmlicher 

a)  S.  I,  132. 
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Weise  mit  dem  Verbrechen  der  perduellio  zusammenhängt  Die 
zweite  Frage  ist,  ob  perduellio  auch  anders  als  nach  Tullns 
Hostilius’  Verfahren  gestraft  worden  ist.  Hierüber  kann  kein 
Zweifel  sein:  die  spätere  Zeit  zeigt  Fälle,  in  denen  sie  sowohl 
nach  dem  ordentlichen  Gerichtsverfahren  als  durch  ausserordent- 
liche tribunicische  Anklage  zur  Entscheidung  des  V lkes  gebracht 
worden  ist.*) 

ln  der  Zeit  von  der  Vertreibung  der  Könige  bis  zur  Gesetz- 
gebung der  zwölf  Tafeln  haben  wir  nur  eine  einzige  und  un- 
sichere Erwähnung  der  perduellio.  Geber  Sp.  Cassius'  Bestra- 
fung wird  als  abweichende,  aber  wahrscheinlichere  Beberlieferung 
von  Livius b)  angeführt,  er  sei  von  den  Quästoren  K.  Fabius 
und  L.  Valerius  der  perduellio  angeklagt  und  durch  Volksent- 
scheidung verurtheilt  worden ; von  Quästoren  erzählen  auch  die 
übrigen  Berichterstatter;  als  Grund  der  Anklage  führen  sie  viel- 
fach, wie  auch  Livius,  Streben  nach  der  Alleinherrschaft  an  nnd 
die  ganze  Erzählung  von  seinen  Bestrebungen  ist  der  Art,  dass 
man  diesen  Grund  für  den  wirklichen  halten  muss.  Aber  ob 
man  daraus  schliessen  darf,  der  Begriff  der  perduellio  habe 
damals  Streben  nach  der  Königswürde  umfasst,  ist  sehr  zweifel- 
haft und  wohl  möglich,  dass  Livius  dem  Sprachgebrauche  der 
spätem  Zeit  folgte  und  schon  damals  unter  perduellio  ein  todes- 
würdiges Verbrechen  überhaupt  verstand.  Nämlich  diese  allge- 
meine Bedeutung  gewann  der  Ausdruck  perduellio  nach  den 
Gesetzen  der  zwölf  Tafeln : sie  lässt  sich  nicht  juristisch  recht- 
fertigen,  sondern  nur  sprachlich  bemerken.  Von  den  ältern 
Gelehrten  ist  dieselbe  richtig  erkannt,  von  den  neuem  wieder 
verworfen  worden:  es  ist  daher  nöthig,  dieselbe  ausführlicher 
zu  erweisen.8*)  Wir  wälden  einige  Processe,  welche  ausdrück- 
lich Perduelliousprocesse  genannt  werden.  Der  Consul  des  Jahres 
249  v.  Chr.  P.  Claudius  Pülcher  kämpfte  bei  Drepana  gegen 
die  Auspicien  und  unglücklich  mit  den  Puniem:  er  wurde 
deshalb  von  zwei  Volkstribunen  vor  dem  Volke  wegen  perduellio 


a)  Vergl.  I,  99. 

b)  Liv.  II,  41.  Vergl.  I,  286. 
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angeklagt.*)  Man  fragt,  welche  Handlung  eines  perduellie  dabei 
zu  erkennen  ist.  Dass  er  die  Auspicien  vernachlässigt  hatte? 
Oder  dass  er  untüchtig  zum  Kriegführen  oder  unglücklich  ge- 
wesen war?  Denn  dass  er  absichtlich  schlecht  gekämpft,  den 
Staat  verrathen  und  nicht  viel  lieber  gesiegt  hätte,  darf  man 
doch  nicht  annehmen.  Es  wird  schwer  sein,  auch  durch  künst- 
liche Erklärung  hier  das  Benehmen  eines  Kriegsfeindes  heraus- 
zufinden. Bei  dem  schon  öfters  erwähnten  Processe  von  Cn. 
Fulvius b)  kam  es  während  der  gerichtlichen  Untersuchung  durch 
Zeugenaussagen  an  den  Tag,  dass  jener  sich  feige  benommen 
hatte,  dass  er  bei  der  Schlacht  zuerst  geflohen  war  und  seine 
Soldaten  im  Stich  gelassen  hatte.  Das  Volk  rief,  es  müsse  ein 
Capitalprocess  angestellt  werden  und  die  Tribunen  änderten  des- 
halb ihre  Anklage  auf  perdtiellio.c')  Nach  Livius’  Darstellung 
ist  es  nur  die  offenbare  Feigheit,  wegen  deren  Fulvius  verurtheilt 
wurde,  und  wie  ist  es  möglich,  diese  unter  den  Begriff  der  per- 
duellio  zu  bringen?  Aber  in  diesen  beiden  Fällen  handelte  es 
sich  doch  um  Ungeschick  im  Kriege  und  dabei  könnte  an  irgend 
eine  Beziehung  zur  perduellio  gedacht  werden:  aber  auch  die 
Censoren  C.  Claudius  und  Ti.  Sempronius  wurden  von  einem 
Tribunen  wegen  perduellio  belangt,  weil  sie  der  tribunicischen 
Macht  zu  nahe  getreten  sein  sollten:  einerj  von  ihnen]  wurde 
ausserdem  beschuldigt,  bei  der  Verpachtung  der  Staatsgefälle 
ungehörig  verfahren  zu  sein.d)  Es  wäre  dies  ganz  undenkbar, 
wenn  nicht  perduellio  etwas  anderes  als  das  Benehmen  eines 
perduellig , eines  Kriegsfeindes,  bezeichnete. 

Nun  vergleiche  man  mit  diesen  einzelnen  Füllen  Folgendes. 
Cicero  an  der  früher  angeführten  Hauptstelle  über  das  Verfahren 
der  Volksgerichte'),  wo  er  seinen  eigenen  sogenannten  Process 
erwähnt  und  dabei  das  ausserordentliche  tribunicische  Verfahren 


a)  Schot.  Bob.  Cic.  p.  337  ed.  Orell.  S.  oben  S.  311. 

b)  Man  sehe  oben  S.  313. 

c)  Liv.  XXVI,  3 tanta  ira  accensa  est,  ut  capite  anquirendum  contio 
succlamaret  und  nachher  Tum  Sempronius  perduellionis  se  iudicare  Cn. 
Fulvio  dixit 

d)  Liv.  XLIII,  16. 

e)  Cic.  de  dom.  17,  45,  angeführt  oben  S.  244. 
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vor  dem  Volke  schildert,  spricht  zuerst  von  dem  Ansetzen  eines 
Termines,  dann  unterscheidet  er  zwei  Arten  von  Processen, 
erst  diejenigen,  wo  das  Beantragen  einer  Geldstrafe  (muttam 
irrogare),  zweitens  diejenigen,  wo  das  Sprechen  eines  Unheils 
(iudicare)  stattfindet.  Er  erwähnt  an  einer  andern  Stelle*)  eben- 
falls seinen  Process  und  fragt,  P.  Clodius  anredend,  dieser  hätte 
ihm  wohl  einen  Termin  angesetzt,  eine  Geldstrafe  gegen  ihn  be- 
antragt, einen  Process  wegen  perduellio  angestrengt  An  beiden 
Stellen  spricht  Cicero  vom  Beantragen  einer  Geldstrafe,  womit 
er  das  Anstellen  einer  tribunicischen,  auf  Geldstrafe  gerichteten, 
Anklage  vor  den  Tributcomitien  meint:  er  muss  demnächst  an 
beiden  Stellen  einen  Capitalprocess  vor  den  Centimen  erwähnen. 
An  der  ersten  Stelle  thut  er  dies,  indem  er  vom  Urtheilen  spricht, 
und  es  ist  dies  der  eigenthümliche  Ausdruck  dafür b),  an  der 
zweiten  Stelle  sagt  er,  einen  Process  wegen  perduellio  anstren- 
gen.  Wollte  er  damit  bloss  bezeichnen,  eine  von  den  mehreren 
Arten  von  Capitalprocessen,  welche  es  gäbe,  anstellen,  so  wäre 
sein  Ausdruck  nicht  passend:  er  muss  einen  Capitalprocess 
überhaupt  bezeichnen  wollen  und  perduellio  der  Ausdruck  für 
alle  Capitalprocesse  sein.  Damit  gewinnen  auch  andere  Stellen 
von  Schriftstellern  ihre  Erklärung.  Z.  B.  bei  dem  eben  angeführ- 
ten Processe  von  Cn.  Fulvius  verlangte  bei  dem  dritten  Termine 
das  Volk,  es  sollte  die  Untersuchung  auf  ein  Capitalverbreehen 
gerichtet  werden.  Der  Tribun  sagt  darauf,  er  wolle  auf  ein 
Capitalverbreehen  untersuchen  und  als  die  Möglichkeit  dazu  durch 
das  Collegium  der  Tribunen,  an  welches  appellirt  wurde,  gege- 
ben war,  erklärt  er  weiter,  er  halte  Cn.  Fulvius  der  perduellio 
für  schuldig.  An  sich  wäre  es  hierbei  möglich,  perduellio  für 
eine  besondere  Art  von  Capitalverbreehen  zu  halten;  aber  nach 
den  früheren  Stellen  wird  man  sie  als  die  allgemeine  Bezeichnung 
einer  Capitalanklage  auffassen  müssen.  Ferner  wird  so  die  Ueber- 
lieferung  von  den  Gesetzen,  durch  welche  die  geheime  Ab- 
stimmung in  den  Volksversammlungen  eingeführt  wurde,  ver- 


a)  Cic.  p.  Mil.  14,  36  Diem  mihi , crcdo,  dixerat , multam  irrogarat, 
actionem  perduellionis  intenderat. 

b)  Vergl.  oben  S.  248. 
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stündlich.  Sie  wurde  zuerst  eingeführt  bei  den  Wahlen  von 
Beamten,  gleiehmässig  in  Centuriat-  und  Tributcomitien,  dann 
in  den  Volksgerichten,  dann  bei  der  gesetzgebenden  Thätigkeit 
der  Volksversammlung,  endlich  bei  deu  Perduellionsgerichten*), 
was  die  letzte  Classe  von  Volksabstimmungen  war,  bei  welcher 
öffentliche  Abstimmung  sich  am  längsten,  und  eine  Zeit  lang 
allein  erhielt.  L.  Cassius,  welcher  das  Gesetz  über  die  Volks- 
gerichte gab,  hatte  die  Perduellionsgerichte  ausdrücklich  ausge- 
nommen. Versteht  man  unter  diesen  nur  einen  besonderen  Theil 
der  Capitalgerichte , so  begreift  man  die  von  Cassius  gemachte 
Ausnahme  nicht.  Weshalb  sollte  er  bei  den  der  perduellio 
Angeklagten  die  öffentliche  Abstimmung  lassen,  während  er  sie 
bei  andern  Capitalanklagen,  welche  eben  so  schwerer  Verbrechen 
halber  angestellt  wurden,  ebeu  so  schwere  Strafen  zur  Folge 
hatten,  eben  so  leicht  politischen  Einflüssen  unterliegen  konn- 
ten, nicht  bestehen  Hess?  Verständlich  aber  wird  die  Ausnahme, 
wenn  alle  Capitalprocesse  zugleich  Perduellionsprocesse  sind: 
dann  wurde  die  mündliche  Abstimmung  da,  wo  es  sich  um 
schwere,  um  todeswürdige  Verbrechen  handelte,  d.  h.  überhaupt 
in  den  Centuriatcomitien,  sobald  sie  richterliche  Befugnisse  übten, 
beibehalten.  Die  geheime  Abstimmung  in  ihnen  wurde  einge- 
führt durch  ein  Gesetz  des  Tribunen  C.  Caelius.  Von  ihm  sagt 
Cicero,  er  hätte  die  Gefährlichkeit  der  Neuerung,  nämlich  Leib 
und  Leben  jedes  Römischen  Bürgers  einer  aufsichtslosen  Ab- 
stimmung anzuvertrauen,  wohl  eingesehen  und  später,  so  lange 
er  lebte,  den  Schaden,  welchen  er  dadurch  der  Verfassung  ge- 
bracht, bereut;  indessen  der  Wunsch,  C.  Popilius  Laenas  desto 
sicherer  zur  Verurtheilung  zu  bringen,  habe  überwogen.  Es 
wurde  aber  PopiUus  angeklagt , weil  er  um  das  Römische  Heer 
zu  retten,  einen  schimpflichen  Vertrag  mit  den  Tigurinem  ge- 
macht hatte,  oder  wegen  Majestätsverbrechen , wie  es  bei  einem 
Berichterstatter  heisst b)  Wären  nicht  alle  Capitalprocesse  zu- 
gleich Perduelüonsprocesse  gewesen,  so  hätte  es  für  Caelius  keine 
Schwierigkeit  gehabt,  auch  ohne  Veränderung  der  Gesetzgebung 


a)  Cic.  de  leg.  III,  16,  35. 

b)  Auct.  ad  Her.  1,  15,  25. 
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die  Verurtheilung  von  Popilius  durchzusetzen:  er  hätte  dessen 
Vergehen  etwas  anders  gefasst,  ihn  entweder  wegen  Majestäts- 
verbrechen oder  wegen  Verrath  oder  sonst  eines  todeswürdigen 
Verbrechens  augeklagt.  Daraus , dass  er  dies  nicht  konnte , dass 
er,  um  Popilius  zu  einer  Capitalverurtheiluug  zu  bringen,  erst  die 
Abstimmung  in  den  Perduellionsgerichten  ändern  musste,  folgt 
mit  Sicherheit,  dass  diese  überhaupt  alle  Gerichte,  in  welcbeu 
auf  capitale  Strafe  erkannt  wird , d.  h.  alle , welche  in  Centuriat- 
comitien  entschieden  wurden,  umfassen. 

Also  perduellio  heisst  jedes  mit  Capitalstrafe  geahndete 
Verbrechen:  selbst  Giftmord,  von  Frauen  gegen  ihre  MänneT 
begangen,  oder  Unzucht  gegen  Männer  muss  unter  diesen  Be- 
griff gebracht  worden  sein.  Aber  dies  gilt  nur  bei  dem  ausser- 
ordentlichen, von  Tribunen  oder  Aedilen  vor  dem  Volke  gelei- 
teten Verfahren,  nicht  bei  dem  ordentlichen,  welches  die  Consulu 
oder  später  die  Prätoren  leiten.  Die  Begriffe  von  den  einzelnen 
Verbrechen,  welche  es  bei  den  Römern  seit  den  ältesten  Zeiten 
gab*),  und  welche  durch  die  Verschiedenheit  der  Strafen,  welche 
auf  ihnen  standen,  gesondert  waren,  erhielten  sich  auch  später 
in  dem  ordentlichen  Verfahren  und  wir  würden  ihre  Entwicke- 
lung verfolgen  können,  wenn  wir  überhaupt  mehr  Nachrichten 
von  dem  gewöhnlichen  Criminalprocesse  hätten,  ln  ihm  kann 
es  auch  ein  besonderes  Verbrechen  der  perduellio  gegeben  haben: 
aber  die  einzige  Spur  davon  findet  sich  in  Sp.  Cassius’  Processe 
und  dieser  genügt  nicht,  um  über  dasselbe,  seinen  Umfang, 
seine  Bestrafung  bestimmte  Ansichten  begründen  zu  können. 
Als  später  in  den  Schwurgerichten  die  Begriffe  des  alten  ordent- 
lichen (Jriminalproce8ses  sich  mit  manchen  Veränderungen  wie- 
der erneuten,  gab  es  kein  besonderes  Verbrechen  der  perduslli o, 
sondern  dieselbe  wurde  als  eigenthümlich  dem  ausserordentlich 
vor  dem  Volke  stattlindenden  Capitalverfahren  angesehen.  Es 
ist  selbst  möglich,  dass  dieser  den  Lateinischen  Schriftstellen! 
geläufige  Sprachgebrauch,  wonach  perduellio  jedes  todeswürdige 
Verbrechen  bezeichnet,  auf  die  Darstellung  der  wenigen  Fälle, 
in  denen  sonst  perduellio  erwähnt  wird,  eingewirkt  hat:  man 


a)  Vergl.  I,  132. 
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kann  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit  behaupten,  dass  es  nie  ein  be- 
sonderes Verbrechen  perdueüio  gegeben  hat.  Jedenfalls  wird 
der  Ursprung  der  allgemeinen  Bedeutung  von  perduellio  mit  dem 
Ursprünge  der  ausserordentlichen  tribunicischen  Gerichtsbarkeit 
zusammeufallen,  d.  h.  von  der  Zeit  der  Zehnmänner  beginnen. 
Bei  Goriolans  Process  lautete  die  Anklage  noch  auf  Streben 
nach  Alleinherrschaft,  späterhin  hätten  die  Tribunen  sie  wegen 
perduellio  angestellt. 

Ueber  das  Verfahren  in  einem  ausserordentlichen  Capital- 
processe,  welchen  ein  Tribun  oder  Aedil  eingeleitet  hatte,  haben 
wir  schon  gesprochen:  es  war  in  der  aussergerichtliehen  Vor- 
untersuchung, der  diei  dictio.  den  drei  ersten  Terminen  und 
der  Hälfte  des  vierten  gauz  dasselbe,  wie  bei  den  durch  Tri- 
buteomitieu  entschiedenen,  auf  Geldstrafe  gerichteten  ausser- 
ordentlichen Volksprocessen.  Verschieden  war  nur,  erstens, 
dass  der  Tag  des  vierten  Termines  von  einem  eurulischen  Be- 
amten, früher  demCousul  oder  demjenigen,  welcher  seine  Stelle 
einnahm,  später  dem  städtischen  Prätor  augesetzt  wurde,  zwei- 
tens, dass  aas  Urtheil  in  Centuriatcomitien  geschah.  Von  der 
Abstimmung  haben  wir  schon  gesagt  , dass  sie  bis  zum  Jahre 
107  v.  Chr.  mündlich  und  öffentlich  war“),  seitdem  in  Folge 
eines  Gesetzes  des  Volkstribunen  C.  Caelius  heimlich  durch 
Stimmtäfelchen  geschah.  Ebenso  haben  wir  erwähnt,  dass  der 
Strafantrag  ähnlich,  wie  in  der  Gesetzgebung,  lautete  und  dem- 
gemäss die  Entscheidung  des  Volkes  nur  auf  Ja  oder  Nein  ging, 
ohne  die  Möglichkeit  einer  Abänderung.  Erfolgte  Verurtheilung, 
so  war  das  caput  des  Bürgers  verloren,  in  alter  Zeit  und  auch 
später  noch,  wo  es  sich  um  schwere  Verbrechen  handelte,  wie 
z.  ß.  bei  Q.  Pleminius,  das  Leben  selbst  und  die  Hinrichtung 
geschah  nach  dem  Uebereinkommen  der  Behörden,  ohne  dass 
das  Volk  darüber  bestimmte:  die  Sitte  der  Zeit,  auch  Gesetze, 
namentlich  die  Porcischenb),  waren  hierbei  entscheidend.  All- 
mälig  und  besonders  bei  alleu  eigentlich  politischen  Processen 
trat  statt  der  Lebensstrafe  der  bürgerliche  Tod  ein,  d.  h.  Ver- 


a)  S.  oben  S.  332. 

b)  Vergl.  oben  S.  47  flgd. 


Digitized  by  Google 


33G 


Ausführung  des  Strafurtheils. 


bannung  und  Vermögens verlust ; selbst  dann,  wenn  der  Ange- 
klagte im  Bewusstsein  seiuer  Schuld  die  freiwillige  Verbannung 
gewählt  hatte,  wurde  über  ihn,  damit  er  nicht  zurückkehren 
könnte,  die  Aechtung  ausgesprochen.  Die  Entscheidung  der 
Centimen  wurde  natürlich  von  demjenigen,  welcher  die  Ver- 
sammlung geleitet  hatte,  dem  städtischen  Prätor  ausgesprochen 
und  damit  erst,  nicht  schon  durch  die  Abstimmung  selber,  war 
die  Verurtheilung  geschehen.  Dann  erfolgte  gleichsam  eine  Aus- 
lieferung des  Verurtheilten  an  denjenigen,  welcher  die  Anklage 
geführt  hatte.  Denn  dieser  leitete  die  Ausführung  des  ürtheils 
und  wo  es  nöthig  war,  die  Hinrichtung.  Ich  will  dafür  nicht 
ein  Beispiel  aus  der  Zeit  der  Zehnmänner  anführen.  Nach  ihrer 
Verurtheilung  wurde  auch  ihr  Gehülfe  M.  Claudius  von  dem  Tri- 
bunen A.  Verginius  angeklagt  und  seine  Verurtheilung  durcbge- 
setzt:  der  Tribun  hätte  ilm  hinrichteu  können,  aber  er  entliess 
ihn  und  begnügte  sich  mit  der  Verbannung.*)  Dies  Beispiel 
ist  nicht  entscheidend,  weil  die  Processe  der  Zehnmänner  noch 
nicht  in  den  spätem  Formen  geführt  wurden.  Aber  Manlius 
Capitoliuus  -wurde  von  den  Volkstribunen  angeklagt  und  durch 
das  Volk  zum  Tode  verurtheilt:  über  die  Form  des  Gerichte» 
erwähnt  Livius  Verschiedenheit  in  der  Ueberlieferung,  über  die 
Art  des  Todes  nicht.  Die  Tribunen  sagt  er,  hätten  ihn  vom 
Tarpejischen  Felsen  gestürzt. b)  Wenn  also  keine  Hinrichtung 
stattfand,  sondern  nur  Einziehung  des  Vermögens,  werden  die 
Tribunen  das  so  zusammengekommene  Geld  nach  ihrem  Dafür- 
halten zu  öffentlichen  Zwecken  verwendet  haben,  gleich  wie  Tri- 
bunen und  Aedilen  über  den  Ertrag  der  Geldstrafen  verfügteu.') 
Eine  Besonderheit  war  es,  dass  bei  der  Aechtung  von  Q.  Me- 
tellus Numidicus,  der  im  Jahre  100  v.  Chr.  durch  eine  Anklage 
des  Tribunen  Appulejus  Satuminus  vertrieben  wurde,  der  Zu- 
satz gemacht  wurde , die  Cousuln  sollten  die  öffentliche  Acht  über 
den  Verbannten  aussprechen.d)  Dies  war  eine  Verschärfung  der 


a)  Liv.  III,  58.  Vergl.  oben  S.  40. 

b)  Liv.  VI,  20  tribuni  de  saxo  Tarpeio  deiecerunt. 

c)  Beispiele  s.  oben  S.  292. 

d)  App.  bell.  civ.  I,  31. 
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Strafe,  und  ein  Kunstgriff  des  Tribunen,  um  die  Consulu  als 
Theilnebmer  der  ungerechten  Verurtheilung  eines  vom  ganzen 
Staate  hochgeachteten  Mannes  hinzustellen,  und  als  solcher  wird 
es  von  Appian  trotz  seines  sonst  kurzen  Berichtes  ausdrücklich 
erwähnt. 

Eine  Verurtheilung  durch  das  Volk  ist  unwiderruflich : es 
giebt  kein  gerichtliches  Verfahren,  wodurch  ein  Verurtheilter, 
welcher  den  bürgerlichen  Tod  und  Vermögensverlust  erlitten, 
in  Ehren  und  Güter  wieder  eingesetzt  werden  kann.  Dennoch 
ist  eine  solche  Wiedereinsetzung,  wenn  es  sich  um  politische 
Verbrechen  handelte,  öfters  geschehen,  aber  durch  einen  Act 
der  Gesetzgebung,  und  zwar  gleichmässig  durch  Centuriat-  oder 
Tributcomitien , mochte  die  Aechtung  selbst  durch  diese  oder 
durch  jene  ausgesprochen  worden  sein.  Wo  Cicero  von  seiner 
eigenen  Zurückberufung,  welche  in  Centuriatcomitien  erfolgte, 
spricht , zählt  er  etliche  solcher  Fälle  auf*),  wobei  er  freilich 
das  geschichtliche  Versehen  macht,  von  einer  Wiedereinsetzung 
von  Kaeso  Quinctius  zu  sprechen,  die  nach  Liviusb)  weder  ge- 
schehen ist  noch  geschehen  konnte.  Aber  M.  Furius  Camillus 
wurde  bekanntlich  durch  Tributcomitien,  weil  er  eine  Geldstrafe 
nicht  zahlen  wollte,  zur  Verbannung  verurtheilt,  seine  Zurück- 
berufung erfolgte  in  Centuriatcomitien.')  Dagegen  Q.  Metellus 
war  im  Jahre  100  v.  Chr.  wegen  Capitalverbrechens  angeklagt 
und,  da  er  freiwillig  in  die  Verbannung  gegangen  war,  durch 
Tributcomitien  mit  der  härtesten  Art  von  Aechtung  bestraft 
worden:  seine  Wiedereinsetzung  erfolgte  im  Jahre  darauf  durch 
ein  tribunicisches  Gesetz,  also  durch  Tributcomitien. d)  Ebenso 
wurde  der  im  J.  123  v.  Chr.  verurtheilte  P.  Popilius  Laenas 
bald  darauf  durch  ein  Gesetz  des  Tribunen  L.  Calpurnius  Bestia 
zurück  gerufen.'')  Auch  bei  den  späteren  Schwurgerichten  war  ein 
richterliches  Verfahren  zur  Wiedereinsetzung  ungerecht  Verur- 
theilter nicht  vorhanden;  sie  konnte  ebenfalls  nur  durch  ein 


a)  Cic.  de  dom.  31  flgd. 

b)  Man  sehe  I,  274. 

c)  Liv.  V,  46.  Vergl.  oben  S.  308. 

d)  Cic.  p.  Plane.  38,  69. 


e)  Cic.  Brut  34,  128. 


•V. 
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Gesetz,  und  zwar  gleicher  Weise  ein  consularisches , wie  tribu- 
nieisehes,  geschehen.  Erst  die  Kaiserregierung  schuf  die  Mög- 
lichkeit, ehe  noch  die  Vollziehung  des  Urtheils  eiugetreten  war, 
eine  Begnadigung  und  später  in  jedem  Augenblicke  ohne  Befra- 
gung des  Volkes  Wiedereinsetzung  eintreteu  zu  lassen. 


Zwölftes  Capitel. 

Die  ans  bekannten  Capitalprocesse,  welche  vor  dem  Volke  geführt  worden 
sind,  der  Zeitfolge  nach  geordnet. 

Es  bleibt  noch  übrig,  wie  wir  es  früher*)  bei  den  vor  den 
Tributcomitien  geführten  Geldprocessen  gethnn  haben,  so  jetzt  dir 
Capitalprocesse  vor  den  Centurien  der  Zeitfolge  nach  aufzuführen 
und  etwaige  Besonderheiten , welche  sich  bei  deu  einzelnen  fin- 
den, zu  erwähnen.  Diejenigen,  welche  vor  der  Zeit  der  Zehn- 
männer  geführt  worden  sind,  haben  wir  indessen  schon  ausführ- 
lich behandelt,  andere,  welche  von  den  übrigen  durch  besondere 
politische  Wichtigkeit  oder  durch  Eigentümlichkeiten  des  Ver- 
fahrens sich  auszeichnen,  werden  wir  später  darstellen.  Es  sind 
dies  die  Processe  gegen  C.  Servilius  Ahala,  welcher  den  der 
Tyrannei  verdächtigen  Sp.  Maelius  getödtet  hatte,  sowie  der 
gegen  dessen  Genossen  L.  Minucius,  ferner  der  gegen  M.  Mau- 
lius  Capitolinus,  dann  die  in  Ciceros  Zeit  berühmten  und  iu 
seinen  Schriften  vielfach  besprochenen  gegen  C.  Rabirius,  gegen 
Catilinas  Genossen,  endlich  der  gegen  Cicero  selbst  Wenn  man 
von  diesen  Processen  absieht,  finden  sich  folgende  bei  deu  Schrift- 
stellern erwähnt. 

388  v.  Chr.  wurde  Q.  Fabius  von  dem  Volkstribunen  C. 
Mareius  angeklagt.  Er  hatte  als  Gesandter  nach  Clusium  ge- 
schickt, widerrechtlich  gegen  die  Gallier  gekämpft  und  da  da- 
durch das  Unglück  über  Rom  hereingebrochen  war,  den  Zorn 
des  Volkes  auf  sich  gezogen.  Er  wäre  verurteilt  worden,  »eun 
er  nicht  vorher  gestorben  wäre.b) 
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362  v.  Chr.  wurde  L.  Manlius  Imperiosus,  der  Dictator  des 
vorigen  Jahres,  von  dem  Volkstribunen  M.  Pomponius  angeklagt, 
weil  er  die  Dictatur  einige  Tage  länger,  als  es  ihm  gesetzlich 
freistand,  behalten  hatte.*)  ln  seiner  Anklagerede b)  gab  der 
Tribun  dem  Angeklagten  überdem,  um  das  Volk  gegen  ihn  zu 
erbitten],  unmässige  Strenge  bei  der  Aushebung,  auch  Härte  ge- 
gen seinen  eigenen  Sohn  Schuld.  Es  war  ohne  Zweifel  ein 
Capital process  und  die  Centurien  sollten  entscheiden');  aber  es 
kam  nicht  dazu.  Während  der  gerichtlichen  Untersuchung  und 
während  der  Process  sich  noch  in  einem  der  drei  ersten  Tennine 
befand,  zwang  der  Sohn  des  Angeklagten  den  Tribunen  mit  Ge- 
walt zu  dem  Schwure,  dass  er  von  der  Anklage  zurücktreteu 
wolle  und  der  Tribun  hielt  seinen  Schwur  unter  Billigung  des 
Volkes. 

Um  328  v.  Chr.  wurde  M.  (oder  Q.)  Flavius  von  einem 
Aedilen  C.  Valerius  augeklagt  wegen  Unzucht  mit  einer  Bürge- 
rin und  zwar  in  einem  Capitalprocesse.'1)  Die  Verurtbeilung  wäre 
erfolgt,  wenn  nicht,  nachdem  schon  vierzehn  Tribus  dieselbe 
ausgesprochen,  der  Ankläger  durch  ein  übennüthiges  Wort  das 
Volk  erbittert  hätte.  Zum  Dank  für  seine  Freisprechung  be- 
schenkte nachher  der  Angeklagte  bei  Gelegenheit  das  Volk. 

326  v.  Chr.  hatte  L.  Papirius  seinem  Schuldknechte  C.  Pu- 
blicius  Gewalt  angethan.  Als  dieses  bekannt  geworden  war, 
wurde  der  Thäter  von  den  Volkstribunen  angeklagt  und  vom 
Volke  zum  Tode  verurtheilt,  auch  die  ganze  Schuldknechtschaft 
geändert. c) 


a)  Cic.  de  off.  111,  31,  112;  Val.  Max.  V,  4,  3.  Vorgl.  oben  S.  18. 

b)  Bei  Liv.  VII,  5. 

c)  Dem  widersprechen  aucli  nicht  die  Worte  bei  Livius  1.  1.  Nec  per- 
inde,  ut  maluisset  plebes,  sibi  suffragii  ferendi  de  tarn  crudcli  et  superbo 
reo  potestatem  fieri,  ita  aegre  tulit  filiurn  id  pro  parente  ausuro.  E»  han- 
delt sich  dort  um  das  in  einer  formlosen  contio  versammelte  Volk  und  dies 
konnte  plebes  genannt  werden;  beim  vierten  Termine  würde  Livius  vom 
populus  gesprochen  haben.  Vergl.  App.  Samn.  2;  Senec.  de  benef.  III, 
37  und  oben  S.  278. 

d)  Dies  beweist  Val.  Max.  VIII,  1,  7,  der  erzählt,  der  Angeklagte  wäre 
im  Falle  der  Vcrurtheilung  umgekommen.  Liv.  VIII,  22. 

e)  Liv.  VIII,  28;  Dionys.  XVI,  9.  Vergl.  Val.  Max.  VI,  1,  9. 
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326  v.  Chr.  wurde  C.*  Laetorius  Mergus,  ein  tapferer  Kriegs- 
tribun, von  dem  Volkstribunen  Cominius  beim  Volke  angeklagt, 
weil  er  einem  seiner  Soldaten  Gewalt  angetkan  hatte.  Er  wurde 
zum  Tode  verurtheilt,  entzog  sich  aber  dadurch  der  Strafe,  dass 
er  vor  dem  Gerichte  die  Flucht  ergriff  und  nachher  sich  selbst 
tödtete.*) 

Um  250  v.  Chr.  wurden  die  Atilier,  Verwandte  des  ehema- 
ligen Consuls  Regulus,  welche  Carthagische  Gefangene  in  Ge- 
wahrsam hielten  und  dieselben  hart  und  grausam  behandelt 
hatten,  von  den  Tribunen  deshalb  mit  einer  Capitalklage  vor 
dem  Volke  bedroht;  denn  es  gab  kein  Gesetz,  nach  dem  sie 
vor  den  ordentlichen  Richter  hätten  gebracht  werden  können. k) 

248  v.  Chr.  Ueber  den  Process  von  P.  Claudius  Pülcher, 
der  nicht  zu  Ende  geführt  wurde,  sondern  in  einen  Geldprocess 
überging,  ist  schon')  gesprochen  worden. 

248  v.  Chr.  wurde  L.  Junius,  der  College  von  Claudius, 
ebenfalls  perduellionis  angeklagt,  aber  in  einem  getrennten  Ter- 
mine, wie  es  scheint.  Er  tödtete  sich  selbst  vor  der  Entschei- 
dung. d) 

213  v.  Chr.  klagten  die  plebejischen  Aedilen  L.  Villius 
Tappulus  und  M.  Fundanius  Fundulus  einige  Frauen  an,  wegen 
unzüchtigen  Lebens.  Diejenigen,  welche  verurtheilt  wurden, 
mussten  in  die  Verbannung  gehen:  also  haben  Centuriatcomitien 
das  Urtheil  gefällt.') 

212  v.  Chr.  Ueber  die  Veranlassung  zum  Processe  gegen 
M.  Postumius,  den  Staatspächter,  haben  wir  schon  gesprochen.  0 
Die  beiden  Volkstribunen,  Sp.  und  L.  Carvilius,  setzten  ihm  einen 
Termin  zum  Capitalprocesse  und  verlangten  Bürgen,  dass  er  sich 
dazu  einfinden  würde;  widrigenfalls  sie  ihm  mit  Gefängniss 
drohten.  Er  stellte  die  Bürgen,  ging  aber  in  die  Verbannung. 
Als  er  beim  ersten  Termine  nicht  erschien,  wurde  unter  Vorsitz 


a)  Val.  Max.  VT,  1,  11 ; Dionys.  XVI,  9 ; Suid.  &.  v.  Aaitiöpto;. 

b)  Diodor.  XXIV,  19. 

c)  S.  oben  S.  311. 

d)  Val.  Max.  I,  4,  3;  Cic.  de  deor.  nat.  11,  3;  de  divin.  II,  33,  71. 

e)  Liv.  XXV,  2. 

f)  S.  oben  S.  313. 
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der  Tribunen  in  Tributcomitien  beschlossen,  wenn  er  nicht  zum 
zweiten  Termine  sich  stelle,  solle  sein  Vermögen  eingezogen,  er 
selbst  geächtet  werden.*)  Gleicherweise  wurden  dann  die  übri- 
gen Staatspächter,  welche,  um  ihren  Genossen  zu  retten,  die 
Tributcomitien  gestört  hatten,  einzeln  vor  Gericht  gezogen.  Es 
wurden  zuerst  diejenigen,  welche  nicht  Bürgen  stellten,  dann 
auch  diejenigen,  welche  sie  stellen  konnten,  in  das  Gefängniss 
geworfen,  in  welchem  sie  wahrscheinlich,  ohne  dass  der  Process 
weiter  verfolgt  wurde,  nach  Belieben  der  Beamten  blieben b). 
Sehr  viele,  welche  sich  schuldig  fühlten,  gingen,  ehe  sie  vor 
Gericht  gezogen  wurden,  freiwillig  in  die  Verbannung,  worauf 
sie  dann  Verlust  der  Güter  und  Aechtung  traf.e) 

211  v.  Chr.  Auch  über  den  Process  von  Cn.  Fulvius  ist 
schon  früher  gesprochen  worden.*1)  Als  für  die  Entscheidung 
desselben  der  letzte  Termin  vor  den  Centuriatcomitien  angesetzt 
war,  versuchte  der  Angeklagte,  ob  sein  Bruder  Q.  Fulvius,  der 
vor  Capua  befehligte,  zu  demselben  erscheinen  und  ihm  helfen 
könnte.  Als  der  Senat  dies  nicht  erlaubte,  verzweifelte  er  an 
der  Freisprechung  und  ging  in  die  Verbannung  nach  Tarquinii, 
ehe  der  Termin  erschien.  Der  anklagende  Tribun  liess  daher 
durch  die  Tributcomitien  die  Verbannung  bestätigen');  von  einer 
Einziehung  der  Güter  wird  nichts  gemeldet. 

Ungefähr  in  die  gleiche  Zeit  fällt  ein  nur  bei  Valerius  Maxi- 
mus *)  berichteter  Process.  Er  erzählt,  M.  Atilius  Calatinus  sei 
wegen  Verrathes  von  Sora  angeklagt  worden  und  in  grösster 
Gefahr  der  Vprurtheilung  gewesen,  als  sein  Schwiegervater,  der 
berühmte  Q.  Fabius  Maximus  öffentlich  vor  dem  Volke  versichert 


a)  Man  sehe  oben  S.  281. 

b)  Vergl.  oben  S.  158. 

c)  Liv.  XXV,  4 Primo  non  dantes,  dcinde  etiam  cos,  qui  dare  possent, 
in  carcerem  coniiciebant  (tribuni  plebis) : cuius  rei  periculum  vitantes  ple- 
rique  in  exilium  abierunt. 

d)  S.  oben  S.  313. 

e)  S.  oben  S.  281.  Wahrscheinlich  meint  diesen  Process  auch  Val. 
Max.  II,  8,  3. 

f)  Val.  Max.  VIII,  1,  9. 


Digitized  by  Google 


342  Verzeichniss  der  Capitalprucesse  vor  dem  Volke. 

hätte,  der  Angeklagte  sei  unschuldig:  ihm  hätte  das  Volk  ge- 
glaubt. Ob  der  Process  aufgegeben  oder  durch  Urtheilssprueh 
mit  Freisprechung  beendet  wurde , wird  nicht  erwähnt.  Man 
kann  nur  an  Capitalanklage  glauben. 

204  v.  dir.  Ueber  den  Process  von  Q.  Pleminius,  den  Le- 
gaten P.  Scipios,  haben  wir  einen  ausführlichen  Bericht  bei  Li- 
vius*):  er  ist  besonders  wegen  der  ausserordentlichen  Vorunter- 
suchung merkwürdig.  Pleminius  hatte  sich  in  Locri  eben  so  grau- 
sam wie  habsüchtig  gezeigt  und  seine  Vergehen  fanden  in  Rom 
lebhafte  Besprechung  wegen  der  zahlreichen  und  erbitterten 
Feinde,  welche  P.  Scipio  und  alle  seine  Unternehmungen  hatten. 
Die  Gesandten  von  Locri  brachten  ihre  Klagen  zuerst  an  den 
Senat.  Dieser  hätte,  wie  er  es  oft  gethan,  den  Legaten  aus 
der  Provinz  zurückberufen  und  dann  vor  Gericht  stellen  lassen 
können:  dann  hätten  die  Zeugen  aus  Locri  nach  Rom  kommen 
müssen.  Indessen  so  wäre  nur  ein  Theil  der  Absichten,  welche 
man  hatte,  erreicht  worden:  man  wollte  ausserdem  dass  man 
die  Anklagen  gegen  Pleminius  prüfte,  noch  erstens  etwaige  reli- 
giöse Vergehen  gegen  die  Götter  in  Locri  wieder  gut  machen, 
zweitens  hauptsächlich  das  Betragen  Scipios  und  seine  Vorbe- 
reitungen zum  Kriege  in  Africa  untersuchen.  So  wurde  also 
eiue  ganz  ausserordentliche  Massregel  ergriffen  und  eine  Unter- 
suchungscommission abgeschickt.  Sie  bestand  aus  dem  Prätor, 
welchem  die  Provinz  Sicilien  zugefallen  war  und  welcher  ausser- 
dem noch  den  Auftrag  erhielt  , die  Verbrechen  in  Locri  zu  unter- 
suchen.b)  Ihm  wurden  als  Beirath  beigegeben  zehn  Gesandte, 
und  ausserdem  zwei  Volkstribunen,  M.  Claudius  Marcellus  und 
M.  Cincius  Alimentus  und  ein  plebejischer  Aedil.  Die  beiden 
letztem,  die  Volkstribunen  und  der  Aedil,  sollten  erforderlichen 
Falls  gegen  P.  Scipio  dienen,  um  ihn,  wenn  er  schuldig  wäre, 
mit  Gewalt  nach  Rom  zurückzubringen;  ebenso  die  Gesandten, 
um  dann  an  seiner  Stelle  den  Oberbefehl  zu  übernehmen.') 
Aber  sie  dienten  auch  dem  Prätor  als  Beirath  und  gewährten 


a)  Liv.  XXIX,  8 flgd.  und  16  flgd. 

b)  Vcrgl.  ähnliche  Fälle  einer  Beauftragung  durch  den  Senat  S.  212. 

c)  Dies  sagt  ausdrücklich  Liv.  XXIX,  20. 
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den  Vortheil,  dass  die  Volkstribunen  die  aussergerichtliche  Un- 
tersuchung mitmachten  und  deshalb  in  Rom  sogleich  eine  etwaige 
Anklage  vor  dem  Volke  anstellen  konnten.  An  sich  hätte  der 
Prätor  allein  zur  Untersuchung  genügt.  Dieselbe  wurde  in  Rhe- 
gium  geführt  und  dorthin  Pleminius,  wie  Einige  erzählten,  mit 
Gewalt1),  sowie  die  andern  Angeschuldigten  gebracht,  auch  die 
Zeugen  hinbeschieden.  Es  wurden  in  der  Voruntersuchung  Ple- 
minius und  mit  ihm  zwei  und  dreissig  aus  der  Römischen  Be- 
satzung von  Locri  schuldig  befunden  und  in  Ketten  nach  Rom 
geschickt.  Dort  wurden  sie  in  das  Gefangniss  geworfen  und  vor 
dem  Volke  von  eben  jenen  Tribunen,  welche  bei  der  Unter- 
suchung gewesen  waren,  angeklagt.  Es  wurden  mit  ihnen  ge- 
richtliche Termine  abgehalten,  man  weiss  nicht,  ob  mit  den 
Einzelnen,  oder  mit  allen  zusammen:  wahrscheinlich  ist  das 
Letztere.  Zu  einer  Entscheidung  der  Centurien  kam  es  indessen 
nicht:  man  mochte  Capitalstrafe  für  zu  streng  und  Freisprechung 
für  zu  milde  halten.  Die  Gefangenen  blieben  also  im  Gefäng- 
nisse, aus  dem  sie  wahrscheinlich  einzeln,  je  nachdem  sie  genü- 
gend gestraft  erschienen,  entlassen  wurden. h)  Pleminius  selbst 
starb  entweder  im  Gefängnisse  oder  er  wurde  dort  im  Jahre  194 
v.  Chr.,  als  er  Aufruhr  imd  Brandstiftung  versuchte,  hinge- 
richtet6) 

169  v.  Chr.  trat  den  Censoren  C.  Claudius  und  Ti.  Grac- 
chus ein  Volkstribun  P.  Rutilius  entgegen  rt),  der  nicht  nur  in 
ihren  öffentlichen  Anordnungen  Grund  zur  Anklage  fand,  son- 
dern sich  auch  in  Privatsachen  von  ihnen  gekränkt  glaubte.  Er 
klagte  sie  beide  wegen  perduellio  an,  den  ersten,  weil  er  in 
einer  von  Tribimen  berufenen  Volksversammlung  durch  seinen 
eigenen  censorischen  Herold  Stillschweigen  geboten  und  dadurch 
den  ihm  nicht  gebührenden  Vorsitz  derselben  usurpirt  hätte'), 
den  andern,  weil  er  den  tribunicisehen  Einspruch  nicht  beach- 


a)  Vergl.  oben  S.  157. 

b)  Liv.  XXIX,  22. 

c)  Liv.  XXXIV,  44. 

d)  Bei  Val.  Max.  VI,  5,  3 scheint  eine  Verwechselung  des  Namens 
stattgefunden  zu  haben.  Die  ausführliche  Erzählung  giebt  Liv.  XLI1I,  16. 

e)  Vergl.  1,  238. 
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tet  hätte.  Die  Censoren  wären,  wenn  sie  eine  Capitalanklage 
während  ihrer  Amtszeit  hätten  hindern  wollen,  durch  ihr  An- 
selm und  ihre  Verbindungen  wohl  im  Stande  gewesen,  dies  zu 
thun;  allein  sie  hatten,  wie  es  heisst,  nichts  dagegen,  dass  ihr 
Process  sobald  als  möglich  beendet  würde  und  deshalb  wurde 
von  dem  städtischen  Prätor  C.  Sulpicius  der  erste,  nach  drei 
Markttagen  mögliche,  Termin  angesetzt*),  zur  Entscheidung 
durch  die  Comitien.  Von  den  drei  Untersuchungstenninen, 
welche  vorhergehen  mussten , hören  wir  nichts ; sie  fanden  in- 
dessen sicherlich  statt,  nur  waren  die  Verhandlungen  unbedeu- 
tend. Denn  die  Verhältnisse  lagen  klar  vor  und  die  Angeklag- 
ten, wenngleich  sie  sich  nicht  für  schuldig  erklärten,  läugneteu 
doch  nichts  von  dem,  was  sie  gethan  hatten.  Der  Entschei- 
dungstermin für  Claudius  erschien  zuerst  und  die  zuerst  stim- 
menden Centimen  sprachen  grössten  Theils  die  Verurtheilong 
aus:  worauf  die  vornehmsten  Männer  des  Staates  vor  den  Augen 
des  Volkes  ihre  goldenen  Ringe  ablegten,  ihr  Kleid  änderten 
und  Bitten  aa  die  Plebs  richteten.11)  Auch  Gracchus,  der  Col- 
lege von  Claudius,  dem  von  allen  Seiten  aus  der  Plebs  zuge- 
rufen wurde,  er  selbst  habe  nichts  zu  fürchten*),  nahm  sieh 
dennoch  seines  in  Gefahr  schwebenden  Collegen  an  und  schwur, 
er  werde,  wenn  derselbe  verurtheilt  werde,  mit  ihm  zusammen 
in  die  Verbannung  gehen.  Trotzdem  wurde  mit  Mühe  und  nur 
mit  einer  Mehrheit  von  acht  Centurien  die  Verurtheilung  abge- 
wendet. Nach  der  Freisprechung  von  Claudius  trat  der  Tribun 
freiwillig  von  seiner  Anklage  gegen  Gracchus  zurück d),  er  hatte 
keine  Aussicht,  dieselbe  durchzusetzen. 

üeber  die  Anklagen,  welche  M.  Cato  während  seines  viel- 
bewegten Lebens  zu  bestehen  hatte,  haben  wir  schon  gesprochen'): 
sie  sind  leider  so  unvollkommen  überliefert,  dass  sie  sich  in 
ihren  Einzelheiten  nicht  näher  bestimmen  lassen. 

146  v.  Chr.  Berühmt  im  Alterthum  sind  die  Volksverhand- 

a)  Vergl.  oben  S.  203. 

b)  Man  sehe  S.  302. 

c)  Man  vergl.  S.  259. 

d)  Vergl.  oben  S.  277. 

e)  S.  oben  S.  314. 
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1 ungen,  welche  in  diesem  Jahre  gegen  Ser.  Sulpieius  Galba 
stattfanden  Er  hatte  als  Prätor  in  Lusitanien  Krieg  geführt  und 
wurde  der  Grausamkeit  und  des  Verrathes  beschuldigt.  Ein 
eigentlicher  Process  fand  indessen  darüber  nicht  statt  Der 
Volkstribun  L.  Scribonius  Libo  brachte  einen  Gesetzentwurf  ein, 
ähnlich  einem  Privilegium*),  in  so  fern  er  zwar  nicht  immittel- 
bar capitale  Bestrafung  des  Angeschuldigten  beantragte,  aber 
doch  ein  Gesetz,  welches  bei  der  damals  herrschenden  Stim- 
mung nothwendiger  Weise  eine  solche  zur  Folge  haben  musste. 
Es  enthielt  die  Bestimmungen,  erstens  dass  die  von  Galba  nach 
Gallien  verkauften  Lusiianier  wieder  in  Freiheit  gesetzt  und  ent- 
schädigt werden  sollten b),  zweitens  dass  eine  gerichtliche  Capi- 
tal Untersuchung')  gegen  Galba,  wahrscheinlich  unter  einem  be- 
sondem,  entweder  vom  Volke  oder  vom  Senate  zu  ernennenden 
Richter  eingesetzt  würde.*1)  Für  diesen  Gesetzentwurf  sprachen 
M.  Cato  und  L.  Cornelius  Cethegus,  gegen  ihn  Q.  Fulvius  No- 
bilior  und  Galba  selbst,  welcher  das  Mitleiden  des  Volkes  er- 
regte und  die  Verwerfung  des  Gesetzes  bewirkte.') 

146  v.  Chr.  wurde  C.  Plautius,  welcher  in  Spanien  gegen 
Viriathus  unglücklich  gekämpft  hatte1) , nach  seiner  Rückkehr 
von  dem  Volke  verurtheilt  wegen  verletzter  Majestät,  wie  es 
heisst,  d.  h wegen  perduellio : er  ging  verurtheilt  in  die  Ver- 
bannung. *) 


a)  Cic.  Brut.  23  L.  Libone  tribuno  plebis  populum  incitante  et  rogr- 
tionem  in  Galbam  privilegii  similem  ferente.  Vergl.  I.  369. 

b)  Liv.  per.  XLIX  Cum  L.  Scribonius  tribunus  plebis  rogationem  pro- 
mulgasset,  ut  Lusitani,  qui  in  fidem  populo  Romano  dediti  ab  Scrvio  Galba 
in  Gtdliam  venissent,  in  libertatem  restituerentur. 

c)  Val.  Max.  VIII,  1,  2 sagt,  von  ihm:  qui  omnium  consensu  periturus 
erat,  paetie  nullum  triste  suffragiuin  habuit. 

d)  Cic.  de  orat.  I,  53,  227  Servium  Galbam  — pergraviter  rcprehen- 
dere  solebat,  quod  is  L.  Scribonio  quaestionera  in  eura  ferente  populi  mi- 
sericordiam  concitasset. 

e)  Erwähnt  werden  diese  Verhandlungen  noch  bei  Flut.  Cat.  15;  Cic. 

Brut  20;  p.  Mur.  28:  Liv.  XXXIX,  40;  Val.  Max.  IX,  6,  2;  Quint  II, 

15,  8;  Gell.  I,  12  und  XIII,  24;  App.  Ilisp.  60. 

f)  App.  Hisp.  64. 

g)  Diodor.  fragm.  33. 
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In  gleiche  Zeit  ungefähr  gehört  jener  Process,  zu  welchem 
der  Volkstribuu  Licinius  sich  den  Termin  vom  Prätor  M.  Mar- 
cius  erbat : den  Angeklagten  und  den  Grund  des  Processes  kennt 
man  nicht“) 

133  v.  Chr.  Einen  Process  wollte  beginnen  Ti.  Gracchus 
während  seines  Tribunates  bei  den  Kämpfen  um  das  Ackergesetz 
nach  der  Absetzung  seines  Collegen  M.  Octavius,  und  zwar  gegen 
einen  seines  Witzes  halber  bekannten  T.  Annius  Luscus,  viel- 
leicht den  Consul  im  Jahre  153  v.  Chr.,  der  ihn  imter  Ein- 
setzung einer  Geldsumme  zu  einem  Privatprocesse  aufforderte 
darüber,  dass  er  seinen  heiligen  und  unverletzlichen  Collegen 
verletzt  hätte. b)  Darüber  erzürnt  begann  Gracchus  eine  An- 
klage vor  dem  Volke,  Hess  sie  aber  alsbald  fallen.') 

Ungewiss  der  Zeit  und  dem  Gegenstände  nach  ist  derjenige 
Process,  in  welchem  C.  Gracchus  seinen  Freund  Vettius  vertei- 
digte: bei  welcher  Gelegenheit  er  sich  zuerst  dem  Römischen 
Volke  bekannt  machte. d)  Ebenso  ganz  unbestimmter  Zeit  ge- 
hört derjenige  Process  an,  welchen  C.  Gracchus  in  einer  seiner 
ersten  Reden  vor  dem  Volke  zur  Erläuterung  der  tribunieischen 
Macht  anführte:  dass  die  Plebs  einen  gewissen  C.  Veturius,  der 
auf  dem  Markte  einem  daher  kommenden  Volkstribunen  nicht 
aus  dem  Wege  gegangen  war,  zum  Tode  verurtheilt  habe.“) 

123  v.  Chr.  In  diesem  Jahre  gab  C.  Gracchus  sein  Provo- 
cationsgesetzf),  in  welchem  er  das  schon  früher  bestehende 
Recht  über  die  Capitalbestrafung  Römischer  Bürger  genauer  be- 
stimmte und  dawider  Handelnde  als  der  j>erduellio  schuldig  vor 
das  Volksgericht  wies.  Sein  Gesetz  war  zunächst  gerichtet 
gewesen  gegen  diejenigen,  welche  seinen  Bruder  Tiberius  und 
dessen  Freunde  getödtet  oder  in  die  Verbannung  getrieben  hat- 
ten: in  Folge  davon  wurden  znerst  die  beiden  Consuln  des  Jah- 


a)  Gell.  VII,  9. 

b)  Vergl.  oben  S.  284. 

c)  Plut  Ti.  Gracch.  14;  Liv.  per.  LV1U;  Festns  p.  314;  Cic.  Brut 
20,  79. 

d)  Plut.  C.  Gracch.  1. 

e)  Plut.  C.  Gracch.  3. 

f)  S.  oben  S.  71. . 
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res  132  v.  Chr.  P.  Popilius  Laenas  und  P.  Rupilius  von  ihm 
beim  Volke  angeklagt.  Ueber  den  Process  erfahren  wir  nichts 
Näheres:  die  Schuldigen  gingen  in  die  Verbannung,  Laenas 
ausserhalb  Italiens,  wahrscheinlich  ehe  der  Termin  der  gericht- 
lichen Untersuchung  erschien.  Sie  fürchteten  Gefängniss  und 
körperliche  Strafe.*)  Der  erstere  von  ihnen  wurde  nach  dem 
Untergange  von  Gracchus  durch  ein  Gesetz,  welches  der  Tribun 
L.  Calpurnius  Bestia  vorgeschlagen  hatte  und  für  das  die  Söhne 
und  Verwandten  des  Bestraften  beim  Volke  baten,  zurückbe- 
rufen.b) 

Von  einem  Processe  jenes  P.  Scipio  Nasica,  welcher,  obwohl 
Privatmann,  doch  bei  der  Unterdrückung  von  Ti.  Gracchus’  Auf- 
stande Führer  gewesen  war,  wissen  wir  nichts.  Es  ist  allerdings 
sicher,  dass  er  in  Pergamus  gestorben  ist'),  wahrscheinlich  also 
in  der  Verbannung.  Man  nimmt  als  seinen  Ankläger  M.  Flaccus 
au;  aber  es  wird  nur  erzählt“*'),  dass  ,dieser  im  Senate  einen 
Wortwechsel  mit  ihm  über  die  Ermordung  von  Gracchus  hatte; 
dass  darauf  eine  Anklage  vor  dem  Volke  folgte,  wird  nicht  hin- 
zugesetzt. 

120  v.  Chr.  Dagegen  L.  Opimius,  welcher  als  Consul 
die  Senatspartei  gegen  C.  Gracchus  geführt  und  dessen  Ermordung 
veranlasst  hatte,  wurde  von  dem  Volkstribunen  Q.  Decius  Mus 
bei  dem  Volke  angeklagt,  und  zwar  rweil  er  nicht  verurtheilte 
Bürger  in  das  Gefängniss  geworfen  hätte1',  wie  es  in  dem  Aus- 
zuge aus  Livius’  Geschichte  heisst.')  Der  Ausdruck  ist  falsch 
und  kann  nicht  von  Livius  herrühren.  Denn  die  Beamten  haben 
seit  den  ältesten  Zeiten  ununterbrochen  das  Recht,  Bürger, 


a)  Man  sehe  Plut.  C.  Gracch.  4;  Cie.  de  leg.  111,  11,  26;  de  rep.  I, 

3;  p.  Cluent.  35,  95;  de  dom.  31,  82;  schol.  Bob.  p.  252.  Eine  Rede  von 
Gracchus  gegen  Popilius  wird  von  Gell.  XI,  13  und  I,  7 angeführt.  Ueber 
P.  Rupilius  spricht  Vcllei.  11,  7. 

b)  Cic.  Brut  34,  128  erwähnt  den  Antragsteller,  im  Allgemeinen  die 
Zurück berufung  Cic.  de  dom.  32,  87;  post  red.  ad  Quir.  3,  6;  in  sen. 
post  red.  15,  37;  schol.  Bob.  p.  347.  Vergl.  oben  S.  337. 

c)  Cic.  p.  Flacc.  31,  75. 

d)  Cic.  de  orat  II,  70,  285.  Vergl.  oben  S.  284. 

e)  Liv.  per.  LXI  L.  Opimius  accusatus  apud  popul  um  a Q.  Decio  trib. 
plebis,  quod  indemnatos  cives  in  carcerem  couiecisset,  absolut us  est 

r 
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welche  sie  vor  Gericht  stellen  wollen,  die  also  noch  nicht  ver- 
urtbeilt  sind,  in  das  Gefängniss  zn  werfen;  ja  wir  haben  sogar 
bemerkt*),  dass  es  eine  eigenthümliche  Römische  Sitte  gab, 
nach  der  Bürger,  ohne  überhaupt  vor  Gericht  gestellt  za  werden, 
lange  Zeit,  ja  lebenslänglich  von  den  Beamten  im  Gefängnisse 
gehalten  wurden.  Wenn  Jemanden  dabei  Schuld  trifft,  so  sind 
die  übrigen  Beamten,  welche  nicht  Einspruch  thun,  nicht  der- 
jenige, welcher  diese  Strafe  verhängt,  anzuklagen.  Jener  ver- 
kehrte Ausdruck  ist  der  Ungeschicklichkeit  dessen,  der  den  Aus- 
zug aus  Livius  machte,  zuzuschreiben.  Es  scheint,  dass  Opimius 
Bürger,  ohne  sie  vor  Gericht  zu  stellen,  hatte  in  das  Gefängniss 
werfen  und  tödten  lassen:  dies  war  ein  mit  den  härtesten  Stra- 
fen zu  ahnendes  Verbrechen.  Freilich  ersehen  wir  aus  den  An- 
führungen der  Rede  von  Opimius'  Vertheidiger,  dem  damaligen 
Consul  C.  Papirius  Carbob),  dass  es  sich  bei  der  Anklage  un- 
mittelbar um  die  Ermordung  von  C.  Gracchus  handelte;  aber 
dennoch  ist  es  möglich,  dass  ihm  hauptsächlich  die  ungesetzliche 
Tödtung  anderer  Bürger  zum  Vor  würfe  gemacht  wurde.  Opimius 
wurde  damals  durcli  die  Anstrengungen  der  Optimaten  freige- 
sprochen') aber  der  Hass  des  Volkes  gegen  ihn  blieb  und  trat 
bald  darauf  stärker  hervor:  er  trug  wesentlich  dazu  bei,  dass 
Opimius  später  bei  einer  Anklage  nach  dem  Mamilischen  Gesetze 
von  einem  Schwurgerichte  durch  die  mit  dem  Richteramte  be- 
trauten Römischen  Ritter  verurtheilt  wurde. d) 

106  v.  Chr.  wurde  C.  Popilius  Laenas  angeklagt.  Er  war 
im  vorigen  Jahre  Legat  des  Consuls  L.  Cassius  Longinus  ge 
wesen  und  hatte,  als  dieser  in  Gallien  von  den  Tigurinern  ge 
tödtet  war,  den  Versuch  gemacht,  das  übrige  Heer  durch  einen 


a)  S.  oben  S.  158. 

b)  Cic.  de  orat.  II,  25, 106  ut  cum  L.  Opimii  causam  defendebat  apud 
populum  audiente  me  C.  Carbo  consul,  nihil  de  C.  Gracchi  nece  ncgabat, 
sed  id  iure  pro  salute  patriae  factum  esse  dicebat.  Vergl.  Cic.  de  orat 
n,  39,  165  und  40,  169  und  30,  132;  orat.  part.  30.  104. 

c)  Vergl.  Cic.  Brut.  34,  128. 

d)  Vellei.  II,  7 Sed  Opimium,  virum  alioqui  sanctum  et  gravem,  da- 
mnatum  postca  iudicio  publico.  Cic.  p.  Plane.  28,  69  und  29,  70;  de  rep. 

I,  3,  6;  in  Pis.  39,  95;  p.  Sest.  67,  140;  schol.  Bob.  p.  311;  Sali.  Jug.  16 
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schimpflichen  Vertrag  zu  retten.*)  Deshalb  wurde  er  nach  seiner 
Rückkehr  von  dem  Volkstribunen  C.  Caelius  Caldus  belangt,  der, 
am  seine  Anklage  desto  sicherer  durchzusetzen,  die  geheime 
Abstimmung  bei  den  Volksgerichten  der  Centurien  einführte. 
Es  war  also  ein  Perduellionsprocess  und  so  wird  er  von  Cicero b) 
ausdrücklich  genannt,  und  doch  heisst  es  an  einer  andern  Stelle*) 
ebenfalls  richtig,  Popilius  sei  wegen  eines  Majestätsverbrechens 
angeklagt  worden.  Er  wurde  verurtheilt  und  lebte,  wie  es  scheint, 
später  in  Nuceria.  Mit  ihm  zusammen  werden  von  Cicerod) 
erwähnt  Q.  Maximus  und  Q.  Philippus,  welche  unglücklich  vor 
Gericht,  ebenfalls  in  Nuceria  gelebt  hätten.  Wahrscheinlich  wur- 
den auch  sie  vom  Volke  wegen  perduellio  verurtheilt,  allein  über 
ihre  Personen  und  ihren  Process  ist  nichts  bekannt. 

105  v.  Chr.  Q.  Servilius  Caepio,  Consul  im  vorigen  Jahre, 
hatte  ausserdem,  dass  er  die  Tempelschätze  in  Tolosa  plünderte, 
dadurch  das  grösste  Unglück  über  den  Staat  gebracht,  dass  er 
durch  seine  Uneinigkeit  mit  dem  Consul  Cn.  Mallius  Maximus 
den  Verlust  des  Römischen  Heeres  in  Gallien  durch  die  Cimbern 
herbeiführte.')  Dass  gerichtliche  Verhandlungen  gegen  ihn  statt- 
fanden, ist  sicher;  aber  welcher  Art  dieselben  waren,  steht  nicht 
fest  In  dem  Auszuge  aus  Liviusf)  wird  erzählt,  er  sei  verur- 
theilt, seine  Güter  eingezogen,  und  ihm  zuerst  seit  der  Zeit  des 
Königs  Tarquinius  der  Oberbefehl  genommen  worden.  Nimmt 
man  an,  dies  sei  ihm  in  Folge  der  Verurtheilung  in  einem  Per- 
duellionsprocesse  widerfahren,  so  kommt  man  in  Widerspruch 
mit  der  Nachricht  eben  jenes  Auszugs,  nach  welcher  ihn  eine 
Strafe  getroffen  haben  soll,  wie  Niemanden  anders  seit  König  Tar- 


a)  Oros.  V,  15;  auct.  ad  Her.  I,  15. 

b)  Cic.  de  leg.  III,  16  Uno  in  genere  relinqui  videbatur  voeis  suffra- 
gium  — perduellionis.  Dedit  huic  quoque  iudicio  C.  Caelius  tabellam 
doluitque,  quoad  vixit,  se  ut  opprimeret  C.  I’opilium,  nocuissc  rcipublicae. 
Veigl.  Cic.  de  rep.  I,  3 und  oben  S.  335. 

c)  Auct.  ad  Her.  I,  15, 25  C.  Popilius  — arcessitur  maiestatte  ; id.  IV,  24. 

d)  Cic.  p.  Balb.  11,  28. 

e)  Man  sehe  die  Schilderung  bei  Dio  Cass.  fr.  98. 

f)  Liv.  per.  LXYII  Caepionis,  cuius  temeritato  clades  accepta  erat, 
damuati  bona  publicata  sunt  primoque  post  regem  Tarquiniiun  imperium 
ei  abrogatum.  Vergl.  8all.  Jug.  114  und  oben  S.  222. 
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quinius:  dies  lässt  sieh  von  einer  Verurtheilung  in  einem  Cri- 
ininalprocesse  nicht  sagen.  Man  kommt  auch  in  Widerspruch 
mit  Cicero,  der  von  einem  deshalb  eingebrachten  Gesetzesvor- 
schlage  erzählt*),  und  so  kann  eine  richterliche  Entscheidung 
der  Centurieu  nicht  genannt  werden ; ferner  ebenfalls  in  Wider- 
spruch mit  einer  Nachricht  von  Ciceros  Scholiasten,  der  angiebt 
um  Q.  Caepio  zu  schaden,  hätte  damals  der  Volkstribuu  L.  Cas- 
sius  Longinus  ein  Gesetz  gegeben,  wonach  die  durch  das  Volk 
von  ihrem  Amte  Abgesetzten  ihre  senatorische  Würde  verlieren 
sollten.1’)  Eine  Verurtheilung  in  einem  Capitalprocesse  hätte 
ohne  Weiteres  diese  und  noch  schwerere  Folgen  gehabt  Die 
Nachricht  des  Scholiasten  giebt  uns  den  richtigen  Weg  der  Er- 
klärung au.  Es  fand  ein  doppeltes  Verfahren  gegen  Caepio  statt 
Erstlich  unmittelbar  nach  seiner  Niederlage  wurde  von  dem 
Tribunen  C.  Norbanus1')  ein  Gesetz  eingebracht,  wonach  ihm 
der  Oberbefehl  genommen  werden  sollte.  Das  war  eine  Mass- 
regel,  wie  sie  das  Volk  seit  dem  König  Tarquinius  nicht  ge- 
troffen hatte:  sie  erregte  ausserordentliche  Bewegung,  ja  fast 
einen  Aufstand : zwei  Tribunen,  L.  Cotta  und  T.  Didius,  wollten 
Einspruch  thun,  sie  wurden  mit  Gewalt  verjagt:  die  Vornehmsten 
des  Senates,  welche  abrietheu,  misshandelt:  Caepio  selbst  kam 
nach  Rom  und  entschuldigte  seine  Niederlage  mit  Unglück.11) 
Dennoch  ging  das  Gesetz  durch,  Caepio  wurde  abgesetzt  und 
diese  Absetzung  durch  das  kurz  vorher  gegebene  Cassische  Ge- 
setz über  den  Verlust  des  Senatorenranges  verschärft»  Dennoch 
hätte  Caepio,  wenngleich  in  geringerer  Ehre,  sonst  ungekränkt 
in  Rom  leben  können:  seine  Güter  waren  von  dem  Volksbe- 
sehlusse  nicht  berührt.  Aber  es  fand  ausserdem  noch  eine  ge- 


a)  Cic.  de  orat  11,  47,  197  1 tabue  ras  enini  tu  omnia  in  causa  supe- 
riora,  vim,  fugam,  lapidationcm , crudelitatcm  tribuniciam  in  Caepiona 
gravi  miscrabilique  casu  in  iudicium  vocabas:  deiude  prineipein  et  se- 
natus  et  civitatis,  M.  Aemilium,  lapide  percussum  esse  constabat;  vi  pui- 
sum  ex  templo  L.  Cottain  et  T.  Didiuiu,  cum  intercedere  vellent  rogatkmi 
nemo  poterat  negare. 

b)  Ascon.  p.  78.  S.  oben  S.  295. 

c)  Cic.  de  orat  II,  28,  124. 

d)  Auct  ad  Her.  1,  14,  24;  Cic.  orat.  part.  30,  105. 
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richtliehe  Untersuchung  über  den  an  den  Tempelschätzen  in  To- 
losa  verübten  Raub  statt  und  Viele  wurden  in  dieselbe  verwik- 
kelt.")  Auch  Caepio  musste  davon  betroffen  werden  und  dies 
konnte  der  Grund  sein,  weshalb  er  seine  Güter  verlor  und  in 
die  Verbannung  ging.  Indexen  eines  Volksgerichtes  bedurfte  es 
dazu  nicht:  man  batte  dafür  damals  schon  die  Schwurgerichte: 
weil  die  Theilnebmer  des  Verbrechens  zahlreich  waren , setzte 
mau  wahrscheinlich  ein  ausserordentliches  Gericht,  aber  mit 
den  gewöhnlichen  Geschworenen  als  Richtern  ein.  Es  wird  er- 
zählt, Caepio  habe  später  in  Smyrna  gelebt  und  das  dortige 
Bürgerrecht  erhalten. b)  Dies  vereint  sich  sehr  gut  mit  einer 
andern  Nachricht,  man  habe  Caepio  in  das  Gefängniss  geworfen, 
aber  ein  Volkstribun  L.  Rhegiuus  habe  ihn  daraus  befreit  und 
sei  so  weit  in  seiner  Freundschaft  gegangen,  dass  er  ihn  in  die 
Verbannung  begleitet  habe.')  Dagegen  eine  andere,  eben  so  gut 
beglaubigte,  Nachrichtd),  Caepio  sei  im  öffentlichen  Gefängnisse 
hingeriehtet  worden,  erscheint  unerklärlich.  Ist  sie  begründet*), 
so  muss  später  noch  ein  anderer  Process  gegen  Caepio  eingeleitet 
worden  sein,  und  zwar  vor  dem  Volke.85) 

104  v.  Chr.  M.  Junius  Silanus  war  im  Jahre  109  v.  Chr. 
Consul  gewesen  und  hatte  als  solcher  mit  den  Cimberu  unglück- 
lich gekämpft.  Deshalb  klagte  ihn  jetzt,  fünf  Jahre  später,  Cn. 
Domitius  beim  Volke  an()  und  zwar  ohne  Zweifel  in  einem  Ca- 
pitalproeesse.  Denn  für  Geldprocesse  waren  damals  die  Schwur- 
gerichte üblich.  Der  Angeklagte  war  persönlich  auf  Silanus 
erbittert,  weil  derselbe  einen  Gastfreund  von  ihm  Aegritomarus 
misshandelt  hatte. K)  Der  Angeklagte  wurde  glänzend  freige- 


a)  Dio  Cass.  fr.  98  a.  E. ; Cic.  de  deor.  uat  111,  30,  74 ; Strabo  IV,  13. 

b)  Cic.  p.  Balb.  11,  28. 

c)  Val.  Max.  IV,  7,  3. 

d)  Val.  Max.  VI,  9,  13. 

e)  Auch  UelliuB  III,  9,  7 quisquis  ex  ea  direptione  aurum  attigit,  mi- 
sero  cruciabilique  exitu  periit , scheint  auf  eiu  härteres  Loos , als  auf  eine 
angenehme  Verbannung  hinzudeuten. 

f)  Ascon.  in  Cic.  Com.  p.  80. 

g)  Cic.  div.  20,  67;  in  Verr.  II,  47,  118. 
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sprochen,  nur  zwei  Tribus,  die  Sergische  und  Quirinisehe,  hatten 
ihn  verurtheilt. 

100  v.  Chr.  ln  diesem  Jahre  gab  der  Volkstribun  L.  Ap- 
pulejus  Saturninus  sein  Ackergesetz  und  er  benutzte  dasselbe, 
um  seinen  Privatfeind  Q.  Metellus  Numidicus,  welcher  zugleich 
mit  dem  Consul  C.  Marius  in  bitterster  Feindschaft  lebte,  zu 
stürzen.  Eine  Bestimmung  des  Ackergesetzes  war,  dasselbe 
sollte  innerhalb  fünf  Tage  nach  der  Annahme  von  den  Senatoren 
beschworen  werden : wer  dies  nicht  thäte,  sollte  aus  dem  Senate 
gestossen  werden  und  ausserdem  20  Talente  Strafe  zahlen.*) 
Durch  falsche  Versicherungen  des  Consuls  Marius  und  anderer 
Senatoren  getäuscht  leistete  Metellus  jenen  Schwur  nicht:  er 
hätte  also  aus  dem  Senate  entfernt  und  um  Geld  gestraft  werden 
können.86)  Aber  das  genügte  seinen  Feinden  nicht.  Saturninus 
hielt  eine  Volksversammlung,  in  welcher  er  Metellus  als  Wider- 
sacher der  Plebs  darstellte  und  eine  Anklage  gegen  ihn  vor  dem 
Volke  einleitete b) : im  Vereine  mit  seinem  Verbündeten,  dem 
Prätor  C.  Servilius  Glaucia,  setzte  er  den  entscheidenden  Termin 
für  die  Abstimmung  der  Centuriatcomitien  fest  Sein  Antrag 
ging  dahin,  Metellus  zu  ächten,  seine  Güter  einzuziehen;  eroe 
Besonderheit  dabei  scheint  die  Bestimmung  gewesen  zu  sein, 
dass  die  Aechtung  von  den  Consuln  ausgesprochen  werden  sollte.1) 
Es  hätte  genügt,  wenn  dies  von  dem  Tribunen  oder  dem  die 
Comitien  leitenden  Prätor  ausgegangen  wäre:  durch  die  Hinzu- 
ziehung der  Consuln  sollten  die  höchsten  curulischen  Beamten 
verpflichtet  werden.  Ueber  diese  Anklage  erhob  sich  grosser 
Aufruhr  in  der  Stadt:  die  Partei  der  Optiraaten  wollte  die  re- 
gelrechte Führung  des  Processes  und  hoffte  auf  irgend  eine 
Weise  die  Freisprechung  durchzusetzen.  Indessen  Metellus  wollte 
Aufruhr  vermeiden  und  ging,  ohne  den  Termin  abzuwarten,  in 
die  V erbannung,  worauf  Saturninus  die  Aechtung  durch  die  Co- 


a)  App.  bell.  civ.  1,  29. 

b)  Liv.  per.  LXIX  Mctello  Numidico,  quod  in  legem  agrariam  non  i<r 
raverat,  diem  dixit. 

c)  App.  bell.  civ.  I,  31  <}/Vj!pto[id  te  <puyijc  ir.iy patpov  (nämlich  Satar- 
ninus  und  Glaucia)  aCrroi  xai  toj;  umrrouc  £mxTjp'S;at  rportTfötiorv.  urjrw: 
MrrO.Xtp  xbtvuivclv  irjpd«  f(  uta-o;  rj  a-if t)c.  Vergl.  oben  S.  336. 


Digitized  by  Google 


Verzeichniss  der  Capitalprocesse  vor  dem  Volke. 


353 


mitien,  d.  h.  durch  die  Tributcomitien,  aussprechen  Hess  und 
der  Consul  die  ihm  auferlegte  Bekanntmachung  erliess.“)  Von 
den  nothwendigen  drei  Untersuchungsterminen  ist  uns  keine 
besondere  Kunde  erhalten;  vielleicht  fanden  sie,  weil  Metellus 
vorher  Kom  verliess,  nicht  statt:  jedenfalls  beobachtete  Satur- 
ninus  die  uöthige  Form.  Schon  im  folgenden  Jahre  nach  Unter- 
drückung des  Aufstandes  von  Saturninus  wurde  Metellus  zurück- 
gerufen, und  zwar  durch  das  Gesetz  des  Tribunen  Q.  Cali- 
diusb),  gegen  das  anfängUch  ein  anderer  Tribun  P.  Furius 
Einspruch  that,  das  aber  danu  unter  dem  grössten  Beifalle  des 
ganzen  Staates  durchging.  * 

98  v.  Chr.  Ebenjener  P.  Furius,  welcher  sich  der  Zurück- 
berufung von  Metellus  widersetzt  hatte,  wurde,  nachdem  er  sein  Amt 
uiedergelegt , von  dem  Tribunen  G.  Appulejus  Deciauus  vor  dem 
Volke  angeklagt : die  Untersuchungstermine  fanden  auf  dem 
Markte  statt')  Der  Ankläger  lobte  in  seiner  Rede  Saturninus 
und  deswegen  wurde  der  Angeklagte  zwar  durch  die  Centimen 
losgesprochen,  aber  trotz  der  Lossprechung  von  dem  Volke  zer- 
rissen. Deciauus  selbst  wurde  später  wegen  seiner  Lobrede  auf 
Saturninus  verurtheilt,  aber  wahrscheinlich  in  einem  Schwurge- 
richte: er  ging  nach  dem  Poutus  in  die  Verbannung.11) 

91  v.  Chr.  Zu  keinem  Processe  kam  es  bei  M.  Aemilius 
Scaurus.  Der  Volkstribun  (j.  Varius  schlug  ein  Gesetz  vor, 
dass  gegen  diejenigen,  welche  den  Bundesgenossetikrieg  veran- 
lasst hätten,  vor  dem  Schwurgerichte  eine  Untersuchung  einge- 
leitet werden  sollte.  Bei  dieser  Gelegenheit  lud  Q.  Varius  jenen 
durch  seinen  Viator  vor  seinen  Richterstuhl  auf  den  Markt  und 
warf  ihm  Verschiedenes  vor,  Bestechung  durch  den  König  Mi- 


a)  Man  vergleiche  über  den  Process  noch  Cic.  p.  Sest,  16,  37 ; 47, 

101;  62,  130;  de  off.  111,  20,  70;  de  dom.  31,  82  und  32,  87;  p.  Cluent. 

35,  05;  in  Pis.  0,  20;  p.  Plane.  36,  88;  de  rep.  1,3,  6;  Val.  Max.  111,  8,  4. 

b)  Cic.  p.  Plane.  38,  69;  App.  1,  33;  Val.  Max.  V,  2,  7 und  IV,  1, 

13.  VergL  oben  S.  336. 

c)  Val.  Max.  Vlll,  1,  2 Nam  #m  P.  Furium  inquinatissimac  vitac  pro 
rostris  accusaret;  App.  bell.  civ.  I,  33,  wo  der  Name  des  Anklägers  Ca- 
uuleius  lautet,  wahrscheinlich  durch  einen  Schreibfehler.  Gic.  p.  G.  Rah. 

9,  24:  schol.  Bob.  p.  230;  Dio  fr.  105. 

d)  Cic.  p.  C.  Rab.  1.  1. ; Schol.  Bob.  1.  1. 

u.  23 
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thridates,  Aufreizung  der  Bundesgenossen,  wohl  noch  manches 
andere.  Scaurus,  wenngleich  krank  und  hochbetagt,  erschien 
und  vertheidigte  sich  mit  solcher  Würde  und  solchem  Selbst- 
gefühle, dass  er  den  Beifall  des  Volkes  gewann.  Der  Tribun  gab 
die  Sache  auf  und  es  wurde  kein  Process  eingeleitet,  ■) 

91  v.  Cbr.  Q.  Metellus  Celer  als  Volkstribuu  klagte  einen 
gewissen  Cn.  Sergius  Silus  beim  Volke  an,  weil  er  einer  Frau, 
um  sie  zu  verführen,  Geld  versprochen  hatte:  er  bewirkte  seine 
Verurtheilung.  Es  ist  indessen  möglich,  dass  er,  zumal  die  Ver- 
führung nur  versucht  war , auf  Geld  anklagte. b) 

8G  v.  dir.  Der  Tribun  C.  Fimbria  klagte  Q.  Scaevola  an. 

Er  hatte  ihn  bei  »dem  Leichenbegängnisse  von  C.  Marius  tödten 
lassen  wollen:  als  dies  misslang  und  es  schien,  dass  Scaevola 
mit  der  Wunde  davon  kommen  würde,  klagte  er  ihn,  ohne 
Zweifel  in  seiner  Abwesenheit,  vor  dem  Volke  an  und  der  Tag 
der  Coinitien  wurde  auberaumt,  Wir  wissen  nichts  Weiteres, 
als  dass  der  Process  nicht  zu  Ende  geführt  wurde.') 

87  v.  dir.  Als  die  Mariauische  Partei  unter  L.  Cinna  und 
C.  Marius  sich  der  Stadt  Rom  bemächtigt  hatte,  wurden  zuerst 
viele  Gegner  derselben  ohne  die  Förmlichkeit  eines  Processes 
getödtet;  dann  beschloss  man,  Einige  gerichtlich  verurtheileu  zu 
lassen.  Es  wurden  zwei  der  angesehensten  ausgewählt,  L.  Cor- 
nelius Merula,  der  zum  Nachfolger  von  Cinna  im  Consulate  er- 
nannt worden  war,  aber  natürlich  beim  Siege  der  Marianer  sein 
Amt  wieder  verloren  hatte,  sodann  Q.  Lutatius  C'atulus,  der 
ehemalige  College  und  Privatfeind  von  Marius.  Es  wurden  An- 
kläger aufgestellt,  ohne  Zweifel  aus  der  Zahl  der  Tribunen.  Die 
Augeklagten  wurden  zwar  nicht  in  das  öffentliche  Gefängnis? 
gebracht,  aber  doch  unter  Aufsicht  gehalten. d)  Es  scheinen 
auch  die  drei  Termine  der  gerichtlichen  Untersuchung  gehalten 
worden  zu  sein.  Vor  dem  Entscheidungstermine  tödtete  sich  Me- 
rula im  Tempel  des  Jupiter;  denn  er  war  Flamen  Dialis.*) 

a)  Val.  Max.  111,  7,  8;  Ascon.  p.  ^ 

b)  Val.  Max.  VI,  1,  8. 

c)  Cic.  p.  Sex.  Rose.  12,  33;  Val.  Max.  IX,  11,  2. 

d)  App.  bell.  civ.  I,  74. 

e)  Vellei.  II,  22;  Flor.  III,  21;  Val.  Mas.  IX,  12,  5. 
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Catulus  Hess  durch  seine  Verwandten  bei  Marius  um  sein  Leben 
bitten,  indem  er  in  die  Verbannung  zu  gehen  versprach.  Aber 
Jener  verlangte  den  Tod.*)  Deshalb  tödtete  sich  Catulus  in 
seinem  Hause.  Wahrscheinlich  gehört  zu  den  damals  durch  die 
Marianer  Verurtheilteu  auch  App.  Claudius,  der  Vater  des  Fein- 
des von  Cicero,  Consul  im  Jahre  79  v.  dir.,  der  nach  seiner 
Prätur  noch  ein  Ileer  in  Italien  hatte  und  während  der  Ciuua- 
nischen  Unruhen  von  einem  Tribunen  angeklagt  worden  sein  soll. 
Der  Hass  der  Machthaber  gegen  ihn  muss  indessen  nicht  sehr 
gross  gewesen  sein;  denn  es  wurde  ihm  erlaubt  in  die  Verban- 
nung zu  gehen  und  nur  der  Oberbefehl  genommen. b) 

84  v.  dir.  Als  der  Consul  L.  Cinna  von  seinen  Soldaten 
getödtet  war,  wollte  seiii  College  Cu.  Papirius  Carbo  nicht  nach 
Rom  zurückkehren,  um  vom  Volke  einen  neuen  Consul  wählen 
zu  lassen.  Deshalb  drohten  ihm  die  Volkstribuuen  mit  einem 
Processe,  ähnlich  demjenigen,  welcher  im  Jahre  105  v.  dir. 
gegen  Q.  Caepio  augestellt  worden  war:  sie  wollten  ihm  sein 
imperium  nehmen.  Er  gehorchte  in  Folge  dieser  Drohung 
wenigstens  dem  Scheine  nach.0) 

66  v.  Chr.  C.  Memmius,  der  bekannte  Beschützer  des 
Dichters  Lucretius,  klagte  in  diesem  Jahre  als  Volkstribun  M. 
Lucullus  an , und  zwar  wegen  Handlungen , welche  derselbe  vi£le 
Jahre  vorher  als  Quästor  im  Aufträge  Sullas  gethan  hatte. d)  Es 
war  dies,  weil  der  Ankläger  Tribun  war,  wahrscheinlich  ein 
Process  vor  dem  Volke  und  zwar  wegen  perduellio.  Es  erfolgte 
Freisprechung. 

56  v.  Chr.  Sogleich  nachdem  P.  Clodius  die  curulische 
Aedilität  erlangt  hatte,  klagte  er  T.  Aunius  Milo  beim  Volke 
an  und  zwar  deswegen,  weil  jener  sich  Banden  von  Gladiatoren 
hielt0),  oder,  wie  Cicero f)  sich  ausdrückt,  wegen  Gewaltthä- 

a)  Cic.  de  orat.  III,  3,  9.  Vergl.  Tusc.  V,  19,  36;  Val.  Max.  IX,  12,4. 

b)  Cic.  de  dom.  31,  83. 

c)  App.  bell.  civ.  I,  78  diteiXr,advnuv  51  (tö»v  Sr^dp'^uiv)  iSuÜTrjv  djto- 
cpavitv  IravfjXöt  ptv  u.  s.  w. 

d)  Plut.  Luc.  37. 

e)  Dio  Cass.  XXXIX,  18. 

f)  Cic.  p.  Sest.  44,  95  Nam  quid  ego  de  aedile  ipso  loquar,  qui 
etiarn  diem  dixc.it  et  accusavit  de  vi  Milouem?  Cic.  p.  Mil.  15,  40. 

23* 


Digitized  by  Google 


356  Verzeichniss  der  Capitalprocessc  vor  dem  Volke. 

tigkeit..  Wir  haben  eine  nähere  Schilderung  der  Vorgänge  bei 
dem  Processe  aus  Ciceros  Briefen,  aus  der  wir  lernen,  in  wel- 
chen Abständen  die  drei  Termine  der  gerichtlichen  Untersuchung 
angesetzt  wurden.*)  Es  erschien  bei  den  Terminen  der  Ange- 
klagte mit  seinen  Vertkeidigem  und  Freunden;  auch  Zeugen 
wurden  aufgerufen. b)  Der  Process  muss  wegen  der  heftigen 
Unruhen,  welche  dabei  vorfielen,  aufgegeben  worden  sein:  wir 
hören  wenigstens  von  keinem  Ergebnisse. 

In  unbestimmte  Zeit  fällt  ein  Process,  welchen  ein  curu- 
lischer  Aedil  A.  Hostilius  Mancinus  vor  dem  Volke  gegen  eine 
mcretrlv  anhängig  machte,  vor  deren  Hause  er  Nachts  durch 
einen  Steinwurf  verwundet  worden  war.  Die  Angeklagte  rief 
die  Hülfe  der  Tribunen  an  und  entschuldigte  sich  damit,  der 
Aedil  wäre  trunken  gewesen  und  hätte  mit  Gewalt  in  ihr  Haus 
eindringen  wollen.  Das  Collegium  nahm  diese  Entschuldigung 
an  und  hinderte  den  Process. c)  ln  alte,  aber  unbestimmte 
Zeit  fallt  ein  vor  dem  Volke  geführter  Process  gegen  Jemanden, 
der  mit  seiner  Frau  Geschwisterkind  war.  Das  Volk  sprach 
ihn  frei  und  erlaubte  für  die 'Zukunft  diese  Heirathen. d)  Eben- 
falls in  alte  Zeit  fällt  jener  Process,  der  als  Beweis  von  dem 
Werthe  angeführt  zu  werden  pflegt,  welchen  die  alten  Römer 
den  Pflugochsen  einräumten.  Als  Jemand  einen  solchen  getödtet 
hatte,  um  seinem  Geliebten  eine  leckere  Speise  zu  bereiten,  wurde 
er,  wie  die  Ueberlieferung  erzählt,  beim  Volke,  wahrscheinlich 
von  den  Aedilen  angeklagt  und  zur  Verbannung  verurtheilt') 


a)  Cic.  ad  Q.  fr.  II,  3.  Vergl.  S.  249,  255,  257,  297. 

b)  Cic.  in  Vat.  17,  41. 

c)  Gell.  IV,  14. 

d)  I'lut.  quaest  Rom.  6. 

e)  Plin.  nat  hist.  VIII,  180;  Val.  Mas.  VIII,  1,  8;  Colum.  VI,  praef 
7;  Varro  de  re  rust  II,  5,  3. 
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Dreizehntes  Capitel. 

Strafrechtspflege  Aber  Nichtbürger  in  Rom,  nicht  durch  die  Provocations- 
gesetze  beschränkt,  aber  doch  dnrch  dieselbe  beeinflusst.  Sie  wird  von 
der  über  Bürger  in  den  Personen  der  Richter  geschieden.  Fremdenprätor, 
durch  den  Einspruch  seiner  Gollegen  and  durch  die  tribunicische  Gewalt 
beschränkt.  Schutz  der  Nichtbürger  durch  das  Patronatsverhältniss. 
Strafrechtspflege  ausserhalb  Roms,  getrennt  nach  Bürgern  und  Nichtbür- 
gern. Nachricht  von  Polybius.  Die  Bürger  ausserhalb  Roms  durch  die  Por- 
cische  Gesetzgebung  geschützt ; sie  sind  frei  von  dem  ausserordentlichen 
tribunicischen  Verfahren  vor  dem  Volke.  Die  nicht  geständigen  oder  nicht 
auf  der  Tbat  ergriffenen  Verbrecher  unter  den  Bürgern  ausserhalb  Roms 
werden  nach  Rom  zur  Aburtheilung  geschickt.  Nöthige  Vorsicht  der  Be- 
amten dabei.  Der  Senat  bat  dabei  eine  doppelte  Thätigkeit,  indem  er 
berathende  Behörde  ist  und  den  Beamten  ihre  Geschäftskreise  anweist: 
richterliche  Thätigkeit  hat  er  nicht.  Strafgerichtsbarkeit  über  Nichtbür- 
ger ausserhalb  Roms.  Sie  stehen  unter  den  Beamten:  der  Senat  hat  über 
sie  nur  eben  dieselbe  Macht  wie  über  die  Bürger,  indem  er  den  Beam- 
ten Rath  giebt  und  ihnen  die  Provinzen  anweist.  Verhältnisse  der  Pro- 
vinzen. Ausserordentliche  Berufung  von  Angeklagten  nach  Rom.  Italien 
war  bis  in  späte  Zeit  gleich  den  Provinzen.  Dem  Senate  wird  nur  in 
Fällen  der  Empörung  und  des  Aufruhrs  Gerichtsbarkeit  und  zwar  un- 
eigentlich zugeschrieben. 

Wir  haben  bis  jetzt  nur  von  der  Strafrechtspflege  in  der 
Stadt  Rom  gesprochen:  die  meisten  Bestimmungen  bezogen  sich 
sogar  nur  auf  die  Römischen  Bürger.  Für  sie  allein  war  die 
Gerichtsbarkeit  des  Volkes  geschaffen,  an  der  alle  Nichtbürger, 
welche  in  Rom  wohnten,  keinen  Theil  hatten:  diese  standen 
unter  der  Gerichtsbarkeit  der  Beamten,  welche  in  diesem  Falle 
selbständig  die  höchsten  Strafen  an  Leib  und  Vermögen  verfügen 
durften.  Das  Strafrecht  über  Nichtbürger  nahm  an  der  ganzen 
Entwickelung,  welche  sich  an  das  erste  Valerische  Provocations- 
gesetz  knüpfte,  keinen  Theil,  und  keines  der  späteren  Provo- 
cationsgesetze  hat  auf  sie  Bezug.  Deshalb  kann  von  dem  ausser- 
ordentlichen richterlichen  Verfahren,  auf  Anklage  von  Volkstri- 
bunen und  Aedilen,  wie  es  sich  bei  den  Bürgern  als  ergänzende 
Gerichtsbarkeit  gebildet  hatte,  bei  denjenigen,  welche  an  dem 
Bürgerrechte  nicht  Theil  nehmen,  nicht  die  Rede  sein  und  unter 
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den  zahlreichen  Fällen,  welche  wir  von  demselben  angeführt 
haben,  ist  nicht  ein  einziger,  der  sich  auf  Nichtbürger  bezieht. 

Für  sie  behielt  die  Rechtspflege  immer  grundsätzlich  denjenigen 
Character,  welchen  sie  ursprünglich  für  die  Bürger  gehabt  hatte, 
dass  sie  nämlich  einen  Theil  der  Verwaltung  bildete,  ohne  be- 
sondere und  eigenthümliche  Formen.  Das  Römische  Volk  hat 
also  zwar  die  Möglichkeit,  sich  in  dieselbe  einzumischen,  wie  es 
über  jeden  Zweig  der  Staatsverwaltung  Verfügungen  treffen  kann; 
allein  eine  richterliche  Thätigkeit  übt  es  dabei  nicht  Z.  B.  im 
Jahre  323  v.  dir.  machte  der  Volkstribun  M.  Flavius  einen 
Gesetzesvorschlag  in  Tributcomitien,  dass  die  Einwohner  von 
Tusculum,  weil  auf  ihren  Rath  und  mit  ihrer  Hülfe  die  Einwoh- 
ner von  Velitrae  und  Privernum  Krieg  mit  dem  Römischen  Volke 
begonnen  hätten,  bestraft,  und  zwar  die  kriegsfähigen  Männer 
mit  Ruthen  geschlagen  und  mit  dem  Beile  hingerichtet,  die 
Frauen  und  Kinder  als  Sclaven  verkauft  werden  sollten.  Die 
Tusculaner  kamen  insgesamrat  nach  Rom  und  baten  an  dem 
Tage  der  Comitien  das  Volk  flehentlich,  sie  zu  verschonen:  da- 
durch erregten  sie  Mitleid  und  bewirkten , dass  das  Gesetz  nicht 
durchging. a)  Gegen  Bürger  wäre  ein  solches  Gesetz  unmöglich 
gewesen,  schon  deshalb,  weil  es  ohne  Zweifel  ein  durch  die 
zwölf  Tafeln  verbotenes  Privilegium  war.  Der  Tribun  würde 
vor  das  Volksgericht  geladen,  eine  Perduellionsklage  angestellt, 
die  Untersuchung  geleitet,  kurz  ein  gerichtliches  Urtheil  zu  Wege  . 
gebracht  haben.  Wenngleich  indessen  die  in  Rom  lebenden  Frem- 
den nicht  durch  besondere  Gesetze  gegen  die  Willkür  der  Beamten 
geschützt  waren,  so  war  es  doch  natürlich,  dass  diese  im  Gan- 
zen eben  dieselben  Gesetze  und  Gewohnheiten,  welche  gegen 
die  Bürger  galten,  auch  bei  den  Fremden  in  Anwendung  brachten. 
Als  die  Gerichtssitte  sich  im  Laufe  der  Zeit  änderte  und  mil- 
derte, musste  das  Verfahren  gegen  Nichtbürger  gleichen  Schritt 
halten:  selbst  die  Grausamkeit  der  Todesstrafe  konnte,  seit 
dieselbe  bei  den  Bürgern  durch  die  Porcische  Gesetzgebung  ver- 
boten war,  nicht  in  alter  Strenge  aufrecht  erhalten  werden.  Ab 
der  Consul  M.  Marcellus  im  Jahre  51  v.  Chr.  einen  Colonistes 

a)  Liv.  VIU,  37. 
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von  Novum  Comum,  um  zu  zeigen,  dass  er  nicht  Römischer 
Bürger,  sondern  nur  Latinischen  Rechtes  wäre,  mit  Ruthen 
geissein  liess,  erregte  diese,  von  Parteihass  gegen  Cäsar  einge- 
gebene, Grausamkeit  allgemeine  Missbilligung.  Der  Consul, 
sagte  man,  hätte  bedenken  sollen,  dass  der  Bestrafte,  wenn 
auch  nicht  Bürger,  so  doch  Transpadane  sei  und  als  solcher 
Berücksichtigung  verdiene.*)  Wir  haben  keine  Nachricht,  in 
wie  fern  die  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  die  Strafrechtspflege 
auch  bei  Nichtbürgern  ordnete  und  alle  Schlüsse,  welche  man 
aus  den  geringen,  uns  erhaltenen,  Bruchstücken  machen  wollte, 
würden  unsicher  sein,  weil  uns  der  Zusammenhang  des  Einzel- 
nen unbekannt  ist.  Indessen  aus  den  späteren,  für  die  Schwur- 
gerichte gegebenen , Gesetzen  ersieht  man , dass  die  auf  gewöhn- 
liche Verbrechen  bezüglichen  Verordnungen  auf  Bürger  und 
Nichtbürger  gleichmässig  gingen. 

In  den  meisten  Fällen  waren  Strafrecht  und  Strafprocess 
bei  beiden  dieselben;  denn  nur  selten  kam  es  bei  den  Bürgern 
zur  Provocation,  noch  seltener  wurde  dieselbe  angenommen  und 
das  Volksgericht  berufen.  Für  die  ältesten  Zeiten  ergiebt  sich 
dies  schon  daraus,  dass  die  Personen  der  Richter  ein  und  die- 
selben waren.  So  lange  die  Consuln  oder  die  an  deren  Stelle 
tretenden  Beamten  die  Gerichtsbarkeit  übten,  fand  darin  keine 
Scheidung  zwischen  Bürgern  und  Nichtbürgern  statt;  eben  so 
wenig,  seit  es  einen  Prätor  gab,  dem  als  eigentlicher  Geschäfts- 
kreis die  Rechtspflege  zugewiesen  war.  Erst  seit  243  v.  Chr. 
wurden  bekanntlich  zwei  Prätoren  erwählt  und  dem  neu  hinzutre- 
tenden die  Rechtspflege  unter  den  Nichtbürgern  zugewiesen,  und 
zwar  in  Criminal-  und  in  Civilsachen.  Dies  dürfen  wir  mit 
vollständiger  Sicherheit  aus  dem  gleichen  Verhältnisse  des  städ- 
tischen Prätors,  welches  wir  oben  erwiesen  haben b),  schliessen. 
Gegen  die  Willkür  des  Fremdenprätors  gab  es  dieselben  Vorkeh- 
rungen, wie  überhaupt  gegen  die  Allmacht  der  Beamten,  mit 
Ausnahme  des  bei  Nichtbürgern  nicht  erforderlichen  Volksgerich- 


a)  Cic.  ad  Att  V,  11,  2 Marcellus  foede  de  Comensi.  Etsi  ille  ma- 
gistratum  non  gesserat,  erat  tarnen  Transpadanus. 

b)  S.  oben  S.  104  flgd. 
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tes.  Erstlich  konnte  derselbe  durch  den  Einspruch  seines  Col- 
legen,  des  städtischen  Prätors,  gehindert  werden  und  in  dieser 
nothwendigen  Uebereinstimmung  lag  selbst  eine  Gewähr  dafür, 
dass  das  Recht  gegen  Bürger  und  Nichtbürger  mit  einer  gewis- 
sen Gleichmässigkeit  geübt  wurde.  Ausserdem  kam  die  tribu- 
nicische  Gewalt  den  Nichtbürgern  eben  so  sehr  zu  gute  wie  den 
Bürgern.  Denn  sie  war  eingesetzt  , um  die  ursprünglich  patri- 
cischen  Beamten  zu  überwachen,  und  wir  hören  zwar,  dass  sie 
räumlich  auf  den  Umkreis  der  Stadt  und  ihrer  nächsten  Um- 
gebung, aber  niemals  dass  sie  auf  die  Bürger  beschränkt  war. 
Die  Befugniss  der  Tribunen,  bei  den  Processen  von  Nichtbürgern 
Einspruch  zu  thun,  ihre  Verhaftung,  wo  sie  nicht  nöthig  er- 
schien , zu  hindern  und  ihnen  jede  Billigkeit  beim  Verfahren  za 
gewähren,  ist  somit  sicher:  ja  diese  Befugniss  war  in  so  fern 
grösser  als  bei  Bürgern,  weil  im  Falle  dass  ein  Volksgericht 
stattfand,  dieses  auch  für  die  Tribunen  unangreifbar  war.  Wenn 
trotzdem  die  Bürger  durch  die  sie  besonders  schützenden  Gesetze 
und  durch  die  Theilnahme  des  gesammten  Volkes  an  dem  Schick- 
sale des  Einzelnen  einen  Vorzug  hatten,  so  wurde  dieser  ausge- 
glichen durch  das  den  Römern  eigentümliche  Patronatsverhält- 
niss.  Jeder  Nichtbürger  pflegte  mit  einem  Bürger  in  derartiger 
Verbindung  zu  stehen,  dass  er  selbst  mit  seiner  Person  und  sei- 
nem Vermögen  gewisse  Dienste  leistete,  aber  dafür  Schutz  und 
Beistand,  namentlich  in  Rechtsangelegenheiten,  empfing.  Diese 
Verbindung  war  in  alter  Zeit  enger,  durch  Gesetz  und  Sitte 
geheiligt,  erhielt  sich  aber  auch  später  trotz  der  Lockerung  der 
bürgerlichen  Verhältnisse  in  so  weit,  dass  sie  dem  Prätor  insei- 
nen Urtheilen  über  Nichtbürger  Rücksichten  auferlegte.  Aller- 
dings fand  dieselbe  Verbindung  auch  zwischen  niedriger  und 
höher  stehenden  Bürgern  statt;  eine  besondere  Bedeutung  aber 
musste  sie  gewinnen,  wo  die  höchsten  Güter  des  Lebens  nicht 
durch  die  Entscheidung  des  gesammten  Volkes  gewährleistet 
waren.  Cicero*)  erwähnt  es  als  etwas  Besonderes,  dass  ein 
Volkstribun  Cn.  Domitius  einen  der  vornehmsten  Männer  des 
Staates,  einen  gewesenen  Consul,  in  die  Gefahr  einer  Volks- 


a)  Cic.  in  Q.  Caec.  20,  67;  in  Verr.  II,  47,  118.  S.  oben  S.  351. 
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anklage  brachte  aus  Privathass,  weil  derselbe  einen  einzigen 
Freund  und  Gastfreund  von  ihm  misshandelt  hatte.  Das  Be- 
sondere lag  hier  darin,  dass  Domitius  sich  lange  Zeit  nachdem 
das  Unrecht  geschehen  war,  zu  rächen  suchte  und  dass  er  aus 
Rache  eine  allgemeine  Klage  vor  dem  Volke  begann;  hätte  er 
seinem  Gastfreunde  in  . seiner  Noth  geholfen , so  wäre  dies  ge- 
wöhnlich und  pflichtmässig  gewesen.  Es  war  die  Stellung  der 
Nichtbürger  in  Rom  in  den  meisten  Fällen  nicht  schlechter  als 
die  der  gewöhnlichen  Bürger. 

Schwierig  ist  die  Frage , wie  es  sich  mit  den  Bewohnern 
des  der  Römischen  Herrschaft  unterthänigen  Gebietes  verhalten 
habe:  wir  haben  sehr  geringe  Nachrichten,  welche  eine  Andeu- 
tung darüber  geben.  Den  Hauptanhalt  zur  Entscheidung  giebt 
die  kurze  Darstellung  von  Polybius")  über  die  Befugnisse  des 
Senates:  alle  Vergehen  in  Italien,  welche  einer  öffentlichen  Ahn- 
dung bedürften,  z.  B.  Verrath,  Verschwörung,  Giftmord,  Meuchel- 
mord, fielen  unter  die  Aufsicht  des  Senates.  Polybius  spricht 
hier  von  den  Vergehen  in  Italien  und  man  fragt  zuerst,  ob  er 
damit  meint,  alle  Verbrechen  in  Italien,  d.  h.  ausserhalb  Roms, 
von  wem  sie  auch  begangen  sein  mochten,  von  Bürgern  oder 
Nichtbürgern , hätten  ein  und  dieselbe  strafrechtliche  Behandlung 
erfahren.  Es  ergiebt  sich  leicht,  dass  dies  nicht  seine  Meinung 
ist,  dass  es  überhaupt  nicht  Römischer  Staatsgrundsatz  war, 
die  Gerichtsbarkeit  nur  örtlich  zu  scheiden.  In  Rom  selbst 
waren  die  Bürger  und  Nichtbürger  durch  ein  verschiedenes  Ver- 
fahren im  Strafrecht  getrennt:  folgerichtig  mussten  sie  es  auch 
ansserhalb  Roms  sein  und  alle  Bürger,  mochten  sie  in  Italien 
oder  in  den  Provinzen  sein,  gewisse  Vorrechte  vor  den  Nicht- 
bürgem  haben.  Der  Grundsatz  des  ausgebildeten  Römischen 
Rechtes  war,  dass  alle  Bürger,  wo  sie  sich  auch  immer  auf  hal- 
ten mochten,  nach  Römischem  Rechte  gerichtet  wurden:  ihre 
Gerichtsstätte  war  Rom  und  überall  waren  sie  der  Vortheile 
theilhaftig,  welche  ihnen  in  der  Stadt  die  Volkstribunen  und 


a)  Polyb.  VI,  13  ‘O|iofu>{  xai  ?sa  ttüv  d?ixT(u.'$T(uv  xtüv  xa~’  ’ltaXfav 
~po;%*trat  ir;[ioa(a{  iTttax^tout.  X^yto  , otov  irpo5oa(a; , avivumoufac . ^ap. 
p. xxzixt  . JoXo'povi’aj . -rj  a'jyxX^xu»  giXei  rept  -oiriuv. 
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die  höchste  Gerichtsbarkeit  des  Volkes  gewährten.  Zur  gesetz- 
lichen Anerkennung  kam  dieser  Grundsatz  zu  der  Zeit,  als  das 
Uebergewicht  des  Römischen  Staates  in  der  civilisirten  Welt  ent- 
schieden war,  durch  die  Porcische  Gesetzgebung  uud  wir  haben 
deshalb  über  denselben  bei  der  Schilderung  der  Provocations- 
gesetze  gesprochen.*)  Aber  es  ist  wahrscheinlich,  dass  man 
ihn  schon  von  Anbeginn  des  Staates  verfolgte,  indem  man  zu- 
erst in  näherer,  dann  in  weiterer  Entfernung  in  den  Bündnissen, 
welche  man  mit  auswärtigen  Völkern  schloss,  darauf  Rücksicht 
nahm.  Zu  Ciceros  war  dieser  Grundsatz  nicht  nur  durchgängig 
im  Römischen  Reiche,  sondern  auch  ausserhalb  desselben,  so- 
weit der  Name  Roms  reichte,  in  anerkannter  Geltung.  Er 
spricht  es  als  unzweifelhaft  aus,  dass  Römische  Bürger,  so  ge- 
ring sie  auch  sein  mögen,  selbst  bei  barbarischen  Völkern  durch 
die  blosse  Behauptung,  sie  seien  Römische  Bürger,  vor  jeder 
Strafe,  vor  jedem  Criminalgerichte  sicher  sind.6) 

Die  Lage  der  Römischen  Bürger  ausserhalb  Roms  war  also 
im  Allgemeinen  gleich  der  Lage  derjenigen , welche  in  der  Stadt 
wohnten : in  gewisser  Beziehung  war  sie  sogar  freier.  Im  Jahre 
442  v.  Chr.  wurden  Dreimänner , um  die  Latinische  Colonie  Ar- 
dea  zu  gründen,  ernannt:  sie  zogen  sich  durch  ihre  Unpartei- 
lichkeit den  Hass  der  Patricier,  durch  ihre  Begünstigung  der 
Bundesgenossen  den  Hass  der  Plebs  zu  und  wurden  von  den 
Volkstribunen  angeklagt,  wahrscheinlich  mit  einem  Anträge  aof 
Geldstrafe.  Sie  entzogen  sich  dem  Processe,  indem  sie  selbst 
Colonisten  in  Ardea  wurden  und  dort  blieben.')  Es  ist  kein 
Zweifel,  dass  die  Dreimänner,  welche  zu  patriciseken  und  vor- 
nehmen Geschlechtern  gehörten,  das  volle  Bürgerrecht  auch  in 
Ardea  behielten : unter  gewissen  Bedingungen  erhielten  bekannt- 
lich auch  ursprüngliche  Nichtbürger  in  einer  Latiniscken  Cok>- 

a)  S.  oben  S.  53  flgd. 

b)  Cic.  in  Verr.  V,  65,  167  Iloraines  tenues,  obscuro  loco  nati , navi- 
gant:  adeunt  ad  ea  loca,  quae  nunquam  antea  viderunt,  ubi  neque  DOti 
esse  iis,  quo  venerunt,  neque  se.mper  cum  cognitoribus  esse  possunt  Hat 
una  tarnen  fiducia  civitatis  non  modo  apud  nostros  magistratus  — neqw 
apud  cives  solum  Romanos  — fore  se  tutos  arbitrantur : sed  quocunque 
venerint,  hanc  sibi  rem  pracsidio  speraut  esse  futuram. 

c)  Liv.  IV,  11.  Vergl.  oben  S.  306. 
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nie  das  Römische  Bürgerrecht : unmöglich  also  können  es  Bür- 
ger verloren  haben.  Deshalb  ist  die  Uebersiedelung  der  Drei- 
männer nicht  als  eine  freiwillige  Verbannung  aufzufassen,  auf 
welche  dann  nach  dem  Beschlüsse  der  Tributcomitien  die  Aech- 
tung  gefolgt  wäre,  sondern  nur  als  eine  Verlegung  des  Wohn- 
sitzes, welche  sie  der  tribunicischen  Gewalt  entzog.  Diese  näm- 
lich war  auf  den  Umkreis  der  Stadt  beschränkt:  ausserhalb  der- 
selben hatte  sie  keine  Einwirkung.  Wer  in  Rom  seinen  Wohn- 
sitz hatte,  konnte  von  den  Tribunen  in  körperliche  Haft  genommen 
und  dadurch  zum  Erscheinen  vor  Gericht  gezwungen  werden; 
auch  wenn  er  zeitweise  sich  entfernte,  blieb  er  doch  verpflichtet 
sich  vor  dem  Tribunen  zu  stellen,  der  sich  nöthigen  Falls  an 
dem  Vermögen,  das  er  zurücklassen  musste,  halten  konnte.  Das 
erfuhr  der  grosse  Scipio,  der  Besieger  Hannibals,  als  er  sich 
vor  dem  dritten  Termine  seines  tribunicischen  Processes  ent- 
fernte und  auf  sein  Landgut  nach  Linterum  ging.*)  Der  Tribun 
drohte,  ihn  mit  Gewalt  holen  zu  lassen  und  er  war  in  seinem 
Rechte,  wenn  er  gegen  einen  seiner  Gerichtsbarkeit  Unterworfe- 
nen, der  sich  aus  Trotz  der  Fortsetzung  des  Processes  entzog, 
Gewalt  brauchte:  er  verfuhr  sogar  milde,  da  es  ihm  nach  Ge- 
richtsgebrauch freigestanden  hätte,  sogleich  durch  die  Tribut- 
comitien Aechtung  und  Vermögensverlust  aussprechen  zu  lassen. 
Mit  jenen  Dreimännern  von  Ardea,  welche  ihren  Wohnsitz  von 
Rom  verlegt  hatten,  verhielt  es  sich  anders.  Freilich  wären 
auch  sie  den  Tribunen  nicht  unerreichbar  gewesen,  aber  nur 
mittelbar  und  mit  Hülfe  der  curulischen  Beamten:  ein  solches 
weitläuftiges  Verfahren  wollte  man  bei  ihnen  nicht  beginnen, 
zumal  sie  durch  das  freiwillige  Aufgeben  des  senatorischen 
Standes,  welchen  sie  wahrscheinlich  besassen,  genugsam  bestraft 
erschienen. 

Die  gewöhnliche  Strafrechtspflege  über  die  ausserhalb  Roms 
ansässigen  Römischen  Bürger  unterlag  denselben  Bedingungen,  wie 
über  die  in  der  Stadt  selbst  ansässigen.  In  allen  Gesetzen,  welche 
die  Vorrechte  der  Bürger  bestimmen,  ist  immer  nur  von  den 
Bürgern  die  Rede,  ohne  dass  der  Wohnsitz  in  der  Stadt  als  Be- 


a)  Vergl.  oben  S.  317. 
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dingung  hinzugefügt  wird.  Dies  mag  bei  den  ersten  Provoca- 
tionsgesetzen,  als  der  Staat  nur  auf  die  Stadt  und  deren  nächste 
Umgebung  beschränkt  war,  nicht  auffallen;  aber  auch  bei  den 
Wiederholungen  derselben,  als  Bürger  in  Italien,  zum  Theil  auch 
schon  in  den  Provinzen  zahlreich  waren,  ist  von  einer  solchen 
Beschränkung  nie  die  Rede.  Dies  Stillschweigen  der  Schrift- 
steller ist  Beweis  genug.  Wo  Cicero  von  den  Ungerechtigkeiten 
spricht,  welche  sich  Verres  beim  Rechtsprechen  in  Sieilieu  hatte 
zu  Schulden  kommen  lassen,  erwähnt  er  Sicilier,  welche  er  mit 
Strafen  belegt  hatte,  Römische  Bürger  aber  nicht,  während  er 
unter  den  Fällen  der  Civilgerichtsbarkeit  auch  Bürger  anfährt 
Wo  er  sich  mit  der  höchsten  Heftigkeit  über  die  Grausamkeit 
beschwert,  mit  welcher  Verres  Sertorianische  Kundschafter,  welche 
sich  für  Römische  Bürger  ausgaben,  ans  Kreuz  schlagen  Iiess, 
handelte  es  sich  nicht  um  die  Bestrafung  und  die  Todesstrafe 
überhaupt,  sondern  nur  um  die  Art  und  Weise  der  Todesstrafe, 
welche  in  keinem  Falle  für  Bürger  erlaubt  war.  Auch  diese  Ver- 
hältnisse beweisen  die  Verschiedenheit  der  Strafrechtspflege  bei 
den  in  den  Provinzen  wohnenden  Römischen  Bürgern  und  den 
übrigen  Bewohnern  derselben. 

In  Rom  ist  es,  wie  wir  bemerkt  haben,*)  Gesetz,  dass  der 
Verbrecher,  welcher  geständig  oder  auf  der  That  ertappt  ist, 
selbständig  von  dem  Beamten,  ohne  Zuziehen  des  Volkes,  be- 
straft wird;  aber  die  Auslegung  des  Eingeständnisses  und  der 
Ertappung  ist  eine  sehr  w’eite.  Wenn  der  Beamte  weder  von 
einem  seiner  Collegen  noch  von  den  Tribunen  gehindert  wird, 
ist  keine  Aussicht,  dass  sein  Urtheil  durch  das  Volk  umgestossen 
wird,  zugleich  ist  er  gegen  etwaige  spätere  Verantwortung  sicher 
gestellt.  Das  Volksgericht  tritt  deshalb  selten  in  Thätigkeit 
Dagegen  in  Italien  und  den  Provinzen  steht  der  Beamte,  trotz 
dem  dass  er  seinen  Beirath  hat,  als  allein  verantwortlich  da: 
er  muss  vorsichtiger  sein  und  sich  gegen  spätere  Anklagen  za 
decken  suchen.  Es  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  auch  Römische 
Bürger  in  Italien  und  den  Provinzen  von  den  Statthaltern,  die 
ja  mit  gleicher  Machtvollkommenheit  ausgerüstet  waren,  wie  die 


a)  Man  sehe  unsere  Ausführung  oben  S.  169flgd. 
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in  der  Stadt  selbst  Recht  sprechenden  Beamten,  verurtheilt  und 
auch  hingerichtet  werden  durften:  es  wäre  widersinnig  gewesen, 
bej  offenbaren  Verbrechern  unnützen  Aufschub  und  weitläufigen 
Process  eintreten  zu  lassen.  Bei  ihnen  fand  eben  so  wenig  wie 
in  der  Stadt  ein  Verfahren  in  iudicio , sondern  nur  ein  solches 
in  iure  statt.  War  aber  die  Schuld  zweifelhaft  oder  hatte  der 
Angeklagte  solchen  Rang  oiler  solche  Verbindungen,  dass  seine 
selbständige  Verurteilung  dein  Beamten  Verlegenheiten  bereiten 
konnte,  so  wurde  er  verhaftet  und  nach  Rom  geschickt.  Mit 
der  Ankunft  daselbst  wurde  er  aller  Vorzüge  theilhaftig,  welche 
die  daselbst  lebenden  Bürger  geuossen,  d.  h.  es  kounten  sich 
seiner  die  übrigen  Recht  sprechenden  Beamten  und  namentlich 
die  Tribunen  aunehmen.  Freilich  konnten  jetzt  die  letzteren 
gegen  ihn  auch  ein  ausserordentliches  Verfahren  vor  dem  Volke 
einleiten.  Als  Beispiel  für  einen  solchen  Process  kann  das  Ver- 
fahren dienen,  welches  gegen  Scipios  Legaten  Q.  Pleminius, 
welcher  in  Locri  vielfache  Verbrechen  begangen  haben  sollte, 
beobachtet  wurde.  Er  war  nicht  allein  schuldig,  sondern  Viele 
andere  mit  ihm,  Unterbefehlshaber  und  Soldaten,  Römische  Bür- 
ger , zum  Theil  in  Rom,  zum  Theil  in  Italien  ansässig.  Der 
Prätor  nebst  seinem  vom  Senate  gegebenen  Beirathe  hielt  über 
Alle  die  Voruntersuchung  und  erklärte  zwei  und  dreissig  für 
schuldig.  Aber  er  vollzog  das  Urtheil  nicht;  denn  die  Ange- 
klagten vertheidigten  und  entschuldigten  sich.  Der  Prätor  sandte 
also  jene  zwei  und  dreissig  in  Ketten  nach  Rom.  Dort  wurden 
sie  auf  Anklage  von  zwei  Tribunen  vor  das  Volksgericht  ge- 
stellt.*) Sie  hätten  auch  im  ordentlichen  Gerichtsverfahren  vor 
dem  städtischen  Prätor  verklagt  und  ihr  Urtheil  im  gewöhnlichen 
Provocationswege  durch  die  Centuriatcomitieu  gesprochen  werden 
können;  aber  man  zog  jenes  Verfahren  vor,  weil  die  eigentli- 
chen Ankläger,  die  Einwohner  von  Locri,  nicht  mit  nach  Rom 
gekommen  waren,  und  es  zweckmässig  erschien,  jene  Tribunen, 
welche  der  Untersuchung  in  Locri  beigewohnt  und  die  immittel- 
baren Zeugen  gehört  hatten,  als  Ankläger  auftreten  zu  lassen. 
Ein  ähnliches  Beispiel  findet  sich  in  dem,  was  Livius  zum  Jahre 


a)  Vergl.  oben  S.  342. 
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184  v.  Cbr  erzählt.*)  Ein  Prätor  L.  Postumius,  welcher  Tarent 
zu  seiner  Provinz  hatte,  führte  dort  Untersuchungen  über  Ver- 
schwörungen unter  den  Hirten  und  über  die  Reste  der  Baccha- 
nalien. Denn  diese  hatten  sich  auch  über  Italien  verbreitet 
überdem  nach  der  in  Rom  eingeleiteten  Untersuchung  sich  Viele 
dorthin  geflüchtet  Die  Hirten  wurden  von  dem  Prätor  in  selbst- 
ständiger Gerichtsbarkeit  gerichtet;  denn  das  wareu  Nichtbürger, 
zum  Theil  Selaveu ; mit  den  wegen  der  Bacchanalien  Angeklag- 
ten verhielt  es  sich  anders.  Der  Prätor,  sagt  Livius,  richtete 
einen  Theil  als  schuldig  hin,  einen  andern  Theil  warf  er  in  Fesseln 
und  schickte  sie  nach  Rom  an  den  Senat b)  Die  ersteren,  welche 
von  dem  Prätor  selbständig  abgeurtheilt  wurden,  waren  entweder 
Nichtbürger  oder  solche  Bürger,  welche  ein  Geständniss  ableg- 
ten, die  andern  waren  Bürger,  deren  Bestrafung  erst  gerichtlich 
festgestellt  werden  musste,  bi  Rom  wurden  sie  darauf  von  P. 
Cornelius,  welcher  damals  die  städtische  und  Fremdenprätor 
zusammen  verwaltete,  in  das  Gefangniss  geworfen.") 

In  dem  letzten  Beispiele  heisst  es,  die  gefangenen  Römischen 
Bürger  seien  nach  Rom  „an  den  Senat"  geschickt  worden  und  diese 
Bemerkung  von  Livius  führt  uns  auf  die  Stelle  von  Polybius,  von 
welcher  unsere  Untersuchung  ausgegangeu  ist,  zurück.“)  Es  heisst 
dort,  der  Senat  trage  Fürsorge  über  die  Vergehen  in  Italien,  aber 
keinesweges,  er  habe  eine  Gerichtsbarkeit  über  dieselben.  Eine  Ge- 
richtsbarkeit des  Senates  über  Römische  Bürger  hat  es  nie  gegeben: 
ihnen  gegenüber  ist  er  immer  das  geblieben,  wozu  er  eingesetzt  war. 
eine  berathende  Behörde,  welche  von  dem  höchsten  Einflüsse 
auf  die  Handlungen  aller  Beamten,  auch  auf  die  Entscheidungen 
des  Volkes  war,  aber  nie  richterliche  Pflichten  geübt  hat  Man 
hat  zwar  in  früheren  Zeiten  eine  Criminalgericktsbarkeit  des 
Senates  angenommen  und  sich  bemüht,  den  Umfang  derselben 
zu  ermitteln;  in  neuester  Zeit  hat  man  indessen  an  derselben 


a)  Liv.  XXXIX,  41. 

b)  Liv.  1.  L partim  noxios  iudicavit,  partim  compreheusos  Romam 
senatum  misit.  In  carcerem  omnes  a P.  Comelio  coniecti. 

c)  Man  vergleiche  über  den  Process  wegen  der  Bacchanalien  oben 
S.  211. 


d)  S.  oben  S.  361. 
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zu  zweifeln  begonnen,  wenngleich  man  sie  noch  nicht  mit  der 
nöthigen  Entschiedenheit  geläugnet  hat.87)  Es  hat  sie  während 
der  Republik  nie  gegeben  und  konnte  sie  wegen  der  eigenthüm- 
lichen  Einrichtung  des  Senates  nicht  geben.  Wir  haben  früher 
erwähnt*),  dass  wtr  der  Zeit  der  Zehnmänner  bei  Anklagen  von 
Patriciern  durch  Volkstribunen  vor  den  plebejischen  Tributcomi- 
tien  der  Senat  eine  richterliche  Pflicht  zu  erfüllen  hatte,  in  so 
fern  er  die  Anklagen  erlaubte  und  die  Anklagepunkte  festsetzte. 
Indessen  ehe  demselben  diese,  seinem  Wesen  fremdartige,  Thä- 
tigkeit  übertragen  werden  konnte,  musste  seine  Einrichtung  für 
diesen  Fall  geändert:  es  musste  der  Eid,  gleiche  Abstimmung 
Aller,  Freiheit  der  Rede  eingeführt  werden. b)  Seitdem  diese 
Notwendigkeit  eines  Senatsbeschlusses  durch  die  Gesetzgebung 
der  zwölf  Tafeln  und  die  darauf  folgenden  Verfassungsänderungen 
der  Consuln  Valerius  und  Horatius  aufgehoben  war,  hörte  jede 
richterliche  Thätigkeit  des  Senates  auf.  ln  wie  fern  er  auf  die 
Strafrechtspflege  in  Rom  Einfluss  hatte,  haben  wir  früher,  wo 
wir  über  die  Abweichungen  von  dem  ordentlichen  Gerichtsver- 
fahren handelten,')  augedeutet:  er  beschränkte  sich  auf  zweierlei, 
erstlich  darauf,  dass  er  im  Interesse  der  allgemeinen  Sicherheit 
und  Staatsverwaltung  in  einzelnen  Fällen,  wo  dieselbe  bedroht 
schien,  sein  Gutachten  abgab,  ob  ein  richterliches  Verfahren 
einzuleiten  sei,  und  zur  Einsetzung  desselben  mitwirkte.  So 
geschah  es  in  früherer  Zeit  öfters  z.  B.  bei  dem  Processe  gegen 
den  Staatspächter  M.  Postumius,  welcher  auf  das  Gutachten  des 
Senates  eingeleitet  wurded),  oder  bei  der  Anklage  wegen  Unzucht, 
wo  der  Senat  den  richtenden  Beamten  durch  seine  Entscheidung 
ermächtigte') ; aber  auch  noch  in  den  letzten  Kämpfen  des  Frei- 
staates, als  die  F’ormen  der  gewöhnlichen  Strafrechtspflege  schon 
umgestaltet  waren,  z.  B.  nach  der  Ermordung  von  P.  Clodius. 
Eine  gleiche  Bedeutung  haben  diejenigen  P'älle,  wo  der  richter- 


a)  S.  oben  S.  6. 

b)  Vergl.  1,  258. 

c)  S.  oben  S.  209. 

d)  Liv.  XXV,  3.  S.  oben  S.  313  und  340. 

e)  Val.  Max.  VI,  1,  9.  Vergl.  S.  339. 
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liehe  Beamte  bei  einer  ihm  vorliegenden  Entscheidung  den  Se- 
nat als  seinen  Beirath  benutzt:  er  lässt  ihn  in  den  gewöhnlichen 
Formen  abstimmen  und  sucht  durch  das  Ansehen  desselben 
seinem  eigenen  Urtheile  Gewicht  zu  verschaffen,  um  sich,  wenn 
er  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  sollte,  zu  decken.  So  machte 
es  z.  B.  Cicero  bei  dem  Processe  der  Catilinarischeu  Verschwo- 
renen, so  die  Consuln,  als  sie  zuerst  Kunde  von  den  Bacchana- 
lien erhalten  hatten,  und  gleicher  Weise  haben  es  ohne  Zweifel 
viele  Beamte  bei  wichtigen  Vorfällen  gethan,  wie  denn  überhaupt 
jedes  Ereigniss  im  Staate  vom  Senate  besprochen  und  begutach- 
tet werden  konnte,  ohne  dass  derselbe  über  die  Behandlung 
desselben  eine  besondere  Befugniss  gehabt  hätte.  Zweitens 
konnte  der  Senat,  wie  es  überhaupt  sein  Amt  war,  den  Beamten 
die  Kreise  ihrer  Thätigkeit  anzuweisen,  unter  den  verschiedenen 
richterlichen  Beamten,  welche  es  im  Staate  gab,  zur  Führung 
besonderer  Untersuchungen  bestimmte  erwählen,  wovon  wir 
früher*)  Beispiele  angeführt  haben,  ln  diesen  beiden  Befugnissen 
indessen  liegt  keine  richterliche  Thätigkeit  Zu  ihr  fehlte  dem 
Senate,  wie  wir  schon  bemerkten,  die  Möglichkeit  wegen  seiner 
eigentümlichen  Einrichtung.  Denn  in  demselben  konnte  be- 
kanntlich keine  Meinung  zur  Abstimmung  kommen,  wenn  dies 
nicht  von  dem  Vorsitzenden  Beamten  erlaubt  wurde,  und  wenn 
eine  solche  die  Billigung  der  Mehrheit  erhalten,  war  derselbe 
dennoch  nicht  zu  ihrer  Annahme  gesetzlich  verpflichtet  Die 
Freiheit  der  Rede  war  sehr  beschränkt:  nur  im  Falle  und  so 
lange  der  Vorsitzende  gestattete,  durfte  Jeder  sprechen.  Bei  der 
Abstimmung  endlich  hatten  die  an  Rang  höher  stehenden  Sena- 
toren ein  entschiedenes,  von  dem  Willen  des  Vorsitzenden  ab- 
hängiges, Uebergewieht:  die  grössere  Menge  wurde  kaum  gefragt 
Eine  solche  Einrichtung  befähigte  den  Senat  dazu,  den  Beamten 
als  Beirath  zu  dienen,  aber  nicht  richterliche  Urtheile  zu  fällen. 

Demnach  ist  auch  in  dem  aus  Livius  angeführten  Falle,  wo 
der  Prätor  L.  Postumius  aus  Tarent  Römische  Bürger  in  Ketten 
nach  Rom  an  den  Senat  schickte,  nicht  daran  zu  denken,  dass 
dies  deswegen  geschehen  sei,  damit  der  Senat  das  Urtheil  falle. 


a)  S.  oben  S.  209. 
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Sondern  dieser  hatte  dem  Prätor  Tarent  als  Provinz  angewiesen 
und  den  besonderen  Auftrag  gegeben,  auf  die  Ueberreste  der 
Bacchanalien  zu  achten : natürlich , dass  dieser  die  gefangen  ge- 
nommenen Bürger  an  den  Senat  als  an  seinen  Auftraggeber  sen- 
det Von  ihm  wurden  sie  dem  richterlichen  Beamten,  dem  Prä- 
tor P.  Cornelius,  übergeben  und  ebenso,  wie  die  übrigen  wegen 
der  Bacchanalien  Angeklagten  behandelt,  d.  h.  mit  Gefängniss 
bestraft.*)  Einen  gleichen  Character  hat  die  Thätigkeit  des 
Senates  in  Bezug  auf  die  Nichtbürger  ausserhalb  Roms,  über 
deren  Gerichtsbarkeit  wir  demnächst  handeln  müssen.  Polybiusb) 
deutet  diese  Gleichheit  der  Thätigkeit  selber  an,  iudem  er  Bür- 
ger und  Nichtbürger  nicht  unterscheidet.  Wenn  er  sagt,  die- 
jenigen Verbrechen , welche  der  öffentlichen  Aufsicht  oder  Ahn- 
dung bedürften,  gehörten  vor  den  Senat,  so  kann  er  unter 
öffentlicher  Ahndung  nicht  die  gewöhnliche  Rechtspflege  verstehen 
(denn  vor  diese  gehören  alle  Verbrechen),  sondern  nur  eine  be- 
sondere Classe  derselben,  die  politischen,  und  zu  ihnen  sind  die 
beiden  ersten  Verbrechen,  welche  er  namhaft  macht,  Verrath 
und  Verschwörung , zu  rechnen.  Also  auch  Giftmischerei  und 
Mord  kommen  nur  in  dem  Falle  an  den  Senat,  wenn  sie  wegen 
der  Menge  der  Theilnehmer  einen  staatsgefährlichen  Character 
aunehmen  und  wir  werden  Beispiele  anführen,  wo  dies  wirklich 
geschah:  wahrscheinlich  hat  Polybius  bei  seinen  Worten  eben 
jene  Beispiele,  welche  in  die  Zeiten  derPunischen  Kriege  fielen, 
vor  Augen  gehabt.  Kamen  nun  solche  Fälle  von  staatsgefähr- 
lichen Verbrechen  vor,  so  war  der  Beamte,  welcher  Italien  zur 
Provinz  hatte,  verpflichtet,  ehe  er  dieselben  bestrafte,  an  den 
Senat  zu  berichten:  wahrscheinlich  war  ihm  diese  Verpflichtung 
in  den  Aufträgen,  welche  er  bei  seinem  Abgänge  in  die  Provinz 
erhielt,  auferlegt  und  sie  enthielt  keine  besondere  Beschränkung, 
sondern  war,  wie  wir  gesehen,  ebenso  bei  den  Beamten  in  der 
Stadt  Rom  gewöhnlich.  Auf  den  Bericht  des  Beamten  gab  der 
Senat  sein  Gutachten,  ordnete  etwaige  militärische  Massregeln 
an , kurz  unterstützte  den  Beamten  mit  seinem  Rathe  und  Ansehen. 


a)  S.  oben  S.  160. 

b)  Mau  sehe  die  Stelle  S.  361. 


ii 


24 


Digitized  by  Google 


370 


Die  Nichtbürger  ausserhalb  Roms. 


Keineswegs  wurde  bei  dem  Senate  eine  förmliche  Anklage  erho- 
ben, eine  Untersuchung  geführt  oder  einUrtheil  gesprochen.  Als 
im  Jahre  329  v.  dir.  Privernum,  welches  abgefallen  war,  wie- 
der eingenommen  wurde,  beschloss  der  Senat,  dass  der  Anfüh- 
rer der  Privematen , Vitruvius,  und  die  andern  Hauptschuldigen, 
bis  der  Consul  zurückgekehrt  wäre,  im  Gefäugniss  gehalten, 
dann  getödtet  und  ihre  Güter  eingezogen  werden  sollten:  dass 
ferner  die  Senatoren  von  Privernum,  wenn  sie  nach  dem  Abfalle 
von  Rom  in  ihrer  Stellung  geblieben  wären,  mit  Verbannung 
bestraft  werden  sollten.“)  Hätte  der  Senat  wirklich  richterliche 
Thätigkeit  üben  wollen,  so  würde  er  die  Rückkehr  des  Consuls 
nicht  abgewartet,  sondern  die  Hauptschuldigen  verurtheilt  und 
hiugerichtet,  die  übrigen  verbannt  haben:  jetzt  sprach  er  nur 
die  Grundsätze  für  das  gerichtliche  Verfahren  aus,  überliess  aber 
dieses  selbst  dem  Consul.  Das  berühmteste  Beispiel  dieser  Art 
ist  die  Bestrafung  der  abgefallenen  Campaner  nach  der  Einnahme 
Capuas  im  zweiten  Punischen  Kriege. b)  Die  Stadt  war  gefallen, 
die  Schuldigen , so  viele  von  ihnen  nicht  durch  eigene  Hand  um- 
gekommen, vorläulig  in  das  Gefäugniss  gebracht.  Die  beiden 
Proconsulu,  welche  die  Stadt  genommen,  Ap.  Claudius  und  Q. 
Fulvius , waren  über  die  Bestrafung  der  Gefangenen  uneinig.  Der 
erstere  wollte  die  Ansicht  des  Senates  hören  und  zweifelte  nicht, 
dass  auch  sein  College  sich  derselben  fügen  würde.  Indessen 
Fulvius  wollte  Strenge  üben  und  unmittelbar  die  Hinrichtung 
vollziehen.  F>  führte  dies  auch  aus.  Einige  erzählen,  während 
der  Hinrichtung  sei  ein  Senatsbeschluss,  der  mildere  Strafe 
empfahl,  angekommen,  auch  vom  Proconsul  gelesen  worden; 
aber  weil  es  in  demselben  geheissen,  der  Proconsul  möchte  ihm 
folgen,  wenn  es  ihm  gut  schiene  (si  ei  videretur),  habe  derselbe 
dennoch  seinen  anfänglichen  Entschluss  zu  Ende  geführt.  Aus 
diesem  Vorgänge  ergiebt  sich  die  Stellung  des  Senates  deutlich. 
Bei  einem  so  wichtigen  Ereignisse,  wie  der  Einnahme  Capuas, 
war  es  hergebracht , denselben  um  seine  Entscheidung  zu  fragen. 
Aber  dieselbe  beschränkte  sich  darauf,  allgemeine  Regeln  für  die 


a)  Liv.  VIII,  20. 

b)  Liv.  XXVI,  15. 
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das  Richteramt  verwaltenden  Beamten  aufzustellen,  auf  ein  Ur- 
tlieil  über  die  Schuld  des  Einzelnen  ging  sie  nicht  ein:  ja  sie 
war  so  abgefasst,  dass  sie  denselben,  selbst  bei  grösster  Be- 
rücksichtigung, welche  sie  fand , dennoch  nicht  die  Freiheit  der 
Handlung  nahm.  Indessen  selbst  dieses  Gutachten  des  Senates 
war  nur  in  den  wichtigeren  Fällen,  an  welchen  der  ganze  Staat 
betheiligt  erschien,  hergebracht:  die  gewöhnlichen  Verbrechen 
und  die  Verbrecher,  in  so  fern  sie  Nichtbürger  waren,  blieben 
dem  obersten  Urtheile  des  Römischen  Beamten  überlassen. 

Zweitens  bemerkten  wir,  der  Senat  habe  auf  die  Strafrechts- 
pflege in  der  Stadt,  welche  nach  Römischen  Begriffen  zu  den 
Verwaltungsgeschäften  der  Beamten  gehörte,  öfters  den  Einfluss 
geübt  , dass  er  die  Geschäftskreise. der  richtenden  Beamten  be- 
stimmte. Eben  denselben  Einfluss  hatte  er  natürlich  ausserhalb 
der  Stadt:  er  musste  ihn  hier  sogar  öfter  üben,  da  die  Verwal- 
tungsbezirke grösser  waren  und  jährlich  nach  den  Bedürfnissen 
amgestaltet  zu  werden  pflegten.  Deshalb  linden  wir  einmal  so- 
gar einen  besonderen  Beamten  ernauut,  einen  Dictator.  Als  314 
v.  Chr.  die  Nachricht  nach  Rom  kam,  in  Capua  fänden  geheime 
Verschwörungen  unter  den  Vornehmen  statt,  wahrscheinlich  un- 
erlaubte Verbindungen  zur  Erreichung  von  Aemtern,  wurde  nach 
Seuatsbeschluss  C.  Maeuius  zum  Dictator  ernannt,  der  später 
auch  in  Rom  selbst  ähnliche  Verbindungen  zu  strafen  versucht«.  *) 
Sonst  wurden  die  gewöhnlichen  Beamten  mit  solchen  ausser- 
ordentlichen Untersuchungen  beauftragt,  z.  B.  im  Jahre  301  v. 
Chr.  die  beiden  Consuln  bei  einer  Verschwörung  der  Frusina- 
tenb),  im  Jahre  207  der  eine  Consul  M.  Livius  bei  einer  staats- 
gefährlicheu  Verschwörung  in  Etrurien  und  Umbrien'),  im  Jahre 
204  der  Consul  M.  Cornelius  ebenfalls  in  Etrurien'1),  im  Jahre 
130  die  beiden  Consuln  bei  Mordthaten  im  Walde  Sila.®)  Oder 
es  wurde  auch,  wo  es  sich  um  Verbrechen  nicht  weit  von  der 


a)  Liv.  IX,  26.  Vergl.  oben  S.  19. 

b)  Liv.  X,  1. 

c)  Liv.  XXV  Ul,  10. 

d)  Liv.  XXIX,  36. 

e)  Cic.  Brut.  22. 

s 
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Stadt  handelte,  einer  der  in  der  Stadt  befindlichen  Prätoren  ab- 
geordnet, z.  B.  im  Jahre  198  v.  Chi-,  bei  einer  Verschwörung 
der  Punischeu  Geissein  in  Setia  der  städtische  Prätor  *) , bei 
einer  Sclavenverschwörung  in  Etrurien  der  Fremdenprätor. b) 
Oder  endlich,  wenn  der  Ort  der  Verbrechen  entlegen  oder  die 
andern  Beamten  beschäftigt  waren,  wurde  einer  der  Prätoren, 
welche  auswärtige  Provinzen  erhalten  hatten,  abgeordnet,  z.  B. 
bei  Vergiftungen  in  der  Umgegend  Roms  184  v.  Chr.  Q.  Nae- 
vius,  der  Prätor,  welcher  nebenbei  noch  die  Provinz  Sardinien 
hatte'),  180  v.  Chr.  bei  gleicher  Veranlassung  der  Prätor  C. 
Maeuius,  dessen  Provinz  ebenfalls  Sardinien  war4),  1G7  v.  Chr. 
A.  Manlius  Torquatus,  der  durch  diese  Beschäftigung  verhindert 
wurde,  seine  Provinz  Sardinien  zu  betreten.')  Ueberall  übt  der 
Senat  nur  die  ihm  verfassungsmässig  zustehende  Befugniss,  wenn 
besondere  Verbrechen  Vorkommen,  unter  den  vom  Volke  er- 
wählten richterlichen  Beamten  den  ihm  passend  scheinenden  zu 
bestimmen.  Er  kann  nicht  selbst  die  richterliche  Eigenschaft 
verleihen , sondern  nur  die  Geschäftskreise  vertheilen.  Es  ist 
keine  Frage,  dass  hier  auch  das  Volk  eingreifen  konnte,  eben 
so  wie  es  bei  der  Vertheilung  der  Provinzen  die  höchste  Ent- 
scheidung hat;  indessen  in  den  guten  Zeiten  des  Freistaates 
machte  es  von  derselben  selten  Gebrauch. 

Wir  haben  das  Verhältniss  des  Senates  zu  Italien  erläutert: 
das  zu  den  Provinzen  war  etwas  verschieden,  weil  sie  weiter 
entfernt  waren  und  in  ihnen  die  militärische  Seite  der  Verwal- 
tung überwog.  Die  Befehlshaber  hatten  auch  die  Strafrechts- 
pflege: bei  der  Einrichtung  jeder  Provinz  w urde  mit  den  übri- 
gen Verhältnissen  auch  die  Rechtspflege  geordnet,  welche  Städte 
eine  eigene,  unabhängige  Srafrechtspflege  haben  sollten,  wie  die- 
selbe geübt  werden,  welche  Befugnisse  der  Statthalter  besitzen 
sollte.  Ein  Eingreifen  des  Senates  war  nur  in  seltneren  Fällen 


a)  Liv.  XXXn,  26. 

b)  Liv.  XXX11I,  36. 

c)  Liv.  XXXIX,  41. 

d)  Liv.  XL,  37. 

e)  Liv.  XLV,  16. 
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von  Aufruhr  und  Empörung  möglich.  Als  Verres  Sicilien  re- 
gierte, war  dort  einige  Befürchtung  wegen  Sclavenaufstände» 
auch  wegen  der  Seeräuber : es  mochte  Verres  selbst,  als  erdort- 
hin ging,  vom  Senate  den  Auftrag  erhalten  haben,  mit  Sorg- 
falt über  die  Ruhe  der  Insel  zu  wachen.  Aber  von  irgend  einer 
Einmischung  des  Senates  in  die  Strafrechtspflege  hören  wir  nichts. 
Eben  derselbe  Verres  war  in  Lampsacus,  wie  Cicero  es  dar- 
stellt, durch  eigene  Schuld  belagert  und  sein  Lictor  getödtet 
worden.  Ueber  dies  Verbrechen  sass  der  Statthalter  Asiens  zu 
Gericht  und  liess  einen  der  angesehensten  Bürger  von  Lampsa- 
cus hinrichten,  ohne  dass  eine  Dazwischenkunft  des  Senates 
erfolgte.*)  Dennoch  gab  es  Fälle,  wo  die  Vermittelung  des  Se- 
nates stattfand  und  wahrscheinlich  waren  dieselben  häufiger,  als 
man  jetzt  nach  den  seltenen  Erwähnungen  der  Ueberlieferung  und 
bei  der  Entfernung  der  Provinzen  von  der  Hauptstadt  anzuneh- 
men geneigt  ist.  Verres  war  bei  seinem  Aufenthalte  in  Lam- 
psacus Gesandter  des  Römischen  Volkes,  die  persönliche  Unbill, 
welche  ihm  dort  widerfahren,  war  also  dem  Römischen  Volke 
geschehen.  Cicero  macht  ihm  Vorwürfe  darüber,  dass  er  diese 
Unbill  ruhig  ertragen  und  im  gewöhnlichen  Rechtswege  geahn- 
det habe : er  hätte  sie  dem  Senate  melden  und  darauf  antragen 
müssen , dass  die  Anstifter  des  Volksaufruhres  durch  ein  Schrei- 
ben der  Consuln  nach  Rom  berufen  würden. b)  Dort  wären  sie 
dann  von  den  städtischen  Beamten  gerichtet  worden.  Cicero 
führt  einen  ähnlichen  Fall  eines  Römischen  Quästors  M.  Aemi- 
lius  Scaurus  an , welcher  durch  einen  Aufstand  der  Ephesier  ge- 
hindert worden  war,  seinen  flüchtigen  Sclaven  aus  dem  Asyle  der 
Ephesischen  Diana  zu  holen:  worauf  der  angebliche  Anstifter 
des  Aufstandes , ein  angesehener  Ephesier  Perieies , nach  Rom 
berufen  wurde.  Der  geschichtlich  merkwürdigste  Fall  dieser  Art 
ist  der  jener  tausend  Achäer,  welche  im  Jahre  167  v.  Chr.  auf 
Anschuldigung  von  Callicrates  nach  Rom  berufen  wurden  und 
dort  sechzehn  Jahre,  ohne  verhört  und  gerichtet  zu  werden,  in 
der  Verbannung  blieben.')  Das  Verfahren  gegen  sie  ist  mit  dem 

a)  Cic.  in  Verr.  lib.  I,  27  flgd. 

b)  Cic.  in  Verr.  I,  33,  84  und  85. 

c)  Man  sebe  besonders  Pausan.  VII,  10. 
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gegen  Römische  Bürger  zu  vergleichen,  welche  bei  Uebereinstim- 
mung  der  Beamten  ohne  gerichtlichen  Process  im  Gefängnisse 
gehalten  werden  durften.*) 

Wir  müssen  uns  mit  diesen  allgemeinen  Andeutungen  be- 
gnügen: auf  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Provinzen  näher  ein- 
zugehen und  die  verschiedene  Stellung,  welche  die  Städte  in 
ihnen  nach  ihren  verschiedenartigen  Rechten  entnahmen,  zu  er- 
läutern würde  zu  weit  führen:  es  gehört  dies  auch  mehr  in  eiue 
Darstellung  der  Römischen  Provinzialverwaltung  als  der  Straf- 
rechtspflege. Dieselbe  Beschränkung  müssen  wir  bei  Italien  be- 
obachten. Die  Verhältnisse  der  Städte  in  ihm  sind  mannigfach 
und  es  erfordert  die  eingehendsten  Untersuchungen,  um  die 
Strafrechtspflege  auch  nur  für  eine  Classe  von  Städten  genauer 
darzulegen.  Ausserdem  änderte  sich  seine  Lage  durch  die  all- 
mälige  Ertheilung  des  Bürgerrechts,  welche  in  die  Zeit  des  Frei- 
staates fallt.  Bis  zum  Vatinischen  Gesetze  vom  Jahre  59  v. 
Chr.  war  es  mit  Inbegriff  des  Cisalpinischen  Galliens  Provinz. *) 
Jährlich  wurde  es  entweder  den  beiden  Consuln  oder  einem  von  ihnen 
mit  einem  dazu  gehörigen  Heere  angewiesen,  es  sei  denn,  dass 
wegen  Unruhen  oder  Kriege  noch  andere  Verwaltungsbezirke 
darin  gebildet  und  Proconsuln  oder  Proprätoren  anvertraut  wur- 
den. Es  unterschied  sich  in  nichts  von  den  übrigen  Provinzen, 
als  durch  die  Vorrechte  seiner  Städte,  die  Menge  der  in  ihm 
wohnenden  Römischen  Bürger  und  seine  Nähe  am  Sitze  der  Re- 
gierung. Erst  P.  Vatinius  führte  im  genannten  Jahre  ein  ande- 
res Verhältuiss  ein:  er  sonderte  Oberitalien  unter  dem  Namen 
des  Cisalpinischen  Galliens  als  besondere  Provinz  ab  und  grün- 
dete für  das  übrige  Italien,  das  jetzt  gleichmässig  von  Römi- 
schen Bürgern  bevölkert  war,  eine  Civil  Verwaltung.  Freilich 
war  damals  auch  die  alte  Strafrechtspflege  ausser  Gebrauch  ge- 
kommen und  die  Schwurgerichte  dafür  eingetreten,  über  deren 
Einrichtung  und  Befugnisse  wir  erst  später  handeln  werden. 

Eine  Gerichtsbarkeit  des  Senates  giebt  es  nach  unserer  Aus- 
einandersetzung mithin  nicht:  es  ist  kein  Fall  bekannt,  in  wel- 
chem diese  Verwaltungsbehörde  ein  gerichtliches  Urtheil  gefällt 

a)  S.  oben  S.  158. 
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hat.  Und  doch  muss  es  den  Anschein  gehabt  haben,  als  ob 
dies  möglich  sei.  Cicero*)  spricht  in  einer  Kode  über  seine 
eigene  ungesetzliche  Verbannung  und  erklärt,  es  sei  uraltes 
Römisches  Recht,  dass  einem  Römischen  Bürger  an  seinem  ca- 
put  und  seinen  Gütern  nichts  entzogen  werden  dürfe,  ausser 
durch  das  Urtheil  des  Senates  oder  des  Volkes  oder  der  über 
jede  Sache  eingesetzten  geschworenen  Richter.  Hier  wird  die 
Befugniss  des  Senates  der  des  Volkes  und  der  Geschworenen 
wenigstens  gewissennassen  gleichgestellt,  und  zwar  in  Bezug 
auf  Römische  Bürger.  Es  ist  unmöglich,  dass  diese  Worte  auf 
etwas  anderes  geheu  als  auf  die  Machtvollkommenheit  des  Se- 
nates, bei  gefährlichem  Aufruhr  durch  seinen  Beschluss  den 
Consuln  und  übrigen  curulischen  Beamten  ausnahmsweise  eine 
ausserordentliche  Macht  zu  übertragen  — eine  Machtvollkommen- 
heit, welche  zwar  heftig  bestritten,  aber  doch  thatsächlich  ge- 
übt worden  ist.  Für  Cicero,  der  auf  dieselbe  die  Rechtmässig- 
keit seiner  Handlungsweise  bei  der  Bestrafung  der  Catilinarischen 
Verschworenen  zu  gründen  suchte,  war  es  zweckmässig,  dieselbe 
zu  erwähnen;  dass  dies  von  andern  Schriftstellern  und  nament- 
lich von  Polybius,  welcher  dem  Volke  allein  die  Befugniss, 
über  das  caput  Römischer  Bürger  zu  entscheiden  beilegt,  nicht 
geschieht , ist  eben  so  natürlich.  Mit  dem  gewöhnlichen  Sprach- 
gebrauche1')  aber  stimmt  es  überein,  dass  Cicero  diese  Befug- 
niss des  Senates  als  Urtheil  bezeichnet,  wenngleich  sie  kein 
eigentlich  richterliches  Urtheil  begreift  und  von  der  Befugniss 
des  Volkes  und  der  Geschworenen  dem  Umfange  imd  dem  Wesen 
nach  verschieden  ist. 


a)  Cic.  de  dom.  13,  ( 33  hoc  iuris  in  hac  civitate  etiam  tum , cum  reges 

esseut,  dico  fuisse,  hoc  nobis  esse  a inaioribus  traditum , hoc  esse  denique 
proprium  iiberae  civitatis, . ut  nihil  de  capite  eivis  aut  de  bonis  sine  iudi- 
cio  senatus  aut  populi  aut  eorum,  qui  de  quaque  re  constituti  iudiccs  sint, 
detrahi  possit.  / 

b)  S.  oben  S.  185flgd. 
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Vierzehntes  Capitel. 

Einzelne  merkwttrdige  Strafprocesse.  Znerst  der  von  Sp.  Maelins  und 
von  C.  Servilius  Ahala.  Rechtliche  Bedeutung  der  Ermordung  von  Maelius, 
welcher  sich  der  Ladung  zum  Termine  widersetzte.  Process  von  M.  Man- 
ilas Capitolinus.  Veranlassung  und  Verlauf.  Angeblich  doppelter  Process, 
in  der  Ueberlieferung  nicht  begründet.  Erklärung  der  Stelle  von  Livius. 
Verschiedenheit  der  Ueberlieferung  über  Manlius'  Verurtheilung.  Process 
von  G.  Rabirius.  Erzählung.  Absicht  bei  der  Eröffnung  desselben  und  bei 
der  Wahl  des  verschollenen  Verfahrens  vermittelst  der  Zweiminner.  Es 
wurde  von  T.  Atius  Labienus  ein  Gesetz  darüber  durchgebracht  und  In- 
halt desselben.  Verlauf  des  Processes.  Giceros  Rede  in  demselben. 

Aus  den  Criminalprocessen , von  denen  uns  die  Ueberliefe- 
rung erzählt,  treten  einige  durch  die  Wichtigkeit  der  politischen 
Ereignisse,  welche  sich  daran  knüpften,  oder  das  Interesse, 
welches  die  in  ihnen  auftretenden  Personen  gewähren  , besonders 
hervor:  wir  widmen  ihnen  eine  eingehendere  Betrachtung,  eben 
so  wie  wir  es  bei  den  Processen  von  P.  Iloratius  und  Coriolan 
und  den  Zehnmännern  gethan  haben.  Natürlich  sind  es  poli- 
tische Processe ; denn  andere  finden  in  der  Ueberlieferung,  welche 
nur  das  Wachsthum  und  die  Entwickelung  der  Staates  im  Auge 
hat,  keine  Stelle. 

Hochberühmt  in  der  Geschichte  ist  die  That  von  C.  Servi- 
lius Ahala,  der  Sp.  Maelius  tödtete:  die  Nachwelt  stellte  ihn 
übereinstimmehd  als  einen  Befreier  seines  Vaterlandes  hin,  der 
kühn  und  mit  Aufopferung  seines  eigenen  Wohles  einen  gefähr- 
lichen Versuch,  die  Königsherrschaft  in  Rom  wieder  einzuführen, 
unterdrückt  habe.  Sp.  Maelius  war  ein  Römischer  Ritter,  aber 
durch  Reichthum  den  Mächtigsten  gleich.  Er  war  in  den  Jah- 
ren 440  und  439  v.  Chr.,  als  grosse  Theuerung  herrschte,  ein 
Wohlthäter  der  Armen.  Auch  der  Senat  hatte  einen  Vorsteher 
des  Getreideweseus  ernannt,  L.  Minucius;  aber  Maelius  übertraf 
ihn  nicht  nur  an  Thätigkeit,  da  er  überall  bis  an  die  Küste  von 
Cumae  hin  Getreide  auf  kaufte,  sondern  auch  an  Freigiebigkeit, 
da  er  es  theils  zu  ermässigten  Preisen,  theils  umsonst  hergab. 
Die  Gunst  des  Volkes,  welche  er  sich  auf  diese  Weise  erwarb, 
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erregte  in  ihm  die  Hoffnung  auf  politische  Macht:  er  strebte,  so 
lautet  der  einstimmige  Bericht  der  Ueberlieferung,  nach  der  Kö- 
nigsherrschaft. Als  der  Senat  dies  erfahren,  wurde  der  greise 
L.  Quinctius  Cincinnatus  zum  Dictator  ernannt,  der  C.  Servilius 
Ahala  zum  Reiterobersten  bestimmte.  Am  Morgen  nach  diesem 
Senatsbeschlusse,'  so  lautet  die  gewöhnliche  Erzählung  weiter, 
kam  der  Dictator  auf  den  Markt  und  sandte  den  Reiterobersten 
aus,  um  Sp.  Maelius  vor  seinen  Richterstuhl  zu  rufen.  Dieser 
weigerte  sich  zu  erscheinen,  rief  das  umstehende  Volk  zu  Hülfe, 
wehrte  sich  gegen  diejenigen  , welche  ihn  greifen  wollten,  und 
wurde  am  Ende  von  Servilius  niedergestossen. 

Es  ist  bei  den  neueren  Gelehrten,  welche  die  Römische  Ge- 
schichte vom  modernen  Parteistandpunkte  aus  zu  behandeln  pfle- 
gen, Mode  geworden,  die  Tödtung  von  Maelius  als  brutale  Ge- 
waltthat  der  Patrieier  darzustellen  und  sein  Streben  nach  der 
Königswürde  zuläugnen:  sie  suchen  mit  Vorliebe  Abweichungen 
in  der  Ueberlieferung  auf,  um  diese  Anschauung  durch  schein- 
bare Gründe  zu  beweisen.89)  Wir  wollen  uns  hier  derartiges 
nicht  herausnehmen  und  glauben  auch,  dass  eine  besonnene  Ge- 
schichtsschreibung jeden  Versuch,  über  die  Schuld  oder  Unschuld 
in  diesem  Falle  zu  urtheilen,  zurückweisen  wird.  Die  Ueberlieferung 
spricht  einstimmig  für  Maelius’  Schuld:  nachdem  er  getödtet  und 
jede  Besorgniss  vor  ihm  gehoben  war,  wurde  sein  Vermögen 
eingezogen,  sein  Haus  zerstört  und  die  Stätte,  auf  der  es  gestan- 
den, öde  gelassen.  Dies  wird  einstimmig  gemeldet  und  ist  es 
geschehen,  so  liegt  darin  ebenfalls  ein  Beweis,  dass  Maelius  in 
gerichtlichem  Verfahren  nach  seinem  Tode  schuldig  befanden 
wurde,  wenngleich  über  dieses  selber  nicht  weiter  berichtet  wird. 

Sonst  darf  man  nicht  von  einem  Processe  gegen  Sp.  Maelius 
selbst  sprechen;  denn  wurde  er  zur  Verantwortung  vor  den 
Dictator  gerufen,  so  sollte  der  Process  erst  stattfinden;  wurde 
er,  wie  Einige  erzählen,  meuchlings  ermordet,  so  kann  von  einem 
solchen  noch  weniger  die  Rede  sein.  Es  kann  sich  nur  darum 
handeln,  ob  Maelius  mit  Recht  getödtet  wurde,  als  er  zum  Di- 
ctator gerufen  sich  nicht  stellen  wollte.  Man  muss  zugestehen, 
dass  es  nach  jedem  Staatsrecht  einen  Punkt  des  Ungehorsams 
giebt,  wo  Gewalt  gerechtfertigt  ist,  weil  sie  uothwendig  wird; 
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nach  dem  Römischen  aber  stand  die  Macht  jedes  Beamten  so 
hoch,  dass  ihr  nie  ein  Bürger  Widerstand  geleistet  hat,  und  die 
Plebejer  selbst  hatten  ihre  Tribunen  mit  solcher  Heiligkeit  aus- 
gestattet, dass  sie,  wie  Beispiele  beweisen*),  jedes  Entgegeutreten 
mit  augenblicklichem  Tode  ahnden  durften.  Den  Volkstribunen 
stand  der  Dictator  am  nächsten.  Wäre  Maelius’  Sache  so  ge- 
recht, er  selbst  bei  dem  Volke  so  beliebt  gewesen,  so  würden 
selbst  die  Tribunen  den  Versuch  gemacht  haben,  ihm  zu  helfen; 
aber  davon  hören  wir  nichts.  Hätte  er  sich  der  Ladung  durch 
Flucht  entzogen,  so  würde  der  Dictator  seine  Aechtung,  wahr- 
scheinlich in  Centuriatcomitien,  ausgesprochen  haben ; aber  wenn 
er  im  Römischen  Gebiete  blieb  und  sich  auf  gerichtliche  Ladung 
nicht  stellte,  so  war  dies  offener  Aufruhr.  Demnach  erscheint 
Maelius"  Ermordung  als  zwar  einzig  dastehendes,  aber  der  Ver- 
fassung nach  gerechtfertigtes  Beispiel  von  der  Erfolglosigkeit 
des  Widerstandes  gegen  Beamte  und  hat  als  solches  seine  grosse 
Bedeutung.  Wenn  nach  seinem  Tode  noch  ein  Process  gegen 
ihn  stattfand,  so  konnte  dabei  sein  Streben  nach  der  Königsherr- 
schaft geltend  gemacht  werden;  aber  es  genügte  die  Thatsacbe 
seines  offenen  Widerstandes,  um  ihn  als  Aufrührer  zu  verurthei- 
len,  nach  demselben  Grundsätze,  wie  jeder  geständige  oder  auf 
der  Tliat  ergriffene  Verbrecher  ohne  Gericht  bestraft  werden 
durfte.  Freilich  heisst  es,  Ahala  sei  später  für  seine  Gewaltthat 
bestraft  worden.  Cicero11)  erzählt,  er  sei  verurtheilt,  aber  später 
in  Centuriatcomitien  begnadigt  worden.  Livius')  berichtet  einige 
Jahre  nachher  von  einem  Tribunen  Sp.  Maelius,  der  wegen  der 
Ermordung  des  früheren  Maelius  gegen  Ahala  Einziehung  der 
Güter  beantragt,  auch  den  früheren  Vorsteher  des  Getreidewesens 
Minucius  mit  einer  Anklage  vor  dem  Volke  bedroht  habe.  Beide 
Anträge  des  Tribunen  scheiterten.  Es  scheint,  dass  Ahala  eine 
Zeit  lang  in  freiwilliger  Verbannung  lebte,  um  dem  Volksstunne. 
wie  er  sich  oft  bei  rücksichtsloser  Anwendung  des  gesetzlichen 

a)  Vergl.  1,  227  flgd. 

b)  Cic.  de  dom.  38,  86;  und  de  rep.  I,  3,  6 erwähnt  er  eine  offens» 
Ahalae,  worunter  man  freiwillige  oder  unfreiwillige  Verbannung  verstehen 
kann.  Val.  Max.  V,  3,  2 berichtet  auch  von  seiner  Verbannung. 

c)  Liv.  IV,  21. 
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Rechtes  zeigt,  auszuweichen.  Doch  er  kehrte  zurück  und  blieb 
dann  im  Besitze  seiner  Würde  und  seines  Vermögens  in  Rom. 

Reicher  an  Ausbeute  ist  die  Erzählung  von  dem  Ende  des 
berühmten  M.  Manlius  Capitolinus,  der  ebenfalls  wegen  Strebens 
nach  der  Königsherrschaft  um  kam.  Bei  ihm  fand  ein  wirklicher 
Process  statt.  Wir  haben  von  ihm  uur  eine,  aber  ausführliche 
Darstellung  bei  Livius“),  mit  dem  gelegentliche  Erwähnungen 
anderer  Schriftsteller,  auch  der  kurze  Bericht  bei  Plutarehb)  im 
Wesentlichen  übereinstimmen.  Bemerkenswerth  sind  bei  Manlius 
auch  die  dem  Processe  vorhergehenden  Massregeln.  Seinetwegen 
war  ebenfalls  ein  Dictator,  A.  Cornelius  Cossus,  ernannt  worden, 
der  Anfangs,  um  sein  Ansehen  zu  erheben,  einen  glücklichen 
Krieg  geführt  hatte,  aber  dann  bei  dem  drohender  werdenden 
Aufstande  nach  Rom  kam  und  Manlius  vor  seinen  Ricbterstuhl 
beschied.  Dieser  erkannte  zwar  die  Absichten  des  Dictators, 
widersetzte  sich  aber  nicht:  er  erschien,  vertheidigte  sich,  liess 
sich  einkerkern,  worauf  ohne  Zweifel  das  ordentliche  Gerichts- 
verfahren vor  den  Centuriatcomitien  erfolgen  sollte.  Welch  ein 
Unterschied  mit  Sp.  Maelius!  Die  Volkstribunen  schritten  nicht 
ein,  weil  sie  gegen  die  Allmacht  des  Dictators  nicht  aufzutreten 
wagten,  wie  Liviusc)  sagt,  wahrscheinlich,  wie  man  aus  dem 
Verlaufe  ersieht,  weil  sie  mit  dem  Dictator  übereinstimmten. 
Indessen  die  Plebs  bezeugte  ihre  Theilnahme  bei  der  Einker- 
kerung von  Manlius  so  stark  und  nahm  eine  so  drohende  Haltung 
ein,  dass  derselbe  in  Folge  eines  diese  Massregel  anempfehlenden 
Senatsbeschlusses  wieder  freigelassen  wurde.  Der  Aufstand 
nahm  dadurch  einen  noch  gefährlicheren  Character  an,  Manlius 
glaubte  sich,  wenngleich  Privatmann,  dem  Senate  und  den  Be- 
amten gewachsen,  hielt  Versammlungen  von  Unzufriedenen  in 
seinem  Hause,  es  schien  zu  offenen  Gewaltthätigkeiten  kommen 
zu  wollen.  Aber  die  Tribunen  standen  auf  der  Seite  des  Sena- 
tes und  zwei  von  ihnen,  M.  Meneuius  und  Q.  Publilius,  be- 


a)  Liv.  VI,  14  flgd. 

b)  Plut.  Cam.  36. 

c)  Liv.  VI,  16  nee  adversus  dictatoriam  vim  aut  tribuni  plebis  aut  ipsa 
plebs  attollere  oeulos  aut  hiscere  audebant. 
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schlossen,  um  ganz  gesetzlich  zu  verfahren,  eine  Anklage  gegen 
Manlius  zu  eröffnen:  sie  setzten  ihm  eiueu  Termin  vor  dem 
Volke.  Der  Process  lautete  auf  Leben  und  Tod,  war  also  ein 
Perduellionsprocess.  Als  seinen  regelmässigen  Verlauf  haben 
wir  nach  den  Zeugnissen  der  Schriftsteller  festgestellt,  erstlich 
dass  die  Ankläger  ihre  aussergerichtliche  Voruntersuchung,  durch 
welche  sie  zur  Erhebung  der  Anklage  bestimmt  wurden,  beliebig 
und  selbst  ohne  Anwesenheit  des  Anzuklageuden  anstellten, 
zweitens,  dass  dann  die  Ankläger  drei  formlose  Contioneu  hiel- 
ten, um  ihre  Anklage  zu  begründen  und  die  Punkte,  auf  welche 
das  Urtheil  gerichtet  werden  sollte,  festzustellen,  endlich  dass 
am  vierten  Termine  die  Anklage  wiederholt  und  unter  Vorsitz 
eines  curulischen  Beamten  die  Centuriatcomitieu  abgehalten  wur- 
den. Die  neueren  Gelehrten  behaupten,  dass  die  Berichte  über 
Manlius’  Process  mit  diesem  Verfahren  nicht  ü herein  stimmen: 
sie  kommen  meist  zu  dem  Ergebnisse,  einen  ganz  unregelmässi- 
gen Gang  des  Processes  anzunehmen  und  die  Entscheidung  ent- 
weder von  Curiat-  oder  von  Tributcomitien  ausgehen  zu  lassen, 
während  es  feststeht,  dass  die  Klage  anfangs  auf  Centuriatco- 
mitien  berechnet  war.90)  Schon  dies  streitet  gegen  die  sonstige 
Sitte,  ja  gegen  die  Möglichkeit,  abgesehen  davon,  dass  weder 
Curiat-  noch  Tributcomitien  die  Befugniss  gehabt  haben  würden, 
Manlius  zum  Tode  zu  verurtheilen. 

Ueber  die  Vorgänge,  welche  dem  Processe  vorangingen, 
und  die  Handlungen,  durch  welche  sich  Manlius  den  Verdacht, 
nach  der  Königsherrschaft  zu  streben,  zuzog,  sprechen  wir  nicht: 
es  ist  nicht  zu  verwundern,  dass  sie  mit  kleinen  Abweichungen, 
namentlich  in  Bezug  auf  die  Unruhen,  welche  er  veranlasst  ha- 
ben soll,  dargestellt  werden.91)  Zwei  Tribunen  also  klagten 
gegen  Manlius  und  bestimmten  den  Termiu  vor  dem  Volke,  an 
welchem  die  gerichtliche  Untersuchung  eröffnet  werden  sollte: 
dies  berichtet  Livius.  *)  Aber  er  berichtet  nicht,  dass  sie 
ihn  auch  gefangen  setzten:  diese  Lücke  der  Erzählung  ergänzt 
Zonaras b),  der,  wahrscheinlich  Dio  Cassius  folgend , ausführlich 


a)  Liv.  VI,  20  Approbantibus  cunctis  diem  Maulio  dicuut. 

b)  Zoq.  VII,  24. 


Digitized  by  Google 


Process  vou  M.  Manlius. 


381 


angiebt,  auf  welche  Weise  sie  sich  seiner  Person  bemächtigten, 
ohne  einen  Volksaufstand  zu  veranlassen.  Dass  diese  Ergänzung 
richtig  ist,  kann  nicht  zweifelhaft  sein:  Manlius  würde  sonst, 
als  er  die  hartnäckige  Anklage  und  die  Unentschlossenheit  des 
Volkes  sah,  vor  der  Entscheidung  in  die  Verbannung  gegangen 
sein  und  wenigstens  sein  Leben  gerettet  haben.  Als  der  Termin 
angesetzt  war,  gerieth  die  Plebs  in  Angst  um  ihren  Liebling,  um 
so  mehr,  als  sie  die  Thätigkeit  der  Patricier  und  die  Theilnahm- 
losigkeit  der  eigenen  Verwandten  von  Manlius,  von  denen  keiner 
ein  Zeichen  von  Trauer  blicken  Hess*),  bemerkte.  Es  kam  der 
Termin  der  ersten  contio , welchen  die  Tribunen  abhielten:  ihm 
mussten  zwei  andere  folgen,  ehe  die  Anklage  festgestellt  war. 

Livius  erzählt  nicht,  was  in  jedem  einzelnen  Termine  vorgekom- 
meu  sei : schwerlich  war  auch  die  Ueberlieferung  so  ausführlich. 

Sie  brauchte  es  kaum  zu  sein,  da  die  Verhandlungen  an  den 
drei  Terminen  gleichartig  waren.  Von  den  Anklagepunkteu 
weiss  Livius  nichts  bestimmtes  zu  melden,  desto  mehr  von  Man- 
ilas’ Vertheidigung,  er  habe  seine  Wohlthaten  gegen  die  armen 
Plebejer  erwähnt  und  diejenigen,  welche  er  losgekauft,  vorge- 
führt ; er  habe  von  seinen  Kriegsthaten  und  den  dafür  erhaltenen 
Belohnungen  gesprochen,  die  durch  ihn  in  der  Schlacht  gerette- 
ten Römischen  Bürger  namentlich  angeführt,  er  habe  die  Nar- 
ben seiner  Wunden  gezeigt  und  am  Ende,  von  der  Rettung  des 
Capitols  sprechend,  auf  dieses  gewiesen  und  die  Capitolinischen 
Götter  um  Beistand  angefleht.  Die  Volksversammlung  wurde 
also  an  einem  Orte  gehalten,  von  wo  mau  das  Capitol  sah.  Plu- 
tarch  deutet  an,  auf  dem  Markte h),  ob  einer  bestimmten  Quelle 
folgend  oder  eigner  Ansicht,  kann  mau  nicht  entscheiden.  Da- 
gegen Livius0)  erzählt:  „da  auf  dem  Marsfelde  das  Volk  centu- 

a)  Vergl.  oben  S.  302. 

b)  Plut.  Cam.  36  '0  rfcoj,  £tp  oö  ßtßrpoü;  b MetXXios  ivoxtop^ijat 
r.pöi  toü;  KeXioüs,  uitepetpcdveto  ’zffi  ciyopäs  dtotö  toü  KantiuXfoo.  Vergl. 

S.  296. 

c)  Liv.  VI,  20  In  campo  Martio  cum  ccnturiatim  populus  citaretur  et 
re ua  ad  Capitolium  manus  teudens  ab  hominibus  ad  deos  preces  avertisset, 
apparuit  tribunis,  nisi  oculos  quoque  hominum  liberassent  tanti  memoria 
decoris,  nunquam  fore  in  praeoccupatis  beneficio  animis  vero  crimini  lo- 
i-um.  Ita  prodicta  die  in  Poetelinum  lucum  extra  portam  Flumentanam, 
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rienweise  berufen  wurde  und  der  Angeklagte  die  Hände  zum  Ca- 
pitol ausstreckeud  seine  Bitteu  von  den  Menschen  zu  den  Göt- 
tern gewendet  hatte,  so  wurde  deu  Tribunen  klar,  wenn  sie 
nicht  auch  die  Augen  der  Leute  von  dem  Andenken  au  eine 
so  grosse  Waffenthat  frei  gemacht  hätten,  würde  niemals  die 
Anschuldigung  bei  ihnen  eine  Stätte  linden.  So  wurde  unter 
Aufschiebung  des  Termines  die  Volksversammlung  nach  dem 
Poetelinischen  Haine  angesagt. 

Aus  diesen  Worten  schloss  man  auf  einen  doppelten  Pro- 
eess gegen  Capitolinus:  der  erste  in  Ceuturiatcomitieu  auf  dem 
Marsfelde  hätte  mit  einer  Freisprechung  geendet,  der  zweite  vor 
Curiat-  oder  Tributcomitien  im  Poetelinischen  Haine  hätte  zur 
Verurtheilung  geführt.  Ist  diese  Erklärung  richtig,  so  ist  da- 
mit Alles,  was  wir  über  das  Verfahren  bei  einer  durch  die 
Volkstribunen  vor  dem  Volke  angestellten  Perduellions  klage  be- 
wiesen haben,  umgestossen  und  keine  Möglichkeit,  die  Ueber- 
lieferung  über  Manlius’  Proeess  mit  den  sonstigen  Nachrichten 
über  das  ausserordentliche  Verfahren  in  Criminalprocessen  zu 
vereinigen.  Ja,  abgesehen  von  der  Richtigkeit  oder  Unrichtig- 
keit der  Ueberlieferuug,  Livius  selbst,  der  sonst  bei  anderen 
Processen  die  richtige  Darstellung  giebt  und  die  Aehnlichkeit  des 
Criminalverfahrens  mit  dem  überhaupt  bei  Verhandlungen  vor 
dem  Volke  üblichen  anerkennt,  müsste  hier  sich  vergessen  haben. 
Denn  erstlich  haben  wir  erwiesen,  dass  der  vierte,  der  Endter- 
min durchaus  an  einem  Tage  beendet  werden  und  entweder  zur 
Verurtheilung  oder,  mochte  er  aus  irgend  einer  auch  äusseren 
Veranlassung  aufgehoben  werden,  zur  Freisprechung  führen 
musste.  Bei  Manlius’  Proeess  dagegen  sollen  die  Centuriatco- 
mitien  selbst,  ehe  sie  eine  Entscheidung  gaben,  durch  die  An- 
kläger absichtlich  abgebrochen  worden  sein , und  zwar  ohne  dass 
dadurch  eine  Freisprechung  lies  Angeklagten  herbeigefuhrt  wurde. 
Oder  man  muss  aunehmen,  es  sei  ein  neuer  Capitalprocess  mit 
neuem  dreifachen  Untersuchuugstermine  eiugeleitet  worden.  Auch 
dies  ist  gegen  das  Herkommen:  es  galt  für  irreligiös,  einen  Ca- 


unde  conspectus  in  Capitoliuin  non  esset,  concilium  popuii  indictum  est 
Ibi  crimen  valuit. 
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pitalprocess,  dessen  vierter  Termin  ohne  Ergebnis«  geblieben 
war,  zu  wiederholen:  höchstens  auf  Geldbusse  konnte  ein  neuer 
Process  gerichtet  werden.*)  Will  man  aber  behaupten,  das 
Verfahren  in  Perduellionsklagen  sei  in  älterer  Zeit  verschieden 
gewesen  und  erst  später  so,  wie  wir  es  kennen,  festgestellt 
worden,  so  ist  das  nur  Verinuthung  und  unwahrscheinliche  Ver- 
muthung,  erstlich  weil  sich  in  der  fortan  ruhigeren  Entwicke- 
lung der  Verfassung  kein  Anlass  zu  solcher  Veränderung  tindet, 
zweitens  weil  diese  mit  der  sonstigen  Stetigkeit  in  den  Römi- 
schen Rechtsformen  in  Widerspruch  stehen  würde.  Es  drängt 
sich  die  Frage  auf,  ob  in  den  Berichten  der  Schriftsteller  wirk- 
lich von  einem  doppelten  gegeu  Manlius  erhobenen  Processe,  ob 
davon  die  Rede  ist,  dass  der  vierte  Eutscheidungstermin,  au 
welchem  die  Centuriatcomitien  ihr  richterliches  Urtheil  über  seine 
Schuld  oder  Unschuld  abgeben  sollten,  abgebrochen  und  dann 
später  erneuert  worden  ist.  Diese  Frage  muss  von  einer  vor- 
urteilsfreien Forschung  verneint  werden. *)  Livius  spricht  von 
dem  Aufschübe  der  Verurteilung,  der  in  dem  Orte,  wo  die 
Volksversammlung  gehalten  wurde,  gelegen  habeb),  dann  von 
der  Erkenntniss  der  Tribunen,  die  Verurteilung  sei  nur  mög- 
lich, wenn  das  Volk  nicht  das  Capitol  vor  Augen  hätte.0)  In 
Beiden»  liegt  keine  Andeutung  von  der  Eröffnung  eines  neuen 
Proeesses  gegen  Manlius,  keine  Andeutung  davon,  dass  der 
vierte  entscheidende  Tennin  begonnen,  dann  abgebrochen  und 
nachher  wieder  erneuert  worden  sei.  Wenn  von  der  Ungeueigtr 
heit  des  Volkes,  den  Angeklagten  zu  verurteilen , die  Rede  ist, 
so  konnte  sich  diese  sehr  wohl  auch  in  einem  der  drei  ersten 
Termine  zeigen.  Denn  wir  haben  durch  Beispiele  erwiesen d), 
dass  vom  Volke  eiue  tätige  Theilnahme  am  Processe  auch  wäh- 
rend der  formlosen  Contiouen,  in  welchen  die  gerichtliche  Un- 
tersuchung stattfand,  erwartet  wurde:  es  äusserte  laut  seine 


a)  S.  oben  S.  265. 

b)  Liv.  VI,  20  cum  damuaudi  mora  plebi  non  iu  causa,  sed  in  loco 
fuerit. 

c)  S.  die  oben  S.  381  angeführte  Stelle. 

d)  S.  oben  S.  259. 
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Stimmung  für  oder  gegen  den  Angeklagten  und  aus  diesen 
Aeusserungen  konnten  die  Ankläger  das  Schicksal  ihres  Antra- 
ges mit  ziemlicher  Sicherheit  entnehmen.  Also  das  bisher  von 
Livius  Gesagte  passt  sehr  gut  auf  einen  der  drei  Uutersuckungs- 
termine.  Wenn  derselbe  endlich  sagt,  diejenige  Volksversamm- 
lung, in  welcher  die  Anklage  zur  Geltung  gekommen,  sei  ge- 
halten worden  nach  Aufschiebung  des  Termines*),  so  liegt  da- 
rin eben  so  wenig  eine  Andeutung  weder  von  einem  doppelten 
Processe  noch  von  einem  wiederholten  Endtermine,  ja  sogar  ein 
unmittelbarer  Beweis,  dass  im  Poetelinischen  Haine  nicht  der 
Endtermin  allein , sondern  auch  einer  der  letzten  Untersuchungs- 
termine gehalten  worden  ist.  Denn  nur  diese  heissen  aufge- 
schobene Termine. b)  Ebenso  wenig  berichtet  Plutareh  von 
zwei  Processen  oder  von  einer  Verlegung  des  vierten  Termines: 
er  sagt  nur,  die  Richter,  unter  denen  er  hier  die  anklagenden 
Volkstribuneu  versteht,  seien  in  Verlegenheit  gewesen  und  hät- 
ten den  Process  öfters  aufgeschöben , da  sie  weder  bei  den  offen- 
baren Beweisen  das  Verbrechen  ungestraft  lassen  wollten  noch 
die  gesetzliche  Strafe  durchsetzen  konnten:  deshalb  sei  der  Pro- 
cess verlegt  worden.')  Darnach  kann  man  vielleicht  annehmen, 
der  erste  und  der  zweite  Untersuch ungstermin  seien  öfters  wie- 
derholt worden,  und  das  ist  vollkommen  gesetzlich;  von  einer 
Erneuerung  des  vierten  Termines  ist  dabei  nicht  die  Rede. 

Die  Ueberlieferung  spricht  mithin  für  einen  einzigen  Process 
von  Manlius.  Nur  eine  Schwierigkeit  bleibt  in  den  schon  ange- 
führten“1) Worten  von  Livius.  Er  sagt:  „da  das  Volk  nach  Cen- 
timen auf  dem  Marsfelde  berufen  wurde,  erkannten  die  Anklä- 
ger die  Unmöglichkeit  der  Verurtheilung  und  deshalb  wurde  der 
neue  Termin  nach  dem  Poetelinischen  Haine  verlegt."  Fast 
man  dies  so  auf,  an  jenem  Tage  sei  die  Centurienversammlung 


a)  Liv.  VI,  20  Ita  prodicta  die  in  Poetelinum  lueum  extra  portan 
Fluincntanain , uude  conspectus  in  Capitolium  non  esset , eoncilium  populi 
indictum  est.  Ibi  crimen  valuit  et  obstinatis  animis  triste  iudicium  invi- 
sumque  etiam  iudicibus,  factum. 

b)  S.  oben  S.  258. 

c)  Plut.  Cam.  36. 

d)  Man  sehe  die  Stelle  oben  S.  381. 
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d.  h.  der  vierte  Termin  auf  dem  Marsfelde  gewesen,  so  würde 
dieser  dann  abgebrochen  und  weiter  verlegt  worden  sein:  dies 
würde  mit  dem  sonst  üblichen  Verfahren  im  Widerspruch  stehen 
und  die  Annahme  eines  doppelten  Processes  begründen.  Indessen 
es  ist  nicht  nothwendig,  ja  nicht  einmal  sprachgeinäss,  Linus’ 

Worte  so  zu  verstehen;  sie  heissen,  man  wollte  die  Ceuturien 
berufen.93)  Wir  haben  erwiesen,  dass  der  Tribun  zu  gleicher 
Zeit , wo  er  dem  Anzuklagenden  den  ersten  Untersuchuugstermiu 
ansetzte,  auch  von  dem  curulischen  Beamten  sich  den  Tag  für 
den  vierten,  entscheidenden  Termin  zu  den  Centuriatcomitien 
erbat:  der  diesen  Comitien  zu  stellende  Antrag  musste  dem 
Volke  während  dreier  Markttage,  wenigstens  seinem  allgemeinen 
Inhalte  nach , bekannt  gemacht  und  dasselbe  aufgefordert  werden, 
sich  au  dem  festgesetzten  Tage  zum  Fällen  des  Urtheils  einzu- 
finden. Inzwischen  fanden  die  drei  Untersuchungstermine  statt. 

Au  ihnen  wird  demnach  die  Einladung  an  das  Volk  für  die  Cen- 
turienversammluug  erlassen,  vielleicht  ausdrücklich  von  dem 
Tribunen  bei  Eröffnung  jedes  Termines,  oder,  wenn  auch  das 
nicht,  so  doch  durch  die  öffentliche,  am  Markte  angeheftete, 
Bekanntmachung.  Dies  ist  der  Sinn  von  Livius'  Worten , welche 
in  so  fern  noch  ihre  besondere  Berechtigung  haben,  :ds  er  da- 
mit andeuten  will,  Manlius’  Process  sei  ein  Capitalprocess  ge- 
wesen, was  er  bisher  nicht  gesagt  hatte.  Auf  diese  Weise 
entspricht  derselbe  vollständig  dem  bei  allen  tribuuicischen  An- 
klagen üblichen  Verfahren:  dass  der  Ort  nicht  für  alle  Termine 
derselbe  war,  wird  wohl  öfter  geschehen  sein.  Die  Ankläger 
waren  zwei  Tribunen,  welche  als  sie  den  ersten  Termin  zur 
Vernehmung  von  Manlius  ausetzten,  zugleich  Camillus,  der  da- 
mals, wenn  auch  nicht  Dictator,  so  doch  Kriegstribun  war,  um 
die  Feststellung  des  Termines  für  die  Centuriatcomitien  baten.  Der 
erste  und  wohl  auch  der  zweite  Untersuchungstennin  wurde 
auf  dem  Marsfelde  oder  dem  Markte  von  den  Tribunen  gehalten, 
aber  es  gelang  trotz  aller  Beweise  der  Schidd  nicht,  das  Volk 
zur  Theilnahme  gegen  Manlius  zu  stimmen.  Deshalb  wurde 
der  dritte  Untersuchungs-  und  der  vierte  entscheidende  Termin 
im  Poetelinischeu  Haine  angesetzt  und  dort  die  Verurtheilung 
bewirkt.94)  Manlius  wurde  kiugericktet,  sein  Haus  zerstört, 
u.  25 
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sein  Vermögen  eingezogen,  auch  durch  Volksbeschluss  festge- 
setzt, kein  Patricier  solle  auf  der  Burg  oder  dem  Capitole  woh- 
nen dürfen , durch  Beschluss  des  Manlischen  Geschlechtes,  kein 
Manlier  solle  den  Vornamen  Marcus  führen.  Kurz  es  wurden 
alle  Strafen  verhängt,  welche  gegen  einen  des  schwersten  Ver- 
brechens Schuldigen  erdacht  werden  konnten. 

Indessen  es  gab  noch  eine  andere  Ueberlieferung  über  Mau- 
lius  Capitolinus’  Process,  die  denselben  aus  der  Zahl  der  von 
den  Tribunen  erhobenen  Perduellionsprocesse  ausschliesst.  Sie  fin- 
det sich  bei  Livius,  der  nach  der  von  uns  erläuterten  Schilderung 
des  Verfahrens  bemerkt,  einige  Berichterstatter  erzählten,  Manlius 
sei  durch  Zweimänner  verurtheilt  worden,  die  man  gewählt,  um 
über  perduellio  eine  Untersuchung  anzustellen.*)  Es  ist  beiucr- 
kenswerth , wie  Livius  diese  verschiedene  Ueberlieferung  erwähnt 
Man  sollte  meinen , er  müsste  zuerst  das  Ende  des  von  ihm  ge- 
schilderten richterlichen  Verfahrens,  d.  b.  die  an  dem  Verurtheil- 
ten  vollzogene  Strafe  erw'ähnen : dann  konnte  er  hiazufügen, 
dass  einige  Berichterstatter  von  einem  andern  Verfahren  erzähl- 
ten. Aber  er  erwähnt  zuerst  das  Duumviralverfahren , dann  die 
von  den  Tribunen  vollzogene  Strafe.  Er  muss  also  der  Meiuuug 
gewesen  sein,  diese  Vollziehung  der  Strafe  durch  die  Tribunen 
sei  auch  bei  dem  Duumviralverfahren  möglich,  ja  überhaupt  die 
Ueberlieferuug  in  ihren  wesentlichen  Punkten  mit  demselben  ver- 
einbar gewesen.95)  Um  die  Begründung  dieser  Meinung  zu  ver- 
stehen, ist  es  uöthig,  den  einzigen  späteren  Process,  welcher 
wegen  Perduellion  mit  Vermittelung  von  Zweimäunern  vor  dem 
Volke  geführt  worden  ist,  zu  betrachten,  nämlich  den  gegen  C. 
Kabirius,  welcher  im  Jahre  63  v.  dir.  wegen  der  Ermordung 
des  Volkstribunen  Saturninus  angeklagt  wurde.  Eine  solche 
Betrachtung  ist  um  so  interessanter,  da  wir  die  von  Cicero  bei 
dieser  Gelegenheit  gehaltene  Vertheidigungsrede  wenigstens  theil- 
weise  besitzen  und  über  diese  in  neuerer  Zeit  von  Gelehrten 
eine  Ansicht  aufgestellt  worden  ist,  welche  ihr  Verständniss  un- 
möglich macht  und  das  ganze  Verfahren  im  Processe  ver- 
dunkelt. 

a)  Liv.  VI,  20  Sunt,  qui  per  IJviros,  qui  de  perduellione  anquirerent 
creatos  auctorcs  sint  dauuiatmn. 
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Wir  haben  bei  der  Darstellung  der  Königszeit  über  P.  Ho- 
ratius'  Proeess  gesprochen*):  er  gab  den  Anlass  zur  Einsetzung 
der  Provocation  und  zu  der  obergerichtlichen  Gewalt  des  Vol- 
kes, auf  welcher  das  ganze  Römische  Strafrecht  beruht.  Es 
muss  auffallen,  dass  die  damals  erfundene  Form,  durch  Zwei- 
raänner  das  Urtheil  des  Volkes  vorbereiteu  zu  lassen,  so  selten 
angewendet  worden  ist.  Wir  wissen  in  der  ganzen  Republik 
nur  von  zwei  Fällen , von  dem  eben  erwähnten  bei  M.  Manlius1 
Anklage,  der  noch  dazu  zweifelhaft  ist,  und  dem  zweiten  bei 
C.  Rabirius  unter  Ciceros  Oonsulat.  Diese  Seltenheit  scheint 
nicht  Schuld  der  l'eberlieferung  zu  sein,  sondern  es  gab  wirk- 
lich nur  wenige  Fälle,  in  der  späteren  Zeit  keine.  Denn  Cicero 
sagt  in  seiner  Redeb),  der  Ankläger  habe  sein  Verfahren  nicht 
ans  seiner  oder  der  Väter  Zeit,  sondern  aus  den  Annalen  und 
den  Denkschriften  der  Könige  he^eholt:  er  erwähnt  namentlich, 
C.  Gracchus  hätte  dasselbe  trotz  seines  lebhaften  Wunsches,  sich 
an  den  Mördern  seines  Bruders  zu  rächen,  nicht  angewendet 
Der  Grund  davon  war  zu  verschiedenen  Zeiten  ein  verschiede- 
ner. ln  den  spätem  Zeiten  wendete  man  es  deshalb  nicht  an, 
weil  es  veraltet  war,  namentlich  weil  die  dabei  vorkommenden 
Formeln  des  Königs  Tullus  Grausen  erregten  und  längst  abge- 
schabte Strafen  voraussetzteu. '•)  In  den  früheren  Zeiten  wen- 
dete man  es  nicht  an,  weil  es  von  den  Beamten  eine  Selbst- 
entäusserung  ihrer  Macht  voraussetzte.  Consuln,  Prätoren  uud 
Volkstribunen  konnten  unmittelbar  die  Untersuchung  führen, 
unmittelbar  die  Volksversammlung  berufen:  weshalb  sollten  sie 
es  durch  die  Vermittelung  der  Zweimänner  thun?  Denn  der 
religiöse  Grund,  welcher  den  König  Tullus  geleitet  hatte,  konnte 
nur  selten  eintreten.  Ueberdem  schwand  dieses  religiöse  Ge- 
fühl allmälig  bei  den  Römern,  konnte  auch  bei  den  einzelnen 
Beamten,  welche  nur  kurze  Zeit  und  theilweise  an  der  Spitze 


a)  S.  I,  88flgd. 

b)  Cic.  p.  C.  Rab.  5,  15  cum  iste  omnes  et  snppliciorum  et  verborum 
acerbitates  non  ex  memoria  vestra  ac  patrum  vestroruin,  sed  ex  auualium 
momnnentis  atque  ex  reguin  commentariis  eonquisierit. 

c)  Diesen  Grund  führt  Cicero  p.  Rab.  4,  14  selbst  an. 

25* 
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des  Staates  standen,  nie  so  stark  sein  wie  bei  den  Königen, 
welche  allein  und  dauernd  den  Staat  vertraten. 

Es  war  ein  wunderbares  Unternehmen,  als  das  verschollene 
Perduelliousgerieht  mit  seinen  Zweimänuern  im  Jahre  63  v. 
Chr.  wieder  hervorgesucht  wurde.  Die  Beweggründe,  aus  denen 
es  geschah,  sind  für  uns  etwas  dunkel,  die  äussere  Veranlas- 
sung war  folgende.  Im  Jahre  100  v.  Chr.  war  der  Aufstand 
des  Volkstribunen  L.  Appulejus  Saturninus  gewesen,  der  nach 
vielen  aufrührerischen  Umtrieben  so  weit  gegangen  war,  das  Ca- 
pitol mit  Bewaffneten  zu  besetzen.  Der  Senat  erklärte  darauf 
Appulejus  und  seine  Anhänger  für  Staatsfeiude , der  Consul  C. 
Marius  bewaffnete  alle  Wohlgesinnten  und  zwang  die  Aufständi- 
schen zur  Ergebung:  sie  wurden  in  die  Hostilische  Curie  ge- 
sperrt und  dort  von  dem  Volke  ermordet  Dieses  Ereignis» 
wurde  sechs  und;  dreissig  Jahre,  nachdem  es  geschehen  war, 
vor  Gericht  gebracht  C.  Caesar , der  spätere  Dictator , war  der 
Haupturheber  des  Gerichtes:  er  wollte  die  Macht  des  Senates 
brechen , welcher  das  Recht  in  Anspruch  nahm , bei  Empörungen 
und  unruhigen  Zeiten  die  Gesetze  und  Gerichte  für  eine  Zeit 
lang  aufzuheben  und  die  Beamten  unter  gewissen  Bedingungen 
zu  freiem  Schalten  über  das  Leben  und  Vermögen  von  Bürgern 
zu  bevollmächtigen.  Dass  dies  die  Absicht  Caesars  gewesen, 
wird  gleicherweise  von  Dio  Cassius,  dem  ausführlichsten  Be- 
richterstatter über  diese  Begebenheit,  welchen  wir  haben,  und 
von  Cicero  in  seiner  Vertheidigungsrede  angegeben.*)  Caesar 
also  stiftete  den  Volkstribunen  T.  Atius  Labien us  anb),  einen 
greisen  Senator  C.  Rabirius  wegen  der  Ermordung  von  Appulejus 
beim  Volke  zu  verklagen.  Die  unmittelbare  Thäterschaft  von 
Rabirius  stand  nicht  fest:  es  war  wenigstens  Scaeva,  ein 
Sclave  von  Q.  Croto , mit  der  Freiheit  beschenkt  worden , weil 
er  angeblich  den  Mord  vollbracht  hatte');  aber  dass  Rabirius  an 
der  Unterdrückung  des  Aufstandes  persönlichen  Antheil  genom- 


a)  Dio  Cass.  XXXVII,  26;  Cic.  p.  C.  Rab.  1,  2. 

b)  Suet.  Caes.  12  Subornavit  etiam  qui  C.  Rabirio  perduellionis  die® 
diceret 

c)  Cic.  p.  Rab.  11,  31. 
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men,  war  sicher:  er  sollte  sogar,  wie  das  Gerücht  ging,  den 
Kopf  des  getödteten  Volkstribunen  verhöhnt  haben.*)  Indessen 
ein  Urtheil  über  die  Schuld  oder  Unschuld  des  Angeklagten  ge- 
hört eben  so  wenig  hierher,  wie  eine  Auseinandersetzung  über 
die  politischen  Gründe,  welche  Caesar  und  seine  Freunde  an  der 
Schwächung  der  Macht  des  Senates  hatten.  Dagegen  fragt  man, 
weshalb  sie  dazu  kamen,  das  ungewöhnliche  und  längst  ausser 
Gebraucli  gekommene  Verfahren  vermittelst  der  Zweimänner  aus 
dem  grauen  Alterthume  wieder  hervorzusuchen.  Persönliche  Rache 
wollte  Caesar  an  Rabirius  nicht  üben,  selbst  nicht  der  anklagende 
Volkstribun,  dessen  Oheim  Q.  Labienus  allerdings  mit  Satumi- 
nus  umgekommen  warb),  dessen  Vater  aber  auf  der  Seite  des 
Senates  gestanden  hatte.')  Eben  so  wenig  verlohnte  es  sich 
der  Mülie,  einen  in  der  Politik  t wenig  geltenden  Greis  wegen 
zweifelhafter  Schuld  und,  weil  die  Schuld  vor  so  langer  Zeit 
begangen  sein  sollte,  mit  offenbarer  Gehässigkeit  vor  Gericht  zu 
ziehen.  Es  gab  drei  Arten  von  Processen,  welche  Cäsar  gegen 
Rabirius  einleiten  konnte.  Erstlich  konnte  er  irgend  einen  sei- 
ner Freunde  veranlassen,  bei  dem  Schwurgerichte  eine  Anklage 
gegen  denselben  zu  erheben.  Das  wäre  damals  der  gewöhn- 
lichste Weg  gewesen ; aber  er  versprach  keinen  Erfolg.  Die  Ge- 
schworenen hätten  Rabirius  ohne  Zweifel  freigesprochen.  Zwei- 
tens konnte  Caesars  Genosse,  der  Tribun  Labienus,  den  Schuldi- 
gen unmittelbar  vor  sein  Gericht  laden,  die  drei  nöthigen  Unter- 
snchungstermine  mit  ihm  abhalten  und  dann  die  Centuriatcomitien 
über  ihn  entscheiden  lassen.  Ein  solcher  Process  bot  Hoffnung 
auf  Verurtheilung  von  Rabirius , hatte  doch  aber  die  Schwierig- 
keit, dass  jeder  Volkstribun  den  Angeklagten  in  Schutz  nehmen 
und  die  Abhaltung  der  Centuriatcomitien  verbieten  konnte:  dies 
wäre  bei  der  Entschiedenheit,  mit  welcher  Cicero  als  Consul  da- 
mals den  Staat  im  Interesse  der  Senatspartei  leitete , wahrschein- 
lich gewesen.  Am  sichersten  musste  Cäsar  das  Verfahren  ver- 
mittelst der  Zweimänner  erscheinen:  war  es  einmal  begonnen, 


a)  Aur.  Vict.  de  vir.  ill.  c.  73  extr. 

b)  Cic.  p.  C.  Rab.  5 und  7. 

c)  Cic.  ibid.  8,  22. 
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so  konnte  es  durch  keinen  tribunicischen  Einspruch  gehindert 
werden.  Dies  scheint  der  Grund  gewesen  zu  sein,  weshalb  Caesar 
ein  verschollenes  Processverfahren  neu  belebte:  die  alten  Be- 
richterstatter führen  keine  Beweggründe  von  ihm  an. 

Indessen  es  bedurfte  zur  Wiedereinführung  des  uralten  Per- 
duellionsverfahrens eines  besonderen  Gesetzes.  Seiner  Einbrin- 
gung widersetzten  sich  die  Optimaten  heftig:  sie  erkannten,  dass 
es  auf  die  Verurtheilung  von  Rabirius  und  damit  auf  eine  Ver- 
ringerung der  Macht  des  Senates  abgesehen  war.  Aber  Caesar 
und  seine  Freunde  konnten  ihrerseits  auch  Gründe  für  die  Billig- 
keit desselben  anführen:  man  dachte  vielleicht,  auf  diese  Meise 
überhaupt  die  tribunicischen  Anklagen  vor  dem  Volke  los  za 
werden.  In  ihnen  lag  trotz  aller  Vorsiehtsmassregeln  die  grosse 
Unbilligkeit,  dass  Ankläger  und  Richter  gewissermassen  in  einer 
Person  vereinigt  waren.  Bei  dem  neuen  Verfahren  gewährte  die 
durch  die  Zweimänner  eintreteude  Vermittelung  die  Wahrschein- 
lichkeit einer  unparteiischen  Rechtspflege:  die  Optimaten  mochten 
selbst  denken,  auf  diese  Weise  sei  keine  Verurtheilung  von  Ra- 
birius zu  fürchten.  Kurz  das  Gesetz  wurde  durchgebracht  Frei- 
lich findet  sich  bei  den  Schriftstellern  keine  ausdrückliche  Er- 
wähnung desselben:  sie  gebeu  nur  Andeutungen,  welche  mit 
Sicherheit  auf  dasselbe  schliessen  lassen.  Dio  Cassius*)  erzählt 
es  hätten  unruhvolle  Parteiungen  und  Streitigkeiten  von  beiden 
Seiten  stattgefunden,  da  die  eine  Partei  verlangt  hätte,  das  Ge- 
richt sollte  nicht  gehalten  werden,  die  andere,  es  sollte  zu  Stande 
kommen : die  letztere  hätte  durch  Caesar  und  seine  politischen 
Freunde  den  Sieg  davon  getragen.  Er  unterscheidet  deutlich 
zuerst  diejenigen  Kämpfe,  welche  über  die  Einsetzung  des  Ge- 
richtes, dann  diejenigen,  welche  beim  Gerichte  selbst  stattfan- 
den. Dieser  Streit  um  das  Gericht  muss  etwas  besouderes  ge- 
wesen sein.  Bei  den  gewöhnlichen  tribunicischen  Anklagen 
hielt  der  Tribun  seine  drei  Contionen:  diese  selbst  konnten 


a)  Dio  Cass.  XXXVII,  27  XtiouW  te  ouv  Tapayu>5Et{  xai  ^tXovp.xi»! 

dtp’  EXariptDV  TTEpl  TE  TOÖ  ?lXaOTT(p(o'J,  TtÜV  (iEV.  5“<o;  piTj  OUVO)>#f(I  **• 

Tva  oixaioivTiuv,  xai  äzEt5ry  toüto  Siet  te  töv  kat’oapa  xai  it  «WW! 
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stürmisch  sein;  aber  ob  sie  gehalten  werden  sollten  oder  nicht, 
darüber  konnte  keine  Frage  seiu.  Er  erbat  sich  von  dem  curu- 
liscben  Beamten  einen  Termin  für  die  Centuriatcomitien : diese 
konnten  durch  den  Einspruch  eines  Tribunen  gehindert  werden, 
aber  sonst  nicht  Einen  tribunicisckeu  Einspruch  erwähnt  Dio 
nicht,  andere  Kämpfe  sind  „dabei  nicht  denkbar.  Wäre  das  Ver- 
fahren mit  den  Zweimännern  ein  regelrechtes  gewesen,  so  gab 
es  das  Gesetz  über  dasselbe  und  es  kam  nur  darauf  an,  es  aus- 
zuführen. Es  bleibt  nur  die  Annahme  übrig,  dass  Labienus, 
als  er  die  Anklage  gegen  Rabirius  anstellen  wollte,  darüber 
einen  Antrag  an  das  Volk  machte,  einen  Gesetzesvorschlag  ein- 
brachte. Es  führen  darauf  auch  manche  Andeutungen  in  Ciceros 
Verteidigungsrede.  Der  Redner  spricht  über  den  Vorwurf, 
welchen  ihm  Labienus  machte,  er  hätte  das  Gericht  über  per- 
duellio , d.  h.  das  aus  dem  Alterthume  für  dieses  Verbrechen  ein- 
gesetzte Verfahren,  aufgehoben*):  Cicero  giebt  die  Thatsache 
zu,  findet  in  ihr  aber  keinen  Vorwurf,  sondern  ein  Verdienst. 
Er  rühmt  sich,  dass  er  den  Henker  von  dem  Markte,  das  Kreuz 
von  dem  Marsfelde  fortgeschafft  habe:  dagegen  Labienus  habe 
trotz  seines  iStrebens  nach  Volkstümlichkeit  die  Anwendung 
von  beiden  gewollt.  Er  sagt  ferner,  Labienus  habe  versucht, 
nicht  nur  durch  ungewöhnliche  Hinrichtung,  sondern  auch  durch 
Grausamkeit  in  den  Ausdrücken  dem  Freiheitsgefühl  der  Römi- 
schen Bürger  zu  nahe  zu  treten:  er  erwähnt  dann  jene  schreck- 
lichen Formeln,  welche  wir  bei  Horatius'  Process  unter  dem 
Könige  Tullus  kennen  gelernt  haben;  diese  hätte  Labienus  wie- 
der aufgesucht,  er  selbst  habe  sie  nach  dem  Beispiele  des  volks- 
freundlichsten Tribunen  C.  Gracchus  mit  aller  Macht  bekämpft, 
er  rühmt  sich,  dass  Labienus  von  diesem  tyrannischen  und  kö- 
niglichen Beginnen  durch  ihn  abgebracht  worden  sei. 

Es  war  also  ein  Streit  zwischen  dem  Consul  Cicero  und  dem 
Tribunen  Labienus  gewesen,  ein  Streit  über  die  Einleitung  des 
Processes  gegen  Rabirius : der  Consul  war  zwar  in  der  Haupt- 
sache, der  Einleitung  des  Processes,  unterlegen,  hatte  doch 
aber  Einzelnes  gegen  den  Tribunen  durchgesetzt.  Wäre  dieser 


a)  Cic.  p.  C.  Rab.  3,  10  flgd.  bis  5,  17. 
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Streit  nur  im  Senate  geführt  worden,  so  würde  Cicero  vollstän- 
dig gesiegt  haben,  der  Process  nicht  eingeleitet  worden  sein. 
Da  Labienus  siegte,  muss  es  ein  Antrag  beim  Volke  gewesen 
sein,  wobei  natürlich  Verhandlungen  auch  im  Senate  nicht 
ausgeschlossen  waren.  Der  Antrag  von  Labienus  ging  auf  die 
Anwendung  des  vom  Könige  Tullus  erfundenen  Perduellions- 
verfahrens gegen  Rabirius:  dazu  gehörten  noth  wendig  jene  alten 
Formeln  über  die  Hinrichtung,  auch  die  Anwesenheit  des  Hen- 
kers und  des  Kreuzes.  Zwar  ist  es  durchaus  unwahrscheinlich, 
dass  Labienus  wirklich  den  Gedanken  gehabt  hat,  die  alte  Strafe 
der  Kreuzigung  oder  auch  nur  die  Todesstrafe  im  Falle  der 
Verurtheilung  vollziehen  zu  lassen:  er  behielt  die  alten  Formeln 
wahrscheinlich  nur  bei,  um  durch  ihre  Schrecklichkeit  den  An- 
geklagten zu  freiwilliger  Verbannung  zu  bewegen,  gewährte  aber 
damit  dem  Consul  einen  günstigen  Angriffspunkt  gegen  das 
ganze  Gesetz.  Cicero  drang,  wenngleich  er  nicht  im  Stande 
war  den  Process  zu  hindern,  doch  damit  durch,  jene  alten  For- 
meln und  Gebräuche  und  damit  auch  jeden  Gedanken  an  die 
ehemalige  Grausamkeit  der  Hinrichtung  aufzuheben.  Es  wurde 
ausdrücklich  eine  andere  Strafe  festgesetzt,  ohne  Zweifel  eine 
Capitalstrafe,  aber  eine  solche,  wie  sie  damals  üblich  war,  d.  h. 
Aechtung  und  Vermögensverlust.  Cicero  spricht  davon,  es  han- 
dele sich  um  das  caput,  den  Ruf  und  das  Vermögen  von  Rabi- 
rius*) ; dass  es  sich  um  wirkliche  Hinrichtung,  den  körperlichen 
Tod  des  Angeklagten  handele,  davon  findet  sich  keine  Andeu- 
tung. Dies  war  ein  Punkt,  über  den  bei  den  Verhandlungen 
um  den  Process  von  Labienus  gestritten  wurde  und  der  nur 
durch  ein  Gesetz  entschieden  werden  konnte.  Aber  noch  andere 
neue  Bestimmungen  waren  uöthig,  zunächst  eine  über  den  Vor- 
sitzenden der  Centuriatcomitien.  Bei  Horatius'  Process  war  dies 
der  König  gewesen,  jetzt  musste  es  ein  curulischer  Beamte, 
welcher  einen  Theil  der  königlichen  Macht  ererbt  hatte,  sein. 


a)  Cic.  p.  C.  Rab.  ’l  init.  in  hac  defensione  capitis  famae  fortuna- 
rumque  omnium  C.  Rabirii ; nachher  C.  Rabiriura  culpa  delicti,  non  inri- 
dia  vitae  — in  discrimen  capitis  vocaverunt;  2,  5 Quae  cum  ita  sint 
primum  quod  in  tanta  dimicatiouc  capitis  faniac  fortunarumque  omnium 
fieri  nccesse  est,  ab  Iove  cet. 
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Es  wurde  dazu  der  städtische  Frätor  Q.  Metellus  Celer  bestimmt. 
Denn  dass  es  ein  Prätor  war,  lernen  wir  aus  Dios  Worten,  der 
einem  solchen  die  Ernennung  der  Zweimäuner  zuschreibt,  und 
dass  es  Metellus  war,  ergiebt  sich  daraus,  dass  dieser,  wie  be- 
richtet wird,  die  Aufhebung  der  Comitien  herbeiführte:  Beides 
konnte  nur  von  dem  Vorsitzenden,  welcher  die  Leitung  des  Ge- 
richtes hatte,  geschehen.  Eine  weitere  Bestimmung  muss  über 
die  Wahl  der  Zweimäuner  getroffen  worden  sein.  In  des  Hora- 
tiers Process  war  dieselbe  durch  das  Volk  geschehen  und  so 
verlangte  es  das  Herkommen*):  jetzt  dagegen  wurde  festgesetzt, 
sie  sollten  von  dem  Vorsitzenden  durch  das  Loos  erwählt  wer- 
den. Wahrscheinlich  war  dies  der  ursprüngliche  Antrag  von 
Labienus ; denn  Cicero  tadelt  es b) : und  doch  musste  diese  Be- 
stimmung den  Optimaten  angenehmer  sein  und  grössere  Gewähr 
für  Unparteilichkeit  darbieten,  als  wenn  auch  die  Wahl  der 
ersten  Richter,  der  Zweimänner,  vom  Volke  ausgegangen  wäre. 
Das  Loos  sollte  ohne  Zweifel  der  Vorsitzende,  der  städtische 
Prätor,  ziehen0);  aber  die  Gasse  von  Senatoren,  aus  welcher  durch 
das  Loos  gezogen  werden  sollte,  musste  durch  das  Gesetz  be- 
stimmt werden.  Das  Loos  traf  C.  Caesar,  der  damals  erwählter 
Prätor  war,  und  L.  Caesar,  den  Consul  des  vorigen  Jahres. 
Labienus  Vorschlag  schloss  also  die  im  Amte  befindlichen  Sena- 
toren aus  und  bestimmte  als  wählbar  alle  von  den  gewesenen 
Aedilen  an  aufwärts:  es  waren  ähnliche  Bedingungen,  wie  da- 
mals für  andere  „Richter"  bei  Criminaluntersuehungen  galten. 
Das  Gesetz  bestimmte  noch  weiter  die  Einzelheiten  des  Verfah- 
rens, nicht  desjenigen,  das  vor  den  Zweimännern  stattzufinden 
hatte;  denn  dies  wurde  diesen  nach  dem  damals  üblichen  Ge- 
richtsbrauche überlassen;  sondern  des  Verfahrens  an  dem  ent- 
scheidenden Termine,  wo  die  Centuriatcomitien  abgehalten  wer- 
den sollten.  Cicero  erwähnt  in  seiner  Rede,  es  sei  ihm  zu  seiner 


a)  Dio.  XXXVII,  27.  Vergl.  I,  93. 

b)  Cic.  p.  C.  Rab.  4,  12  hic  popularis  a üviris  iniussu  vestro  non 
indicari  de  cive  Romano,  sed  indicta  causa  civem  Romanum  capitis  con- 
demnari  coegit 

c)  Suet.  Caes.  12  sortc  iudex  in  reum  ductus  tarn  cupide  condemna- 
vit,  ut  ad  populum  provoeanti  nihil  aeque  ac  iudicis  accrbitas  profuerit. 
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Verteidigung  nur  eine  halbe  Stunde  vergönnt  und  zwar  von 
Labienus,  dem  Ankläger. *)  Wenn  dies  nicht  gesetzlich  festge- 
stellt war,  so  konnte  es  der  Ankläger  höchstens  beantragen,  die 
Entscheidung  hätte  der  Vorsitzende  Prätor,  welcher  zur  Partei 
der  Optimaten  gehörte  und  dem  Angeklagten  geneigt  war,  ge- 
habt: wir  werden  also  annehmen  müssen,  dass  nebst  vielen 
Einzelheiten  des  Verfahrens  auch  über  die  Dauer  der  Anklage 
und  Vertheidigung  am  entscheidenden  Termine  eine  Bestimmung 
in  Labienus'  Gesetzvorschlage  enthalten  war.  Die  Anklage  führte 
in  beiden  Instanzen,  sowohl  vor  den  Zweimännern  als  vor  den 
Centimen,  der  Volkstribun  T.  Labienus:  dies  müssen  wir  aus 
Ciceros  Rede  schliessen,  in  welcher  er  allein  als  Ankläger  er- 
wähnt wird,  und  daraus,  dass  Cicero  dies  nicht  tadelt,  nicht 
als  etwas  Besonderes  hervorhebt,  müssen  wir  weiter  entnehmen, 
dass  es  mit  dem  Verfahren  unter  König  Tullus  und  dem  sonsti- 
gen Gebrauche  übereinstimmt. 

Der  Proeess  gegen  C.  Rabirius  war,  wie  man  erkennt, 
zwar  auf  den  alten,  königlichen  Perduellionsprocess  gegründet, 
aber  doch  in  manchen  wesentlichen  Punkten  verändert : es  scheint 
wirklich,  dass  Caesar  und  seine  Freimde  ein  neues  und  grössere 
Sicherheit  gegen  Parteilichkeit  darbietendes  Verfahren  im  politi- 
schen Volksprocesse  haben  einführen  wollen.  Ihre  Absicht  wurde 
vereitelt  theils  durcli  die  eigene  Masslosigkeit,  mit  der  sie  die 
neue  Processform  zum  Sturze  von  Rabirius  und  der  Senatspartei 
auszubeuten  suchten,  theils  durch  die  bald  darauf  eintretende 
Veränderung  der  politischen  Lage.  Ueber  den  Verlauf  des  Pro- 
cesses  selbst  wissen  wir  einiges  Weitere.  Die  Anklage  war 
von  Anfang  an  heftig  und  erbittert  und  die  Ankläger  fanden 
Unterstützung  in  dem  Zufälle,  welcher  durch  das  Loos  als  Zwei- 
männer hervorgehen  Hess  eben  jenen  C.  Caesar,  welcher  den 
Ankläger  angestiftet  hatte,  und  seinen  Verwandten  L.  Caesar. 
Durch  sie  erfolgte  die  Verurtheilung,  welche  Sueton  als  leiden- 
schaftlich bezeichnet  und  auch  Cicero  in  seiner  Redeb),  wenngleich 

a)  Cic.  p.  0.  Rab.  2,  6 quoniam,  T.  Labieue,  — rae  ex  comparalo  « 
constituto  spatio  defensionis  iu  semiborae  circulutn  coegisti;  3,  9 suspkor 
eo  milii  semihoram  ab  Labieno  praestitutam  esse. 

b)  Cic.  ibid.  4,  12  an  der  kurz  zuvor  angeführten  Stelle. 
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sehr  leise,  tadelt.  Rabirius  provocirte  und  es  kam  zu  den  Cen- 
turiateomitien  unter  Leitung  des  Prätors  Q.  Metellus.  Vor  ihnen 
führte  die  Verteidigung  zuerst  Q.  Hortensius,  wahrscheinlich 
eine  halbe  Stunde  lang:  er  wies  die  tatsächliche  Unrichtigkeit 
der  Beschuldigungen  nach:  dann  Cicero,  eine  halbe  Stunde 
lang.  Trotz  seiner  Beredsamkeit  und  trotz  des  Einflusses, 
welchen  er  als  Consul  ausübte,  war  das  Volk  leidenschaftlich 
erregt,  die  Feinde  von  Rabirius  thätig  und  selbst  zu  Gewaltr 
thätigkeiten  entschlossen.  Der  Senat  sah  die  Verurteilung 
voraus  und  der  Vorsitzende  Prätor  verlor  die  Leitung  der 
Versammlung:  er  versuchte  das  äusserste  Mittel,  eilte  auf 
den  Berg  Janiculus  und  nahm  die%othe  Kriegsfahne,  welche  bei 
Centuriatcomitien  nothwendiger  Weise  aufgesteckt  sein  musste, 
herab.  So  war  die  Volksversammlung  aufgelöst  und  der  Termin 
verstrich  ohne  Entscheidung.  Rabirius  war  gerettet.  Dio  setzt 
hinzu,  es  wäre  dem  Ankläger  unverwehrt  gewesen,  den  Process 
von  Neuem  zu  beginnen,  er  hätte  dies  aber  unterlassen.  Der 
Geschichtsschreiber  spricht  von  dem,  was  gesetzlich  erlaubt  war: 
die  Sitte  war,  wie  wir  bemerkt  haben“) , gegen  die  Wiederho- 
lung eines  Capitalprocesses , und  sie  war  es  wahrscheinlich 
auch,  welche  Labienus  von  jedem  weiteren  Versuche  gegen  Ra- 
birius abschreckte. 

Von  Ciceros  Rede,  welche  sich  auf  diesen  Process  bezieht, 
besitzen  wir  einen  grossen,  vielleicht  den  grösseren  Theil:  ob 
sie  indessen  von  ihm  wirklich  so  gehalten  worden  ist,  wie  wir 
sie  lesen,  ist  sehr  zweifelhaft.  Sie  wurde  vielleicht,  als  sie  ge- 
halten wurde,  nachgeschrieben,  aber  auf  die  Nachwelt  hat  sie 
sich  so  nicht  fortgepflanzt.  Cicero  pflegte  seine  bedeutenderen 
Reden,  welchen  er  einen  dauernden  Werth  beilegte,  auszuarbeiten 
und  er  hat  dies  auch  mit  dieser  Rede  für  Rabirius  gethan,  frei- 
lich aber  einige  Jahre  später.  Denn  während  seines  Consulates 
und  in  der  nächstfolgenden  Zeit  war  er  mit  Staatsgeschäften  so 
überhäuft,  dass  er  zu  keiner  wissenschaftlichen  Arbeit  Müsse 
hatte.  Wir  wissen  durch  sein  eigenes  Zeugnissb),  dass  er  im 


a)  Vergl.  oben  S.  265. 

b)  Cic.  ad  Att.  II,  1,  3. 
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Jahre  60  v.  Chr.,  also  drei  Jahre  nachher,  einen  Band  seiner 
consularisehen  Reden  zusammenstellte  und  darin  diese  für  C. 
Rabirius  aufnahm.  Dann  ist  es  aber  sehr  unwahrscheinlich, 
dass  er  eine  auf  die  wichtigsten  politischen  Fragen  bezügliche 
Rede,  wie  diese  es  war,  so  wiedergab,  wie  er  sie  gehalten 
hatte;  wir  wissen  aus  bestimmten  Beispielen,  dass  er  sich  durch 
seine  gesprochenen  Worte  wenig  gebunden  fühlte,  dass  er  weg- 
liess,  was  ihm  nur  für  den  besonderen  Fall  von  Interesse  zu  sein 
schien,  Allgemeines  weiter  ausführte,  kurz  nach  Gefallen  än- 
derte.96) Die  Zeiten  selbst  aber  hatten  sich  in  jenen  drei  Jahren, 
welche  bis  zur  Herausgabe  verflossen,  sehr  geändert,  namentlich 
war  Caesars  Stellung  eine  hn  Staate  einflussreiche  geworden. 
Beim  Processe  von  Rabirius  war  er  nur  erwählter  Prätor:  seit- 
dem hatte  er  die  wichtige  Stelle  eines  Oberpriesters  errungen, 
hatte  nach  seiner  Rückkehr  aus  der  Provinz  die  Freundschaft 
von  Pompejus  gesucht  und  erhalten,  es  war  kein  Zweifel,  dass 
er  für  das  nächste  Jahr  Consul  werden  würde.  Und  in  dieser 
Beziehung  hat  Cicero,  wie  ich  glaube,  seine  wirklich  gehaltene 
Rede,  als  er  sie  herausgab,  umgestaltet.  Es  ist  auffallend,  dass 
in  ihr,  wie  wir  sie  jetzt  lesen,  Caesars  durchaus  keine  Erwähnung 
geschieht  und  doch  war  das  natürlich,  ja,  wenn  Cicero  seine 
Pflicht  als  Vertkeidiger  erfüllen  wollte,  nothwendig.  Caesar  war 
der  geheime  Urheber  des  ganzen  Processes  gewesen  und  hatte 
alle  Mittel  in  Bewegung  gesetzt,  um  gegen  die  Bemühungen  der 
Senatspartei  Labienus"  Gesetz  durchzuführen;  er  hatte  sich  als 
erster  Richter  leidenschaftlich  und  ungerecht  gezeigt  und  es  kam 
darauf  an,  die  durch  ihn  ausgesprochene  Verurtheilung  umzu- 
stossen.  Dennoch  erwähnt  Cicero  ihn  mit  keiner  Silbe,  sondern 
spricht  nur  gegen  Labienus.  Dies  kann  nur  der  Erfolg  einer 
späteren  Bearbeitung  sein.97) 
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Fünfzehntes  Capitel. 

Process  der  Catilinarischen  Verschworenen.  Erzählung  desselben.  Drei 
Fragen  sind  zn  beantworten.  Erstens  welche  Macht  der  Senatsbeschluss, 
wodurch  den  Beamten  die  Sorge  für  den  Staat  anempfohlen  wurde,  ver- 
lieh. Erwähnungen  desselben  in  der  Geschichte.  Seine  Bedeutung  ist 
militärisch  und  bezieht  sich  nicht  auf  die  Aufhebung  der  Provocation. 
Befupisse,  welche  Cicero  daraus  bei  der  Unterdrückung  der  Verschwö- 
rung berleitete.  Zweite  Frage,  ob  Cicero  durch  den  Senatsbeschluss  der 
Verantwortung  überhoben  wurde  und  Beweis,  dass  dies  nicht  der  Fall 
war.  Dritte  Frage,  ob  Cicero  bei  dem  Processe  die  Gesetze  verletzt  hat, 
erstens  in  Bezug  auf  die  Verurtheilung,  zweitens  in  Bezug  auf  die  Art 
der  Bestrafung.  Beweis,  dass  er  kein  Gesetz  verletzt,  aber  allerdings 
gegen  den  damaligen  Geist  des  Strafrechts  gefehlt  hat. 

Zwei  wichtige  Ereignisse  der  Römischen  Geschichte  schlos- 
sen sich  an  den  eben  behandelten  Process  von  C.  Rabirius,  die 
Verurtheilung  der  Catilinarischen  Verschworenen  und  in  Folge 
davon  die  Verbannung  Ciceros.  Sie  sind  in  alter  und  neuer 
Zeit  vielfach  behandelt  worden  und  bieten  dem  Forscher  ein 
fast  unerschöpfliches  Feld  für  schwierige  und  interessante  Un- 
tersuchungen: sie  veraulassten  bedeutende  Veränderungen  im 
Römischen  Staate  und  stehen  mit  den  trefflichsten  Denkmälern 
der  Literatur  in  Verbindung.  Eine  ausführliche  Besprechung 
derselben  gehört  in  die  Römische  Geschichte,  welche  in  Catili- 
nas  Verschwörung  die  Umsturzversuche  einer  verbrecherischen 
und  auf  Befriedigung  der  eigenen  Leidenschaften  ausgehenden 
Partei,  in  der  Demüthiguug  Ciceros  die  Wechselfälle  eines  um 
das  Wohl  seines  Landes  hochverdienten  Staatsmannes,  in  Beidem 
zusammen  die  unverkennbaren  Anzeichen  von  dem  bevorstehen- 
den Falle  der  Republik  zu  betrachten  hat.  Die  Erörterung  einiger 
Hauptfragen  ist  auch  für  die  Geschichte  des  Römischen  Straf- 
rechts nothwendig.  Denn  die  Bestrafung  der  Catilinarischen 
Verschworenen  beruht  auf  einem  seit  den  ältesten  Zeiten  gültigen 
und  trotz  aller  Veränderungen  des  Römischen  Strafprocesses 
niemals  aufgegebenen  Rechtsgrundsatze,  die  Verbannung  Ciceros 
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ist  das  letzte  Glied  einer  langen  Reihe  von  Massregeln  zur 
Sicherung  des  Lebens  Römischer  Bürger. 

Von  einem  Processe  der  Catilinarischen  Verschworenen  kann 
nach  Römischen  Begriffen  eigentlich  nicht  die  Rede  sein;  denn 
das  Urtheil  des  Beamten  war,  wie  wir  bewiesen“),  in  so  fern 
es  sich  nicht  auf  die  Entscheidung  der  Volksversammlung 
gründete , kein  Urtheil , der  nach  demselben  Bestrafte  galt 
für  bestraft  ohne  Gericht.  Dennoch  kann  man  von  einem 
Processe  der  Catilinarischen  Verschworenen  sprechen , weil 
bei  ihrer  Bestrafung  alle  nach  dem  Römischen  Rechte  notb- 
wendigen  Formen  beobachtet  wurden.  Catilina  selbst  war  aus 
der  Stadt  gegangen,  um  ein  Heer  zu  sammeln  und  in  offenem 
Kampfe  gegen  die  Beamten  und  den  Senat  aufzutreten;  aber 
auch  die  in  Rom  zurückgebliebenen  Verschworenen  batten  ihre 
Pläne  zum  gewaltsamen  Umstürze  des  Bestehenden  nicht  aufge- 
geben. Sie  gingen  mit  Allobrogischen  Gesandten,  welche  sieb 
damals  in  der  Stadt  befanden,  ein  Bündniss  ein  und  gaben 
diesen  eigenhändige  Schreiben,  welche  ihre  hochverrätheriscben 
Pläne  bezeugten:  einige  von  ihnen  selbst  sollten  dieselben  be- 
gleiten und  die  Verbindung  mit  Catilina,  welcher  schon  an  der 
Spitze  von  Bewaffneten  stand,  unterhalten.  Die  Abreise  der 
Allobrogen  war  auf  die  Nacht  vom  zweiten  zum  dritten  Deeem- 
ber  festgesetzt.  Der  Consul  Cicero,  durch  Verrätherei  von  allen 
Absichten  und  Unternehmungen  der  Verschworenen  unterrichtet 
traf  Veranstaltungen,  dass  die  Allobrogen  nebst  den  Verschwo- 
renen, welche  bei  ihnen  waren,  bei  ihrer  Abreise  an  der  Mul- 
vischen  Brücke  überfallen  und  in  seinen  Gewahrsam  gebracht 
wurden.  Dadurch  kam  er  in  den  Besitz  von  Zeugen  und  Be- 
weisen, welche  den  ganzen  Hochverrath  der  Verschworenen  ent- 
hüllen konnten.  Der  Consul  entbot  am  3.  Deeember  früh  den  Senat 
in  den  Tempel  der  Concordia  und  liess  diejenigen  Verschworenen, 
welche  noch  nicht  in  seinem  Gewahrsam  waren,  in  sein  Haus 
bescheiden.  Mit  ihnen  ging  er  dann  in  den  Senat,  wo  also  alle 
Angeschuldigten  nebst  den  Zeugen  und  Beweisen  gegen  sie  ver- 
sammelt waren.  Es  fanden  die  Verhandlungen  über  die  Ver- 


a)  Vergl.  oben  S.  247. 
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schwörung  statt  Die  Briefe  wurden  anerkannt,  erbrochen  und 
verlesen,  die  Zeugen  verhört,  die  Angeschuldigten  überführt: 
wenngleich  sie  nicht  geradezu  ihre  Pläne  eingestandeu,  erschienen 
sie  dennoch  als  geständig  und  auf  der  That  ergriffen.*)  Nach 
der  Beendigung  der  Senatssitzung  wurden  alle  in  Gewahrsam 
gehalten;  der  Prätor  Lentulus,  welcher  sich  unter  ihnen  befand, 
war  gezwungen  worden,  sein  Amt  niederzulegen.  Am  nächsten 
Tage,  dem  4.  December,  war  wiederum  eine  Senatssitzung:  es 
handelte  sich  hauptsächlich  darum,  was  mit  den  Angeklagten 
geschehen  sollte.  Zunächst  wurden  die  Belohnungen  der  Ange- 
ber bestimmt,  dann  die  Lage  des  Staates  erwogen.  Deuu  die 
Bürgerschaft  befand  sich  in  der  höchsten  Aufregung,  die  An- 
hänger der  Verschworenen  drohten  mit  Aufruhr  und  machten 
Anstalteu,  die  Gefangenen  zu  befreien.  Man  kam  daun  zur 
Beschlussnahme  über  das  Schicksal  der  Angeklagten.  Es  gab 
Niemanden  im  Senate,  der  nicht  an  ihre  Schuld  geglaubt  hätte: 
bei  den  ganzen  Verhandlungen  trat  Niemand  als  Vertheidiger 
ihrer  Schuldlosigkeit  auf.  Die  Senatoren  wussten  schon  ehe  sie 
die  Berathungen  begannen,  aus  den  Ergebnissen  des  vorigen 
Tages,  dass  es  sich  um  die  Bestrafung  der  Gefangenen, 
welche  nach  Römischen  Begriffen  als  geständig  galten,  handeln 
würde : daher  denn  einige  furchtsame  und  democratisch  gesinnte 
Mitglieder  bei  der  Senatssitzung  fehlten,  um  nicht  in  die  Noth- 
wendigkeit  zu  kommen,  gegen  das  Sempronische  Gesetz  über 
das  caput  von  Bürgern  ihre  Stimme  abgeben  zu  müssen. b)  Es 
machten  sich  im  Senate  zwei  Meinungen  geltend:  der  für  das 
folgende  Jahr  ernannte  Consul  D.  Silanus  trug  darauf  an,  die 
Verschworenen,  wie  es  die  Sitte  der  Vorfahren  erlaube,  als  ge- 
ständige und  auf  frischer  That  ergriffene  Verbrecher  hinzurich- 
ten; der  Prätor  des  folgenden  Jahres  C.  Caesar  schlug  vor,  ihr 
Vermögen  einzuziehen  und  sie  selbst  in  den  bedeutendsten  Mu- 
nicipien  ins  Gefängniss  zu  setzen:  es  solle  Niemand  später  über 
sie  einen  Antrag  bei  dem  Senate  oder  beim  Volke  machen.  Es 
schien  zweifelhaft,  für  welche  Ansicht  sich  der  Senat  entscheiden 

a)  VergL  oben  8.  169  flgd. 

b)  Vergl.  oben  8.  73. 
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würde,  ais  M.  Cato  sich  für  die  erste  aussprach  und  durch  seine 
Entschiedenheit  derselben  den  Sieg  verschaffte.  Der  Consul  be- 
schloss den  Spruch  des  Senates  sogleich  zu  vollziehen.  Er  liess 
die  fünf  Verschworenen,  deren  man  habhaft  gewordeu  war,  aus 
dem  Gewahrsam,  in  welchem  sie  gehalten  wurden,  in  den  öffent- 
lichen Kerker  bringen  und  dort  erdrosseln.  Es  war  Nacht  ge- 
worden , als  der  Consul , umgeben  von  deu  angesehensten  Män- 
nern des  Staates,  wieder  auf  dem  Markte  erschieu  und  die  voll- 
zogene Hinrichtung  mit  den  Worten:  „sie  haben  gelebt"  an- 
kündigte. Die  übrigen  Theilnehmer  der  Verschwörung  liess  man 
vor  der  Hand  ohne  Verfolgung:  ein  Theil  von  ihnen  fiel  mit 
Catiliua  in  offener  Feldschlacht,  andere  wurden  später  vor  das 
ordentliche  Schwurgericht  gestellt.  *) 

Ueber  diesen  Hergang  sind  vielfache  Betrachtungen  von  den 
Gelehrten  angestellt  worden , über  die  allgemeine  Lage  des  Staa- 
tes und  der  politischen  Parteien,  über  die  Gründe  zur  Ver- 
schwörung , über  die  Massregeln , welche  die  Consuln , nament- 
lich Cicero,  ergriffen,  auch  darüber,  ob  und  in  wie  weit  Cicero 
durch  die  drohende  Gefahr  gezwungen  worden  sei,  mit  Hinten- 
ansetzung der  gewöhnlichen  Gerichte  zu  einem  ausserordentlichen 
Verfahren  seine  Zuflucht  zu  nehmen.  Bei  den  neueren  Gelehrten 
ist  es  Sitte  geworden,  Cicero,  wo  möglich,  in  Allem  zu  tadeln 
und  sein  Benehmen,  als  aus  Eitelkeit  und  selbstsüchtigen  Ab- 
sichten hervorgegangen,  herabzusetzen.  Wir  haben  es  hier  nur 
mit  drei  Rechtsfragen , welche  man  bisher  kaum  berührt  hat, 
zu  thun,  erstens,  ob  Cicero  durch  den  allgemeinen  Senatsbe- 
schluss , welcher  den  Consuln  Wachsamkeit  anempfahl  und  ihnen 
besondere  Sorge  für  das  Staatswohl  übertrug,  irgend  welche, 
sonst  nicht  in  seiner  Gewalt  liegende,  Vollmachten  erhalten  hat 
und  namentlich  ob  er  von  den  Beschränkungen,  welchen  die 
Macht  der  Beamten  für  gewöhnlich  in  Bezug  auf  Leben  und  Ver- 
mögen der  Bürger  unterlag,  befreit  worden  ist,  zweitens  ob  Ci- 
cero durch  den  Seuatsbeschluss,  welcher  die  Verschworenen  zum 
Tode  verurtheilte,  selber  der  Verantwortung  für  die  Ausführung 
desselben  enthoben  worden  ist,  drittens  endlich  ob  er  überhaupt 
durch  Hinrichtung  der  Verschworenen  die  Staatsgesetze  ver- 
letzt hat. 
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Es  war  eine  alte  Sitte  des  Senates,  in  Zeiten  äusserer  Ge- 
fahr oder  innerer  Noth  den  Beamten  durch  den  Beschluss:  „sie 
möchten  sehen,  dass  der  Staat  keinen  Schaden  leide’-  (videant 
ne  quid  resjmblica  detrimmti  capiat)  eine  besondere  Vollmacht 
zu  ertheilen.  Wir  linden  diese  Sitte  zuerst  erwähnt  im  Jahre 
464  v.  Ckr.  bei  einem  äusseren  Kriege*),  das  nächste  Mal,  als 
der  Aufstand  von  Manlius  Capitolinus  drohte. b)  Dann  folgt  ein 
langer  Zeitraum,  in  dem  von  solcher  ausserordentlichen  Mass- 
regel  nicht  erzählt  wird.  Bei  den  Unruhen  von  Ti.  Gracchus 
wäre  man  wohl  dazu  geschritten , wenn  nicht  derConsul  P.  Scae- 
vola  allen  Gewaltthätigkeiten  abhold  gewesen  wäre;  aber  bei  C. 
Gracchus’  Aufruhr  ertheilte  man  die  Vollmacht  und  fand  in  dem 
Consul  L.  Opimius  einen  thätigen  Vollstrecker  derselben,  eben 
so  bei  dem  Tumulte  von  L.  Saturninus') , und  je  mehr  Kämpfe 
und  blutige  Streitigkeiten  im  Staate  sich  mehrten,  um  so  häu- 
figer nahm  der  Senat  zu  diesem  einzigen  Mittel , das  ihm  für 
die  vollste  Kraftentwickelung  zu  Gebote  stand,  seine  Zuflucht 
Gleich  im  Jahre  nach  der  Catilinarischen  Verschwörung  bei  den 
Gesetzesvorschlägen  des  Volkstribunen  Q.  Nepos  fand  sich  der 
Senat  bewogen , zu  eben  demselben  Mittel  zu  greifen , dann  nach 
P.  Clodius'  Ermordung,  kurz  vor  dem  Ausbruche  des  Bürger- 
krieges zwischen  Caesar  und  Pompejus,  zweimal  während  der 
thatsäehlichen  Herrschaft  Caesars,  als  dieser  von  Rom  abwesend 
war.  d)  Ja  im  Jahre  nach  Caesars  Ermordung,  als  die  Ereig- 
nisse schnell  auf  einander  folgten  und  die  höchste  Gewalt  rasch 
aus  einer  Hand  in  die  andere  überging,  kam  man  sogar  dazu, 
dreimal  von  diesem  Nothbehelf  Gebrauch  zu  machen , indem  man 
nach  einander  den  obersten  Gewalthabern  diese  Vollmacht  gab.') 
Die  letzte  Erwähnung  findet  sich  unter  Augusts  Alleinherrschaft, 
als  dieser  bei  seiner  Abwesenheit  von  Rom  keinen  Stellvertreter 
seiner  Macht  zurückgelassen  hatte/)  Die  Vollmacht  wurde  von 


a)  Liv.  III,  4. 

b)  Liv.  VI,  19. 

c)  Cic.  in  Cat  I,  2;  p.  C.  Rab.  7;  Phil.  VU1,  4. 

d)  Dio  Cass.  XLII,  28  und  32;  vergl.  XLVI,  16. 

e)  Dio  Cass.  XLVI,  31  und  44  und  47. 

f)  Dio  Cass.  LIV,  10. 


u. 
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dem  Senate  an  verschiedene  Beamte  gegeben,  theils  an  ein- 
zelne, tkeils  an  mehrere  zusammen,  nach  den  Umständen.  Die 
beiden  Consuln  wurden  bevollmächtigt  bei  dem  Aufstande  von 
L.  Sa^urainus4),  bei  den  Unruhen  des  Tribunen  Q.  Neposb); 
dann  im  Jahre  43  v.  Chr.,  als  der  Krieg  gegen  M.  Antonius 
begann'),  wahrscheinlich  in  allen  diesen  Fällen  mit  dem  Zusatze, 
die  Consuln  sollten  von  den  übrigen  Beamten , sowohl  curulischen 
als  plebejischen  alle,  welche  es  ihnen  gut  schiene,  hinzuziehen, 
ein  Zusatz,  vou  welchem  wir  bei  Saturninus’  Aufstande  aus- 
drückliche Nachricht  haben.1')  Dagegen  nur  ein  Consul  wurde 
bevollmächtigt  im  Jahre  464  v.  Chr.,  ferner  bei  C.  Gracchus' 
Aufstande®),  im  Jalue  48  P.  Serviliusf),  endlich  unter  Augusts 
Alleinherrschaft.  Der  Grund  von  dieser  nur  an  einen  von  den 
höchsten  Beamten  gegebenen  Vollmacht  war  immer,  dass  ent- 
weder nur  ein  Consul  gewählt  oder  der  andere  auswärts  ab- 
wesend war.  Aber  auch  die  andern  curulischen  und  plebejischen 
Beamten , ja  selbst  solche , die  nur  proconsularischen  Oberbefehl 
hatten  oder  ein  ausserordentliches  Amt  bekleideten,  wurden  nach 
Umständen  ausdrücklich  bevollmächtigt:  so  bei  Manlius'  Em- 
pörung die  Militärtribuuen  und  Volkstribunen K),  bei  Clodius- 
Ermordung,  da  curuliscke  Beamte  nicht  gewählt  waren,  der 
Zwischenkönig,  die  Volkstribunen  und  Cn.  Pompejus,  der,  mit 
proconsularischer  Macht  bekleidet , in  der  Nähe  Roms  sich  auf- 
hielt h);  bei  dem  Aufruhr  von  M.  Lepidus  im  Jahre  78  v.  Chr. 
der  Zwischeukönig  Ap.  Claudius,  der  Proconsul  Q.  Catulus  und 
die  übrigen,  welche  ein  Heer  hatten');  bei  dem  drohenden  Bür- 
gerkriege Caesars  die  Consuln,  Prätoren,  Volkstribunen  und  alle 
Proconsulu,  die  in  Italien  warenk),  während  Caesars  Dictatur 

a)  Cic.  Cat.  I,  2. 

b)  Dio  Cass.  XXXVII,  43. 

c)  Dio  Cass.  XLVI,  31 ; Cic.  Phil.  V,  12. 

d)  Cic.  p.  C.  Rab.  7. 

e)  Cic.  in  Cat.  I,  2,  4;  Phil.  VII,  4. 

f)  Dio  Cass.  XLII,  23. 

g)  Liv.  VI,  19. 

h)  Dio  Cass.  XL,  49;  Ascon.  in  Mil.  p.  35;  Cic.  p.  Mil.  26. 

i)  'Sali,  fragm.  hist.  I. 

k)  Dio  Cass.  XLI,  3;  Caes.  bell.  civ.  1,  5;  Cic.  epist  XVI,  11- 
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dessen  Reiteroberst  M.  Antonius*),  im  Jahre  43  v.  Chr.  nach- 
dem beide  Consuln  im  Kriege  gefallen  waren,  die  Prätoren b), 
ja  später  sogar  die  zur  Ordnung  des  Staates  eingesetzten  und 
mit  unumschränkter  Machtvollkommenheit  bekleideten  Trium- 
virn. c)  Ebenso  also  hatte  bei  den  ersten  bestimmten  Anzeichen 
der  drohenden  Verschwörung  der  Catilinarier  der  Senat  am  21. 
October  den  beiden  Consuln  Cicero  und  Antonius  die  Vollmacht 
gegeben,  sie  sollten  dafür  Sorge  tragen,  dass  der  Staat  keinen 
Schaden  leide d),  wahrscheinlich  ebenfalls  mit  dem  Zusatze,  sie 
möchten  von  den  übrigen  Beamten  alle,  welche  es  ihnen  gut 
scheine,  zu  ihrer  Hülfe  herbeiziehen.  Indessen  Cicero  theilte 
mit  Antonius  die  Geschäfte  nach  örtlicher  Abgränzuug  und  war 
entschlossen,  die  Stadt  nicht  zu  verlassen.  Er  hatte  zuerst  mit 
Antonius  seine  Provinz  Italien , welche  er  sich  statt  Macedoniens 
erwählte,  getheilt  und  dann  auch  denjenigen  Theil,  welcher  ihm 
noch  blieb,  an  den  Prätor  Q.  Metellus  Celer  abgetreten.99)  Es 
war  also  Antonius  ausserhalb  Roms , Cicero  in  der  Stadt  unum- 
schränkt: er  trug  für  Alles,  was  hier  zur  Unterdrückung  der 
Verschwörung  und  Bestrafung  der  Verschworenen  geschah,  allein 
Sorge  und  Verantwortung. 

Die  neueren  Gelehrten  nehmen  an , die  Beamten  hätten  durch 
einen  solchen  Seuatsbeschluss  dictatorische  Gewalt  bekommen, 
seien,  wenn  auch  nicht  den  Gesetzen,  doch  dem  Gebrauche  nach, 
unumschränkt  geworden,  befreit  von  tribunicischem  Einspruch 
und  allen- Beschränkungen , welche  das  Provocationsrecht  aufer- 
legte.100) Der  Vergleich  mit  dem  Dictator  ist  nicht  treffend. 
Denn  dessen  Gewalt  beruhte  ursprünglich  auf  zweierlei , erstens 
auf  der  Aufhebung  der  Provocation  und  dann  auf  der  Vereinigung 
aller  Macht  in  einer  Person : nachdem  die  Provocation  auch  gegen 
die  Dictatur  gesichert  war c ),  blieb  doch  das  Letztere  ihr  charac- 
teristisehes  Merkmal.  Für  diese  mit  Senatsbeschluss  ausgerüste- 


a)  Dio  Cass.  XLII,  32;  XLVI,  16. 

b)  Dio  Cass.  XLVI,  44. 

c)  Dio  Cass.  XLVIU,  33. 

d)  Sali.  Cat  29;  Cic.  in  Cat  I,  2;  Ascon.  p.  6. 

e)  3.  oben  S.  löflgd. 
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ten  Beamten  passt  dasselbe  nicht.  Denn  sie  wurden,  wie  wir 
gesehen,  grösstentheils  in  der  Mehrzahl  bevollmächtigt,  nur  aus- 
nahmsweise ein  einziger  Consul,  wenn  der  zweite  entweder 
nicht  gewählt  oder  nicht  in  der  Stadt  anwesend  war;  eine  unter 
Mehrere  getheilte  Gewalt  ist  nicht  dictatoriscb.  Dass  die  Senats- 
vollmacht  nicht  von  der  Beobachtung  der  Provocationsgesetze  ent- 
binden konnte,  ist  leicht  ersichtlich,  selbst  wenn  man  von  dem 
Beweise,  der  aus  dem  Stillschweigen  der  Schriftsteller  bei  ihren 
Berichten  über  die  Provocationsgesetze  hergenommen  werdeö 
kann,  absieht.  Erstlich  kann  der  Senat  nur  von  demjenigen  ent- 
binden, worüber  er  selbst  Macht  hat:  er  hat  aber  bekanntlich 
kein  Recht  über  das  Leben  der  Römischen  Bürger.  Dieses  steht 
allein  unter  der  Entscheidung  der  Volksversammlung:  sie  kann 
von  der  Provocation  entbinden,  sobald  sie  einen  ordentlichen 
Untersuchungsrichter  ernennt.“)  Welch  ein  Staatsrecht  wäre  es, 
wenn  der  Senat  den  Beamten  erlauben  wollte  das  zu  thun,  wo- 
für sie  bestraft  werden  mussten,  wofür  jeder  spätere  Volkstribun 
sie  vor  Gericht  ziehen  durfte!  Ferner  die  Provocation  hängt  ge- 
nau mit  der  tribimicischen  Hülfeleistung  zusammen,  sie  wird 
durch  dieselbe  ergänzt  und  bei  Aufhebung  derselben  muss  auch 
die  Macht  der  Tribunen  aufgehoben  werden.  Nun  erhalten  aber, 
wie  die  obigen  Beispiele  zeigen,  die  Tribunen  selbst  mit  den 
andern  Beamten  zusammen  jene  Vollmacht  von  dem  Senate  und 
wo  dies  nicht  geschieht,  wird  den  Consuln aufgegeben , sich  mit 
ihnen  über  das  Staatswohl  in  Verbindung  zu  setzen.  Das  heisst 
nicht  die  Gewalt  der  Tribunen  auf  heben:  daraus  dass  die  Tri- 
bunen in  die  Vollmacht  mit  eingeschlossen  wurden,  folgte  dass 
an  eine  Aufhebung  der  Provocation  nicht  gedacht  wurde.  Auch 
Proconsuln  und  Prätoren  werden  vom  Senate  bevollmächtigt, 
und  es  ist  unmöglich,  dass  in  Folge  davon  jeder  derselben  das 
Recht  gehabt  haben  sollte,  wenn  auch  nur  das  missbräuchliche, 
über  das  Leben  der  Bürger,  wie  er  wollte,  zu  schalten.  Die 
alten  Schriftsteller  sprechen  deshalb  nie  von  einer  durch  die 
Senats  Vollmacht  geschehenen  Aufhebung  der  Provocation : sie  ge- 
ben im  Gegentheil  Andeutungen,  wonach  sie  trotzdem  bestand. 


a)  Vergl.  oben  S.  92  flgd. 
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Bei  dem  Aufstande  von  Saturninus  erhielten  die  Consuln  jenen 
Senatsbeschluss  uud  auf  der  Consuln  Aufforderung  ergriff  C.  Ra- 
birius  die  Waffen,  half  den  aufrührerischen  Tribunen  tödten.  Als 
Rabirius  sechs  und  dreissig  Jahre  später  angeklagt  wurde,  ver- 
teidigte ihn  Cicero.  Hätte  in  jenem  Senatsbeschlusse  die  Auf- 
hebung der  Provocation,  auch  nur  nach  der  Rechtsanschauung 
Einiger,  gelegen,  so  musste  die  Verteidigung  diesen  Punkt 
hauptsächlich  behandeln.  Aber  das  thut  sie  nicht.  Cicero  läug- 
net  die  Thatsache,  dass  Saturninus  von  Rabirius  getödtet  wor- 
den sei,  und  giebt  nur  zu,  dieser  sei  zur  Unterdrückung  jenes 
unter  Waffen  gewesen.  Dies  konnte  derselbe  thun,  ohne  der 
Provocation  zu  nahe  zu  treten.  Den  Senatsbeschluss  erwähnt 
Cicero  nur,  um  in  Folge  desselben  die  Uebereinstimmung  aller 
angesehenen  und  gut  gesinnten  Bürger  zu  schildern.  Ebenso 
war  bei  der  Catilinarischen  Verschwörung  den  beiden  Consuln, 
Cicero  und  Antonius,  jene  Vollmacht  vom  Senate  gegeben  wer- 
den Hätten  sie  damit  ein,  wenn  auch  nur  in  der  Sitte,  nicht 
in  den  Gesetzen  begründetes  Recht,  die  Provocation  nicht  zu  be- 
achten und  über  das  Leben  von  Bürgern  gerichtlich  zu  entschei- 
den, erhalten,  so  müsste  die  Vollmacht  nothwendiger  Weise  bei 
dem  Urtheile,  welches  im  Senate  über  die  fünf  Verschworenen 
gefällt  wurde,  zur  Sprache  gekommen  sein.  Aber  das  geschah 
nicht.  Cicero  erwähnt  sie  allerdings  in  der  ersten  Catilinari- 
schen Rede,  welche  er  bei  Anwesenheit  von  Catilina  im  Senate 
hielt:  er  führt  die  Beispiele  von  C.  Gracchus  und  Saturninus 
an , welche  in  Folge  einer  ähnlichen  Vollmacht  getödtet  waren ; 
er  sagt,  er  hätte  Catilina  schon  tödten  lassen  sollen,  wolle  es 
aber  erst  thun,  wenn  Jedermann  von  dessen  Schuld  überzeugt 
sei.  Indessen  es  handelte  sich  damals  nicht  um  einen  Process, 
sondern  um  Herstellung  der  gesetzlichen  Ordnung:  wenn  ihm 
Catilina  dabei  entgegen  getreten  wäre,  so  hätte  er  ihn  vermöge 
jenes  Senatbeschlusses  tödten  können.  Wo  es  im  Senate  die  Ent- 
scheidung über  das  Schicksal  der  gefangenen  Verschworenen 
galt,  wird  die  den  Consuln  gegebene  Vollmacht  nicht  mit  einem 
Worte  erwähnt:  und  doch  haben  wir  die  Rede  Caesars,  welcher 
von  der  Todesstrafe  abrieth , die  Catos , der  dieselbe  auf  das 
Stärkste  befürwortete,  die  Ciceros  selber,  welche  er  hielt,  als 
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die  Abstimmung  noch  unentschieden  war.  Vielfach  werden  an- 
dere Gesetze , welche  das  Leben  der  Römischen  Börger  schützen, 
aber  niemals  diese  Senatsvollmacht  erwähnt,  was  um  so  leichter 
gewesen  wäre,  da  die  Verhandlung  im  Senate  selbst  stattfand. 

Also  eine  ungesetzliche  Berechtigung,  die  durch  viele 
Kämpfe  errungeuen  Vorrechte  der  Römischen  Bürger  zu  verletzen, 
konnte  aus  dem  Senatsbeschlusse,  welcher  den  Beamten  (Me 
höchste  Sorge  für  das  Staatswohl  übertrug,  nicht  hergeleitet 
werden.  Ueber  seine  Wirkung  haben  wir  ausser  einigen  allge- 
meinen Andeutungen,  die  keinen  bestimmten  Schluss  erlauben*), 
die  Hauptnachricht  bei  Sallustb):  „Dies  ist  die  höchste  Gewalt, 
die  nach  Römischer  Sitte  einem  Beamten  überlassen  wird,  ein 
Heer  zu  rüsten,  Krieg  zu  führen,  auf  alle  Weise  Bundesgenos- 
sen und  Bürger  im  Zaume  zu  halten,  zu  Hause  und  im  Felde 
den  Oberbefehl  und  die  höchste  Gerichtsbarkeit  zu  haben:  an- 
ders hat  der  Consul  ohne  Volksbeschluss  kein  Recht  zu  irgend 
einer  von  diesen  Sachen.”  Will  man  diese  von  Sallust  einzeln 
angeführten  Befugnisse  unter  einem  einzigen  Begriff  züsammen- 
fassen,  so  wird  man  keinen  andern  finden  als  den  des  militäri- 
schen Oberbefehls.  Ein  Statthalter  in  der  Provinz  besitzt  voll- 
ständig die  Macht,  welche  Sallust  dem  Senatsbeschlusse  beilegt: 
er  hat  ein  Herr,  die  Verpflichtung,  auf  alle  Weise  die  Ruhe  zu 
erhalten,  die  höchste  Gerichtsbarkeit.  In  der  Stadt  und  ihrer 
Umgebung  kann  solche  Macht  in  gewöhnlichen  Fällen  nur  vom 
Volke  ertheilt  werden,  in  der  Regel  werden  nur  einzelne  Befugnisse 
derselben  gewährt,  z.  B.  dem  triuinphirenden  Feldherm  ’der  Ober- 
befehl (Imperium)  in  der  Stadt;  in  aussergewöhnlicher  Noth  hat 
der  Senat  das  anerkannte,  von  Niemanden  bezweifelte  und  zum 
Bestehen  des  Staates  nothwendige  Recht,  sie  insgesammt  einem 
oder  mehreren -Beamten  zu  übertragen.  Es  liegt  darin  die  An- 
kündigung des  Kriegszustandes  in  der  Stadt : die  Bürger  werden 
zu  den  Waffen  gerufen,  jeder,  welcher  sich  dem  Beamten  wider- 


a)  Z.  B.  bei  Plot.  C.  Gracch.  14  oiLCeiv  tt(v  itrfXtv . Zzu>t  (övanro. 

b)  SaJl.  Cat  29  Ea  potestas  per  senatum  more  Romano  magistratni 
maxima  permittitur,  exercitum  parare,  bellum  gerere,  cocrcere  omnibus 
modis  socios  atque  civcs,  domi  militiacque  imperium  atque  iudicium  Mini- 
mum habere;  aliter  sine  populi  iussu  nullius  earum  rerum  consuli  ius  est 
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setzt,  zum  Gehorsam  gezwungen.»)  Es  liegt  in  der  Natur  der 
Sache,  dass,  während  dieser  Gehorsam  erzwungen  wird,  alle 
andern  Gesetze,  auch  die  über  das  Leben  der  Bürger  schweigen: 
wer  sich  mit  den  Waffen  widersetzt,  wird  als  Staatsfeind  getöd- 
tet.  So  fiel  C.  Gracchus;  deshalb  liess  der  Consul  Opimius  den 
Sohn  von  Fulvius  Flaccus,  welcher  mit  einem  Tuscischen  Opfer- 
schauer an  ihn  als  Unterhändler  abgeschickt  war,  in  das  Gefäng- 
niss  werfen  und  konnte  darum  nicht  getadelt  werden;  aber  un- 
nütze Grausamkeit  war  es,  als  er  den  Jüngling,  welcher  nicht 
mehr  schaden  konnte,  zum  Selbstmorde  zwang. b)  Indessen  so 
lange  die  Gewalt  der  Waffen  zu  entscheideu  hat,  mögen  Grau- 
samkeiten entschuldigt  werden:  ist  der  Sieg  entschieden  und  die 
früher  Widerspenstigen  zur  Unterwerfung  und  ins  Gefängniss  ge- 
bracht, dann  treten  die  Staatsgesetze  wieder  in  Kraft:  die  vom 
Senate  beauftragten  Beamten  haben  dann  zwar  die  höchste  Ge- 
richtsbarkeit, aber  nur  in  so  weit  sie  vom  Senate  übertragen 
werden  darf,  die  Provocation  hat  wiederum  Geltung:  gegen 
offene  Aufrührer  kann  von  derselben  ihrem  ursprünglichen  Wesen 
□ach  nicht  die  Rede  sein. 

Cicero  leitete  bei  der  Unterdrückung  der  Catilinarischen 
Verschwörung  aus  der  Vollmacht  des  Senates  Rechte  her,  welche 
niemals,  auch  nicht  von  seinen  Gegnern , bezweifelt  worden  sind, 
vor  allem  dies,  die  Bürgerschaft  durch  einen  allgemeinen  Auf- 
ruf zu  bewaffnen.  Er  besetzte  die  festen  Punkte  der  Stadt, 
schützte  durch  Bewaffnete  den  Senat  bei  seinen  Berathungen, 
sicherte  seine  eigene  Person:  er  durchsuchte  die  Häuser  der 
Verdächtigen  nach  verborgenen  Waffen,  that  Alles,  was  zum 
Schutze  der  Personen  und  des  Eigenthumes  gehörte.  Wären  ihm 
bei  diesen  Massregeln  die  Verschworenen  bewaffnet  entgegen  ge- 
treten, so  hätte  es  ebenfalls  in  seiner  Befugniss  gelegen,  den 
Widerstand  niederzuschlagen  und  wären  dabei  Bürger  ums  Le- 


a)  In  Bezug  auf  den  Senatsbeschluss , welcher  beim  Anrücken  Caesars 
die  Beamten  bevollmächtigte , sagt  Cic.  Phil.  II,  21,  52  Tum  contra  tc 
(M.  Antonium)  dedit  arma  hic  ordo  consulibus  reliquisque  imperiis  et  po- 
testatibus. 

b)  Plut.  C.  Gracch.  16;  Vellei.  II,  7. 
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ben  gekommen,  so  hätte  ihn  deswegen  Niemand  znr  Verant- 
wortung gezogen.  Bei  Saturninus'  Aufstand  hatten  sich  die  Auf- 
rührer, als  sie  die  Entschlossenheit  des  Senates  und  namentlich 
des  Consuls  Marius  sahen,  nicht  weiter  widersetzt : sie  ergaben 
sich , nachdem  sie  die  Zusicherung  ihres  Lebens  erhalten  hatten, 
wurden  aber  dann  von  der  aufgeregten  Menge  erschlagen:  die 
Ermordung  fand  nach  Wiederherstellung  der  Ordnung  statt 
Nicht  ohne  Grund  konnte  dies  getadelt,  konnten  die  Anstifter 
und  Thäter  davon  vor  Gericht  gezogen  werden.  Auch  ist  kein 
Zweifel,  dass  bei  der  Anklage  von  Rabirius  das  Hauptgewicht 
auf  diesen  Umstand  gelegt  wurde.  Cicero  erwähnt  ihn*), 
macht  aber  die  Einwendung,  den  Aufrührern  hätte  Sicherheit 
für  ihr  Leben  nicht  von  Marius  allein,  sondern  nur  durch  einen 
Senatsbeschluss  gegeben  werden  können.  Indessen  darum  han- 
delte es  sich  nicht,  sondern  um  die  Ermordung  von  Bürgern, 
welche  wehrlos  waren  und  den  Widerstand  aufgegeben  hatten. 

Bei  der  Catilinarischen  Verschwörung  stand  die  Sache  anders. 
Kriegerisches  Einschreiten  war  nicht  nöthig  gewesen,  die  Mass- 
regeln  Ciceros  hatten  die  Ruhe  der  Stadt  erhalten  und  der  Auf- 
stand wäre,  vielleicht  erst  ausgebrochen,  wenn  Catilina  sich  mit 
einem  Heere  genaht  hätto.  Die  Verschworenen  waren  nicht 
nach  Ueberwältigung  durch  Waffengewalt , sondern  in  Folge  von 
Angaben  der  Allobrogen  in  dem  Gewahrsam  des  Consuls:  sie 
jetzt  nach  Kriegsrecht  tödten  lassen,  ohne  Untersuchung  und 
ohne  Beweise,  durfte  er  nicht:  weder  er  selbst  nahm  dies  Recht 
für  sich  in  Anspruch,  noch  schrieb  es  ihm  irgend  ein  Anderer 
zu.  Daher  das  allgemeine  Stillschweigen  über  jenen  Senatsbe- 
schluss bei  den  Verhandlungen  über  die  Strafe  der  gefangenen 
Verschwörer.  Aber  ein  anderes  aus  demselben  herzuleitendes 
Recht  des  Consuls  Cicero  trat  jetzt  ein:  er  hatte  auch  die 
höchste  Gerichtsbarkeit  erhalten.  Die  Consuln  waren  in  jener 
Zeit  nicht  mehr  eigentlich  richterliche  Beamte:  sie  hatten  diese 
Befugniss  längst  an  die  Prätoren  abgetreten.  Aber  wir  haben 
durch  Beispiele  erwiesen b),  dass  in  ausserordentlichen  Fällen 

a)  Cic.  p.  C.  Rab.  10,  28. 

b)  Vergl.  oben  S.  210  und  366. 
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der  Senat,  wie  er  überhaupt  die  Geschäftskreise  bestimmte, 
auch  die  Consuln  mit  der  Aburtheilung  der  Verbrechen  beauf- 
tragte Ein  solcher  Auftrag  lag  in  der  Senatsvollmacht : Nie- 
mand bezweifelte,  dass  Cicero  in  vollem  Rechte  war,  über  die 
Verschworenen  zuurtheilen,  davon,  als  von  einer  selbstverständ- 
lichen Sache,  ist  nicht  weiter  die  Rede. 

Die  zweite  Frage,  welche  wir  behandeln  wollten,  war,  ob 
Cicero  durch  den  Senatsbeschluss,  welcher  die  Verschworenen 
nach  angestelltem  Verhöre  und  vollendeter  Untersuchung  zum 
Tode  verurtheilte,  der  Verantwortung  für  die  Ausführung  dessel- 
ben enthoben  worden  ist  Man  muss  diese  Frage  verneinen. 

Wenn  durch  den  Senat  etwas  Ungesetzliches  beschlossen  wurde, 
so  hatte  Cicero,  welcher  den  Beschluss  ausführte,  die  Folgen 
davon  allein  zu  tragen.  Angenommen  der  Senat  wäre  eine 
richterliche  Behörde  gewesen  und  hätte  bei  der  Entscheidung 
über  die  Verschworenen  eine  richterliche  Pflicht  geübt,  so  wären 
dennoch  die  Senatoren  nicht  verantwortlich  gewesen.  Nie  ist 
ein  Mitglied  eines  Richtercollegiums  für  seine  Abstimmung  zur 
Verantwortung  gezogen  worden,  weder  in  dem  selbstgewählten 
Beirathe,  welcher  den  Beamten  zur  Seite  stand,  noch  in  den 
Schwurgerichten,  noch  viel  weniger  in  den  Volksgerichten.  Wie 
wenig  nach  Römischer  Denkweise  die  Bestrafung  eines  Richter- 
i collegiums  möglich  war,  beweist  selbst  der  Umstand,  dass  es 
sogar  für  die  Bestechung  von  Richtern  bei  den  Schwurgerichts- 
höfen nur  in  so  fern  ein  Gesetz  gab,  als  dieselben  Senatoren 
waren.  Aber  der  Senat  war  nicht  ein  richterliches  Collegium, 
übte  auch  bei  den  Catilinarischen  Verschworenen  keine  richter- 
liche Thätigkeit.  Denn  über  schuldig  oder  unschuldig  Mite  er 
bei  ihnen  kein  Urtheil:  die  Schuld  war  offenbar  und  eingestan- 
den. Der  Senat  diente  dem  Consul  nur  als  Beirath,  um  die 
Art  der  Bestrafung  festzusetzen:  der  Consul  war  nicht  einmal 
gezwungen,  dem  ihm  gegebenen  Rathe  zu  folgen,  hatte  überdem 
so  viel  Einfluss,  dass  er  die  Aeusserung  jeder  ihm  entgegenge- 
setzten Ansicht  hindern,  wenigstens  diese  nicht  zur  Abstimmung 
bringen  konnte.  Niemals  aber  ist  ein  Senator  wegen  seiner  in 
der  Versammlung  geäusserten  Meinung  zu  gesetzlicher  Verant- 
wortung gezogen  worden,  ausser  in  denjenigen  Fällen,  wo  durch 
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besondere  Zusätze  von  Gesetzen  die  Behandlung  bestimmter  Ge- 
genstände im  Senate  untersagt  wurde.  Allerdings  war  dies  auch 
bei  einem  Provocationsgesetze  geschehen:  C.  Gracchus  hatte, 
um  Verurtheilungen  Römischer  Bürger,  wie  sie  nach  dem  Tode 
seines  Bruders  vorgekommen  waren,  zu  hindern,  das  Gesetz  er- 
lassen, es  sollte  kein  Beamter  ohne  Entscheidung  des  Volks  über 
das  caput  eines  Römischen  Bürgers  ein  Urtheil  fällen,  und  um 
dessen  Befolgung  zu  sichern,  nicht  nur  die  Beamten,  sondern  auch 
ihre  gerichtlichen  Beistände,  *ja  selbst  die  Senatoren,  nach  deren 
Gutachten  ein  solches  Gericht  eingesetzt  würde,  unter  Androhung 
der  härtesten  Strafen  verantwortlich  gemacht*)  Allein  der  Fall 
des  Sempronischen  Gesetzes  lag  nicht  vor:  bei  jenem  handelte 
es  sich  um  gerichtliches  Urtheil,  durch  welches  das  Eingeständ- 
niss  oder  die  Ergreifung  auf  frischer  That  ersetzt  werden  sollte: 
bei  den  Catilinariern  war  ein  Urtheil  nicht  nöthig,  es  kam  nur 
auf  die  Bestimmung  der  Strafe  an.  Freilich  batten  Manche, 
welche  bei  der  früheren  Senatssitzung  zugegen  gewesen  waren, 
bei  der  jetzigen  gefehlt,  um  nicht  in  die  Nothwendigkeit  zu 
kommen,  gegen  das  Sempronische  Gesetz  eine  Meinung  abgeben 
zu  müssen. b)  Wären  sie  wirklich  auch  diesmal  in  den  Senat 
gekommen,  so  hätten  sie  die  Grundlosigkeit  ihrer  Befürchtungen 
eingesehen.  Sie  dachten  wahrscheinlich,  Cicero  würde  ein  ausser- 
ordentliches Gericht  gegen  alle  Theilnehmer  der  Verschwörung 
beantragen,  auch  gegen  diejenigen,  welche  nicht  geständig  und 
nicht  mit  den  Allobrogischen  Gesandten  auf  frischer  That  ergriffen 
waren.  Aber  das  that  Cicero  in  weiser  Erkenntniss  der  Ver- 
hältnisse nicht : es  war  keine  Möglichkeit,  die  Senatoren  für  die 
Meinung,  welche  sie  abgegeben,  verantwortlich  zu  machen,  und 
wir  kennen  seit  Coriolan')  keinen  derartigen  Versuch.  Dies  hin- 
dert zwar  nicht,  dass  die  Senatoren  je  nach  ihrer  Abstimmung 
im  Senate  von  den  politischen  Staatsparteien  gepriesen  oder  ge- 
schmäht werden.  Diese  Rücksicht  mochte  auf  Viele  wirken  und 
deshalb  konnte  Cicero  sehr  wohl  sagen,  Cato  hätte  durch  seine 


a)  Vcrgl.  oben  S.  71. 

b)  S.  oben  S.  73  und  399. 

c)  Dionys.  VII,  68  und  61.  Vergl.  I,  244. 
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Verurtheilnng  der  Verschworenen  sein  Leben  in  Gefahr  gebracht, 
er  hätte  eine  Meinung  ausgesprochen,  für  deren  Unbeliebtheit 
er  mit  seinem  Kopfe  einstehen  müsse.*)  Indessen  dies  ist  von 
einer  gesetzlich  festgestellten  Verantwortlichkeit  der  Senatoren 
für  ihre  im  Senate  abgegebene  Meinung  verschieden.  Wenn 
also  der  Senat  weder  in  seiner  Gesammtheit,  was  undenkbar 
ist,  noch  in  seinen  einzelnen  Mitgliedern  zur  Rechenschaft  ge- 
zogen werden  konnte,  so  musste  diese  von  dem  Vorsitzenden 
desselben,  dem  Consul,  gefordert  werden  könuen,  der  überdem 
den  Senatsbeschluss  ausgeführt  hatte.  Deshalb  führt  Cicero 
zwar  vielfach  die  Verurtheilnng  der  Verschworenen  durch  den 
Senat  an,  um  zu  beweisen,  dass  er  nicht  nach  eigenem  Gut- 
dünken, nicht  tyrannisch,  nicht  königlich  verfahren  sei;  aber 
nirgends  findet  sich  eine  Aeusserung,  dass  er  selbst  deswegen 
der  Verantwortung  überhoben  sei.  Seine  spätere  Bestrafung  sollte 
dazu  dienen,  mittelbar  das  Ansehen  des  Senates  herabzusetzen; 
aber  dass  sie  ungerecht  sei,  weil  er  nicht  den  Senatsbeschluss 
zu  vertreten  habe,  hat  er  nie  behauptet. 

Wir  kommen  zu  der  dritten  Frage,  ob  Cicero  durch  die 
Hinrichtung  der  Catilinarischen  Verschworenen  die  Gesetze  ver- 
letzt hat:  ihre  Beantwortung  ist  nach  den  bisherigen  Erörterun- 
gen nicht  schwierig.  Zuvörderst  ist  ersichtlich,  dass  der  Fall 
der  Catilinarier  wesentlich  verschieden  war  von  dem  der  beiden 
Gracchen  und  dem  von  Saturninus,  wegen  dessen  Ermordung 
Rabirius  angeklagt  wurde.  Die  Graccben  wurden  im  offenen 
Aufstande  erschlagen,  als  der  Senat  durch  seinen  Beschluss 
einen  Kriegszustand  erklärt  hatte:  sie  waren  gefallen  zwar  auf 
der  Flucht,  aber  als  der  Kampf  noch  währte,  ehe  Ruhe  wieder 
eingetreten  war.  Saturninus  wurde  ermordet,  als  er  unter  der 
Versicherung,  dass  seines  Lebens  geschont  werden  sollte,  die 
Waffen  niedergelegt  hatte:  Rabirius,  der  seinetwegen  angeklagt 
wurde,  war  Privatmann,  hatte  kein  Recht  ein  Urtheil  zu  fällen : 
er  beging,  da  der  Consul  den  Befehl  zur  Ermordung  nicht  ge- 


a)  Cic.  p.  Scst.  23,  61  (Cato)  consule  me  cum  esset  dcsignatus  tribu- 
nus  plebis,  obtulit  in  discrimen  vitam  suara,  dixit  eam  sententiam,  cuius 
invidiaiu  capitis  periculo  sibi  praestandam  videbat. 
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geben,  eine  Gewalttätigkeit.  Dagegen  die  Catilinarier  waren 
weder  im  Aufstande  noch  unter  Waffen,  sondern,  des  Hochver- 
rates von  Angebern  angeklagt,  waren  sie  nach  dem  Rechte, 
welches  Römische  Beamten  stets  gehabt  haben,  gefangen  gesetzt 
worden  und  befanden  sich  im  sicheren  Gewahrsam  des  Consuls. 
Mithin  galt  für  sie  das  allgemeine  Friedensgesetz  der  Römischen 
Bürger,  nur  mit  der  einen  Ausnahme,  dass  die  Gerichtsbarkeit 
über  sie  in  Folge  des  Senatsbeschlusses  dem  Consul  zustand.*) 
Man  kann  zuerst  die  Frage  aufwerfen,  ob  das  in  ihrem  Processe 
beobachtete  Verfahren  die  Gesetze  verletzte.  Man  muss  sie  ver- 
neinen : es  ist  Niemanden  selbst  unter  den  Gegnern  Cieeros  ein- 
gefallen, ihm  in  dieser  Beziehung  eine  Verletzung  der  Gesetze 
oder  auch  nur  der  Grundsätze  des  Römischen  Rechtes  ’forzu- 
werfen.  Es  war  uralter  Grundsatz  desselben,  dass  es  bei  Ver- 
brechern, welche  ihre  Schuld  eingestanden  oder  auf  frischer  That 
ertappt  waren,  keines  Verfahrens  iniudicio  bedurfte:  der  Beamte 
allein  genügte  bei  ihnen,  um  die  gesetzlich  bestimmte  Strafe 
auszusprechen.  Die  Verschworenen  aber  hatten  gestanden,  'waren 
auf  der  That  ergriffen.  Niemand  unter  den  Senatoren  läugnete 
dies.  Allerdings  waren  im  Anfänge  der  Berathungen  einige, 
weil  sie  nocli  nicht  wussten,  welchen  Standpunkt  Cicero  in  Be- 
zug auf  die  ganze  Verschwörung  einnehmen  würde,  der  Meinung 
gewesen,  man  solle  mit  der  Bestrafung  überhaupt  warten,  bis 
Catilina  besiegt  wäre  und  alle  Theilnehmer  desselben  vor  Gericht 
gestellt  werden  könnten. b)  Als  aber  Cicero  von  den  übrigen 
Verschworenen  absehend  sich  auf  diejenigen  beschränkte,  welche 
durch  Zeugen  und  die  eigene  Handschrift  zum  Geständnisse  ge- 
bracht waren,  gab  es  Niemanden,  welcher  ein  weiteres  gericht- 
liches Verfahren  gegen  dieselben  für  nöthig  erachtet  hätte/) 
Natürlich  konnte  bei  ihnen  auch  von  Provocation  nicht  die  Rede 
sein.  Denn  es  wäre  widersinnig  gewesen,  wenn  die  Angeklagten, 
welche  eben  gestanden,  eine  Berufung  an  das  Volk  über  ihre 


a)  Vergl.  S.  408. 

b)  App.  bell.  civ.  II,  5 a.  E. 

c)  Vergl.  uusere  Auseinandersetzung  S.  169.  Auch  Appian  bell.  civ. 
II,  6 sagt  ?TTttaav  tot  a'j-rofiupuiv  &/vj  xptotiuc  xaTayxüvai. 
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Unschuld  hätten  einlegen  wollen.  Sie  haben  also  die  Provocation 
weder  selbst  eingelegt  noch  hat  es  irgend  Jemand  für  sie  ge- 
tbau.101)  Wenn  in  dieser  Beziehung  irgend  ein  Verstoss  gegen 
die  Gesetze  oder  auch  nur  gegen  die  Billigkeit  geschah,  so  war 
es  die  besondere  Pflicht  der  Volkstribunen  Einspruch  zu  erheben ; 
aber  trotzdem  dass  sie  im  Senate  zugegen  waren,  hören  wir  von 
keinem  Versuche  der  Art.  Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  Cicero 
im  richterlichen  Verfahren  kein  Gesetz  übertrat,  keinen  Anlass 
zu  Tadel  oder  Anklage  darbot. 

Die  Gefangenen  waren  demnach  schuldig  des  Hochverrathes : 
die  Strafe  dafür  ist  nach  Römischem  Rechte  zu  jeder  Zeit  Capi- 
tal gewesen  und  wer  die  Schuld  anerkannte,  musste  nothwendi- 
ger  Weise  auch  für  Capitalstrafe  stimmen.  Dies  hat  auch  Caesar 
gethan.  Seine  Meinung  ging  dahin,  das  Vermögen  der  Schuldi- 
gen sollte  eingezogen  werden:  schon  dies  beweisst  die  Capital- 
strafe. Er  hätte  die  Aechtung  hinzugefügt,  wenn  nicht  unter 
den  damaligen  Umständen  die  Folge  gewesen  wäre,  dass  die 
Verschworenen,  aus  dem  Gefängnisse  entlassen,  von  Catilina  trotz 
ihrer  Aechtung  aufgenommen  worden  wären  und  sein  Heer  ver- 
stärkt hätten.  “)  Deshalb  schlug  Caesar  statt  der  Aechtung  ewiges 
Gefänguiss  vor.  Dagegen  die  Mehrheit  der  Senatoren  stimmte 
für  den  körperlichen  Tod,  die  Hinrichtung.  Auch  sie  verstiess 
gegen  kein  Gesetz.  Es  ist  uns  keines  bekannt,  welches  die 
Todesstrafe  abgeschafft  hätte.  Die  alten  Valerischen  Provoca- 
tionsgesetze  handelten  nur  von  dem  Rechte,  in  zweifelhaften 
Fällen  die  Entscheidung  durch  das  Volk  eintreten  zu  lassen,  die 
Porcischen  Gesetze  untersagten  nur  eine  bestimmte,  für  die  Ver- 
brecher grausame,  für  die  Zuschauer  beleidigende  Art  der  Hinrich- 
tung, das  Sempronische  Gesetz  handelte  über  die  Verhängung 
von  Capi  talstrafen  überhaupt,  ohne  auf  die  Art  und  Weise  ihrer 
Ausführung  einzugehen.  Man  hat  freilich  eine  Verletzung  dessel- 
ben durch  Cicero  angenommen102);  aber  wir  haben  schon  früher 
bemerkt,4  dass  es  auf  denProcess  der  Catilinarier  nicht  passte. b) 
_» 

a)  Bei  Saliust.  Cat.  51  spricht  Caesar:  Placet  igitur  eos  dimitti  et 
äuge  re  exercituin  Catilinae?  Minime,  sed  ita  censeo  u.  s.  w. 

b)  Man  sehe  kurz  zuvor  S.  410. 
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Wie  man  aus  den  Gründen,  welche  es  veranlassten , wie  man 
aus  der  Ueberlieferuug  über  seinen  Wortlaut  ersieht,  verbot  es 
nur,  ohne  Befehl  des  Volkes  einen  Gerichtshof,  eine  gericht- 
liche Untersuchung  über  das  caput  eines  Römischen  Bürgers 
eiuzusetzen:  deshalb  passte  es  auf  die  Catilinarier , bei  denen 
kein  iudicium  im  eigentlichen  Sinne  stattfand,  nicht.  Aber  selbst 
angenommen,  es  hätte  in  dieser  Beziehung  eine  weitere  Aus- 
dehnung gehabt,  so  bezog  es  sich  jedenfalls  im  Allgemeinen  auf 
Capitalstrafen  und  Caesar  hätte  mit  seinem  Vorschläge  eben  so 
sehr  gegen  dasselbe  verstossen.  Es  gab  mithin  kein  Gesetz, 
welches  die  Hinrichtung  Verurtheilter  verbot:  folgerichtig  hätte 
es  dann  auch  ein  Verbot  der  Gefänguissstrafe  geben  müssen,  da 
sie  die  Vorbereitung  für  körperliche  Strafe  ist.  Cicero  aber 
hatte  die  Verschworenen  unter  allgemeiner  Billigung  in  Gewahr- 
sam nehmen  lassen.  Dagegen  für  die  Hinrichtung  sprach  der 
durch  das  ganze  Römische  Recht  gehende  Grundsatz,  dass  ge- 
ständige und  auf  der  That  ergriffene  Verbrecher  härter  bestraft 
werden  müssen  als  diejenigen,  welche  durch  das  Urtlieil  der 
Richter  für  schuldig  erklärt  werden.1)  Cicero  konnte  immerhin 
zugeben,  dass  für  gewöhnliche  Fälle,  wo  der  Hochverrat!)  durch 
richterliches  Urtheil  festgestellt  würde,  die  Aechtung  genüge: 
für  offenbaren  Verrath,  welchen  der  Angeklagte  selbst  eingeste- 
hen müsse,  konnte  er  nach  Römischem  Rechte  den  Tod  verlan- 
gen. Cicero  hat  demnach  in  Uebereiustimmung  mit  allen  Ge- 
setzen gehandelt  und  der  Hauptbeweis  dafür,  dass  er  keines 
derselben  verletzt  hat,  liegt  in  dem  später  zu  seiner  Bestrafung 
eingeschlagenen  Verfahren.  W’eshalb  haben  seine  Feinde,  wes- 
halb hat  ihn  namentlich  Clodius  nicht  angeklagt?  Sie  hatten 
alle  Aussicht,  seine  Verurtheiluug  durchzusetzen.  Eben  während 
Ciceros  Consulat  war  C.  Rabirius  angeklagt  worden,  und  seine 
That  war  vergessen,  seine  Schuld  zweifelhaft;  dennoch  wäre  er 
ohne  des  Prätors  Metellus  gewaltthätige  Unterstützung  verurtbeilt 
worden.  Wie  viel  leichter  hätte  der  Volkstribun  des  Jahres  62 
v.  Chr.  Q.  Metellus  Nepos  eine  Anklage  Ciceros  durchsetz» 
können!  Oder  wenn  dies  in  jenem  Jahre  nicht  möglich  war, 


a)  S.  I,  375  und  oben  S.  45. 
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weil  damals  Cato,  der  Haupturheber  von  der  Hinrichtung  der 
Catilinarier  das  Tribunat  bekleidete,  so  konnte  P.  Clodius  selbst 
unmittelbar  mit  einer  Anklage  auftreten:  sie  musste  leichter 
durchzubringen  sein,  als  zuerst  ein  Gesetzentwurf  und  dann  eine 
Anklage.  Dass  dies  nicht  geschah,  sondern  dass  erst  ein  neues 
Gesetz  gegeben  werden  musste  und  nach  diesem  die  Verurthei- 
lung  Ciceros  erfolgte,  ist  ein  unwiderleglicher  Beweis  dafür,  dass 
derselbe  kein  Gesetz  verletzt,  sondern  nur  das  Recht  geübt  batte. 
Deshalb  finden  wir  in  der  Rede  Caesars  bei  Sallust,  so 
hartnäckig  derselbe  auch  Ciceros  Verfahren  bekämpfte  und  mit 
Lebensgefahr  eine  andere  Strafe  der  Verschwörer  durchzusetzen 
suchte,  kein  Wort  von  der  Verletzung  bestehender  Gesetze.  Und 
doch  wäre  dann  Caesars  Stellung  einfach  gewesen:  er  hätte  das 
betreffende  Gesetz  angeführt,  die  Verletzung  dargetbau  und  wahr- 
scheinlich den  Senat  selber  gewonnen. 

Indessen  daraus,  dass  Cicero  gegen  kein  Gesetz  gefehlt  hat, 
folgt  nicht,  dass  er  Recht  daran  gethan  hat,  die  Verschworenen 
hinrichten  zu  lassen.  Es  war  vielmehr  die  Entwickelung  der 
Römischen  Gesetzgebung,  der  Zustand  der  ganzen  damaligen 
Anschauungsweise  gegen  die  Hinrichtung  derselben.  Seit  Man- 
lius  Capitolinus  war  kein  politischer  Verbrecher,  der  sich  nicht 
im  bewaffneten  Aufstande  befand,  hingerichtet  worden:  die 
ganze  Gesetzgebung  war  auf  Milderung,  ja  auf  Abschaffung  der 
Todesstrafe  gegangen.  Das  dritte  Valerische  Gesetz  hatte  zu- 
erst bei  den  durch  gerichtliches  Urtheil  für  schuldig  erklärten 
Verbrechern  die  alte , grausame  Art  der  Hinrichtung  abgeschafft*), 
dann  die  Porcischen  Gesetze  jede  Geisselung  Römischer  Bürger 
und  ihre  Hinrichtung  mit  dem  Beile  verboten,  die  Gesetze  über 
die  Schwurgerichte,  in  welchen  die  schwersten,  selbst  gemeine 
Verbrechen,  und  oft  gewiss  bei  offenbarer  Schuld,  abgeurtheilt 
wurden,  haben  nie  den  körperlichen , sondern  nur  den  bürgerlichen 
Tod  als  Strafe  aufgestellt.  Unter  diesen  Verhältnissen  liess  Ci- 
cero politische  Verbrecher  hinrichten,  nicht  Männer  geringen 
Standes,  bei  denen  auch  eine  zu  strenge  Anwendung  der  Ge- 
setze übersehen  werden  konnte , sondern  Mitglieder  der  vornehm- 


a)  S.  oben  S.  45. 
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steil  Familien , selbst  angesehen  im  Staatsdienste  und  mit  den 
politischen  Parteien  auf  das  Engste  verflochten.  Selbst  Cato  in 
seiner  Rede  bei  Sallust*)  erkennt  an,  dass  die  Hinrichtung  der 
Verschworenen  mit  dem  Geiste  seiner  Zeit  streitet:  denn  er  be- 
gründet dieselbe  auf  die  Sitte  der  Vorfahren.  Er  hält  sie  in- 
dessen für  nothwendig  wegen  der  Grösse  des  Verbrechens,  der 
Verderbtheit  der  Verbrecher,  und  der  dringenden  Noth  der  Zeit- 
umstände. Noch  deutlicher  aber  ergiebt  sich  der  Gegensatz  zwischen 
der  Hinrichtung  und  dem  Geiste  der  damaligen  Rechtsansich- 
ten aus  der  Rede  Caesars.  Nach  einer  Einleitung  über  die  Un- 
parteilichkeit, welche  der  Richter  haben  müsse,  über  die  Milde 
des  Römischen  Volkes,  über  die  hohe  Stellung  des  Senates 
kommt  er  zum  eigentlichen  Gegenstände  der  Verhandlung,  der 
Meinung  des  erwählten  Consuls  Silanus,  die  Verschworenen 
sollten  hingerichtet  werden.  Er  sagt , sie  sei  nicht  im  Einklänge 
mit  dem  damaligen  Römischen  Staatsrecht. b)  Er  beweist  dies 
mit  den  Porcischen  Gesetzen,  welche  die  alte  Grausamkeit  der 
Hinrichtung  verboten , und  den  neuen  Gesetzen  über  die  Schwur- 
gerichte, welche  als  Strafe  die  Verbannung  bestimmten.  Er 
setzt  dann  die  Gefahr  auseinander,  welche  in  der  Rückkehr  zur 
alten  gesetzlichen  Strenge  liege:  die  Parteien  wechselten  im  Be- 
sitze der  Macht  und  der  Senatspartei  könne  später  eben  dasselbe 
begegnen,  was  sie  jetzt  ihren  Gegnern  bereite.  Deshalb  hätte 
man  sich  auf  die  Aechtung  als  äusserste  Strafe  beschränkt.  Da- 
durch begründet  er  seinen  Autrag  und  schlägt,  um  nicht  durch 
Entlassung  der  Verschworenen  die  Gefahr  von  Aussen  zu  ver- 
mehren, ewiges  Gefängnis«  vor.  Caesar  ist  also  nicht  der  Ver- 
teidiger der  Gesetzlichkeit  , sondern  der  Repräsentant  der  neuen 
Zeit,  welcher  die  einmal  in  der  Entwickelung  des  Strafverfah- 
rens hervorgetretenen  Grundsätze  auch  in  diesem  Falle  befolgt 
wissen  will. 


a)  Sali.  Cat.  52  a.  E.  censeo  — de  confessis  sicut  de  manifestis  reruni 
capitalium  more  maiorum  supplicium  sumendum. 

b)  Sali.  Cat  51  Verum  sententia  eius  (Silani)  mihi  non  crudelis  (quid 
enim  in  tales  homines  crudele  fieri  potest?),  sed  aliena  a repnblica  oostrs 
videtur.  Nam  profecto  aut  metus  aut  iniuria  te  subegit,  Silane,  genus 
poenae  novum  decernere. 
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Sechzehntes  Capitel. 

Process  Ciceros.  Das  Gesetz  von  P.  Clodius.  Inhalt,  Bedeutung  und  Stel- 
lung in  der  Geschichte  des  Strafrechts.  Rückwirkende  Kraft  desselben. 
Die  in  demselben  festgesetzte  Strafe.  Verurteilung  Ciceros.  Ob  sie  un- 
gesetzlich war.  Verfahren  dabei.  Auslassung  des  Termins  zur  Vorladung, 
dagegen  Ansetzung  eines  andern  Termins,  von  dem  an  die  Aechtung  gül- 
tig sein  sollte.  Aechtung  und  örtliche  Ausdehnung  derselben.  Schein- 
barer Widerspruch  der  Berichterstatter.  Bestimmungen  des  Clodischen 
Gesetzes.  Ausführung  desselben  durch  den  Ankläger. 

Es  ist  nicht  zu  verwundern,  dass  diese  Grundsätze  kurze 
Zeit  nachher  wieder  zur  Geltung  kamen,  zum  Verderben  Ci- 
eeros.  Die  politischen  Streitigkeiten  dieser  Jahre  übergehe  ich: 
durch  sie  wurde  Cicero  mit  P.  Clodius  unversöhnlich  verfeindet, 
zugleich  aber  auch  den  damals  mächtigsten  Staatsmännern,  Cae- 
sar, Pompejus  und  Crassus  entfremdet  Clodius  befriedigte  bei 
seinen  Massregeln  gegen  Cicero  ohne  Zweifel  persönlichen  Hass, 
aber  er  verfolgte  dabei  doch  zugleich  die  seit  dem  Beginne  der 
Republik  eingeschlagene  Richtung  der  Gesetzgebung,  das  Leben 
und  die  Freiheit  der  Römischen  Bürger  vor  der  Willkür  der  Be- 
amten zu  schützen : sein  Gesetz,  wodurch  er  die  Verbannung 
Ciceros  herbeiführte,  war  gleichsam  der  Schlussstein  in  langer 
Reihe  vieler  in  demselben  Sinne  und  zu  gleichem  Zwecke  getrof- 
fenen Massregeln.  Nachdem  er  mit  grösster  Sorgsamkeit  uud 
Schlauheit  seine  Vorbereitungen  getroffen  und  alle  einflussreichen 
Männer  gewonnen  hatte,  beantragte  er  im  Jahre  58  v.  Chr. 
während  seines  Tribunates  das  Gesetz:  Jeder,  der  einen  Bürger 
ohne  Verurtheilung  durch  das  Volk  tödtete  oder  getödtet  hätte, 
solle  wegen  perduellio  bestraft  werden,  d.  h.  mit  Verbannung 
und  Einziehung  der  Güter/’  So  giebt  Dio  Cassius*)  dessen  In- 
halt an , während  die  übrigen  Schriftsteller  nur  davon  sprechen, 


a)  Dio  Cass.  XXXVIII,  14  8 6t  8rj  v<5fi.o;  — dXX(u{  ph  o ix  £5<Jxct  in’ 
ao-ij»  (Kixipom)  TÜäottac  (oö81  yäp  tö  dvopia  aÖ70i>  elyev)  dXXx  xa-et  ~äv- 
t«dv  dnXüi; , tüiv  roXrrüW  7t vn  iwi  7 f({  700  8^|jloj  xa7ay'/di5Eio;  dnox-evo'iv- 

7UJV  xal  dlTEXTrjVOTUJV  0'JVE{V)|E70. 
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ohne  Verurtheilung  sollte  kein  Bürger  getödtet  werden*);  aber 
unter  Verurtheilung  verstehen  sie  eine  gerichtliche  Verurtheilung, 
eine,  welche  durch  das  Volk  geschehen  ist b ).  Dieses  Clodische 
Gesetz  war  also  auch  ein  Provoeationsgesetz,  es  sollte  ebenfalls 
das  Leben  der  Bürger  gegen  die  Machtsprüche  der  Beamten 
sichern;  aber  es  schloss  sich  genau  an  die  Veranlassung,  wegen 
deren  es  gegeben  war,  au  die  Hinrichtung  der  Catiliuarischen 
Verschwörer  an.  Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass,  als  Clodius 
zur  Berathung  über  sein  Gesetz  eine  Volksversammlung  im  Fla- 
minischen  Circus  hielt,  Caesar  über  die  Hinrichtung  der  Catilina- 
rier  sprach  und  dieselbe  als  grausam  und  ungerecht  missbilligte.*) 
Indessen  weder  die  Catilinarier  noch  Cicero  wurden  namentlich 
erwähnt'1),  es  war  ein  allgemeines  Gesetz,  es  hob  die  körper- 
liche Todesstrafe,  welche  in  ihrer  Anwendung  schon  sehr  ein- 
geschränkt gewesen  war,  noch  weiter  auf;  denn  die  Hinrichtung 
blieb  fortan  nur  in  dem  Falle  übrig,  wenn  das  Volk  selbst  ent- 
weder unmittelbar  oder  mittelbar  durch  eineu  mit  besonderer 
Vollmacht  versehenen  Richter  dieselbe  aussprach.  Der  erste  Fall 
ist  später  nicht  mehr  eingetreten:  in  den  Bürgerkriegen  aber 
war  bei  den  Proscriptionen  den  Triumvirn  das  Recht  über  Le- 
ben und  Tod  von  Römischen  Bürgern  ausdrücklich  übertragen. 
Die  Valerischen  Gesetze  hatten  die  Provocation  gesichert,  d.  h. 
diejenigen  Fälle,  wo  der  Angeklagte  sich  für  unschuldig  erklärte 
und  nicht  auf  der  Tliat  ergriffen  war,  vor  die  Entscheidung  des 
Volkes  gebracht,  auch  für  diese  Fälle  die  härteste  Art  der  Hin- 
richtung verboten,  die  Porcischen  Gesetze  die  Art  der  Todes- 
strafe gemildert , das  Sempronische  die  Einsetzung  ausserordent- 
licher Capitalrichter  ohne  Bewilligung  des  Volkes  untersagt,  die 
Schwurgerichte,  an  welche  zu  Ciceros  Zeit  fast  alle  Verbrechen 


a)  Liv.  per.  CI11  M.  Cicero  lege  a P.  Clodio  tr.  pl.  lata,  quod  inde- 
mnatos  cives  necavisset , in  exilium  missus  est;  Vellei.  II,  45  legem  in  tri- 
bunatu  tulit,  qui  civem  Romanum  indcmnatuui  interemisset,  ei  aqua  et 
igni  intcrdieeretur ; App.  bell.  eiv.  II,  15  Kixiptuvct  ?e  jpdfercci  Räum«; 
^apovdjjtuiv  , ott  -p 6 ötxaorqpio'j  ~o:j(  dfx'fi  Atvt/.ov  xai  KeHtjov  avi/.oi. 

b)  Vergl.  oben  S.  184. 

c)  Dio  Cass.  XXXVIII,  17;  Plut.  Cic.  30. 

d)  Dies  Letztere  sagt  ausdrücklich  Vellei.  II,  45. 
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kamen,  als  höchste  Strafe  nur  den  bürgerlichen  Tod  eingesetzt: 
nur  für  geständige  oder  auf  der  That  ertappte  Verbrecher  war 
Hinrichtung  üblich  gewesen.  Aber  dass  auch  hier  Fälle  von 
einer  dem  Zeitgeiste  entgegenstehenden  Grausamkeit  eiutreten 
konuten,  hatte  die  Hinrichtung  der  Catilinarischen  Verschworenen 
gezeigt  und  deshalb  wurden  diese  für  die  Zukunft  durch  das 
Clodische  Gesetz  unmöglich  gemacht. 

Aber  das  Gesetz  hatte  auch  eine  rückwirkende  Kraft.  Nicht 
nur  wer  künftig  Bürger  tödten  würde,  sollte  gestraft  werden, 
sondern  auch  wer  sie  schon  getödtet  hätte,  sollte  geächtet  sein. 
Dies  war  das  Unrecht  des  neuen  Gesetzes.  Es  entsprang  aus 
Clodius'  Hass  gegen  Cicero,  welcher  durch  dieses  Mittel  zur  Be- 
strafung gebracht  werden  sollte:  die  Besonnenen  missbilligten 
es,  namentlich  Caesar,  der,  wenngleich  er  es  sonst  lobte,  doch 
über  diese  Beziehung  auf  die  Vergangenheit  sich  tadelnd  aus- 
sprach.*) Indessen  sein  Tadel  bewirkte  keine  Aenderung.  Clo- 
dius hatte  auch  einige  Entschuldigung.  Denn  Ciceros  Verfahren 
war,  wenngleich  gesetzlich,  doch  dem  damaligen  Geiste  des 
Strafrechtes  entgegen  gewesen  und  ähnlich  hatte  es  C.  Gracchus 
gemacht  , welcher  ebenfalls  ein  an  sich  schon  nicht  statthaftes 
Verfahren  durch  ein  besonderes  Gesetz  verboten  hatte.  Clodius’ 
Gesetz  war  unzweifelhaft  volksthümlich : das  gesteht  Cicero 
selbst b)  und  so  sehr  er  auch  über  Clodius  selbst  schilt,  so  wagt 
er  doch  nirgend,  dieses  sein  Gesetz  zu  verunglimpfen.  Kein 
Volkstribun  versuchte  gegen  dasselbe  aufzutreten,  auch  L.  Nin- 
uius  Quadratus  nicht,  der  sonst  Cicero  auf  jede  Weise  zu 
schützen  suchte.  Als  dieser  in  die  freiwillige  Verbannung  ge- 
gangen war,  wurde  es  unmittelbar  am  nächstfolgenden  Tage 
nicht  bloss  ohne  Widerspruch , sondern  sogar  unter  dem  höch- 
sten Eifer  Aller,  selbst  der  Freunde  Ciceros,  angenommen6), 


a)  Dio  Cass.  XXXVIII,  17  or>  pdjv  xal  irpo^xetv.  £nl  xol;  r'jtptXijXoIMai 

"otciüt Ttva  vdptov  3'JYYpx'ptaöat. 

b)  Cic.  ad  Alt.  III,  15,  5 legein  illam , in  qua  [Kipularia  multa  sunt, 
ne  tangatis. 

c)  Dio  Cass.  XXXVIII,  17  rpuffoTO«  t’aj-roö  6 vdpoc  -ö  xüpo;  oüy  forme 
oäx  ävavTtm&EvToj  tt vX;  dXXd  xat  o-O'jSaodv-rmv  aXXrnv  te  xai  a'ixmv  ixtl* 
vmv , ot  ’jrrep  toü  Rtxipmvoc  rpiuTO'jj  irpdrttiv  iSoxouv  — IXaße.  Man 

27  * 
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und  blieb  auch  nach  dessen  Rückkehr,  als  ein  gäuzlicher  Um- 
schwung in  der  öffentlichen  Meinung  eingetreten  war,  unan- 
getastet. 

Leber  die  durch  Clodius1  Gesetz  gegen  den  übertretenden 
Beamten  festgesetzte  Strafe  giebt  uns  das  Verfahren,  welches 
demnächst  gegen  Cicero  begonnen  wurde,  Aufschluss.  Cicero 
erkannte  die  Absichten  seiner  Feinde  zu  spät  und  fühlte  sich, 
als  er  sie  erkannt,  ausser  Stande  ihnen  zu  widerstehen:  er  ging, 
ehe  Clodius’  neues  Provocationsgesetz  durcbgebracht  wurde,  in 
eine  selbstgewählte  Verbannung.  Wäre  in  ihm  gegen  dieüeber- 
treter  eine  Anklage  bei  den  damals  bestehenden  Schwurgerichten 
entweder  bei  dem  maiestaiis  oder  bei  dem  de  vi,  bestimmt  wor- 
den, so  hätte  demnächst  bei  diesen  ein  Ankläger  auftreten  müs- 
sen, Cicero  wäre  vorgeladen  und,  wenn  er  nicht  erschien,  ab- 
wesend vernrtheilt  worden.  Aber  «lies  geschah  nicht:  weder  ein 
Schwurgericht  noch  ein  Prätor  wird  erwähnt.  Folglich  hiess  es 
in  dem  Gesetze,  der  Uebertreter  sei  der  perdueüio  schuldig:  das 
Volk  selbst  solle  richten,  einer  der  Volkstribunen  als  Ankläger 
auftreten.  Der  gewöhnliche  Lauf  des  Processes  wäre  demnach 
gewesen,  dass  Cicero  ein  Termin  zu  seiner  Verantwortung  von 
Clodius,  welcher  selbst  die  Anklage  zu  übernehmen  beabsichtigte, 
gesetzt  wurde,  dass  dieser  Termin  sich  zweimal  wiederholte  und 
daun  nach  Verlauf  des  trinundinum  unter  Vorsitz  des  curuli- 
schen  Beamten  der  vierte  entscheidende  Termin  nebst  den  Cen- 
turiatcomitien  stattfand.  Dieses  Verfahren  war  aber  bei  Cicero 
nicht  anwendbar;  denn  es  war  bekannt,  dass  er  in  die  Ver- 
bannung gegangen  wmr  und  eine  Vorladung  konnte  keinen  Er- 
folg haben.  Es  sind  uns  aus  früherer  Zeit  zwei  ähnliche  Fälle, 
der  von  M.  Postumius  und  der  von  Cn.  Fulvius  überliefert 
über  welche  wir  gesprochen  haben®):  in  ihnen  wurden  der  }ter- 
duellio  Angeklagte,  welche  vor  dem  entscheidenden  Termine  in 
die  Verbannung  gegangen  waren,  auf  den  Antrag  der  anklagen- 
den Tribunen  durch  Gesetze , welche  in  Tributcomitien  angenom- 

vergleiche  über  die  Abreise  Ciceros  vor  der  Annahme  des  Gesetzes  auch 
Cic.  ad  Art.  III,  15. 

a)  Bei  Liv.  XXV,  4 und  XXVI,  3.  S.  oben  S.  340. 
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men  wurden,  zur  Aechtung  verurtheilt  und  ihre  Güter  eiugezo- 
gen.  Dasselbe  geschah  bei  Cicero:  seine  Verbannuug  wurde  von 
Clodius  in  Tributcomitien  für  gesetzmässig  erklärt  und  sein  Ver- 
mögen zum  Besten  öffentlicher  Zwecke  eingezogeu. 

Es  erscheint  auffallend,  dass  Cicero  nach  seiner  Zurückbe- 
rufung dies  Verfahren  gegen  ihn  als  ungesetzmässig  schilderte 
und  deshalb  die  Nichtigkeit  seiner  Verbannung  behauptete.  Es 
sind  uns,  wie  bemerkt,  zwei  ähnliche  Fälle  überliefert,  die  Rö- 
mer zu  Ciceros  Zeit  kannten  sicherlich  viel  mehr:  es  war  aner- 
kannter Rechtsgrundsatz,  dass  in  einem  Capitalprocesse , wenn- 
gleich das  Verfahren  für  Centuriateomitien  eingeleitet  war,  den- 
noch beim  Ausbleiben  des  Angeklagten  am  festgesetzten  Ter- 
mine die  Tributcomitien  zum  Aussprechen  der  gesetzlichen 
Verbannung  berechtigt  waren.*)  Wie  war  es  möglich,  dass  Ci- 
cero eben  dies  Verfahren  für  ungesetzmässig  erklärte  und  zwar 
nicht  einmal,  sondern  öfters,  dass  ihm  angesehene  Staatsmänner 
z.  B.  L.  Cotta,  beistimraten  und  deshalb  meinten,  Ciceros  Ver- 
bannuug  sei  nicht  gesetzlich  und  es  bedürfe  zu  seiner  Rückkehr 
gar  nicht  eines  neuen  Gesetzes? b)  Kann  über  einen  anschei- 
nend so  wenig  zweifelhaften  Punkt  des  Strafprocesses  eine 
solche  Meinungsverschiedenheit  sein  ? Ich  will  nicht  auf  die- 
jenigen Einwürfe  eingehen,  welche  Cicero  gegen  idle  Staats- 
baudlungen von  Clodius  erhebt,  seine  Adoption  durch  einen  Ple- 
bejer sei  ungültig,  folglich  hätte  er  als  Patricier  nicht  Volkstri- 
bun werden  dürfen  und  deshalb  sei  Alles,  was  er  in  seinem 
Tribunate  gethan  hätte,  ungültig. c)  Wenngleich  man  begreift, 
wie  solche  Folgerungen  im  Eifer  der  Parteileidenschaft  gemacht 
werden  konnten,  so  war  es  doch  natürlich,  dass  besonnene 
Staatsmänner,  welche  eine  Umwälzung  nicht  wollten,  so  sehr 
sie  auch  die  Adoption  von  Clodius  missbilligten  und  selbst  als 
ungesetzlich  betrachteten,  dennoch  auf  dieselben  nicht  eingingen. 
Aber  im  Besonderen  'gegen  das  Gesetz,  wodurch  er  verbannt 
worden  war,  machte  Cicero  geltend,  erstens,  es  wäre  gegen 


a)  S.  oben  S.  281. 

b)  Cic.  de  dom.  26flgd.:  p.  Sest.  34,  73;  de  leg.  111,  19,  45. 

c)  Cic.  de  dom.  13  und  16;  Flut.  Cat.  40;  Dio  Cass.  XXXIX,  22. 

Digitized  by  Gftogle 


422 


Per  Proeess  gegen  Cicero. 


seiu  caput  gerichtet  gewesen,  folglich  hätte  es  in  Centuriat-, 
nicht  in  Tributcomitien  l>ean tragt  werden  müssen. »)  Zweitens 
sagte  er,  das  Gesetz  gegen  ihn  sei  ein  Privilegium,  gegen  ihn 
allein  gerichtet  und  deshalb  gegen  die  heiligen  Gesetze  und  gegen 
die  zwölf  Tafeln b);  ferner  es  verstosse  gegen  das  Lieinisehe 
Gesetz,  welches  dem  Antragsteller  eines  Gesetzes  verbiete,  ein 
Amt  oder  eine  Verrichtung  in  Folge  desselben  anzunehmen'), 
Clodius  aber  habe  nach  Ciceros  Entfernung  die  Verfügungen 
über  dessen  Vermögen  getroffen.  Noch  Aehnliches  damit  zu- 
sammenhängende führt  er  an.  Sollen  diese  Einwürfe  gegen  das 
Verbanuungsgesetz  irgend  einen  Grund,  irgend  einen  Anhalt 
haben,  so  muss  man  annehmen,  Cicero  betrachte  dasselbe  als 
ein  besonderes,  gegen  ihn  gegebenes  Gesetz,  nicht  als  Beschluss 
der  Tributcomitien  in  einem  Capitalproeesse  gegen  ihn.  Im 
letzteren  Falle  ist  die  Befugniss  der  Tributcomitien,  wie  wir  ge- 
sehen, gerechtfertigt,  von  einem  Privilegium  kann  nicht  die 
Rede  sein,  die  Gewalt,  welche  der  anklagende  Tribun  über  die 
Güter  des  auf  seine  Anklage  Verurtheilten  hat,  durch  alte  Sitte 
hergebracht. d ) 

Cicero  wäre  unverständig  gewesen,  wenn  er  zu  seiner  Be- 
trachtungsweise des  Verbannungsgesetzes  nicht  eine  gewisse  Be- 
rechtigung gehabt  hätte:  Beschuldigungen,  rein  aus  der  Luft  ge- 
griffen, konnte  er  weder  so  oft  wiederholen  als  er  es  thut,  noch 
selbst  in  staatsrechtlichen  Schriften , wo  es  nicht  auf  Erregung 
von  Leidenschaften  bei  seinen  Zuhörern  ankam,  Vorbringen.  Es 
musste  wirklich  eine,  wenigstens  einigermassen  zweifelhafte,  Rechts- 
frage sein.  Und  diese  war  es:  sein  Process  ist  in  einem  Punkte 
von  den  beiden  früher  erwähnten  Fällen , dem  von  M.  Postumius 
und  dem  von  Cn.  Fulvius,  verschieden.  In  jenen  war  den  An- 
geklagten ein  Terrain  zur  gerichtlichen  Untersuchung  gesetzt 
worden : als  sie  in  diesem  nicht  erschienen  waren , wurde  von 


a)  Cic.  p.  Sest.  30,  65  ; 34,  73  ; de  leg.  Ul,  19,  45. 

b)  Cic.  de  leg.  III,  19,  45;  p.  Sest.  30,  65;  de  dom.  10,  26;  16,  43: 
ad  sen.  4,  8.  Vergl.  I,  368. 

c)  Cic.  de  dom.  20,  51. 

d)  S.  oben  S.  336. 
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den  Tributcomitien  der  Beschluss  gefasst,  wenn  sie  sieb  zu 
einem  bestimmten  weiteren  Tage  nicht  stellten,  sollte  ihre  Ver- 
bannung eine  gesetzmässige , ihr  Vermögen  verfallen  sein.  Dies 
war  bei  Cicero  nicht  geschehen.  Er  sagt  öfters,  er  hätte  nicht 
Befehl  bekommen,  sich  zu  stellen,  sei  nicht  vorgehuien  wor- 
den.*) Das  sind  thatsächliche  Behauptungen,  welche  mau  ihm 
glauben  muss:  er  konnte  sie,  wenn  sie  nicht  wahr  waren,  nicht 
wagen.  Wenn  er  aber  nicht  den  Befehl  bekommen  hatte  sich 
zu  stellen,  wenn  er  nicht  von  dem  Herolde  öffentlich  aufgerufen 
worden  war,  so  heisst  das,  es  sei  ihm  überhaupt  kein  Termin 
vor  dem  Volke  zur  Verantwortung  gesetzt  worden.  Dies  ver- 
langte Cicero,  hätte  geschehen  sollen.  Clodius  musste  ihm  einen 
Termin  vor  dem  Volke  setzen,  den  Prätor  um  einen  Termin 
für  die  Centuriatcomitien  angehen:  wenn  Cicero  dann  im  Ter- 
mine nicht  erschien  und  keine  annehmbare  Entschuldigung  vor- 
brachte, dann  durfte  auf  Clodius  Antrag  in  Tributcomitien  seine 
Verbannung  ausgesprochen  werden.  Dann  wäre  ein  gerichtliches 
Verfahren  deutlich  hervorgetreten  und  alle  Einwürfe  unmöglich 
gewesen.  Indessen  auch  Clodius  konnte  seine  Handlungsweise 
rechtfertigen.  Denn  es  war  allgemein  bekannt,  dass  Cicero  in 
die  Verbannung  gegangen  sei:  er  hatte  zuerst  alles  mögliche  ver- 
sucht, um  die  Annahme  des  Clodischen  Provocationsgesetzes  zu 
hindern,  und  erst  als  er  die  Unmöglichkeit  des  Widerstandes 
erkannte,  entfernte  er  sich  in  der  Nacht  vor  dessen  Annahme6): 
er  selbst  und  seine  Freunde  erklärten,  er  ginge  in  die  Verban- 
nung und  wolle  das  gerichtliche  Verfahren,  bei  dem  er  für  sich 
selbst  die  höchste  Beschimpfung,  für  den  Staat  die  Gefahr  von 
Kämpfen  und  Unruhen  vorhersah,  nicht  abwarten.  Also  eine 
Vorladung  hätte  nicht  genützt,  sie  hätte  die  Entscheidung  nur 
verzögert  Zudem  bestand  über  die  Thatsache  selbst,  wegen 
deren  Cicero  angeklagt  wurde,  kein  Zweifel:  er  hatte  sich  öffent- 
lich und  rühmend  zu  ihr  bekannt,  alle  Welt  war  Zeuge  davon. 


a)  Cic.  de  dom.  17,  45  ubi  crimen  est?  ubi  accusator?  ubi  teste»?  quid 
indignius  est  quam  qui  ueque  adesse  sit  iussus  neque  oitatus  neque  accu- 
satus;  ibid.  24,  62  non  adesse  eram  iussus,  non  citatu»  afueram.  Vergl. 
S.  244. 

b)  S.  oben  S.  419. 
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Besondere  Zeugen,  Verhör  und  Verteidigung  konnten  darüber 
nichts  Neues  an  das  Licht  bringen.  Aus  diesen  Gründen  also 
wählte  Clodius  die  kürzere  Form,  indem  er  unmittelbar  in  Tri- 
butcomitien  einen  Verbannungsbeschluss  gegen  Cicero  beantragte: 
kein  Volkstribun  nahm  «au  ihm  Anstoss,  kein  curulischer  Beamter 
versuchte  Widerstand.  Erst  im  folgenden  Jahre  wurden  einzelne 
Stimmen  hörbar,  dass  die  Form  verletzt  wäre : die  bei  weitem 
grösste  Zahl  aller  Staatsmänner,  auch  derer  , welche  für  Cicero 
günstig  gestimmt  waren,  nahm  keine  Vernachlässigung  der  For- 
men an;  aber  es  ist  begreiflich,  dass  Cicero  selbst  auch  den 
geringsten  Umstand  benutzte,  um  Clodius  im  gehässigsten  Lichte, 
seine  Verbannung  als  ungerecht,  willkürlich  und  gewaltthätig 
erscheinen  zu  lassen.  Jetzt,  wenn  wir  den  Verlauf  des  ganzen 
Processes  und'  die  so  bald  erfolgte  ehrenvolle  Zurückberufung 
Ciceros  betrachten,  scheint  das  Schicksal  gegen  ihn  nicht  unge- 
recht gewesen  zu  sein.  Er  hatte  gegen  den  Geist  des  Römi- 
schen Strafrechts  gefehlt,  als  er  angesehene  Männer,  welche  so 
sehr  sie  auch  die  abscheulichsten  Verbrechen  beabsichtigten, 
doch  einen  politischen  Vorwand  für  dieselben  hatten,  hinrichten 
Hess:  dies  büsste  er  durch  seine  Verbannung.  Aber  er  hatte 
den  Staat  aus  grosser  Gefahr  durch  Umsicht  und  Entschlossen- 
heit gerettet:  dafür  wurde  er  nach  kurzer  Frist  unter  dem  Bei- 
falle ganz  Italiens  und  dem  Jubelrufe  der  Stadt  selbst,  durch 
Centuriatcomitien  zurückberufen. 

Hiermit  rechtfertigen  wir  Clodius’  Verfahren  nicht:  es  wurde, 
wie  wir  bemerkt,  selbst  von  den  Besonnenen  unter  seinen  Zeit- 
genossen gemissbilUgt:  es  war  leidenschaftlich,  von  persönlicher 
Feindschaft  eingegeben  und  führte  in  den  Folgen,  welche  sich 
daran  knüpften,  zu  einer  schrankenlosen  Herrschaft  des  Pöbels. 
Indessen  die  äusseren , durch  Gesetz  und  Sitte  hergebrachten, 
Formen  wurden  im  Uebrigen  beobachtet.  Hätte  Clodius  den 
Antrag  an  die  Tributcomitien  gestellt,  es  sollte  Cicero,  weil 
er  Römische  Bürger  ohne  ein  gerichtliches  Verfahren  vor  dem 
Volke  hingerichtet  hätte,  geächtet  werden,  so  wäre  dies  ein 
wirklicher  Verstoss  gegen  die  Form  gewesen  und  hätte  Cicero 
unzweifelhafte  Berechtigung  zur  Klage  gegeben.  Aber  so  lautete 
Clodius’  Antrag  nicht.  Cicero  schilt  darüber,  dass  er  gelautet 
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habe,  „Cicero  solle  geächtet  sein"1);  er  hält  nämlich  den  Stand- 
punkt fest,  Clodius'  Antrag  nicht  als  Schlussantrag  eines  gericht- 
lichen Verfahrens,  sondern  als  einen  ungesetzlich  gegen  einen 
einzelnen  Bürger  gerichteten  Aechtungsantrag  zu  betrachten.  In 
einem  solchen  würde  es  allerdings  gelautet  haben,  der  Ange- 
klagte solle  geächtet  werden,  und  Cicero  belegt  das  durch  die 
Beispiele  von  P.  Popilius  und  Q.  Metellus. b)  Aber  Clodius  hatte 
seine  Worte  mit  Absicht  gewählt  und  durchaus  gesetzmässig; 
denn  auch  in  den  beiden  früher  angeführten  Fällen  von  M.  Po- 
stumiii8  und  C'n.  Fulvius  hiess  es  in  dem  Volksbeschlusse,  die 
Verbannung,  in  welcher  sich  die  Angeklagten  schon  befanden, 
solle  eine  gesetzmässige  sein,  nicht,  sie  sollten  erst  in  eine 
solche  gehen.  Die  Richtigkeit  von  Clodius'  Ausdruck  wird  noch 
deutlicher  durch  eine  andere  Nachricht,  welche  wir  über  seinen 
Antrag  haben.  In  einem  auf  der  Verbannungsreise  geschriebe- 
nen Briefe  sagt  Cicero“),  er  habe  seinen  Weg  nach  Brundisium 
genommen  „vor  dem  Tage  des  Gesetzantrages. " Man  hat 
dies  auf  zweifache  Weise  verstanden.  Entweder,  sagte  man, 
sei  ein  im  Gesetze  festgesetzter  Termin  gemeint  oder  der- 
jenige Termin,  an  welchem  das  Gesetz  angenommen  werden 
sollte.103)  Die  natürliche  Erklärung  ist  die  erste,  bei  der  zwei- 
ten wäre  der  Ausdruck  unbestimmt;  denn  es  könnte  dann  der 
Tag  des  Vorschlages  oder  der  der  Annahme  des  Gesetzes  gemeint 
sein  und  es  musste  etwas  hinzugesetzt  werden,  um  diese  Zwei- 
deutigkeit zu  beseitigen.  Es  giebt  aber  auch  einen  äusseren  Grund, 
die  erste  Erklärung  vorzuziehen,  ln  eben  demselben  Briefe  er- 
zählt nämlich  Cicero,  es  sei  ihm  tler  Gesetzesantrag  über  sein 
Verderben  überbracht  worden. u)  Unter  dem  Gesetzesantrage 
kann  das  angenommene,  aber  auch  das  vorgeschlageue  Gesetz 


a)  Cic.  de  dora.  18,  47  At  quid  tulit  leg  um  scriptor  peritus  et  ealli- 
dus?  Velitis  iubeatis  ut  M.  Tullio  aqua  et  igni  interdicatur  ? Crudele, 
nefarium , ne  in  sceleratissimo  quidem  cive  sine  iudicio  ferundum.  Non 
tulit  ut  intcrdicatur.  Quid  ergo?  ut  interdictum  sit.  Vergl.  31,  82. 

b)  Cic.  de  dom.  31,  82. 

c)  Cic.  ad  Att.  III,  4 statim  iter  Brundisium  versus  contuli  ante  diem 
rogationiß. 

d)  Cic.  ad  Att.  111,  4 Allata  est  eniui  nobis  rogatio  de  pernicie  inea. 
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verstanden  werden;  dass  aber  das  erstere  verstanden  werden 
muss,  erhellt  aus  einem  andern  auf  der  Reise  geschriebenen 
Briefe*),  in  welchem  er  erzählt,  er  hätte  den  Gesetzesantrag  ge- 
lesen, d.  h.  eben  erhalten.  Denn  er  wird  nicht  zweimal  Abschrift 
von  dem  vorgeschlagenen  Gesetze  erhalten  haben  oder  wenn 
dies  selbst  der  Fall  wäre,  es  nicht  zweimal  als  etwas  Neues 
erwähnen.  Also  ist  in  dem  späteren  Briefe  an  eine  Abschrift  des 
Gesetzes,  wie  es  angenommen  wurde,  zu  denken,  folglich  kann 
der  in  demselben  Briefe  erwähnte,  erst  bevorstehende  Termin 
des  Gesetzantrages  nicht  derjenige  sein,  an  welchem  die  Annahme 
geschehen  soll:  es  muss  ein  anderer  in  dem  Gesetze  erwähnter 
Termin  sein,  welcher  erst  nach  der  Annahme  des  Gesetzes 
ein  tritt. 

Welcher  Termin  dies  gewesen,  darüber  belehrt  der  schon 
öfters  angeführte  Process  von  Al.  Postumiusb),  dem,  als  er  zu 
seiner  gerichtlichen  Vernehmung  nicht  erschienen  war,  durch  den 
Beschluss  der  Tribus  ein  weiterer  Termin  gesetzt  wurde,  mit 
dem  Zusatze,  dass,  wenn  er  auch  an  ihm  sich  nicht  gestellt 
hätte,  er  dann  als  rechtmässig  verbannt  gelten  sollte.  So  machte 
es  auch  Clodius.  Sein  neues  Provocationsgesetz  wurde  ange- 
nommen etwa  um  den  zwanzigsten  März104);  unmittelbar  nach- 
her beantragte  er  den  Verbannungsbeschluss  gegen  Cicero,  wel- 
cher die  Bestimmung  enthielt,  Cicero  sollte,  wenn  er  sich  nicht 
bis  zu  einem  bestimmten  Tennine  in  Rom  gestellt  hätte,  ver- 
bannt und  seine  Güter  verfallen  sein.  Dieser  Verbannungster- 
min fiel  natürlich  nach  dem  Comitialtage,  an  welchem  das  Ver- 
bannungsgesetz durchging.  Bestimmte  Tage  für  beide  Termine 
anzugeben  ist  nicht  möglich;  nur  dies  erkennen  wir  aus  Ciceros 
Briefen'),  dass  im  Anfänge  Aprils  das  Gesetz  durchgegangen 
und  die  Annahme  desselben  in  Unteritalien  bekannt  war.  Wenn 
aber  so  in  Clodius’  Gesetz  ein  Termin  für  den  Beginn  der  Aech- 
tung  angegeben  war,  wie  wir  aus  Ciceros  eigenen  Nachrichten 
und  aus  der  Aehnlichkeit  mit  einem  gleichartigen  Processe  er- 

a)  Cic.  ad  Att.  UI,  1 tum  vero,  ut  legi  rogationem,  intellexi  u.  s.  »- 

b)  Liv.  XXV,  4.  Vergl.  S.  340. 

c)  Cic.  ad  Att.  III,  4 und  5. 
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wiesen  haben,  so  war  der  Ausdruck  des  Gesetzes:  „Cicero  sollte 
geächtet  sein”,  nothwendig:  es  konnte  nicht  heissen:  „er  solle 
geächtet  werden”.  Denn  das  Letztere  hätte  es  zweifelhaft  ge- 
lassen, ob  nicht  noch  um  die  angedrohte  Aeehtung  förmlich  aus- 
zusprechen, ein  weiterer  Volksbeschluss  nöthig  sei.  Es  erklärt 
sich  ferner,  weshalb  Clodius  zugleich  bestimmte,  Niemand  solle 
von  dem  genannten  Termine  an  den  Geächteten  aufnehmen 
und  eine  Strafe  für  denjenigen,  welcher  ihn  dennoch  aufnähme, 
festsetzte  •),  Worüber  Cicero  mit  Unrecht  klagt.  Denn  dass  dieser 
in  allen  seinen  Reden  den  ihm  im  Gesetze  noch  anberaumten 
Termin  und  die  zur  Möglichkeit  der  Vertheidigung  gelassene 
Frist  nicht  erwähnt,  ist  natürlich : er  würde  damit  nicht  nur  eine 
gewisse  Milde  von  Clodius  anerkannt,  sondern  auch  ein  gericht- 
liches Verfahren  gegen  sich  eingestanden  und  gegen  seine  An- 
sicht, dass  das  Gesetz  gegen  ihn  ein  Privilegium  sei,  selbst  ge- 
stritten haben. 

Clodius’  Verbannungsgesetz  war  sehr  genau  abgefasst:  ja 
wir  wissen  aus  Ciceros  Bericht b),  dass  damit  während  der  Zeit, 
wo  der  Gesetzesvorschlag  öffentlich  angeschlagen  aushing,  eine 
Veränderung  oder  Verbesserung  vorgenommen  wurde,  welche 
sich  auf  die  Entfernung  bezog,  innerhalb  deren  die  Aeehtung 
Ciceros  gelten  sollte.  Wir  können  die  Einzelheiten  davon  ver- 
folgen, weil  wir  in  Ciceros  Briefen  ausführliche  Nachrichten  über 
seine  Verbannung  haben,  und  wir  müssen  dies  thun,  um  einen 
scheinbaren  Widerspruch  der  Ueberlieferung  in  diesem  Punkte 
zu  lösen,  einen  Widerspruch,  welcher  den  neueren  Gelehrten  ent- 
weder unlösbar  erschienen  ist  oder  sie  veranlasst  hat,  bei  einem 
^Berichterstatter  einen  Irrthum  anzunehmen.105)  Während  nämlich 
Cicero  400  Millien  als  die  Entfernung  anzugeben  scheint,  bis 
wohin  seine  Aeehtung  gehen  solle,  nennt  Plutarch")  500  Millien, 

a)  Cic.  de  dom.  19,  51. 

b)  Cic.  ad  Att.  III,  4 a Viboue,  quo  te  arcessebamus,  subito  discessi- 
mus.  AUata  est  enim  nobis  rogatio  de  pernicie  mea,  in  rjua  quod  corrcctum 
esse  audieramus,  erat  eiusmodi,  ut  mihi  ultra  quadringenta  milia  liceret 
esse.  Ulo  cum  pervenirc  non  liceret,  statim  iter  Brundisium  versus  eontu li 
ante  diera  rogatiouis  cet. 

c)  Plut  Cic.  32  b KXuiäio;  Bidypappiot  jrpoötbjxev  efp^etv  rvpoc  xa’t 
ü5a-o{  toi  dv?px  xx«  ptq  rapeyctv  orifrjv  £vt6{  piXtojv  revtaxosbov  I-aXIa?. 
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Dio  Cassius*)  3750  Stadien  jenseits  Rom,  d.  h.  nach  der  damals 
durchaus  üblichen  Rechuungsweise  von  8 Stadien  auf  die  Millie. 
468  j-  Millien.  Einen  Irrthum  in  den  Berichten  anzunehmen  ist 
immer  misslich,  hier  aber  unmöglich.  Denn  soll  Cicero  in  dem 
Briefe  an  Atticus,  nachdem  er  eben  das  Gesetz  gelesen  hatte, 
sich  geirrt?  oder  soll  Dio  Cassius,  welcher  die  Zahl  der  Stadien 
mit  solcher  Genauigkeit  angiebt,  falsch  erzählt  haben  ? Höchsten« 
darf  man  annehmen,  dass  ein  Schriftsteller  in  diesem  Falle  eine 
runde  Summe  angiebt,  indem  er  eine  kleine  Zahl,  welche  darüber 
oder  darunter  ist,  mit  Absicht  übergeht : auf  diese  Weise  kann  man 
Plutarchs  500  Millien  mit  Dios  468’-  Millien  vereinen.  Jener 
wollte  eine  runde  Zahl  angeben  und  nahm  deshalb  31f  Millien 
zu  viel:  das  stimmt  zu  seiner  Erzählungsweise  und  die  Bedeo- 
tung  des  Gesetzes  giebt  er  vollkommen  richtig  an,  indem  er 
sagt,  es  sei  Cicero  dadurch  Italien  verboten  worden.  Indessen 
der  Widerspruch  zwischen  Cicero  und  Dio  bleibt  dabei  bestehen: 
jener  kann  nicht  ungenau  sprechen  und  dieser  giebt  keine  runde 
Zahl  an,  bei  welcher  an  Ungenauigkeit  im  Berechnen  zu  denken 
wäre.  Es  muss  eine  Lösung  des  Widerspruchs  gefunden  werden, 
bei  welcher  beide  richtig  überliefert  haben. 

* Die  Absicht  der  Aechtung  war,  der  Verurtheilte  sollte  sich 
nicht  innerhalb  Italiens  aufhalten  dürfen.  Mit  der  Ausdehnung 
der  Römischen  Herrschaft  und  sicherlich  seitdem  Italien  nicht 
mehr  Provinz  war  und  alle  freien  Gemeinden  innerhalb  dessel- 
ben aufgehört  hatten,  war  das  Verbannungsgebiet  so  weit  ge- 
worden: die  wegen  der  Catilinarischen  Verschwörung  gesetzlich 
Venirtheilten  lebten  in  Griechenland  b),  BO  mussten  Andere,  von 
denen  wir  wissen,  wegen  anderer  Verbrechen  verurtheilt  Italien 
verlassen,  so  war  in  der  Kaiserzeit  dies  die  allgemeine  Strafe 
der  gewöhnlichen  Verbannung.  Aber  es  scheint  nach  den  über- 
einstimmenden Berichten  aller  Schriftsteller  über  Ciceros  Verur- 
theilung,  dass  man  das  Verbot  Italiens  nicht  unmittelbar  aus- 
sprach, indem  man  es  nannte,  sondern  nur  mittelbar,  indem 
mau  eine  Entfernung  angab,  innerhalb  deren  der  Verurtheilte 


Digilizsd  by  Googli 


a)  Dio  Cass.  XXXVIII,  17. 

b)  Cic.  ad  Art.  III,  7,  1. 
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geächtet  sein  sollte.  Man  fragt,  von  wo  aus  die  Entfernung  ge- 
rechnet wurde,  ln  Römischen  Gesetzen  kanu  nur  von  Rom  aus 
gerechnet  werden;  denn  von  Rom  aus  gingen  alle  Wege,  sie 
waren  nach  Millien  bezeichnet,  die  Berechnung  machte  keine 
Schwierigkeit.  Eine  Berechnung  etwa  von  den  Gränzen  Italiens 
an  war  thatsächlich  unausführbar:  Niemand  konnte  sie  anstellen, 
Niemand  prüfen.  Zudem  giebt  Dio  Cassius  ausdrücklich  als 
Verbannungskreis  3750  Stadien  jenseit  Roms  an  und  es  stimmt 
mit  ihm  Plutarch,  indem  er  sagt,  Cicero  hätte  sich  nicht  auf- 
halten dürfen  innerhalb  500  Millien  in  Italien,  als  Anfangspunkt 
der  Entfernung  ebenfalls  Rom  annehmend.  Cicero  allein  lässt 
bei  seiner  Berechnung  den  Anfangspunkt  als  selbstverständlich 
unerwähnt.  Also  sowohl  durch  die  Natur  der  Sache,  wie  durch 
Ueberlieferung  ist  es  sicher,  dass  Clodius  den  Umkreis,  in  wel- 
chem sich  Cicero  nicht  aufhalten  durfte,  durch  die  Angabe  einer 
Anzahl  von  Millien  von  Rom  aus  bestimmte. 

Cicero  beabsichtigte  bei  seiner  Abreise  von  Rom  nach  Sici- 
lien  zu  gehen1):  dort  in  einer  ihm  seit  lange  befreundeten  und 
durch  viele  Wohlthaten  verpflichteten  Provinz  hoffte  er  ein  sicheres 
Asyl  zu  finden.  Er  nahm  seinen  W eg  auf  der  Appischen  Strasse 
nach  Süden  und  gelangte  nach  Vibo:  in  dieser  Stadt  hielt  er 
sich  etwas  länger  auf  und  bat  Atticus  ihn  aufzusuchen,  um  die 
weiteren  Pläne  wegen  der  Verbannung  zu  besprechen. b)  Aber 
plötzlich  reiste  er  von  dort  in  der  Richtung  nach  Bruudisium 
ab.  Er  schreibt  darüber  au  Atticus0):  „Schreibe  es  nicht  meiner 
Unbeständigkeit  zu,  dass  ich  von  Vibo,  wohin  ich  dich  einlud, 
plötzlich  weggegangen  bin.  Denn  es  wurde  mir  das  Verbanuungs- 
gesetz  über  mich  überbracht , in  welchem  stand , was , wie  ich 
hörte,  verbessert  worden  ist,  ich  sollte  mich  jenseits  400  Meilen 
aufhalten’  dürfen.  Da  ich  dorthin  nicht  gelangen  konnte,  habe 
ich  meinen  Weg  sogleich  nach  Brundisium  gerichtet  vor  dem  in 
dem  Gesetze  angegebenen  Termine.”  Der  Grund  der  Abreise 
war  als > das  Verbannungsgesetz,  ln  ihm  stand,  Cicero  solle 


a)  Plut.  Cic.  31  extr. 

b)  Cic.  ad  Att.  UI,  3. 

c)  Cic.  ad  Att  III,  4,  welche  Stelle  früher  angeführt  ist. 
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sich  400  Meilen  von  Rom  auf  halten  dürfen.  Aber  dies,  hörte 
Cicero  zugleich,  sei  verbessert  worden.  Sein  Ausdruck  hierbei 
kaun  zweifelhafterscheinen  und  die  Frage  entstehen,  ob  die  Ent- 
fernung von  400  Meilen  in  dein  nicht  verbesserten  Gesetzentwurf 
stand  oder  in  dem  zweiten  verbesserten.  Das  erste  ist  das  na- 
türliche; denn  was  verbessert  ist,  besteht  nicht  mehr  in  seinem 
alten  Zustande  und  Cicero  sagt,  die  Bestimmung  von  400  Mei- 
len sei  verbessert  worden : sie  fand  sich  also  nicht  mehr  in  dem 
zweiten  Gesetze.  Die  Veränderung  konnte  in  einer  Milderung 
oder  Verschärfung  bestehen:  man  muss  die  letztere  annehmen. 
Denn  Cicero  ging  in  Folge  des  veränderten  Gesetzes  nach  Brun- 
disium,  nicht  um  dort  zu  bleiben,  sondern,  wie  er  erzählt,  um 
sich  nach  Griechenland  eiuzuschiflfen , sich  also  weiter  von  Rom 
zu  entfernen.  Mau  wird  zu  der  Vermuthung  geführt,  dass  in 
dem  ursprünglichen  Gesetzentwürfe  die  Entfernung  auf  400  Mil- 
lien angegeben  war,  dagegen  in  dem  zweiten  verbesserten  auf 
jene  468  j-  Millien,  welche  Dio  in  aller  Genauigkeit,  Plutarch  in 
minder  Summe  als  500  angiebt,  verschärft  wurde.  Diese  Ver- 
muthuug  wird  durch  folgenden  Umstand  zur  Gewissheit  erhoben. 
Nimmt  man  die  Entfernung  Vibos  von  Rom  geraden  Weges,  zu- 
erst auf  der  Appischen  Strasse,  so  beträgt  dieselbe  nach  späte- 
ren Messungen“)  399  Meilen,  nach  früheren  unter  der  Republik 
angestellten  Berechnungen  etwa  395  Meilen. b)  Vibo  liegt  also 
an  der  äussersten  Grenze  jener  400  Millien , von  welchen  in  dem 
ursprünglichen  Clodischen  Gesetze  die  Rede  war.  Plutarch'')  er- 
zählt von  der  Undankbarkeit  der  Menschen,  welche  Cicero  bei 
seiner  Verbanuung  erfahren  habe  und  führt  als  Beispiel  an,  in 
Vibo  habe  ein  Sicilier,  Namens  Vibius,  der  Cicero  viel  Dank 
schuldig  war,  ihn  nicht  in  seinem  Hause  aufgenommen,  aber 
versprochen,  ihm  ein  Landgut  anzuweisen,  wo  er  wohnen 
könnte.  Dies  ist  sehr  erklärlich : die  Stadt  Vibo  lag  innerhalb 
der  verbotenen  400  Meilen , dagegen  das  Landgut , das  ein  paar 


a)  Man  sehe  Itinerarium  Augusti  cd.  Parthey  et  Pinder  p.  49,  wo  » 
heisst  ab  urbe  Appia  via  recto  itinere. 

b)  Siehe  Mommsen.  Inscr.  regn.  Neap.  6276. 

c)  Plut.  Cic.  82. 
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Millien  davon  südlich  entfernt  war,  ausserhalb  derselben.  Man 
begreift,  wie  der  Freund  Ciceros  ihm  dasselbe  anbot,  man  be- 
greift, wie  Cicero  selbst  sieh  bei  Vibo,  wo  er  in  Sicherheit  war, 
längere  Zeit  aufhalteu  und  dort  beratlischlagen  wollte,  ob  er 
etwa  für  die  Dauer  einen  anderen  Wohnsitz  wählen  sollte. 

Hiermit  ist  die  Entfernung  von  400  Meilen  auf  der  Appi- 
schen  Strasse  von  Rom  aus  als  Aechtungskreis  des  ursprüng- 
lichen Clodischen  Gesetzes  erwiesen;  aber  auch  die  weitere  Ent- 
fernung des  verbesserten  Gesetzes  lässt  sieh  nachweisen.  Clo- 
dius  war  nicht  damit  zufrieden,  dass  Cicero  in  Italien  bleiben 
konnte:  er  hatte  eine  runde  Zahl  von  Millien  in  ungefährer 
Schätzung  genannt  und  nicht  erwartet,  dass  der  Angeklagte  sich 
so  genau  au  die  Gesetzesworte  halten  würde.  Selbst  Sicilien 
erschien  noch  zu  nahe  an  Rom,  zu  nahe  dem  Mittelpunkte  des 
politischen  Lebens.  Clodius  machte  in  seinem  Gesetzesvorschlage 
eine  Verbesserung,  welche  eine  doppelte  Verschärfung  der  Strafe 
enthielt.  Erstlich  vergrösserfe  er  die  Zahl  der  Meilen,  inner- 
halb deren  Cicero  geächtet  sein  sollte:  er  bestimmte  dafür,  wie 
Dio  angiebt,  468|  Millieu , diesmal  eine  ganz  genaue  Rechnung 
anstelleud.  Die  äusserste  Südspitze  Italiens  ist  anerkannter 
Massen  Leucopetra,  welches,  wie  Plinius  sagt“),  15  Millien 
südlich  von  Rhegium  liegt.  Nehmen  wir  nun  wieder  die  gerade 
Strasse  nach  Süden,  so  ist  Capua  von  Rom  131  Millien  ent- 
fernt, von  dort  bis  Rhegium  zählt  der  schon  erwähnte,  unter 
der  Republik  aufgestellte  Meilenstein  321  Millien:  so  würden 
von  Rom  bis  Leucopetra  zusammen  467  Millien  sein.  Entweder 
erstreckt  sich  das  Vorgebirge  von  dem  Orte  Leucopetra  noch 
etwas  weiter  in  die  See,  oder  Clodius  machte  eine  etwas  andere 
Berechnung  als  später  Plinius : die  Uebereinstimmung  zwichen  der 
von  Dio  Cassius  und  der  von  den  Geographen  zwischen  Rom 
und  der  Südspitze  Italiens  angegebenen  Millienzahl  ist  so  auf- 
fallend, dass  man  erkennt,  erstens,  Dios  Angabe  ist  genau  und 
richtig,  zweitens  Clodius  hat  seine  Verbesserung  im  Gesetze  vor- 
genommen, um  Cicero  das  Festland  von  Italien  ganz  zu  ver- 
schliessen.  Denn  nach  Oberitalien  zu  gehen  konnte  ihm  nicht 


a)  Plin.  nat  hist  111,  74. 
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einfallen,  da  dies  damals  zu  seines  Feindes  Caesar  Provinzen 
gehörte.  Aber  noch  eine  zweite  Verbesserung  nahm  Clodius 
mit  seinem  Gesetze  vor:  er  verbot  Cicero  Sicilien  und  zwar 
nannte  er  diese  Provinz  ausdrücklich  mit  Namen.  Dies  sagt 
Dio  Cassius*)  und  seine  Nachricht  wird  bestätigt  durch  Cicero, 
welcher  erzählt b),  er  dürfe  in  Malta,  welches  zur  Provinz  Sici- 
lien gehörte,  nicht  leben,  ferner  dadurch,  dass  der  Statthalter 
Sieiliens  C.  Vergilius  auf  die  Anfrage  Ciceros  diesen  abscbläglicb 
beschied. c)  Aber  es  scheint  , dass  mit  dem  ausdrücklichen  Ver- 
bote Sieiliens  noch  ein  anderer  Ausdruck  verbunden  war,  wel- 
cher Cicero  von  den  nahe  bei  Rom  gelegenen  Provinzen  ( subur - 
banae  jrrtnnnciae)  ausschloss.  Wahrscheinlich  war  damit  Sardi- 
nien gemeint,  aber  Cicero  erwähnt  an  Atticusd),  er  befurchte, 
mau  möchte  das  Gesetz  so  erklären , dass  er  sich  auch  nicht  io 
Athen  aufhalten  dürfe. 

Ciceros  Strafe  als  die  eines  Staatsverbrechers , welcher  ge- 
gen das  Leben  Römischer  Bürger  gefehlt  hatte,  war  härter 
als  die  anderer  Verbrecher.  Diese  wurden  nur  aus  einem  be- 
stimmten Gebiete  verwiesen , innerhalb  dessen  es  einem  Jeden 
erlaubt  sein  sollte,  sie  ungestraft  zu  tödten:  bei  Cicero  wurde 
hinzugesetzt,  es  solle  auch  Jeder  ungestraft  getödtet  werden 
können , der  ihn  innerhalb  jenes  Gebietes  aufgenommen  oder 
unterstützt  hätte.  Denn  dass  dies  nicht  eine  gewöhnliche  Formel 
bei  der  Aechtung  war,  erkennt  man  aus  ihrer  besonderen  Er- 
wähnung.') Es  fehlte  also  nicht  viel  an  der  Härte,  mit  der  bei 
Sullas  Proscriptionen  verfahren  worden  war  und  bald  nachher 
wieder  bei  denen  der  Triumvirn  verfahren  wurde,  und  man  er- 
kennt, weshalb  Cicero  sich  beeilte,  Rom  zu  verlassen,  und  das 
Aechtungsgebiet  ängstlich  mied.  Sein  Leben  schwebte  wirklich 
in  Gefahr,  nicht  weil  ihm  Hinrichtung  drohte,  sondern  weil  es 
jedem  seiner  zahlreichen  Feinde  frei  stand  ihn  zu  tödten,  und  wenn 

a)  Dio  Cass.  XXXV1I1,  17  xett  r(  ev  -nrj  Xixs Xia  oiaTpip^  djupp^th-j. 

b)  Cic.  ad  Att.  1U,  4.  • 

c)  Plut,  Cic.  32 ; Cic.  p.  Plane.  40. 

d)  Cic.  ad  Att.  III,  7,  1 veremur,  ne  interpretentur  illud  qnoqae  oppi- 
dum  ab  Italia  non  satis  abesse. 

e)  Cic.  de  dom.  20,  51;  Dio  Cass.  XXXVIII,  17. 
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er  es  rettete,  dankte  er  es  nur  der  Milde  von  Clodius,  dem  es, 
wenn  er  Widerstand  gefunden  hätte , ein  Leichtes  gewesen  wäre, 
auch  die  wirkliche  Hinrichtung  durch  das  Volk  beschliessen  zu 
lassen.  Clodius’  Hass  gegen  Cicero  zeigte  sich  noch  weiter:  in 
einem  besonderen  Capitel  verbot  er,  über  die  Abschaffung  seines 
Gesetzes  gegen  Cicero  einen  Antrag  im  Senate  zu  machen  oder 
eine  Meinung  abzugeben  oder  zu  sprechen  oder  mit  dem  Volke 
zu  verhandeln*):  ein  Verbot,  wie  es  damals  bei  vielen  Gesetzen 
üblich , aber  bei  gerichtlichen  Urtheilen  nicht  gebräuchlich  war. 
Es  hatte  wenigstens  den  Erfolg,  dass  die  Zurückberufung  Cice- 
ros  nur  bei  Uebereinstimmung  aller  Beamten  möglich  und  da- 
durch sehr  erschwert  wurde.  Die  Ausführung  des  Verbannungs- 
gesetzes war  demjenigen,  welcher  es  beantragt,  überlassen, 
ebenso  wie  bei  Verurtheil ungen  der  anklagende  Tribun  die  Aus- 
führung des  l’rtheils  besorgt b):  darüber  zu  klagen  hatte  Cicero 
keinen  Grund.')  Demgemäss  machte  Clodius  die  Verurtheilung 
Ciceros,  als  sie  geschehen  war,  überall  bekannt,  er  liess  sogar 
das  Capitel,  welches  die  etwa  versuchte  Aufhebung  derselben 
erschweren  sollte,  besonders  eingraben  und  im  Senate,  dessen 
Neigung  für  Cicero  er  kannte,  aufstellen. d)  Natürlich  also 
hatte  Clodius  auch  die  Einziehung  seines  Vermögens  und  dessen 
Verwendung  zu  öffentlichen  Zwecken  zu  besorgen106):  er  plün- 
derte und  verbrannte  Ciceros  Haus  in  Rom,  zerstörte  seine  Vil- 
len , versteigerte  seine  sonstige  Habe , den  Erlös  verwendete  er 
zu  Bauten,  welche  er  auf  der  Stätte  des  zerstörten  Hauses  auf- 
führte: er  benutzte  seine  ihm  vom  Gesetze  gegebene  Macht,  um 
seinen  Privathass  zu  befriedigen. 

a)  Cic.  ad  Att  UI,  23,  2;  UI,  15,  6;  III,  12;  in  Pis.  13,  29;  post  red. 
in  sen.  2,  4 und  4,  8. 

b)  Vergl.  oben  S.  336. 

c)  Cic.  de  dom.  20. 

d)  Cic.  ad  Att.  III,  15,  6. 
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1)  Es  fragt  sich,  in  welcher  Jahreszeit  die  Wiederherstellung  der  alten 
Verfassung  und  der  Amtsautritt  der  neuen  Beamten  stattgefunden  hat,  eine 
Frage,  welche  ich  berühre,  weil  es  scheint,  dass  Schwegler  Römische  Ge- 
schichte 111,  68  sie  nicht  ganz  richtig  behandelt  hat.  lieber  den  Zeitpunkt, 
wo  die  Zehnmänner  vertrieben  wurden,  spricht  kein  alter  Schriftsteller: 
wir  wissen  nur  aus  Liv.  111,  36  Idut  tum  Majae  lollemnes  inetmdis  mitgitlra- 
tibui  mint , dass  sie  ohne  bedeutenden  Widerspruch  ihr  Amt  bis  zum  Ende 
ihres  Amtsjahres,  zu  den  Iden  des  Mai  führten:  aus  der  Erzählung  eben 
desselben  III,  38  dürfen  wir  schliessen , dass  bald  nach  Beginn  des  neuen 
Amtsjahres  die  Unruhen  gegen  sie  ausbrachen.  Es  müssen  die  Ereignisse 
sehr  rasch  auf  einander  gefolgt,  die  Wiederherstellung  der  alten  Verfassung 
bald  vollendet  worden  sein.  Denn  die  Triumphe  der  beiden  neuen  Con- 
suln,  welche  nach  Beendigung  der  inneren  Wirren  einen  Feldzug  unter- 
nahmen, fallen  nach  den  uns  erhaltenen  Triumphalfasten,  der  von  Vale- 
rius auf  Id.  Sext,  der  von  Horatius  auf  VII  Kal.  Sept  Demnach  wird 
man  annehmen  müssen,  dass  die  neuen  Consuln  etwa  im  Juni  erwählt 
wurden  und  sogleich  nach  der  \Vahl  ihr  Amt  antraten;  Liv.  III,  55  sagt 
von  ihnen  gut  extemplu  magutratum  occipereut.  Die  Abdankung  der  Zehn- 
männer fällt  einige  Tage  vor  die  Wahl  der  Consuln.  Bekanntlich  sagt  Ta- 
citus  Annal.  1,  1 von  den  Zehnmännem  ntque  dccrmriralis  potestas  ultra 
bienmum  — mluit  und  man  hat , um  den  Zeitraum  von  zwei  Jahren,  wel- 
chen er  für  die  Dauer  der  gesammton  Doeemviralregierung  angiebt,  her- 
auszubekommen, angenommen,  er  spreche  von  der  eigentlich  sogenannten 
patrstas  Xrirahs , der  gesetzmässigen  Gewalt,  welche  Decemvirn  gehabt 
hätten:  diese  erstrecke  sich  nur  bis  zum  Ende  des  zweiten  Amtsjahreg : 
nach  Ablauf  desselben  hätten  die  Decemvirn  eine  imrechtmässige  Gewalt 
gehabt  und  diese  werde  von  Tacitus  nicht  mitgerechnet  Diese  Erklärung 
ist,  wie  sich  aus  unserer  Darstellungthoilsergiebttheils  ergeben  wird,  nicht  rich- 
tig. Denn  erstlich  ist  es  sehr  fraglich,  ob  im  dritten  Amtsjahre  die  Gewalt  der 
Decemvirn  eine  unrechtmässige  war  und  sie  nicht  vielmehr  gesetzlichen 
Grund  hatten,  ihr  Amt  weitereuführeu : wäre  sie  es  aber  auch  gewesen, 
so  kam  es  Tacitus  nicht  darauf  an , sie  von  der  rechtmässigen  zu  scheiden. 
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Er  wollte  nur  angeben,  wie  lange  überhaupt  Zehmänner,  sei  es  recht- 
mässig oder  unrechtmässig,  an  der  Spitze  des  Staates  gestanden  hätten. 
Zweitens  angenommen,  Tacitus  meinte  die  eigentliche  putestas,  die  recht- 
mässige Gewalt,  so  wäre  seine  Rechnung  falsch.  Denn  die  ersten  Decein- 
vim  traten,  wie  1,  Note  143  erwiesen  ist,  nicht  am  Anfänge  des  Amts- 
jahres an,  sondern  später : somit  hätte  die  rechtmässige  Gewalt  der  Decem- 
virn  nicht  volle  zwei  Jahre  gedauert.  Aus  diesen  Gründen  muss  man  Ta- 
citus’ Worte  dervmriralis  potestas  von  der  Decemviralregierung  überhaupt 
verstehen:  sie  dauerte  wirklich  im  Ganzen  nicht  über  zwei  Kalenderjahre. 
Die  ersten  Decemvirn  traten  etwa  einen  Monat  nach  Beginn  des  Amtsjahres 
an,  die  zweiten  hörten  etwa  einen  Monat  nach  Ablauf  des  Amtsjahres  auf: 
die  Rechnung  ist  vollkommen  genau,  es  kommt  nur  darauf  an,  Amtsjahr 
und  Kalenderjahr  zu  scheiden.  Es  fragt  sich  noch  weiter,  wie  lange  die 
uacli  dem  Abtreten  der  Decemvirn  gewählten  Consuln  ihr  Amt  führten.  Es 
war  möglich , dass  dasselbe  von  dem  Tage  ihres  Antrittes  bis  zu  demsel- 
ben Tage  des  nächsten  Kalenderjahres  lief;  aber  eben  so  möglich,  dass  es 
nur  bis  zu  demjenigen  Tage,  welcher  damals  überhaupt  als  Anfang  des 
Beamtenjahres  galt,  d.  h.  bis  zu  den  Iden  des  Mai,  ging:  auch  dies  heisst 
nach  einem  häufigen  Römischen  Gebrauche  ein  Jahr.  Mau  sehe  1,  Note  143. 
Es  ist  das  Letztere  sogar  wahrscheinlich;  denn  man  wollte  den  alten  Zu- 
stand wieder  herstellen  und  betrachtete  die  Herrschaft  der  Zehnmänner 
von  den  Iden  des  Mai  an  als  ungesetzlich.  Von  den  Volkstribunen,  die 
wenige  Tage  vor  den  Consuln  erwählt  wurden,  ist  es,  wenngleich  wir  keine 
Nachricht  haben,  auf  das  Höchste  wahrscheinlich , dass  sie  ihr  Amt  von 
demjenigen  Tage  des  Juni,  wo  der  Aufstand  glücklich  gewesen  war,  bis  zn 
IV  Id.  Dec.  führten.  Denn  dieser  Tag  blieb  bis  in  die  spätesten  Zeiten 
der  Anfangstag  ihres  Amtsjahres  und  es  hatte  damit  keine  Veränderung 
vor  sich  gehen  können,  da  die  Tribunen  nach  den  geheiligten  Gesetzen 
jedenfalls  gewählt  werden  mussten.  Bei  den  Gonsuln  konnte  man  freier 
verfahren.  Im  Jahre  443  v.  Chr.  traten  die  Gonsuln  Id.  Dec.  an  (Dionys. 
XI,  63)  und  dieser  Tag  blieb  der  Anfang  des  Amtsjahres  für  längere  Zeit, 
wenigstens  bis  402  v.  Chr.  (Liv.  IV,  37  und  V,  9).  Wahrscheinlich  fand  diese 
Veränderung  der  consularisehen  Amtszeit  im  Jahre  444  v.  Chr.  statt , wo 
die  erwählten  Militärtribunen  nur  drei  Monate  (Liv.  IV,  7)  oder  genauer 
73  Tage  (Dionys.  XI,  62)  im  Amte  blieben  und  nach  einem  Interregnum 
zwei  Consuln  folgten.  Ihnen  beschrankte  man  wahrscheinlich  ihr  Amtsjahr 
vom  Anfang  August,  wo  sie  autraten,  bis  zu  den  Iden  des  December  aud 
gab  ihnen  daun  als  Entschädigung  für  diese  kurze  Amtsdauer  die  Censur. 
welche  sie  als  die  ersten  Ceusoren  in  den  nächstfolgenden  Jahren  beklei- 
deten. Wegen  dieser  ihrer  beschränkten  Amtszeit  geschah  es,  dass  sie  in 
vielen  alten  Annalen  und  Beamtenverzeichnissen  gar  nicht  als  Consuln  an- 
geführt waren  (Liv.  IV,  7),  wenngleich  ihr  Consulat  sonst  nicht  nur  von 
Livius,  sondern  auch  von  Cicero  epist.  IX,  21  bezeugt  wird. 

2)  Aus  der  Auseinandersetzung  von  Lange  Römische  Al terth firner  I, 
470  über  dieses  Valerisch -Horatische  Gesetz  hebe  ich  einen  Punkt  hervor, 
der  sich  auf  die  Strafrechtspflege  bezieht  Er  sagt:  „dies  Gesetz  schliesst 
sich  eng  an  den  Satz  der  XII  labulae , ut  quvd  populus  postremvm  •«- 
shset,  i d ins  ralumque  atet.  War  durch  diesen  die  seit  dem  Präcedenz- 
falle  der  tex  Vuleria  de  protocalione  anerkannte  legislative  Coznpetesi  der 
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comiiin  ceniuriaht  gesetzlich  gesichert,  so  wurde  nun  durch  die  lex  Vale- 
ria lloratin  die  legislative  Competenz  der  comiiia  tributa,  d.  h.  der  plebs. 
formell  eben  so  gesichert  und  der  der  comiiia  centvriata,  d.  h.  des  popu- 
lns  im  strengen  Sinne  des  Wortes,  formell  gleichgestellt”.  Es  liegen  die- 
sen Behauptungen  Annahmen  zu  Grunde,  welche  inan  schwerlich  zugeben 
darf.  Erstlich  wird  die  legislative  Competenz  der  Volksversammlungen 
von  den  andern  Befugnissen  derselben  getrennt.  Das  mag  von  uns  bei  der 
Darstellung  der  verschiedenartigen  Thätigkeit  derselben  geschehen : in  Rö- 
mischer Anschauung  liegt  es  nicht  und  eine  Volksversammlung,  die  legis- 
lative Competenz  hat,  besitzt  damit  auch  alle  übrigen  Befugnisse,  welche  über- 
haupt der  Volksversammlung  zustehen.  Die  Tributcomitien  hatten  bisher 
keine  einzige,  für  das  ganze  Volk  gültige  Befiigniss  gehabt:  die  Tribunen, 
welche  sie  gewählt,  waren  Beamte  nur  des  plebejischen  Standes,  ihre  Be- 
schlüsse waren  Plebiscite,  von  denen  die  Patricier  nicht  gebunden  wurden, 
ihre  Richtersprüche  waren  Standesurtheile.  Jetzt  erhielten  sie  den  Charac- 
ter  allgemeiner  Volksversammlungen  und  damit  alle  Befugnisse  einer  Volks- 
versammlung auf  einmal : die  von  ihnen  erwählten  Tribunen  waren  Beamte 
des  Gesammtstaates,  ihre  Beschlüsse  allgemeine  Gesetze,  ihre  Urtbeile  tra- 
fen alle  Bürger.  Daraus  folgt,  dass  die  lex  Valeria  de  prorocatione  nicht 
die  legislative  Competenz  der  Centuriatcoraitien  anerkannte;  denn  vorher 
waren  in  denselben  Comitien  schon  die  ersten  Consuln  erwählt  worden. 
Ferner  der  Satz  der  XII  Tafeln  ui  quod  populus  postremum  iustisscl,  id 
ins  ralumque  esset , sollte  keine  Sicherung  der  legislativen  Competenz  der 
Centuriatcomitien  enthalten:  die  XII  Tafeln  haben  keine  einzige  Bestim- 
mung gegeben,  welche  in  dieser  Art  die  alte  Verfassung  feststellte  oder 
änderte.  Es  war  jenes  nur  ein  juristischer  Grundsatz , welcher  Unsicherheit 
der  Richter  beseitigen  sollte,  und  wir  haben  I,  394  nachgewiesen,  dass 
dergleichen  allgemeine,  halb  philosophische  halb  moralische  Grundsätze 
sich  in  den  XII  Tafeln  vielfach  fanden.  Wo  das  Recht  aus  einzelnen , zu 
verschiedenen  Zeiten  gegebenen,  Gesetzen  besteht,  lässt  es  sich  nicht  ver- 
meiden, dass  sich  über  denselben  Fall  verschiedene  Vorschriften  finden: 
hierfür  verordneten  die  XII  Tafeln  den  allgemeinen  Rechtsgrundsatz , die 
letzte  Bestimmung  des  Volkes  solle  gelten.  Sie  bezogen  das  Wort  populas 
auf  Centuriat-  und  Tributcomitien  gemeinschaftlich;  denn  beide  bestanden 
unter  der  Regierung  der  Zehnmänner. 

3)  Bei  DiodorXlI,  25  findet  sich  bekanntlich  eine,  wie  es  scheint,  aus 
Griechischen  Quellen  geschöpfte  Darstellung  der  Unruhen , welche  den 
Sturz  der  Zehnmänncr  herbeiführten.  Sie  weicht  hauptsächlich  deshalb  von 
Livins’  Erzählung  ab,  weil  sie  Verfassungsveränderungen,  welche  sich  all- 
mälig  während  des  Kampfes  der  Stände  vollzogen , zusammenzieht  und  alle 
insgesammt  in  die  Zeit  der  Wiederherstellung  der  Verfassung  nach  den 
Zehnmännern  verlegt.  Er  berichtet,  unter  den  damaligen  Friedensbedin- 
gungen sei  auch  die  gewesen,  die  Volkstribunen  sollten  nach  Beendigung 
ihres  Amtsjahres  eben  so  viele  Tribunen  für  das  folgende  Jahr  als  Nach- 
folger erwählen  oder , wenn  sie  dies  nicht  gethan  hätten , lebendig  ver- 
brannt werden.  Darin  liegt  kein  Widerspruch  mit  dem  Duilischen  Plebi- 
scite. Während  der  Verhandlungen  über  den  Frieden  mag  die  Plebs  eine 
solche  Strafe  für  seine  Tribunen,  wenn  sie  ihre  Pflicht  vernachlässigten, 
gefordert  haben,  wie  sie  denn  ja  auch  den  Zclmmäunern  selbst  den  Feuer- 
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tod  angedroht  haben  soll  (Liv.  111,  53):  die  gesetzliche  Ausführung  war 
eine  andere. 

4)  Dies  ist  also  die  Annahme  z.  B.  von  Schwegler  Römische.  Ge- 
schichte II,  121;  von  Rein  in  Paulys  Realeneyclopädie  11,  1005:  von  Peter 
Epochen  der  Verfassungsgeschichte  der  Römischen  Republik  S.  40,  wäh- 
rend Becker  Römische  Alterthümer  II,  2,  169  seine  Zweifel  aussprach. 
Eine  eigentümliche  Ansicht,  welche  längerer  Widerlegung  bedarf,  hat 
kürzlich  entwickelt  Lange  Römische  Alterthümer  1.  549.  Er  behauptet, 
die  Machtfülle  der  Dietatur  hätte  der  Dictator  nur  dann  besessen,  wenn 
er  im  ursprünglichen  Sinne  des  Institutes  zur  Rettung  des  Staates  bestellt 
worden  sei.  »Von  solchen  rei  gerendae  causa  bestellten  Dic.tatoren  sagte 
man,  dass  sic  optima  lege  bestellt  seien  (Festus  p.  198).  Dieser  Ausdruck 
lässt  darauf  schliessen,  dass  — die  Beschränkung  des  dictatorischen  Impe- 
rium durch  Angabe  des  Zwecks,  wozn  der  Dictator  ernannt  wurde,  be- 
nutzt wurde,  um  bei  den  später  auf  kommenden  Anwendungen  der  Dicta- 
tur  zur  Vornahme  bestimmter  einzelner  Geschäfte  solchen  Dictatoren  ein 
raodificirtes  dictatorisches  imperium  mit  einer  für  das  bestimmte  Geschäft 
ausreichenden  Qualität  zu  bewilligen.  Gemeinsam  ist  demnach  allen  Arten 
von  Dictatoren  die  Einheit  und  Unverantwortlichkeit  ihres  Imperium  und 
die  theoretische  Gültigkeit  desselben  für  den  ganzen  Staat;  der  gemein- 
same Unterschied  aller  andern  Arten  von  Dictatoren  von  den  Dictatoren 
rei  gerendne  oder  seditionis  sedandae  causa  besteht  darin,  dass  sie  nicht 
optima  lege,  sondern  imminato  iure  bestellt  waren.”  Lange  geht  dann  die 
einzelnen  Arten  der  Dictatoren  durch  und  fügt  hinzu:  «Hie nach  entscheidet 
sich  die  Frage,  ob  und  unter  welchen  Umständen  Provocation  gegen  den 
Dictator  stattgefunden  habe,  dahin,  dass  weder  alle  Dictatoren  nach  der 
lex  Valeria  lloratia  der  prococatio  unterworfen  waren,  noch  auch  alle 
nicht  optima  lege  ernannten,  sondern  dass  die  Frage  völlig  unpractisch  ist 
— Die  lex  Valeria  lloratia  ist  also  für  die  Geschichte  der  Dietatur  ganz 
gleichgültig  und  bildet  nur  in  so  fern  einen  mehr  zufälligen  Abschnitt  in 
derselben,  als  erst  nach  ihr  von  der  Dietatur  jene  nicht  im  ursprünglichen 
Sinne  des  Institutes  liegenden  Anwendungen  gemacht  worden  sind.  ’ Ueber 
diese  kühnen  und  an  unbegründeten  Vermuthungen  reichen  Behauptungen 
müssen  wir  etwas  ausführlicher  handeln.  Diese  Behauptungen  nebst  dem 
Ergebnisse,  das  aus  ihnen  gezogen  wird,  beruhen  indess  nicht  bloss  auf 
Vermuthungen,  sondern  sind  in  geradem  Widerspruche  mit  der  Ueberliefe- 
rung.  Denn  die  Ucberlieferung  besteht  einzig  und  allein  in  der  von  uns 
I,  416  angeführten  Stelle  bei  Festus  p.  198  und  in  ihr  heisst  es:  post- 
r/uam  cero  prococatio  ab  eo  magistratu  ad  populum  data  est,  guae  ante  *«» 
erat , desitum  est  adici  ui  optima  lege.  Festus  also  nennt  einen  Zeitpunkt 
an  dem  die  Veränderung  mit  der  dictatorischen  Gewalt  geschehen  sei. 
Lange  behauptet,  ein  Zeitpunkt  sei  ohne  Einfluss  gewesen,  es  seien  die 
verschiedenen  Classen  von  Dictatoren,  welche  einen  Unterschied  in  der 
dictatorischen  Gewalt  begründeten.  Festus  berichtet,  es  sei  Provocation 
von  der  Dietatur  gestattet  worden , natürlich  durch  ein  Gesetz , Lange  sagt 
dies  sei  nicht  geschehen.  Das  ist  ein  vollständiger  Widerspruch  mit  der 
Ucberlieferung  und  er  genügt,  um  die  Ansicht  des  neueren  Gelehrten  als 
ungeschichtlich  verwerfen  zu  lassen:  sie  kann  gegen  die  bestimmte  Nach- 
richt von  Festus  nicht  in  Betracht  kommeu.  Da  das  Hauptergebnis!  un- 
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richtig  ist,  sind  auch  die  einzelnen  Behauptnngen  theils  unbegründet  theils 
unverständlich.  Die  Machtfülle  der  Dictatur  soll  der  Dictator  nur  dann 
besessen  haben,  wenn  er  im  ursprünglichen  Sinne  des  Instituts  zur  Ret- 
tung des  Staats  bestellt  war:  von  solchen  rei  gerendae  causa  bestellten 
(später  werden  sie  auch  seditumis  sedandae  causa  genannt)  hätte  man  ge- 
sagt, dass  sie  optima  lege  bestellt  seien.  Diese  Behauptung  stützt  sich  auf 
nichts:  die  Stelle  von  Festus,  welche  als  Beweis  angeführt  wird,  erwähnt 
den  dictator  rei  gcrendae  causa  eben  so  wenig  wie  irgend  einen  andern : er 
sagt  nur,  optima  lege  seien  diejenigen  Dictatoren , von  denen  es  keine 
Provocation  gebe.  Ferner  der  ursprüngliche  Sinn  des  Instituts  sei  die  Ret- 
tung des  Staates:  diese  liege  allein  dem  dictator  reigerendae  causa  ob,  den 
andern  Dictatoren  nicht,  also  auch  nicht  dem  dictator  belli  gerendi  causa, 
der  freilich  »gewöhnlich  auch  dictator  reigerendae  causa  genannt  wird,  da 
er  dem  Begriffe  des  ursprünglichen  dictator  rei  gerendae  causa  am  Näch- 
sten stand”  (S.  550).  Welche  wunderliche  Annahme!  Also  ein  dictator 
seditionis  sedandae  causa,  der  einen. Aufruhr  unterdrückt,  rettet  den  Staat, 
ein  dictator  belli  gerendi  causa,  der  den  Staat  von  Kriegsnoth  befreit,  ret- 
tet den  Staat  nicht!  Jener  ist  der  ursprüngliche,  dieser  nicht!  Es  trifft 
sich  merkwürdig,  dass  gerade  der  erste  Dictator,  welchen  es  überhaupt 
gab,  wie  Liv.  II,  18  erzählt,  erwählt  wurde,  um  Krieg  zu  fuhren.  Es  ist 
überhaupt  die  Frage,  wie  man  die  für  besondere  Veranlassungen  ernann- 
ten Dictatoren  zu  betrachten  hat,  ob  sie  für  jene  Veranlassung  oder  über- 
haupt Machtvollkommenheit  erhielten,  ob  ihre  Macht  bei  der  einen  Veran- 
lassung grösser  war  als  bei  der  andern.  Die  Ueberlieferung , welche , wie 
erwähnt,  nur  Dictatoren  mit  Provocation  und  andere  ohne  Provocation 
kennt  und  beide  der  Zeit  nach  trennt,  ist  entschieden  dafür,  dass  alle 
Dictatoren,  wie  sie  auch  heissen  mochten,  gleiche  Macht  besassen. 
Zu  demselben  Ergebnisse  führt  eine  Betrachtung  des  Namens , den  sie 
hatten.  Derselbe  wird  immer  mit  causa  gebildet,  z.  B.  c/«ei  figendi 
causa  , senalus  legendi  causa,  wie  Liv.  XXIII.  23  sagt,  nicht  senatui  legend o, 
wie  Lange  S.  550  ihn  anführt.  Dies  ist  abweichend  von  der  Römischen 
Gewohnheit  bei  anderu  ausserordentlichen  Beamten,  zu  deren  Bezeichnung 
der  Dativ  gebraucht  wird.  Der  Unterschied,  welcher  in  diesen  Ausdrücken 
liegt,  ist  einleuchtend.  Wenn  der  Dativ  gebraucht  wird,  so  gilt  es  den 
Zweck,  zu  dem  Jemand  erwählt  wird,  mit  causa  wird  die  Veranlassung  der 
Wahl  angegeben.  In  jenem  Falle  könnte  man  denken,  der  Beamte  empfange 
seine  Gewalt  nur,  um  einen  bestimmten  Zweck  auszuführen,  in  diesem  Falle 
ist  es  zwar  ebenfalls  natürlich,  dass  zunächst  das  ausgeführt  wird,  weshalb 
der  Dictator  ernannt  ist,  aber  eine  Beschränkung  darauf  ist  noch  weniger 
denkbar.  Nun  aber  erhalten  selbst  diejenigen  Beamten,  welche  für  einen 
bestimmten  Zweck  erwählt  werden,  eine  Amtsgewalt,  welche  über  diesen 
Zweck  hinausgeht.  Z.  B.  die  Xrir»  legibus  scribendis  sind  zur  Gesetzge- 
bung erwählt,  ihre  Gewalt  aber  umfasst  alle  Thcile  des  Staates.  Ebenso 
ist  es  bei  den  llhiri  reipublicae  constituendae  und  zahlreichen  andern  Com- 
missionen, welche  zu  einem  besondern  Zwecke  ernannt,  dennoch  allgemeine 
consulariscbe  oder  prätorische  Gewalt  erhalten.  Um  wie  viel  mehr  werden 
wir  bei  den  Dictatoren  annchmen  müssen,  dass  jeder  von  ihnen,  auf  welche 
Veranlassung  er  auch  ernannt  sein  mochte,  die  volle  dictatorischc  Gewalt 
erhielt!  Die  Bezeichnung  der  Dictatoren  kommt  wahrscheinlich  von  dem 
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Senatsbesehlusse  her.  welcher  zu  ihrer  Ernennung  nüthig  war  (Liv.  IV,  57; 
Cic.de  leg.  111,3,  9):  in  ihm  wurde  die  Veranlassung  angegeben,  welche  den 
Senat  bewog,  die  Consuln  zur  Ernennung  eines  Dictators  aufzufordern. 

Der  Consul  selbst  ernannte  den  Dictator  ohne  weiteren  Zusatz  und  dies 
ist  der  Grund,  weshalb  die  mit  causa  ausgedrückte  Veranlassung , wenn 
gleich  sie  als  geschichtliche  Bemerkung  in  den  Fastenr  hinzugesetzt  wird, 
doch  nicht  als  eigentlicher  Titel  des  Dictators  aufzufassen  ist  Dagegen 
die  übrigen  ausserordentlichen  Beamten  werden  in  Folge  eines  Gesetzes  er- 
wählt und  in  dem  Gesetze  selbst  wird  der  Zweck  ihrer  Erwählung  durch 
den  Dativ  angeführt : daher  dieser  Zusatz  wesentlich  zn  ihrem  Titel  gehört. 
Indessen  abgesehen  von  dieser  Benennung  sprechen  auch  andere  Gründe 
dafür,  dass  die  Gewalt  des  Dictators,  bei  welcher  Veranlassung  er  auch 
ernannt  wurde,  immer  gleich  und  nicht  die  eine  Art  Dictatoren  optima  lege, 
die  andere  nicht  optima  lege  gewesen  ist.  Cicero  de  leg.  III,  3,  9 kennt 
nur  eine  Art  überhaupt,  er  hält  es  für  unwesentlich  zu  erwähnen,  dass  die 
Veranlassung  zur  Wahl  eines  Dictators  verschieden  sein  könne.  Man  er- 
wäge ferner  Folgendes.  In  dem  Begriffe  des  Dictators  liegt,  dass  er  der 
einzige  seiner  Art  im  Staate  ist;  er  umfasst  die  Gewalt  der  beiden  Consuln, 
er  ist,  wie  es  heisst,  maximus  praetor.  Wäre  die  Macht  der  für  besondere 
Veranlassungen  ernannten  Dictatoren  auf  diese  Veranlassungen  beschränkt 
gewesen,  so  hätte  es  nichts  gegen  sich,  dass  mehrere  Dictatoren  neben  ein- 
ander bestanden : jeder  hätte  seinen  besondern  Wirkungskreis  gehabt.  Aber 
zwei  Dictatoren  im  Staate  waren  unerhört  Im  Jahre  216  v.  Chr.  war  be- 
kanntlich ein  Dictator  zur  Kriegführung  erwählt,  aber  der  Senat  beschloss, 
zur  Ergänzung  des  Senates  noch  einen  Dictator  ohne  Reiteroberst  auf  sechs 
Monate  senatus  legendi  causa  ernennen  zu  lassen.  Dieser,  M.  Fabins  Buteo, 
sagt  bei  Liv.  XXIII,  23,  es  sei  unerhört,  dass  zwei  Dictatoren  zu  gleicher 
Zeit  seien:  es  fällt  ihm  nicht  ein,  anzuführen,  dass  seine  Macht  geringer 
als  die  des  andern  im  Kriege  beschäftigten  sei ; er  betrachtet  sich  als  voll- 
kommen gleichstehend  und  um  die  dadurch  hervorgebrachte  Verkehrtheit, 
dass  es  zwei  höchste  Beamte  im  Staate  gab,  zn  beseitigen,  legt  er  sein  Amt 
so  bald  als  möglich  nieder.  Noch  ein  anderes  erwähnt  Fabius  Buteo  als 
ungewöhnlich  oder  als  ungehörig  bei  seiner  Ernennung;  er  sagt  non  pro- 

* bare  se  — diclalori  nisi  rei  grrendae  causa  rreato  in  sex  menses  datum  Im- 
perium. Daraus  darf  man  folgen;,  dass,  wenn  ein  Dictator  aus  geringerer 
Veranlassung  als  Kriegsgefahr  ernannt  wurde,  der  Senat  dessen  Amtsdauer 
auf  kürzere  Zeit  zu  beschränken  pflegte.  Das  Gesetz  erlaubte  die  Amts- 
dauer bis  auf  sechs  Monat*;,  und  damit  natürlich  auch  eine  kürzere,  welche 
man,  wo  sie  ausreichte,  vorzog.  Aber  man  darf  hieraus  nicht  folgern, 
dass  der  eine  Dictator  geringere  Macht  hatte  als  der  andere:  ja  eben  der 
Umstand,  dass  der  Senat  in  diesem  Falle  die  Sitte  nicht  beobachtete,  be- 
weist, dass  beide  Dictatoren  an  Macht  einander  gleich  standen.  Es  fehlt 
auch  nicht  an  geschichtlichen  Beispielen,  wo  Dictatoren  sich  nicht  auf  die 
Veranlassung,  wegen  deren  sie  ernannt  waren,  beschränkten.  Ich  führe  da- 
von eines,  das  lehrreichste  an.  Im  Jahre  363  v.  Chr.  wurde  L.  Manlius 
Imperiosus  zum  Dictator  ernannt  daii  figrndi  causa,  also  geringer  Veran- 
lassung halber,  um  eine  religiöse  Oercmonie  zu  vollziehen  (Liv.  VII,  3):  seine 
Amtsdauer  war  wahrscheinlich,  wie  bei  dem  eben  erwähnten  Fabins  Bateo. 
auf  sechs  Monate  bestimmt  worden.  Er  war  indessen  nicht  damit  zufrie- 
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den,  seinen  religiösen  Auftrag  zu  erfüllen:  er  strebte  nach  Kriegsruhm, 
hielt  eine  Aushebung  mit  grosser  Strenge  und  sogar  Grausamkeit : er  wollte 
Krieg  gegen  die  Herniker  beginnen.  Wäre  die  Gewalt,  welche  er  claci  ß ■ 
gendi  causa  erhalten  hatte,  geringer  gewesen,  als  die  eines  rei  gerendae 
causa  ernannten  Dictators,  so  konnte  er  leicht  gehindert  werden : Senat  und 
Volkstribunen  kouiften  ihm  entgegen  treten.  Aber  nichts  der  Art  geschah: 
bis  er  die  Dictatur  niederlcgte,  konnte  ihm  von  keiner  Seite  etwas  gesche- 
hen. Freilich  nach  Niederlegung  derselben  wurde  er  von  dem  Volkstribunen 
M.  Pomponius  angeklagt.  Den  Grund  der  Anklage  führt  Livius  nicht  an: 
er  sagt,  Manlius  sei  seiner  Strenge  und  Grausamkeit  halber  verhasst  gewesen, 
der  Tribun  habe  ihm  schlechte  Behandlung  des  eigenen  Sohnes  zum  Vor- 
wurfe gemacht:  aber,  was  man  nach  Langes  Ansicht  über  die  Dictatur  vor 
Allem  erwarten  müsste,  der  Vorwurf,  dass  er  die  ihm  clai i ßgendi  causa 
übertragene  Dictatur  znm  Kriegführen  angewendet  hatte,  wird  nicht  er- 
wähnt. Aus  der  Erzählung  bei  Cic.  de  off.  III,  31,  112,  mit  der  Val.  Max. 
V,  4,  3 übereinstimmt,  erfahren  wir  den  eigentlichen  Grund  der  Anklage : 
Manlius  hatte  die  Dictatur  einige  wenige  Tage  länger  behalten,  als  sie  ihm 
in  dem  Senatsbeschlusse , in  Folge  dessen  er  ernannt  wurde,  übertragen 
worden  war.  Also  nicht  Missbrauch  der  ihm  übertragenen  Gewalt,  sondern 
nur  Ausdehnung  derselben  über  die  gesetzliche  Zeit,  worin  Streben  nach 
Alleinherrschaft  lag,  wurde  ihm  zum  Vorwurfe  gemacht.  Dies  eine  Beispiel 
widerlegt  die  aller  Ueberliefernng  widersprechende  Ansicht  Langes  auf  das 
Vollständigste.  Alle  Dietatoren,  aus  welcher  Veranlassung  sie  auch  ernannt 
waren,  hatten  gleiche  Gewalt:  sie  konnten  nur  verschieden  sein  durch  die 
Zeitdauer  ihres  Amtes , welche  vor  ihrer  Ernennung  durch  den  Senat  be- 
stimmt und  je  nach  der  Veranlassung  verschieden  angesetzt  werden  konnte. 
Man  erwartete,  dass  sie  sich  zunächst  auf  den  ihnen  angewiesenen  Zweck 
beschränken  würden  und  sie  haben  es  meist  gethan:  thaten  sie  es  nicht, 
so  konnte  sie  Niemand  hindern,  es  traf  sie  deshalb  nach  Niederlegung  des 
Amtes  keine  Strafe.  Somit  bleibt,  wenn  wirklich  ein  Unterschied  unter  den 
Dietatoren  bestand  und  einige  optima  lege,  andere  nicht  optima  lege  wa- 
ren, nur  übrig,  an  verschiedene  Perioden  der  Römischen  Geschichte  zu 
denken  und  diese  Möglichkeit  wird  durch  Festus’  Bericht  zur  Gewissheit 
erhoben. 

5)  Wahrscheinlich  ist  quaestionum  exercendarum  causa  keine  in  dem  Her- 
kommen begründete  Veranlassung  gewesen,  um  einen  Dictator  zu  ernennen 
und  man  nannte  ihn  deshalb  rei  gerrndae  causa,  zumal  da  seine  Thätigkeit 
hauptsächlich  ausserhalb  Roms  fiel.  Wer  die  in  der  vorigen  Anmerkung 
widerlegte  Ansicht  Langes  vertheidigen  wollte,  könnte  übrigens  hieraus  fol- 
gern, dass  auch  der  rei  gerendae  causa  ernannte  Dictator  nicht  die  volle 
dictatorische  Gewalt  besass.  Wir  führen  hier  nicht  an  die  Erzählung  von 
Livius  VIII,  33  über  die  Berufung  an  das  Volk , welche  der  Reiteroberst 
Q.  Fabius  gegen  seinen  Dictator  L.  Papirius  Cursor,  325  v.  Chr.,  eiulegte 
oder  einlegen  wollte.  Es  handelte  sich  dabei  um  militärischen,  ausserhalb 
Roms  begangenen , Ungehorsam , der  nach  strengen  Grundsätzen  niemals 
der  Provocation  unterlag,  ferner  wurde  die  Provocation  nicht  wirklich  ein- 
gelegt. Man  erkennt  aus  jenem  Falle  nur,  welche  andere  Mittel  ausser 
der  allen  Bürgern  gestatteten  Provocation  einem  Verurtheilten,  wenn  er  mäch- 
tig und  einflussreich  war,  zu  Gebote  standen.  Es  wird  auch  dieses  Beispiel 
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von  Q.  Fabius  von  «ton  neueren  Gelehrten  fast  allgemein  richtig  l»eurtheilt. 
Eben  so  wenig  fuhren  wir  zwei  andere  Beispiele  an,  welche  in  die  Dieta- 
turen  des  berühmten  Cainillus  fallen  und  von  Schwegler  Römische  Ge- 
schichte LLL  22  als  Beweise  für  die  Verantwortlichkeit  des  Dictators  be- 
trachtet werden.  Im  ersten  Falle  handelte  es  sich  um  die  Störung  der 
Tributeomitien  (Liv.  VJ,  38i  Plut.  Cam.  39):  sie  war*  eine  Ungesetzlich- 
keit, obwohl  damals  durch  eine  Ungesetzlichkeit  der  Volkstribunen  hervor- 
gerufen. Der  zweite  Fall  (Plut.  Cam.  42)  war  wohl  wirklich  eine  Gewalt- 
thiitigkeit,  welche  der  Dictator  nur  bei  der  aufgeregten  Stimmung  der  Plebs 
nicht  ahndet*«. 

6)  Man  sehe  die  genaue  Erörterung  hierüber  von  Fr.  Ritsch  I im  Bonner 
Lectionscatalog  Winter  1802  p;  XII  s<|.  Er  hat  zuerst  diese  Frage  mit 
Gründlichkeit  behandelt. 

7)  Dies  ist  die  Meinung  z.  B.  von  Lange  Römische  Alterthümer  L 46S 
und  646,  Schwegler  Römische  Geschichte.  III,  23  und  anderen.  Dagegen 
hatte  sich  erklärt  Becker  Handbuch  der  Römischen  Alterthümer  II.  2»  367. 

8)  Ueber  diese  Entwickelung  der  tribunicischen  Gewalt,  sowie  über  den 
Unterschied,  der  darin  gegen  die  Gewalt  der  früheren  republicanisehen 
Volkstribunen  statt  fand,  haben  wir  gesprochen  in  unsem  Slutlia  Humana 
(Berolini  1859)  p.  254  flgd.  Das  von  uns  S.  29  angeführte  Beispiel  vou 
sinnloser  Willkür,  das  sich  der  Tribun  C.  Labeo  erlaubt«,  ist  von  uns  schon 
früher  I,  23Ü  und  Anm.  113  angeführt  worden,  aber  nicht  ganz  richtig. 
Wir  erklären  dort  die  Worte  von  Plin.  nat.  hist.  VII,  142.  Metellus  habe 
später  „durch  fremde  Wohlthat*'  gelebt,  sein  Vermögen  sei  durch  die  Mass- 
regel  des  Tribunen  wirklich  verloreu  gegangen.  Aber  dagegeu  spricht  Cic. 
de  dom.  47,  123.  Man  muss  vielmehr  Plinius’  Worte  so  erklären , Metellus 
habe  sein  Leben  der  wohlwollenden  Vermittelung  Anderer,  nicht  seiner  eige- 
nen Unschuld  verdankt;  sein  Vermögen  blieb  unbeschädigt. 

9)  Dies  ist  die  Ansicht  der  neuesten  Gelehrten,  z.  B.  von  Schwegler 
Römische  Geschichte  Hl,  90;  Lange  Römische  Alterthümer  II,  475:  sie  wuss- 
ten auf  keine  andere  Weise  den  Process  der  Zehnmänner  mit  dem  durch 
die  zwölf  Tafeln  eingeführten  Verfahren  zu  vereinigen.  Aber  dabei  kom- 
men sie  in  geraden  Widerspruch  mit  der  bestimmten  und  einstimmigen 
Ueberlieferung. 

10)  Die  Worte  von  Livius  HI,  56,  ebenfalls  aus  einer  Rede  von  Ver- 

ginius,  unitM  timtum  rriminii,  nist  iudicem  tlices  le  ab  libertate  in  serrilutem 
contra  lenes  vindicias  nun  dedisse.  in  rincula  le  duci  iubebo  beziehen  die 
Erklärer  von  Livius  und  andere  Gelehrte,  z.  B.  Schwegler  Römische  Ge- 
schichte III,  87,  ebenfalls  auf  dieses  Anbieten  eines  Privatrichters,  indem 
sie  annehmen,  iudicem  dicere  sei  dasselbe  wie  iudicem  ferrt.  Indessen  an 
dieser  Stelle  gehört  iudicem  zu  te  dedisse  und  der  Siun  ist:  wenn  du  nicht 
behauptest,  du  hättest  als  Richter  das  von  mir  dir  Schuld  gegebene  Ver- 
brechen nicht  begangen.  Die  andere,  im  Texte  angeführte,  Stelle  von  Li- 
vius ist  für  das  Verfahren  vou  Verginius  vollkommen  beweisend. 

11)  Die  schwierige  Untersuchung  über  die  Porcischen  Provocationsge- 
setze  ist  zuletzt  eingehend  und  gelehrt  geführt  worden  von  L.  Lange  Com- 
menlnlionis  de  legibus  Porciis  liliertatis  civium  ci udidbus  particula  prior 

(Gissae  1862):  dieselbe  ist  auf  alle  Untersuchungen  früherer  Gelehrten  ge- 
gründet und  umfasst  dieselben  gewissennassen.  Indessen  einige  von  Langes 
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Ergebnissen  beruhen  auf  sehr  unsicherer  Vermuthung,  andere  widersprechen 
sogar  den  Zeugnissen  der  alten  Schriftsteller:  wir  werden  deshalb  öfters 
auf  eiue  Widerlegung  derselben  zurückkommen  müssen.  Freilich  stimmen 
wir  auch  in  manchen  Punkten  mit  Langes  Darstellung  überein,  z.  B.'in 
der  Auffassung  der  Veranlassung,  welche  Livins  für  dieses  dritte  Valerische 
Gesetz  angiebt.  Mau  vergleiche  desselben  Gelehrten  Römische  Alterthümer 
II,  86.  In  der  Erklärung  dieses  Gesetzes  selbst  und  namentlich  des  Verbo- 
tes, denjenigen,  welcher  provocirt  habe,  mit  dem  Beile  hinzurichten,  irrt 
Lange  mit  den  früheren  Gelehrten:  er  begeht  sogar  p.  17  noch  ein  beson- 
deres Missverständniss.  Die  Worte  von  Livius  X,  9,  welche  auf  die  Erwäh- 
nung des  dritten  Valeri sehen  Gesetzes  folgen,  lex  Valeria-  nihil  ullra  quam 
improbe  factum  adiecit,  bezieht  er  nicht  auf  dieses  dritte  Provocationsge- 
setz,  sondern  auf  das  erste,  beim  Beginne  der  Republik  erlassene.  Er  führt 
für  diese  Erklärung  zwei  Gründe  an.  Erstlich  habe  Livius  III,  55  bei  dem 
zweiten  Valerischen  Gesetze,  das  nach  dem  Sturze  der  Zehnmänner  gegeben 
wurde,  eine  sehr  starke  Strafe  für  den  Uebertreter  erwähnt.  Ganz  richtig, 
aber  nur  für  denjenigen,  der  einen  Beamten  ohne  Provocation  erwählt 
hätte,  nicht  auch  für  den  Beamten  selbst,  welcher  die  Provocation  vernach- 
lässigt hätte.  Wenn  die  härteste  Strafe  auch  auf  jenem  Falle  stand,  so  folgt 
daraus  keineswegs,  dass  überhaupt  eine  auf  diesen  Fall  gesetzt  war.  Noch 
viel  weniger  (konnte  auf  Verletzung  der  neuen  Bestimmung,  welche  zu- 
erst das  dritte  Valerische  Gesetz  traf,  eine  Strafe  stehen.  Zweitens  nennt 
Livius  dieses  dritte  Gesetz  diligentius  sanctam.  Aber  dies  heisst  nur,  die 
einzelnen  Fälle,  in  denen  eine  Verletzung  des  Provocationsreehtes  statt 
fände,  seien  genauer  aufgezählt  und  bestimmt  worden,  aber  nicht,  wie  Lange 
will,  die  Strafe  des  dritten  Valerischen  Gesetzes  sei  härter  gewesen  als  die 
des  zweiten  oder  ersten.  Wer  Livius’  Worte  vorurtheilsfrei  betrachtet, 
kann  nicht  zweifeln,  dass  sie  sich  nur  auf  das  dritte  Gesetz  beziehen.  An 
der  ganzen  Stelle  spricht  er  nur  von  ihm  und  seine  Endbemerkung  sollte 
sich  plötzlich  auf  das  erste  beziehen,  das  nirgends  bezeichnet  ist! 

12)  Dies  ist  die  Ansicht  von  L.  Lange  in  der  angeführten  Abhandlung 
p.  28.  Begründet  hat  er  sie  leider  noch  nicht  und  man  kaun  seine  Gründe 
nur  theilweise  aus  dem,  was  er  in  den  Römischen  Alterthümern  II,  179 
und  185  sagt,  errathen.  Indessen  giebt  er  dort  zu,  dass  seine  ganze  An- 
sicht nur  auf  Vermuthungen  beruht. 

13)  Diese  Gründe  gegen  die  Urheberschaft  von  M.  Cato  sind  schon 
von  C.  G.  Zumpt  Ueber  die  persönliche  Freiheit  des  Römischen  Bürgers 
und  die  gesetzlichen  Garantien  derselben  (Dannstadt  1846)  S.  36  geltend 
gemacht  worden  und  sie  sind  so  gewichtig,  dass  es  schwer  sein  wird  sie 
zu  widerlegen. 

14)  Es  müssen  hier  diejenigen  Ansichten,  welche  Lange  in  seiner  erwähn- 
ten Abhandlung  über  die  angeführten  Zeugnisse  von  Livius  und  Cicero 
ausspricht,  berührt  und  widerlegt  werden.  Livius  sagt  Porcia  tarnen  lex 
sola  pro  tergo  citium  lata  videtur.  Lange  p.  17Ügd.  erklärt  diese  Worte 
dalün , das  Porcisebe  Gesetz  scheine  für  den  Rücken  der  Bürger  gege- 
ben zu  sein,  dies  sei  die  Meinung  des  grossen  Haufens  und  diese  unbe- 
gründete Meinung  wolle  Livius  widerlegen.  Er  bringt  mit  dieser  Auffas- 
sung dann  auch  Ciceros  Worte  ungefähr  in  Uebereinstimmung.  Cicero, 
sagt  er  p.  18,  habe  die  Absicht  gehabt,  die  Meinung  derjenigen  zu  be- 
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kämpfen,  welche  vergessend  die  Valerischen  Gesetze,  auch  dasjenige,  was 
den  Valerischen  angehörte,  den  Porcischen  zuschrieben;  die  Valerischen 
Gesetze  aber  habe  er  nicht  erwähnt,  um  die  Provocation  zu  erläutern,  son- 
dehn  um  das  Streben  nach  Freiheit,  das  sich  unmittelbar  nach  Gründung 
der  Republik  gezeigt  habe,  darzustelleu : aus  diesem  Streben  seien  sowohl 
die  Valerischen  als  auch  die  Porcischen  Gesetze  hervorgegangen,  dieses  sei 
beiden  gemeinsam.  Und  daraus  sehliesst  Lange  dann  weiter , die  letztem 
hätten  überhaupt  nicht  von  der  Provocation,  sondern  nur  von  einer  auf 
flie  Vorzüge  des  Römischen  Bürgerrechtes  bezüglichen  Massregel  gehandelt. 
Die  Valerischen  Gesetze,  behauptet  er,  seien  zu  Ciceros  Zeit  veraltet,  un- 
bekannt. nur  Antiquaren  noeh  dem  Namen  nach  bekannt  gewesen.  Diese 
ganze  Kette,  von  Schlüssen  beruht  auf  sehr  trügerischem  Grunde  und  hat 
auf  Wahrheit  oder  Wahrscheinlichkeit  keinen  Anspruch.  Wenn  Livius  sagt, 
das  Porcische  Gesetz  scheine  für  den  Rücken  der  Bürger  gegeben  zu  sein, 
so  konnte  er  damit  zwar  andeuten  wollen,  in  Wirklichkeit  verhalte  es  sich 
nicht  so;  dann  könnte  ferner  vielleicht  der  Schein  sich  auf  die  falsche 
Ansicht  der  grossen  Menge  beziehen.  Indessen  ciue  solche  Auffassung  ist 
durch  Zusätze,  welche  sich  in  Livius’  Worten  nicht  finden,  bedingt.  Wenn 
man  Lateinisch  ri Jetur  ohne  weiteren  Beisatz  sagt,  so  liegt  darin  zunächst 
nur  die  Bescheidenheit  einer  subjectiven  Meinung:  und  so  muss  man  dies 
Verbum  hier  verstehen.  Man  wird  also  in  Livius’  Worten  dessen  eigene 
Ansicht  finden : er  sagt , was  er  selber  von  dem  Porcischen  Gesetze  denkt. 
Es  allein  war  für  den  Rücken  der  Römischen  Bürger  gegeben;  aber  dies 
sehliesst  nicht  aus,  dass  es  nicht  auch  die  Provocation  behandelte  und  dass  es 
sie  behandelte,  werden  wir  aus  dem  Umstande  folgern  müssen,  dass  er 
es  überhaupt , wo  er  von  einem  Provocationsgesetze  spricht , erwähnt 
Cicero  ferner  will  freilich  das  mächtig  sich  äussernde  Streben  nach  Frei- 
heit im  Beginne  der  Republik  schildern;  aber  dies  Streben  Susserte  sich 
hauptsächlich  in  der  Provocation  und  deshalb  bandelt  er  von  dieser.  Die 
Provocation  ist  demnach  auch  bei  Cicero  dasjenige,  was  die  Valerischen 
und  Porcischen  Gesetze  verbindet  und  beide  müssen  über  denselben  Gegen- 
stand gehandelt  haben.  Und  ferner , die  Valerischen  Gesetze  sollen  zu  Cr 
ceros  Zeit  unbekannt  gewesen  sein,  in  Vergessenheit  gerathen,  Cicero  selbst 
soll  sich  erst  (Lange  p.  4),  als  er  die  Bücher  vom  Staate  schrieb,  über  sie 
unterrichtet  haben!  Welche  unglaubliche  Behauptung.  Es  wäre  ebenso,  wie 
wenn  heut  zu  Tage  etwa  ein  gebildeter  Engländer  nichts  von  der  mag»a 
Charta  wüsste.  Freilich  war  zu  Ciceros  Zeit  das  Valerische  Gesetz  nicht 
mehr  unmittelbar  in  Gebrauch , weil  die  Provocation  selber  es  nicht  mehr 
war : sic  war  durch  andere  Einrichtungen  ersetzt.  Aber  deshalb  sollte  man 
es,  als  den  Grundpfeiler  der  Bürgerfreiheit,  nicht  mehr  gekannt  habeo! 
Als  Gründe  führt  Lange  p.  17  an,  erstlich  das  Stillschweigen  Caesars  bei 
Sallust  (Cat.  51).  Aber  in  dem  Processe  Catilioas  konnte  von  Provocation 
keine  Rede  sein.  Die  Verschworenen  waren  auf  der  That  ertappt,  alle  Tri- 
bunen, alle  Beamten  auf  Ciceros  Seite.  Ferner  Ciceros  Stillschweigen  in 
der  Rede  für  C.  Rabirius  (3,  10;  4,  13;  5,  15).  Aber  er  wollte  die  Grao- 
samkeit  der  Todesstrafe  schildern,  mit  welcher  das  Provocationsverfahreo 
nichts  zu  thun  hatte;  zudem  war  die  Provocation  bei  dem  Perduellionsvw- 
fahren  gegen  Rabirius  gesichert  gewesen.  Endlich  Cicero  Acad.  prior.  2, 
13  nennt  C.  Flaininius,  L.  Cassius,  Q.  Pompejus  in  Vergleich  mit  de® 
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alten  Valerius  ualioret.  Darüber  wird  sich  Niemand  wundem , aber  sicher- 
lich auch  nicht  schliessen  wollen,  das  Dasein  und  der  Inhalt  des  Valeri- 
schen  Gesetzes  sei  nur  Antiquaren,  welche  die  Annalen  und  die  Jahr- 
bücher der  Könige  und  die  Bücher  der  ponti/ices  und  augures  durchstöberten, 
bekannt  gewesen.  Man  fragt,  weshalb  Lange  zu  so  unbegründeten  Behaup- 
tungen, zu  so  willkürlichen  Erklärungen  seine  Zuflucht  nimmt.  Nur,  um 
zu  beweisen , die  Porcischen  Gesetze  hätten  nicht  über  die  Provocation  ge- 
handelt. Diese  ganze  Beweisführung  war  unnöthig.  Wie  wir  beim  dritten 
Valeriscbeu  Gesetze  nach  bestimmten  Zeugnissen  bewiesen  haben , war  es 
»ehr  wohl  mit  einander  vereinbar,  dass  die  Porcischen  Gesetze  die  Provo- 
cation behandelten  und  doch  ausserdem  noch  andere  Bestimmungen  trafen, 
welche  die  Leibesstrafen  der  Römischen  Bürger  änderten. 

15)  Eigentümlich  ist  cs,  durch  welchen  erzwungenen  Kunstgriff  Lauge 
p.  13  sich  helfen  muss,  um  zu  beweisen,  dass  die  Porcischen  Gesetze 
nicht  vou  der  Provocation  gehandelt  haben.  Er  sagt,  eigentlich  hätte 
die  Unterschrift  der  Darstellung  auf  den  Münzen  lauten  müssen  riris 
Komanus  »um.  Denn  diese  Worte  werden  bei  Cicero  an  der  Stelle,  wo  er 
der  durch  das  Porcisehe  Gesetz  gewährten  Vorrechte  eines  Römischen  Bür- 
gers gedenkt,  vielfach  wiederholt  Aber  für  dieselben,  meint  Lange,  sei 
auf  der  Münze  nicht  Platz  gewesen  und  deshalb  hätte  man  prozoco  gesetzt! 
Selbst  dass  cs  citis  Komanus  sum  eigentlich  hätte  heissen  müssen,  ist  nicht 
zu  erweisen.  An  jener  Stelle  Ciceros  findet  sich  sogar  eine  Andeutung, 
welche  nur  auf  die  Provocation  gehen  kann.  Cicero  (in  Verr.  V,  63,  163) 
sagt  nämlich,  nachdem  er  das  Porcisehe  Gesetz  genannt,  o graziler  desi- 
deralu  et  aliguando  reddita  plehi  Kontanue  tribunicia  potestas . Das  tribuni- 
cische  Amt  ist  die  Ergänzung  des  Provocationsrechtes,  die  thatsächliche 
Ausführung  desselben.  Ueber  die  Münzen  kann  man  vergleichen  Eckhel 
doctr.  numm.  V,  286 ; Th.  Moramsen  Geschichte  des  Römischen  Münzwesens 
S.  552  und  526. 

16)  So  erklären  nämlich  die  Münze  Cazedoni  Kaggunglio  storico  ar~ 
cheologicu  de'  precipui  riposlig/i  antichi  di  medagli  etc.  (Modena  1854)  p. 
121  und  Moramsen  Geschichte  des  Römischen  Münzwesens  S.  553,  ohne 
indessen  auf  eine  Deutung  der  Darstellung  im  Einzelnen  einzugehen. 

17)  Wir  haben  diesen  Unterschied  im  Römischen  Bürgerrechte,  sowie 
den  allmäligen  Uebergang  des  niedern  in  das  höhere  zuerst  auseinander- 
gesetzt in  der  Abhandlung  Ite  propngatione  civitatis  Romanae , welche  sich 
in  unsern  Studio  Romana , Berol.  1859,  p.  325  sq.  findet.  Natürlich  aber 
haben  wir  damals  den  Unterschied,  der  zwischen  den  beiden  Arten  von 
Bürgern  in  Bezug  auf  ihre  Bestrafung  bestand,  p.  360  nur  kurz  berührt. 

18)  Mau  sehe  Cic.  ad  Att.  V,  11,  2;  App.  bell.  civ.  II,  26;  Plut.  Caes. 
29.  In  ausführlicher  Darstellung  haben  wir  die  Verhältnisse  der  Colonie 
Novum  Comum  und  das  Verfahren  des  Consuls  Marcellus  geschildert  in 
unseren  Cvmmentaliones  epigraphicae  Vol.  I p.  308. 

19)  In  Bezug  auf  diesen  Fall  erzählt  Val.  Max.  II,  7,  15  vom  Senate1 
M.  Fultio  Flacco  tribuno  plcbi  denuntiante,  ne  in  eite»  Romanos  adrersus 
tnorem  maiorum  animadzerterel , nihilominus  propositum  exreutus  esl.  Man 
muss  diese  Nachricht  richtig  verstehen  und  nicht  etwa  so  erklären , als  ob 
schon  damals  die  Hinrichtung  der  Soldaten  durch  das  Beil  ungesetzlich 
gewesen  wäre.  Das  Schicksal  der  dreihundert  Römischen  Bürger  (denn 
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so  viel  waren  es  nach  Polyb.  I,  7)  erregte  allgemeines  Mitleid.  Sie  waren 
nach  Rom  gebracht  worden  und  es  versuchte  daher  der  Tribun  sein  Recht 
über  dieselben  geltend  zu  machen:  er  verlangte,  Bie  sollten  vor  Gericht 
gestellt  und  wenn  sie  dann  vom  Volke  verurtheilt  wären,  erst  dann  hinge- 
richtet werden.  Es  war  gegen  die  Sitte  der  Vorfahren , so  wie  auch  gegen 
die  Gesetze,  Jemanden  ohne  Proeess  hinzurichten:  die  Sitte  allein  mochte 
auch  bei  Soldaten,  wenn  sie  in  Rom,  nicht  im  Felde  waren,  vorgängigen 
Proeess  verlangen.  Aber  der  Senat  bestand  auf  dem  strengen  Rechte,  be- 
hauptete, die  Gefangenen  seien,  trotzdem  sie  sich  in  Rom  befanden,  Sol- 
daten und  ständen  unter  militärischer  Gerichtsbarkeit.  Er  setzte  seine# 
Willen  durch. 

20)  Man  sehe  Polyb.  VI,  37,  wo  die  Strafe  des  fusluarium  beschrieben 
wird.  Lange  in  seiner  Abhandlung  p.  8 glaubt  indessen  in  den  Worten 
köpio;  5'  i rr't  xai  oüv  o yiXlapyo«  xai  iveyuptdCur«  xai  paaTcfäiv . voii; 

8e  autxpLtr/ouc  oi  Jipattpfxvot  dennoch  eine  Andeutung  der  Geisselung  zu  fin- 
den, da  pao- ijoöv  sonst  von  dieser  (s.  z.  B.  Polyb.  I,  7;  I,  11)  gebraucht 
wird.  Lange  hilft  sich  durch  die  Annahme,  Polybius  habe  die  Einrich- 
tungen zur  Zeit  des  zweiten  Punischen  Krieges  geschildert.  Aber  das  lässt 
sich  aus  Polyb.  VI,  11  und  12  nicht  folgern.  Er  gebraucht  vielmehr  pas- 
Ttyoöv  überhaupt  für  alle  Leihesstrafen  und  kann  damit  sowohl  Geisselung 
als  Prügelstrafe  meinen.  Wo  er  die  körperlichen  Strafen  schildert,  er- 
kennt er  mir  die  letztere  als  bestehend  an.  Viele  Beispiele  von  der  Geis- 
selung der  Soldaten,  welche  vor  dem  Porcischen  Gesetze  gebräuchlich  war, 
hat  Lange  p.  10  seiner  Abhandlung  zusammen  gestellt. 

21)  Von  Pighius  Ann.  II,  407  wird  der  erste,  zum  Jahre  162,  p.  418 
der  zweite,  zum  Jahre  158,  p.  432  der  dritte  zum  Jahre  154  als  Volks- 
tribun angesetzt:  aber  freilich  nur  nach  muthiuasslicher  Berechnung,  da 
bestimmte  Zeugnisse  fehlen. 

22)  Dies  ist  die  Meinung  von  Lange.  Er  nimmt  p.  21  seiner  Abhand- 
lung an , das  erste  Porcische  Gesetz  habe  gelautet:  ne  quis  magistratus 
circf/i  Komanum  necarel  nete  verberarel , das  zweite:  ne  quis  magistratus 
eitern  llomanum  nere  in  urhe  neue  extra  urbem  necarel  nete  cerberaret,  das 
dritte  ne  quis  magistratus  eitern  llomanum  nete  in  urbe  nete  extra  urbem 
nete  togatum  nete  militem  necarel  nete  verberarel.  In  diesem  Ausdrucke 
tritt  es  augenscheinlich  hervor,  wie  unnütz  das  zweite  und  dritte  Gesetz 
ist  Zu  weit  geht  Lauge  p.  4 seiner  Abhandlung,  wo  er  daraus,  dass  alle 
Schriftsteller  ausser  Gic.  de  rep.  11,  31  nur  eine  lex  Porcia  erwähnen. 
Bchliesst,  die  drei  Porcischen  Gesetze  seien  gleichsam  für  eines  gehalten 
worden.  Denn  die  lex  Porcia  wird  eben  nur  mit  dem  Verbote  der  Geisse- 
luug  in  Verbindung  gebracht. 

23)  Lange  in  seiner  schon  erwähnten  Abhandlung  p.  24  scheint  diese 
lex  Sempronia  nicht  richtig  aufzufassen.  Er  meint,  bei  Cic.  in  Cat  I,  1L 
28  seien  unter  leges  de  supplicio  citium  Jiomanorum  rogatae  die  lex  Porcia 
und  dieses  Gesetz  von  C.  Gracchus  zu  verstehen.  Als  Beweis  dafür  führt 
er  Cic.  in  Cat.  IV,  5,  10  an,  wo  die  /ex  Sempronia  als  diejenige  genannt 
werde,  deretwegen  Caesar  nicht  für  die  Todesstrafe  der  Catilinariscb« 
Verschworenen  gestimmt  habe.  Wir  glauben  diese  Stelle  S.  73  richtiger 
erklärt  zu  haben.  Als  einzigen  Grund  für  seine  Erklärung  führt  Lange  an : 
Caesar  habe  die  lex  Sempronia  im  Sinne  gehabt  bei  den  Worten  seiner 
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Rede  bei  Sali.  Cat.  51:  aliae  leget  item  candemnalis  ciribus  non  anim  um 
eripi,  ted  exilium  penniiti  iub/nt.  Dies  erhelle  daraus,  dass  er  später  sage; 
post  quam  circumrrniri  innorrntes  coepere ; Gracehus  habe  ein  Gesetz  gege- 
ben ne  quis  itulirio  circumrenirelur  (Cic.  p.  Clueut.  55,  151).  Dies  ist  ein 
entschiedenes  Missverstäudniss ; denn  dies  letztere  Gesetz  bezieht  sieh  auf 
das  Amtsverbrechen  der  als  Richter  dienenden  Senatoren : wir  werden  dar- 
über bei  den  Gesetzen  über  die  Geschworengerichte  sprechen.  Aber  auch 
ohne  dies  Missverstäudniss  sind  Langes  Schlüsse  nicht  genügend.  Die 
Stelle  von  Sali.  Cat.  51  ist  richtiger  von  C.  G.  Zumpt  in  seiner  oben  (Note 
13)  angeführten  Abhandlung  S.  41  erklärt.  Vergl.  unsere  Darstellung 
S.  411  flgd.  Unter  den  Gesetzen,  welche  über  die  Todesstrafen  Römischer 
gegeben  sind,  versteht  Cicero  nur  die  Porrcischen. 

24)  Mau  sehe  Dionys.  XI,  52;  Zouaras  VII,  19.  Auch  Kaiser  Claudius 
in  seiner  Rede  über  das  Bürgerrecht  Gallischer  Staaten  Tafel  I folgt  die- 
ser gewöhnlichen  Ueberlieferung.  Er  sagt  von  den  Militairtribunen : quid 
in  plures  distributum  runsulare  Imperium  Iribunosque  mililum  contulari  impe- 
riu  appellalos,  qui  teni  et  snepe  urloni  crearentur?  Wenigstens  weicht  er 
uicht  von  ihr  ab,  da  er  nur  die  Thatsachen  augiebt,  ohne  auf  die  Gründe 
derselben  einzugeheu. 

25)  Die  neueren  Forscher  nehmen  an,  nur  der  Senat  habe  darüber  ent- 
schieden, ob  Consuln  oder  Militairtribunen  gewählt  werden  sollten.  So 
Becker  Handbuch  der  Römischen  Altcrthümer  II,  2,  142  und  Lange  Römi- 
sche Altcrthiimer  1.  477.  Sie  müssen  dabei  einen  Irrthum  von  Dionysius 
annehmen,  welcher  an  mehreren  Stellen  eine  Mitwirkung  des  Volkes  er- 
wähnt und  dazu  sind  wir  nicht  berechtigt.  Lange  sagt  zwar,  Dionysius  sei 
dadurch  zu  seiner  Ansicht  verleitet  worden,  dass  die  Tribunen  auf  den 
Senat  einzuwirken  suchten,  z.  B.  Liv.  IV,  12  und  43.  Indessen  wie  wenig 
dieser  Umstand  auch  bei  einem  mit  der  Römischen  Verfassung  nur  wenig 
Bekannten  einen  Irrthum  veranlassen  konnte,  leuchtet  ein.  Es  würde  fol- 
gerichtig sein,  dass  jede  Acnderung  im  Staate  durch  den  Senat,  nichts 
durch  das  Volk  geschehen  sei;  denn  immer  suchen  die  Tribunen  auf  den 
Senat,  welcher  den  Vorbeschluss  fassen  muss,  einzuwirken.  Es  ist  jene  An- 
sicht eine  an  sich  unmögliche;  denn  der  Senat  war  bei  der  Entscheidung 
Partei,  und  hätte,  wenn  er  die  Macht  dazu  gehabt,  immer  für  Consuln  ge- 
stimmt. Wir  haben  in  unserer  Darstellung  alle  Stellen,  auf  welche  jene 
falsche  Ansicht  sich  stützt,  genügend  erläutert.  Wir  müssen  hierbei  noch 
eine  andere  Ansicht  von  Lange  I,  478  über  die  Einsetzung  der  Militairtri- 
buneu  widerlegen.  Er  sagt:  „Legalisirt  ist  diese  Veränderung  wohl  nicht 
durch  eine  besondere  lex  consularu  de  tribunis  mililum  creandis,  die  Livius 
an  einer  spätem  Stelle  beiläufig  voraussetzt  (IV,  35),  und  durch  die  der- 
selben crtheilte  patrum  aucioritat ; denn  in  den  Quellen  ist  nur  von  einem 
senatut  consultum  (Dion.  XI,  61)  und  von  geheimen  Zusammenkünften  der 
Patricier,  zu  denen  nicht  einmal  alle  Patricier  zugezogen  wurden,  die  Rede 
(Liv.  IV,  6;  Dion.  XI,  55).  Daher  ist  auch  hier,  wie  bei  der  Einsetzung 
der  Decemviru,  wahrscheinlich,  dass  die  comitia  ceniuriaia  (vergl.  Liv.  V, 

13.  52;  wonach  V,  18  zu  berichtigen),  welche  ex  senatut  contulia  angesagt 
wurden  tribunis  mililum  cunsulari  pulestate  creandis  (Liv.  IV,  6),  die  Ver- 
änderung durch  den  Act  der  Wahl,  die  auch  ein  jussus  pupuli  war  (Liv.  VII, 

17;  IX,  33),  gut  hiessen,  und  dass  die  Curien  sie  bestätigten  durch  die  Be- 
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willigung  der  lex  ettriata  für  die  Gewählten.“  Diese  Ansicht  hängt  zusam- 
men mit  der  Meinung,  welche  Lange  überhaupt  von  der  Befugnis»  der  Cen- 
turi&tcomitieu  und  der  ihnen  alleiu  zukommenden  Entscheidung  über  das 
consulare  Imperium  hat:  wir  halten  sie  nicht  für  begründet,  können  sie  in- 
dessen hier  nicht  beiläufig  widerlegen.  Im  vorliegenden  Falle  ist  die  Dar- 
stellung, welche  er  von  der  Einsetzung  der  Militairtribuueu  giebt,  unrichtig. 
Livius  IV,  35  setzt  nicht  eine  lex  consularis  de  tribunis  miHtum  ercandis 
voraus:  er  lässt  einen  Volkstribuneu  sagen:  Ntc  st  ri dere,  cur  non  lex 
quoque  abrogelur , qua  id  liceal,  quod  nunquam  futurum  sit.  Er  spricht 
also  zwar  von  einem  Gesetz;  aber  dass  dies  ein  eonsularisches  sei,  ist 
Langes  Zusatz  und  zwar  ein  falscher.  Denn  Liv.  IV,  6 erwähnt  die  Pri; 
vatzusammenküufto  der  Patrieier  nur  als  vorhergehend  dem  endgültigen 
Abkommen;  wie  dies  letztere  getroffen  wurde,  berichtet  er  nicht  Dagegen 
Dionysius  erzählt  zuerst  (XI,  55)  von  jenen  Privatzusantmeukünften , aber 
dann  noch  ausführlich  (XI,  57)  vou  der  Senatssitzung  selbst,  und  endlich 
(XI,  61),  nach  gefasstem  Senatsbesehlussc  seien  die  Volkstribunen  fröhlich 
auf  den  Markt  gekommen,  hätten  das  Volk  zur  Versammlung  berufen,  den 
Senat  gelobt  und  die  Plebejer  aufgefordert,  sich  mit  den  Patriciern  um 
das  Militairtribunat  zu  bewerben.  Darin  geschieht  zwar  keine  ausdrückliche 
Erwähnung,  dass  jener  Senatsbeschluss  durch  Tributeomitien  zum  Gesetz 
erhoben  worden  sei;  aber  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  es  geschehen,  liegt 
darin.  Die  Gewissheit  davon  bezeugt  Dionysius  XI,  63,  wo  zuerst  von  dem 
Beschlüsse  des  Volkes  über  die  Wald  von  Consulu,  dann  von  den  Consuln 
selbst  erzählt  wird.  Also  bestanden  während  der  ganzen  Zeit,  wo  die  Re- 
gierung zwischen  Consuln  und  Militairtribuneu  schwankte,  in  jedem  Jahre 
folgende  Acte,  ehe  die  höchsten  Beamten  bestimmt  waren,  erstens  ein  Se- 
natsbeschluss, dann  ein  Volksbeschluss  der  Tributeomitien  unter  Leitung 
der  Volkstribunen,  dann  Centuriatcomitien  von  Consuln  oder  Militairtribu- 
nen  geleitet,  endlich  das  Curiatgesetz. 

26)  Bei  Pomponius  Dig.  de  orig.  iur.  (1,  21  2,  25  heisst  es:  Dein de 
cum  post  aliquot  unnus  quam  XII  tabulae  latae  sunt,  et  plebs  conlendrrel 
cum  patribus  et  teilet  ex  suo  quoque  corpore  consules  creare  et  patres  re- 
rusarent,  factum  est,  ut  tribuni  militum  crearentur,  partim  ex  plebe  partim 
ex  patribus  consulari  potestate,  iique  conslituti  sunt  vario  numero ; intrrdum 
enim  riginti  fuerunt,  interduin  plures,  noHiiunqtiam  pauciores.  Die  Übrige 
Darstellung  ist  vollkommen  richtig,  namentlich  auch  das  promis cue  ex  pa- 
tribus ac  plebe,  wie  Livius  sagt,  richtig  durch  partim  ex  plebe.  partim  ex 
patribus  ausgedrückt.  Um  so  unbegreiflicher  wäre  die  Nachricht,  man 
hätte  zwanzig  Militairtribunen  als  regelmässige  Zahl  gewählt:  riytnti  muss 
ein  Fehler  der  Abschreiber  sein  und  sei  gelesen  werden.  Es  hiess  VI,  das 
Jemand  für  die  Anfangbuchstaben  von  ciginti  nahm  und  so  das  Versehen 
erzeugte. 

27)  Lange  Römische  Alterthümer  I,  480  bringt  auch  hier  wieder  seine 
Ansicht  über  die  Bedeutung  der  Centuriatcomitien  und  die  Art  und  Weise, 
wie  die  Militairtribunen  eingesetzt  worden  seien,  an:  er  sagt,  die  drei  er- 
wählten patricischen  Tribunen  hätten,  eben  weil  die  Wald  ein  jussus  p> >- 
puli  war,  als  legitimer  Magistrat,  nicht  etwa  als  ein  unvollständiges  und 
deshalb  illegitimes  Collegium  gegolten.  Die  Wahl  war  nicht  ein  jussus  p*- 
puli,  der  selbst  ein  Gesetz  schaffen  konnte;  denn  sonst  hätten  auch  zehn 
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und  zwölf  Militairtribunen  erwählt  werden  können  und  das  war  nicht  mög- 
lich. Zwischen  einer  Volksversammlung,  welche  eine  Wahl  vornimmt,  und 
solcher,  welche  ein  Gesetz  giebt,  ist  ein  grosser,  auch  äusserer  Unterschied. 
Auch  ist  ein  unvollständiges  Collegium  nicht  illegitim.  Selbst  bei  den 
Volkstribunen  werden  die  Gewählten  nicht  illegitim,  wenn  sie  nicht  die 
gesetzliche  Zahl  haben,  sondern  nur  der  Vorsitzende  bei  der  Wahl  wird 
strafbar,  wenn  er  dieselbe  nicht  so  lange  fortsetzen  lässt,  bis  die  Zahl 
vollständig  ist.  Ueber  die  gesetzlich  vorgesebriebene  oder  erlaubte  Zahl 
hat  Lange  S.  479  dieselbe  Meinung,  welche  wir  nach  den  Zeugnissen  der  Ue- 
berlieferung  angenommen  haben;  ihre  innere  Begründung  durch  Verglei- 
chung mit  der  Zahl  der  Legionstribunen  halten  wir  indessen  für  überflüssig 
und  nicht  zutreffend.  Vergl.  desselben  Gelehrten  Abhandlung:  Ueber  Zahl 
und  Amtsgewalt  der  Oonsulartribunen  (Wien  1856)  8.  6 flgd.  Besondere 
Verhältnisse  müssen  bei  der  Wahl  der  ersten  Militairtribunen  im  Jahre  444 
v.  Chr.  obgewaltet  haben,  welche  man  wegen  mangelnder  Ueberlieferung 
nicht  vollständig  aufklären  kann:  wir  haben  deswegen  unsere  Vermuthung 
über  die  Verschiedenheit  der  erlaubten  und  der  wirklich  gewählten  Zahl 
von  Militairtribunen  auf  den  Bericht  von  Livius  über  die  Wahl  der  zwei- 
ten, welche  überhaupt  ernannt  wurden,  vom  Jahre  438  gegründet.  Dies  war 
uin  so  mehr  nöthig,  als  in  dem  Berichte  von  Livius  über  die  Wahl  der 
ersten  Militairtribunen  ein  Fehler  sein  muss.  Es  heisst  bei  ihm  • IV,  6 Co - 
milia  tribunis  consulari  pulcslale  tribus  creandis  indicuntur.  Die  Zahl  drei 
kann  hier  nicht  richtig  sein ; denn  es  steht  fest,  dass  sechs  Plätze  besetzt 
werden  konnten.  Indessen  ein  Versehen  von  Livius  selbst  ist  es  schwer- 
lich, sondern  wahrscheinlich  der  Abschreiber,  welche,  weil  nachher  wirk- 
lich nur  drei  Militairtribunen  gewählt  wurden,  hier  die  Zahl  gegen  die  Ab- 
sicht des  Geschichtsschreibers  hinzufügten. 

28)  Schon  Niebuhr  Römische  Geschichte  II,  438,  der  freilich  überhaupt 
unhaltbare  Verrauthungen  über  die  Einsetzung  der  Militairtribunen  aufge- 
stellt hat,  sprach  die  Ansicht  aus,  dieselben  hätten  an  Macht  den  Consuln 
nachgestanden,  ohne  jedoch  genauer  anzugeben,  in  welcher  Beziehung  ihre 
Macht  geringer  gewesen  wäre.  Er  begründete  seine  Vennuthung  auch  nicht 
weiter,  sondern  begnügte  sich,  Livius’  Angabe  IV,  7,  welcher  ihnen  den  Ober- 
befehl und  die  Amtszeichen  der  Consuln  zuschreibt,  der  Uebertrcibung  zu 
zeihen : er  sprach  ihnen  die  curulische  Würde  ab.  Auch  Peter  Epochen 
der  Verfassungsgeschichte  der  Römischen  Republik  (Leipzig  1841)  8.  86 
glaubt  daran,  die  Macht  der  Militairtribunen  sei  gegen  die  der  Consuln  be- 
schränkt gewesen,  ohne,  etwas  weiteres  als  die  Auspicien  anzuführen.  Zum 
besonderen  Gegeustande  der  Untersuchung  machte  diesen  Punkt  Ottokar  Lo- 
renz Ueber  das  Consulartribunat  (Wien  1855) : er  nahm  an,  die  Macht  die- 
ses Tribunatcs  sei  anfänglich  eine  geringe  gewesen  und  erst  allmälig  mit 
dem  zunehmenden  Einflüsse  der  Plebejer  überhaupt  gewachsen.  Er  wurde 
widerlegt  von  Lange  in  der  früher  angeführten  Abhandlung  und  diese  Wi- 
derlegung ist  so  gründlich  und  überzeugend,  dass  wir  auf  die  Ansicht  von 
Loreuz  nicht  wieder  einzugehen  brauchen.  Aber  Lange  S.  28  seiner  Ab- 
handlung glaubt  dennoch,  die  Macht  der  Militairtribunen  sei  geringer  ge- 
wesen als  die  der  Consuln  und  hat  diese  Meinung  auch  in  seinen  Römi- 
schen Alterthümern  I,  480  wiederholt.  Er  beruft  sich  theils  auf  diejenigen 
Gründe,  welche  wir  oben  in  unserer  Darstellung  schon  widerlegt  haben,  theils 
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auf  einen  Ausdruck  von  Livius  V,  2,  welcher  die  Herrschaft  der  Militairtribunen 
prorotuulttris  imngo  nennt ; er  ist  indessen  vollkommen  richtig,  auch  wenn  die 
Gewalt  derselben  nicht  geringer  war.  Denn  die  Militairtribunen  vertreten 
eben  die  Stelle  der  Consuln,  sie  sind  eüi  Vorbild  der  spätem  Proconsuln. 
Dass  in  der  Zusammenstellung,  welche  Livius  IV,  39  zwischen  dem  Range  des 
magislrr  rguilum  uud  der  Militairtribunen  macht,  kein  Beweis  für  die  ge- 
ringere Macht  der  letztem  liegt,  giebt  Lange  selbst  zu;  denn  dass  der 
Rang  der  Tribunen  geringer  war  als  der  der  Consuln,  ist  zweifellos.  Auch 
die  Bedenken,  welche  inan  trug,  ob  von  den  Militairtribunen  ein  Dictatur 
ernannt  werden  könnte  (Liv.  IV,  31),  beweisen  nichts;  sie  wurden  durch 
den  Aussprach  der  Augura  beseitigt  und  es  kam  dabei  überhaupt  mehr 
auf  die  Form  als  auf  das  Wesen  der  Sache  an.  Man  kann  also  allen  an- 
geführten Gründen  keine  Beweiskraft  dafür  zuschreiben , dass  die  Gewalt 
der  Militairtribunen  beschränkter  gewesen  sei  als  die  der  Consuln.  Lange 
seinerseits  kommt  zu  dem  Ergebnisse,  dass  die  Amtsgewalt  der  plebejischen 
Militairtribunen  eine  andere  und  zwar  weniger  umfangreiche  war  als  die  der 
patricischen , in  so  fern  als  jene  das  richterliche  imperium  entbehrten , diese 
es  besessen.  Zwei  vermeintliche  Beweise  werden  für  diese  Ausicht  ange- 
führt. Erstlich  spreche  dafür  der  Umstand,  dass  im  Jahre  337  v.  Ohr. 
bei  der  Tbcilung  des  Consulates  zwischen  Patriciem  und  Plebejern  die 
richterliche  Gewalt  abgezweigt  uud  einem  patricischen  Prätor,  gut  ««  urbt 
im  Hicerei , übergeben  wurde.  Diese  Erklärung  von  der  Einsetzung  der 
Prätur  ist  nicht  eine  nothwendige  uud  damit  verliert  der  angebliche  Grund 
seine  Beweiskraft.  Man  kann  mit  mehr  Wahrscheinlichkeit  sagen,  bis  zum 
Jahre  367  hätten  sechs  Tribunen  die  oberste  Gewalt  gehabt,  fortan  soll- 
ten sie  zwei  Consuln  haben;  aber  da  die  Menge  der  Geschäfte  zu  gross 
war,  sei  die  Prätur  eingesetzt  und  weil  die  Plebejer  dieselbe  noch  nicht 
verlangt  hatten,  natürlicher  Weise  Patriciern  übertragen  worden.  Zweitens 
sagt  Lange  S.  30:  „die  Annahme,  dass  die  plebejischen  Consulartribunen 
das  richterliche  imperium  nie  gehabt  haben , wird  dadurch  bestätigt 
dass  in  jedem  gemischten  Collegium  wenigstens  ein  Patricier  war  (Liv.  V', 
13)  oder,  wenn  mehrere  Patricier  in  den  Krieg  zogen,  doch  mit  den  Ple- 
bejern wenigstens  ein  Patricier  in  Rom  blieb  (Liv.  VI,  30;  und  dass  nie- 
mals, so  viel  wir  sehen  können,  ein  plebejischer  Cousulartribun  die  eura 
urbü,  also  auch  nicht  die  Jurisdiction,  gehabt  hat.  Denn  der  von  Livius 
allein  erwähnte  tribunicische  custus  urbis  aus  der  Zeit  der  gemischten  Col- 
legia war  Patricier  (Liv.  VI,  6).'1  Alle  diese  angeführten  Thatsaehen  sind 
nicht  beweisend.  Dass  wenigstens  ein  Patricier  in  jedem  gemischten  Col- 
legium war,  sagt  Livius  nicht,  wenigstens  nicht,  dass  er  es  sein  musste, 
sondern  nur,  dass  in  einem  Jahre  nur  ein  Patricier  gewählt  worden  sei. 
Daraus  folgt  nicht,  dass  er  gewählt  werden  musste,  noch  weniger,  dass 
er  des  richterlichen  imperium  halber  gewählt  werden  musste.  Bei  weitem 
die  meisten  Militairtribunen  sind  Patricier  gewesen,  viele  Jahre  hindurch 
wurde  kein  Plebejer  gewählt  und  es  sollte  wunderbar  seiu  und  einen  be- 
sonderu  Grund  uud  zwar  den  des  richterlichen  imperium  haben,  dass  in 
einem  Jahre  doch  ein  Patricier  gewählt  wurde!  Als  vom  Jahre  366  v. 
Chr.  an  ein  Gonsul  ein  Plebejer  sein  musste,  dauerte  es  bis  zum  Jahre 
172  v.  Chr.,  che  es  beide  waren:  noch  im  Jahre  215  v.  Chr.  nahm  man 
daran  religiösen  Anstoss.  So  sehr  bewahrte  man,  ohne  äussere  Veras- 
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lassung,  die  alte  Sitte  Patricier  zu  wählen.  Ferner  sagt  Lange,  wenig- 
stens ein  Plebejer  sei  in  Rom  geblieben.  Aber  Livius  zum  Jahre  379  v. 
Chr.  fasst  das  Verhältniss  anders  anf.  Es  waren  damals  drei  Patricier  und 
drei  Plebejer  erwählt:  er  erzählt,  weil  zwei  Patricier,  P.  und  C.  Manlius 
die  Plebejer  an  Adel , den  dritten  Patricier  an  Einfluss  übertroffen  hätten, 
deswegen  seien  sie  mit  der  Führung  des  Krieges  beauftragt  worden:  also 
Zufall  war  es,  nicht  Noth Wendigkeit,  was  den  einen  Patricier  in  der  Stadt 
hielt  Endlich  ein  einziger  custm  urhis  aus  der  Zeit  der  gemischten  Colle- 
gia wird  erwähnt  und  dieser  war  ein  Patricier:  daraus  soll  folgen,  dass 
er  es  sein  musste!  Widerlegt  aber  wild  Langes  Ansicht  von  dem  Mangel 
des  richterlichen  imperium  bei  den  plebejischen  Militairtrihuncn  durch  das 
in  unserer  Darstellung  erwähnte  Beispiel  der  Zehnmänner , deren  plebejische 
Mitglieder  eben  dieselbe  richterliche  Gewalt , wie  die  patricischen , gehabt 
haben.  Ueberhaupt  ist  es  eine  nicht  beweisbare  und  mit  der  Römischen 
Anschauung  nicht  vereinbare  Behauptung,  dass  man  das  imperium  getheilt 
habe:  wer  dasselbe  hatte,  besass  alle  Theile  desselben,  eben  so  gut  das 
militärische  wie  das  richterliche:  er  konnte  nicht  Gelegenheit  haben  alle 
Theile  desselben  zu  üben,  aber  die  Befähigung  dazu  besass  er.  Durch  die 
Annahme  von  Langes  Behauptung  wild  ein  falscher  Grundsatz  in  das  Rö- 
mische Staatsrecht  eingefuhrt. 

29)  Ich  erwähne  dies,  weil  noch  Geib  Geschichte  des  Römischen  Cri- 
minalprocesscs  S.  69  für  nöthig  erachtet  hat,  die  Meinung  früherer  Gelehr- 
ten, dass  Consuln  und  Dictatoren  immer  ohne  Beirath  (contilium) , alle 
übrigen  Quästoren  aber  mit  einem  Beirathe  zu  Gerichte  gesessen  hätten, 
zu  erwähnen  und  zu  widerlegen. 

30)  Mau  sehe  z.  B.  die  Betrachtungen , welche  Niebuhr  Römische  Ge- 
schichte 111,  36  über  die  Einsetzung  der  Prätur  anstellt  und  die  im  Gan- 
zen in  Marquardt- Beckers  Handbuch  der  Römischen  Altcrthümer  11,  2,  182 
gebilligt  werden.  Als  besondern  Grund , weshalb  die  Patricier  das  Richter- 
aint  ihren  Standesgenosseu  zu  erhalten  wünschten,  führt  Niebuhr  an,  sie 
hatten  die  Gerichte  über  den  Besitz  von  Staatsaeker  nicht  aus  den  Hän- 
den lassen  wollen,  ein  Grund,  welcher  für  die  Plebejer  schwerlich  be- 
stimmend sein  konnte.  Es  kam  dabei  nur  auf  die  Anwendung  ganz  kla- 
rer und  unzweideutiger  Bestimmungen  des  Gesetzes  an,  wobei  die  Volks- 
tribuneu  leicht  Gerechtigkeit  erzwingen  und  Ungerechtigkeiten  hindern 
konnten. 

31)  Man  sehe  z.  B.  Becker  Handbuch  der  Römischen  Alterthümer  II, 
2,  188,  Rein  in  Paulys  Realencyclopädie  s.  v.  prtttlor  VI,  25.  Auch  der 
neueste  Bearbeiter  der  Römischen  Alterthümer  I,  560  ist  derselben  Meinung, 
wenngleich  er  nicht  umhin  kann,  Einiges  auch  aus  der  Strafrechtspflege 
dem  Prätor  beizulegen.  Er  sagt,  er  hätte  für  die  in  Capitalprocessen  rich- 
tenden cumitia  cenlurialn  den  Tag  bestimmt.  Weiter  nichts!  Nicht  etwa 
auch  den  Vorsitz  bei  der  Verhandlung  geführt?  Es  lag  so  nahe  und  war 
»0  folgerecht,  die  Strafrechtspflege  des  Prätors  zu  erkennen,  dass  die  Ver- 
kennung der  Sachlage  Wunder  nehmen  muss. 

32)  Pighius  in  seinen  Annalen  II,  471  setzt  die  Prätur  von  M.  Popi- 
lius  in  das  Jahr  143  v.  Chr.,  sein  Consulat  fällt  139  v.  Chr.  Auf  einen 
früheren  Prätor  gleichen  Namens  will  er  den  Fall  nicht  beziehen,  weil  der 
erste  Elterninord  in  Rom  nach  dem  Punischen  Kriege  vorgekommeu  sein 
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soll.  Bei  dem  Mangel  anderer  Nachrichten  lässt  sich  eben  nur  sagen,  der 
Process  falle  vor  das  erste  Jahrhundert  v.  Chr. 

33)  Die  einzige  Nachricht  darüber  findet  sich  bei  Liv.  per.  XIX  </«>< 
praetores  tune  pritnum  creati  sunt.  Sie  steht  unmittelbar  vor  der  Erzäh- 
lung, der  Oberpriester  L.  Caecilius  Metellus  (er  war  es  nach  Cic.  Cat.  maj. 
9,  30  im  Jahre  243  v.  Ohr.,  4 Jahre  nach  seinem  Consulate  geworden) 
habe  dem  Cunsul  A.  Postumius  Albinus  nicht  erlaubt,  die  Stadt  zu  ver- 
lassen. Diese  Bemerkung  ist  aus  dem  Berichte  über  die  Vertheilung  der 
Provinzen,  der  bei  Livius  die  Geschichte  jedes  Jahres  zu  eröffnen  pflegt, 
entnommen;  die  vorhergehende  also  über  die  Vermehrung  der  Prätoren 
wahrscheinlich  aus  dem  Bericht  über  den  Ausfall  der  Comitieu  desselben 
Jahres.  Darnach  sind  Becker  Römische  Alterthümer  II,  2,  183  und  Lange 
Römische  Alterthümer  I,  504  zu  berichtigen. 

34)  Auch  für  diejenigen  Zeiten,  von  denen  wir  wegen  des  Verlustes 
von  Livius’  Geschichtswerk  nur  geringe  Kenutniss  über  diese  Verhältnisse 
haben , kann  man  dennoch  ungefähr  die;  Vertheilung  der  Provinzen  in  jedem 
Jahre  bestimmen : wir  haben  dies  versucht  in  der  Abhandlung  De  Callia 
Komanorum  prorincia  in  unsem  Slutlia  Komana  (Berol.  1859).  Es  ergiebt 
sich  daraus  dasselbe , wie  bei  denjeuigeu  Jahren , bei  denen  wir  die  Ver- 
theilung der  Provinzen  aus  Livius  genau  kennen. 

35)  So  nahm  es  an  S.  W.  Zimmern  Geschichte  des  Römischen  Privat- 
rechtes I,  1,  123.  Seine  Gründe  beruhen  auf  Cicero  in  Verr.  I,  44,  144, 
der  von  der  Intestaterbfolge  sagt:  Posleaquam  ins  praetorium  constitutum 
est , temper  Itoc  iure  usi  summ,  woraus  man  indess  keinen  derartigen  Schluss 
ziehen  kann.  Denn  erstens  spricht  Cicero  von  der  Feststellung  des  präto- 
rischen Rechtes,  nicht  von  dem  Beginn  eines  jährlichen,  prätorischen  Rech- 
tes, zweitens  nennt  er  nachher  die  Krbfolgobestimmungen  ein  retus  edictum. 
woraus  freilich  auch  nicht  auf  ein  jährlich  erlassenes  Edict  geschlossen 
werden  darf.  Aus  der  Stelle  bei  Cic.  Top.  5,  28  j»  quis  ius  civiD  dicet 

ul  esse,  quoit  in  legibus,  senatus  consullis , rebus  iudicatis . iuris  peritomm 
auctoritale,  edictis  magislratuum , more , nequitate  consislat  folgt  gar  nichts 
in  Bezug  auf  die  Zeit,  in  welcher  die  Sitte  aufkam,  dass  der  Prator  beim 
Anfänge  seines  Amtes  ein  Edict  abfasste.  Eben  so  wenig  beweisend  ist  die 
Nachricht  Ciceros  (de  leg.  I,  5 und  11,  23),  zur  Zeit  seiner  Jugend  sei  es 
Sitte  gewesen , die  XII  Tafeln  auswendig  zu  lernen , jetzt  zur  Zeit  seines 
Alters  lerne  man  das  prätorische  Edict  auswendig.  Alles  dies  sind  so  un- 
bestimmte Aeusserungen , dass  man  daraus  keine  Zeitbestimmung  herleiten 
kann.  Richtiger  ist  die  Ansicht  von  Iluschke  (ad  inrert.  auct.  magutr. 
Vralislariae  1829  p.  57  flgd.),  der  den  Edicten  ein  hohes  Alter  zuschreibt, 
aber  die  Regelmässigkeit  jährlicher  Edicte  einer  spätem  Zeit  vorbehält 

36)  Eine  nicht  richtige  Auffassung  hat  Niebuhr  Römische  Geschichte 
III,  39,  welcher  sagt,  der  Consul  hätte  trotz  der  Einsetzung  des  Prütors 
noch  Jurisdiction  behalten  und  sogar  über  Appellationen  entschieden.  Da» 
ist  eben  das  Recht  des  Einspruches,  welches  jedem  gleich  oder  höher  ste- 
henden Beamten  zusteht  nnd  welches,  wenngleich  zunächst  negativ  wir- 
kend, doch  auch  positiv  etwas  Neues  an  die  Stelle  des  Verworfenen  setzen 
muss.  Lange  Römische  Alterthümer  I,  560  sucht  durch  sehr  künstlich« 
und  nicht  recht  beweisende  Gründe  darzuthuu , die  Iutercession  der  Consula 
gegen  Acte  des  richterlichen  imperium  des  Prätors  sei  äusserst  selten,  an- 
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drerseits  aber  doch  rechtlich  möglich.  Freilich  mag  das  später  so  gewe- 
sen sein:  häufiger  war  immer  die  durch  das  Interccssionsrecht  bedingte  Ver- 
ständigung. 

37)  lieber  die  Wahl  der  Aedilen  ist  das  Meiste  sicher  und  bekannt: 
es  kann  aus  den  gewöhnlichen  Handbüchern  der  Römischen  Alterthümcr 
entnommen  werden.  Nur  in  Bezug  auf  die  Zahl  der  aedilicischen  Comi- 
ticn  glaubte  man  einen  Widersprach  in  den  Berichten  der  alten  Schrift- 
steller zu  finden:  man  suchte,  denselben  früher  durch  Erklärung  zu  lösen; 
als  diese  nicht  befriedigend  ausfiel , ist  man  jetzt  dahin  gekommen , den 
einen  Schriftsteller  des  Irrthums  zu  zeihen,  trotzdem  dass  seine  Aussage 
auch  durch  andere  Zeugnisse  bestätigt  wird.  Plutarch  nämlich  im  Leben 
von  Marius  c.  5 berichtet  von  dessen  politischer  Laufbahn.  Nach  dem 
Tribunat  hätte  sich  Marius  um  die  „höhere”,  d.  h.  die  curulische  Acdilität 
beworben.  „Denn,  sagt  Plutarch,  es  giebt  zwei  Classen  von  Aedilen , die 
eine  derer,  welche  von  den  curulisehen  Sesseln,  auf  denen  sitzend  sie  ver- 
handeln, die  curulisehen  heissen;  die  geringeren  nennt  man  die  plebejischen. 
Wenn  sie  aber  die  geehrteren  gewählt  halten,  so  bekommen  sie  für  die 
andern  wiederum  die  Stimmtäfelchen.  Als  also  nun  Marius  erkannte , dass 
er  bei  jener  Acdilität  zu  kurz  komme,  ging  er  alsbald  dahin  über,  sich  um 
die  andere  zu  bewerben,  wobei  er,  weil  er  frech  und  eigensinnig  erschien, 
ebenfalls  Unglück  hatte  und  was  Niemand  anders  widerfuhr,  an  einem  einzi- 
gen Tage  zwei  Zurückweisungen  erfuhr.”  Es  ergiebt  sich  aus  diesen  Worten  Plu- 
tarchs,  dass  die  Trennung  der  beiden  Aedilitäten  auch  bei  der  Wahl  zu  den- 
selben beobachtet  wurde:  er  sagt  ausdrücklich,  nach  der  Wahl  der  curuli- 
schen  Aedilen  hätte  man  die  Abstimmung  über  die  plebejischen  begonnen. 
Damit  ist  denn  auch  wahrscheinlich,  dass  die  Vorsitzenden  bei  der  Wahl 
jener  andere  waren  als  bei  diesen:  wären  sie  dieselben  gewesen,  so  würde 
man  die  Wahl  aller  Aedilen  verbunden  haben.  Diese  Trennung  der  ädili- 
cischen  Wahlcomitien  wird  bestätigt  durch  Cic.  p.  Plane.  21,  51,  der  von 
Marius  sagt  qui  duabus  aedililalibus  repulsus  seplies  consul  esl  fnclus , wo 
die  Bewerbung  um  die  beiden  Aedilitäten  und  die  Zurückweisung  von  bei- 
den ausdrücklich  geschieden  wird;  ferner  durch  Cic.  p.  Plane.  22,  53  und 
in  Pis.  1,  2,  woraus  hervorgeht,  dass  nur  zwei  Aedilen  auf  einmal  gewählt 
wurden.  Wenn  Plutarch  ferner  angiebt,  die  Wahl  der  vier  Aedilen  sei, 
wenngleich  in  gesonderten  Wahlversammlungen  von  zwei  und  zwei  Aedilen, 
dennoch  an  einein  Tage  vollzogen  worden,  so  haben  wir  keine  Ursache,  an 
der  Richtigkeit  dieser  Nachricht  zu  zweifeln.  Man  hatte  sich  gewöhnt, 
mehrere  Beamten  an  einem  Tage  zu  wählen  und  verbaud  deshalb  aus 
Rücksicht  auf  Bequemlichkeit  die  Comitien  von  allen  Aedilen.  An  sich 
freilich  würde  die  Verlegung  der  Wahlen  für  die  curulisehen  und  die  ple- 
bejischen Aedilen  an  verschiedene  Tagen  nichts  gegen  sich  haben:  sie  ist 
sogar  ohne  Zweifel  in  alter  Zeit  Sitte  gewesen  und  hat  sicherlich  auch  spä- 
ter, wenngleich  wir  keine  Nachricht  darüber  haben,  statt  gefunden.  In- 
dessen dies  eine  wurde  festgehalten,  dass  die  Wahl  der  curulisehen  Aedilen  vor 
der  der  plebejischen  geschah:  dies  erkennt  man  aus  Plutarchs  Erzählung 
und  dasselbe  ergiebt  sich  überhaupt  aus  der  Reihenfolge  der  Comitien. 
Denn  zuerst  fanden  die  consularischen  statt,  dann  die  prätorischen , ädili- 
cischen,  quaestorischeu:  der  Rang  der  Aemter  wurde  auch  hierin  beobach- 
tet. Man  sehe  Cic.  inVerr.  Act.  I,  7 sq.;  Ascon.  p.  136;  Dio  Cass.  XXXLX, 
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7 und  32.  In  Widerspruch  hiermit,  nicht  nur  mit  Plutarchs  auf  eine  ge- 
schichtliche Thatsache  gegründeter  Erzählung,  sondern  auch  mit  den  übri- 
gen Nachrichten  stehen  scheinbar  die  Angaben , welche  sich  bei  Cic.  epist. 
VIII.  4.  3 in  einem  Briefe  von  M.  Caelius  Rufus  an  Cicero  finden.  Aus  ih- 
nen glaubte  man  zu  erkennen,  dass  im  Jahre  51  v.  Chr.  die  Wald  der  ple- 
l*ejischen  Aedilcn  an  einem  besonderen  Tage  und  vor  der  der  eurulischen 
Acdilcn  stattgefundeu  habe,  und  da  hierin  das  unmittelbare  Zeugnisseines 
Augenzeugen  vorliegen  würde,  nahm  man  keinen  Anstand,  Plutarchs  Anga- 
ben, sowie  die  andern  damit  in  Verbindung  stehenden  Nachrichten  für  irr- 
thümlich  zu  erklären.  So  thun  es  Becker  Handbuch  der  Römischen  Alter- 
thiimer  II,  2,  306:  Lange  Römische  Alterthiimer  1,  617;  Rein  in  Paulys 
Realencyclopädie  I,  217.  Rufus  bewarb  sich  in  dem  genannten  Jahre  um 
die  curulische  Aedilität,  seine  Mitbewerber  waren  C.  Lucceius  Hirnis  und 
M.  Oetavius,  um  die  plebejische  Aedilität  bewarb  sich  M.  Caelius  Vinicia- 
nus.  Rufus  schreibt  nun  am  1.  August  folgendes  an  Cicero:  Cnmitwrum 

dilationes  occupatiorem  me  habebant  et  expertare  in  dies  exitum  cogebanl,  ul 
confeclis  omnibvs  le  facerem  certiorem.  Ad  Kalendas  Sex li lei  usque  t Xpe- 
rt ari.  Praetoriis  morne  quaedam  inciderunl.  Mea  porro  comitin  quem  even- 
tum  sin/  habitura  nrscio ; opinionem  quidem , quod  ad  für  rum  altinet,  incre- 
dibilem  aediltum  pl.  comitiis  nacla  sunt.  Nam  W.  Caelium  l'inicianum  men- 
tio  illa  fatua , quam  derisernmus  olim,  et  promulgalio  de  dictalore  subito 
deieril  et  deiectum  magno  clamore  insecula  eit.  Inde  Hirrum  cuncli  i am 
non  faeiendum  /lagitare.  Die  Wahl  der  eurulischen  Aedilen  war  also  noch 
nicht  gewesen,  zuvor  musste  noch  die  der  Priitoren  statt  finden.  Aber 
war  die  der  plebejischen  Aedilen  gewesen?  Es  kommt  auf  die  Worte  an 
opinionem  quidem,  quod  ad  Hirrum  attinet,  incredibilem  aedilium  pl  comitiis 
nncta  sunt.  Man  erklärt  dies,  die  Wahl  der  plebejischen  Aedilen  hätte 
statt  gefunden,  Caelius  Vinicianus,  welcher  derselben  politischen  Meinung 
wie  Hirrus  war,  sei  dabei  durchgefallen  und  daher  bekomme.  Rufus  die 
Hoffnung,  auch  Hirnis  werde  dnrchfallen.  Ohne  Zweifel  können  auch  die 
Worte  dies  bekunden:  aber  die.  Krage  ist,  ob  sie  es  bedeuten  müssen: 
sonst  ist  der  Beweis  nicht  gültig.  Unter  comitin.  wie  unter  dem  deutschen 
Ausdruck  , Wahlen”,  versteht  man  nicht  nur  den  Tag.  an  dem  die  Wahl  ge- 
halten wird,  oder  die  Handlung  der  Wahl  selbst,  sondern  auch  die  Vorbe- 
reitungen zu  derselben,  das  ganze  politische  Oetreibe,  das  mit  derselben 
Zusammenhänge  Wenn  z.  B.  derselbe  Caelius  Rufiis,  welcher  jenen  Brief 
geschrieben  hat,  im  Anfänge  eben  desselben  Jahres  au  Cicero  (Cic.  epist 
VIII,  2,  2)  schreibt  De  comitiis  coiuu/aribus  incerliisima  eit  exislimalio: 
ego  incidi  in  compelitorein  nobilrm  et  nobilem  agentem ; nam  M.  Octaism 
M.  f.  et  C.  Hirrus  mecum  petit,  so  meint  er  damit  nicht,  man  wisse  Doch 
nicht,  wer  zum  Consul  gewählt  werden  würde,  sondern,  wer  sich  um  das 
Consulat  bewerben  würde;  denn  er  spricht  auch  bei  den  aedilieischen  Co- 
mitien  nur  von  den  Bewerbern.  Aehnlich  sagt  er  also  an  der  zuerst  ange- 
führten Stelle,  seine  Comitien,  d.  h.  seine  Bewerbung  um  die  curulische 
Aedilität,  hätte,  was  Hirrus  beträfe,  an  Wahrscheinlichkeit  des  Erfolges  ge- 
wonnen durch  die  Comitien  der  plebejischen  Aedileu,  d.  h.  durch  die 
politischen  Vorbereitungen  für  ihre  Wahl.  Es  hat  also  die  Wahl  selbst  uoeh 
nicht  statt  gefunden.  Damit  schwindet  jeder  Widerspruch  mit  Plutarchs 
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Naebricht,  sowie  mit  den  übrigen,  von  uns  angeführten  Zeugnissen  anderer 
Schriftsteller. 

38)  Besonders  hat  dies  Niebuhr  Römische  Geschichte  III,  39  flgd.  ge- 
than,  dessen  ungegrüudete  Vermuthungen  schon  von  Becker  Handbuch  der 
Römischen  Alterthümcr  II,  2,  298  flgd.  zurückgewiesen  worden  sind.  Lange 
Römische  Alterthümer  I,  622  flgd.  verlässt  ebenfalls  die  Ueberlieferung, 
wenn  er  z.  B.  aus  der  cum  urbis  die  Thätigkeit  der  Aedilen  bei  den  Spie- 
len erklärt;  sie  hätten,  sagt  er  S.  627,  bei  allen  aussergewöhnlichen  Anläs- 
sen die  Ordnung  und  die  Ruhe  der  Stadt  zu  erhalten  gehabt  Dadurch 
wird  man  kein  richtiges  Bild  von  der  Entwickelung  der  Aedilität  gewinnen. 

39)  Linus  VII,  1 sagt  I erecundia  inde  imposxla  est  senutui  ex  pnlrihus 
tuhendi  aediles  cvrvies  creari.  I'rimo  ul  allenis  mini s ex  fliehe  fierenl  cun- 
venerat,  pusten  prumiscuum  fuit.  Noch  Polybius  X,  4 erwähnt  die  Sitte, 
wahrscheinlich  als  zu  seiner  Zeit  bestehend.  Nähere  Nachweisungen  hat 
gegeben  Th.  Moinmscu  im  Rheinischen  Museum  XVI,  337  flgd. 

40)  Eine  Aufzählung  des  Einzelnen  findet  man  in  den  Lehrbüchern 
über  die  Römischen  Alterthümer,  auch  bei  Rein  in  Paulys  Realencvclopä- 
die  I (Stuttgart  1862)  213  flgd. 

41)  Die  Beweise  dafür  hat  zusammen  gestellt  Becker  Handbuch  der 
Römischen  Alterthümer  II,  2,  362  und  ich  finde  nicht,  dass  jetzt  eine  ab- 
weichende Meinung  unter  den  Gelehrten  besteht,  während  früher  allerdings 
einige  auch  für  die  Verschiedenheit  der  Aemter  sich  aussprachen.  Ueber 
das  Papirische  Gesetz  haben  wir  eine  etwas  abweichende  Ansicht  aufge- 
stellt, als  z.  B.  Lange  Römische  Alterthümer  I,  651. 

42)  So  nehmen  an  z.  B.  Walter  Geschichte  des  Römischen  Rechtes 
§.  209,  Rudorff,  Römische  Rechtsgcschichte  11,  329.  Sciaven  und  Nichtbür- 
ger nennt  Becker  Römische  Alterthümer  II,  2,  360. 

43)  So  hat  es  gethan  Geib  Geschichte  des  Römischen  Criminalproces- 
ses  S.  97,  der  auch  als  allgemeine  Grundsätze  des  Römischen  Criminal- 
processes  dessen  üeffentlicbkeit  und  Mündlichkeit  aufstellte.  Den  Ursprung 
der  Oeffontlicbkeit  haben  wir  aus  dem  ersten  Valerischen  Provocations- 
gesetze  hergeleitet , die  Mündlichkeit  lag  nicht  in  der  Befolgung  eines  Rechts- 
grundsatzes, sondern  in  der  Nothwendigkeit. 

44)  Es  ist  ein  starker  Irrthum,  wenn  man,  wie  es  kürzlich  geschehen 
ist,  aus  Cic.  de  leg.  agr.  II,  13,  33  deinde  orbis  lerrarum  genliumque  om- 
nitim  datur  cognilio  sine  consilio , poenn  sine  prororutione , animadeersio  sine 

auxilio  hat  schliessen  wollen,  die  Xviri,  welche  P.  Servilius  Rullus  zur 
Ackervertheilung  einsetzen  wollte,  hätten  das  Recht  erhalten  sollen,  ohne 
consilium  zu  entscheiden.  Abgesehen  davon,  dass  jene  Worte  sine  consilio 
wahrscheinlich  späterer  Zusatz  sind  und  nicht  von  Cicero  herrühren,  ist 
ein  solches  Recht  ein  Unding.  Denn  es  ist  nie  Jemand  verpflichtet  gewe- 
sen, mit  einem  consilium  zu  richten,  also  konnte  auch  Niemand  davon 
entbunden  werden.  Nur  die  Sitte  bindet,  das  Recht  nicht:  jene  Xviri  hät- 
ten , wenn  sie  wollten , allein  entscheiden  können. 

45)  Man  vergleiche  z.  B.  die  Betrachtungen,  welche  Geib  Geschichte 
des  Römischen  Criminalprocesses  S.  101  hierüber  anstellt.  Auch  er  nimmt 
an , dass  beide  Elemente  schon  während  der  Republik  vermischt  waren  und 
nicht  erst  in  der  Kaisorregieruug  das  inquisitorische  Verfahren  erfunden 
wurde. 
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46)  Es  ist  ein  Verdienst  von  W.  A.  Becker,  in  seinem  Handbuch  der 
Römischen  Alterthümer  I,  262  zuerst  auf  die  Verschiedenheit  der  Gefäng- 
nisse in  Rom  aufmerksam  gemacht  und  den  Namen  lautumiae  richtig  er- 
klärt zu  haben.  Derselbe  hat  dann  seine  Ansicht  vertheidigt  und  weiter 
ausgeführt  in  einer  besondern  Abhandlung:  Zur  Römischen  Topographie 
(Leipzig  1843)  S.  19flgcL 

47)  So  stellt  es  z.  Geib  Geschichte  des  Römischen  Criminalprocesses 
S.  168  dar,  welcher  zwischen  unmittelbarer  Volksgerichtsbarkeit,  wie  sie 
bei  der  Anklage  der  Tribunen  in  den  Tribut-  oder  Centuriatcomitien  er- 
scheint, und  der  mittelbaren  beiin  gewöhnlichen  Provocationsverfahren  be- 
stimmt unterscheidet.  Diese  Unterscheidung  bekämpft  Th.  Mommson  in 
einer  Recension  des  Werkes  von  Geib  (Jenaischc  Literatnrzeitung  1844  S. 
247),  aber  dergestalt,  dass  er  alle  Gerichtsbarkeit  der  Comitien  für  mit- 
telbar, alle  Gerichte  vor  dem  Volke  für  Gerichte  zweiter  Instanz  hält 
Am  bestimmtesten  hat  dies  behauptet  Oh.  Eisenlohr  die  protocalio  ad  po- 
pulum  zur  Zeit  der  Republik  (Schwerin  1858),  dessen  ganzes  Buch  der 
Durchführung  dieser  Idee  gewidmet  ist.  Viel  unbestimmter,  aber  auch  vor- 
sichtiger, äussert  sieh  darüber  Rubino  Untersuchungen  S.  443.  Zuerst  er- 
wähnt er,  .dass  die  höhern  Beamten  mit  einem  consilium  selbständig  eine 
quaestio  leiten,  wenn  sie  nämlich  von  dem  Volke  dazu  bevollmächtigt  sind, 
zweitens  dass  niedere  Beamten,  lldd  perduellionis,  Quaestoren,  Aedileu. 
///i.-tri  capitales  oder  neben  ihnen  die  Tribunen  der  Plebs  die  Leitung  des 
Processes , und  zwar  ohne  ein  consilium  übernehmen.  Dann  fällten  sie  ent- 
weder, wie  z.  B.  die  Duumvirn,  einen  Spruch,  gegen  welchen  dem  Verur- 
theilten  die  Provocation  zustand , oder  sie  verfuhren  überhaupt  nur  als 
Untersuchungsrichter  oder  Ankläger:  in  beiden  Fällen  fiel  dem  Volksge- 
richte die  eigentliche  und  höchste  Entscheidung  zu.”  Indessen  ein  nur 
einigermassen  deutliches  Bild  von  dem  Wesen  der  Provocation  zu  gewin- 
nen wird  hieraus  nicht  raöglicH  sein.  Einzelnes  haben  wir  überdem  schon 
widerlegt,  z.  B.  die  Behauptung  von  dem  Fehlen  eines  ronrifiai»  bei  den 
niedem  Beamten.  Weshalb  die  höhern  Beamten,  Consuln  und  Prätoren 
nicht  auch  als  Untersuchungsrichter  und  Ankläger  auftreten  sollten,  be- 
greift man  uicht:  Rubino  selbst  führt  das  Beispiel  des  Decemvir  C.  Ju- 
lius an , der  consularisehe  Macht  und  noch  dazu  ohne  Provocation  hatte. 
Aber  von  einer  zweiten  Instanz  spricht  er  nicht : er  erwähnt  sogar , in  dem 
Anklageacte  selbst  habe  eine  Vorentscheidung,  ein  iudidum,  gelegen. 

48)  Der  Sinn  der  Stelle  Cieeros  de  leg.  III,  12,  27  dantur  iudida,  ul  esset 
populi  potestas , ad  quam  prorocarelur  ist  bestritten.  Es  fragt  sich , ob 
ul  einschränkend  gebraucht  ist:  .die  Beamten  haben  iudicium,  aber  mit 
der  Beschränkung,  dass  man  an  das  Volk  Berufung  cinlegen  kann”,  oder 
ob  es  den  Zweck  anzeigt:  .dem  Beamten  wird  iudicium  bewilligt,  damit 
eine  Volksgewalt  da  ist,  an  welche  man  Berufung  einlegen  kann”.  Die 
letztere  Ansicht  ist  jetzt  die  herrschende,  wie  sie  denn  von  Rubino  a.  a. 
0.  S.  446  und  von  Mommsen  a.  a.  0.  S.  248  gebilligt  wird.  Man  führt  als 
Beweis  für  dieselbe  an,  dass  das  folgende  ul  in  den  Worten  dantur  mtspi- 
da,  ul  mullos  inutiles  comitiatus  prohnhiles  impedirent  morae  offenbar  die 
Absicht  bezeichnet.  Dies  ist  indess  kein  genügender  Grund  und  Cicero 
konnte  sehr  wohl  mit  dem  ersten  ut  eine  Einschränkung,  mit  dem  zweiten 
die  Absicht  bezeichnen.  Ich  sehe  aber  nicht  ein,  welcher  Sinn  in  den 
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Worten  liegen  kann,  allen  Beamten  werde  iudicium  bewilligt,  mit  der  Ab- 
sicht damit  das  Volk  seine  Gewalt  geltend  machen  könne.  Als  ob  man 
den  Beamten  das  iudicium  nur  in  dieser  Absicht  gegeben  habe!  Es  wäre 
dies  sogar  eine  ungeschicbtliche  Auffassung;  denn  das  Recht  zu  urtheilen, 
hatten  die  Beamten  früher  als  das  Volk  seine  Macht  erhielt.  Man  ver- 
gleiche zudem  die  vorher  von  Cicero  ausgesprochenen  Grundsätze  (de 
leg.  111,  3,  6 magislratus  nec  o bedientem  el  noxium  cirem  coerrelo , ni  — 
populus  — prohibessil  und  rum  magislratus  iudicassit  irrogassilre . per  po- 
pulum  multae , paenae  cerlatio  etln ) , so  wird  man  auch  in  ihnen  eine  Be- 
schränkung des  Beamten  durch  die  oberste  Gerichtsbarkeit  des  Volkes 
erwähnt  finden. 

49)  Ebenso  heisst  es  Schol.  Cic.  p.  337  von  den  Volkstribunen,  welche 
P.  Claudius  der  perduellio  anklagen.  Diese  Stellen  fuhrt  Eisenlohr  in  dem 
genannten  Buche  S.  35  an  und  deswegen  habe  ich  sie  hier  mit  Absicht 
wieder  benutzt,  obgleich  sich  noch  genug  andere  finden. 

50)  Wir  wollen  hier  die  Römische  Anschauung  beweisen,  dass  das  Ur- 
theil  des  Beamten,  welches  von  den  Schriftstellern  als  dem  Urtheile  des 
Volkes  vorhergehend  erwähnt  wird,  kein  richterliches  Urtheil,  sondern  ein 
Theil  der  Anklage  ist  und  nur  in  Folge  eines  besonder!)  Sprachgebrauches  Ur- 
theil genannt  wird,  dass  folglich  von  einer  zweiten  Instanz,  welche  durch 
das  Volksgericht  gebildet  worden  sei,  nicht  die  Rede  sein  kann.  Die  neuern 
Gelehrten  sind,  wie  wir  in  Anm.  47  bemerkt,  anderer  Ansicht  Wir  ha- 
ben einen  von  den  Gründen,  welche  Th.  Mommsen  Jenaisehe  Literatur- 
zeitung 1844,  248  anführt,  widerlegt:  die  übrigen  von  demselben  beige- 
brachten Gründe  gehöreu  eigentlich  nicht  hierher,  sondern  erst  an  eine 
spätere  Stelle,  wo  wir  von  dem  ausserordentlichen  Strafprocesse,  wie,  wir 
ihn  nennen’,  sprechen  werden:  wir  wollen  sie  indessen,  weil  sie  zusammen 
angeführt  werden , auch  zusammen  hier  widerlegen.  Mommsen  macht  die 
Bemerkung,  man  dürfe  aus  der  rednerischen  Wendung  bei  Cic.  p.  C.  Rab. 
4,  15  nicht  folgern , dass  die  Bestimmung  der  XII  Tafeln  de  capile  ciris 
Romani  non  esse  rogandum  »ist  maximo  comilintu  die  vorläufige  Verurthei- 
lung  durch  den  Magistrat  ausschliesse.  Die  Stelle  Ciceros  ist  bemerkens- 
werth : C.  (Iracchus  legem  lullt , ne  de  capile  ricium  llomanorum  iniustu 
reslro  iudicaretur : hic  popularis  a llciris  iniussu  teslro  non  iudicari  de  rite 
Romano , sed  indirta  causa  cirem  llomanum  capitis  condemnari  cuegit.  Ucber 
den  Process  von  Rabirius  haben  wir  schon  früher  I,  88  gesprochen : »ni«»*« 
reslro  eitern  Romanum  condemnari  bezieht  sich  darauf,  dass  in  demselben 
die  Zweimänner  nicht  vom  Volke  erwählt  waren  und  aus  Parteileidenschaft 
eine  unbillige  Verurtheilung  ausgesprochen  hatten.  In  der  That  also  darf 
man  aus  jenen  Ausdrücken  nicht  den  Schluss  ziehen , eine  vorläufige  Ver- 
urteilung durch  den  Magistrat,  d.  h.  ein  Antrag  auf  Yerurtheiluug,  sei 
unerlaubt  gewesen ; aber  eben  so  wenig  ergiebt  sich  daraus  etwas  für  ein 
Verfahren  in  zwei  Instanzen.  Ja,  wenn  Cicero  sagt,  Gracchus  habe  ver- 
boten, über  das  capul  eines  Römischen  Bürgers  ohne  Erlaubniss  des  Vol- 
kes zu  urtheilen , so  zeigt  dies  deutlich , dass  von  einem  eigentlichen  iudi- 
cium des  Beamten  im  Criminalprocesse  nicht  die  Rede  sein  kann:  das  eigent- 
liche richterliche  iudicium  kam  nur  dem  Volke  zu.  Ferner  sagt  Momm- 
sen: es  heisse  bei  Cic.  de  dom.  30,  78  und  Sali.  Cat  51,  dass  die  rerum 
capiialium  rondrmnati  durch  die  lex  1‘orria  das  Recht  erhalten  hätten. 
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noch  in  das  Exil  zu  gehen,  was  den  in  Coinitien  Verurtheiiten  nicht  mehr 
erlaubt  war : es  seien  also  hier  unter  cnndemnnti  die  dureh  das  vorläufige 
Urtheil  der  Beamten  Verurtheiiten  zu  verstehen.  Dieser  Behauptung  liegt 
ein  Missverständniss  zu  Grunde.  Das  Porcische  Gesetz,  über  welches  wir 
oben  S.  48flgd.  gesprochen,  enthielt  keine  solche  Bestimmung:  dagegen  die 
spätem  Gesetze  für  die  Schwurgerichte  sprechen  über  die  Verurtheiiten 
nicht  die  Todesstrafe,  sondern  die  Verbannung  aus:  das  sagt  Sallust  a.  a 
0.  At  nline  leget  item  eondemruitis  ciribut  non  rinirn am  eripi  , sed  ejiltum 
permitti  iubeni,  er  versteht  unter  cundemnati  die  in  Schwurgerichten  Ver- 
urtheiiten. Cicero  spricht  an  jener  Stelle  von  dem  Verluste  des  Bürger- 
rechtes: dieser  sei  erfolgt,  wenn  die  Verurtheiiten  ein  anderes  Bürgerrecht 
freiwillig  angenommen  hätten  und  dazu  seien  sie  gebracht  worden  durch 
die  über  sie  ausgesprochene  Aechtung  (aquae  et  ignis  interdictio ) : er  muss 
also  ebenfalls  unter  Verurtheiiten  diejenigen  verstehen,  über  welche  end- 
gültig entschieden  worden  war.  Im  Verlaufe  seiner  Untersuchung  spricht 
Mommsen  dann  noch  von  Beweisen,  welche  er  für  seine  Ansicht  aus  dem 
Amte  der  quacstores  parricidii  hernimmt.  Da  wir  indessen  dieses  Amt 
anders  aufgefasst  und  die  Entwickelungsgeschichte  der  qvaestores  nach  den 
Quellen  andere  dargestellt  haben , brauchen  wir  auf  jene  vermeintlichen  Be- 
weise nicht  weiter  einzugehen. 

51)  Man  sehe  darüber  besondere  die  Untersuchungen  von  0.  E.  Hart' 
mann  Ueber  die  Römische  Gerichtsverfassung  (Göttingen  1859)  S.  94flgd. 

52)  Zuerst  hat  darüber  ausführlich  gehandelt  Job.  Frid.  Gronovius  Öb- 
servationes  I,  1,  der  behauptet,  diese  30  Tage  seien  nichts  anderes,  als 
das  trinundinum , auf  das  die  Comitien  angesagt  wurden , mit  den  drei 
Tagen,  in  denen  das  Edict  des  Beamten  aufgestellt  wurde:  „das  Gesetz 
wurde  empfohlen,  wenn  die  Comitien  der  Gesetzgebung  halber  angesagt 
waren,  die  Candidaten  meldeten  und  bewarben  sich,  wenn  sie  zur  Wahl 
von  Beamten  angesagt  waren ; am  Ende  wurden  dann  die  Comitien  selbst 
gehalten.  Denn  diese  Tage  waren  ausserhalb  des  trinundinum  und  erfüll- 
ten mit  ihm  die  dreissig  Tage.  Dieselbe  Meinung  ist  dann  von  spätem 
Gelehrten  angenommen  worden . z B.  von  Huschke  Verfassung  von  Ser- 
vius  Tullius  S.  415,  Becker- Marquardt  Handbuch  der  Römischen  Alterthü- 
mer  II,  3,  55:  Lange  Römische  Alterthümer  I,  309;  Rein  in  Paulys  Real- 
eneydopädie  1,  539. 

53)  Es  ist  eine  zu  künstliche  Erklärung,  wenn  Lange  Römische  Al- 
terthümer 1,  410  sagt:  „diese  kriegsrechtliche  Frist  mit  sammt  dem  rexil- 
lum  russeum  wurde  auf  die  zur  Aburtheiluug  über  einen  provocirenden 
perducltis  berufenen  romitin  übertragen , weil  das  Verfahren  des  Volks  gegeu 
einen  solchen  gleichfalls  als  ein  iustum  piumque  duellum  betrachtet  wurde”! 
Ein  Zeichen,  welches  bei  drohender  Kriegsgefahr  die  Stadt  zur  Wachsam- 
keit auffordern  sollte , wäre  auf  die  Ankündigung  eines  Gesetzvorschlages 
übertragen  worden ! Denn  dass  die  Kriegsfahne  bei  jeder  Versammlung 
der  Centurien  wehte,  war  natürlich.  Unrichtig  ist  überilem  in  Langes  An- 
sicht, dass  die  Gleichheit  der  Formen  in  allen  Comitien,  mögen  sie  dienen 
wozu  sie  wollen,  nicht  erkannt  wird. 

54)  Man  vergleiche  jetzt  auch  die  Beweisführung  bei  llartiuann  Rö- 
mische Gerichtsverfassung  S.  86. 

55)  Unsere  Darstellung  weicht  hierin  von  der  gewöhnlichen  ab.  Indem 
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man  für  die  Centuriatcomitien  der  ältesten  Zeit  die  erwähnten  dreissig 
Tage  als  Ankündigungsfrist  annahm,  musste  man  nothwendiger  Weise  wei- 
ter annehmen,  die  Frist  der  drei  Markttage,  welche  später  entschieden 
für  die  Centimen  galt,  sei  ursprünglich  den  Tributcomitien  eigenthümlich 
gewesen  und  von  ihnen  auf  jene  übertragen  worden.  Ferner  muss  man 
daun  Niebuhr  Römische  Geschichte  II,  243  beipflichten,  welcher  Livius, 
weil  er  von  dem  ihnundinum  bei  der  Wahl  der  Decemvirn  spricht,  einen 
Irrthum,  einen  Anachronismus  vorwirft.  So  urtheilen  Marquardt  Römische 
Alterthümer  11,  3,  56  und  Lange  Römische  Alterthümer  I,  411,  welcher  die 
gesetzliche  Verpflichtung  zur  Beobachtung  des  IrinunHinum  erst  von  der  lex 
Caerilia  Didin  herleitet  Wie  viel  besser  ist  es,  ein  analoges  Verfahren, 
wie  es  bei  den  übrigen  Formen  der  Volksversammlung  stattfand,  auch  in 
diesem  Falle  anzunehmen  und  Livius,  welcher  treu  nach  seinen  Quellen 
erzählte,  Glauben  zu  schenken! 

56)  Deshalb  kann  ich  es  nicht  als  Vernachlässigung  der  Ankündigungs- 
frist betrachten,  wenn  bei  Liv.  XXIV,  7 im  Jahre  215  v.  Chr.  der  Consul 
Q.  Fabius  schon  auf  seiner  Reise  nach  Rom  den  Tag  für  die  Consulwahl 
ansagt,  den  nächsten  Comitialtag  dazu  bestimmt  und  unmittelbar  von  der 
Reise  kommend  die  Wald  auf  dem  Marsfelde  abhält.  Die  Meldung  der 
Candidateu  ist  wahrscheinlich  schon  früher  erfolgt,  die  Zeit  der  Comitien 
stand  fest,  nur  der  Tag  der  Wahl  war  noch  zu  bestimmen  gewesen.  Aehn- 
lieh  war  es  mit  den  Wahlen  des  Jahres  213  v.  Ohr.,  welche  ein  Dietator 
abhielt  (Liv.  XXV,  2),  mit  denen  176  v.  Chr.  (Liv.  XL1,  14).  Darnach  ver- 
mindern sich  die  von  Chr.  Ferd.  Schulze  Volksversammlungen  der  Römer 
(Gotha  1815)  S.  208  und  Marquardt  Römische  Alterthümer  II,  3,  55  ange- 
führten Beispiele.  Auch  Oiceros  Proeess,  bei  dem  die  lex  t'necilia  IMdia 
nicht  beobachtet  worden  sein  soll,  ist  nicht  mit  Lange  Römische  Alter- 
thümer I,  411  hierher  zu  ziehen. 

57)  Wir  haben  diese  Verhältnisse  nur  in  ihren  allgemeinen  Ergelmis- 
nissen  dargestellt.  Die  Beweise  und  Ausführungen  des  Einzelnen  finden 
sich  in  dem  schon  angeführten  Buche  von  llartmann  Römische  Gerichts- 
verfassung S.  82  bis  105.  Von  der  ursprünglichen  Ankündigungsfrist  bei 
Centuriatcomitien  spricht  llartmann  nicht ; aber  unsere  Annahme , dass  sie 
dabei  ebenfalls  von  Anfang  an  auf  drei  Markttage  gegolten  hat,  stimmt 
vollständig  mit  seinen  sonstigen  Ergebnissen;  ja  diese  erhalten  dadurch 
noch  einen  grüssern  innem  Zusammenhang.  Nur  eine  Bemerkung  erlaube 
ch  mir  in  Bezug  auf  Diouys.  XI,  17,  der  bei  den  Berathungen,  welche 
über  die  Abdankung  der  Decemvirn  stattfiuden,  einen  Senator  von  Comi- 
tien, welche  auf  den  dritten  Markttag  bestimmt  werden,  sprechen  lässt, 
und,  wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergiebt,  an  Tributcomitien  denkt.  Das 
ist  nicht  ein  Irrthum  von  Dionysius,  wie  llartmann  S.  85  anzunehraen 
scheint,  sondern  es  handelt  sich  dort  wirklich  um  die  Wahl  von  Volks- 
tribnuen.  Die  Decemvirn  vereinten  die  eurulische  mit  der  plebejischen 
Gewalt  und  es  kam  zunächst  darauf  an , die  letztere  als  Schutz  der  Frei- 
heit in  den  Volkstribunen  wieder  herzustellen. 

58)  Lange  Römische  Alterthümer  II,  470  sagt:  .Es  konnte  immer  nur 
ein  Einzelner  durch  die  dir i dictio  vorgefordert  werden”,  und  führt  als 
Beweise  an,  zuerst  Liv.  IV,  41.  Dort  wird  von  der  Anklage  zweier  Mili- 
tairtribunen  berichtet,  welche  vor  Veji  unglücklich  gekämpft  hatten.  Aber 
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von  gesonderter  Anklage  wird  nicht  erzählt,  sondern  nur,  dass  der  eine 
vcrurtheilt,  der  andere  von  allen  Tribus  freigesprochen  wurde:  nicht  ein- 
mal, dass  Aber  die  Einzelnen  gesonderte  Abstimmung  erfolgt  wäre,  kann 
man  daraus  erkennen.  Ferner  wird  Liv.  XXV,  4 angeführt,  wo  es  heisst, 
die  Tribunen  hätten  die  bei  einem  Aufruhr  in  der  Stadt  Betheiligten  ein- 
zeln angeklagt.  Dies  kann  aber  auch  heissen,  sie  hätten  jeden  Einzelnen, 
sowie  er  im  Laufe  der  Untersuchung  genannt  wurde,  angeklagt,  nicht  einen 
Antrag  über  alle  zusammen  an  das  Volk  gestellt;  dass  jeder  Einzelne  sei- 
nen Termin  vor  dem  Volke  habeu  müsse,  liegt  nicht  darin.  Der  dritte 
Fall  bei  Liv.  XLUI,  16  spricht  eben  so  wenig  für  Langes  Meinung.  Der 
Volkstribun  P.  Kutilius  war  mit  den  Censorcn  in  Feindschaft  gerathen.  Es 
heisst:  C.  Claudio  diem  dixit  , i/uod  conlionem  ab  se  arocasset  et  ulriqur 
censor i perduellionnn  ic  iudirare  / tronunliarit  diemque  comitiis  it  C.  Sulpicio 
prartnre  urbano  petiit.  Der  Process  der  beiden  Censoren  war  also  verschie- 
den: Claudius  wurde  angeklagt,  weil  er  die  Volksversammlung  von  dem 
Tribunen  abberufen,  der  andere  Censor  Ti.  Gracchus,  weil  er,  wie  Livius 
früher  erzählt,  dem  Einsprüche  des  Tribunen  nicht  nachgegeben  hatte.  Des- 
halb wurde  für  jeden  ein  besonderer  Termin,  VIII  und  VII  Kal.  Oct.  ange- 
setzt: denn  das  Vergehen  war  verschieden,  überdem  wahrscheinlich,  dass 
jeder  der  beiden  Proces.se  einen  besondcrn  Tag  für  sich  in  Anspruch  neh- 
men würde. 

59)  Cicero  in  seiner  Rede  für  M.  Tullius  §.  9 macht  die  Bemerkung 
ila  existimaril  (,V.  Lucullus  praetor)  npud  maivrrs  notlrot,  cum  et  res  et 
cupiditntes  minoret  essent  et  familiae  non  mngnae  magno  melu  conlinerentur, 
ul  perraro  fieret,  ut  homo  vcciderctur  idr/ue  nefarium  ac  singulare  facinus 
putarelur,  nihil  opus  fuissr  iudirio  de  ri  coactis  armntisque  hominibus.  In- 
dessen diese  Bemerkung  bezieht  sich,  wie  der  Zusammenhang  und  der 
Zweck  der  Rede  ergiebt,  auf  das  Räuberwesen,  welches  während  der  Bür- 
gerkriege in  Italien  auf  erschreckende  Weise  überhand  genommen  hatte. 
Einen  weiteren  Schluss  auf  die  sittlichen  Zustände  der  alten  Römer  über- 
haupt darf  man  daraus  nicht  ziehen. 

60)  Dies  behauptet  Lauge  Römische  Alterthümer  11,  498.  Indessen 
meint  er  nicht,  dass  die  Theilung  der  Processe  auf  verschiedener  Befng- 
niss  der  Tribunen  und  Aedilen  beruhe.  Denn  er  sagt:  „in  der  Regel  wä- 
ren den  Tribunen  die  wichtigeren,  den  Aedilen  die  minder  wichtigen  Pro- 
cesse zugefallen.”  An  sich  also  konnten  die  Aedilen  auch  die  wichtigsten 
Anklagen  vernehmen.  Aber  was  wichtige,  was  minder  wichtige  Processe 
sind,  lässt  sich  überhaupt  nicht  bestimmen.  Die  Anklage,  welche  Cicero 
gegen  C.  Verres  vor  dem  Volke  erheben  wollte,  wäre  kein  eigentlich  poli- 
tischer Process  gewesen  und  doch  unter  den  damaligen  Umständen  von  der 
höchsten  jmlitischen  Bedeutung.  Auch  die  fernere  Behauptung  Lang»  kön- 
nen wir  nicht  billigen:  „ln  der  Zeit  bis  zur  Einsetzung  der  cumlischeu  Ae- 
dilität  tritt  übrigens  die  Thäligkeit  der  plebejischen  Aedilen  gar  nicht  her- 
vor , was  zum  Theil  mit  der  Beschaffenheit  unserer  Quellen , zum  Theii 
aber  auch  wohl  damit  zusamraenhängt,  dass  die  Quästoren  vor  den  Centu- 
riatcomitien  in  dieser  Zeit  noch  in  grösserer  Thätigkeit  gewesen  sind  als 
nachher.”  Richtig  ist  zwar,  dass  wir  über  die  Zeit  bis  zur  Einsetzung  der 
«indischen  Aedilität,  d.  h.  bis  zum  Jahr  366  v.  dir.,  nur  Livius  als  allge- 
meine historische  Quelle  haben,  indessen  von  der  spätem  Zeit,  wo  Livius 
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aufhört,  wissen  wir  noch  weniger.  Dass  aber  die  Thätigkeit  der  Quästo- 
ren den  Aedilen  Abbruch  getlian  habe,  glauben  wir  nicht  Die  Aedileu 
strengten  mit  seltenen  Ausnahmen  nur  bei  den  Tributoomitien  Processe  an, 
während  die  Thätigkeit  der  ausserordentlich  mit  besonderer  Vollmacht  vom 
Volke  versehenen  Quästoren  sieh  auf  Processe  vor  den  Ceuturieu  beschränkte. 

61)  Den  grössten  Theil  der  hier  erwähnten  Beispiele  findet  man  schon 
benutzt  und  richtig  beurtheilt  in  der  Abhandlung  von  C.  G.  Zumpt  de  le- 
gibus iudiciisque  reprtumlrtnim  p.  4.  Von  Becker  in  seinem  Handbuch  der 
Römischen  Alterthümer  II,  2,  55  sind  hiermit  nicht  richtig  diejenigen  Fälle 
zusammengestellt,  wo  die  Amtsentsetzung  nicht  durch  das  Urtheil  des  Vol- 
kes, sondern  durch  Senatsbeschluss,  d.  h.  also  nach  dem  blossen  Gutach- 
ten des  Senates  ohne  Nöthigung  erfolgte. 

G3)  Der  Gelehrte,  welcher  zuletzt  diesen  Gegenstand  behandelt  hat. 
Lange  Römische  Alterthümer  I,  462  und  II,  473,  erkennt  die  Richtigkeit  der 
uns  von  Cicero  gegebenen  Nachricht  an;  frühere  Gelehrte  hatten  sie  ge- 
läugnet,  wie  Geib  Geschichte  des  Römischen  Criminalprocesses  S.  35,  Mar- 
quardt Handbuch  der  Rom.  Alterthümer  II,  3,  155,  vor  Allen  Th.  Momm- 
sen  lenaische  Literaturzeitung  1844  S.  249  und  die  Römischen  Tribus  S.  68. 
Der  Letztere  berufl  sich  auf  Plaut  Capt.  III,  1,  16  in  tribu  aperln  capite 
umtes  cundemnant  re os,  welche  Worte  man  indessen,  wie  er  selbst  zugiebt, 
sehr  wohl  auch  auf  nicht  capitale  Sachen  beziehen  kann.  Aber  Polyb.  VI, 
14  behauptet  er,  spreche  ausdrücklich  von  der  Entscheidung  der  comUia 
tributa  in  Capitalsachen.  Polybius  erzählt  dort  von  der  Milde  Römischer 
Sitte  in  Capitalproccssen:  sie  giebt,  wie  er  sagt,  den  um  das  caput  Proces- 
sirenden  die  Erlaubniss,  auch  wenn  nur  noch  eine  Tribus,  die  zur  Verur- 
theilung  nöthig  ist,  nicht  abgestimmt  hat,  ein  freiwilliges  Exil  zu  wählen. 
Es  werden  hier  allerdings  Tribus  bei  Capitalprocessen  erwähnt,  aber  nicht 
Tributoomitien;  auch  bei  den  Centuriatcomitien  hat  die  Abstimmung  Tri- 
busweise  statt  gefunden.  Polybius  würde  sich  an  jener  Stelle  bestimmter 
ausgedrückt  haben,  hätte  er  nicht  die  Befugnisse  des  Volkes  im  Allgemei- 
nen, ohne  Berücksichtigung  der  Centurien  und  Tribus,  schildern  wollen. 
Vergl.  Marquardt  a.  a.  0.  S.  157  Anm.  635.  Aehnlich  ist  zu  erklären  Cicero 
in  Vcrr.  I,  5,  der  von  dem  Perduellionsprocesse  spricht,  welchen  er  gegen 
Verres  wegen  Hinrichtung  Römischer  Bürger  anzustrengeu  droht,  und  sagt 
t'redenl  ouines  1 et  XXX  tribus  liumini  gravissimo  ntque  ornalissimo  AI.  Annio: 
damit  meint  er  nicht,  die  Tributoomitien  würden  darüber  abstimmen,  son- 
dern will  nur  die  Gesammtheit  des  Volkes  bezeichnen , und  sein  Ausdruck 
ist  um  so  mehr  gerechtfertigt,  als  die  Abstimmung  der  Centurien  Tribus- 
weisc  geschah.  Von  den  übrigen  Fällen,  welche  für  die  Capitalgerichtsbar- 
keit  der  Tribus  angeführt  werden , sind  alle  diejenigen  auszuschliessen, 
welche  in  die  Zeit  vor  die  Decemviro  fallen.  Damals  waren  Capitalge- 
richte  vor  den  Tribus  erlaubt  und  die  Nothwendigkeit  eines  vorhergehenden 
Senatsbeschlusses  ersetzte,  wie  wir  bemerkt  haben,  die  spätere  Beschrän- 
kung. Auch  die  Processe  der  Zehnmänner  selbst  beweisen  nichts:  wir  ha- 
ben sie  den  Quellen  gemäss  als  nicht  hierher  gehörig  erwiesen.  S.  oben 
S.  30  flgd.  So  bleiben  von  den  Fällen,  welche  die  genannten  Gelehrten  anfüh- 
ren, nur  übrig  Dionys.  Excerpt.  cd.  Reiske  p.  2336,  wo  indessen  Tributco- 
mitien  nicht  erwähnt  werden,  und  Liv.  XXV,  4,  wo  die  Tribusversiunmlung 
keiu  gerichtliches  Urtheil  fällt,  sondern  die.  Verbannung  eines  Angeklagten, 
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der  sich  nicht  zum  gerichtlichen  Termin  gestellt  hatte,  beschliesst  und  das 
ist  etwas  ganz  verschiedenes.  Die  übrigen  Erwägungen  Motnmsens  sind 
nicht  beweisend.  Es  sagt,  bei  der  vollen  gesetzgebenden  Gewalt,  welche 
die  Tributcomitien  später  erlangt,  sei  Beschränkung  ihrer  Richtergewalt 
uicbt  denkbar,  und  ferner,  Cicero  habe  bei  seinen  Behauptungen  über  die 
Beschränkung  der  Tributcomitien  den  Buchstaben  für  sich  gehabt,  aber 
Niemand  habe  sich  uin  seine  antiquarischen  Forschungen  bekümmert,  auch 
habe  er  sich  selbst  au  der  angeführten  Stelle  in  Verr.  I,  5 widersprochen. 
Jene  Stelle  Ciccros  haben  wir  schon  berührt,  und  das  Uebrige  kanu  schwer- 
lich im  Ernste  als  Widerlegung  einer  bestimmten  Nachricht  aus  dem  Alter- 
thum angesehen  werden. 

63)  Die  neuern  Gelehrten  haben,  so  viel  ich  sehe,  die  Erklärung  die- 
ses Ausdrucks  nicht  berücksichtigt  und  man  kann  nicht  erkennen , wie  sie 
denselben  verstanden  haben.  Sie  scheinen  indess  unter  dies  den  Entschei- 
dungsterinin des  Gerichtes  verstanden  zu  haben.  Wenigstens  sagt  Rudorf 
Römische  Rechtsgeschichte  11,  428;  , Zugleich  musste  der  Gerichtstag  durch 
gehörige  einseitige  di  ei  iliriiu  (denn  einer  gegenseitigen  condictio  bedurfte 
es  hier  nicht)  vorher  verkündet  und  in  wiederholten  Contionen,  zu  deueu 
der  Anzuklagcnde  (priialus)  vorgeladen  wird,  durch  zwei  bis  dreimalige 
coutradictorische  Verhandlung  vorbereitet  werden.”  Wir  haben  in  uuserer 
Untersuchung  dies  Verfahren  anders  dargestellt. 

64)  Bekanntlich  heisst  es  einmal  bei  Gell.  VI,  9,  wo  von  der  Wahl  des 
berüchtigten  Cu.  Flavius  zum  Acdileu  die  Rede  ist:  Al  aedilis,  qui  comitia 
habebal,  negul  accipere  neque  sibi  placerc,  i/m  scriptum  faceret,  cum  ae Al- 
lem fieri.  Man  erklärt  dies,  ein  Aedil  hätte  die  Wahlversammlung  geleitet 
und  hat  zum  Tbeil , um  diesen  Anstoss  zu  vermeiden,  zu  Verbesserungen 
seine  Zuflucht  genommen,  indem  man  schreibt  At  Ule,  qu i comitia  habebat. 
Dies  ist  schwerlich  richtig.  Aber  mau  kann  auch  aedilis  als  Aecusativ,  ab- 
hängig von  accipere  auffasscu  und  dadurch  fallt  dieser  in  der  Römischen 
Geschichte  einzeln  stehende  Fall  fort.  Ich  erwähne  noch,  dass  man  aus 
Dionys.  IX,  49  geschlossen  hat,  die  Aedilen  hätten  keine  Auspicien  gehabt: 
so  lehren  es  Lange  Römische  Alterthümer  1,  614  und  Rein  in  Paulys 
Rcaleneyclopädie  1 (2.  Ausgabe)  S.  211.  Aber  Dionysius  spricht  an  jener 
Stelle  nur  von  der  Wahl  der  Aedilen  und  zwar  der  plebejischen:  sie,  sagt 
er,  geschehe  in  Tributcomitien  ohne  Auspicien,  sowie  die  der  Volkstribu- 
nen. Dionysius  schildert,  dort  also  nur  die  Tributcomitien,  auf  die  Amts- 
gewalt der  Aedilen  geht  er  nicht  ein.  Vergl.  übrigens  oben  Anm.  37. 

65)  lm  Ganzen  dieselbe  Ansicht  hat  Lange  Römische  Alterthümer  11, 
400,  nur  dass  er  die  Befuguiss  der  Aedilen,  Griminalprocesse  zu  beginnen, 
von  dem  Atcmisch  - Trapcjischen  Gesetze  hcrzulciteu  scheint  Ich  glaube 
vielmehr,  dass  sie  von  Anfang  an  dieses  Recht,  aber  freilich,  wie  die  Tri- 
bunen selbst , nur  gegen  Plebejer  gehabt  haben : das  Aternische  Gesetz 
verlieh  ihnen  ein  bestimmtes  Strafrecht  auch  gegen  Patricier,  erst  die  spä- 
teren Verfassungsgesetze  dehnten  ihre  ganze  Macht  über  den  GesaiumtsUat 
aus.  An  einer  früheren  Stelle  freilich,  Bd.  1,  614,  scheint  Lange  nicht  eine 
Beschränkung  des  Rechtes,  Volksversammlungen  zu  halten,  bei  den  Aedilen 
anzunehmen.  Das  Recht  der  Aedilen  zu  Volksversammlungen  überhaupt 
läuguete  C.  G.  Zuinpt  in  seiner  Abhandlung  über  die  persönliche  Freiheit 
des  Römischen  Bürgers  (Darmstadt  1846)  S.  18,  wogegen  Marquardt  Rö- 
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mische  Alterthiimer  11,  3 125  den  nicht  gerechtfertigten  Schluss  machte, 
weil  die  Aedilen  Volksprocesse  geleitet,  hätten  sie  auch  überhaupt  das  iw* 
agendi  cum  piche  gehabt. 

6ö)  Die  Erklärungen  früherer  Gelehrten  übergehen  wir.  Geib  Ge- 
schichte des  Römischen  Criminalprocesses  S.  115  erklärt  die  Worte  ne  um 
priidicht  die  guis  arrutetur  so:  der  Ankläger  hätte  seine  Erklärung,  eine 
bestimmte  Person  wegen  eines  gewissen  Verbrecheus  verfolgen  zu  wollen, 
mit  der  Angabe  des  Tages  verbinden  müssen,  an  dem  die  Anklage  stattfin- 
den sollte.  Er  vergleicht  sodann  die  dreimalige  Anklage  mit  dem  trimm - 
dinum:  an  dem  durch  die  diei  dictio  festgesetzten  Tage  habe  der  Beamte 
zuerst  ganz  kurz  und  ohne  irgend  eine  nähere  Begründung  seinen  Strafan- 
trag (nnguisitiu)  öffentlich  vorgetragen  und  überhaupt  nichts  weiter  angege- 
ben als  die  Natur  des  dem  Angeschuldigten  zur  Last  gelegten  Verbrechens, 
sowie  die  Art  und  Grösse  der  auszusprechenden  Strafe.  Dieser  Antrag 
musste  nun  dreimal,  an  drei  auf  einander  folgenden  Markttagen  ( per  tri- 
nundinuni)  wiederholt  werden,  und  erst  nachdem  die  dritte  Verkündigung 
stattgefunden  hatte,  konnte  die  eigentliche  Anklage  ( i/unrtn  accvsaiio)  mit 
Entwickelung  aller  dieselbe  rechtfertigenden  Beweise,  jedoch  jetzt  auch  so- 
fort ohne  weitere  Vertagung  vorgetragen  werden.  Diese  Ansicht  Geibs  ent- 
hält Manches  an  sich  wenig  glaubliche,  z.  B.  dass  dreimal  ganz  kurz  und 
und  ohne  nähere  Begründung  der  Strafantrag  vorgetragen  sei,  dass  der 
Strafantrag  anguuitiu  geheissen  habe,  ferner  anderes  mit  der  Ueberlieferung 
in  Widerspruch  stehende,  z.  B.  dass  die  Art  und  Grösse  der  Strafe  dreimal 
angegeben  werden  musste.  Denn  die  Art  der  Strafe,  ob  sie  Capital  oder 
Geldbusse  sein  sollte,  ergab  sich  aus  den  Comitien , in  denen  verhandelt 
werden  sollte,  von  selbst  Indessen  ist  diese  Meinung  im  Wesentlichen  an- 
genommen worden  von  Marquardt  Römische  Alterthiimer  II,  3,  57.  Dage- 
gen hat  Th.  Mommsen  in  der  Ienaisehen  Literaturzeitung  1844,  251  zwei 
Punkte  geltend  gemacht,  welche  eine  andere  Auffassung  begründen.  Er  er- 
klärt es  mit  Recht  für  unrichtig,  dass  in  den  Worten  ne  nui  prudicta  die 
y uit  acrusctur  der  Satz  ausgesprochen  würde  „dass  mit  der  Erklärung  des 
Anklägers,  anklagcn  zu  wollen,  die  Angabe  des  Tages  verbunden  sein  müsse, 
an  welchem  die  Anklage  stattfinden  solle.“  Denn  dies  heisse  diem  dicere ; 
diem  prodierre  beziehe  sich  auf  die  Fristerstreckung.  Zweitens  tadelt  er. 
ebenfalls  mit  Recht,  .die  Erklärung  der  guarta  accutalio  aus  dem  irinmi- 
dinum.  Mommsens  eigene  Meinung  scheint  in  Bezug  auf  die  Hauptsache 
richtig  zu  sein  und  ist  von  Rein  in  Paulys  Realcncyclopädie  IV,  376  nicht 
mit  Recht  verworfen  worden:  in  einigen  Nebenpunkten  sind  wir  anderer 
Ansicht  und  hat  auch  Eisenlohr  die  pmcucalio  ad  pupulum  S.  65  flgd.  gute 
Bemerkungen  gemacht.  , 

67)  Mommsen  a.  a.  0.  sagt:  „Wollte  der  Magistrat  Jemanden  beim 
Volke  anklagen,  so  bestimmt  er  ihm  unter  Angabe  seiner  Beschwerden 
einen  Termin  (diem  ei  dixit):  was  selbst  schon,  w'ie  es  scheint,  ad  pnpu - 
lum  geschah  und  als  erste  Anklage  galt.”  Dies  ist  sicherlich  nicht  richtig 
und  auch  von  Eisenlohr  a.  a.  0.  S.  66  verworfen  woiden.  Freilich  geschah 
die  diei  dictin  schon  ad  populum,  in  so  fern  sie  von  dem  Beamten  öffentlich 
auf  seinem  Amtssitze  ausgesprochen  wurde;  aber  das  ist  sehr  verschieden 
von  der  Anklage  selbst,  welche  in  einer  mit  den  Comitien  zusammenhän- 
genden coHlio  stattfand.  Wenn  die  die i dutw,  wie  wir  gesehen,  sogar  in 
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Abwesenheit  des  Anzuklagenden  geschehen  konnte,  so  begreift  man  nicht, 
wie  sie  als  Termin,  als  dies  dicta,  gelten  konnte:  die  Bedeutung  der  Worte 
selbst  weist  auf  die  Verschiedenheit  hin.  ln  Capitalfällen  konnte  sogar  die 
diri  dirlio  nicht  von  dem  anklagenden  Tribunen  allein  ausgehen,  sondern  der 
Prätor  musste  den  eigentlichen  Termin  bestimmen.  Es  scheint,  dass  Mommsen, 
wie  Eisenlohr  bemerkt,  durch  unrichtige  Erklärung  des  Hauptgrundsatzes  für 
die  Volksgerichte  «e  nisi  prodicta  die  quis  accusetur  zu  seiner  Ansicht  ver- 
leitet wurde:  er  verstand,  die  accusalio  dürfe  nur  an  prodicta  dies  erfol- 
gen, also  nicht  an  dicta  dies. 

68)  Wir  verweisen  hierüber  noch  auf  Eisenlohr  a.  a.  0.,  der  ausführ- 
lich und  einige  Annahmen  Moramscns  widerlegend  gesprochen  hat.  Er 
irrt  nur  darin,  dass  er  die  Wörter  iudicare  und  accusare , welche  Cicero 
iu  populärer  und  verschiedener  Bedeutung  gebraucht,  zu  scharf  fasst,  wes- 
halb er  z.  B.  an  das  Ende  des  dritten  Tennines  ein  förmliches  iudieüsm 
des  Beamten  verlegt.  Dies  ist  auch  an  der  Darstellung  bei  Lange  Römi- 
sche Alterthümer  II,  606  auszusetzen. 

69)  Lauge  a.  a.  0.  erklärt  inlermissa  die , wenigstens  ein  Comitialtag 
müsse  dazwischen  liegen.  Ich  halte  diese  Auffassung  nicht  für  begriindet: 
es  kam,  wie  wir  bemerkt,  nur  darauf  an,  dem  Ankläger  und  Angeklagteu 
Zeit  zur  Anklage  und  zur  Verthcidiguug  zu  gewähren.  Wozu  ein  üomitial- 
tag  dazwischen  liegen  sollte,  begreift  man  nicht;  denn  die  drei  Anklagen 
selber1  wurden  nicht  au  Comitialtagen  gehalten.  Man  sieht  überdera  aus 
den  geschichtlichen  Beispielen,  dass  zwischen  den  einzelnen  Anklagen  selbst 
ein  längerer  Zeitraum  verfliessen  durfte,  weshalb  sich  die  Erklärung  von 
dies  als  Zeit  überhaupt  empfiehlt  Zu  vergleichen  hiermit  und  auch  wohl 
hieraus  abzuleiten  ist  die  später  bei  den  Schwurgerichten  gebräuchliche 
comperendinalio , welche,  wie  das  Wort  anzeigt,  ursprünglich  die  Ansetzung 
eines  Termincs  auf  den  dritten  Tag  ist. 

70)  Man  vergleiche,  was  wir  über  diesen  Ausdruck  gesagt  haben  in 
unseren  Studia  Humana  (Berol.  1859)  p.  88  und  172. 

71)  Dies  beweist  gegen  die  abweichende  Ansicht  früherer  Gelehrten 
Eiscnlohr  a.  a.  0.  S.  84.  Man  vergleiche  auch  die  richtige  Darstellung  bei 
Lange  Römische  Alterthümer  II,  606. 

72)  Das  Wesen  der  anquisiiio  ist  richtig  bestimmt  worden  von  Lange 
Römische  Alterthümer  II,  470:  ich  weiche  von  ihm  nur  in  so  fern  ab,  als 
ich,  dem  Zeugnisse  Ciceros  folgend,  als  Zweck  desselben  nicht  bloss  die 
Absicht,  dem  Volke  die  Erkenntniss  der  Schuld  oder  Unschuld  des  Ange- 
klagten zu  ermöglichen,  annehme,  sondern  auch  die  Aufstellung  der  An- 
klage, wie  sic  an  den  drei  Markttagen  öffentlich  bekannt  gemacht 
wurde.  Beim  eigentlichen  Termine  handelte.es  sich  darum,  ob  der  An- 
geklagte das  ihm  zur  Last  gelegte  Verbrechen  begangen  habe  oder  nicht: 
es  fand  ein  einfaches  quaerere  statt.  Früher  verstanden  die  Gelehrten  An- 
deres unter  anquisiiio,  z.  B.  Geib  Römischer  Crimiualprocess  S.  116  den 
Strafantrag,  der  vielmehr  accusalio  hiess,  Mommsen  a,  a.  0.  die  Umfrage, 
die  gar  nicht  stattfand,  Eisenlohr  die  prorocatio  ad  populum  S.  74  das 
am  Ende  der  anquisiiio  ausgesprochene  Urthcil  des  Beamten:  er  verwech- 
selt den  Zweck  der  anquisiiio  mit  der  anquisiiio  selbst 

73)  Aus  der  früheren  Zeit  haben  wir  gar  keine  Andeutungen  über  die 
Zeitdauer  der  Comitieu;  erst  für  die  letzte  Zeit  der  Republik  schliessen 
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Marquardt  Handbuch  der  Römischen  Alterthümer  II,  3,  108  und  Lange  Rö- 
mische Alterthümer  II,  450  aus  Cicero  epist.  VII,  30,  1,  eine  Wahl  in 
Ceuturiatcomitien  habe  wenigstens  fünf  Stunden  gedauert  Dieser  Schluss 
ist  indessen  sehr  unsicher.  Eis  ist  bei  Cicero  von  der  Wahl  von  C.  Cani- 
nius  Rebilus  die  Rede,  welcher  im  Jahre  45  v.  Cbr.  für  den  letzten  Tag 
des  Jahres  zum  Consul  ernannt  wurde.  Es  heisst,  um  die  zweite  Stunde 
sei,  weil  die  Wald  für  die  Quästoren  gehalten  werden  sollte,  ein  Sessel 
fiir  den  Consul  Q.  Maxitnus,  der  jene  leiten  sollte,  hingesetzt  worden: 
darauf  als  die  Nachricht  von  dem  Tode  desselben  gekommen,  sei  der  Ses- 
sel weggenommen  worden,  Caesar  hätte  Centuriateoinitien  gehalten  und 
um  die  siebente  Stunde  sei  Rebilus  als  Consul  verkündet  worden.  Daraus 
darf  man  nicht  auf  fünfstündige  Dauer  der  Comitien  überhaupt  schliessen. 

Es  verging  gewiss  eine  beträchtliche  Zeit,  bis  auf  die  Nachricht  von  dem 
Tode  des  Consuls  sein  Sessel  weggenommen  wurde,  bis  Caesar  sich  ent- 
schloss, noch  einen  Consul  zu  ernennen,  bis  neue  Auspicien  gehalten  wur- 
den : die  Wahlhandlung  muss  viel  kürzere  Zeit  iu  Anspruch  genommen 
haben  und  dies  kann  man  selbst  aus  der  kurzen  Andeutung  bei  Cic.  Phil. 

II,  33,  83  schliessen.  Ueberdem  war  ein  Unterschied  zwischen  den  rich- 
terlichen Comitien,  wo  es  sich  nur  um  Ja  oder  Nein  handelte,  und  den 
Wahlen,  namentlich  mehrerer  Beamten.  Die  letztem  mussten  offenbar  viel 
länger  dauern. 

74)  Man  vergleiche  darüber,  was  Eisenlohr  a a.  Ü.  S.  71,  die  Meinun- 
gen der  früheren  Gelehrten  berücksichtigend , sagt:  sie  nahmen  die  Mög- 
liclikeit  der  Provocation  theils  nach  Beendigung  des  dritten  Termines, 
theils  an  auderu  Punkten  des  Processes  an. 

75)  Die  von  uns  angeführte  Stelle  von  Liv.  XXVI,  3 ist  nicht  ohne 
Schwierigkeit.  Der  Sinn  derselben  muss  sein , dass  die  Tribunen  die  Ent- 
scheidung gegeben,  es  sei  erlaubt,  nach  der  Anquisition  auf  Geldstrafe 
beim  vierten  Termine  Capitalstrafe  zu  beantragen.  Denn  dies  geschieht 
nachher.  Es  handelt  sich  um  die  Worte  seu  legibus  seu  muribtis  mailet. 

Die  Ausleger  bemerken  mit  Recht,  dieser  Zusatz  gehöre  zu  anguirere  und 
mos  bilde  den  Gegensatz  zu  lex,  bedeute  das  nicht  geschriebene  Recht, 
das  Gewohnheitsrecht.  Drakenboreh  vergleicht  dann  weiter  den  Gegensatz 
sru  legibus  seu  moribus  mit  dem  folgenden  Gegensatz  re/  capitis  rcl  pecu- 
niae  und  erklärt,  die  Gesetze  verlangten  die  Capitalbestrafung  eines  Feld- 
herra , der  sein  Heer  verloren  hätte,  die  Sitte  gestatte  ihm  eine  Geldstrafe 
aufzuerlegen.  Dies  ist  gewiss  nicht  richtig,  auch  nicht  einmal  geschicht- 
lich in  den  uns  überlieferten  Beispielen  begründet.  Legibus  anguirere  kann 
nur  heissen  eine  Untersuchung  darüber  anstellen,  dass  Jemand  die  Gesetze 
verletzt  habe,  demgemäss  also  moribus  anguirere  untersuchen,  ob  Jemand 
die  Sitten  verletzt  habe.  Wahrscheinlich  hatte  der  Ankläger  für  seine  For- 
derung, dass  der  Process  nicht  in  einen  Gapitalprocess  verwandelt  werden 
dürfe,  geltend  gemacht,  er  habe  die  Gesetze  nicht  verletzt,  wenngleich  er 
vielleicht  von  dem , was  sonst  im  Kriege  Sitte  sei , abgewichen  sei.  Dar- 
auf bezieht  sich  dieser  Zusatz : das  Collegium  der  Tribunen  boschliesst,  der 
Ankläger  könne  seine  Anklage  richten,  worauf  er  wolle.  Livius  hatte  in 
seiner  Erzählung  die  Begründung  der  Forderungen  des  Angeklagten  aus- 
gelassen , giebt  aber  eine  Andeutung  davon  iu  dem  vollständiger  angeführ- 
ten Beschlüsse  des  Tribunencollegiums. 
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76)  Es  findet  sich  diese  Rechtsgewobnheit  noch  öfters:  sie  kann  oft 
zum  Schaden  Jemandes  von  dem  Rechtsprechenden  ansewendet  wer- 
den. Einen  Fall  dieser  -Art  erzählt  Cic.  in  Verr.  V,  58.  141.  Ein  ande- 
res Beispiel  findet  sieh  bei  Flut.  Ti.  Graccli.  14,  wo  es  heisst,  nach  der 
Absetzung  des  Tribunen  M.  Otavius  habe  ein  gewisser  T.  Annius  den 
allgewaltigen  Tribunen  zu  einem  Privatprocesse  aufgefordert  mit  der  tpon- 
tiu:  wenn  er  nicht  seinen  nach  den  Gesetzen  heiligen  und  unverletzlichen 
Collegen  verunehrt  hal>e,  worüber  Gracchus  ihn  beinahe  augeklagt  hätte. 

77)  So  darf  man  wenigstens  aus  einer  Münze  der  gms  Catsia  schlies- 
sen  (bei  Eckhel.  Doetr.  numm.  V,  166),  welche  die  Betheiligung  dieses  Ge- 
schlechtes an  der  Gesetzgebung  über  die  A bst  immun  gs  weise  in  der  Volks- 
versammlung verherrlicht  und  die  Buchstaben  A.  0.  aufweist  Dies  ist 
auch  die  Meinung  früherer  Gelehrten  gewesen,  z.  B.  von  Geib  Römischer 
Criminalprocess  S.  147,  Marquardt  Handbuch  der  Römischen  Alterthüxner 
II,  3,  99. 

78)  Man  vergleiche  hierüber  Geib  Römischer  Criminalprocess  S.  129, 
der  mit  Recht  die  Absendung  eines  Hornbläsers  mit  der  Ankündigung  der 
Centuriatcomiticn  in  Verbindung  setzt  und  der  Meinung  früherer  Gelehr- 
ten entgegentritt , als  habe  dieselbe  nach  Eröffnung  der  Comitien  als  be- 
sondere Art  der  Vorladung  gedient. 

79)  Wir  sind  bei  unserer  Zusammenstellung  durch  die  Arbeiten  frühe- 
rer Gelehrten  unterstützt  worden.  W.  Rein  in  seinem  Criminalrecht  der 
Römer  (Leipzig:  1844)  hat  ebenfalls  alle  durch  die  Ueberlieferung  auf  uns 
gekommenen  Criminalprocesse  gesammelt;  er  hat  sie  indessen  nach  den 
Verbrechen,  wegen  deren  sie  stattfanden,  geordnet  und  dabei  die  vor  dem 
Volke , vor  den  ordentlichen  Richten) , vor  den  Schwurgerichten  geführten 
nicht  auseinander  gehalten.  Eine  solche  Anordnung  bietet  eigenthümlicbe 
Gesichtspunkte,  war  aber  für  uns  nicht  zweckmässig,  entspricht  auch 
nicht  recht  den  Anschauungen  der  Römischen  Republik,  in  der  bei  Volks- 
gerichtcn  nur  die  Verschiedenheit  der  Strafen  in  Betracht  gezogen  wird: 
der  Grund  der  Verurtheilung  liegt  nicht  in  dem  Beweise  von  dem  Vorhan- 
densein eines  bestimmten  Verbrechens,  sondern  in  subjectiven  Ceberzeu- 
gungen  und  Neigungen  der  Volksmenge.  Eine,  der  unsrigen  ähnliche  Zu- 
sammenstellung aller  Volksprocesse  hat  L.  Lange  in  seinen  Römischeu 
Altcrthümcrn  II,  466  flgd.  und  485  flgd.  gegeben.  Allein  abgesehen  davon, 
dass  er  alle  derartigen  Processe  von  dem  Beginne  der  Republik  an  um- 
fasst , nimmt  er  mehr  einen  geschichtlichen  und  politischen  Standpunkt  ein. 
Einzelheiten,  in  denen  wir  von  diesen  Gelehrten  abweichen,  besonders  an- 
zugeben war  nicht  nöthig:  in  unserer  Darstellung  haben  wir,  wo  wir  an- 
dere Ansichten  aufstellten , auch  die  Gründe  dafür  angeführt.  Die  Processe 
des  letzten  Jahrhunderts  der  Republik  bieten  eine  besondere  Schwierigkeit 
dar,  weil  damals  neben  der  Volksgcrichtsbarkeit  die  Schwurgerichte  häu- 
fig wurden.  Die  Processe  dieser  Zeit  werden  in  ihrer  Besonderheit  erst 
dann  vollständig  hervortreten,  wenn  wir  die  Eutstehung  und  Entwickelung 
der  Schwurgerichte  darstcllen. 

80)  Man  sehe  z.  B.  II.  Meyer  Oraiorum  flomanorum  fra/jmenta  (Tor. 
1842)  p.  32  sq.,  wo  die  Stellen  der  alten  Grammatiker,  in  denen  diese 
Schrift  Catos  angeführt  wird , verzeichnet  sind.  Ebendaselbst  möge  mau 
■*'c  zerstreuten  Nachrichten  über  die  übrigen  Processredeu , welche  Cato 
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zu  seiner  Vertkeidigung  oder  zur  Anklage  hielt,  uacksehen.  Auf  die  ein- 
zelnen Processe  einzugehen  nutzt  nichts,  da  selbst  bei  vielfachen  und  un- 
sicheren Vermuthungen  aus  der  Ueberlieferung,  welche  wir  haben,  keine 
entsprechenden  Ergebnisse  gewonnen  werden  können. 

81)  Eine  Besprechung  der  gerichtlichen  Verhandlungen  gegen  die  bei- 
den Seipioneu  findet  sich  in  einer  besondern  Schrift  von  11.  G.  lleerwagen 
de  P.  et  L.  Scipiouum  arcutationr  quacstio  (Programm  von  Bayreuth  1836) : 
er  erkennt  an,  dass  schon  in  alter  Zeit  eine  Verschiedenheit  der  Ueberlic- 
ferung  stattfand  und  sucht  nur  das  als  sicher  bekannte  festzustellen.  Wei- 
ter geht  L.  Lange  Römische  Alterthümer  11,  209.  Er  will  die  widersprechend 
überlieferten  Nachrichten  auf  wahrscheinliche  Weise  eombinireu ; aber  er 
ist  dabei  gezwungen,  Einiges  ganz  wahrscheinlich  lautende  zu  verwerfen, 
und  kommt  dadurch  in  Gefahr,  eine  von  allen  Quellen  abweichende  neue 
Darstellung  zu  geben.  Es  erscheint  daher  richtiger,  die  Unmöglichkeit 
einer  genauen  Erkenntniss  des  Einzelnen  einzugestehen. 

82)  Die  ältere  Literatur  über  diesen  Punkt  ist,  wie  gesagt,  sehr  zahl- 
reich. Man  findet  sie  verzeichnet  in  Kein  Römisches  Criminalrecht  S.  4G4 
flgd.  und  in  Paulys  Realencyelopädie  JV  s.  v.  prntuellin.  Dazu  fuge  man 
die  kurze  Bemerkung  in  Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte  11,  365.  Ein 
besonderes  hierher  gehöriges  Buch  hat  geschrieben  C.  R.  Köstlin  die  per- 
duellio  unter  den  Römischen  Königen,  Tübingen  1841. 

83)  Dies  hat  besonders  Köstlin  a.  a,  0.  S.  19  gethan,  dessen  lange 
Auseinandersetzungen , da  sie  der  thatsächlichen  Grundlage  entbehren , in 
der  Luft  schweben.  Rubino  Untersuchungen  S.  453  flgd.  stellt  ebenfalls 
allgemeine  Betrachtungen  über  das  Criminalrecht  der  ältesten  Zeit  au,  aber 
er  will  damit  nur  seine  Ansicht  von  der  Provocatiou  unter  den  Königen 
begründen. 

84)  Die  richtige  Ansicht  hatte  .Sidonius  de  iudiciis  II,  3 aufgestellt  und 
auch  kurz  mit  entscheidendem  Beweise  begründet.  Aber  die  neuern  Ge- 
lehrten verwarfen  diese  Meinung  und  stellten  verschiedene  andere  Vcr- 
muthungeu  auf. 

85)  Es  ist  dieser  Q.  Servilius  Caepio  vielfach  mit  einem  jiingem  gleich- 
namigen Caepio,  Quästor  im  Jahre  100  v.  Chr.  (auct  ad  Iler.  I,  12)  ver- 
wechselt worden,  der  im  Bundesgenosseukricge  fiel  (App.  bell.  civ.  I,  40 
und  44).  Man  sehe  C.  T.  Zumpt  de  legibus  iudiciisque  repetundarum  (Be- 
rol.  1845)  p.  28.  Aber  auch  abgesehen  von  dieser  Verwechselung  erkennt 
man , dass  die  Schicksale  des  älteren  Caepio  wegen  des  ausserordentlichen 
Mangels  au  zusammenhängenden  Geschichtsschreibern  jener  Zeit  dunkel 
genug  sind.  Noch  bemerke  ich,  dass  bei  Liv.  per.  LX11I  die  Lesart  der 
meisteu  Handschriften  und  der  neuesten  Ausgabe  damnali  bona  publicata 
sunt  primi  polt  regem  Tarquinium  imperiumque  ei  abrogatum  eine  geschicht- 
liche Unrichtigkeit  enthält.  Wir  sind  desshalb  auf  die  Lesart  der  editio 
princep»  zurückgegangen. 

86)  Ueber  das  Ackergesetz  von  Satuminus  haben  wir  ausführlich  ge- 
sprochen in  Commentationum  epigraphicanun  ad  nntiquitates  Hamanns  per- 
tinentium  r olumen  (Berol.  1850)  p.  222  sq.  und  dabei  auch  den  Process  von 
Q.  Metellus  berührt. 

87)  Eine  eigene  Abhandlung  „Ueber  die  Jurisdiction  des  Römischen 
Senates"  hat  II.  E.  Dirksen  in  seinen  civilistischen  Abhandlungen  (Berlin 
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1820,  1.  Bd.)  geschrieben.  Er  geht  alle  Fälle  aus  der  Königszeit  und  dem 
Freistaate  durch,  in  welchen  der  Senat  die  Gerichtsbarkeit  gehabt  haben 
soll,  unterscheidet  die  einzelnen  Gattungen  von  Verbrechen,  giebt  auch  an, 
wie  eine  allinälige  Einschränkung  der  Befugnisse  des  Senates  eingetreten 
sei.  Seiue  Sammlung  ist  sehr  dankenswerth  wogen  der  Zusammenstellung 
alles  hierher  gehörigen  Stoffes ; aber  sie  konnte  zu  keinem  richtigen  Ergeb- 
nisse führen,  weil  man  zu  jener  Zeit  die  Grundlagen  der  Römischen  Verfas- 
sung nicht  erkannt  hatte.  Geib  in  seiner  Geschichte  des  Römischen  Criminal- 
processes  S.  39  flgd.  sah  das  Mangelhafte  in  Dirksens  Darstellung  ein,  konnte 
sich  aber  nicht  entschlossen,  die  Gerichtsbarkeit  des  Senates  ganz  zu  läug- 
nen;  er  schreibt  ihm  über  Römische  Bürger  eine  kleine  selbständige  Ge- 
richtsbarkeit zu  und  fasst  den  Character  derjenigen,  welche  er  über  Nichtbürger 
übte,  nicht  scharf  genug  als  die  Befugniss  einer  Verwaltungsbehörde  an f. 
Richtiger  ist  die  Darstellung  bei  Lange  Römische  Alterthümer  II,  382.  Zn 
den  falschen  Ansichten  über  die  Gerichtsbarkeit  des  Senates  scheint  haupt- 
sächlich die  Stellung,  welche  derselbe  später  in  der  Kaiserzeit  einnahm, 
Veranlassung  gegeben  zu  haben. 

88)  Wir  verweisen  über  diese  Thatsaehe,  welche  wir  zuerst  aufgedeett 
haben,  auf  unsere  siurlin  Hnmnnn  (Berol.  1859)  p.  89  und  über  den  weite- 
ren Inhalt  der  Irr  Valinin  auf  unsere  Cammenlalinnes  rpir/rnphicae  II,  219. 

89)  Man  halte  dieses  Urtheil  über  die  neueren  Gelehrten  nicht  für  zu 
scharf.  Wer  z.  B.  die  Darstellung  in  Schweglcr’s  Römischer  Geschichte  111, 
132  liest,  wird  sich  kaum  des  Eindruckes  erwehren  können,  als  ob  er  die 
moderne  Parteischrift  eines  Advoeatcn  läse.  Aber  auch  Niebuhr  Römische 
Geschichte  11,  471  geht  in  seinem  Streben,  Alles  besser  wissen  zu  wollen 
als  die  alten  Schriftsteller,  und  den  Patriciem  alles  mögliche  Unrecht  ge- 
gen die  Plebejer  zuzuschrciben,  viel  zu  weit  und  hat  damit  die  Mode  be- 
gonnen, welcher  die  übrigen  Gelehrten  gefolgt  sind.  Als  ob  nicht  unzählige 
Male  in  den  alten  Republiken  Versuche  gemacht  worden  sind,  eine  Tyran- 
nis zu  gründen,  und  zwar  durch  eben  diejenigen  Mittel,  welche  Sp.  Maelins 
zugeschrieben  werden,  durch  die  Gunst  des  gemeinen  Mannes!  Indessen 
es  ist,  wie  gesagt,  nicht  meine  Absicht,  über  die  Schuld  oder  Unschuld  von 
Maelins  ein  eigenes  Urtheil  zu  fallen.  Die  gewöhnliche,  Ueberlieferung  fin- 
det sich  am  Ausführlichsten  dargestellt  bei  Liv.  IV,  14:  eine  etwas  abwei- 
chende Erzählung  bei  Plut.  Brut.  1,  Dionys.  Exc.  Escor,  p.  XXXI.  Servi- 
lius  soll  nach  ihr  den  schuldigen  Maelius  nicht  vor  Gericht  gefordert,  son- 
dern unversehens  mit  dem  Schwerte,  welches  er  verborgen  (»ui>  ala)  bei 
sich  hatte,  getödtet  haben ; doch  auch  ihr  gilt  Maidius  als  schuldig , Ah  als 
als  Befreier.  Es  ist  indessen  wohl  möglich,  dass  sic  nur  aus  dem  Beina- 
men Ahala  entstanden  ist:  die  neueren  Gelehrten  würden  sie  bei  ihrer 
Neigung,  die  Erzählungen  der  Römischen  Geschichte  für  Sagen  zu  erklären, 
ohne  Zweifel  verworfen  haben,  wenn  nicht  ihre  andere  Neigung,  eine  Schuld 
oder  Gewaltthat  der  Patricier  aufzufinden , überwogen  hätte.  Schwegler  a. 
a.  0.  S.  137  sagt,  sie  hätte  die  ältesten  und  glaubwürdigsten  Gewährsmän- 
ner für  sich  und  sei  der  gewöhnlichen  Ueberlieferung  unbedenklich  vorzu- 
ziehen, natürlich  ohne  irgend  einen  Beweis.  Diesen  kann  es  dafür  nicht 
geben. 

90)  Die  Curiatcomitien  galten  bekanntlich  den  neueren  Gelehrten  ab 
Versammlung  der  patricischen  Geschlechter,  die  letzteren  aber  werden  als 
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Feinde  von  Manlius  hingestellt:  so  glaubte  man  also,  da  man  eine  Aufhe- 
bung des'ersten  Gerichtes  und  Einsetzung  eines  zweiten  annahm,  die  Ver- 
urteilung sei  durch  die  Curien  erfolgt.  Dieser  Meinung  war  Niobuhr  Rö- 
mische Geschichte  11,  684  Hgd.  und  die  meisten  der  späteren,  zuletzt  Schwegler 
Römische  Geschichte  111,  290  flgd.  Dagegen  Rein  im  Römischen  Criminal- 
recht  S.  490  glaubte  an  Tribnteomitien  für  den  vermeintlichen  zweiten 
Process,  und  ihre  Befugniss,  ein  Capitalgerieht  zu  halten,  erklärte  er  ent- 
weder dadurch,  dass  Manlius’  Handlungsweise  als  eine  Störung  des  gemei- 
nen Friedens  angesehen  wurde  und  deshalb  vor  das  Forum  der  Tribus  ge- 
hörte, oder  dadurch,  dass  die  Tributcomiticn  in  diesem  speciellen  Falle 
vom  Senate  den  Auftrag  erhielten,  über  einen  prrduellit  zu  richten.  In  dem  er- 
sten Falle  nimmt  er  eine  Machtvollkommenheit  der  Tribus  an.  welche  nie 
bestanden  hat : sie  haben  nie  über  die  Störung  des  gemeinen  Friedens  durch 
einen  Patricier  geurteilt,  wie  wir  ausführlich  bewiesen  haben.  Die  zweite 
Annahme,  der  Senat  habe  sie  für  einen  besondern  Kall  bevollmächtigt,  ist 
ganz  willkiihriich.  Weder  hat  der  Senat  jemals  eine  solche  Vollmacht  ge- 
geben oder  geben  können,  noch  wäre  es  gesetzlich,  wenn  er  sie  für  einen 
besonderen  Fall  gegeben  hätte.  Beiden  Ansichten,  sowohl  der  von  Curiat-, 
als  auch  der  von  Tribnteomitien,  gemeinsam  ist  ül>erdem  die  Meinung,  dass 
ein  doppelter  Process  gegen  Maidius  stattgefunden  habe  und  diese  Meinung 
beruht  auf  unbegründeter  Vermutung. 

91)  Besonders  bemerkenswert  ist  die  Nachricht  bei  Zon.  VII,  24,  Man- 
lius hätte  nach  der  Königsherrschaft  gestrebt,  sich  die  Gunst  des  grossen 
Haufens  erworben  und  mit  seinen  Leuten  das  Capitol  besetzt.  Darauf 
hätte  Camillus,  zum  vierten  Male  zun»  Dictator  ernannt,  nach  vielen  Bera- 
thungen im  Senate,  List  angewendet:  ein  Sclave  sei  als  l'eberläufer  zu 
Manlius  gegangen  und  habe  ihn  an  einen  Ort,  wo  ihm  ein  Hinterhalt  ge- 
legt war,  gelockt:  so  sei  er  in  die  Hände  der  Senatspartei  gefallen  und 
vor  Gericht  gestellt  worden.  Diese  Nachricht  weicht  von  der  gewöhnlichen 
Ueberlieferung  nur  in  Bezug  auf  dasjenige  ab,  was  dem  Gerichte  vorher- 
ging: sie  wird  von  Schwegler  Römische  Geschichte  III,  298  arg  gemiss- 
braucht.  Er  sagt,  Manlius  habe,  wahrscheinlich  in  Folge  des  Todesurtheils 
durch  die  Curien  die  Fahne  des  Aufruhrs  offen  aufgepflanzt,  Zonaras  ver- 
binde mit  dieser  Erzählung  auf  seltsame  Weise  die  gemeine  Ueberlieferung 
von  dem  später  erfolgten  Process.  Das  heisst  die  Zeugnisse  der  Schrift- 
steller verdrehen.  Von  offenem  Aufruhr  spricht  Zonaras  nicht.  Manlius’ 
Haus  lag  auf  dem  Capitol , er  versammelte  dort  seine  Anhänger  und  er 
hätte  sich  mit  den  Waffen  vertheidigt  und  das  Capitol  gehalten,  wenn  er 
gesehen,  dass  der  Senat  gegen  ihn  Gewalt  brauchen  wolle.  Wahrscheinlich 
wollte  er  sich  auch  nicht  vor  Gericht  stellen  und  mehrmals  einkerkern  las- 
sen : es  kam  darauf  an , seine  Gefangennehmung  ohnq  offenen  Aufruhr  zu 
bewerkstelligen  und  deshalb  geschah  sie  mit  List.  Zonaras  giebt  also  eine 
Ergänzung  zu  Livius.  Dieser  erzählt  VI,  20  nur,  die  Tribunen  hätten  Man- 
lius einen  Termin  vor  dem  Volke  gesetzt  und  ihn  später  hingerichtet;  Zo- 
naras fügt  noch  hinzu,  wie  sie  sich  seiner  Person  bemächtigten.  Von  Ca- 
millus’ vierter  Dictatur  wissen  wir  sonst  nichts  und  es  ist  möglich , dass 
sie  auf  einem  Irrthum  beruht.  Aber  dies  steht  durch  Plutarch  Cam.  36  fest, 
dass  es  Camillus  war,  der  die  Centuriateomitien  leitete  und  unmittelbar 
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die  Verurtheilung  aussprach.  Dass  er  gerade  uuter  den  sechs  Militairtribu- 
nen  jenes  Jahres  dies  that,  schrieb  man  einer  Dictatur  zu. 

92)  Eine  vorurtheilsfreie  Erörterung  der  von  den  Schriftstellern  ange- 
gebenen Berichte  fehlt  bei  deu  neuern  Gelehrten.  Der  einzige  Gruml,  wel- 
chen sie  für  die  Curiatcomitien  des  vermeintlichen  zweiten  Processes  anfüh- 
ren, findet  sich  bei  Schwegler  Römische  Geschichte  111,  293:  die  zweiten 
Comitien  würden  nämlich  bei  Livius  conciiium  populi  genannt,  concthum 
aber  bezeichne  nach  constantem  Sprachgebrauch  immer  nur  eine  Sonder- 
versammlung der  Plebs  oder  der  Patricier:  nie  könne  der  comilialut  maxi- 
mus  ein  rondlium  genannt  werden.  Diese  Behauptung  ist  nicht  richtig,  sic 
ausführlich  zu  widerlegen  aber  nicht  möglich,  ohne  auf  die  ganze  Hypo- 
these wegen  der  Curiatcomitien  einzugehen.  Für  den  vorliegenden  Fall  ist 
überdem  Schweglers  Behauptung  ganz  unnütz.  Denn  Livius  erzählt  nicht, 
dass  die  Ccnturiatcomitien  von  dem  Marsfelde  nach  dem  Poetelinisehen 
Haine  verlegt  worden  sind,  sondern  dass  dies  mit  einem  Termine  der  ge- 
richtlichen Untersuchung  geschehen  sei;  diese  Untersuchungstermine  aber 
wurden,  wie  wir  gezeigt,  in  formlosen,  eigentlich  so  genannten,  ctmiiones  ab- 
gehalten und  dass  sie.  ein  roncilium  populi  genannt  werden  können,  hat  Nie- 
mand jemals  bezweifelt.  Die  Folge  von  Schweglers  Missverständnissen  ist 
dann,  dass  Livius’  Bericht  für  ein  Missverständniss  erklärt  und  eine  Ver- 
muthung  aufgestellt  wird,  welche  mit  jedem  gerichtlichen  Verfahren  bei  den 
Römern  in  vollem  Widerspruche  steht. 

93)  Ich  sage,  es  ist  nicht  sprachgcmäss,  Livius’  Worte  cum  ceuturiatim 
populus  cilarelur  so  zu  verstehen,  als  ob  an  jenen  von  ihm  geschilderten 
Terminen  schon  die  Centuriatcomiticn  gewesen  wären.  Livius  würde  dann 
(um  populus  riluius  esset  geschrieben  haben,  ebenso  wie  es  nachher  heisst 
et  reus-acertisset.  In  nicht  abhängiger  Rede  würde  Livius  geschrieben  ha- 
ben ceniuriatim  populus  ritnbatur,  es  wurde  eiugeladen,  sich  später  nach 
Centimen  zu  versammeln.  Aber  auch  sachgemäss  ist  eine  solche  Erklärung 
nicht.  Denn  Livius  würde  dann  erzählen,  die  Centimen  seien  zur  Abstim- 
mung berufen  worden,  d.  h.  es  habe  jener  Act  der  Volksversammlung  be- 
gonnen, der  mit  dem  Abgeben  der  Stimmen  schloss,  und  nachdem  dies  ge- 
schehen, habe  Manlius  noch  Bitten  an  die  Capitolinischen  Götter  gerichtet 
imd  dadurch  das  Volk  erweicht  Dies  wäre  aber  ein  Vorgang,  wie  er  nie 
bei  irgend  einer  Römischen  Volksversammlung  statt  gefunden  hat,  weder 
bei  einem  Gerichte  noch  sonst  bei  einem  Gesetzes  vorschlage  oder  einer 
Wahl.  Während  der  Abstimmung  wird  nicht  weiter  verhandelt,  keine  Rede 
weder  für  noch  gegen  zugelassen.  Auch  die  Erzählung  bei  Zonaras  VI 1,  24 
stimmt  mit  unserer  Darstellung  des  Herganges.  Er  erzählt  zuerst,  wie  Mau- 
lius  gefangen  vor  den  Gerichtshof  gebracht  wurde  und  fährt  dann  fort  6 öe 
xd{  xc  dpioxetac  xartXeye  xai  xö  KamxuiXiov  xoit  xt  Jixa'Jo'joi  xai  toi» 
-EpiEoxiüac*  £8e(xvu,  ajxoirrov  Sv  txeiÜEv,  xai  tf,;  aujTTjpi'as  a-ixoü  xe  xai  xü»v 
£v  aüxijj  rpoc”£<j£UY'fciov  roXtxiüv  dvcpt'pvr^oxtv,  ü>(  ivxeötftv  xaxaxXcfsÜai 
xoü?  Jixaoxdc  xai  ’jnoxttkabai  xtjv  '{djipov,  frijx’  dtpi£vxaj  u.f,xt  xaxaSixa'Cov- 
xa? ; darauf  folgt  der  Bericht  über  die  Verlegung  des  Gerichtes.  Unter  den 
Richtern,  vor  denen  Manlius  hier  seine  Hcldenthaten  aufzählte,  kann  man 
unmöglich  die  Centurien  selbst  verstehen.  Denn  erstlich  werden  die  Rich- 
ter und  die  Umherstehenden  unterschieden,  was  auf  die  abstimmendeu  Cen- 
turien nicht  passt,  zweitens  sollen  sie  weder  verurtheilt,  noch  freigesprochen. 
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sondern  das  Urthcil  aufgeschoben  haben  und  das  thatcn  die  Centuricn  nie- 
mals. Entweder  also  dachte  Zonaras  an  die  Zweimänner,  welche  die  Vor- 
entscheidung fällten:  sie  konnten  ihr  Urthcil  beliebig  aufschieben.  Indes- 
sen diese  Erklärung  ist  nicht  wahrscheinlich.  Denn  in  Horatius’  Processe 
vertraten  die  Zweimänner  bei  gleichen  Verhältnissen  und  gleichem  Schwan- 
ken zwischen  Schuldig  und  Unschuldig  das  strenge  Hecht  und  überliessen 
die  Gnade  dem  Volke.  Oder  Zonaras  versteht  unter  den  Richtern  die  an- 
klagenden Volkstribunen,  welche  einen  der  Untersuchungstennine  abhalten 
und  am  Ende  desselben  zu  keiner  Entscheidung  über  ihre  Anklage  kom- 
men, daher  denselben,  wie  es  ihnen  gesetzlich  freisteht,  aufschieben.  An  einen 
doppelten  Process  von  Manlius  und  an  ein  Aufschieben  des  vierteu  Termi- 
nes  der  Centuriatcomitien  ist  auch  hier  nicht  zu  denken. 

94)  Im  Pocteliuischen  Haine  haben  sich  öfter  die  Centuriatcomitien  ver- 
sammelt: einen  bestimmten  Fall  vom  Jahre  342  v.  Chr.  führt  Livius  VII, 
41  an.  Auch  an  der  Richtigkeit  der  Ueberlicferung,  dass  das  Gericht  über 
Manlius  im  Poetelinischen  llaine  gehalten  worden  sei,  hat  man  gezweifelt, 
deswegen,  weil  man  auch  von  dort  aus  das  Capitol  hätte  erblicken  kön- 
nen. Man  sehe  Schwegler  Römische  Geschichte  111,  395.  Indessen  es  han- 
delte sich  nicht  um  das  ganze  Capitol,  sondern,  wie  Plutarch  genau  be- 
richtet, um  denjenigen  Theil  desselben,  auf  dem  stehend  Manlius  den  An- 
griff der  Gallier  abgewehrt  hatte;  dieser  Theil  war  von  jenem  Haine  aus 
nicht  zu  sehen. 

95)  lieber  die  Strafe  selbst  ist  die  Ueberlicferung  nicht  einig.  Die 
meisten  geben  an,  Manlius  sei  vom  Tarpejischen  Felsen  gestürzt  worden, 
so  Liv.  VI,  20;  Plut  Cam.  30;  Zon.  VII,  24;  Val.  Max.  VI,  3,  1;  Dionys. 
Exc.  Ambr.  XIV,  6;  Dio  Cass.  fr.  26,  2;  Varro  bei  Gell.  XVII,  21.  Da- 
gegen Cornelius  Nepos  bei  Gell.  a.  a.  0.  erzählt,  Manlius  sei  zu  Tode 
gepeitscht  worden. 

96)  Man  vergleiche  die  Vorrede  zu  unserer  Ausgabe  von  Ciceros  Re- 
den de  lege  agraria  (Berol.  1861)  p.  XVII  Ulld  von  der  pro  Murena  (Bcrol. 
1859)  p.  XVI,  in  welchen  über  die  Behandlung,  welche  einige  andere  con- 
sularische  Reden  Ciceros  bei  ihrer  Ueberarbeitung  erfahren  haben,  gehan- 
delt wird. 

97)  Niebuhr  in  seiner  Vorrede  zu  den  neu  aufgefundenen,  übrigens 
nicht  bedeutenden  Bruchstüehen  der  Rede  (praef.  p.  60)  hatte  den  Gedan- 
ken, Ciceros  Rede  sei  nicht  in  einem  Perduelliousproeesse  gehalten,  son- 
dern die  Strafe  des  Hochverrathes  sei  wegen  der  ungültigen  Wahl  der  Du- 
umvim  auf  Betrieb  des  Consuls  vom  Senate  aufgehoben  worden : es  habe 
sich  also  nur  um  eine  Geldstrafe  gehandelt.  Schon  Druinann  in  seiner 
Römischen  Geschichte  III,  163  urtheilt  richtig,  dass  diese  Ansicht  eigent- 
lich keiner  Widerlegung  bedürfe,  widerlegt  sie  indessen  doch  genügend: 
wir  brauchen  diese  Widerlegung  nicht  zu  wiederholen,  da  sie  in  unserer 
obigen  Beweisführung  enthalten  ist.  Neuerlich  jedoch  hat  Lange  in  seinen 
Römischen  Alterthümcrn  II,  484  und  508  eine  ähnliche  Meinung  aufgestellt. 
Er  behauptet,  zu  einer  Verurtheilung  im  Perduellionsprocesse  sei  es  nicht 
gekommen,  weil  die  Centuriatcomitien  durch  Wegnahme  des  vcxillum  rus- 
seum  auf  dem  luniculus  gestört  wurden.  In  Folge  dessen  hätte  Labienus, 
da  die  actio  perduellionis  nicht  wiederholt  werden  durfte,  vor  den  Tribut- 
comitien  gegen  Rabirius  einen  Multproccss  anhängig  gemacht  und  bei  ihm 
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habe  Cicero  die  uns  erhaltene  Rede  gehalten.  Ein  Beweis  für  diese  Mei- 
nung wird  nicht  augeführt,  widerlegt  aber  wird  sie  einmal  durch  dasZeug- 
niss  von  Dio,  der  berichtet,  es  sei  nach  der  Aufhebung  der  Centuriatco- 
mitien  kein  neuer  Process  angestellt  worden , dann  durch  die  von  uns  an- 
geführten Worte  iu  Ciceros  Rede,  wo  es  heisst,  es  handele  sich  um  das 
cnpui  von  Rabirius.  Veranlasst  zur  Annahme  eines  Multprocesses  wurden 
Niebuhr  und  Lange  durch  eine  Stelle  iu  Ciceros  Rede  3,  8.  Er  spricht 
dort  von  den  beiläufigen,  nicht  eigentlich  zum  Gegenstände  des  Processes 
gehörigen , Beschuldigungen  gegen  Rabirius,  auf  welche  er  wegen  Kürze 
der  Zeit  bei  seiner  Vertheidigung  nicht  eingeheu  wollte,  und  sagt  A am 
quill  ego  ad  i d lungant  oralionrm  comparrm , quud  est  in  rädern  multae  ir- 
rogaiionr  prneicripium  (denn  so  und  nicht  perscripium  muss  es  heissen}, 
hunc  «ec  juac  nrc  alienae  pudicitiae  pepereitsr  ? Hier  erwähnt  Cicero 
allerdings  einen  Multproeess , aber  nicht  denjenigen,  um  welchen  es  sich 
angeblich  bei  Ciceros  Rede  handelte,  sondern  .ebendenselben”,  deu  er 
also  schon  vorher  erwähnt  haben  muss.  Es  ist  wahrscheinlich  der  wegeu 
peculniu*  gegen  C.  Curius  gemeint,  welchen  er  vorher  3,  7 berührt  hatte: 
bei  ihm  war  in  der  Anklageschrift  etwas  auch  gegen  Rabirius  gesagt  und 
dessen  Unkeuschheit  erwähnt  worden.  WTie  ganz  anders  würden  Ciceros 
Worte  sein,  wenn  er  mit  der  muliae  irrugaiiu  eben  den  Process,  bei  wel- 
chem er  die  Rede  hielt,  gemeint  hätte! 

98)  Unsere  Darstellung  von  den  Vorgängen  bei  der  Bestrafung  derCa- 
tilinarischen  Verschworenen  soll  nur  eine  allgemeine  sein : wir  haben  des- 
halb bei  den  Einzelheiten  derselben,  auf  welche  es  hier  nicht  ankommt, 
die  Beweisstellen  nicht  hinzugefügt  und  verweisen  auf  Drumanns  Römische 
Geschichte  V,  482flgd. 

99)  Man  sehe  hierüber  unsere  Studia  Humana  p.  57  flgd.,  wo  wir  nach- 
gewiesen haben,  dass  die  Berichte,  welche  uns  über  diesen  Punkt  erhal- 
ten sind , den  wirklichen  Verhältnissen  entsprechen : bisher  nahm  man  einen 
Irrthum  in  denselben  an. 

100)  Ich  führe  hier  nur  die  Ansichten  der  neuesten  Gelehrten  an. 
Becker  iu  seinem  Handbuch  der  Römischen  Alterthümer  II,  2,  180  spricht 
sich  etwas  schwankend  aus.  Er  sagt,  durch  jene  Vollmacht  sei  die  Dic- 
tatur  ersetzt  worden;  aber  es  sei  ein  Unterschied  gewesen  zwischen  der 
ältern  und  der  späteren  Zeit:  Livius  111,  4 und  VI,  19  verstehe  die  Voll- 
macht offenbar  im  Sinne  der  spätem  Zeit,  es  wäre  damals,  wo  die  Dicta- 
tur  gewöhnlich  war,  einfacher  gewesen,  einen  Dictator  zu  ernennen.  Spä- 
ter sei  allerdings  deu  Consuln  dadurch  dictatorische  Gewalt  übertragen 
worden.  Becker  giebt  also  so  gut  wie  gar  keine  Erklärung.  Lange  in  den 
Römischen  Alterthümern  1,  527  sagt,  durch  jenen  Senatsbeschluss  sei  die 
Consulargewalt  thatsächlich  zu  dictatorischer  Gewalt  gesteigert  worden. 
Ein  formelles  Recht  dazu  hätte  der  Senat  nicht  besessen  und  formell  be- 
trachtet hätten  die  Consuln  ungesetzlich  gehandelt,  wenn  sie  auf  Grund 
des  Senatsbeschlusses  das  Recht  über  Leben  und  Tod  gegen  Bürger  ohne 
Urtheilsspruch  auwendeten.  Darnach  also  hätten  die  C<rasuln  durch  den 
Senat  das  Recht,  Unrecht  zu  tbun,  erhalten.  W.  Rein  in  Paulys  Realen- 
cyelopädie  II,  624  (Stuttgart  1862)  bemerkt  ganz  kurz,  tribunicische  luter- 
ccssion,  Provocation  und  Abhängigkeit  vom  Senate  sei  durch  jene  VoU- 
rnacht  aufgehoben  worden. 
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101)  Es  ist  ein  Irrthum,  wenn  Drumann  in  seiner  Römischen  Ge- 
schichte V,  530  behauptet , Caesar  hätte  für  die  Catilinarischen  Verschwo- 
renen Provocation  an  das  Volk  verlangt.  Das  hat  er  nicht  gethan  und 
Sueton  Caes.  14,  welche  Stelle  als  Beweis  dafür  angeführt  wird,  erzählt 
davon  nichts. 

102)  Unsere  Ansicht,  dass  Cicero  bei  der  Hinrichtung  der  Verschwo- 
renen kein  Gesetz  verletzt  hat,  weicht  von  der  bei  den  Gelehrten  herr- 
schenden ab.  Drumann  in  seiner  Römischen  Geschichte  V.  553  stellt 
lange  Betrachtungen  über  Ciceros  Verfahren  an  und  missbilligt  dasselbe 
sehr,  legt  ihm  auch  selbstsüchtige  Absichten  unter.  Aber  er  kommt  zu 
keinem  bestimmten  Ergebnisse,  kennt  auch  die  Römischen  Staatsverhält- 
uisso  so  wenig , dass  er , in  allgemeinen  Reden  befangen , kein  eigentliches 
Urtheil  fällt.  C.  G.  Zuinpt  in  seiner  Abhandlung  über  die  persönliche  Frei- 
heit des  Römischen  Bürgers  (Darmstadt  1846)  erkennt  ganz  richtig,  dass 
die  Verurtheiluug  der  Catilinarier  erfolgte,  weil  sie  geständig  und  auf  der 
That  ertappt  waren,  nimmt  aber  eine  Verletzung  des  Setnprouischen  Ge- 
setzes durch  Cicero  an. 

103)  Jenes  ist  die  Meinung  von  Mauutius , dieses  die  von  Fr.  Hofmann 
in  einem  gründlichen  Aufsatze : Zur  Lebensgeschichte  des  Cicero  im  Philologus 
XIII,  645flgd.  In  diesem  Aufsatze  wird  ein  Irrthum  Drumanns  Römische  Ge- 
schichte II,  257  in  Betreff  der  Verbannung  Ciceros  berichtigt  und  bewie- 
sen, dass  die  Abreise  in  die  Verbannung  unmittelbar  vor  die  Annahme  des 
Clodischen  Provocationsgesetzes  fällt:  darnach  wird  die  Zeit  der  Verban- 
nung und  der  Reise  in  dieselbe  richtiger  als  es  bisher  geschehen  ist,  be- 
stimmt. In  dieser  Untersuchung  S.  653  bespricht  Hofmann  auch  die  Stelle 
von  Cicero  ad  Att.  III,  4 « nie  diem  rogationis  und  legt  ihr  den  oben  an- 
gegebenen Sinn  unter.  Seine  Gründe  erscheinen  indessen  nicht  beweisend. 
Er  stützt  sich  erstens  auf  die  Worte  dos  Clodischen  Gesetzes  «t  M.  Tullio 
aqua  et  igni  interdicium  sit : in  solchen  Fällen,  sagt  er,  brauchte  ein  Ter- 
min, von  welchem  an  das  Urtheil  rechtskräftig  sein  sollte,  nicht  bestimmt 
zu  werden.  Allerdings  war  ein  solcher  Termin  nicht  nöthig;  denn  das 
Gesetz  war  gültig  mit  dem  Augenblicke,  wo  es  angenommen  war;  aber  wohl 
konnte  ein  anderer  Termin  in  demselben  angegeben  werden,  nämlich  der, 
bis  wohin  die  dem  Angeklagten  zur  Rückkehr  gewährte  Frist  ginge  und 
von  wo  die  Aechtung  als  geschehen  gelten  sollte.  Zweitens  bemerkt  Ilof- 
inann , wenn  in  dem  Gesetze  ein  solcher  Termin  bestimmt  gewesen  wäre, 
so  hätte  er  billigerweise  so  weit  hinausgesteckt  sein  müssen,  dass  Cicero 
vom  Tage  der  Annahme  des  Gesetzes  bis  zu  dem  Termine  bequem  aus 
dem  verbotenen  Bereiche  herauskommen  konnte.  Diese  Aengstlichkeit  für 
das  Wohl  des  Angeklagten  brauchte  das  Gesetz  nicht  zu  haben,  der  Ter- 
min musste  vielmehr  so  sein . dass  Cicero  sich  innerhalb  desselben  in  Rom 
stellen  konnte.  Dadurch  werden  die  Bestimmungen  über  die  Reise  Ciceros 
etwas  verändert 

104)  Es  ergiebt  sich  dies  daraus,  dass  als  Cicero  in  der  Nacht  vor 
der  Annahme  desselben  Rom  verliess , Caesar  noch  vor  den  Thoren  Roms 
war  (Cic.  p.  Sest.  18;  de  har.  resp.  22;  Plut  Caes.  14;  DioCass.  XXXVIII, 
17).  Caesar  aber  machte  die  Reise  nach  Gallien  in  acht  Tagen  (Plut. 
Caes.  17)  und  langte  in  Genf  kurz  vor  dem  28.  März  an  (Caes.  bell.  Gell. 
I,  6).  Vergl.  Hofmann  a.  a.  0.  S.  656. 
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Anmerkungen. 


105)  Drumann  a.  a.  0.  S.  257  nimmt  an,  die  Verbesserung  des  Ge- 
setzes habe  eine  Milderung  der  Strafe  zur  Folge  gehabt:  sie  sei  durch  Cae- 
sars Vermittelung,  der  Cicero  hätte  schonen  wollen,  vorgenommen  worden. 
Er  rechnet  die  Entfernung  der  Meilen  von  Rom , erklärt  aber  die  Worte 
Plutarchs  nicht  richtig , wenn  er  behauptet , derselbe  rechne  die  Entfer- 
nung von  Italien.  Das  liegt  in  Plutarchs  Worten  tvröj  (itXüuv  rtv-raxoatra» 
’l-raXfa«  nicht.  Hofmann  a.  a.  0.  S.  650  rechnet  die  Entfernung  nicht  von 
Rom,  sondern  von  Italien,  was  eine  für  die  Römer  unmögliche  Rechnung 
war.  Denn  da  Italien  grösstentheils  von  der  See  umgeben  ist,  wer  konnte 
damals  die  Entfernung  zur  See  berechnen?  wer  hat  sie  jemals  nach  Mil- 
lien berechnet?  Ueberdem  streitet  dies  mit  der  ausdrücklichen  Ueberlie- 
rung.  Aber  eine  Verschärfung  der  Strafe  erkennt  auch  Hofmann  in  der 
Gesetzesänderung:  anfänglich  sei  Cicero  nur  das  Römische  Gebiet  oder 
Italien  verboten , später  eine  bestimmte  Entfernung  von  Italien  geboten 
worden.  Nach  unserer  Auseinandersetzung  wird  kaum  ein  Zweifel  bleiben. 
Wir  bemerken  nur  noch,  dass  bei  Cic.  ad  Att  111,  4 lila  cum  pcrteiurr 
non  liceat  unter  illo  zu  verstehen  ist  in  Siciliam .-  der  Ausdruck  ist  für  uns 
etwas  dunkel,  weil  uns  die  entsprechenden  Briefe  von  Atticus  fehlen.  Ein-' 
ganz  verfehlte  Deutung  und  Verbesserung  der  Stelle  von  Plutarch  Cic.  32 
lese  ich  so  eben  im  Rheinischen  Museum  1865  S.  633. 

106)  Man  sehe  die  Darstellung  in  Drumanns  Römischer  Geschichte  II. 
268flgd.  Auf  die  Einzelheiten  gehen  wir  nicht  weiter  ein,  da  dieselben 
nur  politisches,  nicht  juristisches  Interesse  haben. 


Druck  von  J.  F.  Sturckc  in  Berlin. 
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